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Vorrede 

der  ersten  Auflage. 

(Mit  Weglassung  der  Jetzt  nicht  wesentlichen  Stellen.) 


Es  ist  eine  auffallende  Erscheinung,  dass  bis  jetzt  eine 
Uebersetzung  der  Justinianeischen  Gesetzbücher  noch  nicht 
vorhanden  ist,  da  dieselben  doch  von  allen  Werken  des 
Alterthums,  nächst  der  Bibel,  am  frühesten  und  weitesten 
durch  Deutschland,  wie  durch  das  übrige  civilisirte  Europa, 
verbreitet  worden,  und  von  allen  andern  schriftlichen 
Denkmälern  der  Alten,  mit  sehr  wenigen  Ausnahmen, 
mehr  oder  minder  zahlreiche  Uebersetzungen  in  deutscher 
Sprache,  wie  in  denen  aller  übrigen  gebildeten  europäi- 
schen Völker  und  zu  allen  Zeiten  erschienen  sind.  Wenn 
man  die  Ursache  davon  zu  erforschen  sucht,  so  tritt  zwar 
sogleich  ein  Scheingrund  hervor,  nämlich  der  Umfang 
und  die  Schwierigkeit  des  Unternehmens  selbst;  indessen 
hat  doch  Beharrlichkeit,  und  insbesondere  deutscher  Fleiss, 
schon  viel  Grösseres  geleistet,  als  dass  jener  Grund  über- 
haupt als  ein  solcher  betrachtet  werden  könnte.  Ich  glaube 
die  Hauptursache  davon ,  dass  man  bisher  noch  keine  Ueber- 
setzung der  Justinianeischen  Gesetzbücher  hat  (denn  die 
altern  Bearbeitungen  und  Auszüge  einzelner  Theile  u.  s.w. 
sind  hierher  nicht  zu  rechnen),  darin  zu  finden,  dass  man 
den  Nutzen  derselben  verkannt  hat,  
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Die  Haupteinwürfe  gegen  eine  Uebersetzung ,  welche 
gemacht  werden  könnten ,  dürften  etwa  folgende  sein : 
dass,  wer  das  Corpus  Juris  zu  lesen  habe,  der  Ursprache 
soweit  mächtig  sein  müsse,  um  es  zu  verstehen;  dass  die 
unmittelbare  und  directe  Anwendung  desselben  nur  in  der 
Ursprache  geschehen  könne;  dass  eine  Uebersetzung  vom 
Studium  der  Quellen  abhalten  werde;  dass  eine  Ueber- 
setzung, die  Vollkommenes  leiste,  unmöglich  sei. 

Ohne  die  grösste  und  innigste  Ueberzeugung  von  dem 
so  vielfachen  als  grossen  Nutzen,  den  eine  Uebersetzung 
des  Corpus  Juris  gewähren  kann,  würde  es  mir  nie  ein« 
gefallen  sein,  den  Plan  zu  einer  solchen  zu  fassen  und 
zu  entwerfen,  und  die  Arbeit  anfänglich  allein  zu  begin« 
nen«  Allein  meine  Ueberzeugung  gewann  nach  dem  Be- 
ginn der  Arbeit  erst  recht  den  wahren  Grund ,  und  ich 
muss  gestehen,  dass,  wiewohl  ich  an  dem  Gewinn  für  die 
Wissenschaft,  welcher  durch  eine  Uebersetzung  hervor«» 
gebracht  werden  kann,  nie  auch  nur  einen  Augenblick 
gezweifelt  hatte,  ich  denselben  doch  erst,  nachdem  ich 
mehrere  Bücher  der  Pandecten  übersetzt  und  überarbeitet 
hatte,  recht  eigentlich  kennen  lernte.  Ich  werde  daher 
die  obigen  Einwürfe  zu  beantworten,  daran  aber  die 
Darlegung  des  Nutzens  einer  Uebersetzung  zu  knüpfen 
suchen, 

1.  Allerdings  soll  Jeder,  der  das  Corpus  Juris  von 
Amts-*  und  Pflichtswegen  zu  lesen  hat,  d.  h.  jeder  Jurist, 
der  Ursprache  in  soweit  mächtig  sein,  dass  er  es  ohne 
Uebersetzung  versteht,  allein  mit  dem  Lesensollen  steht 
es  gerade  so,  wie  mit  dem  Verstehensollen;  das  Eine  so 
wenig  wie  das  Andere  lässt  sich  bei  mannigfachen  andern 
bequemen  H Ulfsmitteln  erzwingen,  und  ich  glaube  nicht 
zu  übertreiben,  wenn  ich  behaupte,  dass  Viele  derer,  die 
sich  Juristen  nennen,  nicht  mehr  fähig  sind,  im  Corpus 
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Juris  zu  lesen.  Sollte  der  erste  Einwurf  Grund  haben, 
so  könnte  man  sogar  fortfolgern,  dass  jedes  Handbuch 
des  Civilrechts  überflüssig  wäre,  und  doch  wird  dies  Nie- 
mandem einfallen«  Allein  es  lassen  sich  demselben  noch 
viel  triftigere  Gründe  entgegenstellen.  Wie  nöthig  Kritik, 
wie  unentbehrlich  die  Kunst  der  Interpretation  sei,  ist 
nicht  nöthig  zu  erwähnen,  und  worauf  arbeiten  beide  hin? 
Nur  auf  das  richtige  Verstehen.  —  Eine  gelungene  Ueber- 
setzung  kann  daher  nur  das  Resultat  beider  sein,  weil  sie 
das  in  sich  vereinigen  muss,  was  jene  bedingen.  Umge* 
kehrt  aber  kommt  auch  die  Uebersetzung  der  Kritik  wie 
der  Interpretation  häufig  zu  Hülfe,  was  ich  weniger  bei 
den  Institutionen ,  als  dem  leichtesten  Theile  des  Corpus 
Juris,  als  besonders  bei  den  Pandecten  oft  Gelegenheit 
gehabt  habe  zu  erproben.  Daher  dürfte  nicht  zu  leugnen 
sein,  dass  eine  vollkommene  Uebersetzung,  die  allen  An- 
sprüchen ,  welche  an  sie  gemacht  werden  könnten ,  genügte, 
die  grammatische  und  Spracherklärung  ganz  erledigen 
müsste.  Wie  viele  Gesetzstellen  gibt  es  ferner  nicht, 
welche  ohne  die  besten  Commentarien  und  Auslegungs- 
hülfsmittel  gar  nicht  zu  verstehen  sind,  ohne  einen  grossen 
Zeitaufwand  herbeizuführen,  nach  welchem  man  immer 
noch  an  Scheidewegen  steht !  Wem  sind  diese  Hülfsmittel 
alle  zugänglich  ?  —  Bei  einer  Uebersetzung  ist  aber  zu 
erwarten,  dass  sie  alle  mit  Umsicht  benutzt  worden  sind, 
und  sie  gestaltet  sich  eigentlich  als  das  Resultat  aller, 
neben  eigener  Forschung  und  Anschauung  des  Uebersetzers» 
Hierbei  ist  auch  noch  zu  berücksichtigen,  dass  die  Com** 
mentarien  und  sonstigen  zur  Gesetzerklärung  vorhandenen 
Hülfsmittel  aus  allen  Jahrhunderten  (die  Glosse  ausgenom- 
men, über  welche  ich  jedoch,  hier  etwas  Weiteres  zu  sagen, 
überhoben  zu  sein  glaube)  immer  nur  theil-  oder  stellen- 
weise die  Gesetze  erklären,  dahingegen  die  Uebersetzung 
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sich  auf  das  Ganze  erstreckt;  und  es  gibt  eine  grosse  Menge 
von  Stellen,  die  nie  ein  Commentator  berührt  hat,  und 
welche  dennoch  einer  genauen  Auslegung  um  so  bedürf- 
tiger sind,  je  mehr  Schwierigkeiten  sie  darbieten.  Hier- 
von habe  ich  namentlich  im  II.  Theile  der  Pandecten  auf- 
fallende Beispiele  gefunden. 

Endlich  ist  hier  noch  zu  bemerken,  wie  mancher 
Gebildete  sich  gern  naher  mit  dem  Corpus  Juris  bekannt 
machen  würde,  und  es  wünscht,  der  gerade  nicht  latei- 
nisch versteht;  ja,  der  selbst  wenn  er  der  lateinischen 
Sprache  mächtig  ist,  um  die  Classiker  mit  Genuss  und 
Gewinn  zu  verstehen,  schon  deswegen  nicht  im  Stande 
ist,  das  C.  J.  mit  Belehrung  und  Vergnügen  zu  lesen, 
weil  er  die  Eigenthümlichkeit  der  Sprache  desselben  nicht 
nur  nicht  kennt,  sondern  wegen  der  Masse  der  ihm  auf- 
stossenden  besondern  Ausdrücke,  Worte  und  Redensarten, 
ohne  jahrelanges  Studium  der  Hechts  Wissenschaft  es  nimmer- 
mehr dahin  bringen  wird. 

Und  dennoch  ist  es  ein  Schatz  nicht  für  den  Juristen 
allein,  sondern  auch  für  den  Sprachforscher,  Geschichts- 
forscher und  Philosophen,  und  in  diesen  Beziehungen 
noch  lange  nicht  erschöpft;  denn  wer  das  C.  J.  studiert, 
beschäftigt  sich  meist  damit  aus  andern  Gründen,  als  um 
Ausbeute  in  jener  Rücksicht  zu  gewinnen,  und  wer  diese 
sucht ,  greift  selten  zum  C.  J. ,  selbst  wenn  er  der  Sprache 
mächtig  ist. 

2.  Wo  das  C.  J.  zur  unmittelbaren  Anwendung  kommt, 
ist  freilich  der  Urtext  unentbehrlich,  allein  wir  kommen 
hier  doch  auf  den  Hauptzweck,  das  Verstehen,  zurück, 
und  hier  gilt  ganz  das  vorher  schon  Gesagte  wieder.  Im 
Gegentbeil  wird  gerade  hier  eine  gute  Uebersetzung  neben 
dem  Urtext  ihren  Nutzen  am  ersten  bewähren.  Denn  wie 
mancher  praktische  Jurist,  der  Jahre  laug  im  bewegten 
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Geschäftsleben  sich  getummelt  hat,  dass  ihm  zum  fernem 
Studium  der  lateinischen  Sprache  keine  Zeit  übrig  geblie- 
ben ist,  und  denn  doch  zuweilen  zum  C.  J.  greifen  muss, 
wünscht  nicht,  um  ganz  sicher  zu  gehen,  eine  gute  Ueber- 
setzung? Es  ist  nicht  möglich,  von  jedem  Juristen  zu 
verlangen,  dass  er  in  seinem  fünfzigsten  und  sechzigsten 
Jahre  der  lateinischen  Sprache  noch  so  mächtig  sein  solle, 
als  er  es  vielleicht  im  zwanzigsten  gewesen  ist;  es  ver- 
gisst  sich  wenigstens  vieles  Einzelne,  Antiquitäten,  rechts- 
geschichtliche Notizen  u.  s.  w. ,  was  zum  richtigen  Verste- 
hen und  richtigen  Würdigen  der  Gesetze  oft  unentbehrlich 
ist,  und  wo  eine  Uebersetzung  neben  dem  Text  eine  un- 
endliche, Vielen  gewiss  sehr  willkommene,  Erleichterung 
sein  wird. 

Es  ist  möglich,  dass  dem,  was  ich  hier  gesagt  habe, 
und  weil  es  mehr  den  reinpraktischen  Nutzen  einer  Ueber- 
setzung, als  den  betrifit,  welchen  sie  auch  für  die  Wis- 
senschaft selbst  haben  kann,  von  den  künftigen  öffent- 
lichen Beurtheilern  dieser  Uebersetzung  nicht  beigestimmt 
werden  wird,  weil  sie,  ihrem  höhern  Standpunkte  nach, 
in  dieser  Beziehung  keine  Uebersetzung  zu  wünschen 
brauchen;  allein  ich  glaube,  dass  es  sich  mit  unzähligen 
Zeugnissen  von  praktischen  Geschäftsleuten  belegen  lässt, 
ohne  dass  diesen  hieraus  ein  Vorwurf  gemacht  werden 
könnte. 

3.  Dass  eine  Uebersetzung  vom  Studium  der  Quellen 
abhielte,  ist  ebenso  ungegründet;  wir  haben  fast  zahllose 
Uebersetzungen  von  den  classischen  Werken  der  Alten, 
und  doch  ist  das  Studium  derselben  im  Original  vielleicht 
das  allgemeinste  von  allen.  Uebrigens  kann  dieser  Vorwurf 
wohl  nur  den  Studierenden  treffen,  und  hier  ist  nicht  zu 
leugnen,  dass  das  Studium  der  Quellen  auf  den  Akade- 
mien von  Vielen  sehr  vernachlässigt,  ja  fast  gar  nicht 
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getrieben  wird.  Allein  was  ist  es,  was  die  meisten  Stu- 
dierenden davon  abhält?  —  Neben  dem  voluminösen  In- 
halt der  Quellen  offenbar  theils  die  Schwierigkeit  des  Ver-- 
Stehens  derselben  an  sich,  theils  die  noch  nicht  vorhan- 
dene Fähigkeit  dazu,  die  sich  erst  nach  längerm  Studium 
und  richtiger  Anleitung  zu  diesem  findet,  theils  auch  Man- 
gel an  zugänglichen  Hülfsmitteln ,  theils,  dass  der  Sache 
kein  Geschmack  abgewonnen  wird,  indem  man  durch  viel 
bequemere  und  leichtere  Mittel  zum  Zweck  zu  gelangen 
glaubt,  durch  Compendien,  Systeme  u.  s,  w.  Man  hat 
bisher  noch  keine  Uebersetzung  des  C.  J«  gehabt,  allein 
die  Quellen  werden  meistens  so  auffallend  von  den  Stu- 
dierenden vernachlässigt,  dass  eine  Verschlimmerung  die- 
ses Zustandes  gar  nicht  eintreten  kann.  Das  Nachlesen 
der  sogenannten  Beweisstellen  thut  es  freilich  nicht  l  — 
Die  Titel  und  Lehren  müssen  ganz  gelesen  werden,  um 
das  Römische  Recht,  seine  Ausbildung  und  seinen  Geist 
kennen  zu  lernen,  und  es  über  das  Handwerks  massige 
zu  bringen;  wer  aber  auf  der  Universität  nicht  schon  den 
Quellen  Geschmack  abgewonnen  hat,  wird  ihn  späterhin 
wohl  schwerlich  noch  bekommen, 

Ist  es  nun  bisher,  ungeachtet  alles  Anmahnens  und 
dringenden  Rathes  der  akademischen  Lehrer  dazu,  nur 
im  Einzelnen  möglich  gewesen,  das  Quellenstudium  unter 
den  Studierenden  anzufachen,  so  scheint  für  die  Zukunft 
ebenso  wenig  Hoffnung  dazu  vorhanden  zu  sein,  da,  wie 
Jeder  zugeben  wird,  hier  so  sehr  viel  von  dem  persön- 
lichen Einfluss  des  akademischen  Lehrers  abhängt,  und 
dieser  mit  dessen  Wirkungskreise  meistens  wieder  er- 
lischt. 

Ist  aber  eine  Uebersetzung  vorhanden,  so  dürfte  wohl 
nicht  zu  bezweifeln  sein ,  dass  wenigstens  Viele  dazu  grei- 
fen, theils  des  leichtern  Ueberblicks,  theils  des  bessern 
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Verständnisses  wegen,  und  hier  wird  gerade  die  Ueber- 
setzung einen  sehr  wesentlichen  Nutzen  stiften,  indem  der 
Studierende  aus  der  Uebersetzung  erst  die  Quelle  recht 
verstehen  lernen,  und  dadurch  zum  Studium  dieser  selbst 
veranlasst  werden  wird.  Die  Uebersetzung  wird  also  das 
Quellenstudium  nicht  verhindern  oder  verringern,  sondern 
dasselbe  erleichtern  und  vermehren. 

4.  Sollte  auch  eine  vollkommene  Uebersetzung,  die 
allen  Ansprüchen  Genüge  leistet,  unmöglich  sein,  was 
ich  selbst  fast  zugeben  möchte,  so  kann  man  sich  wohl 
damit  trösten ,  dass  es  überhaupt  nichts  Vollkommenes 
gibt.  Eine  gute  Uebersetzung  ist  aber ,  meinem  Er- 
achten nach,  keineswegs  unmöglich,  und  hätten  wir  eine 
solche,  so  würde  sich  ihr  Nutzen  schon  langst  bewährt 
haben. 

Längst  ist  endlich  von  mehreren  Seiten  her  öffentlich 
der  Wunsch  ausgesprochen  worden,  dass  eine  Uebersetzung 
der  Justinianeischen  Gesetzbücher  unternommen  werden 
möchte,  der  freilich  mehr  von  Nichtjuristen  ausgegangen 
zu  sein  scheint,  indessen  doch  ein  bisher  nicht  befriedigtes 
Bedürfniss  anzeigt. 

Was  nun  die  gegenwärtig  begonnene  Uebersetzung 
betrifft,  so  will  ich  dem  juristischen  Publicum  noch  von 
denjenigen  Grundsätzen,  von  welchen  dabei  ausgegangen 
werden  wird,  Rechenschaft  ablegen,  und  diejenigen  ein- 
zelnen dieselbe  betreffenden  Umstände  auseinandersetzen, 
welche  bei  der  Uebersetzung  im  Besondern  zu  berücksich- 
tigen sind. 

Bei  der  Uebersetzung  des  C.  J.  muss  man  zum  Theil 
von  ganz  andern  Grundsätzen  ausgehen,  als  bei  der  eines 
jeden  andern  Werkes  des  classischen  Alterthums;  denn 
die  beiden,  bei  jeder  Uebersetzung  zu  berücksichtigenden 
Hauptmomente,  Uebereinstimmung  der  Gedanken  zwischen 
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der  Uebersetzung  und  dein  Original  und  der  Darstellung 
dieser  selbst,  können  bei  der  Uebersetzung  des  C.  J.  allen 
an  dieselbe  zu  machenden  Ansprüchen  darum  nicht  allein 
genügen,  weil  es  ein  Gesetzbuch  ist;  in  einem  Gesetz 
aber  jedes  einzelne  Wort  bei  der  Interpretation,  welche 
eine  Uebersetzung  begreiflich  nie  ausschliessen  wird,  und 
bei  der  Anwendung  desselben  von  Interesse  sein  kann. 
In  Bezug  hierauf  erfordert  eine  Uebersetzung  des  C.  J. 
eine  ganz  besondere  Treue  in  der  Uebertragung  eines  jeden 
einzelnen  Gedanken,  in  der  Stellung  der  Worte  gegen 
einander  und  ein  erschöpfendes  Wiedergeben  des  Sinnes 
im  Einzelnen  wie  im  Ganzen.  Hierzu  kommt  noch  im- 
erlässlich  eine  fortwährende  Gleichheit  im  Ausdruck  der- 
selben Sachen  und  Gegenstände,  die  Notwendigkeit  der 
Auffassung  des  vorwaltenden  Geistes  in  jeder  Darstellung 
neben  dem  durchaus  richtigen  Verständniss  jedes  einzelnen 
Satzes,  ein  Durchschauen  des  Verhältnisses  und  der  Be- 
ziehungen der  einzelnen  Sätze  zu  einander  und  der  ein- 
zelnen Worte  in  denselben.  Die  Uebersetzung  des  C.  J. 
erfordert  mithin  eine  Genauigkeit  und  Sorgfalt  in  der 
Uebertragung  als  wesentlich  nothwendig,  welche  die 
Uebersetzung  jedes  andern  Werkes  der  Alten  nur  als 
nützlich  vorauszusetzen  braucht,  indem  diese,  wenn  sie 
den  Sinn,  den  im  Werke  selbst  vorherrschenden  Geist 
und  den  Styl  wiedergibt,  allen  Ansprüchen  Genüge  lei- 
sten wird,  dahingegen  von  der  Uebersetzung  eines  Rechts- 
buches die  treueste  Uebertragung  eines  jeden  einzelnen 
Gedanken  und  jedes  Wortes,  sowie  der  Stellung  der  den 
Sinn  enthaltenden  Worte  gefordert  werden  muss.  Dies 
geht  auch  aus  dem  Inhalt  des  C.  J.  hervor,  denn  begreif- 
lich erfordert  die  Uebersetzung  von  Gesetzen  als  solchen, 
besonders  wenn  sie  in  das  Gewand  gekleidet  sind,  wie  die 
der  Justinianeischen  Sammlung,  d.  h.  meistens  in  Beispie- 
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len  von  Rechtsfällen  bestehen,  und  aus  diesen  Resultate 
ziehen,  eine  im  Allgemeinen,  wie  im  Besondern  weit 
grössere  Treue,  als  z.  B.  die  von  einem  geschichtlichen 
Werke,  von  Briefen,  Reden  u.  s.  w.,  die  zugleich  auf 
die  üebertragung  der  einzelnen  Worte  zu  richten  ist.  Darf 
nun  aber  in  einer  guten  üebersetzung  die  Treue  der  Deut- 
lichkeit keinen  Abbruch  thun,  hat  man  ausserdem  noch 
die  Erfordernisse  der  Sprache,  in  welche  man  übersetzt, 
zu  berücksichtigen,  und  darf  man  dabei  die  Regeln  eines 
guten  Styls  nicht  vernachlässigen,  so  wird  hieraus  ein- 
leuchten, dass  schon  in  Rücksicht  dieser  Beziehungen,  ab- 
gesehen von  mannigfachen  andern  Ursachen ,  die  theils  in 
einer  umfassenden  Kenntniss  der  Sprache,  worin  die  Ju- 
stinianeischen  Gesetzbücher  geschrieben  sind,  theils  in  dem 
Verstehen  der  Sache  selbst,  theils  in  der  Bekanntschaft 
mit  der  Geschichte  überhaupt,  wie  mit  der  Rechtsgeschichte 
und  Alterthumskunde  im  Besondern,  theils  in  den  Ver- 
hältnissen, unter  denen  die  einzelnen  Gesetze  des  C.  J. 
sowohl,  als  wie  dieses  im  Ganzen  selbst  entstanden,  ihren 
Grund  finden ,  eine  üebersetzung  des  C.  J.  mit  bei  weitem 
grössern  Schwierigkeiten  verbunden  sei,  als  die  jedes  an- 
dern Werkes, 

Ja,  kommt  hierzu  endlich  noch  der  Umstand,  dass 
der  Text  des  C.  J.,  was  die  Kritik  anlangt,  vielleicht 
unreiner  und  weniger  gesäubert  ist,  als  der  der  meisten 
Schriftsteller  der  Alten,  und  dass  sich  der  Uebersetzer  in 
dieser  Hinsicht  häufig  in  weit  grosserer  Verlegenheit  be- 
findet, da,  dem  Inhalt  und  der  Sache  nach,  auf  einen 
richtigen  Text  beim  C.  J.  viel  mehr  ankommt,  je  mehr 
davon  abhängt,  und  je  wichtiger  die  Folgen  für  ganze 
Rechtslehren  selbst  bei,  in  Betreff  der  Sprache  unbedeu- 
tenden ,  Varianten  sein  können,  mithin  hier  auch  die  Kri- 
tik zum  Theil  einen  ganz  andern  Maassstab  anlegen  und 
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andere  Regeln  befolgen  muss,  je  weniger  die  gewöhn- 
lichen ausreichend  sind,  so  ist  wahrscheinlich  nicht  zuviel 
behauptet,  wenn  man  die  Uebersetzung  des  C.  J.  für  die 
schwierigste  Leistung  dieser  Art  hält. 

Der  gegenwärtigen  Uebersetzung  ist  der  bei  Baum- 
gartner in  Leipzig  heftweise  erscheinende  Text  des  C.  J., 
welchen  die  Herren  Gebrüder  Kriegel  besorgen,  zum 
Grunde  gelegt  worden,  und  es  wird  die  Uebersetzung  da- 
her mit  demselben  fortschreiten.  —  Die  Wahl  des  Textes 
war  allerdings  einer  der  am  meisten  zu  überlegenden  Punkte, 
und  einer  von  denen,  dessen  Entscheidung  am  spätesten 
erfolgte.  Wenn  aber  in  Betracht  zu  ziehen  war,  dass  die 
Uebersetzung  für  die  folgende  Zeit  ein  allgemeineres  und 
grösseres  Interesse  finden  könnte,  und  man  dabei  darauf 
Rücksicht  nehmen  musste,  welche  Ausgaben  in  der  nächst- 
künftigen Zeit  in  den  meisten  Händen  sein  werden,  so 
kann  wohl  die  Wahl  einer  neuerscheinenden  Ausgabe, 
die  innere  und  äussere  Vorzüge  vereint,  als  gerechtfertigt 
angesehen  werden. 

Es  ist  nun  aber  hiermit  eine  absolute,  durchgängig 
wörtliche,  Befolgung  desselben  nicht  ausgesprochen,  viel- 
mehr ist  der  individuellen  Ansicht  und  Ueberzeugung  des 
Uebersetzers  ein  Abweichen  in  der  Lesart  vom  Text,  da, 
wo  sie  es  für  wesentlich  nothwendig  und  den  Gesetzen 
der  Kritik  entsprechend  erachtet,  überlassen.  Wenn  da- 
her das  Abgehen  vom  Text  auch  nur  selten  und  im  Noth- 
fall  geschehen  soll,  so  ist  es  doch  keineswegs  ganz  aus- 
geschlossen. 

Die  Uebersetzung  selbst  wird  eine  wörtlich  treue  sein, 
und  es  soll  der  Styl  wie  die  Diction  auf  Rosten  der  Treue 
nicht  vorzugsweise  berücksichtigt  werden,  wiewohl  mög- 
lichste Vollendung  des  erstem  neben  der  letztern  das 
höchste  Ziel  des  Strebens  sein  wird.    Die  Treue  in  cfcr 
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Uebersetzung  wird  die  Verschiedenartigkeit  des  Styls  der 
einzelnen  Theile  des  C.  J.  unter  einander,  und  der  ein- 
zelnen Bruchstücke  in  diesen  unterscheiden  lassen.  Es  ist 
zuweilen  unmöglich,  Stellen  und  Gesetze  ganz  wörtlich 
zu  übersetzen,  ohne  dem  Verständniss  und  der  Deutlich- 
keit grossen  Abbruch  zu  thun.  Wo  daher  der  logische, 
der  grammatische  oder  syntaktische  Sinn  einen  Zusatz 
im  Deutschen  erfordert  (was  vorzüglich  bei  verdorbenen, 
dnnkeln  und  schwer  zu  verstehenden  Stellen  nothwendig 
wird),  den  entweder  der  Text  in  der  Eigentümlichkeit 
der  Construction,  oder  in  der  Stelluug  und  Bedeutung 
einzelner  Worte  enthalt,  was.  sich  überhaupt  weniger  be- 
schreiben, als  bei  einiger  Vertrautheit  mit  dem  Styl  und 
dem  Charakter  der  lateinischen  Sprache  fühlen  lässt,  ist 
der  Zusatz  in  [ — ]  eingeschlossen  worden;  oft  erfordert 
auch  die  Bedeutung  eines  einzelnen  Wortes  in  einem  con- 
creten  Fall  einen  Zusatz. 

Was  nun  die  Uebertragung  solcher  Worte  betrifft, 
welche  die  deutsche  Sprache  theils  im  Allgemeinen  zwar 
germanisirt  aufgenommen  hat,  theils  wenigstens  in  rechts- 
wissenschaftlichen Büchern  üblich  geworden  sind,  als 
z.  B.  Depositum,  Mandatum,  Societät,  Obligation,  Patron, 
Servitut  u.  s.  w. ,  so  wird  zugegeben  werden  müssen, 
dass  hier  ein  Unterschied  zu  machen  sei ;  wenn  nämlich 
auch  als  Regel  angenommen  worden  ist,  die  Möglichkeit 
in  der  Uebertragung  zu  versuchen,  und  selbst  unter  Um- 
standen neue  erlaubte  Wörter  zu  bilden,  so  musste  doch 
auf  der  andern  Seite  die  Uebertragung  sowohl  den  Sinn 
ganz  erschöpfen,  als  auch  darauf  Rücksicht  genommen 
werden,  dass  nicht  etwa  der  Begriff  durch  das  neu  zu 
bildende  Wort  undeutlicher  und  dem  Nichtjuristen  wie 
dem  Juristen  unverständlicher  wird,  als  er  sein  würde, 
wenn  man  das  lateinische  Wort  beibehält;  so  lassen  sich 
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die  oben  angeführten  Worte  zwar  alle  übersetzen,  aber 
die  folgenden :  Testament,  Contract,  Codiciil,  Stipulation, 
Condiction  u.  s.  w. ,  sind  nicht  zu  übersetzen,  konnten 
aber  theils  sehr  wohl  beibehalten  werden,  weil  sie  schon 
ein  Bürgerrecht  in  unserer  Sprache  gewonnen  haben,  theils 
muss  man  sie  sogar  beibehalten,  weil  man  sie  gar  nicht 
übersetzen,  sondern  nur  umschreiben  kann. 

Einer  eigenen  Berücksichtigung  bedurften  ferner  solche 
Stellen,  wo  lateinische  Wörter  erklärt  werden  (z.  B.  In- 
stit.  III.  15.  [16]  pr.  I.  3.  2.  I.  12.  6.  I.  13.  1.  u.  s.  w.). 
Diese  Stellen  konnten  mit  Beibehaltung  der  Worte  des 
Textes  und  allenfalls  deren  Uebersetzung  in  Klammern, 
nur  so  wiedergegeben  werden,  wie  sie  etwa  ein  Lexikon 
oder  ein  etymologisches  Wörterbuch  geben  würde.  Da- 
hingegen mussten  altrömische  unübersetzbare  Formen  (wie 
z.  B.  Instit.  If.  20#  2.)  ganz  lateinisch  bleiben.  Hierher 
rechne  ich  aber  Ausdrücke,  wie  z.  B.  Quod  vi  ant  dam, 
uti  possidelis  ,  utrubi  oder  unde  vi  u*  s.  w.  nicht;  denn  was 
und  so  viel  man  sich  bei  diesen,  als  Anfangsworten  von 
Sätzen ,  denken  kann ,  das  kann  man  ebenso  gut  mit  deren 
wörtlicher  Uebersetzung  verbinden. 

Was  die  eigenthümlichen  Benennungen  der  Römischen 
Staatsbeamten  anlangt,  so  kann  man  auch  hier  einen  Unter- 
schied machen.  Ich  glaube ,  dass  man  die  Regel  als  rich- 
tigen Maassstab  betrachten  kann,  dass,  wenn  entweder  in 
unsern  Staaten  ganz  entsprechende  Beamten  mit  deutscher 
Benennung  und  somit  in  der  deutschen  Sprache  wirklich 
vorhanden  sind,  oder  sich  die  Bezeichnung  in  unsere 
Sprache  ohne  Nebenbegriffe  oder  Verwechselungen  über- 
tragen lässt,  die  Uebersetzung  zulässig  ist,  im  entgegen- 
gesetzten Fall  aber  nicht;  so  z.  B.  kann  Consul,  Praetor, 
Praefectus  Praetorio,  Legatus  u.  s.  w.  nicht  übersetzt, 
wohl  aber  z.  B.  Praeses  in  Präsident  verwandelt,  und 
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Assessor  >  Juridicus  und  Praefectus  Urbi  u.  a.  m.  übersetzt 
werden ;  zu  den  Uebertragungen  letzterer  Art  gehören  auch 
z.B.  Praetor  Urhanus  und  per egrinns,  wo  man  in  Stadt- 
Prator  und  Fremden -Prätor  nichts  AnstÖssiges  finden 
wird.  Hierin  kann  auch  keine  Inconsequenz  gerügt  wer- 
den; denn  man  forsche  nur  darüber  in  unserer  Sprache 
überhaupt  nach,  und  man  wird  die  angedeutete  Kegel 
überall  befolgt  finden;  wer  ein  französisches  Werk  über- 
setzt ,  wird  so  wenig  Anstand  nehmen  z.  B.  Capitaine, 
Ambassadeur,  Juge  de  paix  und  CoJonel  zu  übersetzen, 
als  ihm  z.  B.  Maire,  Huissier  u.  s.  w.  zu  übersetzen  nicht 
einfallen  wird. 

Die  Titelinscriptionen  sind  lateinisch  mit  der  Ueber- 
setzung  in  Klammern,  die  Inschriften  der  Fragmente  in 
den  Pandecten  hingegen  werden  lateinisch  beibehalten; 
dies  geschieht  aus  dem  Grunde,  weil  dieselben  meist  nur 
für  den  Juristen  von  Interesse  sind ,  dem  deren  Uebersetzung 
allein  oft  unverständlich  sein  würde. 

Die  Uebersetzung  ist  auch  mit  Anmerkungen  begleitet ; 
weil  diese  jedoch  nur  in  besondern  Fallen  nöthig  werden, 
so  ist  ihrer  auf  dem  Titel  nicht  gedacht  worden«  Denn 
ihr  Inhalt  wird  sich  hauptsächlich  auf  folgende  Punkte 
beschränken : 

1.  Wenn  eine  Abweichung  vom  Text  für  nöthig  er- 
achtet wird,  um  die  Gründe  dazu  anzugeben. 

2.  Die  Erklärung  unübersetzbarer  Worte  und  For- 
men, oder  Verweisung  auf  andere  Stellen  im  Text,  wo 
diese  Erklärung  sich  findet. 

3.  Rechtfertigungen  neuer  Wortbildungen  und  Bemer- 
kungen über  die  Uebersetzung  einzelner  Worte  und  Satze. 

4.  Kurze  Erklärungen  von  weniger  bekannten  Anti- 
quitäten, insofern  solche  zum  augenblicklichen  Verständ- 
niss  erforderlich  sind. 
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5.  Die  Erklärung  dunkeler,  schwieriger  und  verdor- 
bener Stellen,  nach  den  besten  Hülfsmitteln  und  eigener 
Ansicht  des  Uebersetzers. 

In  Bezug  auf  die  Uebersetzung  der  Institutionen  und 
des  ersten  Buches  der  Pandecten  möge  nun  hier  noch 
Folgendes  Platz  finden,  wovon  übrigens  Manches  von  der 
Sprache  des  C.  J.  überhaupt  gilt.  Abweichungen  von 
dem  Text  habe  ich  hier  nur  selten  für  nöthig  befunden; 
einige  Male  aber  in  der  Interpunction  z.  B.  III.  18.  6. 
III.  2.  3.  Ich  kann  übrigens  noch  die  zufällige  Bemer- 
kung einstreuen,  dass  sich  bei  der  Uebersetzung  nament- 
lich die  Interpunction  vorzugsweise  leicht  und  richtig  be- 
urtheilen  lässt. 

Der  Styl  der  Institutionen  ist  oft  sehr  schlecht  und 
die  Hand  des  kaiserlichen  Gesetzgebers  und  seiner  Gehül- 
fen leicht  zu  erkennen;  hierher  gehören  viele  unnöthige 
Wiederholungen,  öfteres  Fallen  aus  der  Construction  und 
schlechte  Constructionen  (z.  B.  II.  10.  10.  II.  18.  17. ,  25. 
2.  III.  1.  pr.,  2.  3.  von  et  haec  etc.  2.  4.  I.  5.  3.  fie- 
bant  —  numero.  III.  7.  (8.)  3.  III.  9.  (10.)  pr.  I.  24.  1. 
III.  19.  (20.)  15.  III.  23.  (24.)  5.  III.  26.  (27.)  10.); 
in  solchen  Fällen  hat  freilich,  jedoch  ohne  dem  Ausdruck 
und  der  Treue  des  Sinnes  Abbruch  zu  thun,  die  Ueber- 
setzung in  der  Construction  abweichen  müssen,  denn  das 
Gegentheil  hätte  zum  Vorwurf  gereicht.   Eine  besondere 
Erinnerung  muss  ich  auch  hier  über  den  6.  Titel  des  drit- 
ten Buches  machen,  unstreitig  für  den  Uebersetzer  der 
schwerste  in  Ansehung  der  Verdeutschung  der  Worte, 
mit  dem  ich  ganz  besonders  habe  verfahren  müssen,  wie 
die  dazu  gehörige  Note  ergibt. 

Die  häufige  Construction  der  Gesetze,  auch  der  In- 
stitutionen, mit  dem  Anfang  Si  quis,  oder  ähnlichen,  wo 
oft  die  zweite  Person  mit  dem  quis  wechselt,  weil  der 
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Komischen  Sprache  das  unbestimmte  mau  fehlt,  statt  des- 
sen sie  sich  auf  mannigfache  Weise  durch  nos  ,  vos,  tu, 
den  blossen  Plural  ohne  Beisatz  u.  s.  w.  hilft,  woraus 
wieder  manche  andere  Eigentümlichkeiten  entspringen, 
z.  B.  der  Plural  für  die  unbestimmte  Person  statt  des  Sin- 
gulars im  Deutschen,  würde,  wenn  sich  die  Uebersetzung 
wörtlich  (ich  mochte  sagen  sclavisch)  treu  daran  hielte, 
eine  höchst  unangenehme  Steifheit  hervorbringen ;  es  wird 
daher  gebilligt  werden,  wenn  ich  hier  unser  deutsches  man 
angewendet  habe.  Noch  muss  ich  einiger  besondern  Aus- 
drücke, Worte  und  Sprachmanieren  gedenken,  welche  die 
Uebersetzung  geradezu  ändern  musste,  theils  um  den  Sinn 
nicht  auf  Kosten  des  Ausdrucks  zu  opfern,  theils  um  die 
Regeln  der  Sprache  zu  befolgen. 

Hierher  gehören  das  oftmalige  item  zu  Anfang  von 
Sätzen,  was  zuweilen  ein  so  gelindes  Uebergangswort  ist, 
dass  es  füglich  ausfallen  könnte;  aufem  gegen  seinen  Cha- 
rakter als  Verbindungs-  oder  Gegensatz -Wort  gebraucht; 
tarnen  wenn  kein  Gegensatz  vorhergeht;  sciendum  est,  pla- 
cet  y  constat,  incipit  mit  einem  Verbo  oft  statt  des  Verbi 
selbst,  vor  allen  aber  dicendum  est  in  eben  der  Zusammen- 
stellung (im  I.  B.  der  Pandecten  kommt  sogar  ein  dicen- 
dum est,  dici  posse  vor!).  Hiervon  ist  Manches  auf  die 
überall  beobachtete  Bescheidenheit  und  den  Anstand  der 
Rechtsgelehrten  zu  rechnen,  aus  denen  solche  Fragmente 
entnommen  sind,  und  die  dem  Richter  damit  nicht  haben 
vorgreifen  oder  Vorschriften  machen,  sondern  ihre  Mei- 
nung nur  als  ein  Gutachten  vortragen  wollen.  Hierher 
gehören  ferner  die  häufigen  Fragestellungen,  das  fortassis ; 
ja,  selbst  Antworten,  die  frage  weis  gestellt  sind. 

Häufig  sind  ältere  Rechtsausdrücke,  die  einen  eigen- 
thümlichen  und  besondern  Begriff  bestimmen,  nur  in  all- 
gemeiner Bedeutung  gebraucht;  ein  Beispiel  hiervon  findet 
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sich  bei  dem  Gegensatz  von  Dispositionen  unter  Lebendigen 
und  anf  den  Todesfall;  in  letzterer  Hinsicht,  besonders 
in  Ansehung  der  Legate  (die  damnatio,  vindicatio  u.  s.  w. 
und  das  Wort  damnare  in  Bezug  auf  den  Erben),  und 
in  ersterer  z,  B.  cedere  bei  Uebertragung  von  Sachen  und 
Hechten ,  ohne  dass  damit  der  frühere  eigentümliche  Be- 
griff des  alten  Rechtes  gemeint  sein  kann. 

Es  findet  sich  zuweilen  auch  derselbe  Ausdruck  in 
verschiedener  Bedeutung  gebraucht ,  und  zwar  nicht  blos, 
je  nachdem  die  Stelle ,  worin  er  vorkommt,  verschiedenen 
Jahrhunderten  oder  Zeiträumen  angehört,  sondern  auch 
in  demselben  Schriftsteller.  Ein  Beispiel  hiervon  sind  die 
Worte  civitas  und  respublica  im  zweiten  Titel  des  I.  Bu- 
ches der  Pandecten,  in  Pomponius  berühmtem  Bruch- 
stück; in  demselben  heisst  nämlich  civitas  meistens  Staat, 
aber  einige  Male  blos  Stadt,  nämlich  Rom,  und  res- 
publica1') ist  zuweilen  durch  Gemeinwesen,  einmal 
auch  durch  Stadt,  d.  h.  wieder  Rom,  und  einige  Male 
durch  Staat  wiederzugeben.  Diese  Verschiedenheit  kann 
darum  nicht  auffallen,  weil  wir  civitas  so  wenig  wie  res- 
publica überhaupt  übersetzen  können,  da  uns  die  eigent- 
lichen Bedeutungen  ganz  abgehen ;  man  kann  daher  nur  für 
jeden  solchen  Fall  annähernde  Begriffe  in  unserer  Sprache 
suchen. 


1)  Zum  Beweis  dieser  Behauptungen  bei  den  gerade  oben  ge- 
dachten Ausdrücken  kann  ich  mich  auch  auf  Brisson.  de 
Verbor.  Signif.  lih.  vv.  und  Bynkershoekii  Praetermtssa 
zu  obgenanntem  Titel  ad  l.  2.  §.  1  beziehen,  wiewohl  die 
von  diesen  zu  den  verschiedenen  Bedeutungen  angezogenen 
§§.  aus  Pomponius  Bruchstück,  meinem  Erachten  nach,  nicht 
alle  richtig  sind;  denn  so  z.  B.  sagt  Brisson,  civitas  heisse 
in  §§.  4.  7.  8.  und  28.  Stadt,  das  heisst' Rom,  allein  nur 
in  §.28,  sowie  §.27  kaun  es  in  dieser  Bedeutung  genommen 
werden.  ' 
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ich  habe  diese  blos  abgerissenen  Bemerkungen  ange- 
führt, um  dadurch  zu  erkennen  zu  geben,  dass  in  diesen 
und  vielen  andern  dem  ähnlichen  Fällen  nicht  Willkühr 
die  Uebersetzung  geleitet  hat. 

Zerbst,  den  31.  Mai  1830, 

Dr.  Carl  Friedrich  Ferdinand  Sintenis» 


Vorrede 

zur  zweiten  Auflage. 


Die  günstige  Aufnahme,  welche  die  Verdeutschung  des 
Corpus  juris  civilis  von  Anfang  herein  fand,  machte  es 
nothwendig,  die  Auflage  vom  zweiten  Bande  an  an- 
sehnlich zu  verstärken ;  denn  beim  ersten  hatte  der  Ver- 
leger noch  alle  Gefahr  eines  solchen  Unternehmens  ohne 
eine  andere  Garantie,  als  das  Vertrauen  auf  die  Sache, 
allein  zu  tragen.  Hierdurch  ist  jetzt  eine  neue  Auflage 
dieses  Bandes  nöthig  geworden,  von  den  folgenden  Bän- 
den aber  eine  solche  aus  dem  oben  genannten  Grunde 
fürs  Erste  noch  nicht  zu  erwarten.  Wenn  ich  deren  Be- 
sorgung allein  übernommen  habe,  so  ist  dies  nicht  allein 
darum  geschehen,  weil  fünf  Sechstheile  davon  ursprüng- 
lich von  mir  übersetzt  worden  sind,  sondern  auch  um  in 
das  Ganze  eine  grössere  Einheit  und  Gleichmässigkeit  zu 
bringen.  Sollte  diese  bei  aller  Mühe  und  Aufmerksamkeit 
dennoch  nicht  überall  und  bis  in  die  geringsten  Kleinig- 
keiten durchgeführt  sein,  so  wolle  man  mir,  der  ich  in 
der  Uebersetzung  der  Justinianeischen  Rechtsbücher  eine 
nicht  unbedeutende  Erfahrung  mir  vindiciren  darf,  glau- 
ben, dass  die  völlig  consequente  Beobachtung  gleichmäs- 
siger  deutscher  Ausdrücke  für  die  lateinischen  insofern 
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menschliche  Kräfte  für  jetzt  übersteigen  dürfte,  als  man 
beim  eifrigsten  und  gewissenhaftesten  Streben  nach  Gleich- 
heit bis  ins  Geringste  dennoch  darum  unterliegt,  weil  die 
deutsche  Sprache,  auch  selbst  von  Rechtsgelehrten  gehand- 
habt, noch  weit  von  dem  festen  Typus  der  lateinischen 
Juristensprache  entfernt  ist.  Wollte  man  hieraus  auf  die 
Unmöglichkeit  einer  guten  und  gelungenen  Verdeutschung 
des  Corpus  juris  civilis  einen  Schluss  ziehen,  oder  deren 
wissenschaftlichen  Werth  vorweg  nach  jenem  Maassstabe 
beurtheilen,  so  würde  man  in  grossen  Irrthum  gerathen. 
Es  mag  sein,  dass  jene  Voraussetzung  Manche,  wenn 
auch  Wenige,  mit  Vorurtheil  gegen  die  Uebersetzung 
von  Anfang  herein  eingenommen,  und  da  sie  dieselbe  be- 
stätigt gefunden,  darin  erhalten  hat,  und  mit  um  so  grös- 
serem, je  umfassender  ihre  Kenntniss  der  Sprache  der 
römischen  Rechtsquellen  war.  Allein  das  daher  entstehende 
Bedenken  gegen  eine  Uebersetzung  muss  darum  schwinden, 
weil  wir,  wenn  jener  Umstand  nicht  vorhanden  wäre, 
immer  nur  ein  äusseres  Mittel  für  die  Interpretation 
mehr  haben  würden,  nicht  diese  selbst.  Wer  ihn  als 
wesentlich  für  die  letztere  betrachten  will,  der  muss  aus 
dem  gleichen  Grunde  darauf  verzichten,  eine  römische 
Gesetzstelle  in  deutscher  Sprache  überhaupt  nur  erklären 
zu  wollen.  Soweit  wird  nun  freilich  ebensowenig  Jemand 
gehen,  als  bestreiten  können,  dass  die  Interpretation, 
welche  der  Uebersetzer  seiner  Arbeit  vorangehen  lassen, 
und  wenn  die  Uebersetzung  darauf  gebauet  worden,  aus 
derselben  wieder  hervorleuchten  muss,  das  bei  weitem 
Wichtigste  in  Zweck  und  Resultat  für  dieselbe  ist.  Ich 
kann  hierüber  nichts  Wichtigeres  und  Schlagenderes  an- 
führen, als  die  Worte  des  Recensenten  meines  Hand- 
buchs des  gemeinen  Pfandrechts  in  den  Göttinger  gelehr- 
ten Anzeigen  vom  Jahr  1836,  S.  1873:         der  erfahrene 


XXVI  Vorteile  zur  zweiten  Auflage. 

„  Uebersetzer  des  römischen  Rechtsbuchs  sagt  hier  ($.  254) 
„bei  Gelegenheit  einer  schwierigen  Interpretation:  „„die 
„„beste  Erklärung  wird  die  richtige  Uebersetzung  sein."" 
„Hiermit  ist  zugleich  das  wahre  Verdienst 
„der  ganzen  deutschen  Uebersetzung  des 
„Corpus  Juris  ausgesprochen,  welche  bei 
„vielen,  zum  Theil  auch  im  gegenwärtigen 
„Werke  schon  von  Sintenis  selbst  aner- 
„kannten  und  allmälig  zu  verbessernden 
„  Mangeln  doch  einen  mächtigen  Anstoss 
„zum  richtigsten  Verständniss  jeder  Stelle, 
„jedes  Satzes,  jeder  Partikel  gibt,  und  da  - 
„her  mittelbar  für  das  Studium  des  römi- 
„ sehen  Rechts  sehr  günstig  wirken  muss, 
sollte  sie  auch  unmittelbar  eine  Bequem- 
„lichkeitsbrücke  für  die  des  Lateins  un- 
„ kundigen  juristischen  Handwerksleute 
„sein. "  Dieselbe  Ansicht  hat  gewiss  auch  allen  Denen 
vorgeschwebt,  welche  die  Uebersetzung  gleich  von  An- 
fang an  öffentlich  so  willkommen  Messen,  dass  die  Re- 
daction  sich  ihnen  von  jeher  zum  grössten  Dank  ver- 
pflichtet gefühlt  und  dies  wiederholt  öffentlich  zu  erkennen 
gegeben  hat.  Ich  darf  dies  mit  um  so  grösserer  Genug- 
tuung aussprechen,  da  ich  von  jenem  Gesichtspunkte, 
als  den  Werth  der  Uebersetzung  bedingend ,  ursprünglich 
ausgegangen  bin.  (Vgl.  Seite  XI  der  Vorrede  zum  I.  Bande 
der  ersten  Aufl.)  Die  Uebersetzung  ist  nun  aber  nicht  nur 
die  bündigste  und  kürzeste  Interpretation,  sondern  es 
kann  zugleich  durch  sie,  wenn  alle  Hülfsmittel  der  Inter- 
pretation benutzt  werden,  und  für  den  Uebersetzer  dabei 
wohl  die  Vermuthung  sprechen  darf,  bei  der  Wahl  aus 
den  vorhandenen,  oder  dem  eigenen  Versuch  einer  neuen 
mit  möglichster  Umsicht  und  Sorgfalt,  und  stets  eingedenk 
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der  Wichtigkeit  seiner  Aufgabe,  zu  Werke  geschritten 
zu  sein,  das  Ziel  erreicht  werden,  eine  Normal- 
interpretation hergestellt  zu  sehen,  d.  h.  eine  solche,  welche 
als  Resultat  aus  allen  früheren  den  ferneren  Erklärungs- 
versuchen zum  sichern  Grunde  gelegt  werden  darf. 

In  dieser  Hinsicht  nun  das  Mögliche  zu  erstreben, 
habe  ich  bei  der  Bearbeitung  der  zweiten  Auflage  des 
gegenwärtigen  ersten  Bandes  keine  Mühe  gescheuet,  und, 
da  die  zweite  Auflage  schon  vorauszusehen  war,  sobald 
die  erste  vom  zweiten  Bande  an  verstärkt  werden  musste, 
wiederholt  in  Zwischenräumen  mehrere  Jahre  den  ganzen 
ersten  Band  wenigstens  dreimal  von  Wort  zu  Wort  mit 
dem  Text  verglichen,  und  bei  nur  einigermassen  schwie- 
rigen Stellen  alle  mir  zugängliche  Hülfsmittel  gewissen- 
haft benutzt*  Yom  letztern  gibt  die  nur  durch  neue  An- 
merkungen ansehnlich  verstärkte  Seitenzahl  Rechenschaft. 

Die  vorstehenden  Versicherungen  könnten  zu  der  Er- 
wartung berechtigen,  für  diese  zweite  Auflage  des  ersten 
Bandes  etwas  der  Vollkommenheit  wenigstens  Nahes  zu 
erhalten.  Ich  bin  weit  davon  entfernt,  sie  dafür  auszu- 
geben. Wer,  wie  ich,  es  kennen  gelernt  hat,  wie  leicht 
bei  einer  so  gespannten  und  angestrengten  Aufmerksam- 
keit, als  ich  sie  auf  die  Revision  des  ganzen  ersten  Ban- 
des verwendet  habe,  und  bei  deren  anhaltender  Fort- 
setzung, ferner  bei  den  zahllosen  Vergleichungen  massen- 
reicher Hülfsmittel  der  Geist  ermüdet,  oder  der  Aufmerk- 
samkeit etwas  entschlüpft,  und  andererseits  bei  einiger 
gewonnenen  Gewandtheit  sich  eine  gefährliche  Sicherheit 
zuweilen  einschleicht,  der  wird  meiner  Versicherung  glau- 
ben, dass  keine  hier  schlecht  angebrachte  Bescheidenheit 
aus  mir  spricht,  sondern  die  Erfahrung  und  Sacbkenntniss. 
M Uhlenbruch  sagt  in  einer  Recension,  dass,  wenn  man 
über  jede  einzelne  Stelle  mit  mir  rechten  wolle,  dies  so- 
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viel  heisse,  als  von  mir  eine  solche  Einsicht  in  das  Ver- 
ständniss  der  Rechtsquellen  und  eine  Gelehrsamkeit  ver- 
langen, wie  man  sie  bisher  noch  bei  keinem  Rechts- 
gelehrten gefunden  habe. 

Zuletzt  sei  hier  noch  des  übrigens  schon  hinlänglich 
bekannten  ümstandes  Erwähnung  gethan,  dass  der  Ver- 
leger sich  auf  mannigfaltige  Sollicitationen ,  welche  zu- 
weilen in  Riagen  und  Beschwerden  ausarteten,  und  auf 
Zureden  der  Redaction  selbst  in  Rücksicht  darauf,  dass 
nachdem  das  ganze  Werk  vollständig  erschienen  und  der 
erleichterte  Ankauf  durch  heft weise  Bezahlung  nicht  mehr 
möglich  war,  zu  einer  Preisermässigung  verstanden  hat. 

Glessen,  den  16.  März  1839. 


Dr.  €.  F.  F.  Sintenis. 


DES  KAISERS  JÜSTINIANUS 

INSTITUTIONEN 

AUF»  NEUE  ÜBERSETZT  UND  VERBESSERT 
TON 

Dr.  CARL  FRIEDRICH  FERD.  SINTEMS. 


Hierzu  eine  zu  S.  117  gehörige  Verwandtschaftstafel. 


Vorrede 

zu  den  Institutionen  des  Kaisers  Justinuinus, 
des  geweihten  Fürsten, 


Im  Namen  unseres  Herrn  Jesu  Christi.  Der  Kaiser  Casar 
Flavius  Justinianus,  Besieger  der  Alemannen,  Gothen, 
Franken,  Germanen,  Anten,  Alanen,  Vandalen,  Africaner, 
der  Fromme,  der  Glückliche,  der  Glorreiche,  der  Sieger 
und  Triumphator,  der  allezeit  Herrliche,  verkündet  seinen 
Gruss  der  die  Gesetze  zu  lernen  begierigen  Jagend. 

Die  kaiserliche  Majestät  muss  nicht  nur  mit  Waffen 
geschmückt,  sondern  auch  mit  Gesetzen  gewaffnet  sein, 
damit  sie  im  Kriege,  wie  im  Frieden,  wohl  zu  herrschen 
vermöge,  und  der  Römische  Kaiser  nicht  mir  in  Schlachten 
als  Sieger  erscheine,  sondern  auch  auf  dem  Wege  des  Rechts 
die  Unredlichkeit  betrügerischer  Menschen  verhindere,  und 
er  sowohl  der  oberste  Beschützer  der  Gerechtigkeit,  als 
Triumphator  über  die  besiegten  Feinde  sei.  1.  Diese  bei- 
den Ziele  haben  Wir  nach  langen  Bemühungen  und  der 
grössten  Sorgsamkeit  unter  Gottes  Beistand  erreicht ;  die 
Thaten  Unserer  Waffen  erkennen  die  Unserer  Botruässig- 
keit  unterworfenen  barbarischen  Völker  an,  und  Africa 
sowohl,  als  andere  zahlreiche  Provinzen ,  sind  nach  langer 
Zeit  endlich,  nachdem  Uns  von  der  göttlichen  Gnade  der 
Sieg  verliehen  worden ,  wieder  der  Römischen  Herrschaft 
und  Unserm  Reiche  einverleibt  worden.  Alle  Völker  aber 
werden  jetzt  durch  von  Uns  verfasste  und  bekannt  ge- 
machte Gesetze  regiert.  2.  Und  nachdem  Wir  die  früher 
in  Verwirrung  befangenen  kaiserlichen  Constitutionen  in 
eine  lichtvolle  Uebereinstimmung  gebracht  haben,  haben 
Wir  Unsere  Sorge  auf  die  unermesslichen  Bände  der  alten 
Rechtsgelahrtheit  gerichtet,  und  dieses  verzweifelte  Unter- 
nehmen, gleichsam  mitten  durch  die  Tiefe  schreitend,  mit 
dem  Beistande  des  Himmels  endlich  beendet.  3.  Nach- 
dem dies  mit  Gottes  Hülfe  vollbracht  worden  ist,  so  ha- 
ben Wir  dem  Tribonianus,  dem  ehrwürdigen  Mann,  Un- 
serm Oberhofmeister,  Exqnastor  Unseres  kaiserlichen  Ho- 
fes,  sowie   dem  Theophilus  und  Dorotheus,  ebenfalls 
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illustren  Männern  und  Unsern  Rechtslehrern,  deren  Fleiss, 
Gesetzkunde  und  Ergebenheit  gegen  Unsere  Befehle  aller- 
seits Uns  schon  aus  vielen  Beispielen  bewahrt  ist,  zusammen- 
berufen, und  ihnen  besonders  aufgetragen,  unter  Unserer 
Ermächtigung  und  Unsern  Rathschlägen  Institutionen  an- 
zufertigen, damit  Ihr  die  Anfangsgründe  der  Gesetzkunde 
nicht  aus  veralteten  unnützen  Erzählungen,  sondern  von 
der  kaiserlichen  Majestät  erlernen,  und  sowohl  Euere  Oh- 
ren als  Euer  Gedächtniss  nichts  Unnützes  und  Unrichtiges, 
sondern  so,  wie  Alles  in  der  That  ist,  vernehmen  möge. 
Was  früherhin  kaum  nach  vier  Jahren  möglich  war, 
Dämlich  zum  Studium  der  kaiserlichen  Constitutionen  zu 
gelangen,  damit  sollt  Ihr  jetzt  gleich  anfangen,  würdig 
solcher  Ehre  und  solchen  Glücks  befunden,  dass  sowohl 
der  Anfang  wie  das  Ende  des  Gesetzunterrichts  Euch  aus 
dem  Munde  Eueres  Kaisers  zu  Theil  werde,  4.  Nachdem 
Wir  daher  die  fünfzig  Bücher  der  Digesten,  oder  Pan- 
decten,  worin  das  ganze  alte  Recht  gesammelt  worden  ist, 
durch  denselben  erhabenen  Tribonianus  und  andere  illustre 
und  gelehrte  Männer  haben  sammeln  lassen,  haben  Wir 

}*ene  Institutionen  in  die  folgenden  vier  Bücher  theilen 
assen,  so  dass  sie  die  ersten  Anfangsgründe  der  ganzen 
Rechtswissenschaft  bilden.  5,  In  denselben  ist  sowohl  das 
kürzlich  auseinandergesetzt,  was  ehedem  galt,  als  was 
später  durch  Ungewohnheit  verschwand  und  durch  die 
kaiserliche  Hülfe  wieder  ans  Licht  trat,  6.  Wir  haben 
dieselben,  nachdem  sie  jene  obgedachten  drei  gelehrten 
Männer  aus  allen  Institutionen  der  Alten,  und  vorzüglich 
aus  den  Commentarien  Unseres  Gajus  sowohl  über  die 
Institutionen,  als  über  lies  quoditianae  (täglich  in  den 
Gerichten  vorkommende  Gegenstände  *))  und  vielen  an- 
dern Commentarien,  zusammengesetzt  und  Uns  überreicht 
hatten,  gelesen  und  durchgesehen,  und  ihnen  die  volle 
Kraft  Unserer  Constitutionen  ertheilt. 

7.  So  empfanget  denn  also  diese  Unsere  Gesetze  mit 
vorzüglichem  Fleiss  und  freudiger  Lernlust,  und  zeiget 
Euch  selbst  so  unterrichtet,  dass  Euch  die  schönste  der 
Hoffnungen  winkt,  dereinst,  wenn  Ihr  Euer  Studium 
der  Gesetze  vollendet  habt,  Unser  Reich  in  den  Euch 
anzuvertrauenden  Aemtern  verwalten  zu  können« 

Gegeben  zu  Constantinopolis  den  21*  November  im 
dritten  Consulat  des  Kaisers  Justinianus«  —  533  — . 


1)  S.  Göschen  in  der  Zeitschr.  f.  gesch,  R  Wissensch.  1.  Bd. 
S.  61  ff. 


Erstes  Buch 

der  Institutionen  des  Kaisers  Justhuanus. 


Erster  Titel. 
Dejustitia  et  jur  e. 
(  Von  der  GerechtigJeeh  und  dem  Rechte. ) 

Cierechtigkeit  ist  der  beständige  und  immerwährende  Wille, 
Jedem  sein  Recht  zukommen  zu  lassen.  1.  Rechtsgelahrtheit 
ist  die  Kenntniss  der  göttlichen  und  menschlichen  Dinge  ,  die 
Wissenschaft  des  Rechten  und  des  Unrechten. 

2.  Nach  dieser  allgemeinen  Begriffsbestimmung  scheint 
Uns,  beim  Beginn  Unserer  Erklärung  der  Rechtsvorschriften  des 
Römischen  Volks  ,  diese  am  bequemsten  auf  die  Art  Torgetra- 
gen werden  zu  können,  wenn  die  einzelnen  [Lehren]  zuerst 
auf  eiue  einfache  und  leichtfassliche  Weise,  nachher  aber  erst 
mit  der  genauesten  und  sorgsamsten  Auseinandersetzung  behan- 
delt werden ;  denn  wollte  man  den  Geist  des  Studierenden  un- 
vorbereitet und  ohne  Vorkenntnisse  gleich  mit  der  Masse  und 
Mannigfaltigkeit  des  Stoffs  belasten ,  so  würde  man  denselben 
entweder  von  diesem  Studium  abwendig  machen ,  oder  ihn 
nach  langer  Mühe,  oft  vielleicht  mit  einem  Misstrauen  [in  seine 
Kräfte]  ,  das  den  Jüngling  meistenteils  zurückschreckt ,  erst 
spät  zu  dem  Ziele  führen ,  wohin  er  auf  leichterm  Wege  ge- 
leitet ,  ohne  grosse  Anstrengung  und  ohne  alles  Misstrauen 
früher  hatte  gelangen  können. 

3.  Die  Grundsätze  des  Rechts  sind  folgende :  anständig 
leben  ,  keinen  Andern  verletzen ,  Jedem  das  Seine  zukommen 
lassen.  4.  Das  Studium  desselben  hat  zwei  Haupttheile,  das 
öffentliche  und  das  Privatrecht.  Das  Öffentliche  Recht  bezieht 
sich  auf  den  Römischen  Staat ;  das  Privatrecht  aber  auf  den 
Nutzen  des  Einzelnen.    Es  soll  nun  vom  Privatrechte  die  Rede 

Corp.  jur.  civ,  I.  \ 
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sein,  welches  drei  Bestandteile  hat;  denn  es  ist  entweder 
aus  Grundsätzen  des  Naturrechts,  oder  des  Völkerrechts  ,  oder 
des  bürgerlichen  Hechts  zusammengestellt. 

Zweiter  Titel. 

De  jure    natu  r  alt,     gentium   et  civili. 
(  Vom  JVatwrrechtj  Völkerrecht  und  bürgerlichen  Recht. ) 

Naturrecht  ')  heisst  dasjenige,  welches  die  Natur  alle  Ge- 
schöpfe lehrte  ;  denn  dieses  Recht  ist  nicht  allein  den  Men- 
schen eigenthümlich  ,  sondern  allen  Thieren,  die  in  der  Luft, 
auf  Erdeu  und  im  Meere  entstehen.  Hieraus  entspringt  die 
Verbindung  des  Mannes  mit  dem  Weibe,  die  wir  Ehe  nennen, 
die  Erzeugung  der  Kinder  und  deren  Erziehung;  denn  wir 
wissen  ,  dass  man  die  übrigen  Geschöpfe  dieses  Rechts  auch 
für  kundig  hält. 

1*  Das  bürgerliche  Recht  aber  wird  2)  vom  Völkerrecht 
so  unterschieden  :  Alle  Nationen ,  die  nach  Gesetz  und  Her- 
kommen regiert  werden  ,  haben  theils  ein  eigenes  ,  theils  ein 
allen  Menschen  gemeinschaftliches  Recht.  Denn  das  Recht, 
welches  sich  ein  jedes  Volk  bildet ,  ist  seinem  Staate  allein 
eigenthümlichj  und  wird  als  solches  bürgerliches  Recht  genannt, 
das  Recht  aber,  welches  eine  natürliche  Ursache  bei  allen 
Menschen  begründet ,  wird  auch  bei  allen  gleichmässig  beob- 
achtet und  heisst  Völkerrecht ,  weil  es  gleichsam  alle  Völker 
befolgen.  So  gebraucht  nun  auch  das  Römische  Volk  theils 
eines  eigenen ,  theils  des  allen  Menschen  gemeinschaftlichen 
Rechts.  Wessen  Ursprungs  und  welcher  Art  die  einzelnen 
Lehren  seien,  werden  Wir  an  seinem  Orte  vortragen. 

2.  Das  bürgerliche  Recht  eines  jeden  Staates  wird  aber 
nach  diesem  benannt,  z.  B.  das  der  Athener;  wer  die  Gesetze 
des  Draco  oder  des  Solon  das  bürgerliche  Recht  der  Athener 
nennen  wollte,  der  würde  nicht  Unrecht  haben  ;  denn  so  nen- 
nen wir  auch  das  Recht,  dessen  sich  das  Römische  Volk  be- 
dient ,  das  bürgerliche  Recht  der  Römer ,  oder  das  Recht  der 
Quinten ,  dessen  sich  die  Quirlten  bedienen ;  denn  die  Römer 
heissen  Quinten  vom  Quiriuus.  So  oft  wir  aber  keinen  Namen 
weiter  hinzusetzen ,  wessen  Staates  es  sei ,  so  oezeichnen  wir 
damit  unser  Recht)  so  wie,  wenn  man  sagt:     der  ^Dichter", 


1)  Natnrrecht  und  Völkerrecht  werden  in  den  Institutionen  oft 
gleichbedeutend  gebraucht;  z.  B.  B.  II.  T.  L  §.41. 

2)  Die  Lesart  Jus  autem  ciu.  a  jure  geniium  ita  dividitur 
scheint  mir  besser  als  die  J.  a»  c.  vel  gentium  i.  diu. ,  denn 
vel  bildet  keinen  Gegensatz,  auf  den  es  doch  hier  abgese- 
hen ist« 
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bei  den  Griechen  der  herrliche  Horaerus,  bei  uns  Virgilius  ge- 
meint ist. —  Das  Völkerrecht  ist  dem  ganzen  Menschengeschlechts 
geinein.  Denn  durch  den  Gebrauch  und  die  Notwendigkeit 
haben  sich  die  Völker  gewisse  Rechte  gebildet;  es  entstand 
Krieg,  es  erfolgte  Gefangenschaft  und  Sclaverei,  die  dem  Na* 
turrechte  zuwider  sind  ,  nach  dem  alle  Menschen  von  Anfang 
an  freigeboren  wurden.  Endlich  sind  fast  alle  Contracte  völ- 
kerrechtlichen Ursprungs  ,  wie  der  Kauf,  der  Pacht  ,  der  Ge* 
sellschaflscontract ,  die  Niederlegung,  das  Darlehu*  und  andere 
mehr. 

3.  Unser  Recht  besteht  entweder  aus  geschriebenem  oder 
ungeschriebenem,  wie  bei  den  Griechen  tCjv  vo^icov  ol  f.iev 
i'yyQacpoL  oi  de  ayQacpoi  (von  den  Gesetzen  einige  geschrie- 
bene, andere  ungeschriebene).  Geschriebenes  Recht  sind  die  Ge- 
setze, die  Volksschlüsse  und  Senatsbeschliisse,  die  Befehle  der 
Kaiser,  die  Edicte  der  Staatsbeamten  und  Gutachten  der  Rechts- 
gelehrten. 4.  Gesetz  heisst  dasjenige,  was  das  Römische  Volk 
auf  Antrag  eines  Senatsbeamteu,  z.  B.  eines  Consuls,  bestimmte* 
Volksschluss  aber ,  was  die  niedere  Volksklasse  auf  Antrag 
eines  ihrer  Beamten,  z.  B.  eines  Tribuns,  festsetzte.  Das  nie- 
dere Volk  unterscheidet  sich  vom  Volk  wie  die  Art  von  der 
Gattung;  mit  der  Benennung  Volk  werden  alle  B(irg*er  be- 
zeichnet, einschliesslich  der  Patricier  und  Senatoren  ;  unter  dem 
niedern  Volke  aber  werden  die  übrigen  Bürger  ohne  die 
Patricier  und  Senatoren  verstanden.  Nach  dem  fiortensischen 
Gesetze  fingen  aber  die  Volksschlüsse  an  ,  dieselbe  Kraft  wiö 
Gesetze  zu  haben.  5.  Ein  Senatsbeschluss  ist,  was  der  Senat 
beschliesst  und  verorduet.  Denn  nachdem  das  Römische  Volk 
so  zahlreich  geworden  war ,  dass  es  schwer  hielt ,  dasselbe* 
um  ein  Gesetz  zu  bestätigen  ,  an  einen  Ort  zusammenzube- 
rufen,  so  schien  es  angemessen,  den  Senat  anstatt  des  ganzen 
Volks  zu  Rathe  zu  ziehen.  6.  Auch  was  der  Kaiser  befiehlt* 
hat  Gesetzeskraft ,  indem  das  Volk  durch  das  königliche  Ge- 
setz, welches  über  dessen  Gewalt  gegeben  worden  ist,  demsel- 
ben und  an  denselben  seine  ganze  Macht  und  Gewalt  übertragen 
hat.  Was  also  der  Kaiser  in  einem  Briefe  bestimmt ,  oder 
erkennend  beschliesst ,  oder  durch  ein  Edict  *)  vorschreibt  *  ist 


*)  Die  Benennungen  der  kaiserlichen  Verordnungen,  als  constt* 
tutiones,  edicta ,  man  data  >  dccreta  und  rcscripta  >  sind,  wö 
sie  so,  dass  ihr  bestimmter  Sinn  geineint  ist  ,  vorkommen, 
germanisirt  beibehalten  worden  ;  denn  meist  würde  dieUeber^ 
Setzung  mit  dem  Begriff  nicht  übereinstimmen.  Es  mag  da- 
her hier  eine  kurze  Erklärung  derselben  stehen  :  Constitutione!* 
sind  wirkliche  ,  vom  Kaiser  vermöge  seiner  gesetzgebenden 
Gewalt  erlassene  Rechlsb*  Stimmungen  und  sind  eigentlich 
die  Gattung,  welche  folgende  Arten  in  sich  begreift:  Edicia, 

i  * 
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Gesetz.  Alles  dieses  umfasst  man  mit  dem  Namen  der  Con- 
stitutionen. Allerdings  haben  einige  von  diesen  nur  persönliche 
Beziehungen,  und  dann  keine  allgemeine  Anwendung-,  weil  es 
der  Kaiser  selbst  nicht  will.  Denn  was  er  Jemandem  aus 
einer  besondern  Ursache  erlasst,  oder  wenn  er  Jemandem  eine 
[ausserordentliche]  Strafe  auferlegt  hat,  oder  zu  Hülfe  gekom- 
men ist,  ohne  dass  dies  Regel  sein  soll,  so  beschränkt  es  sich 
auf  die  Person.  Andere  allgemein  lautende  Verordnungen  hin- 
gegen verpflichten  unbezweifelt  einen  Jeden. 

7.  Auch  die  Edicte  der  Prätoren  haben  ein  bedeutendes 
Gewicht  in  rechtlicher  Hinsicht ;  wir  pflegen  diese  auch  das 
Wiirdenrecht  zu  nennen,  weil  diejenigen,  welche  Würden  be- 
kleiden ,  d.  h.  Staatsbeamten  ,  demselben  seine  Gültigkeit  ver- 
schafften. So  erliessen  auch  die  Currulischen  Aedilen  über 
gewisse  Angelegenheiten  Edicte  ,  und  diese  macheu  eine  Ab- 
theilung des  Würdenrechts  aus. 

8.  Die  Gutachten  der  Rechtsgelebrten  sind  Aussprüche 
und  Meinungen  derer ,  denen  es  erlaubt  war  ,  Rechtslehren  zu 
vervollkommnen.  Denn  in  frühern  Zeiten  wraren  Einzelne, 
denen  vom  Kaiser  die  Befugniss,  Rechtsgutachten  zu  erlheilen, 
verliehen  war ,  damit  beauftragt ,  das  Recht  öffentlich  auszu- 
legen, diese  hiessen  Rechtsgelehrte.  Die  Aussprüche  und  Mei- 
nungen aller  derselben  hatten  solches  Ansehn,  dass  der  Richter 
vorgeschriebenermaassen  von  ihrem  Gutachten  nicht  abgeheu 
durfte. 

9.  Ungeschrieben  kam  dasjenige  Recht  auf,  welches  der 
Gebrauch  billigte ,  denn  das  Langhergebrachte,  mit  allgemeiner 


d.  h.  in  der  Absicht,  einen  Rechtsgrundsatz  allgemein  einzu- 
führen ,  erlassene  Constitutionen;  Rescripta  sind  Antworten 
oder  Rückschreiben  auf  Berichte  an  Behörden  oder  an  Suppli- 
canten;  Decreta  sind  vom  Kaiser  nach  einer  solennen  Prüfung 
der  Sache  in  seinem  Ministerialrat h  gefasste  Beschlüsse; 
Mandata  sind  Instructionen  an  Beamte  in  den  Provinzen. 
Nun  findet  aber  noch  manche  Benennung  fast  ohne  merk- 
lichen Unterschied  statt,  als  Epistolae,  für  diejenigen  Constitu- 
tionen ,  die  auf  Reisen  gemacht  werden ,  Printipum  Placita 
und  Statuta  im  Allgemeinen  alle  kaiserliche  Verordnungen. 
Constitution  vorzugsweise  so  genannt,  ist  eine  mit  Zuziehung 
des  Staatsraths  abgefasste  Verordnung.  Den  mannigfachsten 
Unterabteilungen  unterliegen  die  Rescripte :  sie  wurden  ein- 
geteilt in  Adnotathnes,  an  den  Rand  des  Bittsclireibens  ge- 
schriebene Resolutionen ;  Rescripta  simplicia,  wenn  in  einer 
besondern  Urkunde  geantwortet  wurde  ,  und  Subnotationes, 
welche  die  Resolution  an  das  Ende  des  Bittschreibens  setz- 
ten. Sanctiones  pragmaticae  sind  an  ganze  Gemeinden  er- 
lassene  Beschlüsse« 

Auch  die  von  den  Substantiven  gebildeten  Verben  habeu 
beibehalten  werden  müssen. 


Instit.  L.  I.  Tit.  3.    De  jure  personarum.  5 


Uebereinstimmung  Gebilligte,  gteLt  dem  Gesetze  gleich.  10.  Nicht 
ohne  Feinheit  wurde  daher  das  Recht  in  diese  beiden  Zweige 
getheilt ,  denn  der  Ursprung"  desselben  scheint  aus  der  Ver- 
fassung zweier  Staaten ,  der  Lacedämonier  und  Athenienser, 
ausgegangen  zu  sein;  in  diesen  Staaten  war  es  so  herge- 
bracht ,  dass  die  Lacedämonier  das ,  was  sie  als  Gesetz 
beobachteten ,  mehr  dem  Gedachtniss  einprägten ,  die  letztern 
aber  darauf  hielten  ,  was  in  die  Gesetze  schriftlich  aufgenom- 
men war. 

11.  Die  natürlichen  Rechtsgrundsätze,  welche  gleichmässig 
bei  allen  Völkern  beobachtet  werden  und  gleichsam  von  der 
göttlichen  Vorsehung  selbst  eingesetzt  sind,  bleiben  ewig  die- 
selben uud  unveränderlich ;  diejeuigen  aber  ,  welche  sich  jeder 
Staat  selbst  bildete ,  pflegen  oft  theils  durch  stillschweigende 
Einwilligung  des  Volks  ,  theils  durch  spatere  Gesetze  abgeän- 
dert zu  werden. 

12.  Das  gesammte  Recht,  welches  wir  anwenden,  bezieht 
sich  entweder  auf  Personen  ,  auf  Sachen  oder  auf  Klagen  3). 
Zuerst  müssen  wir  aber  von  den  Personen  handeln  ,  denn  die 
Kenutniss  des  Rechts  würde  wenig  helfen,  wenn  man  die  Per- 
sonen, derenwegen  es  da  ist,  nicht  kennt. 

Dritter  Titel. 
De  jure  personarum* 
{Vom  PersonenrecJit») 

Die  oberste  Eintheiluug  des  Personenrechts  ist  die ,  dass 
alle  Menschen  entweder  Freie  oder  Sclaven  sind.  1.  Freiheit, 
wovon  die  Freien  benannt  werden,  ist  die  natürliche  Fähigkeit 
dessen,  was  Jedem  zu  thun  erlaubt  ist ,  sobald  es  nicht  durch 
Gewalt  oder  ein  Recht  verhindert  wird.  2.  Sclaverei  ist 
aber  diejenige  völkerrechtliche  Einrichtung,  vermöge  deren 
ein  Mensch  wider  die  Natur  der  Herrschaft  eines  andern  unter- 
worfen  ist.  3.  Das  Wort  Sclav  (nervus)  kommt  daher,  dass 
die  Feldherren  die  Gefangenen  zu  verkaufen  und  dadurch  zu 
erhalten  (servarc)  und  nicht  zu  tödten  pflegen;  sie  wurden 
auch  Handgenommeue  (memcipia)  genannt,  weil  sie  vom  Feinde 
mit  der  Hand  gefangen  werden.  4.  Der  Sclav  wird  als  sol- 
cher eutweder  geboren,  oder  er  wird  es  erst ;  [als  Sclav]  ge- 


3)  Hr.  von  Brockdorff  in  <Ier  Uebers.  d.  Gaj.  $.  8.  über- 
setzt actione*  Klagen  und  Verbindlichkeiten  ich 
halte  den  letztem  Zusatz  für  überflüssig.  Was  jedoch  das 
Wort  obligatio  betrifft,  so  habe  ich  es  überall  mit  Ver- 
bindlichkeit übersetzt.    S.  Bd.  II.  b.  370.  Aum.  30. 


G 
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boren  wird  [das  Rind]  von  einer  Sclavin;  zum  Sclaven  wird 
[Jemand]  entweder  nach  Volkerrecht,  d.  h.  durch  Gefangen- 
schaft, oder  nach  bürgerlichem  Recht,  wenn  ein  Freier,  der 
über  20  Jahr  alt  ist,  sich,  um  Theil  am  Kaufpreise  zu  haben, 
selbst  verkaufen  lässt.  5.  In  dem  Verhältnis«  der  Sclaven 
findet  gar  kein  Unterschied  Statt,  ein  mannigfacher  [hingegen] 
unter  den  Freien,  denn  diese  sind  entweder  Freigeborene  oder 
Freigelassene. 

Vierter  Titel. 

De     i  11  g  e  ii  ii  i  s. 

{Von  den  Freigeborenen.) 

EJin  Freigeborener  ist  derjenige,  welcher  frei  ist,  sobald  er 
geboren  wird,  mag"  er  von  zwei  Freigeborenen  ehelich  erzeugt 
sein,  oder  von  zwei  Freigelassenen,  oder  einem  Freigeborenen 
und  einem  Freigelassenen.  Wer  aber  auch  nur  von  einer  freien 
Mutter  geboren  wird,  [obschon]  sein  Vater  Sclav  ist,  der  wird 
nichts  desto  weniger  eben  sowohl  als  Freier  geboren,  wie  der 
von  einer  freien  Mutter  und  einem  [im  Betreif  seines  Standes] 
ungewissen  Vater,  weil  er  gemeiner  Herkunft  ist;  dabei  ge- 
nügt es,  wenn  die  Mutter  zur  Zeit  der  Geburt  frei  war,  selbst 
wenn  sie  als  Sclavin  empfangen  hat.  Sogar  im  entgegen- 
gesetzten Fall,  wenn  sie  als  Freie  schwanger  geworden,  nach- 
her aber  als  Sclavin  geboren  hat ,  wird  das  Kind  doch  frei 
geboren ,  weil  der  Leibesfrucht  der  Unglücksfall  der  Mutter 
nicht  schaden  darf.  Hieraus  hat  man  die  Frage  aufgeworfen^ 
ob,  wenn  eine  schwangere  Sclavin  freigelassen  ,  nachher  aber 
wieder  Sclavin  wird  und  dann  gebiert,  sie  einen  Freien  oder 
Sclaven  zur  Welt  bringt?  Martianus  ist  der  Meinung,  [das 
Kind]  werde  frei  geboren;  denn  es  genügt,  dass  die  Leibes- 
frucht auch  nur  in  der  dazwischenliegenden  Zeit  eine  freie 
Mutter  gehabt  habe ,  und  dies  ist  ganz  richtig.  1.  Ist  aber 
Jemand  als  Freier  geboren  ,  so  schadet  es  ihm  nichts  ,  Sclav 
gewesen  und  nachher  freigelassen  worden  zu  sein,  denn  es  ist 
sehr  oft  verordnet  worden,  dass  die  Freilassung  der  Geburt  *) 
nicht  schaden  solle, 

Fünfter  Titel, 
De  libcrtinis. 

{Von  den  Freigelassenen.) 

Freigelassene  sind  diejenigen,  welche  aus  einer  rechtmäs- 
sigen Sclaverei  entlassen  worden  sind.   Freilassung  **)  ist  die  Er- 


*)  Natales,  s.  Brisson.  de  V.  S.  h.  v. 
**)  Mmwmissto. 
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theilung  der  Freiheit;  denn  so  lange  Jemand  Sclav  ist,  ist  er 
der  Hand  *)  und  Gewalt  unterworfen  ;  der  Freigelassene  aber 
wird  von  der  Gewalt  befreit.  Dies  ist  völkerrechtlichen  Ur- 
sprungs, indem  nach  dem  Naturrechte  Jeder  frei  geboren  wird, 
und  Freilassung  nicht  bekannt  war,  weil  man  von  der  Sclave- 
rei  nichts  wusste.  Als  aber  die  Sclaverei  nach  dem  Völker- 
rechte aufkam,  so  erfolgte  die  Wohlthat  der  Freilassung,  und 
Lobschon]  nach  dem  Naturrecht  die  Menschen  nur  mit  diesem 
einzigen  allgemeinen  Namen  benannt  werden  ,  so  gab  es  nun 
nach  dem  Völkerrecht  drei  Arten  derselben ;  Freie,  im  Gegen- 
satz zu  diesen  die  Sclaven,  und  als  dritte  Art  die  Freigelasse- 
nen, welche  aufgehört  hatten,  Sclaven  zu  sein.  1.  Die  Frei- 
lassung kann  auf  mannigfache  Art  geschehen  ,  entweder  nach 
den  kaiserlichen  Constitutionen  in  den  geweihten  Kirchen,  oder 
durch  feierliche  Erklärung4),  oder  in  Gegenwart  von  Freun- 
den, oder  durch  einen  Brief,  oder  ein  Testament,  oder  jede 
andere  Art  von  letztem  Willen.  Es  kann  aber  auch  auf  viel- 
fache andere  Arten  die  Freiheit  dem  Sclaven  zu  Theil  werden, 
welche  sowohl  durch  ältere,  als  von  Uns  erlassene  Constitutio- 
nen eingeführt  sind.  2.  Sclaven  pflegen  von  ihren  Herren  oft 
nur  im  Vorübergehen  freigelassen  zu  werden,  z.  B.  wenn  der 
Prätor,  der  Proconsul  oder  Präsident  ins  Bad  oder  ins  Theater 
geht.  3.  Der  Zustand  der  Freigelassenen  hatte  früher  drei 
Unterabtheilungen  ,  denn  sie  erlangten  bald  eine  vollkommene 
und  rechtmässige  Freiheit  und  wurden  Römische  Bürger;  bald 
eine  unvollkommene  und  wurden  Latiner  nach  dem  Junisch- 
JVorbanischen  Gesetz;  bald  eine  beschränkte  und  wurden  Un- 
terthanen  s)  nach  dem  Aelisch-Sentischeu  Gesetz.  Das  traurige 
Verhältniss  der  Unterthanen  ist  aber  schon  seit  langer  Zeit 
ausser  Anwendung  gekommen ,  und  der  Name  der  Latiner 
kommt  nur  noch  selten  vor.  Unsere  Gnade,  die  Alles  zu  ver- 
bessern und  zu  vervollkommnen  strebt,  hat  daher  in  zwei  Con- 
stitutionen dies  abgeändert  und  den  frühern  Zustand  wieder- 
hergestellt, weil  zu  den  frühesten  Zeiten  Roms  nur  eine  einzige 
und  einfache  Art  von  Freiheit  bestand,  d.  h.  diejenige,  welche 
der  Freilasser  hatte  ,  ausser  dass  der ,  welcher  freigelassen 
wurde  ,  Freigelassener  ward  ,  wenn  schon  der  Freilasser  ein 
Freigeborener  war.  [Das]  Unterthauen[verhältniss]  haben  Wir 
durch  diejenige  Unserer  Constitutionen  ganz  aufgehoben,  welche 
unter  Unsern  Entscheidungen  bekannt  gemacht  worden  ist, 


*)  Manui. 

4)  Findicta,  nach  von  Brockdorff  Uebers.  des  Gaj,  §.  38. 

5)  Dedithü  hält  vo  nB  rockdorff  für  unübersetzbar,  indessen 
scheint  mir  Unterthan  im  eigentlicheq  Sinne  des  Wort» 
passend. 
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wodurch  Wir  dio  Streitfragen  aus  dem  allen  Recht,  mit  Hülfe 
des  T  ribo  nianus,  des  trefflichen  Mannes,  Unseres  gelehrten 
Staatskanzlers,  ausgeglichen  haben ;  [die  Verhältnisse  der]  Juniani- 
schen  Latiner  und  die  auf  dieselben  bezüglichen  Gewohnheiten 
haben  Wir  in  einer  andern  Constitution,  die  unter  den  kaiser- 
lichen Sanctionen  strahlt,  mittelst  desselben  Beihülfe  verbessert. 
Wir  haben  alle  Freigelassenen ,  ohne  Unterschied  in  Betreff 
des  Alters  des  freilassenden  Herrn ,  oder  des  Freigelassenen, 
oder  der  Art  der  Freilassung,  wie  es  sonst  beobachtet  ward, 
mit  dem  Römischen  Bürgerrechte  beschenkt,  und  noch  viele 
Wege  hinzugefügt,  auf  denen  den  Sclaven  die  Freiheit  mit  dem 
Römischen  Bürgerrechte  ,  welches  jetzt  nur  allein  noch  Statt 
fiudet,  zu  Theil  werden  kann. 

Sechster  Titel. 

Qni   et   quibtts    ex    caussis    manutnitt  er  e  non 

possunt. 

(JVer  und  aus  welchen  Gründen  man  niclit  freilassen  Jcann.) 

Es  ist  jedoch  nicht  Jedem ,  wer  da  will ,  [seine  Sclaven] 
freizulassen  erlaubt,  denn  wer  in  betrügerischer  Absicht  gegen 
seine  Gläubiger  freilässt,  begeht  eine  nichtige  Handlung,  weil 
hier  das  Aelisch-Sentische  Gesetz  die  Freiheit  nicht  anerkennt. 
1.  Es  steht  aber  einem  zahlungsunfähigen  Herrn  frei,  seinen 
Sclaven  testamentarisch  mit  der  Freiheit  zum  Erben  einzusetzen, 
so  dass  er  frei  und  zugleich  sein  einziger  und  Zwangserbe 
wird ,  wenn  nur  kein  Anderer  aus  demselben  Testamente  als 
Erbe  auftritt,  mag  nun  ein  Anderer  überhaupt  nicht  eingesetzt, 
oder  dafern  dies  doch  geschehen ,  aus  irgend  einem  Grunde 
nicht  Erbe  geworden  sein.  Dies  ist  durch  dasselbe  Aelisch- 
Sentische  Gesetz  verordnet  worden,  und  mit  Recht ,  denn  es 
musste  für  Unbemittelte ,  deren  Erbe  kein  Anderer  werden 
würde,  gesorgt  werden,  dass  sie  entweder  ihren  Sclaven  zum 
Zwangserben  hätten ,  der  ihren  Gläubigern  Zahlung  leisten 
musste,  oder  die  Gläubiger,  wenn  er  es  nicht  that,  in  dessen 
Namen  die  Erbschaft  verkaufen  konnten ,  damit  dem  Verstor- 
benen kein  Schimpf  geschehe.  2.  Dasselbe  ist  Rechtens,  wenn 
ein  Sclav  ohne  Freiheit  als  Erbe  eingesetzt  wird.  Eine  von 
Uns  erlassene  Constitution  hat  nämlich ,  nicht  blos  wenn  der 
Herr  zahlungsunfähig  ist,  sondern  aus  einem  neuen  Grunde  der 
Humanität  im  Allgemeinen  verordnet ,  dass  aus  der  schrift- 
lichen Erbeinsetzung  allein  die  Freiheit  für  den  Sclaven  her- 
vorgehen solle,  indem  es  unwahrscheinlich  ist,  dass  derjenige, 
welcher  ihn  zu  seinem  Erben  erwählt  hat,  wenn  er  die  Frei- 
lassung übergeht,  den  Willen  habe,  dass  er  Sclav  bleiben  soll 
und  [folglich]  Niemand  sein  Erbe  sei.    3.  lu  betrügerischer 
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Absicht  gegen  seine  Gläubiger  aber  scheint  der  freizulassen, 
der  dies  zu  einer  Zeit  thut,  wo  er  entweder  schon  zahlungs- 
unfähig ist ,  oder  es  nach  der  Freiheitserlheilung  geworden 
ist.  Es  scheint  jedoch  [die  Meinung]  vorgeherrscht  zu  haben, 
dass  der  Freiheit  nichts  entgegenstehe,  sobald  der  Freilasser 
nicht  die  Absicht  hatte,  zu  betrügen,  wennschon  sein  Vermö- 
gen für  die  Gläubiger  nicht  hinreichte ;  denn  oft  glaubt  man, 
dass  sein  Vermögen  noch  grösser  sei,  als  es  wirklich  ist.  Wir 
sehen  also,  dass  nur  dann  die  Freiheit  nicht  Statt  finde,  wenu 
die  Gläubiger  auf  jede  Weise  Schaden  erleiden,  d.  h.  sowohl 
durch  die  Absicht  des  Freilassers,  als  durch  die  That  selbst, 
wenn  deshalb  nachher  das  Vermögen  desselben  nicht  hinlaugt, 
um  die  Gläubiger  zu  befriedigen.  4.  Nach  demselben  Aelisch- 
Sentischen  Gesetz  darf  ein  Herr,  welcher  noch  nicht  20  Jahre 
alt  ist,  nicht  anders  freilassen,  als  wenn  die  Freilassung  durch 
feierliche  Erklärung  ü)  yor  dem  Rath  geschieht,  und  deren 
rechtlicher  Grund  genehmigt  worden  ist.  5.  Rechtliche  Gründe 
zur  Freilassung  sind  vorhanden ,  wenn  z.  B.  Jemand  seinen 
leiblichen  Vater,  oder  Mutter,  Sohn,  Tochter,  Bruder  und 
Schwester,  oder  seinen  Lehrer,  seine  Amme,  Erzieher,  Zög- 
ling oder  Milchbruder  freilassen  will,  oder  seinen  Sclaven,  um 
ihn  zum  Geschäftsführer  zu  haben,  oder  eine  Sclavin,  um  sie 
zu  heirathen,  wenn  nur  dann  binnen  sechs  Monaten  die  Hei- 
rath geschlossen  wird,  es  wäre  denn  ein  rechtliches  Hinderniss 
im  Wege ,  und  wenn  der  Sclav ,  welcher  freigelassen  wird, 
um  an  ihm  einen  Geschäftsführer  zu  haben,  nicht  unter  17 
Jahr  alt  ist.  6.  Ist  ein  rechtlicher  Grund  einmal  genehmigt 
worden,  so  findet  kein  Widerruf  Statt,  möge  er  wahr  oder 
falsch  sein.  7.  Da  nun  nach  dem  Aelisch- Sentischen  Gesetz 
eine  gewisse  Form  der  Freilassung  für  die  Herren  vorge- 
schrieben war,  welche  unter  20  Jahre  alt  waren,  so  trat  da- 
durch der  Fall  ein,  dass  derjenige,  welcher  bereits  das  vier- 
zehnte Jahr  vollendet  hatte,  obschon  er  ein  Testament  machen, 
Erben  einsetzen  und  Vermächtnisse  bestellen  konnte,  dennoch, 
Wenn  er  nicht  20  Jahre  alt  war,  seinem  Sclaven  die  Freiheit 
nicht  geben  durfte.  Dies  ging  nicht  an,  dass  der,  welchem 
die  volle  Verfügung  über  sein  ganzes  Vermögen  in  einem  Te- 
stamente zustand ,  einem  einzigen  Sclaven  die  Freiheit  nicht 
sollte  geben  können.  Wir  erlaubeu  ihm  daher  ,  wie  über  an- 
dere Sachen ,  so  auch  über  die  Sclaven ,  in  seinem  letzten 
Willen  zu  verfügen,  so  dass  er  ihnen  auch  die  Freiheit  geben 
kann.     Da  aber  die  Freiheit  ein  nicht  zu  schätzendes  [Gut] 


6)  Ich  würde  hier  mitHotomann  lieberlesen:  quam  si  dicta 
—  manumissio  slatt  vindicta  j  weiche  Lesart  T  he op  hilus 
durch  seine  Paraphrase  bezeugt. 
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ist ,  und  deswegen  in  der  Vorzeit  vor  dem  zwanzigsten  Jahre 
verboten  war ,  einem  Sclaven  die  Freiheit  zu  schenken ,  so 
wählen  Wir  gewissermaassen  den  Mittelweg ,  und  erlauben, 
dass  Jemand  ,  der  jünger  als  20  Jahre  ist ,  nur  dann  seinem 
Sclaven  im  Testament  soll  die  Freiheit  schenken  können,  wenn 
er  bereits  volle  17  Jahre  alt  ist  und  das  achtzehnte  angetreten 
hat.  Denn  da  die  alten  Gesetze  diesem  Alter  die  Fähigkeit 
zum  gerichtlichen  Auftreten  für  Andere  zugestehen ,  warum 
»oll  man  nicht  glauben,  dass  diese  Eigenschaft  auch  dazu  aus- 
reiche, dem  Sclaven  vermöge  derselben  die  Freiheit  schenken 
zu  können? 

Siebenter  Titel. 

De  lege  Furia  Caninia  sublata» 

{Von  der  Aufhebung  des  FuriscJi  -  Caninischen  Gesetzes.) 

Nach  dem  Furisch-Caninischen  Gesetze  war  eine  bestimmte 
Art  und  Weise  über  die  Freilassung  der  Sclaven  im  Testamente 
verordnet.  Dies  haben  Wir,  als  die  Freiheit  erschwerend  und 
derselben  schädlich,  aufheben  zu  müssen  geglaubt,  indem  es 
menschenfeindlich  ist,  wenn  7)  der  Lebende  die  Erlaubniss  hat, 
seinem  ganzen  Hausgesinde,  dafern  sonst  kein  dieselbe  verhin- 
dernder Grund  vorhanden  ist,  die  Freiheit  zu  schenken,  sie  dein 
Sterbenden  zu  nehmen. 

Achter  Titel. 
De  iis9  qui  sui  vel  alt eni juris  sunt» 

{Von  denen,  die  eigenen  Rechtens  und  die  fremdem  Redde  unter- 
worfen sind.) 

Es  folgt  nun  eine  andere  Eintheilung  des  Personenrechts; 
denn  einige  Personen  sind  eigeneu  Rechtens,  andere  sind  dem 
Rechte  Auderer  unterworfen.  Von  denen  letzterer  Art  sind 
wieder  einige  in  Gewalt  der  Eitern,  andere  in  Gewalt  der 
Herren.  Wir  wollen  daher  von  denen  handeln,  welche  dem 
Rechte  Anderer  unterworfen  sind;  denn  wenn  wir  wissen, 
welche  Personen  dies  sind ,  werden  wir  zugleich  auch  die- 
jenigen kennen ,  welche  eigenen  Rechtens  sind.  Zuerst  wol- 
len wir  die  betrachten ,  welche  in  der  Gewalt  der  Herren 
sind. 


7)  Im  Text  ist  hier  die  Construction  des  Accus,  cum  Inf;  im 
Deutschen  würde  ohne  das  wenn,  was  im  Text  durch 
autem  ausgedrückt  ist,  der  Gegensatz  nicht  deutlich  genug 
hervortreten. 
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1.  In  der  Gewalt  der  Herren  befinden  sich  die  Sclaven, 
und  diese  Gewalt  ist  völkerrechtlich ;  denn  wir  können  bei 
alle«  Völkern  ohne  Unterschied  die  Beobachtung"  machen,  dass 
die  Herreu  Gewalt  über  Leben  und  Tod  ihrer  Sclaven  haben, 
uud  dass  ,  was  eher  Sclav  erwirbt ,  für  den  Herrn  erworben 
wird.  2.  In  jetziger  Zeit  ist  aber  Niemandem  Unserer  Unter- 
thanen  erlaubt,  ohne  einen  gesetzlich  anerkannten  Grund  gegen 
seinen  Sclaven  über  die  Gebühr  auszuschreiten.  Denn  nach 
einer  Constitution  des  Kaisers  Pius  8)  wird  der  nicht  minder 
gestraft,  wer  seinen  Sclaven  ohne  Grund  tödtet,  als  wer  einen 
fremden  Sclayen  umbringt.  Auch  die  grosse  Strenge  der 
Herren  wird  durch  die  Constitution  desselben  Kaisers  be- 
schränkt. Denn  auf  geschehenes  Anfragen  einiger  Provincial- 
Prasidenten  ,  in  Betreff  derjenigen  Sclaven  ,  die  in  ein  gehei- 
ligtes Gebäude  oder  zu  den  Statuen  der  Kaiser  fliehen  ,  be- 
stimmte er,  dass  wenn  die  Misshandluugen  der  Herren 
unerträglich  erschienen  ,  sie  gezwungen  werden  könnten  ,  ihre 
Sclaven  unter  billigen  Bedingungen  zu  verkaufen,  wogegen  den 
Herren  der  Erlös  gegeben  werden  solle  ,  und  dies  ist  recht ; 
denn  es  frommt  dem  Staate,  dass  Niemand  seine  Sachen  miss- 
brauche. Die  Worte  dieses  an  den  Aelius  Mar  Hanns  gerich- 
teten Rescripts  lauten  so:  Die  Gewalt  der  Herren  über 
ihre  Sclaven  soll  zwar  unverkürzt  bleiben,  und 
Niemandem  sein  Recht  entzogen  werden,  aber  es 
nützt  den  Herren  selbst,  wenn  demjenigen  Ab- 
hülfe gegen  Miss handlun gen,  oder  Hunger,  oder 
unerträgliche  Gewalttätigkeiten  nicht  verwei- 
gert wird,  der  aus  einem  rechtlichen  Grunde  jene 
in  Anspruch  nimmt.  Deshalb  untersuche  du  die 
Beschwerden  derjenigen,  welche  von  dem  Haus- 
gesinde des  Julius  Sabinus  zu  einer  Statue  ent- 
flohen sind,  und  wenn  du  findest,  dass  sie  über 
die  Gebühr  strenge  behaudelt  oder  zu  Schamlo- 
sigkeiten 9)  gemissbraucht  worden  sind,  so  lass 
sie  verkaufen,  so  dass  sie  in  die  Gewalt  ihres 
Herrn  nicht  zurückkehren.  Sollte  er  diese  meine 
Verordnung  umgehen,  so  möge  er  wissen,  dass 
ich  dieses  Verbrechen  noch  strenger  ahnden 
werde. 


8)  Diuus  P. ;  ich  habe  Divus  stets  Kaiser  übersetzt,  denn  J  u  s  t  i- 
nianus  kann  als  Christ  die  Kaiser  nicht  göttlich  nennen. 

0)  Infami  injuria  aßectos,  s.  Vi  n  u i  i  Commenia/r,  ad  h»  1.9  denn 
Ehre  hatten  Sclayen  nicht. 


12      IflSTir.  L.  I.  Tit.  9.  Do  patria  potcsiate.  Tit.  10. 


Neunter  Titel. 

De   patria  potestaie. 

(Von  der  väterlichen  Cewalt.) 

Iii  unserer  Gewalt  befinden  sich  unsere  Kinder,  die  wir 
in  rechtmässiger  Ehe  erzeugt  haben.  1.  Ehe  aber,  oder  Hei- 
rath, ist  eine  Verbindung  zwischen  Mann  und  Weib  ,  die  ein 
unzertrennliches  I0)  lebenslängliches  Beisammensein  begreift. 

2.  Das  Hecht  der  Gewalt,  das  wir  über  unsere  Kinder  haben, 
ist  ein  eigenthümliches  der  Römischen  Bürger,  denn  kein  an- 
deres Volk  hat  eine  solche  Gewalt  über  seine  Kinder,  wie  wir. 

3.  Wer  also  von  dir  und  deiner  Gattin  erzeugt  wird,  befindet 
sich  in  deiner  Gewalt,  ebenso  ist  der  vou  deinem  Sohn  und 
seiner  Gattin  erzeugte,  d.  h.  dein  Enkel  und  deine  Enkelin,  in 
deiner  Gewalt,  so  wie  die  Grossenkel  u.  s.  w.  Die  Kinder 
deiner  Tochter  hingegen  sind  nicht  in  deiner  Gewalt ,  sondern 
in  der  ihres  Vaters. 

Zehnter  Titel. 

De     n  u  p  t  i  i  s, 
{Von  der  Ehe.) 

Rechtmässige  Ehen  gehen  diejenigen  Römischen  Bürger  mit 
einander  ein,  welche  sich  nach  Vorschrift  der  Gesetze  verbin- 
den ,  und  zwar  die  Männer ,  wenn  sie  mündig,  und  die  Wei- 
ber ,  wenn  sie  mannbar  sind ,  mögen  sie  Hausväter  oder 
Haussöhne  sein ,  sobald  sie  nur  im  letztern  Fall  die  Ein- 
willigung der  Eltern  haben,  in  deren  Gewalt  sie  sich  befinden; 
denn  es  erheischt  sowohl  ein  bürgerlichrechtlicher  als  natür- 
licher Grund ,  dass  der  Befehl  des  Vaters  vorausgehen  muss« 
Hieraus  ist  die  Frage  entstanden,  ob  die  Tochter  oder  der  Sohn 
eines  Wahnsinnigen  heirathen  könne  ?  Da  über  den  Sohn  schwan- 
kende Ansichten  vorhanden  waren,  so  erging  Unsere  Entschei- 
dung, wornach  dem  Sohn,  ebenso  wie  der  Tochter  des  Wahn- 
sinnigen, ohne  des  Vaters  Zutritt  sich  ehelich  zu  verbinden,  unter 
den  in  Unserer  Constitution  gegebenen  Bestimmungen,  erlaubt  ist. 

1»  Man  darf  aber  nicht  jedes  Weib  heirathen  ,  sondern 
mit  einigen  ist  die  Ehe  untersagt.  Denn  zwischen  Personen, 
die  im  Verhältniss  von  Eltern  und  Kindern  zu  einander  stehen, 
können  Eben  nicht  eingegangen  werden,  also  [nicht]  zwischen 
Vater  und  Tochter,  Grossvater  und  Enkelin,  Mutter  und  Sohn, 
Grossmutter  und  Enkel,  und  so  bis  ins  Unendliche,  und  wenn 
sich  solche  Personen  wirklich  mit  einander  verheirathen ,  so 


10)  IndividuuSy  s.  Vinnii  Cotnmcnt.  ad  k.  1. 
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heisst  eine  solche  Ehe  eine  süudliche  «nd  blutschänderische. 
Und  dies  geht  so  weit,  dass,  wenn  selbst  nur  durch  Annahme 
au  Rindes  Statt  ein  Eltern-  und  Rinderverhältniss  entstanden 
ist,  diese  Personen  sich  [doch]  uicht  heirathen  können  ,  ja  es 
bleibt  dies  sogar  geltend,  wenn  die  Annahme  an  Rindes  Statt 
wieder  aufgehoben  ist.  Du  kannst  daher  eine  Person,  welche 
einmal  auf  diese  Weise  deine  Tochter  oder  Enkelin  geworden 
ist ,  nicht  zum  Weibe  nehmen  ,  selbst  wenn  du  sie  [wieder] 
aus  der  Gewalt  entlassen  hast.  2.  Auch  auf  diejenigen  Perso- 
nen erstreckt  sich  eine  ahnliche  Bestimmung ,  welche  in  der 
Seitenlinie  mit  einander  verwandt  sind,  nur  nicht  soweit;  denn 
unter  Bruder  und  Schwester  ist  allerdings  die  Ehe  verboten, 
mögen  sie  von  demselben  Vater  und  derselben  Mutter  erzeugt 
sein,  oder  von  einem  von  beiden  allein;  wenn  aber  eine  Per- 
son durch  Annahme  an  Rindes  Statt  deine  Schwester  gewor- 
den ist,  so  kann  zwischen  dir  und  dieser,  so  lange  dies  Ver- 
haltniss  besteht,  keine  Ehe  Statt  finden  ;  ist  hingegen  dasselbe 
durch  Entlassung  aus  der  vaterlichen  Gewalt  aufgehoben  ,  so 
kannst  du  sie  zum  Weibe  nehmen,  auch  steht,  wenn  du  selbst 
aus  der  vaterlichen  Gewalt  entlassen  worden  bist,  der  Heirath 
nichts  mehr  ent gegen  ,  und  daher  ist  verordnet ,  dass  wenn 
Jemand  seinen  Schwiegersohn  an  Rindes  Statt  annehmen  will, 
er  zuvor  die  Tochter  aus  der  väterlichen  Gewalt  einlassen 
inuss ,  und  wenn  die  Schwiegertochter ,  den  Sohn.  3.  Die 
Tochter  des  Bruders  oder  der  Schwester  zum  Weibe  zu  neh- 
men ist  aber  verboten  ,  ja  man  darf  nicht  einmal  die  Enkelin 
derselben  heirathen  ,  wenn  schon  sie  in  der  vierten  Abstufung 
[der  Verwandschaft j  steht;  denn  wessen  Tochter  zu  heirathen 
nicht  erlaubt  ist,  dessen  Enkelin  darf  man  eben  so  wenig  ehe- 
lichen. Die  Tochter  des  Weibes  hingegen,  welches  dein  Vater 
an  Rindes  Statt  angenommen  hat,  zu  heirathen,  ist  dir  unver- 
wehrt,  weil  diese  weder  nach  bürgerlichem,  noch  nach  natür- 
lichem Rechte  mit  dir  verbunden  ist.  4.  Zweier  Brüder  od^r 
Schwestern,  oder  Bruder-  und  Schwester  -  Rinder  können  sich 
heirathen,  5.  Des  Vaters  Schwester,  selbst  wenn  sie  es  nur 
durch  Annahme  an  Rindes  Statt  ist,  darf  man  nicht  ehelichen, 
eben  so  wenig  der  Mutter  Schwester,  weil  sie  im  Verhältnis» 
von  Eltern  stehen.  Hiernach  darf  man  auch  die  Grossvaters- 
und die  Grossmutterschwester  nicht  heirathen.  6.  Auch 
wegen  der  Ehrwürdigkeit  des  Schwiegerschaftsverhaltnisses  ist 
die  Ehe  mit  gewissen  Personen  verboten  ;  so  darf  man  z.  B. 
die  Stieftochter  oder  Schwiegertochter  nicht  heirathen ,  weil 
beide  an  Tochter  Stelle  sind.  Dies  ist  so  zu  verstehen, 
wenn  sie  eins  von  beiden  gewesen  sind ,  denn  so  lange 
deine  Schwiegertochter  dies  noch  ist ,  d.  h.  so  lange  sie 
mit  deinem  Sohn  verheirathet  ist,  kannst  du  sie  aus  einem 


14 
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andern  Grande  nicht  heirathen,  weil  [nämlich]  dieselbe  Person 
nicht  an  Zwei  verheirathet  sein  kann;  eben  so  wenig  kannst 
du  deine  Stieftochter,  so  lange  sie  es  noch  ist,  d.  h.  so  lange 
ihre  Mutter  mit  dir  verheirathet  ist,  darum  schon  nicht  zum 
Weibe  nehmen,  weil  es  verboten  ist,  zwei  Weiber  zugleich 
zu  haben.  7.  Die  Schwiegermutter  und  Stiefmutter  zu  heira- 
then  ist  auch  verboten  ,  weil  sie  im  Verhältniss  der  Mutter 
stehen;  dies  gilt  auch  erst  nach  aulgehobener  Schwiegerschaft, 
denn  so  lange  sie  noch  Stiefmutter,  d.  h.  die  Frau  deines  Va- 
ters ist,  ist  es  nach  gemeinem  Kecht,  sie  zu  heirathen  verbo- 
ten, weil  dieselbe  nicht  an  Zwei  verheirathet  sein  kann  ;  eben 
so  ist  dir  die  Ehe  mit  deiner  Schwiegermutter  verboteu  ,  so 
lange  sie  dies  ist,  d.  h.  so  lauge  ihre  Tochter  deine  Frau  ist, 
weil  du  nicht  zwei  Weiber  haben  kannst.  8.  Der  Sohn  eines 
Mannes  von  einer  andern  Frau  und  die  Tochter  einer  Frau 
von  einem  andern  Mann,  oder  umgekehrt,  können  eine  gültige 
Ehe  schliessen ,  wenn  sie  auch  Brüder  oder  Schwestern  aus 
der  nachher  eingegangeneu  Ehe  haben.  9.  Wenn  deine  ge- 
schiedene Frau  von  einem  andern  Mann  eine  Tochter  gebiert, 
so  ist  diese  zwar  nicht  deine  Stieftochter,  aber  Julian  us 
spricht  sich  doch  dahin  aus  ,  dass  man  sich  der  Ehe  mit  der- 
selfcg  enthalten  müsse  ,  denn  auch  die  Braut  des  Sohnes  sei 
docu  nicht  Schwiegertochter ,  und  die  Braut  des  Vaters  noch 
nicht  Stiefmutter ,  und  doch  würden  die  richtiger  und  gesetz- 
mä'ssig  handeln,  welche  sich  der  Ehe  mit  ihnen  enthalten. 

10.  Es  ist  gewiss ,  dass  auch  die  Verwaudschaften  der 
Sclaven  Ehehindernisse  seien,  wenn  etwa  Vater  und  Tochter, 
oder  Bruder  und  Schwester  aus  der  Gewalt  der  Herren  ent- 
lassen sind.  11.  Auch  noch  einige  andere  Personen  dürfen 
sich  wegen  verschiedener  Gründe  nicht  heirathen  ,  die  Wir  in  * 
den  Büchern  der  Digesten  oder  der  aus  dem  alten  Rechte 
gesammelten  Pandecten  haben  aufzählen  lassen. 

12.  Wenn  sich  gegen  Unsere  obigen  Verordnungen  den- 
noch zwei  Personen  verheirathen  ,  so  findet  weder  der  Begriff 
von  Mann  und  Frau,  noch  von  Heirath,  Ehe  und  Mitgift  Statt. 
Daher  befinden  sich  Rinder  aus  solchen  Verbindungen  nicht  in 
väterlicher  Gewalt,  sondern  sind  denen  gleich,  so  viel  die  vater- 
liche Gewalt  betrifft ,  welche  ihre  Mutter  aus  gemeinem  Um- 
gang empfangen  hat.  Denn  auch  von  diesen  nimmt  man  an,  sie 
haben  keinen  Vater,  weil  dieser  ungewiss  ist.  Man  pflegt  sie  daher 
Una'chte  zu  nennen,  oder  auf  griechisch  gleichsam  GnoQadr'jV  ll) 
empfangene,  oder  gleichsam  Söhne  ohne  Väter«  Hieraus  folgt,  dass 


11)  Sparshn  ;  hierin  liegt  der  Begriff,  dass  die  Mutter  mit  meh- 
rern Männern  zu  thun  gehabt  habe,  und  nicht  weiss,  wer 
eigentlich  der  Vater  sei. 
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nach  Auflösung  einer  solchen  Verbindung  auch  die  Zurückfor- 
derung  der  Mitgift  nicht  Statt  finde.  Wer  verbotene  Ehen  ein- 
geht ,  .verfällt  auch  noch  in  andere  Strafen  ,  welche  in  den 
kaiserlichen  Constitutionen  enthalten  sind.  13.  Zuweilen  ge- 
schieht es,  dass  Rinder,  [welche]  gleich  bei  ihrer  Geburt 
nicht  in  der  Gewalt  der  Eltern  sind,  nachher  doch  in  dieselbe 
kommen,  so  z.B.  wird  derjenige  uneheliche  Sohn,  welcher  zur 
Provincial-Curie  bestimmt  wird,  der  väterlichen  Gewalt  unter- 
worfen ;  ebenso  wird  der ,  welcher  von  einem  freien  Weibe 
geboren  ist,  mit  dem  die  Ehe  nach  den  Gesetzen  nicht  verbo- 
ten war,  der  Vater  aber  Umgang  gehabt  hatte,  nachher,  sobald 
die  Ehestiftung  errichtet  worden  ist ,  Unserer  Constitution  ge- 
mäss, der  Gewalt  des  Vaters  unterworfen  ;  dies  gewährt  Un- 
sere Constitution  auch  dann  ,  wenn  andere  aus  derselben  Ehe 
erzeugt  worden  sind  12). 

Elfter  Titel. 

De  adoptionibus. 

{Von  der  Annahme  an  Kindes  Statt.) 

Nicht  blos  leibliche  Kinder  befinden  sich  nach  dem ,  was 
Wir  gesagt  haben ,  in  unserer  Gewalt ,  sondern  auch  die, 
welche  wir  an  Kindes  Statt  annehmen.  1.  Annahme  an  Kindes 
Statt  geschieht  auf  zweierlei  Weise ,  entweder  durch  ein  kai- 
serliches Kescript  oder  durch  Bestätigung  13)  der  Obrigkeit. 
Durch  kaiserliche  Genehmigung  kann  man  diejenigen  Personen 
beiderlei  Geschlechts  an  Kindes  Statt  annehmen,  welche  eige- 
nen Rechtens  sind,  und  diese  Art  der  Annahme  an  Kindes  Statt 
heisst  Adrogation;  durch  Bestätigung  der  Obrigkeit  aber 
können  wir  diejenigen  Personen  beiderlei  Geschlechts  an  Kin- 
des Statt  annehmen,  welche  sich  in  der  Gewalt  der  Eltern  be- 
finden, mögen  sie  Kinder  in  erster  Abstufung  sein,  wie  Sohn 
und  Tochter  ,  oder  in  einer  fernem ,  wie  Enkel  und  Enkelin, 


12)  Ich  hatte  schon  früher,  ehe  mir  Schräders  Lesart  dieser 
Stelle,  welche  er  aus  einigen  Manuscripten  wieder  herge- 
stellt hat,  in  Zusammenhang  mit  L.  10.  Cod.  de  not.  Hb. 
ebenso  conjecturirt  guod  eisi  alii  tiberi  etc.,  und  war  es  mir 
daher  um  so  lieber,  meine  Conjectur  sogar  durch  Handschrif- 
ten bestätigt  zu  sehen.  Diese  auch  von  Krieg  eis  ange- 
nommene Lesart  ist  offenbar  den  einschlagenden  R.  R.  Be- 
griffen vollkommen  angemessen.  Die  beste  Erklärung  der 
andern  Lesart:  quod  et  alüs  etc.  s.  bei  Sainmet  Hermeneu- 
tik, cd.  Born  pt  15G.  sq.  und  Glücks  Commentar  der 
Pandecten  II.  301.  n.  24. 

13)  Imperio  heisst  eigentlich  der  Inbegriff  der  richterlichen  Ge- 
walt; iudessen  scheint  mir  hier  Bestätigung  richtiger  als 
Geheis s,  wie  von  Brockdorif  \.  98.  hat. 
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Grossenkel  und  Grossenkelin.  2.  Nach  einer  von  Uns  erlasse- 
nen Constitution  werden  aber  jetzt ,  wenn  der  Haussohn 
vom  leiblichen  Vater  einer  fremden  Person  zur  Annahme  an 
Kindes  Statt  übergeben  wird,  die  Hechte  der  Gewalt  des  leib- 
lichen Vaters  nicht  aufgelöst,  und  nichts  geht  au  den  Adoptiv- 
vater über,  noch  jener  in  die  Gewalt  desselben,  wenn  Wir  ihm 
gleich  ein  lntestat- Erbrecht  zugeeignet  haben.  Hat  aber  der 
leibliche  Vater  seinen  Sohn  keinem  Fremden ,  sondern  dem 
mütterlichen  Grossvater  desselben,  oder  wenn  er,  der  leibliche 
Vater ,  selbst  aus  der  väterlichen  Gewalt  entlassen  ist ,  auch 
dem  Grossvater  oder  Grossgrossvater  von  väterlicher  oder  müt- 
terlicher Seite  zur  Annahme  an  Kindes  Statt  übergeben ,  so 
bleibt  in  diesem  Fall ,  weil  die  natürlichen  Rechte  und  die 
Rechte  der  Annahme  an  Kindes  Statt  in  derselben  Person  zu- 
sammentreffen,  das  sowohl  durch  ein  natürliches  Band  ge- 
kuüpfte,  als  auf  gesetzmassige  Art  und  Weise  durch  die  An- 
nahme an  Kindes  Statt  begründete  Recht  des  Adoptivvaters 
bestehend,  so  dass  jener  sowohl  in  dessen  Gewalt  als  Familie 
sich  befindet.  3.  Soll  ein  Unmündiger  durch  kaiserliches  Re- 
script  adrogirt  werden  ,  so  wird  dies  [nur]  nach  vorgängiger 
Untersuchung-  der  Sache  erlaubt.  Die  Untersuchung  erstreckt 
sich  aber  auf  den  Grund  der  Adrogation  und  ob  sie  ehrenhaft 
und  für  den  Unmündigen  erspriesslich  sei.  Auch  erfordert  die 
Adrogation  einige  Bedingungen;  es  muss  nämlich  der  Adro- 
girende  bei  einer  öffentlichen  Person,  d.  h.  einem  Notar,  Sicher- 
heit bestellen,  denjenigen,  welche  ohne  die  geschehene  Annahme 
an  Kindes  Statt  zur  Beerbung  des  Unmündigen  gekommen  sein 
würden,  den  Nachlass  desselben,  daferu  er  unmündig  verster- 
ben sollte  ,  ausantworteu  zu  wollen.  Ebenso  kann  der  Adro- 
girende  den  Angenommenen  nicht  anders  aus  seiner  Gewalt 
entlassen ,  als  wenn  nach  vorheriger  Untersuchung  über  die 
Sache  Grund  dazu  vorhanden  befunden  worden  ist,  und  er  ihm 
dann  sein  Vermögen  wieder  herausgibt.  Wenn  aber  der 
Vater  bei  seinem  Tode  ihn  enterbt,  oder  bei  seinen  Lebzeiten 
ohne  rechtmässige  Ursache  wieder  aus  der  Gewalt  entlässt,  so 
muss  er  ihm  den  vierten  Theil  seines  Vermögens  zufliessen 
lassen,  versteht  sich  ausser  dem  Vermögen,  welches  er  dem 
Adoptivvater  zubrachte  ,  und  woran  er  ihm  nachher  den  Ge- 
winn erworben  hat. 

4.  Ein  Minderjähriger  kann  einen  Grossjährigen  nicht  an 
Kindes  Statt  annehmen;  denn  die  Annahme  an  Kindes  Statt 
ist  eine  Nachahmung  der  Natur ,  und  es  ist  widernatürlich, 
dass  der  Sohn  älter  sein  solle,  als  der  Vater.  Wer  also  einen 
Andern  durch  Adrogation  oder  Annahme  an  Kindes  Statt  zu 
seinem  Sohn  macheu  will ,  muss  um  die  volle  Mündigkeit, 
d.  h,  18  Jahre  älter  sein  als  jener.    5.  Auch  ist  es  erlaubt, 
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au  Enkels  oder  Enkelin,  Grossenkels  oder  Grossenkelin  Statt  n«  s.  w. 
[Jemanden]  anzunehmen,  selbst  wenn  man  keinen  Sohn  hat.  6.  Und 
zwar  kann  man  einen  fremden  Sohn  an  Enkels  Statt  und  einen 
Enkel  an  Sohnes  Statt  annehmen.  7.  Will  man  aber  Jemanden  an 
Enkels  Statt  annehmen,  entweder  gleichsam  von  dem  Sohn,  den 
man  bereits  an  Kindes  Statt  angenommen,  oder  von  einem  leiblichen 
Sohu,  den  man  in  seiner  Gewalt  hat,  so  muss  der  Sohn  mit  ein- 
willigen, damit  ihm  kein  Notherbe  ohne  seinen  Willen  erwachse. 
Wenn  aber  umgekehrt  der  Grossvater  einen  Enkel  von  seinem 
Sohn  in  Annahme  an  Rindes  Statt  gibt,  so  ist  die  Einwilligung-  des 
Sohnes  nicht  nöthig.  8.  In  den  meisten  Beziehungen  aber  wird  der 
an  Rindes  Statt  Angenommene  oder  Adrogirte  dem  gleich  gesetzt, 
weicher  aus  einer  gesetzmässigen  Ehe  geboren  ist.  Wer  daher 
durch  den  Raiser,  oder  beim  Prätor,  oder  vor  dem  Provincial- 
prä'sidenten,  Jemanden,  wenn  er  nur  kein  Fremder  **)  ist,  an 
Rindes  Statt  angenommen  hat,  kann  diesen  wieder  einem  Andern 
dazu  übergeben.  9.  Auch  das  ist  beiden  Arten  der  Annahme  an 
Rindes  Statt  gemein,  dass  diejenigen,  welche  zum  Zeugen  un- 
tüchtig sind,  z.  B.  Spadonen,  an  Rindes  Statt  annehmen  können, 
Verschnittene  aber  können  es  nicht.  10.  Weiber  können  darum 
nicht  an  Rindes  Statt  annehmen,  weil  sie  auch  ihre  leiblichen 
Rinder  nicht  in  der  Gewalt  haben;  durch  die  Gnade  des  Raisers 
können  sie  aber  zum  Ersatz  für  verlorene  Rinder  an  Rindes 
Statt  annehmen.  11.  Eine  Eigentümlichkeit  der  Annahme  an 
Rindes  Statt,  weiche  durch  die  Gnade  des  Raisers  *)  geschieht, 
ist  die,  dass  wenn  Jemand,  der  schon  Rinder  in  seiner  Gewalt 
hat,  sich  selbst  hat  adrogiren  lassen  ,  er  nicht  blos  selbst  der 
Gewalt  des  Adrogirenden  unterworfen  wird,  sondern  auch  seine 
Rinder  als  Enkel  in  dessen  Gewalt  kommen.  Denn  so  nahm 
der  Raiser  Augustus  den  Tiberius  nicht  eher  an  Rindes  Statt 
an  ,  als  dieser  den  Germanicus  an  Rindes  Statt  angenommen 
hatte ,  so  dass  Germanicus  gleich  nach  geschehener  Annahme 
an  Rindes  Statt  des  Augustus  Enkel  wurde.  12.  Beim  Cato 
berichten  die  Alten  als  wohlbegründet,  dass  die  Sclaven,  wenn 
sie  vom  Herrn  an  Rindes  Statt  angenommen  worden  sind,  da- 
durch von  selbst  frei  werden  können.  Wir  haben  daher,  dies 
beachtend,  in  einer  von  Uns  erlassenen  Constitution  bestimmt, 
dass  auch  der  Sclav ,  welchen  der  Herr  vor  Gericht  seineu 
Sohn  genannt  hat,  frei  sein  solle,  wenn  dies  gleich  nicht  hin- 
reicht, um  das  Recht  eines  Sohnes  zu  gewinnen. 


14)  D.  h.  der  sich  in  keinem  natürlichen  Verwandschaftsver- 
hältniss  befindet ,  denn  mau  unterscheidet  zwischen  einer 
eigentlichen  und  uneigentlichen  Adoption,  s.  o.  §.  2. 

*)  Sa  er  um  or acutum ,  s.  Brisson.  h,  v.  et  Vet.  Glossar, 
apud  eund* 

Corp,  jur.  ciu.  I.  2 
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Zwölfter  Titel. 

Quihus  modis  jus  potesiatis  solvitur. 
{Wodurch  das  Recht  der  Gewalt  erlischt.) 

Wir  wollen  nun  sehen ,  auf  welche  Weise  diejenigen, 
welche  dein  Rechte  Anderer  unterworfen  sind  ,  davon  befreit 
werden.  Wie  Sclaven  von  der  Gewalt  befreit  werden,  kann  man 
daraus  ersehen,  was  Wir  oben  über  die  Freilassung"  auseinan- 
dergesetzt haben;  diejenigen  aber,  welche  sich  in  der  Gewalt 
des  Vaters  befinden,  werden  durch  dessen  Tod  eigenen  Rech- 
tens. Es  ist  jedoch  hierbei  ein  Unterschied ,  denn  wenn  der 
Vater  stirbt,  so  werden  zwar  allerdings  die  Sohne  und  Töch- 
ter eigenen  Rechtens  ,  wenn  aber  der  Grossvater  stirbt ,  wer- 
den es  die  Enkel  und  Enkelinneu  nicht  alleraal ,  sondern  nur 
dann,  wenn  sie  nicht  nach  des  Grossvaters  Tode  wieder  in  die 
Gewalt  des  Vaters  fallen;  wenn  daher  beim  Ableben  des  Gross- 
vaters ihr  Vater  noch  lebt  und  sich  in  dessen  Gewalt  befindet, 
so  fallen  sie  nun  in  die  Gewalt  ihres  Vaters.  Wenn  dieser 
aber  zu  der  Zeit ,  wo  der  Grossvater  stirbt ,  entweder  schon 
todt  oder  aus  der  Gewalt  seines  Vaters  getreten  ist,  dann  wer- 
den dieselben,  indem  sie  nun  nicht  in  seine  Gewalt  fallen  kön- 
nen, eigenen  Rechtens. 

1.  Weil  der,  welcher  wegen  eines  Verbrechens  auf  eine 
Insel  deportirt  wird ,  das  Bürgerrecht  verliert,  so  folgt ,  dass 
die  Kiuder  desselben  ,  weil  er  auf  diese  Weise  aus  der  Zahl 
der  Römischen  Bürger  ausgestossen  wird  ,  wie  wenn  er  todt 
wäre ,  aufhören ,  in  seiner  Gewalt  zu  sein.  Aus  gleichem 
Grunde  hört  auch  der,  welcher  sich  in  der  väterlichen  Gewalt 
befindet  und  auf  eine  Insel  deportirt  wird,  auf,  in  derselben 
zu  sein.  Wird  er  aber  durch  die  Gnade  des  Kaisers  wieder 
[in  den  vorigen  Stand]  eingesetzt,  so  tritt  er  wieder  in  jeder 
Hinsicht  in  seine  vorigen  Verhältnisse  ein.  2.  Vater,  welche 
blos  auf  eine  Insel  verwiesen  sind,  behalten  die  Rinder  in 
ihrer  Gewalt ,  und  umgekehrt  bleiben  verwiesene  Kiuder  in 
väterlicher  Gewalt.  3.  Wer  zur  Strafe  Sclav  wird,  hört  auf, 
seine  Kinder  in  seiner  Gewalt  zu  haben;  zur  Strafe  werden 
diejenigen  Sclaven,  welche  zur  Bergwerksarbeit  verurtheilt  und 
den  wilden  Thieren  vorgeworfen  werden.  4.  Der  Haus- 
sohn ,  welcher  Kriegsdienste  geleistet  hat ,  oder  Senator ,  oder 
Consul  geworden  ist,  bleibt  in  der  Gewalt  des  Vaters,  denn 
Kriegsdienst  und  Consul  würde  befreien  nicht  von  der  väter- 
lichen Gewalt.  l\ach  einer  von  Uns  erlassenen  Constitution 
befreit  aber  die  höchste  Würde  des  Patriciats  den  Sohn  sofort 
mit  der  kaiserlichen  Bestallung  von  der  väterlichen  Gewalt. 
Denn  wie  wäre  es  zu  vereinigen,  dass  der  Vater  zwar  durch 
Entlassung  aus  der  Gewalt  den  Sohn  von  der  letztern  solle 
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befreien,  die  kaiserliche  Majestät  aber  nicht  den  aus  fremder 
Gev*  ^   kenneu,    den    sie    sich    zum    A  ater    erkor  ? 

j.  Wenn  der  "\  ater  vom  Feinde  gefangen  wird  ,  so  bleibt, 
wennschon  er  dem  Feiude  angehorig  wird .  das  Recht[sver- 
h.ilmiss]  der  Rinder  obschwebepd,  wegen  des  Rechts  der  Heim- 
kehr postUminium  \  indem  die  Tom  Feinde  Gefangenen  nach  ihrer 
Rückkehr  alle  ihre  vorigen  Rechte  wieder  ergreifen  :  deshalb  be- 
kommt der  zurückgekehrte  [Vater]  auch  seine  Kinder  wieder  in 
seine  Gewalt,  weil  das  Recht  der  Heimkehr  scheinbar  annimmt, 
dass  der.  welcher  gefangen  gewes  hrend  im  Staate  ge- 

wesen sei:  stirbt  er  aber  in  der  Gefangenschaft,  so  wird  ange- 
l  •  i  dass  der  Sohn  von  da  au  eigenen  Rechtens  gewesen 
sei,  wo  der  Vater  gefangen  worden  ist.  Eben  so  sagen  wir, 
wenn  der  Sohn  oder  Enkel  gefangen  wordeu  ist  ,  dass  das 
Recht  der  väterlichen  Gewalt  wegen  des  Heimkehrrechts  ob- 
schwebeud  sei.  Po<ilimiaium  kommt  her  von  po-st  und  Urnen; 
wer  also  vom  Feinde  gefangen  und  in  L  nsere  Grenzen  zurück- 
gekehrt ist,  von  dem  sagen  wir.  er  sei  durch  das  poslliminium 
«oräckgekomm e a .  Denn  wie  die  Schwellen  lim  'nj  am  Hause 
.  s  -  imen  auch  aie  Alten  die  Grenze  des 
Reichs  für  eine  s.hwe;i.f  an.  Deshalb  braucht  man  Umes 
1  er  Ziel,  und  hiervon  kommt  po>lliminiu?>i%  weil 

der  Z  :.kk  krende  über  dieselbe  Schwede  Lei. -kehrte  ,  wo- 
durch er  verloren  gegangen  war.  Auch  wer  gefangen  dem 
besiegten  Feiude  wieder  abgenommen  wird,  wird  als  durch 
das  poitliminium  für  zurückgekehrt  erachtet. 

6.  Ausserdem  horru  die  Kinder  auch  durch  Entlassung 
ans  der  Gewalt  auf,  in  der  Gewalt  des  "\  aters  zu  sein.  Die 
Entlassung  aus  der  Gewalt  geschah  ehedem  zwar  nach  einem 
gesetzlichen  Gebrauch,  der  durch  Scheiuksui  und  Freilassung 
feierlich  begangen  ward,  oder  durch  ein  kaiserliches  Rescrint; 
L  nsere  Sorgsamkeit  hat  aber  auch  dies  durch  eine  besondere 
ssernd  ge  udert.  so  d.iss  mit  Abschaffung  der 
frühern  Scheiuaunahme  die  "\  ater  geradeweges  zum  competen- 
teu  Richter  oder  der  Obrigkeit  gehen,  und  so  ihre  Sohne  oder 
Tochter,  Eukel  oder  Enkelinnen  u.  s.  w.  aus  ihrer  Gewalt  ent- 
lassen .  und  dann  werden  n.ch  dem  Edict  d^s  Prators  an  dem 
"\  ermogen  desjenigen  Sohnes  oder  Tochter.  Enkels  oder  Enke- 
lin .  die  aus  der  Gewalt  entlassen  worden  siud  ,  dem  Vater 
dieselben  Rechte  ein« erzürnt  .  wie  dem  Freilasser  an  dem  des 
Freigelassenen,  und  es  erhält  überdies  der  Vater  selbst,  wenn 
der  Sohn  od-r  die  Tochter  u.  s.  w.  unm  inJi_-  sind,  durch  die 
Entlassung  die  Vormunischaft.  T.  "Wir  müssen  übrigens  be- 
merken ,  dass  demjenigen  ,  der  seinen  Sc-ku  oder  von  diesein 
eiueu  Enkel  oder  Enkelin  in  seiner  Gewalt  hat,  freistehe,  den 
Sohu  aus  dieser  zu  entlassen,  den  Enkel  aber  oder  die  Enkelin 
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zurückzubehalten,  und  umgekehrt  den  Sohn  in  der  Gewalt  zn 
behalten ,  den  Enkel  oder  die  Enkelin  aber  zu  entlassen ,  oder 
sie  alle  eigenen  Hechtens  zu  machen;  dasselbe  gilt  vom  Gross- 
enkel  und  der  Grossenkeliii. 

8.  Wenn  aber  der  Vater  den  Sohn,  den  er  in  seiner  Gewalt 
hat,  dem  natürlichen  Grossvater  oder  dem  Grossgrossvater,  zufolge 
Unserer  darüber  sprechenden  Constitutionen,  in  Annahme  an  Kin- 
des Statt  gibt,  d.  h.  wenn  er  dies  öffentlich  in  einer  darüber  auf- 
zunehmenden Urkunde  *)  vor  dem  competenteu  Richter  in  Gegen- 
wart dessen,  der  an  Kindes  Statt  annimmt,  und  dessen,  der  dazu 
übergeben  wird,  und  ohne  dessen  Widerspruch  erklärt,  so  wird 
zwar  das  Recht  der  Gewalt  des  natürlichen  Vaters  aufgehoben,  es 
geht  aber  auf  den  nunmehrigen  Adoptivvater  aber,  in  dessen  Per- 
son, wie  Wir  vorher  gesagt  haben,  die  vollkommenste  Annahme 
an  Kindes  Statt  vorhanden  ist.  9.  Es  ist  zu  bemerken,  dass  wenn 
deine  Schwiegertochter  von  deinem  Sohn  schwanger  ist  und  du 
deinen  Sohn  aus  der  Gewalt  entlassen,  oder  ihn  wahrend  der 
Schwangerschaft  deiner  Schwiegertochter  in  Annahme  an  Kindes 
Statt  gegeben  hast ,  nichts  desto  weniger  das  geboren  werdende 
Kind  in  deine  Gewalt  fällt;  geschieht  aber  dessen  Empfängnis» 
nach  der  Entlassung  aus  der  Gewalt  oder  Annahme  an  Kindes 
Statt ,  so  wird  es  der  Gewalt  des  aus  der  Gewalt  entlassenen 
Vaters  oder  des  Adoptivvaters  unterworfen. 

10.  Weder  die  natürlichen  noch  die  angenommenen  Kin- 
der können  die  Eltern  auf  irgend  eine  Weise  zwingen,  sie  aus 
ihrer  Gewalt  zu  entlassen. 

Dreizehnter  Titel. 

De  tutelis, 
(  Von  den  Vormundschaften.  ) 
Wir  gehen  nun  zu  einer  andern  Eiutheilung  der  Personen 
über,  denn  von  denjenigen,  die  sich  in  Niemandes  Gewalt  be- 
finden, stehen  einige  unter  Vormundschaft  oder  Curatel,  andere 
stehen  in  keinem  dieser  Rechtsverhaltnisse.  Wir  wollen  nur 
von  denjenigen,  die  sich  in  Vormundschaft  oder  Curatel  befin- 
den, handeln;  denn  so  werden  Wir  die  übrigen  Personen,  wel- 
che sich  in  keinem  dieser  Verhältnisse  befinden,  kennen  lernen. 
Zuerst  aber  wollen  Wir  von  denen  sprechen ,  die  unter  Vor- 
mundschaft stehen.  1.  Vormundschaft  (tuteld)  ist,  wie  Ser- 
vius  den  Begriff  bestimmt,  eine  durch  das  bürgerliche  Recht 
erlaubte  und  ertheilte  Gewalt  und  Bothmässigkeit  über  einen 
freien  Menschen,  um  ihn,  der  sich  wegen  seiner  Jugend  nicht 
vertheidigen  kann,  zu  schützen  (jtueri)*    2.  Vormünder  (tuföres) 


*)  Actis  mtervenientibus ,   s.  Gothofredi  AnnoU  ad  leg.  ult. 
Cod.  h.  t. 
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siud  diejenigen,  welche  diese  Gewalt  besitzen  und  Laben  den 
Namen  von  der  Sache  empfangen;  daher  werden  sie  tulores^ 
d.  h.  gleichsam  tuiiores  (Schützer)  oder  Vertheidiger  genannt,  so 
wie  diejenigen  aedilui  (Tempelhüter)  genannt  werden,  welche 
Tempel  (aedes  tuentur)  bewachen.  3.  Es  ist  daher  den  Eltern  er- 
laubt, den  unmündigen  Rindern,  die  sie  in  ihrer  Gewalt  haben,  in 
ihrem  Testamente  einen  Vormund  zu  bestellen.  Dies  erstreckt  sich 
gleichartig  über  Söhne  und  Töchter;  den  Enkeln  und  Enkelinnen 
können  die  Grosseltern  aber  in  ihrem  Testament  nur  dann  Vor- 
münder bestellen,  wenn  sie  nach  ihrem  Tode  nicht  in  die  Gewalt 
ihres  Vaters  zurückfallen.  Wenn  sich  daher  zur  Zeit  deines  Todes 
dein  Sohn  in  deiner  Gewalt  befindet,  so  können  seine  Rinder  aus 
deinem  Testamente  keinen  Vormund  erhalten,  wenn  sie  sich  gleich 
in  deiner  Gewalt  befinden,  weil  sie  nämlich  nach  deinem  Tode  in 
die  Gewalt  ihres  Vaters  zurückfallen.  4.  Da  auch  in  mehreren  Be- 
ziehungen die  nach  dem  Tode  ihres  Vaters  geborenen  Rinder  für 
schon  geboren  erachtet  werden,  so  hat  man  auch  hier  den  Grund- 
satz angenommen,  dass  diesen  Nachgeborenen  ebensowohl,  wie 
den  schon  geborenen,  Vormünder  im  Testamente  bestellt  werden 
können,  wenn  sie  nur  in  dem  Verhältniss  stehen,  dass,  wenn 
sie  bei  Lebzeiten  der  Eltern  geboren  worden  wären  ,  sie  in 
deren  Gewalt  und  deren  Notherben  sein  würden.  5.  Auch 
wenn  einem  aus  der  Gewalt  entlassenen  Sohn  ein  Vormund 
vom  Vater  im  Testamente  bestellt  worden  ist,  so  muss  er  nach 
dem  Ausspruch  des  Provincialprasidenten  auf  jeden  Fall,  d.  h. 
ohne  weitere  Untersuchung  der  Sache,  bestätigt  werden. 

Vierzehnter  Titel. 
Qui  testamento  tutores  dari  possunt. 
(Jfer  in  einem  Testament  zum  Vormund  bestellt  werden  7cann.) 

Durch  ein  Testament  kann  nicht  nur  ein  Hausvater,  son- 
dern auch  ein  Haussohn  zum  Vormund  bestellt  werden.  1.  Auch 
ein  eigener  Sclav  kann  im  Testamente  zugleich  mit  seiner  Freilas- 
sung als  Vormund  gültiger  Weise  bestellt  werden.  Hierbei  ist 
aber  zu  bemerken,  dass,  wenn  er  auch  ohne  freigelassen  zu  sein, 
zum  Vormund  bestellt  worden  ist,  angenommen  wird,  dass  er  die 
unmittelbare  Freiheit  stillschweigend  erhalten  habe  und  daher  mit 
Hecht  Vormund  sei.  Ist  hingegen  Jemand,  der  irriger  Weise  für 
einen  Freien  gehalten  ward,  zum  Vormund  bestellt  worden,  so 
gilt  dies  nicht.  Ein  fremder  Sclav  aber  wird  ohne  Bedingung 
Unhnfz  zum  Vormund  in  einem  Testamente  bestellt,  dahingegen 
die  Bestellung  mit  der  Bedingung:  wenn  er  frei  gewor- 
den sein  wird,  gilt;  einen  eigenen  Sclaven  aber  auf  diese 
Art  zum  Vormund  zu  bestellen,  ist  ohne  Wirkung.  '2.  Ist  ein 
Wahnsinniger  oder  Jemand,  der  das  fiinfuudzwanzigste  Jahr 
noch  nicht  erreicht  hat,  im  Testamente  zum  Vormund  bestellt, 


12    Instit.  L.  I.  Tit.  15,    De  legitwia  agnatorum  iutcla. 


so  wird  er  dies ,  wenn  er  seines  Verstandes  mächtig  oder 
25  Jahr  alt  geworden  ist.  3.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel, 
dass  ein  Vormund  in  einem  Testamente  auf  bestimmte  Zeit, 
oder  Ton  einem  bestimmten  Zeitpuuct  an ,  oder  bedingungs- 
weise,  oder  vor  der  Erbeinsetzung  bestellt  werden  könne. 
4.  Für  eine  einzelne  Sache  oder  Angelegenheit  kaun  aber  kein 
Vormund  bestellt  werden  ,  weil  dieser  für  die  Person  ,  nicht 
für  die  Sache  oder  Angelegenheit ,  bestellt  wird.  5.  Hat  Je- 
mand seinen  Töchtern  oder  Söhnen  Vormünder  bestellt,  so  wird 
dies  auch  auf  die  Nachgeborenen  ausgedehnt  angenommen,  weil 
diese  unter  der  Benennung  Söhue  oder  Töchter  mitbegriffen 
werden.  Wenn  es  Enkel  sind,  [und  gefragt  wird,]  ob,  [wenn] 
diesen  unter  der  Benennung  von  Söhnen  Vormünder  bestellt 
sind,  [dies  gelte,]  so  ist  dies  anzunehmen,  sobald  der  Ausdruck 
Kinder  gebraucht  worden  ist ;  wenn  aber  Söhne,  so  wer- 
den sie  nicht  für  inbegriffen  erachtet.  Denn  zwischen  Enkeln 
und  Söhnen  ist  ein  Unterschied;  ist  aber  Nachgeborenen 
ein  Vormund  bestellt ,  so  werden  sowohl  nachgeborene  Söhne 
als  fernere  Kinder  verstanden. 

Fünfzehnter  Titel. 
De  legitim  a  agnatorum  tut  ela, 
(J^on  der  gesetzm'dssigen  Vormundschaft  der  Seitenvenvandten.) 

Für  diejenigen  ,  welchen  durch  ein  Testament  kein  Vor- 
mund bestellt  worden  ist ,  sind  nach  dem  Zwölftafelgesetz  die 
Seitenverwandten  Vormünder,  und  heissen  dann  g1  esetz  mas- 
sig-e.  1.  Seiten  verwandte  heissen  die  Verwandten  durch  den 
Mannsstamm  15).  Z.  B.  der  von  demselben  Vater  erzeugte 
Bruder ,  der  Bruderssohn  oder  Enkel  von  demselben  ,  ebenso 
der  Vatersbruder ,  dessen  Sohn  und  Enkel.  Die  Verwandten 
durch  Personen  weiblichen  Geschlechts  sind  keine  Seitenver- 
wandten, sondern  blos  Verwandte  nach  dem  Naturrecht.  Daher 
ist  der  Sohn  deiner  Vatersschwester  nicht  dein  Seitenverwandter, 
sondern  nur  Verwandter,  und  in  demselben  Verwandschaftsver- 
Lältniss  stehst  du  zu  ihm,  weil  die  Kinder  der  Familie  ihres  Vaters, 
nicht  der  der  Mutter  angehören.  2.  Dass  aber  das  Gesetz  die 
Seitenverwandten  testamentlos  zur  Vormundschaft  beruft  ,  ist 
nicht  so  zu  verstehen,  als  wenn  dtr,  welcher  Vormünder  be- 
stellen konnte,  überhaupt  kein  Testament  gemacht  hat,  sondern  nur 
ohne  in  Betreff  dieses  Punctes  verfügt  zu  haben  gestorben  ist ;  dies 
wird  auch  dann  für  nicht  geschehen  angenommen,  wenn  der  be- 
stellte Vormund  noch  bei  Lebzeiten  des  Testators  mit  Tode  ab- 
gegangen ist.     3.  Das  Recht  der  Seiten verwandschaft  wird 

15)  Dies  ist  die  klare  und  verständliche  Uebersetzung  dieser 
Worte :  sunt  autem  agnali  cognati  per  virilis  sexus  cognatio- 
nein  juncti,  quasi  a  patre  cognati. 
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ineist  durch  jede  Art  der  Veränderung'  des  persönlichen  Standes- 
rechts  aufgehoben ,  denn  Seitenverwandschaft  ist  ein  Rechts- 
ausdruck ;  das  Recht  der  Verwandschaft  wird  aber  nicht  durch 
jede  Art  verändert,  weil  ein  bürgerlicher  Rechtsgrund  1  6)  zwar 
bürgerliche  Rechte  aufheben  kann,  nicht  aber  auch  natürliche. 

Sechzehnter  Titel. 

De  capitis  d  e  m  i  mit  ione, 

(Von  der  Veränderung  des  persönlichen  Siandesrechis.) 

Capitisdeminution  ist  eine  Veränderung  des  vorigen  per- 
sönlichen Standes  und  geschieht  auf  dreifache  Weise,  denn  es 
gibt  eine  grosse,  eine  geringere,  auch  mittlere  genannt,  und 
eine  geringste.  1.  Die  grosse  Staudesrechtsveränderung  ge- 
schieht ,  wenn  Jemand  Bürgerrecht  und  Freiheit  zugleich  ver- 
liert; dies  widerfährt  denen,  welche  durch  die  Strenge  des 
Urtheils  zur  Strafe  Sclaven  werden,  oder  den  Freigelassenen, 
die  wegen  Undank  gegen  ihre  Freilasser  dazu  verurl heilt  wer- 
den, oder  denen,  die,  um  Theil  am  Raufpreise  zu  nehmen,  sich 
verkaufen  lassen.  2.  Die  geringere  oder  mittlere  Standesrethts- 
veränderung  ist  diejenige  ,  wo  das  Bürgerrecht  verloren  geht, 
die  Freiheit  aber  beibehalten  wird;  dies  trifft  den,  dem  Feuer 
und  Wasser  verboten  worden  ist,  oder  den ,  welcher  auf  eine 
Insel  deportirt  wird.  3.  Die  geringste  Staudesrechtsveränderung 
ist  diejenige ,  wo  Bürgerrecht  und  Freiheit  bleibt ,  aber  das 
persönliche  Standesrecht  des  Menschen  1 7)  verändert  wird; 
dies  geschieht  bei  denen  ,  die  eigenen  Rechtens  gewesen  und 
darauf  fremdem  Recht  unterworfen  worden  sind  ,  oder  umge- 
kehrt. 4,  Ein  freigelassener  Sclav  erleidet  keine  Standesrechts- 
veränderung, denn  er  hatte  vorher  noch  kein  Standesrecht. 
6.  Diejenigen,  deren  Rang  vielmehr  als  ihr  Standesrecht  verändert 
wird,  erleiden  keine  Standesrechtsveränderung;  daher  hilft  den  aus 
dem  Senat  Gestossenen  keine  Veränderung  seines  Staudesrechts. 
6.  Dass  aber  gesagt  wird,  das  Recht  der  Verwandschaft  bleibe 
auch  nach  der  Standesrechtsveränderung ,  ist  nur  von  der  ge- 
ringsten zu  verstehen,  denn  hier  bleibt  die  Verwandschaft; 
wenn  die  grosse  Standesrechtsveränderung  eintritt,  so  geht  auch 
das  Verwandschaftsrecht  verloren,  z.  B.  weuu  ein  Verwandter 
Sclav  wird,  und  die  Verwandschaft  lebt  auch  nicht  wieder 
auf,  wenn  er  freigelassen  wird.  Auch  wenn  Jemand  auf  eine 
Insel  deportirt  wird,  löst  sich  die  Verwandschaft  auf.    7.  Wenn 


16)  Civilis  ratio  übersetzt  von  Brockdorff  im  Gajus  ein 
verändertes  bürgerliches  Verhältniss,  indessen  scheint  mir  die 
wörtliche  Uebersetzung  sehr  passend. 

17)  „Rücksichtlich  der  Familienverhältnisse"  könnte  mau  mit 
von  Brockdorff  hinzusetzen  (§.  1Ö2.  a.  a.  O.). 
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aber  die  Vormundschaft  an  die  Seitenverwandten  kommt  ,  so 
fällt  sie  doch  nicht  allen  zugleich  zu ,  sondern  nur  dem  der 
Abstufung  nach  nahern,  oder  wenn  mehrere  in  derselben  Ab- 
stufuug  stehen ,  allen  diesen  zugleich ,  z.  B.  wenn  mehrere 
Brüder  in  einer  Abstufung  stehen;  diese  werden  daher  alle 
gleichzeitig  zur  Vormundschaft  berufen. 

Siebzehnter  Titel. 
De  legitima  p  atr  onor  u  vi  tutel  a. 
{Von  der  gesetzmässigen  Vormundschaft  der  Freilasser.) 
Nach  demselben  Zwölftafelgesetz  gebührt  die  Vormund- 
schaft über  die  Freigelassenen  weiblichen  und  männlichen  Ge- 
schlechts den  Freilassern  und  deren  Rindern;  auch  diese  wird 
eine  gesetzmässige  Vormundschaft  genannt ,  und  zwar  nicht 
deswegen,  weil  in  jenem  Gesetz  dieselbe  etwa  namentlich  vor- 
geschrieben ,  sondern  weil  sie  durch  die  Auslegung  so  aufge- 
nommen worden  ist,  als  wenn  sie  durch  die  Worte  des  Ge- 
setzes eingeführt  wäre.  Denn  dadurch  selbst,  dass  das  Gesetz 
bestimmt  hatte,  der  Nachlass  der  Freigelassenen  beiderlei  Ge- 
schlechts solle ,  wenn  sie  ohne  Testament  sterben  ,  dem  Frei- 
lasser und  seinen  Rindern  anheimfallen ,  glaubten  die  Alten, 
habe  dasselbe  [ausdrücken]  wollen ,  dass  auch  die  Vormund- 
schaften demselben  zukämen  ^  indem  dasselbe  auch  befohlen 
habe,  dass  die  Seitenverwandten ,  welche  es  zur  Erbschaft  be- 
ruft ,  Vormünder  sein  sollten ,  weil  da  ,  wo  der  Nutzen  der 
Beerbung  Statt  findet,  meist  auch  die  Last  der  Vormundschaft 
sein  muss.  Wir  haben  deshalb  meist  gesagt ,  weil ,  wenn 
ein  Unmündiger  [Sclav]  von  einer  Frau  freigelassen  wird,  diese 
zur  Erbschaft  berufen  wird,  wahrend  ein  Anderer  Vormund  ist. 

Achtzehnter  Titel. 
De  legitima  parentum  tutela» 
{Von  der  gesetzmässigen  Vormundschaft  der  Eltern.) 
Nach  dem  Beispiel  von  den  Freilasseru  ist  auch  eine  an- 
dere Vormundschaft,  welche  ebenfalls  gesetzmässige  heisst,  auf- 
genommen worden ;  denn  wer  seinen  Sohn  oder  Tochter,  En- 
kel oder  Enkelin  vom  Söhn  u.  s.  w.  unmündig  aus  der  Gewalt 
entlässt,  ist  deren  gesetzmässiger  Vormund. 

Neunzehnter  Titel. 
De  fiduciaria  tutela* 
{Von  der  fiduciarischen  Vormundschaft.) 
Es  gibt  noch  eine  Vormundschaft,  welche  die  fiduciarische 
genannt  wird.    Denn  wenn  der  Vater  seineu  Sohn  oder  Toch- 
ter, Enkel  oder  Enkelin  u.  s.  w.  während  ihrer  Unmündigkeit 
aus  der  Gewalt  entlässt,  so  erhält  er  die  gesetzmässige  Vor- 
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mundschaft  über  sie.  Wenn  nach  seinem  Tode  Kinder  männ- 
lichen Geschlechts  vorhanden  sind ,  so  werden  diese  dann  die 
fiduciarischen  Vormünder  ihrer  Söhne,  oder  ihres  Bruders  und 
ihrer  Schwester ,  oder  der  übrigen.  Stirbt  aber  ein  Freilasser 
während  einer  gesetzmässigen  Vormundschaft,  so  werden  sei  ne 
Söhne  gesetzmässige  Vormünder,  denn  der  Sohn  des  Verstor- 
benen würde  zwar,  wenn  er  nicht  von  seinem  Vater  bei  des- 
sen Lebzeiten  aus  der  Gewalt  entlassen  worden  wäre,  nach 
dessen  Tode  eigenen  Rechtens  geworden  und  nicht  in  die  Ge- 
walt seiner  Brüder,  also  auch  nicht  unter  Vormundschaft  zurück- 
gefallen sein ;  der  Freigelassene  aber,  wenn  er  Sclav  geblieben 
wäre,  in  derselben  Gewalt  bei  den  Kindern  seines  Herrn  nach 
dessen  Tode  gestanden  haben.  Diese  [Personen]  kommen  jedoch 
nur  dann  zur  Vormundschaft,  wenn  sie  das  vollkommene  Alter 
haben,  was  eine  von  Uns  erlassene  Constitution,  im  Allgemei- 
nen bei  jeder  Vormundschaft  oder  Curatel  zu  beobachten,  vor- 
schreibt. , 

Zwanzigster  Titel. 

De^ittilianotutorey  et  eo ,  qui  ex  lege 
J Uli  a  et  T  ili  a  d  ab  at  ur. 

{Von  dem  Attilianischen  Vormund  und  dem  aus  dem  Julisch- 
Titischen  Gesetz.) 

Demjenigen,  für  den  gar  kein  Vormund  da  war,  ward  in 
Rom  nach  dem  Attilischen  Gesetz  ein  solcher  vom  Stadtoräior 
uud  der  Mehrzahl  der  Volkstribunen  ,  in  den  Provinzen  aber 
nach  dem  Julisch -Titischen  Gesetz  von  den  Proviucialpräsideu- 
ten  bestellt.  1.  Auch  wenn  in  einem  Testamente  ein  Vormurad 
unter  einer  Bedingung  oder  von  einem  bestimmten  Tage  an 
bestellt  war,  so  konnte,  so  lange  die  Bedingung  oder  der  Tag 
noch  nicht  eingetreten  war,  nach  denselben  Gesetzen  [einstwei- 
len] ein  anderer  Vormund  bestellt  werden.  Ebenso  musste, 
selbst  wenn  ein  solcher  unbedingt  bestellt,  jedoch  aus  dem 
Testamente  noch  Niemand  als  Erbe  aufgetreten  war,  unterdes- 
sen nach  denselben  Gesetzen  ein  Vormund  bestellt  werden,  der 
dies  zu  sein  aufhörte ,  sobald  die  Bedingung ,  oder  der  Tag 
ein-  oder  der  Erbe  antrat.  2.  War  ein  Vormund  vom  Feinde 
gefangen  genommen  worden  ,  so  wurde  nach  diesen  Gesetzen 
auch  ein  anderer  bestellt ,  dessen  Vormundschaft  aufhörte ,  so- 
bald der  gefangene  nach  Hause  zurückgekehrt  war.  Denn  der 
Zurückgekehrte  trat  die  Vormundschaft  nach  dem  HeimkeJirrecht 
wieder  an. 

3.  Die  Bestellung  von  Vormündern  für  Minderjährige  nach 
diesen  Gesetzen  hörte  auf,  nachdem  zuerst  die  Consuln  densel- 
ben beiderlei  Geschlechts  Vormünder,  nach  vorheriger  Unter- 
suchung ,  und  nachher  die  Prätoren ,  zufolge  der  kaiserlichen 
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Constitutionen,  zu  bestellen  anfinget).  Denn  nach  den  ebenge- 
naumten  Gesetzen  war  weder  für  die  von  den  Vormündern  zu 
verlangende  Sicherheitsbestellung  für  die  Erhaltung-  des  Mündel- 
ver mögen s ,  noch  für  die  Zwangspflicht  der  Vormünder,  sich 
der  Verwaltung  zu  unterziehen  ,  in  irgend  einer  Art  gesorgt. 
4.  Jetzt  ist  Rechtens,  dass  in  Kom  der  Stadtvorsteher  oder  der 
Priitor  nach  seiner  Gerichtsbarkeit ,  in  den  Provinzen  aber  die 
Presidenten  nach  Untersuchung  der  Sache  die  Vormünder  er- 
nennen ,  oder  die  Ortsobrigkeiten  auf  Befehl  der  Präsidenten, 
daferu  das  Vermögen  der  Unmündigen  nicht  gross  ist.  5.  Wir 
ha  ben  aber  durch  eine  von  Uns  erlassene  Constitution ,  um 
Schwierigkeiten  dieser  Art  zu  vermeiden,  die  Bestimmung  ge- 
troffen, dass  wenn  das  Vermögen  des  Unmündigen  oder  des 
bereits  Erwachsenen  bis  auf  500  Goldstücke  steigt,  der  Orts- 
vorsteher, ohne  den  Befehl  des  Präsidenten  abzuwarten,  zu- 
gleich mit  dem  ersten  Geistlichen  der  Stadt,  oder  andere  öffent- 
lü  he  Personen,  d.  h.  Beamten,  oder  der  Gerichtsverwalter  in 
de  r  Stadt  Alexandrien,  die  Vormünder  oder  Curatoreu  ernennen 
sollen,  wobei  eine  gesetzmässige  Sicherheit  nach  der  nähern 
Bestimmung  jener  Constitution  auf  Gefahr  derer,  die  sie  in 
Empfang"  nehmen,  zu  bestellen  ist.  6.  Dass  Unmündige  unter 
Vormundschaft  stehen,  entspricht  dem  Naturrecht,  damit  der- 
jenige, welcher  noch  nicht  das  vollkommene  Alter  erreicht  hat, 
unter  Vormundschaft  eines  Anderen  geleitet  werde. 

7.  Da  nun  die  Vormünder  die  Geschäfte  ihrer  Mündel 
oder  Mündelinnen  besorgen,  so  können  sie  nach  eingetretener 
Mündigkeit  mit  der  Vormundschaftsklage,  Rechnung  abzulegen, 
belangt  werden. 

Einuiidzwanzigster  Titel. 

De  auctoritate  1  u  t  o  r  u  vu 
{JTon  der  Ermächtigung  der  Vormünder.) 
Die  Ermächtigung  des  Vormundes  ist  in  gewissen  Fällen 
den  Mündeln  nöthig,  in  andern  nicht;  z.B.  wenn  sie  stipuliren, 
dass  ihnen  etwas  gegeben  werde ,  ist  sie  nicht  nöthig ,  w  ohl 
aber  ist  sie  es,  wenn  die  Mündel  Andern  etwas  versprechen; 
denn  sich  Vortbel  auch  ohne  Ermächtigung  des  Vormundes  zu 
stiften,  ist  ihnen  zwar  erlaubt,  Nachtheil  aber  nur  mit  Ermäch- 
tigung des  Vormundes.  Wenn  daher  in  den  Fällen,  woraus 
gegenseitige  Verbindlichkeiten  entspringen ,  wie  bei  Rauf  und 
Pacht,  Aufträgen  und  IXiederlegungen ,  die  Ermächtigung  des 
Vormundes  nicht  hinzukommt  ^  so  werden  zwar  diejenigen, 
welche  mit  den  Mündeln  contrahiren,  daraus  verpflichtet,  aber 
nicht  diese  auch.  1.  Erbschaften  antreten,  Nachlassbesitz  for- 
dern oder  Erbschaften  aus  einem  Fideicommiss  übernehmen,  kön- 
msn  Mündel  nicht  anders,  als  mit  Ermächtigung  ihres  Vormuu- 
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des,  selbst  wenn  es  ihnen  vortheilhaft  sein  und  sie  gar  keinen 
INachtlieil  leiden  sollten.  2.  Der  Vormund  lmiss  aber  gleich 
bei  dem  Geschäfte  selbst  ermächtigend  auftreten  ,  wenn  er  es 
seinem  Mündel  für  zuträglich  hält;  nachher,  oder  brieflich  er- 
theilt,  gilt  die  Ermächtigung  nicht.  3.  Wenn  zwischen  Vor- 
mund und  Mündel  selbst  eiu  Rechtsstreit  zu  führen  ist,  so  wird, 
weil  der  Vormund  nicht  in  eigener  Sache  gegen  sich  als  Er- 
mächtiger  auftreten  kann ,  nicht ,  wie  sonst ,  ein  prä'torischer 
Vormund  bestellt,  sondern  ein  Curator  anstatt  dessen  gegeben, 
mit  dessen  Beitritt  die  Sache  verhandelt  wird,  und  der,  wenn 
sie  beseitigt  ist,  wieder  aufhört,  Curator  zu  sein. 

Zweiimdzwanzlgster  Titel. 

Quibus  modis  tutela  finitur* 
(Auf  welche  Jf^eise  die  V  ormundschaft  endigt.) 
Wenn  die  Unmündigen  beiderlei  Geschlechts  mündig  wer- 
den, werden  sie  von  der  Vormundschaft  frei.  Die  Alten  woll- 
ten die  Mündigkeit  nicht  bios  nach  den  Jahren,  sondern  auch 
nach  der  körperlichen  Beschaffenheit  gewürdigt  wissen.  Un- 
sere Majestät  aber  hat,  in  Betracht,  dass  es  der  Sitte  Uuserer 
Zeit  angemessener  sei,  geglaubt,  das,  was  bei  den  Weibern 
schon  von  den  Alten  für  der  Schamhaftigkeit  zuwiderlaufend 
erachtet  ward,  d.  h.  die  Besichtigung  der  körperlichen  Beschaf- 
fenheit, auch  auf  die  Mannspersonen  ausdehnen  zu  müssen. 
Wir  haben  daher ,  zufolge  einer  von  Uns  bekannt  gemachten 
Constitution,  den  Anfang  der  Müudigkeit  beim  männlichen  Ge- 
schlecht nach  völligem  Ablauf  des  vierzehnten  Jahres  anzuneh- 
men bestimmt,  indem  Wir  übrigens  das  Gesetz  der  Vorzeit  in 
Ansehung  der  Weiber  als  wohibegründet  in  seiner  Kraft  ge- 
lassen haben ,  dass  sie  nach  vollendetem  zwölften  Jahre  für 
mannbar  gelten  sollen.  1.  Ebenso  wird  die  Vormundschaft 
beendet ,  wenn  Unmündige  deportirt  oder  adrogirt  werden, 
wenn  sie  in  Sclaverei  gerathen,  —  wie  z.  B.  ein  Undankbarer 
gegen  seinen  Freilasser  —  oder  vom  Feinde  gefangen  werden. 
2.  Auch  wenn  der  Vormund  in  einem  Testamente  bis  zum  Ein- 
tritt einer  bestimmten  Bedingung  bestellt  worden  ist,  so  hört 
derselbe  nach  deren  Eintritt  auf,  es  zu  sein.  3.  Ebenso  endigt 
sich  die  Vormundschaft  durch  den  Tod  des  Mündels  oder  des 
Vormundes.  4.  Auch  hört  durch  die  Standesrechtsveränderung 
des  Vormundes  ,  insofern  er  dadurch  Freiheit  und  Bürgerrecht 
verliert,  alle  Vormundschaft  auf;  durch  die  geringste  Staudes- 
rechtsveränderung des  Vormundes,  z.  B.  wenu  er  sich  hat  las- 
sen an  Kindes  Statt  annehmen,  erlischt  nur  die  gesetzmässige 
Vormundschaft,  die  übrigen  nicht.  Jede  Standesrechtsverände- 
rung  des  Mündels  hingegen,  selbst  die  kleinste,  hebt  jede  Vor 
mundschaft  auf.     5.  Die  in  einem  Testament  bis  zu  eine 
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Bestimmten  Zeit  gegebenen  Vormünder  legen  nach  deren  Ablauf 
die  Vormundschaft  nieder.  6.  Auch  diejenigen  hören  auf,  Vor- 
münder zu  sein,  welche  von  der  Vormundschaft,  weil  sie 
verdächtig  sind,  entfernt  werden,  oder  die  sich  aus  einer 
rechtmassigen  Ursache  entschuldigen,  oder  die  Last  der  Vor- 
mundschaftsführung dem  gemäss,  was  Wir  unten  vortragen 
werden,  niederlegen. 

Dreiuiidzwanzigster  Titel. 
De  curatoribus* 
(?  011  den  Curatoren.') 
Die  mündigen  Mannspersonen  und  mannbaren  Weiber 
empfangen  bis  zum  vollendeten  fünfundz wanzigsten  Jahre  Cura- 
toren,  weil  sie,  wenn  gleich  mündig,  doch  noch  in  einein  sol- 
chen Alter  stehen,  dass  sie  ihren  Geschäften  nicht  vorstehen 
können.  1.  Curatoren  werden  von  denselben  Staatsbeamten  be- 
stellt, wie  die  Vormünder ;  in  einem  Testamente  kann  aber  kein 
Curator  bestellt  werden;  [ist  er]  aber1  bestellt  worden,  so  wird 
er  durch  eine  Verfügung  des  Prätors  oder  des  Präsidenten  be- 
stätigt. 2.  Wider  ihren  Willen  erhalten  Jünglinge  keine  Cura- 
toren, ausser  zu  einem  Rechtsstreit,  denn  ein  Curator  kann  auch 
zu  einer  bestimmten  Angelegenheit  gegeben  werden.  3.  Wahn- 
sinnige und  Verschwender,  auch  wenn  sie  alter  als  25  Jahre 
sind ,  befinden  sich  nach  dem  Zwölftafelgesetz  in  der  Curatel 
ihrer  Seitenverwandten ;  in  Rom  pflegen  aber  der  Stadtvorsteher 
oder  die  Prätoren,  und  in  den  Proviuzeu  die  Präsidenten,  nach 
vorheriger  Untersuchung,  ihnen  Curatoren  zu  bestellen.  4.  Auch 
den  Verstandesschwachen ,  den  Taubstummen  und  denen ,  die 
an  immerwährenden  Krankheiten  niederliegen ,  müssen ,  weil 
sie  ihren  Vermö'gensangelegenheiten  nicht  vorstehen  können, 
Curatoren  bestellt  werden.  5.  Zuweilen  erhalten  auch  Unmün- 
dige Curatoren,  z.  B.  wenn  der  gesetzmässige  Vormund  nicht 
dazu  passt,  weil  dem,  der  schon  einen  Vormund  hat,  nicht 
erst  noch  einer  besteilt  werden  kann»  Ebenso  pflegt,  wenn 
der  im  Testament,  oder  der  vom  Prätor  oder  dem  Präsidenten 
bestellte  Vormund  zur  Verwaltung  nicht  geeignet  ist,  ohne 
doch  betrüglich  seine  Geschäfte  zu  führen,  ein  Curator  ihm  zur 
Seite  gesetzt,  so  w  ie  an  die  Stelle  derjenigen  Vormünder,  wel- 
che sich  nur  auf  gewisse  Zeit,  und  nicht  für  immer,  entschul- 
digen, Curatoren  bestellt  zu  werden.  6.  Ist  der  Vormund 
durch  Krankheit  oder  eine  audere  Notwendigkeit  ausser  Stand 
gesetzt,  die  Angelegenheiten  des  Mündels  zu  verwalten  und 
der  Mündel  selbst  abwesend  oder  noch  Kind,  so  bestellt  der 
Prätor  oder  der  Vorsteher  der  Provinz  nach  Belieben  einen 
Geschäftsführer,  und  zwar  auf  Gefahr  des  Vormundes. 
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Yierundzwaiizjgstcr  Titel. 
De  satisdatione  tutor  um  et  curator  u  nu 
(V~ön  der  jBiirgenstcllung  der  Vormünder  und  Curatoren.') 
Damit  das  Vermögen  der  Mündel  und  derer,  die  unter 
Curatel  stehen ,  toii  den  Curatoren  und  Vormündern  nicht 
durchgedacht  oder  vermindert  werde,  so  sorgt  der  Prätor  da- 
für ,  dass  sowohl  die  Vormünder  als  Curatoren  deshalb  Bür- 
,geu  stellen.  Dies  findet  aber  nicht  überall  Statt  1S),  denn  die 
in  einein  Testamente  bestellten  Vormünder  werden  zur  Bürgen- 
stellung nicht  augehalten,  indem  ihre  Redlichkeit  und  ihre  Sorg- 
samkeit vom  Testator  selbst  anerkannt  worden  ist.  Ebensowenig 
werden  auch  die  zufolge  vorheriger  Untersuchung  bestellten 
Vormünder  oder  Curatoren  mit  Bürgenstellung  beschwert, 
weil  sie  als  taugliche  erwählt  sind.  1.  Sind  in  einem  Testa- 
mente, oder  nach  vorheriger  Untersuchung,  zwei  oder  mehr 
[Vormünder]  bestellt  worden,  so  kann  einer  sich  zur  Bürgen- 
stellung für  die  Verwahrung  des  Mündels  oder  Jünglings  ge- 
gen Schaden  erbieten ,  und  seinem  Mitvormund  oder  Mitcura- 
tor  vorgezogen  werden,  so  dass  er  die  Verwaltung  allein  über- 
nimmt, oder  es  kann  auch  der  Mitvormund  oder  Mitcurator, 
wenn  dieser  Bürgen  zu  stellen  sich  erbietet,  jenem  vorgezo- 
gen werden,  so  dass  er  sich  der  Verwaltung  allein  unterzieht. 
Es  kann  daher  Niemand  vom  Mitvormund  oder  Mitcurator 
Bürgeustellung  für  sich  verlangen,  sondern  er  nmss  sie  anbie- 
ten,  so  dass  er  demselben  die  Wahl  lässt,  ob  er  selbst  Bür- 
gen stellen,  oder  sie  stellen  lassen  will.  Erbietet  sich  gar 
keiner  dazu,  so  muss  der  die  Verwaltung  übernehmen,  wel- 
cher, wenn  etwa  vom  Testator  darüber  verfügt  ist,  hiernach 
sie  haben  soll;  ist  nichts  bestimmt,  so  bekommt  sie  nach  der 
Bestimmung  des  prätorischen  Edicts  der,  welchen  die  Mehrzahl 
wählt.  Sind  die  Vormünder  über  den  oder  diejenigen,  welche 
die  Verwaltung  führen  sollen,  selbst  uneinig,  so  muss  der  Prä- 
tor dazwischen  treten;  dasselbe  gilt,  wenn  mehrere  nach  vor- 
heriger Untersuchung  bestellt  worden  sind,  d.  h.  die  Mehrzahl 
kann  wählen,  wer  die  Verwaltung  übernehmen  soll.  2.  Es 
ist  aber  zu  bemerken,  dass  die  Vormünder  uud  Curatoren  nicht 
blos  ihren  Mündeln,  oder  den  Erwachsenen  und  übrigen  Perso- 
nen aus  der  Vermögensverwaltung  derselben  verpflichtet  wer- 
den, sondern  dass  auch  gegen  diejenigen,  welche  die  Bürgen- 
stellung annehmen ,  eine  Hülfsklage  Statt  findet ,  die  jenen  als 
letztes  Mittel  dient.  Eine  Hülfsklage  findet  aber  gegen  die- 
jenigen Statt welche  entweder  gar  nicht  dafür  sorgten,  dass 
von  den  Vormündern  oder  Curatoren  Bürgen  bestellt  würden, 
oder  eine  Stellung  nichtgeeigueter  zuliessen.     Dieselbe  wird 

18)  Hoc  non  csi  pcrpctuum;  s.  Brisson,  Ii.  v. 
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sowoLl  nach  dem  Gutachten  der  Rechtsgelehrten ,  als  zufolge 
der  kaiserlichen  Constitutionen  auch  gegen  deren  Erhen  ausge- 
dehnt. 3.  Durch  dieselben  Constitutionen  wird  auch  ausgespro- 
chen, dass  wenn  die  Vormünder  oder  Curatoren  keine  Bürgen 
stellen,  sie  durch  weggenommene  Pfänder  dazu  augehalten  wer- 
den können.  Es  wird  jedoch  weder  der  Stadtvorsteher,  noch 
der  Prätor,  oder  der  Provincialpräsident,  oder  wem  sonst  das 
Recht,  Vormünder  zu  bestellen,  zusteht,  durch  jene  Klage  ver- 
pflichtet, sondern  nur  die,  welche  die  Sicherheitsbestellung  zu 
betreiben  pflegten. 

Fünfiindzwanzigster  Titel  • 
De  e  xcus  ationibus  tulornm  et  curatorum. 
(Von  den  Ablehnungsgründen  der  Vormünder  und  Curatoren.) 

'Vormund  oder  Curatcr  [zu  werden]  kann  man  aus  man- 
nigfachen Gründen  ablehnen,  meist  aber  wegen  der  Rinder, 
mögen  sie  noch  in  [väterlicher]  Gewalt  oder  daraus  entlassen 
sein.  Denn  wer  in  Rom  drei,  in  Italien  vier,  und  in  den  Pro- 
vinzen fünf  lebende  Kinder  hat,  der  kann  deshalb  die  Vor- 
mundschaft oder  Curatel ,  nach  Art  anderer  Aemter ,  ablehnen, 
denn  die  Vormundschaft  sowohl,  als  die  Curatel,  hat  man  stets 
für  ein  öffentliches  Amt  angesehen.  Angenommene  Kinder 
helfen  dabei  nichts,  wohl  aber  in  Annahme  an  Kindes  Statt 
gegebene  dem  leiblichen  Vater;  ebenso  nützen  Enkel  von  dem 
Sohne,  dergestalt,  dass  sie  an  die  Stelle  des  Vaters  treten,  die 
von  der  Tochter  aber  nicht.  Nur  die  lebenden  Kinder  dienen 
als  Ablehnungsgrund  gegen  das  Amt  der  Vormundschaft  oder 
Curatel,  die  gestorbenen  nicht.  Es  ist  die  Frage  aufgeworfen 
worden  ,  ob  diejenigen  ,  welche  im  Kriegsdienst  gefallen  sind, 
etwas  helfen;  man  hat  sich  dahin  entschieden,  dass  nur  die  in 
einem  Treffen  gefallenen  in  dieser  Hinsicht  nützen,  denn  wer 
für  sein  Vaterland  gefallen  ist,  wird  für  immer  als  lebend 
betrachtet.  1.  Es  verordnete  ferner  der  Kaiser  Marcus  in 
den  engern  Senatssitzungen  *),  dass  der,  welcher  die  Geschäfte 
des  Fiscus  verwaltete,  wahrend  dieser  Zeit  Vormundschaft  und 
Curatel  solle  ablehuen  können.  2.  Ebenso  können  diejenigen 
Vormundschaft  und  Curatel  ablehuen,  welche  in  Staatsgescbaf- 
fen  abwesend  sind;  dies  findet  auch  Statt,  wenn  sie  schon 
Vormünder  oder  Curatoren  sind  ,  und  nachher  erst  in  Sfaats- 
geschäften  verreisen,  und  zwar  während  der  ganzen  Dauer 
ihrer  Abwesenheit,  indessen  ein  Curator  an  ihrer  Statt  bestellt 
wird.    Sobald  sie  zurückkehren,  übernehmen  sie  die  Bürde  der 

*).Semcstria.  Augustus  (Sueton.  II.  35.  Dio  Cass.  LIU. 
p.  511.  Ed.  Sylbrg.  s.  Brisson.  h.v.)  errichtete  sich  einen 
Geheimerath  aus  einer  geringen  Anzahl  Beamten  und  Senato- 
ren, die  alle  halbe  Jahre  neu  gewählt  wurden. 
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Vormundschaft  wieder,  ohne,  wie  P  a  p  i  n  i  a  n  u  s  im  fünften  Buche 
seiner  Gutachten  schreibt ,  ein  Jahr  frei  zu  sein  ;  diese  Frist 
kommt  nur  dem  zu  neuen  Vormundschaften  Berufenen  zu 
Statten.  3.  Wer  eine  [öffentliche]  Gewalt  ausübt,  kann  Vor- 
mundschaft und  Curatel  deshalb  ablehnen,  wie  der  Kaiser 
Marcus  verfügte,  eine  bereits  übernommene  Vormundschaft 
kann  er  aber  deshalb  nicht  niederlegen.  4.  Wer  einen  Rechtsstreit 
mit  seinem  Mündel  oder  einem  Erwachsenen  [Pflegbefohlenen] 
als  Vormund  oder  Curator  hat,  kann  daraus  keinen  Ablehnungs- 
grund  nehmen,  es  erstreckte  sich  denn  der  Rechtsstreit  über 
das  gauze  Vermögen  oder  über  eine  Erbschaft.  5.  Drei  Vor- 
mundschaften oder  Curatelen,  um  die  man  sich  nicht  beworben 
hat,  gewähren  Befreiung  [von  andern]  ,  so  lange  die  Verwal- 
tung dauert,  jedoch  wird  die  Vormundschaft  für  mehrere  Mün- 
del, oder  die  Curatel  für  dasselbe  Vermögen,  z.  B.  [mehrerer] 
Brüder,  für  eine  gerechnet.  6.  Dass  wegen  Armuth  ein  Ab- 
lehnungsgrund  Statt  finde,  haben  sowohl  die  kaiserlichen  Brü- 
der Aurelius  und  Verus,  als  der  Kaiser  Marcus  ver- 
ordnet, sobald  Jemaud  darthun  kann,  dass  er  in  dieser  Hinsicht 
das  aufgebürdete  Geschäft  nicht  zu  verwalten  vermöge.  7.  Eben- 
so findet  wegen  Krankheit ,  derenwegen  man  seinen  eigenem 
Angelegenheiten  nicht  einmal  vorstehen  kann,  ein  Ablehuungs- 
grund  Statt,  8.  Auch  wer  nicht  schreiben  und  nicht  lesen 
kann,  hat,  wie  der  Kaiser  Pius  bestimmt  hat,  daher  einen 
Ablehnungsgrund,  wenngleich  Lesens-  und  Schreibensunkun- 
dige  zur  Geschäftsführung  fähig  sein  können.  9.  Wenn  ein 
Vater  Jemanden  in  seinem  Testament  aus  Feindschaft  zum 
Vormund  bestellt  hat,  so  gewährt  dies  nicht  miuder  einen 
Ablehuuugsgriind,  keineswegs  aber  kann  der  die  Vormundschaft 
ablehnen ,  der  dem  Vater  des  Unmündigen  versprochen  hat, 
dieselbe  zu  übernehmen.  10.  Wer  hingegen  sich  blos  darauf 
beruft ,  dass  er  dem  Vater  der  Mündel  unbekannt  sei ,  kann 
daraus,  wie  die  kaiserlichen  Brüder  Aurelius  und  Verus 
verordneten,  keinen  Ablehnungsgrund  nehmen.  11.  Feindschaft, 
in  der  Jemand  mit  dem  Vater  des  Mündels  oder  Erwachseneu 
lebte,  pflegt,  wenn  es  Todfeindschaft  ist  und  keine  Aussöhnung 
Statt  gefunden  hat,  von  der  Vormundschaft  und  Curatel  zu 
entschuldigen.  12.  Wer  eine  Anfechtung  seines  persönlichen 
Standesrechts  vom  Vater  der  Mündel  erlitten  hat,  wird  auch 
von  der  Vormundschaft  befreit.  13.  Wer  über  70  Jahr  alt 
ist,  kann  Vormundschaft  und  Curatel  von  sich  ablehnen.  Wer 
jünger  als  25  Jahr  ist,  konnte  zwar  ehedem  die  Vormundschaft 
ablehnen,  allein  nach  einer  von  Uns  erlassenen  Constitution  ist 
ihnen  untersagt,  nach  der  Vormundschaft  oder  Curatel  zu  streben, 
so  dass  gar  keine  Ablehnung  nöthig  ist.  Nach  derselbeu  Constitu- 
tion ist  auch  verboten,  einen  Unmündigen  oder  [minder jährigen] 
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Erwachsenen  zur  gesetzlichen  Vormundschaft  zu  berufen,  indem 
es  ein  Rechtswiderspruch  sein  würde,  dass  wer  bekannter- 
maassen  fremder  Beihülfe  zur  Verwaltung  seiner  Angelegen- 
heiten bedarf  und  von  Andern  geleitet  wird,  Vormundschaft 
oder  Curatel  solle  für  Andere  übernehmen  können. 

14.  Dasselbe  gilt  vom  Soldaten,  so  dass  dieser  nicht  ein- 
mal, wenn  er  will,  zum  Vormundschaftsamt  gelassen  wird. 
15.  Es  sind  auch  die  Sprachlehrer,  die  Öffentlichen  Schullehrer 
uud  die  Aerzte  in  Rom,  und  diejenigen,  welche  in  ihrer  Hei- 
math dies  betreiben  und  in  die  [gesetzliche]  Zahl  aufgenom- 
men sind,  von  Vormundschaft  und  Curatel  frei.  16.  Wer  sich 
entschuldigen  will  und  mehrere  Gründe  dazu  hat,  kann  sich, 
ciafern  er  einige  nicht  beweisen  kann,  der  andern  binnen  der 
bestimmten  Zeit  bedienen;  überhaupt  aber  brauchen  diejenigen, 
welche  sich  entschuldigen  wollen,  nicht  zu  appelliren,  sondern 
nur  binnen  Zeit  von  50  fortlaufenden  Tagen  von  da  an,  wo 
ihnen  bekannt  geworden,  dass  sie  [als  Vormünder  oder  Cura- 
toren]  ernannt  worden,  dies  abzulehnen,  von  welcher  Art, 
d.  h.  auf  welche  Weise  sie  auch  als  Vormünder  bestellt  wor- 
den seien  ,  wenn  sie  [nämlich]  innerhalb  100  Meilen  von  dem 
Orte  entfernt  wohnen,  wo  sie  zu  Vormündern  bestellt  worden 
sind.  Wohnen  sie  über  100  Meilen,  so  wird  auf  jede  20  Mei- 
len ein  Tag  gerechnet  und  dann  noch  30  Tage  darüber;  dies 
inuss  jedoch,  wie  Scä'vola  sagt,  so  gerechnet  werden,  dass 
nicht  weniger  als  50  Tage  herauskommen.  17.  Der  bestellte 
Vormund  wird  für  das  ganze  Vermögen  bestellt  angenommen. 
18.  Wer  für  Jemandeu  die  Vormundschaft  geführt  hat,  kann 
ohne  seinen  Willen  nicht  angehalten  werden,  sein  Curator  zu 
werden,  so  dass,  wie  die  Kaiser  Severus  und  Anton  in  us 
bestimmt  haben,  selbst,  wenngleich  der  Hausvater,  welcher  in 
seinem  Testamente  einen  Vormund  bestellt,  hinzugefügt  hat,  dass 
er  denselben  zum  Curator  bestelle,  derselbe  zur  Uebernahme  der 
Curatel  wider  Willen  nicht  gezwungen  werden  kann.  19.  Die- 
selben verordneten,  dass  der  seiner  Frau  zum  Curator  bestellte 
Ehemann  dies  ablehnen  könne,  selbst  wenn  er  sich  schon  da- 
mit befasst  hat.  20.  Wer  durch  falsche  Gründe  sich  von  der 
Vormundschaft  losgemacht  hat,  ist  nicht  von  diesem  Amte  frei. 

Sechsimclzwanzigster  Titel. 
De  suspectis  tutoribus  et  cur at  or  ib  us, 
{Von  verdächtigen  Vormündern  und  Curatorcn.) 
Das  Verbrechen  des  Verdachts  schreibt   sich  aus  dem 
Zwölftafelgesetz  her.    1.  Das  Recht,  verdachtige  Vormünder 
zu  entfernen,   ist  in  Rom  dem  Prätor,   und  in  den  Provinzen 
den  Präsidenten   und  dem  Legaten   des  Proconsuls  gegeben. 
2.  Wir  haben  gezeigt,  wem  über  einen  Verdächtigen  zu  erken- 
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neu  zukommt ,  und  wollen  nun  sehen ,  wer  verdächtig  wer- 
den kann.  Dies  können  alle  Vormünder  werden ,  seien  sie 
testamentarische ,  oder  nicht ,  und  von  anderer  Art ;  deshalb 
kann  auch  der  gesetzmassige  Vormund  angeklagt  werden.  Wie 
ist  es  aber  mit  dem  Freilasser?  —  Auch  von  ihm  gilt  das- 
selbe ,  wobei  Wir  nur  erinnern ,  dass  der  Ruf  desselben  zu 
schonen  sei,  selbst  wenn  er  als  verdächtig  entfernt  worden 
ist.  3.  Es  ist  folgerichtig ,  zu  untersuchen ,  wer  einen  Ver- 
dächtigen belangen  könne;  und  hier  ist  zu  wissen,  dass  diese 
Klage  gleichsam  öffentlich  sei ,  d.  h.  Jedem  freistehe.  Nach 
der  Verordnung  der  Kaiser  Severus  uud  Antonin us  wer- 
den sogar  Weiber  dazu  gelassen,  jedoch  nur  solche,  welche 
aus  angeborener  Liebe  dazu  schreiten ,  wie  die  Mutter ,  die 
Amme  und  die  Grossmutter  [des  Unmündigen],  auch  kann  dies 
die  Schwester.  Auch  wenn  es  eine  andere  Frau  ist,  kann  der 
Prätor,  wenn  er  erkennt ,  dass  sie  aus  reiner  Zuneigung  ver- 
anlasst und  den  Anstand  ihres  Geschlechts  nicht  überschreitend, 
sondern  aus  Liebe  nur  das  dem  Unmündigen  geschehene  Un- 
recht nicht  dulden  will ,  sie  zur  Anklage  zulassen.  4.  Un- 
mündige können  ihre  Vormünder  nicht  als  Verdächtige  an- 
greifen ,  Mündige  können  aber  ihre  Curatoren  auf  Rath  ihrer 
Verwandten  des  Verdachts  beschuldigen ;  dies  haben  die  Kaiser 
Severus  und  Antoninus  verordnet. 

5.  Verdächtig  ist,  wer  die  Vormundschaft  unredlich  führte, 
selbst  wenn  er  noch  zahlungsfähig  ist ,  wie  auch  J  u  1  i  a  n  u  s 
schreibt;  derselbe  sagt  auch,  dass  der  Vormund,  ehe  er  die 
Führung  der  Vormundschaft  antritt ,  als  verdächtig  entfernt 
werden  könne  ,  und  demgemäss  ist  dies  so  verordnet  worden. 

6.  Der  als  verdächtig  Entfernte  wird,  wenn  böse  Absicht  der 
Grund  war ,    ehrlos ,   wenn  nur  Verschuldung ,   aber  nicht. 

7.  Ist  Jemand  als  verdächtig  zur  Untersuchung  gezogen,  so  wird 
ihm,  nach  Papinianus  Ansicht,  so  lange,  als  die  Untersuchung 
und  Entscheidung  noch  nicht  beendet  ist,  die  Verwaltung  unter- 
sagt. 8.  Wenn  der  Vormund  nach  angefangener  Untersuchung 
über  den  Verdacht  stirbt ,  so  wird  die  Untersuchung  erledigt. 
9.  Wenn  ein  Vormund  nicht  dazu  thut,  dass  dem  Mündel  Alimente 
zugesprochen  werden,  so  ist  [für  diesen  Fall]  in  einem  Briefe  der 
Kaiser  Severus  und  Antoninus  verordnet,  dass  der  Mündel 
in  den  Besitz  des  Vermögens  des  Vormundes  gesetzt,  und  was 
durch  Aufbewahren  sich  verschlechtern  würde  ,  dem  bestellten 
Curator  zu  veräussern  geboten  werde ;  deshalb  kann  auch  der  als 
verdächtig  entfernt  werden,  wer  die  Alimente  nicht  verabreicht. 
i  0.  Wer  aber  selbst  auftritt  und  behauptet,  dass  aus  Armuth  dem 
Mündel  keine  Alimente  bewilligt  werden  könnten,  und  als  Lüg- 
ner erkannt  wird,  der  soll  an  den  Stadtvorsteher  zur  Bestrafung 
abgegeben  werden ,  so  gut  wie  der,  welcher  durch  Bestechung 
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das  Vormundschaftsamt  an  sich  kauft,  lt.  Auch  der  Freigelas- 
sene, welcher  überführt  wird,  die  Vormundschaft  für  die  Kinder 
seines  Herrn  betrüblich  geführt  zu  haben,  wird  an  den  Stadtvor- 
steher zur  Bestrafung  abgegeben,  12.  Endlich  ist  zu  wissen,  dass 
diejenigen,  welche  die  Vormundschaft  oder  Curatel  betrüblich 
führen,  auch  wenn  sie  Bürgenstellung  anbieten,  doch  davon  ent- 
fernt werden  müssen,  weil  die  Bürgenstelluug  des  Vormundes  den 
bösen  Vorsatz  nicht  ändert,  sondern  Gelegenheit  gibt,  weiter  an 
dem  Vermögen  sich  zu  vergreifen.  Für  verdächtig  halten  Wir 
auch  den,  der  einen  solchen  Lebenswandel  führt,  dass  er  verdäch- 
tig erscheint;  dahingegen  ist  der  arme,  aber  redliche  und  fleissige 
Vormund  oder  Curator  nicht  als  verdächtig  zu  entfernen. 


Zweites  Buch. 

der  Institutionen  des  Kaisers  Juslinianns* 

Erster  Titel. 
De  verum  divisione  et  qualitate. 

{Von  der  Eintheilung  und  Beschaffenheit  der  Sachen.) 

Im  vorigen  Buche  haben  Wir  das  Personenrecht  auseinan- 
dergesetzt ,  nun  wollen  Wir  von  den  Sachen  sprechen ,  die 
sich  entweder  in  unserm  Eigenthum  oder  ausserhalb  desselben 
befinden.  Denn  einige  sind  nach  dem  Naturrecht  Allen  geraein, 
einige  sind  öffentliche ,  einige  gehören  Gesammtheiten ,  andere 
Niemandem,  die  mehrsten  aber  Einzelnen  ,  wie  sie  Jeder  aus 
mannigfachen  Gründen  erwirbt,  so  wie  es  aus  dem  Folgenden 
erhellen  wird.  1.  Wach  dem  Naturrecht  ist  Folgendes  Allen 
gemein :  die  Luft,  das  fliessende  Wasser,  das  Meer,  und  daher  die 
Meeresküsten.  Niemand  darf  also  verhindert  werden ,  an  die 
Meeresküste  zu  treten,  dahingegen  ihm  Landhäuser,  Denkmäler 
und  Gebäude  zu  betreten  untersagt  werden  kann  ,  weil  diese 
nicht  Völkerrechtens  sind,  wie  das  Meer.  2.  Alle  Flüsse  und 
Häfen  sind  öffentlich,  und  daher  ist  das  Recht,  in  den  Häfen 
und  Flüssen  zu  fischen,  Alien  gemeinschaftlich.  3.  Unter 
Meeresküste  versteht  man  [den  Raum]  ,  wie  weit  die  grösste 
Fluth  zur  Winterszeit  *)  tritt.  4.  Auch  der  Öffentliche  Gebrauch 
der  Flussufer  ist  Völkerrechtens,  so  wie  der  des  Flusses  selbst. 
Daher  steht  Jedem  ebensowohl  frei ,  am  Ufer  zu  landen,  Taue 
an  auf  demselben  wachsenden  Bäumen  zu  befestigen  und  La- 
dungen auszuladen ,  als  den  Fluss  selbst  zu  beschiffen ;  das 
Eigenthum  daran  gehört  aber  denen,  deren  Grundstücke  daran 


*)  Aver  an.  Interpr.  Jw\  L.  f.  20.  3.  Majans.  Diss.  T.  II.  70. 
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stossen ,  daher  geboren  ihnen  auch  die  darauf  gewachsenen 
Bäume.  5.  Der  öffentliche  Gebrauch  der  Meeresküsten  ist 
auch  Völkerrechtens ,  so  wie  der  des  Meeres  selbst ;  daher 
steht  Jedem  frei ,  eine  Hütte  dahin  zu  bauen ,  worin  er  sieb 
aufhalten  kann,  so  wie  Netze  zu  trocknen  und  aus  dem  Meere 
zu  ziehen.  Das  Eigenthum  daran  kann  als  Niemandem  gehö- 
rig angesehen  werden ,  sondern  ist  nach  denselben  Hechts- 
begriffen  zu  beurtheilen  ,  wie  das  Meer  und  was  darunter  ist, 
Erdreich  oder  Sand.  6.  Gesammtheiten  ,  nicht  den  Einzelnen, 
gehört  z.  B.  das,  was  sich  in  Städten  befindet,  Schauspielhäuser, 
Rennbahnen  und  was  sonst  dahin  gehört  und  ausserdem  den 
Städten  gemeinschaftlich  ist.  7.  Niemandem  aber  gehören  die 
heiligen ,  geweihten  und  religiösen  Sacheu ,  denn  was  gött- 
lichen Rechtens  ist,  gehört  zu  Niemandes  Eigenthum.  8.  Hei- 
lige Sachen  sind  diejenigen,  welche  feierlich  von  den  Priestern 
Gott  geweiht  sind,  z.  B.  heilige  Gebäude,  Rirchengeräthe,  die 
zum  Gottesdienst  feierlich  bestimmt  sind  ,  deren  Verä'usserung 
und  Verpfändung  Wir  durch  eine  von  Uns  erlassene  Constitu- 
tion verboten  haben,  ausgenommen  um  Gefangene  loszukaufen. 
Wenn  aber  Jemand  aus  eigenem  Antrieb  etwas  als  heilig  sich 
hinstellt,  so  ist  dies  nicht  heilig,  sondern  profan;  der  Ort, 
worauf  heilige  Gebäude  erbaut  sind  ,  bleibt  aber ,  wenn  auch 
jenes  niedergerissen  ist,  heilig,  wie  auch Papinianus  schreibt. 
9.  Religiös  kann  Jeder  einen  Ort  nach  seinem  Belieben  dadurch 
machen,  wenn  er  an  einem  ihm  gehörigen  Orte  einen  Todten 
beisetzt.  Einen  Ort ,  der  noch  nicht  Begräbnissplatz  ist  und 
den  man  mit  einem  Andern  besitzt,  dazu  zu  wählen,  ist  ohne 
Einwilligung  des  Andern  nicht  erlaubt,  wohl  aber  ein  gemein- 
schaftliches Begräbniss,  selbst  ohne  Einwilligung  der  Uebrigen. 
Ebenso  darf  der  Eigenthümer  einen  Ort ,  wovon  ein  Anderer 
den  Niessbrauch  hat ,  ohne  des  Niessbrauchers  Einwilligung 
nicht  religiös  machen.  An  einem  andern  Orte  aber  kann  man 
mit  Einwilligung  des  Eigenthiimers  [einen  Todten]  begraben, 
uud  dieser  Ort  wird  ,  selbst  wenn  derselbe  erst,  nachdem  der 
Todte  hingebracht  worden,  es  genehmigt,  doch  religiös.  10.  Auch 
die  geheiligten  Sachen,  wie  Mauern  und  Thore,  sind  gewisser- 
maassen  göttlichen  Rechtens  und  daher  in  Niemandes  Eigen- 
thum. Die  Mauern  nennen  wir  darum  geheiligt,  w  eil  Todesstrafe 
diejenigen  trifft,  welche  sich  daran  vergehen.  Daher  nennen  Wir 
diejenigen  Theile  der  Gesetze,  worin  Wir  die  Strafen  wider  solche, 
welche  dagegen  handeln,  bestimmt  haben,  Sauctionen.  11.  Ein- 
zelne Menschen  erwerben  auf  vielerlei  Art  Sachen  ,  denn  an 
einigen  erlangt  man  das  Eigenthum  nach  dem  Naturrecht,  was, 
wie  Wir  gesagt  haben,  Völkerrecht  genannt  wird,  an  andern 
nach  dem  bürgerlichen  Rechte.  Daher  ist  es  passender,  mit  dem 
altern  Recht  den  Anfang  zu  machen.    Es  ist  aber  klar,  dass  das 
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Natnrrecht  das  ältere  sei ,  weil  es  nach  der  Natur  der  Sache 
mit  drm  Menschengeschlechte  zugleich  entstand ,  denn  bürger- 
liche Hechte  fingen  erst  da  an  zu  entstehen,  als  Städte  gegrün- 
det, Obrigkeiten  erwählt  und  Gesetze  geschrieben  wurden. 

i%  Wilde  Thiere,  Vögel  und  Fische,  d.  h.  alle  Geschöpfe, 
die  im  Meere  ,  in  der  Luft  und  auf  Erden  entstehen ,  fangen 
von  da  an,  wo  sie  Jemand  fängt,  nach  dem  Naturrecht  dessen 
Eigenthum  zu  sein.  Denn  was  vorher  Niemandem  gehört,  er- 
wirbt natürlicherweise  der,  welcher  sich  dessen  zuerst  bemäch- 
tigt, und  es  ist  kein  Unterschied,  ob  Jemand  wilde  Thiere  und 
Vögel  auf  eigenem  oder  auf  fremdem  Grund  und  Boden  fängt. 
Allerdings  aber  kann  der ,  welcher ,  um  zu  jagen  oder  Vögel 
zu  fangen  ,  ein  fremdes  Grundstück  betritt ,  vom  Eigenthümer 
daran  verhindert  werden ,  wenn  dieser  es  vorhersieht»  Was 
du  nun  von  der  Art  fängst,  wird  als  dir  gehörig  so  lange  an- 
gesehen, als  es  in  deiner  Verwahrung  gehalten  wird ;  entzieht 
es  sich  aber  derselben  und  begibt  sich  in  die  natürliche  Frei- 
heit zurück  ,  so  hört  es  auf,  dein  zu  sein,  und  gehört  wieder 
dem ,  der  sich  seiner  zuerst  bemächtigt.  Die  natürliche  Frei- 
heit wieder  erlangt  zu  haben,  wird  es  aber  dann  angenommen, 
wenu  es  entweder  aus  deinen  Augen  flieht,  oder  du  es  zwar 
siehst,  aber  seine  Verfolgung  schwer  ist.  13.  Es  ist  die  Frage 
aufgeworfen  worden,  ob,  wenn  ein  wildes  Thier  so  verwun- 
det ist,  dass  es  gefangen  werden  kann,  es  sofort  als  dein  an- 
gesehen werden  könne  ?  Einige  haben  gemeint ,  es  sei  gleich 
dein  und  werde  dafür  so  lange  gehalten,  als  du  es  verfolgst; 
wenn  du  aber  davon  ablassest,  höre  es  auf,  dein  zu  sein,  und 
werde  dann  wieder  dein  zu  Theii,  der  es  zuerst  ergreift.  An- 
dere haben  geglaubt ,  es  sei  nicht  eher  dein  ,  als  bis  du  es 
fängst.  Wir  haben  die  letztere  Ansicht  bestätigt,  weil  man- 
cherlei Umstände  eintreten  können ,  dass  du  es  nicht  fängst. 
14.  Auch  die  Natur  der  Bienen  ist  wild;  diejenigen,  welche 
sich  an  deiuen  Baum  anhängen ,  werden  daher ,  bevor  du  sie 
in  den  Stock  einschlägst ,  eben  so  wenig  als  dein  angesehen, 
als  die  Vögel,  welche  auf  deinem  Baum  ein  Nest  gebaut  ha- 
ben ;  schlägt  sie  daher  ein  Anderer  ein ,  so  wird  er  deren 
Eigenthümer.  Auch  die  Honigscheiben,  welche  sie  verfertigen, 
kann  Jeder  ausschneiden.  Allerdings  [aber]  kannst  du  ,  wenn 
du  Jemanden  vorher  bei  noch  unverrichteter  Sache  auf  deinen 
Grund  und  Boden  kommen  siehst,  ihn  mit  Recht  daran  verhin- 
dern, ihn  zu  betreten.  Auch  der  Bienenschwarm,  der  aus  dei- 
nem Stock  hervorgeht,  wird  so  lange  für  dein  angesehen,  als 
du  ihn  nicht  aus  den  Augen  verlierst  und  seine  Verfolgung 
nicht  schwer  wird,  nachher  wird  er  dem,  der  sich  seiner  zu- 
erst bemächtigt.  15.  Die  Natur  der  Pfauen  und  Tauben  ist 
auch  wild ,  und  es  thut  zur  Sache  nichts ,  dass  sie  aus  Ge- 
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wohnheit  aus-  und  wieder  einfließen ,  denn  dies  thun  die  Bie- 
nen auch,  deren  Natur  entschieden  wild  ist.  Man  hat  ja  auch 
so  zahme  Hirsche ,  dass  sie  in  den  Wald  gehen  und  zurück- 
kehren, und  doch  wird  Niemand  leugnen,  dass  ihre  Natur  wild 
sei.  Von  den  Thieren,  die  ans  Gewohnheit  gehen  und  wie- 
derzukommen pflegen ,  gilt  die  Regel ,  dass  sie  so  lange  als 
dein  angesehen  werden ,  als  sie  den  Willen  zurückzukehren 
haben.  Denn  wenn  sie  den  Willen  dazu  verlieren  ,  so  hören 
sie  auch  auf,  dein  zu  sein,  uud  werden  dem,  der  sie  ergreift. 
Den  Willen ,  zurückzukehren ,  scheinen  sie  aber  dann  abzu- 
legen, wenn  sie  die  Gewohnheit  dazu  verlieren.  16.  Die  Na- 
tur der  Gänse  und  Hühner  ist  nicht  wild ,  dies  kann  man 
daraus  ersehen ,  dass  es  andere  Hühner  gibt ,  welche  wilde 
heissen  ,  und  ebenso  wilde  Ganse ;  wenn  daher  deine  Ganse 
oder  Hühner  durch  einen  Zufall  verschüchtert  fortfliegen  ,  so 
werden  sie  doch  [fortwährend]  als  dein  angesehen  ,  sie  mögen 
sein  ,  wo  sie  wollen ,  selbst  wenn  sie  aus  deinen  Augen  ent- 
flohen sind,  und  wer  aus  Gewinn  solche  Thiere  festhält,  be- 
geht einen  Diebstahl.  17.  Was  wir  dem  Feinde  abnehmen, 
ist  nach  dem  Völkerrechte  sogleich  unser  ,  und  zwar  so ,  dass 
auch  freie  Menschen  in  unsere  Sclaverei  gerathen;  entziehen 
sie  sich  aber  unserer  Botlunassigkeit ,  und  kehren  sie  zu  den 
Ihrigen  zurück,  so  treten  sie  wieder  in  ihren  vorigen  Stand  ein. 
18.  Edelsteine,  Juwelen*)  uud  alles,  was  sonst  am  Meeresufer 
gefunden  wird,  gehört  nach  dem  Naturrechte  sogleich  dem  Fin- 
der. 19.  Was  von  den  in  deinem  Eigenthum  befindlichen  Thieren 
geboren  wird  ,  erwirbst  du  ebenfalls  nach  demselben  Rechte. 
20.  Was  ferner  ein  Fluss  durch  Anschwemmung  an  deinen 
Acker  ansetzt,  ist  nach  Völkerrecht  dein;  Anschwemmung  ist 
aber  ein  verborgenes  Anwachsen.  Durch  Anschwemmung*  ent- 
steht das  ,  was  so  allmählig  anwächst ,  dass  man  nicht  bemer- 
ken kann,  wieviel  in  jedem  Augenblick  hinzukommt.  21.  Wenn 
der  Strom  von  deinem  Grundstück  ein  Stück  abreisst  und  es 
an  ein  benachbartes  ansetzt,  so  ist  es  klar,  dass  es  dein  bleibt, 
wenn  es  aber  längere  Zeit  am  Grund  und  Boden  des  Nach- 
bars hängt,  und  Bäume,  die  es  mit  sich  fortführt,  in  demsel- 
ben Wurzel  schlagen  ,  so  wird  von  dieser  Zeit  an  angenom- 
men, dass  sie  dem  Grundstück  des  Nachbars  anerworben  seien. 
22.  Eine  Insel,  welche  im  Meer  entsteht,  was  selten  geschieht, 
gehört  dem ,  der  sich  ihrer  zuerst  bemächtigt ,  denn  sie  wird 
als  Niemandem  gehörig  angesehen;  aber  eine  in  einem  Fluss 
entstandene  fluselj,  was  häufig  geschieht,  gehört,  wenn  sie  in 
der  Mitte  liegt ,  denen  gemeinschaftlich  ,  welche  die  an  beide 
Ufer  dos  Flusses  stossenden  Grundstücke  besitzen  ,   und  zwar 


*)  S.  Buch  XXXIV.  Digest.  Tit.  II.  Anmerk.  zu  1.  19.  §.  17. 
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der  Breite  jedes  Grundstücks  nach,  die  es  am  Ufer  hat.  Ist  sie 
dem  einen  Theile  uäher,  so  g  ehört  sie  mir  denen,  welche  auf  dieser 
Seite  am  Ufer  Grundstücke  besitzen.  Tbeilt  sich  der  Fluss  und 
vereinigt  sieb  erst  wieder  weiter  unten,  so  dass  er  ein  Grundstück 
zur  Insel  macht,  so  verbleibt  dasselbe  dem,  welchem  es  vorher 
gehörte.  23.  Verlässt  der  Fluss  sein  natürliches  Bett  ganz  und 
gar  und  nimmt  er  seinen  Lauf  wo  anders  hin,  so  gehört  zwar  da3 
erste  Flussbett  denen,  die  an  seinem  Ufer  Grundstücke  besitzen, 
nach  der  Breite  jedes  Ackers,  wie  er  an  das  Ufer  stösst,  das  neue 
Flussbett  fängt  aber  an,  des  Rechtes  zu  sein,  wie  der  Fluss  selbst, 
d.  h.  es  wird  öffentliches  [Eigenthum].  Wenn  nach  einiger 
Zeit  der  Fluss  in  sein  altes  Bett  zurückkehrt,  so  gehört  das  neue 
Flussbett  wieder  denen,  die  an  seinem  Ufer  Grund  und  Boden 
besitzen.  24.  Etwas  Anderes  ist  es  ,  wenn  Jemandes  ganzer 
Acker  überschwemmt  wird,  denn  die  Ueberschwemmung  ver- 
ändert die  Natur  des  Grundstückes  nicht,  und  wenn  daher  das 
Wasser  zurücktritt,  so  ist  es  klar,  dass  der  Grund  und  Boden 
dem  verbleibe,  dem  er  vorher  gehörte. 

25.  Wenn  aus  einem  fremden  Stoff  auf  irgend  eine  Weise 
von  einem  Andern  etwas  geformt  wird,  so  pflegt  die  Frage  zu 
entstehen,  wer  von  beiden  nach  natürlichem  Grunde  Eigentü- 
mer sei;  ob  der,  welcher  etwas  daraus  gemacht  hat,  oder  der 
Eigenthümer  des  Stoffes;  z.  B.  wenn  Jemand  aus  fremden 
Trauben,  Oliven  oder  Aehren  Wein,  Oel  oder  Körner  macht, 
oder  aus  fremdem  Golde ,  Silber  oder  Erz  ein  Gefäss  verfer- 
tigt ,  oder  aus  fremdem  Wein  und  Honig  Meth  mischt ,  oder 
aus  fremden  Arzneimitteln  ein  Pflaster  oder  Salbe  zusammen- 
setzt, oder  aus  fremder  Wolle  ein  Kleid  webt,  oder  aus  frem- 
dem Bauholz  ein  Schiff ,  oder  einen  Schrank  oder  Sessel  ver- 
fertigt. Nach  langem  Streit  zwischen  den  Sabin ianern  und 
Procu lianern  gefiel  die  in  der  Mitte  liegende  Meinung  derer, 
welche  dafür  hielten,  dass  wenn  das  Verarbeitete  wieder  in  den 
Stoff  zurückgebracht  werden  könnte,  derjenige  als  Eigenthümer 
anzusehen  sei,  dem  der  Stoff  gehörte,  wo  nicht,  so  sei  der  als 
Eigenthümer  anzusehen ,  der  ihn  verarbeitet  hat.  So  kann 
z.  B.  ein  gegossenes  Gefäss  in  den  rohen  Stoff  von  Erz,  Sil- 
ber oder  Gold  zurückgebracht  werden  ,  Wein ,  Oel  oder  Ge- 
treidekörner können  aber  nicht  in  Trauben,  Oliven  oder  Aehren 
zurückkehren;  auch  Meth  kann  nicht  wieder  in  Honig  und 
Wein  geschieden  werden.  Hat  Jemand  theils  aus  eigenem, 
theils  aus  fremdem  Stoff  gearbeitet,  z.  B.  aus  seinem  Wein  und 
fremdem  Höing1  Meth  gemischt,  oder  aus  seinen  und  fremden 
Heilmitteln  ein  Pflaster  oder  Salbe,  oder  aus  seiner  und  frem- 
der Wolle  ein  Kleid  gemacht ,  so  ist  kein  Zweifel ,  dass  in 
diesem  Fall  der  Verarbeiter  Eigenthümer  wird,  indem  er  nicht 
nur  seine  Arbeit,  sondern  auch  einen  Theil  seines  Stoffes  her- 
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gab.  26.  Hat  Jemand  fremden  Purpur  in  sein  Kleid  gewebt, 
so  folgt  dieser ,  wenn  schon  derselbe  kostbarer  ist ,  vermöge 
des  Hinzukommen s,  dem  Kleide,  und  der  Eigeuthümer  des 
Purpurs  hat  gegen  den,  der  ihn  wegnahm,  die  Klage  und  die 
(Coudiction  19)  wegen  Diebstahls,  möge  dieser  selbst  das  Kleid 
gemacht  haben  oder  ein  Anderer.  Denn  weungleich  nicht 
mehr  vorhandene  Sachen  nicht  zurückverlangt  werden  können, 
so  kann  doch  gegen  den  Dieb  und  jeden  *)  auderen  Besitzer 
[auf  Ersatz]  geklagt  werden.  27.  Wird  der  zwei  Eigenthümern 
gehörige  Stoff  mit  deren  Willen  zusammen  vermischt,  so  wird 
der  aus  der  Vermischung  entstandene  ganze  Körper  beiden 
gemeinschaftlich,  z.B.  wenn  zwei  ihren  Wein  zusammengemischt, 
oder  Massen  von  Silber  oder  Gold  zusammengeschmolzen  haben. 
Auch  wenn  die  Stoffe  verschiedener  Art  sind,  und  daraus  ein 
neues  eigenthümliches  Erzeugniss  hervorgebracht  worden  ist, 
z.  B.  aus  Wein  und  Honig  Meth ,  oder  aus  Gold  und  Silber 
Electrum,  so  gilt  dasselbe;  denn  auch  in  diesem  Fall  unterliegt 
es  keinem  Zweifel,  dass  das  eigenthümliche  Erzeugniss  gemein- 
schaftlich sei.  Sind  die  Stoffe  zufällig  und  ohne  Wissen  der 
Eigenthümer  zusammengerathen ,  so  wird  dasselbe,  mögen  sie 
gleich-  oder  verschiedenartig  sein ,  als  gültig  angenommen. 
28.  Ist  das  Getreide  des  Titius  mit  dem  deinigen  vermischt 
worden ,  so  ist  es  euch  beiden  gemeinschaftlich ,  wenn  es  mit 
eurem  Willen  geschah  ,  weil  die  einzelnen  Körper ,  d.  h.  die 
Körner,  soweit  sie  jedem  einzeln  gehörten,  mit  eurem  Willen 
vereinigt  worden  sind.  Geschah  es  zufällig,  oder  vermischte 
es  Titius  ohne  deinen  Willen ,  so  wird  es  nicht  als  gemein- 
schaftlich angesehen  ,  weil  die  einzelnen  Körper  in  ihren  Be- 
standteilen fortdauern ,  und  es  wird  das  Getreide  in  diesen 
Fällen  ebensowenig  gemeinschaftlich ,  als  die  Heerde ,  wenn 
dein  und  des  Titius  Vieh  untereinander  getrieben  wird.  Wenn 
aber  einer  von  euch  im  Besitz  des  sämmtlichen  Getreides  ist, 
so  findet  zwar  die  Klage  auf  Herausgabe,  nach  Maassgabe  des 
Antheils  eines  Jeden  au  dem  Getreide,  Statt,  es  unterliegt  aber 
dem  Ermessen  des  Richters,  abzuschätzen,  von  welchem  Werth 
das  Getreide  eines  Jeden  gewesen  ist.  29.  Hat  Jemand  auf 
seinem  Grund  und  Boden  mit  fremdem  Baumaterial  gebaut,  so 
wird  er  als  Eigenthümer  des  Gebäudes  angesehen ,  weil  alles, 
was  auf  dem  Grund  und  Boden  gebaut  wird  ,  demselben  au- 
gehört. Jedoch  hört  dadurch  der  Eigenthümer  der  Baumateria- 
lien nicht  auf,  dies  zu  sein,  sondern  er  kann  nur  zur  Zeit 


19)  S.  unten  B.  IV.  T.  1.  §.  19.   Der  Unterschied  heider  Klagen 
folgt  unmittelbar  nachher. 

*)  (Mbusque,  was  die  Note  zu  unsenn  Text  gibt,  dürfte  wohl 
vorzuziehen  sein. 
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weder  dieselben  zurückverlangen,  noch  auf  Auslieferung  dersel- 
ben klagen  20),  und  dies  nach  dem  Zwölftafelgesetz ,  worin 
verordnet  ist ,  dass  derjenige ,  welcher  einen  fremden  Balken 
in  sein  Gebäude  verbaut  hat,  zur  Herausnahme  desselben  nicht 
gezwungen  werden,  sondern  nur  den  doppelten  Werth  dafür, 
zufolge  der  Klage  über  einen  verbauten  Balken  ,  leisten  solle. 
Unter  dem  Wort  Balken  wird  alles  Material  verstanden,  wor- 
aus Gebäude  erbaut  werden.  Dies  ist  darum  geschehen  ,  um 
zu  verhüteu,  dass  keine  Gebäude  eingerissen  werden.  Ist  aber 
das  Gebäude  aus  irgend  einem  Grunde  niedergerissen  worden, 
so  kann  der  Eigenthümer  des  Materials,  wenn  er  den  doppel- 
ten Werth  noch  nicht  in  Anspruch  genommen  hat ,  alsdann 
dasselbe  zurückverlangen  und  auf  Herausgabe  deshalb  klagen. 
30.  Umgekehrt  aber  gehört,  wenn  Jemand  auf  fremdem  Boden 
aus  seinem  Material  ein  Haus  gebaut  hat,  das  Haus  dem,  wel- 
chem der  Boden  gehört.  In  diesem  Fall  verliert  auch  der 
Eigenthümer  des  Materials  das  Eigenthum  daran  ,  weil  ange- 
nommen wird  ,  dass  er  es  mit  seinem  Willen  veräussert  habe, 
wenn  er  nämlich  wusste ,  dass  er  auf  fremdem  Grund  und 
Boden  baue,  und  daher  kann  er,  selbst  wenn  das  Haus  nieder- 
gerissen wird  ,  das  Material  doch  nicht  zurückverlangen.  Das 
aber  ist  ausgemacht ,  dass  wenn  der  Bauende  sich  im  Besitz 
befindet  und  der  Eigenthümer  das  Haus  als  sein  verlangt,  ohne 
den  Werth  des  Baumaterials  und  das  Arbeitslohn  zu  bezahlen, 
er  mit  der  Einrede  der  Arglist  abgewehrt  werden  könne,  da- 
fern  nämlich  der ,  welcher  baute ,  Besitzer  in  gutem  Glauben 
war ;  denn  dem ,  welcher  weiss ,  dass  der  Boden  einem  An- 
dern gehöre  ,  kann  der  Vorwurf  der  Schuld  gemacht  werden, 
dass  er  muthwillig  auf  den  Grund  hauete,  von  dem  er  wusste, 
dass  es  fremder  sei.  31.  Wenn  Titius  eine  fremde  Pflanze 
in  seinen  Boden  versetzt,  so  gehört  sie  ihm  ,  und  umgekehrt, 
wenn  Titius  seine  Pflanze  in  des  Mävius  Boden  versetzt,  so 
gehört  dieselbe  dem  Mävius  ,  wenn  sie  nur  in  beiden  Fällen 
Wurzel  geschlagen  hat ;  denn  so  lange  sie  keine  Wurzel  treibt, 
bleibt  sie  dem  gehörig,  dessen  sie  war.    Von  dem  Augenblick 


20)  Ad  cocliibendum  agere;  diese  Klage  kann  eine  mehrfache 
Tendenz  haben:  1)  die  Herausgabe  einer  Sache  des  Einen, 
welche  mit  der  des  Andern  so  verbunden  ist ,  dass  sie  ge- 
trennt werden  kann;  2)  die  Vorzeigung  einer  gewissen  Sache 
vor  Anstellung  einer  Klage  (zur  Recognition  der  Ideutität), 
wenn  dazu  ein  rechtlich  begründetes  Interesse  vorhanden  ist; 
3)  Die  Auslieferung  einer  Sache,  welche  zufällig  in^  den  Be- 
sitz des  Beklagten  gekommen  ist,  ohne  dass  dieser  ein  Eigen- 
thumsrecht daran  geltend  macht;  4)  den  Ersatz  des  vollen 
Werths  und  sonstigen  Interesses  von  einer  Sache,  deren  Her- 
ausgabe durch  Schuld  des  Beklagten  unmöglich  geworden  ist. 
S.  Buch  X.  Big.  tit.  IV.  Anm.  36. 
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an  aber,  wo  die  Pflanze  Wurzel  schlägt,  wird  das  Eigenthum 
gewechselt,  so  class,  wenn  des  Nachbars  Baum  in  das  Erdreich 
des  Titius  so  eindringt,  dass  er  seine  Wurzeln  in  dessen  Bo- 
den schlägt,  wir  sagen,  der  Baum  werde  nun  dem  Titius  ge- 
hörig. Denn  die  Vernunft  verbietet ,  dass  der  Baum  einem 
Andern  gehören  kann  ,  als  dem  ,  in  dessen  Boden  er  wurzelt. 
Ein  nahe  an  der  Grenze  gesetzter  Baum  wird  daher,  wenn  er 
in  des  Nachbars  Grund  Wurzel  schlägt,  gemeinschaftlich. 
.32.  Aus  demselben  Grunde,  welchem  gemäss  die  Pflanzen,  die 
in  der  Erde  anwachsen,  sich  nach  dem  Boden  richten,  nimmt 
man  auch  an,  dass  das  gesaete  Getreide  demselben  folge.  Wie 
sich  übrigens  derjenige  ,  welcher  auf  fremdem  Boden  gebauet 
hat ,  wenn  dessen  Eigenthümer  das  Gebäude  in  Anspruch 
nimmt,  dennoch,  wie  Wir  [eben]  gesagt  haben,  mit  der  Ein- 
rede der  Arglist  schützen  kann  ,  so  kann  auch  derjenige  mit 
Hülfe  dieser  Einrede  sicher  sein,  wer  ein  fremdes  Grundstück 
in  gutem  Glauben  auf  seine  Kosten  besäete.  33.  Buchstaben, 
auch  wenn  sie  von  Gold  sind,  richten  sich  nach  dem  Papier 
oder  dem  Pergament,  wie  dasjenige  nach  dem  Boden,  was  auf 
deinselbeu  gebauet  oder  gesäet  wird ;  wenn  Titius  daher  auf 
deinem  Papier  oder  Pergament  ein  Gedicht ,  Geschichte  oder 
eine  Rede  schreibt,  so  bist  du,  und  nicht  Titius,  Eigenthümer 
dieses  Körpers.  Wenn  du  aber  vom  Titius  deine  Bücher  oder 
dein  Pergament  verlangst ,  und  dich  nicht  bereit  erklärst ,  die 
Kosten  der  Schrift  zu  bezahlen  ,  so  kann  sich  Titius  mit  der 
Einrede  der  Arglist  schützen,  sobald  er  den  Besitz  des  Papiers 
oder  Pergaments  in  gutem  Glauben  erworben  hat.  34.  Wenn 
Jemand  auf  fremdem  Stolf  gemalt  hat ,  so  glauben  Einige, 
dass  der  Stoff  dem  Gemälde  weiche;  Andern  scheint  das  Ge- 
mälde ,  es  sei  von  welcher  Art  es  wolle  ,  dem  StofF  vorzu- 
gehen; Uns  scheint  es  aber  richtiger,  dass  der  Stolf  von  dem 
Gemälde  abhänge ;  denn  es  ist  lächerlich  ,  dass  die  Malerei 
eines  Apelles  oder  Parrhasius  Zubehör  eines  Stolfes  ohne  Werth 
sein  solle.  Wenn  aber  derjenige,  der  das  Bild  gemalt  hat,  es 
von  dem  dasselbe  besitzenden  Eigenthümer  des  Stolfs  fordert, 
und  den  Werth  des  letztern  nicht  bezahlt,  so  kann  er  durch 
die  Einrede  der  Arglist  abgewehrt  werden.  Besitzt  es  hinge- 
gen der,  welcber  es  gemalt  hat,  so  folgt  daraus,  dass  dem 
Eigenthümer  des  Stolfs  gegen  denselben  eine  analoge  Klage 
gegeben  werde;  wenn  er  aber  in  diesem  Fall  den  Werth  der 
Malerei  nicht  bezahlt,  so  kann  er  auch  durch  die  Einrede  der 
Arglist  abgewehrt  werden ,  dafern  nämlich  der ,  welcher  es 
gemalt  hat,  Besitzer  in  gutem  Glauben  war.  Denn  es  ist  klar, 
dass,  mag  der  Maler  oder  ein  Anderer  den  Stolf  an  sich  ge- 
nommen haben,  dem  Eigenthümer  des  Stolfs  die  Klage  wegen 
Diebstahls  zusteht. 
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35.  Wenn  Jemand  vom  Nichteigenthünier,  den  er  für  den 
Eigenthümer  hält,  ein  Landgut  im  guten  Glauben  kauft,  oder 
zufolge  einer  Schenkung  ,  oder  eines  sonstigen  andern  Rechts- 
gruudes  ebenfalls  im  guten  Glauben  erwirbt,  so  ist  aus  einem 
natürlichen  Grunde  die  Kegel  angenommen  worden  ,  dass  die 
Früchte,  welche  er  erntete,  ihm  für  die  Arbeit  und  Bebauung 
gehören;  tritt  daher  der  Eigenthümer  nachher  auf  und  fordert 
das  Landgut  zurück ,  so  kann  er  auf  die  von  jenem  ver- 
brauchten Früchte  nicht  klagen.  Demjenigen  aber ,  der  ein 
fremdes  Landgut  wissentlich  besitzt,  wird  dies  nicht  zuge- 
standen ,  er  muss  daher  mit  dem  Landgute  auch  die  Früchte, 
selbst  wenn  sie  verbraucht  sind ,  ersetzen.  36.  Der  jeuige, 
welchem  der  Niessbrauch  eines  Landgutes  zusteht,  wird  nur 
dann  Eigenthümer  der  Früchte,  wenn  er  sie  wirklich  einerntet ; 
weun  er  daher  stirbt,  ohne  die,  obschon  reifen  Früchte  einge- 
erntet zu  haben  ,  so  kommen  sie  nicht  seinen  Erben  ,  sondern 
dem  Eigenthümer  zu.  Dasselbe  ungefähr  gilt  vom  Pächter. 
37.  Zu  dem  Niessbrauch  vom  Vieh  gehören  auch  die  Jungen, 
sogut  wie  die  Milch ,  das  Haar  und  die  Wolle.  Lämmer, 
Böcklein,  Kälber,  Füllen  und  Ferkel  gehören  daher  nach  natür- 
lichem Recht  sofort  dem  Nutzniesser ,  das  Kind  eiuer  Sclavin 
gehört  aber  nicht  zu  den  Früchten,  sondern  kommt  dem  Eigen- 
thümer zu ,  denn  es  schien  widersinnig ,  dass  ein  Mensch  zur 
Frucht  gehören  solle,  da  die  Natur  die  Früchte  von  allen  Din- 
gen nur  des  Menschen  wegen  schuf.  38.  Hat  Jemand  den 
Niessbrauch  einer  Heerde,  so  muss  der  Nutzniesser  anstatt  der 
gestorbenen  Thiere  aus  den  Jungen  Ersatz  leisten,  wie  Julianus 
glaubt,  und  anstatt  abgestorbener  Weinstöcke  oder  Baume  an- 
dere setzen ,  denn  er  muss  sie  ordentlich  pflegen  und  als  ein 
guter  Hausvater  wirtschaften. 

39.  Schätze,  die  Jemand  in  seinem  Grund  und  Boden  fin- 
det,  hat  Kaiser  Hadrian us  der  natürlichen  Billigkeit  nach 
verordnet,  sollen  dem,  der  sie  gefunden  hat,  gehören;  dasselbe 
hat  er  bestimmt ,  wenn  man  sie  an  einem  heiligen  oder  reli- 
giösen Orte  von  ungefähr  findet.  Wenn  aber  Jemand  auf 
fremdem  Boden,  ohne  sich  darum  bemüht  zu  haben,  zufällig 
[einen  Schatz]  findet,  so  hat  er  die  eine  Hälfte  dem  Grundeigen- 
thümer ,  die  andere  dem  Finder  bewilligt ,  und  wenn  Jemand 
auf  kaiserlichem  Grund  und  Boden  einen  solchen  findet,  so  soll 
folgerichtig  die  eine  Hälfte  dem  Kaiser,  die  andere  Hälfte  dem 
Finder  gehören,  und  dem  ist  angemessen,  dass,  wenn  Jemand 
auf  öffentlichem  Grund  und  Boden,  oder  solchem,  der  dem  Fiscus, 
oder  einer  Stadt  gehört ,  [einen  Schatz]  findet ,  die  eine  Hälfte 
dem  Finder,  die  andere  dem  Fiscus  oder  der  Stadt  zukommt. 

40.  Nach  dem  Naturrechte  erwerben  wir  Sacheu  auch 
durch  Ucbergabe,  denn  nichts  ist  der  natürlichen  Billigkeif  so 
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angemessen  ,  als  dass  der  Wille  des  Eigenthümers  \  der  seine 
Sache  auf  einen  Andern  zu  übertragen  beabsichtigt ,  bestehen 
müsse;  daher  kann  jede  körperliche  Sache,  sie  sei  von  einer 
Art,  von  welcher  sie  wolle,  übergeben  werden,  und  wird  da- 
durch vom  Eigenthümer  veräussert.  Zins-  oder  Steuergüter 
können  daher  ebenso  veraussert  werden;  so  heissen  nämlich 
die  in  den  Provinzen  belegenen  Grundstücke ,  zwischen  denen 
und  den  Italischen  Grundstücken,  nach  einer  von  Uns  erlasse- 
nen Constitution  fetzt  kein  Unterschied  mehr  obwaltet,  sondern 
wenn  sie  mittelst  Schenkung' ,  als  Mitgabe  oder  aus  irgend 
einem  andern  Grunde  übergeben  werden ,  so  erfolgt  ohne 
Zweifel  die  Uebertragung  derselben.  41.  Verkaufte  und  über- 
gebene  Sachen  werden  aber  vom  Käufer  nur  dann  erworben, 
wenn  er  dem  Verkäufer  die  Kaufsumme  zahlt ,  oder  ihn  auf 
andere  Weise  befriedigt;  z.  B.  durch  Stellvertreter  in  der 
Verbindlichkeit  21)  oder  durch  Pfandbestellung;  dies  ist  zwar 
nach  dem  Zwölftafelgesetze  bestimmt ,  allein  man  kann  mit 
Hecht  sagen,  dass  dies  auch  aus  dem  Völkerrechte,  d.  h.  dem 
3> I  aturrecht ,  hervorgehe.  Wenn  aber  der  Käufer  auf  Credit 
handelt ,  so  geht  das  Eigenthum  gleich  an  den  Käufer  über. 
41.  Es  ist  kein  Unterschied,  ob  der  Eigenthümer  Jemandem 
die  Sache  selbst  übergibt  oder  mit  dessen  Willen  ein  Ande- 
rer ,  dem  der  Besitz  davon  gestattet  ist.  43.  Wenn  daher 
Jemandem  vom  Eigenthümer  die  freie  Verwaltung  aller  seiner 
Geschäfte  übertragen  worden  ist,  und  dieser  von  den  [ihm]  zur 
Verwaltung  [übergebenen]  Sachen  eine  verkauft  und  übergibt, 
so  macht  er  sie  dadurch  zum  Eigenthum  des  Empfängers. 
44.  Zuweilen  reicht  auch  ohne  Uebergabe  der  blosse  Wille  des 
Eigenthümers  hin,  um  eine  Sache  [auf  einen  Andern]  zu  über- 
tragen, z.  B.  wenn  dir  Jemand  eine  Sache,  welche  er  dir  ge- 
liehen, oder  vermiethet,  oder  bei  dir  niedergelegt  hat,  verkauft 
oder  schenkt.  Denn  wenn  er  dir  gleich  dieselbe  aus  diesem 
Grunde  nicht  übergeben  hat ,  so  erwirbst  du  daran  dennoch 
sofort  dadurch  ,  dass  er  zugibt ,  dass  sie  dein  sei ,  das  Eigen- 
thum  so  gut,  wie  wenn  sie  [dir]  in  dieser  Absicht  übergeben 
worden  wäre.  45.  Ebenso  überträgt  der ,  welcher  in  einer 
Scheuer  befindliches  Getreide  verkauft,  das  Eigenthum  an  den 
Käufer,  sobald  er  demselben  die  Schlüssel  zur  Scheuer  über- 
gibt. 45.  Nochmehr ,  es  kann  auch  zuweilen  der  auf  eine 
unbestimmte  Person  gerichtete  Wille  des  Eigenthümers  eine  Sache 
übertragen ;  so  z.  B.  wissen  die  Consuln  oder  die  Prätoren, 


21)  Expromhsor  ist  meist  dem  fidejussor  gleich  ,  eigentlich 
versteht  man  darunter  denjenigen ,  der  an  die  Stelle  eines 
Schuldners  mittelst  Erneuerung  der  Verbindlichkeit  desselben 
bei  deren  Uebeiuahmc  tritt. 


44    Instit.  L.  II.  Tit.  2.   Uc  rebus  incorporalibus,   Tit.  3. 


wenn  sie  die  Geschenke  unter  das  Volk  auswerfen,  nicht,  wer 
jedes  von  denselben  auffangen  wird,  und  dennoch  machen  sie 
denselben  sofort  zum  Eigenthiimer,  weil  sie  wollen,  dass  Jedem 
das,  was  er  auffangt,  gehören  solle.  47.  Aus  diesem  Grunde  ist 
es  wahr,  dass  wer  eine  vom  Eigenthiimer  verlassene  Sache  zuerst 
ergreift,  sogleich  deren  Eigenthiimer  wird.  Für  verlassen  aber 
wird  das  erachtet,  was  der  Eigenthiimer  in  der  Absicht  weg- 
geworfen hat,  dass  es  nicht  mehr  zur  Zahl  seiner  Sachen  gehören 
soll,  er  hört  daher  auch  sogleich  auf,  Eigenthiimer  davon  zu  sein. 
48.  Ganz  anders  ist  es  mit  den  Sachen,  die  im  Sturm  zur  Er- 
leichterung des  Schiffes  über  Bord  geworfen  werden;  diese 
verbleiben  dem  Eigenthiimer,  weil  es  klar  ist,  dass  sie  nicht 
in  der  Absicht  herausgeworfen  werden  ,  weil  sie  keiner  mehr 
haben  will ,  sondern  damit  er  um  so  leichter  mit  dem  Schiff 
selbst  der  Gefahr  entgehe.  Wer  sie  daher ,  von  den  Wogen 
herausgeworfen ,  oder  auf  dem  Meere  selbst  au  sich  nimmt, 
und  sie  in  gewinnsüchtiger  Absicht  fortschafft,  begeht  einen 
Diebstahl.  Hiervon  ist  das  nicht  weit  verschieden ,  was  vom 
fahrenden  Wagen  ohne  Wissen  der  Eigenthiimer  herabfällt. 

Zweiter  Titel. 

De  rebus  incorporalibus, 
(Von  unkörperlichen  Sachen.) 
Ausserdem  sind  einige  Sachen  körperlich,  andere  uukör- 
perlich.  1.  Körperliche  Sachen  sind  solche,  die  ihrer  Natur 
nach  berührt  werden  können,  wie  ein  Landgut ,  ein  Mensch, 
Kleid ,  Gold ,  Silber  und  endlich  unzahlige  andere  Sachen. 
2.  Unkörperlich  aber  sind  solche,  die  nicht  berührt  werden  kön- 
nen, wohin  diejenigen  gehören,  welche  in  einem  Recht[sbegrifFj 
bestehen,  wie  eine  Erbschaft,  Niessbrauch,  Gebrau chfsrecht]  und 
auf  jede  Art  eingegangene  Verbindlichkeiten.  Es  thut  nichts 
zur  Sache  ,  dass  in  der  Erbschaft  körperliche  Sachen  begriffen 
sind ,  denn  auch  die  Früchte,  die  auf  einem  Landgute  g-ewon- 
nen  werden  ,  sind  körperlich,  und  das ,  was  uns  zufolge  einer 
Verbindlichkeit  geschuldet  wird ,  ist  meistenteils  körperlich, 
wie  ein  Landgut ,  ein  Sclav  oder  Geld ;  denn  das  Erbschafts- 
recht selbst ,  das  Messbrauchsrecht  selbst  und  das  Recht  aus 
der  Verbindlichkeit  selbst  ist  unkörperlich.  3.  Zu  dieser  Zahl 
gehören  auch  die  Rechte  der  städtischen  und  ländlichen  Grund- 
stücke ,  welche  auch  Dienstbarkeiten  heissen. 

Dritter  Titel. 

De  scrvitutibus, 
(Von  den  Dienstbarheiten.) 
Die  Rechte  der  ländlichen  Grundstücke  sind  folgende:  Fuss- 
sleig,  Uebertrift,  Fahrweg  und  Wasserleitung.    Fusssteig  heisst 
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das  Recht  eines  Menschen,  zu  gehen,  hin  und  wieder  zu  gehen, 
nicht  auch  Vieh  zu  treiben  oder  zu  fahren.  Uebertrift  ist  das  Recht, 
Vieh  überzutreiben,  oder  [mit]  einem  Wagen  [zufahren].  Wer 
daher  das  Recht  des  Fusssteigs  hat,  hat  das  der  Uebertrift 
nicht;  aber  wer  die  letztere  hat,  hat  den  erstem  auch,  und 
kann  sich  desselben  auch  ohne  Vieh  bedienen.  Fahrweg  ist 
das  Recht  zu  fahren  und  hin  und  wieder  zu  gehen,  denn  der 
Fahrweg  begreift  Fusssteig  und  Uebertrift  in  sich  *).  Was- 
serleitung ist  das  Recht,  Wasser  durch  ein  fremdes  Landgut  zu 
fuhren.  1.  Die  Dienstbarkeiten  der  städtischen  Grundstücke  sind 
solche,  die  den  Gebäuden  anhängen,  und  sind  deshalb  Dienstbar- 
keiten städtischer  Grundstücke  genannt  worden,  weil 
wir  mit  diesem  [letztern]  Ausdruck  alle  Gebäude  begreifen,  wenn 
sie  auch  auf  dem  Lande  erbaut  sind.  Die  Dienstbarkeiten  dersel- 
ben sind  nun  folgende:  dass  das  eine  Nachbar[haus]  die  Last  des 
andern  Nachbarfhauses]  trage;  in  die  Wand  des  andern  einen 
Balken  einlegen  zu  dürfen ;  dass  man  des  andern  Traufe  oder  Ab- 
flugs in  sein  Gebäude,  Hof  oder  Cloak  aufnehme,  oder  nicht  auf- 
nehme; dass  man  sein  Gebäude  nicht  höher  aufbaue  und  dass 
man  dem  Lichte  des  Nachbars  nicht  hinderlich  sei.  2.  Einige  glau- 
ben mit  Recht,  dass  unter  die  Dienstbarkeiten  von  ländlichen  Grund- 
stücken auch  das  Wasserschöpfen,  das  Treiben  des  Viehes  zur 
Tränke,  das  Weiderecht,  das  Recht,  Kalk  zu  löschen  und  Sand  zw 
graben,  zu  rechnen  sei.  3.  Diese  Dienstbarkeiten  werden  aber 
darum  Dienstbarkeiten  von  Grundstücken  genannt,  weil  sie  ohne 
diese  nicht  bestellt  werden  können,  denn  Niemand  kann  eine 
Dienstbarkeit  an  einem  städtischen  oder  ländlichen  Grundstück 
erwerben  und  zu  einer  solchen  verpflichtet  sein,  ohne  ein 
Grundstück  zu  haben. 

4.  Wer  seinem  Nachbar  irgend  ein  [solches]  Recht  bestel- 
len will,  muss  dies  durch  Verträge  und  Stipulationen  bewir- 
ken. Man  kann  auch  seinem  Erben  im  Testamente  auferlegen, 
sein  Gebäude  nicht  höher  zu  bauen,  dem  Lichte  des  Nachbars 
nicht  hinderlich  zu  sein,  oder  demselben  zu  gestatten,  einen 
Balken  in  seine  (des  Erben)  Wand  einzulegen,  oder  eine  Traufe 
zu  haben ,  oder  zu  erlauben ,  dass  [der  Nachbar]  über  sein 
Grundstück  gehe,  fahre  und  Wasser  aus  demselben  herleite. 

Vierter  Titel. 

De     usufruct  u. 
{Vom  Niessbrauch.) 

Der  Niessbrauch  ist  das  Recht,  fremde  Sachen  zu  gebrau- 
chen und  zu  benutzen,  während  der  Bestand  der  Sachen  un- 
versehrt bleibt.    Denn  er  ist  ein  Recht  an  einem  Körper,  mit 


*)  Archiv  für  civil.  Prax.  Bd.  IV.  S.  244.  iE  (Gens ler.) 
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dessen  Untergang  er  uothwendig  selbst  erlischt.  1.  Der  Niess- 
brauch kann  vom  Eigenthum  getrennt  sein  und  wird  es  auf  mehr- 
fache  Art  und  Weise,  z.  B.  wenn  Jemand  einem  Andern  den  Niess- 
brauch vermacht,  denn  der  Erbe  hat  dann  die  blosse  Eigenheit,  der 
Vermächtnissinhaber  aber  den  Niessbrauch,  und  umgekehrt,  wenn 
er  ein  Landgut  mit  Abzug  des  Niessbrauchs  vermacht,  hat  der 
Vermächtnissinhaber  die  blosse  Eigenheit,  der  Erbe  aber  den 
Niessbrauch.  Ebenso  kann  er  dem  Einen  den  Niessbrauch,  dem 
Andern  das  Landgut  ohne  denselben  vermachen.  Will  aber 
Jemand  einen  Niessbrauch  ohne  Testament  bestellen,  so  muss  er 
es  durch  Verträge  und  Stipulationen  bewirken.  Damit  jedoch 
die  Eigenheit  nicht  ganz  und  gar  ohne  Nutzen  wäre,  wenn  ihr 
der  Niessbrauch  für  immer  abginge,  so  hat  man  angenommen, 
dass  der  Niessbrauch  auf  bestimmte  Art  und  Weise  erlöschen 
und  zur  Eigenheit  zurückkehren  solle.  2.  Der  Niessbrauch  kann 
nicht  blos  an  Landgütern  und  Gebäuden  bestellt  werden,  sondern 
auch  an  Sclaven,  Zugvieh  und  andern  Sachen,  ausgenommen  die- 
jenigen, welche  durch  den  Gebrauch  verzehrt  werden.  Denn  an 
diesen  Sachen  findet  weder  aus  einem  natürlichen,  noch  einem 
bürgerlichrechtlichen  Grunde  ein  Niessbrauch  Statt ;  dahin  gehören 
Wein,  Oel,  Getreide,  Kleider  und  diesen  zunächst  gemünztes  Geld, 
denn  beim  Gebrauch  wird  dies  durch  den  häufigen  Wechsel  ge- 
wissermaassen  verzehrt.  Des  Nutzens  wegen  hat  aber  der  Senat 
geglaubt,  dass  auch  an  diesen  Sachen  ein  Niessbrauch  bestellt  wer- 
den könne,  jedoch  in  diesem  Fall  der  Erbe  sicher  gestellt  werden 
müsse.  Ist  daher  ein  Niessbrauch  an  Geld  vermacht  worden,  so 
wird  es  dem  Vermächtnissinhaber  als  sein  eigen  gegeben,  und 
derselbe  muss  dann  dem  Erben  für  die  Rückerstattung  einer  eben 
so  grossen  Summe,  auf  den  Fall  seines  Todes  oder  der  Ver- 
änderung seines  persönlichen  Standesrechts  ,  Bürgschaft  bestel- 
len. Auch  die  übrigen  Sachen  werden  dem  Vermächtnisshi- 
haber  so  übergeben,  dass  sie  sein  werden,  es  muss  aber  nach 
vorheriger  Abschätzung  derselben  Bürgschaft  bestellt  werden, 
dass  wenn  er  stirbt  oder  sein  persönliches  Standesrecht  ver- 
ändert wird ,  soviel  an  Gelde  erstattet  werde ,  als  sie  taxirt 
sind.  Der  Senat  hat  also  eigentlich  nicht  einen  Niessbrauch 
an  diesen  Sachen  bestellt ,  denn  das  konnte  er  nicht ,  sondern 
er  errichtete  durch  die  Sicherheitsbesteliung  gleichsam  ei- 
nen Niessbrauch.  3.  Der  Niessbrauch  erlischt  durch  den  Tod 
des  Niessbrauchers ,  durch  die  beiden  Veränderungen  des  per- 
sönlichen Standesrechts,  die  grösste  und  die  mittlere,  und 
durch  Nichtgebrauch  in  Gemässheit  des  Zweckes  und  der 
Zeit;  alles  Dieses  hat  eine  von  Uns  erlassene  Constitution 
bestimmt.  Ebenso  wird  der  Niessbrauch  beendet,  wenn 
er  dem  Eigenheitsherrn  vom  Niessbraucher  abgetreten  wird, 
(denn  die  Abtretung  an  einen  Dritten  ist  eine  nichtige  Hand- 
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hing  ^2),)  oder  umgekehrt,  wenn  der  Niessbraucher  die  Eigen- 
heit der  Sache  erwirbt,  dies  wird  Ver einig  ung  2 3)  genannt* 
Allerdings  aber  erlischt  der  Niessbrauch,  wenn  das  Haus  ab- 
brennt, oder  durch  Erdbeben,  oder  des  lYiessbrauchers  eigene 
Nachlässigkeit  einfällt,  und  dann  besteht  nicht  einmal  der  Niess- 
brauch  am  leeren  Platze  fort.  4.  Wenn  aber  der  Niessbrauch 
endigt,  so  kehrt  er  zur  Eigenheit  zurück,  und  es  fängt  auch 
der  bisherige  blosse  Eigenthiimer  von  da  an,  die  volle  Gewalt 
über  die  Sache  zu  haben. 

Fünfter  Titel. 
De    usu    et    h  a  b  i  1  a  t  i  o  n  e. 
{Vom  Gebrauch  und  dem  Wohnen.) 
Ganz  auf  dieselbe  Weise,  wie  der  Niessbrauch  bestellt 
wird,  pflegt  auch  der  blosse  Gebrauch  bestellt  zu  werden,  uud 
hört  auch  ebenso  wie  der  Niessbrauch  auf.    1.  Der  Gebrauch 
umfasst  aber  eine  geringere  Befugniss ,   als   der  3\iessbrauch, 
denn  wer  den   blossen  Gebrauch   eines  Landguts   hat ,  von 
dem  wird  nichts  weiter  angenommen,  als  dass  er  den  täglichen 
Gebrauch  an  Rüchengewächs,  Obst,  Blumen,  Heu,  Streue  und 
Holz  habe;  auch  kann  er  so  lange  auf  dem  Laudgute  ver- 


22)  Ueber  diese  Stelle  ist  seit  Weesenbec  in  s.  Commentar, 
ad  Fand.  lib.  VII.  tit.  IV.  nr,  5.  grosser  Streit  gewesen;  s. 
v.  Glück  Commentar  zu  den  Pandecten  Bd.  IX.  S.  218.  ff.; 
der  Ausdruck  nihil  agere  ist  nichts  weiter,  als  nichtig 
handeln,  dies  bezeugt  The op  hilus  in  der  Paraphrase 
dieser  Stelle :  t$coux(o  yao  nttQuyoiowv  ov  3  €  v  n q  c'ctt e  i,  ullti 
txvzQyrjtog  tonv  ))  jtciQayntQrioic; ,  und  aveQyrjiog  ist  soviel  als 
vergeblich,  Die  Hauptfrage  drehet  sich  darum,  ob  zu- 
folge dieser  Stelle  anzunehmen  sei,  dass  der  Niessbrauch 
durch  Abtretung  an  einen  Dritteu  für  den  Niessbraucher  ver- 
loren gehe,  (iudem  Uebertragung  an  den  Dritten  nicht  Statt 
finde,)  also  dem  Eigenthumsherrn  anheimfalle,  oder  dein  er- 
steren  verbleibe.  Wie  Vinnius  im  commentar.  ad  Ii.  I.  dazu 
kommt,  dies  zu  bejahen,  weiss  ich  nicht  —  nihilominus  ta- 
rnen eoc  accidente  et  praeter  vientem  cedentis  contingere ,  ut 
et  hic  finiatur,  atque  ad  proprietarium  redeat,  cum  a  persona 
discedere  sine  interitu  non  possit  —  denn  die  1.  15.  JD.  da 
fam.  erc.  ist  von  Paulus;  dieser  sowohl  als  Pomponius, 
dessen  Fragment  1.  66.  Dig.  de  jure  dot.  auch  von  Manchen 
dafür  angezogen  wird,  sprechen  noch  vom  alten  Recht,  nach 
dessen  Strenge  allerdings  die  Cession  des  Niessbrauchs  dessen 
Erlöschen  bewirkte,  allein  nach  den  Institutionen  ist  die  Ces- 
sion nur  für  ungültig  erklärt,  ohne  das  Recht  zu  zerstören,, 
welches  dem  Cedenten  vielmehr  bleibt.  S.  Gerard  Noodt 
de  pactis  L.  II.  c.  X.  sub  fin.  —  Zur  Vermeidung  von  Miss- 
verständnissen muss  man  den  Unterschied  zwischen  Kauf 
und  Cession  (Abtretung)  beachten. 

23)  (Jonsolidatio. 
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weilen,  als  er  dem  Herrn  des  Landgutes  nicht  lästig-,  und 
denen,  welche  die  Feldarbeit  besorgen,  nicht  hinderlich  ist;  er 
darf  aber  sein  Recht  an  keinen  Andern  verinietheu,  verkaufen 
oder  umsonst  zugestehen,  dahingegen  der,  welcher  den  Niessbrauch 
hat,  alles  Dieses  thun  kann.  Ebenso  wird  das  Recht  dessen, 
welcher  den  Gebrauch  von  Gebäuden  hat,  nur  insoweit  sich  er- 
streckend verstanden,  dass  nur  er  selbst  darin  wohnen  und  sein 
Recht  auf  keinen  Andern  übertragen  darf,  und  es  scheint  kaum 
angenommen  zu  sein,  dass  er  einen  Gast  einnehmen  dürfe;  mit 
seinem  Weibe  und  seinen  Rindern  aber,  sowie  mit  seinen  Frei- 
gelassenen und  andern  freien  Personen,  die  er  sowohl  wie 
Sclaven  bei  sich  hat,  darin  zu  wohnen,  ist  er  berechtigt,  und 
folglich  darf  eine  Frau,  die  den  Gebrauch  an  Gebäuden  hat, 
mit  ihrem  Ehemann  darin  wohnen.  3.  Es  kann  ferner  derje- 
nige, dem  der  Gebrauch  eines  Sclaven  zusteht,  nur  selbst  von 
seinem  Dienst  und  seiner  Bedienung  Gebrauch  machen ;  auf  einen 
Andern  sein  Recht  zu  übertragen,  ist  ihm  auf  keine  Weise  ge- 
stattet. Dasselbe  gilt  auch  vom  Zugvieh.  4.  Ist  der  Gebrauch  von 
Vieh,  z.  B.  von  Schafen,  vermacht  worden,  so  kommt  dem  Ge- 
braucher weder  die  Milch,  noch  die  Lämmer,  noch  die  Wolle  zu, 
weil  diese  zur  Nutzung  gehören ;  um  seinen  Acker  zu  düngen, 
kann  er  das  Vieh  aber  brauchen.  5.  Wenn  Jemandem  das  Be- 
wohnen [eines  Hauses]  vermacht  oder  auf  irgend  eine  Weise 
bestellt  worden  ist,  so  ist  dies  weder  ein  Gebrauch,  noch  Niess- 
brauch, sondern  gleichsam  ein  eigenthiimliches  Rechte  Denen, 
die  das  Recht  zum  Wohnen  haben ,  haben  Wir ,  des  Nutzeus 
wegen,  nach  der  Meinung  des  Marcellus,  in  einer  von  Uns 
erlassenen  Entscheidung,  nicht  allein  das  Wohnen  darin, 
sondern  auch  das  Vermiethen  an  Andere  gestattet. 

6.  Soviel  sei  genug  von  den  Dienstbarkeiten ,  dem  Niess- 
brauch, Gebrauch  und  dem  Wohnen ;  von  den  Erbschaften  aber 
und  den  Verbindlichkeiten  wollen  wir  an  seinem  Orte  reden. 
Wir  haben  summarisch  auseinandergesetzt,  auf  welche  Weise 
man  nach  Völkerrecht  Sachen  erwirbt ;  nun  wollen  Wir  sehen, 
wie  dieselben  nach  gesetzmässigem  und  bürgerlichem  Recht 
erworben  werden. 

Sechster  Titel. 

De  usucapionibus  et  longi  temporis  praescriptionibus» 
(Von  den  Ersitzungen  24)  und  Verjährungen.) 
Nach  bürgerlichem  Recht  war  es  bestimmt,   dass  wer  in 
gutem  Glauben  vom  Nichteigentümer,  den  er  aber  für  den 


24)  Von  den  neuern  Juristen  wird  häufig  üsucapion  durch  Er- 
sitzung übersetzt;  ich  habe  daher  auch  hier  dieses  Wort, 
so  wie  das  Vernum  ersitzen  gebraucht.   Wörtlich  könnte 


Instit.  L.  IL  Tit.  6.   De  usucap.  et  longi  temp.  praescr.  49 


Eigentümer  hielt,  eine  Sache  kaufte  oder  durch  Schenkung 
oder  irgend  einen  andern  rechtlichen  Grund  erhielt,  diese  Sa- 
che, wenn  sie  eine  bewegliche  war,  ohne  Unterschied  des  Orts 
in  einem  Jahre,  wenn  sie  unbeweglich  war,  in  zwei  Jahren, 
jedoch  nur  auf  Italischem  Grund  und  Boden,  ersitzen  sollte, 
damit  das  Eigenthuin  der  Sachen  nicht  in  Ungewissheit  schwebe. 
Da  nun  nach  der  Meinung  der  Alten  der  Grundsatz  angenom- 
men worden  war,  dass  für  die  Eigenthümer  die  vorgedachten 
Fristen,  um  ihren  Sachen  nachzuforschen,  hinreichend  seien, 
so  schien  Uns  eine  andere  Ansicht  vorzüglicher  zu  sein,  damit 
[auf  der  einen  Seite]  die  Eigenthümer  nicht  zu  schnell  um  das 
Ihrige  kamen,  [auf  der  andern  aber]  jene  Begünstigung  auch 
nicht  in  örtliche  Grenzen  eingeschlossen  wäre,  und  deshalb 
haben  Wir  hierüber  eine  Constitution  erlassen,  worin  festge- 
setzt ist,  dass  bewegliche  Sachen  binnen  drei  Jahren,  die  un- 
beweglichen aber  durch  die  ordentliche  Verjährungszeit  über 
fortgesetzten  Besitz,  d.h.  wenn  die  Betheiligten  sich  an  einem 
Orte  befinden,25)  binnen  zehn,  wenn  sie  an  verschiedenen 
Orten  leben,  binnen  zwanzig  Jahren  ersessen  werden  sollen, 
und  auf  diese  Weise  nicht  blos  in  Italien,  sondern  in  allen 
Ländern,  soweit  sie  unter  Unserer  Botmässigkeit  stehen,  das 
Eigenthum  an  Sachen,  sobald  ein  rechtlicher  Grund  des  Be- 
sitzes vorangeht,  soll  erworben  werden  können.  1.  Zuweilen 
aber  wirkt,  wenn  Jemand  eine  Sache  in  noch  so  gutem  Glau- 
ben besessen,  die  Ersitzung,  und  wenn  in  noch  so  langer  Zeit, 
gar  nicht,  z.  B.  wenn  Jemand  einen  freien  Menschen,  oder 
eine  heilige  oder  gefreiete  Sache ,  oder  einen  entlaufenen  Scla- 
ven  besitzt.  2.  Gestohlene  und  mit  Gewalt  in  Besitz  genom- 
mene Sachen  können,  wenn  schon  sie  durch  die  vorbesagte 
ordentliche  Verjährungszeit  im  guten  Glauben  besessen  worden 
sind,  nicht  ersessen  werden.  Denn  die  Ersitzung  gestohlener 
Sachen  verbot  das  Zwölftafelgesetz  und  das  Atinische  Gesetz, 
die  der  gewaltsam  in  Besitz  genommenen  das  Julisch- Plautische. 
3.  Das  durch  diese  Gesetze  ausgesprochene  Verbot,  gestohlene 
und  gewaltsam  in  Besitz  genommene  Sachen  zu  ersitzen,  ist 
nicht  so  zu  verstehen,  dass  [nicht  nur]  der  Dieb,  oder  der 
selbst,  welcher  gewaltsam  besitzt,  nicht  solle  ersitzen  können, 
(denn  diesen  ist  die  Ersitzung  aus  einem  andern  Grunde  un- 
möglich, weil  sie  im  schlechten  Glauben  besitzen,)  sondern 
dass  auch  kein  Anderer,  wenn  schon  er  sie  im  guten  Glauben 


man  es  Gebrauchs nehmun g,  Erwerbung  durch  Ge- 
brauch übersetzen;  um  indessen  durch  die  letzteren  Aus- 
drücke mögliche  Missverständnisse  zu  vermeiden,  habe  ich 
den  erstem  gewöhnlichem  beibehalten. 
25)  s.  Hugo  Civ.  Mag.  V.  4b2. 
Corp.  jur.  civ.  I,  4 
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von  jenen  gekauft,  oder  aus  irgend  einem  andern  Grunde  er- 
halten, das  Recht,  sie  zu  ersitzen,  haben  soll.  Daher  geschieht 
es  bei  beweglichen  Sachen  nicht  leicht,  dass  der  Besitzer  im 
guten  Glauben  ersitzen  könne.  Denn  wer  [wissentlich26)] 
eine  fremde  Sache  verkauft,  oder  aus  einem  andern  Grunde 
iibergiebl,  begeht  daran  einen  Diebstahl.  4.  Zuweilen  verhält 
sich  dies  aber  anders ;  denn  wenn  der  Erbe  eine  dem  Erblasser 
geliehene,  oder  vermiethete,  oder  bei  ihm  hinterlegte  Sache, 
in  dein  Glauben,  sie  sei  ein  Erbschaftsstück ,  Jemandem,  der 
sie  [auch]  in  gutem  Glauben  annimmt,  verkauft,  oder  schenkt, 
oder  an  Mitgifts  Statt  giebt,  so  ist  kein  Zweifel,  dass  der 
Empfänger  sie  ersitzen  könne,  weil  diese  Sache  mit  dem  Feh- 
ler des  Diebstahls  nicht  behaftet  ist,  indem  der  Erbe,  der  sie 
in  gutem  Glauben  als  die  seinige  veräussert,  keinen  Diebstahl 
begeht.  5.  Eben  so  wenig  begeht  derjenige,  welcher  den 
Niessbrauch  an  einer  Sclavin  hat,  einen  Diebstahl,  wenn  er 
das  Rind  derselben,  in  dem  Glauben,  es  gehöre  ihm,  verkauft, 
oder  verschenkt,  denn  ein  Diebstahl  wird  ohne  den  Willen, 
zu  stehlen,  nicht  begangen.  6.  Es  kann  sich  auch  auf  andere 
Weise  zutragen,  dass  Jemand27)  ohne  den  Fehler  des  Dieb- 
stahls eine  fremde  Sache  auf  einen  Andern  überträgt,  und  da- 
durch bewirkt,  dass  sie  vom  Besitzer  ersessen  wird.  7.  Was 
aber  die  Sachen,  welche  mit  dem  Erdboden  zusammenhängen, 
betrifft,  so  geschieht  es  leichter,  dass28)  Jemand  den  Besitz 
des  unbesessenen  Grund  und  Bodens  wegen  Abwesenheit  oder 
Nachlässigkeit  des  Eigentümers ,  oder  wenn  er  [etwa]  ohne 
Nachfolger  stirbt,  ohne  Gewalt  erlangt;  ob  er  nun  zwar  gleich 
im  schlechten  Glauben  besitzt,  weil  er  weiss,  dass  er  sich 
eines  fremden  Landgutes  bemächtigt  habe,  so  kann  es  doch 
ein  Anderer,  dem  er  dasselbe,  während  dieser  es  im  guten 


26)  Hier  fehlt  in  nnserm  Text  sciens,  was  viele  andere  nach 
Hai  ,  auch  Beck,  haben.  Sehr,  erwähnt  wunderbarer  Weise 
dieser  Lesart  gar  nicht,  es  müsste  denn  ein  abgekürztes  sc. 
dafür  zu  nehmen  sein;  sciens  mag  zwar  manchem  nach  Will- 
kühr oder  einem  Glossem  schmecken,  indessen  scheint  mir 
es  der  Zusammenhang  und  besonders  §.  4  zu  erfodern ;  als 
kritische  Auctorität  beziehe  ich  mich  auf  die  Insiit.  Veit.  1491. 
ap.  Georg.  Arrivabene. 

27)  Der  selbst  nicht  ersitzeu  kann. 

28)  ut.  S  c  h  r.  zieht  die  Lesart  ut  si  etc.  vor ,  so  dass  er  da- 
vor ein  Punkt  stellt,  und  ut  für  veluti  nimmt;  seinen  Haupt- 
grund dafür  nimmt  er  aus  der  Sache  selbst,  nämlich  weil 
bei  rebus  mobil,  der  erwähnte  Fall  gar  nicht  eintreten  könne. 
Allein  diese  ungenaue  Art  sich  auszudrücken  kann  in  den 
Institutionen  gar  nicht  auffallen ,  und  mau  findet  ja  auch  orn- 
tionem  obliqunm  überhaupt  oft,  wo  das  Gegeotheil  gar  nicht 
«lenkbar  ist.   Darum  behalte  ich  die  Lesart  unseres  Textes. 


Instit.  L.  II.  Tit.  6.    De  usucap.  et  long!  temp.  praescr.  51 


Glauben  annimmt,  übergiebt,  durch  ordentliche  Verjährung 
erwerben,  weil  er  es  weder  als  gestohlen,  noch  als  gewalt- 
sam in  Besitz  genommen  erwirbt.  Denn  die  Meinung  einiger 
Alten,  die  da  glaubten,  dass  auch  an  Grund  und  Boden  ein 
Diebstahl  begangen  werden  könne ,  ist  längst  verworfen  ,  und 
das  Beste  derjenigen,  welche  Grundstücke  besitzen,  durch  die 
kaiserlichen  Constitutionen  wahrgenommen  worden,  damit  ein 
langer  und  unbezweifelter  Besitz  Niemandem  entzogen  werde. 
8.  Zuweilen  kann  auch  eine  gestohlene,  oder  mit  Gewalt  in 
Besitz  genommene  Sache  ersessen  werden,  z.  B.  wenn  sie  in 
die  Botmassigkeit  des  Eigentümers  zurückgekehrt  ist,  denn 
alsdann  geht  die  Ersitzung ,  nachdem  dem  Fehler  der  Sache 
abgeholfen  ist,  ihren  Gang.  9.  Eine  zu  Unserm  Fiscus  gehö- 
rige Sache  kann  nicht  ersessen  werden;  doch  schreibt  Papi- 
nianus,  dass  der  Käufer  einer  Sache,  die  zu  einein  erblosen 
Nachlass  gehört,  von  welchem  dem  Fiscus  noch  keine  Anzeige 
gemacht  worden,  dieselbe,  sobald  sie  ihm  übergeben  worden 
ist  und  er  sich  im  guten  Glauben  befindet,  ersitzen  könne; 
ebenso  erklärten  sich  der  verewigte  Kaiser  Pius,  und  die 
verewigten  Kaiser  Severus  und  Antoninus. 

10.  Endlich  ist  zu  wissen ,  dass  die  Sache  selbst  eine 
solche  sein  müsse,  die  keinen  Mangel  an  sich  trägt,  so  dass 
sie  [überhaupt]  von  einem  Käufer  im  guten  Glauben  oder 
dem  Besitzer  aus  irgend  einem  andern  Rechtsgrunde  ersessen 
werden  kann.  11.  Irrthum  im  Grunde  [des  Besitzes]  verhin- 
dert aber  die  Ersitzung,  z.  B.  wenn  Jemand  etwas  in  dem 
Glauben,  er  habe  es  gekauft,  wahrend  er  es  nicht  gekauft 
hat,  besitzt,  oder  wenn  er  etwas  für  geschenkt  besitzt,  was 
ihm  nicht  geschenkt  worden  ist.  12.  Ein  langjähriger  Besitz, 
der  dem  Erblasser  zu  nützen  angefangen  hatte,  wird  vom 
Erben,  wie  vom  Nachlassbesitzer  2 9)  fortgesetzt,  selbst  wenn 
er  weiss,  dass  [z.  B.]  das  Grundstück  ein  fremdes  sei.  Hat 
der  [Erblasser]  aber  keinen  rechtmässigen  [Besitz]anfang  ge- 
habt, so  hilft  der  Besitz  auch  dem  Erben  und  Nachlassbesitzer 
nichts,  wenn  sie  sich  auch  in  Ungewissheit  befinden.  Hierauf 
hat  eine  von  Uns  erlassene  Constitution  auch  bei  der  Er- 
sitzung 3  °)  zu  achten  bestimmt,  so  dass  die  Zeit  fortgerechnet  3  T) 


29)  Bonorum  possessor;  diese  "Verdeutschung  habe  ich  ur- 
sprünglich neu  gewagt;  mir  scheint  sie  eben  so  treu,  als 
dem  Sinn  in  jeder  Beziehung  entsprechend  zu  sein,  auch 
deu  Unterschied  vom  Erben  hinlänglich  zu  bezeichnen. 

30)  beweglicher  Gegenstände.  Von  diesen  liebt  Justinian  das 
Wort  usucapio. 

31)  Die  Erklärung  dieser  Stelle  in  Bezug  auf  die  Rechtsgeschichte 
s.  bei  Vinn  ins  ad  h.  I.  Der  Sinn  der  letzten  Worte  ist  der, 
„dass  die  einzelnen  Zeiträume  ,  welche  hindurch  die  hinter 

4* 
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wird.  Die  verewigten  Kaiser  Severus  und  Antonin us 
Verordneten,  dass  auch  zwischen  Käufer  und  Verkäufer  die 
Zeit  zusammengerechnet  werden  solle.  13.  Wach  dem  Edict 
des  verewigten  Kaisers  Marcus  wird  bestimmt,  dass  wer 
vom  Fiscus  eine  fremde  Sache  kauft,  den  Eigenthümer  der- 
selben mit  der  Einrede  [der  Verjährung]  abwehren  könne, 
wenn  nach  dem  Verkauf  ein  Zeitraum  von  fünf  Jahren  ver- 
strichen ist.  Eine  Constitution  des  Kaisers  Zeno,  hochseeli- 
gen  Andenkens,  aber  sorgte  für  diejenigen,  welche  vom  Fis- 
cus durch  Kauf,  Schenkung",  oder  einen  andern  Titel32)  et- 
was überkommen,  besser,  so  dass  sie  auf  der  Stelle  gesichert 
werden  und  obsiegen,  sie  mögen  klagen  oder  verklagt  werden. 
Gegen  die  kaiserliche  Schatzkammer  3  3)  [selbst]  aber  soll  de- 
nen, die  auf  den  Grund  des  Eigenthums  oder  einer  Hypothek 
an  denjenigen  Sachen,  die  veräussert  worden  sind,  Ansprüche 
zu  haben  vermeinen,  diess  binnen  vier  Jahren  anzubringen 
freistehen.  Unsere  eigene  Constitution,  welche  Wir  neuerlich 
bekannt  gemacht  haben ,  hat  das ,  was  über  die  fiscalischen 
Veräusserungsfalle  in  der  gedachten  Zenonianischen  Constitu- 
tion enthalten  ist,  auch  auf  diejenigen  ausgedehnt,  welche 
aus  Unserm  Hause  oder  dem  der  verehrung*swürdigen  Kaiserin 
etwas  empfangen  haben. 

Siebenter  Titel. 
De  donationibus. 
(Von  Schen7eungen.) 
Es  giebt  noch  eine  andere  Erwerbung^ art ,  die  Schenkun- 
gen.  Dieser  giebt  es  zwei  Arten,  auf  den  Todesfall  und  nicht 
auf  den  Todesfall.    1.  Eine  Schenkung*  auf  den  Todesfall  ist 
eine  solche,   die  in  der  Voraussetzung*  des  Todes  geschieht, 
wenn  Jemand  so  schenkt,  dass  wenn  ihm  etwas  Menschliches 
widerfahren,  der  Empfänger  es  behalten  soll,  wenn  aber  der 
Schenker  es34)  überleben  sollte,  er  es  wiedernehmen  will, 


einander  folgenden  verschiedenen  Besitzer  besessen  haben, 
zu  Gunsten  des  letzten  Besitzers  zusammengerechnet  werde« 
sollen,  um  die  Verjährungszeit  herauszubringen."  Ueber  die 
in  Rede  stehende  Einrichtung  vg*I.  Sehr. 

32)  titulus,  ist  darum  unübersetzt  (oder  germanisirt)  beibehalten 
worden,  weil  von  dem  Begriff  zuviel  abhängt  der  schwer- 
lich übersetzt  werden  dürfte ;  litulus  ist  die  Thatsache  in  Be- 
zug* auf  eine  den  Besitz  schon  voraussetzende  bestimmte  Er- 
werbsart, die  Ersitzung*,  welche  dem  Besitz  als  rechtmässige 
Ursach  zum  Grunde  liegt.    Hug  o  Civ.  Mag.  IV.  137  ff  183. 

33)  Sacratissimum  aerarium  prineipis  ist  dem  Fiscus  gleich. 
Früher  betraf  letzterer  mehr  das  Privatvermögen  des  Kaisers, 
weil  man  noch  den  Schein  der  Republik  aufrecht  erhielt. 

34)  superos  scisset,  Sehr,  hat  wohl  Recht,  dies  von  der  Gefahr 
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oder  wenn  ihn  die  Schenkung  gereut,  oder  der  zuerst  stirbt, 
der  beschenkt  worden  ist.   Diese  Schenkungen  auf  den  Todes- 
fall sind  ganz  nach  dem  Beispiel  der  Vermächtnisse  eingerich- 
tet.   Denn  da  unter  den  Rechtsgelehrteil  selbst  Zweifel  ge- 
herrscht hatte ,  ob  man  dieselben  den  Vermächtnissen  oder  den 
[reinen]   Schenkungen  gleichstellen  sollte,   indem  sie  sowohl 
die  Merkmale  von  beiden   an  sich  trugen,  als  jeder  sie  zu 
einer  andern  Art  ziehen  wollte,   so  ist  von  Uns  verordnet 
Worden,   dass  sie  überall  den  Vermächtnissen  zugezählt  und 
so  errichtet  werden  sollten,  wie  die  Yon  Uns  erlassene  Con- 
stitution die  Form  vorgeschrieben  hat.    Eine  Schenkung  auf 
den  Todesfall  ist  mit  einem  Worte  dann  vorhanden,  wenn 
Jemand  zwar  lieber  selbst  etwas  behalten  will,  als   der  es 
haben  soll,  dem  er  es  schenkt,  aber  dieser  es  lieber  haben 
soll,  als  sein  [des  Schenkers]  Erbe.    Auf  diese  Art  beschenkt 
auch  Telemachus  bei  Hoinerus  den  Piraus  : 
Denn,  Piräus,  wir  wissen  nicht,  wie  das  alles  sich  endet; 
Wenn  mich  aber  die  Freier,  die  stolzen,  im  eigenen  Hause 
Heimlich  morden  und  iu  mein  väterlich  Erbe  sich  theilen, 
Will  ich  lieber,  dass  du  dies  behältst,  als  einer  von  jenen. 
Wenn  aber  ich  den  Tod  und  Verderben  ihnen  hereite, 
Bring'  du  freudig  es  mir  dem  Freudigen  wieder  nach  Hause. 

2.  Andere  Schenkungen  sind  aber  diejenigen,  welche  ohne  an 
den  Tod  zu  denken  geschehen,  die  wir  unter  den  Leben- 
digen nennen  und  mit  den  Vermächtnissen  durchaus  keine 
Aehnlichkeit  haben;  sind  diese  vollendet,  so  können  sie  nicht 
einseitig  widerrufen  werden.  Vollendet  sind  sie  aber,  sobald 
der  Schenker  seinen  Willen  schriftlich  oder  ohne  Schrift  kund 
gethan  hat.  Eine  von  Uns  erlassene  Constitution  hat  auch 
verordnet,  dass  dieselben,  wie  beim  Verkauf,  die  Nothwen- 
digkeit  der  Uebergabe  in  sich  enthalten  sollen ,  so  dass ,  wenn 
diese  auch  noch  nicht  Statt  gefunden,  dennoch  die  Schenkung 
selbst  eine  vollkommene  absolute  Kraft  habe,  und  dem  Schen- 
ker die  Notwendigkeit  der  Uebergabe  obliege.  Da  aber  die 
Bestimmungen  der  altern  Kaiser  wollten ,  dass  wenn  [die 
Schenkung]  sich  über  zweihundert  Goldstücke  beliefe,  eine 
gerichtliche  Verhandlung  darüber  aufgenommen  werden  müsste, 
so  dehnte  Unsere  Constitution  diese  Summe  bis  auf  fünfhun- 
dert Goldstücke  aus,  die  noch  ohne  gerichtliche  Bestätigung 
geschehen  könne.  Dieselbe  bezeichnet  auch  einige  Schenkun- 
gen ,  welche  die  gerichtliche  Bestätigung  gar  nicht  erheischen, 
sondern  an  sich  volle  Kraft  haben.  Wir  haben  auch  noch  vie- 
les Andere  zur  weitern  Ausdehnung  der  Schenkungen  bestimmt. 


zu  verstehen,  die  der  Schenker  zunächst  vor  Augen  hat 
{quid  humanius) ,  sonst  wäre  eine  unerträgliche  Tautologie 
mit  dem  Schlusssatz  vorhauden. 
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was  alles  in  Unsern  Constitutionen,  die  Wir  später  darüber 
haben  ergehen  lassen ,  zu  lesen  ist.  Es  ist  jedoch  zu  bemerken, 
dass  wenn  Schenkungen  noch  so  vollkommen  abgeschlossen  sind, 
Wir  dennoch,  nach  einer  von  Uns  erlassenen  Constitution, 
den  Sehenkeni  die  Freiheit  gegeben  haben,  sie  aus  gewissen 
Gründen  zu  widerrufen,  wenn  diejenigen,  welchen  die  Wohl- 
that  zu  Theil  geworden  ist,  sich  undankbar  beweisen,  damit 
nicht  diejenigen,  welche  ihr  Eigenthum  auf  Andere  übertragen 
haben,  von  diesen  eine  Injurie  oder  einen  Verlust  auf  die  in 
Unserer  Constitution  aufgezahlten  Arten  erleiden.  3.  Es  giebt 
noch  eine  andere,  den  altern  Kechtslehrern  ganz  unbekannte 
und  erst  spater  von  den  jiingern  verewigten  Kaisern  einge- 
führte Art  der  Schenkung  unter  den  Lebendigen,  welche  vor 
der  Hochzeit  hiess,  und  die  stillschweigende  Bedingung 
enthielt,  dass  sie  nur  dann  für  vollzogen  anzusehen  sei,  wenn 
die  Ehe  erfolgt  wäre,  und  ward  darum  vor  der  Hochzeit 
genannt,  weil  sie  vor  der  Verheirathuug  geschah,  und  niemals 
nach  der  Hochzeitfeier  eine  solche  Schenkung  Statt  fand.  Zu- 
erst erlaubte  der  Kaiser  Justin us,  Unser  Vater,  in  einer 
von  ihm  erlassenen  Constitution,  dass,  da  es  freistand,  die 
Mitgift  auch  nach  der  Hochzeit  zu  vermehren ,  wenn  dies  der 
Fall  war ,  auch  die  Schenkung  vor  der  Hochzeit  wäh- 
rend der  Ehe  vermehrt  werden  dürfe  ;  es  blieb  aber  doch  der 
unpassende  Name,  indem  sie  vor  der  Hochzeit  hiess,  und 
nachher  noch  einen  Zuwachs  erhielt.  In  der  Absicht,  Unsere 
gesetzlichen  Bestimmungen  dem  Zweck  vollkommen  entsprechend 
zu  machen  und  jedem  Dinge  einen  passenden  Namen  zu  geben, 
haben  Wir  verordnet,  dass  solche  Schenkungen  nicht  nur  ver- 
mehrt werden,  sondern  auch  erst  nach  der  Hochzeit  entstehen 
dürfen ,  auch  nicht  vor  der  Hochzeit,  sondern  wegen 
der  Hochzeit  heissen  und  der  Mitgift  insofern  gleich  stehen 
sollen,  dass,  so  wie  diese,  nicht  nur  während  stehender  Ehe 
vermehrt,  sondern  auch  erst  bestellt  werden  darf,  auch  jene 
wegen  der  Hochzeit  eingeführten  Schenkungen  nicht  allein 
derselben  vorausgehen,  sondern  auch  wahrend  der  Ehe  sowohl 
vermehrt,  als  auch  erst  bestellt  werden  können. 

4.  Es  gab  sonst  noch  eine  andere  bürgerlichrechtliche  Art 
der  Erwerbung  durch  das  Recht  des  Anwachses,  welches 
sich  folgendermassen  verhalt:  wenn  [z.  B.]  Jemand,  der  mit 
dem  Titius  einen  gemeinschaftlichen  Sclaven  besass,  allein 
demselben  die  Freiheit  entweder  durch  den  Stab  oder  durch 
ein  Testament  ertheilte,  so  ging  in  diesem  Fall  sein  Antheil 
verloren  und  wuchs  dem  Miteigentümer  zu.  Da  dies  aber 
eine  abscheuliche  Einrichtung  war,  indem  sowohl  der  Sciav 
um  seine  Freiheit  gebracht,  als  dem  menschlicher  gesinnten 
Herrn  ein  Schade,  dem  harten  aber  ein  Vortheil  bereitet  ward, 
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so  haben  Wir  dieser  gehässigen  Einrichtung',  mittelst  eines 
Werks  der  Menschenliebe,  durch  eine  von  Uns  erlassene  Con- 
stitution abhelfen  zu  müssen  für  nö'thig  erachtet,  und  haben 
einen  Ausweg  gefunden ,  auf  dem  sowohl  der  Freilasser  als 
der  Miteigentümer  und  der,  welcher  die  Freiheit  erhält,  Un- 
serer Wohlthat  gemessen,  indem  nicht  nur  die  Freiheit  mit 
Erfolg  besteht,  zu  deren  Gunsten  bekanntlich  die  Gesetzgeber 
des  Alterthums  auch  Vieles  gegen  die  gewohnlichen  Kegeln 
bestimmt  haben,  sondern  auch  der,  welcher  diese  Freiheit  be- 
wirkte, sich  des  Bestehens  seiner  Freigebigkeit  freuen  kann, 
der  Miteigentümer  aber  schadlos  gestellt  wird ,  indem  er  einen 
von  Uns  bestimmten,  seinem  Antheii  an  dem  Sclaveu  ange- 
messenen Preis  empfängt. 

Achter  Titel. 

Q  u  i  b  u  8     alienare     licet     vel    n  o  tu 
(Wem  zu  veräussern  erlaubt  ist ,  und  wem  nicht.) 
Zuweilen  kann  der  Eigenthümer  eine  Sache  doch  nicht 
veräussern,    dahingegen  ein  IMichteigenthümer  diese  Befugniss 
hat.    Denn  ein  zur  Mitgift  gehöriges  Grundstück  kann  der 
Ehemann  nach  dem  Julischen  Gesetz  ohne  den  Willen  der 
Frau  nicht  veräussern,  wenn  es  ihm  auch,  als  zur  Mitgift 
gegeben,  gehört.    Wir  haben  hierüber,  das  Julische  Gesetz 
abändernd ,  eine  Verbesserung  getrolfen ;  denn  da  dieses  Gesetz 
blos  bei  den  Grundstücken  zur  Anwendung  kam,  die  in  Ita- 
lien lagen,  und  die  Veräusserungen ,  welche  ohne  Willen  der 
Weiber    geschahen,    [zwar]    verbot,    Hypothek  [bestellungen] 
daran  aber  sogar  mit  ihrem  Willen,  so  haben  Wir  für  beide 
Fälle  eine  Abhülfe  getrolfen ,   so  dass  auch  die  Veräusserung 
der  in  der  Provinz  belegenen  Grundstücke  oder  deren  Ver- 
pfändung untersagt  worden  ist,  und  keines  von  beiden,  selbst 
nicht  mit  Einwilligung  der  Weiber,  geschehen  darf,  damit  nicht 
der  Leichtsinn  derselben  ihrem  Vermögen  zum  Verderben  ge- 
reiche.    1.   Dahingegen  kann  der  Gläubiger  ein  Pfand  dem 
Vertrage  gemäss,  wenn  schon  die  Sache  nicht  sein  ist,  ver- 
äussern ;   doch  mochte   dies   vielleicht   deshalb   zu  geschehen 
scheinen,   weil   das   Pfand  mit  dem  Willen   des  Schuldners 
veräussert  zu  werden  angenommen  wird,   indem  dieser  von 
Anfang  des  Contracts  eingewilligt  hat,  dass  dem  Gläubiger  das- 
selbe zu  verkaufen  freistehen  solle,  wenn  das  Geld  nicht  be- 
zahlt werde.    Damit  aber  die  Gläubiger  nicht  verhindert  wer- 
den, ihr  Recht  zu  verfolgen,  jedoch  auch  die  Schuldner  nicht 
so  leicht  um  das  Eigenthuin  an  ihren  Sachen  kommen  sollen, 
so  haben  Wir  hierauf  in  einer  von  Uns  erlassenen  Constitu- 
tion Rücksicht  genommen,  und  es  ist  ein  bestimmter  Weg 
vorgeschrieben   worden,   auf  dem  der  Verkauf  der  Pfänder 
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vor  sich  gehen  soll,  wodurch  für  beide  Theile,  sowohl  den 
Gläubiger  als  den  Schuldner,  hinreichend  gesorgt  worden  ist. 

2.  Wir  müssen  ferner  bemerken,  dass  weder  ein  Mündel 
noch  eine  Mündelin  irgend  etwas  ohne  Ermächtigung  des  Vor- 
mundes veräussern  können.  Hat  daher  [ein  Mündel]  Jemandem 
ohne  Ermächtigung  des  Vormundes  Geld  gegeben ,  so  contra- 
liirt  er  dadurch  keine  Verbindlichkeil,  weil  er  das  Geld  auf 
den  Empfänger  nicht  überträgt,  und  daher  kann  er  sogar  die 
einzelnen  Münzen,  wo  sie  sich  finden,  eigen  thüinlich  zurück- 
fodern.  Sind  aber  die  Geldstücken  selbst,  welche  der  Minder- 
jährige weggab,  von  dem  Empfänger  im  guten  Glauben  ver- 
braucht worden,  so  findet  die  Darlelmsklage ,  wenn  im  bösen 
Glauben ,  die  Klage  auf  Auslieferung  deshalb  Statt.  Umgekehrt 
aber  können  einem  Mündel  oder  einer  Mündelin  ohne  Ermäch- 
tigung des  Vormundes  Sachen  aller  Art  mit  rechtlichem  Er- 
folge gegeben  werden.  Wenn  also  3  5)  der  Schuldner  dem 
Mündel  Zahlung  leistet,  so  ist  die  Ermächtigung  des  Vormun- 
des nöthig,  denn  anders  wird  er  von  seiner  Verbindlichkeit 
nicht  frei.  Auch  ist  dies  aus  einleuchtendem  Grunde  in  der 
Constitution,  welche  Wir  an  die  Cäsarienser  Advocaten,  auf 
den  Bericht  Tribonians,  des  hochwürdigen  Mannes,  Unseres 
Staatskanzlers,  erlassen  haben,  bestimmt  worden,  worin  ver- 
ordnet worden,  dass  dem  Vormund  oder  Curator  nur  dann 
den  Mündelschuldner  aus  der  Verbindlichkeit  zu  entlassen  ge- 
stattet sei ,  wenn  zuvörderst  der  gerichtliche  ohne  Rosten  3  6) 
zu  ertheilende  Ausspruch  dies  gestattet,  worauf,  wenn  der 
Richter  den  Ausspruch  gethan  und  der  Schuldner  gezahlt  hat, 
eine  vollständige  Sicherstellung  der  auf  diese  Art  geschehenen 
Zahlung  erfolgen  soll.  Wenn  aber  die  Zahlung  auf  andere 
Weise ,  als  Wir  verordnet  haben ,  geschehen  ist  und  der  Mün- 
del das  Geld  unangegriflen  aufbewahrt  hat,  oder  dadurch  be- 
reichert wird,  so  kann  er,  sobald  er  es  nochmals  verlangt, 
mit  der  Einrede  der  Arglist  abgewehrt  werden.  Hat  er  es 
aber  durchgebracht  oder  durch  Diebstahl  verloren,  so  hilft 
dem  Schuldner  die  Einrede  der  Arglist  nichts,  sondern  er 
wird  nichts  desto  weniger  [zur  nochmaligen  Zahlung]  verurtheilt 
werden,  weil  er  unvorsichtig,  ohne  Ermächtigung  des  Vormun- 
des und  nicht  Unserer  Bestimmung  gemäss,  gezahlt  hat.  Mün- 
del und  Mündelinnen  können  hingegen  ohne  Ermächtigung  des 
Vormunds  nicht  zahlen,  weil  das,  was  sie  zahlen,  nicht  auf 
den  Empfänger  übergeht,  indem  ihnen  die  Veräusserung  irgend 
einer  Sache  ohne  Ermächtigung  des  Vormundes  verboten  ist. 


35)  Jdeoque  ist  auf  den  Eingang  des  §.  zu  beziehen  und  nicht 
auf  den  letzten  Vordersatz.  Sehr. 

36)  damno.  Glosse. 
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Neunter  Titel. 

Per   quas  personas  nobis   a  c  quiritur* 

{Durcli  welclie  Personen  uns  erworben  wird.) 

Man  kann  nicht  nur  durch  sich  selbst  erwerben,  sondern 
auch  durch  diejenigen,  welche  man  in  seiner  Gewalt  hat, 
eben  so  durch  Sclaven,  an  denen  man  den  Niessbrauch  hat, 
und  durch  freie  Menschen  und  fremde  Sclaven,  die  man  im 
guten  Glauben  besitzt,  worüber  Wir  nun  einzeln  genauer 
handeln  werden. 

1.  Die  Kinder  beiderlei  Geschlechts,  welche  man  in  sei- 
ner Gewalt  hat,  erwarben  sonst  ohne  Unterschied  Alles,  was 
sie  erlangten,  ausgenommen  im  Felde  erworbenes  Sondergut, 
für  ihre  Väter,  und  dies  gehörte  letzteren  so  [vollkommen], 
dass  ihnen  sogar  freistand ,  dasjenige ,  was  durch  den  einen 
Sohn  oder  die  eine  Tochter  erworben  worden,  dem  andern 
Sohn  oder  einem  Fremden  zu  schenken,  oder  zu  verkaufen, 
oder  wie  sie  sonst  wollten,  anzuwenden.  Dies  schien  Uns 
unbillig,  und  Wir  haben  durch  eine  allgemeine  Constitution 
sowohl  die  Kinder  berücksichtigt,  als  auch  den  Vätern  die 
gebührende  Ehrerbietung  vorbehalten.  Denn  Wir  haben  fest- 
gesetzt, dass,  wras  sie  vom  Vermögen  des  Vaters  erlangen, 
altem  Brauche  gemäss,  ganz  für  den  Vater  erworben  wrerde. 
Denn  warum  sollte  das,  was  vom  Vater  ausgeht,  nicht  zu 
diesem  zurückkehren?  Was  aber  der  Haussohn  auf  einem 
andern  Wege  erwirbt,  daran  erwirbt  er  für  den  Vater  zwar 
den  Niessbrauch,  das  Eigenthum  aber  bleibt  ihm,  damit  nicht 
das,  was  ihm  durch  eigene  Mühe  oder  Glück  zu  Theil  wird, 
ihm,  wenn  es  auf  einen  Andern  übergeht,  zur  Trauer  ge- 
reiche. 2.  Wir  haben  Unsere  Verordnung  auch  auf  den  Fall 
ausgedehnt,  wo  der  Vater  durch  Entlassung  eines  Kindes  aus 
der  Gewalt  nach  den  frühern  Constitutionen  die  Befugniss  er- 
hielt, von  demjenigen  Vermögen  [desselben],  welches  er  nicht 
erwarb,  den  dritten  Theil,  wenn  er  wollte,  gleichsam  als  Lohn 
für  die  Entlassung  zurückzubehalten,  und  unbilligerweise  der  Sohn 
durch  diese  Entlassung  um  den  dritten  Theil  seines  Vermögens 
kam ,  und  also ,  was  er  an  Ehre  durch  die  Entlassung  dadurch, 
dass  er  eigenen  Rechtens  ward,  gewann,  durch  Verminderung 
des  Seinigen  wieder  verlor,  und  deshalb  bestimmt,  dass  der 
Vater  anstatt  des  dritten  Theils  vom  Eigenthum,  welchen  er 
zurückbehalten  konnte,  die  Hälfte  vom  Niessbrauch  und  nicht 
vom  Eigenthum  behalten  soll.  So  verbleibt  nun  das  Vermögen 
unangetastet  dem  Sohn,  und  der  Vater  hat  den  Genuss  einer 
grössern  Summe,  da  er  die  Hälfte  statt  des  Drittheils  bekommt. 

3.  Ebenso  erwirbt  man  durch  seine  Sclaven,  was  diese 
durch  Uebergabe  erlangen,  oder  durch  Stipulation,  oder  aus 
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irgend  einem  andern  Grunde  erwerben;  man  erwirbt  dies  so- 
gar ohne  sein  Wissen  nnd  Willen.  Denn  ein  Sclav,  der  selbst 
in  eines  Andern  Gewalt  stellt,  kann  nichts  Eigenes  haben. 
Wenn  er  aber  zum  Erben  eingesetzt  worden  ist,  so  kann  er 
die  Erbschaft  nur  auf  unsern  Befehl  antreten,  und  wenn  er 
sie  in  Folge  dessen  angetreten  hat,  so  erwerben  wir  die  Erb- 
schaft gerade  so,  wie  wenn  wir  selbst  zum  Erben  eingesetzt 
worden  waren;  wir  erwerben  hinfolglich  durch,  sie  auch  Ver- 
machtnisse. 

Man  erwirbt  aber  durch  diejenigen,  welche  man  in  seiner 
Gewalt  hat,  nicht  aliein  das  Eigenthum,  sondern  auch  den 
Besitz.  Denn  woran  sie  immer  Besitz  erwerben  mögen ,  es 
wird  stets  angenommen,  dass  man  selbst  besitze;  daher  kommt 
einem  auch  [die]  durch  jene  [Statt  gefundene]  Ersitzung  oder 
Verjährung  zu  Gute.  4.  Was  diejenigen  Sclaven  betrifft, 
woran  wir  nur  den  Niessbrauch  haben,  so  hat  man  den 
Grundsatz  angenommen,  dass  wir  [nur]  das  erwerben,  was  sie 
von  unserm  eigenen  Vermögen  oder  durch  ihre  Arbeit  verdie- 
nen;  was  sie  ausserdem  erlangt  haben,  gehört  dem  Eigenheits- 
lierrn  derselben.  Ist  daher  ein  solcher  Sclav  zum  Erben  ein- 
gesetzt, oder  ihm  etwas  vermacht  oder  geschenkt  worden,  so 
wird  dies  nicht  für  den  INiessbraucher,  sondern  für  den  Eigen- 
lieitsherrn  erworben.  Dasselbe  findet  in  Ansehung  dessen  Statt, 
den  man  im  guten  Glauben  besitzt,  mag  er  ein  freier  Mensch 
oder  ein  fremder  Sclav  sein,  denn  was  vom  JViessbraucher  gilt, 
g-ilt  auch  vom  Besitzer  im  guten  Glauben  37).  Was  jener  also 
ausser  jenen  zwei  Ursachen  erwirbt,  gehört  ihm  entweder  selbst, 
wenn  er  ein  Freier  ist,  oder  seiuem  Herrn,  wenn  er  ein  Sclav 
ist.  W^enn  aber  der  Besitzer  im  guten  Glauben  den  Sclaven 
durch  Ersitzung  erworben  hat,  so  kann  er,  weil  er  auf  diese 
W^eise  Eigenthümer  wird,  aus  jedem  Grunde  durch  ihn  erwer- 
ben ;  der  JNiessbraucher  kann  aber  [den  Sclaven]  nicht  durch 
Ersitzung  erwerben ,  erstens ,  weil  er  [überhaupt]  nicht  besitzt, 
sondern  nur  das  Niessbrauchsrecht  hat,  und  zweitens,  weil  er 
weiss,  dass  der  Sclav  ein  fremder  sei.  Durch  die  Sclaven, 
welche  man  in  seinem  Niessbrauch  hat,  oder  die  man  in  gutem 
Glauben  besitzt,  oder  durch  eine  freie  Person,  die  einem  im 
guten  Glauben  als  Sclav  dient,  erlangt  man  aber  nicht  nur  das 
Eigenthum,  sondern  auch  den  Besitz.  Wir  meinen  dies  aber 
in  Ansehung*  beider  Personen  nach  dem  Unterschied,  den  Wir 
so  eben  bezeichnet  haben,  d.h.  wenn  sie  den  Besitz  an  einer 
unserer  Sachen  oder  durch  ihren  Dienst  erlangt  haben. 

5.  Hieraus  erhellt,  dass  man  durch  freie  Menschen,  die 
man  weder  seiner  Gewalt  unterworfen,  noch  im  guten  Glauben 


37)  Dieser  allgemeine  Salz  ist  nicht  wahr,  s.  darüber  Sehr. 
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besitzt,  sowie  durch  fremde  Sclaven,  an  denen  man  weder 
den  Niessbrauch,  noch  den  rechtmässigen  Besitz  hat,  auf  keine 
Weise  etwas  erwerben  könne.  Dies  ist  es,  was  man  sagt, 
es  könne  durch  eine  fremde  Person  nichts  erworben  werden, 
ausgenommen,  dass  durch  eine  freie  Person,  wie  z.B.  einen 
Geschäftsbesorger,  der  Constitution  des  verewigten  Kaisers 
Severus  zufolge,  man  nicht  allein  wissentlich,  sondern  auch 
ohne  Wessen  Besitz  erlangen  kann ,  und  in  Folge  dieses  auch 
das  Eigenthum,  wenn  der,  welcher  ihn  übergeben  hat,  Eigen- 
thümer  war,  oder  durch  Ersitzung  oder  Verjährung-,  wenn 
er  nicht  Eigenthümer  war. 

7.  Soweit  möge  es  genügen,  gezeigt  zu  haben,  wie  man 
Sachen  einzeln  erwerben  kann.  Denn  das  Recht  der  Ver- 
mächtnisse ,  wodurch  man  auch  —  dem  Rechte  selbst  zufolge  — 
einzelne  Sachen  erwerben  kann ,  und  der  Fideicommisse ,  worin 
einem  einzelne  Sachen  hinterlassen  werden,  werden  Wir  pas- 
sender weiter  unten  vortragen.  Wir  wollen  daher  nun  sehen, 
auf  welche  Weise  man  Sachen  in  einer  Gesammtheit  erwer- 
ben kann.  Wenn  man  nämlich  Jemandes  Erbe  geworden  ist, 
oder  den  Besitz  von  Jemandes  Nachlass  erlangt,  oder  Jeman- 
den adrogirt  hat,  oder  wenn  uns  Jemandes  JVachlass  zur  Er- 
haltung" der  Freiheit  zuerkannt  worden  ist,  dessen  sämmtliche 
Sachen  gehen  auf  uns  über.  Wir  wollen  zuerst  die  Erbschaf- 
ten betrachten;  diese  sind  doppelter  Art:  sie  fallen  uns  ent- 
weder zufolge  eines  Testaments  oder  ohne  Testament  zu.  Zu- 
vörderst müssen  Wir  diejenigen  durchgehen ,  welche  uns  aus 
einem  Testamente  zufallen,  wobei  es  nothwendig  ist,  den  An- 
fang- mit  der  Errichtung  der  Testamente  selbst  zu  machen. 

Zehnter  Titel. 

De  t  est  amentis  ordinandis*  3  8) 
{Von  Errichtung  der  Testamente.) 
[Das  Wort]  Testament  kommt  davon  her,  dass  es  ein 
Zengniss  (testalio)  des  Willens  ist.  1.  Damit  man  mit  den 
Einrichtungen  des  Alterthums  nicht  unbekannt  sei,  so  ist  zu 
wissen,  dass  ehedem  zwei  Arten  von  Testamenten  in  Gebrauch 
gewesen  sind,  der  einen  bediente  man  sich  im  Frieden  und 
[zur  Zeit]  der  Ruhe,  diese  hiessen  vor  den  berufenen 
Comitien39)   [errichtete];   der  andern,  wenn  man  im 


38)  Ordinäre  ist  vox  solennis ,  und  betrifft  freilich  hauptsäch- 
lichst die  innere  Anordnung-  und  schriftliche  Abfassung-,  in- 
dessen ist  hier  doch  ein  allgemeiner  Ausdruck  darum  zu 
wählen,  weil  der  Titel  auch  die  mündlichen  Testamente  be- 
zweckt. 

39)  Calatis  comitiis  s.  Vinning  h.  1. 9  und  Hugo's  RGeschichte 
E.  S.  214.  n.  1)  nach  Gell.  XV.  27.   Schräder  iguorirt  des 
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Begriff  stand,  zum  Kampfe  auszuziehen,  diese  hiess  in  der 
Rüstung.  Hierzu  kam  noch  eine  dritte  Art,  das  durch 
Wage  und  Gewicht,  weil  es  nämlich  durch  die  Mancipa- 
lion,  d.h.  einen  Scheinkauf  im  Beisein  von  fünf  Zeugen  und 
einem  Abwäger,  [die  alle]  Römische  Bürger  und  mündig"  [sein 
mussten] ,  und  dessen ,  welcher  der  Käufer  des  Nachlasses  ge- 
nannt ward,  errichtet  wurde.  Jene  beiden  ersten  Arten  von 
Testamenten  geriethen  schon  in  alten  Zeiten  ausser  Gewohn- 
heit, das  Testament  durch  Wage  und  Gewicht  aber  kam,  ob- 
gleich es  sich  langer  erhielt,  doch  auch  nach  und  nach  ausser 
Gebrauch.  2.  Die  vorgenannten  Namen  der  Testamente  hatten 
nun  auf  das  bürgerliche  Recht  Bezug-,  spater  aber  ward  durch 
das  pratorische  Edict  eine  andere  Form  für  die  Errichtung1 
der  Testamente  eingeführt.  Denn  nach  dem  Würdenrecht  ward 
kein  Scheinkauf  erfordert,  denn  es  genügten  die  Siegel  von 
sieben  Zeugen,  dahingegen  die  Siegel  nach  bürgerlichem  Rechte 
nicht  nöthig  waren.  3.  Als  sich  aber  nach  und  nach  sowohl 
durch  den  Gebrauch,  als  die  Verbesserungen  der  Constitutionen 
das  bürgerlicne  Recht  mit  dem  prätorischen  zu  vereinigen  und 
zu  verschmelzen  anfing,  so  ward  festgesetzt,  dass  zu  g"l ei- 
ch er  Zeit,  was  das  bürgerliche  Recht  gewissermassen  erfor- 
derte, sieben  Zeugen  gegenwartig  sein  und  unter- 
schreiben, was  die  Constitutionen  einführten,  und,  nach 
dem  Edict  des  Prätors,  ihre  Siegel  dem  Testamente 
beidrucken  sollten,  so  dass  das  Statt  findende  Recht  drei- 
fach [en  Ursprungs]  zu  sein  scheint,  nämlich  die  [Bestimmungen 
wegen  der]  Zeugen  und  ihrer  Gegenwart,  um  ohne  Unter- 
brechung die  Testamentserrichtung  zu  vollziehen,  sich  aus  dem 
bürgerlichen  Rechte  herschreiben ,  die  Unterschrift  des  Testators 
und  der  Zeugen  aus  den  kaiserlichen  Constitutionen  entsprang, 
die  Siegel  und  die  Zahl  der  Zeugen  aber  aus  dem  Edicte  des 
Prätors.  4.  Hierzu  hat  eine  von  Uns  erlassene  Constitution 
zur  Glaubwürdigkeit  der  Testamente,  und  damit  kein  Betrug 
verübt  werde,  noch  hinzugefügt,  dass  von  der  Hand  des  Testa- 
tors oder  der  Zeugen  der  Name  des  Erben  geschrieben  werde, 
und  Alles  überhaupt  nach  dem  Inhalt  jener  Constitution  vor 
sich  gehe.  5.  Es  können  aber  alle  Zeugen  das  Testament  mit 
demselben  Siegelring  besiegeln,  denn  wenn  nun  sieben  Siegel- 
ringe gleich  gestochen  sind ,  wie  Pomponius  schreibt  ? 
Auch  mit  einem  fremden  Siegelring  kann  gesiegelt  werden. 


Gellius  Erklärung  zwar  nicht,  denn  er  führt  den  daselbst 
genannteu  Labeo  an,  indessen  fügt  er  die  Vermuthung  hinzu, 
dass  die  Benennung  calatis  com.  (von  italetv)  von  einer 
besonders  feierlichen  Art  des  Zusammeuberufeus  herkommen 
möge. 
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6.  Zum  Zeugen  kann  [jeder]  gebraucht  werden ,  wer  Testaments- 
fähigkeit hat ;  Weiber,  Unmündige,  Sclaven,  Wahnsinnige, 
Stumme,  Taube,  oder  wem  sonst  untersagt  ist,  über  sein  Ver- 
mögen zu  verfügen,  oder  wen  die  Gesetze  für  unredlich  und 
zeugnissunfähig40)  erklärt  haben,  können  zu  Zeugen  nicht 
gebraucht  werden. 

7.  Wenn  einer  von  den  Zeugen  zur  Zeit  der  Testaments- 
errichtung  für  frei  gehalten  ward,  und  sich  nachher  ergiebt, 
dass  er  Sclav  ist,  so  hat  sowohl  der  verewigte  Kaiser  Ha- 
drianus  an  den  Catonius  Verus,  als  auch  später  die 
verewigten  Kaiser  Severus  und  Antonin us  verordnet, 
dass  sie  mit  ihrer  Gnade  dem  Testamente  zu  Hülfe  kommen 
wollten,  so  dass  es  für  fehlerlos  errichtet  angesehen  werden 
solle,  da  zu  der  Zeit,  wo  das  Testament  besiegelt  wurde, 
jener  Zeuge  mit  Uebereinstimmung  aller  für  einen  Freien  ge- 
halten ward  und  Niemand  sein  Standesrecht  anfocht.  8.  Ein 
Vater  und  der,  welcher  sich  in  seiner  Gewalt  befindet,  zwei 
Brüder,  die  in  desselben  Vaters  Gewalt  sind,  können  beide 
[dessenungeachtet]  Zeugen  zu  einem  Testamente  sein,  weil  es 
nicht  schadet,  aus  einem  Hause  mehrere  Zeugen  zu  einem 
fremden  Geschäft  zu  brauchen.  9.  Unter  den  Zeugen  darf  sich 
aber  Niemand,  der  in  der  Gewalt  des  Testators  ist,  befinden. 
Wenn  aber  der  Haussohn  über  sein  im  Felde  erworbenes 
Sondergut  nach  seiner  Dienstentlassung  ein  Testament  macht, 
so  kann  weder  der  Vater  rechtlichermaassen  Zeuge  sein,  noch 
wer  sich  in  desselben  Vaters  Gewalt  befindet,  denn  in  diesem 
Fall  ist  das  Zeugniss  von  Hausgenossen  verboten.  10.  Weder 
aber  der  eingesetzte  Erbe,  noch  wer  sich  in  dessen  Gewalt 
befindet,  noch  sein  Vater,  der  ihn  in  seiner  Gewalt  hat,  noch 
seine  Brüder,  die  in  desselben  Vaters  Gewalt  sind,  können  als 
Zeugen  gebraucht  werden,  weil  diese  ganze  Handlung,  welche 
der  Testamentserrichtung  wegen  geschieht,  zwischen  dem  Te- 
stator und  dem  Erben  zu  geschehen  gegenwärtig  angenommen 
wird.  Da  nun  die  [hierauf  bezüglichen]  Rechtsvorschriften 
sehr  in  Unordnung  waren,  indem  die  Alten  sowohl  den  Käu- 
fer des  Nachlasses,  als  auch  diejenigen,  welche  mit  ihm  durch 
Gewalt  verbunden  waren,  von  den  Zeugnissen  bei  Testamenten 
ausgeschlossen,  dem  Erben  aber  und  denen,  die  ihm  durch  Ge- 
walt verbunden  waren,  gestatteten,  Zeugnisse  bei  Testamenten 
abzugeben,  wenn  gleich  die,  welche  dies  erlaubten,  sie  von 
dieser  Vorschrift  keinen  Missbrauch  zu  machen  ermahnten,  so  *  l) 


40)  improbus  intcslabWsque  scheint  ursprüngliche  Formel  für 
tesiimonii  incapax  gewesen  zu  sein^  Gell.  VI.  7. 

41)  Dieser  Satz  ist  so  fehlerhaft  gebauet,  dass  man  ihn  un- 
möglich in  der  Uebersetzung  ohne  Aenderuug  lassen  kann. 
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Laben  Wir,  in  der  Absicht,  dieses  Herkommen  zu  verbessern, 
und  was  jene  als  Ermahnung  erliessen,  in  die  Notwendig- 
keit eines  Gesetzes  zu  überfragen,  dem  Nachlasskaufer  analog, 
mit  Recht  sowohl  dem  Erben,  der  die  Stelle  des  alten  Nacli- 
lasskä'ufers  vertritt,  als  andern  Personen,  die  mit  ihm,  so  wie 
gesagt,  verbunden  sind,  verboten,  sich  auf  irgend  eine  Art 
Zeugnisse  zu  leisten,  und  haben  daher  auch  jene  alten  Con- 
stitutionen in  Unsern  Codex  nicht  aufnehmen  lassen.  11.  Den 
Vermachtniss  -  und  Fideicommissberechtigten  verweigern  Wir, 
weil  sie  keine  Rechtsnachfolger  sind,  so  wenig  als  audern 
mit  ihnen  verbundenen  Personen,  Zeugniss  abzugeben,  es  ist 
ihnen  dies  sogar  in  einer  Unserer  Constitutionen  ausdrücklich 
nachgelassen ;  um  so  mehr  also  geben  Wir  denen  diese  Er- 
laubnis, welche  sich  in  deren  Gewalt  befinden,  oder  sie  in 
ihrer  Gewalt  haben.  12.  Darauf  kommt  aber  nichts  an,  ob 
ein  Testament  auf  eine  Tafel,  Papier,  oder  Pergament,  oder 
auf  einen  andern  Stoff  [geschrieben]  worden  ist.  13.  Man 
kann  auch  dasselbe  Testament  auf  mehrere  Bogen  [mehrmals] 
schreiben ,  jedoch  müssen  alle  nach  vorhandenen  Vorschriften 
eingerichtet  sein;  es  wird  dies  zuweilen  nöthig,  z.  B.  wenn 
Jemand,  im  Begriff,  eine  Seereise  zu  macheu,  sowohl  seinen 
letzten  Willen  bei  sich  haben,  als  auch  zu  Hause  zurücklassen 
will,  oder  wegen  unzählbarer  anderer  Ursachen,  die  sich  im 
menschlichen  Leben  ereignen.  Dies  mag  über  die  Testamente, 
soweit  sie  schriftlich  errichtet  werden,  hinreichen.  Wenn  Je- 
mand aber  nach  bürgerlichem  Recht  ein  Testament  ungeschrie- 
ben errichten  will,  der  wisse,  dass  wenn  er  sieben  Zeugen 
zuzieht  und  seinen  Willen  mündlich  vor  ihnen  ausspricht, 
dieses  Testament  nach  bürgerlichem  Rechte  für  vollkommen 
und  von  Bestand  erachtet  werde. 

Elfter  Titel. 

De    militari  testamenio, 

(T^om  Testamente  der  Soldaten.) 
Die  oben  gedachte  strenge  Beobachtung  [der  Form]  bei 
der  Testamentserrichtung  ist  den  Soldaten,  wegen  ihrer  zu 
grossen  Unkunde  }aach  den  kaiserlichen  Constitutionen  erlassen 
worden.  Denn  \Jynn  sie  auch  weder  die  gesetzmässige  Zahl 
der  Zeugen  zuzin  ten,  noch  eine  andere  Feierlichkeit  in  ihrem 
Testamente  beobachten,  so  testiren  sie  nichts  desto  weniger 
gültig,  sobald  sie  bei  den  Fahnen  ^2)  sind;  dies  hat  eine  von 
Uns  erlassene  Constitution  mit  Recht  eingeführt.  Wie  nun 
auch  ein  solcher  letzter  Wille  vorgefunden  wird,  geschrieben 


42)  in  eocpeditione ,  hiermit  ist  der  Zustand  bezeichnet,  wenn 
der  Soldat  als  Soldat  agirt,  es  sei  im  Kriege  oder  im  Frieden. 
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oder  ungeschrieben ,  so  gilt  das  Testament  dem  Willen  gemäss. 
Während  der  Zeit  aber,  wo  die  Soldaten,  nieht  bei  den  Fah- 
nen, sich  wo  anders,  oder  etwa  in  ihren  Häusern43)  befin- 
den, kommt  ihnen  jenes  Vorrecht  nicht  zum  Besten,  sondern 
sie  können  zwar  auch,  wenn  sie  Haussöhne  sind,  wegen  ihres 
Kriegsdienstes  testiren ,  aber  nur  nach  gemeinem  Recht  und 
unter  denselben  Feierlichkeiten,  wie  Wir  vorhin  bei  den  Te- 
stamenten der  Nichtsoldaten  erklärt  haben. 

1.  Ueberhaupt  rescribirte  der  verewigte  Kaiser  Trajanus 
über  die  Testamente  der  Soldaten  an  den  Statilius  Severus 
Folgendes :  Das  Vorrecht,  welches  den  Kriegs- 
dienstthu  enden  gegeben  worden,  dass  ihre  Te- 
stamente gelten  sollen,  sie  mögen  gemacht  sein, 
wie  sie  wollen,  ist  so  zu  verstehen,  dass  zuerst 
feststehen  muss,  dass  ein  Testament  wirklich 
errichtet  sei;  dies  kann  ohne  Schrift  auch  von 
Nie  htdienstt  hu  enden  geschehen.  Wenn  also  ein 
Soldat,  über  dessen  Nachlass  bei  dir  Frage  er- 
hoben wird,  sich  vor  zu  dem  Zweck  zusammen- 
berufenen  Leuten,  dass  er  seinen  letzten  Wil- 
len bezeugt  haben  wolle,  dahin  ausspricht, 
dass  er  erklärt,  wen  er  zu  seinem  Erben  haben 
und  wem  er  die  Freiheit  geben  wolle,  so  kann 
angenommen  werden,  dass  er  ohne  Schrift  auf 
diese  Art  testirt  habe,  und  sein  W ille  ist  zu 
bestätigen.  Wenn  er  übrigens,  wie  es  gesprächs- 
weise zu  geschehen  pflegt,  zu  Jemandem  sagte, 
ich  mache  dich  zu  meinem  Erben,  oder,  ich 
hinterlasse  dir  mein  Vermögen,  so  soll  dies 
für  kein  Testament  gehalten  werden.  Dass  ein. 
solches  der  Art  nicht  zugelassen  wird,  gereicht 
Niemandem  mehr  zum  Nutzen,  als  denen  selbst, 
welchen  dies  Vorrecht  gegeben  ist.  Denn  es 
würden  dann  leicht  nach  dem  Tode  eines  Sol- 
daten Zeugen  auftreten,  welche  bestätigten, 
dass  sie  gehört  hätten,  wie  einer  gesagt  habe, 
dass  er  sein  Vermögen  [jedem  hinterlasse, 
wem  es  gutdünken  würde,  u  n  dadurch  die 
wahre  Absicht  verhindert  werdiii» 

s  2.  Es  kann  sogar  ein  tauber  und  ein  stummer  Soldat  ein 
Testament  machen. 

3.  Den  Soldaten  wird  jedoch  nach  den  kaiserlichen  Con- 
stitutionen dies  nur  insofern  gestattet,  als  sie  [wirklich]  dienen 


43)  in  aedibus  bezeichnet  das  vom  Heere  als  Privatmann  Ent- 
ferutsein;  s.  Sehr, 
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und  sich  im  Feldlager  befinden.  Veteranen  nach  ihrer  Entlas- 
sung, oder  noch  im  Dienst  stehende  [Soldaten]  müssen,  wenn 
sie  ausserhalb  des  Lagers  testiren  wollen,  das  Testament  nach 
dem  gemeinen  Komischen  Bürgerrecht  machen.  Das  Testament, 
welches  sie  im  Lager  nicht  nach  gemeinem  Recht,  sondern 
wie  es  ihnen  beliebt,  gemacht  haben,  hat  nach  ihrer  Entlassung 
nur  noch  ein  Jahr  lang  Kraft.  Wie  also,  wenn  Jemand  bin- 
nen Jahresfrist  verstirbt,  eine  dem  Erben  etwa  [gesteilte]  Be- 
dingung aber  erst  nach  einem  Jahre  eintritt?  —  wird  es  da 
als  Soldatentestament  gelten  ?  —  Allerdings.  4.  Wenn  aber 
Jemand  vor  seinem  Kriegsdienst  ein  zu  Recht  beständiges  Te- 
stament macht,  und  nachdem  er  Soldat  geworden,  wahrend  er 
sich  bei  den  Fahnen  befindet,  dasselbe  wieder  aufgebrochen, 
etwas  hinzugefügt  oder  ausgestrichen,  oder  sonst  der  Wille  des 
Soldaten  sich  dahin  offenbart  hat,  dass  jenes  Bestand  haben 
solle,  so  gilt  dieses  Testament  gleichsam  nach  dem  neueren 
Willen  des  Soldaten.  5.  Endlich,  wenn  ein  Soldat  in  Ad- 
rogation  gegeben,  oder  als  Haussohn  aus  der  Gewalt  entlassen 
worden  ist,  so  gilt  sein  Testament  gleichsam  nach  einem 
neueren  Willen  des  Soldaten,  und  es  wird  nicht  angenommen, 
dass  es  durch  die  Standesrechts  Veränderung  ungültig  werde. 
6.  Es  ist  jedoch  zu  wissen,  dass  sowohl  die  früheren  Gesetze 
als  die  kaiserlichen  Constitutionen  nach  Art  des  im  Felde  er- 
worbenen Sonderguts  einigen  [Personen]  gleichsam  ein  solches 
Sondergut  verliehen  haben,  von  denen  einigen,  auch  wenn 
sie  sich  in  fremder  Gewalt  befinden ,  [darüber]  zu  testiren 
erlaubt  worden  ist.  Eine  von  Uns  erlassene  Constitution  hat 
dies  weiter  ausdehnend  Allen  gestattet,  über  ein  Gut  dieser 
Art  zu  testiren,  aber  nach  gemeinem  Recht.  .Wenn  man  den 
Inhalt  dieser  Constitution  richtig  auffasst,  ist  man  im  Stande, 
alles  das  zu  wissen,  was  das  vorerwähnte  Recht [sinstitut]  be- 
trifft. 

Zwölfter  Titel. 
Quibus  non  est  permissum,  facere  testamentum, 
(Wem  ein  Testament  zu  machen  nicht  erlaubt  ist.) 
Wicht  Jedem  ist  jedoch  erlaubt,  ein  Testament  zu  machen. 
Denn  so  haben  zuerst  diejenigen,  welche  fremdem  Rechte  unter- 
worfen sind,  kein  Recht,  ein  Testament  zu  machen,  so  dass 
sie  sogar,  selbst  wenn  die  Eltern  dazu  einwilligen,  um  nichts 
mehr  zu  Recht  beständig  testiren  können,  ausgenommen  die- 
jenigen, welche  Wir  vorher  aufgezählt  haben,  und  vorzüglich 
die  Soldaten,  welche  sich  in  väterlicher  Gewalt  befinden,  de- 
nen es  nach  den  kaiserlichen  Constitutionen  freisteht,  über  das, 
was  sie  im  Felde  erworben  haben,  ein  Testament  zu  machen. 
Dies  Recht  ward  anfänglich  nur  den  wirklich  Dienstleistenden 
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sowohl  durch  die  Gnade  des  verewigten  Kaisers  Augustas, 
als  des  Nerva,  sowie  des  besten  Kaisers  Tra  janus  gegeben, 
nachher  aber  durch  Kescript  des  verewigten  Kaisers  Hadria- 
nus  auch  den  aus  dem  Dienst  entlassenen,  d.  h.  den  Vetera- 
nen, bewilligt.  Wenn  sie  daher  über  ihr  im  Felde  erworbe- 
nes Sondergut  ein  Tesfament  machen,  so  wird  dasselbe  dem 
zufallen,  den  sie  [darin]  als  ihren  Erben  hinterlassen.  Sterben 
sie  ohne  Testament  und  ohne  dass  Kinder  oder  Brüder  sie 
überleben,  so  fällt  es  nach  gemeinem  Rechte  an  ihre  Eitern. 
Hieraus  erhellt,  dass,  was  der  Soldat,  der  sich  noch  in  väter- 
licher Gewalt  befindet,  im  Felde  erwirbt,  [ihm]  weder  der 
Vater  nehmen,  noch  die  Gläubiger  des  Vaters  verkaufen,  oder 
sonst  [ihn  deshalb]  beunruhigen  können,  noch  dass  nach  des 
Vaters  Tode  seine  Brüder  einen  Anlheil  daran  haben,  sondern 
dass  es  ihm  eigenthümlich  gehöre,  der  es  im  Felde  erworben 
hat,  wrenn  schon  nach  bürgerlichem  Recht  das  Sondergut  aller 
derer ,  die  sich  in  väterlicher  Gewalt  befinden ,  zu  dem  Ver- 
mögen der  Eltern,  wie  das  der  Sclaven  zu  dem  der  Herren, 
mitgerechnet  wird,  ausgenommen  das,  was  nach  den  kaiser- 
lichen Constitutionen,  und  vorzüglich  der  Unsrigen,  aus  ver- 
schiedenen Gründen  [für  die  Eltern]  nicht  erworben  wird. 
Wenn  also  ausser  denen,  die  ein  im  Felde  erworbenes  Sonder- 
gut oder  gleichsam  ein  solches  besitzen ,  ein  anderer  Haussoha 
ein  Testament  macht,  so  ist  es  ungültig,  selbst  wenn  er  erst, 
nachdem  er  eigenen  Rechtens  geworden,  stirbt.  1.  Ueberdies 
können  Unmündige  kein  Testament  machen,  wreil  sie  noch 
kein  Urtheil  besitzen;  ebensowenig  Wahnsinnige,  weil  sie 
keinen  Verstand  haben.  Es  thut  auch  nichts  zur  Sache ,  wenn 
der  Unmündige  nachher  als  mündig,  oder  der  Wahnsinnige«  als 
verstandesmächtig  verstirbt.  Wrenn  aber  Wahnsinnige  während 
der  Zeit  ein  Testament  machen,  wo  ihr  Wahnsinn  unterbrochen 
ist,  so  wird  angenommen,  dass  sie  zu  Recht  beständig  testirt 
haben;  das  Testament,  was  sie  vor  ihrem  Wahnsinn  gemacht 
haben ,  gilt  ohne  Zweifel ;  denn  der  nachher  ausgebrochene 
Wahnsinn  vernichtet  weder  ein  richtig  gemachtes  Testament, 
noch    eine    sonstige    andere    richtig    vollzogene  Handlung. 

2.  Ebensowenig  kann  ein  Verschwender,  dem  die  Verwaltung 
seines  Vermögens  verboten  ist,  ein  Testament  machen,  aber 
dasjenige,  was  er  vor  diesem  Verbot  gemacht  hat,  besteht. 

3.  Ein  Tauber  und  Stummer  können  nicht  immer  ein  Testa- 
ment machen;  Wir  meinen  aber  einen  Tauben,  der  gar  nicht 
hört,  nicht  einen,  der  schwer  hört;  denn  stumm  heisst  auch 
[nur]  der,  welcher  gar  nicht  sprechen,  nicht  wer  schwer 
sprechen  kann.  Häufig  verlieren  aber  auch  des  Schreibens 
kundige  und  wissenschaftlich  gebildete  Leute  durch  mannigfache 
Zufälle  das  Gehör  und  die  Sprache  5  deshalb  kommt  diesen 

Corp.  jur.  civ.  f.  o 
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eine  von  Uns  erlassene  Constitution  zu  Hülfe,  dass  sie  in  ge- 
wissen Füllen  und  Formen,  nach  der  in  jener  vorgeschriebenen 
Norm,  testiren  und  auch  andere  ihnen  erlaubte  Handlungen 
^errichten  können.  Wenn  aber  Jemand,  nachdem  er  ein  T.e- 
slamenl  gemacht  hat  ,  durch  Krankheit  oder  einen  andern  Zu- 
fall stumm  oder  taub  wird,  so  bleibt  nichtsdestoweniger  jene* 
Testament  in  Kraft.  4.  .Ein  Blinder  kann  aber  auch  nur  nach 
der  Vorschrift  ein  Testament  machen,  welche  das  Gesetz  des 
höchseeligen  Kaisers  Just in us,  Unseres  Vaters,  eingeführt 
hat.  5.  Das  Testament  dessen,  der  sich  bei  den  Feinden  be- 
findet und  derselbe  dort  gemacht  hat,  gilt  nicht,  auch  wenn 
er  nachher  zurückkehrt,  wohl  aber  gilt  das,  was  er  noch, 
während  er  zu  Hause  war,  machte,  wenn  er  zurückkehrt, 
nach  dem  Heimkehrrecht,  und  nach  dem  Cornelischen  Gesetz, 
wenn  er  dort  stirbt. 

Dreizehnter  Titel. 
De  exheredatione  liberorum, 
{Von  der  Enterbung-  der  Kinder.) 
Dazu,  dass  ein  Testament  überhaupt  gültig  sei,  reicht 
jedoch  die  Beobachtung  dessen,  was  Wir  oben  auseinander- 
gesetzt haben,  [noch]  nicht  [allein]  hin,  sondern  wer  einen 
Sohn  in  seiner  Gewalt  hat,  muss  dafür  Sorge  tragen,  dass  er 
ihn  entweder  zum  Erben  einsetzt,  oder  namentlich  enterbt. 
Denn  wenn  er  ihn  mit  Stillschweigen  übergeht,  so  gilt  das 
Testament  nicht,  ja  es  kann,  selbst  wenn  der  Sohn  bei  Leb- 
zeiten des  Vaters  stirbt,  [dennoch]  Niemand  Erbe  aus  jenem 
Testamente  werden,  weil  das  Testament  von  Anfang  an  kei- 
nen Bestand  hat.  Bei  Töchtern  und  andern  Kindern  beiderlei 
Geschlechts  von  mannlicher  Abstammung  wurde  dies  in  frühern 
Zeiten  nicht  so  gehalten,  sondern  wenn  diese  als  Erben  nicht 
eingesetzt  oder  nicht  enterbt  worden  waren,  so  wurde  das 
Testament  zwar  nicht  entkräftet,  aber  ihnen  ein  Anwachsrecht 
auf  einen  bestimmten  Antheil  gegeben.  Die  Eltern  hatten  auch 
nicht  nöthig,  diese  Personen  namentlich  zu  enterben,  son- 
dern es  war  erlaubt ,  dies  unter  den  übrigen*4)  zu  thun. 
Namentlich  wird  Jemand  enterbt,  wenn  entweder  so  gesagt 
wird:  mein  Sohn  Titius  soll  erblos  sein,  oder  so : 
mein  Sohn  soll  erblos  sein,  ohne  den  Eigennamen  hin- 
zuzusetzen, wenn  nämlich  kein  Sohn  weiter  da  ist.  1.  Auch 
nachgeboren  werdende  Kinder  müssen ,  als  Erben  eingesetzt 
oder  enterbt  werden.  Und  darin  ist  die  Lage  aller  gleich, 
dass,  wenn  sowohl  ein  nachgeborenes  Kind,  als  wenn  eines 


44)  Inier  ceteros 9  dies  wird  gleich  durch  das  im  folgenden  Satz 
gegebene  Beispiel  vom  Gegentheil  deutlich. 
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der  übrigen43)  Kinder,  sei  es  männlichen  oder  weiblichen 
Geschlechts ,  übergangen  worden  ist ,  das  Testament  zwar  be- 
steht, aber  nachher  durch  die  Geburt  des  Nachgeborenen ,  möge 
es  ein  Sohn  oder  eine  Tochter  sein,  iimgestossen  und  dadurch 
gänzlich  vernichtet  wird.  Wenn  daher  eine  Frau,  von  der  ein 
nachgeboren  werdendes  Kiud  erwartet  wird,  abortirt,  so  ent- 
steht dadurch  dem  eingesetzten  Erben  kein  Hinderniss ,  die 
Erbschaft  anzutreten  Personen  weiblichen  Geschlechts  pflegten 
entweder  namentlich  oder  unter  den  übrigen  enterbt  zu  wer- 
den ,  doch  musste  ihnen ,  wenn  sie  unter  den  übrigen  enterbt 
wurden,  etwas  vermacht  werden,  damit  sie  nicht  als  vergessen 
übergangen  erschienen.  Männliche  Nachgeboreue,  d.h.  Söhne 
u.  s.  w. ,  konnten  nicht  anders  gültig,  als  namentlich,  enterbt 
werden,  und  zwar  so:  wer  mir  auch  als  Sohn  geboren 
werden  wird,  der  soll  erb  los  sein.  2.  Den  Nachgebo- 
renen stehen  auch  diejenigen  gleich,  welche  dadurch,  dass  sie 
an  die  Stelle  eines  jNotherben  rücken,  gleichsam  durch  Zuge- 
borenwerden  Notherben  der  [Gross-] Eltern  werden.  Z.B.  wenn 
Jemand  einen  Sohn  und  von  diesem  zugleich  einen  Enkel  oder 
eine  Enkelin  in  seiner  Gewalt  hat,  so  hat  der  Sohn,  wreil  er 
eine  Stufe  höher  steht,  allein  die  Rechte  eines  Notherben, 
wenn  schon  ein  Enkel  und  eine  Enkelin  von  ihm  sich  in  der 
Gewalt  [des  Grossvaters]  mitbefinden.  Stirbt  sein  Sohn  aber 
noch  bei  seinen  Lebzeiten  oder  tritt  derselbe  sonst  auf  irgend 
eine  \V  eise  aus  seiner  Gew  alt ,  so  folgt  Enkel  und  Enkelin 
an  dessen  Stelle,  und  sie  erlangen  daher  die  Rechte  der  Noth- 
erben gleichsam  durch  Zugeboren  w  erden.  Damit  also  des  Va- 
ters Testament  in  diesem  Fall  nicht  iimgestossen  werde,  so  ist 
er  ebensowohl,  wie  er  den  Sohn  entweder  zum  Erben  ein- 
setzen oder  namentlich  enterben  muss,  um  ein  zu  Recht  be- 
ständiges Testament  zu  machen ,  auch  den  Enkel  und  die  En- 
kelin von  seinem  Sohn  entweder  zu  Erben  einzusetzen  oder 
zu  enterben  genöthigt,  damit  nicht,  wenn  sein  Sohn  bei  sei- 
nen Lebzeiten  stirbt,  der  Enkel  und  die  Enkelin,  welche  an 
dessen  Stelle  gleichsam  durch  Zugeborenw erden  treten,  das 
Testament  umstossen.  Dies  ist  durch  das  Junisch-Velle- 
jische  Gesetz  verordnet  worden,  worin  zugleich  eine  Ent- 
erbungsart in  Bezug  auf  die  Nachgeborenen  gezeigt  wird. 
3.  Aus  der  Gewalt  entlassene  Kinder  brauchen  nach  bürger- 
lichem Recht  weder  enterbt,  noch  als  Erben  eingesetzt  zu 
werden,  weil  sie  keine  Notherben  sind.  Allein  der  Prätor 
befiehlt,  sie  alle,  mögen  sie  männlichen  oder  weiblichen  Ge- 
schlechts sein,  wenn  sie  nicht  als  Erben  eingesetzt  werden 
sollen,  zu  enterben,  die  männlichen  Geschlechts  namentlich, 


4j)  D.h.  aus  der  Gewalt  entlassene,  oder  auch  Enkel  u.  s.w. 
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die  weiblichen  unter  den  übrigen,  weil  ihnen  derselbe, 
wenn  sie  weder  zu  Erben  eingesetzt,  noch,  wie  Wir  gesagt 
haben,  enterbt  worden  sind,  den  Nachlassbesitz  gegen  den 
Testamentsinhalt  verspricht.  4.  Adoptivkinder  werden,  so  lange 
sie  sich  in  der  Gewalt  des  Adoptivvaters  befinden,  nach  dem- 
selben Rechte  beurtheilt,  wie  die  ehelich  erzielten.  Sie  müs- 
sen daher  demgemäss ,  was  Wir  über  die  natürlichen  gelehrt 
haben,  entweder  als  Erben  eingesetzt,  oder  enterbt  werden. 
Die  vom  Adoptivvater  aus  der  Gewalt  entlassenen  werden 
weder  nach  bürgerlichem  Recht,  noch  nach  dem  prätorischen 
Edict  den  Kindern  beigezählt.  Hieraus  erfolgt,  dass  umge- 
kehrt, was  den  natürlichen  Vater  betrifft,  sie,  so  lange  sfe 
in  der  Adoptivfamilie  sind,  zur  Zahl  der  Nichtverwandten 
g-erechnet  werden,  so  dass  jener  sie  weder  zu  enterben,  noch 
als  Erben  einzusetzen  braucht ;  wenn  sie  aber  vom  Adoptiv- 
vater aus  der  Gewalt  entlassen  worden  sind,  dann  werden  sie 
in  dieselbe  Lage  versetzt,  worin  sie  sich  befinden  würden, 
wenn  sie  vom  natürlichen  Vater  entlassen  worden  waren. 

5.  So  war  es  nach  altem  Recht.  Eine  von  Uns  erlassene 
Constitution  aber  hat,  in  Betracht,  dass  zwischen  Personen 
männlichen  und  weiblichen  Geschlechts  in  dieser  rechtlichen 
Beziehung"  kein  Unterschied  sei,  weil  beide  Theile  bei  der 
Erzeugung  des  Menschen  ein  gleiches  Naturgeschäft  verrichten, 
und  nach  dem  alten  Gesetz  der  Zwö'lftafein  alle  ohne  Unter- 
schied zur  testamentslosen  Erbfolge  gerufen  wurden,  dem  auch 
die  Pratoren  nachher  gefolgt  zu  sein  scheinen,  ganz  gleiche 
und  einfache  Rechte [sbestimmungen]  sowohl  bei  Söhnen,  als  bei 
Töchtern,  wie  bei  fernem  Nachkommen  von  männlicher  Seite, 
nicht  nur  für  die  schon  Geborenen,  sondern  auch  für  die 
Nachgeborenen  eingeführt,  so  dass  alle,  sie  mögen  Notherben 
oder  aus  der  Gewalt  entlassen  sein ,  entweder  zu  Erben  ein- 
gesetzt oder  namentlich  enterbt  werden  müssen,  und  ganz  die- 
selben Wirkungen  in  Bezug  auf  das  Umstossen  der  Testa- 
mente ihrer  Eltern  und  die  Erlangung*  der  Erbschaft  äussern, 
welche  nochnichtentlassene  Söhne  und  entlassene  hervorbringen, 
mögen  sie  schon  geboren,  oder  noch  im  Mutterleibe  befindliche 
Nachgeborene  sein.  In  Betreff  der  Adoptivsöhne  haben  Wir 
aber  eine  besondere  Eintheilung  eingeführt,  die  in  der  Consti- 
tution ,  welche  Wir  über  die  an  Kindes  Statt  angenommenen 
erlassen  haben,  enthalten  ist. 

6.  W^enn  aber  ein  bei  den  Fahnen  stehender  Soldat  ein 
Testament  macht,  und  seine  schon  geborenen  Kinder,  oder 
die  nachgeborenen  namentlich  nicht  enterbt,  sondern  mit  Still- 
schweigen übergeht,  obschon  er  weiss,  dass  er  Kinder  hat, 
so  ist  nach  den  kaiserlichen  Constitutionen  bestimmt,  dass  sein 
Stillschweigen  für  eine  namentlich  geschehene  Enterbung  gelten 
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solle.  7.  Die  Mutter  oder  der  mütterliche  Grossvater  haben 
nicht  nöthig*,  ihre  Kinder  zu  enterben  oder  als  Erben  einzu- 
setzen, sondern  sie  können  sie  übergehen;  denn  das  Still- 
schweigen der  Mutter  oder  des  mütterlichen  Grossvaters  und 
der  übrigen  Ascendenten  durch  die  Mutter,  steht  der  Enterbung; 
des  Vaters  gleich,  und  es  braucht  weder  die  Mutter  den  Sohn 
oder  die  Tochter,  noch  der  mütterliche  Grossvater  den  Enkel 
oder  die  Enkelin  von  seiner  Tochter,  wenn  er  sie  nicht  zu 
Erben  einsetzt,  zu  enterben,  mögen  wir  hier  das  bürgerliche 
Recht  oder  das  priitorische  Edict,  worin  der  Prätor  den  über- 
gangenen Kindern  den  .Nachlassbesitz  gegen  das  Testament 
verspricht,  in  Betracht  ziehen;  allein  es  bleibt  ihnen  ein  an- 
deres Hülfsmittel  vorbehalten,  was  Euch  gleich  nachher  deut- 
lich werden  soll. 

Vierzehnter  Titel. 

De  heredihus  i  n  s  t  it  u  e  n  di  s. 
(Von  der  Erbeneinsetzung.) 
Erben  darf  man  sowohl  freie  Menschen  als  Sclave.ii 
einsetzen,  und  zwar  [letztem  Falls]  sowohl  eigene,  als  fremde. 
Eigene  mit  Wirkung1  einzusetzen  war  sonst  nach  der  Meinung 
Mehrerer  nicht  anders  erlaubt,  als  mit  der  Freiheitsertheilung 
zugleich  ;  heutzutage  ist  nach  einer  von  Uns  erlassenen  Con- 
stitution erlaubt,  sie  auch  ohne  Freiheitsertheilung  zu  Erben 
einzusetzen.  Dies  haben  Wir  nicht  als  etwas  Neues  eingeführt, 
sondern  weil  es  billiger  war,  und  Paulus  sowohl  in  seinen 
13üchern  zum  Massurius  Sabinus,  als  in  denen  zum 
Plautius  berichtet,  dass  es  dem  Atilicinus  so  geschienen, 
habe.  Als  eigener  Sclav  wird  auch  der  angesehen,  an  wel- 
chem der  Testator  blos  das  Eigenheitsrecht  und  ein  Anderer 
den  Niessbrauch  hat.  Es  giebt  jedoch  einen  Fall,  worin  ein 
Sclav  sogar  m  i  t  der  Freiheit  ohne  Erfolg  von  seiner  Herrin 
als  Erbe  eingesetzt  wird,  wie  in  einer  Constitution  der  ver- 
ewigten Kaiser  Severus  und  Antoniiiiis  verordnet  worden 
ist,  deren  Worte  so  lauten:  Es  ist  Rechtens,  dass  ein 
des  Ehebruchs  beschuldigter  Sclave  vor  dem  Er- 
kenn tniss  von  der  Frauensperson  im  Testamente 
rechtlichermaassen  nicht  freigelassen  werden 
könne,  die  als  dieses  Verbrechens  angeklagt  zur 
Untersuchung  gezogen  worden  ist.  Hieraus  folgt, 
dass  eine  auf  ihn  von  seiner  Herrin  ausgedehnte 
Erb  ein  Setzung  keine  Wirkung  hat.  Als  fremder  Sclav 
wird  auch  der  angesehen,  an  dem  der  Testator  den  Niessbrauch 
hat.  I.  Ein  von  seinem  Herrn  zum  Erben  eingesetzter  Sclav 
wird,  wenn  er  in  diesem  Verhältnis*  geblieben  ist,  durch  das 
Testament  frei  und  Zwangserbe ;  ist  er  noch  beim  Leben  des 
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Testators  von  diesem  freigelassen  worden,  so  hängt  der  Erb- 
schaftsantritt  von  seinem  Belieben  ab,  weil  er  [dann]  nicbt 
Zwangserbe  wird,  denn  er  erlangt  nicbt  beides  ans  dem  Te- 
stamente des  Herrn.  Ist  er  veräussert  worden,  so  kann  er 
[nur]  46)  auf  Befehl  des  neuen  Herrn  die  Erbschaft  antreten, 
und  es  wird  auf  diese  Art  und  Weise  der  Herr  durch  ihn 
Erbe,  denn  er  selbst  kann,  sobald  er  veräussert  worden  ist, 
weder  frei  noch  Erbe  sein,  wenn  er  auch  mit  der  Freiheit 
znm  Erben  eingesetzt  worden  ist;  denn  der  Herr,  welcher  ihn 
verkauft  hat,  scheint  die  Ertheilung  der  Freiheit  wieder  zurück- 
genommen zu  haben.  Wenn  ein  fremder  als  Erbe  eingesetzter 
Sclav  in  diesem  Verhältniss  geblieben  ist,  so  kann  er  [nur]  46) 
auf  seines  Herrn  Befehl  die  Erbschaft  antreten.  Ist  er  aber 
Ton  ihm  entweder  schon  bei  Lebzeiten,  oder  nach  dem  Tode 
des  Testators,  aber  vor  dem  Erbschaftsantritt  verkauft  worden, 
so  kann  er  [nur]  * 6)  auf  Befehl  des  neuen  Herrn  antreten  ; 
wenn  er  hingegen  bei  Lebzeiten  des  Testators  freigelassen 
worden,  oder  nach  seinem  Ableben,  aber  vor  dem  Antritt, 
so  kann   er   die   Erbschaft   nach   seinem   Belieben  antreten, 

2.  Ein  fremder  Sclav  wird  auch  nach  seines  Herrn  Tode47) 
als  Erbe  güllig  eingesetzt,  weil  auch  Erbschaftssclaven  testa- 
mentsfähig sind.  Denn  die  noch  nicht  angetretene  Erbschaft 
vertritt  die  Stelle  der  Person,  nicht  des  künftigen  Erben, 
sondern  des  Erblassers ,  und  es  kann  ja  auch  der  Sclav  dessen, 
der  noch  nicht  geboren  ist,  als  Erbe  gültig  eingesetzt  werden. 

3.  Ein  Sclav,  der  Mehrern  gehört,  die  testamentsfähig  sind, 
erwirbt,  wenn  er  von  einem  Dritten  zum  Erben  eingesetzt 
worden,  für  jeden  seiner  Herren,  auf  deren  Geheiss  er  [die 
Erbschaft]  antritt,  dieselbe  nach  Verhältniss  seines  Eigenthums- 
[antheils].  4.  Man  kann  sowohl  Einen  als  Mehrere  bis  ins 
Unendliche,  soviel  man  will,  zu  Erben  einsetzen. 

5.  Eine  Erbschaft  wird  gewöhnlich  in  zwölf  bildliche 
gleiche  Theile  getheilt,  die  unter  dem  Namen  Gesammtheit 
{As)  begriffen  werden.  Diese  Theile  haben  wieder  ihre  eige- 
nen Namen  bis  zum  As,  nämlich:  Zwölftheil  (TV)5  Sechstheil 
(TV),  Viertheil  (TV),  Drittheil  (T*T) ,  Fünfzwölftheil  (T57) ,  Halb- 
theil  (T\) ,  Siebenzwölftheil  (T7T) ,  Zweidrittheil  (TST)  ,  Dreivier- 
theil (T\)  ,  Fünfsechstheil  (#} ,  Elfzwölftheil  (44) ,  As.  Es  ist 
nicht  durchaus  nöthig,  dass  es  immer  zwölf  Theile  seien,  denn 
es  machen  soviel  Theile  das  Ganze  aus,  wie  der  Testator  will, 
und  wenn  Jemand  nur  eine  [Person]  z.  B.  zur  Hälfte  als 
Erben  einsetzt,  so  steckt  das  Ganze  in  der  Hälfte,  denn  die- 


46)  debety  kann  auch  in  der  gewöhnlichen  Bedeutimg  genom- 
men werden  9  muss. 

47)  und  vor  dem  Antritt  seiuer  Verlassenschaft. 
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selbe  Person  kann  nicLt  zum  Theil  testirt,  zum  Theil  untestirt 
Serben  * s) ,  es  wäre  denn  ein  Soldat,  bei  dem  man,  wenn  er 
lestirt,  blos  auf  den  Willen  sieht.    Umgekehrt  aber  kann  man 
seinen  JXachlass  in  soviel  Theile ,  wie  man  will ,  vertheilen. 
Ö.  "\\  enu  mehrere  Erben  eingesetzt  werden,  so  ist  eine  Ver- 
keilung der  Theile  nur  in  dem  Fall  nöthig,  wenn  der  Testa- 
tor nicht  will,  dass  sie  zu  gleichen  Theilen  Erben  sein  sollen; 
denn  es  ist  hinlänglich  bekannt,   dass  sie,  wenn  keine  Theile 
genannt  werden,  Erben  zu  gleichen  Theilen  sind.    Sind  die 
Theile  bei  einigen  Personen  bestimmt,  Einer  aber  ohne  [be- 
stimmten]  Theil  eingesetzt,  so  wird  er  an  dem  Theil  Erbe, 
der  noch  vom  Ganzen  übrig  ist;  sind  Mehrere  ohne  [bestimmte] 
Theile  eingesetzt,   so  nehmen  sie  Alle  an  demselben  Theii 
gemeinschaftlichen  Antheil.    Ist  aber  das  Ganze  erschöpft,  so 
werden  [die  namentlich  auf  bestimmte  Theile  gesetzten  Erben] 
zur  Hallte  berufen,  und  der  oder  die  andern  zur  andern  Hälfte. 
Es  ist  einerlei,   ob  der  erste,   der  mittelste  oder  der  zuletzt 
genannte  Erbe  ohne  bestimmten  Theil  eingesetzt  ist,  denn  es 
wird  stets  der  Tiieil  als  gemeint  angesehen,  der  nicht  vergeben 
ist.    7.  Wir  wollen  nun  sehen,  was,  wenn  noch  ein  Theil 
übrig  und  dennoch  kein  Erbe  ohne  bestimmten  Antheil  einge- 
setzt ist,  Rechtens  sei,  z.  B.  wenn  drei  Erben  auf  Viertheile 
eingesetzt  sind.    Hier  hat  man   den  Grundsatz  angenommen, 
dass  der  unbesetzte  Theil  den  Einzelnen  nach  ihren  Erbanthei- 
len  stillschweigend  zuwächst,  und  es  wird  daher  so  angesehen, 
als  wenn  die  Erben  auf  Drittheile  eingesetzt  wären,  und  wenn 
umgekehrt  mehr  Erben   auf  die  einzelnen  Theile  [eingesetzt] 
sind,  die  Einzelnen  stillschweigend  Abzüge  erleiden,  so  dass, 
wenn  z.  B.  vier  Erben   auf  Brittheile  eingesetzt  sind,  ange- 
nommen wird,  als  wenn  jeder  auf  ein  \  iertheil  eingesetzt  wäre. 
8.  YV  enn  mehr  Theile  als  zwölf  gemacht  sind,   so  bekommt 
der,  welcher  ohne  [bestimmten]  Theil  eingesetzt  ist,  das,  was 
an  dem  Doppel -As  fehlt,  und  dasselbe  findet  Statt,  wenn  das 
Doppel- As  selbst  erschöpft  ist;  alle  diese  Theile  werden  nachher 
auf  das  As  reducirt ,  wenn  schon  es  ihrer  mehrere  sind. 

9.  Der  Erbe  kann  unbedingt  und  bedingt  eingesetzt  wer- 
den, nicht  aber  von  einer  bestimmten  Zeit  an,  oder  bis  zn 
einer  bestimmten  Zeit,  z.  B.  nach  fünf  Jahren  von  da 
an,  wo  ich  sterbe;  oder  von  dem  und  dem  Tage, 
oder  bis  zu  dem  und  dem  Tage  soll  er  Erbe  sein. 
Ist  aber  ein  Tag  hinzugesetzt,  so  wird  dies  für  überflüssig 
angesehen  und  angenommen,  als  wenn  der  Erbe  unbedingt  ein- 
gesetzt worden  wäre.   10.  Eine  unmögliche  Bedingung  bei  Erb- 


48)  D.  h.  ein  jedes  Testament  muss  sich  (ursprünglich)  über 
das  ganze  Vermögen  erstrecken. 
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einsefzungen  und  Vermächtnissen ,  sowie  bei  Fideicommissen 
und  Freiheitsertheilungen  wird  für  nicht  vorhanden  angesehen. 
11.  Sind  mehrere  Bedingungen  der  Erbeinsetzung  beigefügt, 
so  müssen,  wenn  sie  in  Verbindung"  stehen,  wie  z.B.  wenn 
dies  und  jenes  geschehen  ist,  alle  befolgt  werden ; 
wenn  sie  getrennt  sind,  wie  z.B.  wenn  dies  oder  jenes 
geschehen  ist,  so  genügt  es,  einer  von  ihnen  Genüge  zu 
leisten.  12.  Ks  können  auch  solche  Personen,  welche  der 
Testator  nie  gesehen  hat,  zu  Erben  eingesetzt  werden,  z.  B. 
wenn  er  auswärts  geborene  Söhne  eines  Bruders,  ohne  zu 
wissen,  wer  sie  sind,  zu  Erben  einsetzt,  denn  Unbekanntschaft 
eines  Testirenden  macht  die  Erbeinsetzung  nicht  ungültig. 

Fünfzehnter  Titel. 
De  v  ul  g  et  vi  suh  st  itutione» 
{Von  der  gemeinen  Substitution.) 
Man  kann  aber  in  seinem  Testamente  mehrere  Abstufun- 
gen von  Erben  machen,  z.B.  wenn  der  nicht  Erbe  sein 
wird,  so  soll  es  jener  sein,  und  so  kann  der  Testator 
ferner,  so  weil  er  will,  subsütiiiren ,  und  zuletzt  zur  Aushülfe 
euch  einen  Sclaven  als  Zwangserben  einsetzen.  1.  Es  können 
auch  Mehrere  an  die  Stelle  eines  [Einzelnen],  oder  Einer  an 
die  Mehrerer,  oder  Einzelne  Einzelnen,  oder  auch  die  einge- 
setzten Erben  sich  gegenseitig  substituirt  werden.  2.  Wenn 
man  auf  ungleiche  Theile  eingesetzte  Erben  sich  gegenseitig 
substituirt  und  bei  der  Substitution  der  Theile  keine  Erwäh- 
nung gethan  hat,  so  wird  angenommen,  dass  man  bei  der 
Substitution  dieselben  Antheile  gegeben  habe,  welche  man  bei 
der  Einsetzung  genannt  hat ;  dies  hat  der  verewigte  Kaiser 
Pius  so  verordnet.  3.  Wenn  aber  dem  einen  eingesetzten 
Erben  und  dem  ihm  substituirten  Miterben  wieder  ein  Anderer 
substituirt  wird,  so  haben  die  verewigten  Kaiser  Severus 
und  An  tonin  us  verordnet,  dass  er  ohne  Unterschied  zu  bei- 
den Theilen  als  Substitut  zugelassen  werde.  4.  Wenn  Jemand 
einen  fremden  Sclaven,  in  der  Meinung,  derselbe  sei  ein  Haus- 
vater, zum  Erben  eingesetzt,  und  ihm,  dafern  er  nicht  Erbe 
würde,  den  Maevius  substituirt,  der  Sclav  aber  auf  Geheiss 
des  Herrn  die  Erbschaft  angetreten  hat,  so  wird  Maevius  zur 
Hälfte49)  zugelassen.  Denn  die  Worte:  wenn  er  nicht 
Erbe  sein  wird,  werden  in  Anwendung  auf  denjenigen, 
welchen  der  Testator  als  einen  fremdem  Rechte  unterworfenen 
kannte,  so  verstanden:  wenn  er  weder  Erbe  wird,  noch  einen 
Andern  zum  Erben  macht;  bei  dem,  den  er  aber  für  einen 
Hausvater  halt,  so:  wenn  er  die  Erbschaft  für  sich,  oder  den, 


49)  in  partem  sc  dimidiam;  s.  Cujac  ad  h.L 
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dessen  Rechte  er  nachher  unterworfen  worden  ist,  nicht  erwor- 
ben hati0).  Dies  hat  der  Kaiser  Tiberius  bei  der  Person 
seines  Sclaven  Parthenius  festgesetzt. 

Sechzehnter  Tifel. 
De  pupillari  suhstittttione» 
{Von  der  Substitution  der  Unmündigen.) 
Seinen  unmündigen  Rindern,  die  man  in  seiner  Gewalt 
hat,  kaun  man  nicht  nur  so,  wie  Wir  oben  gesagt  haben, 
substituiren ,  d.  h.  dass ,  wenn  sie  nicht  Erben  werden ,  es  ein 
Anderer  sein  soll,  sondern  sogar,  dass,  selbst  wenn  sie  Erben 
geworden,  aber  noch  als  Unmündige  versterben,  ein  Dritter 
ihr  Erbe  sein  soll;  z.  B.  wenn  Jemand  so  sagt:  mein  Sohn 
Titius  soll  mein  Erbe  sein,  wenn  aber  mein  Sohn 
nicht  mein  Erbe  wird,  oder  es  wird  und  eher 
stirbt,  als  er  zu  seinen  Jahren  kommt,  dann  soll 
Sejus  Erbe  sein.  In  diesem  Fall  wird,  wenn  der  Sohn 
nicht  Erbe  wird,  der  Substitut  Erbe  des  Vaters;  wird  aber 
der  Sohn  Erbe ,  und  stirbt  er  vor  erlangter  Mündigkeit ,  so 
wird  der  Substitut  Erbe  des  Sohnes  selbst.  Denn  es  ist  durch 
die  Sitte  so  hergebracht,  dass  wenn  die  Sohne  noch  von  dem 
Alter  sind,  wo  sie  selbst  kein  Testament  machen  können, 
die  Eltern  es  für  sie  machen  mögen.  1.  Durch  diesen  Grund 
veranlasst,  haben  Wir  auch  in  Unsern  Codex  eine  Constitution 
aufgenommen,  wodurch  dafür  Sorge  getragen  ist,  dass  dem, 
der  geistesschwache  Söhne,  Enkel  oder  Grossenkel,  jeden  Ge- 
schlechts und  jeder  Abstufung  hat,  freisteht,  denselben,  auch 
wenn  sie  mündig-  sind,  nach  Art  der  Substitution  für  Unmün- 
dige, bestimmte  Personen  zu  substituiren;  wenn  sie  aber  wie- 
der zu  Verstände  kommen ,  so  fällt  diese  Substitution  weg*, 
und  dies  auch  nach  Art  jener  Substitution,  welche  sich,  sobald 
der  Unmündige  mündig  geworden  ist ,  erledigt.  2.  In  der  Sub- 
stitution-für  Unmündige  sind  also  auf  die  vorher  beschriebene 
Art  gewissermaassen  zwei  Testamente  enthalten ,  ein  Testament 
des  Vaters  und  ein  Testament  des  Sohnes,  gleichsam  als  wenn 
der  Sohn  für  sich  selbst  einen  Erben  eingesetzt  hatte,  oder 
wenigstens  ein  Testament  über  zwei  Angelegenheiten,  d.  h. 
zwei  Erbschaften.  3.  Wenn  aber  Jemand  so  besorgt  ist,  dass 
er  fürchtet,  es  möchte  seinem  noch  unmündigen  Sohn  dadurch, 
dass  er  öffentlich  einen  Substituten  erhält,  Gefahr  vor  -Nach- 
stellungen drohen,  der  soll,  [wenn  schon]  er  zwar  die  geineine 

5ö)  Hiermit  ist  zwar  der  Grund  angegeben,  warum  der  Sub- 
stituirte  nicht  ganz  ausgeschlossen  werde  ,  nicht  aber  warum 
er  nur  die  Hälfte  erhalte;  auch  ist  dazu  nirgends  ein  Grund 
zu  hiidtn  Vielleicht  dass  man  den  Mittelweg  der  Billigkeit 
eingeschlagen  hat.  Sehr. 
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Substitution  unverholen  aussprechen  und  in  den  ersten  Theilen 
des  Testaments  anordnen  niiiss,  diejenige  Substitution,  durch 
welche,  wenn  der  Unmündige  Erbe  wird  und  binnen  der  Un- 
mündigkeit stirbt,  der  .Substitut  berufen  wird,  abgesondert  in 
den  letzten  Theilen  schreiben  und  diesen  Theil  besonders  zu- 
nähen31) und  versiegeln,  und  vorn  im  Testamente  verbieten 
dürfen,  dass  der  untere  Theil  bei  Lebzeiten  und  wahrend  der 
Unmündigkeit  seines  Sohnes  geöffnet  werde.  Es  ist  [übrigens] 
klar,  dass  deshalb  die  Substitution  des  unmündigen  Sohnes 
nicht  weniger  gültig  sei,  wenn  sie  auf  dieselben  Blatter  ge- 
schrieben ist,  worauf  man  Jemanden  zum  Erben  eingesetzt 
hatte,  wenn  gleich  dies  dem  Unmündigen  gefährlich  ist. 
4.  Es  können  jedoch  die  Eltern  nicht  blos  den  zu  Erben  ein- 
gesetzten unmündigen  Rindern  so  Substituten ,  dass  wenn  sie 
ihre  Erben  werden  und  vor  [erlangter]  Mündigkeit  sterben, 
Der  ihr  Erbe  sei,  welchen  [die  Eltern]  wollen,  sondern  auch 
den  enterbten.  Daher  fällt,  wenn  der  Unmündige  aus  Erb- 
schaften ,  Vermächtnissen  oder  Schenkung-en  von  Verwandten 
und  Freunden  etwas  erworben  hat,  alles  den  Substituten  zu. 
Was  Wir  von  der  Substitution  unmündiger  Rinder  gesagt  ha- 
ben, mög-en  sie  zu  Erben  eingesetzt  oder  enterbt  worden  sein, 
dasselbe  verstehen  Wir  auch  von  den  IVachgeborenen. 

5.  Für  seine  Rinder  kann  man  aber  nur  dann  ein  Testa- 
ment machen ,  wenn  man  es  für  sich  selbst  macht ;  denn  das 
Unmündigen -Testament  ist  nur  ein  Theil  und  ein  Anhang'  des 
väterlichen  Testaments,  und  zwar  soweit,  dass,  wenn  das  väter- 
liche Testament  nicht  gilt,  das  des  Sohnes  auch  nicht  gilt. 
6.  Es  kann  sowohl  einzelnen  Rindern ,  als  demjenigen ,  wel- 
ches von  ihnen  zuletzt  unmündig-  verstirbt,  substituirt  werden; 
den  einzelnen,  wenn  man  will,  dass  keines  von  ihnen  ohne 
Testament  versterbe,  dem  letzten;  wenn  man  das  Recht  der 
g-esetzmässigen  Erbfolge  unter  ihnen  unversehrt  bestehen  lassen 
will.  7.  Dem  Unmündigen  wird  entweder  namentlich  substi- 
tuirt, wie:  Titius,  oder  im  Allgemeinen,  wie:  wer  mein 
Erbe  sein  wird.  5  2)  Mit  diesen  Werten  werden  zufolge 
der  Substitution ,  w enn  der  Sohn  unmündig'  verstorben  ist, 
diejenigen,  welche  als  Erben  eingesetzt  und  als  solche  aufge- 
treten, nach  dem  Antheil,  wie  sie  Erben  geworden  sind,  be- 
rufen. 8.  Einer  Mannsperson  kann  bis  zum  vierzehnten  Jahre 
substituirt   werden ,    einer   Frauensperson   bis   zum  zwölften ; 


51)  Ueber  diese  Sitte,  wovon  überhaupt  viele  hierauf  deutende 
Ausdrücke  zu  verstehen  sind,  s.  Sehr. 

52)  Im  letzten  wie  im  ersteren  Fall  muss  man  nämlich  hinzu- 
denken, „wenn  mein  Sohn  unmündig'  verstirbt,  so  soll  Ti- 
tius," oder:  „wer  mein  Erbe  sein  wird,  auch  dessen  Erbe 
sein." 
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wenn  sie  dies  Alter  überschritten  haben,  erlischt  die  Substi- 
tution. 9.  Einem  Nichtverwandten53)  oder  einem  mündigen 
zum  Erben  eingesetzten  Sohn  kann  man  nicht  so  substituiren, 
dass,  wenn  er  Erbe  geworden,  und  binnen  einer  bestimmten 
Zeit  mit  Tode  abgegangen  ist,  ein  Anderer  sein  Erbe  sein 
solle,  sondern  es  ist  dem  Testator  nur  erlaubt,  deuselben 
durch  ein  Fideicommiss  zu  verpflichten,  einem  Andern  seinen 
Nachlass  ganz  oder  zum  Theil  auszuantworten ,  über  welches 
Hechtsms titut  Wir  an  seinem  Orte  lehren  werden. 

Siebzehnter  Titel. 
Q  uib  ii  s  mo  dis  testamenta  infir  vi  a  n  l  u  r* 
{Auf  welche  Jf^ehe  Testamente  kraftlos  werden.) 
Ein  zu  Recht  errichtetes  Testament  gilt  so  lange,  bis  es 
umgestossen  oder  ungültig"  wird.  1.  Umgestossen  wird  ein 
Testament,  wenn  dasselbe  in  rechtlicher  Hinsicht,  während 
des  Testators  Standesrecht  unverändert  bleibt,  fehlerhaft  wird. 
Denn  wer,  nachdem  er  ein  Testament  gemacht  hat,  Jemanden, 
der  eigenen  Rechtens  ist,  durch  den  Kaiser  an  Sohnes  Statt 
annimmt,  oder  durch  den  Prätor,  nach  der  von  Uns  erlassenen 
Constitution,  Jemanden,  der  in  der  Gewalt  eines  Vaters  steht, 
dessen  Testament  wird  umgestossen ,  weil  gleichsam  ein  Noth- 
erbe nachgeboren  wird.  2.  Durch  ein  folgendes  Testament 
wird  ebenfalls  das  vorhergehende  zu  Recht  errichtete  umge- 
stossen, und  es  thut  nichts,  ob  Jemand  daraus  Erbe  geworden 
ist  oder  nicht ;  denn  es  wird  nur  darauf  Rücksicht  genommen, 
ob  er  überhaupt  hatte  [als  solcher]  auftreten  können.  Wenn 
daher  Jemand  entweder  nicht  hat  Erbe  sein  wollen ,  oder  bei 
Lebzeiten  des  Testators,  oder  nach  dessen  Tode  [jedoch]  vor 
dem  Erbantritt  stirbt,  oder  eine  Bedingung,  unter  der  er  als 
Erbe  eingesetzt  ist,  verfehlt,  so  stirbt  der  Hausvater  in  diesen 
Fallen  ohne  Testament.  Denn  das  vorige  durch  das  letztere 
umgestossene  Testament  gilt  ebensowenig1,  als  das  letztere  Wir- 
kung' hat,  da  Niemand  aus  demselben  Erbe  geworden  ist. 
3.  Wenn  man ,  nachdem  man  ein  erstes  zu  Recht  beständiges 
Testament  gemacht  hat,  ein  folgendes  ebenfalls  zu  Recht  be- 
ständiges errichtet,  so  haben  die  verewigten  Kaiser  Severus 
und  An  tonin  us  verordnet,  dass  das  vorhergehende,  selbst 
wenn  man  darin  den  Erben  [nur]  auf  bestimmte  Sachen  ein- 
gesetzt hat,  aufgehoben  sei;  die  Worte  dieser  Constitution  ha- 
ben Wir  befohlen  hier  einzurücken,  da  noch  etwas  Anderes  54) 
in  derselben  enthalten  ist:  Die  Kaiser  Severus  und  An- 
toninus  an  den  Coccej'us  Campanus.  Ein  als  zwei- 


53)  Dies  ist  im  strengsten  Sinne  zu  nehmen,  s.  Tit.  XIX.  §  4. 
04)  Nämlich  ein  Fideicommiss,  wie  das  nachherige  Beispiel  zeigt. 
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tes  errichtetes  Testament  soll,  wenn  gleich  in 
demselben  der  Erbe  auf  bestimmte  Sachen  ein- 
gesetzt ist,  so  g  ültig  sein,  als  wenn  dieser  Sachen 
keine  Erwähnung  geschehen  wäre;  allein  der  ein- 
gesetzte Erbe  soll  verbunden  sein,  sich  mit  den 
ihm  angewiesenen  Sachen  zu  begnügen,  oder  mit 
Zurückbehaltung  des  Viertheils  [der  Erbschaft] 
nach  dem  Falcidischen  Gesetz,  den  Nachlass 
denen  auszuantworten,  die  im  frühem  Testa- 
mente eingesetzt  sind,  wegen  der  eingeschobe- 
nen Worte,  wornach  der  Wille,  dass  das  frühere 
Testament  gelten  soll,  nicht  bezweifelt  werden 
darf.  Das  [erste]  Testament  wird  auf  diese  Art  also  umge- 
stossen.  4.  Auf  andere  Art  werden  zu  Recht  beständige  To- 
stamente  kraftlos,  wenn  z.B.  der,  welcher  ein  Testament  ge- 
macht hat,  eine  Standesrechtsveränderung  erlitten  hat ;  wie  dies 
geschieht,  haben  Wir  im  ersten  Buche  gelehrt.  5.  In  diesem 
Fall  heisst  es,  die  Testamente  werden  ungültig,  obschon  auch 
die  umgestossenen  ungültig  werden,  —  und  die  von  Anfang  an 
nicht  zu  Hecht  errichteten  ungültig  sind  — ;  auch  kann  man 
diejenigen,  welche  zu  Hecht  errichtet  sind,  und  nachher  durch 
eine  Standesrechtsveränderung  ungültig  werden,  nichts  desto 
weniger  umgestossene  nennen.  Weil  es  aber  zweckmässiger 
war,  besondere  Fälle  mit  besondern  Benennungen  zu  unter- 
scheiden, so  nennt  man  einige:  nicht  zu  Hecht  errich- 
tete, andere  zu  Hecht  beständig  errichtete  aber:  umgestos- 
sene oder  ungültig  gewordene.  6.  Solche  Testamente 
hingegen,  die  von  Anfang  an  zu  Recht  beständig  errichtet 
waren,  aber  durch  die  Standesrechtsveränderung  ungültig  ge- 
worden sind,  sind  nicht  ganz  und  gar  wirkungslos.  Denn 
wenn  sie  mit  dem  Siegel  der  sieben  Zeugen  versehen  sind, 
so  kann  der  eingesetzte  Erbe  den  J^achlassbesitz  zufolge  Testa- 
mentsinhalts annehmen,55)  sobald  nur  der  Testator  zur  Zeit 


55)  agnoscere.  Dies  wird  mit  petere  ,  admhtere  und  accipere 
abwechselnd  gebraucht.  Das  eigentliche  Kunstwort  ist  peii- 
tio ,  mit  Bezug  auf  die  frühere  wirkliche  peiitio  bei  der  Prä- 
tur,  welche  denn  b.  p.  dabat ,  s.  Lohr  im  Magazin  III. 
285-  Da  diese  in  der  Regel  ohne  alle  caussae  cognhio  ertheilt 
ward,  so  mochte  dies  zuletzt  die  bekannte  Constitution  der 
Söhne  Constantins  C.  VI.  9.  9.  hervorrufen,  indem  nun  eine 
gewöhnliche  Erklärung  binnen  gehöriger  Frist  hinreichen  sollte ; 
ja  vielleicht  war  zuletzt  selbst  diese  nicht  mehr  nöihig  (s  o. 
§.  7),  sondern  konnte  wie  die  pro  lierede  gestio  blos  durch 
die  That  ersetzt  werden,  vergl.  Schweppe  RG.  §.471. 
Agnoscere  wird  also  unter  diesen  Umständen  gew  iss  am  besten 
durch  annehmen  wiedergegeben ,  worin  beide  vorgedachte 
Begriffe  euthalteu  sind;  s,  Hugo  RG.  S.549. 


Instit.  L.  II.  Tit.  18.    De  inofficioso  testamento. 


seines  Todes  Römischer  Bürger  und  eigenen  Rechtens  war. 
Wenn  aber  das  Testament  darum  ungültig  geworden  ist,  weil 
der  Testator  das  Bürgerrecht  oder  seine  Freiheit  verloren  oder 
sich  in  Annahme  an  Kindes  Statt  gegeben  hat,  und  zur  Zeit; 
seines  Todes  in  der  Gewalt  seines  Adoptivvaters  sich  befindet, 
so  kann  der  eingesetzte  Erbe  den  Wachlassbesitz  zufolge  Te- 
stamentsinhalts nicht  verlangen.  7.  Dadurch  allein,  dass  der 
Testator  nachher  nicht  will,  dass  sein  Testament  gelten  solle, 
kann  dasselbe  aber  nicht  kraftlos  werden ,  so  dass  sogar, 
wenn  er,  nachdem  er  früher  ein  Testament  gemacht  hat,  ein 
folgendes  anfangt,  und  entweder  durch  den  Tod  überrascht, 
oder  weil  es  ihm  wieder  leid  wird,  es  nicht  fertig  macht, 
nach  der.  Rede  des  verewigten  Kaisers  Pertinax  das  frühere 
zu  Recht  beständige  Testament  nicht  als  ungültig  angesehen 
werden  darf,  sobald  nicht  das  folgende  zu  Recht  errichtet  und 
vollendet  ist ;  denn  ein  unbeendigtes  Testament  ist  ohne  Zwei- 
fel nichtig.  8.  In  derselben  Rede  sprach  er  sich  dahin  aus, 
dass  er  die  Beerbung  dessen,  der  eines  Processes  wegen  den 
Kaiser  zum  Erben  eingesetzt  habe,  weder  annehmen,  noch 
nichtgesetzmassig  errichtete  Testamente,  in  denen  er  wegen 
derselben  Absicht  zum  Erben  eingesetzt  worden,  genehmigen, 
noch  aus  dem  blossen  Worte  56)  den  Begriff  Erbe  zulassen, 
noch  aus  irgend  einer  Schrift,  der  rechtliche  Gültigkeit  abgehe, 
etwas  annehmen  würde.  Diesem  gemäss  sprachen  auch  die 
verewigten  Kaiser  Severus  und  An  tonin us  sich  sehr  oft 
aus;  denn  wenn  Wir  auch,  sagten  sie,  von  den  Ge- 
setzen entbunden  sind,  so  leben  Wir  doch  nach 
ihnen. 

Achtzehnter  Titel. 
De   inofficioso  testamento* 

{Vom  lieblosen  Testamente.) 
Weil  die  Eltern  ihre  Kinder  meist  ohne  Ursache  enterben 
oder  übergehen,  so  ist  festgesetzt  worden,  dass  die  Kinder  ein 
liebloses  Testament,  wenn  sie  sich  darüber,  dass  sie  unbilliger- 
weise enterbt  oder  unbilligerweise  übergangen  worden  seien, 
beklagen,  unter  dem  Anstrich  angreifen  können,  als  wenn  [die 
Eltern]  nicht  verstandesmächtig  gewesen  waren,  da  sie  das 
Testament  errichteten.  Dies  wird  nicht  so  verstanden,  als 
wenn  [der  Testator]  wirklich  wahnsinnig  gewesen  wäre,  son- 
dern, dass  er  zwar  ein  richtiges  Testament,  aber  nicht  aus 
dem  Gesichtspunkt  der  Liebe  gegen  seine  Kinder  gemacht  habe. 
Denn  wenn  er  wirklich  wahnsinnig  war,  so  ist  das  Testament 
nichtig.    1.  Es  ist  aber  nicht  blos  den  Kindern  erlaubt,  ein 


66)  Nämlich  ohne  Form. 
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liebloses  Testament  der  Eltern  anzuklagen ,  sondern  auch  den 
Eltern  das  der  Kinder.  Schwester  und  Bruder  werden  nach 
den  kaiserlichen  Constitutionen  [nur]  anrüchigen  zu  Erben  ein- 
gesetzten Personen  57)  vorgezogen;  sie  können  also  nicht  ge- 
gen alle  Erben  klagen.  Entferntere  Verwandten  als  Schwester 
und  Bruder  können  keinen  Falls  klagen,  noch  klagend  siegen. 
'1.  Sowohl  natürliche  Kinder  aber,  als,  nach  der  Unterschei- 
dung- der  von  Uns  erlassenen  Constitution,  auch  angenommene 
können  jedoch  nur  dann  wegen  Lieblosigkeit  des  Testaments 
klagen,  wenn  sie  auf  keine  andere  rechtliche  Art  und  Weise 
des  Verstorbenen  Nachlass  erlangten  können.  Denn  wer  durch 
andere  Rechtshülfe  die  Erbschaft  ganz  oder  theilweise  erlangen 
kann,  darf  nicht  Klage  wegen  Lieblosigkeit  des  Testaments 
erheben.  Auch  Nachgeborene  können,  wenn  ihnen  kein  an- 
derer rechtlicher  Weg  offen  steht,  die  Lieblosigkeitsklage  an- 
stellen. 3.  Dies  aber  ist  so  zu  verstehen,  wenn  ihnen  vom 
Testator  im  Testamente  gar  nichts  hinterlassen  worden  ist, 
wie  eine  von  Uns  erlassene  Constitution  in  Rücksicht  des  na- 
türlichen Bandes  [der  Liebe]  eingeführt  hat.  Wenn  ihnen  aber 
ein  noch  so  kleiner  Theil  der  Erbschaft  oder  eine  Sache  hinter- 
lassen worden  ist,  so  soll,  wahrend  die  Klage  wegen  Lieb- 
losigkeit wegfällt,  Das,  was  ihnen  an  dem  Viertheil58)  des 
Pilichttheils  fehlt,  ergänzt  werden,  wenn  auch  nicht  hinzu- 
gesetzt worden  ist,  dass  derselbe  nach  dem  Gutachten  eines 
rechtlichen  Mannes  ergänzt  werden  solle.  4.  Wenn  der  Vor- 
mund Namens  seines  Mündels,  dessen  Vormundschaft  er  führt, 
aus  dem  Testamente  seines  Vaters  ein  Vermächtniss  angenom- 
men hat,  wahrend  ihm,  dem  Vormund,  von  seinem  Vater 
nichts  hinterlassen  worden  ist,  so  kann  er  nichts  desto  weni- 
ger im  eigenen  Namen  wegen  Lieblosigkeit  des  Testaments 
seines  Vaters  klagen.  5.  Auch  wenn  er  umgekehrt  im  Namen 
des  Mündels,  dem  nichts  hinterlassen  worden  ist,  über  Lieb- 
losigkeit geklagt,  und  verloren  hat,  so  wird  dem  Vormunde 
Das ,  was  ihm  in  demselben  Testamente  hinterlassen  worden 
ist,  nicht  entzogen.  6.  Man  muss  also  das  Viertheil  haben, 
wenn  man  nicht  über  Lieblosigkeit  soll  klagen  können,  mag 
durch  Erbschaft,  oder  Vermächtniss  und  Fideicommiss ,  oder 
mag  einem  dasselbe  als  Schenkung  auf  den  Todesfall,  oder 
unter  den  Lebendigen  zugekommen  sein,  jedoch  nur  in  den 
Fällen,  deren  die  von  Uns  erlassene  Constitution  Erwähnung 


57)  Personis  turpibus;  diese  definirt  der  Kaiser  Coustantinus 
so  :  quae  vel  turpitudinis,  vel  infamiae,  vel  levis  notae  macula 
aspergitur, 

58)  Yor  der  IS.  Novelle,  also  noch  zur  Zeit  der  Promulgation 
der  Institutionen,  betrug  das  Püichttheil  nur  \  der  lntestat- 
portion  im  Allgemeinen  wnd  ohne  Unterschied. 
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thut,  oder  auf  andere  Weise,  wie  in  den  Constitutionen  ent- 
halten ist.  7.  Was  Wir  vom  Viertheil  gesagt  haben ,  ist  aber 
so  zu  verstehen,  dass  denen,  welchen  es  freisteht,  wegen  Lieb- 
losigkeit zu  klagen,  mag  es  einer  oder  mehrere  sein59),,  ein 
Viertheil  gegeben  werden  müsse,  so  dass  dasselbe  nach  den. 
Antheilen  unter  sie  vertheilt  wird,  d.  h.  das  Viertheil  [selbst] 
nach  Kopftheilen. 

Neunzehnter  Titel. 
De  heredum  qualitate  et  d  iff  er  entia* 
(JFon  der  Beschaffenheit  und  Verschiedenheit  der  Erben.) 
Die  Erben  werden  entweder  Zwangserben,  oder 
Noth-  und  Zwangserben,  oder  fremde  Erben  genannt. 
J.  Zwangs  erbe  ist  ein  zum  Erben  eingesetzter  Sclav,  und 
zwar  deshalb  so  genannt,  weil  er,  mag  er  wollen  oder  nicht, 
durchaus  nach  dem  Tode  des  Testators  sofort  frei  und  Erbe 
wird.  Wer  daher  seinem  Vermögen  nicht  recht  trauet,  pflegt 
seinen  Sclaven  in  der  ersten,  zweiten  oder  dritten  Abstufung 
zum  Erben  einzusetzen,  so  dass,  wenn  die  Gläubiger  nicht 
befriedigt  werden,  vielmehr  das  Vermögen  seines  Erben,  als 
das  des  Testators,  von  denselben  in  Besitz  genommen,  oder 
verkauft,  oder  unter  sie  vertheilt  wird.  Für  diesen  Nachtheil 
wird  ihm  aber  der  Vortheil  gewährt,  dass  ihm  Das,  was  er 
nach  dem  Tode  seines  Freilassers  erworben  hat,  verbleibt, 
und  wenn  gleich  dann  das  Vermögen  des  Verstorbenen  für  die 
Gläubiger  nicht  hinreicht,  so  wird  doch  Das,  was  er  aus 
einem  andern  Grunde  erworben  hat ,  nicht  angegriffen. 
2.  Noth-  und  Zwangserben  sind  Sohn  und  Tochter, 
Enkel  und  Enkelin  vom  Sohn  und  die  übrigen  Nachkommen 
so  weiter,  sobald  sie  sich  nur  in  der  Gewalt  des  Verstorbenen 
befanden.  Dass  Enkel  und  Enkelin  Notherbeu  sind,  dazu 
reicht  [der  Umstand] ,  dass  sie  zur  Zeit  des  Todes  ihres  Gross- 
\aters  in  dessen  Gewalt  gewesen  sind,  nicht  hin,  sondern  es 
ist  noch  erforderlich,  dass  deren  Vater  bei  Lebzeiten  seines  Va- 
ters aufgehört  habe,  des  letztern  Notherbe  zu  sein,  möge  er 
gestorben,  oder  auf  andere  Weise  aus  der  väterlichen  Gewalt 
getreten  sein,  denn  dann  treten  Enkel  oder  Enkelinnen  an  die 
Stelle  ihres  Vaters.   Notherben60)  werden  sie  darum  genannt, 


59)  Weil  sich  hierdurch  die  Intestatportion  verringert. 

60)  Sui  heredes  ;  die  Uebersetzung  durch  Notherbeu  passt  zwar 
auf  obige  Angabe  des  Grundes  der  Benennung  nicht,  allein 
die  neuere  Verdeutschung  durch  Eigenerbe  ebensowenig;  in- 
dessen dürfte  wohl  die  Ursache  von  beiden  darin  liegen,  dass 
sie  im  Lateinischen  auch  nicht  einleuchtet.  Ich  habe  Noth- 
erbe gegen  Eigen  erbe  als  reeipirt  zu  betrachten  behalten* 
vgl.  auch  Sehr. 
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weil  sie  Erben  aus  dem  Hause  sind  und  sclion  bei  Lebzeiten 
des  Vaters  gleichsam  für  die  Herren  [des  Vermögens]  angesehen 
werden;  stirbt  daher  Jemand  ohne  Testament,  so  kommt  die 
nächste  Erbfolge  auch  den  Kindern  zu.  Zwangserben  aber 
heissen  sie  darum,  weil  sie  schlechterdings,  sie  mögen  wollen 
oder  nicht,  sowohl  ohne  Testament,  als  nach  dem  Testament, 
Erben  werden.  Es  gestattet  ihnen  aber  der  Prätor,  sich, 
wenn  sie  wollen,  der  Erbschaft  zu  enthalten,  so  dass  alsdann 
vielmehr  das  Vermögen  der  Eltern,  als  das  ihrige,  von  den 
Gläubigern  in  Besitz  genommen  wird.  3.  Alle  übrigen,  welche 
der  Gewalt  des  Testators  nicht  unterworfen  sind,  heissen  fremde 
Erben ;  daher  werden  auch  diejenigen  von  nnsern  Kindern, 
welche  wir  nicht  in  der  Gewalt  haben,  wenn  sie  zu  Erben 
eingesetzt  werden,  als  fremde  Erben  angesehen.  Aus  diesem 
Grunde  gehören  auch  diejenigen  zu  dieser  Zahl,  welche  von 
der  Mutter  zu  Erben  eingesetzt  werden,  weil  Frauen  ihre 
Kinder  nicht  in  der  Gewalt  haben.  IXicht  minder  wird  der 
von  seinem  Herrn  zum  Erben  eingesetzte  und  nach  der  Testa- 
mentserrichtung von  demselben  freigelassene  Sclav  zu  dieser 
Zahl  gerechnet.  4.  Bei  fremden  Erben  wird  darauf  gesehen, 
dass  sie  testamentsfähig  sind61),  mögen  sie  selbst  oder  die, 
welche  sich  in  ihrer  Gewalt  befinden ,  zu  Erben  eingesetzt 
werden,  und  hierbei  auf  zwei  62)  Zeitpunkte  Rücksicht  ge- 
nommen, den  der  Testamentserrichtung,  damit  die  Erbeinsetzung 
von  Bestand  sei ,  auf  den  Tod  des  Testators ,  damit  sie  Wirkung- 
Labe.  Um  so  mehr  muss  nun  beim  Erbantritt  Testamentsfähig- 
keit  vorhanden  sein,  mag  der  Erbe  bedingt  oder  unbedingt 
eingesetzt  sein.  Denn  der  Rechts[zustand]  des  Erben  ist  be- 
sonders zu  dem  Zeitpunkt  in  Betracht  zu  ziehen,  wo  er  die 
Erbschaft  erwirbt ;  eine  Rechtsveränderung  in  der  zwischen 
der  Testamentserrichtung  und  dem  Tode  des  Testators,  oder 
einer  eintretenden  Bedingung  der  Erbeinsetzung  liegenden  Zeit 
schadet  aber  dem  Erben  nicht,  weil,  wie  Wir  gesagt  haben, 
[nur]  auf  drei  Zeitpunkte  gesehen  wird.  Testamentsfähigkeit 
hat  aber  nicht  nur  der,  welcher  ein  Testament  machen,  son- 
dern auch,  wer  aus  einem  fremden  Testamente  für  sich  oder 


61)  ut  sit  cum  eis  iestamenti  f actio.  Dieser  Ausdruck  bezeichnet 
zwar  ein  reeiprokes  Verhältnis»,  allein  da  von  diesem  hier, 
wo  auf  Seiten  des  Testators  die  Testamentsfähigkeit  nicht  zu 
bezweifeln  ist,  die  Rede  nicht  ist,  so  ist  er  nur  von  den  Er- 
ben zu  verstehen.  So  sagt  auch  Sehr.  i.e.  ut  hcredes  institui 
possint 

62)  Die  Lesart  duobus  gegen  iribus ,  was  der  Sinn  zu  erfodern 
scheint,  kann  dadurch  gerechtfertigt  werden,  dass  Justiniaa 
selbst  einen  Zusatz  nothwendig  findet.  Direct  übereinstim- 
mend ist  auch  Fr.  49.  §.  1.  de  Hered.  inst.  (Floren*. 
lnst>)9  woraus  obige  Stelle  ist. 
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einen  Andern  erwerben  kann,  wenn  gleich  er  selbst  kein  Te- 
stament machen  darf.  Wahnsinnige ,  Stumme,  Nachgeborene, 
kleine  Rinder,  Haussöhne  und  fremde  Sclaven  haben  daher 
auch  Testamentsfähigkeit,  denn  wenn  sie  auch  kein  Testament 
machen  können ,  so  können  sie  doch  aus  einem  solchen  für  sich 
oder  Andere  erwerben. 

5.  Fremde  haben  das  Recht  der  Ueberlegung,  ob  sie  die 
Erbschaft  antreten  wollen  oder  nicht.  W enn  sich  aber  der, 
welchem  das  Recht,  sich  derselben  zu  enthalten63),  zusteht, 
mit  Erbgütern  zu  thun  gemacht,  oder  ein  Fremder,  der  sich 
den  Erbantritt  überlegen  kann,  angetreten  hat,  so  darf  er 
nachher  die  Erbschaft  nicht  im  Stich  lassen,  er  wäre  denn 
noch  nicht  fünfundzwanzig  Jahre  alt ;  denn  Leuten  dieses  Al- 
ters kommt  der  Prätor,  wie  in  allen  übrigen  Fällen,  wenn 
sie  übervortheilt  sind,  so  auch,  wenn  sie  unvorsichtig  eine 
nachtheilige  Erbschaft  angetreten  haben,  zu  Hülfe.  Jedoch 
auch  einem  Aelteren  als  fünfundzwanzig  Jahre  hat  der  ver- 
ewigte Kaiser  Hadrianus  diese  Freiheit  eingeräumt,  wenn 
sich  nach  dem  Erbantritt  eine  grosse  Schuldenmasse  ergeben 
hat,  die  zur  Zeit  desselben  noch  unbekannt  war.  Der  ver- 
ewigte Kaiser  Hadrianus  gewährte  dies  jedoch  nur  [einmal] 
Jemandem  aus  besonderer  Gnade;  der  verewigte  Kaiser  Gor- 
dianus  dehnte  es  nachher,  [aber]  nur  auf  die  Soldaten,  aus. 

6.  Unsere  Gnade  aber  hat  diese  Wohlthat  allen  Unterthanen 
Unseres  Reiches  gemeinschaftlich  gemacht,  und  eine  sowohl 
höchst  billige  als  grossmüthige  Constitution  erlassen,  zufolge 
deren  den  Leuten,  wenn  sie  ihrem  Inhalt  gemäss  handeln, 
freisteht,  eine  Erbschaft  anzutreten  und  nur  soweit  zu  haften, 
als  die  Erbschaftsmasse  ausreicht,  so  dass  sie  aus  diesem  Grunde 
nicht  einmal  die  Ueberlegung  zu  Hülfe  zu  nehmen  brauchen, 
sie  müssten  denn ,  ohne  sich  nach  Unserer  Constitution  zu  rich- 
ten, glauben,  die  Ueberlegung  nöthig  zu  haben  und  sich  der 
frühem   Beschwerlichkeit   des   Erbantritts    aussetzen  wollen. 

7.  Eben  so  kann  ein  fremder  in  einem  Testament  eingesetzter, 
oder  ein  ohne  Testament  zur  gesetzmässigen  Erbschaft  berufe- 
ner Erbe  sowohl  durch  das  Benehmen  als  Erbe,  als  durch 
seinen  blossen  Willen,  die  Erbschaft  anzunehmen,  Erbe  wer- 
den. Als  Erbe  sich  zubenehmen,  wird  von  dem  angenommen, 
welcher  Erbschaftssachen  als  Erbe  gebraucht,  dergleichen  ent- 
weder verkauft,  oder  Grundstücke  bebauet  und  vermiethet,  oder 
sonst  auf  andere  Weise  durch  Wort  oder  That  über  den  Erb- 
schaftsantritt seinen  Willen  kund  thut,  vorausgesetzt,  dass  er 
weiss,  dass  derjenige,  rücksichtlich  dessen  Vermögens  er  sich 
als  Erbe  benimmt,  mit  oder  ohne  Testament  gestorben  und 


63)  Also  ein  Notherbe. 
Corp,  jur.  ciu.  I. 
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er  dessen  Erbe  sei.  Denn  sich  als  Erbe  benehmen ,  heisst, 
den  Herrn  machen ,  und  die  Alten  nannten  die  Erben  Her- 
ren 91)4  Wie  aber  ein  Fremder  durch  den  blossen  Willen 
Erbe  "wird,  so  tritt  er  auch  durch  den  entgegengesetzten  Ent- 
schluss  sogleich,  von  der  Erbschaft  zurück.  Wer  taub  oder  stumm 
geboren  oder  es  nachher  geworden  ist,  den  hindert  nichts,  sich 
als  Erbe  zu  benehmen  und  die  Erbschaft  für  sich  zu  erwerben, 
wenn  er  nur  weiss,  um  was  es  sich  handelt. 

Zwanzigster  Titel. 

De  letalis» 

{Von  Vermächtnissen.) 

Nach  diesem  wollen  wir  nun  die  Vermächtnisse  betrach- 
ten, ein  Rechtstheil,  der  zwar  ausserhalb  des  gewählten  Gegen- 
standes zu  liegen  scheint,  denn  Wir  sprechen  von  denjenigen 
rechtlichen  Gründen,  wodurch  man  eine  Gesammtheit  von  Sa- 
chen erwirbt ;  weil  Wir  aber  überhaupt  von  den  Testamenten 
und  Erben,  die  im  Testamente  eingesetzt  werden,  gesprochen 
haben,  so  ist  dies  Grund  genug,  im  Folgenden  diese  Rechts- 
materie  abzuhandein. 

1.  Ein  Vermächtnis  ist  nun  eine  vom  Erblasser  Unter- 
lassene Schenkung.  2.  Ehedem  gab  es  vier  Arten  von  Ver- 
mächtnissen, per  vindicalionem  9  per  damnationem,  sinendi 
modo  und  per  praeceptionem  G  s) ,  und  es  waren  jeder  ge- 
wisse Worte  vorgeschrieben,  wodurch  die  einzelnen  Arten  be- 
zeichnet wurden.  Nach  den  Constitutionen  der  Kaiser  ist  aber 
diese  Art  von  Wortformen  ganz  und  gar  aufgehoben  worden. 
Eine  von  Uns  mit  genauer  Erwägung  [der  Sache]  und  in  der 
Absicht,  dass  der  Wille  der  Todten  wirksamer  sein  solle,  und 
nicht  den  Worten,  sondern  dem  Willen  derselben  zu  Gunsten 
erlassene  Constitution  hat  bestimmt,  dass  alle  Vermächtnisse 
von  einer  Natur  sein,  und  mit  welchen  Worten  etwas  auch 
hinterlassen  sein  möge ,  den  Vermächtnissinhabern  freistehen 
soll,  dasselbe  nicht  bios  durch  persönliche  Klagen ,  sondern  auch 
durch  dingliche  66)  und  durch  die  hypothekarische  zu  verlangen. 
Die  sorgsame  Vorschrift  dieser  Constitution  kann  man  aus  dem 
Inhalt  derselben  am  vollständigsten  ersehen.    3.  Wir  haben  aber 


64)  Man  übersehe  nicht,  dass  heres ,  herus  und  Herr  eines  Ur- 
sprungs zweifelsohne  sind;  s.  Sehr. 

65 j  Dies  sind  unübersetzbare  Römische  Wertformen,  die  sich 
nur  umschreiben  lassen,  was  ich  übergehe,  weil  ich  dem 
Rechtsgelehrten  nur  Bekanntes,  dem  Nichtrechtsgelehrteu 
Unverständliches  darbieten  würde. 

66)  S.  Aum.  zu  II.  1.  28.  Die  obige  Gegeneinanderstellung 
der  dinglichen  und  hypothekarischen  Klage  ist  ein  Beleg  zu 
der  dort  ansgesprocheuen  Behauptung». 
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geglaubt,  nicLt  bei  jener  Constitution  stellen  bleiben  zn  dürfen. 
Denn  da  Wir  fanden,  wie  man  in  der  Vorzeit  die  Vermächt- 
nisse streng"  begrenzte,  den  Fideicommissen  aber,  die  mehr  aus 
dem  [blossen]  Willen  des  Verstorbenen  hervorgingen,  eine  aus- 
gedehntere Wirksamkeit  nachliess,  so  haben  Wir  für  nöthig 
erachtet,  alle  Vermächtnisse  den  Fideicommissen  gleichzusetzen, 
so  dass  gar  kein  Unterschied  zwischen  ihnen  sei,  sondern  was 
den  Vermächtnissen  fehlt,  aus  der  Natur  der  Fideicommisse 
ergänzt  werde,  und  wenn  sich  noch  in  [der  Lehre  von]  den 
Vermächtnissen  etwas  findet,  dies  auch  auf  das  Wesen  der 
Fideicommisse  ausgedehnt  sein  solle.  Um  jedoch  bei  den 
ersten  Anfangslehren  der  Gesetze  durch  eine  vermischte  Dar- 
stellung [beider]  den  studirenden  Jünglingen  keine  Schwierig- 
keiten zu  bereiten,  so  haben  Wir  es  der  Mühe  werth  gehal- 
ten, für  jetzt  zuerst  von  den  Vermächtnissen  und  dann  von 
den  Fideicommissen  zu  handeln,  so  dass,  wenn  ihnen  die 
Natur  beider  Rechtslehren  bekannt  geworden,  sie  vorbereitet 
und  mit  geübterer  Fassungskraft  die  vermischte  Behandlung1 
beider  verstehen  können.  4.  Es  kann  aber  nicht  blos  eine 
Sache  des  Testators,  oder  des  Erbe«,  sondern  auch  eine  fremde 
vermacht  werden,  so  dass  der  Erbe  genö'thigt  ist,  sie  zu  kau- 
fen und  [dann]  zu  gewähren,  oder,  wenn  er  sie  nicht  kaufen 
kann,  ihren  Werth  zu  erstatten.  Ist  es  aber  eine  vom  Handel 
ausgeschlossene  Sache,  so  67)  braucht  nicht  einmal  deren  Werth 
entrichtet  zu  werden;  z.B.  wenn  Jemand  das  Marsfeld,  oder 
kaiserliche  Gebäude  B8),  oder  Tempel,  oder  was  sonst  zum 
allgemeinen  Gebrauch  bestimmt  ist,  vermacht  hat;  denn  ein 
solches  Vermächtniss  gilt  nicht.  Dass ,  wie  Wir  gesagt  haben, 
eine  fremde  Sache  vermacht  werden  könne,  ist  so  zu  verstehen, 
wenn  der  Verstorbene  wusste,  dass  es  eine  fremde  Sache  sei, 
nicht  aber,  wenn  er  es  nicht  wusste.  Denn  hätte  er  es  ge- 
wusst,  dass  die  Sache  eine  fremde  sei,  so  hätte  er  sie  viel- 
leicht nicht  vermacht;  dies  hat  der  verewigte  Kaiser  Pius 
verordnet.  Und  es  ist  wahr,  dass  der  Kläger,  d.h.  der  Ver- 
mächtnissberechtigte, beweisen  muss,  dass  der  Verstorbene  ge- 
wusst  habe,  er  vermache  eine  fremde  Sache,  und  nicht  der  Erbe 
zu  beweisen  nöthig  hat,  dass  derselbe  nicht  gewusst  habe, 
dass  es  eine  fremde  sei,  weil  stets  dem,  welcher  klagt69), 
die  Notwendigkeit  des  Beweises  obliegt.  5.  Auch  wenn  Je- 
mand eine  seinem  Gläubiger  verpfändete  Sache  vermacht,  muss 


67)  Die  hier  folgenden  Worte  unseres  Textes :  nec  adipiscipoiesl, 

werfe  ich  mit  Sehr,  heraus. 
68;  basilica,  es  dürften  Justizgebäude  zu  verstehen  sein. 
69)  Agil:  reus  ejeeipiendo  fit  actor ;   agere  heisst  in  Bezug 

hierauf  überhaupt:  vermöge  einer  eiuseitigen  Behauptung 

etwas  fordern. 

C* 
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nie  der  Erbe  einlösen;  aber  auch  in  diesem  Fall  gilt  dasselbe, 
wie  bei  einer  fremden  Sache,  dass  der  Erbe  nur  dann  einzu- 
lösen nöthig  hat,  wenn  der  Erblasser  wusste,  dass  die  Sache 
verpfändet  sei  ;  dies  haben  die  verewigten  Kaiser  Severus 
und  Antoninus  verordnet.  Will  aber  der  Erblasser,  dass 
der  Vermächtnissberechtigte  die  Einlösung  besorgen  soll,  und 
hat  er  dies  ausdrücklich  gesagt,  so  hat  es  der  Erbe  nicht  nö- 
thig. (5.  Ist  eine  fremde  Sache  vermacht,  jedoch  der  Ver- 
machfnissberechtigte  noch  bei  Lebzeiten  des  Testators  Eigen- 
tlicher davon  geworden,  so  kann  er,  wenn  er  sie  gekauft 
hat,  mit  der  Klage  aus  dem  Testamente  den  Werth  verlangen; 
hat  er  sie  umsonst  erhalten,  z.  B.  durch  Schenkung,  oder 
einen  andern  ahnlichen  Grund,  so  kann  er  nicht  klagen. 
Denn  es  ist  eine  alte  Regel,  dass  zwei  bereichernde  Gründe 
auf  dieselbe  Person  und  dieselbe  Sache  nicht  zusammen trelfen 
können.  Wenn  aber  Jemandem  dieselbe  Sache  aus  zwei  Te- 
stamenten gebührt,  so  kommt  es  hiernach  darauf  an,  ob  er 
die  Sache  oder  den  Werth  aus  dem  Testamente  erhalten  hat ; 
im  ersten  Fall  kann  er  nicht  klagen,  weil  er  die  Sache  schon 
aus  einem  bereichernden  Grunde  erhalten  hat ;  im  letztern  Fall 
kann  er  klagen.  7.  Auch  eine  solche  Sache,  die  noch  nicht 
in  der  Welt  ist,  aber  sein  wird,  kann  gültigerweise  vermacht 
werden,  z.  B.  Früchte,  die  auf  einem  gewissen  Landgute 
wachsen  werden,  oder  Kinder,  welche  eine  gewisse  Sclavin 
gebaren  wird.  8.  Ist  dieselbe  Sache  Zweien  zusammen  oder 
nicht  zusammen  vermacht  worden,  so  wird,  wenn  beide  das 
Vermachtniss  annehmen,  dasselbe  unter  sie  getheilt ;  lallt  der 
eine  [dadurch]  weg,  dass  er  das  Vermachtniss  entweder  aus- 
schlägt, oder  bei  Lebzeiten  des  Testators  stirbt,  oder  sonst 
auf  irgend  eine  Weise  austritt,  so  fällt  das  Ganze  auf  den  Ver- 
mächtnissberechtigten. Zusammen  wird  etwas  vermacht, 
wenn  Jemand  so  sagt:  dem  Titius  und  Sejus  vermache 
ich  den  Sclaven  Stichus;  nichtzusammen  so: 
dem  Titius  vermache  ich  den  Sclaven  Stichus, 
dem  Sejus  vermache  ich  den  Sclaven  Stichus; 
selbst  wenn  man  sagt:  denselben  Sclaven  Stichus,  so 
wird  doch  das  Vermachtniss  als  getrennt  angesehen.  9.  W  enn 
Jemandem  ein  fremdes  Landgut  vermacht  worden  ist,  und  er 
die  Eigenheit  mit  Ausschluss  des  Niessbrauchs  gekauft  und 
nachher  auch  diesen  erlangt  hat,  darauf  aber  aus  dem  Testa- 
mente klagt,  so  sagt  Julianus,  könne  er  mit  Recht  klagen 
und  das  Landgut  fordern,  weil  der  Niessbrauch  in  der  Forde- 
rung dann  die  Stelle  einer  Dienstbarkeit  einnimmt,  es  aber  in 
der  Amtspflicht  des  Richters  liege,  die  Erstattung  der  Würde- 
rung  [der  Eigenheit  von  Seiten  des  Erben  an  den  Vermächtniss- 
berechligten]  mit  Ausschluss  der  des  Niessbrauches  zu  verfügen. 
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10.  Wenn  man  Jemandem  seine  eigene  Sache  vermacht,  so 
ist  das  Vermächtniss  unnütz,  weil  das,  was  Jemandem  schon 
gehört,  nicht  mehr  erst  sein  werden  kann,  und  selbst  wenn 
er  sie  veräussert  hat,  findet  keine  Verpflichtung",  weder  auf 
die  Sache,  noch  deren  Werth  Statt.  II.  Hat  Jemand  seine 
eigene  Sache  als  eine  fremde  vermacht,  so  gilt  das  Vermacht- 
niss, denn  die  Wahrheit  geht  dem  Dafürhalten  vor;  dasselbe 
gilt  auch,  wenn  er  geglaubt  hat,  dass  sie  dem  Vermächtniss- 
berechtigten  gehöre,  weil  eine  Möglichkeit  entsteht,  den  Wil- 
len des  Testators  wirksam  zu  machen. 

12.  Hat  der  Testator  eine  ihm  gehörige  Sache  vermacht, 
sie  aber  nachher  veräussert,  so  glaubt  Celsus,  dass  wenn  er 
sie  nicht  in  der  Absicht  verkauft  hat,  [das  Vermachtniss]  zu- 
rückzunehmen, sie  nichts  desto  weniger  verabreicht  werden 
müsse;  dasselbe  haben  die  verewigten  Kaiser  Severus  und 
Antoninus  bestimmt.  Dieselben  verordneten  auch,  dass 
wenn  Jemand  nach  Errichtung  eines  Testaments  Grundstücke, 
die  er  vermacht  hatte,  verpfändet  hat,  das  Vermachtniss  nicht 
für  zurückgenommen  anzusehen  sei,  und  der  Vermächtniss- 
berechtigte daher  den  Erbeu  auf  Wiedereinlösung  der  Grund- 
stücke vom  Gläubiger  belangen  könne.  Wenn  aber  Jemand 
einen  Theil  einer  vermachten  Sache  veräussert  hat,  so  wird 
der  nicht  veräusserte  Theil  jedenfalls,  der  veräusserte  aber  nur 
dann  geschuldet,  wenn  derselbe  nicht  in  der  Absicht  veräus- 
sert worden  ist,  ihn  [dem  Vermächtnissinhaber]  zu  entziehen. 
13.  Wenn  Jemand  seinem  Schuldner  den  Erlass  [seiner  Ver- 
bindlichkeit] vermacht,  so  ist  das  Vermachtniss  gültig,  und 
der  Erbe  kann  dann  weder  vom  Schuldner,  noch  von  seinem 
Erben,,  noch  von  einem  Andern,  der  an  Erben- Stelle  getreten 
ist,  [etwas]  verlangen.  Er  selbst  aber  kann  vom  Schuldner 
auf  Erlass  belangt  werden.  Auch  kann  man  seinem  Erbeu 
nur  auf  eine  bestimmte  Zeit  befehlen,  [die  Schuld]  nicht  zii 
verlangen.  14.  Wenn  umgekehrt  der  Schuldner  seinem  Gläu- 
biger das  vermacht,  was  er  ihm  schuldet,  so  ist  das  Vermacht- 
niss unnütz,  sobald  darunter  nichts  weiter,  als  in  der  Schuld 
begriffen  ist,  weil  er  durch  das  Vermachtniss  sonst  um  nichts 
mehr  hat.  Hat  er  ihm  aber  eine  erst  zu  einem  künftigen  Ter- 
min fällige,  oder  eine  bedingte  Schuld  unbedingt  vermacht,  so 
gilt  das  Vermachtniss,  wegen  der  Vergegenwärtigung.  Wenn 
aber  der  Termin  oder  die  Bedingung  noch  bei  Lebzeiten  des 
Testators  eingetreten  ist,  so  schreibt  Papinianus,  dass  das 
Vermachtniss  nichts  desto  weniger  gelte,  weil  es  einmal  be- 
stand, und  dies  ist  ganz  richtig.  Denn  die  Meinung,  dass 
das  Vermachtniss  darum  erloschen  sei,  weil  es  in  den  Fall 
versetzt  sei,  wo  es  nicht  entstehen  könne,  ist  unanwendbar, 
15.  Wenn  der  Ehemann  seiner  Frau  die  Mitgift  vermacht  hat, 
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so  gilt  das  Vermachtniss,  weil  das  Vermachtniss  eine  timfas- 
eeiulere  Wirkung'  hat ,  als  die  Klage  wegen  der  Mitgift ;  hat 
er  ihr  aber  die  Mitgift  vermacht,  ohne  eine  solche  empfangen 
zu  haben,  so  verordneten  die  verewigten  Kaiser  Severus 
und  An  tonin us,  dass,  wenn  er  sie  ohne  Zusatz  vermacht 
habe,  das  Vermachtniss  unnütz  sei,  wenn  aber  mit  dem  Bei- 
satz einer  Summe,  oder  eines  bestimmten  Gegenstandes,  oder 
wenn  auf  die  Ehestiftung  bei  demselben  Rücksicht  genommen 
worden,  so  gelte  das  Vermachtniss.  16.  Wenn  eine  vermachte 
Sache  ohne  Zuthun  des  Erben  verloren  geht,  so  trifft  der  Schade 
den  Vermächtnissberechtigten.  Ist  ein  vermachter  fremder  Sclav 
ohne  Zuthun  des  Erben  aus  der  Gewalt  entlassen  worden,  so 
ist  der  Erbe  auch  nicht  weiter  gebunden.  Ist  aber  ein  Sclav 
des  Erben  vermacht  und  von  ihm  selbst  freigelassen  worden, 
so  bleibt  er  verbindlich,  wie  Julianus  schreibt,  und  es  ist 
gleich,  ob  er  es  gewusst  oder  nicht  gewusst,  dass  er  vermacht 
worden  sei.  Selbst  wenn  er  den  Sclaven  einem  Andern  ge- 
schenkt, und  der,  dem  er  geschenkt  worden,  ihn  freigelassen 
hat,  bleibt  der  Erbe  gehalten,  auch  wenn  er  nicht  weiss, 
dass  er  vermacht  worden  ist.  17.  Wenn  Jemand  Sclavinnen 
mit  ihren  Kindern  vermacht  hat,  so  gehören  die  Kinder  zum 
Vermachtniss,  wenn  auch  die  Sclavinnen  gestorben  sind.  Das- 
selbe ist  der  Fall,  wenn  Sclaven  mit  ihren  Untersclaven  ver- 
macht worden  sind ;  denn  wenn  auch  die  erstem  gestorben  sind, 
so  gehören  die  letztern  doch  zum  Vermachtniss.  Ist  aber  ein 
Sclav  mit  seinem  Sondergute  vermacht  worden ,  so  erlischt  das 
Vermachtniss  des  letztern  mit  dem  Tode  oder  der  Freilassung 
oder  Veräusserung  des  erstem.  Dasselbe  ist  der  Fall,  wenn 
ein  Landgut  mit  dem  Beilass  oder  der  Einrichtung  7  °)  ver- 
macht worden  ist;  denn  ist  das  erste  veräussert,  so  erlischt 
das  Vermachtniss  des  letztem  mit.  18.  Ist  eine  Heerde  ver- 
macht worden,  und  nachher  bis  auf  ein  einziges  Schaaf,  das 
übrig  geblieben,  herabgekommen,  so  kann  dieses  verlangt  wer- 
den. Wenn  eine  Heerde  vermacht  wrorden  ist,  so  gehören  auch 
diejenigen  Schaafe ,  welche  nach  der  Errichtung  des  Testaments 
zur  Heerde  kommen ,  zum  Vermachtniss ,  wie  Julianus 
schreibt.  Denn  der  Heerdenbestand  ist  ein  Ganzes ,  das  aus 
mehrern  Köpfen  besteht,  wie  ein  Gebäude  ein  aus  den  zu- 
sammenhängenden Steinen  bestehendes  Ganzes  bildet.  Auch 
Wenn  ein  Gebäude  vermacht  worden,  so  gehören  die  Säulen 
und  der  Marmor,  die  nach  der  Errichtung  des  Testaments 
dazugekommen  sind,  zum  Vermächtniss.  19.  Wenn  das  Son- 
dergut [eines  Sclaven]  vermacht  worden  ist,  so  gereicht  ohne 
Zweifei  Das,   was  bei  Lebzeiten  des  Testators  noch  dazu 


70)  S.  L%.  XXXIII.  7. 
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kommt  oder  davon  abgeht,  dem  Vermächtnissberechtigfen  zum 
Vortheil  oder  zum  INaehtheil.  20.  Was  der  Sclav  nach  des* 
Testators  Tode  vor  geschehenem  Erbantritt  erwirbt,  gehört, 
wie  Juli  an  us  sagt,  wenn  er  freigelassen  und  ihm  sein  Son- 
dergut selbst  vermacht  worden  ist,  alles,  was  vor  dem  Erb- 
schaftsantritt erworben  worden  ist,  demselben  als]  \ermächt- 
nissberechtigten,  weil  der  Zeitpunkt  dieser  Art  von  Vermächt- 
nissen mit  dem  Erbschaftsantritt  anhebt ;  ist  aber  einem  Frem- 
den das  Soudergut  des  Sclaven  vermacht,  so  gehört  jener  [Er- 
werb] nicht  zum  Vermächtniss ,  es  wäre  denn  das  Sondergut 
durch  zu  ihm  gehörige  Stücke  [selbst]  vermehrt  worden.  Dem 
freigelassenen  [Sclaven]  gehört  aber  sein  Sondergut,  wenn  es 
ihm  nicht  vermacht  worden  ist,  nicht,  ob  es  gleich,  dafern 
[sein  Herr]  ihn  noch  bei  seinen  Lebzeiten  freilasst,  genügt, 
wenn  er  es  ihm  nicht  nimmt ;  dies  haben  die  verewigten  Kai- 
ser Severus  und  Antonin us  rescribirt.  Dieselben  be- 
stimmten auch ,  dass , .  wenn  das  Sondergut  dem  Sclaven  ver- 
macht worden ,  ein  Forderungsrecht  der  auf  Rechnung  seines 
Herrn  verwendeten  Gelder  nicht  als  dazu  gehörig  angesehen 
werde;  sie  verordneten  auch,  dass  das  Sondergut  als  vermacht 
anzusehen  sei,  wenn  [vom  Testator]  befohlen  worden  ist,  dass 
der  [Sclav]  nach  abgelegter  Rechnung  frei  sein  und  davon  den 
Vorrath  herausgeben  solle.  21.  Es  können  aber  sowohl  körper- 
liche als  unkörperliche  Sachen  vermacht  werden,  und  daher 
auch  das,  was  Jemand  dem  Testator  verschuldet,  so  dass  der 
Erbe  dem  Vermächtnissberechtigten  die  Klage  abtreten  muss, 
es  hatte  denn  der  Testator  noch  bei  seinen  Lebzeiten  das  Geld 
eingezogen,  denn  in  diesem  Fall  erlischt  das  Vermachtniss. 
Es  gilt  auch  folgendes  Vermachtniss :  mein  Erbe  soll  Je- 
nem sein  Haus  wieder  ausbessern  lassen,  oder  Je- 
nes Schulden  bezahlen.  22.  Ist  im  Allgemeinen  ein  Sclav 
oder  eine  Sache  vermacht,  so  hat  der  Vermäch tnissberechligte, 
wenn  der  Testater  nichts  Anderes  bestimmt  hat,  die  Wahl. 
23.  Ein  Vermachtniss  der  Wahl  71),  d.  Ii.  wo  der  Testator 
von  seinen  Sclaven  oder  andern  Sachen  dem  Vermächtniss- 
berechtigten zu  wählen  überlassen  hatte,  begriff  [sonst]  eine 
Uedingung  in  sich,  und  wenn  daher  der  Vermächtnissbereclitigte 
bei  seinen  Lebzeiten  nicht  gewählt  hatte,  so  ging  das  Ver- 
machtniss auf  seinen  Erben  nicht  über.  Nach  einer  von  Uns 
erlassenen  Constitution  ist  hier  eine  Verbesserung  getroffen  und 
dem  Erben  des  Vermächtnissberechtigten  die  Eriaubniss  gegeben 

71)  Optio  ist  im  Allgemeinen  dasselbe,  was  electh,  wird  die- 
ser aber  zuweilen  entgegengesetzt;  verniuthlich  ist  etwa  eine 
förmlichere,  feierlichere  Wahl  verstanden.  Einige Ueberbleibsel 
davon  sind  in  Fr.  10.  de  legätis  I.  Ftv5  §.  1#.  de  Opt. 
et  eh  leg:  s.  Fr.  77.  de  Ii.  J.  zu  iiuden;  s.  Sehr. 
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worden  —  einen  Sclaven  —  zu  wählen,  wenn  die«  auch  der 
Vennächtnissberechtigte  bei  seinen  Lebzeiten  nicht  gethan  hatte. 
Nach  reih* icher  Ueberlegung  ist  auch  dies  Unserer  Constitution 
noch  hinzugefügt  worden,  dass,  wenn  entweder  mehrere  Ver- 
mächtnissberechtigte, denen  die  Wahl  überlassen  ist  und  die 
über  das  zu  wählende  Stück  uneinig  sind,  oder  mehrere  Er- 
ben eines  Vennächtnissberechtigten  vorhanden  sind,  und  diese 
über  die  zu  treffende  Wahl  nicht  übereinstimmen,  indem  jeder 
ein  anderes  Stück  will ,  damit  das  Vermächtniss  nicht  verloren 
gehe  (was  die  meisten  Rechtsgelehrten  nicht  eben  aus  Wohl- 
wollen einführten),  das  Glück  der  Schiedsrichter  sein  und  das 
Loos  entscheiden,  und  dessen  Meinung,  den  es  trifft,  bei  der 
Wahl  den  Vorzug  haben  soll. 

24.  Nur  demjenigen  kann  aber  etwas  vermacht  werden, 
der  testamentsfähig  ist.  26.  Unbestimmten  Personen  konnte 
sonst  weder  ein  Vermächtniss  noch  ein  Fideicommiss  hinter- 
lassen werden;  selbst  ein  Soldat  konnte,  wie  der  verewigte 
Kaiser  Hadrian  us  verordnete ,  keiner  unbestimmten  Person 
etwas  hinterlassen.  Für  eine  unbestimmte  Person  hielt  man 
aber  die,  welche  der  Testator  nach  einem  unbestimmten  Be- 
griff dachte,  z.  B.  wenn  Jemand  so  sagte:  wer  meinem 
Sohn  seine  Tochter  zur  Gattin  giebt,  dem  soll 
mein  Erbe  dieses  oder  jenes  Landgut  geben. 
Auch  das,  was  denen  hinterlassen  wird,  die  nach  der 
Testamentserrichtung  als  die  nächsten  Consulen 
gewählt  würden,  ward  nicht  minder  als  einer  unbestimm- 
ten Person  vermacht  angesehen,  und  so  giebt  es  noch  viele 
andere  Fälle  dieser  Art.  Selbst  die  Freiheit  konnte  keiner 
unbestimmten  Person  gegeben  werden,  weil  man  annahm, 
dass  die  Sclaven  namentlich  freigelassen  werden  müssten. 
Unter  einer  bestimmten  Bezeichnung,  d.  h.  einer  unbestimm- 
ten, von  mehreren  bestimmten  Personen,  konnte  gültig  etwas 
vermacht  werden,  z.  B.  wer  von  meinen  jetzt  leben- 
den Verwandten  meine  Tochter  heirathet,  dem 
soll  mein  Erbe  dies  oder  jenes  geben«  Unbestimm- 
ten Personen  hinterlassene  und  aus  Irrthum  ausgezahlte  Ver- 
mächtnisse und  Fideicommisse  können  aber  nach  den  kaiser- 
lichen Constitutionen  nicht  zurückgefordert  werden.  26.  Auch 
konnte  einem  fremden  Nachgeborenen  nichts  vermacht  werden. 
Ein  fremder  Nachgeborener  ist  aber  der,  welcher,  wenn  er 
geboren  ist,  nicht  Notherbe  des  Testators  wird.  Daher  war 
ein  von  einem  aus  der  Gewalt  entlassenen  Sohn  empfangener 
Enkel  für  den  Grossvater  ein  fremder  Nachgeborener. 

27.  Aber  auch  dieser  Rechtstheil  ist  nicht  ohne  gerechte 
Verbesserung  geblieben,  indem  in  Unserm  Codex  eine  Consti- 
tution steht,  wodurch  Wir  hierfür  nicht  nur  bei  Erbschaften, 
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sondern  auch  bei  Vermächtnissen  und  Fideicommissen  Abhülfe 
getroffen  haben,  was  deutlicher  erhellt,  wenn  man  diese  Con- 
stitution liest.  Ein  unbestimmter  Vormund  kann  jedoch  auch 
nach  Unserer  Constitution  nicht  bestellt  werden,  weil  jeder 
für  die  Vormundschaft  seiner  Nachkommen  mit  bestimmter  Ent- 
scheidung" Sorge  tragen  muss.  28.  Zum  Erben  konnte  ein 
fremder  Nachgeborener  aber  sowohl  ehedem  als  jetzt  eingesetzt 
werden72),  er  befinde  sich  denn  im  Schooss  einer  Person, 
die  nach  unsertn  Rechte  nicht  Ehefrau  des  Testators  werden 
kann.  29.  Hat  [der  Testator]  im  Namen,  Zu-  oder  Vornamen 
des  Vermächtnissberechtigten  geirrt,  so  gilt  das  Vermächtnis» 
nichts  desto  weniger,  wenn  die  Person  gewiss  ist.  Dasselbe 
gilt,  und  mit  Recht,  von  dem  Erben.  Denn  die  Namen  sind 
zur  Bezeichnung  der  Menschen  erfunden,  und  es  ist  gleich, 
wenn  sie  auf  irgend  eine  andere  Weise  verstanden  werden. 
30.  Diesem  steht  zunächst  die  Rechtsregel,  dass  ein  Vermächt- 
niss  durch  falsche  Bezeichnung  nicht  vereitelt  werde,  z.  B. 
wenn  man  so  vermacht:  meinem  geborenen  Hausscla- 
ven  Stich  us  gebe  und  vermache  ich;  denn  hier  gilt 
das  Vermächtniss ,  wenn  er  auch  kein  geborener  Haussclav, 
sondern  ein  gekaufter  ist,  sobald  nur  über  den  Sclaven  selbst 
kein  Zweifel  obwaltet.  Ebenso  gilt  das  Vermächtniss,  wenn 
man  so  gesagt  hat:  den  Sclaven  Stichus,  den  ich  vom 
Sejus  gekauft  habe,  und  er  von  einem  Andern  gekauft 
worden  ist,  sobald  man  über  den  Sclaven  gewiss  ist. 

31.  Um  so  weniger  schadet  nun  dem  Vermächtniss  eine  falsche 
hinzugefügte  Ursache ,  z.  B.  wenn  einer  so  sagt :  ich  gebe  und 
vermache  dem  Titius,  der  in  meiner  Abwesenheit 
meine  Geschäfte  besorgt  hat,  den  Stichus,  oder  so: 
dem  Titius  gebe  und  vermache  ich,  weil  ich  durch 
seine  Ver t hei digung  von  einem  Capitalverbrechen 
freigesprochen  worden  bin,  den  Stichus;  hier  gilt 
das  Vermächtniss  doch ,  wenn  [Titius]  auch  niemals  die  Ge- 
schäfte des  Testators  geführt  hat,  oder  dieser  durch  dessen 
Vertheidigung  nicht  befreit  worden  ist.  Anders  ist  die  Sache, 
wenn  der  Grund  bedingungsweise  gestellt  ist,  z.  B.  wenn 
Titius  meine  Geschäfte  besorgt  hat,  so  gebe  und 
vermache  ich  ihm  das  Landgut. 

32.  Es  fragt  sich,  ob  man  dem  Sclaven  des  Erben  gülti- 
gerweise [etwas]  vermachen  kann.    Unbedingt  gestellt  ist  dies 


72)  Um  einen  Widerspruch  dieses  §.  mit  §.26  zu  heben,  erklärt 
Sa  in  in  et,  Hermencut.  p.  157,  den  erstem  (mit  Bezug  auf 
Duaren.  Lect.univers.  11.38)  von  <!er  prätorischen  Erb- 
folge, die  aber  die  Lehre  von  den  Vermächtnissen  nicht  be- 
rührte. Sehr,  weiss  von  der  Saminetschen  Erklärung  nichts, 
kommt  aber  zu  einem  ähnlichen  Resultat. 
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Vermächtniss  unnütz  und  Iij]ft  zu  nichts,  wenn  er  bei  Leb- 
zeiten des  Testators  aus  der  Gewalt  des  Erben  trat,  weil  das 
Vermächtniss,  welches,  wenn  der  Testator  gleich  nach  der 
Testamentserrichtung  gestorben  wäre,  ungültig:  gewesen  sein 
Würde,  nicht  dadurch  gültig  werden  kann,  dass  der  Testator 
länger  gelebt  hat.  Bedingungsweise  aber  wird  dem  Sclaven 
gültig  vermacht,  wenn  man  voraussetzt,  dass  er  zu  dem  Zeit- 
punkt, wo  der  Verfalltag  des  Vermächtnisses  eintritt,  nicht 
mehr  in  des  Erben  Gewalt  sei. 

33.  Umgekehrt  aber  ist  kein  Zweifel,  dass  wenn  ein 
Sclav  zum  Erben  eingesetzt  ist,  seinem  Herrn  auch  ohne  Be- 
dingung etwas  vermacht  werden  könne;  denn  wenn  der  Testa- 
tor auch  gleich  nach  der  Testamentserrichtung  stirbt,  so  wird 
doch  für  den,  der  Erbe  ist,  das  Vermächtniss  nicht  als  fällig* 
angenommen,  weil  die  Erbschaft  von  dem  Vermächtniss  ver- 
schieden ist  und  durch  den  Sclaven  ein  Anderer  Erbe  werden 
kann,  wenn  er  früher,  als  er  auf  Befehl  seines  Herrn  die 
Erbschaft  antritt,  in  die  Gewalt  eines  Andern  übergegangen 
oder  freigelassen  worden  ist  und  dann  selbst  Erbe  wird ;  in 
diesen  Fällen  gilt  das  Vermächtniss.  Bleibt  er  in  denselben 
Verhältnissen  und  tritt  er  auf  Befehl  des  Venn ä cht n iss b erech- 
tigten  an,  so  erlischt  das  Vermächtniss. 

34.  Vor  der  Erbeinsetzung  konnte  ehedem  nicht  vermacht 
werden,  weil  nämlich  die  Testamente  durch  die  Erbeinsetzung' 
erst  Kraft  erlangen,  und  dieselbe  daher  als  der  Haupttheil  und 
die  Grundlage  des  ganzen  Testaments  angesehen  wird.  Aus 
gleichem  Grunde  konnte  auch  die  Freiheit  vor  der  Erbeinsetzung' 
nicht  gegeben  werden.  Weil  Wir  es  aber  für  den  Kechts- 
begrill'en  zuwider  fanden,  sich  nach  der  Ordnung  der  Schrift 
zu  richten,  was  auch  den  Alten  selbst  schon  tadelnswürdig 
schien,  den  Willen  des  Testators  aber  hintenanzusetzen,  so 
haben  Wir  durch  eine  von  Uns  erlassene  Constitution  auch 
diesen  Mangel  verbessert,  so  dass  es  erlaubt  ist,  sowohl  vor 
der  Erbeinsetzung,  als  mitten  unter  den  Erbeinsetzungen  ein 
Vermächtniss  zu  hinterlassen,  und  um  so  mehr  die  Freiheit, 
Welche  noch  mehr  begünstigt  wird.  35.  Ein  Vermächtniss, 
[das  erst]  nach  dem  Tode  des  Erben  oder  Vermächtnissberech- 
tigten [in  Wirkung  treten  sollte],  war  ebenfalls  ungültig*, 
z.  B.  wenn  einer  so  sagt:  wenn  mein  Erbe  todt  ist, 
g-ebe  und  vermache  ich,  oder:  den  Tag,  ehe  mein 
Erbe  oder  der  Vermächtnissberechtigte  stirbt. 
Wir  haben  aber  auch  dies  auf  ähnliche  Weise  verbessert  und 
haben  dieser  Art  Vermächtnisse  nach  Analogie  der  Fideicomniisse 
Gültigkeit  gegeben,  damit  der  Zustand  der  Vermächtnisse  nicht 
gegen  den  der  Fideicommisse  zurückstehe. 

36.  Auch  zur  Strafe  konnte  kein  Vermächtniss  gegeben* 
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oder  genommen  oder  übertragen  werden.  Zur  Strafe  wird  das- 
jenige als  vermacht  angesehen,  was,  um  den  Erben  zu  zwin- 
gen, hinterlassen  worden  ist,  damit  er  etwas  um  so  mehr 
thue,  oder  unterlasse,  z.  B.  wenn  einer  so  geschrieben  hat: 
wenn  mein  Erbe  seine  Tochter  dem  Titius  zur 
Frau  giebt,  oder  umgekehrt,  wenn  er  sie  ihm  nicht 
giebt,  so  soll  er  dem  Sejus  zwölf  Goldstücke  ge- 
ben,  oder  so:  wenn  mein  Erbe  seinen  Sclaven  Sti- 
chus  veräussert,  oder  umgekehrt,  wenn  er  ihn  nicht 
veräussert,  so  soll  er  dem  Titius  zehn  Goldstücke 
geben.  Diese  Regel  wnrde  soweit  beobachtet,  dass  in  sehr 
vielen  kaiserlichen  Constitutionen  zu  erkennen  gegeben  worden, 
dass  der  Kaiser  selbst  das  nicht  anerkenne,  was  ihm  wegen 
einer  Strafe  vermacht  worden  ist ;  selbst  aus  einem  Soldaten- 
testament galten  diese  Vermächtnisse  nicht,  wenn  schon  man 
sonst  den  Willen  der  Soldaten  bei  ihrer  Testanientserrichtung 
stets  aufrecht  zu  erhalten  suchte ;  ja  sogar  die  Freiheit  konnte 
zur  Strafe  nicht  gegeben  werden.  Desto  weniger  glaubte  Sa- 
binus,  dass  ein  Erbe  zur  Strafe  hinzugefügt  werden  könne, 
wenn  z.B.  Jemand  so  sage:  Titius  soll  mein  Erbe  sein; 
wenn  Titius  seine  Tochter  an  den  Sejus  verhei- 
rathet,  so  soll  dieser  auch  Erbe  sein.  Denn  es  war 
kein  Unterschied,  durch  welchen  Grund  Titius  gezwungen 
ward,  ob  durch  Ablesung*  eines  Vermächtnisses  oder  Beifügung1 
eines  Erben. 

Diese  Schwierigkeit  missfiel  Uns,  und  Wir  haben  daher 
verordnet,  dass  überhaupt  das,  was  hinterlassen  wird,  wenn 
es  auch  zur  Strafe  gegeben  oder  genommen,  oder  auf  einen 
Andern  übertragen  ist,  von  den  andern  Vermächtnissen  nicht 
unterschieden  sein  solle,  weder  im  Geben,  noch  im  Nehmen, 
noch  im  Uebertragen,  ausgenommen  natürlich  das,  was  un- 
möglich, was  gesetzlich  verboten,  oder  sonst  verwerflich  ist. 
Denn  der  Geist  unserer  Zeit  verbietet  die  Gültigkeit  dieser  Art 
von  Verfügungen  der  Testatoren. 

Einundzwanzigster  Titel. 

De  ademiione  et  translat  ione  legalorum, 
{JF on  der  Zurücknahme  und  der  TJebertragung  der  Vermächtnisse 
auf  Andere.) 

Die  Zurücknahme  der  Vermächtnisse  gilt,  möge  sie  in 
demselben  Testamente  geschehen  oder  in  einem  Cociicill ;  mag 
sie  mit  widersprechenden  Worten  geschehen,  z.B.  wenn,  was 
Jemand  mit  diesen  Worten:  ich  gebe  und  vermache, 
vermacht  hat,  mit  diesen:  ich  gebe  nicht  und  vermache 
nicht,  oder  mit  nicht  widersprechenden,  d.  h.  mit  antlern 
beliebigen  Worten,  genommen  wird.     1.  Ein  Vermächtnis 
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kann  auch  von  Einem  auf  den  Andern  übertragen  werden, 
z.  B.  wenn  Jemand  so  gesagt  hat :  den  Sclaven  Stichus, 
den  ich  dem  Titius  vermacht  habe,  gebe  und  ver- 
mache ich  dem  S  e j  u  s  ;  mag-  er  es  in  demselben  Testament 
oder  in  einem  Codicill  ihun.  Für  diesen  Fall  wird  angenom- 
men, dass  er  dem  Titius  genommen  und  zugleich  dem  Sejus 
gegeben  sei. 

Zweiundzwanzigster  Titel. 
De     lege  Falcidia» 
{Vom  Falcidischen  Gesetz} 

Es  ist  noch  übrig,  dass  Wir  vom  Falcidischen  Gesetz 
handeln,  wodurch  neuerlich  den  Vermachtnissen  eine  Ein- 
schränkung auferlegt  worden  ist.  Denn  da  ehedem  nach  dem 
Zwölftafelgesetz  die  Freiheit,  zu  vermachen,  unbeschränkt  war, 
so  dass  man  sogar  sein  ganzes  Vermögen  zu  Vermächtnissen 
verwenden  konnte,  weil  es  in  jenem  Gesetz  so  hiess :  wie 
man  von  seinem  Vermögen  vermacht,  so  soll  es 
Recht  sein,  so  schien  es  gut,  diese  Freiheit  des  Vermachens 
zu  begrenzen,  und  dies  ist  der  Testatoren  selbst  wegen  ge- 
schehen ,  weil  sie  meistens  [nun]  ohne  Testament  starben ,  in- 
dem die  eingesetzten  Erben  für  einen  geringen  oder  gar  kei- 
nen Vortheil  den  Erbantritt  verweigerten.  Nachdem  hierüber 
sowohl  das  Furische  als  das  Voconische  Gesetz  gegeben 
worden ,  deren  keines  hinreichend  und  die  Sache  erschöpfend 
schien,  so  ist  zuletzt  das  Falcidische  Gesetz  gegeben  und 
dadurch  verordnet  worden,  dass  man  nicht  mehr  als  drei  Vier- 
theile von  dem  ganzen  Nachlass  solle  vermachen  dürfen,  d.  h. 
dass,  es  mögen  ein  oder  mehrere  Erben  eingesetzt  sein,  ihm 
oder  ihnen  ein  Viertheil  verbleiben  solle.  1.  Da  nun  hier  die 
Frage  entstand,  ob,  wenn  zwei  Erben,  z.  B.  Titius  und 
Sejus,  eingesetzt  waren,  und  des  Titius  Theil  durch  Ver- 
mächtnisse, die  er  namentlich  leisten  solle,  entweder  ganz  er- 
schöpft oder  über  die  Gebühr  belastet  war,  für  den  Sejus 
aber  entweder  gar  keine  [zu  erstattende]  Vermächtnisse  be- 
stimmt waren,  oder  [nur  solche,]  die  seinen  Antheil  nur  zur 
Hälfte  verringerten,  und  er  also  den  Viertheil  der  ganzen 
Erbschaft  oder  noch  mehr  erhalt,  dem  Titius  nichts  von  den 
Vermächtnissen ,  deren  Entrichtung  ihm  auferlegt  worden ,  zu- 
rückzubehalten erlaubt  sei  ?  so  hat  man  den  Grundsatz  ange- 
nommen ,  dass  er ,  um  den  Viertheil  seines  Antheils  unverkürzt 
zu  behalten,  dies  thun  dürfe,  denn  der  Sinn  des  Falcidi- 
schen Gesetzes  ist  auf  die  einzelnen  Erben  zu  beziehen. 

2.  Diejenige  Vermögensmasse,  welche  bei  der  Rechnung 
des  Falcidischen  Gesetzes  berücksichtigt  wird,  ist  die  zur 
Zeit  des  Todes  [des  Testators].  Wenn  daher  z.  B.  der,  welcher 
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ein  Vermögen  von  hundert  Goldstücken  besitzt,  ebensoviel  ver- 
macht, so  hilft  es  den  Vermächtnissberechtigten  nichts,  wenn 
vor  Antritt  der  Erbschaft  durch  dazu  gehörige  Sclaven ,  oder 
durch  Geburten  dahingehöriger  Sclavinnen,  oder  durch  Werfen 
des  Viehes  der  Erbschaft  soviel  zuwächst,  dass,  wenn  hun- 
dert Goldstücke  auf  die  Vermächtnisse  ausgeworfen  sind,  der 
!  Erbe  doch  das  Viertheil  der  Erbschaft  behalten  würde,  son- 
dern es  muss  nichts  desto  weniger  das  Vieriheil  von  den  Ver- 
mächtnissen abgezogen  werden.  Wenn  Jemand  umgekehrt 
fünfundsiebzig  vermacht  hat ,  und  vor  dem  Erbantritt  sein  Ver- 
mögen so  sinkt,  etwa  durch  Feuersbrunst,  Schiffbruch,  oder 
den  Tod  seiner  Sclaven ,  dass  ein  Bestand  von  nicht  mehr  als 
fünfundsiebzig- Goldstücken ,  oder  vielleicht  noch  weniger,  übrig 
bleibt,  so  findet  dennoch  volle  Verbindlichkeit  auf  die  Vermächt- 
nisse Statt.  Dieser  Umstand  ist  übrigens  dem  Erben,  welchem 
die  Erbschaft  auszuschlagen  freisteht,  nicht  nachtheilig,  sondern 
bewirkt,  dass  für  die  Vermächtnissberechtigten  die  Nothwendig- 
keit  erwächst ,  sich  mit  dem  Erben  auf  Antheile  zu  vergleichen, 
damit  sie  nicht,  wenn  das  Testament  verlassen  wird,  leer  aus- 
gehen. 3.  Wenn  aber  die  Rechnung  des  Falcidischen  Gesetzes 
angelegt  wird,  so  werden  zuvor  die  Schulden,  die  Begräbniss- 
kosten und  der  Werth  der  freigelassenen  Sclaven  abgezogen, 
und  dann  der  Rest  so  berechnet,  dass  ein  Viertheil  davon  bei 
dem  Erben  bleibe,  drei  Viertheile  aber  zwischen  den  Ver- 
mächtnissberechtigten ,  nach  Verhältniss  des  Antheils ,  der  jedem 
von  ihnen  vermacht  ist,  getheilt  werden.  Wenn  wir  daher 
annehmen,  dass  vierhundert  Goldstücke  vermacht  worden  sind, 
und  die  Summe  des  Nachlasses,  woraus  die  Vermächtnisse  aus- 
gezahlt werden  sollen,  [auch]  vierhundert  betrage,  so  muss 
den  einzelnen  Vermächtnissinhabern  das  Viertheil,  nehmen  wir 
an,  dass  dreihundertundfunfzig  vermacht  seien,  so  muss  das 
Achttheil ,  sind  fünfhundert  vermacht  worden ,  so  muss  zuerst 
das  Fünftheil  und  nachher  das  Viertheil  abgezogen  werden. 
Denn  zuerst  wird  das,  was  die  Nachlasssumme  übersteigt,  ab- 
gerechnet, nachher  aber,  was  von  derselben  dann  dem  Erben 
verbleiben  muss. 

Dreiundzwanzigster  Titel. 

D  e  fi  deicommissariis  hereditatibus, 
{Von  fideicommissarischen  Erbschaften.) 
Wir  wollen  nun  zu  den  Fideicommissen  7  3)  übergehen, 
und  zuerst  die  fideicommissarischen  Erbschaften  betrachten. 

73)  Man  hat  im  Deutschen  hierfür  auch  das  Wort  Treuverlass; 
allein  ich  glaube,  dass  „  Fideicommiss 46  den  Meisten  ver- 
ständlicher sein  wird.  Das  Verbum  fideicommiitcre  ist,  wo 
es  passend  schien,  übersetzt  worden. 
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1.  Ks  ist  zu  wissen,  dass  alle  Fidcicominisse  in  den  frü- 
hesten Zeilen  ungültig  gewesen  sind,  weil  Niemand  gegen 
seinen  AVillen  das,  warum  er  gebeten  wird,  zu  leisten  ge- 
zwungen wurde.  Wenn  man  nämlich  denjenigen,  denen  man 
eine  Erbschaft  oder  Vermächtniss  nicht  hinterlassen  konnte, 
[etwas]  hinterlassen  wollte,  so  überliess  (commiftebant)  man 
[dies]  der  Treue  (Jfdei)  solcher,  die  aus  dem  Testament  er- 
werben konnten.  Und  daher  kommt  die  Benennung-  Fidei- 
commisse  (Treuverlasse),  weil  sie  in  keiner  rechtlichen  Ver- 
bindlichkeit, sondern  nur  in  dem  Ehrgefühl  der  darum  Gebete- 
nen  beruheten.  Nachher  befahl  zuerst  der  verewigte  Kaiser 
Augustus  einmal,  und  dann  wiederholt,  durch  personliehe 
Begünstigung  bewogen,*  oder  weil  Einer  bei  seinem  Heil  ge- 
beten worden  sein  sollte ,  oder  wegen  ganz  besonderer  Untreue 
einiger  Personen ,  den  Consulen ,  ihre  Bestätigung  zu  ertheilen. 
Weil  dies  gerecht  und  nützlich  war,  so  verwandelte  es  sich 
nach  und  nach  in  eine  beständige  Gerichtsbarkeit,  und  man 
begünstigte  sie  so ,  dass  nach  und  nach  auch  ein  eigener  Prätor 
dazu  erwählt  ward,  um  über  die  Fideicommisse  Recht  zu  spre- 
chen, den  man  [deshalb]  den  fideicommissarischen  nannte. 

2.  Vorerst  ist  nun  zu  wissen ,  dass  ein  Erbe  auf  zu  Recht 
beständige  Weise  im  Testament  eingesetzt  und  dessen  Treue 
überlassen  worden  sein  müsse,  die  Erbschaft  einem  Andern 
herauszugeben,  denn  ein  Testament,  worin  Niemand  zum  Er- 
ben eingesetzt  ist,  gilt  nicht.  Wenn  also  Jemand  so  schreibt: 
Lucius  Titius  soll  Erbe  sein,  so  kann  er  hinzusetzen : 
ich  bitte  dich,  Lucius  Titius,  dass,  sobald  du 
meinen  Nachlass  antreten  kannst,  du  ihn  dem 
Gajus  Sejus  gebest  und  ausantwortest.  Man  kann 
auch  seinen  Erben  wegen  der  Herausgabe  eines  Theils  bitten, 
und  es  steht  frei,  ein  Fideicommiss  unbedingt  oder  bedingt, 
oder  von  einem  bestimmten  Tage  an  zu  hinterlassen.  3.  So- 
bald die  Erbschaft  herausgegeben  worden  ist,  bleibt  aber  der, 
welcher  sie  herausgegeben  hat,  nichts  desto  weniger  Erbe, 
der  aber,  welcher  sie  empfängt,  ward  zuweilen  als  Erbe,  zu- 
weilen als  Vermächtnissberechtigter  angesehen.  4.  Zu  den  Zei- 
ten des  Nero  ward  nun  unter  den  Consulen  Trebellius 
Maximus  und  Annaeus  Seneca  ein  Senatsbeschluss  erlas- 
sen, wodurch  eingeführt  wurde,  dass,  wenn  eine  Erbschaft 
in  Folge  eines  Fideicommisses  herausgegeben  werden  soll,  alle 
Klagen,  die  nach  bürgerlichem  Recht  für  oder  gegen  den  Er- 
ben vorhanden  sind,  dem  und  gegen  den  gegeben  werden  sol- 
len, dem  nach  dem  Fideicommiss  die  Erbschaft  ausgeantwortet 
worden  ist.  Nach  diesem  Senatsbeschluss  fing  der  Prätor  an, 
analoge  Klagen  dem  und  gegen  den ,  welcher  die  Erbschaft  in 
Empfang  nahm,  als  dem  Erben  und  gegen  den  Erben,  zu  ge- 
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ben.  5.  Weil  aber  die  eingesetzten  Erben,  wenn  sie  die  Erb- 
schaft entweder  ganz  oder  theiiweise  herauszugeben  gebeten 
wurden,  meist  ausschlugen,  eine  Erbschaft  wegen  gar  keines 
oder  eines  geringen  Vortheils  anzutreten  und  die  Fideicommisse 
dadurch  erloschen ,  so  beschloss  der  Senat  zur  Zeit  des  Kaisers 
Vespasianus  Augustus,  unter  den  Consulen  Pegasus 
und  Pusio,  dass  dem,  der  gebeten  worden,  die  Erbschaft 
herauszugeben,  erlaubt  sein  solle,  das  Viertheil  zurückzubehal- 
ten, wie  nach  dem  Falcidischeu  Gesetz  gestattet  wird,  das  Vier- 
theil von  den  Vermachtnissen  inuezub ehalten.  Ebenso  ist  an 
einzelnen  durch  ein  Fideicommiss  hinterlassen en  Sachen  der- 
selbe Abzug  erlaubt.  Nach  diesem  Senatsbeschluss  übernahm 
der  Erbe  die  Erbschaftslasten  selbst,  der  aber,  welcher  zufolge 
eines  Fideicommisses  einen  Theil  der  Erbschaft  empfing,  trat 
in  die  Verhältnisse  eines  Theilungs  -  Vermächtnissberechtigten, 
d.h.  eines  solchen,  dem  ein  Theil74)  des  Nachlasses  vermacht 
ward;  diese  Art  Vermächtnisse  heisst  Theilung,  weil  der 
Vermächtnissberechtigte  die  Erbschaft  mit  dem  Erben  theiite. 
Dieselben  Stipulationen ,  welche  daher  zwischen  dem  Erben  und 
dem  Theilungs  -  Vermächtnissberechtigten  eingegangen  zu  wer- 
den pflegten,  wurden  auch  zwischen  dem,  der  die  Erbschaft 
aus  einem  Fideicommiss  empfing,  und  dem  Erben  vollzogen, 
d.  h.  dass  Gewinn  und  Verlust  aus  der  Erbschaft  zu  verhältniss- 
mässigen  Antheilen  zwischen  ihnen  gemeinschaftlich  sein  sollte. 
6.  War  also  nun  der  eingesetzte  Erbe  nicht  mehr  als  drei  Vier- 
theile der  Erbschaft  herauszugeben  gebeten  worden,  so  ward 
die  Erbschaft  nach  dem  Trebellianische n  Senalsbeschluss 
ausgeantwortet  und  gegen  beide  die  Erbschaftsklageu  zu  ver- 
liältiiissmässigen  Antheilen  ertheilt ,  gegen  den  Erben  selbst 
nach  bürgerlichem  Recht,  gegen  den  aber,  der  die  Erbschaft 
empfing,  nach  dem  Trebellianischen  Senatsbeschluss, 
wie  wenn  er  Erbe  wäre.  War  er  aber  gebeten,  mehr  als 
drei  Viertheile,  oder  die  ganze  Erbschaft  herauszugeben,  so 
fand  der  Pegasianische  Senatsbeschluss  Anwendung,  und 
der  Erbe,  der  einmal  die  Erbschaft  angetreten  hatte,  (wenn 
es  nur  mit  seinem  Willen  geschehen  war,)  übernahm,  mochte 
er  das  Viertheii  zurückbehalten  oder  nicht  zurückbeh alten  ge- 
wollt haben,  sämmtliche  Erbschaftslasten  allein;  behielt  er  hin- 
gegen das  Viertheil  zurück,  so  wurden  Stipulationen  auf  den 
Antheil  eingegangen,  wie  zwischen  dem  Theilungs  -  Ver- 
mächtnissberechtigten und  dem  Erben,  gab  er  aber  die  ganze 
Erbschaft  heraus,  so  wurden  die  Stipulationen  einer  ge-  und 
verkauften  Erbschaft  vollzogen.  Weigerte  sich  der  eingesetzte 
Erbe,  die  Erbschaft  anzutreten,  unter  dem  Vorwande,  sie  sei 


74)  D.h.  eine  Quote. 
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ihm  als  nachtheilig  verdächtig ,  so  wird  nach  dem  Pegasia- 
11  i sehe ii  Senatsbeschluss  bestimmt,  dass  er  auf  Verlangen  des- 
sen ,  dem  er  [die  Erbschaft]  herauszugeben  gebeten  worden, 
dieselbe  auf  Befehl  des  Prätors  antrete  und  herausgebe,  daher 
auch,  wie  es  nach  dem  Ire  belli  an  i  sehen  Senatsbeschluss 
Rechtens  ist,  dem  und  gegen  den,  welcher  die  Erbschaft  em- 
pfangen hatte,  die  Klagen  gegeben  werden.  In  diesem  Fall 
bedarf  es  keiner  Stipulationen,  weil  zugleich  sowohl  dem, 
welcher  herausgiebt,  Sicherheit  geleistet  wird,  als  die  Erb- 
schaftsklagen für  und  wider  den  Empfänger  übergehen,  indem 
beide  Senatsbeschlüsse  hierin  übereinstimmen.  7.  Weil  aber 
die  aus  dem  Pegasianischen  Senatsbeschluss  entspringenden 
Stipulationen  schon  den  Alten  missfielen,  und  ein  Mann  von 
erhabenem  Geiste,  Papinianus,  dieselben  in  gewissen  Fäl- 
len Fallstricke  nennt,  Uns  aber  in  den  Gesetzen  die  Einfach- 
heit mehr  als  die  Schwierigkeit  gefällt,  so  haben  Wir,  nach 
Erwägung  aller  Aehnlichkeiten  und  Abweichungen  beider  Se- 
natsbeschlüsse,  bestimmt,  dass  der  Pegasianische,  welcher 
später  entstand,  aufgehoben  sein,  und  nur  der  Trebellia- 
nische allein  Gültigkeit  haben  solle,  so  dass  nach  diesem  die 
fideicommissarischen  Erbschaften  herausgegeben  werden ,  mag 
der  Erbe  nach  dem  Willen  des  Testators  das  Viertheil,  oder 
mehr,  oder  weniger,  oder  gar  nichts  haben,  so  dass  er  dann, 
wenn  ihm  nichts ,  oder  weniger  als  das  Viertheil  verbleibt, 
dasselbe,  oder  was  ihm  daran  fehlt,  kraft  Unserer  Auctorität, 
zurückbehalten,  oder  das  bereits  Bezahlte  [ihm  Fehlende]  nach 
dem  Trebellianischen  Senatsbeschluss  zurückverlangen  kann, 
während  die  Klagen  nach  den  verhältnissmässigen  Antheilen 
sowohl  gegen  den  Erben  als  den  Fideicommissberecht igten 
Platz  ergreifen.  W^enn  er  aber  die  ganze  Erbschaft  freiwillig 
herausgiebt,  so  gehen  alle  Erbschaftsklagen  für  oder  wider  den 
Fideicommissberechtigten  über.  Aber  auch  das,  was  dem  Pe- 
gasianischen Senatsbeschluss  vorzüglich  eigen  gewesen  war, 
dass  wenn  der  eingesetzte  Erbe  die  ihm  angetragene  Erbschaft 
anzutreten  ausschlug,  ihm  die  Nothwendigkeit  auferlegt  ward, 
dem  Fideicommissberechtigten,  wenn  dieser  wollte,  die  ganze 
Erbschaft  herauszugeben,  und  dann  alle  Klagen  für  und  wider 
denselben  übergehen  sollten,  übertragen  Wir  auf  den  Tre- 
bel lianis  ch  en  Senatsbeschluss,  so  dass  aus  diesem  allein 
dem  Erben  diese  Nothwendigkeit  obliegt,  wenn,  sobald  er 
selbst  [die  Erbschaft]  nicht  antreten  will,  der  Fideicommiss- 
berechtigte  die  Herausgabe  derselben  verlangt,  und  also  weder 
Gewinn  noch  Verlust  den  Erben  trifft.  8.  Es  ist  aber  gleich, 
ob  ein  Universalerbe  die  Erbschaft  ganz  oder  zur  Hälfte,  oder 
ob  ein  Theilerbe  seinen  ganzen  Theil  oder  nur  wieder  die  Hälfte 
davon  herauszugeben  gebeten  wird.  Denn  auch  im  letztern  Fall 
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wollen  Wir,  dass  ganz  dasselbe  gelten  solle,  was  Wir  von 
der  Herausgabe  der  ganzen  Erbschaft  gesagt  Laben.  9.  Ist 
Jemand  nach  Abzug  oder  Vorausnähme  einer  bestimmten  Sache, 
z.  B.  eines  Landguts  oder  sonst  etwas  Andern,  worin  das 
Viertheil  begriffen  ist,  eine  Erbschaft  herauszugeben  gebeten 
worden,  so  soll  die  Ausantwortung  nach  dem  Trebelliani- 
schen Senatsbeschluss  auf  ähnliche  Weise  geschehen,  als 
wenn  er,  mit  Zurückbehaltung  des  Viertheils ,  die  übrige  Erb- 
schaft herauszugeben  gebeten  worden  wäre.  Es  waltet  aber 
liier  der  Unterschied  vor,  dass  im  ersten  Fall,  d.h.  wenn  mit 
Abzug  oder  Vorwegnähme  einer  bestimmten  Sache  die  Erb- 
schaft ausgeantwortet  wird,  die  Klagen  aus  dem  Senatsbeschluss 
im  Ganzen  [auf  den  Fideicommissberechtigten]  übergehen  und 
die  fragliche  Sache  dem  Erben  ohne  alle  Erbschaftslast  verbleibt, 
wie  wenn  sie  ihm  aus  einem  Vermachtniss  zugefallen  wäre ; 
im  andern  Fall  aber,  d.h.  wenn  der  Erbe  mit  Zurückbehaltung 
des  Viertheils  die  Erbschaft  herauszugeben  gebeten  worden  ist 
und  er  sie  herausgegeben  hat,  die  Riagen  getheilt  und  zu  drei 
Viertheilen  auf  den  Fideicommissberechtigten  übertragen  wer- 
den, zu  einem  Viertheile  dem  Erben  verbleiben.  Selbst  wenn 
Jemand  mit  Zurückbehaltung  oder  Vorwegnahme  einer  einzel- 
nen Sache,  worin  der  grösste  Theil  der  Erbschaft  enthalten 
ist,  die  letztere  herauszugeben  gebeten  worden  ist,  so  gehen 
die  Riagen  doch  ebenso  im  Ganzen  über,  und  der,  dem  die 
Erbschaft  ausgeantwortet  wird ,  muss  sich  daher  überlegen ,  ob 
er  davon  Vortheil  habe.  Dasselbe  findet  Statt,  wenn  mit  Ab- 
zug oder  Vorwegnahme  zweier  oder  mehrerer  Sachen  [JemandJ 
die  Erbschaft  herauszugeben  gebeten  worden  ist;  auch  wenn 
Jemand  mit  Abzug  oder  Vorwegnähme  einer  bestimmten  Summe, 
die  das  Viertheil  oder  auch  den  grössten  Theil  der  Erbschaft 
enthält,  diese  herauszugeben  gebeten  worden,  ist  dasselbe  Rech- 
tens. Was  Wir  von  dem,  der  zum  Universalerben  eingesetzt 
worden  ist,  gesagt  haben,  beziehen  Wir  auch  auf  den  Theil- 
erben. 

10.  Uebrigens  kann  auch,  wer  kein  Testament  gemacht 
hat,  bei  seinem  Ableben  denjenigen,  von  dein  er  weiss,  dass 
ihm  nach  gesetzlicher  oder  prätorischer  Erbfolge  sein  Vermögen 
zufallen  wird ,  bitten ,  dass  er  seinen  Nachlass  ganz  oder  zum 
Theil,  oder  eine  einzelne  Sache,  z.  B.  ein  Landgut,  einen 
Sclaven  oder  Geld,  Jemandem  herausgebe,  obschon  7  5)  sonst 
Vermächtnisse  nur  aus  einem  Testamente  gültig  sind.  11.  Auch 
den,  welchem  etwas  herausgegeben  wird,  kann  [der  Testator] 


75)  Da  nach  Jiistinianeischem  Rechte  Vermächtnisse  und  Fidei- 
commisse  völlig  gleich  stehen,  so  ist  obige  Bemerkung  Tri« 
bouiaus  nur  als  auf  das  alte  Recht  bezüglich  zu  betrachten. 

Corp.  jur.  civ.  I,  7 
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bitten,  dass  ei*  es  wieder  einem  Antlern  ganz  oder  zur  Hälfte 
oder  auch  etwas  Anderes  ausantworte. 

12.  Da  nun  der  erste  Anfang'  der  Fideicomniisse  von  der 
Treue  de«  Erben  abhängt,  und  sie  davon  sowohl  den  Namen 
als  ihr  Wesen  selbst  erhielten,  und  sie  der  verewigte  Kaiser 
Aug  ust  us  deshalb  in  den  Bereich  der  Rechtsstrenge  zog,  so 
haben  auch  Wir  kürzlich  in  der  Absicht,  noch  weiter  zu  gehen 
als  dieser  Fürst,  aus  einer  Thatsache,  welche  der  berühmte 
B I an n  Tribonianus,  Iftiser  S taatskanzler ,  vorgetragen  hat, 
eine  Constitution  erlassen,  wodurch  Wir  bestimmt  haben,  dass 
wenn  der  Testator  es  der  Treue  seines  Erben  überlassen  hat, 
entweder  die  Erbschaft  oder  ein  einzelnes  Fideicommiss  heraus- 
zugeben, und  dieser  Umstand  weder  durch  Schrift,  noch  durch 
fünf  Zeugen,  welche  Zahl  bei  Fideicommissen  bekanntlich  die 
gesetzmässige  ist,  bewiesen  werden  kann,  sondern  entweder 
weniger  als  fünf  oder  gar  kein  Zeuge  dabei  gewesen,  mag  der 
Vater  des  Erben,  oder  wer  es  sonst  sei,  auf  die  Treue  des  Er- 
ben Anspruch  gemacht  und  von  ihm  die  Herausgabe  verlangt 
haben ,  und  dann  der  Erbe  treuloser  Weise  sich  der  Erfüllung 
weigert,  und  leugnet,  dass  sich  die  Sache  so  verhalte,  und  ihm 
der  Fideicommissberechtigte,  nach  vorheriger  Leistung  des  Eides 
vor  Gefährde,  den  Eid  darüber  anträgt,  derselbe  genö'thigt  sein 
soll,  entweder  den  Eid  [dahin]  zu  leisten,  dass  er  nichts  darauf 
Bezügliches  vom  Testator  gehört  habe,  oder,  wenn  er  sich  des- 
sen weigert,  zur  Zahlung  des  Universal-  oder  Specialfideicom- 
misses  angehalten  werden  soll ,  damit  der  der  Treue  des  Erben 
übergebene  letzte  Wille  des  Erblassers  nicht  verloren  gehe. 
Dasselbe  wollen  Wir  auch,  soll  gelten,  wenn  dem  Vermächt- 
niss-  oder  Fideicommissberechtigten  etwas  Aehnliches  auferlegt 
worden  ist.  Wenn  aber  der,  von  dem  es  heisst,  dass  ihm 
[etwas  herauszugeben]  auferlegt  worden  sei,  es  zugesteht, 
aber  sich  hinter  Rechtsspitzfindigkeiten  versteckt,  so  soll  er 
schlechterdings  zur  Zahlung  gezwungen  werden. 

Yierundzwanzigster  Titel. 
De  singulis  rebus  per  fideicommissum  reliciis. 
{Von  einzelnen  durch  ein  Fideicommiss  /unterlassenen  Sachen.) 
Man  kann  auch  einzelne  Sachen  durch  ein  Fideicommiss 
hinterlassen,  z.  B.  ein  Landgut,  einen  Sclaven,  ein  Kleid, 
Silber,  gemünztes  Geld,  und  den  Erben  entweder  selbst  bitten, 
es  Jemandem  herauszugeben,  oder  den  Vermächtnissberechtigten, 
wenn  schon  diesem  nicht  auferlegt  werden  kann,  ein  Vermächt- 
liiss  herauszugeben  /6).    1.  Der  Testator  kann  nicht  nur  eine 


76)  Doch  würde  dies  vorkommenden  Falls  für  ein  Fideicommiss 
erachtet  werden.  Sehr. 
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eigene  Sache  durch  ein  Fideicommiss  hinterlassen ,  sondern  auch 
[Sachen]  des  Erben,  oder  Verma'chtniss-  oder  Fideicominiss- 
berechtigten ,  oder  jedes  Dritten.  Der  Vermächtnissberechtigte 
sowohl  als  der  Fideicommissberechti^te  kann  daher  nicht  nur 
in  Betreff  der  Sache,  die  ihm  hinterlassen  worden  ist,  ge- 
beten werden,  sie  einem  Andern  herauszugeben ,  sondern  auch 
wegen  einer  andern,  möge  sie  eine  eigene  oder  eine  fremde 
sein.  Dies  Einzige  ist  zu  beobachten,  dass  Niemand  mehr 
einein  Andern  herauszugeben  gebeten  werden  darf,  als  er  aus 
dem  Testamente  selbst  empfängt,  denn  was  darüber  ist,  gilt 
nicht.  Wenn  aber  eine  fremde  Sache  durch  ein  Fideicommiss 
hinterlassen  wird,  so  muss  der  Gebetene  dieselbe  entweder 
kaufen  und  herausgaben  oder  deren  Werth  erlegen.  2.  Auch 
die  Freiheit  kann  einem  Sclaven  durch  ein  Fideicommiss  ge- 
geben werden,  so  dass  der  Erbe  oder  der  Verma'chtniss-  oder 
Fideicommissberechtigte  gebeten  wird,  ihn  freizulassen;  und 
es  ist  einerlei ,  ob  ihn  der  Testator  wegen  seines  eigenen  Scla- 
ven  bittet,  oder  den  des  Erben,  oder  des  Vermächtnissberech- 
tigten, oder  auch  eines  Fremden.  Daher  muss  auch  ein  frem- 
der Sclav  losgekauft  und  freigelassen  werden.  Verkauft  ihn 
sein  Herr  nicht,  (wenn  er  nur  nichts  aus  dem  Testament  des- 
sen, der  die  Freiheitsertheilung  hinterliess,  empfangen  hat,) 
so  erlischt  die  fideicommissarische  Freiheitsertheilung  nicht  gleich, 
sondern  sie  wird  aufgeschoben,  weil  sie,  sobald  sich  Gelegen- 
heit zum  Loskauf  des  Sclaven  darbietet,  nach  Verlauf  einiger 
Zeit  doch  gewährt  werden  kann.  W^er  in  Folge  eines  Fidei- 
commisses  freigelassen  wird,  wird  nicht  Freigelassener  des 
Testators,  selbst  wenn  er  sein  Sclav  war,  sondern  dessen, 
der  ihn  freilässt.  Wer  aber  im  Testamente  unmittelbar  für 
frei  erklärt  wird,  der  wird  Freigelassener  des  Testators  selbst 
und  wird  auch  Orcintts  77)  genannt.  Es  kann  jedoch  Nie- 
mand aus  einem  Testament  unmittelbar  die  Freiheit  empfangen, 
als  wer  zu  den  beiden  Zeitpunkten ,  wo  der  Testator  das  Te- 
stament errichtete  und  wo  derselbe  starb,  demselben  angehörte. 
Für  unmittelbar  wird  die  Freiheit  dann  als  ertheilt  angesehen, 
wenn  [der  Testator]  nicht  einen  Andern  bittet,  den  Sclaven  frei- 
zulassen, sondern  erklärt,  dass  ihm  gleichsam  aus  seinem  Te- 
stamente die  Freiheit  zu  Theil  werden  solle.  3.  Bei  Fidei- 
commissen  werden  hauptsächlich  folgende  Worte  gebraucht : 
„ich  verlange",  „ich  bitte",  „ich  will",  „ich  be- 
auftrage", „ich  überlasse  deiner  Treue";  jedes  ein- 
zelne gilt  ebensowohl,  als  wenn  sie  alle  zusammengestellt  sind. 

77)  Quia  manumksor  in  Orco  est,  lässt  sich  nicht  übersetzen, 
es  ist  ein  Freigelassener,  dessen  Freilasser  sich  in  einer  an- 
dern Welt  (üutervvelt  kann  der  christliche  Justiniauus  nicht 
sagen)  beiludet. 

r* 
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F iin tu ndz wauzigster  Titel. 
De      C   o    d   i   c    i    l   l   i  s. 

{Von  Codicillen) 
Es  ist  bekannt,  dass  vor  den  Zeiten  des  An  Justus 
das  Jlethtsinstitut  der  Codicille  nicht  im  Gebrauch  gewesen  sei, 
sondern  es  führte  zuerst  Lucius  Lentulus,  von  dem  auch 
die  Fideicommisse  ausgingen,  dieselben  ein.  Denn  als  er  in 
Africa  starb,  schrieb  er  durch  ein  Testament  bestätigte  Codi- 
cille, worin  er  den  Augustus  durch  ein  Fideicominiss  bat, 
etwas  zu  thun,  und  als  dieser  Kaiser  seinen  Willen  erfüllt 
halte,  so  richteten  sich  die  Andern78)  nach  seinem  Vorbilde, 
und  leisteten  die  Fideicommisse,  und  die  Tochter  des  Lentulus 
zahlte  Vermächtnisse  aus,  wozu  sie  rechtlich  nicht  verbunden 
war.  Augustus  soll  darauf  Rechtsgelehrte,  unter  welchen 
auch  den  Trebatius,  der  damals  im  grössten  Ansehen  stand, 
zusammenberufen  und  sie  gefragt  haben ,  ob  dies  aufgenommen 
werden  könne,  und  die  Anwendung  der  Fideicommisse  nicht 
den  rechtlichen  Grundsätzen  zuwider  sei ,  Trebatius  aber 
den  Augustus  dazu  überredet  haben,  indem  er  sagte,  dass 
es  sehr  nützlich  und  nothwendig  für  die  Bürger  sei,  wegen 
der  grossen  und  langen  Reisen,  welche  die  Alten  machten, 
wo,  wenn  einer  kein  Testament,  er  doch  ein  Codicill  machen 
könne.  Als  nach  dieser  Zeit  auch  Labeo  Codicille  gemacht 
hatte,  so  zweifelte  Niemand  mehr  daran,  dass  Codicille  mit 
vollkommenem  Rechte  zulässig  wären.  1.  Man  kann  aber  nicht 
nur,  wenn  man  [schon]  ein  Testament  gemacht  hat,  Codicille 
machen,  sondern  man  kann  auch,  dafern  man  ohne  Testament 
verstirbt,  in  Codicillen  Fideicommisse  errichten.  Wenn  aber 
vor  der  Testamentserrichtung  Codicille  gemacht  waren,  so, 
sagt  Papinianus,  hätten  sie  nur  dann  Gültigkeit,  wenn  sie 
in  einem  besondern  Testamente  nachher  bestätigt  werden.  Aber 
die  Kaiser  Severus  und  Antoninus  verordneten,  dass  aus 
denselben  Codicillen,  die  einem  Testamente  vorangehen,  ein 
Fideicominiss  gefordert  werden  könne,  sobald  es  sich  zeige, 
dass  der,  welcher  nachher  ein  Testament  gemacht  hat,  von 
dem  Willen,  den  er  in  den  Codicillen  ausgesprochen  hatte, 
nicht  abgewichen  sei.  2.  In  Codicillen  kann  eine  Erbschaft 
weder  gegeben  noch  genommen  werden,  damit  das  Recht  der 
Testamente  und  Codicille  nicht  unter  einander  geworfen  werde, 
und  deshalb  darin  auch  keine  Enterbung  geschehen.  Unmittel- 
bar kann  keine  Erbschaft  in  einem  Codicill  gegeben  oder  ge- 
nommen werden ,   denn  in  demselben  wird  [nur]   durch  ein 

78)  Nämlich  Erben  oder  VermäcMnissinhaber  aus  desselben 
Testaments  -  Codicillen. 
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Fideicommiss  eine  Erbschaft  mit  Gültigkeit  hinterlassen.  Auch 
kann  man  einem  eingesetzten  Erben  in  einem  Codicill  keine 
Bedingung"  auferlegen,  noch  unmittelbar  einen  Andern  Substi- 
tuten. 3.  Man  kann  aber  auch  mehrere  Codicille  machen, 
und  sie  erfordern  keine  Feierlichkeit  bei  der  Errichtung. 


Drittes  Buch 

der  Institutionen  des  Kaisers  Justiriianus. 

Erster  Titel. 

De  hereditatibus,  quae  ab  intest at o  dejf'eruntur, 
{Von  den  Erbschaften >  die  testamenislos  anfallen.') 
Untestirt  verstirbt  der,  welcher  entweder  gar  kein  Testa- 
ment oder  kein  zu  Recht  beständiges  gemacht  hat,  oder  dessen 
Testament  umgestossen  oder  ungültig,  oder  ans  dem  Niemand 
Erbe  geworden  ist.  1.  Die  Nachverlassenschaft  testamentslos 
Verstorbener  fällt  nach  dem  Zwölftafelgesetz  zunächst  an  ihre 
Notherben.  2.  Notherben  sind,  wie  Wir  gesagt  haben,  die- 
jenigen, welche  sich  in  der  Gewalt  des  Erblassers  befinden, 
also  Sohn  und  Tochter,  Enkel  und  Enkelin  vom  Sohn,  Gross- 
enkel und  Grossenkelin  vom  Enkel  und  jeder  ferner  Geborene 
aus  männlicher  Linie.  Es  ist  gleich,  ob  die  Rinder  leibliche 
oder  angenommene  sind.  Zu  diesen  müssen  auch  diejenigen, 
welche  aus  gesetzmässigen  Ehen  zwar  nicht  erzeugt,  aber  von 
den  Curien  der  Städte  bestätigt  worden  sind,  und  nach  dem 
Inhalt  der  darüber  erlassenen  kaiserlichen  Constitutionen  die 
Rechte  von  Notherben  erwerben,  gezählt  werden,  so  wie  die- 
jenigen, welche  Unsere  [beiden]  Constitutionen  betreffen,  wo- 
durch Wir  befohlen  haben,  dass  wenn  Jemand  sich  eine  Frau 
zulegt,  ohne  von  Anfang  an  die  Absicht  zu  haben,  sie  zu 
heirathen,  die  jedoch  von  der  Art  ist,  dass  er  sie  wirklich 
ehelichen  könnte,  und  mit  ihr  Kinder  zeugt,  nachher  aber  mit 
erhöhter  Zuneigung  eine  Ehestiftung  mit  ihr  eingeht  und  Söhne 
und  Töchter  zeugt,  nicht  nur  diejenigen  Kinder,  die  nach  [be- 
stellter] Mitgift  geboren  sind,  rechtmässige  und  in  der  Gewalt 
des  Vaters  seien,  sondern  auch  die  frühem,  zumal  diese  denen, 
welche  nachher  geboren  sind,  die  Gelegenheit  zu  einem  gesetz- 
mässigen Namen  gegeben  haben.  Wir  wollen  auch,  dass  dies 
dann  Statt  finden  soll,  wenn  keine  Kinder  nach  der  Ehestif- 
tung geboren  oder  die  geborenen  wieder  aus  der  Welt  gegan- 
gen sind.    Enkel  und  Enkelin,  Grossenkel  und  Grossenkelin 
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gehören  nur  dann  zur  Zalil  der  Notherben,  wenn  die  vorher- 
gehende Person  aufgehört  hat,  in  der  Gewalt  des  Vaters  zu 
sein,  mag  dies  durch  den  Tod,  oder  durch  eine  andere  Ursache, 
wie  Entlassung  aus  der  Gewalt,  geschehen  sein;  denn  wenn 
zu  der  Zeit,  wo  Jemand  stirbt,  ein  Sohn  in  dessen  Gewalt  ist, 
so  kann  der  Enkel  von  diesem  nicht  Notherbe  sein.  Dies  wol- 
len Wir  aucli  von  den  übrigen  entferntem  Nachkommen  ver- 
Btanden  wissen.  Auch  Nachgeborene,  die,  wenn  sie  bei  Leb- 
zeiten ihres  Vaters  geboren  wären,  in  seiner  Gewalt  sein  wür- 
den, sind  Notherben.  3.  Die  Notherben  werden  dies  aber 
ohne  es  zu  wissen,  und  können,  selbst  wenn  sie  wahnsinnig 
sind,  Erben  werden,  weil  aus  denjenigen  Gründen,  aus  wel- 
chen wir,  ohne  es  zu  wissen,  etwas  erwerben,  auch  die 
Wahnsinnigen  erwerben  können.  Das  Eigenthum  [an  dem 
Nachlass]  wird  gleich  vom  Augenblick  des  Todes  des  Vaters 
gleichsam  fortgesetzt,  und  die  Unmündigen  bedürfen  daher 
keiner  Ermächtigung  ihres  Vormundes,  indem  [,  wie  gesagt,] 
auch  für  die  nichts  davon  wissenden  Notherben  die  Erbschaft 
erwrorben  wird,  und  der  Wahnsinnige  nicht  [erst]  durch  Ein- 
willigung seines  Curators,  sondern  dem  Rechte  selbst  zufolge 
erwirbt.  4.  Zuweilen  wird  man,  selbst  wenn  man  zur  Zeit 
des  Todes  des  Vaters  sein  Notherbe  nicht  gewresen  ist,  doch 
Notherbe ,  z.  B.  wenn  man  nach  dem  Tode  seines  Vaters  vom 
Feinde  zurückgekehrt  ist  5  hier  thut  es  das  Heimkehrrecht. 
5.  Umgekehrt  kann  es  aber  geschehen,  dass,  wenn  schon  man 
zur  Zeit  des  Todes  des  Erblassers  zu  seiner  Familie  gehört, 
man  doch  sein  Notherbe  nicht  wird,  z.  B.  wenn  der  Vater 
nach  seinem  Tode  des  Hochverraths  schuldig  gesprochen  und 
dadurch  sein  Andenken  verdammt  wird  ;  denn  dann  kann  er 
keinen  Notherben  haben ,  weil  ihn  der  Fiscus  beerbt ;  man 
kann  hier  vielmehr  sagen,  dass  man  zwar  dem  Rechte  selbst 
zufolge  Notherbe  sei,  aber  aufhöre,  es  [zu  sein]. 

6.  Wenn  ein  Sohn  und  eine  Tochter  und  von  einem  an- 
dern Sohn  ein  Enkel  und  eine  Enkelin  da  sind,  so  werden  sie 
alle  zur  Erbschaft  berufen ,  und  es  schliesst  der  der  Abstufung 
nach  Nähere  den  Entferntem  nicht  aus.  Denn  es  scheint  billig 
zu  sein,  dass  der  Enkel  an  die  Stelle  seines  Vaters  nachfolge. 
Aus  gleichem  Grunde  werden,  wenn  Enkel  oder  Enkelin  vom 
Sohn  und  vom  Enkel  Grossenkel  und  Grossenkelin  vorhanden 
sind,  [alle]  zugleich  berufen.  Weil  aber,  rechtlicher  Ansicht 
nach,  die  Enkel  und  Grossenkel  beiderlei  Geschlechts  an  die 
Stelle  ihres  Vaters  treten,  so  schien  es  dem  gemäss  folgerecht, 
die  Erbschaft  nicht  nach  Köpfen,  sondern  nach  Stämmen  zu 
theilen,  so  dass  [wenn  zwei  Söhne  vorhanden  waren]  der  eine 
Sohn  die  Hälfte,  und  die  zwei  oder  mehrere  Enkel  vom  zwei- 
ten die  andere  Hälfte  erhalten.  Ebenso  fällt,  wenn  Enkel  von 
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zwei  Söhnen  vorhanden  sind,  und  zwar  von  dem  einen  einer 
oder  zwei,  und  vom  andern  drei  oder  vier,  auf  den  einen  oder 
die  zwei  die  eine,  und  auf  die  drei  oder  vier  die  andere  Hälfte. 
7.  Wenn  die  Frage  entsteht,  ob  Jemand  als  Notherbe  zu  be- 
trachten sei,   so  ist  auf  den  Zeitpunkt  Rücksicht  zu  nehmen, 
wo  es  zur  Gewissheit  wird,  dass  Jemand  ohne  Testament  ge- 
storben ist ;  dies  ist  auch  der  Fall ,  wenn  das  Testament  ver- 
lassen wird.  Ist  daher  ein  Sohn  enterbt  und  ein  fremder  Erbe 
eingesetzt  worden ,  und  wird  es  nach  des  Sohnes  Tode  zur 
Gewissheit,  dass  der  im  Testament  eingesetzte  Erbe  dies  nicht 
wird,  entweder  weil  er  nicht  wollte,  oder  weil  er  nicht  konnte, 
so  wird  der  Enkel  Erbe  seines  Grossvaters,  weil  in  dem  Augen- 
blick, wo  es  gewiss  wird,  dass  der  Hausvater  testamentslos 
gestorben  sei ,  der  Enkel  allein  noch  da  ist ;  und  dies  erleidet 
keinen  Zweifel.    8.  Selbst  wenn  [der  Enkel]  nach  dem  Tode 
des  Grossvaters  geboren,   aber  noch  bei  seinen  Lebzeiten  em- 
pfangen worden  ist,  so  wird  er  durch  den  Tod  seines  Vaters, 
wenn  das  Testament  seines  Grossvaters  nachher  verlassen  wor- 
den ist,  doch  Notherbe.    Wenn  er  aber  erst  nach  dem  Tode 
des  Grossvaters  empfangen  und  geboren  und  das  grossväterliche 
Testament  nach  Ableben  seines  Vaters  verlassen  worden  ist, 
so  wird  er  nicht  Notherbe  [des  Grossvaters] ,  weil  er  durch 
kein  Recht  der  Verwandtschaft  den  Vater  seines  Vaters  berührt. 
So  gehört  auch  der,  welchen  der  aus  der  Gewalt  entlassen« 
Sohn  an  Kindes  Statt  angenommen  hat,  nicht  zu  den  Rindern 
des  Grossvaters.    Weil  diese  nun  in  Bezug  auf  die  Erbschaft 
nicht  seine  Kinder  sind,  so  können  sie  auch  keinen  Nachlass- 
besitz als  die  nächsten  Verwandten  fordern.    So  weit  von  den 
Notherben. 

9.  Aus  der  Gewalt  entlassene  Kinder  haben  aber  nach 
bürgerlichem  Rechte  kein  [Erb-]  Recht,  denn  weil  sie  aufge- 
hört haben,  in  der  Gewalt  des  Erblassers  zu  sein,  so  sind  sie 
weder  Notherben,  noch  werden  sie  durch  das  Zwölf tafelg-esetz 
aus  einem  andern  Rechtfsgrunde  zur  Erbschaft]  berufen.  Der 
Prätor  aber,  bewogen  durch  [das  Gefühl]  der  natürlichen  Bil- 
ligkeit, giebt  ihnen  den  Nachlassbesilz  Wonach  Kinder  79), 
wie  wenn  sie  zur  Zeit  des  Todes  in  der  Gewalt  des  Erblassers 
gewesen  waren,  mögen  sie  allein  sein,  oder  mit  Notherben 
zusammentrafen.  W^enn  daher  zwei  Kinder  vorhanden  sind, 
ein  aus  der  Gewalt  entlassenes  und  ein  zur  Zeit  des  Todes 
des  Erblassers  in  derselben  befindliches,  so  ist  zweifelsohne 
dasjenige,  welches  in  der  Gewalt  war,  nach  bürgerlichem  Recht 
allein  Erbe,  d.  h.  einziger  Notherbe;  da  aber  das  aus  der  Gewalt 


79)  Unde  etc.  Hier  ist  jedesmal  das  vorangehende  cj?  ca  pari* 
Edkii  und  nachfolgende  vovutiiur  hinzuzudenken  j  s  u .  §  13. 
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entlassene  durch  die  Wohlthat  des  Prätors  zur  Hälfte  zugelas- 
sen wird,  so  wird  der  Notherbe  auch  nur  Erbe  zur  Hälfte. 
10.  Diejenigen  aber,  welche  aus  der  Gewalt  vom  Vater  ent- 
lassen, sich  an  Kindes  Statt  haben  annehmen  lassen,  werden 
zu  dem  Vermögen  des  leiblichen  Vaters  als  Rinder  nicht  zuge- 
lassen, sobald  sie  zur  Zeit  seines  Ablebens  sich  in  der  Adoptiv- 
familie  befanden,  solche  aber,  die  bei  seinen  Lebzeiten  vom 
Adoptivvater  wieder  entlassen  worden  sind,  werden  zu  dem 
Nachlass  ihres  leiblichen  Vaters  zugelassen,  wie  wenn  sie 
von  ihm  selbst  entlassen  worden  und  niemals  in  der  Adoptiv- 
familie  gewesen  wären,  sie  sind  folglich  in  Bezug  auf  den 
Adoptivvater  wieder  als  fremde  zu  betrachten.  Sind  sie  nach 
dem  Tode  des  leiblichen  Vaters  von  dem  Adoptivvater  entlas- 
sen worden,  so  werden  sie  sowohl  in  Rücksicht  des  letztem 
fremde,  als  sie  in  Bezug  auf  den  erstem  nichts  desto  mehr 
das  Verhältniss  von  Kindern  erlangen.  Diesen  Grundsatz  hat 
man  darum  angenommen,  weil  es  unbillig  war,  dass  es  in 
der  Gewalt  des  Adoptivvaters  stehen  solle,  [zu  bewirken,] 
Wem  das  Vermögen  des  leiblichen  Vaters,  ob  den  Kindern 
oder  den  Agnaten  desselben  zufallen  solle.  11.  Die  angenom- 
menen [Kinder]  haben  also  weniger  Recht  als  die  leiblichen, 
denn  die  leiblichen  aus  der  Gewalt  entlassenen  bleiben  durch 
die  Wohlthat  des  Prätors  in  dem  Verhältniss  von  Kindern, 
wenn  sie  es  schon  nach  bürgerlichem  Rechte  verlieren.  Ent- 
lassene ,  angenommene  Kinder  verlieren  aber  nicht  nur  nach 
bürgerlichem  Rechte  das  Verhältniss  von  Kindern,  sondern  es 
kommt  ihnen  auch  der  Prätor  nicht  zu  Hülfe ,  und  mit  Recht, 
denn  ein  bürgerlichrechtlicher  Grund  kann  die  natürlichen  Rechte 
nicht  aufheben,  noch  können,  weil  sie  aufhören,  Notherben 
zu  sein,  die  Söhne  und  Töchter,  Enkel  und  Enkelinnen  dies 
auch  zu  sein  aufhören.  Angenommene  und  aus  der  Gewralt 
entlassene  Kinder  aber  sind  fremde  geworden,  weil  sie  das 
Recht  und  den  Namen  eines  Sohnes  und  einer  Tochter,  den 
sie  durch  die  Annahme  an  Kindes  Statt  erlangt  haben,  durch 
einen  andern  bürgerlichen  Rechtsgrund,  d.  h.  die  Entlassung 
aus  der  Gewalt,  verlieren.  12.  Ganz  dasselbe  gilt  auch  von 
dem  Nachlassbesitz,  welchen  der  Prätor  gegen  den  Inhalt  des 
väterlichen  Testaments  den  übergangenen ,  d.  h.  den  weder  als 
Erben  eingesetzten,  noch  so,  wie  es  geschehen  muss,  ent- 
erbten Kindern  verspricht.  Denn  diejenigen ,  welche  zur  Zeit 
des  Todes  des  Erblassers  sich  in  seiner  Gewalt  befinden,  und 
die  aus  der  Gewalt  entlassenen  [Kinder]  beruft  zwar  der  Prä- 
tor zu  jenem  Nachlassbesitz,  diejenigen  aber,  welche  während 
jener  Zeit,  wo  der  leibliche  Vater  starb,  in  der  Adoptivfamilie 
waren,  weist  er  zurück.  Ebensowenig  lässt  er  aber  die  wie- 
der vom  Adoptivvater  entlassenen  angenommenen  Kinder,  wenn 
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gar  kein  Testament  da  ist,  nocli  vielweniger  gegen  den  Testa- 
mentsinhalt ,  zu  dessen  Nachlass,  weil  sie  aufhören,  zur  Zahl 
der  Kinder  zu  gehören.  13.  Wir  müssen  jedoch  bemerken, 
dass  diejenigen ,  welche  in  einer  Adoptivfamilie  sicli  befinden, 
und  nach  dem  Tode  des  leiblichen  Vaters  vom  Adoptivvater 
entlassen  worden  sind,  dann,  wenn  der  leibliche  Vater  testa- 
mentslos verstorben  ist,  obgleich  sie  nach  demjenigen  Theile 
des  Edicts,  wodurch  die  Rinder  zum  Nachlassbesitz  berufen 
werden,  nicht  zugelassen  werden,  doch  nach  einem  andern 
Theile  [desselben]  ,  nämlich  dem ,  wonach  die  Verwandten  des 
Erblassers,  berufen  werden.  Hiernach  werden  sie  dann  zuge- 
lassen, wenn  weder  Rinder  als  Notherben,  noch  aus  der  Ge- 
walt entlassene  da  sind,  noch  ein  Agnat  ihnen  im  Wege  steht. 
Denn  der  Prätor  beruft  zuerst  sowohl  die  Rinder,  welche  Noth- 
erben sind,  als  die  entlassenen,  dann  die  gesetzmässigen  Erben, 
und  endlich  die  nächsten  Verwandten. 

14.  Dies  waren  die  alten  gesetzlichen  Bestimmungen.  Einige 
Verbesserung  empfingen  sie  durch  Unsere  Constitution,  welche 
Wir  über  diejenigen  Personen  erlassen  haben ,  die  von  ihren 
leiblichen  Vätern  Andern  in  Annahme  an  Rindes  Statt  gegeben 
worden  sind.  Denn  Wir  fanden  einige  Fälle,  wo  Söhne  so- 
wohl das  Beerbungsrecht  der  leiblichen  Väter  durch  die  Au- 
nahme  an  Rindes  Statt  verloren,  als,  wenn  diese,  was  leicht 
geschah ,  durch  die  Entlassung  aus  der  Gewalt  aufgehoben  war, 
gar  keinen  Vater  beerbten.  Dies,  nach  Unserer  Gewohnheit, 
zu  verbessern,  erliessen  Wir  eine  Constitution,  wodurch  Wir 
bestimmt  haben ,  dass  wenn  der  leibliche  Vater  seinen  Sohn 
einem  Andern  zur  Annahme  an  Rindes  Statt  übergiebt,  ihm 
alle  seine  Rechte  aufrecht  erhalten  werden,  wie  wenn  er  in 
der  Gewalt  des  leiblichen  Vaters  geblieben  und  gar  keine  An- 
nahme an  Rindes  Statt  erfolgt  wäre,  ausser  in  dem  einzigen 
Fall,  dass  er  den  Adoptivvater  testamentslos  beerben  kann. 
Hat  derselbe  aber  ein  Testament  gemacht,  so  kann  er  weder 
nach  bürgerlichem,  noch  nach  prätorischem  Rechte  aus  dem 
Nachlass  desselben  etwas  verlangen,  weder  durch  Ertheilung 
des  Nachlassbesitzes  gegen  den  Testamentsinhalt,  noch  durch 
Anstellung  der  Klage  wegen  lieblosen  Testaments,  weil  dem 
Adoptivvater  die  Notwendigkeit  nicht  obliegt,  ihn  zum  Erben 
einzusetzen  oder  zu  enterben,  indem  er  durch  kein  natürliches 
Rand  an  ihn  gebunden  ist,  selbst  wenn  er  nach  dem  Sabi- 
nianischen  Senatsbeschluss  aus  der  Mitte  dreier  männ- 
lichen 8  ü)   Geschlechts  an  Kindes  Statt  angenommen  worden 


80)  D.  h.  wenn  der  Angenommene  einer  von  drei  männlichen 
Nachkommen  eines  Dritten  war;  man  vermuthet  hieraus, 
dass  wenn  dies  Statt  fand,  der  Annehmer  den  Angenomme- 
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war.    Denn  auch  in  einem  solchen  Fall  wird  ihnen  weder 
ein  Viertheil   [des  väterlichen  Vermögens]  vorbehalten,  noch 
eine  Rlage  zu  dessen  Verfolgung'  gegeben.  Nach  Unserer  Con- 
stitution ist  aber  derjenige  ausgenommen,  den  der  leibliche  Va- 
ter [wieder]   an  Rindes  Statt  angenommen  hat,  denn  da  auf 
eine  solche  Person  sowohl  ein  natürlicher  als  gesetzinässiger 
Hecht [sgrund]  zusammentrifft,  so  haben  Wir  die  vorigen  Rech- 
te[sbestimmungen]  bei  einer  solchen  Annahme  an  Rindes  Statt 
aufrecht  erhalten,  gleichwie  wenn  sich  ein  Hausvater  in  Ad- 
rogation  gegeben  hat,  was  ganz  besonders  und  genau  aus  dem 
Inhalt  der  vorgedachten  Constitution  zu  ersehen  ist.    15.  Ebenso 
beriefen  die  Alten,  welche  die  männliche  Nachkommenschaft 
mehr  begünstigten,  blos  Enkel  oder  Enkelinnen  von  männlicher 
Seite  zur  Erbfolge  der  Notherben  und  zogen  [nur]  sie  dem 
Hechte  der  Agnaten  vor;  die  von  Töchtern  abstammenden  En- 
kel und  Grossenkel  von  Enkelinnen  zählte  man  zu  den  Ver- 
wandten ,  und  berief  sie  erst  nach  der  Agnatenlinie  zur  Erb- 
folge,  sowohl  in  das  Vermögen  des  mütterlichen  Gross-  und 
Grossgrossvaters,  als  der  väterlichen  und  mütterlichen  Gross- 
und Grossgrossmutter.    Die  verewigten  Raiser  aber  gestatteten 
nicht,  dass  eine  solche  der  Natur  zuwiderlaufende  Ungerechtig- 
keit ohne  die  bedürftige  Verbesserung  blieb ,  sondern  da  beiden, 
sowohl  den  von  Männern ,  als  den  von  Weibern  abstammenden 
der  Name  Enkel  und  Grossenkel  gemein  ist,  so  haben  sie  ihnen 
auch  dieselbe  Abstufung  und  Ordnung  in  der  Erbfolge  verliehen. 
Damit  jedoch  diejenigen,  für  welche  nicht  allein  die  Stimme 
der  Natur,  sondern  auch  die  des  alten  Rechts  spricht,  einen 
Vorzug  haben  möchten,  so  glaubten  sie  den  Antheil  der  Enkel 
und  Enkelinnen  und  sofort,  wovon  Wir  oben  gesprochen  ha- 
ben, ein  wenig  verringern   zu  müssen,  so  dass  sie  um  ein 
Drittheil  weniger  empfingen,  als  ihre  Mutter  oder  Grossmutter 
empfangen  haben  würde,  oder  ihr  Vater,  oder  der  mütterliche 
oder  väterliche  Grossvater,  wenn  eine  Frau  stirbt,  um  deren 
Nachlass  es  sich  handelt,  und  wenn  sie,  obschon  allein81), 
[die  Erbschaft]   antreten,   so  beriefen  sie  die  Agnaten  nicht 
[zum  Ganzen].    Gleichwie  nun  das  Zwölftafel gesetz,  wenn  ein 
Sohn  todt  ist,  die  Enkel  und  Grossenkel  beiderlei  Geschlechts 
an  die  Stelle  ihres  Vaters  zur  Beerbung  des  Grossvaters  beruft, 
so  beruft  sie   auch  die  kaiserliche  Verordnung  anstatt  ihrer 
Mutter  oder  Grossmutter  mit  Abzug  des  schon  beregten  Drit- 


nen  nach  jenem  Senatsbescliluss  jedenfalls  |  seines  Vermögens 
habe  hinterlassen  müssen.  Sammet  a.a.O.  S.  158  f.  erklärt 
dieses  Gesetz  unrichtig  vom  natürlichen  Vater,  der  die  quar- 
lam  habe  innelassen  müssen;  s.  auch  Sehr. 
81)  D.  h  ohne  Concurreuz  mit  Enkeln  (u.  s.w.)  von  Söhnen, 
s.  überhaupt  zur  Erklärung  Vinnius  ad  h.  I. 
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tlieils.  16.  Da  nun  aber  immer  noch  ein  Zweifel  zwischen 
den  Agnaten  und  den  gedachten  Enkeln  blieb,  indem  die  er- 
stem das  Viertheil  vom  Vermögen  des  Erblassers  auf  den  Grund 
einer  gewissen  Constitution  verlangten,  so  haben  Wir  die  ge- 
dachte Constitution  aus  TJnserm  Codex  ausgeschlossen  und  sie 
aus  dem  Theodosianischen  Codex  nicht  einrücken  lassen. 
Durch  eine  von  Uns  bekannt  gemachte  Constitution  ist  aber 
diese  ganze  Rechtsvorschrift]  aufgehoben  worden,  und  Wir 
Laben  bestimmt,  dass  wenn  solche  Enkel  von  der  Tochter  oder 
Grossenkel  von  der  Enkelin,  oder  fernere  am  Leben  sind,  die 
Agnaten  keinen  Theil  an  der  Erbfolge  des  Verstorbenen  be- 
gehren sollen,  damit  diejenigen,  welche  aus  einer  Seitenlinie 
abstammen,  nicht  denen  aus  gerader  Linie  vorgehen.  Auch 
jetzt  befehlen  Wir,  dass  diese  Unsere  Constitution  ihrem  In- 
halt und  der  Zeit  gemäss  gelten  solle,  jedoch  so,  dass,  wie 
die  Alten  zwischen  Söhnen  und  Enkeln  von  Söhnen  die  Erb- 
schaft nicht  nach  Köpfen,  sondern  nach  Stämmen  zu  theilen 
bestimmt  haben,  ebenso  die  Theilung  zwischen  Söhnen  und 
Enkeln  von  der  Tochter  geschehen  soll,  oder  zwischen  Enkeln 
und  Enkelinnen  und  Personen  fernerer  Abstammung,  damit 
die  Nachkommen  beiderlei  Geschlechts  den  Antheil  des  Vaters, 
oder  der  Mutter,  oder  des  Gross vaters,  oder  der  Grossmutter 
ohne  Verringerung  erhalten,  dergestalt  dass,  wenn  etwa  einer 
oder  zwei  von  einer  Seite  und  drei  oder  vier  von  der  andern 
vorhanden  sind,  der  eine  oder  die  zwei  die  eine  Hälfte,  die 
andern  drei  oder  vier  die  andere  Hälfte  des  Nachlasses  em- 
pfangen. 

Zweiter  Titel. 
De  legitima  agnat  or  um  successione. 
{Von  der  gesetzmassigen  Erbfolge  der  Agnaten.") 
Wenn  kein  Notherbe  oder  kein  solcher,  den  der  Prätor 
oder  die  Constitutionen  unter  den  Notherben  berufen,  da  ist, 
der  auf  irgend  eine  Weise  zur  Erbfolge  kommt,  so  fällt  der 
Nachlass  nach  dem  Zwölftafelgesetz  an  den  nächsten  der  Agna- 
ten. 1.  Agnaten  sind,  wie  Wir  im  ersten  Buche  gezeigt  ha- 
ben ,  die  mittelst  Personen  männlichen  Geschlechts  durch  Ver- 
wandtschaft verbundenen,  gleichsam  vom  Vater  mitgeborenen. 
Daher  sind  von  demselben  Vater  erzeugte  Brüder  gegenseitig 
Agnaten;  diese  heissen  auch  Blutsverwandte,  und  es  kommt 
nicht  darauf  an,  ob  sie  dieselbe  Mutter  haben.  Ebenso  ist 
der  Vatersbruder  seines  Brudersohnes  Agnat  und  umgekehrt 
dieser  jenem.  Ebendahin  gehören  Bruderssöhne,  d.h.  die  von 
zwei  Brüdern  erzeugt  sind ;  diese  heissen  auch  Geschwister- 
kinder. Auf  diese  Weise  können  wir  auch  die  fernem  Ab- 
stufungen der  Aguation  erkennen.    Auch  die  nach  des  Vaters 


108    Instit.  L.  III.  Tit.  2.   Delegithna  agnat.  successione. 

Tode  geborenen  erlangen  die  Rechte  der  Blutsverwandten. 
Das  Gesetz  giebt  jedoch  nicht  allen  Agnaten  zugleich  die  Erb- 
folge, sondern  denen,  welche  dann  in  näherer  Abstufung'  ste- 
llen, wenn  es  zur  Gewissheit  wird,  dass  Jemand  testamentslos 
At  islorben  sei.  2.  Auch  durch  Annahme  an  Rindes  Statt  ent- 
steht das  Rechtsverhältnis»]  der  Ag-nation,  z.B.  zwischen  leib- 
lichen Söhnen  und  denen,  welche  ihr  Vater  an  Rindes  Statt 
annimmt  ;  es  unterliegt  aber  keinem  Zweifel,  dass  sie  uneigent- 
lich Blutsverwandte  genannt  werden.  Ebenso  gehört  derjenige, 
welchen  einer  von  den  übrigen  Agnaten,  z.  B.  der  Bruder, 
oder  Vatersbruder,  oder  einer  noch  fernem  Abstufung,  an 
Rindes  Statt  annimmt,  zweifelsohne  zur  Zahl  der  Agnaten. 
3.  Zwischen  Mannspersonen  findet  übrigens  nach  dem  Rechte 
der  Agnation  auch  im  entferntesten  Grade  gegenseitige  Erb- 
folge Statt.  Was  aber  die  Weiber  betrifft,  so  nahm  man  den 
Grundsatz  an,  dass  sie  nur  nach  dem  Rechte  der  Blutsverwandt- 
schaft, [d.  h.]  wenn  sie  Schwestern  sind,  zur  Erbfolge  gelan- 
gen, entferntere  nicht,  Mannspersonen  aber  auch,  wenn  sie  in 
der  entferntesten  Abstufung'  stehen,  zu  ihrer  Beerbung'  gelassen 
würden.  Deshalb  fiel  dir  [zwar]  der  Nachlass  der  Töchter 
deines  Bruders,  oder  deines  Vatersbruders,  oder  der  Vaters- 
schwester zu,  nicht  aber  diesen  der  deinig'e.  Dies  wrard  des- 
halb so  eingeführt,  weil  es  besser  schien,  die  Rechtsvorschrif- 
ten so  zu  fassen ,  dass  der  Nachlass  meistenteils  den  Manns- 
personen anheimfiele.  Weil  es  aber  doch  wahrlich  unbillig 
war,  die  [Weiber]  ganz  und  gar  wie  Fremde  zurückzuweisen, 
so  lässt  sie  der  Prätor  in  dem  Theile  [des  Edicts]  zum  Nachlass- 
besitz, worin  er  auf  den  Grund  der  Nähe  [der  Verwandtschaft] 
den  Nachlassbesitz  verspricht,  wornach  sie  nämlich  dann  zuge- 
lassen werden,  wenn  weder  ein  Agnat  noch  ein  näherer  Ver- 
wandter da  ist. 

Reineswegs  hat  dies  aber  das  Zwölftafelgesetz  so  bestimmt, 
sondern  dies  berief,  indem  es  die  Einfachheit  für  eine  Freundin 
der  Gesetze  erachtete,  alle  Agnaten,  männlichen  und  weiblichen 
Geschlechts,  jeder  Abstufung,  nach  Art  der  Notherben  zur 
g-egenseitigen  Erbfolge ;  es  führte  vielmehr  die  Rechtsgelahrtheit 
der  mittlem  Zeit,  die  jünger  als  das  Zwölftafelgesetz,  aber 
älter  als  die  kaiserliche  Gesetzgebung  war,  den  vorerwähnten 
Unterschied  mit  ausgedehnter  Feinheit  ein,  und  wies  die  [Wei- 
ber] ganz  von  der  Beerbung  der  Agnaten  zurück,  während 
jede  andere  [Art  von]  Erbfolge  unbekannt  war,  bis  die  Prä- 
toren, nach  und  nach  die  Strenge  des  bürgerlichen  Rechts  ver- 
bessernd oder  das  Fehlende  ergänzend,  nach  milderm  Grund- 
satz noch  eine  andere  Ordnung  ihren  Edicten  hinzufügten, 
und  ihnen,  mit  Einführung  der  Linie  der  Verwandtschaft  auf 
den  Grund  der  Nähe,  durch  den  Nachlassbesitz  halfen,  und 
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denjenigen  Nachlassbesitz,  der  Wonach  Verwandten  ge- 
nannt wird,  ihnen  zusicherten.  Wir  sind  aber  dem  Zwölftafel- 
gesetz  gefolgt  und  haben  seine  Spuren  in  diesem  Rechtstheile 
aufrecht  erhalten,  und  Wir  loben  zwar  die  Prätoren  wegen 
ihres  Billigkeitsgefiihls ,  finden  jedoch,  dass  sie  der  Sache  im 
Ganzen  nicht  geholfen  haben.  Denn  weshalb  wird,  wenn  die- 
selbe natürliche  Abstufung  vorhanden  und  der  Name  Agnaten 
sowohl  bei  Männern  als  Weibern  ganz  gleich  ist,  den  Män- 
nern allein  zur  Beerbung  aller  Agnaten  zu  gelangen  verstattet, 
von  den  agnatischen  Weibern  aber  keiner  als  der  Schwester 
der  Zugang  zur  Beerbung  der  Agnaten  eröffnet  ?  —  Wir 
haben  daher,  indem  Wir  alles  allgemein  gemacht,  und  die  Be- 
stimmung [hierüber]  nach  den  Rechtsvorschriften]  der  Zwö'lf- 
tafeln  ausgeglichen  haben,  in  einer  Unserer  Constitutionen  ver- 
ordnet, dass  alle  gesefzmassig  [verwandten],  d.  h.  durch  das 
männliche  Geschlecht  abstammenden  Personen ,  mögen  sie  männ- 
lichen oder  weiblichen  Geschlechts  sein,  auf  gleiche  Art  zur 
Theiinahme  an  der  gesetzmässigen  Erbfolge  testamentslos  nach 
der  Folge  der  Abstufung  berufen  werden,  und  dass  die  [übri- 
gen Weiber]  darum,  weil  sie  kein  Blutsverwandtschaftsrecht, 
wie  die  leiblichen  Schwestern,  haben,  nicht  auszuschliessen 
seien.  4.  Wir  haben  auch  das  Unserer  Constitution  hinzufügen 
zu  müssen  geglaubt,  dass  von  dem  Rechte  der  Verwandtschaft 
nur  eine  Abstufung  [jedesmal]  zur  gesetzmässigen  Beerbung 
gelange,  so  dass  [also  zwar]  nicht  allein  Bruders  Sohn  und 
Tochter,  dem  gemäss,  was  Wir  schon  bestimmt  haben,  zur 
Beerbung  des  Vatersbruders  berufen  werden,  sondern  auch 
Sohn  und  Tochter  einer  Halbschwester  von  väterlicher  oder 
mütterlicher  Seite,  weiter  aber  keine  Personen  zugleich  mit 
jenen  zu  dem  Nachlass  ihres  Onkels  von  mütterlicher  Seite 
gelangen,  und  wenn  Jemand  mit  Hinterlassung  von  Bruders- 
und  Schwesterkindern  8  2)  gestorben  ist,  dieselben  ihn  von  bei- 
den Seiten  auf  gleiche  Weise  beerben,  wie  wenn  sie  alle  von 
Personen  männlichen  Geschlechts  abstammend  durch  gesetz- 
mässiges  Recht  dazu  gelangten,  vorausgesetzt,  dass  kein  Bru- 
der oder  keine  Schwester  mehr  leben ;  denn  wenn  diese  Per- 
sonen vorgehen  und  zur  Beerbung  kommen,  so  bleiben  die 
fernem  Abstufungen  ganz  ausgeschlossen,  weil  die  Erbschaft 
nicht  nach  Stämmen,  sondern  nach  Köpfen  zu  vertheilen  ist. 
5.  Sind  mehrere  Abstufungen  von  Agnaten  da,  so  beruft  das 
Zwölftafelgesetz  ganz  deutlich  den  nächsten.  Wenn  daher 
z.  B.  der  Verstorbene  einen  Bruder  und  einen  Bruderssohn 
oder  Vatersbruder   hat,   so   erhält   der   Bruder   den  Vorzug. 


82)  Qui  patruus  quidem  est  sai  frairis  ßliis ,  avunculus  aulem 
sororis  suae  soOoit\ 
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Wenn  schon  aber  das  Zwölftafelgesetz  sich  nur  der  einfachen 
Zahl  bedient,  so  ist  doch  kein  Zweifel,  dass  wenn  mehrere 
derselben  Abstufung"  vorhanden  sind,  alle  zugelassen  werden, 
denn  eigentlich  wird  auch  die  nächste  von  mehrern  Abstufun- 
gen verstanden,  und  es  ist  doch  kein  Zweifel,  dass,  wenn 
auch  nur  eine  einzige  Abstufung  von  Agnaten  da  ist,  dieser 
die  Erbschaft  zufalle.  6.  Ist  nun  Jemand,  ohne  ein  Testa- 
ment hinterlassen  zu  haben,  gestorben,  so  wird  als  der  Nächste 
derjenige  verstanden,  welcher  es  zu  der  Zeit  war,  wo  jener 
starb,  über  dessen  Erbschaft  es  sich  handelt;  stirbt  Jemand 
mit  Hinterlassung  eines  Testaments,  so  wird  auf  den  Zeit- 
punkt gesehen,  wo  es  anfängt  gewiss  zu  sein,  dass  aus  dem 
Testamente  Niemand  Erbe  werden  werde,  denn  dann  wird 
erst  Jemand  eigentlich  als  testamentslos  verstorben  angesehen. 
Dies  erklärt  sich  zuweilen  erst  nach  langer  Zeit,  während 
welchen  Zeitraums  es  oft  geschieht,  dass  derjenige  nach  Ab- 
leben des  Nähern  der  Nächste  wird,  der  es  beim  Tode  des 
Testators  nicht  war.  7.  Ehedem  Hess  man  bei  dieser  Erb- 
folge kein  Nachrücken  zu,  d.  h.  es  wurden,  wenn  gleich  der 
Nächste,  der  dem  gemäss,  was  Wir  gesagt  haben,  zur  Erb- 
schaft berufen  wird,  sie  entweder  ausschlug  oder  vor  ihrem 
Antritt  verstarb,  die  folgenden  nach  gesetzmassigem  Rechte 
nicht  zugelassen.  Die  Prätoren  veränderten  dies  wiederum 
unvollkommen,  Hessen  es  jedoch  im  Ganzen  nicht  ohne  Abhülfe, 
sondern  beriefen  dieselben  nach  der  Ordnung  der  Verwandten, 
während  ihnen  das  Recht  der  Agnatel  verschlossen  war.  Wir 
aber,  in  der  Absicht,  dass  dem  Rechte  an  Vollkommenheit 
nichts  fehlen  solle,  haben  in  der  Constitution,  die  Wir  über 
das  Recht  der  Freilasser,  auf  Veranlassung  der  Menschenliebe, 
erlassen  haben,  bestimmt,  dass  jenen  [Personen]  die  Erbfolge 
in  den  Nachlass  von  Agnaten  nicht  verweigert  werden  solle, 
indem  es  thö'richt  genug  war,  dass  der  von  dem  Prätor  den 
Verwandten  eröffnete  Weg  den  Agnaten  verschlossen  bleibe, 
zumal  bei  der  Vormundschaftslast ,  wenn  die  nächste  Abstufung 
wegfällt,  die  folgende  an  deren  Stelle  tritt,  und  [also]  was  bei  einer 
Last  Statt  fand,  bei  einem  Vortheil  nicht  erlaubt  war.  8.  Zur 
gesetzmässigen  Erfolge  wird  nichts  desto  weniger  auch  der  Vater, 
der  durch  einen  Treucontract  einen  Sohn  oder  eine  Tochter,  oder 
Enkel  oder  Enkelin  u.s.  w.  aus  der  Gewalt  entlassen  hat,  berufen  ; 
dass  die  Entlassungen  der  Kinder  stets  durch  einen  Treucontract 8  3) 


83)  Ich  weiche  hier,  wo  ich  früher  quasi  Contracid  fiducia  las, 
den  Gründen  des  Jenaischen  Recensenten ,  so  dass  also  Ju- 
stin, sagt:  es  soll  jede  Entlassung  aus  der  Gewalt  so  ange- 
sehen werden  ,  als  sei  fiducia  contracta ,  gleichviel  ob  es 
wirklich  geschehen  sei,  oder  nicht,  während  die  Alteu  diese 
Wirkung  nur  eintreten  Hessen,  wenn  es  geschehen  war. 
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zu  geschehen  angesehen  werden,  ist  neulich  durch  eine  von 
Uns  erlassene  Constitution  allgemein  eingeführt  worden,  wäh- 
rend bei  den  Alten  die  Freilassung  nicht  anders  galt ,  als  wenn 
der  Vater  sie  zufolge  eines  ausdrücklichen  Contracts  dieser  Art 
ertheilt  hatte. 

Dritter  Titel. 

De  Senatusconsulto  Tertulliano. 
{Vom  Tertullianischen  Senatsbeschluss.) 

Die  Strenge  des  Zwölftafelgesetzes  war  so  gross,  zog  das 
männliche  Geschlecht  so  vor  und  schloss  die  durch  die  weib- 
liche Verwandtschaft  mit  einander  verbundenen  so  sehr  aus, 
dass  es  nicht  einmal  zwischen  Mutter,  Sohn  und  Tochter  ein 
gegenseitiges  Erfolgerecht  gestattete,  und  nur  der  Prätor  auf 
den  Grund  der  Nahe  der  Verwandtschaft  diese  Personen  zur 
Erbfolge  durch  Gewährung  des  Nachlassbesitzes  Wonach  die 
Verwandten  berief.  1.  Diese  Rechsbeschränkungen  sind 
nachher  verbessert  worden,  und  zuerst  gewährte  der  verewigte 
Kaiser  Claudius  der  Mutter,  zum  Trost  wegen  ihrer  verlo- 
reneu Kinder,  deren  gesetzmässige  Beerbung.  2.  Später  wurde 
durch  den  Tertullianischen  Senatsbeschluss ,  der  zu  den 
Zeiten  des  verewigten  Kaisers  Hadrianus  abgefasst  ward, 
über  diese  traurige  Erbfolge,  welche  der  Mutter,  nicht  aber 
auch  der  Grossmutter  zukam,  vollständig  bestimmt,  dass  eine 
freigeborene  Mutter,  die  drei,  eine  freigelassene  aber,  welche 
vier  Kinder  geboren  habe,  zur  Erbfolge  ihrer  testamentslos 
verstorbenen  Sohne  und  Töchter  zugelassen  werden  solle ,  wenn 
sie  sich  auch  in  der  Gewalt  ihres  Vaters  befindet,  so  dass, 
wenn  sie  dem  Rechte  eines  Andern  unterworfen  ist,  sie  auf 
dessen  Befehl  die  Erbschaft  antritt. 

3.  Der  Mutter  werden  aber  diejenigen  Kinder  des  Ver- 
storbenen vorgezogen,  welche  JYotherben  sind  oder  deren  Stelle 
vertreten,  mögen  sie  in  erster  oder  in  fernerer  Abstufung  ste- 
hen. Aber  auch  der  Sohn  oder  die  Tochter  einer  verstorbenen 
Tochter  werden,  nach  den  Constitutionen,  der  Mutter  der  Ver- 
storbenen, d.  h.  ihrer  Grossmutter,  vorgezogen;  auch  geht  ihr 
der  Vater  von  beiden  vor,  nicht  aber  der  Grossvater  oder 
Grossgrossvater ,  sobald  nämlich  zwischen  ihnen  allein  über 
die  Erbschaft  gestritten  wird.  Der  leibliche  Bruder  schloss 
aber  sowohl  die  Mutter  des  Sohnes  als  der  Tochter  aus,  eine 
leibliche  Schwester  hingegen  wird  mit  der  Mutter  zugleich  zu- 
gelassen. Wenn  ein  leiblicher  Bruder,  eine  Schwester  und 
eine  das  Kinderrecht8*)  besitzende  Mutter  vorhanden  waren, 

84)  Mater  liberis  honorata;  eine  Frau^  die  drei  Kinder  hatte, 
genoss  besonderer  Rechte,  unter  denen  das  der  Beerbung 
das  vorzüglichste  war;  s.  d.  §.  2  und  die  folgenden  §§. 
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so  schloss  zwar  der  Bruder  die  Mutter  aus,  allein  die 
Erbschaft  gekörte  dem  Bruder  und  der  Schwester  zu  gleichen 
TheiJen. 

4.  Wir  haben  aber  durch  eine  Constitution,  die  in  dem 
mit  Unserm  Namen  gezierten  Codex  steht,  der  Muter  zu  Hülfe 
kommen  zu  müssen  geglaubt,  indem  Wir  auf  die  Natur  Rück- 
sicht nahmen,  auf  das  Gebaren,  auf  die  Gefahren  und  den  oft 
dadurch  den  Müttern  bereitet  werdenden  Tod.  Wir  hielten  es 
daher  für  gottlos,  einen  Zufall  ihnen  zum  Nachtheil  gereichen 
zu  lassen;  denn  wenn  eine  freigeborene  Frau  nicht  drei,  und 
eine  Freigelassene  nicht  vier  [Kinder]  geboren  hatte,  so  kam 
sie  unverdient  um  die  Beerbung  ihrer  Kinder.  Und  was  be- 
ging sie  für  eine  Sünde,  wenn  sie  nicht  mehrere,  sondern 
wenige  gebar?  Wir  haben  daher  den  Müttern  ein  volles  ge- 
setzmässiges  Hecht  gegeben,  sie  mögen  freigeborene  oder  frei- 
gelassene sein,  und  wenn  sie  auch  nicht  drei  oder  vier  geboren 
haben,  sondern  nur  einen  [Sohn]  oder  eine  [Tochter],  so  sol- 
len sie  doch,  wenn  diese  gestorben  sind,  zur  gesetzmässigen 
Beerbung  [dieser]  ihrer  Kinder  berufen  werden.  5.  Da  nun 
früher  die  Constitutionnn ,  die  sich  mit  der  gesetzmässigen  Erb- 
folge beschäftigten,  die  Mutter  theils  begünstigten,  theils  sie 
beschwerten,  und  auf  das  Ganze  ihr  keine  Erbfolge  gestatteten, 
sondern  in  gewissen  Fallen  ihr  den  dritten  Theil  abzogen  und 
andern  bestimmten  [zur  gesetzmässigen  Erbfolge]  berechtigten 
Personen  gaben,  in  andern  aber  das  Gegentheil  thaten ,  so 
schien  es  Uns  [am  besten] ,  auf  geradem  und  einfachem  Wrege 
die  Mutter  allen  [zur  gesetzmässigen  Erbfolge]  berechtigten 
Personen  vorzuziehen  und  ohne  allen  Abzug  ihr  die  Beerbung 
ihrer  Kinder  zu  überlassen ,  ausgenommen  Bruder  und  Schwe- 
ster, mögen  sie  leibliche  Geschwister  sein,  oder  blos  Verwandt- 
schaftsrecht haben,  so  dass,  gleichwie  Wir  die  Mutter  der 
ganzen  Zahl  der  gesetzmässigen  Erben  vorgezogen  haben,  W^ir 
alle  Brüder  und  Schwestern,  mögen  sie  [zur]  gesetzmässige[u 
Erbfolge  berechtigt]  sein  oder  nicht,  zur  Erbfolge  zugleich 
mitberufen,  jedoch  so,  dass,  wenn  blos  agnatische  oder  ver- 
wandte Schwestern  und  die  Mutter  der  oder  des  Gestorbenen 
vorhanden  sind,  die  Mutter  die  Hälfte,  die  andere  aber  alle 
Schwestern  zusammen  bekommen;  wenn  aber  die  Mutter  und 
ein  Bruder  oder  lauter  Brüder  vorhanden  sind,  oder  auch  mit 
Schwestern  zugleich ,  mögen  sie  gesetzmässige  oder  Verwandt- 
schaftsrechte haben,  und  dann  ein  [Bruder]  oder  eine  [Schwe- 
ster] testamentslos  stirbt,  so  soll  deren  Erbschaft  nach  Köpfen 
verlheilt  werden.  6.  Wie  Wir  aber  für  die  Mütter  gesorgt 
haben,  so  müssen  sie  auch  auf  ihre  Kinder  Rücksicht  nehmen, 
indem  sie  wissen  mögen,  dass  wenn  sie  nicht  für  Vormünder 
sorgen,  oder  anstatt  eines  sich  entschuldigenden  oder  abgesetz- 
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ten  innerhalb  Jahresfrist  [einen  andern]  zu  verlangen  unter- 
lassen haben,  sie  an  der  Beerbung  der  betreffenden  unmündig 
verstorbenen  verdientermassen  keinen  Antheil  haben  sollen. 
7.  Wenn  ein  Sohn  oder  eine  Tochter  auch  gemeiner  Her- 
kunft ist,  so  kann  nach  dem  Tertullianischen  Senats- 
beschluss  die  Mutter  doch  zu  ihrer  Beerbung  zugelassen 
werden. 

Vierter  Titel. 

De  Senatusconsulto  Orphitiano, 

{Vom  Orpliiti attischen  Senatsbeschluss.) 

Dass  umgekehrt  auch  die  Rinder  zur  Beerbung  der  testa- 
mentslos verstorbenen  Mutter  zugelassen  werden,  ist  durch  den 
Orphitianischen  Senatsbeschluss ,  welcher  unter  den  Con- 
sulen  Orphitus  und  Rufus  zu  den  Zeiten  des  verewigten  Kai- 
sers Marcus  errichtet  worden  ist,  bestimmt,  und  sowohl 
dem  Sohn  wie  der  Tochter  [dadurch]  die  gesetzmässige  Erb- 
folge, wenn  sie  auch  fremdem  Rechte  unterworfen  sind,  er- 
theilt,  als  vor  den  Blutsverwandten  und  Agnaten  ein  Vorzug 
gegeben  worden.  1.  Weil  aber  nach  diesem  Senatsbeschluss 
die  Enkel  zur  Beerbung  der  Grossmutter  nach  gesetzmassiger 
Erbfolge  nicht  berufen  wurden,  so  ist  dies  nachher  durch  die 
kaiserlichen  Constitutionen  verbessert  worden,  so  dass  die  En- 
kel und  Enkelinnen  nach  Art  der  Söhne  und  Töchter  berufen 
werden.  2.  Es  ist  aber  zu  merken,  dass  die  Erbfolgen  dieser 
Art,  die  nach  dem  Tertullianischen  und  Orphitianischen  [Se- 
natsbeschluss] anfallen ,  durch  Standesrechtsveränderung  nicht 
aufgehoben  werden,  nach  der  Regel,  wornach  neue  gesetz- 
mässige Erbschaften  durch  dieselbe  nicht  erlöschen,  sondern 
nur  die,  welche  nach  dein  Zwölftafelgesetz  anfallen.  3.  End- 
lich ist  zu  wissen,  dass  auch  die  Rinder  gemeiner  Herkunft 
zur  Beerbung  der  Mutter  nach  diesem  Senatsbeschluss  zuge- 
lassen werden.  4.  Wenn  einige  von  mehrern  gesetzmassigen. 
Erben  die  Erbschaft  nicht  berücksichtigen  oder  durch  den  Tod, 
oder  einen  andern  Grund  behindert  sind,  sie  anzutreten,  so 
wächst  den  übrigen,  die  sie  antreten,  ihr  Antheil  zu,  und  fallt, 
wenn  die  [letztern]  auch  vorher  versterben,  doch  deren  Erben 
anheim. 

Fünfter  Titel. 
De  successione  c  o  g  n  at  oruvu 
{Von  der  Erbfolge  der  Verwandten.*) 
Nach  den  Notherben  und  denen,  welche  der  Pratör  und1 
die  Constitutionen  unter  den  Notherben  berufen,  und  nach  den 
Corp.  jur.  civ.  I.  g 
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gfesdznfirsCTgetl  [Erben],  wohin  die  Agnaten.,  und  die,  welche 
SÖWoHl  <!ie  obengenannten  Senatsbeschlüsse ,  als  auch  die  von 
Uns  erlassene  Constitution  an  die  Stelle  der  Agnaten  gesetzt 
bat,  gehören,  beruft  der  Prätor  zunächst  die  Verwandten  in 
dem  Theile,  wo  auf  die  natürliche  Verwandtschaft  Rücksicht 
genommen  wird.  Denn  die  am  Standesrecht  veränderten  Agna- 
ten und  deren  Nachkommen  werden  nach  dem  Zwölftafel- 
gesetz  zu  den  gesetzmässigen  [Erben]  nicht  gezählt,  sondern 
vom  Prätor  in  der  dritten  Ordnung1  berufen,  ausgenommen 
allein  der  Bruder  und  die  Schwester,  die  aus  der  Gewalt 
entlassen  worden  sind,  aber  nicht  deren  Rinder,  welche  das 
Anastasianische  Gesetz  zwar  mit  den  in  ihren  Rechts- 
zustand unveränderten  Brüdern  zur  gesetzmässigen  Erbfolge 
des  Bruders  oder  der  Schwester  beruft,  jedoch  nicht  zu  glei- 
chen Theilen ,  sondern  mit  einem  Abzug ,  wie  man  aus 
den  Worten  der  Constitution  selbst  sehen  kann.  Anderen 
Agnaten  entfernterer  Abstufung  zieht  aber  das  [Zwölftafel- 
gesetz],  wenn  dieselben  auch  keine  Standesrechtsveränderung 
erlitten  haben,  jene  doch  vor,  und  ohne  Zweifel  auch  den 
Verwandten. 

Auch  diejenigen,  welche  durch  Personen  weiblichen  Ge- 
schlechts in  der  Seitenlinie  verwandt  sind,  ruft  der  Prätor  in 
dritter  Abstufung   auf  den   Grund   der  Nähe   zur  Erbfolge. 
Nicht  minder  werden   diejenigen   Rinder,  welche  in  einer 
Adoptivfamilie   sind,   in   der  männlichen  Abstufung  zur  Be- 
erbung der  leiblichen  Eltern  berufen.    Es  ist  bekannt,  dass 
die  Rinder  gemeiner  Abkunft  keine  Agnaten  haben,  da  die 
Agnation  vom  Vater  ausgeht ,   die  Verwandtschaft  von  der 
Mutter,  von  jenen  aber  angenommen  wird,  als  hätten  sie  kei- 
nen Vater.     Aus   demselben  Grunde  können  sie  unter  sich 
nicht  als  Blutsverwandte  angesehen  werden,  weil  das  Bluts- 
verwandtschaftsrecht eine  Art  der  Agnation  ist.    Sie  sind  also 
selbst  unter  einander  soweit  verwandt,   als  sie  Verwandte 
von   der   Mutter  sind,   daher  ihnen  allen   aus   dem  Theile 
[des  Edicts]    der  Nachlassbesitz  zukommt,    worin  die  Ver- 
wandten auf  den  Grund   der  Nähe   berufen  werden.  Wir 
müssen    hier    nothwendi gerweise   bemerken ,    dass    man  auf 
den   Grund   der   Agnation   auch  bis   zur  zehnten  Abstufung 
noch  zur  Beerbung  gelange,  mögen  wir  auf  das  Zwölftafel- 
gesetz oder  auf  das  Edict,   wodurch  der  Prätor  verspricht, 
dass  er  den  gesetzmässigen  Erben  den  Nachlassbesitz  geben 
wolle,  sehen;  auf  den  Grund  der  Nähe  [der  Verwandtschaft] 
verspricht    der   Prätor   aber   nur   denen   den  Nachlassbesitz, 
die  bis  zur  sechs! en  Abstufung  der  Verwandtschaft  stehen, 
und  aus  der  siebenten  nur  die  Kinder  von  Zweitgeschwister- 
kindern. 
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Sechster  Titel  8S). 

De  gradibus  cognationis» 
{Von  den  Abstufungen  der  Verwandtschaft.') 
Es  ist  hier  nöthig  zu  erklären,  wie  die  Abstufungen  der 
Verwandtschaft  gezählt  werden.  Wir  müssen  daher  zuvörderst 
bemerken,  dass  die  Verwandtschaft  anders  in  aufsteigender, 
anders  in  absteigender  und  anders  nach  ungerader  Linie ,  die 
auch  von  der  Seite  genannt  wird,  gezählt  werde.  Die  auf- 
steigende Verwandtschaft  ist  die  der  Eltern,  die  absteigende  die 
der  Kinder,  von  der  Seite  die  der  Geschwister  und  deren  Nach- 
kommen, daher  auch  des  Vaters  und  der  Mutter  Geschwister. 
Sowohl  die  aufsteigende  als  absteigende  Verwandtschaft  fangt 
von  der  ersten  Abstufung  an ,  die  von  der  Seite  her  aber 
wird  von  der  zweiten  gezählt.  1.  In  der  ersten  aufstei- 
genden Abstufung  stehen  Vater  und  Mutter,  in  der  absteigen- 
den Sohn  und  Tochter. 

2.  In  der  zweiten  aufsteigenden  Abstufung  stehen  Gross- 
vater und  Grossmutter,  in  der  absteigenden  Enkel  und  Enkelin; 
von  der  Seite  Bruder  und  Schwester. 

3.  In  der  dritten  aufsteigenden  Abstufung  steht  der 
Grossgrossvater  und  die  Grossgrossmutter ,  in  der  absteigenden 
Grossenkel  und  Grossenkelin,  von  der  Seite  Bruders-  und 
Schwesterkinder,  und  folglich  des  Vaters  und  der  Mutter  Ge- 
schwister. Vatersbruder  (patruus)  ist  der  Bruder  des  Vaters 
und  heisst  auf  griechisch  uaTQwog;  Mutterbruder  (avunculus) 
ist  der  Bruder  der  Mutter,  griechisch  fir{TQ(oog,  zuweilen  auch 
Öelog  genannt.  Vatersschwester  (amita)  ist  die  Schwester 
des  Vaters;  Mutterschwester  (tnatertera)  ist  die  Schwester 
der  Mutter;  beide  werden  Seia  oder  von  Einigen  nxtilg 
genannt. 

4.  In  vierter  aufsteigender  Abstufung  steht  der  Urgross- 
vater  und  die  Urgrossmutter ;   in  absteigender  der  Grossgross- 


85)  Die  Verwandtschaftsbezeichnungen,  welche  in  diesem  Titel 
enthalten  sind,  sind  theils  unübersetzbar,  Iheils  würden  sie 
in  der  Uebersetzung  nur  sehr  gezwnngeo  wiedergegeben 
werden  können ;  daher  auch  die  im  Deutschen  zum  Theil 
absurd  scheinenden  Definitionen.  Für  manche  Familien-  und 
Verwandtschaftsverhältnisse  giebt  es  auch  im  Deutschen  gar 
keine  besondern  Benennungen.  Mit  den  letzten  §§.  dieses 
Titels  hat  daher,  um  sie  verständlicher  zu  machen,  ganz 
besonders  verfahren  werden  müssen,  die  Uebersetzung  der- 
selben ist  ganz  frei  und  giebt  nur  den  Inhalt  des  lateinischeu 
Textes  wieder.  —  Auch  bei  der  zweiten  Auflage  ist  dies 
beibehalten  worden,  um  ein  leichteres  Verständnis*  zu  erzie- 
len. Ganz  streng  hingegen  ist  die  Uebersetzung  des  8,  Titels 
des  38.  Buches  der  Tandecten. 

8* 
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enkel  und  die  Grossgrossenkelin,  von  der  Seite  Bruder-  und 
Schwester  -  Enkel  und  Enkelin;  folglich  auch  die  Geschwister 
des  Grossvaters  und  der  Grossmutter,  sowie  die  Geschwister- 
kinder  (sonsobrini) ,  d.  h.  die  von  Brüdern  oder  Schwestern 
erzeugt  sind.  Einige  aber  glauben  mit  Recht,  dass  eigentlich 
nur  diejenigen  Geschwisterkinder  seien,  die  von  zwei  Schwe- 
stern abstammen,  gleichsam  Schwesterkinder  (consororini) ,  die- 
jenigen aber,  welche  von  zwei  Brüdern  abstammen,  eigentlich 
Brüderkinder  (  fralres  pairueles)  heissen;  von  zwei  Brüdern 
abstammende  Tochter  Vatersbrudertöchter  (sorores  pairueles)^ 
und  die  von  einem  Bruder  und  einer  Schwester  abstammenden 
eigentlich  Vaterssclrwesterkinder  genannt  werden;  die  Söhne 
deiner  Vatersschwester  nennen  dich  Geschwisterkind  und  du  sie 
Vatersschwesterkinder. 

5.  In  fünfter  aufsteigender  Abstufung  steht  der  Aeiter- 
vater  und  die  Aeltermutter ,  in  absteigender  Urenkel  und  Ur- 
enkelin, von  der  Seite  Bruders-  und  Schwester- Grossenkel, 
Linfolglich  auch  die  Geschwister  des  Grossgrossvaters  und  der 
Grossgrossmutter  von  väterlicher  und  mütterlicher  Seite,  nicht 
minder  die  Enkel  und  Geschwister  der  Eltern  und  Rinder  der 
Geschwister  der  Grosseltern  von  väterlicher  und  mütterlicher 
Seite. 

6.  In  sechster  aufsteigender  Abstufung  steht  der  Ur- 
altervater  und  die  Urältermutter ,  in  absteigender  der  Urgross- 
enkel  und  die  Urgrossenkelin,  von  der  Seite  die  Grossgrossenkel 
der  Geschwister,  daher  auch  die  Geschwister  des  Urgrossvaters 
und  der  Urgrossmutter  von  väterlicher  und  mütterlicher  Seite, 
desgleichen  die  Kinder  des  Grossgrossonkels  und  der  Gross- 
grosstante  von  väterlicher  und  mütterlicher  Seite,  [nicht  minder 
die  Grossenkel  der  Geschwister  der  Eltern,  die  Enkel  der  Ge- 
schwister der  Grosseltern]  86)  und  die  Rinder  der  Geschwister 
der  Grossgrosseltern  von  väterlicher  und  mütterlicher  Seite. 

7.  So  weit  mag  es  genug  sein ,  gezeigt  zu  haben ,  wie 
die  Abstufungen  der  Verwandtschaft  gezählt  werden ;  denn  aus 
dem  Bisherigen  ist  leicht  einzusehen,  wie  man  auch  die  fernem 
Abstufungen  zahlen  muss,  weil  die  [ferner]  erzeugte  Person 
immer  eine  Abstufung  hinzufügt,  so  dass  es  viel  leichter  ist, 
zu  sagen,  in  wievielster  Abstufung  Jemand  steht,  als  jeden  mit 
einem  eigenen  Verwandlschaftsnamen  zu  benennen.  8.  Ebenso 
werden  die  Abstufungen  der  Agnatel  gezählt. 


86)  Ura  den  Yorwurf  einer  kritischen  Sünde  zu  vermeiden, 
habe  ich  die  Worte  zwischen  soror.  und  ltemf  die  in  altern 
Ausgaben  stehen :  item  propius  sobrino  sobrinave  filhis  filia  ; 
item  consobrmi ,  consobrinae  nepos  neptis.  Der  Genauigkeit 
wegen  aber  ist  die  üebersetzung  nach  dieser  Lesart  angelegt 
in  Klammern  gestellt. 
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9.  Weil  aber  die  Wahrheit  sich  dem  menschlichen  Geist 
mehr  durch  das  Auge  als  das  Ohr  einprägt,  so  haben  Wir 
für  nöthig  erachtet,  nach  der  Aufzahlung  der  Abstufungen  sie 
auch  in  gegenwartiges  Buch  einzuschreiben,  so  dass  der  Jüng- 
ling sowohl  durch  das  Ohr  als  durch  die  Anschauung  die  voll- 
kommenste Uebersicht  der  Abstufungen  erlangen  könne87). 

[Siebenter  Titel  8S). 
De    servili  cognatione, 
{Von  der  Verwandtschaft  der  Selaven.)] 

10.  Es  liegt  ausser  Zweifel,  dass  derjenige  Theil  des 
Edicts,  wodurch  der  Nachlassbesitz  auf  den  Grund  der  Nähe 
[der  Verwandtschaff]  versprochen  wird,  auf  die  Verwandtschaf- 
ten der  Selaven  keinen  Bezug  habe;  es  wurde  auch  in  keinem 
alten  Gesetz  diese  Verwandtschaft  gezählt.  Wir  haben  aber 
in  der  von  Uns  erlassenen  Constitution,  welche  Wir  über  das 
Recht  der  Freilasser  gegeben  haben,  ein  Rechtstheil ,  der  bis 
auf  Unsere  Zeiten  voller  Dunkelheit,  Ungewissheit  und  Ver- 
wirrung war,  auf  Veranlassung  der  Menschenliebe  auch  das 
zugestanden,  dass,  wenn  ein  sich  in  Selaven  Verhältnissen  Be- 
findender eins  oder  mehrere  Kinder  hat,  mag  von  einer  freien 
Frau  oder  einer  Sclavin,  oder  umgekehrt  eine  Sclavin  Rinder, 
gleichviel  von  welchem  Geschlecht,  von  einem  Freien  oder 
einem  Selaven,  und  dann  die  [Eitern]  zur  Freiheit  gelangen, 
auch  diejenigen ,  welche  aus  Sclavenleibe  geboren  worden, 
dieselbe  erhalten,  oder  wenn  es  freie  Weiber  waren,  die 
[Rinder  daher]  selbst  ihre  [Väter]  in  der  Sclaverei  hatten  S9) 
und  diese  90)  nachher  frei  geworden  sind,  diese  alle  zur  Be- 
erbung ihres  Vaters  und  ihrer  Mutter  gelangen,  und  in  dieser 
Beziehung  das  Recht  der  Freiiasser  wegfallen  soll.  Diese 
Rinder  haben  Wir  nun  nicht  allein  zur  Beerbung  ihrer  Eltern, 
sondern  auch  zur  gegenseitigen  unter  einander  berufen ,  und 
zwar  ganz  besonders  in  jenem  Gesetz,  mögen  allein  solche 
vorhanden  sein,  die  in  der  Sclaverei  geboren  und  nachher 
ireigelassen  worden  sind,  oder  zugleich  mit  solchen,  die  nach 
der  [erlangten]  Freiheit  der  Eltern  empfangen  werden,  gleich- 
viel, ob  von  demselben  Vater  und  derselben  Mutter,  oder  von 
andern,  nach  Art  derer,  die  aus  rechtmässigen  Ehen  erzeugt 
worden  sind. 

87)  Diese  Verwandfschaftstafel  ist  verloren  gegangen.  In  Erman- 
gelung derselben  ist  die  beiliegende  neu  entworfen  worden. 

88)  Bekanntlich  machen  mehrere  Ausgaben  hier  einen  neuen 
Titelabschniit;  derselbe  ist  hier  in  Klammem  gestellt  worden. 

89)  ipsi  —  habuertmt,  d.  h.  domini  —  patres ,  s.  Sehr.  Die 
Mutter  muss  also  vorher  gestorben  sein. 

90)  Hier  versteht  Sehr,  die  Kinder;  ich  verstehe  die  Väter, 
Der  Satz  ist  höchst  nachlässig  geschrieben. 


I 
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II.  (1.)  Mit  Rückblick  auf  alles  dasjenige,  was  Wir  schon 
gesagt  haben,  erhellt  also  nun,  dass  nicht  immer  diejenigen, 
welche'  in  gleicher  Abstufung'  der  Verwandtschaft  stehen ,  auch 
zugleich  berufen  werden,  und  um  so  mehr,  dass  der  nähere 
Verwandte  nicht  immer  den  Vorzug  habe.    Denn  da  der  erste 
Grund  [der  Erbfolge]  die  Notherben  begreift,  und  die,  welche 
Wir  unter  diesen  bereits   aufgezahlt  haben,   so  ist  es  klar, 
dass  der  Grossenkel  und  Grossgrossenkel  den  Vorzug  vor  dem 
Bruder,  dem  Vater  und  der  Mutter  des  Verstorbenen  erhalt, 
obschon  sonst  Vater  und  Mutter,  wie  Wir  oben  gesagt  haben, 
die  erste  Abstufung  der  Verwandtschaft  einnehmen,  der  Bruder 
die  zweite,  der  Grossenkel  erst  die  dritte,  und  der  Grossgross- 
enkel in  vierter  Abstufung  verwandt  ist,  und  es  ist  daher  gleich,, 
ob  er  sich  in  der  Gewalt  des  Verstorbenen  befindet  oder  nicht, 
ob  er  aus  derselben  entlassen  ist,  oder  von  einem  solchen, 
oder  aus  der  weiblichen  Linie  abstamme.    12.  (2.)  Fallen  die 
Notherben  und  diejenigen,  welche,  wie  Wir  gesagt  haben, 
unter  denselben   berufen   werden,   weg,   so  wird  derjenige 
Agnat,  der  das  volle  Agnationsrecht  besitzt,  wenn  er  auch  in 
fernster  Abstufung  steht,  meist  dem  nähern  Verwandten  vor- 
gezogen, denn  der  Enkel  oder  Grossenkel  des  Vatersbruders 
hat  den  Vorzug  vor  dem  Onkel  und  der  Tante  von  mütter- 
licher Seite.    Wir  sagen  also,  dass  allemal  dann  derjenige, 
welcher  in  näherer  Verwandtschaftsabstufung  steht,  oder  die 
[mehrern]  Verwandten  zugleich  berufen  werden,  wenn  weder 
Jemand  nach  dem  Rechte  der  Notherben,  noch  wer  unter  den- 
selben aufgezählt  wird,  noch  nach  dem  Agnationsrecht,  dem- 
gemäss,  was  Wir  gelehrt  haben,  vorgezogen  werden  muss,  aus- 
genommen den  aus  der  Gewalt  entlassenen  Bruder  und  Schwe- 
ster, wenn  sie  zur  Beerbung  von  Brüdern  oder  Schwestern 
berufen  werden,  die  selbst  nach  einer  erlittenen  Standesrechts- 
veränderung dennoch  den  übrigen  Agnaten  entfernterer  Ab- 
stufung vorgehen. 

(VIII.)    Siebenter  TiteL 
De    suc  c  essione  libertorum. 
{Von  der  Beerbung  der  Freigelassenen.) 
Wir  wollen  nun  den  Nachlass  der  Freigelassenen  betrach« 
ten.    Ehedem  durfte  der  Freigelassene  in  seinem  Testamente 
seinen  Freilasser  ungestraft  übergehen,   denn  das  Zwölftafel- 
gesetz berief  den  Freilasser  nur  dann  zur  Erbschaft  des  Frei- 
gelassenen, wenn  dieser  testamentslos,  und  ohne  einen  Noth- 
erben zu  hinterlassen  starb.  Hinterliess  daher  ein  testamentslos 
verstorbener  Freigelassener  einen  Notherben,  so  hatte  der  Frei- 
lasser an  seinem  Nachlass  kein  Recht.    Hinterliess  er  von  leib- 
lichen Rindern  eines  zum  Notherben,  so  schien  [zwar]  keine 
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Klage  begründet;  war  es  aber  [nur]  ein  Adoptivsohn,  so  war 
es  offenbar  unbillig1,  dass  der  Freilasser  kein  [Erbrecht]  bekom- 
men sollte.     1.  Dieser  Rechtsunbilligkeit  ist  daher  durch  das 
Edict  des  Prätors  nachher  abg-eholfen  worden ,  denn  machte  nun 
der  Freigelassene  ein  Testament,  so  musste  er  dem  Freilasser 
die  Hälfte  seines  Nachlasses  aussetzen,  und  wenn  er  ihm  gar 
nichts  oder  nicht  die  volle  Hälfte  aussetzte,  so  wurde  dem 
Freilasser  der  Nachlassbesitz  g,eg,en  den  Testamentsinhalt  zur 
Halbscheid  geg-eben;  starb  er  testamentslos  mit  Hinterlassung- 
eines  Adoptivsohns  als  Notherben,   so  ward  dem  Freilasser 
ebenso  g'egen  diesen  Notherbeu  der  Nachlassbesitz  auf  die  Halb- 
scheid gegeben.   Es  pflegten  aber  dem  Freigelassenen  die  leib- 
lichen Rinder,  um  den  Freilasser  auszuschliessen ,  zu  nützen  91), 
und  zwar  nicht  nur  die,  welche  er  bei  seinem  Tode  in  der 
Gewalt  hatte,  sondern  auch  die  daraus  entlassenen  und  in  An- 
nahme au  Kindes  Statt  gegebenen,  wenn  sie  nur  auf  einen 
Theil  zu  Erben  eingesetzt,  oder  übergang-en  und  dann  gegen 
den  Testamentsinhalt  auf  den  Nachlassbesitz  nach  dem  prätori- 
schen  Edict  eing-ekommen  waren;  denn  die  Enterbten  verdräng- 
ten den  Freilasser  nie.    2.  Nachher  sind  durch  das  Papische 
Gesetz  die  Rechte  der  Freilasser,  welche  reiche  Freigelassene 
hatten,  vermehrt  worden.    Denn  es  ward  bestimmt,  dass  vor 
dem  Vermögen  dessen,  der  einen  Nachlass  von  hunderttausend! 
Sestertien   und  weniger   als   drei  Kinder  hinterlassen  hatte;, 
mochte  er  mit  oder  ohne  Hinterlassung  eines  Testaments  ge- 
storben sein,  ein  Kopf  theil  dem  Freilasser  zufallen  solle.  Wenn 
daher  der  Freigelassene  einen  Sohn  oder  eine  Tochter  zu  Er- 
ben hinterliess,  so  fiel  die  Halbscheid  [des  Nachlasses]  dem 
Freilasser  fezu ,  wie  wrenn  jener  mit  Errichtung'  eines  Testa- 
ments, aber  ohne  einen  Sohn  zu  hinterlassen,  g-estorben  wäre. 
Hinterliess  er  aber  zwei  [Söhne]  oder  zwei  [Töchter]  zu  Er- 
ben, so  fiel  auf  den  Freilasser  ein  Drittheil,  hinterliess  er 
aber  drei ,  so  trat  der  Freilasser  zurück. 

3.  Eine  Constitution,  die  Wir,  zur  allgemeinen  Bekannl- 
werdung'  in  griechischer  Sprache,  nach  reiflicher  Ueberlegung*, 
erlassen  haben ,  hat  für  Falle  dieser  Art  verordnet ,  dass  wenn 
ein  Freigelassener  oder  eine  Freigelassene  weniger  als  hundert- 
tausend  Sestertien  Capitalgut,  d.  h.  weniger  als  hundert  Gold- 
stücke hinterlassen  (denn  Wir  haben  die  Summe  des  Papi- 
sehen  Gesetzes  so  ausgelegt,  dass  für  tausend  Sestertien  ein 
Goldstück  gerechnet  wird),  der  FreiUisser  gar  nicht  zur  He- 
erbung  ihrer  gelassen  werde,  sobald  sie  ein  Testament  gemacht 
haben;  sind  sie  aber  testamentslos  gestorben,  ohne  Kinder  zu 

91)  Der  Sinn  dieser  verschrobenen  PhraHe  ist  «!er,  dass  die 
Kiudet*  des  Freigelassenen ,  welche  den  Nachhissbes'vt/  an- 
sprechen können,  dem  Freilasse!  Aorgehen. 
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hinterlassen,  so  hat  sie  das  Recht  des  Freilassers,  wie  es  nach 
dem  Zwölftafelgesetz  war,  aufrecht  erhalten.  Uebersteigt  ihr 
Vermögen  hunderttausend  Sestertien,  so  haben  Wir,  wenn  sie 
Rinder  zu  Erben  oder  Nachlassbesitzern  hinterlassen,  gleichviel, 
ob  einen  oder  mehr  und  von  welchem  Grade  und  Geschlecht 
sie  seien ,  die  Beerbung  der  Eltern  für  diese  bestimmt  und  alle 
Freilasser  mit  ihren  Nachkommen  ausgeschlossen;  sie  sind  ohne 
Rinder  gestorben  und  zwar  testamentslos,  so  haben  Wir  den 
Freilasser  oder  die  Freilasserin  zur  Gesammterbschaft  berufen ; 
haben  sie  aber  ein  Testament  gemacht  und  die  Freilasser  oder 
Freilasserinnen  darin  übergangen,  obschon  sie  keine  Rinder 
haben,  oder  wenn  sie  dergleichen  haben,  sie  enterbt  oder  die 
Mutter  oder  der  mütterliche  Grossvater  sie  übergangen  haben, 
so  dass  ihr  Testament  nicht  der  Lieblosigkeit  beschuldigt  wer- 
den kann,  so  sollen  sie  nach  Unserer  Constitution,  vermöge 
des  Nachlassbesitzes  gegen  den  Testamentsinhalt,  nicht  die  Hälfte, 
wie  früher,  sondern  das  Drittheil  vom  Vermögen  des  Frei- 
gelassenen bekommen,  oder  es  soll  ihnen  darnach  das,  was 
daran  fehlt,  ergänzt  werden ,  wenn  der  oder  die  Freigelassene 
weniger  als  das  Drittheii  des  Vermögens  ihnen  bestimmt  hat, 
und  so  ohne  alle  Beschwerung,  dass  nicht  einmal  den  Rindern 
des  oder  der  Freigelassenen  von  diesem  Theile  Vermächtnisse 
oder  Fideicommisse  geleistet  zu  werden  brauchen ,  sondern  diese 
Last  auf  die  Miterben  fallen  soll.  Auch  haben  Wir  noch  viele 
andere  Fälle  in  der  vorgedachten  Constitution  zusammengestellt, 
die  Wir  zur  Bestimmung  dieser  Lehre  für  nöthig  erachtet,  so 
dass  sowohl  die  Freilasser  und  die  Freilasserinnen,  als  deren 
Rinder,  sowie  deren  Seitenverwandte  bis  zur  fünften  Abstu- 
fung, zur  Beerbung  der  Freigelassenen  berufen  werden,  wie 
aus  jener  Constitution  zu  ersehen  ist ,  und  dass ,  wenn  von  dem 
oder  der  Freilasserin,  oder  von  zweien  oder  mehreren  dersel- 
ben Rinder  vorhanden  sind ,  der  nähere  zur  Beerbung  des  oder 
der  Freigelassenen  berufen  wird ,  und  die  Erbfolge  nach  Röpfen, 
nicht  nach  Stämmen,  Statt  findet,  welche  Ordnung  auch  bei 
den  Seitenverwandten  aufrecht  erhalten  wird ;  denn  bei  der 
Erbfolge  haben  Wir  die  Rechte  rücksichtlich  der  Freigeborenen 
und  der  Freigelassenen  fast  ganz  gleichgestellt.  4.  Dies  gilt 
jetzt  von  denjenigen  Freigelassenen,  die  das  Römische  Bürger- 
recht erlangt  haben,  indem  es  keine  andern  Freigelassenen  mehr 
giebt,  die  Unterthanen  wie  die  Latinen  aufgehoben  sind,  und 
bei  den  Latinen  von  gesetzmässiger  Erbfolge  gar  nicht  die  Rede 
war,  weil  sie  zwar  als  Freie  lebten,  aber  mit  dem  Leben  zu- 
gleich die  Freiheit  verloren  92),  und  die  Freilasser  ihren  Nach- 


92)  D.  h.  rücksschtlich  ihrer  rechtlichen  Folge,  besonder»  der 
Erbfolge. 
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lass  wie  den  der  Sclaven  nach  einer  gewissen  Rechtsvorschrift 
über  das  Sclaven  -  Sondergut  nach  dem  Juni  sehen  Gesetz 
behielten.  Nachher  ward  durch  den  Largianischen  Senats- 
beschluss  bestimmt,  dass  die  Kinder  des  Freilassers,  wenn  sie 
nicht  namentlich  enterbt  waren,  den  fremden  Erben  derselben 
in  Ansehung*  des  Nachlasses  der  Latinen  vorgezogen  werden 
sollten.  Hierzu  kam  noch  das  Edict  des  verewigten  Kaisers 
Trajanus,  was  den  [gewesenen]  Sclaven,  der  ohne  Wissen 
oder  Willen  seines  Freilassers  durch  die  Gnade  des  Kaisers 
das  Römische  Bürgerrecht  zu  erlangen  sich  bestrebt  hatte,  so 
lange  er  lebte,  zwar  zum  Römischen  Bürger,  nach  seinem 
Tode  aber  zum  Latinen  machte.  Wir  haben  aber  in  einer 
von  Uns  erlassenen  Constitution,  wegen  des  Wechsels  dieser 
Verhältnisse  und  anderer  Schwierigkeiten,  mit  den  Latinen 
selbst  auch  das  Juni  sehe  Gesetz,  den  L  a  rgi  ani  s  ch  e  n 
Senatsbeschluss  und  das  Edict  des  verewigten  Kaisers  Traja- 
nus für  immer  aufheben  zu  müssen  geglaubt,  so  dass  alle 
Freigelassene  das  Römische  Bürgerrecht  gemessen,  und  auf 
bewundernswürdige  Weise  durch  einige  Zusätze  die  Wege  selbst, 
die  zum  Verhältniss  der  Latinen  führten,  zur  Erlangung  des 
Römischen  Bürgerrechts  umgewandelt. 

(IX.)    Achter  Titel. 

De  assignatione  libertorum. 
(Von  der  Anweisung  der  Freigelassenen.) 
Wir  müssen  im  Allgemeinen  in  Betreff  des  Nachlasses 
der  Freigelassenen  bemerken,  dass  der  Senat  die  Bestimmung 
getroffen  habe,  es  solle,  wenn  gleich  derselbe  auf  alle  Kinder 
des  Freilassers,  die  in  derselben  Abstufung  stehen,  gleichmässig 
falle,  doch  dem  Vater  freistehen,  einem  seiner  Kinder  einen 
Freigelassenen  anzuweisen,  so  dass  nach  des  [Vaters]  Tode 
der  allein  als  Freilasser  angesehen  wird ,  dem  er  bestimmt 
worden  ist,  und  dass  die  übrigen  Kinder,  die  zu  demselben 
Nachlass,  ohne  diese  hinzugekommene  Anweisung,  gleichmäs- 
sig gelassen  werden  würden,  kein  Recht  an  demselben  haben, 
sondern  nur  dann  ihr  voriges  Recht  wiedererlangen  sollen, 
wenn  der,  dem  [der  Freigelassene]  überwiesen  worden  ist, 
ohne  Kinder  zu  hinterlassen,  gestorben  ist.  1.  Man  kann  nicht 
nur  einen  Freigelassenen,  sondern  auch  eine  Freigelassene, 
und  nicht  nur  einem  Sohn  oder  Enkel,  sondern  auch  einer 
Tochter  und  Enkelin  anweisen.  2.  Diese  Freiheit  der  An- 
weisung wird  dem  gegeben,  der  zwei  oder  mehrere  Kinder 
in  seiner  Gewalt  hat,  so  dass  er  diesen  einen  Freigelassenen 
männlichen  oder  weiblichen  Geschlechts  anweisen  darf.  Hier- 
aus entstand  die  Frage,  ob,  wenn  er  den,  dem  er  angewiesen 
hatte,  nachher  aus  der  Gewalt  entlassen  habe,  die  Anweisung 
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erlösche  ?  Und  man  nahm  die  bejahende  Meinung1  an,  wofür 
»ich  auch  Julianus  und  die  meisten  Andern  erklärten.  3.  Es 
ist  übrigens  gleich,  ob  Jemand  in  einem  Testament  anweist 
oder  ohne  Testament ;  auch  darf  dies  der  Freilasser  nach  dem 
Senatsbeschluss,  der  zu  der  Zeit  des  Kaisers  Claudius  unter 
den  Consulen  Suillius  Kufus  und  Asterius  Scapula  errichtet 
ward,  mit  jeden  beliebigen  Worten  thun, 

(X.)    Neunter  Titel. 

De  bonorum  p  o  s  s  e  s  sionih  n  s, 

{T'om  Naclilassbesiiz) 

Das  Recht  des  Nachlassbesitzes  ist  vom  Prätor  eingeführt 
worden,  um  das  alte  Recht  zu  verbessern.  Der  Prätor  ver- 
besserte aber  auf  diese  Art  das  alte  Recht  nicht  nur  bei  Erb- 
schaften der  testamentslos  Verstorbenen,  wie  oben  gesagt  wor- 
den ist,  sondern  auch  derjenigen,  die  mit  Hinterlassung  eines 
Testaments  gestorben  waren.  Denn  wenn  ein  fremder  Nach- 
geborener  als  Erbe  eingesetzt  war,  so  ward  er,  wenn  schon 
er  die  Erbschaft  nach  bürgerlichem  Rechte  nicht  antreten  konnte, 
weil  die  Einsetzung*  ungültig  war,  nach  dem  W^ürdenrechte 
dennoch  Nachlassbesitzer,  indem  ihm  [hierin]  der  Prätor  zu  Hülfe 
kam.  Nach  einer  von  Uns  erlassenen  Constitution  wird  jedoch 
jetzt  auch  ein  solcher  rechtmässig  zum  Erben  eingesetzt,  als 
eine  dem  bürgerlichen  Rechte  nicht  unbekannte  Persou. 

1.  Zuweilen  aber  gewährt  der  Prätor  den  Nachlassbesif^ 
weder  um  das  alte  Recht  zu  verbessern,  noch  um  es  anzufech- 
ten, sondern  um  es  zu  bestätigen,  denn  er  gewährt  auch  denen, 
die  in  einem  gültig*  errichteten  Testament  als  Erben  eingesetzt 
sind,  den  Nachlassbesitz  dem  Testamentsinhalt  zufolge.  Ebenso 
beruft  er  die  Notherben  und  Agnaten  zum  Nachlassbesitz, 
wenn  kein  Testament  errichtet  worden  ist ;  doch  fallt  diesen, 
auch  wenn  der  Nachlassbesitz  wegfällt,,  nach  bürgerlichem  Rechte 
die  Erbschaft  zu.  2.  Diejenigen  [Personen]  aber,  welche  der 
Prätor  allein  [und  nicht  auch  das  bürgerliche  Recht]  zur  Erb- 
schaft beruft,  werden  nicht  wirklich  eigentliche93)  Erben, 
denn  der  Prätor  kann  Niemanden  zum  Erben  machen;  dies 
kann  man  nur  durch  ein  Gesetz  oder  eine  ähnliche  Rechtsver- 
ordnung, wie  durch  einen  Senatsbeschluss,  oder  eine  kaiser- 
liche Constitution  werden ;  da  ihnen  aber  der  Prätor  den  Nach- 
lassbesitz gewährt,  so  treten  sie  an  die  Stelle  der  Erben  and 
werden  Nachlassbesitzer  genannt.  Ueberdies  machte  der  Prätor 
aber  auch  in  der  Absicht,  dass  Niemand  ohne  Erbfolger  stürbe, 
mehrere  Abstufungen  für  die  Ertlieilung  des  Nachlassbesitzes, 
denn  derselbe  erweiterte  überhaupt  das  nach  dem  Zw  ö'lftafel- 


03)  ipso  jure ,  80  hier,  s.  Sehr. 
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gesetz  in  enge  Grenzen  eingeschlossene  Recht  der  Erwerbung 
von  Erbschaften  nach  billigem  Ermessen.  3.  Von  dem  Nach- 
lassbesitz aus  Testamenten  giebt  es  folgende  Arten.  Die  erste 
ist  diejenige,  welche  den  übergangenen  Rindern  gegeben  wird 
und  heisst  wider  den  Testamentsinhalt;  die  zweite  die- 
jenige, welche  der  Prätor  allen  rechtmässig  eingesetzten  Erben 
zusichert,  und  heisst  deshalb  dem  Testamentsinhalt  zu- 
folge. Nachdem  er  zuerst  von  den  Testamenten  gesprochen 
hat,  geht  er  zu  den  ohne  Testament  Verstorbenen  über.  Hier 
gewährt  er  zuerst  den  Notherben  und  denen,  die  nach  dem 
Edicte  des  Prätors  unter  den  Notherben  aufgezählt  werden, 
den  Nachlassbesitz ,  der  W onach  Kinder  heisst ;  zum  zwei- 
ten aber  den  gesetzmässigen  Erben ;  zum  dritten  zehn  Personen, 
welche  er  dem  nichtverwandten  Entlasser  aus  der  Gewalt  vor- 
zog; diese  zehn  Personen  sind  folgende:  Vater  und  Mutter, 
väterliche  und  mütterliche  Grosseltern,  Sohn  und  Tochter, 
Enkel  und  Enkelin,  sowohl  von  dem  Sohn,  als  der  Tochter, 
voll-  und  halbbürtige  Brüder  und  Schwestern;  zum  vierten 
den  nächsten  Verwandten;  zum  fünften  Dann,  wer  aus 
der  Familie  [da  ist]  9 4)  y  zum  sechsten  dem  Freilasser  und 
der  Freilasserin ,  deren  Rinder  und  Eltern;  zum  siebenten  dem 
Ehemann  und  der  Frau ;  zum  achten  den  Verwandten  des  Frei- 
lassers. 

4.  Diese  [Arten  von  Nachlassbesitz]  führte  die  prätorische 
Gerichtsbarkeit  ein.  W i r  haben  jedoch  nichts  mangelhaft95) 
gelassen,  sondern,  in  Unsern  Constitutionen  alles  verbessernd, 
den  Nachlassbesitz  wider  den  Testamentsinhalt  und 
dem  Testamentsinhalt  zufolge  zwar  zugelassen,  indem 
sie  gewissermassen  in  der  Notwendigkeit  begründet  waren, 
sowie  den  testamentslosen  Nachlassbesitz  W  onach  Rinder 
und  W onach  gesetzmassige  [Erben],  die  Art  aber, 
welche  im  prätorischen  Edict  am  fünften  Ort  stand,  d.  h.  die, 
Wonach  zehn  Personen,  haben  Wir  mit  guter  Absicht 
und  mit  genügender  Darlegung  als  überllüssig  gezeigt.  Denn 
da  der  gedachte  Nachlassbesitz  zehn  Personen  dem  nichtver- 
wandten Entlasser  vorzog,  so  hat  Unsere  Constitution,  die  Wir 
über  die  Entlassung  der  Rinder  aus  der  Gewalt  erlassen  ha- 
ben, allen  Eltern,  und  zwar  auch  als  Entlassern,  gestattet, 
vermittelst  eines  Treucontracts  die  Entlassung  so  zu  ertheilen, 
dass  dieselbe  selbst  dieses  Vorrecht  in  sich  begreife  und  der 
obengedachte  INachlassbesitz  überllüssig  werde.  Nach  Aufhebung 
des  gedachten  fünften  ]\achlassbesitzes  haben  Wir  an  dessen 
Stelle  nun  den  vorher  sechsten  gestellt,  und  denjenigen  zum 


94)  Dies  sind  Worte  auy  dem  prätorischen  Edict  selbst. 

95)  incuriosum  pracmiltcre ;  über  diese  Redensart  s.  Sehr. 
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fiinfleii  gemacht,  welchen  der  Prätor  den  nächsten  Verwandten 
zusichert.  5.  Da  nun  der  Nachlassbesitz  Dann  wer  aus 
der  Familie  vorher  der  siebente,  und  der  achte  der,  Wo- 
nach Kinder  der  Freilasser  und  Freilasserinnen 
und  deren  Eltern,  war,  so  haben  Wir  beide  durch  Un- 
sere Constitution ,  die  Wir  über  das  Hecht  der  Freilasser  er- 
lassen haben,  ganz  erledigt.  Denn  da  Wir  die  Beerbung  der 
Freigelassenen  der  der  Freigeboreneii  analog*  gebildet,  sie  aber, 
damit  zwischen  beiden  ein  Unterschied  sei,  nur  bis  zur  fünf- 
ten Abstufung  eingeschränkt  haben ,  so  genügt  ihnen  sowohl 
der  Nachlassbesitz  wider  den  Testamentsinhalt,  als  der 
Wonach  die  gesetzmässigen  [Erben]  und  Wonach 
die  Verwandten,  um  daraus  ihre  Rechte  verfolgen  zu  kön- 
nen ,  so  dass  [nun]  alle  Schwierigkeiten  und  unauflösliche  Ir- 
rungen in  Betreff  jener  beiden  [Arten  von]  Nachlassbesitz  ge- 
hoben sind.  6.  Eine  andere  Art,  die  Wonach  Mann  und 
Frau  genannt  wurde  und  in  der  neunten  Ordnung  unter  den 
alten  [Arten]  von  Nachlassbesitz  stand ,  haben  Wir  sowohl  auf- 
recht erhalten,  als  auch  höher  hinauf,  d.  h.  auf  den  sechsten 
Platz,  gestellt;  die  zehnte  alte  Art,  welche  die  war,  Wo- 
nach die  Verwandten  des  Freilassers,  ist  aus  den 
aufgezählten  Gründen  auch  mit  vollem  Rechte  aufgehoben  wor- 
den, so  dass  nur  noch  sechs  ordentliche  [Arten  von]  Nachlass- 
besitz, die  Gültigkeit  haben,  geblieben  sind.  7.  Diesen  folgte 
eine  siebente,  welche  die  Prätoren  aus  gutem  Grunde  einführ- 
ten; denn  zuletzt  wird  im  Edict  auch  denen  der  Nachlassbesitz 
zugesichert,  welchen  ihn  zu  geben  durch  ein  Gesetz,  einen 
Senatsbeschluss  oder  eine  Constitution  verordnet  worden  ist ; 
denselben  hat  der  Prätor  mit  bestimmter  Unterscheidung  weder 
zu  den  Arten  von  Nachlassbesitz ,  die  ohne  dass  ein  Testament 
da  war,  noch  zu  denen,  die  aus  einem  Testamente  Statt  fin- 
den, gezahlt,  sondern  gleichsam  als  letztes  und  ausserordent- 
liches Hülf [smittel]  nach  Erfordern  der  Sache96)  denjenigen 
gewährt,  die  aus  Gesetzen,  Senatsbeschlüssen  und  kaiserlichen 
Constilutionen  aus  dem  neuern  Rechte,  sei  es  nach  einem  Te- 
stament oder  ohne  solches  auftreten.  8.  Da  nun  also  der  Prä- 
tor mehrere  Arten  von  Erbfolge  eingeführt  und  diese  nach 
einer  Reihenfolge  festgestellt  hatte,  und  in  jeder  einzelnen  Art 
derselben  oft  mehrere  Personen  ungleicher  Abstufung  stehen, 
so  bestimmte  er,  um  die  Klagen  der  Gläubiger  keinem  Auf- 
schub auszusetzen,  sondern  damit  einer  da  wäre,  der  verklagt 
werden  könnte ,  hinwiederum  jene  aber  auch  nicht  so  leicht 
in  den  Besitz  des  Nachlasses  des  Verstorbenen  gesetzt  würden, 


96)  Das  ;  hinter  accomodavh  unseres  Textes  streiche  ich  mit 
Sehr. 
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um  sich  auf  diesem  Wege  zu  helfen,  für  die  Zeit  der  Forde- 
rung- des  Nachlassbesitzes  eine  gewisse  Zeit.  9.  Den  Rindern 
und  Eltern,  leiblichen  wie  angenommenen,  gab  er  daher  zur 
Forderung  des  Nachlassbesitzes  eine  Frist  von  einem  Jahre, 
den  übrigen  aber  eine  von  hundert  Tagen.  Wenn  nun  Jemand 
binnen  dieser  Zeit  den  Nachlassbesitz  nicht  gefordert  hat,  so 
fällt  er  auf  die  Personen  derselben  Abstufung,  oder  wenn  keine 
[dergleichen]  weiter  vorhanden  ist,  so  sichert  [der  Prätor]  den 
üebrigen  den  Nachlassbesitz  nach  dein  Erbfolge  -  Edict  ebenso 
zu,  als  wenn  der  Vorhergehende  nicht  zu  jener  Zahl  gehörte. 
Wenn  daher  Jemand  einen  ihm  angetragenen  Nachlassbesitz 
ausschlägt,  so  wird  nicht  gewartet,  bis  die  für  [die  Forderung 
des]  Nachlassbesitzes  vorgeschriebene  Zeit  Verstrichen  ist,  son- 
dern es  werden  die  Uebrigen  gleich  nach  demselben  Edicte 
zugelassen. 

10.  Beim  Nachsuchen  um  den  Nachlassbesitz  werden  die 
einzelnen  zur  Rechtsverfolgung  dienlichen  Tage  gerechnet.  Die 
frühern  Kaiser  haben  aber  auch  dafür  gute  Bestimmungen  ge- 
trolfen ,  dass  man  nicht  für  die  [Form  der]  Forderung  des  Nach- 
lassbesitzes besorgt  zu  sein  braucht,  sondern  wie  man  auch 
Anzeige  davon  macht,  dass  man  dazu  gelassen  sein  wolle 
(wenn  nur  binnen  der  bestimmten  Zeit),  so  wird  man  stets 
den  vollen  Genuss  daran  erlangen. 

(XI.)    Zehnter  Titel. 

De  acquisitione  per  adrogationem» 
{Von  der  Erwerbung  durch  Adrogation.) 

Es  giebt  noch  eine  Erbfolge  in  der  Gesammtheit  anderer 
Art,  die  weder  durch  das  Zwölftafelgesetz,  noch  durch  das 
Edict  des  Prätors,  sondern  durch  dasjenige  Recht,  welches 
durch  Uebereinstimmung  angenommen  worden,  eingeführt  ist. 
1.  W^enn  nämlich  ein  Hausvater  sich  in  Adrogation  giebt,  so 
erwarb  ehedem  der  Adrogirende  alle  seine  Sachen,  körper- 
liche und  unkörperliche  und  worauf  er  ein  Forderungsrecht 
hatte,  mit  vollem  Rechte,  ausgenommen  das,  was  durch  die 
Standesrechtsveränderung  verloren  geht,  als  die  Verbindlich- 
keiten zu  [pflichtmässigen  9  7)]  Diensten  und  das  Agnations- 
recht ;  denn  den  Gebrauch  und  Niessbrauch ,  die  zwar  sonst 
auch  hierher  gerechnet  wurden,  hat  eine  von  Uns  darüber  er- 
lassene Constitution  durch  die  geringste  Standesrechtsverände- 
rung als  aufgehoben  anzusehen,  verboten. 

2.  Gegenwärtig  aber  haben  Wir  die  Erwerbung,  welche 


97)  Dies  rnuss  hier  hinzugesetzt  werden ,  s.  Vinnius  und  Cu- 
jacius  ad  h.  I.  Es  sind  solche  Dienste  gemeint,  zu  denen 
der  Freigelassene  dem  Freilasser  verbunden  ist. 
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durch  Adrogalion  geschah,  nach  Art  der  der  leiblichen  Eltern 
beschrankt.  Denn  es  erwerben  die  Adopüv-  Eltern  sowohl 
wie  die  leiblichen  durch  ihre  Ilauskinder  an  demjenigen  Sa- 
chen, welche  denselben  von  aussenher  zufallen,  nichts  als  den 
Niessbrauch ,  wahrend  den  letztern  das  Eigenthum  unversehrt 
bleibt.  1.  Stirbt  der  adrogirte  Sohn  in  der  Adoptivfamilie ,  so 
t;elit  auch  sein  Eigenthum  auf  den  Adrogirenden  über,  es  müss- 
len  denn  andere  Personen  vorhanden  sein,  die  nach  einer  von 
Uns  erlassenen  Constitution  dem  Vater  im  Betreff  derjenigen 
[Sachen],  die  seinerseits  nicht  erworben  werden  können,  vor- 
gehen. 

3.  Umgekehrt  wird  aber  der  Adrogirende  für  das,  was 
derjenige  schuldigt,  der  sich  an  Rindes  Statt  hat  annehmen 
lassen ,  dem  Rechte  jselbst  zufolge  nicht  gehalten ,  sondern  [er 
kann]  nur  im  Namen  des  Sohnes  belangt  [werden],  und  wenn 
er  ihn  nicht  vertheidigen  will,  so  wird  den  Gläubigern  gestat- 
tet, das  Vermögen,  welches  letzterem  mit  dem  Niessbrauch 
gehört  haben  würde,  wenn  er  sich  nicht  fremdem  Recht  unter- 
worfen hatte,  durch  Unsere  betreifenden  Behörden  in  Besitz 
zu  nehmen  und  auf  gesetzmassige  Weise  darüber  zu  verfügen, 

(XII.)    Elfter  Titel. 

De   eo  cui  libertatis   caussa  bona  addicuntur* 
{Von  demjenigen  y  welchem  der  Freiheit  wegen  ein  Nachlass 
zugesprochen  wird.) 

Nach  einer  Constitution  des  verewigten  Kaisers  Marcus 
kam  noch  ein  neuer  Fall  von  Erbfolge  auf.  Denn  w  enn  die- 
jenigen [Sclaven] ,  welche  von  ihrem  Herrn  in  einem  Testa- 
mente die  Freiheit  empfangen  haben,  woraus  kein  Erbschafts- 
antritt  erfolgt,  verlangen,  dass  ihnen  der  Nachlass,  um  die 
Freiheit  aufrecht  zu  erhalten,  zugesprochen  werde,  so  erhalten 
sie  deshalb  Gehör.  1.  Dies  ist  in  dem  Reskripte  des  verewig- 
ten Kaisers  Marcus  an  den  Popilius  Rufus  enthalten,  die 
Worte  desselben  lauten  so:  Wenn  den  Virginius  Va- 
lens, der  in  seinem  Testamente  einigen  [Sclaven] 
die  Freiheit  ertheilt  hat,  Niemand  testaments- 
tos  9S)  beerben  will,  und  es  mit  seinem  Nachlass 
dahin  kommt,  dass  er  verkauft  werden  muss,  so 
soll  derjenige,  welchem  über  diese  Angelegen- 
heit der  Rechtsspruch  zusteht,  dein  Verlangen, 
die  [Erbschaft]  anzutreten,  berücksichtigen,  so 
dass  dir  [jener  Nachlass]  ,  um  sowohl  diejenigen 
Freiheitsertheilungen,   welche  unmittelbar,  als 


98)  Hier  ist  nämlich  schon  vorausgesetzt,  dass  Niemand  aus 
dem  Testament  Erbe  geworden  ist. 
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(1  iej.enigen,  welche  nach  Art  eines  Fi deicommis- 
ses  hinterlassen  worden  sind,  aufrecht  zu  er- 
halten, zugesprochen  werden  soll,  wenn  du  je- 
den Gläubiger  hinlänglich  für  die  Bezahlung 
seiner  Gesammtforderungen  Sicherheit  leistest. 
Diejenigen,  welchen  die  Freiheit  unmittelbar 
gegeben  worden,  werden  in  Folge  dessen  frei, 
wie  wenn  die  Erbschaft  angetreten  worden  wäre; 
diejenigen  aber,  um  deren  Freilassung  der  Erbe 
gebeten  worden  ist,  werden  durch  dich  die  Frei- 
heit erlangen,  und  es  sollen,  wenn  du  dir  den 
Nachlass  unter  keiner  andern  Bedingung  zuspre- 
chen lassen  willst,  auch  diejenigen,  welche  die 
Freiheit  unmittelbar  empfangen  haben,  deine 
Freigelassenen  werden.  Denn  auch  diesem  dei- 
nen Willen  geben  Wir  Unsere  Bestätigung,  so- 
bald diejenigen,  über  deren  Staudesrecht  es  sich 
handelt,  einwilligen.  Damit  aber  der  aus  dieser 
Unserer  Verordnung  [entspringende]  Vortheil 
nicht  auf  andere  Weise  vereitelt  werde,  wenn 
der  Fiscus  den  Nachlass  übernehmen  will,  so 
sollen  auch  diejenigen,  welche  Unser  Vermögen 
verwalten,  wissen,  dass  die  Sache  der  Freiheit 
dem  Gewinn  an  Geld  und  Gut  vorgehe,  und  dass 
bei  der  Nachlassein  zieh  ung  denjenigen  die  Frei- 
heit gesichert  sein  solle,  welche  sie  erlangen 
konnten,  wenn  die  Erbschaft  aus  dem  Testamente 
angetreten  worden  wäre. 

2.  Durch  dieses  Rescript  ist  sowohl  für  die  Freiheils- 
ertheiluugen ,  wie  für  die  Erblasser  gesorgt  worden,  damit  ihr 
Nachlass  nicht  von  Gläubigern  in  Besitz  genommen  und  ver- 
kauft werde.  Es  fällt  wenigstens,  wenn  aus  dem  [gedachten] 
Grunde  der  Nachlass  zugesprochen  worden  ist,  der  Verkauf 
desselben  weg,  denn  es  tritt  dann  ein  Vertheidiger  des  Erb- 
lassers auf,  und  zwar  ein  solcher,  der  den  Gläubigern  über 
ihre  Gesammtforderung  hinreichende  Sicherheit  leistet.  3.  Die- 
ses Rescript  kommt  nur  allemal  dann  zur  Anwendung,  wenn 
in  einem  Testamente  die  Freiheit  ertheilt  worden  ist.  Wie 
nun,  wenn  Jemand,  der  testamentslos  stirbt,  in  einem  Codicill 
die  Freiheit  ertheilt  hat,  und  testamentsloser  Erbantritt  nicht 
Statt  findet?  Hier  muss  die  [in  der]  Constitution  [enthaltene] 
Begünstigung  Platz  ergreifen  ").    Dass,  wenn  Jemand  mit 


99)  Aus  dieser  Bestimmung,  zusammengehalten  mit  dem  nächst- 
folgenden Satz,  scheiut  hervorzugehen,  dass  dieser  Umstaml 
bezweifelt  wird.  Sehr. 
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Hinterlassung'  eines  Testaments  gestorben  ist,  und  in  Codicillen 
die  Freiheit  ertheilt  hat,  letztere  von  Bestand  sei,  unterliegt 
freilich  keinem  Zweifel.  4.  Denn  die  Constitution  soll  dann 
zur  Anwendung;  kommen,  wie  die  Worte  derselben  zeigen, 
w  enn  gar  kein  testamentsloser  Nachfolger  da  ist ;  so  lange  es 
also  angewiss  sein  wird,  ob  einer  da  ist  oder  nicht,  wird  die 
Constitution  nicht  in  Wirkung  treten;  sobald  es  aber  zur  Ge- 
wissheit wird,  dass  keiner  da  sei,  kommt  sie  zur  Anwendung-  1  0  °). 
5.  Wenn  sich  Jemand,  der  in  den  vorigen  Stand  wieder  ein- 
gesetzt werden  kann,  der  Erbschaft  enthalten  hat,  so  kann  die 
[Anwendung  der]  Constitution  zugelassen  werden  und  Zuspruch 
des  Nachlassbesitzes  geschehen,  wenn  schon  [jener]  in  den 
vorigen  Stand  wieder  eingesetzt  werden  kann.  Wie  also, 
wenn  nach  einem,  in  der  Absicht,  die  Freiheitsertheilungen 
aufrecht  zu  erhalten ,  geschehenen  Zuspruch ,  derselbe  wieder 
in  den  vorigen  Stand  eingesetzt  worden  ist  ?  Dann  sollen  die 
Freiheitsertheilungen  dessenungeachtet  nicht  widerrufen  werden, 
weil  sie  einmal  eingetreten  waren.  6.  Diese  Constitution  ist 
eingeführt  worden,  um  die  Freiheitsertheilungen  aufrecht  zu 
erhalten;  ist  daher  keinefm  die]  Freiheit  ertheilt,  so  kommt 
die  Constitution  nicht  zur  Anwendung.  Wie  nun,  wenn  Je- 
mand [mehreren  seiner  Sclaven]  noch  bei  seinen  Lebzeiten  oder 
auf  den  Todesfall  die  Freiheit  ertheilt  hat,  und  Welche,  um 
Erörterungen  darüber  zu  verhindern,  ob  dies  in  betrügerischer 
Absicht  gegen  die  Gläubiger  geschehen  sei,  oder  nicht,  den 
Nachlasszuspruch  verlangen,  werden  sie  damit  gehört  werden 
müssen?  Es  spricht  mehr  dafür,  dass  sie  gehört  werden  müs- 
sen, wenn  auch  die  Worte  der  Constitution  es  nicht  sagen. 
7.  Da  Wir  aber  fanden,  dass  jener  Constitution  viele  Einthei- 
lungen  mangelten,  so  haben  Wir  eine  ganz  vollständige  erlassen, 
worin  viele  Fälle  zusammengestellt  sind,  wodurch  das  Recht 
dieser  Art  von  Erbfolge  vollkommen  wirksam  gemacht  worden 
ist,  wie  man  sehen  kann,  wenn  man  die  Constitution  selbst  liest. 

(XIII.)    Zwölfter  Titel. 

De  successionibus  sublatis  quae  fiebant  per  bo- 
norum  v enditionem  et  ex  Scnatusconsullo 
Claudiano. 

(JTon  der  aufgehobenen  Erbfolge  >  welche  durch  den  Nachlass- 
verkauf und  aus  dem  Claudianischen  Senalsbeschluss 
Statt  fand.) 

Vor  der  vorgedachten  Erbfolge  gab  es  ehedem  noch  andere 
[Arten  der]  Erbfolge  in  der  Gesammtheit,  z.B.  den  Nachlass- 

100)  Diesen  §  betrachte  ich  als  den  Bestärkungsgrnnd  zu  dem : 
favor  constitut.  locum  habebit.  Das  Certo  etc.  könnte  also 
als  in  parenthesi  gedacht  betrachtet  werden. 
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kauf,  welcher  bei  dem  mit  vielen  Umschweifen  geschehenden 
Verkauf  des  Nachlasses  des  Schuldners  eingeführt  war  und 
damals  Statt  fand ,  als  noch  die  ordentlichen  Verfahren  1 0  1 ) 
in  Gebrauch  waren;  da  man  sich  aber  späterhin  der  ausser- 
ordentlichen Verfahren  bediente,  so  erloschen  die  Nachlass- 
käufe auch  mit  den  ordentlichen  Verfahren  selbst,  und  es  ist 
den  Gläubigern  nur  noch  gestattet,  den  Nachlass  durch  die 
Hülfe  des  Richters  in  Besitz  zu  nehmen  und,  je  nachdem  es 
ihnen  nützlich  scheint,  darüber  zu  verfügen,  wie  aus  den 
ausführlichen  Büchern  der  Pandecten  deutlicher  werden  wird. 
1.  Auch  nach  dem  Claudianischen  Senatsbeschluss  fand 
eine  klägliche  Erwerbung  in  der  Gesammtheit  Statt,  indem 
[nämlich]  eine  freie  Frau,  die  sich  mit  einem  Sclaven  in  Un- 
ehren abgegeben ,  die  Freiheit  selbst  durch  jenen  Senats- 
beschlusss  verlor,  und  mit  dieser  ihr  Vermögen.  Dies  haben 
Wir  Unserer  Zeit  für  unwürdig  erachtet,  in  Unserm  Reiche 
aufzuheben  verordnet  und  in  Unsere  Pandecten  aufzunehmen 
verboten. 

(XIV.)    Dreizehnter  Titel. 

De     obligatio  n  ibu  s* 

(Von  den  Verbind7ic7i7ceiten.) 

Wir  wollen  nun  zu  den  Verbindlichkeiten  102)  übergehen. 
Eine  Verbindlichkeit  ist  ein  Rechtsverband,  wodurch  man 
nach  dem  Rechte  Unseres  Staates  zur  Leistung  eines  gewissen 
Gegenstandes  nothwendig  verpflichtet  wird. 

1.  Die  oberste  Eintheilung  aller  Verbindlichkeiten  zerfällt 
iu  zwei  Alten,  denn  sie  sind  entweder  bürgerlichrechtliche 
oder  prätorische;  bürgerlichrechtliche  sind  die,  welche  ent^ 
weder  in  den  Gesetzen  begründet,  oder  wenigstens  durch  das 
bürgerliche  Recht  anerkannt  wrorden  sind ;  prätorische  sind  die, 
welche  der  Prätor  aus  seiner  Gerichtsbarkeit  bildete,  und  diese 
heissen  auch  würdenrechtliche.  2.  Die  zweite  Eintheilung  zer- 
fällt in  vier  Gattungen ;  [denn  die  Verbindlichkeiten]  entsprin- 
gen entweder  aus  einem  Contract,  oder  gleichsam  aus  einem 
Contract,  aus  einem  Verbrechen,  oder  gleichsam  aus  einem 
Verbrechen. 

Zuerst  wollen  Wir  die  aus  Contracten  betrachten.  Die- 
ser sind  wieder  vier  Arten ;  denn  sie  entstehen  entweder  durch 


101)  Judicia  ordinaria  fanden  früher  in  der  Art  Statt,  das» 
der  Magistrates  judices  zu  jedem  Process  ernannte ;  nach 
und  nach  fingen  jene  an,  selbst  zu  erkennen,  und  dies  ward 
zuletzt  Regel  und  hiess  extra  ordinem;  s.  Schweppe  RG. 
§.  530,  bes.  Goldschmid  über  h.  C  und  Einreden  S.  21,, 
Zimmerm.  RG.  III.  §.  89.    Hugo  RG.  S.  875  (10.  Aufl.)* 

102)  S.  Anm.  zu  Ruhr.  l)ig.  de  Oblig. 

Corp.  jur.  civ,  I.  9 
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eine  Sache,  ans  Worten,  aus  Schriften  oder  aus  Einwilligung-, 
deren  jede  AVir  einzeln  betrachten  wollen. 

(XV.)    Vierzehnter  Titel. 

Q  u  i  b  u  s  modis  r  e  contrahitur  obl i  g  at  i  o. 
{Auf  welche  JVci&e  eine  Verbindlichkeit  durch  eine  Sache 
contrahirt  wird.) 
Durch  eine  Sache  wird  eine  Verbindlichkeit  z.  B.  aus 
einem  Üarlehn  contrahirt.  Ein  Darlehn  besteht  aus  solchen 
Sachen,  die  nach  Gewicht,  Zahl  oder  Maass  gerechnet  werden, 
z.  ß.  Wein,  Oel,  Früchte,  gemünztes  Geld,  Erz,  Silber,  Gold, 
welche  wir  zahlend,  messend  oder  wägend  zu  dem  Zweck  ge- 
ben ,  dass  sie  Eigenthum  der  Empfänger  werden ,  und  uns  der- 
einst nicht  dieselben  Sachen ,  sondern  andere  von  derselben  Art 
und  Beschaffenheit  wiedergegeben  werden,  weshalb  dies  mu~ 
luum  genannt  worden  ist,  weil  ich  dir  auf  die  Art  [etwas] 
gebe ,  dass  ex  ?neo  tuum  (aus  dem  meinen  es  das  deine)  werde ; 
aus  diesem  Contract  entsteht  eine  Klage,  welche  Condiction 
heisst. 

1.  Auch  derjenige,  welcher  eine  Wichtschuld  von  Jeman- 
dem, der  aus  Irrthum  zahlt,  annimmt,  wird  durch  die  Sache 
verbindlich,  und  es  wird  dem  wider  ihn  Klagenden  wegen 
der  Zurückforderung  eine  condicticische  Klage  gegeben.  Denn 
der  [Empfänger]  kann  ebenso  mit  der  Condiction  angegriffen 
werden,  wenn  es  den  Anschein  hat,  dass  er  herausgeben 
muss,  als  wenn  er  ein  Darlehn  empfangen  hätte.  Ist  daher 
einem  Mündel  ohne  Ermächtigung  des  Vormundes  eine  Wicht- 
schuld aus  Irrthum  gezahlt  worden ,  so  wird  er  durch  die  Con- 
diction wegen  einer  Wichtschuld  ebensowenig  gehalten,  als 
durch  ein  Darlehn  verbindlich.  Allein  diese  Art  von  Verbind- 
lichkeit wird  nicht  als  aus  einem  Contract  entsprungen  ange- 
sehen, indem  der,  welcher  in  der  Absicht  zu  bezahlen  giebt, 
ein  Geschäft  vielmehr  zu  beendigen  als  einzugehen  gedenkt. 
2.  Ebenso,  wird  der,  dem  eine  Sache  zum  Gebrauch  gegeben, 
d.  h.  geliehen  wird,  durch  die  Sache  verbindlich  und  durch 
die  Klage  aus  dem  Leihcontract  gehalten.  Dieser  aber  ist  weit 
von  dem  verschieden,  der  ein  Darlehn  empfängt;  denn  die  Sache 
wird  nicht  so  gegeben,  dass  sie  sein  werden  soll,  und  deshalb 
wird  er  zur  Zurückgabe  der  Sache  selbst  verpflichtet.  Wer 
daher  ein  Darlehn  empfangen  hat,  bleibt,  selbst  wenn  er  durch 
irgend  einen  Zufall  das  Empfangene  verloren  hat,  z.  B.  durch 
Feuersbrunst,  Einsturz,  Schiffbruch  oder  Einbruch  von  Räu- 
bern und  Feinden ,  nichtsdestoweniger  verbindlich ;  wer  aber 
etwas  zum  Gebrauch  empfangen  hat,  der  muss  eine  fleissige  xo3) 

103)  exacta  diligentia  ist  hier  für  den  höchsten  Grad  zu  neh- 
men. Sehr. 
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Aufmerksamkeit  bei  der  Verwahrung1  der  Sache  vertreten,  und 
es  reicht  für  ihn  nicht  hin,  eine  so  grosse  Aufmerksamkeit 
angewendet  zu  haben,  wie  er  auf  seine  eigenen  Sachen  zu 
verwenden  pflegt,  sobald  ein  Aufmerksame  er  die  Sache  würde 
haben  bewahren  können.  Aber  für  unabwendbare  Naturereig- 
nisse und  grössere  Zufälle  wird  er  nicht  gehalten,  wenn  nur 
der  Zufall  nicht  durch  seine  eigene  Schuld  entstand;  denn  wenn 
du  etwas,  was  dir  geliehen  worden  ist,  ins  Ausland'104)  mit 
dir  nehmen  willst,  und  es  durch  einen  Einfall  von  Feinden 
oder  Räubern  oder  einen  Schilfbruch  verlierst,  so  unterliegt  es 
keinem  Zweifel,  dass  du  zum  Ersatz  der  Sache  verbunden 
wirst.  Eine  Sache  wird  aber  eigentlich  dann  als  geliehen 
angesehen ,  wenn  dir  dieselbe ,  ohne  Lohn  gegeben  oder  aus- 
gemacht zu  haben ,  zum  Gebrauch  überlassen  worden  ist ; 
denn  findet  ein  Lohn  Statt,  so  wird  der  Gebrauch  derselben 
als  dir  vermiethet  angesehen  ;  das  Leihen  muss  unentgeldlich 
geschehen. 

3.  Ausserdem  wird  auch  der,  bei  dem  eine  Sache  hinter- 
legt wird,  durch  die  Sache  verbindlich,  und  mit  der  Hinter- 
legungsklage [gehalten];  auch  er  wird  zur  Zurückgabe  der 
empfangenen  Sache  selbst  verpflichtet.  Derselbe  wird  aber 
nur  dann  [zum  Ersatz]  verbindlich ,  wenn  er  etwas  mit  böser 
Absicht  [zum  Schaden  der  Sache]  unternommen  hat,  wegen 
Verschuldung,  d.  h.  aus  Nachlässigkeit  und  Fahrlässigkeit, 
wird  er  nicht  [dazu]  verbindlich.  Daher  ist  er  sicher,  wenn 
ihm  eine  mit  wenig  Aufmerksamkeit  verwahrte  [hinter- 
legte] Sache  durch  Diebstahl  verloren  geht,  weil  derjenige, 
welcher  einem  nachlässigen  Freund  eine  Sache  zum  Auf- 
bewahren übergiebt,  seiner  eigenen  Unachtsamkeit  dies  zu- 
rechnen muss. 

4.  Auch  der  Gläubiger,  der  ein  Pfand  empfangt,  wird 
durch  die  Sache  verbindlich,  weil  er  durch  die  Pfandklage 
zur  Zurückgabe  derselben  Sache,  die  er  empfangen  hat,  ge- 
heilten wird.  Weil  aber  das  Pfand  um  beider  willen  gegeben 
wird,  des  Schuldners  wegen,  damit  ihm  um  so  eher  Geld 
vorgestreckt  werde,  und  des  Gläubigers  wegen,  damit  ihm 
das  Vorgeschosseue  um  so  mehr  gesichert  sei,  so  hat  man 
als  hinreichend105)  angenommen,  wenn  er  zur  Bewahrung- 
dieser  Sache  fleissige  Aufmerksamkeit  anwendet ;  wenn  er 
diese  gewährt  und  die  Sache  durch  einen  Zufall  verloren  hat, 
so  ist  er  sicher  und  wird  nicht  dadurch  beliindert,  sein  Dar- 
lehn zu  fordern. 


104)  peregre 9  eoctra  patrlam  vel  provinciam.    Brisson.  h.  v. 

105)  Ueber  das  unpassende  Wort  $uj[ftcere  >  statt  dessen  man 
requirere  erwartet,  s.  Sehr. 

9  + 
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(XVI.)   Fünfzehnter  Titel. 

De  vc  r  b  o  r  u  m  obligatio  n  e. 
{I  on  der  Terbindlic/Jccit  aus  IJTorten.) 
Durch  Worte  wird  eine  Verbindlichkeit  vermöge  Frage 
und  Antwort  contrahirt ;,  w  enn  wir  stipuliren,  dass  uns  etwas 
gegeben,  werden  oder  geschehen  solle;  hieraus  entstehen  zwei 
Klagen,  sowohl  eine  Condiction,  wenn  die  Stipulation  einen 
bestimmten  Gegenstand  betrifft,  als  [eine  Klage]  aus  der  Sti- 
pulation, wenn  etwas  Unbestimmtes  ,o6);  den  Namen  hat  sie 
daher,  weil  stipulttm  bei  den  Alten  etwas  Festes  genannt  ward 
und  vielleicht  von  slipes  (Stamm)  herkommt.  1.  Hierbei  be- 
diente man  sich  ehedem  folgender  Worte :  spoudes  ?  spondeo 
(gelobst  du  ?  —  ich  gelobe)  ;  promiitis  ?  promitto  (versprichst 
du?  —  ich  verspreche);  jidcpromittis  ?  ßdepromiito  (kann 
ich  mich  darauf  verlassen  ?  —  du  kannst  es)  ;  Jidejubes  ?  Jide- 
jubeo  (bürgst  du  ?  —  ich  bürge) ;  dabis  ?  dabo  (willst  du 
mir  geben  ?  —  ich  will) ;  facies  ?  faciam  (willst  du  das 
thun  ?  —  ich  will  es).  Ob  aber  diese  Stipulation  in  lateini- 
scher oder  griechischer,  oder  jeder  andern  Sprache  geschehen 
ist ,  ist  ganz  gleich ,  sobald  nur  beide  Stipulirende  diese  Sprache 
verstehen;  es  ist  auch  nicht  einmal  nöthig,  dass  beide  sich  der- 
selben Sprache  bedienen,  sondern  es  genügt,  wenn  auf  die 
Frage  eine  passende  Antwort  erfolgt.  Es  können  sogar  zwei 
Griechen  in  lateinischer  Sprache  eine  Verbindlichkeit  contra- 
hiren. 

Jene  feierlichen  Worte  waren  ehedem  im  Gebrauch,  nach- 
her erging  eine  Leonianische  Constitution,  die  mit  Auf- 
hebung der  Wortförmlichkeit  nur  den  Sinn  und  das  überein- 
stimmende Verständniss  von  beiden  Seiten  erfordert,  es  mag 
in  Worten  ausgedrückt  sein,  wie  da  wolle.  2.  Eine  Stipula- 
tion geschieht  entweder  unbedingt  oder  auf  einen  [bestimmten] 
Tag,  oder  bedingt.  Unbedingt  z.B.  so:  gelobst  du  mir 
fünf  Goldstücke?  Hier  können  sie  gleich  gefordert  wer- 
den. Auf  einen  [bestimmten]  Tag  geschieht  die  Stipulation, 
wenn  ein  [bestimmter]  Tag  hinzugefügt  worden,  wo  das  Geld 
gezahlt  werden  soll;  z.  B.  gelobst  du  mir  zehn  Gold- 
stücke den  ersten  März  zu  geben?  Darauf,  was 
man  auf  einen  bestimmten  Tag  stipulirt,  hat  man  zwar  sofort 
ein  Recht,  aber  gefordert  kann  es,  ehe  der  Tag  gekommen 
ist,  nicht  werden,  ja  es  kann  nicht  einmal  an  dem  Tage  selbst, 
zu  welchem  die  Stipulation  eingegangen  ist,  verlangt  werden, 
weil  dieser  ganze  Tag  [noch]  dem  Belieben  des  Zahlers  über- 
lassen werden  muss.  Denn  die  Gewissheit,  dass  an  dem  Tage, 


106)  S.  Fr.  74.  75.  de  V.  0.   Fr.  $.  9.  de  Reh.  er  ed. 
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wo  versprochen  worden  ist,  nicht  gezahlt  worden  sei,  tritt 
nicht  eher  ein,  als  derselbe  verstrichen  ist. 

3.  Wenn  man  aber  so  stipulirt:  gelobst  du  mir  jähr- 
lich-, so  lange  ich  lebe,  zehn  Goldstücke  zu  geben? 
so  wird  die  Verbindlichkeit  sowohl  als  unbedingt,  wie  als 
immerwährend  angesehen,  weil  hier  die  Schuld  nicht  auf  eine 
bestimmte  Zeit  beschränkt  werden  kann ;  mein  Erbe  wird  aber, 
wenn  er  Anspruch  erhebt,  mit  der  Einrede  des  Vertrags  ab- 
gewehrt IO?).  4.  Unter  einer  Bedingung  wird  eine  Stipula- 
tion eingegangen,  wenn  die  Verbindlichkeit  bis  auf  einen  ge- 
wissen Fall  aufgeschoben  wird,  so  dass  die  Stipulation  fällig 
wird,  wenn  Etwas  geschehen  sein  wird  oder  nicht ;  z.B.  ge- 
lobst du  mir,  wenn  T i t i u s  C o n s u  1  wird,  zehn  Gold- 
stücke zu  geben?  Wenn  Jemand  eine  solche  Stipulation 
eingeht:  gelobst  du  mir  [etwas]  zu  geben,  wenn  ich 
nicht  aufs  Capitol  10S)  steige?  so  wird  angenommen, 
als  wenn  er  stipulirt  hätte,  dass  ihm  etwas  gegeben  werden 
solle,  wenn  er  sterben  würde.  Aus  einer  bedingten  Stipula- 
tion entsteht  nur  die  Hoffnung,  dass  dereinst  etwas  geschuldet 
werden  werde,  und  wenn  uns  der  Tod  früher  [übereilt],  als 
die  Bedingung  eintritt,  so  übertragen  wir  die  Hoffnung  selbst 
auf  [unsern]  Erben.  5.  Auch  [bestimmte]  Orte  pflegen  den 
Stipulationen  beigefügt  zu  werden;  z.B.  gelobst  du  mir 
etwas  zu  Carthago  zu  geben?  Wenn  gleich  diese  Sti- 
pulation unbedingt  zu  geschehen  scheint,  so  enthält  sie  doch 
durch  sich  selbst  eine  hinzugefügte  Zeit,  wornach  sich  der  Ver- 
sprecher rücksichtlich  des  zu  Carthago  zu  bezahlenden  Geldes 
richten  muss  1U9).  Wenn  daher  Jemand  in  Rom  so  stipulirt: 
gelobst  du  mir  heute  [noch]  in  Carthago  zu  zah- 
len? so  wird  dies  ungültig  sein,  weil  das  Versprechen  dazu 
unmöglich  ist.  6.  Bedingungen,  die  sich  auf  die  vergangene 
oder  gegenwärtige  Zeit  beziehen ,  entkräften  entweder  die  Ver- 
bindlichkeit auf  der  Stelle,  oder  schieben  sie  gar  nicht  auf; 
z.B.  gelobst  du  mir  etwas  zu  geben,  wenn  Titius 
Consul  gewesen  ist  oder  wenn  Maevius  lebt?  Denn 
ist  dem  nicht  so ,  so  gilt  die  Stipulation  nicht ;  ist  es  aber  so, 
so  gilt  sie  gleich  ;  was  nämlich  nach  der  Natur  der  Sache  ge- 
wiss ist,  verzögert  die  Verbindlichkeit  nicht,  wenn  es  für  uns 
auch  ungewiss  ist. 


107)  Nämlich  dass  stipulirt  sei,  quoad  viuam.  Sonst  heisst  diese 
Einrede  auch  doli  malt;  s.  Sehr. 

108)  Dies  Beispiel  kommt  oft  vor;  Sehr,  erklärt  es  von  der 
häufigen  Sitte  aufs  Capitol  zu  gehen,  wo  Kunst-  und  andere 
Sachen  zu  sehen  und  zu  verkaufen  waren,  auch  des  Gottes- 
dienstes halber.   S.  darüber  Duaren.  Disp.  anniv.  I.  15. 

109)  quo  utatur,  kann  auch  heissen  :  „was  ihm  zu  Gute  kommt." 
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7.  Es  können  nicht  nur  Sachen,  sondern  auch  Handlungen 
zum  Gegenstand  von  Stipulationen  gemacht  werden,  z.  B.  wenn 
wir  darüber  slipuliren,  class  etwas  geschehen  oder  nicht  ge- 
schehen solle.  13ei  Stipulationen  dieser  Art  wird  es  am  ge- 
rat heilsten  sein,  eine  Strafe  hinzuzufügen,  damit  die  Summe 
derselben  nicht  unbestimmt  sei  und  der  Kläger  nicht  sein  In- 
teresse zu  beweisen  nöthig  habe.  Wenn  man  daher  stipulirt, 
dass  etwas  geschehen  solle,  so  muss  die  Strafe  so  hinzugefügt 
werden:  gelobst  du  dann,  wenn  es  so  nicht  ge- 
schieht, zehn  Goldstücke  zur  Strafe  zu  geben?  — 
Wenn  man  aber  in  einem  und  demselben  Satz  darüber  stipu- 
lirt, wenn  etwas  geschehen  und  etwas  nicht  geschehen  werde, 
so  muss  die  desfallsige  Clausel  so  beigefügt  werden:  gelobst 
du,  wenn  etwas  dem  zuwider  geschieht,  oder  et- 
was nicht  so  geschieht,  zehn  Goldstücke  zur 
Strafe  zu  geben? 

(XVII.)    Sechzehnter  Titel. 

De  duobus  reis  stipulandi  et  promittendi, 

{JTon  zweien  der  Stipulation  und  des  Versprechens  Theilhaftigen.') 

.Es  können  Zwei  und  Mehrere  einer  Stipulation  und  eines 
Versprechens  theilhaftig  werden,  der  erstem  so,  wenn  der 
Versprecher ,  nachdem  alle  [Interessenten]  ihn  gefragt  haben, 
antwortet:  ich  gelobe;  z.B.  wenn  der  Versprecher  zweien 
unabhängig  von  einander  Stipulirenden  so  antwortet:  ich  ge- 
lobe jedem  von  euch  zu  geben.  Denn  wenn  er  zuerst 
dem  Titius,  und  nachher,  wenn  ihn  ein  Anderer  fragt,  auch 
diesem  gelobt,  so  wird  jede  Verbindlichkeit  für  sich  bestehen, 
und  angenommen,  dass  nicht  zwei  Theilnehmer  derselben] 
Stipulation  da  seien.  Zwei  oder  mehrere  Theilnehmer  am 
Versprechen  entstehen  [z.B.]  so:  Maevius,  gelobst  du 
mir  fünf  Goldstücke  zu  geben,  und  Sejus,  du  mir 
dieselben  fünf?  und  diese  dann  einzeln  jeder  antworten: 
ich  gelobe.  1.  Aus  Verbindlichkeiten  dieser  Art  wird  so- 
wohl den  einzelnen  Stipulirenden  auf  das  Ganze  geschuldet, 
als  es  werden  auch  die  einzelnen  Versprecher  auf  das  Ganze 
gehalten.  In  beiden  Verbindlichkeiten  handelt  es  sich  aber 
um  dieselbe  Sache,  und  dadurch,  dass  einer  das  Schuldige 
annimmt,  oder  einer  zahlt,  erledigt  er  die  Verbindlichkeit  aller 
und  befreiet  alle.  2.  Von  zwei  Theiinehmerh  am  Versprechen 
kann  der  eine  unbedingt,  der  andere  auf  einen  bestimmten  lag 
oder  bedingt  verpflichtet  werden ;  doch  ist  der  Tag  oder  die 
Bedingung  kein  Hinderniss,  das  [Schuldige]  von  dem,  der  un- 
bedingt verpflichtet  ist,  zu  fordern. 
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(XVIII.)    Siebzehnter  Titel. 

De    stipulatione    s  e  r  v  o  r  u  tn9 
(Von  der  Stipulation  der  Sclaven.) 

Der  Sclav  hat  durch  die  Person  seines  Herrn  das  Recht, 
zu  stipuliren ;  aber  auch  der  Nachlass  vertritt  ineistentheils  die 
Person  des  Verstorbenen,  und  was  mithin  ein  Erbschaftssclay 
vor  dem  Erbschaftsantritt  stipulirt,  erwirbt  er  für  den  Nachlass, 
und  somit  auch  für  den  erst  nachher  gewordenen  Erben. 

I.  Der  Sclav  mag'  nun  für  seinen  Herrn,  oder  für  sich, 
oder  seinen  Mifsclaven,  oder  ohne  Nennung  einer  Person  sti- 
puJiren ,  er  erwirbt  [Alles]  für  den  Herrn.  Dasselbe  gilt  von 
Kindern,  die  in  väterlicher  Gewalt  sind,  in  den  Fallen,  wo 
sie  [für  den  Vater]  erwerben  köunen.  2.  Wenn  aber  in  der 
Stipulation  eine  Handlung  enthalten  ist,  so  bleibt  sie  jeden 
Falls  auf  die  Person  des  Stipulirenden  beschrankt,  wie  z.  B. 
wenn  ein  Sclav  stipulirt,  dass  ihm  erlaubt  sein  solle,  das 
Hecht  des  Fahrwegs  auszuüben ;  hier  darf  nur  ihm  selbst  kein 
Hiuderniss  in  den  Weg  gelegt  werden,  nicht  auch  seinem 
Herrn.  3.  Ein  Mehrern  gehöriger  Sclav  erwirbt  durch  Stipu- 
lation für  einen  jeden  seiner  Herren  nach  seinem  Antheil  am 
Eigenthtim,  er  müsste  denn  auf  Befehl  des  einen  derselben, 
oder  namentlich  für  den  einen  stipulirt  haben ,  dann  wird  das, 
was  der  gemeinschaftliche  Sclav  stipulirt,  nur  für  diesen  er- 
worben ;  kann  etwas  für  den  einen  der  Herren  nicht  erworben 
werden,  so  wird  das  Ganze  für  den  andern  erworben,  z.  B. 
wenn  die  Sache,  welche  er  ihm  zu  geben  strpulirt  hat,  dem 
einen  Herrn  gehört. 

(XIX.)    Achtzehnter  Titel 

De  divistone  stipulation  u  //«. 
{Von  der  Eintheilung  der  Stipulationen.) 
Von  den  Stipulationen  sind  einige  richterliche ,  andere 
pratorische,  andere  auf  Uebereinkommen  beruhende,  andere 
gemeinsame,  [d.  h.]  sowohl  pratorische  als  richterliche.  1.  Rich- 
terliche sind  nur  diejenigen,  welche  allein  aus  der  Amtspflicht 
<!es  Richters  entspringen,  z.B.  die  Sicherheitsbestellung  wegen 
Arglist  oder  wegen  Verfolgung  eines  Sclaven,  der  auf  der 
Flocht  ist,  und  Ersatz  des  Werthes.  2.  Pratorische  sind  die- 
jenigen ,  welche  allein  aus  der  Amtspflicht  des  Prätors  hervor- 
gehen, z.  \\.  wegen  drohenden  Schadens  oder  wegen  Ver- 
machtnisse. Pratorische  Stipulationen  sind  so  zu  verstehen, 
dass  unter  ihnen  auch  die  ädilitischen  begriffen  werden,  denn 
auch  diese  stammen  aus  der  Gerichtsbarkeit.  3.  Auf  einem 
Uebereinkommen  beruhende  sind  diejenigen,  welche  aus  einer 
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Uebereinkunft  beider  Theile  entstellen ,  d.  b.  weder  auf  Befebl 
des  Richters,  noch  des  Prätors,  sondern  aus  einem  Ueberein- 
kommen  der  contrabirenden  Theile ,  deren  es  ebensoviel  Arten 
giebt,  als,  möchte  man  sagen,  Sachen,  worüber  contrabirt 
werden  kann.  4.  Eine  gemeinsame  Stipulation  ist  z.  13.  die, 
dass  eine  Sache  dem  Mündel  sichergestellt  werde;  denn  es 
gebietet  der  Prätor  sowohl,  für  die  Erhaltung  einer  Sache  des 
Mündels  Sicherheit  zu  leisten,  als  zuweilen  auch  der  Richter, 
wenn  diese  Sache  nicht  anders  abgethan  werden  kann;  oder 
die  Stipulation  über  die  Genehmigung1. 

(XX.)  Neunzehnter  Titel. 
De  inutilibus  stipulationibus» 
(Von  ungültigen  Stipulationen.) 
Jede  Sache,  welche  unserm  Eigenthum  unterworfen  ist, 
kann  Gegenstand  einer  Stipulation  werden,  mag  sie  beweglich 
sein  oder  mit  dem  Boden  zusammenhängen.  1.  ^Yenn  aber 
Jemand  eine  Sache,  die  nicht  in  der  Welt  vorhanden  ist  oder 
es  nicht  sein  kann,  ihm  zu  geben  stipulirt  hat,  z.  B.  den 
[Sclaven]  Stichus,  welcher  todt  ist,  wahrend  er  ihn  noch  am 
Leben  glaubte,  oder  einen  Hippocentaur ,  der  nicht  existiren 
kann,  so  wird  die  Stipulation  ungültig  sein.  2.  Dasselbe  ist 
Rechtens,  wenn  Jemand  stipulirt,  dass  ihm  eine  heilige  Sache 
oder  eine  gefreiete,  die  er  für  menschlichen  Rechtens  hielt, 
oder  eine  ö/fentliche,  die  zum  Gebrauch  des  Volkes  immer- 
während freisteht,  wie  ein  Marktplatz ,  ein  Schauspielhaus, 
oder  ein  freier  Mensch,  den  er  für  einen  Sclaven  hielt,  oder 
[eine  Sache],  die  für  ihn  dem  Verkehr  entzogen  ist,  oder 
seine  eigene  Sache  gegeben  werde.  Die  Stipulation  bleibt  auch 
deswegen  nicht  obschwebend,  dass  öffentliche  Sachen  Privat- 
eigenthum, oder  aus  einem  Freien  ein  Sclav  werden,  oder  der 
Stipulirende  den  Verkehr  erlangen  und  die  Sache  aufhören 
kann,  dem  Stipulirenden  zu  gehören,  sondern  sie  ist  auf  der 
Stelle  ungültig.  Ebenso  erlischt  die  Stipulation  umgekehrt, 
wenn  eine  Sache  zwar  Anfangs  gültigerweise  Gegenstand  einer 
Stipulation  geworden,  nachher  aber  in  das  Verhältniss  einer 
solchen ,  von  denen  Wir  oben  gesprochen  haben ,  ohne  Zuthun 
des  Versprechers  gekommen  ist.  Eine  solche  Stipulation  aber, 
[wie  z.B.]  gelobst  du  mir  den  Lucius  Titius,  wenn 
er  Sclav  sein  wird,  zu  geben,  und  ähnliche,  gilt  von 
Anfang  an  nicht,  denn  was  seiner  Natur  nach  von  unserm 
Eigenthum  ausgenommen  ist  110),  kann  keines  Falls  Gegen- 
stand einer  Verbindlichkeit  werden. 


110)  D.  h.  was  seiner  Natur  nach  Niemandes  Eigenthum  sein 
kann,  nämlich  ein  freier  Mensch. 
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3.  Wenn  Jemand  verspricht,  class  ein  Anderer  etwas  ge- 
ben oder  dum  solle,  so  wird  er  nicht  verbindlich,  z.B.  wenn 
er  gelobt,  dass  Titius  fünf  Goldstücke  geben  soll;  hat  er  ge- 
lobt, es  zu  bewirken,  dass  Titius  geben  solle,  so  wird  er 
verpflichtet.  4.  Wenn  Jemand  für  einen  Andern,  als  den, 
dessen  Rechte  er  unterworfen  ist,  stipulirt,  so  begeht  er  eine 
ungültige  Handlung.  Eine  Zahlung  aber  kann  allerdings  auch 
auf  eine  fremde  Person  überwiesen  werden,  z.  B.  wenn  Jemand 
so  stipulirt:  gelobst  du  mir  oder  dem  Sejus  zu  geben? 
so  dass  die  Verbindlichkeit  zwar  für  den  Stipulirenden  erwor- 
ben wird,  dem  Sejus  aber  Zahlung  selbst  gegen  des  [erstem] 
Willen  geleistet  werden  kann ,  und  eine  Befreiung  dem  Rechte 
selbst  zufolge  entsteht,  jener  aber  gegen  den  Sejus  [dann]  die 
Auftragsklage  hat.  Wenn  Jemand  für  sich  und  noch  Jeman- 
den,  dessen  Rechte  er  nicht  unterworfen  ist,  zehn  Goldstücke 
stipulirt,  so  gilt  zwar  die  Stipulation,  ob  aber  das  Ganze  ge- 
schuldet werde,  was  zum  Gegenstand  der  Stipulation  gemacht 
worden  ist,  oder  die  Hälfte,  darüber  waltete  Zweifel  ob. 
Man  hat  hier  den  Grundsatz  angenommen,  dass  jener  nicht 
mehr  als  die  Hälfte  erwerbe.  Hast  du  für  Jemanden,  der 
deinem  Recht  unterworfen  ist,  etwas  stipulirt,  so  erwirbst  du 
es  für  dich,  weil  deine  Stimme  gleichsam  als  die  deines  Soh- 
nes, sowie  die  dessen  für  die  deinige  bei  denjenigen  Sachen 
angesehen  wird,  die  für  dich  erworben  werden  können. 

5.  Ungültig  ferner  ist  die  Stipulation,  wenn  Jemand  auf 
das,  worüber  er  gefragt  wird,  nicht  antwortet,  z.  B.  wenn 
Jemand  stipulirt,  dass  du  ihm  zehn  Goldstücke  geben  sollest, 
und  du  fünf  versprichst,  oder  umgekehrt,  oder  wenn  Jemand 
unbedingt  stipulirt,  du  aber  bedingungsweise  versprichst,  oder 
umgekehrt,  sobald  du  [allein]  dies  nur  ausdrückst,  d.h.  wenn 
du  Jemandem  unter  einer  Bedingung  oder  auf  einen  bestimm- 
ten Tag  Stipulirenden  antwortest:  ich  gelobe  es  heute; 
denn  wenn  du  nur  antwortest:  ich  gelobe,  so  wird  ange- 
nommen, dass  du  ohne  weiteres  auf  denselben  Tag  oder  unter 
der  Bedingung  gelobest.  Denn  es  ist  bei  der  Antwort  nicht 
nöthig,  gerade  dieselben  [Worte]  zu  wiederholen ,  die  der  Sti- 
pulirende  aussprach,  6.  Ebenso  ist  die  Stipulation  ungültig, 
wenn  du  von  einem  stipiilirst ,  der  deinem  Rechte  unterworfen 
ist,  oder  dieser  vou  dir.  Ein  Sclav  kann  aber  nicht  nur  sei- 
nem Herrn  nicht  verbindlich  werden,  sondern  überhaupt  Nie- 
mand anderm ;  Haussöhue  können  aber  Andern  verbindlich 
werden.  7.  Dass  ein  Stummer  weder  stipuliren  noch  ver- 
sprechen könne,  versteht  sich  von  selbst;  dies  gilt  auch  vom 
Tauben,  weil  sowohl  der,  welcher  stipulirt,  die  Worte  des 
Versprechenden,  als  der,  welcher  verspricht,  die  Worte  des 
Stipulirenden  hören  muss,  woraus  hervorgeht,  dass  Wir  nicht 
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von  dem  sprechen,  der  schwer  hört,  sondern  von  dem,  der 
gar  nicht  hört.  8.  Ein  Wahnsinniger  kann  kein  Geschäft  vor- 
nehmen, weil  er  nicht  weiss,  was  er  thnt. 

9.  Ein  Unmündiger  kann  vollkommen  jedes  Geschäft  voll- 
ziehen, jedoch  so,  dass  da,  wo  Ermächtigung  des  Vormundes 
nöthig  ist,  der  Vormund  zugezogen  wird,  z.B.  wrenn  er  sich 
selbst  verpflichtet ;  denn  einen  Andern  kann  er  sich  auch  ohne 
des  Vormundes  Ermächtigung'  verbindlich  machen.  10.  Was 
Wir  vom  Unmündigen  gesagt  haben,  gilt  natürlich  nur  von 
denen,  die  schon  einige  Einsicht  haben,  denn  ein  Kind  und 
wer  der  Kindheit  nahe  steht,  ist  von  einem  Wahnsinnigen 
nicht  sehr  verschieden,  weil  Unmündige  dieses  Alters  keine 
Einsicht  haben.  In  Ansehung1  der  der  Kindheit  noch  Nahe- 
stehenden ist  aber  zu  deren  Nutzen  eine  begünstigende  Aus- 
legung des  Rechts  geschehen,  so  dass  sie  dasselbe  Hecht  haben, 
wie  die  der  Mündigkeit  Nahestehenden.  Der  Unmündige  aber, 
der  sich  in  der  Gewalt  des  Vaters  befindet,  wird  nicht  einmal 
durch  Ermächtigung*  seines  Vaters  verpflichtet.  11.  Wenn  eine 
unmögliche  Bedingung  den  Stipulationen  beigefügt  ist,  so  gilt 
die  Stipulation  nicht.  Für  unmöglich  ist  diejenige  Bedingung" 
zu  erachten,  deren  Eintritt  die  Natur  widerstrebt,  z.  B.  wenn 
Jemand  so  gesagt  hat:  gelobst  du  mir  zu  geben,  wenn 
ich  mit  dem  Finger  den  Himmel  berühre?  Wenn 
aber  so  stipulirt  wird :  g-elobst  du  mir  zu  g  eben,  wenn 
ich  mit  dem  Finger  den  Himmel  nicht  berühre? 
so  wird  die  Verbindlichkeit  für  unbedingt  eingegangen  an- 
gesehen, und  man  kann  daher  [das  Versprochene]  sogleich 
fordern. 

12.  Eine  unter  Abwesenden  eingegangene  Verbindlichkeit 
aus  Worten  ist  ebenfalls  ungültig.  Weil  aber  dies  process- 
süchtigen  Leuten  Stoff  gab,  indem  sie  vielleicht  nach  einiger 
Zeit  solche  Anführungen  vorschützten,  und  behaupteten,  sie 
entweder  oder  ihre  Gegner  wären  nicht  gegenwärtig  gewesen, 
so  ist  zur  Beschleunigung  der  Entscheidung-  des  Processes  von 
Uns  die  Constitution  gegeben  worden ,  welche  Wir  an  die 
Casarienser  Advocaten  erlassen  und  wodurch  Wir  bestimmt 
haben,  dass  solchen  schriftlichen  Urkunden,  welche  die  Gegen- 
wart der  Parteien  bezeugen ,  schlechterdings  Glauben  beizumes- 
sen sei,  dafern  nicht  derjenige,  welcher  sich  solcher  unredlichen 
Einwendungen  bediente,  durch  den  vollständigsten  Beweis  ver- 
mittelst Urkunden  oder  fähiger  Zeugen  darthut,  dass  während 
des  ganzen  Tages,  wo  die  Urkunde  errichtet  wurde,  er  selbst 
oder  sein  Gegner  wo  anders  gewesen  sei.  13.  Dass  ihm  nach 
seinem  Tode  etwas  gegeben  werde,  konnte  Niemand  stipuliren, 
so  wenig  als  nach  dessen  Tode ,  von  dem  stipulirt  ward.  Auch 
der,  welcher  sich  in  eines  Andern  Gewalt  befindet,  konnte 
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nach  dessen  Tode  [auf]  nicht  [s]  stipuliren ,  weil  er  mit  der  Stimme 
seines  Vaters  oder  Herrn  zu  sprechen  scheint.  Auch  wenn  Einer 
so  stipnlirt :  [gelobst  du  mir]  den  Tag"  vorher,  ehe  ich 
sterbe,  oder  denTag  zuvor,  ehe  du  stirbst,  zu  geben? 
war  die  Stipulation  ungültig".  Weil  aber,  wie  schon  gesagt,  die 
Stipulationen  durch  die  Uebereinstimmung  der  contrahirenden 
Theile  gelten,  so  beschlossen  Wir,  auch  für  diesen  Rechtstheil 
eine  nothwendige  Verbesserung  einzuführen,  so  dass  eine  nach 
oder  auf  den  Tag  vor  dem  Tode  des  Stipulirenden  wie  des  Ver- 
sprechenden eingegangene  Stipulation  gelten  soll. 

14.  Nicht  minder  ist  die  Stipulation,  welche  [z.  B.]  so 
eingegangen  war:  wenn  das  Schiff  [morgen111)]  aus 
Asien  ankommt,  gelobst  du  da  heute  zu  geben? 
ungültig,  weil  sie  rückwärts  eingegangen  ist.  Weil  aber  Leo, 
glorreichen  Angedenkens,  diese  Stipulation,  welche  eine  rück- 
wirkend eingegangene  genannt  wird,  bei  Mitgiften  nicht  für 
verwerflich  hielt,  so  haben  Wir  auch  dieser  eine  vollkommene 
Gültigkeit  gegeben,  so  dass  eine  so  gefasste  Stipulation  nicht  nur 
bei  der  Mitgift,  sondern  auch  überall  gilt.  15.  Eine  so  einge- 
gangene Stipulation,  wenn  z.  B.  Titius  sagt:  gelobst  du  mir 
zu  geben,  wenn  ich  sterbe  oder  wenn  du  stirbst? 
war  bei  den  Alten  ebensowohl  gültig  als  jetzt.  16.  Ebenso 
stipulirt  man  gültig  nach  dem  Tode  eines  Dritten.  17.  W^enn 
in  einer  Urkunde  geschrieben  steht,  dass  Jemand  etwas  ver- 
sprochen habe,  so  wird  angenommen,  dass  wenn  nach  voran- 
gehender Frage  geantwortet  worden  wäre.  18.  So  oft  meh- 
rere Sachen  in  einer  Stipulation  begrilleii  werden  und  der  Ver- 
sprechende einfach  antwortet:  ich  gelobe  zu  geben,  so 
wird  er  zu  allen  gehalten.  Wenn  er  aber  eine  derselben  oder 
einige  geben  zu  wollen  antwortet;  so  wird  [blos]  in  Ansehung 
derer,  welche  er  gelobt,  eine  Verbindlichkeit  contrahirt.  Von 
mehrern  Stipulationen  werden  [dann]  eine  oder  einige  als  voll- 
kommen angesehen ;  denn  man  muss  die  Sachen  sich  einzeln 
stipuliren  und  die  einzelnen  beantworten.  19.  Für  einen  An- 
dern kann,  wie  oben  gesagt  worden,  JNiemand  stipuliren,  denn 
die  Verbindlichkeiten  dieser  Art  sind  zu  dem  Ende  erfunden, 
dass  Jeder  das  erwerbe,  woran  ihm  gelegen  ist;  dass  etwas 
einem  Andern  gegeben  werde,  daran  hat  der  Stipulirende  kein 
Interesse.  Wenn  dies  Jemand  thun  will,  so  wird  es  ange- 
messen sein,  auf  eine  Strafe  zu  stipuliren,  dass,  wenn  etwas 
nicht  so  geschieht,  wie  verabredet  worden  ist,  die  Stipulation 
der  Strafe  auch  für  Den  fallig  werde,   der  nicht  betheiligt 

111)  Hier  fehlt  in  unserm  Text  das  Wort  cras ,  was  Einige  aus 
Theo phil ns  reslituirt  haben  (Contius).  Hinzugedacht  muss 
es  wenigstens  jeden  Falls  werden;  s.  d.  Göttiuger  C.  J. 
Ausgabe  zu  dieser  Stelle  in  der  Note. 
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ist  ll2).  Denn  wenn  Jemand  eine  Strafe  stipulirt,  so  sieht  er 
nicht  auf  sein  Interesse,  sondern  auf  die  bei  der  Bedingung* 
der  Stipulation  [bestimmte]  Summe113).  "Wenn  also  Jemand 
stipulirt,  dass  dem  Titiiis  etwas  gegeben  werde,  so  gilt  dies 
nichts ;  wenn  er  aber  die  Strafe  hinzufügt:  wenn  du  nicht 
giebsl,  gelobst  du  dann  zehn  Goldstücke  zu  geben? 
so  wird  eine  Stipulation  eingegangen.  20.  Wenn  aber  auch  Je- 
mand für  einen  Andern  stipulirt,  so  soll  die  Stipulation  gelten, 
sobald  dieser  dabei  interessirt  ist;  denn  wenn  der,  welcher  die 
Vormundschaft  für  einen  Unmündigen  zu  führen  angefangen  hatte, 
seinem  Mitvormund  die  Verwaltung'  abtritt  und  stipulirt,  dass 
das  Vermögen  des  Unmündigen  gesichert  sein  solle,  so  gilt  die 
Verbindlichkeit,  weil  dem  Stipulirenden  daran  liegt,  worüber 
stipulirt  worden  ist,  indem,  wenn  jener  das  Vermögen  schlecht 
verwaltet,  er  [selbst]  dem  Unmündigen  verbindlich  sein  würde. 
Daher  gilt  auch  eine  Stipulation,  wenn  Jemand  stipulirt  hat, 
dass  seinem  Geschaftsbesorger  etwas  gegeben  werden  solle;  auch 
gilt  die  Stipulation,  wenn  Jemand  seinem  Gläubiger  etwas  stipulirt 
hat,  woran  ihm  gelegen  ist,  damit  z.B.  eine  Strafe  nicht  ver- 
wirkt oder  verpfändete  Grundstücke  nicht  veräussert  werden. 

21.  Umgekehrt  ist  der,  welcher  verspricht,  dass  ein  An- 
derer etwas  thun  solle,  in  der  Lage,  dass  er  nicht  verbind- 
lich  wird,   er  müsste  denn  eine  Strafe  versprochen  haben. 

22.  Niemand  kann  ferner  über  eine  ihm  künftig  gehörig'  wer- 
dende Sache  auf  den  Fall  gültig  stipuliren,  wo  sie  sein  wird. 

23.  Wenn  der  Stipulirende  eine  andere  Sache  in  Gedanken 
gemeint  hat,  als  der  Versprechende,  so  entsteht  eine  Verbind- 
lichkeit so  wenig,  wie  wenn  auf  die  Frage  nicht  geantwortet 
worden  wäre ,  z.  B.  wenn  Jemand  den  Sclaven  Stichus  von  dir 
Stipulirt,  du  aber  den  Pamphilus  meinst,  von  dem  du  glaubst, 
dass  er  Stichus  heisse.  24.  Was  aus  einem  schändlichen  Grunde 
versprochen  worden  ist ,  z.  B.  wenn  Jemand  einen  Mord  oder 
einen  Kirchenraub  zu  begehen  verspricht,  gilt  nicht.  25.  Wenn 
Jemand  unter  einer  Bedingung  stipulirt  hat,  so  kann  sein  Erbe, 
wenn  er  selbst  gleich  vor  [dem  Eintritt]  der  Bedingung  ge- 
storben ist,  nach  Eintritt  derselben  klagen.  Dasselbe  gilt  von 
Seiten  des  Versprechenden.  26.  Wer  stipulirt,  dass  ihm  in 
diesem  Jahre  oder  Monat  gegeben  werde,  kann  nicht  eher 
klagen,  als  bis  alle  Theile  des  Jahres  oder  Monats  verflossen 
sind.  27.  Wenn  man  stipulirt,  dass  einem  ein  Landgut  oder 
ein  Sclav  gegeben  werde,  so  kann  man  nicht  sofort  klagen, 
wenn  nicht  erst  ein  so  grosser  Zeitraum  verstrichen  ist,  wo 
die  Uebergabe  geschehen  konnte. 


112)  D.  h.  ihn,  den  Stipulirenden  selbst. 

113)  Welche  dieses  weit  übersteigen  kann. 
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(XXI.)    Zwanzigster  Titel. 

De  fidejussoribus» 

{Von  den  Bürgen.) 

Für  denjenigen ,  der  verspricht ,  verpflichten  sich  zuweilen 
Andere,  welche  Bürgen  genannt  werden;  diese  pflegt  man  zu 
seiner  grössern  Sicherst  eilung  anzunehmen.  1.  Dieselben  kön- 
nen zu  allen  Verbindlichkeiten  zugezogen  werden,  d.  h.  sie 
mögen  aus  einer  Sache,  aus  Worten,  aus  Schriften  oder  aus 
Einwilligung  entstanden  sein;  auch  das  ist  einerlei,  ob  die 
Verbindlichkeit  eine  bürgerlichrechtliche  oder  natürliche  ist, 
für  welche  ein  Bürge  gestellt  wird,  so  dass  man  sich  sogar 
für  einen  Sclaven  verpflichten  kann ,  mag  es  ein  Fremder  sein, 
der  einen  Bürgen  vom  Sclaven  erhalt,  oder  der  Herr  selbst 
für  das ,  was  ihm  blos  natürlich  geschuldet  wird  1 1 4).  2.  Der 
Bürge  wird  nicht  nur  für  seine  Person  verpflichtet,  sondern 
er  hinterlä'sst  die  Verbindlichkeit  auch  seinen  Erben.  3.  Die 
Bürgschaftsstellung  kann  sowohl  vor  1 1 5)  als  nach  der  [Haupt]- 
verbindlichkeit  geschehen.  4.  Wenn  mehrere  Bürgen  da  sind, 
so  haften  sie,  es  mögen  sein  soviel  ihrer  wollen,  jeder  einzeln 
für  das  Ganze;  es  stellt  daher  dem  Glaubiger  frei,  das  Ganze 
zu  fordern  von  welchem  er  will.  Nach  dem  Briefe  des  ver- 
ewigten Kaisers  Hadrianus  wird  aber  der  Gläubiger  ange- 
halten, von  den  einzelnen,  vorausgesetzt  dass  sie  zur  Zeit  der 
Einleitung-  des  Verfahrens  zahlungsfähig  sind,  die  Antheile 
einzufordern ,  und  wenn  mithin  einer  von  den  Bürgen  zu  die- 
ser Zeit  nicht  zahlungsfähig  ist,  so  fällt  dies  den  übrigen  zur 
Last.  Hat  aber  der  Gläubiger  von  einem  Bürgen  das  Ganze 
erlangt,  so  wird  es  diesem  allein  zum  Schaden  gereichen, 
wenn  der,  für  den  er  gut  sagte,  nicht  zahlen  kann,  und  er 
muss  es  sich  zuschreiben,  indem  ihm  durch  den  Brief  des  ver- 
ewigten Kaisers  Hadrianus  geholfen  werden  und  er  ver- 
langen konnte ,  dass  die  Klage  nur  theil weise  wider  ihn  zu- 
gelassen werde. 

5.  Bürgen  können  sich  nicht  zu  mehr  verbindlich  machen, 
als  derjenige  verschuldet,  für  welchen  sie  sich  verpflichten, 
denn  ihre  Verpflichtung  ist  [nur]  ein  Zusatz  zur  Hauptverbind- 
lichkeit, und  im  Zusatz  kann  nicht  mehr  enthalten  sein,  als 
in  der  Hauptsache;  umgekehrt  aber,  dass  sie  weniger  schuldig 
werden,  können  sie  sich  verpflichten.  Hat  daher  der  Verklagte 
zehn  Goldstücke  versprochen,  so  kann  sich  allerdings  der  Bürge 
gültig  zu  fünf  verpflichten;  umgekehrt  kann  er  sich  nicht  ver- 


114)  Die  Personeneinheit  ist  also  beschränkt  in  diesem  Fall. 
Sehr. 

115)  In  diesem  Fall  bleibt  die  Verbindlichkeit  obschwebend. 
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pflichten.  Ebenso  kann  er,  wenn  jener  unbedingt  versprochen 
hat,  bedingungsweise  versprechen,  nicht  aber  umgekehrt.  Ein 
Mehr  oder  Weniger  wird  aber  nicht  nur  der  Summe,  sondern 
auch  der  Zeil  nach  verstanden,  denn  es  ist  mehr,  sogleich 
el \\;is  geben,  weniger,  nach  einiger  Zeit  etwas  geben. 
6.  Wenn  der  Bürge  für  den  Schuldner  etwas  bezahlt  hat,  so 
hat  er,  um  dies  wieder  zu  erlangen,  die  Auftragsklage.  7.  Auf 
griechisch  wird  ein  Bürge  so  angenommen:  %fj  §pfi  tiloxsl 
xslevco  eyto,  oder  wenn  er  gesagt  hat  oder  {iovlo^iai; 

auch  wenn  er  y/y/u  gesagt  hat,  ist  es  einerlei,  wie  wenn  er 
gesagt  halte  Xsyto. 

8.  Bei  Stipulationen  der  Bürgen  ist  zu  bemerken,  dass 
im  Allgemeinen  das,  was  als  geschehen  niedergeschrieben  ist, 
auch  als  geschehen  angesehen  werde;  daher  ist  es  Kegel,  dass 
wenn  Jemand  geschrieben  hat,  er  habe  sich  verbürgt,  Alles 
als  formlichst  geschehen  angenommen  wird. 

(XXII.)    Eiiiiuidz wanzigster  Titel. 

D  e    litterarum    obligatio  nibus. 
(Von  Verbin dJichh eilen  aus  Schritten.) 

Ehedem  entstand  eine  Verbindlichkeit  schriftlich,  welche 
aus  dem  Namen  1  1  6)  entsprang;  diese  Namen  sind  jetzt  nicht 
mehr  im  Gebrauch.  Hat  Jemand  geschrieben,  dass  er  etwas 
schuldig  sei,  was  ihm  nicht  gezahlt  worden  ist,  so  kann  er 
wegen  des  nichtgezahlten  Geldes  nach  [Verlauf]  langer  Zeit  1 1 7) 
keine  Einrede  mehr  vorschützen,  denn  dies  ist  oftmals  verord- 
net worden.  So  geschieht  es,  dass  man  jetzt,  wenn  man  sich 
nicht  mehr  beklagen  1 1 8)  kann,  aus  einer  Schrift  verbindlich 
wird  «nd  aus  derselben  eine  Condiction  entsteht,  sobald  keine 
Verbindlichkeit  aus  Worten  da  ist.  Die  lange  Zeit  erstreckte 
sich  für  die  [gedachte]  Einrede  nach  den  kaiserlichen  Consti- 
tutionen früher  bis  auf  fünf  Jahre ;  damit  jedoch  die  Gläubiger 

116)  Nominibus.  Im  alten  Rom  hielt  jeder  Hausvater  unter  Auf- 
sicht der  Censoren,  wie  unsere  heutigen  Kauf'leute,  ein  Hand- 
luugsbuch,  worin  sein  Credit  und  Debet  in  Bezug  auf  Jeden, 
mit  dem  er  in  Geldgeschäften  in  Berührung  stand  3  eingetragen 
sein  musste.  Da  nun  hierin  die  Namen,  nomina,  der  Schuld- 
ner eingetragen  waren ,  so  gebrauchte  man  nomen  später  für 
aussensteheude  Schuldforderungeu. —  Hier  muss  nomen  durch 
Namen  übersetzt  werden ,  weeen  des  darin  liegenden  Doppel- 
sinnes. Dass  Justinianus  diese  alten  Nomina  vor  Augen  ge- 
habt habe,  und  über  die  Erklärung  der  ganzen  Stelle  in  rechts- 
geschichtlicher Hinsicht ,  s.Glück,  Commentar  XII.  S.  112  ff. 

117)  mulium  temporis ,  es  ist  kein  anderes  als  legitimum  zu  ver- 
stehen   d.  h.  bienniunt)  s.  o.  nachher. 

118)  D.  h.  excipiren;  unser  Text  hat  quaeri  st.  queri;  was 
hier  als  richtige  Lesart  anzunehmen  ist.  Glück  a.  a.  O. , 
s.  auch  Sehr. 
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nicht  zu  lange  vielleicht  um  ihr  Geld  betrogen  werden  könn- 
ten, so  ist  diese  Zeit  durch  eine  von  Uns  erlassene  Constitu- 
tion eingeschränkt  worden,  so  dass  die  Wirkung  dieser  Einrede 
sich  über  die  Grenzen  eines  zweijährigen  Zeitraums  nicht  aus- 
dehnt. 

(XXIII.)    Zweiundzwanzigster  Titel. 

De    consensu    obligatio  nibus» 
(Von  den  Verbindlichkeiten  aus  Einwilligung.) 

Durch  Einwilligung  entstehen  Verbindlichkeilen  beim  Kauf, 
beim  Pacht,  bei  Gesellschaftscontracten  und  Aufträgen.  Die  Ver- 
bindlichkeit wird  aber  darum  in  diesen  Fällen  durch  die  Ein- 
willigung vollzogen  genannt,  weil  weder  etwas  Schriftliches 
darüber,  noch  die  Gegenwart  [der  Betheiligten]  im  Geringsten 
nö'thig  ist,  und  nichts  gegeben  zu  werden  braucht,  um  die 
Verbindlichkeit  ins  Dasein  zu  rufen,  sondern  es  genügt,  dass 
diejenigen,  welche  das  Geschäft  betreiben,  einwilligen.  Da- 
her können  solche  Geschäfte  auch  zwischen  Abwesenden  ein- 
gegangen werden,  z.B.  durch  Briefe  oder  Boten.  Aus  diesen 
Contracten  wird  Jeder  dem  Andern  dazu  verpflichtet,  was  er 
ihm  nach  Recht  und  Billigkeit  gewähren  muss,  dahingegen  bei 
Verbindlichkeiten  aus  W  orten  der  Eine  stipulirt  und  der  An- 
dere verspricht. 

(XXIV.)    Dreiundz wanzigster  Titel, 

De    e  m  t  i  o  n  e    et  venditione119), 

(Vom  Kauf.) 

Der  Rauf  ist  contrahirt,  sobald  man  über  den  Preis  über- 
eingekommen, wenn  auch  derselbe  noch  nicht  gezahlt  und  kein 
Daraufgeld  gegeben  ist.  Denn  was  statt  Daraufgeldes  gegeben 
wird,  ist  ein  Beweisgrund  der  Vollziehung  des  Kaufcontracts. 
Dies  gilt  von  den  Raufgeschäften,  die  nicht  schriftlich  errichtet 
werden;  denn  bei  dieser  Art  von  Raufgeschäften  haben  Wir 
nichts  JVeues  eingeführt.  In  Ansehung  der  schriftlich  errich- 
teten verordnen  Wir  aber,  dass  ein  Raufgeschäft  nur  dann 
vollkommen  sei,  wenn  die  Urkunde  über  den  Rauf  entweder 
von  den  Contrahenten  eigenhändig  aufgesetzt,  oder  von  einem 
Andern  geschrieben,  von  jenen  aber  unterschrieben  worden  ist, 
und  wenn  sie  durch  Tabellionen  geschehen,  nur,  wenn  sie 


119)  Den  Kauf-  und  Miethcontract  pflegen  die  Römer  mit 
Doppelnamen,  emtio  vendiiio  und  locatio  conductio  zu  be- 
nennen; dies  haben  wir  im  Deutschen  nicht  nöthig,  weil  das 
eine  Wort,  z.  B.  Kauf,  das  ganze  Geschäft  von  beiden  Sei- 
ten umfasst,  wenn  auch  die  contrahirendeu  Theile  besondere 
Namen  haben,  s.  Aninerk.  1)  zu  Buch  XIX  der  Pandekten 
Tit.  1. 
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alle  Vollkommenheit  erhalten  und  in  allen  Theilen  fertig  1 2  °) 
sind.  Denn  so  lange  hieran  etwas  fehlt,  findet  sowohl  Reue 
Statt,  als  kann  auch  der  Raufer  oder  Verkaufer  vom  Kauf 
ungestraft  wieder  zurücktreten.  Das  letztere  gestatten  Wir 
jedoch  nur  insoweit,  als  nicht  schon  etwas  als  Daraufgeld  ge- 
geben worden  ist;  denn  sobald  dies  erfolgt  ist,  verliert,  mag 
der  Kauf  schriftlich  oder  nicht  schriftlich  errichtet  worden  sein, 
derjenige,  welcher  die  Erfüllung  des  Contracts  verweigert, 
wenn  er  Käufer  ist,  das,  was  er  gegeben,  wenn  er  Verkäu- 
fer ist,  muss  er  das  Doppelte  zurückgeben,  wenn  auch  über 
das  Daraufgeld  nichts  ausgemacht  worden  ist.  1.  Es  muss 
aber  ein  Preis  festgesetzt  werden,  denn  kein  Kauf  kann  ohne 
Preis  bestehen.  Auch  muss  der  Preis  bestimmt  sein;  hier 
ward  nun ,  wenn  Zwei  so  übereingekommen  waren ,  dass, 
wie  hoch  Titius  die  Sache  schätzen  würde ,  um  soviel  sie 
verkauft  werden  solle ,  bei  den  Alten  sehr  stark  bezweifelt, 
ob  der  Kauf  von  Bestand  sei  oder  nicht.  Eine  von  Uns  er- 
lassene Entscheidung  hat  dies  so  geordnet,  dass,  sobald  ein 
Kauf  so  abgeschlossen  ist :  wie  hoch  ein  Dritter  schätzen 
würde,  der  Contract  unter  der  Bedingung  Bestand  haben  solle, 
dass,  wenn  der,  welcher  namhaft  gemacht  worden,  den  Preis 
bestimmt  habe,  allemal  nach  seiner  Schätzung  sowohl  der  Preis 
bezahlt,  als  die  Sache  übergeben  und  der  Kauf  in  Wirkung 
treten  solle,  der  Käufer  also  sich  der  Klage  aus  dem  Kauf, 
der  Verkäufer  der  aus  dem  Verkauf  bedienen  könne;  wenn 
aber  der,  welcher  ernannt  worden  ist,  entweder  den  Preis 
nicht  hat  bestimmen  können  oder  wollen,  so  solle  der  Kauf- 
contract,  wie  wenn  kein  Preis  bestimmt  wäre,  ungültig  sein. 
Da  Wir  diesen  Grundsatz  beim  Kauf  angenommen  haben,  so 
ist  es  nicht  unpassend,  denselben  auch  auf  die  Miethe  anzu- 
wenden. 

2.  Der  Preis  muss  ferner  in  gemünztem  Gelde  bestehen, 
denn  ob  ein  Preis  in  andern  Sachen  bestehen  könnte,  war 
[früher]  sehr  die  Frage ,  z.  B.  ob  ein  Sclav,  oder  ein  Landgut, 
oder  eine  Toga  der  Preis  für  eine  andere  Sache  sein  könne. 
Sabinus  und  Cassius  glauben,  dass  der  Preis  auch  in  an- 
dern Sachen  bestehen  könne,  woraus  das  Sprichwort  entstand, 
dass  ein  Kauf  durch  Tausch  von  Sachen  vollzogen  werde  und 
dass  diese  Art  von  Kauf  die  älteste  sei.  Sie  nahmen  ihren 
Beweis  aus  dem  griechischen  Dichter  Homerus,  der  irgendwo 
erzählt,  dass  das  Heer  der  Achäer  Wein  durch  Tausch  mit 
andern  Sachen  sich  verschafft  habe,  mit  den  Worten: 

Dort  nun  tauschten  den  Wein  die  hauptumlockten  Achäer, 
Einige  aber  um  Erz  und  andre  um  glänzendes  Eiseu, 


120)  partibus  absoluta,  s.  d.  Glosse. 
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Andre  um  Hänte  des  Tiehs,  und  andere  selbst  um  die  Rinder, 
Andere  aber  um  Sclaven. 

Die  Stifter  der  entgegengesetzten  Schule  nahmen  das  Gegen- 
theil  an  und  glaubten,  dass  der  Tausch  von  Sachen  etwas  An- 
deres sei,  als  der  Rauf,  und  man  könne  sonst  keine  Gewiss- 
heit darüber  erlangen,  wenn  Sachen  getauscht  worden  seien, 
welche  Sache  als  verkauft  und  welche  als  Preis  gegeben  wor- 
den sei ;  denn  dass  jede  als  Sache  verkauft  und  zugleich  als 
Preis  gegeben  zu  betrachten  sei,  laufe  der  Vernunft  zuwider. 
Die  Meinung  des  Proculus  aber,  welcher  behauptet,  dass 
der  Tausch  eine  eigene  und  von  dem  Rauf  verschiedene  Art 
von  Contracten  sei,  blieb  mit  Recht  die  vorherrschende,  da 
dieselbe  sowohl  hierin  andere  Verse  des  Homerus  unterstützen, 
als  auch  mit  kräftigern  Gründen  bewiesen  wird ;  dies  haben 
auch  die  frühern  Raiser  zugelassen  und  wird  in  Unsern  Pan- 
decten  ausführlicher  gezeigt. 

3.  Sobald  der  Rauf  abgeschlossen  ist,  was,  wie  Wir  ge- 
sagt haben,  dafern  die  Sache  nicht  schriftlich  verhandelt  wird, 
sogleich  erfolgt,  sobald  man  über  den  Preis  einig  ist,  geht 
die  Gefahr  der  verkauften  Sache  sogleich  auf  den  Räufer  über, 
wenn  auch  demselben  die  Sache  [selbst]  noch  nicht  übergeben 
worden  ist.  Ist  daher  [z.  B.]  ein  [verkaufter]  Sclav  gestorben 
oder  an  einem  Theile  seines  Körpers  verletzt,  oder  ein  [ver- 
kauftes] Gebäude  ganz  oder  zum  Theil  niedergebrannt,  oder 
ein  [verkauftes]  Landgut  durch  Gewalt  des  Stroms  ganz  oder 
zum  Theil  fortgerissen,  oder  durch  Austritt  des  Wassers  über- 
schwemmt, oder  wenn  die  [darauf  stehenden]  Bäume  durch 
Sturmwind  umgeworfen  worden,  an  Umfang  oder  Werth  viel 
geringer  geworden,  so  trifft  der  Schaden  den  Räufer,  und  er 
muss,  selbst  wenn  er  die  Sache  gar  nicht  erhalten  hat,  den- 
noch den  Preis  erlegen ;  denn  was  sich  ohne  seine  Schuld  und 
Arglist  ereignet,  dagegen  ist  der  Verkäufer  sicher.  Wenn  aber 
nach  dem  [Abschluss  des]  Rauf  [s]  das  Landgut  etwas  durch 
Anschwemmung  gewinnt,  so  gehört  dies  zum  Vortheil  des 
Räufers.  Denn  der  Gewinn  muss  dem  zu  Theil  werden,  der 
die  Gefahr  trägt.  Ist  ein  verkaufter  Sclav  entflohen  oder  ge- 
raubt worden,  so  dass  weder  Arglist  noch  Schuld  des  Ver- 
käufers im  Spiel  ist,  so  ist  darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  ob 
derselbe  die  Verwahrung  der  Sache  bis  zur  Auslieferung  über- 
nommen hat.  Denn  hat  er  diese  übernommen,  so  geht  der 
Zufall  auf  seine  Gefahr;  wenn  er  sie  nicht  übernommen  hat, 
ist  er  frei.  Dasselbe  verstehen  wir  von  allen  Thieren  und 
allen  Sachen.  Die  Eigenthumsklage  und  die  Condiction  aber 
muss  er  dem  Räufer  abtreten,  weil  derjenige,  welcher  die 
Sache  dem  Käufer  noch  nicht  übergeben  hat,  noch  selbst 
Corp.  jur.  civ.  h  10 
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Eigentümer  derselben  ist ;  dasselbe  gilt  von  der  Diebstahl- 
klage und  der  Klage  wegen  widerrechtlichen  Schadens. 

4.  Ein  Kauf  kann  sowohl  bedingungsweise  als  unbedingt 
eingegangen  werden;  bedingt  z.  B.  wenn  Stichus,  der 
Sclav,  dir  binnen  einer  bestimmten  Frist  gefällt, 
so  soll  er  dir  für  so-  und  soviel  Goldstücke  ver- 
kauft werden.  5.  Heilige  oder  gefreiete  und  öffentliche 
Orte,  z.  B.  der  Markt  und  kaiserliche  Gebäude,  kauft  der, 
welcher  dies  weiss,  vergebens;  hat  er  sie  aber,  vom  Verkäu- 
fer betrogen,  für  profane  oder  private  gekauft,  so  hat  er,  weil 
er  [den  Gegenstand]  nicht  erkalten  kann,  die  Klage  aus  dem 
Kaufcontract,  auf  das  Interesse,  was  er  dabei  hat,  nicht  be- 
trogen worden  zu  sein.  Dasselbe  ist  Rechtens,  wenn  er  einen 
freien  Menschen  für  einen  Sclaven  gekauft  hat. 

(XXV.)  Vierimdzwanzigster  Titel. 
De  locatione  et  c  o  n  d  tt sc  t  i  o  n  e  1  2  1 ). 
(Von  dem  Pacht  [oder  der  Mielhe].) 
Dem  Kauf  zunächst  steht  der  Pacht  und  beruht  auf  den- 
selben Rechtsregeln.  Denn  wie  der  Kauf  contrahirt  ist,  so- 
bald man  über  den  Preis  einig  ist,  so  wird  auch  der  Paeht- 
contract  für  abgeschlossen  angesehen,  wenn  der  Preis  festgesetzt 
ist,  und  es  steht  dem  Verpächter  die  Klage  aus  dem  Verpacht, 
dem  Pächter  aber  die  aus  dem  Pacht  zu.  1.  Was  Wir  davon 
gesagt  haben,  wenn  der  Preis  nach  fremdem  Ermessen  ver- 
sprochen worden  ist,  dasselbe  wollen  Wir  auch  von  dem  Pacht 
verstanden  wissen ,  wenn  der  Pachtzins  nach  fremdem  Ermes- 
sen versprochen  worden  ist.  Hat  man  daher  einem  Kleider- 
wäscher etwas  zu  reinigen,  oder  zu  besorgen,  oder  einem 
Schneider  Kleider  zu  machen  gegeben,  ohne  sogleich  einen 
Preis  zu  bestimmen,  aber  in  der  Absicht,  nachher  soviel  zu 
geben ,  als  worüber  man  sich  geeinigt  haben  würde ,  so  ist 
eigentlich  kein  Miethscontract  vorhanden,  sondern  hierfür  wird 
eine  Klage  aus  bestimmten  Worten  ,22)  gegeben.  2.  Wie 
ferner  [früher]  gemeiniglich  die  Frage  aufgeworfen  zu  werden 
pflegte,  ob  ein  Kauf  durch  Tausch  eingegangen  werde,  so  frag 
man  dies  auch  in  Bezug  auf  Miethe,  wenn  etwa  der  Eine 
dem  Andern  eine  Sache  zum  Gebrauch  oder  zur  Benutzung 
übergab,  und  umgekehrt  von  diesem  eine  andere  Sache  zum 


121)  S.  Anm.  1)  zum  Tit.  I.  des  XIX.  Buchs  der  Pandecten, 
besonders  in  Bezug  auf  die  wechselndeu  Ausdrücke:  Pacht, 
Mielhe. 

122)  Actio  praescriptis  verbis  ;  so  heissen  alle  diejenigen  Klagen, 
welche  keinen  besondern  Namen  und  keinen  ein-  für  allemal 
bestimmten  Gegenstand  haben;  s.  Tit.  V  des  XIX.  Buchs  der 
Pandekten. 
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Gebrauch  oder  znr  Benutzung  empfing.  Dies  hat  man  sich 
entschieden,  nicht  als  Miefhe,  sondern  als  eine  eigene  Art 
von  Contract  anzusehen;  z.  B.  wenn  Jemand  einen  Ochsen 
hatte,  und  sein  Nachbar  auch  einen  desgleichen,  und  sie  über- 
eingekommen waren,  die  Ochsen  von  zehn  zu  zehn  Tagen 
einander  zu  leihen,  um  damit  zu  arbeiten,  und  bei  dem  Einen 
der  Ochs  [des  Andern]  fällt,  so  steht  letzterem  weder  dieVer- 
miethungs-,  noch  die  Mieth-,  noch  die  Leihklage  zu,  weil  es 
kein  umsonst  geschehenes  Leihen  war,  sondern  man  muss  die 
Klage  aus  bestimmten  Worten  wählen,  3.  Kauf  und  Pacht 
scheinen  aber  untereinander  so  verwandt  zu  sein,  dass  in 
manchen  Fällen  die  Frage  entstehen  kann,  öb  ein  Kauf-  oder 
ein  Pachtcontract  vorhanden  ist,  wie  z.  B.  wenn  von  Grund- 
stücken Jemandem  für  immer  die  Nutzungen  übergeben  sind, 
d.h.  dass,  so  lange  die  [bestimmte]  jährliche  Rente  oder  die  Abgabe 
davon  dem  Eigenthümer  entrichtet  wird,  dieser  sie  weder  dem 
Pächter  noch  seinem  Erben,  oder  wem  sonst  der  erstere  oder 
letztere  das  Grundstück  verkauft,  oder  geschenkt,  oder  zur 
Mitgift  gegeben,  oder  auf  sonstige  Weise  veräussert  hat,  ent- 
ziehen darf.  Da  dieser  Contract  von  den  Alten  in  Zweifel 
gezogen  und  von  manchen  für  einen  Pachtcontract  gehalten 
ward,  so  wurde  das  Zenonianische  Gesetz  gegeben,  wel- 
ches die  Natur  des  Erbmeiercontracts  als  eine  besondere  fest- 
stellte, die  sich  weder  dem  Pacht  noch  dem  Kauf  nähere, 
sondern  auf  eigenen  Bestimmungen  beruhe,  und  wenn  also 
etwas  [der  Art]  eingegangen  worden  ist,  so  solle  dies  so  gel- 
ten, als  wenn  ein  Contract,  der  seinem  Wesen  nach  so  beschaf- 
fenwäre, vorhanden  sei;  wenn  aber  über  die  Gefahr  der  Sache 
nichts  bestimmt  worden ,  so  solle ,  wenn  der  Untergang  der  gan- 
zen Sache  erfolgt  sei,  die  Gefahr  anf  den  Eigenthümer  gehen, 
wenn  aber  nur  theilweise ,  der  Schaden  den  Anbauer  treffen ; 
dies  ist  Rechtens. 

4.  Ebenso  wird  die  Frage  aufgeworfen,  ob,  wenn  z.  B. 
Titius  mit  einem  Goldschmied  übereinkommt,  dass  dieser  ihm 
aus  seinem  Golde  Ringe  von  bestimmtem  Gewicht  und  Gestalt 
machen  und  dafür  z.  B.  zehn  Goldstücke  erhalten  solle,  hier 
ein  Kauf-  oder  ein  Miethcontract  vorhanden  sei?  Cassius 
sagt,  es  sei  ein  Kauf  des  Stoffes  vorhanden,  aber  eine  Ver- 
dingung der  Arbeit;  allein  man  hat  den  Grundsatz  angenom- 
men ,  dass  nur  ein  Kaufcontract  vorhanden  sei ;  hat  aber  Titius 
eigenes  Gold  gegeben  und  einen  Preis  für  die  Arbeit  bestimmt, 
so  ist  kein  Zweifel,  dass  dies  ein  Miethcontract  sei.  5.  Der 
Uebernehmer  muss  Alles  nach  den  festgesetzten  Bestimmungen 
machen,  und  wenn  darin  etwas  nicht  erwähnt  ist,  dies  nach 
bestem  Ermessen  verf artigen.  Wer  für  den  Gebrauch  von  Klei- 
dern ,  Silber  oder  Zugvieh  einen  Lohn  gegeben  oder  versprochen 
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hat,  von  dem  wird  eine  solche  Verwahrung  [der  Sache]  ver- 
langt, wie  der  aufmerksamste  Wirth  auf  seine  eigenen  Sachen 
zu  verwenden  pflegt  ;  hat  er  diese  gepflogen  und  die  Saclie 
durch  Zufall  verloren,  so  wird  er  nicht  zum  Ersatz  verbindlich. 
6.  Stirbt  der  Pachter  wahrend  der  Pachtzeit,  so  folgt  ihm  sein 
Erbe  in  dem  Pacht  mit  demselben  Rechte  nach. 

(XXYI.)    Fünfunclzwanzigster  Titel. 
De  societate. 
( Vomt  Geselisc7iaft[scontract] . ) 

Einen  Gesellschaftscontract  pflegt  man  entweder  in  Betreff 
des  ganzen  Vermögens,  was  die  Griechen  xoivonQCtSiav  (Ge- 
meinschaft) nennen,  oder  eines  besondern  Geschäfts  einzugehen, 
z.  B.  um  Sclaven,  Oel,  Wein  oder  Getreide  einzukaufen  und 
zu  verkaufen.  1.  Ist  über  die  Antheile  am  Gewinn  und  Ver- 
lust nichts  bestimmt  ausgemacht  worden,  so  werden  sie  als 
gleich  angenommen;  sind  sie  ausdrücklich  bestimmt  worden, 
so  geht  es  darnach,  denn  man  hat  noch  nie  daran  gezweifelt, 
dass  ein  Uebereinkommen  gelte,  wornach  Zwei  unter  sich  aus- 
gemacht haben,  dass  dem  einen  zwei  Drittheile  des  Gewinns 
wie  des  Verlustes,  dem  andern  ein  Drittheil  zufallen  soll. 
2.  Darüber  aber,  ob  ein  Uebereinkommen  der  Art,  wenn  Titius 
und  Sejus  unter  sich  bestimmt  haben,  dass  dem  Titius  zwei 
Drittheile  vom  Gewinn  und  ein  Drittheil  vom  Verlust  zufallen 
soll,  dem  Sejus  aber  ein  Drittheil  Gewinn  und  zwei  Drittheile 
Schaden,  Gültigkeit  habe,  ist  Frage  erhoben  worden.  Ou in- 
tus Mucius  glaubte,  dass  ein  solcher  Vertrag  gegen  die  Na- 
tur des  Gesellschaftscontracts  sei  und  deshalb  nicht  gelten  könne. 
Servius  Sulpicius,  dessen  Meinung-  überwog,  glaubte  das 
Gegentheil,  weil  oft  die  Mühe  des  einen  beim  Gesellschafts- 
contract so  bedeutend  in  Anschlag  zu  bringen  ist,  dass  es  ge- 
recht ist,  ihn  unter  bessern  Bedingungen  am  Gesellschaftscon- 
tiacte  Theil  nehmen  zu  lassen;  denn  es  unterliegt  keinem  Zwei- 
fel, dass  ein  Gesellschaftscontract  auch  so  geschlossen  werden 
könne,  dass  der  Eine  Geld  herschiesst,  der  Andere  nicht,  und 
doch  der  Gewinn  unter  ihnen  gemeinschaftlich  sei,  weil  oft 
die  Arbeit  des  Einen  statt  Geldes  gilt.  Man  ging  daher  soweit 
von  Qu  intus  Mucius  Meinung  ab,  dass  man  sogar  annahm, 
man  könne  so  abschliessen,  dass  der  Eine  Theil  am  Gewinn 
nähme,  zum  Schaden  aber  gar  nicht  gehalten  werde,  was  eben- 
falls Servius  sich  consequent  glaubte.  Dies  ist  jedoch  so  zu 
verstehen,  dass  wenn  aus  der  einen  Sache  ein  Gewinn,  aus  der 
andern  ein  Verlust  entstanden  ist,  dies  gegenseitig  aufgehoben 
und  nur  der  Rest  als  Gewinn  angesehen  werden  muss. 

3.  Das  ist  ganz  gewiss,  dass,  wenn  für  einen  Fall  der 
Anfheil  bestimmt  worden  ist,  z.  B.  allein  für  den  Gewinn  oder 
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allein  für  den  Verlust,  für  den  andern  aber  nicht,  auch  bei 
dem,  wo  nichts  bestimmt  worden  ist,  dasselbe  Antheilverhalt- 
niss  beobachtet  werde.  4.  Die  Gesellschaft  besteht  so  lange, 
als  [die  Theilnehmer]  bei  ihrer  Uebereinstiinmung  beharren ; 
sobald  aber  einer  von  der  Gesellschaft  zurücktritt123),  wird 
sie  aufgelost.  Wenn  aber  Einer  listiger  Weise  zu  dem  Ende 
zurücktrat,  um  einen  herannahenden  Gewinn  allein  zu  haben, 
z.  B.  wenn  ein  Gesellschafter  am  ganzen  Vermögen,  der  Je- 
mandes Erbe  geworden  ist,  in  der  Absicht  von  der  Gesellschaft 
zurücktrat,  die  Erbschaft  allein  zu  gewinnen,  so  wird  er  ge- 
zwungen, diesen  Gewinn  zu  theilen.  W^enn  er  aber  etwas 
gewinnt,  worauf  er  [beim  Rücktritt]  keine  Rücksicht  nahm, 
so  gehört  es  ihm  allein.  Was  der,  von  dem  der  Andere  zu- 
rücktrat, nach  diesem  Rücktritt  erwirbt,  gehört  ihm  allein. 
6.  Die  Gesellschaft  wird  ferner  durch  den  Tod  eines  Mit- 
genossen aufgelöst,  weil  derjenige,  welcher  einen  Gesellschafts- 
contract  schliesst,  eine  bestimmte  Person  dazu  ausersieht;  der- 
selbe wird ,  selbst  wenn  er  durch  Uebereinstimmung  mehrerer 
geschlossen  worden  ist,  durch  den  Tod  eines  Mitgenossen 
aufgelöst,  wenn  auch  mehrere  noch  übrig  bleiben,  es  wäre 
denn ,  dass  man  beim  Eingehen  der  Gesellschaft  etwas  Ande- 
res ausgemacht  hatte.  6.  Ist  der  Gesellschaftscontract  nur  über 
ein  bestimmtes  Geschäft  abgeschlossen  und  dasselbe  beendigt 
worden,  so  wird  ersterer  [auch]  aufgelöst.  7.  Dass  durch 
Vermögens -Einziehung  der  Gesellschaftscontract  sich  auflöse, 
ist  bekannt,  wenn  nämlich  das  ganze  Vermögen  des  Mitgenos- 
sen eingezogen  wird  ;  denn  tritt  ein  Anderer  an  seine  Stelle, 
so  wird  er  für  todt  gehalten.  8.  Endlich  wird  auch  der  Ge- 
sellschaftscontract aufgelöst,  wenn  einer  der  Mitgenossen  we- 
gen Ueberschuldung  sein  Vermögen  abgetreten  hat  und  dasselbe 
daher  wegen  Öffentlicher  und  Privatforderungen  verkauft  wird. 
Wenn  sie  aber  in  diesem  Fall  die  Gesellschaft  [fortsetzen  zu 
wollen]  übereinstimmen,  so  wird  angenommen,  dass  eine  neue 
anhebe.  9.  Es  ist  die  Frage  aufgeworfen  worden,  ob  der  eine 
Gesellschafter  dem  andern  nur  in  dem  Fall  durch  die  Gesell- 
schaftsklage gehalten  werde ,  wenn  er  etwas  mit  Arglist  unter- 
nahm, so  wie  der,  welcher  bei  sich  etwas  hinterlegen  liess, 
oder  auch  wegen  Verschuldung,  d.h.  Fahrlässigkeit  und  Nach- 
lässigkeit ?  —  Es  überwog  jedoch  die  Meinung,  dass  er  auch 
aus  Verschuldung  verbindlich  werde;  Verschuldung  ist  aber 
nicht  bis  auf  die  ausserste  Aufmerksamkeit  auszudehnen,  denn 
es  ist  hinreichend,  dass  der  Mitgenosse  eine  solche  Aufmerk- 


123)  renunciaverit ,  hierunter  ist  eine  Kündigung  zu  verstehen, 
die  jedoch  sogleich  wirksam  ist,  s.  über  diesen  Ausdruck 
Sehr. 
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samkeit  auf  gemeinschaftliche  Sachen  richte,  wie  er  auf  seine 
eigenen  zu  verwenden  pflegt.  Denn  wer  einen  nachlässigen 
Gesellschafter  sich  erwählte,  der  muss  über  sich  selbst  klagen, 
d.  h.  es  sich  selbst  zuschreiben. 

(XXVII.)    Sechsundz  wanzigst  er  Titel. 
De    vi  a  ii  d  a  t  o. 

(J^om  Auftrag.) 
Ein  Auftrag  kann  auf  fünffache  Art  eingegangen  werden ; 
entweder  trägt  dir  Jemand  Mos  seiner  selbst  willen  etwas  auf, 
oder  dein-  und  seinwegen,  oder  um  eines  Dritten,  oder  sein 
und  eines  Dritten,  oder  dein  und  eines  Dritten  wegen.  Wenn 
dir  aber  blos  dein  wegen  etwas  aufgetragen  worden  ist,  so  ist 
dies  überflüssig,  und  es  entsteht  deshalb  weder  eine  Verbind- 
lichkeit zwischen  euch,  noch  eine  Auftragsklage.  1.  Des  Auf- 
traggebers aliein  wegen  geschieht  der  Auftrag,  wenn  dir  z.B. 
Jemand  aufträgt,  dass  du  seine  Geschäfte  führen,  oder  ihm 
ein  Landgut  kaufen,  oder  für  ihn  gutsagen  sollst.  2.  Dein 
und  des  Auftraggebers  wegen,  wenn  dieser  dir  z.B.  aufträgt, 
demjenigen  Geld  auf  Zinsen  zu  leihen,  der  es  auf  eine  jenein 
gehörige  Sache  verwenden  will;  oder,  wenn  du  ihn  wegen 
einer  Bürgschaft  verklagen  willst,  er  dir  aufträgt,  den  Haupt- 
schuldner  auf  seine,  des  Auftraggebers,  Gefahr  zu  verklagen, 
oder  dass  du  auf  seine  Gefahr  yoii  demjenigen  stipulirest,  den 
er  dir  auf  etwas  anwies,  was  er  [selbst]  dir  verschuldete. 
3.  Nur  um  eines  Dritten  willen  wird  ein  Auftrag  z.  B.  dann 
gegeben,  wenn  dir  Jemand  aufträgt,  des  Titius  Geschäfte  zu 
füh  ren ,  oder  demselben  ein  Landgut  zu  kaufen ,  oder  für  den- 
selben gut  zu  sagen.  4.  Um  sein  und  eines  Dritten  willen, 
z.  B.  dann,  wenn  [Jemand]  dir  aufträgt,  sein  und  des  Titius 
gemeinschaftliche  Geschäfte  zu  besorgen,  oder  ihm  und  dem 
Titius  ein  Landgut  zu  kaufen,  oder  für  ihn  und  diesen  gut 
zu  sagen.  5.  Dein  und  eines  Dritten  wegen  z.  B.  wenn  dir 
[Jemand]  aufträgt,  dem  Titius  auf  Zins  zu  leihen;  wenn,  dass 
du  ohne  Zinsen  verleihest ,  so  geschieht  der  Auftrag  nur  eines 
Dritten  wegen.  6.  Deinwegen  allein  geschieht  ein  Auftrag, 
wenn  z.B.  dir  [Jemand]  aufträgt,  dein  Geld  lieber  zum  An- 
kauf von  Grundstücken  zu  verwenden,  als  auf  Zinsen  auszu- 
thun,  oder  umgekehrt  das  letztere  statt  des  erstem  zu  thun. 
Ein  Auftrag  dieser  Art  ist  mehr  ein  guter  Rath  als  ein  Auf- 
trag zu  nennen,  und  deshalb  auch  unverbindlich,  weil  Nie- 
mand aus  einem  [gegebenen]  Kath  verpflichtet  wird,  selbst 
weun  er  dem  nichts  nützt,  dem  er  gegeben  ward,  indem  es 
Jedem  freisteht,  zu  überlegen,  ob  ihm  der  Rath  vortheilhaft 
ist.  Wenn  du  daher  z.  B.  zu  Hause  Geld  müssig  liegen  hast, 
und  dir  Jemand  den  Rath  giebt,  eine  Sache  zu  kaufen  oder  es 
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auszuthun,  so  wird  er  dir,  wenn  dir  auch  der  Kauf  oder  das 
Ausleihen  nichts  nützt,  dennoch  aus  dem  Auftrage  nicht  ge- 
halten. Es  ist  hier  sogar  die  Frage  aufgeworfen  worden,  ob 
der,  welcher  dir  aufgetragen,  dem  Titiiis  124)  Geld  auf  Zin- 
sen zu  leihen ,  wegen  Auftrags  verbindlich  sei  ?  Hier  aber 
hat  sich  die  Meinung  des  Sabinus  behauptet,  dass  in  diesem 
Fall  der  Auftrag  verbindlich  sei,  weil  du  ohne  den  Auftrag 
dem  Titius  nichts  geliehen  haben  würdest. 

7.  Ein  der  Sittlichkeit  zuwiderlaufender  Auftrag  ist  auch 
nicht  verbindlich,  z.B.  wenn  Titius  dir  Auftrag  gegeben,  einen 
Diebstahl  zu  begehen,  oder  einen  Schaden  anzurichten,  oder 
sonst  ein  Unrecht  auszuüben ;  denn  wenn  du  auch  deshalb  eine 
Strafe  erlitten  hast,  so  wirst  du  doch  keine  Klage  gegen  den 
Titius  haben.  8.  Wer  einen  Auftrag  ausrichtet,  darf  die  Gren- 
zen des  Auftrags  nicht  überschreiten;  denn  wenn  dir  z.B.  Je- 
mand Auftrag  bis  auf  Höhe  von  hundert  Goldstücken  gegeben 
hat,  ein  Landgut  zu  kaufen,  oder  auf  so  hoch  für  den  Titius 
gutzusagen,  so  darfst  du  jenes  weder  theurer  bezahlen,  noch 
für  eine  grössere  Summe  gutsagen,  denn  sonst  hast  du  gegen 
jenen  keine  Auftragsklage ;  ja,  es  behaupteten  sogar  Sabinus 
und  Cassius,  du  würdest,  selbst  wenn  du  nur  auf  Höhe 
von  hundert  Goldstücken  klagen  wolltest,  vergeblich  Klage 
anstellen.  Die  Stifter  der  entgegengesetzten  Schule  glaubten 
aber  mit  Recht,  dass  du  bis  auf  Höhe  von  hundert  Goldstücken 
klagen  könnest,  und  diese  Meinung  ist  auch  billiger.  Hast  du 
für  weniger  gekauft,  so  steht  dir  ohne  Zweifel  die  Auftrags- 
klage zu ,  weil ,  wenn  dir  Jemand  Auftrag  giebt ,  ihm  für 
hundert  Goldstücke  ein  Landgut  zu  kaufen,  der  Auftrag  so 
verstanden  wird,  dass  wo  möglich  billiger  gekauft  werde. 

9.  Ein  eriheilter  und  angenommener  Auftrag  erlischt  voll- 
kommen, wenn  er,  so  lange  noch  nichts  geschehen  ist,  wider- 
rufen wird.  10.  Wenn  sich,  so  lange  ein  Auftrag  noch  nicht 
vollzogen  worden  ist,  ein  Todesfall  eines  von  beiden  [Contra- 
henten]  ereignet,  möge  es  der  des  Auftraggebers  oder  der  des 
Auftragannehmers  sein,  so  erlischt  ebenfalls  der  Auftrag.  Des 
JMutzens  wegen  ist  aber  angenommen  worden,  dass  du,  wenn 
der  x4.uftraggeber  gestorben  ist,  du  aber,  ohne  davon  etwas  zu 
erfahren,  den  Auftrag  vollzogen  hast,  die  Auftragsklage  erheben 
könnest.  Denn  es  würde  dir  sonst  eine  unverschuldete  1 2  5) 
und  billig  zu  berücksichtigende  ünkunde  Schaden  bringen. 
Diesem  Fall  ist  der  ahnlich,  dass  wenn,  nachdem  des  Titius 
Rechnungsführer  freigelassen  worden   und   dessen  Schuldner 


124)  Hierauf  ruht  der  Nachdruck,  weil  eine  bestimmte  Person 

namhaft  gemacht  worden. 
125}  Jusia  in  Bezug  auf  die  Folgen. 
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aus  Unkunde  dein  [nunmehrigen]  Freigelassenen  gezahlt  haben, 
»ie  dennoch  für  [ihrer  Verbindlichkeit]  ledig  erachtet  werden, 
obschon  sie  nach  strengen  Rechtsbegriffen  dafür  darum  nicht 
würden  gehalten  werden  können,  weil  sie  an  einen  Andern, 
als  den,  an  welchen  sie  Zahlung  leisten  mussten,  gezahlt  haben. 

11.  Finen  Auftrag  auszuschlagen,  steht  Jedem  frei,  ein  einmal 
angenommener  muss  aber  ausgerichtet  oder  sogleich  widerrufen 
werden,  damit  der  Auftraggeber  entweder  selbst,  oder  durch 
einen  Andern  dasselbe  Geschäft  verrichten  könne.  Denn  wenn 
der  AViderruf  nicht  so  [zeitig]  geschieht,  dass  dem  Auftrag- 
geber unverminderte  Gelegenheit  bleibt,  dasselbe  auszurichten; 
so  findet  nichtsdestoweniger  die  Auftragsklage  Statt,  es  müsste 
denn  eine  rechtmässige  Ursache  für  den  gar  nicht  oder  nicht 
noch  zur  rechten  Zeit  geschehenen  Widerruf  vorhanden  sein. 

12.  Ein  Auftrag  kann  auf  einen  bestimmten  Tag  verschoben 
werden,  oder  unter  einer  Bedingung  geschehen.  13.  Ueber- 
haupt  ist  zu  wissen,  dass  ein  Auftrag,  wenn  er  nicht  unent- 
geldlich  geschieht,  die  Form  eines  andern  Geschäfts  annimmt, 
denn  sobald  ein  Lohn  bestimmt  wird,  wird  ein  Miethscontract 
daraus ;  und  Wir  müssen  im  Allgemeinen  bemerken ,  dass  in 
allen  den  Fällen,  wo,  wenn  eine  Verpflichtung  ohne  Lohn 
übernommen  wird,  ein  Auftrags-  oder  Hinterlegungscontract 
vorhanden  ist,  wenn  ein  Lohn  versprochen  wird,  ein  Mieths- 
contract eingegangen  werde.  Wenn  man  daher  einem  Rleider- 
wascher  Kleider  zu  reinigen,  oder  zu  besorgen,  oder  einem 
Schneider  Kleider  zu  machen  giebt,  ohne  Lohn  zu  bestimmen 
oder  zu  versprechen,  so  findet  die  Auftragsklage  Statt. 

(XXYUI.)  SieLeniiudzwaiizigster  Titel. 
De  obligat  ionibu  s  quasi  ex  contractu, 
{Von  den  Verbindlichkeiten  gleichsam  aus  einem  Contract.) 
Nachdem  Wir  die  Arten  der  Contracte  aufgezahlt  haben, 
wollen  Wir  auch  diejenigen  Verbindlichkeiten  betrachten,  welche 
eigentlich  nicht  aus  Contracten  entspringen,  von  denen  jedoch, 
da  ihnen  kein  Verbrechen  zum  Grunde  liegt,  angenommen  wird, 
als  entständen  sie  gleichsam  aus  einem  Contract. 

1.  Wenn  Jemand  eines  Abwesenden  Geschäfte  geführt  hat, 
so  entstehen  auf  beiden  Seiten  unter  ihnen  Klagen,  welche 
Geschäftsführungsklagen  heisseu.  Dem  Eigenthümer ,  dessen 
Geschäfte  geführt  worden  sind,  steht  gegen  den,  welcher  sie 
leitete,  die  Hauptklage,  dem  Geschäftsführer  aber  die  Gegen- 
klage zu ;  dass  beide  eigentlich  aus  keinem  Contract  entstehen, 
ist  klar,  denn  jene  Klagen  entstehen  nur,  wenn  sich  Jemand 
der  Führung  fremder  Geschäfte  ohne  Auftrag  unterzogen  hat. 
Deshalb  werden  auch  die,  deren  Geschäfte  geführt  worden 
sind,  ohne  es  zu  wissen,  verpflichtet.    Dies  hat  man  seines 
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Nutzens  wegen  angenommen,  damit  die  Geschäfte  Abwesender, 
die  in  grosser  Eil,  ohne  Jemandem  die  Verwaltung  derselben 
aufzutragen,  über  Land  reisen  müssen,  nicht  liegen  bleiben, 
die  gewiss  Niemand  führen  würde,  wenn  er  in  Betreh0  dessen, 
was  er  darauf  verwendet ,  keine  Klage  hätte.  So  gut  aber  dem, 
Wrelcher  die  Geschäfte  [eines  Andern]  zu  dessen  Besten  besorgte, 
der  Eigenthiimer  derselben  verpflichtet  wird,  wird  auch  er 
wieder  gehalten,  Rechnung  von  der  Verwaltung  abzulegen. 
Für  diesen  Fall  wird  man  aber  verbindlich,  bis  auf  die  äus- 
serste  Aufmerksamkeit  Rechnung  abzulegen,  und  es  genügt  nicht, 
eine  solche  angewendet  zu  haben,  wie  man  auf  seine  eigenen 
Sachen  zu  verwenden  pflegt,  wenn  nur  ein  anderer  Aufmerk- 
samerer [die  Geschäfte]  besser  verwaltet  haben  würde. 

2.  Vormünder  sind ,  wenn  sie  mit  der  Vormundschaffsklage 
gehalten  werden,  eigentlich  auch  nicht  aus  einem  Contracte 
verbindlich ,  denn  zwischen  Vormund  und  Mündel  wird  kein 
Contract  eingegangen ;  weil  sie  aber  doch  aus  keinem  Ver- 
brechen verbindlich  sind,  so  nimmt  man  an,  dass  sie  gleichsam 
aus  einem  Contracte  verpflichtet  werden.  Aber  auch  in  diesem 
Fall  finden  gegenseitige  Riagen  Statt;  denn  es  hat  nicht  nur 
der  Mündel  gegen  den  Vormund  die  Vormundschaftsklage, 
sondern  es  hat  auch  umgekehrt  der  Vormund,  wenn  er  ent- 
weder etwas  zum  Nutzen  des  Mündels  verwendet ,  oder  sich 
für  ihn  verbindlich  gemacht,  oder  von  seinem  Eigenthum  etwas 
den  Gläubigern  desselben  verpflichtet  hat ,  die  Vormundschafts- 
gegenklage. 3.  Wenn  ferner  Mehrern ,  ohne  dass  sie  sich  im 
Gesellschaffsverhältniss  befinden ,  eine  Sache  gemeinschaftlich 
gehört,  z.  B.  ihnen  zugleich  vermacht  oder  geschenkt  worden, 
und  jeder  von  ihnen  daher  dem  andern  durch  die  Theilungsklage 
des  Gemeinguts  gehalten  ist,  dafern  er  [z.  B.]  die  Nutzungen 
von  jener  Sache  allein  gezogen  oder  ein  Mitgenosse  allein 
nothwendige  Rosten  auf  die  Sache  verwendet  hat ,  so  wird  er 
auch  hier  nicht  so  angesehen,  als  wenn  er  aus  einem  Contract 
eigentlich  verpflichtet  wäre,  denn  einen  Contract  sind  sie  nicht 
eingegangen;  weil  er  aber  ans  keinem  Verbrechen  verbindlich 
ist,  so  wird  angenommen,  als  sei  er  gleichsam  aus  einem  Con- 
tracte verpflichtet.  4.  Eben  das  ist  Rechtens  bei  Dem,  wel- 
cher seinem  Miterben  durch  die  Erbtheilungsklage  aus  Fällen 
dieser  Art  verpflichtet  ist.  5.  Auch  ein  Erbe  wird  in  An- 
sehung der  Vermächtnisse  eigentlich  nicht  aus  einem  Contracte 
verpflichtet;  denn  man  kann  eigentlich  nicht  sagen,  dass  der 
Vermächtnissberechtigte  mit  dem  Erben  oder  mit  dem  Erblasser 
ein  Geschäft  eingegangen  sei,  und  es  wird  doch,  weil  er  aus 
keinem  Verbrechen  verpflichtet  ist ,  angenommen  ,  dass  der  Erbe 
gleichsam  aus  einem  Contracte  schuldig  sei.  6.  Derjenige  fer- 
ner, dem  Jemand  aus  Irrthum  etwas  gezahlt  hat,  was  er  nicht 
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schuldig  war,  wird  auch  gleichsam  aus  einem  Contract  als 
»chaldig  angesehen.  Denn  tlass  er  aus  einem  Contracte  ver- 
pflichtet sei,  kann  man  eigentlich  so  wenig  annehmen,  dass 
wenn  wir  der  Sache  auf  den  Grund  gehen,  er  mehr,  wie  Wir 
oben  gesagt  haben,  aus  der  Auflösung  einer  Verbindlichkeit 
als  deren  Eingehung  1 2  6)  verpachtet  genannt  werden  kann. 
Denn  wer  Geld  in  der  Absicht  zu  bezahlen  giebt,  scheint  es 
eher  darum  zu  geben,  ein  Geschäft  aufzulösen,  als  ein  solches 
zu  contrahiren.  Dessen  ungeachtet  wird  der  Empfänger  ver- 
pachtet, wie  wenn  ihm  ein  Darlehn  vorgestreckt  worden  wäre, 
und  daher  auch  eine  Condiclion  [gegen  ihn]  gegeben. 

7.  Aus  einigen  Gründen  findet  aber  keine  Rückforderung 
Dessen  Statt,  was  aus  Irrthum  als  Nichtschuld  gezahlt  worden 
ist;  denn  die  Alten  hatten  die  Ansicht,  dass  aus  denjenigen 
Gründen,  wo  durch  Leugnen  der  Gegenstand  des  Streites  er- 
höht werde,  auch  eine  gezahlte  Nichtschuld  nicht  zurückgefor- 
dert werden  könne,  z.  B.  aus  dem  Aquilischen  Gesetz  oder 
aus  einem  Vermächtniss ;  die  Alten  Hessen  dies  bei  denjenigen 
Vermächtnissen  Statt  finden,  die  per  damit  ationem  mit  An- 
drohung einer  bestimmten  Summe  Geldes  als  Strafe  1  2  7)  Jeder- 
mann ausgesetzt  waren.  Eine  von  Uns  erlassene  Constitution 
aber,  welche  allen  Vermächtnissen  und  Fideicommissen  den- 
selben Charakter  verlieh,  hat  diese  Erhöhung  auf  alle  Ver- 
mächtnisse und  Fideicommissft  ausgedehnt,  nicht  aber  allen 
Vermächtnissberechtigten  gewährt,  sondern  nur  denjenigen  Ver- 
mächtnissen und  Fideicommissen,  die  den  heiligen  Kirchen  und 
andern  ehrwürdigen  Orten,  welche  der  Religion  oder  Frömmig- 
keit wegen  bedacht128)  werden,  hinterlassen  worden  sind, 
welche,  als  nicht  schuldig  gezahlt,  nicht  zurückgefordert  wer- 
den [können]. 

(XXIX.)    Aclituiidzwanzigster  Titel. 
Per  quas  personas  nobis  obligatio  acquirilur. 
{Durch  welche  Personen  uns  eine  Verbindlichkeit  erworben  wird.) 

Nach  Auseinandersetzung  der  Arten  von  Verbindlichkeiten, 
die  aus  einem  Contract,  oder  gleichsam  aus  einem  Contract 
entstehen,  müssen  ^VVir  bemerken,  dass  man  nicht  nur  durch 
sich  selbst  [Verbindlichkeiten]  erwerben  kann,  sondern  auch 
durch  diejenigen  Personen,  welche  man  in  seiner  Gewalt  hat, 
wie  durch  seine  Sclaven  und  Rinder,  jedoch  so,  dass  was  wir 
durch  Sclaven  erwerben,  ganz  unser  wird,  was  aber  durch 

126)  Die  Gegensätze  contractu  und  distractu  lassen  sich  deutsch 
nicht  wiedergeben. 

127)  certa  consiituta ,  die  man  by  einer  Straff  müst  geben. 
Thorn.  Muri» er,  Instituten  u.  s.w.  (Basel  1520.) 

128)  honorificantur 3  s.  Sehr. 
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Rinder,  die  wir  in  unserer  Gewalt  Laben,  ans  einer  Ver- 
bindlichkeit erworben  wird,  bildlich  in  Eigenthum  und  Niess- 
brauch,  wie  eine  von  Uns  erlassene  Constitution  verordnet  hat, 
getheilt  wird,  so  dass  der  Vater  den  JNiessbrauch  davon  hat, 
was  aus  einer  Klage  als  Vortheil  entspringt,  das  Eigenthum 
aber  dem  Sohn  erhalten  wird,  wenn  der  Vater  nämlich,  nach 
der  Bestimmung  in  einer  neuern  von  Uns  erlassenen  Constitu- 
tion, Klage  erhebt. 

1.  Durch  freie  Menschen  und  fremde  Sclaven,  die  wir  in 
gutem  Glauben  besitzen,  erwerben  wir  auch  [Verbindlichkeiten], 
jedoch  nur  in  zwei  Fallen,  nämlich  wenn  sie  durch  ihren  Dienst 
oder  von  unserm  eigenen  Vermögen  erwerben.  2.  Ebenso  er- 
werben wir  [dergleichen]  aus  diesen  beiden  Gründen  durch  einen 
Sclaven ,  an  dem  wir  den  Niessbrauch  oder  den  Gebrauch  ha- 
ben. 3.  Dass  ein  Zweien  gehöriger  Sciave  für  seine  Herren 
nach  Maassgabe  ihres  Antheils  erwerbe,  erleidet  keinen  Zwei- 
fel, ausgenommen  dass  er  das,  was  er  namentlich  für  einen 
stipulirt  oder  durch  Uebergabe  empfängt,  auch  nur  für  diesen 
erwirbt,  z.  B.  wenn  er  so  stipulirt:  gelobst  du  dem  Ti- 
tius,  meinem  Herrn,  zu  geben?  Wenn  aber  der  Sclav 
auf  Befehl  des  einen  Herrn  stipulirt  hat,  so  ist  jetzt,  wenn 
man  gleich  früher  darüber  Zweifel  erhob,  nach  Unserer  Ent- 
scheidung die  Sache  dahin  festgestellt ,  dass  er  nur  für  den, 
der  ihm  zu  handeln  befahl,  erwerbe,  wie  oben  gesagt  worden  ist. 

(XXX.)    Neiiniindzwaiizigster  Titel. 

O  u  i  b  u  s  modis  obligatio  tollitur, 
{Auf  welche  Jf^ehe  eine  Verbindlichkeit  aufgehoben  ivird.) 
Aufgehoben  wird  eine  jede  Verbindlichkeit  durch  Gewäh- 
rung"129) des  Schuldigen,  oder  wenn  man  mit  Einwilligung" 
seines  Gläubigers  statt  dessen  etwas  Anderes  leistet.  Es  ist 
gleich,  wer  zahlt,  ob  der  Schuldner  selbst,  oder  ein  Anderer 
für  ihn;  denn  auch  wenn  ein  Anderer  bezahlt,  wird  jener 
[von  seiner  Verbindlichkeit]  befreit,  mag  mit  oder  ohne  Wis- 
sen ,  ja  selbst  ohne  Willen  des  Schuldners  die  Zahlung  ge- 
schehen. W^enn  der  Hauptschuldner  zahlt,  werden  auch  die- 
jenigen, welche  für  ihn  eintraten,  befreit.  Dasselbe  findet 
umgekehrt  Statt,  wenn  der  Bürge  zahlt,  denn  er  wird  [dann] 
nicht  nur  allein  befreit,  sondern  auch  der  Hauptschuldner. 
1.  Ferner  wird  eine  Verbindlichkeit  durch  stipulationsweise 
Annahme   als  Empfangen  1 3  °)   aufgehoben ;  stipulationsweise 

129)  Soluiio  hat  sowohl  die  allgemeine  Bedeutung,  wie  hier, 
vom  Auf  lösen  einer  Verbindlichkeit,  als  die  besondere  des 
Zahlens  einer  Geldschuld ;  wir  haben  im  Deutschen  kein 
Wort,  was  beides  zugleich  bezeichnete. 

130j  Acceptilatio  habe  ich  so  zu  übersetzen  versucht. 


156   Instit.  L.  III.  Tit.  (30.)  29.  Quibus  modh  obltg.  tollitur. 


Annahme  als  Empfangen  ist  eine  bildliche  Zahlung,  denn  was 
[z.  B.]  aus  einer  Verbindlichkeit  aus  Worten  dem  Titius  ver- 
schuldet wird,  das  kann,  wenn  Titius  es  erlassen  will,  so 
geschehen,  dass  er  dem  Schuldner  folgende  Worte  zu  sagen 
gestattet:  was  ich  dir  versprochen  habe,  nimmst 
du  das  als  empfangen  an?  und  Titius  dann  antwortet: 
ich  nehme  es  an.  Diese  Annahme  kann  auch  auf  grie- 
chisch geschehen,  wenn  sie  nur  so  geschieht,  wie  sie  mit  la- 
teinischen Worten  zu  geschehen  pflegt :  laßcbv  drjvaQia 
TOGCt;  tyu  Xaßiov  (nimmst  du  soviel  Denare  als  empfangen 
an?  Ich  nehme  sie  an).  Auf  diese  Art  werden,  wie  gesagt, 
nur  diejenigen  Verbindlichkeiten  aufgelöst,  die  aus  Worten 
entstehen ,  nicht  auch  die  übrigen.  Denn  es  schien  folgerich- 
tig, dass  eine  durch  Worte  eingegangene  Verbindlichkeit  durch 
andere  Worte  aufgelöst  werden  könne.  Es  kann  aber  auch 
das,  was  aus  einem  andern  Grunde  geschuldet  wird,  Gegen- 
stand einer  Stipulation  und  [dann]  durch  stipulationsweise  An- 
nahme als  Empfangen  aufgelöst  werden.  Wie  man  aber  das, 
was  man  schuldig  ist,  auch  theilweise  gültig  zahlen  kann,  so 
kann  auch  stipulationsweise  Annahme  als  Empfangen  theil- 
weise geschehen.  2.  Es  giebt  eine  Stipulation ,  welche  ge- 
wöhnlich die  Aquilianische  heisst,  vermöge  deren  alle  Arten 
von  Verbindlichkeiten  Gegenstand  einer  Stipulation  ,  und  diese 
selbst  durch  stipulationsweise  Annahme  als  Empfangen  aufge- 
hoben werden  können.  Denn  die  Aquilianische  Stipulation  er- 
neuert alle  Verbindlichkeiten  und  ist  vom  Gallus  Aquilius 
so  gefasst  worden :  was  du  mir  aus  irgend  einem 
Grunde  geben  o\d er  leisten  musst  oder  müssen 
wirst,  jetzt  ode~r  zu  einem  bestimmten  Tage  — 
oder  unter  einer  Bedingung  —  und  weswegen 
ich  gegen  dich  eine  persönliche  oder  dingliche, 
oder  ausserordentliche  Klage  habe,  oder  haben 
werde  1 3 1 )  ,  was  du  von  meinem  Eigenthum  in 
Händen  hast,  festhältst  oder  besitzest,  oder 
durch  Arglist  es  dahin  gebracht  hast,  dass  du  es 
nicht  mehr  besitzest,  und  wie  gross  jeder  dieser 
Sachen  W  erth  ist,  soviel  hat  Au  Ins  Agerius  sti- 
pulirt,  dass  ihm  in  Gelde  gegeben  werde,  und 
Numerins  Nigidius  hat  dies  gelobt  [zu  geben]. 
Ebenso  hat  Numerius  Nigidius  den  Aulus  Agerius  gefragt : 
was  ich  dir  am  heutigen  Tage  durch  die  Aquili- 
sche  Stipulation  gelobt  habe,  nimmst  du  das  A 1  - 

131)  s.  Hugo  civil.  Mag.  II.  S.  415;  praesens  in  dfemve  aber 
zu  actio  u.  s.  w.  zu  ziehen ,  dürfte  meinem  Erachten  nach 
schon  darum  unzulässig  sein  ,  weil  es  in  solcher  Yerbinduug 
schwerlich  vornan  stehen  würde. 
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les  als  Empfangen  an?  worauf  Aulus  Agerius  antwor- 
tete: ich  Labe  es  als  Empfangen  angenommen. 
3.  Ausserdem  wird  eine  Verbindlichkeit  durch  Erneuerung 
derselben  aufgehoben,  z.  B.  wenn  du  das,  was  Sejus  dir 
schuldet,  vom  Titius  stipulirt  hast.  Denn  durch  den  Eintritt 
einer  neuen  Person  erwächst  eine  neue  Verbindlichkeit,  die 
erste  wird  aufgehoben  und  auf  die  folgende  übertragen,  so 
dass  sogar  zuweilen ,  selbst  wenn  die  folgende  Stipulation 
wirkungslos  ist,  die  erste  dennoch  vermöge  der  Erneuerung 
aufgehoben  bleibt,  z.  B.  wenn  du,  was  dir  Titius  schuldet, 
von  einem  Unmündigen  ohne  Ermächtigung  des  Vormundes 
stipulirt  hast;  hier  geht  der  Gegenstand  der  [Forderung]  ver- 
loren, denn  es  wird  sowTohl  der  frühere  Schuldner  befreit, 
als  die  spätere  Verbindlichkeit  nichtig  ist.  INicht  dasselbe  ist 
Rechtens,  wenn  Jemand  von  einem  Sclaven  stipulirt  hat  132); 
hier  bleibt  der  Erste  so  verpflichtet,  als  wenn  nachher  gar 
keine  Stipulation  geschehen  wäre.  Ist  es  aber  dieselbe  Per- 
son,  von  der  man  nachher  stipulirt,  so  geschieht  eine  Erneue- 
rung nur  dann,  wenn  bei  der  spätem  Stipulation  etwas  JVeues 
hinzukommt,  etwa  eine  Bedingung,  ein  bestimmter  Tag-,  oder 
ein  Bürge  hinzutritt  oder  wegfällt.  Wenn  Wir  gesagt  haben, 
dass  durch  eine  hinzugefügte  Bedingung  eine  Erneuerung  ent- 
stehe, so  ist  dies  so  zu  verstehen,  dass  eine  Erneuerung  nur 
dann  geschieht,  wenn  die  Bedingung  eintritt;  denn  wenn  sie 
ausgeblieben,  so  dauert  die  frühere  Verbindlichkeit  fort.  Da 
nach  Ansicht  der  Alten  zwar  feststand,  dass  eine  Erneuerung 
dann  geschehe ,  wenn  man ,  in  der  Absicht  zu  erneuern ,  eine 
zweite  Verbindlichkeit  einging,  hiernach  es  aber  zweifelhaft 
war,  wann  eher  etwas,  in  der  Absicht  zu  erneuern,  als  ge- 
schehen anzunehmen  sei ,  und  manche  hier  verschiedene  Ver- 
muthungen nach  Verschiedenheit  der  Fälle  einführten,  so  er- 
liessen  Wir  eine  Constitution ,  welche  deutlich  bestimmte ,  dass 
nur  dann  eine  Erneuerung  geschehe,  wenn  dies  unter  den 
Coutrahirenden  ausdrücklich  bestimmt  worden  sei,  dass  sie 
wegen  Erneuerung  der  vorigen  Verbindlichkeit  übereingekom- 
men seien  ;  ausserdem  bleibt  sowohl  die  vorige  Verbindlichkeit, 
als  es  kommt  auch  die  neue  noch  dazu ,  so  dass  nach  Vorschrift 
Unserer  Constitution  eine  Verbindlichkeit  aus  beiden  Gründen 
bestehend  bleibt,  wie  man  noch  ausführlicher  aus  dieser  selbst 
sehen  kann. 

4.  Endlich  werden  natürlich  die  Verbindlichkeiten,  welche 
aus  der  gegenseitigen  Einwilligung  entstehen ,  durch  den  ent- 
gegengesetzten Willen  aufgelöst ;  denn  wenn  Titius  und  Sejus 
unter  einander  übereingekommen  sind,  dass  Sejus  ein  Tusku- 


132)  s.  darüber  Sehr. 
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lanisches  Landgut  für  hundert  Goldstücke  gekauft  Laben  soll, 
nachher  aber,  ohne  dass  etwas  erfolgt,  d.  h.  weder  der  Preis 
gezahlt,  noch  das  Landgut  übergeben  worden  ist,  es  ihnen 
beliebt,  den  Rauf  zurückgehen  zu  lassen,  so  sind  sie  beide 
gegenseitig  frei.  Dasselbe  gilt  bei  dem  Pacht  und  allen  Con- 
tracten,  welche,  wie  schon  gesagt,  aus  der  gegenseitigen  Ein- 
willigung entspringen. 


Viertes  Buch 

der  Institutionen  des  Kaisers  Justinianus. 

Erster  Titel. 

De   obligaiionihus  ,   quae  ex  delicto  nascuntur» 
(Von  den  Verbindlichkeiten,  die  aus  einem  Verbrecken  ent- 
springen.) 

Nachdem  im  vorigen  Buche  die  Verbindlichkeiten  aus  Con- 
tracten  und  gleichsam  aus  Contracten  auseinandergesetzt  wor- 
den sind,  folgt,  dass  Wir  die  Verbindlichkeiten  aus  Missethaten 
und  gleichsam  aus  Missethaten —  betrachten.  Jene  werden,  wie 
YTir  an  seinem  Orte  gesagt  haben,  in  vier  Arten  getheilt,  diese 
aber  sind  alle  nur  von  einer  Art,  denn  alle  entstehen  aus  der 
Sache,  d.h.  aus  der  Missethat  selbst,  wie  z.B.  aus  Diebstahl, 
Kaub,  Schadensstiftung  und  Injurien. 

,  1.  Ein  Diebstahl  ist  ein  bezügliches,  aus  gewinnsüchtiger 
Absicht  geschehenes  Ansichnehmen  einer  fremden  Sache,  oder 
deren  Gebrauchs  und  Besitzes ;  er  ist  nach  dem  Naturgesetz 
verboten.  2.  Das  "W ort  furtum,  Diebstahl,  kommt  entweder 
von  fttrvus ,  d.  Ii.  schwarz,  her,  weil  er  heimlich  und  im 
Dunkeln  geschieht,  und  meistentheils  bei  Nacht,  oder  von  fraus, 
Betrug,  oder  von  ferendo  y  d.h.  auf er endo ,  wegnehmen,  oder 
aus  dem  Griechischen,  wo  die  Diebe  (fcoQsg  heissen.  Aber 
auch  die  Griechen  sagen  tyWQCCQ  anb  tov  cp£Q£iv  (a  ferendo, 
vom  Wegnehmen). 

3.  Es  giebt  zwei  Arten  von  Diebstahl,  offenbaren  und 
heimlichen,  denn  [die  Benennung  von]  aufgefundener133)  und 

133)  Die  Uebersetzung  der  Institutionen,  welche  zu  Lemgo 
1765  erschienen  ist,  umschreibt  diese  (übrigens  aus  dem  Zu- 
sammenhang klar  erhellende)  Ausdrücke.  ThomasMurner 
(Uebersetzung  der  Instit.  Basel  1520.  fol.  CIX  b )  übersetzt : 
empfangenen  und  erbotteneu  Diebstal. 
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übersehener  [Deube]  ist  mehr  eine  mit  dem  Diebstahl  zusam- 
menhängende Art  von  Riagen,  als  Gattungen  desselben  selbst, 
•wie  weiter  unten  erhellen  wird.  Ein  offenbarer  Dieb  ist  der, 
welchen  die  Griechen  eic  avzocpcoQfo  (auf  der  That  ertappt) 
nennen,  und  nicht  allein  der,  welcher  auf  der  That  ertappt 
wird,  snndern  auch  der,  welcher  an  der  Stelle  ergriffen  wird, 
wo  [so  eben]  gestohlen  worden  ist,  z.  B.  der  im  Hause  ge- 
stohlen hat  und,  noch  nicht  zur  Thür  hinausgeschritten,  schon 
ergriffen  worden  ist,  und  wer  in  einer  Oelbaumpflanzung 
Oliven  oder  in  einem  Weinberge  Trauben  gestohlen  hat,  und 
noch  im  Oelbaumgarten  oder  im  Weinberg-  als  Dieb  ergriffen 
worden  ist.  Der  offenbare  Diebstahl  ist  sogar  noch  soweit 
auszudehnen,  wenn  der  Dieb  die  [gestohlene]  Sache  haltend 
an  einem  öffentlichen  oder  an  einem  Privatorte  vom  Eigentü- 
mer oder  von  einem  Andern,  ehe  er  dahin  gelangte,  wo  er 
dieselbe  hinzutragen  oder  zu  verbergen  beabsichtigt  hatte,  ge- 
sehen oder  mit  ihr  ergriffen  worden  ist.  Hat  er  sie  aber  da- 
hin gebracht,  wo  er  bestimmt  hatte,  so  ist  er,  selbst  wenn  er 
mit  der  gestohlenen  Sache  ergriffen  ward,  kein  offenbarer  Dieb 
mehr.  Hieraus  erhellt,  was  ein  heimlicher  Diebstahl  sei,  denn 
was  kein  offenbarer  ist,  ist  ein  heimlicher.  4.  Eine  aufge- 
fundene Deube  134)  heisst  die,  wenn  bei  Jemandem  in 
Gegenwart  von  Zeugen  die  gestohlene  Sache  gesucht  und  ge- 
funden worden  ist;  denn  gegen  diesen  ist,  wenn  er  auch  der 
Dieb  nicht  ist,  eine  eigene  Klage  begründet,  welche  [die  Klage] 
wegen  des  Aufgefundenen  heisst.  Eine  übersehene  Deube 
heisst  die,  wenn  eine  gestohlene  Sache  dir  von  Jemand  über- 
geben und  bei  dir  aufgefunden  worden  ist,  dafern  sie  dir  in. 
der  Absicht  übergeben  ward,  dass  sie  bei  dir,  und  nicht  bei 
dem,  der  sie  dir  gegeben  hat,  gefunden  werden  solle.  Denn 
dir,  als  dem,  bei  dem  sie  aufgefunden  worden  ist,  steht  eine 
eigene  Klage  gegen  den  zu,  der  sie  dir  übergab,  wenn  er 
auch  nicht  der  Dieb  ist,  welche  die  Klage  wegen  des  Ueber- 
gebenen  heisst.  Es  findet  auch  eine  Diebstahlsklage  wegen 
Verhinderung  gegen  den  Statt,  welcher  denjenigen,  der  das 
Gestohlene  in  Gegenwart  von  Zeugen  suchen  will,  daran  ver- 
hindert hat.  Ueberdies  wird  nach  dem  Edicte  des  Prätors 
durch  die  Diebstahlsklage  wegen  nicht  geschehener  Ausliefe- 
rung [des  Gestohlenen]  eine  Strafe  wider  den  begründet,  der 
eine  gestohlene  und  bei  ihm  aufgesuchte  und  gefundene  Sache 
nicht  ausgeliefert  hat.  Aber  diese  Klagen  des  aufgefundenen 
und  verhinderten,  so  wie  des  nicht  ausgelieferten  Gestohlenen 
sind  ausser  Gewohnheit  gekommen;  denn  da  jetzt  das  Auf- 
suchen einer  gestohlenen  Sache  nach  der  alten  Art  und  Weise 


134)  furtum  hier  für  furtiva  res.  Sehr. 
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nicht  mehr  geschieht,  so  kamen  die  vorbedachten  Klagen  folg- 
lich  auch  ausser  dem  allgemeinen  Gebrauch,  indem  es  bekannt 
ist,  dasss  alle,  welche  wissentlich  eine  gestohlene  Sache  auf- 
genommen oder  verhehlt  haben,  sich  des  heimlichen  Diebstahls 
schuldig  machen.  5.  Die  Strafe  des  offenbaren  Diebstahls  ist 
[der  Ersatz]  des  Vierfachen,  sowohl  in  der  Person  eines  Scla- 
ven,  als  eines  freien  Menschen;  die  des  heimlichen  aber  [der 
Ersatz]  des  Doppelten. 

6.  Ein  Diebstahl  geschieht  aber  nicht  nur,  wenn  Jemand 
eine  fremde  Sache,  um  sie  sich  zuzueignen,  entfernt,  sondern 
überhaupt,  wenn  Jemand  sich  an  einer  fremden  Sache  wider 
den  Willen  des  Eigenthiimers  vergreift.  Wenn  daher  der  Gläu- 
biger, ein  Pfand,  oder  der,  bei  dem  eine  Sache  niedergelegt  ist, 
diese  gebraucht,  oder  der,  welcher  eine  Sache  zum  Gebrauch 
empfangen  hat,  sie  zu  etwas  anderm  verwendet,  als  wozu  sie 
ihm  gegeben  worden  ist,  so  begeht  er  einen  Diebstahl,  z.  B. 
wenn  Jemand  Silbergeschirr]  zu  gebrauchen  empfangen  hat, 
weil  er  seine  Freunde  zu  einem  Gastmahle  einladen  wollte, 
und  es  mit  über  Land  nimmt,  oder  wenn  Jemand  ein  ihm  zum 
Spazierritt  geliehenes  Pferd  zu  einem  weitern  Ziele  braucht, 
was  die  Alten  auch  auf  den  anwandten,  der  ein  Pferd  zum 
Gefecht  gebraucht  hatte. 

5.  Es  ist  aber  bestimmt  worden,  dass,  wer  geborgte  Sachen 
zu  etwas  anderm  gebraucht  ,  als  wozu  er  sie  empfangen  hat, 
einen  Diebstahl  dann  begehe,  wenn  er  weiss,  dass  er  dem 
Wullen  des  Eigenthiimers  zuwider  handle ,  und  dass  dieser, 
wenn  er  es  wüsste ,  es  nicht  erlauben  würde ;  wenn  er  aber 
glaubt,  dass  er  nichts  dawider  haben  werde,  so  scheint  er  des 
Verbrechens  sich  nicht  schuldig  zu  machen.  Dieser  Unterschied 
ist  ganz  richtig,  weil  ein  Diebstahl  nicht  ohne  den  Willen 
zu  stehlen  begangen  werden  kann.  8.  Wenn  aber  auch  Je- 
mand glaubt,  dass  er  eine  geborgte  Sache  wider  den  Willen 
des  Eigenthiimers  sich  aneigne,  der  Eigenthümer  aber  will, 
dass  es  geschehe,  so  sagen  [die  Rechtsgelehrten]135),  dass 
kein  Diebstahl  begangen  werde.  Hier  entstand  die  Frage,  ob, 
wenn  Titius  einein  Sclaven  des  Maevius  zugeredet,  dass  er 
seinem  Herrn  einige  Sachen  stehlen  und  sie  zu  ihm  bringen 
möge,  und  der  Sclav  seinem  Herrn  dies  hinterbracht,  Maevius 
aber,  in  der  Absicht,  den  Titius  auf  der  That  zu  ertappen, 
dem  Sclaven  einige  Sachen  zu  diesem  zu  tragen  erlaubt  hat, 
dieser  dann  durch  die  Diebstahlsklage,  oder  die  Klage  wegen 
Verführung  des  Sclaven  gehalten  werde,  oder  durch  keine 
von  beiden  ?  —  Nachdem  Wir  Uns  wegen  dieser  zweifelhaften 
Frage  Bericht  erstatten  lassen,  so  sind  Wir,  nachdem  Wir 


135)  dicitur.  Sehr. 
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die  Streitigkeiten  der  alten  Rechtsgelehrten  darüber  in  Betracht 
gezogen  haben,  von  denen  einige  weder  die  Klage  wegen 
Diebstahls,  noch  die  wegen  Verführung  des  Sclaven,  einige 
nur  die  erstere  zulässig  fanden,  diesen  Ungewissheiten  begeg- 
net, und  haben  durch  eine  ron  Uns  erlassene  Entscheidung 
verordnet,  dass  nicht  blos  die  Diebstahlsklage,  sondern  auch 
die  wegen  Verführung  des  Sclaven  in  diesem  Fall  Statt  finde. 
Denn  wenn  gleich  der  Sclav  von  dem  Zuredenden  im  gering- 
sten nicht  verführt  worden  ist,  und  deshalb  die  Bedingungen 
nicht  vorhanden  sind,  welche  die  Klagen  wegen  Verführung 
des  Sclaven  begründen ,  so  ist  doch  die  Absicht  des  Verführers 
auf  die  Vernichtung  der  Ehrlichkeit  des  Sclaven  gerichtet,  so 
dass  gegen  ihn  eine  Straf  klage  Statt  findet,  wie  wenn  der 
Sclav  iu  der  That  verführt  worden  wäre,  damit  nicht,  wenn 
keine  Strafe  erfolgte,  ein  solches  Verbrechen  durch  einen  an- 
dern Sclaven,  der  leicht  verführt  werden  konnte,  von  Jemand 
ausgeführt  würde»  9.  Zuweilen  geschieht  •auch  ein  Diebstahl 
an  freien  Menschen,  z.B.  wenn  eines  unserer  Kinder,  die  in 
unserer  Gewalt  sind,  entführt  wird.  JO.  Es  kann  auch  der 
Fall  eintreten,  dass  Jemand  an  seiner  eigenen  Sache  einen 
Diebstahl  begeht,  z.B.  wenn  der  Schuldner  eine  dem  Gläubi- 
ger als  Pfand  gegebene  Sache  entwendet.  11.  Zuweilen  fin- 
det gegen  Jemanden  die  Diebstahlsklage  Statt,  der  den  Dieb- 
stahl selbst  nicht  begangen  hat,  wie  z.  B.  Der,  mit  dessen 
Hülfe  und  Rath  er  ausgeführt  worden  ist.  Dahin  gehört, 
wer  dein  Geld  ausschüttete,  damit  es  dir  ein  Anderer  entreis- 
sen  solle,  oder  dir  sich  entgegenstellte,  damit  ein  Anderer  deine 
Sachen  wegnehmen  könne,  oder  deine  Schafe  oder  Rinder  in 
die  Flucht  trieb,  damit  sie  ein  Anderer  auffange;  dies  bezogen 
die  Alten  auch  auf  den,  der  Zugvieh  mit  rothein  Tuche  scheu 
machte.  Ist  dies  aus  Muthwillen  und  ohne  den  Willen,  dass 
ein  Diebstahl  begangen  werde,  geschehen,  so  soll  eine  Klage 
auf  das  Geschehene  Statt  finden ;  wenn  aber  Maevius  durch 
des  Titius  Hülfe  einen  Diebstahl  begangen  hat,  so  findet  gegen 
beide  die  Diebstahlsklage  Statt.  Auch  mit  dessen  Hülfe  und 
Rath  wird  ein  Diebstahl  begangen,  der  Leitern  an  die  Fenster 
legt,  der  Fenster  selbst  oder  Thüren  erbricht,  damit  ein  An- 
derer stehlen  solle ,  und  Brecheisen  zum  Aufbrechen ,  oder 
Leitern,  um  sie  an  die  Fenster  zu  setzen,  leihet,  wenn  er 
weiss,  wozu  er  sie  leihet.  Wer  keine  Hülfe  beim  Diebstahl 
selbst  geleistet,  sondern  nur  Rath  ertheilt  und  zum  Diebstahl 
zugeredet  hat,  gegen  den  findet  die  Diebstahlsklage  nicht  Statt. 
12.  Diejenigen,  welche  in  der  Gewalt  der  Eltern  oder  Herren 
sich  befinden,  begehen  zwar,  wenn  sie  ihnen  etwas  wegneh- 
men, einen  Diebstahl,  und  die  Sache  wird  auch  in  jeder  Hin- 
sicht als  gestohlen  angesehen,  und  kann  auch  deswegen  von 
Corp.  jur.  du»  I.  11 
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Niemandem  ersessen  werden,  bevor  sie  nicht  in  die  Gewalt 
des  Eigenthümers  zurückgekehrt  ist,  die  Diebstahlsklage  findet 
aber  nicht  Statt,  weil  unter  ihnen  [überhaupt  auch]  aus  irgend 
einem  andern  Grunde  keine  Klage  Statt  findet.  Wenn  aber 
der  Diebstahl  mit  Hülfe  und  Rath  eines  Andern  ausgeführt 
ist,  so  findet  gegen  diesen  allerdings  die  Diebstahlsklage  Statt, 
indem  mit  desseu  Hülfe  und  Rath  ein  Diebstahl  wirklich  be- 
gangen worden  ist.  13.  Die  Diebstahlsklage  steht  dem  zu, 
welchem  an  Erhaltung  der  Sache  gelegen  ist,  wenn  er  auch 
nicht  Eigenthümer  ist,  daher  steht  sie  dem  Eigenthümer  selbst 
nur  dann  zu,  wenn  er  dabei  betheiligt  ist,  4ass  die  Sache 
nicht  verloren  gehe.  14.  Es  ist  deshalb  eine  bekannte  Sache, 
dass  der  Glaubiger  wegen  eines  gestohleneu  Pfandes  die  Klage 
wegen  Diebstahls  ansteilen  kann,  wenn  er  auch  einen  zahlungs- 
fähigen Schuldner  hat,  weil  es  ihm  vortheilhafter  ist,  sich  an 
das  Pfand  zu  halten,  als  gegen  die  Person  [desselben]  zu  kla- 
gen, so  dass,  selbst  wenn  der  Schuldner  die  Sache  gestohlen 
hat,  dem  Gläubiger  nichts  desto  weniger  die  Klage  wegen  Dieb- 
stahls zusteht.  15.  Wenn  ein  Kleiderwäscher  etwas  zu  rei- 
nigen oder  auszubessern,  oder  ein  Schneider  Kleider  zu  nähen, 
uin  einen  bestimmten  Preis  angenommen  hat  und  um  dieselben 
durch  Diebstahl  gekommen  ist,  so  steht  ihm  die  Klage  wegen 
Diebstahls  zu,  und  nicht  dem  Eigenthümer,  weil  diesem  nicht 
daran  liegt,  dass  die  Sache  nicht  verloren  gehe,  denn  er  kann 
vom  Kleiderwäscher  oder  Schneider  die  Sache  mit  der  Mieths- 
klage  zurückfordern.  Auch  dem  Käufer  im  guten  Glauben  stellt, 
wenn  ihm  die  gekaufte  Sache  gestohlen  worden,  die  Diebstahl- 
klage jeden  Falls  1 3  6)  zu ,  wenn  er  gleich  nicht  Eigenthümer 
ist,  so  gut  wie  dem  Gläubiger.  Dem  Kleiderwäscher  und 
Schneider  steht  aber  die  Diebstahlklage  nur  dann  zu,  wenn 
sie  zahlungsfähig  sind,  d.  h.  wenn  sie  dem  Eigenthümer  den 
Werth  der  Sache  bezahlen  können.  Denn  wenn  sie  nicht 
zahlungsfähig  sind,  steht  dem  Eigenthümer,  weil  er  von  ihnen 
das  Seiuige  nicht  wieder  erhalten  kann,  selbst  die  Diebstahls- 
klage zu,  weil  ihm  in  diesem  Fall  selbst  daran  gelegen  ist, 
dass  die  Sache  erhalten  Werde.  Dasselbe  findet  Statt,  wenn 
der  Kleiderwäscher  und  der  Schneider  theilweise  zahlungsfähig 
sind.  16.  Was  Wir  vom  Kleider  Wäscher  und  dem  Schueider 
gesagt  haben ,  das  glaubten  die  Alten  auf  den  anwendbar, 
dem  eine  Sache  geborgt  worden  ist.  Denn  wie  jener  Kleider- 
wäscher dadurch,  dass  er  Lohn  empfängt,  zur  Verwahrung 
verantwortlich  wird,  so  ist  auch  auf  gleiche  Weise  der,  wel- 
cher Nutzen  aus  dem  Gebrauch  zog,  verbunden,  für  die  Ver- 
wahrung derselben  zu  haften.    Unsere  Fürsorge  hat  auch  dies 


136)  D.  h  ohne  alle  Einschränkung.  Sehr. 
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in  Unsern  Entscheidungen  verbessert,  so  dass  es  im  Wil- 
len des  Eigentümers  steht,  ob  er  die  Leihklage  gegen  Den 
anstellen  will,  der  die  Sache  geborgt,  oder  die  Diebstahlklage 
gegen  Den,  welcher  die  Sache  entwendet  hat;  hat  er  aber  eine 
von  beiden  [einmal]  gewählt,  so  kann  er  nicht  auf  diese  ver- 
zichten und  zur  andern  schreiten,  sondern  wenn  er  den  Dieb 
gewählt  hat,  so  wird  der,  welcher  die  Sache  zum  Gebrauch 
erhalten  hat,  sofort  frei  [von  seiner  Verbindlichkeit],  greift 
aber  der  Verleiher  den  an,  der  die  Sache  zum  Gebrauch  em- 
pfing', so  kann  er  keine  Klage  mehr  gegen  den  Dieb  wegen 
des  Diebstahls  anstellen,  Derjenige  aber,  welcher  wegen  der 
geliehenen  Sache  belangt  wird,  kann  gegen  den  Dieb  die 
Diebstahlsklage  anstellen;  hierbei  ist  vorausgesetzt,  dass  137) 
der  Eigenthiimer  weiss,  dass  die  Sache  gestohlen  worden  ist, 
und  den,  der  sie  geborgt,  belangt  hat.  Wenn  er  aber,  ohne 
es  zu  wissen,  oder  gewiss  zu  sein,  ob  demselben  die  Sache 
gestohlen  worden  ist,  die  Leihklage  angestellt  hat,  nachher  aber, 
nachdem  ihm  das  Sachverhältniss  klar  geworden ,  diese  Klage 
fallen  lassen  und  die  Diebstahlsklage  erheben  will,  dann  soll 
ihm  freistehen ,  den  Dieb  zu  belangen ,  und  kein  Hinderniss 
entgegengesetzt  werden,  weil  er  ohne  Gewissheit  [über  die 
Lage  der  Umstände]  zu  haben,  die  Leihklage  gegen  den,  der 
die  Sache  zum  Gebrauch  empfing,  erhoben  hat,  es  müsste  denn 
der  letztere  den  Eigenthiimer  befriedigt  haben ,  in  welchem  Fall 
der  Dieb  gegen  die  Diebstahlsklage  von  Seiten  des  Eigenthü- 
mers  ganz  sichergestellt  wird,  an  dessen  Stelle  dann  Der  tritt, 
der  für  die  ihm  geliehene  Sache  den  Eigenthiimer  entschädigt 
hat;  das  ist  aber  ganz  klar,  dass,  wenn  auch  der  Eigenthiimer 
Anfangs  die  Leihklage,  ohne  zu  wissen,  dass  die  Sache  ge- 
stohlen sei,  angestellt,  nachher  aber,  hiervon  unterrichtet,  die 
Klage  gegen  den  Dieb  ergriffen  hat,  derjenige  durchaus  [von 
einiger  Verbindlichkeit]  frei  wird ,  welcher  die  Sache  geborgt 
hat,  welchen  Ausgang  die  Sache  gegen  den  Dieb  für  den 
Eigenthiimer  auch  nehmen  mag;  es  gelten  übrigens  dieselben 
Bestimmungen,  mag  der,  welcher  die  Sache  geborgt  hat,  theil- 
weise  oder  im  Ganzen  zahlungsfähig  sein.  17.  Derjenige,  bei 
welchem  eine  Sache  hinterlegt  worden  ist ,  gewährt  keine  Ver- 
wahrung, sondern  ist  nur  dafür  verbindlich,  was  er  mit  Arg- 
list gethan  hat.  Ist  ihm  daher  die  Sache  gestohlen  worden, 
so  kann  er,  weil  er  zur  Zurückgabe  der  Sache  in  diesem  Fall 
aus  der  Hinterlegung  nicht  verpflichtet  wird,  und  mithin  an 

137)  ita  tarnen  etc.;  ich  interpungire  hier  nach  Sehr.,  sonst 
gieht  das  einschränkende  ita  tarnen  einen  falschen  Sinn ;  es 
geht  nämlich  auf  den  ganzen  vorherigen  Lehrsatz,  allein 
nach  unserm  Text  kann  man  es  nur  auf  den  Eum  autem  be- 
ziehen. 

11* 
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Erhaltung  der  Sache  kein  Interesse  hat,  nicht  wegen  des  Dieb- 
stahls klagen,  sondern  diese  Klage  steht  dem  Eigentümer  zu. 

18.  Schliisslich  ist  noch  zu  bemerken,  dass  die  Frage  er- 
hoben worden  ist,  ob  ein  Unmündiger  durch  Entfernung  einer 
fremden  Sache  einen  Diebstahl  begehe.  Weil  aber  der  Dieb- 
Stahl  Ueberlegung  voraussetzt,  so  kann  der  Unmündige  nur 
dann  aus  diesem  Verbrechen  verpflichtet  werden,  wenn  er 
der  Mündigkeit  nahesteht,  und  deshalb  weiss,  dass  er  ein 
Verbrechen  begehe.  19.  Die  Diebstahlsklage,  [mag  sie  auf 
Ersatz]  des  Doppelten  oder  des  Vierfachen  [gehen],  betrifft 
blos  die  Auswirkung  der  Strafe;  denn  die  Verfolgung  der 
[gestohlenen]  Sache  selbst  hat  der  Eigentümer  noch  ausser- 
dem/ und  er  kann  sie  entweder  durch  die  Eigenthumsklage 
oder  die  Condiction  wiedererlangen.  Die  Eigenthumsklage  geht 
gegen  den  Besitzer  überhaupt,  mag  dies  der  Dieb  oder  irgend 
ein  Anderer  sein.  Die  Condiction  geht  aber  gegen  den  Dieb 
selbst  oder  seinen  Erben,  wenn  er  sich  auch  nicht  im  Besitz 
befindet. 

Zweiter  Titel. 
De  vi  bonorum  rapiorum, 
{Von  der  Klage  ivegen  Raubes.) 
Wer  fremde  Sachen  raubt,  gegen  den  findet  zwar  auch 
die  Diebstahlsklage  Statt,  (denn  wer  kann  mehr  wider  Willen 
des  Eigentümers  eine  fremde  Sache  an  sich  reissen,  als  der, 
welcher  sie  mit  Gewalt  nimmt  ?  und  daher  sagt  man  mit  Recht, 
dass  dies  ein  unverschämter  Dieb  sei;)  aber  der  Prätor  führte 
auch  eine  eigene  Klage  für  dieses  Verbrechen  ein,  welche 
wegen  Raubes  heisst ,  nnd  binnen  Jahresfrist  [angestellt] 
auf  [Ersatz]  des  Vierfachen,  nach  Jahresfrist  auf  [den  des] 
Einfachen  geht.  Diese  Klage  ist  anwendbar,  wenn  Jemand 
eine  auch  noch  so  geringe  Sache  geraubt  hat.  [Der  Ersatz] 
des  Vierfachen  ist  aber  nicht  ganz  als  Strafe  anzusehen ,  so 
dass  ausser  demselben  noch  die  Verfolgung  der  Sache  Statt 
fände,  wie  Wir  bei  der  Klage  wegen  öffentlichen  Diebstahls 
gesagt  haben ,  gondern  es  ist  darin  die  Verfolgung  der  Sache 
mit  enthalten,  so  dass  [eigentlich]  die  Strafe  [Gewährung  des] 
Dreifachen  ist,  mag  der  Räuber  auf  der  That  ertappt  worden 
sein  oder  nicht ,  denn  es  würde  lächerlich  sein ,  dass  der  besser 
daran  sei,  der  geraubt  hat,  als  der,  welcher  heimlich  stiehlt. 
1.  Weil  jedoch  diese  Klage  nur  dann  Statt  findet,  wenn  Je- 
mand arglistig  geraubt  hat,  so  muss  derjenige,  welcher  durch 
Irrthum  veranlasst,  in  dem  Glauben,  die  Sache  sei  sein,  und 
des  Rechts  unkundig,  in  der  Ueberzeugung  raubt,  dass  der 
Eigenthümer  seine  Sache  dem  Besitzer  [derselben]  auch  mit 
Gewalt  wieder  abnehmen  dürfe,  losgesprochen  werden.  Est 
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folgt  mithin,  dass  auch  die  Diebstahlsklage  nicht  gegen  Den 
Statt  finde,  wer  in  dieser  Absicht  raubte.  Damit  jedoch  nicht, 
während  dergleichen  erdacht  wird,  ein  Ausweg  gefunden  werde, 
auf  dem  die  Räuber  ungestraft  ihre  Habsucht  ausüben  können, 
so  ist  durch  die  kaiserlichen  Constitutionen  hierfür  besser  ge- 
sorgt worden,  so  dass  Niemand  eine  fremde  bewegliche  oder 
sich  bewegende  Sache  rauben  darf,  wenn  er  auch  die  Sache 
für  die  seinige  hält,  sondern  dass,  wenn  Jemand  wider  die 
kaiserlichen  Befehle  handelt,  er  des  Eigenthums  an  seiner 
Sache  verlustig  gehen,  wenn  aber  die  Sache  eine  fremde  ist, 
ausser  ihrer  Zurückgabe,  auch  den  Werth  derselben  gewähren 
solle.  Dies  verstanden  die  Constitutionen  nicht  blos  von  be- 
weglichen Sachen,  die  geraubt  werden  können,  als  geltend, 
sondern  auch  von  gewaltsamer  Besitznahme  von  Grundstücken, 
damit  die  Menschen  dadurch  von  jedwedem  Raube  abgehalten 
werden. 

2.  Bei  dieser  Klage  kommt  nichts  darauf  an,  ob  die  [ge- 
raubte] Sache  zu  dem  Vermögen  des  Klägers  gehöre;  sie  mag 
dazu  gehören  oder  nicht,  die  Klage  findet  Statt,  sobald  sie  sich 
nur  unter  diesem  Vermögen  befand.  Mag  sie  daher  geborgt, 
oder  gemiethet,  verpfändet  oder  beim  Titius  hinterlegt  sein, 
so  dass  demselben  nur  daran  gelegen  ist,  dass  diese  Sache 
nicht  wegkomme,  (z.  B.  wenn  er  in  Betreif  einer  bei  ihm 
hinterlegten  Sache  auch  Verschuldung  [zu  vertreten]  versprochen 
hat,)  mag  man  im  guten  Glauben  besitzen,  oder  mag  Jemand 
den  Niessbrauch  oder  sonst  ein  Recht  daran  haben ,  so  dass 
ihm  daran  liegen  muss ,  dass  sie  nicht  geraubt  werde,  so  steht 
ihm  diese  Klage  zu,  nicht  um  das  Eigenthum  [an  der  Sache] 
zu  erlangen,  sondern  es  braucht  blos  angeführt  zu  werden, 
dass  [die  Sache]  von  dem  Vermögen  dessen ,  der  den  Raub 
erlitten  hat,  d.  h.  aus  dem  Inbegriff  der  sein  Vermögen  aus- 
machenden Sachen  weggenommen  worden  sei.  Ueberhaupt 
kann  man  sagen,  dass  aus  allen  den  Gründen,  wo,  wenn  es 
heimlich  geschehen  ist,  die  Diebstahlsklage  Statt  findet,  einem 
Jeden  diese  Klage  zustehe. 

Dritter  Titel. 

De  lege  u4  q  u  i  l  i  a, 
{Vom  Aquilhchen  Gesetze.) 
Durch  das  Aquilische  Gesetz  wird  eine  Klage  wegen 
eines  widerrechtlich  zugefügten  Schadens  begründet.  Im  ersten 
Hauptstück  desselben  ist  vorgeschrieben,  dass,  wer  einen  frem- 
len  Sclaven  oder  ein  fremdes  vierfüsstees  Thier,  was  zum 
Vieh  gehört,  widerrechtlich  getö'dtet  habe,  dem  Eigenthümer 
desselben  soviel  zu  geben  verurtheilt  werden  solle,  wie  der 
iiöchste  Preis  davon  in  dem  Jahre  betrug. 
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1.  Dass  aber  im  Allgemeinen  von  vierfüssigen  Thieren 
nicht  die  Rede  ist,  sondern  nur  vom  Vieh,  hat  den  Grund, 
dass  man  damit  nicht  die  wilden  Thiere,  auch  nicht  die  Hunde 
als  gemeint  verstehen  soll,  sondern  nur  diejenigen  Thiere ,  von 
denen  man  eigentlich  sogt,  dass  sie  weiden,  wie  Pferde,  Maul- 
thiere,  Esel,  Schafe,  Ochsen  und  Ziegen.  Dasselbe  gilt  von 
den  Schweinen ;  denn  unter  dem  Vieh  sind  die  Schweine  mit- 
begriifen ,  weil  auch  sie  heerdenweise  weiden.  So  sagt  schon 
Ilomerus  in  der  Odyssee,  wie  Aelius  Marcianus  in  sei- 
nen Institutionen  anführt : 

Finden  wirst  du  ihn  dort  bei  den  Schweinen  sitzend,  die  weiden 
Au,  dem  Felsen  Corax  und  an  dein  Quell  Aretbusa. 

2.  Mit  Unrecht  tö'dtet  derjenige,  welcher  kein  Recht  dazu  hat. 
AVer  daher  einen  Strassenräuber  erschlägt,  geht  frei  aus,  wenn 
er  der  Gefahr  durchaus  nicht  anders  entgehen  konnte.  3.  Auch 
der,  welcher  aus  Zufall  getödtet  hat,  wird  durch  dieses  Gesetz 
uicht  gehalten,  sobald  nur  keine  Schuld  von  seiner  Seite  vor- 
handen ist ;  denn  sonst  wird  man  nicht  weniger  aus  der  Ver- 
schuldung als  aus  der  Absicht  nach  diesem  Gesetze  verbindlich. 
4.  Wenn  daher  Jemand,  während  er  mit  Wurfspeeren  spielt 
oder  sich  übt,  deinen  vorübergehenden  Sclaven  durchbohrt,  so 
wird  ein  Unterschied  gemacht ;  denn  ist  dies  von  Seiten  eines 
Soldaten  auf  dem  gewöhnlichen  Uebungsplatze  geschehen,  so 
wird  keine  Verschuldung  angenommen;  ist  es  ein  Anderer 
gewesen,  so  ist  er  in  Schuld.  Dasselbe  gilt  von  dem  Soldaten, 
der  an  einem  andern ,  als  dem  zur  Uebung  der  Soldaten  be- 
stimmten Orte  dies  gethan  hat.  5.  Ferner,  wenn  ein  Baum- 
verschneider durch  einen  vom  Baum  herabgeworfenen  Zacken 
deinen  vorübergehenden  Sclaven  getödtet  hat,  so  ist  derselbe 
in  Schuld  befangen,  wenn  es  an  der  öffentlichen  Strasse  oder 
an  einem  Dorfwege  Statt  fand,  und  er  nicht  zurief,  dass  der 
Fall  vermieden  werden  konnte ;  hat  er  aber  gerufen ,  und  jener 
sich  nicht  in  Acht  genommen,  so  ist  der  Baumverschneider 
ausser  Schuld;  ebenso  ist  er  ausser  Schuld,  wenn  er  vielleicht 
fern  vom  Wege  oder  mitten  auf  einem  Landgute  arbeitete, 
selbst  wenn  er  nicht  gerufen  hat,  weil  kein  Fremder  das  Hecht 
hatte,  an  diesem  Orte  sich  aufzuhalten.  6.  Nicht  minder  ist 
ein  Arzt,  der  deinem  Sclaven  zur  Ader  gelassen  und  dann 
seine  weitere  Behandlung  unterlassen  hat,  in  Schuld,  wenn 
der  Sclav  in  Folge  dessen  gestorben  ist.  7.  Unerfahrenheit 
wird  auch  für  Schuld  gerechnet,  z.  B.  wenn  ein  Arzt  deinen 
Sclaven  dadurch  getödtet  hat,  weil  er  ihm  schlecht  zur  Ader 
liess,  oder  ihm  ein  schädliches  Heilmittel  gab.  8.  Wenn  dein 
Sclav  durch  das  Durchgehen  von  Maulthieren,  welche  der 
Maulthiertreiber  aus  Unerfahrenheit  nicht  zu  halten  vermochte, 
ubergefahren  worden  ist ,  so  ist  der  Maulthiertreiber  in  Schuld ; 
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nicht  minder  auch  dann,  wenn  er  nicht  stark  genug*  war,  sie 
halfen  zu  können,  wenn  nur  ein  Stärkerer  sie  würde  haben 
halten  können.  Dasselbe  gilt  auch  von  dem  Reiter,  der  sein 
Pferd  aus  Mangel  an  Kraft  oder  Geschicklichkeit  nicht  halten 
konnte. 

9.  In  den  Gesetzesworten  wie  der  höchste  Preis 
in  demselben  Jahre  war,  liegt  der  Sinn,  dass,  wenn 
[z.  13.]  Jemand  deinen  Sclaven,  der  heute  lahm,  oder  ver- 
krüppelt, oder  einäugig  ist,  getödtet  hat,  der  aber  in  demsel- 
ben Jahre  unversehrt  oder  von  grossem  AVerth  gewesen ,  jener 
nicht  für  den  Preis  von  heute,  sondern  für  den  höchsten  des 
ganzen  Jahres  haftet.  Aus  diesem  Grunde  hat  man  die  Klage 
aus  diesem  Gesetze  für  eine  Strafklage  angesehen,  weil  man 
nicht  blos  zu  soviel  g-ebalten  ist,  als  man  Schaden  angerichtet 
hat,  sondern  zuweilen  zu  weit  mehr.  Daher  geht  bekanntlich 
auch  diese  Klage  nicht  gegen  den  Erben  über,  die  [allerdings 
gegen  denselben]  übergegangen  sein  würde,  wenn  der  Gegen- 
stand derselben  niemals  den  Schaden  überstiege. 

10.  [Die  Regel,]  dass  nicht  nur  der  Werth  des  erschlage- 
nen Körpers  demgemäss,  wie  Wir  gesagt  haben,  zu  schätzen 
sei ,  sondern  auch  noch  ausserdem  Das ,  was  man  dadurch, 
dass  der  Körper  erschlagen  worden  ist,  für  Schaden  gehabt, 
z.  B.  wenn  Jemand  deinen,  von  einem  Andern  zum  Erben 
eingesetzten  Sclaven  erschlagen,  ehe  dieser  auf  deinen  Befehl 
die  Erbschaft  angetreten  hat,  ist  nicht  aus  den  Worten  des 
Gesetzes  selbst,  sondern  aus  deren  Auslegung  entstanden;  denn 
es  muss  bekanntlich  auch  auf  eine  verlorene  Erbschaft  Rück- 
sicht genommen  werden.  Nicht  minder  wird,  wenn  Jemand 
aus  einem  Zweigespann  Manlthiere  oder  aus  einem  Viergespann 
Pferde  eines  tödtet,  oder  ein  Sclav,  der  zu  den  Schauspielern 
gehört,  erschlagen  worden  ist,  nicht  nur  auf  den  Werth  des 
Erschlagenen  Rücksicht  genommen,  sondern  auch  noch  das  in 
Anschlag-  gebracht,  um  wieviel  der  Werth  der  übrig  gebliebe- 
nen [dadurch]  gesunken  ist.  11.  Dem,  dessen  Sclav  getödtet 
worden  ist,  steht  übrigens  frei,  sowohl  seinen  Schaden  mit 
der  Privatklage  aus  dein  Aquilischen  Gesetze  zu  verfolgen, 
als  den  [fhäter]  eines  Criminalverbrechens  anzuklagen. 

12.  Das  zweite  Hauptstück  des  Aquilischen  Gesetzes  ist 
ausser  Gebrauch. 

13.  Im  dritten  Hauptstück  ist  von  allem  übrigen  Schaden 
die  Rede.  Wenn  daher  Jemand  einen  Sclaven  oder  ein  zum 
Vieh  gehöriges  vierfüssiges  Thier  verwundet,  oder  aber  auch 
ein  nicht  dazu  gehöriges,  wie  z.B.  einen  Hund,  oder  ein  wil- 
des Thier  verwundet  oder  getödtet  hat,  so  wird  nach  diesem 
Hauptstück  [gegen  ihn]  eine  Klage  begründet.  Eben  damit 
wird  jeder  allen  übrigen  Thieren  oder  leblosen  Sachen  mit 
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Unrecht  zugefügte  Schaden  eingeklagt.  Denn  "wenn  etwas 
verbrannt,  verdorben  oder  zerbrochen  worden  ist,  so  wird  aus 
diesem  Hauptstück  eine  Klage  begründet,  wenn  gleich  der  ein- 
zige Ausdruck  verdorben  für  alle  jene  Fälle  ausreichen 
kann.  Denn  als  verdorben  wird  Alles  angesehen,  was  auf 
irgend  eine  Weise  beschädigt  ist,  daher  begreift  man  unter 
diesem  Namen  nicht  blos  alles  Verbrannte  oder  Entzweigebro- 
chene, sondern  auch  das  Entzweigerissene,  das  Zusaminen- 
gestossene  und  Ausgegossene,  und  überhaupt  alles  Vernichtete 
und  schlechter  Gewordene,  Endlich  ward  bestimmt,  dass  wer 
in  fremdes  Oel  oder  Wein  etwas  gemischt  habe,  damit  dadurch 
die  natürliche  Güte  des  Oels  oder  Weins  verdorben  werde, 
aus '  diesem  Hauptstück  des  Aquilischen  Gesetzes  [für  den  Scha- 
den] haften  müsse.  14.  Hieraus  geht  hervor,  dass,  wie  aus 
dem  ersten  Hauptstück  nur  Der  haftet,  durch  dessen  Arglist 
oder  Verschuldung  ein  Sclav  oder  ein  vierfüssiges  Thier  er- 
schlagen worden  ist,  so  auch  aus  diesem  Hauptstück  überhaupt 
ein  Jeder  wegen  jedes  aus  Arglist  oder  Verschuldung  [entstan- 
denen] Schadens  gehalten  werde;  es  haftet  jedoch  aus  diesem 
Hauptstück  derjenige,  welcher  den  Schaden  angerichtet  hat, 
nicht  für  den  Werth,  den  die  Sache  in  dem  Jahre,  sondern 
den  sie  in  den  nächsten  dreissig  Tagen  hatte, 

15.  Das  Wort  den  höchsten  wird  nicht  hinzugefügt. 
Allein  Sab  in  us  nahm  mit  Recht  an,  dass  der  Werth  so  an- 
zunehmen sei,  als  wenn  auch  in  diesem  Theile  das  Wort  der 
höchste  hinzugefügt  wäre,  indem  das  Römische  Volk,  wel- 
ches auf  Vorschlag  des  Tribunen  Aquilins  dieses  Gesetz  gab, 
sich  damit  begnügt  habe ,  dass  dieser  Ausdruck  im  ersten  Theile 
des  Gesetzes  gebraucht  worden  sei,  16.  Man  liess  übrigens 
die  directe  Klage  aus  dem  Gesetze  nur  dann  zu,  wenn  Jemand 
mit  Ausübung  seiner  körperlichen  Kräfte  1 3  8)  einen  Schaden 
angerichtet  hat.  Gegen  denjenigen,  der  auf  andere  Weise  ge- 
schadet hat,  pflegen  daher  analoge  Klagen  gegeben  zu  werden, 
z.  B.  wenn  Jemand  einen  fremden  Sclaven  oder  Stück  Vieh 
so  lange  einsperrte,  dass  es  Hungers  starb,  oder  das  Zugvieh 
so  übertrieb,  dass  es  stürzte,  oder  Vieh  so  lange  umheriagte, 
bis  es  niederfiel,  oder  wenn  Jemand  einen  fremden  Sclaven 
überredete,  auf  einen  Baum  zu  steigen  oder  in  einen  Brunnen, 
und  er  durch  das  Hinauf-  oder  Hinuntersteigen  zu  Tode  ge- 
kommen oder  sich  an  seinem  Leibe  beschädigt  hat,  so  findet 
eine  analoge  Klage  gegen  ihn  Sfatt.  Wenn  aber  Jemand  einen 
fremden  Sclaven  von  einer  Brücke  oder  vom  Ufer  in  einen 
Fluss  gestossen  hat  und  dieser  ertrunken  ist,  so  ist  es  nicht 


138)  praecipue  corpore  suo ;  praecipue  ist  hier  schlecht  gewählt^ 
es  soll  blos  die  grössere  Gewissheit  andeuten.  Sehr. 
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schwer  zu  begreifen,  dass  er  diesen  Schaden  durch  seine  kör- 
perlichen Kräfte  mittelst  des  Hinabstossens  ausgeübt  habe,  und 
deshalb  haftet  er  unmittelbar  aus  dem  Aquilischen  Gesetz.  Ist 
aber  der  Schaden  nicht  durch  körperliche  Kräfte  angerichtet, 
und  der  Körper  [eines  Thieres  oder  Sclaven]  dadurch  nicht 
verletzt  worden,  sondern  Jemandem  der  Schade  auf  andere 
Weise  widerfahren,  so  findet  gegen  den  Schuldigen,  weil  hier 
weder  die  directe  Acjuilische  Klage ,  noch  die  analoge  zureicht, 
eine  Klage  auf  das  Geschehene  Statt,  z.B.  wenn  Jemand, 
aus  Mitleid  einen  gefesselten  fremden  Sclaven  erlöste,  dass  er 
entfliehen  konnte. 

Vierter  Titel. 

De     i  n  j  u  r  i  i  s» 

{Von  Injurien.) 

Injurie  (ünrechtlichkeit)  heisst  im  Allgemeinen  Alles, 
was  ohne  Recht  geschieht,  im  Besondern  aber,  bald  Schmähung 
(coMumelia),  was  von  verschmähen  (a  contemnendo)  herkommt, 
griechisch  vßQig  (Uebermuth) ,  bald  Schuld,  griechisch  aöix^^ia 
(Unrecht) ,  wie  es  z.  B.  im  Aquilischen  Gesetz  in  dem  Ausdruck 
dammim  injuria  datum  (durch  Schuld  angerichteter  Schade) 
verstanden  wird,  bald  endlich  Unbilligkeit  und  Ungerechtigkeit, 
griechisch  adixia»  Denn  wenn  der  Prätor  oder  ein  Richter 
gegen  Jemanden  ungerecht  erkannt  hat,  so  heisst  es,  dieser 
habe  eine  Injurie  (Unrecht)  erlitten. 

1.  Eine  Injurie  wird  nicht  nur  dann  begangen,  wenn 
Jemand  mit  der  Faust  geschlagen,  mit  Knitteln  geprügelt  oder 
gepeitscht  worden ,  sondern  auch  wenn  ihm  ein  Schimpf  zu- 
gefügt oder  sein  Vermögen  wie  das  eines  Schuldners,  während 
er  nichts  schuldig  ist,  von  Jemandem  mit  Beschlag*  belegt  wor- 
den ist,  der  wusste,  dass  Jener  ihm  nichts  schulde,  oder  wenn 
Jemand  zur  Beschimpfung  eines  Audern  eine  Schmähschrift 
oder  ein  [Spott] gedieht  geschrieben,  verfertigt  oder  bekannt 
gemacht  hat,  oder  arglistig  bewirkt,  dass  etwas  der  Art  ge- 
schehe, oder  wenn  Jemand  eine  Hausfrau,  einen  Knaben  oder 
ein  unverheirathetes  Mädchen  verfolgt  hat,  oder  ein  Angriff 
auf  Jemandes  Schamhaftigkeit  geschehen  sein  soll,  und  endlich 
ist  es  bekannt,  dass  auf  vielfache  andere  Weise  eine  Injurie 
begangen  werden  könne.  2.  Es  kann  aber  Jemand  eine  In- 
jurie nicht  nur  dadurch,  [dass  sie]  ihm  selbst  [zugefügt  wird], 
erleiden,  sondern  auch  durch  Kinder,  die  er  in  seiner  Gewalt 
hat;  ebenso  durch  seine  Frau,  denn  dies  gilt  noch  mehr. 
Wenn  du  daher  eine  Tochter,  die  an  Titius  verheirathet  ist, 
beleidigt  hast,  so  kannst  du  nicht  nur  im  Namen  der  Tochter 
wegen  Injurien  verklagt  werden,  sondern  auch  in  dem  des  Va- 
ters und  des  Ehegatten.    Umgekehrt  aber,  wenn  ein  Ehemann 
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injuriirt  worden  ist ,  kann  eine  Ehefrau  nicht  wegen  Injurien 
klagen,  denn  die  Frauen  sollen  zwar  billigerweise  von  ihren 
Männern,  aber  nicht  die  Manner  von  den  Frauen  vertheidigt 
werden.  Der  Schwiegervater  aber  kann  im  Namen  der  Schwieger- 
tochter, deren  Ehemann  in  seiner  Gewalt  ist,  wegen  Injurien 
klage*.  3.  Den  Sclaven  selbst  kann  zwar  keine  Injurie  zu- 
gefügt werden,  wohl  aber  den  Herren  durch  sie,  jedoch  nicht 
auf  dieselbe  Weise,  wie  durch  Kinder  oder  Ehefrauen,  son- 
dern wenn  etwas  Härteres  begangen  worden  ist  und  was  olfen- 
bar Beschimpfung  des  Herrn  beabsichtigt,  z.B.  wenn  Jemand 
einen  fremden  Sclaven  derb  prügelt,  und  es  findet  für  diesen 
Fall  eine  Klage  Statt.  Wenn  hingegen  Jemand  einem  Sclaven 
etwas  Schimpfliches  nachsagt  oder  ihm  einen  Faustschlag  giebt, 
so  findet  für  den  Herrn  keine  Klage  gegen  ihn  Statt.  4.  Ist 
gegen  einen  [Zweien]  gehörigen  Sclaven  eine  Injurie  begangen 
worden,  so  ist  es  billig,  dass  die  Schätzung  der  Injurie  nicht 
nur  zu  dem  Theile,  wo  Jeder  Herr  desselben  ist,  geschehen 
könne,  sondern  auch  119)  aus  der  Person  beider  Herren,  weil 
die  Injurie  sie  selbst  trifft.  5.  Gehört  der  Niessbrauch  von 
einem  Sclaven  dem  Titius,  die  Eigenheit  dem  Maevius,  so  wird 
angenommen,  dass  die  Injurie  mehr  gegen  den  Maevius  gerich- 
tet sei. 

6.  Wenn  gegen  einen  freien  Menschen,  der  dir  im  guten 
Glauben  als  Sclav  dient,  eine  Injurie  begangen  worden  ist,  so 
findet  für  dich  keine  Klage  Statt,  sondern  er  kann  im  eigenen 
Namen  klagen,  er  müsste  denn  dir  zum  Schimpfe  geschlagen 
worden  sein,  in  welchem  Fall  auch  dir  eine  Injurienklage  zu- 
steht. Dasselbe  findet  in  Ansehung  eines  fremden,  dir  im  gu- 
ten Glauben  dienenden  Sclaven  Statt,  so  dass  dir  allemal  dann 
eine  Injurienklage  zusteht,  wenn  ihm  die  Injurie  dir  zum  Schimpf 
zugefügt  ist. 

7.  Die  Strafe  der  Injurien  nach  dem  Zwölftafelgesetz  war 
wegen  eines  beschädigten  Gliedes  zwar  die  Vergeltung  des 
Gleichen,  wregen  zerbrochenen  Knochens  waren  aber  Geldstra- 
fen bestimmt ,  weil  man  im  Alterthum  sehr  wenig  Geld  hatte. 
Späterhin  erlaubten  die  Prätoren  denen,  welche  die  Injurie 
erlitten  hatten,  selbst,  dieselbe  zu  schätzen,  so  dass  der  Rich- 
ter den  Injurianten  entweder  für  soviel  schuldig  verurtheilr, 
wie  hoch  der  Injuriirte  die  erlittene  Injurie  schätzt,  oder  auch 
weniger,  je  nachdem  es  ihm  scheint.  Die  Strafe  der  Injurie, 
welche  durch  das  Zwölftafelgesetz  eingeführt  war,  ist  ausser 
Gebrauch  gekommen,  diejenige  aber,  welche  die  Prätoren  ein- 
geführt haben  und  die  würdenrechtliche  genannt  wird,  findet 


139)  non  —  sed  dürfte  wohl  wegen  Fr.  16.  h.  1.  Dig.  mit 
Sehr,  so  zu  interpretiren  sein. 
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[noch]  häufig  In  den  Gerichten  Statt.  Denn  nach  dem  Grad 
der  Würde  und  der  persönlichen  Stellung"  steigt  oder  vermindert 
sich  die  Schätzung"  einer  Injurie.  Diese  Abstufung  rücksicht- 
Jich  der  Verurtheilung  wird  auch  bei  Sclaven  nicht  mit  Unrecht 
beobachtet,  so  dass  andere  Bestimmungen  bei  einem  Verwalter- 
sclaven,  andere  bei  einem  mittelmassigen  und  andere  bei  einem 
ganz  schlechten  und  Fesseln  tragenden  Statt  finden.  8.  Auch 
das  Cornelische  Gesetz  spricht  von  Injurien  und  führte  dieje- 
nige Injurienklage  ein,  welche  dann  Statt  findet,  wenn  Jemand 
sagt,  dass  er  geprügelt  oder  gepeitscht  worden,  oder  dass  man 
mit  Gewalt  in  sein  Haus  eingedrungen  sei.  Unter  Haus  ver- 
stehen wir,  wo  Jemand  wohnt,  sei  es  in  seinem  eigenen, 
oder  in  einem  gemietheten  Hause ,  oder  wo  er  umsonst  oder 
als  Gast  aufgenommen  worden  ist. 

9.  Eine  schwere  Injurie  wird  entweder  nach  der  That 
selbst  geschätzt ,  wenn  z.  B.  Jemand  von  einem  Andern  ver- 
wundet oder  mit  Rnitteln  geprügelt  worden  ist,  oder  nach  dem 
Orte,  wenn  z.  B.  Jemand  im  Theater,  auf  öffentlichem  Markt 
oder  im  Angesicht  des  Prätors  injuriirt  worden,  oder  nach  der 
Person ,  wenn  z.  B.  eine  Magistratsperson  oder  ein  Senator 
von  einer  niedern  Person  eine  Injurie  erlitten  hat,  oder  sie  dem 
Freilusser,  oder  den  Eltern  von  einem  Freigelassenen  oder  Kinde 
zugefügt  worden  ist.  Dennoch  nach  anderm  Maasse  wird  die 
einem  Senator  oder  Vater  und  Freilasser  [zugefügte]  Injurie 
geschätzt,  als  die  einem  Fremden  und  einer  Person  niedern 
Standes.  Zuweilen  macht  die  Stelle  der  Wunde  eine  Injurie 
zur  schweren ,  z.  B.  wenn  Jemand  ins  Auge  gestossen  wird. 
Darauf  übrigens  kommt  nichts  an,  ob  gegen  einen  Hausvater 
oder  einen  Haussohn  eine  solche  Injurie  begangen  worden  ist ; 
denn  auch  hier  wird  die  Injurie  [ohne  Unterschied]  für  eine 
schwere  gehalten. 

10.  Ueberhaupt  muss  man  wissen,  dass  es  dem  Injuriirten 
wegen  einer  jeden  Injurie  freisteht ,  civiliter  oder  criminaliter 
zu  klagen.  Klagt  er  civiliter,  so  wird  [dem  Schuldigen] ,  nach 
vorheriger  dem  gemäss ,  wie  Wir  gesagt  haben ,  geschehener 
Abschätzung,  die  Strafe  auferlegt;  wenn  aber  criminaliter,  so 
wird  über  den  Schuldigen  vom  Richter  von  Amtswegen  eine 
ausserordentliche  Strafe  verhängt,  wobei  nicht  ausser  Acht  zu 
lassen  ist,  was  die  Zenonianische  Constitution  eingeführt 
hat,  dass  nämlich  ihr  zufolge  Männern  illustren  und  höhern  1 4  °) 
Ranges  erlaubt  ist,  die  Injurienklage  auch  durch  Anwälte  cri- 
minaliter einzuleiten  oder  sich  darauf  einzulassen ,  wie  aus  de- 
ren Inhalt  genauer  erhellt.  11.  Es  haftet  aber  nicht  nur  Der- 
jenige wegen  Injurien,  der  sie  wirklich  begangen,  d.  h.  der, 


140)  Wahrscheinlich  Consularen  und  Patricier. 


172   Instit.  L.  IV.  Tit.  5.   De  oblig.  quae  quasi  ex  del.  nasc. 

welcher  [z.B.]  geschlagen  hat,  sondern  auch  Der,  welcher  sie 
mit  List  beging,  oder  es  einleitete,  dass  Jemand  einen  Backen- 
streich bekam. 

12.  Diese  Klage  erlischt  dadurch,  dass  man  die  erlittene 
Injurie  nicht  weiter  berücksichtigt;  wenn  daher  Jemand  eine 
Injurie  nicht  beachtet,  d.h.  nicht  auf  der  Stelle  gleich,  sobald 
er  sie  erlitten  hat,  sich  zu  Gemülhe  zieht,  so  kann  er  nicht 
nachher  die  erlassene  Injurie  wieder  aufwärmen. 

Fünfter  Titel. 

De  obligationibus,  quae  quasi  ex  delicto 
n  a  s  c  unt  ur. 
(Von  den  T '  erbindlichheiten  9  welche  gleichsam  aus  einem  Ver- 
brechen entspringen.) 

Dadurch,  dass  der  Richter  einen  Process  [durch  einen  ver- 
kehrten Ausspruch]  auf  seine  Gefahr  nehmen  niuss1*1),  wird 
er  eigentlich  nicht  aus  einer  Missethat  verpflichtet,  weil  er  aber 
weder  aus  einer  Missethat,  noch  aus  einem  Contract  verbindlich 
wird,  dennoch  aber  angenommen  wird,  dass  er  einen  Fehler 
begangen  habe,  Wenn  auch  nur  aus  ünklugheit,  so  haftet  er 
gleichsam  aus  einer  Missethat  und  wird  deshalb  nach  dem  des- 
fallsigen  Ermessen  des  Urtheilsprechers  bestraft. 

1.  Ebenso  wird  derjenige,  aus  dessen  Stockwerk,  mag  es 
ein  eigenes  oder  ein  gemiethetes  sein ,  oder  er  dasselbe  um- 
sonst inne  haben,  etwas  herausgeworfen  oder  herausgegossen 
worden  ist,  so  dass  Jemandem  dadurch  ein  Schade  geschehen, 
gleichsam  als  aus  einer  Missethat  verbindlich  angesehen;  denn 
für  aus  einer  Missethat  verbindlich  kann  er  eigentlich  darum 
nicht  gehalten  werden,  weil  er  meist  für  die  Schuld  eines  An- 
dern ,  [z.  B.]  seines  Sclaven  oder  Kindes ,  haften  muss.  In 
demselben  Fall  ist  der,  welcher  an  einem  Orte,  wo  die  ge- 
wöhnliche Strasse  vorübergeht,  etwas  hingestellt  oder  ausge- 
hangen hat,  was,  wenn  es  fällt,  Jemandem  Schaden  zufügen 
kann ;  auf  einen  solchen  Fall  steht  eine  Strafe  von  zehn  Gold- 
stücken. Wegen  dessen  aber,  was  herausgegossen  oder  herab- 
geworfen worden  ist,  ist  eine  Klage  auf  das  Doppelte  des  ver- 
ursachten Schadens  begründet ;  ist  ein  freier  Mensch  dadurch 
getodtet  worden ,  so  findet  eine  Strafe  von  fünfzig  Goldstücken 
Statt;  lebt  er  aber  und  ist  nur  beschädigt  worden,  so  wird 
eine  Klage  auf  so  hoch ,  als  es  dem  Richter  billig  scheint, 
gegeben.  Denn  der  Richter  muss  das  den  Aerzten  verab- 
reichte Lohn  und  die  übrigen  auf  die  Heilung  verwendeten 
Kosten    berücksichtigen ,    übrigens    aber    auch    die  Arbeit, 


141)  litem  suam  facere;  Murner  übersetzt:  so  ein  richte? 
den  krieg  syn  machet  u.  s.  W. 
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welche  der  [Beschädigte]  versäumt  hat  oder  künftig  nicht  mehr 
wird  verrichten  können,  insofern  er  dazu  unfähig  gewor- 
den ist. 

2.  Wenn  ein  Haussohn  getrennt  vom  Vater  wohnt,  und 
aus  seinem  Stockwerk  etwas  gegossen  oder  geworfen  wird, 
oder  er  etwas  hingestellt  oder  aufgehangen  hat,  dessen  Herab-« 
fall  gefährlich  ist,  so  meinte  Julianus,  dass  hier  keine  Klage 
gegen  den  Vater  Statt  linde,  sondern  man  den  Sohn  selbst 
verklagen  müsse;  dasselbe  gilt  von  dem  Haussohn,  der  als 
Richter  einen  schlechtentschiedenen  Process  auf  seine  Gefahr 
übernehmen  muss. 

3.  Schilfsrheder,  Gastwirthe  und  Stallwirthe  haften  für 
Arglist  oder  im  Schiffe,  dem  Gasthause  oder  Stall  verübten 
Diebstahl  oder  angerichteten  Schaden,  als  gleichsam  aus  einer 
Missethat,  sobald  nämlich  ihnen  selbst  kein  Verbrechen  zur 
Last  fällt,  sondern  einem  von  denen,  die  im  Schiffe,  dem 
Gasthause  oder  dem  Stall  arbeiten  helfen.  Denn  da  gegen  ihn 
weder  aus  einem  Contracte,  noch  aus  einer  Missethat  hier 
eine  Klage  begründet  wird,  und  er  doch  insofern  in  Schuld 
ist ,  dass  er  schlechte  Menschen  zum  Dienst  gebraucht ,  so  haf- 
tet er  deshalb  gleichsam  aus  einer  Missethat.  In  diesen  Fäl- 
len findet  aber  eine  Klage^auf  das  Geschehene  Statt,  die  zwar 
auf  den  Erben  übergeht,  aber  nicht  gegen  den  Erben  Platz 
ergreift. 

Sechster  Titel. 

De  actionibus» 

{Von  den  Klagen.) 
Es  ist  nun  noch  übrig,  von  den  Klagen  zu  sprechen.  Eine 
Klage  ist  nichts  Anderes,  als  das  Recht,  dasjenige  vor  Ge- 
richt 142)  zu  verfolgten,  was  einem  geschuldet  wird.  1.  Die 
Haupteintheilung  aller  Klagen,  mittelst  derer  zwischen  irgend 
Jemand  vor  Richtern  oder  Schiedsrichtern  I43)  über  irgend 
eine  Sache  verhandelt  werden  kann ,  ergiebt  deren  zwei  Arten, 
sie  beziehen  sich  entweder  auf  eine  Sache  oder  eine  Person. 
Denn  Jeder  klagt  entweder  gegen  den,  der  ihm  aus  einem 
Contract,  oder  aus  einer  Missethat,  (in  welchem  Fall  die  Kla- 


142)  judicio,  eigentlich:  durch  ein  Verfahren;  doch  steht  es 
hier  wahrscheinlich  dem  privatim  entgegen,  s.  die  Erö'rt. 
bei  Sehr. 

143)  judices  wurden  früher  zu  stricii  jur.  actiones ,  arbilri  za 
b.  f.  act.  bestellt.  Diese  unterscheidende  Bezeichnung  dauert 
aber  noch  zu  Jusliuians  Zeit  fort.  Nebenbei  kam  aber  der 
Begriff  arbiter  auch  besonders  für  den  zu  Folge  Compromiss 
bestellten  (eigentlichen)  Schiedsrichter  auf,  und  nach  Sehr, 
ist  es  nicht  unwahrscheinlich,  dass  diese  hier  gemeint  sind. 
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gen  gegen  die  Person  Statt  halben,  wodurch  er  bezweckt,  dass 
sein  Gegner  ihm  etwas  geben  oder  leisten  soll,)  oder  auf  an- 
dere Art  und  Weise  verpflichtet  ist,  oder  gegen  denjenigen,  ' 
der  ihm  [zwar  persönlich]  aus  keinem  liecht[sgrunde]  verbind- 
lich ist,  aber  ihm  über  eine  Sache  Streit  erregt,  für  wel- 
chen Fall  Klagen  auf  eine  Sache  [oder  dingliche  Klagen]  Statt 
finden,  z.  B.  wenn  Jemand  eine  körperliche  Sache  besitzt, 
von  der  Titius  behauptet,  sie  gehöre  ihm,  wahrend  der  Be- 
sitzer behauptet,  Eigenthümer  zu  sein.  Denn  wenn  nun  Titius 
sie  als  s^ein  verlangt,  so  ist  dies  eine  Klage  auf  eine  Sache. 
2.  Ebenso  ist,  wenn  Jemand  etwa  klagend  verlangt,  dass  er 
ein  Recht  des  Niessbrauchs  an  einem  Landgute  oder  Gebäude, 
oder  des  Fahrweges  über  das  Landgut  seines  Nachbars ,  oder 
der  Wasserleitung  daher  habe,  eine  Klage  auf  eine  Sache  vor- 
handen. Derselben  Gattung  ist  die  Klage  über  fein  Recht  an 
städtischen  Grundstücken,  z.  B.  wenn  [Jemand]  klagend  verlangt, 
dass  er  das  Recht  habe,  sein  Gebäude  höher  zu  bauen,  das 
Recht  der  Aussicht,  oder  Erkeranlage,  oder  das  Trammrecht 
gegen  des  Nachbars  Gebäude.  Umgekehrt  finden  auch  auf  der 
andern  Seite  Klagen  wegen  [verlangten]  Niessbrauchs  und  we- 
gen Dienstbarkeiten  an  städtischen  und  ländlichen  Grundstücken 
Statt,  wie  wenn  Jemand  behauptet,  dass  seinem  Gegner  kein 
Recht  des  Niessbrauchs,  oder  des  Fahrweges,  der  Wasserlei- 
tung, des  Höherbauens,  der  Aussicht,  der  Erkeranlage  oder  des 
Trammrechts  zustehe ;  auch  dies  sind  Klagen  auf  eine  Sache, 
aber  verneinende.  Diese  Art  Klagen  hat  bei  Streitigkeiten 
über  körperliche  Sachen  nicht  Statt,  denn  hier  klagt  der,  wel- 
cher nicht  besitzt,  der  Besitzer  aber  hat  keine  Klage,  wodurch 
er  etwa  leugne,  dass  die  Sache  dem  Kläger  gehöre.  Nur  im 
[obgedachten]  einen  Fall  14*)  vertritt  der  Besitzer  dennoch  die 
Stelle  des  Klägers,  wie  aus  den  weitläufigem  Büchern  der 
Pandecten  genauer  erhellen  wird.  3.  Diejenigen  Klagen,  deren 
Wir  [bisher]  gedacht  haben,  und  welche  ihnen  ähnlich  sind, 
entspringen  aus  gesetzmässigen  und  bürgerlichrechtlichen145) 
Gründen.  Andere  sind  diejenigen,  welche  der  Prätor  aus  sei- 
ner Gerichtsbarkeit  sowohl  gegen  die  Person  als  auf  eine  Sache 
gewährt,  die  auch  durch  Beispiele  erläutert  werden  müssen; 
so  z.B.  ist  es  meistentheils  gestattet,  auf  eine  Sache  dergestalt 
zu  klagen,  dass  entweder  der  Kläger  behauptet,  er  habe  eine 
Sache  gleichsam  ersessen,  die  er  nicht  ersessen  hat,  oder  um- 


144)  Sammet,  Hermeneutik,  S.  153,  versteht  Fr.  15  de  Nov. 
Op.  Nunc  S.  auch  Glück  X,  S.  232  ff.  Allein  Sehr, 
macht  es  evident,  dass  nur  die  Negatorienklage,  von  der 
vorher  die  Rede  war,  gemeint  sei,  s.  Fr.  5,  §.  Ö.  Si  usfr. 
pet. 

145)  Dies  ist  beides  synonym. 
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gekehrt  der  [vormalige]  Besitzer146)  behauptet,  dass  sein 
Gegner  nicht  ersessen  habe,  was  er  ersessen  hat.  4.  Denn 
wenn  Jemandem  eine  Sache  aus  einem  rechtlichen  Grunde 
übergeben  worden  ist,  z.  B.  auf  den  Grund  eines  Kaufs,  oder 
einer  Schenkung,  oder  der  Mitgift,  oder  eines  Vermächtnisses, 
und  er  noch  nicht  JEigenthümer  dieser  Sache  geworden  ist  **7), 
so  hat  er,  wenn  er  den  Besitz  der  Sache  zufällig  verliert, 
keine  directe  Klage ,  um  die  Sache  zurückzuverlangen ,  weil 
die  Klagen  nach  bürgerlichem  Rechte  nur  dazu  vorhanden  sind, 
um  damit  sein  Eigenthum  zurückzufordern;  da  es  aber  hart 
wäre,  in  diesem  Fall  keine  Klage  Statt  finden  zu  lassen,  so 
hat  der  Prätor  eine  Klage  erfunden,  worin  der,  welcher  den 
Besitz  verloren  hat,  behauptet,  dass  er  diese  Sache  [gleichsam] 
ersessen  habe  und  auf  diese  Weise  sie  als  sein  zurückfordert ; 
diese  Klage  heisst  die  Publicianische,  weil  sie  zuerst  vom  Prä- 
tor Publicius  im  Edict  aufgestellt  worden  ist.  5.  Im  entgegen- 
gesetzten Fall,  wenn  Jemand,  der  in  Staatsgeschäften  abwe- 
send oder  in  feindliche  Gewalt  gerathen  ist,  eine  Sache  dessen, 
der  sich  innerhalb  Landes  befand,  ersessen  hat,  wird  dem  liigen- 
thümer  gestattet,  von  da  an,  wo  der  Besitzer  aufgehört  hat, 
in  Staatsgeschäften  abwesend  zu  sein,  binnen  Jahresfrist  die 
Sache,  mit  wiederaufgehobener  [Wirkung  der]  Ersitzung  zu- 
rückzufordern, d.h.  so  zu  klagen,  dass  er  sagt,  der  Besitzer 
habe  die  Sache  nicht  ersessen,  und  deshalb  sei  sie  sein.  Diese 
Art  von  Klagen  gestattet  der  Prätor  aus  ähnlichen  Billigkeits- 
gründen auch  einigen  Andern,  wie  aus  dem  ausführlichen  Werke 
der  Digesten  oder  Pandecten  zu  ersehen  ist.  6.  Ferner  steht, 
wenn  Jemand  zum  Schaden  seiner  Gläubiger  eine  ihm  gehörige 
Sache  einem  Andern  übergeben  hat,  während  sein  Vermögen, 
zufolge  Ausspruchs  des  Präsidenten ,  von  den  Gläubigern  mit 
Beschlag  belegt  ist,  den  letztern  frei,  dieselbe  mit  Wieder- 
aufhebung der  Uebergabe  zurückzufordern,  d.h.  zu  sagen,  die 
Sache  sei  nicht  übergeben  w  orden  und  deshalb  zum  Vermögen 
des  Schuldners  [gehörig]  geblieben.  7.  Nicht  minder  nehmen 
die  Servianische  und  Ouasi  -  Servianische  [Klage],  welche  auch 
die  hypothecarische  genannt  wird,  ihren  Ursprung  aus  der  Ge- 
richtsbarkeit des  Prätors i  die  Servianische  stellt  der  an,  dem 


14H)  Ich  lese  hier,  statt  mit  unserm  Text  possessorem ,  nach 
Haloander  und  B jener,  possessor,  und  kann  der  Er- 
innerung des  Autors  unseres  Textes  in  der  Leipz.  Litteratur- 
zeituug  8-21,  ungeachtet  nicht  davon  abgehen.  Auch 

Sehr  liest  possessor.  Uebrigens  inuss  entweder  der  vorige 
(aus  dein  Besitz  gesetzte)  Besitzer  verslanden  werden,  oder 
man  muss  zu  historischen  Hypothesen  greifen;  s.  bei  Sehr. 

147)  Weil  er  sie  noch  nicht  ersessen,  und  sie  etwa  a  non  do- 
mino  erhalten  hat. 


176 


Instit.  L.  IV.  Tit.  6.   De  actionibus* 


die  Sachen  seines  Pächters  unterpfandsweise  für  die  Pachfc 
\om  Landgute  haften;  die  Quasi -Servianische  ist  diejenige, 
Womit  die  Gläubiger  [ihre  Rechte  an]  Pfändern  und  Hypothe- 
ken verfolgen.  Zwischen  einem  Pfände  und  einer  Hypothek, 
soweit  dies  die  hypothekarische  Klage  betrifft,  ist  kein  Unter- 
schied. Denn  es  wird  jede  Sache,  welche  nach  Uebereinkunft 
zwischen  Gläubiger  und  Schuldner  für  die  Schuld  haften  soll, 
mit  beiden  Warnen  benannt.  In  anderer  Hinsicht  findet  aber 
ein  Unterschied  Statt,  denn  unter  dem  Worte  Pfand  versteht 
man  eigentlich  diejenige  Sache,  welche  zugleich  auch  dem 
(»laubiger  übergeben  wird,  vorzüglich  wenn  sie  eine  beweg- 
liche ist,  diejenige  aber,  welche  ohne  Uebergabe,  nach  blosser 
Uebereinkunft  haftet,  begreift  man  eigentlich  unter  dem  Namen 
Hypothek.  8.  Der  Prätor  hat  auch  Klagen  gegen  die  Per-» 
son  aus  seiner  Gerichtsbarkeit  aufgestellt,  z.  B.  die  über  con- 
stituirtes  Geld  14S),  der  die  receptitische  149)  ähnlich  schien. 
Zufolge  einer  von  Uns  erlassenen  Constitution  ist  die  letztere 
aber,  indem,  wenn  sie  auch  etwas  Vollständigeres  umfasste, 
dies  doch  auf  die  Klage  über  constituirtes  Geld  übertragen 
worden  ist,  als  überflüssig  auf  Unsern  Befehl  in  ihrer  ganzen 
Wirksamkeit  aus  Unsern  Gesetzen  gestrichen  worden.  So  hat 
auch  der  Prätor  [eine  Klage]  über  das  Sondergut  der  Sclaven 
und  der  Haussöhne,  und  [diejenige,]  womit  darüber  verhandelt 
wird,  ob  der  Kläger  geschworen  habe,  und  andere  mehr  be- 
gründet. 

9.  Die  Klage  über  constituirtes  Geld  kann  gegen  Jeden 
angestellt  werden ,  der  entweder  für  sich  oder  für  einen  An- 
dern als  Bezahler  zu  zahlen  sich  anheischig  gemacht  hat,  ohne 
dass  nämlich  eine  Stipulation  geschehen  ist.  Denn  wenn  er 
in  Folge  dieser  sich  verbindlich  gemacht  hat,  so  haftet  er  nach 
bürgerlichem  Recht. 

10.  Die  Klagen  über  das  Sondergut  gab  der  Prätor  gegen 
den  Vater  und  den  Herrn  darum,  weil,  wenn  diese  gleich  aus 
Contracten  ihrer  Söhne  und  Sclaven  dem  Rechte  selbst  zufolge 
nicht  verbindlich  werden,  es  doch  billig  ist,  dass  sie  bis  auf 
das  Sondergut,  was  gleichsam  als  Vermögen  der  Söhne  und 
Töchter,  wie  der  Sclaven,  anzusehen  ist,  verurtheilt  werden. 

11.  Wenn  ferner  Jemand  auf  [vorherige]  Aufforderung 
seines  Gegners  einen  Eid  geleistet  hat,  dass  ihm  das  Geld 


148)  Dies  ist  die  Klage  auf  Erfüllung  eines  in  Bezug  auf  eine 
schon  vorhandene  Verbindlichkeit  geleisteten  Yersprechens, 
s.  Anm.  zu  1>.  XIH,  5.  Ruhr. 

149)  Ist  auch  nicht  zu  übersetzen  ;  es  ist  die  Klage  aus  der  münd- 
lich übernommenen  Verbindlichkeit  eines  Argentars  —  Ban- 
quiers.  —  Aehnlichkeit  hat  in  Betreif  des  Grundes  die  Klage 
aus  trassirten  Wechseln. 
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wirklich  geschuldet  werde,  was  er  verlangt,  und  ihm  dann 
keine  Zahlung  geleistet  wird,  so  gewährt  ihm  [der  Prätor] 
sehr  richtig  eine  solche  Klage,  wodurch  nicht  die  Frage  er- 
örtert wird,  ob  ihm  [überhaupt]  Geld  geschuldet  werde,  son- 
dern ob  er  geschworen  hat.  12.  Auch  hat  der  Prätor  viele 
Straf  klagen  aus  seiner  Gerichtsbarkeit  eingeführt,  z.  B.  gegen 
den,  der  etwas  an  seinem  Album  ,5°)  verdorben,  und  gegen 
den,  der  seinen  Vater  oder  Freilasser  vor  Gericht  gefordert 
hat,  ohne  Erlaubniss  dazu  erhalten  zu  haben;  ferner  gegen  den, 
der  Jemanden,  welcher  vor  Gericht  gefordert  worden  war, 
[entweder  selbst]  mit  Gewalt  daran  gehindert  hat,  oder  durch 
dessen  list[igen  Rath]  ein  Anderer  dies  gethan,  und  andere 
mehr.  13.  Die  eine  Vorfrage  betreffenden  Klagen151)  sind 
auch  für  Klagen  auf  eine  Sache  zu  halten,  z.B.  die,  wodurch 
erörtert  wird,  ob  Jemand  ein  Freier  oder  ein  Freigelassener 
sei ,  oder  über  Anerkennung  eines  Kindes.  Von  allen  diesen 
hat  nur  diejenige  einen  gesetzmässigen  Grund,  wodurch  erör- 
tert wird,  ob  Jemand  frei  sei,  die  übrigen  entspringen  aus  der 
Gerichtsbarkeit  des  Prätors  unmittelbar. 

14.  Nach  dem  also  dargethanen  Unterschiede  der  Klagen 
ist  es  klar,  dass  der  Kläger  eine  ihm  gehörige  Sache  nicht 
so  klagend  von  einem  Andern  fordern  könne,  wenn  es 
scheint,  dass  derselbe  [sie]  geben  müsse152). 
Denn  was  dem  Kläger  gehört,  braucht  ihm  nicht  [erst]  ge- 
geben zu  werden ,  weil  man  [unter]  Jemandem  etwas 
geben  ein  solches  Geben  versteht,  wornach  [das  Gegebene] 
sein  werden  soll ;  eine  Sache ,  die  aber  dem  Kläger  schon  ge- 
hört, kann  nicht  erst  sein  werden.  Nur  dem  Hass  gegen  die 
Diebe  ist  es  zuzuschreiben ,  dass  gegen  dieselben ,  um  sie  durch 
umsomehr  Klagen  verbindlich  zu  machen,  ausser  der  Strafe 
des  Doppelten  oder  des  Vierfachen,  zur  Wiedererlangung  der 
[gestohlenen]  Sache  auch  eine  solche  Klage,  wenn  es  schei- 
nen sollte,  dass  sie  geben  müssen,  Statt  finden  soll, 
wenn  schon  gegen  dieselben  auch  die  dingliche  Klage  An- 
wendung leidet,  wodurch  man  eine  Sache  als  sein  fordert. 
15.  Die  sich  auf  eine  Sache  beziehenden  Klagen  nennt  man 
Vindicationen  (Eigenthumsklagen) ,  die  persönlichen  Klagen  aber, 

150)  Dieser  technische  Ausdruck  ist  beibehalten  worden,  s.  dar- 
über Sehr. 

151)  praejudicia;  die  obige  Stelle  Justinians  hat  Veranlassung 
gegeben,  dass  man  irrig  praejudicia  nur  für  solche  Klagen 
verstand,  die  den  Status  betrafen.  Du  Roi,  Archiv  VI. 
406  ff.  hat  das  Gegentheil  gezeigt  ;  im  C.Jur.  kenne  ich  jedoch 
in  dieser  Beziehung  nur  Fr.  30  de  lieb.  auet.  jtid. ;  ihm  sind 
sodann  Hugo,  Zimmern  und  Schweppe  gefolgt. 

152)  In  dieser  Formel  ist  besonders ,  wie  gleich  nachher  erhellt, 
das  Wort  geben  zu  berücksichtigen. 

Corp,  jur.  civ.   \.  12 


178 


Instit.  L.  IV.  Tit.  6.   De  acthmbys. 


wodurch  ein  Geben  [oder]  Leistensollen  gefordert  wirdt  Con- 
dictionen.  Denn  condicere  lieisst  in  der  alten  Sprache  soviel 
als  denuntiarc  (anzeigen).  Jetzt  nennt  man  aber  uneigentlich 
eine  Condiction  diejenige  Klage  gegen  eine  bestimmte  Person, 
vermöge  deren  der  Kläger  verlangt,  dass  ihm  etwas  gegeben 
werden  müsse;  eine  Anzeige  geschieht  heutigen  Tages  unter 
diesem  Namen  nicht. 

16.  Die  zweite  Eintheilung  der  Klagen  ist  die,  dass  einige 
zur  Verfolgung  einer  Sache,  andere  zur  Beitreibung  einer  Strafe 
ertheilt  werden,  einige  gemischt  sind.  17.  Zur  Verfolgung 
einer  Sache  sind  alle  dingliche  Klagen  gegeben.  Von  den  persön- 
lichen Klagen  sind  aber  diejenigen,  welche  aus  einem  Contract 
entspringen,  fast  alle  begründet,  um  eine  Sache  zu  verfolgen; 
z.  B.  die,  wodurch  der  Kläger  ein  Darlehn  oder  stipulirtes 
Geld  verlangt ,  nicht  minder  die  Leih  - ,  Hinterlegungs  - ,  Auf- 
trags- und  Gesellschaftsklage,  so  wie  die  aus  dem  Kauf,  dem 
Verkauf,  dem  Verpacht  und  dem  Pacht.  Wird  die  Hinter- 
legungsklage aus  dem  Grunde  angestellt,  dass  etwas  bei  Ge- 
legenheit eines  Aufruhrs,  Feuersbrunst,  Einsturzes  oder  Schiff- 
bruchs hinterlegt  worden  ist,  so  lässt  der  Prätor  die  Klage 
auf  das  Doppelte  zu,  sobald  gegen  den,  bei  welchem  die 
Hinterlegung  geschehen  ist,  oder  gegen  seinen  Erben  wegen 
Arglist  geklagt  wird,  in  welchem  Fall  dann  eine  gemischte 
Klage  vorhanden  ist. 

18.  Die  aus  Missethaten  entspringenden  Klagen  finden  theils 
zur  Beitreibung  der  Strafe,  theils  sowohl  zu  diesem  Zweck, 
als  zur  Verfolgung  einer  Sache  Statt,  und  sind  deshalb  gemischt. 
Die  Strafe  allein  wird  z.  B.  eingetrieben  mit  der  Diebstahlsklage, 
denn  mag,  wenn  wegen  öffentlichen  Diebstahls  geklagt  wird, 
auf  das  Vierfache ,  oder ,  wenn  wegen  heimlichen ,  auf  das  Dop- 
pelte geklagt  werden,  es  handelt  sich  immer  nur  um  die  Strafe; 
die  Sache  selbst  verfolgt  man  mit  einer  besondern  Klage ,  d.  h. 
man  fordert  sie  als  sein  zurück ,  mag  sie  der  Dieb  oder  ein  An- 
derer besitzen.  Um  so  mehr  findet  natürlich  die  Condiction  1 5  3) 
auf  die  Sache  gegen  den  Dieb  Statt. 

19.  Die  Klage  wegen  Raubes  ist  aber  gemischt,  weil  in 
dem  [zu  ersetzenden]  Vierfachen  [des  Werthes]  die  Verfolgung 
der  Sache  mitbegriffen  ist,  die  Strafe  aber  nur  in  dem  [Ersatz 
des]  Dreifachen  besteht.  Die  Klage  aus  dem  Aquilischen  Ge- 
setze wegen  widerrechtlich  angerichteten  Schadens  ist  auch  eine 
gemischte,  [und  zwar]  nicht  allein  wenn  sie  gegen  den  Leug- 
nenden auf  den  doppelten  Werth  angestellt,  sondern  auch  zu- 
weilen, wenn  auf  den  einfachen  geklagt  wird,  z.  B.  wenn 
Jemand  einen  lahmen  oder  schielenden  Sclaven  getödtet  hat, 


153)  S.  §.  ult.  Tit.  1.  d.  B. 
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der  noch  in  demselben  Jahre  wiederhergestellt  und  von  gros- 
sem Werth  gewesen  sein  würde;  —  denn  hier  wird  der  Be- 
klagte auf  den  höchsten  1S4)  Preis,  den  der  Sclav  im  ganzen 
Jahre  gehabt,  nach  der  schon  oben  angegebenen  Eintheilung 
verurtheilt.  —  Ferner  findet  eine  gemischte  Klage  gegen  die- 
jenigen Statt,  welche  das,  was  den  heiligen  Kirchen  oder 
andern  geweihten  Orten  als  Vermächtniss  oder  Fideicommiss 
hinterlassen  worden  ist,  zu  verabreichen ,  so  lange  verschoben 
haben ,  bis  sie  deshalb  vor  Gericht  gefordert  worden  sind ; 
denn  alsdann  müssen  sie  sowohl  die  hinterlassene  Sache  oder 
das  Geid,  als  auch  ebensoviel  zur  Strafe  herausgeben,  und  es 
findet  also  eine  Verurtheilung  auf  das  Doppelte  Statt. 

20.  Einige  Klagen  enthalten  eine  doppelte  Beziehung,  so- 
wohl eine  persönliche,  als  eine  dingliche,  z.  B.  die  Erbtheilungs- 
klage ,  die  den  Miterben  wegen  zu  theilender  Erbschaft  zusteht, 
desgleichen  die  Gemeingutstheilungsklage,  welche  denjenigen, 
welchen  Etwas  gemeinschaftlich  gehört,  auf  dessen  Theilung 
zusteht.  Ferner  die  Klage  auf  Grenzberichtigung,  welche  den- 
jenigen zusteht,  denen  aneinandergrenzende  Aecker  gehören. 
Bei  diesen  drei  Klagen  steht  dem  Richter  frei,  einem  der 
streitenden  Theile  eine  Sache  nach  Gutdünken  und  billigem 
Ermessen  eigenthümlich  zuzusprechen,  und  wenn  des  einen 
Antheil  zu  stark  scheint,  ihn  zur  Herausgabe  einer  Summe 
Geldes  an  den  andern  zu  verurtheilen.  21.  Alle  Klagen  gehen 
entweder  auf  das  Einfache,  das  Doppelte,  Dreifache  oder  Vier- 
fache ;  weiter  wird  keine  Klage  ausgedehnt.  22.  Auf  das  Ein- 
fache wird  z.B.  aus  einer  Stipulation  geklagt,  aus  einem  Dar- 
lehn, aus  Kauf,  Verkauf,  Verpacht,  Pacht,  Auftrag  und  vie- 
len andern  Gründen.  23.  Auf  das  Doppelte  wird  geklagt, 
z.  B.  wegen  heimlichen  Diebstahls,  wegen  widerrechtlich  zu- 
gefügten Schadens  aus  dem  Aquilischen  Gesetz  und  der  Hinter- 
legung in  einigen  Fällen;  nicht  minder  wegen  Verführung 
eines  Sclaven ,  welche  [Klage]  gegen  denjenigen  Statt  findet, 
auf  dessen  Anrathen  und  Plan  ein  fremder  Sclav  entflohen  oder 
ungehorsam  gegen  seinen  Herrn  geworden  ist,  oder  ausschwei- 
fend zu  leben  angefangen,  oder  sonst  auf  irgend  eine  Weise 
sich  verschlechtert  hat;  diese  Klage  wird  auch  auf  den  Werth 
der  Sachen,  welche  ein  Sclav  bei  seiner  Flucht  mitgenommen 
hat,  ausgedehnt;  endlich  aus  dem  Vermächtniss ,  das  geweihten 
Orten  hinterlassen  worden  ist,  mit  Berücksichtigung  dessen, 
was  Wir  oben  gesagt  haben.  24.  Auf  das  Dreifache  [klagt 
man,]  wenn  Jemand  in  einer  Klage  eine  grössere  Summe  als 


154)  Der  Kriegeische  Text  hat  hier  plurimi  ei  magni;  diese 
Worte  halte  ich  für  überflüssig ,  zumal  die  ganze  Stelle  schwer- 
lich acht  sein  dürfte;  Sehr,  hat  sie  auch  nicht  aufgenommen. 

12* 


180 


Instit.  L.  IV.  Tit.  6.   De  actionibus. 


den  wahren  Werth  aufstellt,  und  aus  diesem  Grunde  die  Ge- 
richtsboten, d.h.  die  Hülfsvollst recker,  umsomehr  Sportein  ein- 
gefordert haben;  in  diesem  Fall  kann  der  Beklagte  den  hier- 
durch erlittenen  Schaden  dreifach  vom  Kläger  wiederfordern, 
so  dass  in  diesem  Verfahren  auch  das  Einfache ,  woran  er  den 
Schaden  erlitten  hat,  mitenthalten  ist.  Dies  hat  eine  Unserer 
Constitutionen  so  bestimmt,  die  in  Unserm  Codex  prang^  wor- 
nach  es  ausser  Zweifel  liegt,  dass  die  Condiction  aus  dem  Ge- 
setz ihren  Ursprung  nehme. 

25.  Auf  das  Vierfache  wird  geklagt,  z.B.  bei  offenbarem 
Diebstahl,  ferner  wegen  dessen,  wozu  man  aus  Furcht  ver- 
anlasst worden  ist,  und  wegen  des  zu  dem  Zweck  gezahlten 
Geldes,  dass  der  Empfanger  Jemanden  in  Händel  verwickeln 
oder  nicht  verwickeln  soll.  Aus  dem  Gesetz  1SS),  [und  zwar] 
aus  einer  Unserer  Constitutionen  entspringt  auch  die  Condiction, 
welche  diejenigen  Hiilfsvollstrecker  zum  [Ersatz  des]  Vierfachen 
verurtheilt,  welche  gegen  den  Inhalt  Unserer  Constitution  von 
den  Schuldigen  etwas  eingetrieben  haben.  26.  Die  Klage  we- 
gen heimlichen  Diebstahls  und  wegen  Verführung  eines  Scla- 
*  ven  unterscheiden  sich  von  den  übrigen ,  von  denen  Wir  zu- 
gleich gesprochen  haben,  dadurch,  dass  sie  jedenfalls  auf  das 
Doppelte  gehen,  die  letztern  aber,  d.  h.  die  aus  dem  Aquili- 
schen  Gesetz,  die  wegen  widerrechtlich  zugefügten  Schadens 
und  zuweilen  die  wegen  etwas  Hinterlegten,  [nur]  im  Fall 
des  Leugnens  [von  Seiten  des  Beklagten]  auf  das  Doppelte 
erhöhet  werden ,  gegen  den  Geständigen  aber  [nur]  auf  das 
Einfache  gehen.  Die  [Klage]  aber,  welche  wegen  dessen, 
was  einem  geweihten  Ort  hinterlassen  worden  ist,  zusteht, 
geht  nicht  nur  dann,  wenn  geleugnet  wird,  auf  das  Doppelte, 
sondern  auch  wenn  [der  Schuldner]  die  Zahlung  desselben  so 
lange  aufgeschoben  hat,  bis  er  auf  Befehl  Unserer  Behörden 
belangt  wird.  Gegen  den  geständigen  [Schuldner]  und  den, 
welcher,  bevor  er  auf  Befehl  der  Behörden  belangt  wird, 
zahlt,  findet  sie  nur  auf  das  Einfache  Statt.  27.  Ebenso  unter- 
scheidet sich  die  Klage  wegen  etwas  aus  Furcht  Geschehenen 
von  den  übrigen,  von  denen  Wir  zugleich  mit  ihr  gesprochen 
haben,  dadurch,  dass  in  ihr  stillschweigend  [die  Bestimmung] 
liegt,  dass  derjenige,  welcher  auf  das  Geheiss  des  Richters  die 
Sache  selbst  dem  Kläger  herausgiebt,  freigesprochen  wird  1 5  6)  ; 
in  den  übrigen  Fällen  ist  dies  nicht  so,  sondern  hier  findet 
jedenfalls  die  Verurtheilung  auf  das  Vierfache  Statt,  auch  bei 
4er  Klage  wegen  offenbaren  Diebstahls. 


155)  s.  GJück  XIII,  244  folg.  N.  12)  und  13). 

156)  Zur  Erläuterung  s.  d.  Glosse;  die  a-  gu.  m.  caussa  ist  näm- 
lich eine  arbiiraria,  s.  §.31. 
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28.  Einige  Klagen  sind  guten  Glanbens,  andere  strengen 
Rechtens ;  guten  Glaubens  sind  folgende  :  die  aus  dem  Kauf, 
dem  Verkauf,  Verpacht,  dem  Pacht,  der  Geschäftsführung, 
dem  Auftrag,  der  Hinterlegung,  aus  dem  Gesellschaftscontract, 
der  Vormundschaft,  dem  Leihcontract,  die  Pfandklage,  die  Erb- 
theilungsklage ,  die  Gemeingutstheilungsklage ,  die  aus  bestimm- 
ten Worten,  die  Trödelklage,  die  Klage  aus  dem  Tausch, 
und  die  Erbschaftsklage.  Denn  obschon  es  bisher  ungewiss 
war,  ob  die  Erbschaftsklage  unter  die  Klagen  guten  Glaubens 
zu  zahlen  sei,  oder  nicht,  so  hat  doch  eine  you  Uns  erlassene 
Constitution  ausser  Zweifel  gesetzt,  dass  sie  zu  diesen  gehöre. 
29.  Ehedem  war  auch  die  Klage  auf  Herausgabe  des  weib- 
lichen Eingebrachten  eine  von  denen  guten  Glaubens,  da  Wir 
aber  fanden,  dass  die  Klage  aus  der  Stipulation  vollständiger 
sei,  so  haben  Wir  die  gesammte  rechtliche  Wirkung,  welche 
das  weibliche  Eingebrachte  früher  hatte,  mit  mannigfachen 
Einteilungen  auf  die  Klage  aus  der  Stipulation,  welche  we- 
gen der  Einforderung  der  Mitgift  Statt  hat,  übertragen;  da 
nun  die  Klage  auf  das  Eingebrachte  der  Ehefrau  mit  Recht 
aufgehoben  worden,  so  hat  die  Klage  aus  der  Stipulation, 
welche  an  ihrer  Stelle  eingeführt  worden  ist,  nur  insofern 
sie  sich  auf  die  Eintreibung  der  Mitgift  bezieht,  den  Charakter 
einer  Klage  guten  Glaubens  angenommen,  so  dass  sie  dies 
wirklich  ist.  Wir  haben  ihr  auch  eine  stillschwftigende  Hy- 
pothek gegeben;  andern  Gläubigern  aber  soll  die  Frau  nur 
dann  in  der  Hypothek  vorgehen,  wenn  sie  selbst  wegen  ihres 
Eingebrachten  klagt ,  indem  W ir  [jene  Hypothek]  nur  aus  Vor- 
sorge für  sie  allein  eingeführt  haben.  30.  Bei  Klagen  guten 
Glaubens  wird  dem  Richter  freie  Gewalt  gegeben ,  nach  Gut- 
dünken und  billigem  Ermessen  zu  bestimmen,  wieviel  dem 
Kläger  herausgegeben  werden  soll.  Hierin  ist  auch  begriffen, 
dass,  wenn  der  Kläger  seinerseits  auch  etwas  leisten  muss, 
der  Beklagte  nach  dessen  Abrechnung  auf  das  Uebrige  verur- 
theilt  werden  müsse.  Die  Gegenrechnung  ward  aber  nach  dem 
Rescripte  des  verewigten  Kaisers  Marcus  auch  bei  Klagen 
strengen  Rechtens  eingeführt,  wenn  die  Einrede  der  Arglist 
vorgeschützt  worden  ist.  Eine  von  Uns  erlassene  Constitution 
hat  diese  Gegenrechnungen,  wenn  sie  auf  klaren  Rechtsgrün- 
den beruhen,  noch  weiter  ausgedehnt,  so  dass  sie  [die  in  der] 
Klage  [enthaltene  Foderung]  dem  Rechte  selbst  zufolge  verrin- 
gern, mögen  sie  eine  Person,  oder  eine  Sache,  oder  sonst  et- 
was Anderes  betreffen,  ausgenommen  allein  die  Hinterlegungs- 
klage, der  Wir  eine  Gegenrechnung  entgegenzustellen  für  mo- 
ralisch -  schlecht  erachtet  haben ,  damit  Niemand  um  die  Ein- 
forderung etwas  Hinterlegten  unter  dem  Vorwand  einer  Gegen- 
rechnung komme. 
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31.  Ausserdem  nennt  man  einige  Klagen  schieds- 
richterliche, d.  h.  vom  Ermessen  des  Richters  abhängige, 
in  welchen  der  Beklagte,  wenn  er  nicht  dem  Kläger  nach  Er- 
messen 157)  des  Richters  Genugthuung  leistet,  z.  B.  also  eine 
Sache  herausgiebt,  etwas  ausliefert,  oder  bezahlt,  oder  bei 
einer  JXoxalklage  einen  Sclaven  ausliefert,  verurtheilt  werden 
muss.  Diese  Klagen  finden  sowohl  gegen  eine  Sache  als  eine 
Person  Statt ;  gegen  eine  Sache ,  z.  B.  die  Publicianische  Klage, 
die  Servianische  wegen  Sachen  eines  Pächters,  und  die  Quasi- 
Servianische ,  auch  hypolhecarische  genannt ;  gegen  eine  Per- 
son, z.  B.  solche,  womit  darüber  geklagt  wird,  was  wegen 
Furcht  oder  Arglist  geschehen  ist;  ebenso  wenn  etwas,  das 
an  einem  bestimmten  Orte  [zu  gewähren]  versprochen  worden, 
gefordert  wird  ;  auch  die  Klage  auf  Auslieferung  hängt  vom 
Ermessen  des  Richters  ab.  Denn  bei  diesen  Klagen  und  an- 
dern ähnlichen  steht  es  dem  Richter  frei,  nach  Gutdünken  und 
billigem  Ermessen  der  Beschaffenheit  der  Sache,  weswegen 
geklagt  wird,  gemäss  auszusprechen,  aufweiche  Art  dem  Klä- 
ger Genugthuung  werden  solle.  32.  Der  Richter  muss  aber 
dafür  Sorge  tragen,  jedenfalls  soviel  wie  möglich  seinen  Aus- 
spruch auf  eine  bestimmte  Summe  Geldes  oder  Sache  zu  richten, 
wenn  auch  wegen  einer  unbestimmten  Summe  geklagt  ist. 

33.  Wenn  Jemand  in  der  Klage  mehr  gefordert  hatte, 
als  ihm  [wirklich]  zukam,  so  wurde  er  [ehedem]  sachfällig, 
d.  h.  er  verlor  die  Sache  und  wurde  nicht  leicht  vom  Prätor 
in  den  vorigen  Stand  wieder  eingesetzt,  wenn  er  nicht  unter 
fünfundzwanzig  Jahr  alt  war,  denn  einem  solchen  pflegte 
man  hier,  wie  in  andern  Fällen,  nach  Befinden  der  Sache  zu 
Hülfe  zu  kommen,  wenn  seine  jugendliche  Unerfahrenheit  daran 
Schuld  war;  so  war  es  nun  auch  gewöhnlich,  ihm  in  diesem 
Fall  zu  helfen.  Lag  aber  ein  so  grosser  Grund  zum  entschuld- 
baren Irrthum  vor,  dass  selbst  ein  erfahrener  Mann  irren  konnte, 
so  kam  man  auch  einem  Aeltern  als  fünfundzwanzig  Jahr  zu 
Hülfe,  z.  B.  wenn  Jemand  ein  ganzes  Vermächtniss  gefordert 
hat  und  nachher  erst  Codicille  vorgebracht  worden  sind,  wo- 


157)  Dieses  Ermessen  spricht  «ich  nämlich  vor  dem  wirklichen 
richterlichen  Spruch  in  der  Art  aus,  dass  der  Richter  zuvör- 
derst Schiedsrichterstelle  vertritt,  und  nur  wenn  die  Parteien 
Bich  seinem  Ausspruch  als  solchem  nicht  fugen,  zum  Urtheifs- 
spruch  schreitet,  wobei  er  die  anderweite  Genugthuung  für 
den  Kläger  wülkührlich  bestimmen  kann,  zu  der  er  den  Be- 
klagten dann  verurtheilt;  s.  auch  Bris  so  n.  v.  arbitrarius  §.2. 
ad  h.  I.  nach  Theophilus;  nach  justinianeischem  Rechte 
steht  dieses  Gebot,  das  früher  allerdings  blos  monitorisch  war, 
einem  wirklichen  Erkenntniss  gleich.  Ueber  diesen  Gegen- 
stand siehe  ganz  besonders  Heffter,  Institut,  des  Civ.  Pr. 
«.  392  f. 
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durch  entweder  ein  TJieil  des  Vermächtnisses  entzogen,  oder 
einigen  Andern  Vermächtnisse  gegeben  worden  sind,  welche 
bewirkten,  dass  der  Kläger  mehr  gefordert  zu  haben  schien, 
als  drei  Viertheile ,  indem  nun  die  Vermächtnisse  nach  dem 
Falcidischen  Gesetze  verringert  wurden.  Mehr  gefordert 
kann  auf  vierfache  Weise  werden,  der  Sache,  der  Zeit,  dem 
Ort  und  der  Art  und  Weise  nach ;  der  Sache  nach  z.  B.  wenn 
Jemand  statt  der  ihm  geschuldet  werdenden  zehn  Goldstücke 
zwanzig  fordert,  oder  wenn  der,  dem  eine  Sache  zur  Hälfte 
gehört,  sie  ganz  oder  dem  grössern  Theile  nach  als  sein  ver- 
langt; der  Zeit  nach  z.  B.,  wenn  Jemand  vor  dem  [bestimm- 
ten] Tag  oder  [dem  Eintritt]  der  Bedingung  [etwas]  fordert ; 
denn  auf  dieselbe  Art,  wie  Jemand,  der  später  zahlt,  als  er 
soll,  als  weniger  zahlend  angenommen  wird,  nimmt  man  auch 
an,  dass  der,  welcher  zu  früh  etwas  verlangt,  zuviel  fordere. 
Dem  Orte  nach  wird  mehr  gefordert,  wenn  Jemand  z.B.  et- 
was, was  er  ihm  an  einem  bestimmten  Orte  [zu  zahlen]  sti- 
pulirt hat,  an  einem  andern,  ohne  Erwähnung  jenes  Ortes, 
verlangt,  z.B.  wenn  der,  welcher  so  stipulirt  hat:  gelobst 
du  mir  in  Ephesus  zu  zahlen?  unbedingt  fordert,  dass 
ihm  in  Rom  etwas  gezahlt  werde.  Er  fordert  hier  insofern 
mehr,  als  er  durch  seine  unbedingte  Forderung  dem  Versprecher 
denjenigen  Vortheil  entzieht,  welchen  dieser  haben  würde, 
wenn  er  in  Ephesus  zahlte.  Es  wird  deshalb  dem  an  einem 
andern  Orte  Klagenden  liS)  eine  schiedsrichterliche  Klage  ge- 
geben, wobei  auf  den  Vortheil  Rücksicht  genommen  wird, 
welchen  der  Versprecher  gehabt  haben  würde,  wenn  er  an 
dem  [bestimmten]  Orte  gezahlt  hätte.  Dieser  Vortheil  ist  bei 
Waaren  oft  sehr  gross,  z.B.  beim  Wein,  Oel,  Getraide,  die 
in  verschiedenen  Gegenden  verschieden  im  Preise  stehen;  auch 
gemünztes  Geld  kann  man  nicht  überall  zu  denselben  Zinsen 
haben.  Wenn  aber  Jemand  zu  Ephesus  [im  angenommenen 
Fall]  klagt,  d.  h.  an  dem  Orte,  wo  er  sich  die  Zahlung  sti- 
pulirt hat,  so  kann  er  allerdings  unbedingt  klagen,  uud  die» 
giebt  der  Prätor  selbst  zu  erkennen,  weil  hier  dem  Versprecher 
der  [mögliche]  Vortheil  der  Zahlung  ungemindert  bleibt.  Dem, 
der  dem  Orte  nach  zuviel  fordert,  steht  zunächst  der,  welcher 
der  Art  und  Weise  nach  mehr  gefordert  hat,  z.B.  wenn  Je- 
mand von  dir  so  stipulirt:  gelobst  du  den  Sclaven  Sti- 
chus  oder  zehn  Goldstücke  zu  zahlen?  uud  er 
nachher  nur  eines  von  beiden  fordert,  d.h.  den  Sclaven  allein, 
oder  nur  die  zehn  Goldstücke.    Dass  er  zuviel  fordere,  wird 


158)  Dies  hann  nämlich  unter  Umständen  nöthig  werden,  z.  B. 
w^enn  der  Versprechende  sich  nie  an  den  Ort  begiebt,  wo  er 
Zahlung  zu  leisten  versprach,  und  ist  deshalb  auch  zulässig. 
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darum  angenommen,  weil  bei  dieser  Art  von  Stipulation  dem 
Versprecher  die  Wahl  freisteht,  ob  er  das  Geld  oder  den  Scla- 
ven  geben  will.  Wer  also  verlangt,  dass  ihm  der  Sclav  allein 
oder  das  Geld  allein  gegeben  werde,  der  entzieht  seinem  Geg- 
ner die  Wahl,  und  setzt  sich  auf  diese  Weise  in  Vortheil,  sei- 
nen Gegner  aber  in  Nachtheil.  Für  diesen  Fall  ist  daher  eine 
solche  Klage  gegeben ,  dass  man  entweder  den  Sclaven  Stichus 
oder  die  zehn  Goldstücke  fordert ,  d.  h.  man  muss  auf  dieselbe 
Weise  fordern,  wie  man  stipulirt  hat.  Wenn  übrigens  Jemand 
im  Allgemeinen  auf  einen  Sclaven  stipulirt  hat  und  [dann]  den 
Stichus  insbesondere  fordert,  oder  Wein  im  Allgemeinen  und 
auf  Camp  an  er  klagt,  oder  im  Allgemeinen  auf  Purpur  und 
Tyrischen  fordert,  so  wird  hier  auch  angenommen,  dass 
er  mehr  gefordert  habe ,  weil  er  dem  Gegner  die  Wahl  nimmt, 
dem  nach  dem  Rechte  der  Stipulation  frei  stand,  etwas  An- 
deres zu  geben,  als  nun  verlangt  wird.  Ist  es  daher  auch  das 
Schlechteste,  was  Jemand  verlangt,  so  wird  dies  nichts  desto 
weniger  als  eine  Mehrforderung  angesehen,  weil  es  oft  ge- 
schieht, dass  es  dem  Versprecher  leichter  wird,  das  zu  leisten, 
was  von  grösserem  Werthe  ist.  Dies  war  ehedem  im  Gebrauch ; 
nachher  hat  ein  von  Zeno  und  ein  von  Uns  erlassenes  Gesetz 
die  Sache  beschrankt ;  ist  nun  der  Zeit  nach  mehr  gefordert 
worden,  so  kommt  die  Constitution  des  Kaisers  Zeno,  glor- 
reichen Angedenkens ,  zur  Anwendung,  wenn  aber  der  Summe 
nach ,  oder  auf  andere  Weise ,  so  wird  der  [Fordernde]  damit 
gestraft,  dass  er  allen  Dem,  von  welchem  mehr  gefordert 
worden  ist,  daraus  etwa  erwachsenden  Schaden  —  wie  z.  B. 
durch  Sportein  —  dreifach,  wie  oben  gesagt  worden  ist,  zu 
ersetzen  verurtheilt  wird. 

34.  Hat  der  Kläger  in  seiner  Klage  weniger  angegeben, 
als  ihm  zukommt,  z.  B.  wenn  ihm  zehn  Goldstücke  geschuldet 
werden,  nur  fünf,  oder  wenn  ein  Landgut  ihm  ganz  gehörte, 
nur  die  Hälfte  als  sein  verlangt,  so  kann  er  dies  ohne  JVach- 
theil  thun ,  denn  auf  das  Uebrige  verurtheilt  der  Richter  nichts 
desto  weniger  den  Gegner  noch  in  demselben  Verfahren  nach 
der  Constitution  des  Zeno  glorreichen  Andenkens.  35.  Hat 
Jemand  etwas  Anderes  statt  etwas  Andern  verlangt,  so  läuft 
er  dabei  keine  Gefahr,  sondern  Wir  erlauben  ihm,  noch  in 
demselben  Verfahren ,  wenn  er  die  Wahrheit  erkannt  hat,  sei- 
nen Irrthum  zu  verbessern ,  z.  B.  wenn  Jemand ,  der  den  Scla- 
ven Stichus  hatte  verlangen  sollen,  den  Erotes  gefordert  hat, 
oder,  wenn  Jemand  fordert,  dass  ihm  etwas  aus  dem  Testa- 
mente gegeben  werde,  was  ihm  aus  einer  Stipulation  geschul- 
det wird. 

36.  Ausserdem  giebt  es  einige  Klagen,  womit  man  nicht 
immer  das  Ganze,  was  einein  geschuldet  wird,  verfolgt,  son- 
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dern  bald  das  Ganze,  bald  weniger,  z.B.  wenn  man  auf  das 
Sondergut  eines  Sohnes,  oder  eines  Sclaven  klagt.  Denn  ist 
dies  Sondergut  nicht  geringer  als  die  geforderte  Summe,  so 
wird  der  Herr  oder  der  Vat#r  auf  die  ganze  Forderung  ver- 
urtheilt;  ist  es  aber  geringer,  so  verurtheilt  der  Richter  nur 
auf  soviel,  als  das  Sondergut  enthalt.  Wie  ein  solches  Sonder- 
gut verstanden  werden  müsse,  werden  Wir  an  seinem  Ort 
vortragen. 

37.  Wenn  ferner  eine  Ehefrau  auf  [Herausgabe]  ihrer  Mit- 
gift klagt,  so  wird  der  Ehemann  zu  soviel  verurtheilt,  wie 
er  gewähren  kann,  d.  h.  so  weit  sein  Vermögen  ausreicht. 
Ist  daher  sein  Vermögen  so  gross,  dass  es  die  Mitgift  deckt, 
so  wird  er  auf  das  Ganze  verurtheilt,  wo  nicht,  auf  so  hoch, 
als  er  leisten  kann.  Durch  [das  Recht  des]  Innebehaltens  des 
Eingebrachten  wird  die  Rückforderung  desselben  auch  vermin- 
dert, denn  dem  Ehemann  steht  wegen  auf  zur  Mitgift  gehö- 
rige Sachen  verwendeter  Rosten  ein  Innebehalten  zu,  weil  die 
Mitgift  dem  Rechte  selbst  zufolge  durch  die  [auf  sie  gewende- 
ten] nothwendigen  Rosten  vermindert  wird,  wie  aus  den  aus- 
führlichem Büchern  der  Pandecten  erhellt. 

38.  Wenn  Jemand  gegen  seinen  Vater  oder  Freilasser  klagt, 
oder  ein  Gesellschafter  gegen  den  andern  mit  der  Gesellschafts- 
klage, so  erhalt  der  Rläger  nicht  mehr,  als  der  Gegner  leisten 
kann;  dasselbe  findet  Statt,  wenn  Jemand  aus  einer  von  ihm 
gemachten  Schenkung  verklagt  wird.  39.  Eingewendete  Gegen- 
rechnungen bewirken  meistentheils ,  dass  Jeder  weniger  erhält, 
als  er  zu  fordern  hat.  Denn  mit  Rücksichtsuahme  nach  Gut- 
dünken und  billigem  Ermessen  auf  das,  was  der  Rläger  seiner- 
seits aus  derselben  Angelegenheit  zu  leisten  hat,  muss  [der 
Richter]  den  Beklagten  auf  das  Uebrige  verurtheilen,  wie  schon 
gesagt  worden  ist.  40.  .Auch  gegen  den,  der  seinen  Gläubi- 
gern sein  Vermögen  abgetreten  hat,  können,  wenn  er  nachher 
etwas  erworben  hat,  was  einen  geeigneten  Gegenstand  darbie- 
tet, die  Gläubiger  von  Neuem  [nur]  auf  soviel,  als  er  gewäh- 
ren kann,  klagen,  denn  es  wäre  unbillig,  einen  seines  Ver- 
mögens Beraubten  auf  das  Ganze  zu  verurtheilen. 

Siebenter  Titel. 

Quod  cum  e  o  ,  qui  in  aliena  potestate  est, 

negotium  ff  es  tum  esse  d  i  c  i  t  u  r, 
{Wenn  mit  dem,  welcher  sich  in  fremder  Gewalt  befindet,  ein 
Geschäft  eingegangen  worden  sein  soll.) 

Nachdem  Wir  oben  der  Rlage  Erwähnung  gethan  haben, 
womit  auf  das  Sondergut  der  Söhne  und  Sclaven  geklagt  wird, 
ist  es  noth wendig,  über  diese  Rlage  und  die  übrigen,  welche 
Namens  derselben  Personen  gegen  ihre  Herren  und  Vater  ge- 
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geben  zu  werden  pflegen,  genauer  zu  handeln.  Weil  aber  fast 
ganz  dieselben  Rechlsgrundsätze  zur  Anwendung  kommen,  mag 
mit  Sclaven  oder  mit  solchen,  die  sich  in  der  Gewalt  von 
Vätern  befinden,  ein  Geschäft  eingegangen  worden  sein,  so 
wollen  Wir,  um  nicht  unnöthige  Worte  zu  wiederholen,  Un- 
sere Kede  blos  auf  die  Person  des  Sclaven  und  des  Herren 
richten,  indem  Wir  ganz  dasselbe  auch  von  den  Rindern  und 
Vätern,  in  deren  Gewalt  jene  sind,  verstehen.  Was  bei 
ihnen  Eigentümliches  zu  beobachten  ist,  werden  Wir  beson- 
ders zeigen. 

1.  Ist  ein  Geschäft  mit  dem  auf  Befehl  des  Herrn  [han- 
delnden] Sclaven  eingegangen  worden,  so  verspricht  der  Prä- 
tor eine  Klage  gegen  den  Herrn  auf  das  Ganze,  weil  derje- 
nige, w  elcher  unter  diesen  Umständen  contrahirt,  sich  auf  die 
Redlichkeit  des  Herrn  verlässt.  2.  Aus  demselben  Grunde  ver- 
spricht der  Prator  noch  zwei  andere  Klagen  auf  das  Ganze, 
wovon  die  eine  die  Schilfsrhederklage,  die  andere  die  Factor- 
klage  heisst.  Die  erstere  findet  dann  Statt ,  wenn  Jemand 
seinen  Sclaven  zum  Schiffsineister  gemacht  hat,  in  Bezug  auf 
dasjenige ,  was  mit  ihm  riieksichtlich  der  Sache ,  der  er  vorge- 
setzt ist,  contrahirt  worden  ist.  Der  Name  Schiffsrhederklage 
kommt  daher,  weil  der,  dem  die  tägliche  Einnahme  auf  dem 
Schiffe  gehört,  Schilfsrheder  heisst.  Die  Factorklage  findet  Statt, 
wenn  Jemand  einem  Laden  oder  irgend  einem  andern  Gewerbe 
seinen  Sclaven  vorgesetzt  hat,  in  Bezug  auf  das,  was  mit  dem- 
selben der  Sache  wegen,  der  er  vorsteht,  contrahirt  worden 
ist.  Factorklage  heisst  sie  darum,  weil  der,  welcher  [solchen] 
Geschäften  vorgesetzt  wird,  Factor  heisst.  Der  Prätor  lä'sst 
diese  —  beiden  —  Klagen  auch  dann  Statt  finden,  wenn  Je- 
mand einen  freien  Menschen  oder  einen  fremden  Sclaven  einem 
Schiffe,  oder  einem  Laden,  oder  irgend  einem  andern  Gewerbe 
vorgesetzt  hat,  weil  in  diesem  Fall  derselbe  Billigkeitsgrund 
eintrat. 

3.  Der  Prätor  führte  noch  eine  andere  Klage  ein,  wrelche 
die  Vertheilungsklage  genannt  wird.  Denn  wenn  ein  Sclav 
mit  seinen  Sonderguts  -  Waaren  mit  Wissen  seines  Herrn  Ge- 
schäfte treibt  und  mit  demselben  in  Bezug  darauf  contrahirt 
worden  ist,  so  verordnet  der  Prätor,  dass  der  Bestand  an 
Waaren  und  was  daraus  gelöst  worden  ist,  zwischen  dem 
Herrn,  wenn  diesem  [der  Sclav]  etwas  verschuldet,  und  den 
übrigen  Gläubigern  nach  Maassgabe  ihrer  Antheile  getheilt  wer- 
den solle.  Wenn  sich  nun  einer  von  den  Gläubigern  beschwert, 
dass  ihm  zuwenig  zugetheilt  worden  sei,  so  giebt  ihm  [der 
Prätor],  weil  er  dem  Herrn  die  Theilung  selbst  gestattet,  die 
Klage  [gegen  diesen] ,  welche  die  Vertheilungsklage  heisst. 
4.  Ausserdem  giebt  es  noch  eine  Klage  in  Betreff  des  Sonder- 
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guts,  und  dessen,  was  in  den  Nutzen  des  Herrn  verwendet 
worden  ist,  so,  dass  wenn  ein  Geschäft  auch  ohne  den  Wil- 
len des  Herrn  eingegangen  worden,  dennoch  derselbe  für  das, 
was  in  seinen  Nutzen  verwendet  ist,  ganz,  und  wenn  dies 
nicht  geschehen  ist,  soweit  haften  muss,  als  das  Sondergut 
reicht.  Für  in  den  JNutzen  des  Herrn  verwendet  wird  Alles 
angesehen,  was  der  Sclav  als  nothwendig  für  ihn  angewendet 
hat,  z.B.  wenn  er  Geld  geborgt,  und  damit  dessen  Gläubiger 
befriedigt,  oder  den  Einsturz  drohende  Gebäude  gestützt,  oder 
für  sein  Hauswesen  Getraide  gekauft,  oder  auch  ein  Landgut, 
oder  sonst  eine  nöthige  Sache  erhandelt  hat.  Wenn  daher 
z.  B.  dein  Sclav  von  zehn  Goldstücken,  die  er  vom  Titius 
erborgte,  deinem  Gläubiger  fünf  gezahlt,  die  übrigen  fünf  aber 
auf  irgend  eine  Weise  verbraucht  hat,  so  wirst  du  auf  fünf 
ganz  verurtheilt  werden,  auf  die  übrigen  fünf  nur  insoweit, 
als  das  Sondergut  reicht.  Hieraus  erhellt ,  dass ,  wenn  alle 
zehn  Goldstücke  in  deinen  Nutzen  verwendet  worden  sind, 
Titius  die  ganze  Summe  verlangen  könne.  Denn  wenn  es  auch 
nur  eine  Klage  ist,  womit  über  das  Soudergut,  und  über  das, 
was  in  den  Nutzen  des  Herrn  verwendet  worden  ist,  geklagt 
wird,  so  zieht  sie  doch  eine  doppelte  Verurtheilung  nach  sich. 
Es  pflegt  daher  der  Richter,  von  dem  diese  Klage  verhandelt 
wird,  vorher  zu  untersuchen,  ob  eine  Verwendung*  in  den 
Nutzen  des  Herrn  geschehen  sei,  und  er  schreitet  nur  dann 
zur  Abschätzung  des  Sonderguts,  wenn  entweder  gar  nichts, 
oder  nur  ein  Theil  in  den  Nutzen  des  Herrn  verwendet  wor- 
den ist.  Bei  Untersuchung-  der  Frage,  wie  gross  das  Sonder- 
gut sei,  wird  zuvörderst  das  abgezogen,  was  der  Sclav  dem 
Herrn  oder  dem,  der  sich  in  dessen  Gewalt  befindet,  verschul- 
det ;  nur  der  Ueberrest  wird  als  Sondergut  angesehen.  Zu- 
weilen wird  aber  das,  was  der  Sclav  demjenigen  verschuldet, 
der  sich  in  der  Gewalt  des  Herrn  befindet,  vom  Soudergute 
nicht  abgezogen,  z.  B.  wenn  dieser  selbst  dazu  gehört ;  hier- 
mit ist  gemeint,  dass,  was-  ein  Sclav  seinem  Untersclaven 
verschuldet,  von  seinem  Sondergute  nicht  abgezogen  werden 
kann. 

5.  Uebrigens  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  auch  der, 
welcher  [mit  einem  Sclaven]  auf  Befehl  seines  Herrn  contra- 
liirt  hat,  dem  die  SchifFsrheder-  oder  Factorklage  zusteht, 
auch  die  Klage  über  das  Sondergut  und  über  die  Verwendung" 
in  den  Nutzen  des  Herrn  erheben  könne.  Er  würde  aber  sehr 
thöricht  handeln,  wenn  er  die  Klage,  wodurch  er  am  leich- 
testen das  Ganze  aus  dem  Contract  erlangen  kann ,  nicht  er- 
greift, sondern  sich  der  Schwierigkeit  des  Beweises  aussetzt, 
dass  eine  Verwendung  in  den  Nutzen  des  Herrn  Statt  gefun- 
den habe,  oder  dass  der  Sclav  ein  Sondergut  besitze,  und  zwar 
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soviel,  dass  ihm  das  Ganze  bezahlt  werden  könne.  Anch  der, 
dem  die  Vertheilungsklage  zusteht,  kann  wegen  des  Sonderguts 
und  der  Verwendung  in  den  Nutzen  klagen.  Für  diesen  ist 
allerdings  bald  die  Vertheilungsklage ,  bald  die  wegen  des 
Sonderguts,  bald  die  wegen  der  Nutz  Verwendung  vorteilhaf- 
ter. Die  erste  darum ,  weil  hierbei  der  Herr  in  keinem  Vor- 
theil steht,  d.  h.  nicht  das  abgezogen  wird,  was  dem  Herrn 
verschuldet  wird,  sondern  er  sich  in  gleichem  Rechtsverhältniss 
mit  den  übrigen  Gläubigern  befindet.  Bei  der  Klage  über  das 
Sondergut  wird  aber  die  Forderung  des  Herrn  vorher  abgezogen, 
nnd  der  Herr  kann  nur  das  Uebrige  dem  Gläubiger  [heraus- 
zuzahlen]  verurtheilt  werden.  Wegen  des  Sonderguts  zu  kla- 
gen, ist  aber  darum  vortheilhaft ,  weil  bei  dieser  Klage  auf 
das  ganze  Sondergut  Rücksicht  genommen  wird,  bei  der  Ver- 
theilungsklage aber  nur  auf  soviel,  wie  zum  Geschäft  verwendet 
worden  ist.  Denn  man  kann  mit  dem  dritten,  oder  vierten, 
oder  einem  noch  geringem  Theile  des  Sonderguts  ein  Geschäft 
eingehen,  ein  grösserer  aber  in  Grundstücken  oder  Sclaven 
bestehen,  oder  auf  Zins  ausgeliehen  sein.  Je  nachdem  es 
also  vortheilhafter  ist,  darf  man  diese  oder  jene  Klage  wählen. 
Wer  es  freilich  beweisen  kann,  dass  eine  Verwendung  in  den 
Nutzen  des  Herrn  geschehen  sei ,  thut  am  besten ,  wegen  der 
Nutzverwendung  zu  klagen.  6.  Was  Wir  von  Sclaven  und 
Herrn  gesagt  haben,  dasselbe  verstehen  Wir  vom  Sohn  und 
der  Tochter,  oder  dem  Enkel  und  der  Enkelin  und  dem  Vater 
und  Gross vater,  in  dessen  Gewalt  sich  diese  befinden. 

7.  Bei  diesen  Personen  ist  nur  das  zu  beobachten,  dass 
der  Macedonianische  Senatsbeschluss  verbietet,  denjenigen  Geld 
zu  leihen,  die  sich  in  väterlicher  Gewalt  befinden;  es  wird 
auch  demjenigen,  welcher  es  geliehen  hat,  sowenig  gegen  den 
Sohn  und  die  Tochter,  Enkel  und  Enkelin,  mögen  sie  noch 
in  der  väterlichen  Gewalt,  oder  nach  dem  Tode  des  Vaters 
oder  durch  Entlassung  aus  der  Gewalt  eignen  Rechtens  gewor- 
den sein,  als  gegen  den  Vater  und  Grossvater,  mag  er  jene 
noch  in  der  Gewalt  haben,  oder  nicht,  eine  Klage  gegeben. 
Dies  hat  der  Senat  darum  so  verordnet,  weil  öfters  mit  Schul- 
den belastete  [Kinder],  die  das  geliehene  Geld  verschwelgten, 
dem  Leben  ihrer  Eltern  nachstellten. 

8.  Ueberhaupt  müssen  Wir  darauf  aufmerksam  machen  1  s9), 
dass,  was  auf  Befehl  des  Vaters  oder  des  Herrn  contrahirt, 
oder  in  ihren  Nutzen  verwendet  worden  ist,  unmittelbar  vom 

159)  Warum,  kann  man  billig  fragen,  sind  aber  die  prätorischen 
Klagen  eingeführt,  wenn  die  civilrechtlichen  zu  demselben 
Zweck  ausreichen?  —  Sehr,  stellt  die  sehr  wahrscheinliche 
Vermuthung  auf,  dass  die  letztern  erst  später  diese  Ausdeh- 
nung nach  und  nach  erhalten  haben. 
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Vater  oder  Herrn  selbst  eingeklagt  werden  könne,  wie  wenn 
mit  ihnen  ursprünglich  selbst  das  Geschäft  eingegangen  worden 
wäre.  Auch  der,  gegen  den  die  Schiffsrheder-  oder  Factor- 
klage  Statt  hat,  kann  unmittelbar  belangt  werden,  weil  auch 
angenommen  wird,  dass  auf  seinen  Befehl  contrahirt  worden  sei. 

Achter  Titel. 

De  noxalibtis  actionibus» 
{Von  den  JV ' oocalldagen.) 
Aus  Uebelthaten  der  Sclaven,  die  z.  B.  einen  Diebstahl 
oder  Raub  begangen,  oder  Schaden  angerichtet,  oder  eine  In- 
jurie verübt  haben,  entstehen  die  Noxalklagen,  wonach  den 
verurtheilten  Herrn  freisteht,  entweder  die  Streitwürderung 
zu  ersetzen,  oder  den  Sclaven  selbst  für  den  Schaden  auszu- 
liefern. 1.  Noxa  heisst  der  Körper,  welcher  den  Schaden  an- 
gerichtet hat,  d.h.  der  Sclav;  noxia  aber  die  Missethat  selbst, 
also  Diebstahl,  Schaden,  Raub,  Injurie.  2.  Vernunftgründe 
erlauben  es,  von  der  Auslieferung  [des  Schadenstifters]  Gebrauch 
zu  machen,  denn  es  wäre  unbillig,  dass  die  Nichtswürdigkeit 
[der  Sclaven]  ihren  Herrn  über  [den  Werth]  ihrer  Körper  selbst 
noch  sollte  nachtheilig  werden  können.  3.  Derjenige  Herr, 
welcher  mit  einer  Noxalklage  wegen  seines  Sclaven  belangt 
ist,  wird  [daher],  wenn  er  dem  Kläger  denselben  ausliefert, 
von  jener  befreiet,  und  nicht  weniger  wird  das  Eigenthum 
an  dem  Sclaven  für  immer  von  seinem  Herrn  übertragen. 
Hat  aber  der  Sclav  demjenigen,  welchem  er  ausgeliefert  wor- 
den ist,  den  Schaden  mit  Gelde  ersetzt,  so  wird  der  Sclav 
mit  Hülfe  des>  Prätors ,  selbst  wider  den  Willen  seines  Herrn, 
frei.  4.  Die  Noxalklagen  sind  entweder  in  Gesetzen  oder  in 
dem  Edicte  des  Prätors  begründet ;  in  den  Gesetzen  z.  B.  die 
Diebstahlsklage  im  Zwölftafelgesetz,  [die  Klage]  wegen  wider- 
rechtlichen Schadens  im  Acjuilischen  Gesetz ;  im  Edicte  des  Prä- 
tors z.  B.  die  wegen  Injurien  und  Raub.  5.  Jede  Noxalklage 
folgt  dem  Sclaven  selbst,  denn  hat  dein  Sclav  Schaden  ange- 
richtet, so  geht  die  Klage,  so  lange  er  in  deiner  Gewalt  ist, 
gegen  dich,  ist  er  in  eines  Andern  Gewalt  gekommen,  so 
geht  die  Klage  gegen  diesen  über,  ist  er  freigelassen  worden, 
so  haftet  er  unmittelbar  selbst,  und  die  Auslieferung  findet 
nicht  Statt.  Im  umgekehrten  Fall  wird  aber  die  unmittelbare 
Klage  zur  Noxalklage,  denn  wenn  ein  freier  Mensch  einen 
Schaden  angerichtet  hat,  und  derselbe  darauf  dein  Sclav  ge- 
worden ist  (was  in  einigen  Fällen,  wie  Wir  im  ersten  Buche 
gelehrt  haben,  geschehen  kann),  so  wird  dadurch  gegen  dich 
eine  Noxalklage  begründet,  die  vorher  unmittelbar  gewesen 
wäre.  6.  Stiftet  ein  Sclav  seinem  Herrn  einen  Schaden,  so 
entsteht  keine  Klage,  denn  zwischen  dem  Herrn  und  dem, 
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der  sich  in  seiner  Gewalt  befindet,  kann  keine  Verbindlichkeit 
entstehen.  Wenn  daher  der  Sclav  auch  in  fremde  Gewalt 
gekommen,  oder  freigelassen  worden  ist,  so  kann  dennoch  so 
wenig-  wider  ihn  selbst,  als  gegen  den,  in  dessen  Gewalt  er 
nunmehr  ist,  geklagt  werden.  Hat  daher  ein  fremder  Sclav 
dir  Schaden  gestiftet  und  ist  derselbe  nachher  in  deine  Gewalt 
gekommen,  so  fällt  die  Klage  weg,  weil  solche  Umstände 
eingetreten  sind,  unter  denen  sie  nicht  bestehen  kann.  Du 
kannst  daher,  selbst  wenn  derselbe  wieder  aus  deiner  Gewalt 
getreten  ist,  dennoch  ebensowenig  klagen,  wie  der  Sclav, 
wenn  der  Herr  gegen  ihn  etwas  begangen  hat,  sogar  wenn 
er  freigelassen  oder  veräussert  worden  ist,  eine  Klage  gegen 
den  Herrn  haben  kann. 

7.  Die  Alten  liessen  die  [Auslieferung]  auch  rücksichtlich 
der  Hauskinder  beiderlei  Geschlechts  zu.  Die  vorgeschrittene 
Bildung  glaubte  diese  Härte  mit  Recht  abzuschaffen,  und  brachte 
dies  ganz  ausser  Gebrauch.  Denn  wer  konnte  es  über  sich 
bringen,  seinen  Sohn,  oder  gar  seine  Tochter  einem  Andern 
an  Schadens  Statt  auszuliefern,  wo  der  Vater  durch  den  Sohn 
mehr  leiden  würde,  als  dieser  selbst,  bei  dem  weiblichen  Ge- 
schlecht aber  die  Erhaltung  der  Sittsamkeit  dies  um  so  mehr 
verbietet  ?  Daher  liess  man  [später]  die  Noxalklagen  nur  gegen 
den  Sclaven  zu,  indem  Wir  bei  den  alten  Erklärern  der  Ge- 
setze oft  gesagt  finden ,  dass  Hauskinder  wegen  ihrer  Vergehen 
selbst  belangt  werden  können. 

Neunter  Titel. 

St  quadrupes  pauperiem  fecisse  dicatur* 
{Von  dem  durch  ein  vierfiissiges  Thier  angerichteten  Schaden.} 
Wegen  von  vernunftlosen  Thieren  aus  Muthwillen,  Wuth 
oder  Wildheit  angerichteten  Schadens  ist  eine  Noxalklage  im 
Zwölftafelgesetz  begründet.  Werden  diese  Thiere  selbst  an 
Schadens  Statt  ausgeliefert,  so  wird  der  Beklagte  frei,  weil 
es  im  Zwölftafelgesetz  so  geschrieben  steht,  z.  B.  wenn  ein 
auszuschlagen  pflegendes  Pferd  mit  dem  Huf  geschlagen,  oder 
ein  stössiger  Ochs  mit  den  Hörnern  gestossen  hat.  Diese  Klage 
findet  [nur]  bei  den  [Thieren]  Statt,  welche  gegen  ihre  Natur 
etwas  gethan  haben;  ist  ihnen  Wildheit  angeboren,  so  fällt  sie 
weg.  Ist  daher  [z.  B.]  ein  Bär  seinem  Eigenthümer  entlaufen, 
und  hat  dann  Schaden  angerichtet,  so  kann  dieser  nie  belangt 
werden,  weil  er,  sobald  das  Thier  entflieht,  aufhört,  Eigen- 
thümer zu  sein.  Panperies  (Schaden  eines  Thieres)  ist  ein 
ohne  Rechtswidrigkeit  dessen,  der  ihn  angerichtet  hat,  ent- 
standener Schade,  denn  von  einem  Thiere  kann  man  nicht 
sagen,  dass  es  eine  Rechtswidrigkeit  begangen  habe,  weil  es 
vernunftlos  ist.    Dies  von  der  Noxalklage. 
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1.  Uebrigens  ist  zu  wissen,  dass  im  Aedilitischen  Edict 
verboten  ist,  einen  Hund,  Ochsen,  Eber,  Bar  [oder]  Löwen 
dabin  zu  stellen,  wo  ein  gewöhnlicher  Weg  ist;  ist  hiergegen 
gehandelt  und  einem  freien  Menschen  ein  Schade  zugefügt 
worden,  so  wird  der  Eigen thiimer  vom  Richter  auf  so  hoch 
verurtheilt,  wie  es  diesem  recht  und  billig  scheint,  an  andern 
Sachen  aber  auf  das  Doppelte  des  angerichteten  Schadens. 
Ausser  diesen  Aedilitischen  Klagen  findet  auch  eine  besondere 
Klage  für  diesen  Fall  (de  pauperie)  Statt,  denn  von  Klagen, 
die  denselben  Zweck  haben,  zumal  von  Straf  klagen,  hebt  nie 
die  eine  die  andere  auf160). 

Zehnter  Titel. 

De  iisy  per  quos  agere  possu?nus. 

(Von  denjenigen  ,  durch  welche  man  Magen  7cann.) 

Wir  müssen  bemerken,  dass  jeder  Mensch  in  seinem  eige- 
nen oder  in  fremdem  Namen  klagen  kann,  in  fremdem  Namen 
z.  B.  als  Geschäftsbesorger,  Vormund  und  Curator,  obschon 
ehedem  in  fremdem  Namen  zu  klagen  nicht  gebräuchlich  war, 
ausser  für  das  Volk,  für  die  persönliche  Freiheit  und  bei  der 
Vormundschaft.  Ueberdies  war  es  nach  dem  Hostilischen 
Gesetz  erlaubt,  wegen  Diebstahls  im  Namen  derer  zu  klagen, 
die  in  feindlicher  Gefangenschaft  oder  in  Staatsgeschäften  ab- 
wesend waren,  oder  sich  in  der  Vormundschaft  eines  solchen 
befanden.  Weil  es  aber  nicht  geringe  Unbequemlichkeit  ver- 
ursacht, in  fremdem  Namen  weder  klagen,  noch  eine  Klage 
beantworten  zu  können,  so  fing  man  an,  durch  Geschäftsbesor- 
ger vor  Gericht  zu  streiten,  denn  Krankheit,  Alter,  notwen- 
dige Reisen  und  viele  andere  Gründe  verursachen  oft  Hinder- 
nisse, eine  Sache  selbst  zu  führen.  1.  Ein  Geschäftsbesorger 
braucht  weder  mit  bestimmten  Worten ,  noch  in  Gegenwart  des 
Gegners  bestellt  zu  werden,  ja  sogar  meist  ohne  dessen  Wis- 
sen. Denn  Jeder,  dem  man  gestattet,  eine  Sache  zu  führen, 
oder  zu  vertheidigen ,  wird  als  Geschäftsbesorger  angesehen. 
2.  Wie  Vormünder  und  Curatoren  bestellt  werden,  ist  im  er- 
sten Buche  gezeigt  worden. 

Elfter  Titel. 

De  satisdationibus. 
(  Von  Bürgschaftsbestellungen. ) 
Die  Alten  hatten  eine  andere  Art  und  Weise  der  Bürg- 
schaftsbestellungen, als  die  Neuern  durch  Gebrauch  angenoin- 


160)  Ueber  diesen  Schlusssatz  vgl.  Sehr, 
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men  haben.  Ehedem  wurde,  wenn  anf  eine  Sache  Klage  er- 
hoben ward,  der  Besitzer  angehalten,  [dafür]  Bürgschaft  zu 
bestellen,  dass  wenn  er  den  Process  verlöre,  und  die  Sache 
weder  selbst,  noch  die  Streitwürderung  herausgäbe,  dem  Klä- 
ger freistehen  sollte,  entweder  ihn  [persönlich  l61)]  zu  ver" 
klagen,  oder  seine  Bürgen.  Diese  Bürgschaftsbestellung  hiess : 
das  Erkannte  zu  leisten.  Woher  sie  so  genannt  ward, 
ist  leicht  zu  begreifen,  denn  es  stipulirte  hier  [der  Kläger], 
dass  ihm  das  geleistet  werde,  worauf  erkannt  würde.  Um 
so  mehr  musste  nun  derjenige,  gegen  den  eine  Klage  auf  eine 
Sache  erhoben  ward,  Bürgschaft  bestellen,  wenn  er  in  frem- 
dem Namen  sich  in  den  Rechtsstreit  einliess.  Wer  auf  eine 
Sache  Klage  erhob,  wurde,  wenn  er  in  eigenem  Namen  klagte, 
nicht  zur  Bürgschaftsbestellung  angehalten.  Ein  Geschäftsbesor- 
ger  musste  aber,  wenn  er  eine  solche  erhob,  Bürgschaft  be- 
stellen, dass  der  Eigenthümer  seine  Genehmigung 
ertheilen  werde,  denn  sonst  lief  man  Gefahr,  dass  der 
Eigenthümer  über  dieselbe  Sache  noch  einmal  Streit  erhob. 
Vormünder  und  Curatoren  mussten  nach  den  Worten  des  Edicts 
auf  dieselbe  Art  wie  Geschäftsbesorger  Bürgschaft  bestellen; 
zuweilen  wurde  ihnen,  wenn  sie  klagten,  die  Bürgschafts- 
bestellung erlassen.  So  war  es  bei  Klagen  auf  eine  Sache. 
1.  Wenn  aber  eine  persönliche  Klage  [erhoben  ward],  so  fand 
zwar  von  Seiten  des  Klägers  dasselbe  Statt,  was  Wir  von  den 
Klagen  auf  eine  Sache  gesagt  haben ,  von  Seiten  des  Beklag- 
ten hingegen  musste  l62),  wenn  er  in  fremdem  Namen  auftrat, 
jedenfalls  Bürgschaft  bestellt  werden,  weil  ohne  solche  in 
einer  fremden  Sache  Niemand  als  ein  zulässiger  Vertheidiger 
angesehen  werden  kann.  Wird  aber  Jemand  im  eigenen  Na- 
men persönlich  beklagt,  so  brauchte  er  keine  Bürgschaft  dafür, 
das  Erkannte  zu  leisten,  zu  bestellen. 

2.  Heutigen  Tages  ist  dies  anders.  Mag  Jemand  mit  einer 
Klage  auf  eine  Sache  oder  einer  persönlichen  Klage  in  eigenem 
Namen  belangt  werden ,  er  braucht  keine  Bürgschaft  mehr  für 
die  Streitwürderung  zu  bestellen,  sondern  es  wird  [dagegen 
der  Umstand],  dass  er  bis  zum  Ende  des  Streites  sich  vor  Ge- 
richt stelle,  entweder  nur  für  seine  Person  seinem  eidlichen 
Versprechen  anheimgestellt,  was  man  eine  eidliche  Sicherheits- 
bestellung nennt,  oder  er  wird  zu  einem  blossen  Versprechen, 


161)  Weil  nämlich  nun  aus  der  Stipulation  geklagt  ward. 

162)  Unser  Text  hat  aus  dem  Gajus  hier  debet  restituirt; 
dem  Zusammenhang  nach  müsste  aber  das  Imperfectnm  de- 
bebat  stehen,  und  wenn  einmal  eiue  neue  Lesart  zu  con- 
jecturiren  ist,  so  dürfte  die  letztere  besser  sein;  s.  §.  2  zu 
Anfang. 
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oder  einer  Bürgschaft,  nach  Rücksicht  auf  die  Person,  ange- 
halten. 

3.  Wird  der  Rechtsstreit  hingegen  durch  einen  Geschäfts- 
besorger  angestellt  oder  aufgenommen,  so  muss  derselbe,  wenn 
es  auf  Seiten  des  Klägers  der  Fall  und  weder  eine  Vollmacht 
bereits  bei  den  Acten  ist,  noch  der  Eigenthiimer  des  Streits 
im  Gericht  gegenwärtig  die  Person  seines  Anwalts  bestätigt, 
dafür  Bürgschaft  bestellen,  dass  der  Eigenthiimer  seine  Ge- 
nehmigung ertheilen  werde;  dasselbe  wird  auch  beobachtet, 
wenn  ein  Vormund  oder  Curator,  oder  andere  dergleichen 
Personen,  welche  die  Leitung  fremder  Angelegenheiten  über- 
kommen, durch  einen  Andern  gegen  Jemanden  einen  Rechts- 
streit anstellen.  4.  Will  der  Verklagte  selbst  gegenwärtig 
einen  Geschäftsbesorger  bestellen,  so  kann  er  entweder  selbst 
ins  Gericht  gehen  und  seines  Geschä'ftsbesorgers  Person  durch 
Bürgschaftsbestellung,  das  Erkannte  zu  leisten,  mittelst  einer 
feierlichen  Stipulation  bestätigen,  oder  aussergerichtlich  eine 
Bürgschaft  bestellen,  wodurch  er  selbst  als  der  Bürge  seines 
Geschä'ftsbesorgers  in  Ansehung  aller  Bürgschaftsclauseln ,  das 
Erkannte  zu  leisten,  auftritt;  hierbei  muss  er  auch  mit  seinem 
Vermögen  Hypothek  bestellen,  mag  er  gerichtlich  versprochen 
oder  aussergerichtlich  sich  anheischig  gemacht  haben,  so  dass 
sowohl  er,  als  seine  Erben,  verpflichtet  werden,  wobei  noch 
ausserdem  eine  andere  Vorsichtsmaassregel  oder  Bürgschafts- 
bestellung  wegen  seiner  eigenen  Person  zu  leisten  ist,  dass  er 
nämlich  zur  Zeit  des  Urtheilspruchs  vor  Gericht  erscheinen 
wolle,  oder,  wenn  er  nicht  kommen  würde,  der  Bürge  Alles 
leisten  werde,  was  die  Verurtheilung  enthält,  wenn  nicht  ap- 
pellirt  würde. 

5.  Will  aber,  wenn  in  irgend  einer  Sache  der  Beklagte 
nicht  anwesend  ist ,  ein  Anderer  seine  Vertheidigung  überneh- 
men, so  kann  er,  ohne  Unterschied,  ob  es  eine  Klage  auf 
eine  Sache  oder  eine  persönliche  Klage  ist,  dies  thun,  jedoch 
nur,  wenn  er  Bürgschaft,  das  Erkannte  zu  leisten,  für  die 
Streitwürderung  bestellt.  Denn  nach  der  alten  Regel  wird, 
wie  Wir  schon  oben  gesagt  haben,  Niemand  für  einen  zuläs- 
sigen Vertheidiger  einer  fremden  Sache  ohne  Bürgschaftsbestel- 
lung angesehen.  6.  Dies  erhellt  auch  deutlich  und  vollkommen 
aus  dem  täglichen  Gebrauch  in  den  Gerichten  und  aus  dem 
Beispiel  der  Sachen  selbst.  7.  Diese  Form  soll  nicht  nur  in 
dieser  Unserer  Residenzstadt,  sondern  auch  in  allen  Unsere 
Provinzen  gelten,  wenn  es  auch  aus  Unkunde  anders  gehalten 
werden  sollte,  weil  es  nö'thig  ist,  dass  alle  Provinzen  dem 
Haupt  Unserer  Staaten,  d.  h.  dieser  Residenzstadt  und  ihren 
Gewohnheiten,  folgen. 
Corp.  jur.  civ.  I.  13 
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Zwölfter  Titel. 

De  perpeiuis  et  1  empor  alibus  actionibus  et  quae 

ad  heredes  et  in  heredes  transeunt. 
{Von  immerwährenden  und  zeillichen  Klagen  und  denen,  welche 
auf  und  gegen  die  Erben  übergehen,) 

Wir  müssen  liier  bemerken,  dass  diejenigen  Klagen, 
welche  aus  einem  Gesetz,  Senatsbeschluss ,  oder  aus  kaiser- 
lichen Constitutionen  entspringen,  im  Alterthum  immerwäh- 
rend zuständig  blieben,  bis  endlich  [spatere]  kaiserliche  Ver- 
ordnungen sowohl  den  persönlichen  als  den  Riagen  auf  eine 
Sache  Grenzen  [der  Dauer]  setzten.  Diejenigen,  welche  aus 
der  Gerichtsbarkeit  des  Prätors  hervorgehen,  dauern  aber  meist 
[nur]  ein  Jahr,  denn  das  Amt  desselben  dauerte  auch  nur  ein 
Jahr.  Mitunter  werden  sie  auf  immerwährende  [Dauer]  aus- 
gedehnt, d.h.  bis  zu  der  durch  die  Constitutionen  eingeführten 
Grenze,  wohin  die  gehören,  welche  der  Prätor  dem  Nach- 
lassbesitzer und  den  übrigen  Personen,  welche  Erbenstelle 
vertreten,  gewährt.  Auch  die  Klage  wegen  offenbaren  Dieb- 
stahls ist,  wenn  sie  gleich  aus  der  Gerichtsbarkeit  des  Prätors 
hervorgeht,  doch  von  immerwährender  Dauer;  denn  er  hielt 
es  für  widersinnig,  sie  auf  ein  Jahr  zu  beschränken. 

1.  Nicht  aber  alle  Klagen,  welche  gegen  Jemanden  ent- 
weder dem  Rechte  selbst  zufolge  Statt  haben,  oder  vom  Prä- 
tor gegeben  werden,  finden  auch  gegen  den  Erben  Statt, 
oder  werden  gegen  denselben  gegeben;  denn  es  ist  eine  un- 
bestrittene Rechtsregel,  dass  die  Straf  klagen  aus  Verbrechen, 
z.  B.  wegen  Diebstahls,  Raubs,  Injurien  und  rechtswidrigen 
Schadens  gegen  den  Erben  [des  Thäters]  nicht  Statt  finden ; 
auf  die  Erben  aber  gehen  diese  Klagen  über  und  werden 
ihnen  nicht  verweigert,  ausgenommen  die  Injurienklage  und 
wr eiche  sonst  dieser  ähnlich  ist.  Zuweilen  hat  man  aber  auch 
aus  dem  Contracte  gegen  den  Erben  keine  Klage,  wenn  der 
Erblasser  arglistig  gehandelt  und  an  den  Erben  nichts  durch 
diese  Arglist  gelangt  ist.  Straf  klagen,  von  denen  Wir  oben 
gesprochen  haben,  gehen  aber,  wenn  zwischen  den  Haupt- 
personen bereits  darüber  ein  Verfahren  eingeleitet  worden  ist, 
sowohl  gegen  als  auf  die  Erben  über. 

2.  Es  ist  noch  übrig,  zu  bemerken,  dass,  wenn  der  Ver- 
klagte vor  der  rechtlichen  Entscheidung  den  Kläger  befriedigt, 
dem  richterlichen  Amte  obliegt,  ihn  freizusprechen,  wenn  er 
gleich  zur  Zeit,  da  er  sich  auf  den  Process  einliess,  den 
Umständen  nach  verurtheilt  werden  inusste.  Daher  pflegte 
man  sonst  zu  sagen,  dass  bei  jedem  Rechtsstreit  Lossprechimg' 
erfolge. 
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Dreizehnter  Titel. 

De  exceptionibus* 
{Kon  den  Einreden.) 
Es  folgt  nun,  dass  Wir  von  den  Einreden  Landein.  Die 
Einreden  dienen  zur  Vertheidigung  der  Verklagten,  denn  es 
tritt  oft  der  Fall  ein,  dass  wenn  die  Klage,  deren  sich  der 
Kläger  bedient,  [an  sich]  rechtlich  [begründet]  ist,  sie  doch 
unbillig  gegen  den  wäre,  der  verklagt  wird.  1.  Z.B.  wenn 
du  aus  Furcht  gezwungen,  oder  durch  Arglist  verleitet,  oder 
in  Irrthum  befangen ,  dem  Titius  mittelst  Stipulation  versprochen 
hast,  was  du  ihm  nicht  hättest  [versprechen]  sollen,  so  ist  es 
klar,  dass  du  nach  bürgerlichem  Rechte  verpflichtet  bist,  und 
diejenige  Klage,  wodurch  verlangt  wird,  dass  du  [das  Ver- 
sprochene] geben  sollest,  von  Wirksamkeit  ist;  aber  es  ist 
unbillig,  dass  du  verurtheilt  wirst.  Deshalb  wird  dir  die  Ein- 
rede [des]  aus  Furcht  oder  Arglist  [Geschehenen]  oder 
auf  das  Geschehene,  um  die  Klage  zu  bestreiten,  gegeben. 

2.  Dasselbe  ist  Rechtens,  wenn  Jemand  gleichsam,  als  wollte 
er  dir  creditiren,  Geld  stipulirt,  aber  es  dir  nicht  gezahlt  hat. 
Hier  ist  es  gewiss,  dass  jener  von  dir  das  Geld  verlangen  könne, 
denn  du  musst  es  ihm  geben,  weil  du  aus  der  Stipulation  haf- 
test. Weil  es  aber  unbillig  ist,  dass  du  in  diesem  Fall  ver- 
urtheilt werdest,  so  ist  es  dir  gestattet,  dich  mit  der  Einrede 
des  nicht  gezahlten  Geldes  zu  schützen,  deren  Frist  Wir  dem- 
gemass,  was  schon  in  den  vorigen  Büchern  gesagt  worden  ist, 
durch  eine  von  Uns  erlassene  Constitution  eingeschränkt  haben. 

3.  Ferner  bleibt  der  Schuldner,  welcher  mit  dem  Gläubiger 
den  Vertrag  eingegangen  ist,  dass  das  [schuldige]  Geld  nicht 
soll  wiedergefordert  werden  können ,  nichts  desto  weniger  ver- 
pflichtet, weil  durch  ein  vertragsmässiges  Uebereinkommen  die 
Verbindlichkeiten  nicht  gänzlich  aufgelöst  werden ;  daher  ist 
gegen  ihn  die  Klage  wirksam,  wenn  der  Kläger  so  klagt: 
wenn  es  scheint,  dass  er  geben  müsse;  weil  es  aber 
unbillig  ist,  ihn  dem  Vertrage  zuwider  zu  verurtheilen,  so 
schützt  ihn  die  Einrede  des  vertragsmässigen  Uebereinkommens. 

4.  Ebenso  bleibt  der  Schuldner,  der  den  vom  Gläubiger  ihm 
zugeschobenen  Eid  leistet,  dass  er  nichts  zu  geben  nö'thig  habe, 
dennoch  verpflichtet;  weil  es  aber  unbillig  ist,  über  den  Mein- 
eid eine  Untersuchung  anzustellen,  so  schützt  ihn  die  Einrede 
des  Schwurs.  Auch  bei  den  Klagen,  womit  auf  eine  Sache 
geklagt  wird,  sind  [zuweilen]  Einreden  nicht  minder  nothwen- 
dig,  z.  B.  wenn  der  Kläger  dem  Besitzer  den  Eid  zuschiebt 
und  dieser  schwört,  die  Sache  sei  sein,  nichts  desto  weniger 
aber  der  Kläger  [von  Neuem]  auf  dieselbe  klagt.    Denn  wenn 

13* 
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es  auch  wahr  ist,  was  er  verlangt,  d.  h.  dass  die  Sache  ihm 
gehört,  so  ist  es  doch  unbillig,  den  Besitzer  zu  verurtheilen. 

5.  Wenn  gegen  dich  eine  Klage,  gleichviel  ob  auf  eine 
Sache,  oder  eine  persönliche,  geführt  worden  ist,  so  bleibt 
ebenfalls  die  Verpflichtung  nichts  desto  weniger  fortdauernd  1  63), 
und  es  kann  daher  dem  Rechte  selbst  zufolge  nachher  gegen  dich 
wegen  desselben  Gegenstandes  [von  Neuem]  Klage  erhoben 
werden,  allein  hier  inuss  dir  mit  der  Einrede  der  rechtlich 
entschiedenen  Sache  geholfen  werden  1  6  *). 

6.  Diese  Beispiele  mögen  genügen;  aus  wie  vielen  und 
mannigfachen  Gründen  ausserdem  Einreden  nothwendig  sind, 
kann  man  aus  den  ausführlichem  Büchern  der  Digesten  oder 
Pandecten  sehen.  7.  Dieselben  entspringen  theils  aus  den  Ge- 
setzen oder  denjenigen  Verordnungen ,  die  Gesetzeskraft  haben, 
theils  aus  der  Gerichtsbarkeit  des  Prätors.  8.  Von  den  Ein- 
reden heissen  manche  immerwährende  und  zerstörliche ,  manche 
zeitliche  und  verzögerliche.  9.  Immerwährende  und  zerstörliche 
sind  diejenigen,  welche  dem  Kläger  immerwährend  entgegen- 
stehen und  auf  immer  den  Gegenstand,  worüber  geklagt  wird, 
aufheben;  z.  B.  die  Einrede  der  Arglist,  des  aus  Furcht  Ge- 
schehenen und  des  vertragsmässigen  Uebereinkommens ,  wenn 
man  dahin  übereingekommen  ist,  dass  [schuldiges]  Geld  gar  nicht 
solle  gefordert  werden  können. 

10.  Zeitliche  und  verzögerliche  [Einreden]  sind  diejenigen, 
welche  nur  eine  Zeit  lang  [dem  Kläger]  schaden,  und  einen 
Aufschub  der  Zeit  bedingen,  wie  die  Einrede  des  vertrags- 
mässigen Uebereinkommens  dann ,  wenn  man  dahin  überein- 
gekommen ist,  dass  binnen  einer  bestimmten  Zeit  nicht  geklagt 
werden  solle,  z.  B.  [nicht]  binnen  fünf  Jahren,  denn  nach 
dieser  Zeit  hält  den  Kläger  nichts  ab ,  den  Gegenstand  zu  ver- 
folgen; derjenige,  dem  also,  wenn  er  binnen  der  bestimmten 
Zeit  klagen  will,  die  Einrede  des  vertragsmässigen  Ueberein- 
kommens oder  eine  andere  ähnliche  entgegengesetzt  wird, 
muss  seine  Klage  aufschieben  und  [kann  erst]  nach  jener  Zeit 
klagen.  Deshalb  nennt  man  diese  Einreden  aufschiebende. 
Wer  aber  ehedem  vor  der  bestimmten  Zeit  Klage  erhob,  und 
wem  dann  jene  Einrede  entgegengesetzt  ward,  und  wegen  der 
Einrede  in  diesem  Verfahren  nichts  erlangte,  der  durfte  auch 
nach  der  Zeit  keine  Klage  erheben,  weil  er  etwas  muthwilli- 
ger  Weise  zum  Gegenstand  eines  Processes  gemacht  und  ver- 
loren l6&)  hat,  und  daher  verlor  er  die  Forderung.   Wir  las- 

163)  Die  Obligation  wird  nämlich  per  rem  judicalam  durch  No- 
vation nur  dann  aufgehoben,  wenn  sie  verurtheilt,  nicht,  wenn 
sie,  wie  hier,  absolvirt. 

164)  Zur  Erläuterung  s.  d.  Glosse. 

165)  consumebant,  über  dieses  Wort  s.  Sehr. 
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sen  aber  diese  Strenge  jetzt  nicbt  mehr  Statt  finden,  sondern 
gegen  den,  der  Tor  der  Zeit  des  Uebereinkommens  oder  der 
Verbindlichkeit  sich  untersteht,  Klage  zu  erheben,  die  Consti- 
tution des  Zeno  zur  Anwendung  kommen,  welche  der  kaiser- 
liche Gesetzgeber  in  Betreff  derjenigen,  welche  der  Zeit  nach 
zuviel  gefordert  haben,  erliess,  so  dass,  wenn  [also]  der  Klä- 
ger diejenige  Frist,  welche  er  entweder  von  selbst  bewilligte, 
oder  welche  die  Natur  der  Klage  mit  sich  brachte,  unberück- 
sichtigt lässt,  diejenigen,  welche  auf  solche  Art  unrechtlicher 
Weise  angegriffen  worden  sind,  diese  doppelt  [erhalten]  und 
nach  Ablauf  derselben  nicht  eher  auf  den  [neuerhobenen]  Rechts- 
streit sich  einzulassen  nöthig  haben  sollen,  als  bis  ihnen  vorher 
alle  Kosten  des  Rechtsstreites  ersetzt  worden  sind,  so  dass  die 
Kläger,  in  Furcht  gehalten  durch  diese  Strafe,  die  Fristen  zu 
den  Klagen  gehörig  beobachten  lernen. 

11.  Ausserdem  giebt  es  auch  verzögerliche  Einreden  aus 
der  Person ,  wie  die  wegen  des  Geschäftsbesorgers ,  wenn  z.  R. 
Jemand  durch  einen  Soldaten  oder  ein  Weib  klagen  will.  Denn 
Soldaten  dürfen  weder  für  ihren  Vater,  noch  für  ihre  Mutter, 
noch  für  ihre  Frau,  selbst  nicht  nach  einem  [erhaltenen]  kaiser- 
lichen Rescript  als  Geschäftsbesorger  auftreten,  Ihre  eigenen 
Geschäfte  können  sie  aber,  ohne  ihrer  Dienstpflicht  zu  nahe 
zu  treten,  besorgen.  Diejenigen  Einreden,  welche  ehedem 
den  Geschäftsbesorgern  wegen  Infamie  ihrer  selbst,  oder  dessen, 
der  sie  bestellt  hat,  entgegengesetzt  wurden,  haben  Wir,  in 
Betracht,  dass  sie  in  den  Gerichten  selten  vorkommen,  weg- 
fallen lassen,  damit  nicht,  während  über  sie  gestritten  wird, 
der  Streit  über  die  Hauptsache  verzögert  werde. 

Vierzehnter  Titel. 
De  replicationibus. 

{Von  den  Repliken.) 
Zuweilen  tritt  der  Fall  ein,  dass  eine  Einrede,  die  auf 
den  ersten  Anblick  rechtmässig  erscheint,  doch  unbilliger  Weise 
[dem  Kläger]  schaden  würde;  wenn  dies  der  Fall  ist,  so  ist 
ein  anderes  Anführen  nöthig,  um  dem  Kläger  zu  Hülfe  zu 
kommen,  welches  Replik  heisst,  weil  dadurch  das  Recht  der 
Einrede  widerlegt  und  aufgehoben  wird  ;  nämlich  wenn  z.  B. 
Jemand  [vorher]  mit  seinem  Schuldner  dahin  ein  Uebereinkom- 
inen  getroffen  hat,  er  wolle  von  ihm  das  [geliehene]  Geld  nicht 
verlangen,  nachher  aber  [Beide]  auf  das  Gegentheil  überein- 
gekommen sind,  d.  h.  dass  der  Gläubiger  [es]  solle  verlangen 
können,  und  der  Gläubiger  [dann]  die  Klage  erhebt,  der  Schuld- 
ner aber  einwendet,  dass  er  nur  dann  verurtheilt  werdeu  könne, 
wenn  kein  Uebereinkommen  getroffen  worden  sei,  dass  der 
Gläubiger  das  Geld  nicht  verlangen  wolle,  so  bringt  jenem 
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diese  Einrede  Schaden ;  denn  man  ist  allerdings  dahin  überein- 
gekommen, und  dies  bleibt  nichts  desto  weniger  wahr,  wenn 
schon  Beide  sich  nachher  auf  das  Gegenlheil  geeinigt  haben. 
Weil  es  aber  unbillig  ist,  den  Gläubiger  hier  abzuweisen,  so 
wird  ihm  eine  Keplik  aus  dem  spatern  vertragsmassigen  Ueber- 
einkomnien  gegeben.     1.  Wiederum  aber  tritt  zuweilen  der 
Fall  ein ,  dass  eine  Replik ,  die  beim  ersten  Anblick  als  recht- 
lich  begründet  erscheint,   unbilliger  Weise   [dem  Beklagten] 
Schaden  bringt.   Wenn  dies  geschieht,  ist  ein  neues  Anführen 
nothwendig,  um  dem  Beklagten  zu  Hülfe  zu  kommen,  dieses 
heisst  Duplik.     2.  Und  wenn  diese  wieder  beim  ersten  An- 
blick als  rechtlich  begründet  erscheint,  aber  aus  einem  andern 
Grunde  dem  Kläger  unbilliger  Weise  schaden  würde,  ist  wie- 
der ein  neues  Anführen  nöthig,  wodurch  der  Kläger  sich  hel- 
fen kann,  und  dies  heisst  Triplik.    3.  Den  Gebrauch  aller  die- 
ser Einreden  führt  die  Mannigfaltigkeit  der  Geschäfte  zuweilen 
noch  weiter  als  Wir  gesagt  haben;   aus  dem  ausführlichen 
Werke   der  Pandecten   kann   man  sie  alle  leicht  erkennen. 
4.   Die   Einreden ,  wodurch   der   Schuldner  sich  vertheidigt, 
pflegen   meistens  auch   seinen  Bürgen  zu  Gute   zu  kommen, 
und  mit  Hecht,   weil  das,   was   von  ihnen   gefordert  wird, 
vom  Schuldner  selbst  gefordert  zu  werden  scheint,  indem  er 
durch  die  Auftragsklage  ihnen  das,  was  sie  für  ihn  gezahlt 
haben,  wieder  herauszugeben  angehalten  werden  kann.  Wenn 
daher  Jemand  mit  dem  Schuldner  einen  Vertrag  dahin,  dass  er 
das  [geborgte]  Geld  nicht  wieder  fordern  wolle ,  eingegangen 
ist,  so  ist  bestimmt  worden,  dass  die  Einrede  aus  dem  vertrags- 
massigen Uebereinkommen  auch  denen,  die  sich  für  ihn  ver- 
pflichtet haben,  ebenso  zu  Hülfe  kommen  solle,  wie  wenn 
auch  mit  ihnen  dasselbe  dahin  getroffen  worden  wäre,  dass 
von  ihnen  das   [geborgte]  Geld  nicht  verlangt  werden  solle. 
Manche  Einreden  hingegen  kommen  ihnen  nicht  zu  Gute  ;  denn 
wenn  [z.  B.]  der  Schuldner  sein  Vermögen  abgetreten  hat ,  und 
ein  Gläubiger  gegen  ihn  auftritt,  so  wird  er  durch  die  Einrede, 
wenn  er  seinVermögen  nicht  abgetreten,  geschützt. 
Diese  Einrede  steht  dem  Bürgen  aber  nicht  zu ,   und  zwar 
darum,  weil  der,  welcher  Andere  für  den  Schuldner  sich  ver- 
pflichtet, vorzüglich  dabei  beabsichtigt,  von  diesen  dann,  wenn 
der  Schuldner  um  sein  Vermögen  gekommen  ist,  das  Seinige 
erlangen  zu  können. 

Fünfzehnter  Titel. 
De  interdictis, 

{Von  den  Inierdicten.) 
Es  folgt  nun,  dass  Wir  von  den  Interoicten  handeln,  oder 
von  den  Klagen,  die  statt  ihrer  gebraucht  werden.   Die  Inter- 
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dicte  waren  Formen  und  Satze  in  [bestimmten]  Worten,  wo- 
durch der  Prätor  entweder  etwas  gebot  oder  verbot,  was  vor- 
züglich dann  geschah,  wenn  über  Besitz  und  Quasi  -  Besitz 
gestritten  ward. 

1.  Die  oberste  Eintheilung  der  Interdicte  ist  die,  dass  sie 
entweder  verbietende,  oder  die  Herausgabe,  oder  die 
Auslieferung  verfügende  sind.  Verbietende  sind 
solche,  wodurch  der  Prätor  untersagt,  dass  etwas  geschehe, 
z.B.  Gewalttätigkeit  gegen  Jemanden,  der  ohne  [rechtlichen] 
Mangel  besitzt,  oder  der  eine  Leiche  dahin  trägt,  wo  er  ein  Recht 
dazu  hat ,  oder  an  einem  geweihten  Ort  zu  bauen ,  oder  dass  in 
einem  öffentlichen  Flnss  oder  an  seinen  Ufern  etwas  vorgenom- 
men werde,  was  der  Schifffahrt  hinderlich  ist.  Die  Heraus- 
gabe verfügende  sind  die,  wodurch  [der  Prätor]  befiehlt, 
dass  Jemandem  etwas  ausgeantwortet  wird ,  z.B.  dem  Nachlass- 
besitzer der  Besitz  dessen,  was  ein  Anderer  von  der  Erbschaft 
als  Erbe  oder  Besitzer  inne  hat,  oder  wenn  er  dem,  welcher 
[mit  Gewalt]  aus  dem  Besitz  eines  Landgutes  gesetzt  worden  ist, 
den  Besitz  wieder  einzuräumen  befiehlt.  Die  Auslieferung 
verfügende  sind  die,  wodurch  [der  Prätor]  Jemanden  loszugeben 
befiehlt,  z.B.  denjenigen,  über  dessen  Freiheit  verhandelt  wird, 
oder  einen  Freigelassenen,  dem  der  Freilasser  Dienste  aufgeben 
will,  oder  Kinder  an  den  Vater,  in  dessen  Gewalt  sie  stehen. 
Manche  glauben,  dass  nur  diejenigen  eigentlich  Interdicte  ge- 
nannt werden,  wodurch  etwas  verboten  wird,  weil  inlerdicere 
soviel  heisst,  wie  andeuten,  verbieten,  diejenigen,  welche  die 
Herausgabe  oder  Auslieferung  verfügen,  aber  eigentlich  De- 
crete  heissen.  Es  blieb  jedoch  im  Gebrauch,  im  Allgemeinen 
Interdicte  zu  sagen,  weil  sie  inter  duos  dicuntur  (zwischen 
Zweien  gesprochen  werden). 

2.  Die  zweite  Eintheilung  der  Interdicte  ist  die,  dass  einige 
begründet  sind,  um  den  Besitz  zu  erlangen,  andere,  densel- 
ben zu  behalten,  andere  ihn  wiederzuerlangen.  3.  Den 
Besitz  zu  erlangen  wird  dem  Nachlassbesitzer  ein  Interdict  ge- 
geben, das  welchen  166)  Nachlasses  heisst;  seine  Kraft 
und  Wirkung  ist  die,  dass  was  irgend  Jemand  von  einem 
Nachlass,  dessen  Besitz  einem  Andern  ertheilt  worden  ist, 
als  Erbe  oder  Besitzer  inne  hat,  derselbe  dem,  welchem  der 
Naclilassbesitz  gegeben  worden  ist,  ausantworten  müsse.  Als 
Erbe  scheint  aber  der  zu  besitzen,  welcher  sich  für  den  Erben 
hält ;  als  Besitzer  besitzt  der,  welcher  eine  Erbschaftssache 
oder  auch  eine  ganze  Erbschaft  ohne  Recht  und  wissentlich, 
dass  ihm  dieselbe  nicht  zukomme,  besitzt.    Um  den  Besitz 


166)  quorum  bonorum,  sc.  ex  edicto  meo  Uli  possessio  data  est, 
s.  Fr.  1.  ()uor.  bon. 
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zu  erlangen,  wird  dieses  Interdict  darum  genannt,  weil  es 
nur  für  den  erspriesslich  ist,  der  zum  ersten  Male  den  Besitz 
zu  erlangen  strebt.  Wer  daher  einen  bereits  erlangten  Besitz 
verloren  hat,  dein  nützt  dieses  Interdict  nichts.  Auch  das  so- 
genannte Saiviauische  Interdict  ist  zur  Erlangung*  des  Be- 
sitzes begründet  worden,  und  es  bedient  sich  dessen  der  Eigen- 
tümer eines  Laudgutes  wegen  der  Sachen  seines  Pächters, 
welche  derselbe  für  die  Pacht  von  demselben  zum  Unterpfand 
eingesetzt  hat.  4.  Den  Besitz  zu  behalten  sind  zwei  Inter- 
dicte  gegeben,  Wie  ihr  besitzet  und  Wo  immer,  wenn 
nämlich  von  beiden  Theilen  über  das  Eigenthum  einer  Sache 
Streit  ist,  und  vorher  die  Frage  entsteht,  wer  von  beiden  be- 
sitzen und  wer  klagen  solle.  Denn  steht  vorher  nicht  fest, 
wein  von  beiden  der  Besitz  zukomme,  so  kann  keine  Eigen- 
thumsklage  angestellt  werden,  weil  es  sowohl  ein  bürgerlich- 
rechtlicher als  ein  natürlicher  Grund  mit  sich  bringt,  dass  Ei- 
ner sich  im  Besitz  befinden,  der  Andere  aber  klagen  muss. 
Weil  es  aber  viel  vorteilhafter  ist,  sich  im  Besitz  zu  befinden, 
als  zu  klagen,  so  entsteht  deshalb  meistenteils  und  fast  immer 
ein  sehr  grosser  Streit  über  den  Besitz  selbst.  Der  Vortbeil 
des  Besitzes  beruht  darin,  dass,  wenn  auch  die  Sache  dem, 
der  sie  besitzt,  nicht  gehört,  doch  der  Besitz  unverändert  bleibt, 
wenn  der  Kläger  nicht  beweisen  kann,  dass  sie  sein  sei.  Des- 
halb pflegt  auch,  wenn  das  Recht  beider  [Parteien]  duukel  ist, 
gegen  den  Kläger  entschieden  zu  werden.  Mit  dem  Interdicte 
Wie  ihr  besitzet  wird  über  den  Besitz  von  Landgütern 
oder  Gebäuden  gestritten,  mit  dem  Interdicte  Wo  immer  aber 
über  den  Besitz  von  beweglichen  Sachen.  Die  Kraft  und 
Wirksamkeit  beider  war  bei  den  Alten  sehr  verschieden.  Mit 
dem  Interdicte  Wie  ihr  besitzet  siegte  der  ob,  welcher 
zur  Zeit  der  Ertheilung  des  Interdicts  besass,  sobald  er  nur 
weder  gewaltsam,  noch  heimlich,  noch  bittweise  vom  Gegner 
besass,  wenn  er  auch  einen  Andern  gewaltsam  aus  dem  Be- 
sitz vertrieben,  oder  fremden  Besitz  heimlich  ergriffen  oder 
Jemanden  bittweise  bewogen  hatte,  ihm  den  Besitz  zu  gestat- 
ten. Mit  dem  Interdicte  Wo  immer  siegte  aber  der  ob,  der 
in  der  grossem  Hälfte  des  [laufenden]  Jahres  weder  gewaltsam, 
noch  heimlich,  noch  bittweise  vom  Gegner  besass.  Gegenwär- 
tig ist  dies  anders;  die  Wirksamkeit  beider  Interdicte  ist,  was 
den  Besitz  betrifft,  sich  gleich,  so  dass  derjenige  sowohl  bei 
einer  unbeweglichen  als  beweglichen  Sache  gewinnt,  der  zur 
Zeit  der  Einleitung  des  Verfahrens  weder  gewaltsam,  noch 
heimlich,  noch  bittweise  vom  Gegner  besitzt.  5.  Als  Besitzer 
wird  Jemand  nicht  nur  dann  angesehen,  wenn  er  selbst  be- 
sitzt, sondern  auch  wenn  ein  Anderer  in  seinem  Namen  sich 
im  Besitz  befindet,  wenn  dieser  auch  dem  Hechte  jenes  nicht 
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unterworfen  ist,  wie  z.  B.  der  Pächter  oder  Miether.  Auen 
durch  diejenigen,  bei  denen  Jemand  etwas  niedergelegt  oder 
denen  er  etwas  geliehen  hat,  wird  er  als  besitzend  angesehen. 
Dies  ist  es,  wenn  es  heisst,  es  könne  Jemand  den  Besitz 
durch  einen  jeden  behalten,  der  in  seinem  Namen  sich  im  Be- 
sitz befindet.  Ja,  es  kann  sogar  der  Besitz  allein  durch  den 
Willen  erhalten  werden,  d.  h.  so,  dass,  wenn  schon  Jemand 
weder  selbst  noch  in  seinem  Namen  ein  Anderer  sich  im  Be- 
sitz befindet,  man  dennoch  annimmt,  dass  er  denselben  behalte, 
sobald  er  nur  nicht  in  der  Absicht,  den  Besitz  aufzugeben, 
sondern  mit  dem  Willen ,  wieder  zurückzukehren,  sich  entfernt 
hat.  Durch  wen  man  den  Besitz  erwerben  könne,  haben  Wir 
im  zweiten  Buche  auseinandergesetzt.  Dass  man  aber  durch 
den  blossen  Willen  den  Besitz  nicht  erlangen  könne,  das 
liegt  ausser  Zweifel. 

6.  Ein  Interdict,  um  den  Besitz  wiederzuerlangen, 
pflegt  dann  erlassen  zu  werden,  wenn  Jemand  mit  Gewalt 
aus  dem  Besitz  eines  Landgutes  oder  Gebäudes  gesetzt  worden 
ist;  diesem  wird  das  Interdict  Von  wo  mit  Gewalt  ge- 
geben, wodurch  der,  welcher  ihn  herausgeworfen  hat,  den 
Besitz  wieder  einzuräumen  gezwungen  wird,  wenn  jener  auch 
von  diesem,  welcher  ihn  mit  Gewalt  aus  dem  Besitz  gesetzt 
hat,  [selbst]  gewaltsam,  heimlich  oder  bittweise  besass.  Nach 
den  kaiserlichen  Constitutionen  wird  aber,  wie  Wir  oben  ge- 
sagt haben ,  der ,  welcher  sich  einer  Sache  mit  Gewalt  bemäch- 
tigt hat,  wenn  sie  zu  seinem  Vermögen  gehört,  des  Eigenthums 
an  derselben  verlustig,  ist  es  aber  eine  fremde,  nach  deren 
Herausgabe  aueb  deren  Werth  dem ,  welcher  die  Gewalttätig- 
keit erlitten  hat,  zu  leisten  angehalten.  Wer  Jemanden  mit 
Gewalt  aus  dem  Besitz  vertrieben  hat,  haftet  nach  dem  Juli- 
schen  Gesetz  über  Privat-  oder  öffentliche  Gewalttätigkeit; 
wegen  der  Privatgewaltthätigkeit ,  wenn  er  ohne  Waffen  Ge- 
walt gebraucht,  wegen  öffentlicher,  wenn  er  den  erstem  mit 
Waffen  aus  dem  Besitz  vertrieben  hat.  Unter  Waffen  versteht 
man  nicht  nur  Schilder,  Schwerter  und  Helme,  sondern  auch 
Steine  und  Prügel. 

7.  Die  dritte  Einteilung  der  Interdicte  ist  die  in  einsei- 
tige und  zweiseitige.  Einseitige  sind  z.  B.  solche,  in  denen 
der  Eine  Kläger,  der  Andere  Beklagter  ist,  wie  alle  die 
Herausgabe  und  Auslieferung  verfügende;  denn  Kläger  ist  hier 
der,  welcher  verlangt,  dass  etwas  herausgegeben  oder  ausge- 
liefert werde.  Von  den  verbietenden  sind  auch  manche  einsei- 
tig, manche  zweiseitig;  einseitig  z.  B.  wenn  der  Prätor  ver- 
bietet, dass  au  einem  heiligen  Orte  oder  in  einem  öffentlichen 
Fluss  oder  an  dessen  Ufer  etwas  geschehe ;  Kläger  ist  hier  der, 
welcher  verlangt,  dass  etwas  nicht  geschehe,  Beklagter  der, 
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welcher  versucht,  etwas  [der  Art]  zu  thun.  Zweiseitig  sind 
z.  B.  das  Interdict  Wie  ihr  besitzet  und  Wo  immer; 
diese  heissen  darum  zweiseitige,  weil  hier  beide  streitende 
Theile  in  einem  gleichen  Verhältniss  stehen,  und  nicht  vorzugs- 
weise der  eine  als  Kläger,  der  andere  als  Beklagter  angesehen 
wird,  sondern  jeder  sowohl  die  Stelle  des  Klägers,  als  des 
Beklagten  vertritt. 

8.  Ueber  das  Verfahren  und  den  ehemaligen  Erfolg  der 
Interdicte  ist  gegenwärtig  zu  sprechen  überflüssig*.  Denn  so- 
bald der  Rechtsspruch  in  ausserordentlichen  Gerichten  geschieht, 
wie  heutzutage  alle  Gerichte  sind,  ist  es  unnö'thig,  ein  Interdict 
zu  geben ,  sondern  es  wird  [jetzt]  ohne  Interdicte  ebenso  Recht 
gesprochen,  wie  wenn  auf  den  Grund  derselben  eine  analoge 
Klage  gegeben  wäre. 

Sechzehnter  Titel. 
De   p  o  e  n  a    fernere  litiganfium. 

{Von  der  Strafe  der  muthwilligen  Streiter.) 

Wir  müssen  beinerklich  machen,  dass  diejenigen,  welche 
die  Rechtspflege  leiteten,  grosse  Sorgfalt  darauf  verwendet 
haben,  dass  die  Leute  nicht  so  leicht  zu  Rechtsstreitigkeiten 
schreiten  sollen,  was  auch  Uns  am  Herzen  liegt.  Es  kann 
dies  vorzüglich  dadurch  erreicht  werden,  wenn  die  Verwegen- 
heit der  Kläger  sowohl,  als  der  Beklagten,  bald  durch  Geld- 
strafen, bald  durch  die  Heiligkeit  eines  Eides,  oder  durch  die 
Furcht  vor  Schande  in  Schranken  gehalten  wird. 

I.  So  nämlich  liegt  Jedem,  der  verklagt  wird,  nach  einer 
von  Uns  erlassenen  Constitution,  die  Leistung  eines  Eides  ob; 
ehe  der  Beklagte  nicht  schwört,  dass  er  in  dem  Glauben,  ge- 
rechte Sache  zu  haben,  zum  Widerspruch  [der  Klage]  schreite, 
darf  er  seine  Einwendungen  nicht  vorbringen.  Gegen  diejeni- 
gen, welche  leugnen,  findet  in  gewissen  Fällen  eine  Klage 
auf  das  Doppelte  —  oder  Dreifache  —  Statt ;  z.  B.  wenn  we- 
gen widerrechtlichen  Schadens  oder  wegen  verehrungswürdigen 
Orten  hinterlassener  Vermächtnisse  geklagt  wird.  Gleich  von 
Anfang  an  geht  eine  Klage  auf  mehr  als  das  Einfache,  z.B. 
beim  öffentlichen  Diebstahl  auf  das  Vierfache ,  beim  heimlichen 
auf  das  Doppelte.  Denn  aus  diesen  und  einigen  andern  Grün- 
den geht  die  Klage  auf  mehr  als  das  Einfache,  [der  Beklagte] 
mag  gestehen  oder  leugnen.  Ebenso  wird  den  Unwahrheiten 
auf  Seiten  des  Klägers  ein  Zügel  angelegt ;  denn  auch  der 
Kläger  muss  nach  der  von  Uns  erlassenen  Constitution  den 
Eid  vor  Gefährde  leisten.  Auch  beider  Parteien  Anwälten 
liegt  dieser  Eid  ob,  was  in  einer  andern  Unserer  Constitutionen 
enthalten  ist.  Dieses  Alles  ist  an  die  Stelle  der  alten  Klage 
wegen  Chicane  eingeführt  worden,  die  ausser  Gebrauch  ge- 
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kommen  ist;  sie  strafte  die  Kläger  um  den  zehnten  Theil 
[des  Geforderten],  was  Wir  aber  nirgends  zur  Anwendung 
gebracht  gefunden  haben ;  statt  dessen  ist  sowohl  der  vorge- 
dachte Eid,  als  [die  Vorschrift]  eingeführt  worden,  dass  der 
unredliche  Streiter  den  Schaden  und  die  Rosten  des  Rechts- 
streites dem  Gegner  ersetzen  muss.  2.  Durch  einige  Klagen 
werden  die  Verurtheilten  ehrlos,  z.  B.  die  wegen  Diebstahls, 
Raubes,  Injurien  und  Arglist,  ferner  bei  Vormundschaften, 
Auftragen  und  Niederlegungen  durch  die  Hauptklagen,  nicht 
durch  die  Gegenklagen ;  bei  der  Klage  aus  dem  Gesellschafts- 
contract,  die  von  beiden  Seiten  Hauptklage  ist,  weshalb  jeder 
dadurch  verurtheilte  Gesellschafter  ehrlos  wird.  Es  werden 
aber  nicht  nur  die  wegen  Diebstahls,  Raubes,  Injurien,  Ehren- 
kränkungen  oder  Arglist  Verurtheilten  ehrlos,  sondern  auch 
die  sich  [deshalb]  verglichen  haben,  und  mit  vollem  Rechte. 
Denn  es  ist  ein  grosser  Unterschied,  ob  Jemand  aus  einem 
Verbrechen  oder  einem  Contract  etwas  schuldig  ist. 

3.  Der  Anfang  der  Klagenerhebung  geht  von  dem  Theile 
des  Edicts  aus ,  wo  der  Prätor  sich  über  die  Vorforderung  vor 
Gericht  ausspricht.  Denn  vor  allen  Dingen  muss  allemal  der 
Gegner  vor  Gericht  [d.h.]  vor  den  gefordert  werden,  der  Recht 
sprechen  soll.  In  diesem  Theile  gewährt  der  Prätor  den  Eltern 
und  Freilassern,  sowie  den  Eltern  und  Kindern  des  Freilassers 
und  der  Freilasserin ,  die  Ehre,  dass  die  Kinder  und  Freigelas- 
senen derselben  sie  nur  dann  vor  Gericht  fordern  dürfen,  wenn 
sie  zuvor  beim  Prätor  darum  angehalten  und  es  erlangt  haben ; 
wer  sie,  ohne  dies  zu  beobachten,  vorgefordert  hat,  gegen  den 
bestimmt  er  eine  Strafe  von  fünfzig  Goldgulden. 

Siebzehnter  Titel. 
&  e    officio  judicis* 

(Vom  Richter  avite.) 

Es  ist  noch  übrig,  vom  Richteramte  zu  sprechen.  Der 
Richter  muss  vor  allen  Dingen  darauf  Acht  haben,  dass  er 
nicht  anders  entscheide,  als  wie  es  in  den  Gesetzen,  den  Con- 
stitutionen oder  im  Herkommen  begründet  ist.  1.  Ist  er  daher 
für  eine  JYoxalklage  bestellt  worden,  so  muss  er  darauf  Acht 
haben,  dass,  wenn  der  Eigenthümer  zu  verurtheilen  ist,  dies 
so  geschehe:  den  Publius  Maevius  verurtheile  ich, 
dem  Lucius  Titius  zehn  Goldstücke  zu  geben 
oder    den  Schaden  sstifter  auszuliefern. 

2.  Ist  auf  eine  Sache  geklagt  worden,  so  muss  er  ent- 
weder, wenn  er  gegen  den  Kläger  gesprochen  hat,  den  Be- 
sitzer lossprechen,  oder,  wenn  gegen  den  letztern,  ihm  anbe- 
fehlen, die  Sache  mit  den  Nutzungen  herauszugeben.  Leugnet 
derselbe,  sofort  herausgeben  zu  können,  und  scheint  es,  dass 
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er  [nur]  Zeit  zur  Herausgabe,  ohne  die  Absicht,  zu  zögern, 
verlange,  so  lä'sst  man  ihm  Nachsicht  an  gedeihen,  er  muss  aber 
für  die  Streitwürderung  durch  einen  Bürgen  Sicherheit  bestel- 
len, wenn  er  binnen  der  ihm  gestalteten  Frist  die  Herausgabe 
nicht  bewerkstelligt.  —  Ist  eine  Erbschaftsklage  erhoben  wor- 
den, so  findet  dasselbe  wegen  der  Nutzungen  Statt,  was  Wir 
bei  der  Forderung  einzelner  Sachen  gesagt  haben.  Diejenigen 
Nutzungen  aber,  welche  der  Besitzer  durch  seine  Schuld  nicht 
gezogen  hat,  werden  bei  beiden  Klagen  fast  167)  ohne  Unter- 
schied berücksichtigt,  wenn  er  ein  Räuber  war.  War  er  aber 
Besitzer  im  guten  Glauben,  so  wird  weder  auf  die  verbrauch- 
ten, noch  auf  die  nicht  gezogenen  Nutzungen  Rücksicht  ge- 
nommen. Nach  Anfang  der  Klage  aber  wird  auch  auf  die- 
jenigen —  Nutzungen  —  Rücksicht  genommen,  welche  durch 
die  Schuld  des  Besitzers  nicht  gewonnen  worden  oder  gewon- 
nen und  verzehrt  worden  sind.  3.  Ist  auf  Auslieferung  ge- 
klagt worden ,  so  ist  es  nicht  genug ,  dass  der  Beklagte  die 
Sache  selbst  ausliefere,  sondern  er  muss  auch  allen  Zubehör 
ausliefern,  d.  h.  der  Kläger  muss  die  Sache  in  dem  Zustande 
erhalten ,  wie  er  sie  gehabt  haben  würde ,  wenn  die  Sache 
gleich ,  als  er  auf  deren  Auslieferung  Klage  erhob ,  ausgeliefert 
worden  wäre.  Ist  daher  während  der  Verzögerung  die  Sache 
vom  Besitzer  ersessen  worden ,  so  wird  er  nichts  desto  weniger 
verurtheilt.  Ueberdies  muss  der  Richter  auch  die  Nutzungen 
während  der  in  der  Mitte  liegenden  Zeit,  d.  h.  die  zwischen 
der  Erhebung  der  Klage  auf  die  Auslieferung  und  dem  richter- 
lichen Ausspruch  liegt,  berücksichtigen.  Wenn  der  auf  Aus- 
lieferung Beklagte  behauptet ,  dass  er  nicht  auf  der  Stelle  aus- 
liefern könne,  und  um  eine  Frist  dazu  nachsucht,  so  muss  ihm, 
wenn  es  scheint,  dass  er  sie  ohne  [die  Absicht,  zu]  zögern, 
fordere,  dieselbe  gegeben  werden;  er  muss  jedoch  für  die 
Auslieferung  1 6  H)  Sicherheit  stellen.  Liefert  er  die  Sache 
weder  gleich,  sobald  der  Richter  es  befiehlt169),  aus,  und 
stellt  er  nachher  für  die  Auslieferung  keine  Sicherheit,  so 
•wird  er  dazu  verurtheilt,  was  dem  Kläger  daran  gelegen  war, 
wenn  die  Sache  sogleich  ausgeliefert  worden  wäre. 

4.  Ist  auf  Erbtheilung  geklagt  worden ,  so  muss  [der  Rich- 
ter] die  einzelnen  Sachen  den  einzelneu  [betreifenden]  Erben 
eigenthümlich  zuerkennen,  und  wenn  der  Ausspruch  für  den 
einen  vortheilhafter  zu  sein  scheint,  so  muss  er  zur  Ausglei- 
chung denselben  zur  [Zahlung]  einer  bestimmten  Summe  an 

167)  Dieses  paene  bat  den  Auslegern  viel  zu  schaffen  gemacht; 
Sehr  erklart  es  de  sola  probationis  diJficuHate. 

168)  restiturum  steht  für  eochibiturum.  Sehr. 

169)  Denn  die  Klage  ist  eine  arbitraria ,  darum  auch  jubere, 
sonst  condemnare. 
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seinen  Miterben,  wie  schon  gesagt  worden  ist,  verurtheilen. 
Auch  aus  dem  Grunde  muss  der  eine  Miterbe  [zur  Herausgabe 
an]  den  andern  verurtheilt  werden,  wenn  er  Nutzungen  eines 
erbschafJ  liehen  Grundstücks  allein  gezogen,  oder  eine  Erbschafts- 
sache verdorben  oder  verbraucht  hat.  Dies  wird  auf  gleiche 
Weise  auch  bei  mehr  als  zwei  Miterben  befolgt.  5.  Dasselbe 
findet  Statt,  wenn  auf  Theilung  mehrerer  gemeinschaftlicher 
Sachen  geklagt  worden  ist;  ist  aber  auf  eine  Sache,  z.B.  ein 
Landgut,  [geklagt  worden],  so  muss  er,  wenn  sich  dasselbe 
füglich  stückweise  theilen  lässt,  Jedem  die  Hälfte  eigenthüm- 
lich  zuerkennen,  und  wenn  des  Einen  Theil  ihm  besser  zu 
sein  scheint,  so  muss  dieser  wieder,  dem  Andern  eine  be- 
stimmte Summe  [zur  Ausgleichung  zu  zahlen,]  verurtheilt  wer- 
den. Kann  eine  Theilung  nicht  gut  Statt  linden ,  z.  B.  wenn 
ein  Sclav  oder  ein  Maulesel  Gegenstand  der  Klage  gewesen  ist, 
so  muss  er  dem  Einen  ganz  eigenthümlich  zuerkannt,  und  die- 
ser wieder  verurtheilt  werden,  dem  Andern  eine  bestimmte 
Summe  herauszuzahlen.  6.  Ist  auf  Grenzberichtigung  geklagt 
worden,  so  muss  der  Richter  berücksichtigen,  ob  ein  Zu- 
erkennen erforderlich  sei ,  dies  ist  in  dem  einzigen  Falle  nöthig, 
wenn  es  angemessener  ist,  die  Aecker  mit  mehr  in  die  Augen 
fallenden  Grenzen  zu  scheiden,  als  sie  es  vorher  waren.  Denn 
dann  ist  es  nothwendige  Folge,  dass  ein  Theil  vom  Acker  des 
Einen  dem  Eigenthümer  des  andern  eigenthümlich  zuerkannt 
werde;  in  diesem  Fall  ist  es  dann  natürlich,  dass  dieser  dem 
Andern  zu  einer  bestimmten  Geldsumme  verurtheilt  werden 
müsse.  Durch  diese  Klage  kann  auch  derjenige  verurtheilt 
werden,  welcher  etwas  in  böser  Absicht  wider  die  Grenze 
unternommen,  z.B.  die  Grenzsteine  gestohlen  oder  die  Grenz- 
bäume umgehauen  hat.  Auch  wegen  Ungehorsams  kann  Je- 
mand durch  diese  Klage  verurtheilt  werden,  z.  B.  wer  auf 
Befehl  des  Richters  nicht  zugelassen  hat,  seine  Aecker  aus- 
zumessen. 

7.  Was  nun  durch  diese  Klage  Jemandem  eigenthümlich  zu- 
erkannt wird,  gehört  sofort  dem,  dem  es  zuerkannt  worden  ist. 

Achtzehnter  Titel. 
De    publicis  judieiis* 
{Von  öffentlichen  17°)  VerJahren.) 
Oeffentliche  Verfahren  werden  weder  durch  Klagen  an- 
geordnet, noch  haben  sie  überhaupt  mit  den  übrigen  171)  Ver- 

170)  Ueber  den  Ursprung  der  Benennung  s.  Sehr.;  entweder 
mag  sie  daher  kommen,  was  §.  1  ergiebt,  oder  dass  sie 
vor  zahlreichern  dazu  berufenen  Volksversammlungen  gehegt 
wurden. 

171)  D.  h.  den  privalis. 
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fahren,  von  denen  Wir  gesprochen  haben,  etwas  gemein,  und 
es  ist  ein  grosser  Unterschied  zwischen  denselben,  sowohl  in 
ihrer  Begründung,  als  ihrer  Ausübung*. 

1.  Oelfentliche  sind  dieselben  genannt  worden,  weil  meist 
Jedem  aus  dem  Volke  der  Autrag  darauf  zusteht.  2.  Einige 
von  den  öffentlichen  Verfahren  sind  capitale,  andere  nicht- 
capitale.  Capitale  heissen  wir  die,  welche  die  Todesstrafe 
nach  sich  ziehen,  oder  das  Verbot  des  Feuers  und  Wassers, 
oder  die  Deportation,  oder  Bergwerksarbeit.  Die  übrigen  sind, 
wenn  sie  Infamie  mit  einer  Geldstrafe  verbinden,  zwar  auch 
öffentliche,  aber  nicht  capitale.  3.  Oelfentliche  Verfahren  sind 
folgende : 

Das  Julische  Gesetz  über  die  Majestät,  das 
gegen  diejenigen,  welche  gegen  den  Kaiser  oder  den  Staat  et- 
was unternommen  haben,  zur  Anwendung  kommt.  Die  Strafe 
desselben  ist  der  Tod,  und  es  wird  das  Andenken  des  Schul- 
digen noch  nach  seinem  Tode  verdammt.  4.  Ferner  das  Juli- 
sche Gesetz  über  die  Bestrafung  des  Ehebruchs, 
welches  nicht  allein  die  Störer  fremder  Ehen ,  sondern  auch 
diejenigen,  welche  mit  Mannspersonen  unnatürliche  Unzucht 
treiben,  mit  dem  Schwerte  bestraft.  Nach  demselben  Gesetze 
wird  auch  das  Verbrechen  der  Schwächung  bestraft ,  wenn 
Jemand  ohne  Gewalt  eine  Jungfrau  oder  eine  ehrbare  Wittwe 
geschwächt  hat.  Als  Strafe  legt  dasselbe  dem  Schwächenden  1  7  2)5 
wenn  er  ein  anständiger  Mann  ist ,  die  Confiscirung  des  halben 
Vermögens  auf;  wenn  er  niederer  Herkunft  ist,  körperliche 
Strafe  und  Verbannung. 

5.  Nicht  minder  das  Cornelische  Gesetz  über  die 
Mörder,  welches  diejenigen,  welche  einen  Menschen  ermor- 
det haben,  oder  die,  welche  um  Menschen  zu  ermorden  mit 
Dolchen  (telum)  umherschleichen,  mit  dem  rächenden  Schwerte 
verfolgt.  Telum  heisst,  wie  unser  Gajus  in  seiner  Auslegung 
des  Zwölftafelgesetzes  geschrieben  hat,  zwar  gewöhnlich,  die 
[Waffe],  welche  vom  Bogen  geschossen  wird,  aber  es  bedeutet 
auch  Alles,  wras  mit  der  Hand  geworfen  wird.  Hieraus  folgt, 
dass  sowohl  Steine,  als  Holz  und  Eisen,  unter  diesem  Aus- 
druck begriffen  werden,  der  davon  herkommt,  dass  [etwas]  in 
die  Ferne  geworfen  wird ,  —  gebildet  —  nach  dem  griechi- 
schen arcb  Tou  TiyÄoü.  Diese  Bedeutung  kann  man  auch  in 
der  griechischen  Sprache  finden,  denn  was  wir  telum  nennen, 
heisst  bei  ihnen  ßeXog  (Geschoss)  cctzo  tov  ßalleö^at  (vom 
Schiessen)  ;  dies  lehrt  uns  Xenophon ,  denn  er  schreibt :  xal 
xa  ßelrj  6/liov  scpegezca  X6y%ai  zo&vfiaticti  Gcpevdovca  nXel- 
ozoi  de  xai  li&Ol*    Meuchel-  [oder  Dolch]  mörder  (sicarii) 


172)  PeccatoreSy  wird  eigentlich  in  re  vencrea  gebraucht» 
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heissen  so  vom  Dolche  (s/ccf),  d.  h.  einem  eisernen  Messer. 
Nach  demselben  Gesetze  werden  auch  die  Giftmischer,  welche 
durch  strafbare  Künste,  durch  Gift  sowohl  als  durch  Zauberei 
Menschen  umgebracht,  oder  schädliche  Heilmittel  öffentlich  ver- 
kauft haben,  mit  dem  Tode  bestraft. 

6.  Ein  anderes  Gesetz  verfolgt  das  härteste  Verbrechen 
mit  einer  neuen  Strafe,  dieses  heisst  das  Pompeji  sehe  über 
die  Verwandtenmörder,  wodurch  bestimmt  wird,  dass 
wenn  Jemand  seinen  Vater,  oder  Sohn,  oder  Jemanden  von 
so  naher  Verbindung,  der  unter  dem  Namen  Verwandtenmord 
(parricidium)  mitbegriffen  wird,  ermordet  hat,  mag  er  es 
heimlich  oder  öUentlich  gethan  haben,  oder  der,  durch  dessen 
bösen  Anschlag  dies  geschehen,  oder  wer  Mitwisser  des  Ver- 
brechens ist,  mit  der  Strafe  des  Verwandtenmordes,  selbst 
wenn  es  ein  Nichtverwandter  ist,  belegt,  und  weder  dem 
Schwerte,  noch  dem  Feuer,  noch  irgend  einer  gewöhnlichen 
Strafe  unterworfen ,  sondern  eingenäht  in  einen  ledernen  Sack 
nnd  zusammengesteckt  mit  einem  Hunde,  einem  Hahn,  einer 
Schlange  und  einem  Affen ,  je  nachdem  die  Gegend  es  erlaubt, 
entweder  in  das  nächste  Meer  oder  in  einen  Fluss  geworfen 
werde,  so  dass  er  noch  lebend  vom  Gebrauch  aller  Elemente 
ausgeschlossen  und  der  Himmel  ihm  noch  bei  seinem  Leben, 
seiner  Leiche  aber  die  Erde  verschlossen  bleibe.  Hat  Jemand 
andere  durch  Verwandtschaft  oder  Schwägerschaft  ihm  verbun- 
dene Personen  getödtet,  so  wird  er  nach  dem  Cornelischert 
Gesetze  über  die  Mörder  gerichtet. 

7.  Ferner  das  Cornelische  Gesetz  über  Fäl- 
schungen, welches  auch  das  Testamentarische  heisst, 
und  die  Strafe  über  den,  der  ein  falsches  Testament  oder  sonst 
eine  falsche  Urkunde  geschrieben,  besiegelt,  vorgelesen,  unter- 
schrieben ,  oder  wer  wissentlich  und  in  böser  Absicht  ein  fal- 
sches Siegel  gemacht,  geschnitten  und  abgedrückt  hat,  ver- 
hängt. Die  Strafe  dieses  Gesetzes  ist  gegen  Sclaven  der  Tod, 
was  auch  bei  dem  Cornelischen  Gesetz  über  die  Meuchelmörder 
und  Giftmischer  gilt,  gegen  Freie  die  Deportation. 

8.  Ebenso  das  Ju  tische  Gesetz  wegen  öffent- 
licher und  Privat  -  Gewalttätigkeiten,  welches  gegen 
diejenigen,  welche  Gewalt,  mit  oder  ohne  Waffen ,  angewendet 
haben,  geht.  Wer  der  Gewalt  mit  Waffen  beschuldigt  wird, 
der  wird  nach  dem  Julischen  Gesetz  wegen  öffentlicher 
Gewaltthätigkeit  mit  der  Deportation  bestraft ;  wenn  ohne  Waf- 
fen, so  wird  der  dritte  Theil  seines  Vermögens  confiscirt.  Ist 
an  einer  Jungfrau,  Wittwe,  Nonne  oder  andern  [Frauensper- 
son] ein  gewaltsamer  Raub  begangen  worden,  so  werden  die 
Räuber  sowohl,  wie  die  Helfershelfer  dieser  Schandthat,  nach 
der  Bestimmung  Unserer  darüber  erlassenen  Constitution,  aus 
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welcher  dies  ausführlicher  zu  ersehen  ist,  mit  dem  Tode  be- 
straft. 

9.  Auch  das  Julis  che  Gesetz  über  den  Cassen- 
dieb stahl,  welches  diejenigen  straft,  welche  [öffentliches] 
Geld,  oder  eine  öffentliche,  oder  eine  heilige  oder  gefreiete 
Sache  gestohlen  haben.  Haben  Richter  selbst  wahrend  der  Zeit 
ihrer  Verwaltung  öffentliche  Gelder  unterschlagen,  so  werden 
sie  mit  dem  Tode  bestraft,  und  zwar  nicht  blos  sie,  sondern 
auch  diejenigen,  die  ihnen  dabei  hiilfreich  gewesen  oder  die 
unterschlagenen  [Gelder]  von  ihnen  wissentlich  in  Empfang 
genommen  haben.  Andere,  die  gegen  dies  Gesetz  sich  vergehen, 
werden  mit  Deportation  bestraft. 

10.  Zu  den  öffentlichen  Verfahren  gehört  auch  das  Fa- 
bische Gesetz  über  die  Menschenräuber,  welches 
nach  den  kaiserlichen  Constitutionen  bisweilen  Todesstrafe,  bis- 
weilen eine  geliudere  bestimmt, 

11.  Ausserdem  gehören  zu  den  öffentlichen  Verfahren  das 
Julische  Gesetz  über  Amtserschleichung,  das  Ju- 
lische  Gesetz  wegen  Beugung  des  Kechts  und 
Partheilichkeit,  das  Julische  Gesetz  über  Vor- 
und  Aufkauf,  das  Julische  Gesetz  über  Ver- 
untreuung öffentlicher  Gelder,  welche  über  bestimmte 
Arten  sprechen,  und  zwar  nicht  mit  dem  Tode,  aber  mit  einer 
andern  Strafe  diejenigen  bestrafen,  welche  ihren  Vorschriften 
zuwider  handeln. 

Soweit  von  den  öffentlichen  Verfahren,  damit  es  Euch 
möglich  sei,  sie  gleichsam  mit  der  Fingerspitze  zu  berühren 
und  nur  dem  Namen  nach  kennen  zu  lernen,  denn  aus  den 
ausführlichem  Digesten  oder  Pandecten  wird  mit  Gottes  Hülfe 
Euch  eine  ausführliche  Kenntniss  derselben  zu  Theü  werden. 
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Ueber  die  Abfassung  der  Digesten. 


D  er  Kaiser  Cäsar  Flavius  Justinianus,  Besieger  der  Ale- 
mannen ,  Gothen,  Franken,  Germanen,  Anten,  Alanen, 
Vandalen  und  Africaner,  der  Fromme,  der  Glückliche, 
der  Glorreiche,  der  Sieger  und  Triumphator,  der  allezeit 
Herrliche,  entbietet  dem  Theophilus,  Dorotheus,  Theo- 
dorus,  Isidoras,  Anatolius,  Thalleläus  und  Cratinus,  hoch- 
achtbaren JMannern  und  Rechtslehrern,  und  dem  beredte- 
sten Rechtslehrer  Salaminius  seinen  Gruss  *). 

Dass  die  gesammte  Gesetzgebung  Unseres  Staates  min- 
mehro  gesäubert,  und  sowohl  in  den  vier  Büchern  der 
Institutionen  oder  Grundzüge,  als  in  den  fünfzig  Büchern 
der  Digesten  oder  Pandecten,  und  in  den  zwölf  Büchern 
der  Kaiserlichen  Constitutionen  zusammengestellt  sei ,  wem 
ist  das  besser  bewusst,  als  Euch  ?  Auch  ist  zwar  Alles, 
wozu  von  Anfang  an  Auftrag  ertheilt,  und  was  nach  der 
Beendigung  des  ganzen  Werkes,  mit  Unserer  willigen 
Zustimmung,  noch  verfügt  werden  musste,  bereits  durch 
Unsere  Reden  sowohl  in  griechischer  Sprache,  als  der  der 
Römer,  denen  Wir  ewige  Dauer  wünschen,  auseinander- 
gesetzt worden;  weil  Ihr  aber  sowohl,  als  alle  diejenigen, 
welche  dereinst  zu  Lehrern  der  Gesetzwissenschaft  bestellt 
werden,  auch  wissen  musstet,  was  und  zu  welcher  Zeit 
den  Studierenden  vorzutragen  Wir  für  noth  wendig  erach- 
ten, um  sie  dadurch  vollkommen  und  geschickt  zu  machen, 
so  haben  Wir  Uns  entschlossen ,  die  gegenwärtige  Unsere 
Rede  vorzüglich  an  Euch  zu  erlassen,  wie  sowohl  Euere 
Gelehrsamkeit,  als  alle  übrigen  Rechtslehrer,  welche  in 
künftigen  Zeiten  diese  Wissenschaft  2 )  lehren  wollen,  mit 

1)  Nach  Hugo  Civ.  M.  II.  246  wäre  diese  Constitution  u neigen t- 
lich  und  nur  zufällig  später  als  Prooemium  Digestorum  be- 
trachtet worden. 

2)  Artem,  s.  Anin.  zu  Fr.  1.  pr.  de  Justitia  et  jure, 
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Beobachtung  Unserer  Vorschriften ,  den  glorreichen  Weg 
<les  Unterrichtes  in  den  Gesetzen  beschreiten  mögen.  Es 
liegt  zwar  ausser  Zweifel,  wie  es  notbwendig  sei,  dass  die 
Institutionen  vor  allen  Studien  den  ersten  Platz  einnehmen, 
indem  sie  die  ersten  Grundzüge  der  gesammten  Wissen- 
schaft kürzlich  enthalten ;  von  den  fünfzig  Büchern  Un- 
serer Digesten  erachten  Wir  aber  nur  sechsunddreissig, 
sowohl  zur  Euererseits  zu  geschehenden  Erklärung,  als 
dem  Unterricht  der  Jugend  für  hinlänglich*  Allein  es 
scheint  Uns  an  der  Zeit,  die  Ordnung  und  die  Reihen- 
lolge  derselben,  in  welcher  fortgeschritten  werden  soll, 
bekannt  zu  machen,  und  Euch  zwar  daran,  was  Ihr  ehe- 
dem gelehrt  habt,  zu  erinnern,  zugleich  aber  sowohl  den 
Nutzen,  als  die  Lehrzeiten  Unserer  neuen  Gesetzsammlung 
.  darzuthun ,  damit  nichts  von  dieser  Wissenschaft  unerörtert 
bleiben  möge.  §.  i.  Ehedem  wurden  den  Studierenden, 
wie  auch  Euerer  Gelehrsamkeit  bewusst  ist,  aus  der  so 
grossen  Masse  von  Gesetzen,  welche  sich  auf  zweitausend 
Bücher  und  drei  Millionen  Zeilen  ausdehnte,  nicht  mehr 
als  sechs  Bücher,  die  noch  dazu  schlecht  geordnet  waren, 
und  selten  brauchbares  Recht  enthielten,  von  dem  Lehrer 
vorgetragen,  während  die  übrigen  schon  ausser  Gewohn- 
heit gekommen  und  Allen  unzugänglich  waren.  Unter  die- 
sen sechs  Büchern  befanden  sich  3)  die  Institutionen  un- 
seres Gajus,  und  dessen  vier  libri  singulares  (besondere 
Rechtslehren  enthaltende  Bücher),  das  erste  über  die  alte 
[Einrichtung  wegen  des]  weiblichen  Eingebrachten,  das 
zweite  über  die  Vormundschaften,  das  dritte  und  vierte 
über  die  Testamente  und  Vermächtnisse,  die  sie  auch  nicht 
einmal  ganz  und  nach  der  Folge  empfingen,  sondern  viele 
Theile  derselben  als  überflüssig  überschlugen.  Dabei  ward 
denen,  die  im  ersten  Jahre  dieses  Werk  studierten,  das- 

3)  S.  Hugo's  Civil.  Magaz.  Th.  IT.  p.  253.  Derselbe  stellt  die 
sehr  wahrscheinliche  Vermutbung  auf,  dass  sex  libri  hier 
soviel  als  seoc  volumina  heisse,  wodurch  er  auch  die  alte 
Lehrmethode  herausdeducirt.  Auffallen  darf  es  nicht ,  Uber 
hier  anders  als  oben,  wo  von  2000  die  Rede  ist,  gebraucht 
zu  finden,  indem  es  Justiuianen  hier  nur  auf  das  recht  grelle 
Herausheben  des  Unterschieds  zwischen  seiner  Zeit  und  der 
früheren  ankommt. 
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selbe  nicht  nach  der  Anordnung  des  immerwährenden 
Edicts,  sondern  blos  auswahlsweise  und  gleichsam  aus  ver- 
schiedenen Stücken  zusammengesetzt,  vorgetragen,  Nütz- 
liches mit  Nutzlosem  vermischt,  und  dem  grössten  Theile 
nach  Unnützes  enthaltend.  Im  zweiten  Jahre  aber  wurde 
ihnen,  mit  verkehrter  Ordnung,  der  erste  Theil  der  Ge- 
setze, mit  Ausnahme  einiger  bestimmten  Titel  davon,  vor- 
getragen, da  es  doch  ordnungswidrig  war,  nach  den  In- 
stitutionen etwas  Anderes  zu  lesen,  als  was  in  den  Gesetzen 
sowohl  zuerst  steht,  als  jene  Benennung  verdient.  Nach 
diesem  Vortrag,  der  sogar  nicht  einmal  im  fortlaufenden 
Zusammenhange,  sondern  stückweise  geschah,  und  einem 
grossen  Theile  nach  aus  Unnützem  bestand,  wurden  ihnen 
andere  Titel  vorgetragen,  sowohl  aus  demjenigen  Theile 
der  Gesetze,  welcher  de  Judiciis  (von  Gerichten)  genannt 
wird,  —  und  auch  diese  wieder  ohne  Zusammenhang, 
nnd,  dem  Brauchbaren  nach,  spärlichen  Inhalts,  als  sei 
das  ganze  übrige  Werk  etwas  Unbrauchbares,  —  als  aus 
demjenigen,  der  de  rebus  (von  Sachen)  genannt  ward, 
während  sieben  Bücher  abgesondert  und  den  Studierenden 
viele  darin  enthaltene  Lehren,  gleichsam  als  unpassend, 
und  dem  Unterricht  unangemessen,  unzugänglich  waren. 
Im  dritten  Jahre  empfingen  sie  dasjenige,  was  von  beiden 
Bänden,  d.  h.  dem  de  rebus  oder  de  judiciis  >  im  zweiten 
Jahre  nicht  vorgetragen  worden  war,  abwechselnd  aus 
beiden,  und  es  ward  ihnen  der  Weg  zum  erhabenen  Pa- 
piniauus  und  dessen  Rechtsgutachten  eröffnet.  Aus  dieser 
Sammlung  von  Recbtsgutachten,  welche  neunzehn  Bücher 
begriff,  wurden  ihnen  nur  acht  mitgetheilt,  und  von  die- 
sen selbst  empfingen  sie  nicht  einmal  den  ganzen  Inhalt, 
sondern  Weniges  von  Vielem ,  und  dieses  als  Auszug  von 
reichhaltigen  Werken,  so  dass  sie  mit  ungestilltem  Ver- 
langen von  denselben  heimkehrten.  Nachdem  ihnen  weiter 
nichts  als  dieses  von  den  Professoren  vorgetragen  worden, 
studierten4)  sie  die  Paulianischen  Gutachten  für  sich,  und 

4)  Recitare ,  s.  Hugo  a.  a.  O. ;  ich  halte  dafür,  dass  hier- 
mit ein  Selbststudium  gemeint  ist,  uud  nicht  eiu  Vortrag  fur 
Audere. 


214  Veber  die  Abfassung  der  Digesten. 

auch  diese  nicht  ihrem  Gesamrat umfange  Dach,  sondern 
nach  einem  unvollkommenen  und  gewisserinaassen  schon 
zu  einer  Übeln  Gewohnheit  gewordenen  Gebrauch,  mit 
mannigfacher  Ueberschlagung.  So  war  mit  dem  vierten 
Jahre  der  ganze  alte  Studienplan  zu  Ende,  so  dass,  wenn 
Jemand  dasjenige,  was  man  durchnahm ,  aufzählen  wollte, 
er  durch  Zusammenrechnung  finden  wird,  dass  sie  aus 
einer  so  unermesslichen  Menge  von  Gesetzen  kaum  sechzig- 
tausend Zeilen  zu  ihrer  Kenntnissnahme  durchgelesen  ha- 
ben, während  alles  Uebrige  unzugänglich  und  unbekannt 
war,  und  nur  dann,  dem  geringsten  Theile  nach,  hin 
uud  wieder  nachgelesen  wurde,  wenn  entweder  der  Ge- 
brauch in  den  Gerichten  es  unumgänglich  nothwendig  machte, 
oder  Ihr,  die  Lehrer  der  Gesetze,  etwas  darin  nachzulesen 
Euch  beeiltet,  um  doch  etwas  mehr,  als  Euere  Schüler, 
zu  wissen.  Dies  waren  die  Denkmale  der  alten  Lehrart, 
wie  es  auch  durch  Euer  Zengniss  bestätigt  werden  wird» 
§.  2.  In  ßetracht  dieses  so  grossen  Mangels  an  Gesetzen 
und  das  Traurige  daraus  fühlend,  eröffnen  Wir  Jedem, 
wer  da  will,  die  Schätze  von  Gesetzen,  durch  welche, 
nachdem  sie  durch  Euere  Gelehrsamkeit  gewissermaassen 
wieder  an  das  Licht  gebracht  worden ,  die  Schüler  die 
begabtesten  Verkündiger  der  Gesetze  werden  können.  Im 
ersten  Jahre  sollen  sie  nun  Unsere  Institutionen  empfangen, 
die  beinahe  aus  dem  gesammten  Umfange  der  alten  Insti- 
tutionen herausgefeilt,  und  aus  allen  trüben  Quellen  in 
einen  klaren  See,  sowohl  durch  den  Tribonianus^  den 
hochwürdigen  Mann,  Minister  des  Innern,  und  vormals 
Unsern  Staatskanzler  und  Consul,  als  durch  zwei  Andere 
aus  Euerer  Miüe,  die  beredtesten  Rechtsiehrer  Theopbilus 
und  Dorotheus,  zusammengeleitet  worden  sind.  Für  den 
übrigen  Theil  des  Jahres  verordnen  Wir,  der  angemessen- 
gten Folgenreihe  gemäss,  ihnen  den  ersten  Theil  der  Ge- 
setze vorzutragen,  welcher  mit  dem  griechischen  Namen 
TiQwia  (das  Erste)  benannt  wird,  dem  nichts  vorangeht, 
weil  das  Erste  nichts  Anderes  vor  sich  haben  kann ;  und 
dies,  befehlen  Wir,  soll  der  Anfang  und  der  ßeschluss 
des  Unterrichtes  für  sie  im  ersten  Jahre  sein.  Die  Zuhörer 
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in  demselben,  wollen  Wir  aber,  sollen  nicht  mit  dem  alten, 
ebenso  muthwilligen  als  lächerlichen,  Namen  Dupondii 
(Zweipfündler)  benannt  werden,  sondern  Neujustinianer 
heissec,  und  Wir  befehlen,  dass  dies  für  die  Zukunft 
auf  ewige  Zeiten  so  bestehe,  so  dass  diejenigen,  welche 
als  Neulinge  nach  der  Wissenschaft  der  Gesetze  streben, 
und  die  Lehrgegenstände  des  ersten  Jahres  empfangen 
wollen,  würdig  Unseres  Namens  befunden  werden  sollen, 
weil  ihnen  der  erste  Band ,  der  von  Uns  ausgegangen  ist, 
sogleich  vorgetragen  werden  wird ;  denn  früher  war  ihr 
Name  der  alten  Unordnung  in  den  Gesetzen  würdig,  da 
aber  die  Gesetze  gegenwärtig  klar  und  deutlich  ihrer  Lern- 
begierde vorgetragen  werden  sollen,  so  war  es  nothwen- 
dig,  sie  auch  mit  einem  veränderten  Namen  zu  schmücken. 
§.  3.  Im  zweiten  Jahre  aber,  welches  hindurch  der  ihnen 
früher  vom  Edict  gegebene  Beiname  auch  von  Uns  geneh- 
migt wird,  verordnen  Wir,  sollen  ihnen  die  sieben  Bücher 
de  judiciis,  oder  die  acht  de  rebus  vorgetragen  werden, 
je  nachdem  es  der  Wechsel  [mit  beiden  nach]  der  Zeit  5) 
mit  sich  bringt,  welcher  unversehrt  beobachtet  werden 
soll.  Diese  Bücher  de  judiciis ,  oder  de  rebus,  sollen  sie 
aber  ihrem  ganzen  Inhalt  und  der  Folge  nach  empfangen, 
ohne  ein  einziges  davon  auszulassen ,  weil  Alles  mit  neuer 
Schönheit  geziert,  und  nichts  Unbrauchbares,  noch  etwas 
ausser  Gewohnheit  Gekommenes,  darin  zu  finden  ist.  Je 
nachdem  es  sich  trilft,  sollen  nun  dem  einen  oder  dem 
andern  Bande,  d.  h.  dem  de  judiciis,  oder  dem  de  rebus, 
für  die  Vorträge  des  zweiten  Jahres  vier  Bücher  über 
besondere  Rechtslehren  angeknüpft  werden,  welche  Wir 
aus  der  ganzen  Sammlung  von  vierzehn  Büchern  haben 
ausheben  lassen,  so  dass  aus  dem  Inbegriff  des  dreitheili- 
gen  Bandes,  den  Wir  über  die  Mitgift  haben  abfassen  las- 
sen, ein  Buch  ausgehoben  worden  ist,  ein  Buch  aus  den 
beiden  über  Vormundschaften  und  Curatelen,  ein  derglei- 


5)  Hugo  a.  a.  O.  —  ,»nur  ein  Lehrer  las  über  beide,  so  dass 
es  also  darauf  ankam,  ob  das  zweite  Jahr  des  Studierens 
[eines  jeden  Studenten]  mit  dem  Anfang  dieses  zweijährigen 
Collegiums  zusammentraf  oder  nicht. u 
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dien  aus  dem  zweifachen  Baude  über  Testamente,  und 
aus  den  sieben  Büchern  über  die  Vermächtnisse  und  Fidei- 
conimisse,  und  was  diese  [Recktstheile]  sonst  betrifft,  auf 
ähnliche  Weise  nur  ein  Buch.  Bios  diese  vier  Bücher, 
welche  zu  Anfang  der  einzelnen  erwähnten  Zusammen- 
stellungen stehen  ,  sollen  denselben  von  Euch  vorgetragen, 
die  übrigen  zehn  aber  für  eine  passende  Zeit  aufgespart 
werden,  weil  es  weder  möglich  ist,  noch  die  Zeit  des 
zweiten  Jahres  für  den  Lehrvortrag  jener  [ganzen]  vier- 
zehn Bücher  ausreicht,  §,4,  Der  Lehrvortrag  des  dritten 
Jahres  soll  nun  nach  der  Ordnung  geschehen,  dass,  es 
mögen  ihnen,  je  nachdem  der  Zufall  es  mit  sich  gebracht, 
die  Bücher  de  judieiis  oder  de  rebus  gelesen  worden  sein, 
ihnen  eine  dreifache  Abtheilung  von  Gesetzen  über  beson- 
dere Gegenstände  zu  Theil  werde,  und  zwar  vor  allen 
ein  besonderes  Buch  über  die  hypothecarische  Formel, 
welches  Wir  an  einen  passenden  Ort,  wo  Wir  von  den 
Hypotheken  sprechen ,  gestellt  haben ,  damit  dieselbe, 
weil  sie  den  Pfandklagen  nachgeahmt  ist,  welche  in  den 
Büchern  de  rebus  stehen,  zu  der  Nachbarschaft  derselben 
passe,  indem  das  Studium  in  Betreff  dieser  beiden  Gegen- 
stände fast  dasselbe  ist.  Nach  diesem  besondern  Buche 
soll  ihnen  ein  anderes  besonderes  Buch  eröffnet  werden, 
welches  Wir  über  das  Edict  der  Aedilen,  über  die  Wandel- 
klage und  die  Entwahrungen ,  sowie  über  die  Stipulation 
des  Doppelten  haben  zusammensteilen  lassen  ;  denn  weil 
dasjenige ,  was  in  den  Gesetzen  wegen  Kauf  und  Verkauf 
verordnet  worden,  in  den  Büchern  de  rebus  steht,  alle 
die  eben  genannten  Rechtslehren  aber  im  letzten  Theile 
des  erstem  Edicts  standen,  so  haben  Wir  sie  noth wendi- 
ger Wreise  weiter  vorgestellt,  damit  sie  nicht  von  den  Käu- 
fen, deren  Dienerinnen  sie  gewissermaassen  sind,  zu  weit 
getrennt  würden.  Und  diese  drei  Bücher  sollen,  nach  Un- 
serer Anordnung,  mit  des  scharfsinnigen  Papinianus  Vor- 
lesungen darüber  vorgetragen  werden ,  welche  Bande  früher- 
hin  die  Studierenden  im  dritten  Jahre  lasen,  jedoch  nicht 
ihrem  ganzen  Umfange  nach,  sondern  nur  stückweise, 
Weniges  von  Vielem,  auch  in  diesem  Theile  [des  Uüter«: 
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richts]  empfingen.  Euch  hingegen  wird  der  herrliche  Pa- 
pinianus  nicht  blos  aus  seinen  Hechtsgutachten ,  welche  in 
neunzehn  Bücher  zusammengestellt  worden  waren,  son- 
dern auch  aus  seinen  siebenunddreissig  Büchern  Quastionen, 
dem  Doppelbande  der  Definitionen,  sowie  [aus  den  Büchern] 
über  Ehebruch,  und  beinahe  aus  seinen  sämmtlichen  Wer- 
ken in  Unsern  Digesten  prangend,  und  glänzend  mit  sei- 
nen eigenen  Worten,  den  Genuss  seiner  gewähren.  Damit 
aber  die  Zuhörer  des  dritten  Jahres,  welche  Papinianisten 
heissen,  nicht  ihren  Namen  und  dessen  Feierlichkeit  ver- 
lieren möchten ,  ist  er  selbst  wieder  durch  eine  treffliche 
Anordnung  lur  das  dritte  Jahr  bestimmt  worden ;  denn 
das  Buch  über  die  hypothecarische  Formel  ist  von  Anfang 
herein  mit  Stellen  aus  dem  grossen  Papinianus  angefüllt 
worden,  damit  [die  Studierenden]  sowohl  davon  den  Na- 
men erhalten  und  Papinianisten  genannt  werden,  als  auch 
dessen  eingedenk  und  freudig  den  Tag,  welchen  sie  ehe- 
dem, wenn  sie  zum  ersten  Male  dessen  Gesetze  empfingen, 
zu  feiern  pflegten,  als  festlich  begehen  mögen,  und  für 
ewige  Zeiten  das  Angedenken  des  erhabenen  Mannes  und 
gewesenen  Prafecten  Papinianus  dadurch  erhalten,  nnd 
mit  diesem  Ziele  der  Lehrvortrag  des  dritten  Jahwes  ge- 
schlossen werde.  §,  5.  Weil  es  aber  so  hergebracht  ist, 
die  Studierenden  des  vierten  Jahres  mit  einem  griechischen, 
gebräuchlich  gewordenen,  Ausdruck  Xvxag  [Auflöser]  6) 
zu  nennen,  so  mögen  sie  zwar,  wenn  sie  wollen,  diesen 
Beinamen  behalten;  statt  der  Gutachten  des  weisen  Paulus 
aber,  von  denen  sie  ehedem,  da  es  doch  dreiundzwanzig 
Bücher  waren,  kaum  achtzehn  durchnahmen,  und  in  der 
oben  schon  auseinandergesetzten  Unordnung  lasen,  sollen 
sie  die,  von  den  vierzehn,  welche  Wir  vorher  aufgezählt 
haben,  übrigen  zehn  besondern  Bücher  studieren,  woraus 
sie  einen  weit  grössern  und  umfassendem  Schatz  von 
Kenntnissen  sich  erwerben  werden,  als  sie  aus  den  Pau- 
lianischen  Gutachten  erlangen  konnten.  Auf  diese  Weise 
wird  nun  also  die  ganze  von  Uns  zusammengestellte,  und 

6)  i.  e.  solutores  legum,  s-  Co n staut  Landi  in  ./.  C.  Exer- 
CiL,  ptinfiipio  {TL  Ott.  III.  p.  1389). 
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in  siebzehn  Bücher,  welche  Wir  in  zwei  Theile  der  Pan- 
decten,  d.  h.  den  vierten  und  fünften ,  nach  der  Eintei- 
lung in  sieben  Theile,  gestellt  haben,  getheilte  Zahl  der 
Bucher  über  besondere  Gegenstände  den  Studierenden  vor- 
getragen werden,  nnd  somit  wird  das,  was  Wir  schon  in 
den  ersten  Worten  Unserer  Rede  gesagt  haben,  als  bestä- 
tigt befunden  werden,  dass  der  Jüngling  durch  sechsund- 
dreissig  Bücher  vollkommen  ausgebildet,  zu  jedem  Rechts- 
geschäft geschickt  und  Unserer  Zeit  würdig  werde,  wäh- 
rend die  beiden  übrigen  Theile,  d.h.  der  sechste  und  sie- 
bente Unserer  Digesten,  die  aus  vierzehn  Büchern  bestehen, 
dazu  bestimmt  sind,  dass  [die  Studierenden]  sie  nachher 
lesen  nnd  in  den  Gerichten  davon  Zeugniss  ablegen  kön- 
nen. Wenn  sie  nun  hierauf  den  gehörigen  Fleiss  verwen- 
det haben,  und  im  fünften  Jahre,  wo  sie  Prolytae  heissen, 
beflissen  sind ,  den  Codex  der  Constitutionen  zu  lesen  und 
verstehen  zu  lernen ,  so  werden  sie  die  Rechtswissenschaft 
vollkommen  inne  haben,  und  Alles,  von  Anfang  bis  zu 
Ende,  umfassen,  und  es  wird,  was  fast  in  keiner  andern 
Wissenschaft  der  Fall  ist,  die,  wenn  sie  auch  noch  so 
gering,  dennoch  alle  unendlich  sind,  diese  einzige  Wissen- 
schaft ein  bewundernswürdiges,  von  Uns  in  gegenwärtiger 
Zeit  ihr  zu  Theil  gewordenes  Ziel  erreichen.  §.  6.  Den 
Schülern  wird  nun,  da  alle  Geheimnisse  der  Gesetze  er- 
öffnet worden,  nichts  mehr  verborgen  bleiben,  sondern  sie 
werden,  wenn  sie  alles,  was  von  Uns  durch  des  erhabe- 
nen Tribonianus  und  der  Uebrigen  Beihülfe  gesammelt 
und  geordnet  worden,  durchstudiert  haben,  als  die  tüch- 
tigsten Sachwalter  und  Wächter  der  Gerechtigkeit,  und 
in  den  Gerichten  sowohl  die  besten  Kämpfer  als  Richter 
überall  und  zu  aller  Zeit  befunden  werden, 

§.  7.  Diese  drei  von  Uns  verfassten  Bände  7),  befeh- 
len Wir,  sollen  aber  nur  in  den  Residenzstädten,  und  in 
der  schönen  Stadt  Berytus,  die  man  wohl  die  Pflegerin 
der  Gesetze  nennen  könnte,  [den  Studierenden]  vorgetragen 
werden,  wie  auch  schon  von  frühern  liaisern  verordnet 


7)  Institutionen,  Pandecten  und  Codex. 
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worden,  und  an  keinem  andern  Orte,  der  ein  solches  Vor- 
recht von  Uosern  Vorfahren  nicht  erhalten  hat,  immaassen 
Wir  vernommen  haben,  dass  auch  in  der  glänzenden  Stadt 
Alexandria  und  zu  Cäsarea  und  anderer  Orten  einige  un- 
erfahrene Menschen  umherschweifen,  und  den  Schülern 
falsche  Lehren  vortragen,  denen  Wir  dieses  Bestreben 
hiermit  unter  der  Verwarnung  verbieten,  dass,  wenn  sie 
sich  für  die  Zukunft  unterstehen ,  dies  fortzusetzen  und 
ausserhalb  der  Residenzstädte  und  Mutterstadt  Berytus  sol- 
ches zu  thun,  sie  zur  Strafe  zehn  Pfund  Goldes  erlegen, 
und  aus  der  Stadt,  in  welcher  sie  die  Gesetze  nicht  leh- 
ren, sondern  übertreten,  verwiesen  werden  sollen.  §.  8. 
Was  Wir  aber  schon  Anfangs,  als  Wir  in  einer  von  Uns 
erlassenen  Rede  zu  diesem  Werke  Auftrag  ertheilten ,  und 
nach  dessen  Beendigung  in  einer  andern  Constitution  Un- 
serer Majestät  verordnet  haben,  wiederholen  Wir  auch 
gegenwärtig,  dass  nämlich  Niemand  von  denen,  welche 
Bücher  schreiben >  Abkürzungszeichen  darin  anzuwenden, 
und  durch  Zusammenziehungen  in  der  Auslegung  oder  Fas- 
sung der  Gesetze  die  grössten  Verschiedenheiten  hervor- 
zubringen wage^  wasmaassen  alle  Bücherschreiber,  welche 
sich  dergleichen  in  der  Zukunft  unterstehen,  wissen  mögen, 
dass  sie,  ausser  der  Crinsinalstrafe,  den  doppelten  Werth 
des  Buches  dessen  Eigenthümer,  wenn  sie  ihm,  ohne  dass 
er  es  gewusst,  [ein  solches  Buch]  übergeben  haben,  zu 
ersetzen  angehalten  werden  sollen,  indem  auch  derjenige, 
welcher  ein  solches  Buch  sich  angeschafft  hat,  daran  so 
gut  wie  gar  nichts  haben  wird_,  da  kein  Richter  gestattet, 
dass  aus  einem  solchen  Buche  etwas  atigeführt  werde,  son- 
dern es  betrachtet  wird^  als  wäre  es  gar  nicht  vorhanden. 
§.  9.  Das  aber  befehlen  Wir  hiermit  als  höchst  nothwen- 
dig,  und  unter  der  strengsten  Verwarnung,  dass^  weder 
hier  in  dieser  glänzenden  Stadt,  noch  in  der  schönen  Stadt 
Berytus,  Niemand  von  denen,  welche  den  Studien  der 
Gesetze  obliegen,  es  wage,  unwürdige  und  niedrige,  ja 
sclavenartige  Spässe  8)  zu  treiben,  deren  Folgen  zu  Inju- 

8)  Co ii st.  Land us  l.  I.  Cap.  Vf.  versteht  hier  Hasardspiele 
und  lässt  sich  darüber  in  eioe  weitlauf  tig  e  Erörteruug  ein ; 
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rien  werden,  oder  sich  andere  Vergehen,  so  wenig  gegen 
die  Professoren,  als  gegen  seine  Mitgenossen  und  besonders 
gegen  die  Neulinge  im  Studium  der  Gesetze  zu  erlauben; 
denn  wie  kann  man  das  Spasse  nennen,  woraus  Verbrechen 
entstellen  ?  —  Wir  werden  dies  auf  keine  W eise  dulden, 
sondern  treffen  auch  in  Ansehung  dieses  Unistandes  gegen- 
wärtig Verbesserungen,  die  für  alle  Zeiten  gelten  sollen, 
indem  erst  ihr  Geist  und  dann  ihre  Rede  gebildet  werden 
inuss  9).  §.  10.  Auf  Alles,  was  hierher  gehört,  wird  in 
dieser  blühenden  Stadt  der  hochachtbare  Präfect  derselben 
Acht  haben,  und  es  zur  Strafe  ziehen,  je  nachdem  es  die 
Beschaffenheit  der  Vergehen  der  Jugend  sowohl,  als  der 
Bücherschreiber  erheischt;  zu  Berytus  aber  sowohl  der 
Präsident  der  Phönicischen  Rüste,  als  der  hochwürdige 
Bischof  dieser  Stadt  und  die  Professoren  der  Gesetze, 

§.11.  So  beginnet  nun  mit  Gottes  Beistand,  den  Stu- 
dierenden die  Lehre  von  den  Gesetzen  vorzutragen  und 
ihnen  den  von  Uns  erfundenen  Weg  zu  eröffnen,  damit 
sie  die  besten  Diener  des  Staates  und  der  Gerechtigkeit 
werden,  und  Euch  der  herrlichste  Ruhm  für  alle  Zeit 
schmücke,  weil  in  Eueren  Zeiten  eine  solche  Veränderung 
der  Gesetze  geschehen  ist,  wie  beim  Homer,  dem  Vater 
aller  Tugenden,  Glaucus  und  Diomedes  thun,  indem  sie 
Ungleiches  umtauschen, 

Goldne  für  ehm'  und  neun  für  hundert  der  Rinder  am  Werthe. 
Darnach,  befehlen  Wrir,  für  alle  kommende  Zeiten 
sich  zu  achten,  und  allen  Lehrern  und  Schülern  der  Ge- 
setze, den  Bücherschreibern  und  Richtern  selbst  sich  zu 
richten. 

Gegeben  zu  Constantinopolis  den  16.  December,  unter 
unseres  Herren  Justinianus,  des  allezeit  Herrlichen,  drit- 
tem Consulat.  —  533.  — 

allein  ich  glaube,  dass  wohl  eher  Spässe  zu  verstehen  sind, 
die  in  Prellereien  und  Neckereien  der  Studierenden  unter- 
einander, besonders  von  Seiten  der  altern  gegen  die  neu- 
angekoinmenen ,  bestanden ,  wie  man  sie  ja  wohl  heule  noch 
findet!  — 

9)  Hier  ist  ein  griechischer  Accusativ  vorhanden. 


Erstes  Buch, 


Erster  Titel. 

De     justitia     et    j  u  r  e. 
{Von  der  Gerechtigkeit  und  dem  Rechte.) 

1.  ULP.  üb.  I.  Institution.  —  Wer  das  Recht  studieren  will, 
mnss  zuvor  wissen,  woher  das  Wort  Recht  abgeleitet  wird. 
Es  ist  nämlich  so  von  Gerechtigkeit  benannt  worden,  denn 
das  Recht  ist,  wie  Celsus  mit  Feinheit  den  Begriff  bestimmt, 
die  Wissenschaft  10)  Dessen,  was  recht  und  billig'  ist.  §.  1. 
Mit  vollem  Rechte  nennt  man  uns  daher  deren  Priester;  denn 
wir  pflegen  die  Gerechtigkeit,  wir  lehren  die  Erkenntniss  des 
Rechten  und  Billigen,  indem  wir  das  Billige  vom  Unbilligen 
sondern,  das  Erlaubte  vom  Unerlaubten  scheiden,  und  die 
Menschen  nicht  nur  durch  Furcht  vor  Strafen,  sondern  auch 
durch  Aufmunterung  zu  erwerbender  Belohnungen,  zur  Erfül- 
lung ihrer  Pflichten  anzuhalten  suchen,  und,  wie  mir  deucht, 
dadurch  einer  richtigen,  und  nicht  einer  trüglichen  Philosophie 
huldigen.  §.2.  Diese  Wissenschaft  hat  zwei  Haupttheile ,  das 
öffentliche  und  das  Privat[recht].  Das  öffentliche  Recht  bezieht 
sich  auf  die  Römische  Staatsverfassung,  das  Privatrecht  auf 
das  Interesse  des  Einzelnen ;  denn  Manches  ist  von  öffentlichem 
Nutzen,  Manches  von  Privatnutzen.  Das  öffentliche  Recht  be- 
zieht sich  auf  das  Heilige,  die  Priester  und  Staatsbeamten. 
Das  Privatrecht  hat  drei  Bestandtheile,  denn  es  ist  aus  den 
Grundsätzen  des  Naturrechts,  des  Völkerrechts  und  des  bürger- 
lichen Rechts  zusammengesetzt.  §.  3.  Naturrecht  heisst  dasje- 
nige, welches  die  Natur  alle  Geschöpfe  gelehrt  hat;  denn  die- 


10)  Ars  wird  von  den  Philosophen  für  collectio  praeeeptorum 
gebraucht;  «.  Charond.  Verisimil.  Lib.  I.  Cap.  1.  (T.  O.  I. 
681);  es  steht  also  hier  für  cognitio  oder  notitia. 
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ses  Recht  ist  nicht  allein  dem  Menschen  eigenthüinlich ,  son- 
dern allen  Thieren,  die  auf  Erden  und  im  Meere  entstehen, 
auch  den  Vögeln ,  gemeinschaftlich.  Hieraus  entspringt  die  Ver- 
bindung des  Mannes  mit  dem  Weibe,  die  wir  Heirath  nennen, 
hieraus  die  Erzeugung  der  Rinder  und  deren  Erziehung;  den« 
w  ir  wissen ,  dass  die  übrigen  Geschöpfe ,  auch  die  wilden  Thiere, 
sich  der  Kunde  dieses  Rechts  erfreuen  1  A).  §.4.  Das  Völker- 
recht ist  dasjenige,  dessen  sich  die  Völker  bedienen;  dass  die- 
ses vom  Naturrecht  abweiche,  ist  leicht  einzusehen,  weil  die- 
ses allen  Geschöpfen,  jenes  den  Menschen  unter  einander  allein 
gemeinschaftlich  ist ; 

2.  POMPON.  lib.  singiil.  Encliiridii.  —  wie  die  Ver- 
ehrung Gottes ,  der  Gehorsam  gegen  die  Eltern  und  das  Vater- 
land ; 

3.  FLORENTIN.  lib.  I.  Inslit.  —  die  Verteidigung 
gegen  Gewalt  und  Widerrechtlichkeit.  Denn  vermöge  dieses 
Rechts  steht  es  fest,  dass  Alles,  was  man  zum  Schutz  seines 
Körpers  gethan  hat,  als  mit  Recht  gethan  angesehen  wird; 
und  da  die  Natur  zwischen  uns  ein  Band  der  gemeinschaft- 
lichen Abstammung  1 2)  geknüpft  hat,  so  ist  es  demgemass  un- 
recht, dass  ein  Mensch  dem  andern  nachstelle. 

4.  ULP.  lib.  I.  Inslit.  —  Auch  die  Freilassungen  sind 
Völkerrechtens.  Die  Freilassung  ist  gleichsam  die  Entlassung 
aus  der  Hand  (de  manu  missio),  d.h.  die  Erlheilung  der  Frei- 
heit; denn  so  lange  Jemand  in  der  Sclaverei  befindlich  ist, 
ist  er  der  Hand  und  Gewalt  unterworfen ;  der  Freigelassene 
wird  von  der  Gewalt  befreit.  Dieses  Verhältniss  ist  völker- 
rechtlichen Ursprungs,  indem  nach  dem  Naturrechte  Jeder  frei 
geboren  wird,  und  Freilassung  nicht  bekannt  war,  weil  man 
von  Sclaverei  nichts  wusste ;  als  aber  die  Sclaverei  nach  dem 
Völkerrechte  aufkam,  so  erfolgte  nachher  die  Wohlthat  der 
Freilassung,  und  obschon  wir  nur  mit  diesem  einen  natürlichen 
IVamen,  Menschen,  bezeichnet  werden,  so  gab  es  nun  nach 
dem  Völkerrechte  drei  Arten :  Freigeborene;  im  Gegensatz 
zu  diesen,  Sclaven,  und  als  dritte  Art  Freigelassene, 
cl.  h.  diejenigen ,  welche  aufgehört  hatten ,  Sclaven  zu  sein. 

5.  H ERMO  GENI  AN.  lib.  i.  Jur.  epitom.  —  Aus  diesem 
Völkerrecht  entstand  der  Krieg,  die  Völker  trennten  sich, 
Reiche  wurden  gegründet,  das  Eigenthum  bestimmt,  die 
Ländereien  mit  Grenzen  umzogen,  Häuser  gebaut,  Handel, 
Kauf,  Pacht  und  Verbindlichkeiten  begründet,  ausgenommen 
Einiges,  was  durch  das  bürgerliche  Recht  eingeführt  wor- 
den ist. 


ti)  S.  d.  Amn.  zu  Inst.  I.  2.  1. 
12)  Cognatio, 
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6.  ULP.  lib.  I.  Tnstit.  —  Das  bürgerliche  Recht  ist  das- 
jenige, welches  vom  Natur-  oder  Völkerrechte  weder  ganz  und 
gar  abweicht ,  noch  sich  ganz  und  gar  nach  demselben  richtet  ; 
wenn  wir  daher  dem  gemeinen  Rechte  etwas  zusetzen,  oder 
etwas  von  ihm  weglassen,  so,  entsteht  daraus  ein  eigenthüm- 
liches,  d.  h.  ein  bürgerliches  Recht.  §.  1.  Dieses  unser  Recht 
besteht  nun  entweder  aus  geschriebenem,  oder  aus  ungeschrie- 
benem, wie  bei  den  Griechen  ztov  vo^icZv  ol  ,uiv  l'yyQCcyoi, 
o\  ös  ayQafpöi  (von  den  Gesetzen  einige  geschriebene,  andere 
ungeschriebene). 

7.  PAP1N.  lib.  II.  Defin.  —  Das  bürgerliche  Recht  ist 
dasjenige,  welches  seinen  Ursprung  aus  Gesetzen,  Gemeinde- 
schlüssen, Senatsbeschliissen ,  Verordnungen  der  Kaiser  und 
dem  Ansehen  der  Rechtsgelehrten  genommen  hat.  §.  1.  Das 
prä  torische  Recht  ist  dasjenige,  welches  die  Prätoren,  um  dem 
bürgerlichen  Rechte  zu  Hülfe  zu  kommen,  es  zu  ergänzen 
oder  zu  verbessern,  des  allgemeinen  Nutzens  wegen  eingeführt 
haben;  es  heisst  auch  das  Würdenrecht,  nach  der  Würde  1 3) 
der  Prätoren  so  genannt. 

8.  MARC! AN.  üb.  I.  Instit.  —  Denn  das  Würdenrecht 
selbst  ist  die  lebendige  Stimme  des  bürgerlichen  Rechts. 

9.  GAJ.  lib.  I.  Inslit.  —  Alle  Völker,  welche  nach  Ge- 
setz und  Herkommen  regiert  werden ,  haben  theils  ein  eigenes, 
tbeils  ein  allen  Menschen  gemeinschaftliches  Recht.  Denn  das 
Recht,  welches  sich  jedes  Volk  selbst  bildet,  ist  seinem  Staate 
allein  eigenthümlich  und  wird  als  solches  bürgerliches  Recht 
genannt;  das  Recht  aber,  welches  eine  natürliche  Ursache  un- 
ter allen  Menschen  begründet,  wird  auch  bei  allen  gleichmäs- 
sig  beobachtet,  und  heisst  Völkerrecht,  weil  dasselbe  gleichsam 
alle  Völker  befolgen. 

10.  ULP.  lib  I.  Regal,  —  Gerechtigkeit  ist  der  bestän- 
dige und  immerwährende  Wille,  Jedem  sein  Recht  zukommen 
zu  lassen.  §.  1.  Die  Grundsätze  des  Rechts  sind  folgende: 
anständig  leben,  Andere  nicht  verletzen,  Jedem  das  Seine  zu- 
kommen lassen.  §.2.  Die  Rechtsgelahrtheit  ist  die  Renntniss 
der  göttlichen  und  menschlichen  Dinge,  die  Wissenschaft  des 
Rechten  und  des  Unrechten. 

11.  PAUL.  lib.  XIV.  ad  Sabin.  —  [Der  Ausdruck] 
Recht  wird  in  mehrfacher  Bedeutimg  gebraucht ;  einmal, 
wenn  das,  was  allezeit  billig  und  Recht  ist,  Recht  genannt 
wird,  also  das  Naturrecht;  sodann  dasjenige,  was  Allen  oder 
Mehrern  in  jedem  Staate  von  Nutzen  ist,  also  das  bürgerliche 


13)  Ad  honorem  >  man  kann  ad  für  secundum  verstehen,  und 
dann  wird  Niemand  Anstoss  nehmen  an  obiger  Etymologie; 
s.  Schweppe,  RG.  §.26.  Anm.  4),  vgl.  Inst.  1.  1  7. 
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Recht ;  eben  so  richtig«  wird  in  imserm  Staate  das  Würdenrecht 
Hecht  genannt.  Auch  vom  Prätor  heisst  es,  er  spreche  Recht, 
selbst  wenn  er  etwas  unbilliger  Weise  verordnet,  nämlich  nicht 
in  Betracht  dessen,  was  er  in  der  Art  gethan  hat,  sondern 
dessen,  was  ihm  zu  tnpn  obliegt.  In  einer  andern  Bedeutung 
heisst  Hecht  der  Ort,  wo  Recht  gesprochen  wird,  mit  Ueber- 
tragung  der  Benennung  voii  dem,  was  geschieht,  auf  den  Ort, 
wro  es  geschieht;  diesen  Ort  kann  man  auf  diese  Weise  be- 
zeichnen: jeder  Ort,  wo  der  Prätor  mit  Aufrechterhaltung  der 
Würde  seiner  Amtsgewalt  und  Beobachtung  des  Herkommens 
Recht  zu  sprechen  bestimmt,  wird  Recht  genannt. 

12.  MARCIAN.  lib.  1.  Instit.  —  Zuweilen  braucht  man 
auch  den  Ausdruck  Recht  für  ein  gewisses  persönliches  Ver- 
hältniss  1  *)  ,  z.B.  ich  habe  das  Recht  der  Verwandtschaft  oder 
Schwägerschaft« 

Zweiter  Titel, 

De  or  i  gi  ne  juris  et  omni  um  magistratuum 
et  suc  c  e  ssione  prudentum* 
{Von  dem  Ursprung  des  Rechts  und  aller  Staatsbeamten, 
sowie  der  Folge  der  Rechtsgelehrten.) 

1.  GAJ.  lib.  %  ad  Leg.  XTl  Tahul.  —  Im  Begriff 
stehend,  die  alten  Gesetze  zu  erklären,  habe  ich  es  für  noth- 
wendig  erachtet,  zuerst  auf  den  Ursprung  der  Stadt  Rom  zu- 
rückzugehen, nicht  etwa  in  der  Absicht,  wortreiche  Commen- 
tarien  zu  schreiben ,  sondern  weil  ich  überall  nur  dasjenige  für 
vollkommen  anerkenne,  was  aus  allen  dazu  gehörigen  Theilen 
besteht.  Und  so  ist  denn  unstreitig  der  Anfang  der  Wichtigste 
Theil  einer  jeden  Sache.  Wenn  ferner  Jeder,  der  vor  Gericht 
als  Sachwalter  spricht,  es  für  unrecht,  so  zu  sagen,  hält, 
dem  Richter  eine  Sache  ohne  Vorrede  auseinanderzusetzen ,  um 
wie  viel  unpassender  ist  es  nicht  für  denjenigen ,  der  eine  Er^ 
klärung  verspricht,  mit  Weglassung*  des  Anfangs,  ohne  auf 
den  Ursprung  zurückzugehen,  und,  dass  ich  mich  so  ausdrücke, 
mit  ungewaschenen  Händen  den  Gegenstand  der  Erklärung  zu 
behandeln?  —  Denn,  irre  ich  nicht,  so  veranlassen  uns  jene 
Vorreden  sowohl  dazu,  lieber  zum  Belesen  des  vorliegenden 
Gegenstandes  zu  schreiten;  als  sie  uns  auch,  wenn  wir  dazu 
gelangt  sind,  eine  lichtvollere  Einsicht  gewähren. 

2.  POMPON.  lib.  singul,  Enchiridiu  —  Es  scheint  uns 
daher  noth wendig,  den  Ursprung  und  die  Fortbildung  des  Rechts 
selbst  darzustellen.  §.  1.  Bei  der  Gründung  unseres  Staates 
lebte  anfänglich  1  s)  das  Volk  ohne  bestimmtes  Gesetz  und  ohne 


14)  Glück,  Commenfar  zu  den  Pandekten,  ßd.  I.  S.  7.  Anm.  16. 

15)  Instituit,  s.  Bynkershoek,  Praetermissa  ad  Ä, l.  in  Opusc 
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bestimmtes  Recht,  und  Alles  ward  von  den  Konigen  nach  Will* 
kiihr  1 6)  beherrscht.  §*  2.  Nachdem  der  Staat  einigermaassen 
angewachsen  war^  soll  Romulus  selbst  das  Volk  in  dreissig 
Abtheilungen  getheilt  haben,  welche  er  deswegen  Conen  nannte, 
weil  er  damals  die  Besorgung  (curam)  des  Gemeinwesens  nach 
den  Stimmen  dieser  Abtheilungen  verwaltete.  So  brachte  er  selbst 
dem  Volke  einige  curiatische  Gesetze  in  Vorschlag ;  ebenso  die 
folgenden  Könige,  welche  alle  gesammelt  in  dem  Buche  des 
Sextus  Papirius  noch  vorhanden  sind,  der  zu  den  Zeiten 
des  Superbus,  des  Sohnes  des  Demarathus  aus  Corinth, 
zu  den  ersten  Männern  im  Staate  gehörte.  Dieses  Buch,  wie 
gesagt,  wird  das  Papirianische  bürgerliche  Recht  genannt;  nicht 
weil  Papirius  etwas  Eigenes  hinzugethan,  sondern  weil  er 
die  Gesetze,  welche  hin  und  wieder  gegeben  worden  waren, 
gesammelt  hat.  §.3.  Nach  Vertreibung  der  Könige  durch  das 
Tribunicische  Gesetz  1 7)  wurden  alle  diese  Gesetze  abgeschafft, 
und  das  Römische  Volk  lebte  nun  wieder  mehr  nach  unbe- 
stimmtem Rechte  und  Gewohnheit,  als  nach  gegebenen  Ge- 
setzen; und  dies  währte  fast  zwanzig  Jahre.  §.  4.  Späterhin 
wurden,  damit  dies  nicht  noch  langer  währe,  auf  öffentliches 
Geheiss  zehn  Männer  bestellt,  um  durch  dieselben  von  den 
griechischen  Staaten  Gesetze  zu  erhalfen,  und  den  Staat  auf 
Gesetzen  zu  befestigen ;  diese  wurden  auf  elfenbeinerne  Tafeln 
geschrieben  und  vor  den  Rostren  ausgestellt  ls),  damit  die  Ge- 
setze vor  Jedermanns  Augen  seien.  Es  wurde  ihnen  auch  in 
demselben  Jahre  das  höchste  Recht  im  Staate  gegeben,  die  Ge- 
setze sowohl  zu  verbessern,  wenn  es  nothig  wäre,  als  sie  zu 
erläutern,  und  dass  keine  Berufung  Vbn  ihnen,  wie  von  den 
übrigen  Staatsbeamten,  Statt  finden  sollte.  Sie  selbst  wurden 
jedoch  gewahr,  dass  jenen  ersten  Gesetzen  noch  Manches  fehle, 

16)  Manu;  es  ist  jedoch  hier  keine  Jibido  und  licentia  zu  ver- 
stehen, sondern  ut  aequum  videbatur,  8.  Anton.  Mureti 
Commentar.  ad  h.  I.  (Th.  Ott.  IV.  p.  151)  und  Th.  Pa- 
pillonii  Commentar.  ad  h.l.  (Th. Meerm.  II.  p.  569). 

17)  Exact.  deinde  reg.  lege  Tribun,  omn.  legg.  hae  eocoleverunt. 
Die Interpunction  bei  ßynkershoek  l.l.adh.%  hinter  Tribun. 
ein  Comma  zustellen,  der  auch  das  Göttinger  C.J.  folgt,  und 
welche  bereits  Russardus  und  Charondas  (auch  Paccus) 
durch  die  Note  zu  leg.  Trib.  als  die  richtige  anerkennen, 
ist  ganz  gewiss  anzunehmen.  Cu  ja  eins  im  Commentar  zu 
diesem  Gesetz  ist  der  entgegengesetzten  Ansicht ,  wodurch 
jedoch,  wie  Th.  Papillonius,  Commentar.  ad  h  l.  (Th. 
Meerm.  II.  p.  570  sq.)  zeigt,  ein  grosses  Missverständniss 
entsteht ,  aus  dem  aber  auch  letzterer  sich  nicht  herausfinden 
kann.  Anton.  M u r e t.  Comm.  ad  h.  I.  (Th.  0 1 1.  IV.  152) 
lässt  diese  Frage  ganz  unberührt. 

18)  Composuerunt  s.  Bynkershoek  l.  7.  und  Cujac.  I. 
ad  h.  §. 

Corp,  jur.  cw.   I;  15 
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und  deshalb  fügten  sie  im  folgenden  Jahre  zu  denselben  Tafeln 
noch  zwei  andere  hinzu,  woher  es  zufällig'  gekommen  ist, 
dass  sie  die  Zwölflafelgesetze  genannt  wurden,  bei  deren  Ab- 
fassung, wie  Einige  berichten,  ein  gewisser  Hermodo rus 
aus  Ephesus,  der  damals  verbannt  aus  seinem  Vaterlande  in 
Italien  lebte,  auf  die  Zehnma'nner  grossen  Einfluss  ausgeübt 
haben  soll  l9).  §.  5.  Nachdem  diese  Gesetze  gegeben  worden 
waren,  ergab  es  sich  nach  und  nach,  wie  es  gewöhnlich  zu 
geschehen  pflegt*,  dass  die  Auslegung  derselben  des  Ansehens 
der  ilechtsgelehrten  und  des  notwendigen  Disputirens  vor  Ge- 
richt bedurfte  2  °).  Dieses  Disputiren  und  dieses  ungeschriebene, 
von  den  ilechtsgelehrten  gebildete  Recht  wird  zwar  nicht  als 
ein  eigener  Theil  benannt,  wie  die  übrigen  Theiie  des  Hechts 
mit  besondern  Namen  bezeichnet  werden,  welchen  dergleichen 
besondere  Namen  gegeben  worden  sind,  sondern  es  wird  mit 
dem  allgemeinen  Namen  bürgerliches  Recht  benannt.  §.  6. 
Nachher,  fast  um  dieselbe  Zeit,  wurden  aus  diesen  Gesetzen 
die  Klagen  gebildet,  mit  welchen  die  Leute  wider  einander 
streiten  sollten ;  damit  sich  aber  das  Volk  derselben  nicht  nach 
Willkühr  bediene,  so  setzte  man  bestimmte  für  jeden  Fall  fest 
und  band  sie  an  Formeln ;  dieser  Theil  des  Rechts  heisst  le- 
gis artiones  (rechtliche  Verhandlung) ,  d.  h.  legititnae  actiones 
(gesetzmassige  Verhandlung)  21).  So  entstanden  nun  fast  zu 
gleicher  Zeit  diese  drei  Rechtjstheile]  :  die  Zw  ölftafelgesetze ; 
aus  diesen  lloss  das  bürgerliche  Recht,  und  aus  denselben 
wurde  die  rechtliche  Verhandlung  gebildet.  Die  Wissenschaft 
der  Auslegung  aller  dieser  Gesetze  wrar  aber,  sowie  die  [Lei- 
tung der]  rechtlichen  Verhandlungen,  dem  Priestercollegium 
überlassen,  aus  dessen  Mitte  alle  Jahre  einer  zur  Leitung  der 
Privatstreitigkeiten  bestellt  wird ;  und  das  Volk  lebte  nach  die- 
ser Gewohnheit  fast  hundert  Jahre.     §.  7.  Später,  nachdem 


19)  Auctorem  fuisse ;  anders  wie  oben  kann  dieser  Ausdruck 
wohl  nicht  verstanden  werden;  über  den  Hermodo  rus 
s.  man  Budaei  Annot.  ad  h  l  p.35.  {Ed.  Paris.  Steph.  1535.) 
Plinius  H.  JV.  Lib.  34.  §11  erzählt,  er  habe  die  Gesetze 
der  Zwölftafeln  erklärt  oder  übersetzt,  und  es  sei  ihm  auf 
Staatskosten  eine  Säule  in  comitio  errichtet  gewesen;  vergl. 
auch  Niebuhr,  Rom.  Gesch.  II.  348. 

20)  S  Hugos  Rechtsgesch.  10.  Anfl.  h  p.  401.  n  2.  —  Ich 
lese  diese  Stelle  mit  der  Vulg.  nach  Bynkershoek  l  l 
ad  h.  §.  Der  Mitherausgeber  unseres  Textes  A.  Kriegel 
rechtfertigt  a.  a.  O.  S  22  seine  Lesart  durch  die  Uebersetzung :  — 
„  dass  die  Auslegung  derselben  neben  dem  Ansehen  der  RGe- 
lehrten  auch  die  Verhandlungen  vor  Gericht  nöthig  machte"; 
allein  ist  das  richtig  construirt?  und  was  gewänne  man  an 
Sinn  dadurch? 

21)  S.  Hugo's  Rechtsgesch.  a.a.O.  S.  270. 
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Appius  Claudius  diese  Verhandlungen  aufgesetzt  22)  und 
in  eine  bestimmte  Form  gebracht  hatte ,  bemächtigte  sich  Cu- 
rius  Flavius,  sein  Schreiber,  der  Sohn  eines  Freigelassenen, 
heimlich  des  Buches  und  theilte  es  dem  Volke  mit ;  und  dieses 
Geschenk  war  dem  Volke  so  willkommen ,  dass  er  zum  Volks- 
tribunen, Senator  und  currulischen  Aedilen  erwählt  ward.  Die- 
ses Buch,  welches  [die  Formeln  für]  die  Verhandlungen  ent- 
hält, heisst  das  Flavianische  bürgerliche  Hecht,  sowie  jenes 
[obenerwähnte]  das  Papirianische  bürgerliche  Recht ;  denn  auch 
Curius  Flavius  setzte  zu  dem  Buche  nichts  Eigenes  hinzu. 
Als  sich  der  Staat  vergr*sserte ,  so  setzte  Sextus  Aelius, 
weil  mehrere  Verhandlungsarten  fehlten ,  nach  nicht  langer  Zeit 
andere  [Formeln  für  die]  Verhandlungen  auf,  und  theilte  dem 
Volke  das  Buch  mit,  welches  das  Aelianische  Recht  genannt 
wird.  §.  8.  Nachher,  als  man  bereits  im  Staate  das  Zwölf- 
tafelgesetz und  das  bürgerliche  Recht,  sowie  die  rechtlichen 
Verhandlungen  hatte,  zerfiel  die  Gemeinde  mit  den  Patriciern, 
sie  trennte  sich  und  bildete  Rechtsvorschriften  für  sich,  welche 
Gemeindeschlüsse  genannt  werden.  Bald  darauf,  als  die  Ge- 
meinde zurückgerufen  worden  war,  bestimmte  man  durch  das 
Hortensische  Gesetz ,  dass  diese  Gemeindeschlüsse ,  über  welche 
viele  Streitigkeiten  entstanden  waren,  als  Gesetze  anerkannt 
werden  sollten ;  hierdurch  kam  es  dahin ,  dass  zwischen  den 
Gemeindeschlüssen  und  Gesetzen  nur  in  Ansehung  ihrer  Er- 
richtung ein  Unterschied  obwaltete,  dahingegen  ihre  Kraft  die- 
selbe war.  §.  9.  Als  hernach  die  Versammlungen  der  Gemeinde 
schwieriger  zu  werden  anfingen,  die  des  gesammten  Volks  aber, 
bei  einer  [nunmehr]  so  sehr  grossen  Menschenmasse,  noch  weit 
weniger  ausführbar  waren,  so  übertrug  die  Nothwendigkeit 
selbst  die  Sorge  für  das  Gemeinwesen  dem  Senat.  Hierdurch 
fing  der  Senat  an  einzuwirken,  und  was  er  bestimmt  hatte, 
ward  befolgt ;  diese  Rechtsbestimmungen  nannte  man  Senats- 
beschlüsse. §.  10.  Zu  gleicher  Zeit  sprachen  auch  die  Staats- 
beamten Recht,  und  damit  die  Bürger  wissen  mochten,  welche 
Rechtsbestimmung  über  jede  Angelegenheit  ein  Jeder  treffen 
würde,  und  sich  darnach  vorsahen  23),  stellten  sieEdicte  ö'ffent- 

22)  Proposuisset.  Hugo,  RG.  a.a.O.  S.415,  billigt  (nach  An t. 
Muret.  Comm.  ad  h  l  —  Th.  Ott.  IY.  156.  — )  das  ältere 
composuisset ,  was  auch  Baudoza  hat;  indessen  zeigt  Byn- 
kershoek  ad  h.  I. ,  dass  Pompouius  beides  promiscue 
gebraucht;  s.  auch  Cuj.  ad  h.  §. 

23)  Praetnunirct  liest  unser  Text ;  da  sich  dies  aber  ohne  Zwei- 
fel auf  die  cives  bezieht,  so  ist  Haloauder's  praemunirent 
vorzuziehen,  s.  auch  Hugo,  Rechtsgescb.  S..H87.  n.7;  es  lesen 
übrigens  ebenfalls  so  ein  Digest.  Fetus  Venet  1491.  und  Ed. 
Fradin.  v.  1527  (s.  die  Note  zu  1.1.  pr.  Tit. XII.  dieses  Bu- 
ches).   Auch  Byukershoek  L  l.  billigt  diese  Lesart  aus 

15  * 
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lieh  aus;  diene  Edicte  der  Prätoren  begründeten  das  Würden- 
recht.    Würdenrecht  ward  es  so  genannt,  weil  es  aus  der 
Würde  desPrators  entsprang.    §.11.  Zuletzt  endlich  trat  nach 
und  nach  die  Notwendigkeit  ein,  sowie  die  Fortbildung  der 
Gesetzgebung,  auf  Erfordern  der  Sache  selbst,  [schon  früher 
allniahlig]  an  immer  weniger  [Personen]  gekommen  zu  sein 
schien,  die  Sorge  für  das  Gemeinwesen  einem  Einzigen  zu 
überlassen;  denn  der  Senat  konnte  die  Verwaltung  aller  Pro- 
vinzen zuletzt  nicht  mehr  vollkommen  übersehen.  Nachdem 
also  nun  ein  Kaiser  aufgetreten  war ,  so  ward  ihm  die  Gewalt 
zugestanden,  dass,  was  er  bestimmt  hätte,  Geltung  habensolle. 
§.  12.  Es  ist  daher  entweder  das  [alte]  Recht,  d.  h.  das  [Zwölf- 
tafel-] Gesetz,  was  in  unserm  Staate  zur  Anwendung  kommt, 
oder  das  besondere  bürgerliche  Recht,  welches  ungeschrieben 
allein  in  der  Auslegung  der  Rechtsgelehrten  beruht,  oder  die 
rechtlichen  Verhandlungen,  welche  die  Form  der  Handlung 
begreifen,  oder  Geineindeschlüsse ,  die  ohne  Genehmigung  der 
Patricier  abgefasst  worden  sind,  oder  die  Edicte  der  Staats- 
beamten, aus  denen  das  Würdenrecht  seinen  Ursprung  nimmt, 
oder  Senatsbeschlüsse,  welche  allein  durch  die  Anordnung  des 
Senats,   ohne  Gesetz,  festgesetzt  worden  sind,  oder  es  sind 
kaiserliche  Constitutionen,  d.  h.  dass,  was  der  Kaiser  selbst 
verordnet,  als  Gesetz  beobachtet  wird. 

§.  13.  Nach  der  Auseinandersetzung  vom  Ursprung  und 
der  Fortbildung  des  Rechts  folgt  nun,,  dass  wir  die  Namen 
und  den  Ursprung  der  Slaatsbeamten  kennen  lernen,  weil,  wie 
wir  gezeigt  haben,  durch  diejenigen,  welche  Recht  sprechen, 
erst  die  Wirksamkeit  desselben  eintritt;  denn  was  hilft  es, 
dass  ein  Recht  im  Staate  vorhanden  sei,  wenn  Niemand  da 
ist,  der  dasselbe  handhabt24)?  —  Nachher  werden  wir  dann 
über  die  Folge  der  Rechtsgelehrten25)  sprechen,  indem  das 
Recht  nicht  bestehen  kann,  wenn  nicht  Rechtskundige  vor- 
handen sind,  üWch  welche  dasselbe  täglich  weiter  ausgebildet 
werden  kann.  §.  14.  Was  nun  die  Staatsbeamten  betrifft,  so 
ist  bekannt,  dass  bei  der  Gründung  dieses  Staates  alle  Gewalt 
in  Händen  der  Könige  gewesen  sei.  §.  15.  Zu  derselben  Zeit 
gab  es  auch  einen  Tribunus  celerum;  dieser  war  der  Befehls- 
haber der  Reiterei,  und  nahm  gleichsam  den  zweiten  Rang 
nach  den  Königen  ein;  dies  war  auch  Junius  Brutus ,  welcher 

Mscrptn. ,  und  Muretus  in  Comment.  ad  7i.  I,  (Th.  Ott. 

p.  157)  sagt:  legendum  prae muntre nt ,  etiam  reclamanti- 
bus  omnibus  Ubris;  und  der  Maun  soll  zu  seiner  Zeit  auch 
lateinisch  verstanden  haben  (s.  dagegen  A.  Kriege]  a.a.O. 
S.  22). 

24)  Regere  possit ,  s.  B  y  n  k  e  r  s  h  o  e  k. 

25)  Auetores  ;  s.  die  Note  zur  Göttinger  C Juris  -  Ausgabe. 
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der  Urheber  der  Vertreibung1  der  Könige  war.     §.  16.  Nach 
Vertreibung*  der  Könige  wurden  zwei  Consulen  bestellt,  denen 
durch  ein  Gesetz  die  höchste  Gewalt  übertragen  ward.  Sie 
haben  ihren  Namen  davon  empfangen,  dass  sie  dem  Staate  in 
allen  Fällen  Rath  ertheilen  sollten  (consulercnt).    Damit  sie 
sich  jedoch  nicht  über  Alles  eine  königliche  Gewalt  anmaassen 
möchten,  so  ward  durch  ein  Gesetz  bestimmt,  dass  von  ihnen 
Berufung-  Statt  finden  und  dass  sie  ohne  Befehl  des  Volkes 
keinen  Komischen  Bürger  mit  dem  Leben  bestrafen  sollten; 
nur  das  Eine  ward  ihnen  gelassen,   dass  sie  [Büger]  festneh- 
men und  in  öffentliche  Gelangnisse  abführen  lassen  durften. 
§.  17.  Späterhin  ,  als  der  Census  schon  eine  grössere  Zeit  er- 
forderte und  die  Consulen  dieses  Amt  nicht  mehr  mit  versehen 
konnten,  wurden  Censoren  bestellt.     §.  18.  Als  nachher,  bei 
gross erm  Zuwachs  des  Volkes,  häufig'  Kriege  entstanden,  und 
darunter  einige  schwere  mit  benachbarten  Völkerschaften,  so 
besteilte  man  zuweilen ,  wenn  es  die  Noth wendigkeit  erheischte, 
einen  Beamten  mit  grösserer  Machtausdehnung';  dies  waren  die 
Dictatoren,  von  denen  keine  Berufung'  Stattfand,  und  welchen 
auch  Gewalt  über  Leben  und  Tod  gegeben  war.  Dieser  Staats- 
beamte durfte,  weil  er  die  höchste  Macht  besass,  nicht  über 
sechs  Monate  beibehalten  werden.     §.  19.  Diesen  Dictatoren 
wurden  Obersten  der  Reisigen26)  beigegeben,  sowie  den  Kö- 
nigen die  Tribunen  der  Ritter27);  dieses  Amt  steht  ungefähr 
dem  heutigen  PraefeCtus  Praetorio  gleich ;  doch  wurden  die 
[übrigen]  gesetzmässigen  Staatsbeamten  beibehalten28).  §.20. 
Zu  derselben  Zeit,  als  die  Gemeinde  sich  von  den  Patriciern 
getrennt  hatte,  ung-efähr  im  siebzehnten  Jahre  nach  der  Ver- 
treibung* der  Könige,  erwählte  sich  dieselbe  auf  dem  heiligen 


26)  S.  Niebuhr,  Rom,  G.  I.  631. 

27)  Celeres,  s.  Niebuhr  a.a.O.  S.367. 

28)  Legiiimi  magisiratus  habebantur.  Rynkerahoek  ad  h.§. 
beruft  sich  darauf,  dass,  wenn  man  die  übrigen  Magisira- 
tus verstehe,  dies  nicht  wahr  sei;  habe  Pompon.  einer  so 
bekannten  Sache  widersprechen  wollen,  so  würde  er  es  nicht 
mit  so  kurzen  Worten  gethan  haben  Es  müsse  also  dieser 
Nachsatz  entweder  von  dem  Mag,  Equit.  verstanden  werden, 
was  aber  sehr  g-esucht  sei,  oder  zu  dem  folgenden  §.  gezo- 
gen werden.  Altein  dem  widerstreitet  die  ganze  Stellung. 
Will  man  die  M.  Equ.  nicht  verstehen;  so  können  nur  die 
übrigen  Magisiratus  gemeint  sein;  auch  hat  Papillon.  h  L 
ad  h.  §•  nachgewiesen,  dass  oftmals  diese  während  der  Dic- 
tatur  beibehalten  wurden,  und  zwar  nicht  ohne  Amtsfüh- 
rung. Da  mm  das  ganze  Institut  der  Dictalur  sehr  dunkel  ist, 
S.  Niebtihr  a.a.O.  I.  624  ff.,  so  kann  des  Pompon.  Aus- 
sprach gar  nicht  auffallen,  und  die  Kürze  desselben  zeigt  nur 
für  die  Festigkeit  seiner  Ueberzeuguug  (Ohnehiu  ist  ja  das 
Fragment  nur  Auszug  aus  G  a  j  u  s ,  s.  die  Aum.  am  Schluss.) 
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Berge  Tribunen ,  welche  Genieindebeamte  sein  sollten ;  Tribu- 
nen hiessen  sie  davon,  dass  ehemals  das  Volk  in  drei  Theile 
(tres  partes)  getheilt  worden  war,  und  aus  jedem  derselben 
einer  gewählt  ward,  oder  weil  sie  nach  Abstimmung;  der  Tri- 
bus  erwählt  wurden.  §.  21.  Um  über  die  Tempel  (aedes)9 
worin  die  Gemeinde  alle  ihre  Beschlüsse  aufbewahrte,  die  Auf- 
sicht zu  führen,  bestellte  man  zwei  aus  deren  Mitte,  welche 
auch  Aedilen  genannt  wurden.  §.  22.  Als  später  sich  das 
öffentliche  Vermögen  des  Volkes  zu  vermehren  angefangen 
hatte,  so  wurden  zu  dessen  Verwaltung  und  zur  Besorgung 
des  Geldes  Quästoren  bestellt,  welche  davon,  dass  sie,  um 
Geld  zu  erwerben  (inquirendae)  und  zu  erhalten,  erwählt 
waren,  so  genannt  wurden.  §.  23.  Da  auch,  wie  wir  gesagt 
haben,  den  Consulen  durch  ein  Gesetz  verboten  war,  ohne 
Befehl  des  Volkes  über  Leben  und  Tod  eines  römischen  Bür- 
gers zu  richten,  so  wurden  zu  diesem  Zweck  vom  Volke 
Quästoren  bestellt,  die  in  peinlichen  Fallen  erkennen  sollten; 
diese  wurden  Quctestorcs  parricidii  genannt,  deren  auch  das 
Zwölftafelgesetz  erwähnt.  §.  24.  Nachdem  man  auch  beschlos- 
sen hatte ,  Gesetze  abzufassen ,  so  ward  beim  Volke  in  Antrag 
gebracht,  dass  alle  Staatsbeamte  ihre  Aemter  niederlegen  soll- 
ten. Als  hierauf  die  Zehnmänner  bestellt  worden  waren, 
so  kam  es  in  einem  Jahre  29),  als  diese  ihr  Amt  für  sich  ver- 
längerten und  widerrechtlich  verfuhren,  auch  nachher,  um  für 
sich  selbst  und  ihre  Partei  auf  immer  sich  der  Regierung  zu 
bemächtigen,  keinen  andern  Staatsbeamten  weichen  3o)  wollten, 
durch  ihre  Strenge  und  Despotismus  so  weit ,  dass  sich  das  Heer 
vom  Staate  trennte.  Der  Urheber  dieser  Trennung  soll  ein 
gewisser  Virginius  gewesen  sein,  welcher,  als  er  gesehen, 
dass  Appius  Claudius,  der  Rechtsbestimmung,  welche  er 


29)  Anno  uno.  Bynkershoek  /.  /.  giebt  an ,  dass  er  diese 
Worte  nicht  verstehe  und  keinen  kenne,  der  sie  richtig  ver- 
standen habe.  Indessen,  auch  ohne  die  von  ihm  vorgeschla- 
gene Abtheilung  anzunehmen,  wodurch  er  allerdings  die, 
meiner  Ansicht  nach,  richtige  Auslegung  traf,  scheint  mir 
gauz  natürlich  zu  uno  anno  zu  gehören :  eo  rem  perduocerunt, 
d.  h.  nicht:  es  gehörte  nur  ein  Zeitraum  von  einem  Jahre 
dazu,  um  u.  s.w.,  sondern  es  ist  das  bestimmte  Jahr  gemeint, 
und  anno  uno  heisst  soviel  als  aliquando ,  quum  prorogarent 
sibi  etc.  Dies  lässt  sich  auch  geschichtlich  so  erklären  (frei- 
lich nicht  mit  Nie  buhr  schein  Besserwissen  als  Liviu  s), 
denn  im  ersten  Jahre  wurden  die  Decemvirn  lege  et  jure 
creati;  als  im  zweiten  die  lectio  decemvirorum  dem  Appius 
überlassen  ward,  wählte  er  sich  selbst  mit.  Im  dritten  Jahre 
behielten  Appius  und  die  Uebrig-eu  die  Fasces  eigenmächtig, 
und  dies  ist  der  annus  unus.  Vgl.  Papillon.  ad  h.  I.  und 
Liv.  III.  33  —  40. 

30)  Sufficere,  s,  Byukershoek  I  L 
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selbst  aus  dem  alten  Rechte  in  die  Zwö'lftafeln  übertragen  hatte, 
zuwider,  ihm  den  einstweiligen  Besitz31)  seiner  Tochter  ab- 
gesprochen, und  zu  Gunsten  eines  Andern,  der,  von  ihm  ver- 
anlasst, sie  als  Sclavin  gefordert  hatte,  erkannt,  und,  gefes- 
selt voii  der  Begierde  nach  der  Jungfrau,  Recht  und  Unrecht 
durcheinandergeworfen  habe,  und  erzürnt,  dass  die  uralte 
Rechtsgewohnheit  in  der  Person  seiner  Tochter  nicht  befolgt 
worden  war,  —  gleichwie  Brutus,  der  erste  Consul  Roms, 
auf  den  Besitz  für  die  Freiheit,  in  Betreff  des  Vindex,  eines 
Sclaven  der  Vitellier,  erkannte,  der  eine  verrätherische  Ver- 
schwörung durch  seine  Anzeige  entdeckt  hatte,  —  und  weil 
er  auch  die  Keuschheit  seiner  Tochter  deren  Leben  vorziehen 
mochte,  ein  Messer  aus  dem  Laden  eines  Fleischers  ergriff 
und  seine  Tochter  erstach,  um  durch  den  Tod  der  Jungfrau 
die  Schande  ihrer  Entehrung  abzuwenden,  und  sofort,  triefend 
vom  rauchenden  Blute  seiner  Tochter,  zu  seinen  Genossen 
entfloh.  Biese  zogen  nun  insgesammt  vom  Algidus,  wo  damals 
die  Legionen  im  Felde  standen,  jnit  Zuriicklassung  ihrer  vori- 
gen Anführer,  auf  den  Aventinus,  und  bald  begab  sich  die 
Gemeinde  aus  der  Stadt  ebendahin ;  sie  (die  Zehnmänner) 
wurden  darauf  zum  Theil,  mit  Einwilligung  des  Volkes,  im 
Gefangnisse  umgebracht32).  So  gewann  der  Staat  wiederum 
seine  [vorige]  Gestalt.  §.  25.  Als  darauf  einige  Jahre  später, 
nachdem  die  Zwölftafelgesetze  gegeben  worden,  die  Gemeinde 
mit  den  Patriciern  in  Streit  gerieth,  und  auch  aus  ihrer  Mitte 
Consulen  wählen  wollte,  die  Patricier  dies  aber  verweigerten, 
so  geschah  es,  dass  Militärtribunen  mit  Consulargewalt ,  theils 
aus  der  Gemeinde  uud  theils  aus  den  Patriciern,  gewählt  wur- 
den. Diese  wurden  in  abwechselnder  Anzahl  bestellt  ,  zuweilen 
waren  es  zwanzig,  zuweilen  mehr,  zuweilen  weniger.  §.26. 
Als  späterhin  bestimmt  worden  war,  dass  die  Consulen  auch 
aus  der  Gemeinde  gewählt  werden  sollten,  so  wurden  diesel 
ben  aus  beiden  Classen  bestellt.  Hierauf  setzte  man,  um  den 
Patriciern  einigen  Vorzug  zu  gestatten,  zwei  [neue  Beamte] 
aus  deren  Mitte  ein;  so  entstanden  die  curruiischen  Aedilen 
§.  27.  Da  auch  die  Consulen  [oft]  durch  Kriege  in  der  Nachbar- 
schaft abberufen  wurden,  und  Niemand  vorhanden  war,  der  in 
der  Stadt  Recht  sprechen  konnte,  so  geschah  es,  dass  auch  ein 
Prätor  erwählt  wurde,  welcher  der  Stadtprätor  genannt  ward, 
weil  er  in  der  Stadt  Recht  sprach.  §.28.  Als  nach  mehrern 
Jahren  dieser  Prätor  nicht  mehr  ausreichte,  indem  auch  eiiu 
grosse  Menge  Fremder  in  die  Stadt  kam,  so  ward  noch  ein 
anderer  Prätor  erwählt,  welcher  davon  der  Fremdenprälor  hie**, 


31)  Vindicias  abäicere.,      Schweppe  a.a.O.  §.  567 

32)  Uebei  diesen  tiaU  a.  Bjukershoek  /-  L 
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weil  er  meist  zwischen  Fremden  Recht  sprach.  §.  29.  Als 
darauf  eine  Behörde  nöthig  ward,  welche  dem  Gericht  über 
qniritarisches  Eigenthum  33)  vorstände,  so  wurden  die  Zehn- 
lnänner  zur  Entscheidung*  von  Rechtsstreitigkei- 
ten  bestellt.  §.  30.  Zu  derselben  Zeit  auch  die  Viermänuer, 
welche  für  die  öffentlichen  Strassen  zu  sorgen  hatten,  die 
Münzdreimänner,  die  Erz-,  Silber-  und  Goldpräger,  sowie 


33)  Diese  Stelle  ist  in  Ansehung  der  antiquarischen  Erklärung 
nicht  genügend  zu  lösen.  Fürs  Erste  ist  gar  nicht  bestimmt 
zu  ermitteln,  was  die  decemviri  lit.  jud.  eigentlich  gewesen. 
In  obiger  Stelle  finden  sie  sich  allerdings  als  ein  unabhängiges 
Collegium,  indessen  kommen  sie  später  nur  in  Verbindung 
mit  den  Centumvirn  vor,  deren  Institut  ebenfalls  sehr  dunkel 
ist,  s.  Holl  weg  in  der  Zeitschrift  V.  368  ff.;  dass  sie  einen 
Vorsitz  im  Centumviralgericht  geführt  haben,  wie  Schweppe 
will  (RG.  §  547),  ist  uicht  unwahrscheinlich  aus  obiger  Stelle 
gefolgert  \  H  u  g  o ,  RG.  S.  625 ,  deutet  auch  darauf,  dass  mit 
Hastae  praeesse  Senate  gemeint  sein  könnten;  nur  dürfte 
wohl  nicht  unbillig  die  Frage  aufgeworfen  werden,  warum 
das  Ceutiimviralgerich*  gar  nicht  genannt  werde?—  Zim- 
mern, Civ.  Prpcess  §.  14 — 16,  zeigt  auch  nach,  dass  ihnen 
eine  Leitung  der  Hastae  centumvirah's  zugestanden  habe 
(S.  39,  41,  45);  doch  sind  die  Belege  jünger.  Möglich  also, 
dass  die  Decemvirn  die  altern  waren ,  und  nachher  bei  An- 
wachs  der  Geschäfte  die  Centumvirn  zugeordnet  erhielten ; 
erstere  nennt  ja  Pompon.  auch  magisiratus ,  und  die  letztern 
waren  dies  gewiss  nicht.  Dem  widerstreitet  freilich  in  chro- 
nologischer Hinsicht  Holl  weg's  (a.a.  O.  S. 375)  [36]  Meinung, 
dass  hasta  in  obiger  Stelle  geradezu  das  Centumviralgericht 
heisse,  wie  bei  Sueton.  Aug.  36,  doch  spricht  dieser  nur 
von  Augustus  Zeit,  und  in  obiger  Stelle  ist  von  einer  be- 
stimmt mehrere  Jahrhunderte  altern  Thatsache  die  Rede. 
Nimmt  man  mit  Niebuhr,  Thl.I.  472,  und  Zimmern  an, 
dass  der  Name  Centumvirn  erst  später  aufgenommen ,  das  In- 
stitut aber  in  dem  von  Servms  begründeten  jiidicibus  schon 
vorbanden  gewesen  sei  (s.  Liv.  III.  55),  so  lässt  sich  die 
Sache  am  genügendsten  erklären.  Nun  löst  sich  auch  der 
Ausdruck  hasta ;  denn  diese  war  das  Svmbol  schon  der  Ser- 
vianischen judices.,  als  Zeichen  des  qniritariscben  Iiigenthums 
(s.  Ho  11  weg  a  a.O.  S. 377),  und  über  dieses  allein  hatten  sie 
zu  entscheiden ,  wie  nachmals  die  Centumvirn.  Wahrschein- 
lich hatten  sie  also  eine  concurrente  Jurisdiction  (d  h.  objectiv, 
denn  offenbar  musste  der  Prätor  an  sie  die  Proeesse  weisen) 
und  zwar  eine  elective  (s.  Holl  weg  S.  382),  vgl.  noch  Heff- 
ter  a.  a.  O.  S.  49. 

Unter  diesen  Umständen  wird  es  also  angemessen  sein, 
Jiasta  hier  für  das  Gericht  zunehmen,  das  über  qniritarisches 
Eigenthum  sprach,  ohne  dass  mau  jedoch  dies  schon  das 
Centumviralgericht  nennen  darf,  da  der  Name  wohl  später 
erst  entstand  (Zimmern  S .38).  Das  abgerissen  Hingewor- 
fene im  obigen  §.  des  Pomponius  ist  auch  aus  der  Schluss- 
bemerkung  zu  diesem  Fragment  zu  erklären,  und  damit  auch 
ein  TheU  des  Dunkels  allerding»  erhellt. 
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die  Dreimänner  in  Capitalsachen,  denen  die  Besorgung  der 
Gefangnisse  oblag,  so  dass,  wenn  man  derselben  bedurfte,  es 
mit  Zuziehung  jener  geschah.  §.  31.  Da  es  auch  unpassend 
war,  dass  die  Staatsbeamten  zur  Nachtzeit  in  öffentlicher  Wirk- 
samkeit seien,  so  wurden  die  Fünfmänner  diesseits  und  jenseits 
der  Tiber  bestellt,  um  der  Staatsbeamten  Stelle  zu  vertreten. 
§.  32.  Nach  der  Eroberung  Sardiniens ,  bald  auch  Siciliens  und 
Spaniens  und  darauf  der  der  Narbonensischen  Provinz,  wurden 
ebensoviel  Prätoren ,  als  man  sich  Provinzen  unterworfen  hatte, 
erwählt,  theils  um  den  städtischen,  theils  um  den  Provincial- 
angelegenheiten  vorzustehen.  Hernach  führte  Cornelius  Sulla 
die  Criminaluntersuchungen  ein,  z.B.  über  Fälschungen,  Ver- 
waudtenmord  und  Mord,  und  fügte  noch  vier  Prätoren  hinzu ; 
darauf  bestellte  Ca  jus  Julius  Cäsar  zwei  Prätoren  und 
zwei  Aedilen  zur  Besorgung  des  Getraides,  welche  von  der 
Ceres  cereales  [benannt  wurden].  So  wurden  zwölf  Prätoren 
und  sechs  Aedilen  erwählt.  Der  verewigte  Kaiser  Augustus 
bestellte  nachher  sechzehn  Prätoren ;  der  verewigte  Kaiser  Clau- 
dius fügte  später  noch  zwei  Prätoren  hinzu,  welche  über  die 
Fideicommisse  Recht  sprechen  sollten,  von  denen  der  verewigte 
Kaiser  Titus  einen  wiederum  abschaffte,  der  verewigte  Kai- 
ser Nerva  aber  wieder  bestellte,  um  zwischen  dem  Fiscus 
und  Privatleuten  Recht  zu  sprechen.  So  sprechen  nun  acht- 
zehn Prätoren  im  [ganzen]  Staate  Recht.  §.  33.  Alles  dieses 
wird  nun  so  gehalten,  so  lange  die  Staatsbeamten  innerhalb 
der  Stadt34)  sind,  sobald  sie  aber  verreisen,  bleibt  einer  zu- 
rück, um  Recht  zu  sprechen;  dieser  heisst  der  Stadtpräfect. 
Dieser  Stadtpräfect  ward  sonst  [nur  bei  jedesmaliger  Veranlas- 
sung] bestellt,  nachher  aber  der  Latinischen  Ferien  wegen  fest- 
stehend eingeführt  und  wird  jetzt  jährlich  erwählt ;  die  Prä- 
fecten  des  Getraide[markts]  und  der  Nachtwachen  sind  aber 
keine  Staatsbeamten,  sondern  sind  ausserordentlich,  blos  des 
[öffentlichen]  Bestens  wegen,  angestellt;  doch  wurden  die  Cis- 
tiberes  (diesseits  der  Tiber) ,  deren  wir  gedacht  haben ,  später- 
hin durch  einen  Senatsbeschluss  zu  Aedilen  gemacht.  §.  34. 
Im  Ganzen  sprachen  also  im  Staate  zehn  Volkstribunen,  zwei 
Consulen,  achtzehn  Prätoren  und  sechs  Aedilen  Recht. 

§.  35.  Die  Wissenschaft  des  bürgerlichen  Rechts  haben 
die  meisten  und  grö'ssten  Männer  gelehrt ;  diejenigen  aber, 
welche  bei  dem  Römischen  Volke  im  grö'ssten  Ansehen  gestan- 
den haben,  mögen  gegenwärtig  erwähnt  werden,  um  zu  zei- 
gen, von  welchen  und  wie  grossen  Männern  diese  Rechte  ent- 
standen und  gelehrt  worden  sind.  Von  Allen  aber,  welche 
in  der  Rechtswissenschaft  geglänzt  haben,  soll  vor  dem  Tibe- 

34)  Respublicay  s.  Erisson  h.v. 
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riiis  Coruncaiiiu  s  Niemand  öffentlich  gelehrt  liaben;  die 
Uebrigen  bis  zu  diesem  gedachten  das  bürgerliche  Recht  lieber 
im  Verborgenen  zu  behalten  und  blos  denjenigen,  welche  sie 
um  Rath  angingen,  Gehör  zu  geben,  als  sie  den  Lernbegieri- 
gen sich  miuheilten.  §.  36.  Zuerst  von  Allen  war  aber  Pu- 
hl ius  Papirius  ein  gelehrter  Mann,  derselbe,  welcher  die 
königlichen  Gesetze  sammelte.  Wach  diesem  lebte  Appius 
Claudius,  einer  von  den  Zehnmännern ,  der  hauptsächlich 
bei  der  Abfassung  der  Zwölftafeln  thätig  gewesen  war.  Nach 
diesem  besass  Appius  Claudius,  aus  derselben  Familie, 
die  meiste  Gelehrsamkeit;  er  ward  Centemmanus  d  5)  genannt. 
Er  war  derjenige,  welcher  die  Appische  Strasse  anlegte,  die 
Claudische  Wasserleitung  erbauete,  und  dafür  stimmte,  dass 
Pyrrhus  nicht  in  Rom  aufgenommen  werden  solle ;  er  soll  auch 
[Formeln  für]  die  Riagen  geschrieben  haben,  und  zuerst  über 
die  Unterbrechung  der  Ersitzung,  welches  Buch  nicht 
mehr  vorhanden  ist.  Derselbe  Appius  Claudius  brachte 
durch  den  Gebrauch  3  e) ,  der  von  ihm  ausgegangen  zu  sein 

35)  üeber  diesen  Beinamen  s.  Ant.  Mureti  Comm.  de  Orig. 
Jur.  ad  h.  I.  (Tfa.  Ott.  IV.  p.169). 

36)  Id.  App.  67.  qui  videtur  ab  hoc  processisse.  Ich  gestehe, 
dass  mir  diese  letzten  fünf  Worte  nicht  klar  sind  ,  und  nach 
allen  angestellten  Vergleichungen ,  das  Ha  lo  an  d  r i  sehe  usu 
vor  qui  eingeschoben  werden  zu  müssen  scheint  (ohne  dass 
man  jedoch  nachher  ad  hoc  zu  lesen  braucht)  eine  Lesart, 
die  wegen  der  Gemination  von  us  gar  nicht  gewagt,  und 
welche  Baudoza  und  Rnssardus  als  Variante  in  mar  gine 
haben.  Ant.  Muretus  l.  I.  sagt  hierüber :  quae  (sevox 
XI su,  quam  sunt,  qui  addant),  si  est  in  vetustis  libris  ha 
fortassis  legendum  fuerit :  ld.  App.  Ciaud.  usum  R.  lilterae 
invenit ,  videturque  ab  hoc  processisse  ut  pro  Valesiis  etc.  — 
Gauz  so,  wie  oben  übersetzt  ist,  versteht  die  Stelle  Th. 
Papillon.  (s.  die  folg.  Anmerk.),  nur  liest  er  mit  Cu  ja  eins 
statt  qui,  quoniam.  Qui  mit  A.  Krieg  el  a.a.O.  S.  23  für 
uti  zu  nehmen,  scheint  hier  dem  Zusammenhang  nach  nicht 
zu  passen.    Eine  Tautologie  ist  aber  nicht  vorbanden,  denn: 

ich  kann  etwas  durch  fortgesetzten  Gebrauch  aufbringen, 
der  ursprünglich  von  mir  ausgeht",  ist  ganz  richtig  gedacht. 
Die  Schwierigkeit  dieser  Stelle  fühlte  übrigens,  wiewohl  zum 
Theil  auch  in  anderer  Beziehung,  schon  Zasius,  in  der 
Randnote  zur  Fradinschen  Edition  des  Big.  Vet.  (1527),  und 
Rutil  ius  Vitae  1  Ciorum  (Franc/.  1536)  p.  28.  Der  Byn- 
k  er  shoek  sehen  und  Cu  jaci  scheu  Ansicht  (l.  I  ad  h.  §.), 
dass  jene  Worte  heissen  sollen,  welcher  (nämlich  der 
zweite  App.  Claud.)  von  jenem  (dem  Deceinvir)  abge- 
stammt zu  haben  scheint,  kann  ich  aus  mehreren 
Gründen  nicht  beistimmen.  Denn  wenn  mau  auch  die  un- 
gewöhnliche Bedeutung  von  procedere  hier  zulassen  wollte, 
so  würde  es  doch  statt  ab  hoc,  wenigstens  ab  illo  heissen 
müssen ,  nicht  zu  gedenhen ,  wie  dieser  Zwischensatz,  hier, 
nachdem  schon  vorher  gesagt  worden  ist,  dass  der  zweite 
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scheint,  den  Buchstaben  R  auf  37),  so  dass  man  nun  anstatt 
Valesms ,  Valerius  sagte,  und  anstatt  Fusius,  Furius*  §.  37. 
Nach  diesen  besass  Sempronitis  die  meiste  Gelehrsamkeit, 
den  das  Römische  Volk  Gocpbv  (den  Weisen)  nannte;  weder 
vor  noch  nach  ihm  hat  Einer  diesen  Beinamen  erhalten;  Ca- 
jus  Scipio  Nasica,  welcher  vom  Senat  der  Beste  be- 
nannt ward,  dem  auch  Staatswesen  auf  der  heiligen  Strasse 
ein  Haus  gegeben  ward,  damit  man  ihn  um  so  leichter  um 
Rath  angehen  könne;  hierauf  Ouintus  Mucius,  der,  als 
Gesandter  zu  den  Carthaginiensern  geschickt,  da  ihm  zwei 
Würfel,  der  des  Krieges  und  des  Friedens,  vorgelegt,  nnd 
ihm  die  Wahl  freigestellt  wurde,  welchen  er  wolle,  mit  nach 
Rom  zu  nehmen,  beide  ergriff  und  erwiederte,  die  Carthagi- 
nienser  sollten  sagen,  welchen  sie  haben  wollten.  §.38.  Nach 
diesen  lebte  Tiberius  Coruncanius,  der,  wie  ich  gesagt 
habe ,  der  Erste  w  ar ,  welcher  Öffentlich  lehrte ;  geschrieben 
von  ihm  ist  nichts  vorhanden ;  doch  gab  es  mehrere  und  merk- 
würdige Gutachten  von  ihm;  später  entwickelten  Sextus  Ae- 
lius  und  dessen  Bruder  Pnblius  Aelius,  sowie  Publius 
A tili us  bei  ihren  Lehrvorträgen  die  meiste  Gelehrsamkeit, 
so  dass  die  beiden  Aelier  auch  zu  Consulen  erwählt  wurden. 
A  tili  us  ward  vom  Volke  zuerst  der  Weise  genannt.  Das 
Lob  des  Sextus  Aelius  besingt  auch  Ennius,  und  es  ist 
ein  Buch  von  ihm  da,  Tripertita  überschrieben,  welches  gleich- 
sam die  Anfangsgründe  der  Rechtswissenschaft  enthält.  7W- 
perlila  (Dreitheil)  wird  es  darum  genannt,  weil,  mit  Voraus- 
schickung der  Zwölftafelgesetze ,  die  Auslegung  damit  ver- 
bunden, und  daran  die  Rechtsverhandlungen  geknüpft  werden. 
Demselben  werden  noch  drei  andere  Bücher  zugeschrieben, 
was  jedoch  Andere  wieder  leugnen.  Diesen  folgte  nach  einiger 
Zeit  Cato;  spater  Marcus  Cato,  das  Haupt  der  Forcischen 
Familie,  von  dem  auch  Schriften  vorhanden  sind,  die  meisten 
jedoch  von  seinem  Sohn;  welche  beide  iS)  die  Familie  fort- 

App.  Claud.  ejusdem  generis  wie  der  Decemvir  gewesen  sei, 
sowohl  eine  Tautologie  sein ,  als  ganz  am  unrechten  Orte 
stehen  würde.  In  dieser  Hinsicht  sagt  schou  Anton.  Mu- 
retus  l.  l.^  neun  si  de  eodem  Appxo  loquitur ,  quid  est  cur 
dicat ,  qui  videtur  ab  hoc  processisse,  sin  de  alio 
quotnodo  eundem  vocat  ?  —  Wie  soll  P  o  in  p  o  n  i  u  s  darauf 
kommen,  seine  Abstammung,  von  der  er  zu  Anfang  schon 
gesprochen,  hier  am  Schluss  nochmals  zu  wiederholen,  mit- 
ten unter  dessen  Werken,  und  seiner  Einführung  des  Buch- 
staben Ii?  — 

37)  S.  Ev.  Ottonis  Praef.  p.  23  in  I.  Tom  Thesauri,  auch 
T  h.  Papillonius  Comment.  in  h.  Tit.  h.  §.  versteht  inve- 
nire  als  frequentius  usurpare.    (T7tes  Meerm.  FI.  p .594.') 

38)  Ex  quibus  ceteri  oriuniur ,  vergl.  Byn  kershoek  ad  h.  /. 
Die  quibus  sind  hier  beide  genannte.    Den  gauzeii  Satz  für 
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pflanzten.     §.  39.   Nach  diesen  lebten   Publius  Mucius, 
Brutus  und  M a n  i  1  i  u  s ,  welche  die  Begründer  des  bürger- 
liclicn  Hechtes  sind.  Von  ihnen  hinterliess  Publius  Mucius 
auch  zehn  Bücher,  Brutus  sieben,  Manilius  drei;  es  giebt 
auch  einige  B;';nde,  überschrieben:  Denkwürdigkeiten  des  Ma- 
nilius.   Jene  Beiden  waren  Consulen  gewesen,  Brutus  Prä- 
tor, Pup  Fi  us  Mucius  aber  auch  Pontifex  Maximus.    §.  40. 
Nach  diesen  lebten  Publius  Rutilius  Rufus,  der  Consul 
zu  Rom,  und  Proconcul  in  Asien  war;  Paulus  Virginius 
und  Quint us  Tubero,  jener  war  Stoiker  und  Schüler  des 
Pansa,  auch  selbst  Consul.    Um  diese  Zeit  lebte  auch  Sex- 
tus  Pompejus,  der  Vatersbruder  des  Cneius  Pomp  ejus, 
und  C  ö  1  i  u x  A  n  t  i  p  a  t  e  r ,  welcher  Geschichte  geschrieben  hat, 
sich  jedoch  mehr  mit  dem  Studium  der  Beredtsamkeit,  als  dem 
de.  Rechtswissenschaft  beschäftigte;  auch  Lucius  Crassus, 
der  Bruder   des  Publius  Mucius,  Mucianus  genannt; 
diesen  nennt  Cicero  den  beredtesten  aller  Rechtsgelehrten. 
§.  41.  Nach  diesen  Quintus  Mucius,  des  Publius  Sohn, 
Pontifex  Maximus,  der  Erste,  welcher  ein  bürgerliches  Recht 
abfasste,  indem  er  es  im  Allgemeinen  39)  in  achtzehn  Büchern 
abhandelte.     §.  42.  Mucius  hatte  mehrere  Schüler,  von  be- 
sonderem Ansehn  unter  diesen  aber  waren:  Aquilius  Gal- 
lus, Baibus  Luciii us,  Sextus  Papirius,  Caius  J  u  - 
ventius;   von   diesen,  sagt   Servius,  habe   Gallus  im 
gross ten  Ansehen  bei  dem  Volke  gestanden.    Alle  diese  wer- 
den vom  Servius  Sulpicius  jedoch  nur  namentlich  ange- 
führt, denn  Schriften  derselben  sind  ausserdem  und  unmittelbar 
nicht  von  der  Art  vorhanden,  dass  dieselben  auf  die  Nachwelt 
ge1  omuien  wären ;  dieselben  existiren  nämlich  überhaupt  nicht 
mehr,  sondern  Servius  hat  sie  in  seine  Bücher  aufgenom- 
men, dessen  Werk  als40)  ihr  Denkmal  besteht.    §.43.  Ser- 
vius, der  als  öffentlicher  Sachwalter  den  ersten  Rang,  oder 
wenigstens  ganz  gewiss  den  zweiten  nach  dem  Marcus  Tnl- 
lius   behauptete,  soll,  wird  erzählt,   einst   zum  Quintus 
Mucius   gekommen  sein,  um  ihn  über  eine  Angelegenheit 
eines  seiner  Freunde  um  Rath  zu  fragen,  und  da  er  dessen 
rechtliches  Gutachten  nicht  recht  verstanden,  den  Quintus 


ein  Glossem  zu  halten,  möchte  aber  doch  wohl  nicht  zu 
keck  behauptet  sein. 

39)  Generatim  ist  nach  Hugo,  RG.  S.  783.  n.  1),  als  der  Ent- 
scheidung einzelner  Fälle  entgegengesetzt  zu  verstehen. 

40)  Pro  cujus  scriptura.  Die  Aendernngsversuche  dieser  Stelle 
s.  bei  Byukershoek  l  l  ad  h.  §. ;  ich  lese:  ctg.  Script, 
pro  ipsor.  memor.  habetur.  A  n  t  Mürel.  I.  I-  liest :  per 
cujus  scripta  etc.;  desgleichen  Stephanus^s.  Ev.  Otto  ins 
Vita  Sero.  Sulpicii  Cap.VII.  {in  ej.  Thes>  V.  p.  1696  ) 
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wiederum  gefragt,  dieser  wieder  geantwortet,  jener  aber  iLn 
dennoch  nicht  verstanden  haben,  und  deshalb  vom  Quintus 
Mucius  hart  angelassen  worden  sein.  Denn,  habe  derselbe 
gesagt,  es  sei  schimpflich  für  einen  Patricier  und  Edeln,  der 
öffentlich  als  Sachwalter  auftrete,  das  Recht,  worauf  es  an- 
komme ,  nicht  zu  verstehen ;  angeregt  durch  diese  Beschimpfung, 
legte  sich  S  e  r  v  i  u  s  nun  mit  allem  Eifer  auf  das  bürgerliche 
Recht,  und  horte  besonders  diejenigen,  welche  wir  vorhin  er- 
wähnt haben,  indem  er  sich  vom  Baibus  Lucilius,  haupt- 
sächlich aber  vom  Gallus  Aquilins,  der  zu  Cercina  lebte, 
unterrichten  Hess.  Es  giebt  daher  mehrere  von  ihm  zu  Cercina 
abgefasste  Bücher.  Als  derselbe  auf  einer  Gesandtschaft  ge- 
storben war,  errichtete  ihm  das  Römische  Volk  eine  Staiue 
vor  der  Rednerbühne,  welche  noch  heute  vor  der  Rednerbühne 
des  Augustus  steht.  Es  sind  von  ihm  mehrere  Bande  vorhan- 
den; hinterlassen  hat  er  aber  beinahe  hundert  und  achtzig  Bii- 
cher.  §.  44.  Nach  diesem  haben  sich  die  meisten  [Rechls- 
gelehrten]  gebildet;  Bücher  haben  jedoch  folgende  geschrieben: 
Alfenus  Varus,  Caius,  Aulus  Ofilius,  Titus  Cä- 
sius,  Aufidius  Tucca,  Aufidins  Namusa,  Flavius 
Priscus,  Caius  Atejus  Pacuvius,  Labeo  Antistius, 
Vater  des  Labeo  Antistius,  Cinna,  Publicius  Gellius. 
Acht  von  diesen  zehn  schrieben  Bücher,  deren  sammtliche 
[Werke],  welche  es  gab,  vom  Aufidius  Namusa  in  hun- 
dert und  vierzig  Bücher  zusammengefasst  worden  sind.  Von 
allen  diesen  Schülern  [des  Servius  Sulpicius]  standen  Al- 
fenus Varus  und  Aulus  Ofilius  im  grössten  Ansehen; 
Varus  war  auch  Consul,  Ofilius  blieb  aber  im  Ritterstande. 
Derselbe  war  ein  vertrauter  Freund  des  Casar,  er  hinterliess 
die  meisten  Bücher  über  das  bürgerliche  Recht,  welche  aile 
Lehren  desselben  vollständig  behandelten41);  denn  er  hat 
über  die  Gesetze  des  Zwanzigsten  42)  zuerst  geschrieben, 
und  über  die  Gerichtsbarkeit;  über  das  Edict  des  Prä'tors  han- 
delte er  ebenfalls  zuerst  ausführlich*3);  denn  vor  ihm  hatte 
bereits  Servius  zwei  Bücher  an  den  Brutus,  nur  kurze 
Bemerkungen  über  das  Edict  enthaltend,  hinterlassen.  §.  45. 
Zu  derselben  Zeit  lebte  auch  Trebatius,  der  Schüler  des 
Cornelius  Maximus,  Aulus  Cascelius,  Quintus 
Mucius,  der  Schüler  des  Volusius;  es  setzte  derselbe  auch 
zu  dessen  Ehren  in  seinem  Testamente  den  Publius  Mucius, 
den  Enkel  jenes ,  zum  Erben  ein  ;  er  war  blos  Ouastor  gewesen, 
und  wollte  nicht  weiter  fortschreiten,  obschon  ihm  Augustus 

41)  S.  die  Note  zur  Gö'ltinger  C Juris- Ausgabe. 

42)  Eine  Erbschaftsabgabe  unter  August,  s.  Wielingii  Lee- 
tion.  ./,  C  II.  32.  p.  255. 

43)  Vomposuit,  s.  Hugo  RG.  S.728.  o.  1)  787. 
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auch  Jas  Consulat  anbot.  Unter  jenen  stand  Trebatius  an 
Kenntnissen  über  dem  Cascelius,  letzterer  soll  ein  besserer 
Redner  als  jener  gewesen  sein,  Ofilius  übertraf  Beide  an 
Gelehrsamkeit.  Schriften  sind  vom  Cascelius  nicht  vorhan- 
den, ausser  ein  Buch  eleganter  Bemerkungen44);  vom  Tre- 
batius aber  mehrere,  doch  nimmt  man  weniger  auf  sie  Be- 
zug. §.  46.  JXIach  diesen  lebte  auch  Tubero,  welcher  den 
Ofilius  studierte;  er  war  ein  Patricier  und  ging  von  dem 
Sackwalteramt  zum  [Studium  des]  bürgerlichen  Recht [s]  über, 
besonders  als  er  den  Quintus  Ligarius  angeklagt  und  beim 
Caius  Cäsar  nickt  Reckt  erkalten  katte.  Es  ist  dies  der 
Quint us  Ligarius,  welcher,  als  er  die  Rüste  von  Africa 
besetzt  hielt,  den  kranken  Tubero  nicht  landen  und  Wasser 
schöpfen  liess,  weshalb  dieser  ihn  anklagte  und  Cicero  ihn 
vertheidigte ;  es  ist  dessen  herrliche  Rede,  überschrieben  „für 
den  Ouintus  Ligarius"  auch  noch  vorhanden.  Tubero 
ward  zwar  für  einen  im  Öffentlichen  und  Privatrecht  sehr  ge- 
lehrten Mann  gehalten  und  hinterliess  auch  mehrere  Bücher 
über  beide  Materien;  allein  4S)  er  suchte  etwas  darin,  in  ver- 
alteten Ausdrücken  zu  schreiben,  und  darum  haben  seine  Werke 
keinen  grossen  Beifall  g-efunden.  §.47.  Nach  ihm  stand  Ate- 
jus  Capito  im  grössten  Ansehen,  der  dem  Ofilius  folgte, 
und  Antistius  Labeo,  welcher  alle  Diese  hörte,  und  vom 
Trebatius  gebildet  Ward.  Unter  diesen  war  Ate  jus  Consul; 
Labeo  wollte  aber ,  als  Augustus  ihm  das  Consulat  anbot, 
dass  er  nachgewählter  Consul  an  die  Stelle  eines  verstorbenen 
werden46)  sollte,  diese  Ehre  nicht  annehmen,  sondern  lag' 
meistentheils  den  Studien  ob,  und  hatte  das  g-anze  Jahr  so 
eingetheilt ,  dass  er  sechs  Monate  zu  Rom  sich  mit  [dem  Unter- 
richt der]  Studierenden  beschäftigte,  sechs  Monate  aber  abwe- 
send war ,  und  seine  Werke  ausarbeitete.  Er  hinterliess  daher 
vierzig"  Bände,  von  denen  die  meisten  in  Aller  Händen  sind. 

44)  Bene  dictorum.  Bynkershoek  l.  I.  ad  h.  §.  Th.  Pa- 
pillom l.  I.  (p-  600)  erklärt  nach  Scip.  Gent  iL  acuta  et 
arguta  de  J.  C.  Responsa. 

45)  Etiam  muss  hier  einen  Gegensatz  bilden;  Hai.  liest  auch 
darum  tarnen,  obwohl  dafür  Auctorität  fehlen  möchte;  statt 
antiquo  usus  etc.  will  Bynkershoek  antiqui  lesen ;  indes- 
sen usus,  als  Participium  genommen,  giebt  auch  Sinn,  wenn 
gleich  die  Conslruction  wohlklingender  sein  könnte.  Doch 
könnte  man  in  der  Wahl  des  Participii  auch  den  angegebe- 
nen Grund  finden,  nämlich:  dadurch,  dass  er  u.  s.w. 

46)  Fieret  et  suscipere ;  diese  corrumpirte  Stelle  dürfte  in  der 
Art  zu  verbessern  sein,  dass  das  et  als  Gemination  der  vor- 
hergehenden letzten  Buchstaben  angesehen  wird ;  s.  die  Göt- 
tinger €  Juris  -  Ausgabe  in  der  Note.  Muret  l.  I.  sagt: 
Jego:  eum  honorem.  Das  Dig.  Vet.  Venet.X^l  liest  wie  Hai. 
et  susciperet, 
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Diese  Beiden  stifteten  zuerst  zwei  verschiedene  Schulen,  denn 
Ate  jus  Capito  blieb  bei  dem,  was  hergebracht  war,  stehen, 
Labeo  aber  arbeitete,  im  Vertrauen  auf  seinen  Scharfsinn 
und  seiue  Gelehrsamkeit,  denn  er  hatte  auch  andere  gemein- 
wissenschaftliche Werke  studiert,  dahin,  meistentheils  Neue- 
rungen zu  treffen.  So  folgte  nun  Massurius  Sabinus  dem 
Atejus  Capito  und  Nerva  dem  Labeo;  diese  vermehrten 
den  Zwiespalt  noch  mehr.  Dieser  Nerva  war  auch  ein  ver- 
traueter  Freund  des  Cäsar.  Massurius  Sabinus  gehörte 
zum  Ritterstande  und  ertheilte  zuerst  öffentliche  Gutachten; 
spater  ward  dies  als  Gnade  vom  Kaiser  Tiber ius  ertheilt, 
jenem  aber  war  es  zugestanden  worden.  Um  dies  kürzlich  zu 
berühren,  so  ward  vor  den  Zeiten  des  August  us  das  Recht, 
öffentlich  Gutachten  auszustellen,  nicht  von  Kaisern  ertheilt, 
sondern  Jeder,  wer  Zutrauen  zu  seinen  Kenntnissen  besass, 
stattete  den  um  Rath  Fragenden  Gutachten  aus.  Man  besiegelte 
auch  die  Gutachten  nicht,  sondern  schrieb  meistentheils  selbst 
an  die  Richter,  oder  stellte  den  um  Rath  Fragenden  ein  Zeug- 
niss  aus.  Zuerst  bestimmte  der  Kaiser  Augustus,  um  dem 
Rechte  ein  grösseres  Ansehen  zu  verleihen,  dass  die  Gutachten 
auf  den  Grund  seiner  Ermächtigung  ausgestellt  werden  sollten. 
Und  von  dieser  Zeit  fing  man  an,  darum  als  um  eine  Gnade 
zu  bitten;  deshalb  erwiederte  auch  der  beste  Kaiser  Hadria- 
nus,  als  gewesene  Prätoren  ihn  um  die  Erlaubniss,  Gutachten 
ausstellen  zu  dürfen,  baten:  dass  dies  nicht  erbeten, 
sondern  bewährt  zu  werden  pflege,  wenn  daher 
Jemand  Vertrauen  in  sich  fühle,  so  werde  er  sich 
freuen,  wenn  er  sich  dazu  vorbereiten  wolle,  dem 
Volke  Gutachten  auszustellen.  Dem  Sabinus  war 
also  vom  Kaiser  Tiberius  zugestanden  worden,  dem  Volke 
Gutachten  auszustellen;  er  ward  aber,  erst  als  er  im  vorge- 
rückten Alter  und  beinahe  fünfzig  Jahre  alt  war,  in  den  Ritter- 
sand aufgenommen;  auch  hatte  er  kein  grosses  Vermögen ,  son- 
dern ward  meist  von  seinen  Zuhörern  erhalten.  An  seine  Stelle 
trat  nachher  Caius  Cassius  Longinus,  ein  Sohn  von  der 
Tochter  des  Tubero,  welche  die  Enkelin  des  Servius  Sul- 
picius  war,  und  darum  nennt  er  den  Servius  Sulpicius 
seinen  Grossgrossvater.  Derselbe  war  mit  dem  Ouartinus 
zu  den  Zeiten  des  Tiberius  Consul ;  das  meiste  Ansehen 
genoss  er  aber  im  Staate,  bis  ihn  der  Kaiser  verwies;  ver- 
wiesen nach  Sardinien,  ward  er  von  Vespasianus  zurück- 
gerufen und  starb  dann.  An  Nerva's  Stelle  trat  Proculus; 
zu  derselben  Zeit  lebte  auch  Nerva  der  Sohn.  Auch  gab  es 
noch  einen  andern  Longinus  aus  dem  Ritterstande,  der  es 
später  bis  zur  Pratur  brachte.  Allein  des  Proculus  Ausehen 
war  überwiegender,  denn  er  galt  auch  am  meisten;  [die  An- 
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häng»  dieser  Schulen,]  deren  Ursprung  vom  Capito  und 
Liibeo  ausgegangen  war,  hiessen  daher  theils  Cassianer, 
theils  Proculianer.  Dem  Cassius  folgte  Calius  Sabi- 
11  us,  der  zu  den  Zeiten  des  Vespasianus  am  meisten  galt, 
dem  Proculus  aber  Pegasus,  der  zu  derselben  Zeit  Stadt- 
vorsteher war;  dem  Calius  Sabinus,  Priscus  Javolenus, 
dem  Pegasus  Celsus;  Celsus  dem  Vater  Celsus  der 
Sohn,  und  Priscus  3N  erat  ins,  welche  Beide  Consulen 
waren ,  und  zwar  Celsus  zweimal ;  dem  Javolenus  Pris- 
cus aber  Aburnus  Valens  und  Tusciauus,  sowie  Sal- 
vius  Julianus  47). 

Dritter  Titel 

De  legibus  senatusque  consultis  et  Ion  ga 
c  o  n  s  u  e  t  u  d  i  n  e. 

{Von  den  Gesetzen ,  den  Senatsbeschlüssen  und  dem  Her- 
kommen.) 

1.  PAP1NIAN.  lib.  I.  Definition.  —  Gesetz  ist  so  viel, 
als  eine  allgemeine  Vorschrift,  ein  Beschluss  der  Weisen,  ein 
Zügel  der  Verbrechen,  welche  mit  freiem  Willen  oder  aus 
Unverstand  begangen  werden ,  eine  allgemeine  Angelobung  der 
Staatsgesellschaft  [zum  Gehorsam]. 

2.  MARCIAN.  lib.  I.  InstiU  —  Auch  der  Redner  De- 
mosthenes  bestimmt  so  den  Begriff:  „Gesetz  ist  dasjenige, 
„dem  Jeder,  sowohl  aus  vielen  andern  Gründen,  als  haupt- 
sächlich darum  gehorchen  muss,  weil  jedes  Gesetz  eine  Er- 
„  findung  und  Gabe  Gottes,  ein  Beschluss  der  Weisen,  ein 
„  Zügel  dessen ,  was  freiwillig ,  oder  unfreiwillig  verbrochen 
„wird,  und  eine  gemeinsame  Angelobung  der  Staatsgesellschaft 
„ist,  nach  welcher  alle  Staatsmitglieder  handeln  müssen."  Auch 
der  Philosoph  der  erhabensten  stoischen  Weisheit,  Chrysip- 
pus,  beginnt  sein  Buch,  welches  er  über  das  Gesetz  schrieb, 
folgendermaassen :  „Das  Gesetz  ist  der  Beherrscher  aller  gött* 
„liehen  und  menschlichen  Angelegenheiten  ;  es  soll  der  Hort 
„des  Guten  und  des  Bösen,  der  Herrscher  und  Führer  sein; 
„  daher  die  Richtschnur  des  Gerechten  und  des  Ungerechten, 
„und  für  die  von  der  Natur  zu  Staatsbürgern  bestimmten  Ge- 
„  schöpfe  ein  Gebot  dessen ,  was  sie  thun ,  und  ein  Verbot 
„dessen,  was  sie  unterlassen  sollen*" 


47)  Es  ist  aus  den  zahlreichen  Noten  schon  ersichtlich,  dass 
dieses  berühmte  Bruchstück  an  vielfachen  Verderbungen  lei- 
det. Es  ist  daher  eine  von  Niebuhr,  Rom.  Gesch.  I.  292« 
Anm.  691,  mitgetheilte  Bemerkung ,  dass  dasselbe,  wie  ans 
Lydus  erhelle,  ein  aus  Gaiüs  Einleitung  zu  den  XII  Tafel u 
verstümmelter  und  schlechter  Auszug  sei*  nicht  zu  über* 
sehen. 
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3.  POMPON.  lib.  XXV.  ad  Sabin.  —  Rechtsbestim- 
mungen müssen,  wie  Theophrastus  sagt,  darnach  getroffen 
werden,  was  der  Regel  nach,  nicht  aber  darnach,  was  Aus- 
nahmsweise geschieht  *8). 

4.  CELSUS  lib.  V.  Digestor.  —  Darauf,  was  vielleicht 
in  einem  einzigen  Fall  geschehen  kann,  wird  bei  Abfassung- 
von  Rechtsbestimmungen  nicht  gesehen. 

5.  Id.  lib.  XVII.  Dig.  —  Denn  das  Recht  muss  viel- 
mehr dem,  was  häufig  und  leicht  geschieht,  angepasst  werden, 
als  dem,  was  sehr  selten  eintritt* 

6.  PAUL.  lib.  VII.  ad  Plauiium.  —  Denn  was  einmal 
oder  zweimal  geschieht,  darauf,  sagt  Theophrastus ,  nimmt 
der  Gesetzgeber  keine  Rücksicht. 

7.  MODESTIN,  lib.  I.  Regul.  —  Der  Zweck  des  Ge^ 
setzes  ist:  befehlen,  verbieten,  erlauben,  strafen. 

8.  ULPIAN.  lib.  III.  ad  Sabin,  —  Rechtsbestimmungen 
werden  nicht  für  einzelne  Personen,  sondern  im  Allgemeinen 
getroffen. 

9.  ULP.  lib.  XVI.  ad  Ed.  —  Es  unterliegt  keinem  Zwei- 
fel, dass  der  Senat  Rechtsbestimmungen  treffen  könne. 

10.  JULIAN,  lib.  LIX.  Big.  —  Weder  Gesetze,  noch 
Senatsbeschlüsse  können  so  abgefasst  werden ,  dass  sie  alle  Fälle, 
die  nur  irgend  jemals  eintreten  können,  begreifen,  sondern  es 
genügt,  wenn  sie  das,  was  ineistentheils  zu  geschehen  pflegt, 
enthalten. 

11.  Id.  lib.  XC.  Dig,  —  Deshalb  muss  darüber,  was 
ursprünglich  festgesetzt  worden  ist,  [wenn  es  nöthig  wird,] 
entweder  durch  Auslegung,  oder  Verordnungen  des  Kaisers, 
etwas  Näheres  bestimmt  werden. 

12.  Id.  lib.  XV.  Di  ff,  —  Es  können  nicht  [für]  alle  be- 
sondere Falle  [ausdrückliche  Bestimmungen]  den  Gesetzen  oder 
Senatsbeschlüssen  einverleibt  werden;  sondern,  wenn  in  Betreff 
eines  Umstandes  der  Ausspruch  derselben  klar  ist,  so  kann  der- 
jenige, welcher  der  Gerichtsbarkeit  vorsteht,  davon  auf  ähnliche 
Auwendung  machen,  und  darnach  Recht  sprechen. 

13.  ULP.  lib.  I.  ad  Ed.  Aedil.  currul.  —  Denn  sobald, 
sagt  P  e  d  i  u  s ,  durch  ein  Gesetz  das  Eine  oder  das  Andere  ein- 
geführt worden  ist,  ist  eine  gute  Gelegenheit  vorhanden,  das 
Uebrige,  was  denselben  Nutzen  bezweckt,  entweder  durch  die  Aus- 
legung, oder  wenigstens  durch  die  Gerichtsbarkeit  zu  ergänzen. 

14.  PAUL.  lib.  LIV.  ad  Ed.  —  Was  aber  wider  die 
Regel  des  gemeinen  Rechts49)  angenommen  worden  ist,  darf 
auf  ähnliche  Fälle  nicht  bezogen  werden. 


48)  Wörtlich:  was  ineistentheils  —  was  unversehens  u.s.W« 

49)  S.  Glück  I.  265. 

Corp.  jur.  ciu.  I.  16 
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15.  JULIAN,  lib.  XXVII.  Big.  —  In  Bezog  aof  Das, 
was  wider  die  Regel  des  gemeinen  Reclits  bestimmt  worden 
ist,  kann  man  nicht  die  gemeine  Rechtsregel  befolgen50). 

16.  PAUL.  Ufa  singul.  de  jure  singul.  —  Ein  beson- 
deres Recht  ist  dasjenige,  welches  gegen  den  strengen  Inhalt 
der  gemeinen  Rechtsregel,  der  Nützlichkeit  wegen,  durch  die 
Auctoritä't  der  Gesetzgeber  eingeführt  worden  ist. 

17.  CELSUS.  lib.  XXVI.  Big.  —  Die  Gesetze  kennen, 
heisst  nicht,  deren  Worte  im  Gedächtnisse  haben,  sondern  ihren 
Sinn  und  ihren  Zweck. 

18.  Id.  lib.  XXIX.  Big.  —  Die  Gesetze  müssen  weniger 
nach  der  Strenge  der  Worte  ausgelegt  werden,  damit  ihr  Wille 
aufrecht  erhalten  werde. 

19.  Id.  lib.  XXXIII.  Big.  —  Spricht  sich  ein  Gesetz 
zweideutig  aus,  so  ist  diejenige  Bedeutung  vorzuziehen,  welche 
dem  Gegenstande  am  meisten  entspricht31),  besonders  wenn 
daraus  auch  der  Wille  des  Gesetzes  abgenommen  werden  kann. 

20.  JULIAN,  lib.  LV.  Big.  —  Nicht  von  Allem,  was 
von  unsern  Vorfahren  festgesetzt  worden,  lässt  sich  der  Grund 
angeben. 

21.  NERATIUS.  lib.  VI.  Membranar.  —  Darum  muss 
man  nicht  nach  dem  Grunde  dessen,  was  bestimmt  worden, 
forschen,  denn  sonst  würde  Vieles  von  dem,  was  feststeht, 
umgestossen  werden. 

22.  ULP.  lib.  XXXV.  ad  Ed.  —  Wenn  ein  Gesetz 
etwas  für  die  Vergangenheit  nachlässt,  so  verbietet  es  das- 
selbe S2)  für  die  Zukunft. 

23.  PAUL.  lib.  IV.  Plaut.  —  Was  stets  eine  bestimmte 
Auslegung  gehabt  hat,  darf  nicht  verändert  werden. 

24.  CELSUS.  lib.  IX.  Big.  —  Es  ist  unrecht,  nach  einer 
vorliegenden  einzelnen  Stelle  eines  Gesetzes  richten  oder  ein 
Gutachten  ausstellen  zu  wollen,  ohne  das  ganze  Gesetz  in  Be- 
tracht gezogen  zu  haben. 


50)  In  iis  —  reg.  j.  sequi  non  poss  —  Diesen  Satz  kann  man 
sowohl  so,  wie  er  steht,  verstehen,  als  auch  so:  ^,Das, 
was  u.  s.  w.  —  nicht  als  Rechtsregel  befolgen.'1  Mar  et. 
Comment.  ad  h.  I.  (T.  O.  I.  189)  versteht  ihn  so,  wie  zuerst 
gedacht,  und  bringt  als  Beispiel :*  in  teslamentis  tnilitum.  Th.  P  a  - 
pillon.  Comm.  ad  h.  I.  (T.  M.  II.  613  in  f.)  lässt  zwischen 
beiden  die  Wahl.  Peter  Perenno n.  Animaduers.  t  10. 
(T.  O.  I.  p.  606)  scheint  dem  Muret.  beizutreten.  Und  da- 
für spricht  auch  mehr,  indem  regula  juris  gerade  meist:  die 
gemeine  Rechtsvorschrift,  heisst  (s.  Brisson.)  und  in  iis, 
quae  —  sequi  poss.  nicht  so  gebraucht  wird,  wie  unser  deut- 
sches: in  dem,  was  u.  s.  w. ,  d.h.  soviel  als:  Dasjenige. 

51)  Vitio  carety  s.  Glück.  I.  229  n.  30. 

52)  Vgl.  Bynkershoek,  Obs.  VIII.  25.  2. 
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25.  MODESTIN,  lib.  VIII.  Rcspons.  —  Kein  Rechtsgrund 
oder  billige  Nachsicht  gestattet,  dass  wir  dasjenige,  was  zum 
Heil  und  Besten  der  Menschen  eingeführt  worden,  durch  eine 
härtere  Auslegung  wider  deren  Nutzen  bis  zur  Strenge  treiben. 

26.  PAUL.  lib.  IV.  Quaest.  —  Es  ist  nichts  Neues, 
dass  frühere  Gesetze  auf  spatere  bezogen  werden. 

27.  TERTULLIAN.  üb.  I.  Quaest.  —  Weil  es  daher 
gebräuchlich  ist,  dass  ältere  Gesetze  auf  spatere  bezogen  wer- 
den, so  muss  man  auch  stets  annehmen,  als  liege  in  den  Ge- 
setzen die  Bestimmung,  dass  sie  auch  auf  solche  Personen  und 
solche  Gegenstände  gehen  sollen,  die  dereinst  [den  jetzigen] 
ähnliche  sein  werden. 

28.  PAUL.  lib.  V.  ad  Leg.  Jul.  et  Pap.  —  Auch  spä- 
tere Gesetze  beziehen  sich,  wenn  sie  ihnen  nicht  entgegen  sind, 
auf  frühere  ;  dies  wird  durch  viele  Beispiele  bestätigt. 

29.  Id.  lib.  singul.  ad  Leg.  Cinciam.  —  Dem  Gesetze 
zuwider  handelt  derjenige,  welcher  etwas  thut,  was  das  Ge- 
setz verbietet;  Umgehung  des  Gesetzes  aber  begeht  derjenige, 
welcher,  ohne  dessen  Worten  zu  nahe  zu  treten,  sich  dem  Sinn 
desselben  entzieht. 

30.  ULP.  lib.  IV.  ad  Ed.  —  Denn  Umgehung  des  Ge- 
setzes findet  dann  Statt,  wenn  etwas  geschieht,  was  dasselbe 
nicht  gewollt  hat,  dass  es  geschehen  soll,  ohne  es  aber  ver- 
boten zu  haben;  ebenso  wie  qt]Tov  arcb  diavoiaq  (die  Rede 
vom  Sinn)  verschieden  ist,  so  unterscheidet  sich  die  Umgehung 
vom  Zuwiderhandeln  des  Gesetzes. 

31.  Id.  lib.  XIII.  ad  Leg.  Jul.  et  Pap.  —  Der  Kaiser 
steht  über  dem  Gesetz;  die  Kaiserin  steht  zwar  unter  dem 
Gesetz,  allein  es  pflegen  ihr  die  Kaiser  gewöhnlich  auch  die 
Vorrechte  zu  ertheilen,  deren  sie  selbst  geniessen. 

32.  JULIAN,  lib.  XCIV.  Dig.  —  Ueber  diejenigen  An- 
gelegenheiten ,  wo  wir  keine  geschriebenen  Gesetze  haben, 
muss  Das  befolgt  werden,  was  durch  Sitte  und  Gewohnheit 
eingeführt  worden,  und  wenn  dergleichen  über  einen  Gegen- 
stand nicht  vorhanden  ist,  Dasjenige,  was  zunächst  liegt  und 
die  Analogie  von  ähnlichen  Fällen  [ergiebt]  ;  lässt  sich  auch 
hieraus  nichts  entnehmen,  so  muss  die  Gewohnheit53)  der 
Stadt  Rom  befolgt  werden.  §.  1.  Alte  eingewurzelte  Gewohn- 
heit wird  mit  Recht  als  Gesetz  befolgt,  und  was  durch  das 
Herkommen  begründet  ist,  das  ist  Recht.  Denn  wenn  uns 
die  Gesetze  selbst  aus  keinem  andern  Grunde  binden,  als  weil 
sie  durch  den  ausgesprochenen  Willen  des  Volkes  angenommen 
worden  sind,  so  bindet  auch  mit  Recht  dasjenige  einen  Jeden, 
was  das  Volk  ohne  alle  Schrift  gut  geheissen  hat;  denn  was 


53)  Jus  zsz  consuetudo,  Glosse. 

16  * 
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liegt  daran,  ob  das  Volk  seinen  Willen  durch  Abstimmung 
erklärt,  oder  durch  die  Sache  und  durch  die  That  selbst?  — 
Mit  vollem  Hechte  ist  daher  auch  als  Regel  angenommen  wor- 
deu,  dass  Gesetze  nicht  blos  durch  den  ausgesprochenen  Wil- 
len des  Gesetzgebers,  sondern  auch  in  Folge  einer  allgemeinen 
stillschweigenden  Uebereinstimmung  durch  Nichtgebrauch  auf- 
gehoben werden  können. 

33.  ULP.  lib.  I.  de  officio  Procons.  —  Langjährige  Ge- 
wohnheit pflegt  in  denjenigen  Fallen  als  Recht  und  Gesetz 
beobachtet  zu  werden,  worüber  nichts  Geschriebenes  vorhan- 
den ist. 

34.  Id.  lib.  IV.  de  off.  Procons,  —  Wenn  sich  Jemand 
auf  die  Gewohnheit  einer  Stadt  oder  einer  Provinz  stützt  54), 
so  muss  man,  nach  meinem  Dafürhalten,  vor  Allem  darnach 
forschen,  ob  die  Gewohnheit  auch  in  einem  Rechtsstreit,  wo 
deshalb  Widerspruch  erhoben  worden  55),  bestätigt  worden  ist. 

35.  HERMOGENIAN.  lib.  I.  Jur.  Epilom.  —  Was  durch 
lange  Gewohnheit  gebilligt,  und  viele  Jahre  hindurch  beobach- 
tet worden  ist,  wird  als  eine  stillschweigende  Uebereinkunft 
der  Bürger,  ebensowohl,  wie  geschriebene  Rechte,  gehalten, 

36.  PAUL.  lib.  VII.  ad  Sabin.  —  Es  wird  sogar  dieses 
Recht  in  grossem  Ansehen  gehalten,  indem  man  so  sehr  da- 
mit einverstanden  gewesen  ist,  dass  es  gar  nicht  nö'thig  war, 
es  schriftlich  aufzusetzen. 

37.  Id.  lib.  I.  Quaest.  *—  Wenn  es  auf  die  Auslegung 
eines  Gesetzes  ankommt,  so  ist  vor  Allem  darauf  zu  sehen, 
was  früher  im  Staate  in  Fallen  derselben  Art  als  Recht  ge- 
halten worden  ist;  denn  die  Gewohnheit  ist  die  beste  Aus- 
legerin der  Gesetze. 

38.  C ALLISTRAT.  lib.  I.  Quaest.  —  Denn  unser  Kai- 
ser Severus  rescribirte,  dass  bei  den  aus  dem  Gesetz  ent- 
standenen Zweideutigkeiten  die  Gewohnheit  oder  die  Auctorität 
stets  ähnlich  entschiedener  Fälle  Gesetzeskraft  haben  solle. 

39.  CELS.  lib.  XXIII.  Dig.  —  Was  nicht  aus  einem 
Vernunftgrunde,  sondern  ursprünglich  aus  einem  Irrthum  ein- 
geführt? nachher  aber  durch  Gewohnheit  beibehalten  worden 
ist,  gilt  in  andern  ähnlichen  Fällen  nicht. 

40.  MODESTIN.  lib.  I.  Regulär.  —  Das  gesammte  Recht 
hat  also  entweder  die  [allgemeine]  Uebereinstimmung  hervor- 
gebracht, oder  die  Nothwendigkeit  begründet,  oder  die  Ge- 
wohnheit bestätigt. 

41.  ULP.  lib.  TL.  Instit.  —  Das  gesammte  Recht  beschäf- 
tigt sich  aber  entweder  mit  Erwerben,  mit  Erhalten,  oder  mit 


54)  Conßdere  videtur >  s.  Brisson.  h,  v. 

55)  Contradicto  judicio ,  s.  Glück.  I.  472  £16], 


Pandect.  L.  I.  Tit.  4.   De  consiitutionibus  principum.  245 


Vermindern;  denn  es  kommt  entweder  darauf  an,  auf  welche 
Weise  Jemandem  etwas  zu  Theil  werde,  oder  auf  welche  Weise 
er  seine  Sache  oder  sein  Recht  erhalte,  oder  wie  er  es  ver- 
äussere oder  verliere. 

Vierter  Titel. 

De  consiitutionibus  principum, 
(T'on  den  Constitutionen  der  Kaiser.) 

1.  ULP.  lib.  I.  Insfit.  —  Was  der  Kaiser  befiehlt,  hat 
Gesetzeskraft,  indem  das  Volk  durch  das  Königliche  Gesetz  s6), 
welches  über  dessen  Macht  gegeben  worden  ist,  seine  ganze 
Macht  und  Gewalt  demselben  und  an  denselben  57)  übertragen 
hat.  §.  I.  Was  also  nun  der  Kaiser  durch  einen  Brief  und 
eine  Unterschrift  bestimmt,  oder  erkennend  beschliesst,  oder 
überall  und  auf  der  Stelle  s8)  ausspricht,  oder  durch  ein  Edict 
vorschreibt ,  ist  Gesetz ;  Alles  dieses  begreift  man  gewöhnlich 
unter  dem  Namen  der  Constitutionen.  §.  2.  Allerdings  haben 
einige  von  diesen  nur  persönliche  Beziehungen,  und  dann  keine 
allgemeine  Anwendung;  denn  was  der  Kaiser  Jemandem  we- 
gen einer  besondern  Ursache  erlassen,  oder  wenn  er  Jemandem 
eine  [ausserordentliche]  Strafe  auferlegt  hat,  oder  zu  Hülfe  ge- 
kommen ist,  ohne  dass  dies  Regel  sein  soll,  so  beschrankt  er 
sich  dabei  mir  auf  die  Person. 

2.  ULP.  lib.  IV.  Fidcicss.  —  Bei  der  Erlassung  neuer 
Bestimmungen  muss  ein  in  die  Augen  springender  Nutzen  vor- 
handen sein,  um  von  demjenigen  Rechte  abzuweichen,  was  lange 
passend  geschienen  hat. 

3.  JAVOLEN.  Episiol,  lib.  XIII.  —  Gnadenertheilungen. 
des  Kaisers,  welche  von  seiner  huldreichen  Verwilligung  aus- 
gehen, muss  man  in  deren  vollkommenster  Ausdehnung  ver- 
stehen. 

4.  MODESTIN,  lib.  II.  Excusat.  —  Die  spätem  Ver- 
ordnungen gehen  den  frühern  vor. 

56)  —  „Das  aber  ist  für  so  gut  als  gewiss  zu  halten,  dass 
das  Gesetz  über  das  imperium  der  Könige  jene  berühmte 
und  bestrittene  lex  regia  über  die  Kaiser  war,  wiewohl 
diese  letzte  nicht  mit  Zusätzen  allein  —  auch  mit  Verände- 
rungen.44   Nie  buhr,  Rom.  Gesch.  I.  381. 

57)  Ueber  diese  Worte,  ei  et  in  eum,  ist  viel  geschrieben  wor- 
den, ohne  dass  man  zur  völligen  Gewissheit  gelangt  ist, 
S.  Hugo,  RG.  (u5  ff.  Schräder  sagt,  es  sei  foriius  dic- 
tum pro  ei.  Sollte  es  Formel  aus  dem  Gesetzestext  selbst 
sein  ? 

58)  De  piano,  s.  Brisson.  h.  v.  Zimmern,  Rom.  Pro- 
cess.  §.  b\  Der  Ausdruck,  als  dem  tribunali  entgegengesetzt, 
bedeutet  ursprünglich  zu  ebener  Erde,  s.  Fr.  11.  §.3.  de 
Just.  act.  —  Es  ist  daher,  wo  dieser  Gegensatz  besonders 
hervortritt,  übersetzt  worden,  ausser  dem  Tribunal. 
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Fünfter  Titel. 
D  v     statu     h  o  m  i  n  u  m. 
{Vom  Stande  der  Menschen.) 

1.  GAJ.  lib.  I.  Instit.  —  Das  gesammte  Recht,  welches 
wir  anwenden,  bezieht  sich  entweder  auf  Personen,  oder  auf 
Sachen,  oder  auf  Riagen. 

2.  HERMOGEN.  lib.  I.  Jur.  Epitom.  —  Da  nun  das 
gesammte  Recht  der  Menschen  wegen  begründet  worden  ist, 
so  werden  wir  zuerst  vom  persönlichen  Stande  der  Menschen 
und  nachher  von  den  übrigen  [Lehren]  nach  der  Ordnung  des 
immerwahrenden  Edicts  sprechen,  und  daran,  wie  es  der  Ge- 
genstand zulässt,  die  nächsten  und  damit  zusammenhängenden 
Titel  knüpfen  5Ö). 

3.  GAJ.  lib.  I.  Institut.  —  Die  oberste  Eintheilung  des 
Personenrechts  ist  nun  die,  dass  alle  Menschen  entweder  Freie 
oder  Sclaven  sind. 

4.  FLORENTIN.  üb.  IX.  Institut.  —  Freiheit  ist  die 
natürliche  Fähigkeit,  Das  zu  thun,  was  Jedem  zu  thun  erlaubt 
ist,  sobald  nicht  etwas  durch  Gewalt  oder  das  Recht  verhindert 
wird.  §.  1.  Sclaverei  ist  diejenige  völkerrechtliche  Einrichtung, 
vermöge  deren  ein  Mensch  wider  die  Natur  der  Herrschaft 
eines  Andern  unterworfen  ist.  §.  2.  Das  Wort  Sclav  (servus) 
kommt  daher,  dass  die  Feldherren  die  Gefangenen  zu  verkau- 
fen, und  dadurch  zu  erhalten  (servare)  und  nicht  zu  tödten 
pflegen.  §.  3.  Handgenommene  (maneipia)  aber  wurden  sie 
davon  genannt,  weil  sie  vom  Feinde  mit  der  Hand  gefangen 
werden  (manu  capianiur). 

5.  MARCIAN.  lib.  I.  Instit.  —  Der  Stand  der  Sclaven 
ist  nur  einer  und  derselbe ;  von  den  freien  Menschen  sind  aber 
die  einen  Freigeborene,  die  andern  Freigelassene.  §.  1.  Scla- 
ven kommen  entweder  nach  bürgerlichem  Recht  oder  nach 
Völkerrecht  in  unser  Eigenthum;  nach  bürgerlichem  Rechte, 
wenn  Jemand,  der  über  zwanzig  Jahre  alt  ist,  sich,  um  Theil 
am  Kaufpreise  zu  haben ,  selbst  hat  verkaufen  lassen ;  nach 
Völkerrecht  sind  diejenigen  unsere  Sclaven,  welche  vom  Feinde 
gefangen  genommen  oder  von  unsern  Sclavinnen  geboren  wer- 
den. §.  2.  Freigeborene  sind  diejenigen,  welche  von  einer 
freien  Mutter  geboren  worden  sind;  denn  es  genügt,  dass  sie 
zur  Zeit  der  Geburt  frei  gewesen  sei,  wenn  sie  auch  als  Scla- 
vin  empfangen  hat,  und  auch  im  umgekehrten  Fall,  wenn  sie 
als  Freie  schwanger  geworden  und  nachher  als  Sclavin  gebo- 
ren hat,  hat  man  angenommen,  werde  das  Kind  freigeboren. 


59)  Ich  verstehe  dies  als  auf  das  ganze  Pandectenwerk  bezüg- 
lich, so  dass  also  dieses  Bruchstück  desseu  Plan  verrälh. 


Pandect.  L.  I.  Tit.  5.    De  statu  hominum.  247 


Auch  ist  es  einerlei,  ob  sie  in  rechtmässiger  Ehe  empfangen 
hat,  oder  im  gemeinen  Umgänge,  weil  der  Leibesfrucht  der 
Mutter  Unglücksfall  nicht  schaden  darf.  §.  3.  Hieraus  hat  man 
die  Frage  aufgeworfen,  ob,  wenn  eine  schwangere  Sclavin 
freigelassen,  nachher  aber  wieder  Sclavin  geworden,  oder  aus 
"dem  Staate  verwiesen,  niederkomme,  sie  einen  Freien  oder 
einen  Sclaven  gebare  ?  —  Es  ist  jedoch  für  richtiger  befunden 
worden,  dass  [das  Rind]  freigeboren  werde,  und  es  für  die 
Leibesfrucht  geniige ,  auch  nur  in  der  dazwischen  liegenden 
Zeit  eine  freie  Mutler  gehabt  zu  haben. 

6.  GAJ.  üb.  1.  Instit*  —  Freigelassene  sind  diejenigen, 
welche  aus  einer  rechtmässigen  Sclaverei  entlassen  worden  sind. 

7.  PAUL.  Ith.  singuh  de  poriion.  quae  lib.  damn.  con- 
cod.  —  Für  die  Leibesfrucht  wird,  sobald  über  deren  Vortheile 
[auf  den  Fall,  dass  sie  geboren  wird,]  Frage  entsteht,  stets 
so  gesorgt,  als  wenn  sie  schon  am  Leben  wäre,  wiewohl  sie 
einem  Andern,  ehe  sie  geboren  ist,  in  keiner  Art  Vortheil 
bringen  kann. 

8.  PAPIMAN.  lib.  III.  Ouaest.  --  Der  Kaiser  Titus 
An  tonin us  verordnete,  dass  der  Stand  der  Kinder  wegen 
des  Inhalts  schlecht  abgefasster  Urkunden  keine  Anfechtung 
erleiden  solle. 

9.  Id.  lib.  XXXI.  Quacst»  —  In  vielen  Theilen  unseres 
Hechts  ist  die  Lage  der  Frauen  weniger  vortheilhaft ,  als  die 
der  Männer. 

10.  ULP.  lib.  I.  ad  Sabin»  —  Es  ist  Frage  entstanden, 
welchem  [Geschlecht]  Hermaphroditen  beizuzählen  seien?  Ich 
glaube,  dass  es  auf  das  Geschlecht  ankomme«  welches  in  ihnen 
das  vorherrschende  ist. 

II  PAUL.  lib.  XVIII.  Responsor.  —  Paulus  hat  sich 
dahin  ausgesprochen,  dass  wer  von  einer  Tochter  bei  Leb- 
zeiten deren  Vaters,  und  ohne  dessen  Kemitniss  von  ihrer  Ver- 
bindung, empfangen  worden,  selbst  wenn  er  erst  nach  des 
Grossvaters  Tode  geboren  worden  ist,  als  rechtmässiger  Sohn 
dessen,  von  dem  er  empfangen  worden,  nicht  angesehen  wer- 
den könne. 

12.  Id.  lib.  XIX.  Respons*  —  Dass  ein  Kind  im  sieben- 
ten Monat  den  Grad  der  Ausbildung  erreicht  habe,  wo  es 
weitem  Lebens  fähig  ist60),  ist  schon  wegen  der  Auctorität 
des  gelehrten  Hippocrates  angenommen  worden;  daher  ist  auch 
anzunehmen,  dass,  wer  aus  rechtmässiger  Ehe  im  siebenten 
Monat  geboren  worden  ist,  ein  rechtmässiger  Sohn  sei. 

13.  HüllMOGENIAN.  lib.  I.  JUr.  epitom.  —  Ein  Sclav, 
der  in  einer  Capitalsache  von  seiuein  Herrn  dein  Schicksal  der 


60)  S  Glück  Ii.  87.  u.  41. 
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Untersuchung  überlassen  worden  ist,  -wird,  selbst  wenn  er 
freigesprochen  worden ,  njcht  frei. 

14.  PAUL.  lib.  IV,  Sententiar,  —  Diejenigen,  welche 
ohne  menschliche  Gestalt  und  unnatürlich  gebildet  geboren 
weiden,  werden  nicht  für  Kinder  gehalten,  z.  B,  wenn  ein 
Weib  eine  Missgeburt  oder  Mondkalb  zur  Welt  bringt;  die- 
jenige Geburt  aber,  welche  mit  mehrern  menschlichen  Glied- 
massen versehen  ist ,  wird  für  theilweise  ausgebildet  angesehen 
und  daher  den  Rindern  beigezählt61). 

15.  TRYPHONIN.  Üb.  Xt  Disput.  —  [Eine  Sclavin, 
Namens]  Arescusa,  der  in  einem  Testamente  die  Freiheit  auf 
den  Fall  ertheilt  worden  war,  wenn  sie  drei  Kinder  geboren 
liaben  würde,  gebar  bei  der  ersten  Niederkunft  ein  Kind  und 
bei  der  zweiten  drei ;  es  fragte  sich  nun ,  ob  und  welches  von 
den  letztern  frei  sein  solle?  —  Die  der  Freiheit  gestellte  Be- 
dingung muss  nun  zwar  das  Weib  schon  erfüllen,  allein  dar- 
über darf  kein  Zweifel  Statt  finden,  dass  das  letzte  Kind  frei- 
geboren werde;  denn  die  Natur  gestattet  nicht,  dass  zwei  Kin- 
der auf  einmal  aus  Mutterleibe  kommen  können ,  so  dass ,  da 
es  unbestimmt  wäre,  wer  zuerst  und  wer  zuletzt  geboren  sei, 
man  mit  Gewissheit  nicht  entnehmen  könnte,  wer  von  beiden 
als  Sclav  und  wer  als  Freier  geboren  sei.  Die  mit  dem  An- 
fang der  Geburt  eintretende  Bedingung  bewirkt  also  nun,  dass 
das  Kind,  welches  nachher  zur  Welt  kommt,  von  ihr  als  Freien 
geboren  wird,  gleichwie  wenn  irgend  eine  andere  der  Freiheit 
eines  ^Yeibes  beigefügte  Bedingung  bei  ihrer  Niederkunft  ein- 
tritt, oder  dieselbe,  dafern  sie  unter  der  Bedingung  freigelas^ 
sen  worden  ist,  wenn  sie  dem  Erben  oder  dem  Titius  zehn- 
tausend [Sestertien]  gegeben  haben  würde ,  und  in  dem  Augen- 
blick, wo  sie  gebiert,  die  Bedingung  durch  einen  Andern  er- 
füllt hat,  schon  als  Freie  geboren  zu  haben,  angenommen  wird. 

16.  ULP.  Hb.  VI.  Disput.  —  Dasselbe  wird  der  Fall  sein, 
wenn  jene  Sclavin  Arescusa  zuerst  zwei  geboren  hatte,  und 
nachher  mit  Twillingen  niedergekommen  ist ;  denn  hier  kann 
man  nicht  sagen,  dass  beide  als  Freie  geboren  würden,  son- 
dern nur  der  zuletztgeborene.  Die  Frage  betrifft  also  vielmehr 
eine  Thatsache,  und  keine  Rechtsbestimmung. 

17.  In.  lib.  XXII.  ad  Ed.  —  Alle  Menschen,  welche  sich 
im  Umkreise  des  Kömischen  Reichs  befinden,  haben  nach  der 
Constitution  des  Kaisers  Antonin us  das  Römische  Bürger- 
recht erhalten. 

18.  Id.  lib.  XXVII.  ad  Sabin.  —  Der  Kaiser  Hadrianus 
rescribirte  an  den  Publicius  Marcellus,  dass  eine  Freie, 


61)  lieber  die  Vereinigung  dieser  Stelle  mit  Fr.  135,  de  V,  S., 
S.  Glück  II.  74  f.  [10]. 
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welche  schwanger  zum  Tode  verurtheilt  worden,  ein  freies 
Kind  zur  Welt  bringe,  und  dass  es  Gebrauch  sei,  sie  solange 
am  Leben  zu  lassen,  bis  sie  geboren  habe.  Auch  wenn  einer 
Frau,  welche  aus  rechtmässiger  Ehe  schwanger  geworden, 
Feuer  und  Wasser  verboten  worden  ist,  gebiert  sie  einen  Ro- 
mischen Bürger,  der  sich  in  der  Gewalt  seines  Vaters  befindet. 

19.  CELS.  lib.  XXIX.  Dig.  —  Wenn  eine  rechtmässige 
Ehe  vollzogen  worden  ist,  so  folgen  die  Kinder  dem  Vater, 
das  aus  gemeinem  Umgang  erzeugte  aber  der  Mutter. 

20.  ULP.  lib.  XXXVin.  ad  Sabin.  —  Wer  wahnsinnig 
wird,  behält  sowohl  seinen  persönlichen  Stand,  als  die  Würde, 
welche  er  bekleidet  hat,  als  sein  Amt  und  seine  Gewalt,  wie 
er  das  Eigenthum  seines  Vermögens  behält. 

21.  MODESTIN,  lib.  VII.  Regulär.  —  Ein  freier  Mensch, 
der  sich  verkauft  hat,  tritt,  Wenn  er  freigelassen  worden,  nicht 
in  seinen  frühem  Stand  wieder  ein,  dem  er  entsagt  hat,  son- 
dern erhält  die  Stellung  eines  Freigelassenen. 

22.  Id,  lib.  XII.  Respons,  —  Herennius  Mo  des  ti- 
li tis  hat  sich  dahin  ausgesprochen,  dass  wenn  eine  Sclavin  zu 
der  Zeit  niederkommt,  wo  sie  einem  Schenkungsvertrage  zu- 
folge hätte  freigelassen  werden  müssen,  das  Kind  als  Freige- 
borener zur  Welt  komme,  indem  sie,  einer  Constitution  gemäss, 
frei  gewesen  sei. 

23.  Id.  lib.  I.  Pandeciar.  —  Aus  gemeinem  Umgang 
empfangen  werden  diejenigen  genannt,  welche  nicht  sagen 
können ,  wer  ihr  Vater  sei ,  oder  die  es  zwar  können ,  aber 
Jemanden  zum  Vater  haben,  der  es  nicht  sein  sollte;  diese 
heissen  auch  spuriiy  naQcc  zrjv  OTiOQttv. 

24.  ULP.  lib.  XXVII.  ad  Sabin.  —  Das  Naturgesetz 
lautet  so,  dass,  wer  ausser  einer  gesetzmassigen  Ehe  geboren 
wird,  der  Mutter  folgt,  wenn  nicht  ein  besonderes  Gesetz 
etwas  Anderes  bestimmt. 

25»  Ip.  lib.  I.  ad  Leg»  Jitl»  et  Pap,  —  Für  freigeboren 
muss  man  auch  den  annehmen,  der  durch  ein  rechtliches  Er- 
kenntniss  dafür  anerkannt  worden  ist,  selbst  wenn  er  ein  Frei- 
gelassener gewesen  sein  sollte,  weil  hier  die  Rechtskraft  statt 
der  Wahrheit  gilt. 

26.  JULIAN,  lib.  LXIX.  Digestor.  —  Die  Leibesfrucht 
wird  fast  im  gesammten  bürgerlichen  Recht  als  schon  lebend 
betrachtet.  Denn  es  werden  derselben  sowohl  gesetzmä'ssige 
Erbschaften  ausgeanlwortet,  als  es  geniesst  auch  das  Kind  eines 
vom  Feinde  gefangen  genommenen  Weibes  [,  welches  in  der 
Gefangenschaft  geboren  worden  ist,]  des  Heimkehrrechts  und 
folgt  dem  Stande  des  Vaters  und  der  Mutter.  Ist  übrigens 
eine  schwangere  Sclavin  heimlich  entführt  worden,  so  wird 
das  von  ihr  geborene  Kind,  wenn  sie  auch  bei  einem  Besitzer 
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im  guten  Glauben  geboren  hat,  als  ein  gestohlenes,  dennoch 
nicht  ersessen.  Diesem  gemäss  ist  auch,  dass  ein  Freigelassener 
sich ,  so  lange  ein  Kind  seines  [verstorbenen]  Freilassers  ge- 
boren werden  kann,  in  demselben  liechtsverhältniss  befindet, 
wie  diejenigen,  deren  Freilasser  am  Leben  sind. 

27.  ULP.  üb.  V.  Opimon.  —  Denjenigen,  welcher  ge- 
siebt, ein  Freigelassener  zu  sein,  hat  der  Freilasser,  auch 
durch  Annahme  an  Kindes  Statt  nicht  zum  Freigeborenen 
machen  können. 

Sechster  Titel. 

De  Iiis  q  u  i  sui  vel  alten  i  j  uris  su  n  t. 
(T^on  denen  y  die  eigenen  Rechtens,  und  denen,  die  fremdem 
Rechte  unterworfen  sind.) 

i.  GAJ.  üb.  I.  Instit,  —  Es  folgt  nun  eine  andere  Eintei- 
lung" des  Personenrechts ,  dass  nämlich  einige  Personen  eigenen 
Rechtens,  andere  fremdem  Hechte  unterworfen  sind.  Wir  wol- 
len daher  von  denen  handeln,  die  dem  Rechte  Anderer  unter- 
worfen sind;  denn  wei>n  wir  kennen  gelernt  haben,  welche 
Personen  dies  sind,  so  werden  wir  zugleich  auch  wissen, 
wer  eigenen  Rechtens  ist;  wir  wollen  also  sehen,  wer  sich 
in  fremder  Gewalt  befindet.  §.  1.  In  der  Gewalt  der  Herren 
befinden  sich  nun  die  Sciaven.  Diese  Gewalt  ist  völkerrecht- 
lich, denn  wir  können  bei  allen  Völkern  ohne  Unterschied 
die  Beobachtung  machen,  dass  der  Herr  Gewalt  über  Leben 
und  Tod  seiner  Sciaven  habe,  und  was  der  Sclav  erwirbt, 
wird  für  den  Herrn  erworben.  §.  2.  In  jetziger  Zeit  ist  aber 
Niemandem,  der  sich  unter  Römischer  Botmassigkeit  befindet, 
erlaubt,  über  die  Gebühr,  und  ohne  einen  in  den  Gesetzen 
anerkannten  Grund ,  gegen  seine  Sciaven  auszuschreiten.  Denn 
nach  der  Constitution  des  verewigten  Kaisers  Antonin  us 
wird  der  nicht  minder  gestraft,  wer  seinen  eigenen  Sciaven 
ohne  Grund  tödtet,  als  wer  einen  fremden  Sciaven  umgebracht 
hat.  Auch  die  grosse  Strenge  der  Herren  wird  durch  die  Con- 
stitution desselben  Kaisers  im  Zügel  gehalten. 

2.  ULP.  lib.  VIII.  de  off.  Procons.  —  Wenn  ein  Herr 
gegen  seine  Sciaven  ein  Wütherich  ist,  oder  sie  zu  Scham- 
losigkeiten und  Niederträchtigkeiten  zwingen  will,  so  erhellt, 
welches  dann  die  Pflicht  des  Präsidenten  sei,  aus  einem  Re- 
Scripte  des  verewigten  Kaisers  Pius  an  den  Aelius  Mar- 
cianus,  den  Proconsul  von  Bätica.  Die  Worte  dieses  Re- 
Scripts  lauten  so:  Die  Gewalt  der  Herren  über  ihre 
Sciaven  soll  zwar  unversehrt  bleiben  und  Nie- 
mandem sein  Recht  entzogen  werden,  aber  es 
nützt  den  Herren  selbst,  wenn  demjenigen  Ab- 
hülfe gegen  Mis shandlungen ,  oder  Hung§r,  oder 
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unerträgliche  Gewalttätigkeiten  nicht  verwei- 
gert wird,  der  aus  einem  rechtmässigen  Grunde 
jene  in  Anspruch  nimmt.  Deshalb  untersuche  du 
die  Beschwerden  derjenigen,  die  von  dem  Haus- 
gesinde des  Julius  Sabinus  zu  einer  Statue  ent- 
flohen sind,  und  wenn  du  findest,  dass  sie  härter, 
als  billig  ist,  behandelt  oder  zu  Schamlosigkeiten 
gemissbraucht  worden  sind,  so  lass  sie  verkau- 
fen, so  dass  sie  in  die  Gewalt  ihres  Herrn  nicht 
zurückkommen;  sollte  er  diese  meine  Constitution 
umgehen,  so  möge  er  wissen,  dass  ich  dieses  Ver- 
brechen noch  strenger  ahnden  werde.  Auch  der  ver- 
ewigte Kaiser  Hadrian  us  verbannte  eine  Umbricische  Haus- 
frau auf  fünf  Jahre,  weil  sie  ihre  Sclavinnen  bei  den  gering- 
fügigsten Ursachen  aufs  Härteste  behandelt  hatte. 

3.  GAJ.  lib.  I.  Institut.  —  Unsere  Kinder,  die  wir  in 
rechtmässiger  Ehe  erzeugt  haben,  sind  ebenfalls  in  unserer 
Gewalt ;  dies  ist  ein  eigentümliches  Recht  der  Hämischen 
Bürger. 

4.  ULP.  lib.  I.  Instit.  —  Denn  die  Römischen  Bürger 
sind  theils  Hausväter,  theils  Haussohne,  und  theils  Hausmütter, 
theils  Haustöchter.  Hausväter  sind  diejenigen,  welche  eigenen 
Rechtens  sind,  sie  mögen  mündig  oder  unmündig  sein;  auf 
ähnliche  Weise  sind  es  die  Hausmütter..  Haussöhne  und  Töch- 
ter sind  diejenigen ,  welche  sich  in  der  Gewalt  eines  Andern 
befinden.  Denn  wer  von  mir  und  meiner  Gattin  erzeugt  wor- 
den ist,  befindet  sich  in  meiner  Gewalt;  ebenso  befindet  sich, 
wer  von  meinem  Sohne  und  dessen  Gattin  erzeugt  worden, 
d.  h.  mein  Enkel  und  meine  Enkelin ,  in  meiner  Gewalt ,  so- 
wie Grossenkel  und  Grossenkeiin  und  die  fernem  Nach- 
kommen. 

5.  Id.  lib.  XXXVI.  ad  Sahin.  —  Enkel  vom  Sohn  pfle- 
gen nach  dem  Tode  ihres  Grossvaters  in  die  Gewalt  des  Soh- 
nes, d.h.  ihres  Vaters ,  zurückzufallen;  auf  ähnliche  Weise  die 
Grossenkel  und  fernem  ]\  achkommen  entweder  in  des  Sohnes 
Gewalt,  wenn  er  lebt  und  in  der  Familie  geblieben  ist,  oder 
in  die  ihres  Vaters,  der  vor  ihnen  sich  in  der  Gewalt  befand. 
Dies  gilt  nicht  nur  von  natürlichen  Kindern,  sondern  auch  von 
an  Kindes  Statt  angenommenen. 

6.  Id.  lib.  IX.  ad  Sabin.  —  Als  Sohn  bezeichnen  wir 
denjenigen,  der  von  einem  Manne  und  dessen  Gattin  erzeugt 
wird.  Nehmen  wir  aber  einen  solchen  Fall,  dass  ein  Ehe- 
mann z.  B.  zehn  Jahre  62)  lang  abwesend  gewesen,  und  nach 


62»  Es  ist  allerdings  sehr  wahrscheinlich ,  dass  Ulp.  habe  bien- 
nium  schreiben  wollen,  s.  Glück  XXVIII.  135  ['23J. 
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seiner  Rückkehr  ein  Kind  von  einem  Jahre  alt  in  seinem  Hause 
gefunden  habe,  so  stimmen  wir  der  Ansicht  des  Julianus 
bei ,  dass  dieser  kein  Sohn  des  Ehemanns  sei.  Derjenige  aber, 
sagt  Julianus,  finde  kein  Gehör,  wer  mit  seiner  Gattin  fort- 
während zusammen  [an  einem  Orte]  gelebt  habe,  und  einen 
Sohn  als  den  seinigen  nicht  anerkennen  wolle.  Mir  scheint 
aber,  was  auch  Scävola  billigt,  dass,  wenn  es  bekannt  ist, 
dass  ein  Ehemann  eine  Zeitlang  mit  seiner  Frau  wegen  Un- 
fähigkeit oder  einer  andern  Ursache  keinen  Umgang  gepflogen 
habe,  oder  wenn  der  Hausvater  an  einer  solcheu  Krankheit 
daruiederlag,  dass  er  zeugungsunfähig  war,  dasjenige  Kind, 
welches  [unter  diesen  Umstanden]  in  seinem  Hause  geboren 
worden  ist,  wenn  auch  die  Nachbarn  davon  wissen63),  nicht 
[als]  sein  Kind  [anzusehen]  sei. 

7.  Id.  üb.  XXV.  ad  Sabin.  —  Wenn  der  Vater  mit 
einer  Strafe  belegt  worden  ist,  wonach  er  entweder  das  Bürger- 
recht verliert,  oder  Straf- Sclav  wird,  so  folgt  ohne  Zweifel 
der  Enkel  an  die  Stelle  des  Sohnes6*), 

8.  Id.  lib.  XXVI.  ad  Sabin.  —  Wenn  ein  Vater  wahn- 
sinnig wird,  so  belinden  sich  die  Kinder  nichts  desto  weniger 
in  ihres  Vaters  Gewalt.  Dasselbe  gilt  in  Ansehung  aller  El- 
tern [jeder  Abstufung] ,  welche  Kinder  in  ihrer  Gewalt  haben, 
denn  da  das  Recht  der  [väterlichen]  Gewalt  durch  das  Her- 
kommen angenommen  worden  ist,  und  Niemand  aufhören  kann, 
seine  Kinder  in  der  Gewalt  zu  haben,  als  wenn  sie  auf  den 
gewöhnlichen  Wegen  daraus  treten,  so  unterliegt  es  keinem 
Zweifel,  dass  dieselben  in  der  Gewalt  bleiben.  Er  behalt; 
daher  nicht  nur  diejenigen  Kinder  in  seiner  Gewalt,  welche  er 
vor  dem  Wahnsinn  erzeugt  hat,  sondern  auch  diejenigen,  welche 
vor  dessen  Anfang  empfangen  und  wahrend  desselben  geboren 
worden  sind;  nun  fragt  es  sich  nur,  ob,  wenn  der  Mann  im 
Wahnsinn  handelt  und  die  Frau  schwanger  wird,  das  geboren 
werdende  Kind  in  die  Gewalt  [des  Vaters]  falle ;  nun  kann 
der  Wahnnsinnige  zwar  keine  Frau  heirathen ,  wohl  aber  die 
Ehe  fortsetzen ;  mithin  wird  er  auch  dasselbe  in  seiner  Gewalt 
haben.  Deshalb  wird  auch,  wenn  die  Frau  wahnsinnig  ist, 
das  vorher  von  ihr  empfangene  Kind  als  der  Gewalt  [des  Va- 
ters] unterworfen  geboren  ;  auch  das  im  Wahnsinn  [der  Mutter] 
von  einem  INichtwahnsinnigen  empfangene  Kind  befindet  sich, 
wenn  es  geboren  ist,  ohne  Zweifel  in  der  Gewalt  [des  Vaters], 
weil  die  Ehe  fortbesteht.  Auch  wenn  beide  im  Wahnsinn  han- 
deln ,  der  Mann  wie  die  Frau ,  und  die  Frau  empfängt ,  be- 
findet sich  das  geboren  werdende  Kind  in  des  Vaters  Gewalt, 


83)  D.  h.  von  der  Geburt  des  Kindes,  s.  Glück  a,  a.  O. 
64)  Bei  Erbfällen. 
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wie  wenn  noch  ein  Ueberbleibsel  des  Willens  in  den  Wahn- 
sinnigen geblieben  wäre;  denn  wenn  die  Ehe  fortbesteht, 
wenn  einer  der  Ehegatten  wahnsinnig  ist,  so  mwss  sie  auch 
fortbestehen,  wenn  sie  beide  wahnsinnig  sind.  §.  1.  Dass  der 
wahnsinnige  Vater  das  Recht  der  Gewalt  behalt,  geht  sogar 
soweit,  dass  ihm  auch  der  Vortheil  davon  erworben  wird, 
was  sein  Sohn  erworben  hat. 

9.  POMPON.  lib.  XVI.  ad  Quint.  Mucium.  —  In  öffent- 
lichen Angelegenheiten  wird  der  Haussohn  als  Hausvater  an- 
gesehen, also,  dass  er  Aemter  bekleiden  und  als  Vormund 
bestellt  werden  kann. 

10.  ÜLP.  lib.  IV.  ad  Leg.  Juh  et  Pap.  —  Wenn  der 
Richter  [gegen  Jemand]  die  Verbindlichkeit  zum  Ernähren  oder 
zum  Unterhalt  [eines  Kindes]  ausgesprochen  hat,  so  kommt  es 
immer  noch  auf  Ausmiltelung  der  Wahrheit  an,  ob  dasselbe 
sein  Kind  sei  oder  nicht;  denn  die  Sache  wegen  der  Alimente 
kann  der  Ausmittelung  der  Wahrheit  nicht  in  der  Entscheidung 
Torgreifen. 

11.  MODESTIN,  lib.  I.  Pandect  ar.  —  Natürliche  und 
aus  der  Gewalt  entlassene  Sohne  brauchen  wider  ihren  Willen 
nicht  in  die  väterliche  Gewalt  zurückzutreten. 

Siebenter  Titel. 

De  adoptionibus  et  emancipationibus  et  aliis 

Tnodis  quibus  pot  est  as  solvit  ur. 
(JTon  der  Annahme  an  Kindes  Statt,  der  Entlassung  aus  der 
[väterlichen]  Gewalt,  und  andern  Arten  deren  Aufhebung.) 

1.  MODESTIN,  lib.  II.  Regulär.  —  Nicht  blos  die  Na- 
tur  schafft  Haussöhne,  sondern  auch  die  Annahme  an  Kindes 
Statt.  §.  1.  Der  Ausdruck:  Annahme  an  Kindes  Statt  (Adoptio) 
ist  zwar  ein  allgemeiner,  sie  zerfällt  aber  in  zwei  Arten,  von 
denen  die  eine  ebenfalls  Annahme  an  Kindes  Statt  (Adoptio) 
heisst,  und  die  andere  Adrogation.  An  Rindes  Statt  angenom- 
men werden  Haussöhne ,  adro^irt  werden  Solche ,  die  eigenen 
Rechtens  sind. 

2.  GAJ.  lib.  I.  Instii*  —  Die  Annahme  an  Kindes  Statt 
im  allgemeinen  Begriff  geschieht  auf  zweifache  Weise,  ent- 
weder durch  die  Auctoritat  des  Kaisers,  oder  vermöge  der 
Amtsgewalt  eines  Staatsbeamten.  Durch  die  Auctoritat  des 
Kaisers  nehmen  wir*  diejenigen  an  Kindes  Statt  an,  welche 
eigenen  Rechtens  sind ;  diese  Art  der  Annahme  an  Kindes 
Statt  heisst  Adrogation,  weil  sowohl  derjenige,  welcher  an 
Kindes  Statt  annimmt,  gefragt  wird  {rogatur  i.e.  intcrrogalur), 
ob  er  wolle,  dass  derjenige,  den  er  an  Kindes  Statt  anzuneh- 
men im  Begriff  stehe,  sein  rechtmässiger  Sohn  sein  solle,  als 
auch  derjenige,  welcher  an  Kindes  Statt  angenommen  wird, 
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ob  er  zugebe,  dass  dies  geschehe.  Vermöge  der  Amtsgewalt 
der  Staatsbeamten  nehmen  wir  diejenigen  an  Kindes  Statt  an, 
welche  sich  in  der  Gewalt  ihrer  Vater  befinden,  mögen  sie 
die  erste  Abstufung  von  Kindern  einnehmen,  wie  Sohn  und 
Tochter,  oder  eine  fernere,  wie  Enkel  und  Enkelin,  Gross- 
enkel und  Grossenkelin.  §.  1.  Das  ist  aber  beiden  Arten  Ton 
Annahme  an  Kindes  Statt  gemeinschaftlich,  dass  auch  Zeugungs- 
unfähige, wie  Spadonen,  an  Kindes  Statt  annehmen  können. 
§.  2.  Das  hingegen  ist  der  Annahme  an  Kindes  Statt,  welche 
durch  den  Kaiser  geschieht,  allein  eigentümlich,  dass  wenn 
sich  Jemand,  der  Kinder  in  seiner  Gewalt  hat,  adrogiren  la'sst, 
er  nicht  nur  selbst  der  Gewalt  des  Adrogirenden  unterworfen 
wird,  sondern  auch  seine  Kinder  als  Enkel  in  dessen  Gewalt 
treten. 

3.  PAUL.  lib.  IV.  ad  Sabin.  —  Wenn  ein  Haussohn 
Consul  oder  Präsident  ist,  so  kann  er  bei  sich  selbst  aus  der 
[väterlichen]  Gewalt  entlassen  oder  in  Annahme  an  Kindes  Statt 
gegeben  werden. 

4.  MODESTIN*  lib.  IL  Regal.  —  Nach  des  Neratius 
Meinung  kann  auch  ein  Staatsbeamter,  vor  dem  rechtliche  Ver- 
handlung Statt  hat,  bei  sich  selbst  seine  Söhne  sowohl  aus  der 
Gewalt  entlassen,  als  in  Annahme  an  Kindes  Statt  geben. 

5.  CELSUS  lib.  XXVIII.  Big.  —  Bei  der  Annahme  an 
Kindes  Statt  werden  blos  diejenigen ,  welche  eigenen  Rechtens 
sind,  um  ihren  Willen  ausdrücklich  befragt;  wenn  aber  Je- 
mand von  seinem  Vater  in  Annahme  an  Kindes  Statt  gegeben 
wird,  so  ist  der  Wille  beider  entweder  aus  der  Einwilligung 
oder  aus  nicht  geschehenem  Widerspruch  zu  entnehmen. 

6.  PAUL.  lib.  XXXV.  ad  Ed.  —  Wenn  Jemand  als 
Enkel ,  wie  wenn  er  vom  Sohne  erzeugt  worden  wäre ,  an 
Kindes  Statt  angenommen  wird,  so  wird  die  Einwilligung 
des  Sohnes  erfordert.    Das  schreibt  auch  Julianus. 

7.  CELSUS  lib.  XXXIX.  Big.  —  Wenn  eine  Annahme 
an  Kindes  Statt  geschieht,  so  ist  dazu  die  ermächtigende  Ein- 
willigung derer,  zwischen  welchen  nun  das  Rechtsverhältnis» 
der  Agnation  eintritt,  nicht  erforderlich. 

8.  MODESTIN,  lib.  IL  Regul.  —  Die  frühere  Bestim- 
mung, dass  die  ermächtigende  Einwilligung  des  Curators  bei 
der  Adrogation  nicht  erforderlich  sei,  ist  unter  dem  verewig- 
ten Kaiser  Claudius  mit  Recht  abgeändert  worden. 

9.  ULP.  lib.  I.  ad  Sabin.  —  Auch  ein  Blinder  kann  an 
Kindes  Statt  annehmen  und  angenommen  werden. 

10.  PAUL.  lib.  II.  ad  Sabin.  —  Wenn  Jemand  einen 
Andern  gleichsam  als  von  einem,  in  seiner  Gewalt  befindlichen 
Sohn  erzeugten  Enkel  mit  dessen  Einwilligung  an  Kindes  Statt 
annimmt,  so  erwächst  dadurch  dem  Grossvater  kein  Notherbe, 
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indem  der  Enkel  nach  dem  Tode  des  Grossvaters  gleichsam 
in  die  Gewalt  seines  [nunmehrigen]  Vaters  zurückfallt. 

11.  Id.  üb.  IV.  ad  Sabin.  —  Wenn  Jemand,  der  einen 
Sohn  hat,  einen  Andern  als  Enkel  an  Rindes  Statt  angenom- 
men hat,  wie  wenn  er  von  jenem  Sohn  erzeugt  worden  wäre, 
und  des  Sohnes  Genehmigung  dazu  nicht  erfolgt  ist,  so  befin- 
det sich  der  Enkel  nach  des  Grossvaters  Tode  nicht  in  des 
Sohnes  Gewalt. 

12.  ULP.  lib.  XIV.  ad  Sabin.  —  Wer  von  der  väter- 
lichen Gewalt  befreit  worden  ist,  der  kann  nachher  in  dieselbe 
auf  anständige  Weise65)  nur  durch  die  Annahme  an  Rindes 
Statt  wieder  eintreten. 

13.  PAPIN.  lib.  XXXVI.  Quaest.  —  Nach  dem  Erlöschen 
der  Gewalt  des  Adoptivvaters  bleibt  in  keiner  rechtlichen  Be- 
ziehung eine  Spur  des  frühem  Verhältnisses;  auch  die  durch 
die  Annahme  an  Rindes  Statt  erworbene  väterliche  Würde 
erlischt  mit  deren  Endigung. 

14.  POMPON.  lib.  V.  ad  Sabin.  —  Auch  ein  vom  Sohne 
bei  dem  an  Rindes  Statt  angenommenen  Vater  empfangener 
und  geborener  Enkel  verliert  durch  die  Entlassung  aus  der 
Gewalt  alle  Rechte66). 

15.  ULP.  lib.  XXVI.  ad  Sabin.  —  Wenn  ein  Haus- 
vater an  Rindes  Statt  angenommen  worden  ist,  so  geht  Alles, 
was  sein  war  und  erworben  werden  kann,  stillschweigend 
auf  den  über,  welcher  ihn  an  Rindes  Statt  angenommen  hat; 
ja,  es  folgen  ihm  selbst  die  Rinder,  welche  er  in  seiner  Gewalt 
hat ;  auch  diejenigen ,  welche  vermöge  des  Heimkehrrechts  zu- 
rückkehren, oder  die  zur  Zeit  der  Adrogation  noch  ungebore- 
nen  kommen  auf  ähnliche  Weise  in  die  Gewalt  des  Adrogi- 
renden.  §.  1.  Wer  zwei  Söhne,  und  von  dem  einen  derselben 
einen  Enkel  hat,  der  kann,  wenn  er  den  Enkel  als  gleichsam 
vom  andern  erzeugt  an  Rindes  Statt67)  annehmen  will,  dies 
auf  die  Weise  bewirken,  dass  er  ihn  [erst]  aus  der  Gewalt 
entlässt,  und  [dann]  als  vom  andern  erzeugt  an  Rindes  Statt 
annimmt;  denn  er  thut  dies  dann  ganz  wie  jeder  Andere,  und 
nicht  als  Grossvater,  und  aus  dem  Grunde,  wie  er  Jemanden 
als  den  Sohn  eines  Andern  an  Rindes  Statt  annehmen  kann, 
kann  er  es  auch,  als  [wäre  jener]  vom  andern  Sohne  [erzeugt]. 
§.  2.  Bei  Adrogationen  erstreckt  sich  die  Untersuchung  darauf, 
ob  der,  welcher  adrogiren  will,  nicht  unter  sechzig  Jahre  alt 

65)  Honesta  steht  hier  als  Gegensatz  von  inlioneste  ,  was  wegen 
Undankbarkeit  z.  B.  geschieht.  Glosse. 

66)  Nämlich  gegen  des  Adoplivgrossvaters  Vermögen  u.  s.  w. 

67)  Das  hier  eingeschobene  sie  dürfte  wohl  herauszuwerfen 
und  aus  der  folgenden  Zeile  heraufgeholt  sein ;  s.  die  Note 
in  der  Gotting,  6'.  Juris  -  Ausgabe. 


i 


256   Pandect.  L.  I.  Tit.  7.  De  adopt.  et  emana'p.  et  alüs  etc.. 


sei,  weil  er  sich  dann  vielmehr  der  Erzeugung-  [eigener]  Kin- 
der befleissigen  muss,  es  wäre  denn  Krankheit  oder  Ungesund- 
heit  als  Ursache,  oder  ein  anderer  rechtmässiger  Grund  des  Ad- 
rogirens  vorhanden,  z.  B.  wenn  er  eine  ihm  nahestehende  Per- 
son an  Kindes  Statt  annehmen  will.  §.  3.  Ebensowenig  darf 
Jemand  Mehrere  [auf  einmal]  adrogiren,  wenn  kein  rechtmäs- 
siger Grund  vorhanden  ist,  jedoch  weder  einen  fremden  Frei- 
gelassenen, noch  ein  Jüngerer  einen  Aeltern. 

16.  JAVOLEiV.  lib.  VI.  ex  Cassio.  —  Denn  Annahme 
an  Kindes  Statt  findet  [nur]  zwischen  solchen  Personen  Statt, 
in  Ansehung  deren  [ein  solches  Verhältniss]  der  Natur  gemäss 
obwalten  kann. 

17.  ULP.  lib.  XXVI.  ad  Sabin.  —  Wer  für  Jemand 
die  Vormundschaft  oder  Curatel  verwaltet  hat,  der  darf  [die- 
sen] nicht  adrogiren,  wenn  er  unter  fünfundzwanzig  Jahre  alt 
ist,  damit  er  ihn  nicht  deswegen  adrogire,  um  keine  Rechnuug 
abzulegen  zu  brauchen.  Ebenso  ist  darauf  zu  achten,  dass  nicht 
etwa  eine  schlechte  Ursache  der  Adrogation  zum  Grunde  liege. 
§.  1.  Die  Adrogation  solcher  Unmündigen  ist  nur  denjenigen, 
zu  gestatten,  die  entweder  durch  natürliche  Verwandtschaft, 
oder  durch  die  reinste  Zuneigung  bewogen  dazu  schreiten, 
übrigens  aber  zu  verbieten,  damit  es  nicht  in  der  Gewalt  der 
Vormünder  stehe,  sowohl  die  Vormundschaft  zu  endigen,  als 
auch  die  vom  Vater  [des  Unmündigen]  getroffene  Substitution 
zu  vereiteln.  §.  2.  Zuerst  ist  aber  zu  ermitteln,  welches  das 
Vermögen  des  Unmündigen  und  welches  dessen  sei,  der  ihn  an 
Kindes  Statt  annehmen  will,  damit  aus  der  Vergleichung  beider 
abgenommen  werden  kann,  ob  die  Annahme  an  Kindes  Statt 
dem  Unmündigen  als  vortheilhaft  betrachtet  werden  könne; 
nachher,  wie  der  Lebenswandel  dessen  sei,  der  einen  Unmün- 
digen in  seine  Familie  aufnehmen  will ;  drittens ,  welchen  Alters 
derselbe  sei,  um  zu  ermitteln,  ob  er  nicht  vielmehr  selbst  noch 
auf  Erzeugung  von  Kindern  zu  denken  habe,  als  aus  einer 
fremden  Familie  Jemanden  in  seine  Gewalt  bringen  zu  wollen. 
§.3.  Ueberdies  ist  auch  darauf  zu  achten,  ob  demjenigen,  der 
ein  oder  mehrere  Kinder  hat,  gestattet  werden  dürfe,  noch 
ein  anderes  anzunehmen,  damit  nicht  entweder  die  Hoffnung 
derjenigen,  welche  er  in  rechtmässiger  Ehe  erzeugt  hat,  ver- 
mindert werde ,  welche  sich  jedes  derselben  durch  Gehorsam 
bereitet,  oder  der  an  Kindes  Statt  Angenommene  weniger  er- 
halte, als  er  hätte  bekommen  müssen.  §.  4.  Zuweilen  wird 
auch  einem  Aermern  gestattet,  einen  Reichern  an  Kindes  Statt 
anzunehmen,  wenn  sein  Lebenswandel  unbescholten  ist,  oder 
[er  zu  demselben]  eine  ehrbare  und  nicht  unbekannte  Zuneigung 
[hegt].  §.  5.  Es  pflegt  aber  in  diesen  Fällen  eine  Bürgschaft 
bestellt  zu  werden. 
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18.  MARCELL.  üb.  XXVI.  Big.  —  Denn  dem  Willen 
desjenigen,  der  einen  Unmündigen  adrogiren  will,  darf,  wenn 
er  den  Grand  dazu  sonst  gerechtfertigt  hat,  nicht  eher  Statt 
gegeben  werden,  als  bis  er  Bürgschaft  bei  einem  Notar  be- 
stellt hat,  dass  er  dasjenige,  was  er  aus  dessen  Vermögen 
erworben  haben  werde,  denjenigen  wieder  herausgeben  wolle, 
an  welche  das  Vermögen  gefallen  sein  würde,  wenn  der  Ad- 
ro^irte  in  seinem  Stande  geblieben  wäre. 

19.  ULP.  lib.  XXVI.  ad  Sabin.  —  Dass  mit  den  Wor- 
ten der  Bürgschaft,  welche  vom  Adrogirenden  geleistet  wer- 
den muss:  wem  das  Vermögen  zukommt,  auch  die  [vom 
Vater  des  Adrogirten]  im  zweiten  [Theile  des]  Testament  [s] 
verfügten  Freiheitsertheilungen ,  uud  um  so  mehr  der  substituirte 
Sclav  und  die  Vermachtnissberechtigten  gesichert  werden ,  wird 
Niemand  bezweifeln.  §.  1.  Wenn  diese  Bürgschaftsstelliing 
unterlassen  worden  ist,  so  wird  eine  analoge  Klage  wider 
den  Adrogirenden  ertheilt. 

20.  MARCELL.  lib.  XXVI.  Big.  —  Diese  Bürgschaft 
findet  aber  auf  den  Fall  Anwendung,  wenn  der  Unmündige 
gestorben  ist;  wenn  übrigens  auch  nur  von  einem  Unmün- 
digen gesprochen  wird,  so  ist  doch  ganz  dasselbe  bei  einer 
Unmündigen  zu  beobachten. 

21.  GAJ.  lib.singul.regul.  —  Denn  auch  Weiber  kön- 
nen nach  einem  Rescripte  des  Kaisers  adrogirt  werden. 

22.  ULP.  lib.  XXVI.  ad  Sabin.  —  Wenn  der  Adrogi- 
rende  mit  Hinterlassung  eines  unmündigen  angenommenen  Soh- 
nes gestorben  ist,  und  bald  darauf  auch  der  Unmündige  stirbt, 
haften  da  die  Erben  des  erstem?  —  Es  müssen  dieselben 
allerdings  sowohl  das  Vermögen  des  Adrogirten,  als  ausserdem 
den  vierten  Theil  [vom  Vermögen  des  verstorbenen  Erblassers] 
herausgeben.  §.  1.  Es  fragt  sich  aber,  ob  der  Adrogirende 
dem  Unmündigen  substituiren  dürfe  ?  —  Ich  halte  die  Substi- 
tution für  unzulässig,  ausser  auf  das  Viertheil  allein,  das  [der 
Unmündige]  von  seinem  Vermögen  erhalt,  und  insofern  sich 
dieselbe  nur  bis  zu  seiner  Mündigkeit  erstreckt.  W^enn  er 
übrigens  die  dereinstige  Herausgabe  seiner  Treue  überlassf, 
so  ist  das  Fideicommiss  unzulässig,  weil  dasselbe  nicht  zufolge 
seines  freien  Willens  an  den  [Unmündigen]  gelangt,  sondern 
durch  die  Vorschrift  des  Kaisers.  §.  2.  Alles  dieses  kommt 
zur  An  Wendung,  es  mag  Jemand  einen  Unmündigen  an  Sohnes, 
oder  an  Enkels  Statt  adrogirt  haben. 

23.  PAUL.  lib.  XXXV.  ad  Ed.  —  Wer  an  Kindes  Statt 
angenommen  wird,  wird  mit  denen,  welchen  er  angeboren 
wird,  verwandt;  wem  er  aber  nicht  angeboren  wird,  dessen 
Verwandter  wird  er  auch  nicht;  denn  die  Annahme  an  Kindes 
Statt  übertragt  kein  Recht  des  Blutes,  sondern  blos  ein  Recht 
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der  Angeburt.  Wenn  icli  daher  einen  Sohn  an  Kindes  Statt 
annehme,  so  vertritt  meine  Gattin  demselben  nicht  Mutter  Stelle, 
denn  er  wird  ihr  nicht  angeboren,  und  darum  wird  sie  auch 
nicht  seine  Verwandte.  Daher  ist  auch  meine  Mutter  ihm 
nicht  an  Stelle  der  Grossinutter,  weil  er  denjenigen,  welche 
nicht  zu  meiner  Familie  gehören,  nicht  angeboren  wird;  allein 
meiner  Tochter  wird  der,  welchen  ich  an  Rindes  Statt  an- 
genommen habe,  Bruder,  weil  meine  Tochter  zu  meiner  Fa- 
milie gehört,  und  darum  ist  auch  die  Ehe  zwischen  ihnen  ver- 
boten. 

24.  ULP  lib.  I.  Dispulat.  —  Weder  ein  Abwesender, 
noch  ein  Widersprechender  kann  adrogirt  werden. 

25.  Id.  lib.  V.  Opinion.  —  Nach  dem  Tode  seiner  Toch- 
ter, welche  als  Hausmutter,  wie  wenn  sie  den  Rechtsvorschrif- 
ten gemäss  aus  der  Gewalt  entlassen  worden  wäre  68),  gelebt 
hatte  und  mit  Hinterlassung  von,  in  einem  Testament  einge- 
setzten, Erben  gestorben  war,  darf  der  Vater  gegen  seine 
eigene  Handlung,  als  habe  er  sie  nicht  den  Rechtsvorschriften 
gemäss,  noch  in  Gegenwart  von  Zeugen,  aus  der  Gewalt 
entlassen,  keinen  Streit  erheben.  §.  1.  Ein  Abwesender  kann 
weder  eine  Person  fremden,  noch  eigenen  Rechtens  an  Rin- 
des Statt  annehmen,  noch  durch  einen  Andern  eine  solche 
feierliche  Handlung  verrichten  lassen. 

26.  JULIAN,  lib.  LXX.  Digest.  —  Wen  mein  aus  der 
Gewalt  entlassener  Sohn  an  Rindes  Statt  angenommen  hat, 
der  wird  mein  Enkel  nicht  sein. 

27.  Id.  lib.  LXXXV.  Dig.  =  Der  Sohn  eines  an  Rin- 
des Statt  angenommenen  Solines  vertritt  im  bürgerlichen  Rechte 
dieselbe  Stelle  6 

28.  GAJ.  lib.  I.  Instit.  —  Wer  einen  Sohn  und  einen 
Enkel  von  demselben  in  seiner  Gewalt  hat,  der  hat  die  freie 
Wahl,  den  Sohn  aus  der  Gewalt  zu  entlassen,  und  den  Enkel 
darin  zu  behalten,  oder  umgekehrt,  den  Sohn  in  der  Gewalt 
zu  behalten,  und  den  Enkel  daraus  zu  entlassen,  oder  sie  beide 
eigenen  Rechtens  zu  machen.  Dasselbe  verstehen  wir  auch 
vom  Grossenkel  geltend. 

29.  CALLISTRAT.  lib.  II.  Imiit.  —  Wenn  der  natür- 
liche Vater  nicht  sprechen,  sich  aber  auf  andere  Weise,  als 
durch  die  Sprache,  deutlich  machen  kann,  dass  er  seinen  Sohn 
in  Annahme  an  Rindes  Statt  geben  wolle,  so  wird  die  An- 
nahme an  Rindes  Statt  bestätigt,  wie  wenn  sie  zu  Recht  be- 
ständig geschehen  wäre. 


68)  Sie  war  also  zwar  entlassen,  aber  nicht  mit  Beobachtung 
aller  Form:  Glosse. 

69)  D.  h.  in  Ansehung  der  Beerbuug  als  Enkel. 


Pandect.  L.  I.  Tit.  7.  De  adopt.  et  emandp.  et  aläs  etc.  259 

30.  PAUL.  lib.  I.  Regul.  —  Auch  Unverheiratete  kön- 
nen Söhne  an  Kindes  Statt  annehmen. 

31.  MARCIAN.  lib.  V.  Regul.  —  Ein  Sohn,  der  sich 
in  des  Vaters  Gewalt  befindet,  kann  denselben  auf  keine  Weise 
nöthigen,  ihn  aus  der  Gewalt  zu  entlassen,  er  mag  ein  natür- 
licher, oder  ein  an  Rindes  Statt  angenommener  sein. 

32.  PAPIN.  lib.  XXXI.  Quaest.  —  Zuweilen  ist  einem 
Unmündigen,  der  an  Kindes  Statt  angenommen  worden,  Gehör 
zu  ertheilen,  wenn  er  nach  erlangter  Mündigkeit  aus  der  Ge- 
walt entlassen  zu  werden  verlangt,  und  dies  ist  nach  vorheri- 
ger Untersuchung  der  Sache  durch  den  Richter  zu  bestimmen. 
§.  Ii  Der  Kaiser  Titus  Antoninus  hat  mittelst  Rescripts 
dem  Vormunde  gestattet,  seinen  Stiefsohn  an  Kindes  Statt 
anzunehmen. 

33.  MARCIAN.  lib.  V.  Reguh  —  Auch  wenn  ein  mün- 
dig gewordener  darthut,  dass  es  ihm  nicht  erspriesslich  sei, 
in  des  Adoptivvaters  Gewalt  getreten  zu  sein,  so  ist  es  billig, 
dass  er  von  demselben  daraus  entlassen  werde,  und  so  sein 
voriges  Rechtsverhälfniss  wieder  erlange. 

34.  PAUL.  lib.  XI.  Quaest.  —  Es  ist  darüber  Frage 
entstanden,  ob,  wenn  dir  ein  Sohn  unter  der  Bedingung  in 
Annahme  an  Kindes  Statt  gegeben  worden  ist,  dass  du  ihn 
nach  drei  Jahren  mir  in  Annahme  an  Kindes  Statt  geben  sol- 
lest, deshalb  eine  Klage  Statt  finde?  —  Labeo  glaubt,  es 
finde  keine  Klage  Statt,  denn  es  kommt  mit  unsern  Sitten  nicht 
iiberein,  Jemanden  nur  eine  Zeitlang  zum  Sohn  zu  haben. 

35.  Id.  lib.  I.  Respons.  —  Durch  die  Annahme  an  Kin- 
des Statt  wird  der  Rang  nicht  verringert,  wohl  aber  [unter 
Umstanden]  vermehrt;  daher  bleibt  ein  Seuator,  was  er  ist, 
wenn  er  auch  von  Jemandem  aus  der  untern  Volksklasse  an 
Kindes  Statt  angenommen  worden  ist ;  ebenso  bleibt  es  der  Sohn 
des  Senators. 

36.  Id.  lib.  XVIII.  Respons.  —  Aus  der  Gewalt  ent- 
lassen werden  kann  ein  Sohn  von  seinem  Vater  an  jedem  Orte, 
so  dass  er  aus  der  väterlichen  Gewalt  heraustritt.  §.  1.  Vor 
einem  Proconsul  kann  auch  in  einer  Provinz,  die  ihm  nicht  zu- 
getheilt  worden  ist,  Entlassung  aus  der  Gewalt  und  Annahme 
an  Kindes  Statt  geschehen. 

37.  Id.  lib.  II.  Sententiar.  —  Man  kann  an  Enkels  Statt 
annehmen,  selbst  wenn  man  keinen  Sohn  hat.  §.  J.  Wen  man 
an  Kindes  Statt  angenommen  hat,  den  kann  man,  wenn  man 
ihn  aus  der  Gewalt  entlassen,  oder  in  Annahme  an  Kindes  Statt 
gegeben  hat,  nicht  wiederum  an  Kindes  Statt  annehmen. 

38:  MARC  ELL.  lib.  XXVI.  D!g.  —  Eine  nicht  noch 
den  Rechtsvorschriften  geschehene  Annahme  an  Kindes  Statt 
kann  vom  Kaiser  bestätigt  werden ; 
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39.  ULPi  lib.  III.  de  off,  ConsuJ,  —  denn  der  verewigte 
Kaiser  Marcus  rescribirte  an  den  Eu t y chianus  :  [an- 
langend deine  Frage,]  ob  dir  darin,  was  du  ver- 
langst, zu  willfahren  sei,  so  werden  die  Richter 
darüber,  mit  Zuziehung  derer,  welche  wider- 
sprechen, d.  h.  derjenigen,  welche  durch  die  Be- 
stätigung- der  Annahme  an  Rindes  Statt  beein- 
trächtigt werden  würden,  erkennen. 

40.  MODESTIN,  lib.  I.  Different.  —  Wenn  ein  Haus- 
vater adrogirt  worden  ist,  so  werden  die  sich  in  seiner  Gewalt 
befindenden  Rinder,  in  Ansehung  des  Adrogirenden ,  Enkel; 
dies  geschieht  bei  der  Annahme  an  Rindes  Statt  nicht  so, 
hier  bleiben  die  Enkel  vom  [Angenommenen]  in  der  Gewalt 
des  natürlichen  Grossvaters.  §.  1.  Wicht  blos  derjenige,  wer  an 
Rindes  Statt  annimmt,  sondern  auch  wer  adrogirt,  muss  älter 
als  der  sein,  welchen  er  durch  Annahme  an  Rindes  Statt  oder 
Adrogation  zu  seinem  Sohn  machen  will,  und  zwar  muss  er 
wenigstens  um  die  volle  Mündigkeit,  d.h.  um  achtzehn  Jahre, 
älter  sein.  §.  2.  Ein  Spadon  kann  durch  Adrogation  sich  eben- 
falls einen  Notherben  verschaffen,  und  sein  körperlicher  Fehler 
hindert  ihn  nicht  daran. 

41.  Iö.  lib.  II.  ReguL  —  Wenn  ein  Vater  seinen  Sohn, 
von  dem  er  einen  Enkel  in  der  Gewalt  hat,  aus  derselben 
entlässt,  und  ihn  nachher  wieder  an  Rindes  Statt  annimmt,  so 
kehrt  nach  seinem  Tode  der  Enkel  nicht  in  seines  Vaters  Gewalt 
zurück.  Auch  derjenige  Enkel  kehrt  nicht  in  seines  Vaters  Ge- 
walt zurück,  den  der  Grossvater  darin  behalten  hat,  wahrend 
er  den  Sohn  in  Annahme  an  Rindes  Statt  gegeben,  welchen  er 
nachher  selbst  wieder  an  Rindes  Statt  angenommen  hat. 

42.  Id.  lib.  I.  Pandect.  —  Auch  ein  kleines  Rind  kann 
man  in  Annahme  an  Rindes  Statt  geben. 

43.  POMPON.  lib.  XX.  ad  Quint,  Mucium.  —  An- 
nahmen an  Rindes  Statt  geschehen  nicht  nur  an  Sohnes  Steile, 
sondern  auch  an  Enkels  Stelle,  so  dass  Jemand  als  unser  En- 
kel erscheint,  wie  wenn  er  von  unserm  Sohn,  oder  von  einem 
Unbestimmten  erzeugt  wäre. 

44.  PJIOCÜL.  lib.  VIII.  Epistol  —  Wenn  Jemand,  der 
einen  Enkel  vom  Sohn  hat,  einen  Andern  an  Enkels  Statt 
angenommen  hat,  so  glaube  ich  nicht,  dass  nach  des  Gross- 
vaters Tode  zwischen  den  Enkeln  Blutsverwandtschafts -Rechte 
eintreten ;  wenn  er  ihn  aber  auf  die  Art  angenommen  hat, 
dass  er  Rraft  des  Gesetzes  70)  Enkel  sein  soll,   [also]  wie 


70)  Jure  Ugirj  dies  inferpretirt  Ramos  del  Manzano  ad 
Leg.  Fap.  Ii.  2.  5  {in  f.)  T.  M.  V.  122)  für  legitimo  juris 
remedio. 
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wenn  er  gleichsam  von  seinem  Sohn  Ileitis  und  dessen  Haus- 
mutter erzeugt  worden  wäre,  so  findet,  meiner  Ansicht  nach, 
das  Gegentheil  Statt. 

45.  PAUL.  lib.  III.  ad  Leg.  Jul.  et  Pap»  —  Die  durch 
den  an  Kindes  Statt  Angenommenen  entstehenden  Lasten  7 1 ) 
werden  auf  den  Adoptivvater  übertragen. 

46.  ULP.  lib.  IV.  ad  Leg.  Jul  et  Pap.  —  Ein,  wäh- 
rend dass  ich  in  Sclaverei  war,  mir  geborener  Sohn  kann 
durch  die  Gnade  des  Kaisers  meiner  Gewalt  unterworfen  wer- 
den, doch  findet  kein  Zweifel  Statt,  dass  er  Freigelassener 
bleibe. 

Achter  Titel. 
De  divisione  rerum  et  qualitate. 
{Von  der  Eintheilung  und  Beschaffenheit  der  Sachen.) 

1.  GAJ.  lib.  II.  Institut.  —  Die  oberste  Eintheilung  der 
Sachen  zerfällt  in  zwei  Classen,  denn  sie  sind  theils  gött- 
lichen ,  theils  menschlichen  Rechtens.  Göttlichen  Rechtens  sind 
z.  B.  die  heiligen  und  gefreieten  Sachen.  Auch  die  geheiligten 
Sachen,  wie  Mauern  und  Thore,  sind  gewissermaassen  gött- 
lichen Rechtens.  Was  aber  göttlichen  Rechtens  ist,  gehört 
Niemandem;  was  menschlichen  Rechtens  ist,  gehört  meist  Je- 
mandem; doch  kann  es  auch  Niemandem  gehören;  denn  Erb- 
schaftssachen gehören,  bevor  Jemand  als  Erbe  antritt,  Nieman- 
dem. Diejenigen  Sachen  aber,  welche  menschlichen  Rechtens 
sind,  sind  entweder  öffentliche  oder  Privatsachen;  die  öffent- 
lichen werden  als  Niemandem  gehörig  betrachtet,  denn  sie  wer- 
den als  der  Gesammtheit  gehörig  angesehen.  Privatsachen  aber 
sind  diejenigen,  welche  Einzelnen  gehören.  §.  1.  Ausserdem 
sind  die  Sachen  theils  körperliche,  theils  unkö'rperliche.  Kör- 
perliche sind  diejenigen,  welche  berührt  werden  können,  wie 
ein  Landgut,  ein  Sclav,  ein  Kleid,  Gold,  Silber  und  unzählige 
andere.  Unkörperliche  Sachen  sind  solche,  die  nicht  berührt 
werden  können,  wie  diejenigen,  welche  in  einer  Recht [s Vor- 
stellung] bestellen,  wie  eine  Erbschaft,  der  Niessbrauch  und 
alle  auf  irgend  eine  Weise  vollzogene  Verbindlichkeiten.  Auch 
tluit  es  nichts  zur  Sache,  dass  in  der  Erbschaft  körperliche 
Sachen  begriffen  sind;  denn  auch  die  von  einem  Landgnte  ge- 
wonnenen Früchte  sind  körperlich,  sowie  das,  was  uns  aus 
einer  Verbindlichkeit  geschuldet  wird,  meistenteils  körperlich 
ist,  wie  z.B.  Landgüter,  Sclaven,  Geld;  denn  das  Recht  der 
Erbfolge  selbst,  das  Recht  des  Niessbrauchs  selbst,  und  das  Recht 
der  Verbindlichkeit  selbst,  ist  unkörperlich.   Zu  derselben  Zahl 


71)  Z  R.  dos,  Erziehung  u.  s.w.;  s.  J.  Goth.  Not.  ad  h.  Juh 
de  Mar.  ord.  (T.  O.  III.  224.) 
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gehören  die  Rechte  städtischer  und  ländlicher  Grundstücke, 
-welche  auch  Dienstbnrkeiten  genannt  werden. 

2.  MARCIAN.  lib.  III.  Institut.  —  Einige  [Sachen]  sind 
nach  dem  Naturrecht  Allen  gemeinschaftlich,  einige  Gesammt- 
heiten,  einige  Niemandem,  die  ineisten  Einzelnen  gehörig, 
welche  von  denselben  auf  mannigfache  Weise  erworben  wer- 
den. §.  1.  Nach  dem  Naturrechte  sind  Allen  gemeinschaftlich: 
die  Luft,  das  fliessende  Wasser,  das  Meer,  und  daher  die 
Meeresufer. 

3.  FLORENTIN.  Iib.  VI.  Institut.  —  Ebenso  werden 
Edelsteine,  Juwelen  und  alles  Andere,  was  wir  am  Meeres- 
ufer  finden,  nach  dem  Naturrecht  sogleich  unser,  [sobald  wir 
es  ergreifen.] 

4.  MARCIAN.  lib.  IE.  Institut.  —  Niemandem  ist  also 
verwehrt,  an  das  Meeresufer  zu  gehen,  [z.B.]  um  zu  fischen, 
dahingegen  ihm  Landhäuser,  Gebäude  und  Denkmäler  zu  be- 
treten untersagt  werden  kann;  weil  diese  nicht  Völkerrechtens 
sind,  wie  das  Meer;  dies  rescribirte  der  verewigte  Kaiser  Pius 
auch  den  Formianischen  und  Capenatischen  Fischern.  §.  1.  Die 
Flüsse  wie  die  Häfen  sind  beinahe  alle  öffentlich. 

5.  GAJ.  lib.  II.  Her.  quotid.  sive  aureor.  —  Der  Ge- 
brauch der  Flussufer  ist  nach  dem  Völkerrecht  öffentlich.  Da- 
her steht  Jedem  frei,  an  dem  Ufer  zu  landen,  Taue  an  auf 
demselben  wachsenden  Bäumen  zu  befestigen,  Netze  zu  trocknen 
und  aus  dem  Meere  zu  ziehen,  Lasten  darauf  niederzulegen, 
sowie  den  FIuss  selbst  zu  beschiffen.  Das  Eigenthum  daran 
steht  aber  denen  zu,  mit  deren  Grundstücken  es  zusammenhängt, 
weshalb  denselben  auch  die  darauf  gewachsenen  Bäume  gehören. 
§.  1.  Wer  im  Meere  fischt,  dem  steht  auch  frei,  eine  Hütte 
an  der  Küste  zu  erbauen,  um  sich  daselbst  aufzuhalten, 

6.  MARCIAN.  lib.  III.  Instit.  —  so  dass  sogar  die  Er- 
bauer alleinige  Eigenthümer  derselben  werden,  aber  nur,  so 
lange  das  Gebäude  steht ;  ist  das  Gebäude  zerfallen ,  so  kehrt 
die  Stelle,  wie  durch  das  Heimkehrrecht,  wieder  in  ihren 
vorigen  Zustand  zurück,  und  wenn  ein  Anderer  auf  derselben 
Stelle  [nachher  eine  solche]  gebaut  hat,  so  gehört  sie  ihm. 
§.  1.  Gesammtheiten,  und  nicht  den  Einzelnen,  gehört,  was  in 
den  Städten  sich  z.B.  an  Theatern,  Rennbahnen  und  ähnlichen 
[Gebäuden]  findet,  und  was  sonst  den  Städten  an  Gemeingut 
gehört.  Deshalb  werden  auch  Gemeinheits-Sclaven  der  Städte 
nicht  als  den  Einzelnen  theilweise,  sondern  als  der  Gesammt- 
heit  gehörig  angesehen.  Die  verewigten  Kaiserlichen  Ge- 
brüder rescribirten  daher,  es  könne  der  einer  Stadt  gehörige 
Sclav  sowohl  für,  als  gegen  einen  Bürger  peinlich  befragt 
wrerden.  Deshalb  hat  auch  der  Freigelassene  einer  Stadt  nicht 
nöthig,   die  Erlaubniss   des  Edicts  in  Anspruch  zu  nehmen, 
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wenn  er  einen  der  Bürger  vor  Gericht  fordert.  §.  2.  Heilige, 
gefreiete  und  geweihte  Sachen  gehören  Niemandem.  §.  3.  Hei- 
lige Sachen  sind  solche,  welche  öffentlich  und  nicht  privatim 
heilig  gesprochen  worden  sind;  wenn  sich  also  Jemand  priva- 
tim etwas  als  heilig  hinstellt,  so  ist  dies  nicht  heilig,  sondern 
profan.  Ist  aber  einmal  ein  Gebäude  heilig  geworden,  so  bleibt 
es  auch  die  Stelle  noch,  selbst  wenn  das  Gebäude  niedergeris- 
sen worden  ist.  §.  4.  Gefreiet  kann  Jeder  einen  Ort  nach  sei- 
nem Belieben  dadurch  machen,  wenn  er  an  einen  ihm  gehörigen 
Ort  einen  Todten  hinbringt.  In  ein  [Mehrern]  gemeinschaftlich 
gehöriges  Begrä'bniss  kann  [der  Eine]  auch  ohne  Einwilligung 
der  Uebrigen  eine  Leiche  beisetzen.  Auch  an  einen  fremden 
Ort  darf  man  dieselbe  mit  Einwilligung  des  Eigenthümers  hin- 
bringen, und  es  wird  der  Ort,  selbst  wenn  die  Genehmigung 
erst  spater  erfolgt  7  2) ,  als  der  Todte  hingebracht  worden  ist, 
gefreiet.  §.  5.  Auch  ein  blosses  Denkmal  wird  [zwar]  rich- 
tiger als  ein  gefieieter  Ort  angesehen,  wie  dies  Virgilius  be- 
zeugt , 

7.  ULP.  üb.  XXV.  ad  Ed»  —  allein  die  verewigten 
Kaiserlichen  Gebrüder  haben  das  Gegentheil  verordnet. 

8.  MAR  CT  AN.  lib.  IV.  Regul.  —  Geweiht  (sanctum) 
ist  dasjenige,  was  gegen  die  Widerrechtlichkeiten  der  Menschen 
gesichert  und  geschützt  ist.  §.  1.  Sanctum  kommt  her  von 
saginen;  so  heisst  nämlich  ein  gewisses  Kraut,  welches  die 
Gesandten  des  Römischen  Volkes  zu  tragen  pflegen,  damit  sie 
Niemand  verletze,  sowie  die  Gesandten  der  Griechen  sogenannte 
Heroldstäbe  tragen.  §.  2.  Dass  auch  die  Mauern  der  Municipal- 
slädte  geweiht  seien,  sagt  Cassius,  habe  Sabinus  mit  Recht 
gelehrt,  und  es  müsse  verboten  werden,  sich  an  denselben  da- 
durch, dass  in  dieselben  etwas  73)  hineingeschoben  werde,  zu 
vergreifen  74). 

9.  ULP.  üb.  LXVIII.  ad  Ed.  —  Geweihte  Orte  sind 
diejenigen,  welche  öffentlich  geweiht  worden  sind,  sie  mögen 
in  einer  Stadt  oder  auf  dem  Laude  belegen  sein.  §.  1.  Ein 
öffentlicher  Ort  kann  dann  geweiht  werden,  wenn  ihn  der 
Kaiser  geweiht,  oder  dazu  Macht  und  Gewalt  ertheilt  hat. 
§.2.  Es  ist  aber  zu  bemerken,  dass  ein  Unterschied  zwischen 
einem  geweihten  Ort  und  einem  Heiligthum  sei ;  ein  geweih- 
ter Ort  ist  ein  solcher,  der  eingesegnet  worden  ist,  ein  Heilig- 
thum ist  aber  ein  solcher  Ort,  wo  geweihte  Gegenstände  auf- 
bewahrt werden,  was  auch  in  einem  Privatgebäude  der  Fall 
sein  kann;  wenn  man  daher  dem  Orte  die  Weihung  wieder 

72)  Also  es  vorher  ohne  dessen  Einwilligung  geschah;  Glück 
II.  471  [13].  &    fe  b  3 

73)  D.h.  etwa  ein  Balken  u.  s.  w. 

74)  S.  die  Note  zur  GöUinger  (J.  Juris  -  Ausgabe. 


\ 
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entziehen  will,  so  pflegt  man  das  Geweihte  daraus  feierlich 
abzurufen,  §.  3.  Heilig"  nennt  man  eigentlich  dasjenige,  was 
weder  geweiht  noch  profan,  sondern  was  durch  eine  Heiligung 
beseitigt  worden  ist,  wie  die  Gesetze  heilig-  sind,  denn  sie  sind 
durch  eine  Heiligling  bestärkt,  und  was  durch  eine  Heiligung 
bekräftigt  worden  ist,  ist  heilig-,  wenn  es  Gott  auch  nicht 
geweiht  ist.  Zuweilen  wird  bei  der  Heiligung-  hinzugesetzt, 
dass  wer  dawider  etwas  verbricht,  am  Leben  gestraft  werden 
solle.  §.  4.  Die  Mauern  der  Municipalstädte  dürfen  auch  ohne 
Genehmigung-  des  Kaisers  oder  des  Präsidenten  nicht  ausgebes- 
sert, noch  an  dieselben  etwas  angebauet,  oder  auf  dieselben 
gesetzt  werden.  §.  5.  Eine  geweihte  Sache  erlaubt  keine  Werth- 
Schätzung-. 

10.  POMPON.  Hb.  VI.  ex  Plautio.  —  Aristo  sagt, 
dass,  sowie  dasjenige,  was  im  Meere  erbauet  worden,  Privat- 
eigentum wird,  auch  dasjeuige,  was  vom  Meere  eingenommen 
worden,  öffentlich  werde. 

11.  POMPON.  lib.  II.  ex  variis  leeiion.  —  Wer  die  Stadt- 
mauern beschädigt,  wird  mit  dem  Tode  bestraft,  sowie  derjenige, 
welcher  mit  angelegten  Leitern,  oder  auf  jede  andere  Weise 
darüber  steigt;  denn  die  Römischen  Bürger  dürfen  auf  keinem 
andern  Wege,  als  durch  die  Thore  [aus  der  Stadt]  gehen,  in- 
dem jene  Art  und  Weise  feindlich  und  verwerflich  ist.  Denn 
auch  Rem  Iis,  des  Komulus  Bruder,  soll  desweg-en  mit  dem 
Tode  bestraft  worden  sein,  weil  er  über  die  Stadtmauer  habe 
steigen  wollen. 

Neunter  Titel. 

De  Senatoribus* 
{Von  den  Senatoren,) 

1.  ULP.  lib.  LXII.  ad  Ed.  —  Dass  ein  Consularmann 
vor  einer  Consularfrau  den  Vorrang  habe,  daran  zweifelt  Nie- 
mand. Ob  aber  ein  gewesener  Präfect  einer  Consularfrau  vor- 
gehe ,  darüber  ist  Frage  erhoben  worden.  Ich  sollte  meinen, 
dass  er  ihr  vorgehe,  weil  beim  männlichen  Geschlecht  die  AYürde 
von  grösserem  Gewicht  ist.  §.  1.  Consularfrauen  nennt  man 
die  Gattinnen  der  Consularmänner ;  Satu minus  setzt  hinzu: 
auch  die  Mütter,  dies  ist  jedoch  nirgends  zu  £nden,  noch  je- 
mals angenommen  worden. 

2.  MARCELL.  lib.  III.  Big.  —  Cassius  Longinus 
glaubt  nicht,  dass  demjenigen,  der  wegen  schlechter  Aufführung- 
aus  dem  Senat  gestossen,  und  nicht  wieder  in  seinen  vorigen 
Stand  eingesetzt  worden  ist,  zu  verstatten  sei,  das  Richteramt 
zu  verwalten,  oder  ein  Zeugniss  abzulegen,  weil  dies  das  Ju- 
lische  Geselz  über  Beugung  des  Rechts  aus  Parteilichkeit 
verbiet  ct. 
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3.  MODESTFN.  Jib.  VI.  Meguh  —  Dass  ein  aus  dem 
Senat  gestossener  Senator  keine  Standesrechtsveränderung  erleide, 
sondern  zu  Rom  verweilen  dürfe,  Laben  die  verewigten  Kai- 
ser Severus  und  Anton  in  ns  gestattet. 

4.  POMPOJY.  lib.  XII.  ex  var.  lection.  —  Wer  zu  einem 
niedern  Hange  unwürdig-  ist,  der  ist  zu  einem  hohem  noch  un- 
würdiger. 

5.  ULP.  lib.  I.  ad  Leg.  Jul.  et  Pap.  —  Als  Sohn  eines 
Senators  muss  man  nicht  blos  dessen  natürlichen,  sondern  auch 
dessen  angenommenen  Sohn  betrachten,  und  es  ist  einerlei,  von 
welchem  [Vater],  oder  auf  welche  Weise  er  angenommen  sei, 
und  kein  Unterschied,  ob  jeuer  ihn,  als  er  bereits  die  Senator- 
würde erhalten,  angenommen  habe,  oder  schon  vorher. 

6.  PAUL.  lib.  II.  ad  Leg,  Jul.  et  Pap.  —  Sohn  eines 
Senators  ist  auch  derjenige,  welchen  [ein  Senator]  an  Rindes 
Statt  angenommen  hat,  jedoch  nur,  so  lange  er  in  dessen  Fa- 
milie bleibt ;  wenn  er  aber  aus  der  Gewalt  entlassen  worden  ist, 
so  verliert  er  durch  die  Entlassung  den  Namen  eines  Sohnes. 
§.  1.  Der  von  einem  Senator  Jemandem  niederem  Standes  in  An- 
nahme an  Rindes  Statt  übergebene  Sohn  wird  [fortwährend] 
als  Sohn  eines  Senators  angesehen ,  weil  durch  die  Annahme 
an  Rindes  Statt  [von  Seiten  Jemandes]  von  niederem  Stande 
die  Senatorwürde  nicht  verloren  geht,  so  wenig  wie  Jemand 
[dadurch]  aufhört,  Consularmann  zu  sein. 

7.  ULP.  lib.  I.  ad  Leg.  Jul.  el  Pap.  —  Der  von  einem 
Senator  aus  der  Gewalt  entlassene  Sohn  wird,  [soviel  seinen 
Rang  betrifft,  fortwährend]  als  Sohn  eines  Senators  betrachtet. 
§.  1.  Ebenso,  schreibt  Labeo,  sei  auch  der  nach  dem  Tode 
eines  Senators  geborene  Sohn  desselben  als  Sohn  eines  Sena- 
tors anzusehen.  Wer  aber,  nachdem  sein  Vater  aus  dem  Senat 
gestossen  worden,  empfangen  und  geboren  worden  ist,  der  ist, 
nach  des  Proculus  und  Pegasus  Meinung,  nicht  als  Sohn 
eines  Senators  zu  betrachten.  Ihre  Ansicht  ist  richtig,  denn 
wessen  Vater  eher  aus  dem  Senat  gestossen,  als  er  geboren 
worden  ist,  der  kann  nicht  eigentlich  Sohn  eines  Senators 
genannt  werden.  Wer  aber,  bevor  der  Vater  aus  dem  Senat 
gestossen  worden,  empfangen,  und  nachdem  der  Vater  die 
Würde  verloren  hat,  geboren  worden  ist,  für  den  spricht  mehr, 
dass  er  als  Sohn  eines  Senators  zu  betrachten  sei ;  denn  es 
haben  sich  die  Meisten  zu  der  Ansicht  hingeneigt,  dass  es  auf 
die  Zeit  der  Empfängniss  ankomme.  §.  2.  Wenn  Jemand 
einen  Senator  zum  Vater  und  einen  solchen  zum  Grossvater 
gehabt  hat,  so  wird  er  sowohl  als  Sohn  wie  als  Enkel  eines 
Senators  angesehen.  Hat  aber  der  Vater,  bevor  er  empfangen 
worden,  seine  Würde  verloren,  so  kann  die  Frage  entstehen, 
ob,  wiewohl  er  nun  nicht  mehr  als  Sohn  eines  Senators  an- 
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gesehen  werden  könne,  er  nicht  wenigstens  als  Enkel  eines 
solchen  zu  betrachten  sei  ?  —  Und  es  spricht  allerdings  mehr 
für  die  bejahende  Meinung*,  so  dass  ihm  die  Würde  des  Gross- 
vaters vielmehr  nützt,  als  ihm  der  Unglücksfall  des  Vaters 
schadet. 

8.  ULP.  üb.  VI.  Eidcssor.  —  Die  an  Personen  von  Cla- 
rissimatsrang  verheiratheten  Frauen  werden  unter  dem  Namen 
der  Personen  Clarissimatranges  mitbegrilfen.  Unter  dieser  Be- 
nennung' werden  aber  die  Töchter  der  Senatoren,  wenn  sie 
nicht  an  Männer  von  Clarissimatrang  verheirathet  sind,  nicht  ver- 
standen ;  denn  den  Weibern  verleihen  die  Ehemanner  die  Würde 
des  Clarissimatranges,  und  den  Töchtern  die  Eltern  nur  so  lange, 
als  sie  sich  nicht  an  Leute  niedern  Standes  verheirathen.  Es 
ist  daher  eine  Frau  so  lange  von  Clarissimatrang,  als  sie  mit 
einem  Senator,  oder  einer  Person  von  Clarissimatrang  verhei- 
rathet ist,  oder,  von  demselben  getrennt,  sich  an  Niemanden 
geringem  Standes  verehelicht. 

9.  PAPIFVIAJY.  lib.  IV.  Responsor,  —  Die  Tochter  eines 
Senators,  welche  sich  mit  einem  Freigelassenen  verheirathet  hat, 
wird  durch  den  Unglücksfall  des  Vaters,  [wodurch  er  seine 
W ürde  verliert,]  nicht  zur  Ehefrau  [in  rechtlicher  Beziehung]  7  5) ; 
denn  die  für  die  Kinder  bereits  erworbene  Würde  darf  densel- 
ben wegen  eines  den  Vater  betroffenen  U  ngiücksfalles  nicht  ent- 
zogen werden. 

10.  ULP.  lib.  XXXIV.  ad  Ed.  —  Als  Kinder  der  Se- 
natoren sind  nicht  blos  die  Söhne  [und  Töchter]  der  Senatoren 
anzusehen,  sondern  alle,  welche  von  ihnen  und  ihren  Kin- 
dern abstammen;  es  mögen  die  letztern,  von  welchen  jene  ab- 
stammen, natürliche  oder  angenommene  Kinder  sein.  In  Be- 
treif der  Kinder  von  Senatorentöchtern  inuss  man  auf  den  Stand 
deren  Vaters  Rücksicht  nehmen. 

IL  PAUL.  lib.XLI.  ad  Ed.  —  Obwohl  die  Senatoren 
ihren  Wohnort  in  Rom  haben,  so  wird  doch  angenommen, 
dass  sie  auch  an  ihrem  Geburtsort  einen  solchen  haben,  indem 
die  Würde  vielmehr  eine  Hinzufügung  des  Wohnortes ,  als  des- 
sen Veränderung  bewirkt. 

12.  ULP.  lib.  II.  de  Censihts.  —  Die  früher  an  Consular- 
manner  verheirathet  gewesenen  Weiber  erlangen  zuweilen  vom 
Kaiser,  jedoch  nur  sehr  selten,  [das  Vorrecht,]  dass  sie  auch, 
an  Männer  niederem  Standes  anderweit  verheirathet,  den  Cou- 


75)  Dies  will  soviel  sagen,  dass  die  Tochter  eines  Senators 
(welche  als  solche  einen  höhern  Rang  behauptet,  und  nicht 
Ehefrau  eines  Freigelasseneu  mit  voller  rechtlicher  Wirkung 
werden  konnte)  durch  den  Sturz  ihres  Vaters  nicht  auch  ih- 
ren Rang  verliere  und  nunmehr  Gattin  des  Freigelassenen  in 
voller  rechtlicher  Keziebuug  werde. 
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sularrang  behalten;  wie  ich  namentlich  weiss,  dass  Antoni- 
nns  Augustus  der  Julia  Mammä'a,  seiner  Muhme,  dies  ge- 
stattet hat.  §.  Ii  Als  Senatoren  sind  aber  alle  von  den  Patri- 
ciern  und  Consulen  Abstammenden  bis  auf  die  Personen  ersten 
Ranges  anzusehen ,  weil  diese  auch  allein  im  Senat  eine  Stimme 
haben. 

Zehnter  Titel. 
^  e    officio    c  o  11  s  u  l  i  s. 
(Von  der  Amtspflicht  des  Consute.) 

1.  ULP.  Hb.  II.  de  officio  Cons.  —  Die  Amtspflicht  des 
Consuls  besteht  darin,  die  rechtlichen  Verhandlungen  über  die 
Freilassungen  zu  leiten.  §.  1.  Es  kann  auch  ein  Consul  allein 
die  Freilassungen  leiten;  wer  aber  bei  dem  einen  Consul  die 
Gründe  dazu  vorgetragen  hat,  der  kann  die  Freilassung  dann 
nicht  vor  dem  andern  vollziehen;  denn  jede  Freilassung  bildet 
eine  für  sich  bestehende  Verhandlung.  Rann  etwa  der  eine 
College,  durch  Krankheit  oder  einen  andern  rechtmassigen 
Grund  verhindert,  die  Freilassung  nicht  vollziehen,  so  kann 
der  andere,  nach  einem  Senatsbeschluss ,  die  Leitung  der  Sache 
beenden.  §.  2.  Dass  die  Consulen  ihre  ScJaven  vor  sich  selbst 
freilassen  können,  unterliegt  keinem  Zweifel;  ist  aber  ein  Con- 
sul noch  nicht  zwanzig  Jahre  alt,  so  kann  er  sie  vor  sich  selbst 
nicht  freilassen,  indem  er  selbst  derjenige  ist,  welcher,  dem 
Senatsbeschluss  zufolge,  den  dem  Rathe  vorgetragenen  Grund 
prüft  7  6)  ;  nach  Darlegung  des  Grundes  vor  seinem  Collegen 
kann  er  aber  freilassen. 

Elfter  Titel. 

■D e    officio    praefecti   praetor  io. 
(Von  der  Amtspflicht  des  Präfectus  Pratorio.) 

1.  AUREL.  AR  CAD.  CHARIS.  Mag.  Meli  Hb.  sing, 
de  off.  Praef.  Pr.  —  Es  ist  nothwendig,  kürzlich  zu  er- 
wähnen, woher  der  Ursprung  der  Würde  des  Präfectus  Prä- 
torio  gekommen  ist.  Nach  einigen  Schriftstellern  soll  vor  Alters 
der  Präfectus  Pratorio  nach  Art  des  Obersten  der  Reisigen 
eingesetzt  worden  sein.  Denn  da  bei  den  Alten  den  Dictatoren 
auf  eine  gewisse  Zeit  die  höchste  Gewalt  anvertraut  zu  wer- 
den pflegte,  und  dieselben  sich  einen  Obersten  der  Reisigen 


76)  Hier  also  seinen  eigenen  prüfen  müssfe,  vergl.  Duaren. 
Comment.  ad  h.  tit.  Wieling,  Lect.  II.  q.  2.  Gilb.  R  e  g. 
'EyvtVTioyav.  Jur.  Civ.  It.  29.  (TO.  II.  1495.)  Letzterer  schlagt 
höchst  sinnreich,  zur  Vermeidung  directen  Widerspruchs  mit 
Fr.  20.  §.  ult.  de  Manumiss.  vindicta,  die  Interpunctiou 
so  vor,  wie  ich  sie  angenommen  habe,  »o  dass  das  Komma 
hinter  vero  wegfällt. 
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erwählten,  welche  als  theilnehmende  Gehülfen  in  der  Staats- 
verwaltung und  dem  Kriegswesen ,  die  nächste  Gewalt  nach 
ihnen  in  Händen  hatten,  so  wurden,  nachdem  die  Regierung 
des  Staates  auf  immerwährende  Kaiser  übergegangen  war,  von 
den  Kaisern,  nach  Art  des  Obersten  der  Keisigen,  Präfecti 
Prätorio  erwählt,  jedoch  mit  einem  grössern  Wirkungskreise 
zur  Vervollkommnung  der  Staatsverwaltung.  §.  1.  Das  aus 
diesem  Ursprung  hervorgegangene  Ansehen  der  Präfecte  fand 
man  bald  angemessen,  so  auszudehnen,  dass  von  dem  Präfec- 
tus  Prätorio  keiue  Berufung  weiter  Statt  fand.  Denn  da  vor- 
her Frage  darüber  entstanden  war,  ob  vom  Präfectus  Prätorio 
Berufung  erhoben  werden  könne,  und  es  dem  Rechte  nach 
zulässig  sei,  auch  Beispiele  vorhanden  waren,  dass  Welche 
Berufung  eingelegt  hatten  so  wrurde  durch  einen  öffentlich 
bekannt  gemachten  kaiserlichen  Beschluss  die  Einwendung*  von 
Berufungen  verboten ;  denn  der  Kaiser  glaubte ,  dass  diejenigen, 
welche  wegen  ihrer,  durch  ausgezeichnete  Sorgsamkeit  bewahr- 
ten, Treue  und  Festigkeit  zu  der  Höhe  dieser  Stelle  empor- 
gehoben werden  ,  nach  ihrer  Weisheit  und  dem  Glanz  ihrer 
Würde  nicht  anders  entscheiden  würden ,  als  er  selbst  entschie- 
den haben  würde.  §.  2.  Den  Prafectis  Prätorio  wurde  auch 
noch  ein  anderes  Vorrecht  ertheilt,  nämlich,  dass  Minderjährige 
gegen  ihren  Ausspruch  von  keinen  andern  Staatsbeamten,  als 
vom  Präfectus  Prätorio  selbst,  in  den  vorigen  Stand  wieder 
eingesetzt  werden  können. 

Zwölfter  Titel. 

&  e    officio    praefecii    u  r  b  u 
(Von  der  Amtspflicht  des  Siadtpräfecten.) 

1.  ULP.  Hb,  singuL  de  off.  Praef.  Urbi,  —  Die  Sladt- 
prafectur  beschäftigt  sich  mit  Verbrechen  jeder  Art,  und  zwar 
nicht  blos  mit  denen,  welche  innerhalb  der  Stadt  ,  sondern  auch 
mit  denjenigen,  welche  ausserhalb  der  Stadt  und  innerhalb  der 
Grenzen  Italiens  77)  begangen  werden,  wie  7S)  in  einem  vom 


77)  D.h.  in  der  engern  Bedeutung,  wie  es  §.  4  näher  bezeich- 
net wird;  dieses  Departement  heisst  Italien  im  Besondern. 

78)  Verum  ea  quoque  quae  extra  JJrbem  intra  ltaliam  Epistola 
U.S.  ad  F.  C.P.  U.  tnissa  declaratur;  diese  Lesart,  welche 
unser  Text  mit  der  Göttinger  C  J>-  Ausgabe,  und  Russar- 
dus  nach  der  Florentiner  giebt,  ist  der  Constructiou  nach  un- 
verständlich, denn  wie  passt  declaratur  zum  Plural  quae?  — 
Missa  auf  crimina  zu  ziehen,  und  das  epistola  —  declaratur 
als  hineingeschobenen  Zusatz  anzusehen ,  oder  missa  zwar 
auf  epistola  zu  ziehen,  und  quae  extra  urbem  etc.  von  ad-* 
wittuntur  abhängen  zu  lassen  (wo  doch  wenigstens  hinter 
ltaliam  ein  Komma  folgen  und  vor  Epistola  ein  quod  oder 
ui  stehen  inüssle),  würde  eine  so  gezwungene  Couslructiou 
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Kaiser  Severus  an  den  Stadtpräfecten  F  ab  ins  Cilo  erlas- 
senen Schreiben  erklärt  wird.    §.  1.  Derselbe  untersucht  die 
Beschwerden  der  Sclaven  gegen  ihre  Herren,  welche  zu  Sta- 
tuen entflohen,  oder  mit  ihrem  eigenen  Gelde  gekauft  worden 
sind ,  um  freigelassen  zu  werden.    §.  2.  Auch  hört  er  die  Be- 
schwerden dürftiger  Freilasser  über  ihre  Freigelassenen,  be- 
sonders wenn  sie  krank  zu  sein  behaupten,  und  von  denselben 
Alimente  verlangen.    §.  3.  Derselbe  hat  die  Macht,  zu  verban- 
nen und  auf  diejenige  Insel  zu  deportiren,  welche  der  Kaiser 
dazu  angewiesen  hat.    §.  4.  Zu  Anfang  jenes  Schreibens  heisst 
es  so:  Da  Wir  Unsere  Stadt  Deiner  Treue  anbe- 
fohlen haben.  Was  also  nun  iunerhalb  der  Stadt  verbrochen 
wird,  das  wird  zwar  als  vor  den  Stadtvorsteher  gehörig  ange- 
sehen, es  gehört  jedoch  vor  denselben  auch  das,  was  innerhalb 
des  hundertsten  Meilensteins  begangen  wird ;   wenn  jenseits 
dieses  Steins,  so  liegt  es  ausserhalb  des  Bereiches  der  Unter- 
suchung des  Stadtprä'fecten.    §.  5.  Wer  behauptet,  dass  sein 
Sclav  mit  seiner  Gattin  Ehebruch  begangen  habe,  findet  beim 
Stadtprä'fecten  rechtliches  Gehör.     §.  6.  Derselbe  kann  auch 
in  Folge  der  Interdicte ,  Was  mit  Gewalt  oder  heimlich, 
oder  dessen,  Von  wo  mit  Gewalt,  rechtliches  Gehör  erthei- 
len.    §.  7.  Der  Stadtpräfectur  werden  auch  diejenigen  Vormün- 
der oder  Curatoren  überlassen,  gegen  welche,  wegen  schlechter 
Verwaltung  der  Vormundschaft  oder  Curatel,  eine  ernstlichere 
Ahndung  nothwendig  ist,  als  dass  für  sie  die  Schande  der 
[Absetzung  als]  Verdächtige  genügte,  sowie  diejenigen,  welche 
überführt  werden  können,  entweder  durch  Bestechung  sich  die 
Vormundschaft  verschafft,  oder,  durch  empfangene  Belohnungen 
veranlasst,  sich  bemüht  zu  haben,  dass  Jemandem  ein  untaug- 
licher Vormund  bestellt  werde,  oder  in  Betreff  der  Herausgabe 
des  Vatererbes  dessen  Betrag  absichtlich  vermindert,  oder  Gü- 
ter des  Mündels  offenbar  betrüglich  veräussert  zu  haben.    §.  8. 
Wenn  aber  gesagt  worden  ist,  dass  der  Präfect  den  über  ihre 
Herren  Beschwerde  führenden  Sclaven  rechtliches  Gehör  ertheile, 
so  versteht  man  darunter  nicht  solche,  die  ihre  Herren  ankla- 
gen, denn  dies  ist  einem  Sclaven  durchaus  nicht  erlaubt,  ausser 
aus  besondern  hiervon  ausgenommenen  Gründen,  sondern  wenn 
sie  ehrerbietig  Klage  anbringen  7  9) ,  wenn  sie  [Beschwerden 
wegen]  Grausamkeit,  Härte  und  Hunger,  womit  sie  jene  qua- 


geben,  dass  sie  verwerflich  erschiene.  Ich  sehe  daher  keinen 
Ausweg,  als  das  Haloandrische  ut  vor  Epistola  einzuschieben, 
wodurch  die  ganze  Schwierigheit  gehoben  ist;  dies  hat  auch 
Baudoza,  und  Russard.  in  der  Note  aus  Mscrplen.  Nicht 
minder  liest  das  Jh'g.  Vet.  Veuet.  14Ü1 ,  und  das  ex  Ed.  Lrad'mi 
(Eugd.  1527)  ebenso. 
79)  S-  Urisson.  s.  voce:  exponluiare. 
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lcn,  oder  [wegen]  Schändlichkeiten ,  wozu  jene  sie  genö'thigt 
haben,  oder  nölhigen  wollen,  dem  Stadtpräfecten  vortragen. 
Auch  ist  demselben  vom  verewigten  Kaiser  Severus  das  Amt 
übertragen  worden,  die  Sclaven  dawider  zu  schützen,  dass  sie 
nicht  zur  Unzucht  gemissbraucht  werden.  §.  9.  Ueberdies  muss 
der  Stadtpräfect  dafür  sorgen,  dass  die  Geldmäkler  ihr  gesamm- 
tes  Geschäft  redlich  betreiben,  und  sich  alles  dessen,  was  ver- 
boten ist,  enthalten.  §.  10.  Wenn  ein  Freilasser  von  seinem 
Freigelassenen  verächtlich  behandelt  worden  zu  sein  behauptet, 
oder  über  böse  Nachreden  seines  Freigelassenen  wider  ihn  Be- 
schwerde führt,  oder  gegen  denselben  ihm  selbst,  seinen  Kin- 
dern, oder  seiner  Gattin  zugefügte  Beschimpfungen,  oder  etwas 
dem  Aehnliches  rügt,  so  pflegt  der  Stadtpräfect  angegangen  zu 
werden,  und  dieser  lässt  denselben  dann,  nach  der  Beschaffen- 
heit der  Beschwerde,  ermahnen,  oder  drohen,  oder  ausprügeln, 
oder  geht  in  der  Strafe  auch  wohl  noch  weiter;  denn  meisten- 
theils  sind  wider  die  Freigelassenen  Strafen  zur  Anwendung 
zu  bringen.  Wenn  aber  Jemand  von  seinem  Freigelassenen 
angegeben  worden  zu  sein,  oder  dass  derselbe  sich  mit  seinen 
Feinden  wider  ihn  verschworen  habe,  darthut,  so  kann  wider 
denselben  auch  die  Strafe  der  Bergwerksarbeit  ausgesprochen 
werden.  §.11.  Die  Sorge  für  das  Fleisch,  und  dass  dasselbe 
zum  rechtmässigen  Preise  verabfolgt  werde,  liegt  ebenfalls  dem 
Stadtpräfecten  ob ;  darum  steht  auch  der  Schweinemarkt  unter 
deren  Aufsicht ;  es  stehen  aber  auch  die  Märkte  von  anderem 
Vieh  und  Zugvieh,  was  zum  Verkauf  dieser  Art  gehört,  un- 
ter deren  Obhut.  §.12.  Auch  die  Ruhe  der  öffentlichen  Volks- 
belustigungen und  die  Aufsicht  über  die  Schauspiele  scheinen 
zum  Amte  des  Stadtpräfecten  zu  gehören;  und  er  darf  auch  in 
der  That  Soldaten  als  Wachen  aufstellen  lassen,  um  die  Ruhe 
bei  öffentlichen  Volksbelustigungen  aufrecht  zu  erhalten,  und 
um  ihm  zu  melden,  was  [und]  wo  [etwas]  vorfalle.  §.  13.  Es 
kann  der  Stadtpräfect  auch  Jemandem  die  Stadt  verbieten,  oder 
sonst  eine  andere  von  den  Provinzen  [Italiens]  80),  oder  eine 
Beschäftigung,  ein  Handwerk,  die  Advocatur,  das  Gerichts- 
iocale 81),  sowohl  eine  Zeitlang,  als  auf  immer.  Auch  kann 
er  Jemandem  das  Schauspiel  verbieten,  und  wenn  er  aus  Italien 
verweisen  kann,  so  kann  er  auch  Jemandem  [ausdrücklich] 
seine  Provinz  verbieten.  §.  14.  Der  verewigte  Kaiser  Se- 
verus hat  verordnet,  dass  auch  diejenigen,  welche  eine  un- 
erlaubte Gesellschaft  errichtet  haben,  beim  Stadtpräfecten  an- 
zuklagen seien. 


80)  Soh'iarum  regionum,  s.  Cujac.  Obs.  II.  14,  und  sind  die 
suburbicariae  zu  verstehen. 

81)  S,  Anin.  zu  Ft\<J.  $.4.  de  Poenis. 
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2.  PAUL.  lib.  sing;,  de  off.  Pr.  Urb.  —  Derselbe  kann, 
nach  einem  Schreiben  des  verewigten  Kaisers  Hadrian  us, 
auch  von  den  Bankhaltern,  oder  wider  dieselben,  in  Geld- 
angelegenheiten angegangen  werden. 

3.  ULP.  lib.  II.  ad  Ed.  —  Wenn  der  Stadt  Vorsteher 
über  die  Grenzen  der  Stadt  hinausgeht,  so  hat  er  keine  Ge- 
walt; er  kann  aber  ausserhalb  der  Stadt  die  Entscheidung  an- 
befehlen. 

Dreizehnter  Titel. 

De    officio  quaestoris. 
{Von  der  Amtspflicht  des  Qu'dstors.) 

Ii  ULP.  lib.  singul.  de  off.  Quaeslor.  —  Der  Ursprung 
der  Ouästoren  ist  sehr  alt,  und  beinahe  alter  als  der  aller  an- 
dern Beamten.  Ja,  es  berichtet  sogar  Gracchanus  Junius 
im  siebenten  Buche  über  die  Staatsbeamten,  dass  schon  Ro- 
mulus  und  Numa  Pompilius  zwei  Ouästoren  gehabt  haben, 
welche  sie  nicht  selbst  nach  eigner  Wahl,  sondern  nach  der 
Abstimmung  des  Volkes  bestellten.  So  zweifelhaft  es  aber  ist, 
ob  es  unter  der  Regierung  des  Romulus  und  Numa  Pom- 
pilius Ouästoren  gegeben  habe,  so  gewiss  ist  es,  dass  unter 
dem  König  Tullus  Hostiii us  schon  Ouästoren  gewesen 
sind.  Wenigstens  findet  sich  bei  den  Alten  häufiger  die  An- 
sicht, dass  Tullus  Hostilius  zuerst  die  Ouästoren  im  Staate 
eingeführt  habe.  §.  1.  Von  der  Art  des  Suchens  (cpiaerendi) 
sollen  sie  auch  von  Anfang  an  Ouästoren  genannt  worden  sein, 
wie  Junius,  Trebatius  und  Fenestella  berichten. 
§.2.  Einige  von  den  Ouästoren  pflegten  auch,  nach  dem  unter 
den  Consulen  Decimus  Drusus  und  Porcina  errichteten 
Senatsbeschluss ,  die  [Verwaltung  vonl  Provinzen  nach  dem 
Loose  zu  erhalten.  Es  loosten  aber  keineswegs  alle  Ouästoren 
um  die  Provinzen,  sondern  die  Candidaten  S2)  des  Kaisers  wa- 
ren hiervon  ausgenommen,  denn  diese  sind  blos  damit  be- 
schäftigt, die  schriftlichen  Urkunden  der  Kaiser  im  Senat  vor- 
zulesen. §.  3.  Gegenwärtig  ist  es  dahin  gekommen ,  dass  Pa- 
tricier  und  Plebejer  ohne  Unterschied  zu  Ouästoren  erwählt 
werden;  es  ist  gleichsam  der  erste  Schritt  und  der  Anfang 
zur  Verwaltung  von  Ehrenämtern  und  zur  Stimme  im  Senat. 
§.  4.  Unter  denselben  sind,  wie  wir  gesagt  haben,  einige, 
welche  Candidaten  des  Kaisers  heissen,  und  dessen  Schreiben 
im  Senat  verlesen. 

82)  Das  sind  die  Quaestores  sacri  pcdatii ;  Candidati  hiessen 
sie  früher  darum  ,  weil  sie  den  Weg  zu  hö'hcrn  Stellen  bahn- 
ten, was  später  wegen  Erhöhung  der  eigenen  Stellung  weg- 
fallt, s.  Schweppe,  RG.  §.  Vji. 
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Vierzehnter  Titel. 
D  c    o  ff  i  c  i  o   praetor  n  m, 
(Von  der  Amtspflicht  der  Priiiorcn.) 

1.  ULP.  lib.  XXVI.  ad  Sabin,  —  Vor  einem  Haussohn, 
der  Prätor  ist,  kann  dessen  Vater  [Sclaven]  freilassen. 

2.  PAUL.  lib.  IV.  ad  Sabin.  —  Aber  er  kann  sich  auch 
bei  sich  selbst  aus  der  Gewalt  entlassen,  oder  in  Annahme  an 
Kindes  Statt  geben  lassen. 

3.  ULP.  lib.  XXXVJII.  ad  Sabin.  —  Ein  Sclav,  Bar- 
barius  Philippus,  der  flüchtig  geworden  war,  bewarb  sich  in 
Koni  um  die  Prätur,  und  wurde  zum  Prätor  bestimmt;  hier, 
sagt  Pomponius,  habe  ihm  sein  Sclavenverhältniss  nicht 
entgegengestanden,  als  wäre  er  nicht  Prätor  gewesen  S3). 
Nun  ist  und  bleibt  es  zwar  wahr,  dass  er  die  Prätur  bekleidet 
habe,  wenn  aber  ein  Sclav,  so  lange  es  sich  nicht  entdeckte, 
die  prätorische  Würde  bekleidet  hat,  wie  soll  es  da  gehalten 
werden?  Soll  das,  was  er  öffentlich  bekannt  gemacht  und  be- 
schlossenhat, ungültig  sein,  oder  zum  Besten  derjenigen,  welche 
vor  ihm  rechtliche  Verhandlungen  oder  ausserordentliche  [Streit- 
sachen] gepflogen  haben,  Gültigkeit  haben?  — -  Ich  halte  für 
richtiger,  dass  nichts  von  Allem  umgestossen  werde.  Denn  dies 
ist  der  Billigkeit  angemessener,  indem  ja  das  Römische  Volk, 
[wenn  es  gewollt  hätte,]  auch  einem  Sclaven  diese  Gewalt, 
hätte  zugestehen  können,  wenn  es  aber  gewusst  hätte,  dass 
derselbe  ein  Sclave  sei,  ihn  zum  Freien  gemacht  haben  würde. 
Diese  Befugniss  ist  um  so  mehr  rücksichtlich  des  Kaisers  zu 
beobachten. 

4.  Id.  lib.  I.  de  omnib.  Tribunal.  —  Zum  Vormund  kann 
sich  der  Prätor  so  wenig,  als  zum  Richter  für  einen  besondern 
Fall  bestellen. 

Fünfzehnter  Titel. 
De    officio   praefecti    v  i  g  i  l  u  m. 
(Von  der  Amtspflicht  des  Priifecten  der  Wachen  ) 

1,  PAUL.  lib.  singul.  de  off.  Pr.  vig.  —  Bei  den  Alten 
waren  die  Dreimänner  mit  dem  Verhüten  der  Feuersbrünste 
beauftragt,  welche,  weil  sie  die  Nachtwachen  hielten,  Nacht- 
wächter genannt  wurden.  Zuweilen  wirkten  auch  die  Aedilen 
und  Volkstribunen  mit.  An  den  Thoren  und  Mauern  waren 
öifentliche   Sclaven  umhergestellt,   von  woher  sie,   wenn  es 

83)  Dies  ist  die  ebenso  wörtliche  als  richtige  Uebersetzung; 
es  will  dies  soviel  sagen,  dass  trotz  des  Umstandes,  dass  er 
Sclav  sei,  er  dennoch  als  Prätor  angesehen  werden  müsse. 
Man  sehe  zur  Erklärung  Cujacii  Obs.  XYiii.  33  und  die 
Hundnote  bei  ßussardus. 
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nöthig  war,  herbeigerufen  wurden ;  auch  gab  es  Privatgesinde, 
welches  gegen  einen  Lohn  oder  Dank  das  Feuer  löschen  half. 
Später  zog  es  der  verewigte  Kaiser  August us  vor,  selbst 
für  diese  Angelegenheit  Sorge  zu  tragen, 

2.  ULP.  IIb.  sing,  de  off.  Pr<  vig.  —  indem  an  einein 
Tage  mehrere  Feuersbrünste  ausgebrochen  waren ; 

3.  PAUL,  lib.  sing,  de  off.  Pr.  vig.  —  denn  er  glaubte, 
dass  es  Niemandem  mehr  zukomme,  die  Wohlfahrt  der  Stadt 
zu  schützen,  und  Niemand  weiter  dazu  auslange,  als  der  Kaiser. 
Er  stellte  daher  an  passenden  Orten  sieben  Cohorten  auf,  so 
dass  jede  Cohorte  für  die  beiden  Stadttheile  zu  wachen  habe, 
denen  Tribunen  vorgesetzt  waren,  und  allen  zusammen  ein 
Beamter  von  Spectabilitatsrange ,  welcher  der  Prä'fect  der  Wa- 
chen genannt  wird.  §.  1.  Der  Prafect  der  Wachen  leitet  die 
Untersuchungen  wider  Brandstifter,  Einbrecher,  Diebe,  Räu- 
ber und  Hehler,  es  wäre  denn  eine  so  berüchtigte  und  gefähr- 
liche Person,  dass  sie  dem  Stadtpräfecten  überlassen  werden 
inuss.  Da  nun  die  Feuersbrünste  meist  durch  Schuld  der  Be- 
wohner entstehen,  so  lässt  er  entweder  diejenigen,  welche  mit 
dem  Feuer  nachlässig  umgegangen  sind,  ausprügeln,  oder  er 
erlässt  die  Züchtigung,  und  giebt  einen  scharfen  Verweis  mit 
Drohungen.  §.  2.  Einbruch  geschieht  meist  in  Häuser  8  4)  und 
Magazine,  wo  die  Leute  den  werthvollsten  Theil  ihres  Ver- 
mögens aufbewahren;  wenn  ein  Zimmer,  ein  Schrank  oder 
eine  Kiste  erbrochen  worden  ist,  so  werden  meist  auch,  wie 


84)  Insula  wird  in  der  Regel  als  Einzelhaus  betrachtet;  vergl. 
C  u  j  a  c.  Obs.  XIX.  21.  In  den  Provinzen  und  in  Constantinopel 
werden  sie  nicht  erwähnt,  sondern  blos  in  Rom;  domus  sind 
meist  prachtvollere  grosse  Gebäude.  Damit  stimmt  merkwür- 
dig eine  Vermuthung  Niebuhr's  überein  (R.  G.  II.  340  [687], 
dass  nämlich  in  Rom  noch  heutigen  Tages  (worüber  sich  die 
Fremden  noch  jetzt  ebeuso,  wie  schon  Dionysius  von  Hali- 
karnass,  wundern)  viele  Häuser  nach  Stockwerken  verschie- 
denen Eigentbümern  gehören,  ein  aus  solchen  Stockwer- 
ken zusammengesetztes  Haus  insula  heissen  möge.  Dies  scheint 
mir  sehr  wahrscheinlich  und  würde  zugleich  den  Schlüssel  zn 
mancherlei  geben,  z.B.  zu  manchen  Servituten  eines  Haus- 
bewohners gegen  den  andern,  (mir  fällt  der  Käse- 
händler ein,  welcher  den  obern  Stockwerkbewohner  durch 
Rauch  störte,  wo  ausdrücklich  der  Möglichkeit  einer  solchen 
Dienstbarkeit  gedacht  ist,)  ferner,  warum  bei  rebus  effusis 
et  ejectis  gerade  der  Bewohner  des  Stockwerks  haften  inuss; 
wie  es  komme,  dass  gerade  dieser  oft  Erwähnung  geschieht, 
unter  Verhältnissen,  die  wir  nach  unsern  heutigen  Begriffen 
nicht  völlig  verständlich  finden ;  u.  s.  w.  Auch  ist  nach  P.  Vic- 
tor  (8.  bei  Cuj.)  die  Anzahl  der  Insjilarum  zu  Rom  bei  wei- 
tem grösser,  als  die  der  Domuum,  —  Insula  habe  ich  meist 
Haus  übersetzt,  da  dieser  BegrilF  auslangt;  zuweilen,  wo 
der  Unterschied  es  erfordert:  Einzelhaus  und  Gehöfte.  — 

Corp.  jur>  civ.   I.  18 
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«!•«•  verewigte  Kaiser  Anlonin  ns  an  den  Ery  eins  Clarns 
r,s.  <  ibirt  htftj  die  YVachler  bestraf!.  Denn  er  sagt:  er  könne, 
wegen  des  Einbruchs  in  Magazine ,  gegen  die  Sclaven,  welche 
gewacht  haben,  Unters  uciumg  anstellen  $  wenn  auch  der  Rai- 
aer  selbst  an  denselben  einen  Anfheil  habe.  §.  3.  Es  ist  zn 
bemerken,  dass  der  Präfect  der  Wachen  die  ganze  Nacht  hin- 
durch  wachen  und  fertig  und  bereit  mit  Feuerhaken  und  an- 
dem  nothigen  Instnimenten  umhergehen  müsse.  §.  4.  Derselbe 
inuss  auch  allen  Miethsleuten  einschärfen,  dass  nicht  durch 
Nachlässigkeit  Feuer  ausbreche ,  und  dass  jeder  Miethsmann  in 
seinem  Stockwerk  Wasser  bereit  habe.  §.  5.  Ueber  die  Rleider- 
aufbewahrer ,  welche  um  ein  Lohn  in  den  Badern  die  Kleider 
aufheben,  ist  ein  [besonderer]  Richter  bestellt,  um,  wenn  sie 
bei  der  Aufbewahrung  der  Kleider  bezüglich  gehandelt  haben, 
die  Untersuchung  zu  führen. 

4.  ULP.  Hb,  singul.  de  off.  Praef.  Urbi,  —  Die  Kaiser 
Severus  und  Antonin  us  haben  an  den  Präfecten  der  Wa- 
chen Juni us  Rufinus  Folgendes  verordnet:  die  Haus- 
bewohner 8S)  und  diejenigen,  welche  nachlässig 
mit  dem  Feuer  umgegangen  sind,  kannst  du  mit 
Prügeln  oder  Peitschen  aushauen  lassen;  dieje- 
nigen aber,  welche  absichtlich  Feuer  angelegt 
7/ii  haben  überführt  werden,  iibergieb  dem  Stadt- 
präfecten  Fabius  Cilo,  unserem  Freunde;  den  ent- 
flohenen Sclaven  lass  nachsetzen  und  überant- 
worte sie  ihren  Herren. 

Sechzehnter  Titel. 

De    officio   proconsulis   et   l  e  g  a  t  i, 
{Von  der  Amtspflicht  des  ProconsuJs  und  des  Legaten.) 
t.  ULP.  lib.  I.  Disput,  —  Der  Proconsul  hat  zwar  überall, 
sobald  ersieh  aus  der  Stadt  begiebt,  seine  Proconsular-Insignien ; 
seine  Gewalt  aber  darf  er  nur  in  der  ihm  überwiesenen  Provinz 
allein  ausüben. 

2.  MARCTAN.  lib.  I.  Institut.  —  Jeder  Proconsul  hat, 
sobald  er  sich  aus  der  Stadt  begeben  hat,  die  Gerichtsbarkeit, 
aber  keine  streitige,  sondern  blos  eine  freiwillige,  so  dass  also 
vor  ihnen  sowohl  Kinder  als  Sclaven  entlassen  werden  und 
Annahmen  an  Kindes  Statt  geschehen  können.  §.  1.  Vor  dem 
Legaten  des  Proconsuls  kann  aber  Niemand  freilassen,  weil 
er  keine  Gerichtsbarkeit  dazu  hat, 


85)  Insularios.  Die  Glosse  erklärt  do?nmos  aedhim;  Brisson. 
hingegen  inquilinos.  Wieder  ein  Beispiel  mehr  zur  vorigen 
Anm. !  — 
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3.  ULP.  lib  XXVI.  ad  Sabin.  —  nocli  an  Kindes  Statt 
annehmen;  denn  er  bat  überhaupt  keine  Gewalt  zur  Leitung' 
rechtlicher  Verhandlungen. 

4.  In.  lib.  I.  de  off,  Procons.  —  Der  Proconsul  hat  darauf 
zu  sehen,  dass  er  seine  Provinz  nicht  durch  Einquartierung  von 
Truppen  beschwere,  wie  unser  Kaiser  mit  seinem  Vater  Au- 
fidius  Severianus  verordnet  hat.  §.  1.  Kein  Proconsul. 
darf  eigene  Trabanten  8  6)  halten  ,  sondern  es  versehen  an  de- 
ren Statt  in  den  Provinzen  Soldaten  diesen  Dienst.  §.  2.  Es 
ist  zwar  besser,  dass  der  Proconsul  ohne  seine  Gattin  [in  seine 
Provinz]  reise,  doch  kann  er  sie  auch  mitnehmen,  nur  möge 
er  dann  wissen,  dass  der  Senat  unter  den  Consulen  Cotta 
und  Messala  sich  dahin  ausgesprochen  habe,  dass  wenn  die 
Gattinnen  derer,  welche  zu  ihrem  Posten  reisen,  etwas  ver- 
brochen haben,  von  ihnen  selbst  Rechenschaft  und  Ersatz  ge- 
fordert werde.  §.  3.  Bevor  der  Proconsul  aber  die  Grenzen 
der  ihm  angewiesenen  Provinz  betritt,  muss  er  ein  Edict  über 
seine  Ankunft  erlassen,  enthaltend  eine  Art  Empfehlung  sei- 
ner selbst,  wenn  er  etwa  mit  den  Einwohnern  der  Provinz 
in  Bekanntschaft  oder  Verbindung  steht ,  besonders  aber  es 
ablehnen,  dass  man  ihm  6'fFentlich  oder  aus  eigenem  Antriebe 
entgegenkomme;  denn  es  sei  angemessener,  dass  Jeder  ihn  in 
seiner  Heimath  empfange.  §.  4.  Der  Ordnung  nach  gehört  es 
sich  auch,  dass  er  das  Edict  seinem  Vorgänger  mittheile,  und 
ihm  anzeige,  an  welchem  Tage  er  die  Grenzen  betreten  werde; 
denn  wenn  dies  unbestimmt  ist  und  unerwartet  geschieht,  so 
setzt  es  die  Provinzialeinwohner  meistens  in  Unruhe  und  stört 
die  Beschäftigungen.  §.  5.  YTenn  er  nun  daselbst  eintrifft,  so 
muss  er  auch  darauf  Acht  haben,  dass  er  durch  den  Theil  in 
der  Provinz  anlange,  wo  dies  Sitte  ist,  und,  wie  es  die  Grie- 
chen nennen,  67iid/]iilag  (die  Strasse  zur  Provinz)  oder  xaxa- 
tcXovv  (die  Landung)  beobachte,  in  welche  Stadt  er  zuerst 
eintreffen  oder  wo  er  landen  müsse;  denn  die  Provincial- 
einwohner machen  viel  daraus,  dass  diese  Gewohnheit  und 
Vorrechte  dieser  Art  aufrecht  erhalten  werden.  Mehrere  Pro- 
vinzen siud  so  gelegen,  dass  der  Proconsul  in  der  Provinz 
zur  See  ankommt,  wie  Asien,  so  dass,  wie  unser  Kaiser 
An  tonin  us  Augustus  auf  das  Ansuchen  der  Asianer  re- 
scribirte,  dem  Proconsul  die  Notwendigkeit  obliegt,  zur  See 
nach  Asien  zu  gehen,  xcti  xlüv  [irjiQOTto'letov  ''EqtGov  (und 
unter  den  Hauptstädten  Ephesus)  zuerst  zu  betreten.        6.  Eiu- 

86)  Stratones,  s  Brisson.  Ii.  v.  Strat.  sind  eigentlich  Diener, 
welche  ihre  Herren  auf  das  Pferd  steigen  halfen,  und  jeden 
Falls  eine  hohe  Ehrenbezeugung,  weil  die  Kaiser  sie  den 
Proconsulen  nahmen.  Da  sie  nun  auch  zum  Wachtdienst  ge- 
braucht wurden,  so  habe  ich,  wie  obsteut,  übersetzt. 

18  * 
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getroffen  in  der  Provinz,  muss  er  darauf  seinen  Legaten  mit 
der  Gerichtsbarkeit  beauftragen,  darf  es  aber  nicht  eher  thun, 
als  bis  er  die  Provinz  betreten  hat.  Denn  es  wäre  ganz  wider- 
sinnig", die  Gerichtsbarkeit,  ehe  er  sie  selbst  überkommen  hat 
(denn  sie  steht  ihm  nicht  eher  zu,  als  bis  er  in  die  Proviuz 
gekommen  ist) ,  einem  Andern  zu  übertragen ,  da  er  sie  selbst 
[noch]  nicht  hat;  wenn  er  es  aber  vorher  gethan  hat,  und, 
angelangt  in  der  Provinz,  bei  seinem  Willen  beharrt,  so  ist 
anzunehmen,  dass  der  Legat  die  Gerichtsbarkeit  nicht  [schon] 
von  da  an  habe,  wo  er  damit  beauftragt  worden,  sondern  erst 
von  da  an,  wo  der  Procousul  in  der  Provinz  angelangt  ist. 

5.  PAPIN.  lib.  f.  Quaesf.  —  Zuweilen  kann  der  Pro- 
consul  schon  Jemanden  mit  der  Gerichtsbarkeit  beauftragen, 
wenn  er  auch  noch  nicht  in  der  Provinz  angekommen  ist;  denn 
wie ,  wenn  er  einen  notwendigen  Aufenthalt  auf  seiner  Reise 
erleidet,  der  Legat  aber  viel  früher  in  der  Provinz  ankommen 
kann  ?  — 

6.  ULP.  lib.  L  de  off,  Procons.  —  Gewöhnlich  beauf- 
tragt er  die  Legaten  auch  mit  dem  Verhör  der  Verhafteten, 
so  dass  sie  dieselben  nach  dem  Verhör  ihm  übergeben,  um  die 
Unschuldigen  selbst  freizusprechen.  Diese  Art  der  Beauftragung' 
ist  aber  eine  ausserordentliche;  denn  Niemand  darf  die  ihm 
verliehene  Gewalt  über  Leben  und  Tod,  oder  irgend  eine  an- 
dere Strafmaassregel ,  auf  eiuen  Andern  übertragen,  also  auch 
nicht  das  Recht,  die  Angeklagten  freizusprechen,  da  sie  bei 
demselben  nicht  angeklagt  werden  können.  §.  JL  Sowie  es 
aber  in  dem  Belieben  des  Proconsuls  beruhet,  mit  der  Gerichts- 
barkeit Jemanden  zu  beauftragen,  oder  nicht,  so  steht  es  ihm 
zwar  auch  frei,  einen  ertheilten  Auftrag  dieser  Art  zurückzu- 
nehmen, doch  darf  er  es  nicht  thun,  ohne  bei  dem  Kaiser  des- 
halb angefragt  zu  haben.  §.  2.  Die  Legaten  müssen  nicht  den 
Kaiser  um  Rath  fragen,  sondern  ihren  Proconsul,  und  dieser 
muss  auf  die  Anfragen  der  Legaten  Antwort  erlheilen.  §.  3.  Der 
Proconsul  braucht  Geschenke  nicht  gänzlich  auszuschlagen,  son- 
dern nc?r  darin  Maass  zu  halten,  so  dass  er  sich  auf  der  einen 
Seite  weder  mürrischer  Weise  ganz  und  gar  weigern  soll,  sie 
anzunehmen,  noch  auf  der  andern,  aus  Habsucht,  in  den  Ge- 
schenken alles  Maas  überschreiten  darf.  Der  verewigte  Kaiser 
Severus  und  der  Kaiser  Antonin us  haben  sich  in  einem 
Schreiben  hierüber  treffend  ausgesprochen ;  die  Worte  dieses 
Schreibens  lauten  so:  WasGeschenke  betrifft,  so  höre, 
wie  Wir  darüber  denken.  Es  ist  ein  altes  Sprich- 
wort: ovTs  navxa,  ovie  thxvtoce,  ovie  TtctQCt  riavtiwv 
(weder  Alles,  noch  zu  jederZeit,  noch  von  Allen); 
denn  es  ist  sehr  abstossend,  von  Niemand  etwas 
annehmen  zu  wollen,  aber  schlecht,  ohne  Aus- 
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Wahl,  und  habsüchtig,  Alles  zu  nehmen.  Wenn 
es  nun  in  den  Verhaltungsbefehlen  heisst,  dass  der  Proconsul 
selbst,  oder  wer  in  einem  [ölfentiichen]  Amte  stehe,  keine 
Gabe  oder  Geschenk  annehmen  und  nichts  kaufen  solle ,  als 
zum  täglichen  Bedarf  an  Nahrungsmitteln,  so  erstreckt, sich  dies 
doch  nicht  auf  unbedeutende  Geschenke,  sondern  auf  solche, 
welche  die  Bestimmung*,  zur  Speise  zu  dienen,  überschreiten. 
Solche  unbedeutende  Geschenke  kann  man  auch  gar  nicht  zu 
der  Eigenschaft  von  [eigentlichen]  Geschenken  emporheben. 

7.  Id.  lib.  II.  de  off.  Procam*  —  Wenn  er  in  eine  be- 
deutendere Stadt  oder  in  die  Provincialhauptstadt  kommt,  so 
muss  er  gestatten,  dass  ihm  dieselbe  empfohlen  werde,  und 
ohne  Unwillen  sein  JLob  mit  anhören ,  indem  die  Provincial- 
einwohner hierauf  als  eine  Ehre  Anspruch  machen,  und  nach 
der  Sitte  und  dem  früher  Statt  gefundenen  Gebrauch  Ferien 
[der  Gerich tspllege]  gestatten.  §.  1.  Er  muss  die  heiligen  Ge- 
bäude und  ölfentiichen  Bauten  besuchen,  um  sie  zu  besichtigen, 
ob  sie  in  Dach  und  Fach  sind,  oder  einer  Ausbesserung  be- 
dürfen, und  wenn  etwas  begonnen  worden,  dafür  Sorge  tragen, 
dass  es  vollendet  werde,  je  nachdem  es  die  Kräfte  des  städti- 
schen Gemeinwesens  gestatten,  Heissige  Aufseher  der  Bauten 
förmlich  bestellen ,  auch  den  Aufsehern ,  wenn  es  nöthig  ist, 
Militärbeamte  zur  Unterstützung  zuordnen.  §.  2.  Da  auch  der 
Proconsul  eine  ganz  vollständige  Gerichtsbarkeit  hat,  so  liegen 
ihm  die  Pflichten  Aller,  welche  zu  Rom  entweder  als  Staats- 
beamte oder  ausserordentlich  Recht  sprechen,  [zugleich  und 
allein]  ob. 

8.  Id.  lib.  XXXIX.  ad  Ed.  —  Er  hat  daher  in  seiner 
Provinz  eine  grössere  Gewalt,  als  alle  [Beamte]  nach  dem 
Kaiser. 

9.  Id.  lib.  I.  de  off.  Procons.  —  Es  ist  überhaupt  nichts 
in  der  Provinz,  was  nicht  durch  ihn  besorgt  wird.  AVenn  es 
jedoch  eine  fiscalische  Geldangelegenheit  ist,  welche  dem  Pro- 
curator  des  Kaisers  zukommt,  so  thut  er  besser,  sich  derselben 
nicht  zu  unterziehen.  §.  1.  Wo  ein  Decret  nöthig  ist,  da  kann 
der  Proconsul  dies  nicht  durch  einfache  Anordnung  S7)  abtliim; 
denn  Alles,  was  eine  Erörterung  und  Entscheidung  der  Sache 
erfordert ,  kann  durch  eine  einfache  Anordnung  nicht  besorgt 
werden.  §.  2.  Gegen  die  Advocaten  muss  der  Proconsul  ge- 
fällig sein,  aber  mit  Vorsicht,  damit  er  ihnen  nicht  verächtlich 
erscheine;  auch  darf  er  ihnen  nicht  durch  die  Finger  sehen, 
wenn  er  welche  als  Aufhetzer  oder  Aufkäufer  von  Processen 
ertappt,  und  nur  solche  zum  Handeln  vor  Gericht  zulassen, 


87)  JJbcJlus  ist  so  zu  verstehen.   Bris  so  n.  h.  v.  §.  2.  Zim- 
mern a  a.  O.  §.  ü. 
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denen  dies  durch  sein  Edict  gestattet  worden  ist.  §.  3.  Ausser 
dem  Tribunal  kann  aber  der  Proconsul  folgende  Angelegen- 
heiten beseitigen  :  [den  Rindern  und  Freigelassenen]  anbefehlen, 
den  Eltern  und  Freilassern  und  Kindern  der  Freilasser  ehr- 
erbietigen Gehorsam  zu  leisten  ;  auch  Sohne,  welche  sich  schlecht 
aufführen  und  von  ihren  Vätern  vorgeführt  werden,  bedrohen 
und  sie  in  Furcht  setzen;  ebenso  kann  er  auch  ausser  dem 
Tribunal  unfolgsame  Freigelassene  mit  Worten  ermahnen,  oder 
sie  ausprügeln  lassen.  §.  4.  Er  muss  daher  darauf  achten, 
dass  bei  allen  rechtlichen  Antragen  vor  Gericht  Ordnung  herr- 
sche, und  dass  eines  Jeden  Verlangen  gehört  werde,  damit  nicht, 
während  in  Rücksicht  auf  den  Rang  derer,  welche  Anfrage 
gemacht  haben,  denselben  gefügt,  oder  Unredlichkeiten  zuge- 
lassen werden,  das  Verlangen  der  Armen  überhört  werde, 
welche  entweder  gar  keine  Advocaten  angenommen  haben, 
oder  weniger  gesuchte  8S),  und  solche,  die  keine  Würde  wei- 
ter bekleiden.  §.  5.  Auch  muss  er  denen ,  die  darum  bitten, 
Advocaten  bestellen,  besonders  Frauen  und  Unmündigen,  oder 
anderen  hülf losen  Personen,  oder  solchen,  die  ihres  Verstandes 
nicht  mächtig  sind,  wenn  Jemand  für  diese  ihn  [darum]  ersucht, 
oder  -  wenn  Niemand  vorhanden  ist,  der  darauf  anträgt,  von 
selbst  ihnen  solche  zuordnen.  Wenn  aber  Jemand  behauptet, 
dass  er  wegen  des  grossen  Einflusses  seines  Gegners  keinen 
Advocaten  finden  könne ,  so  muss  er  ihm  ebenfalls  einen  Ad- 
vocaten bestellen.  Uebrigens  darf  Niemand  durch  den  grossen 
EinHuss  seines  Gegners  unterdrückt  werden;  denn  das  gereicht 
auch  dem  Vorsteher  der  Provinz  zum  schlechten  Ruhm,  wenn 
sich  Jemand  so  hochmüthig  beträgt,  dass  Jeder  fürchtet,  gegen 
ihn  eine  Advocatur  zu  übernehmen.  §.  6.  Alles  dieses  gilt  auch 
in  Ansehung  der  Präsidenten,  und  muss  von  denselben  eben- 
falls beobachtet  werden. 

10.  Id.  lib.  X.  de  off.  Procons*  —  Man  erinnere  sich, 
dass  der  Proconsul  bis  zur  Ankunft  seines  Nachfolgers  Alles 
besorgen  müsse,  da  nur  ein  Proconsulat  vorhanden  ist,  und  die 
Wohlfahrt  der  Provinz  erfordert,  dass  Jemand  da  sei,  durch 
den  die  Provincialeinwohner  ihre  Angelegenheiten  leiten  lassen; 
er  muss  daher  die  Gerichtsverwaltung  bis  zur  Ankunft  seines 
Nachfolgers  besorgen.  §.  1.  Dass  er  seinen  Legaten  nicht  vor 
seiner  Abreise  aus  der  Provinz  entlassen  solle,  ist  ihm  sowohl 
durch  das  Julische  Gesetz,  wegen  Beugung 
des  Rechts  aus  Partheilichkeit,  als  durch  ein 
Rescript  des  verewigten  Kaisers  Hadrian  us  an  den  C  a  1  - 
pur n in s  Rnfus,  den  Proconsul  von  Achaia,  anempfohlen 
worden. 


88)  Freguens ;  s.  B  r  i  s  s  o  n.  h.v. 
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11.  VENULEIUS  SATURNIN.  lib.  II.  ifo  ojf.  Proco«^  — 
Wenn  etwas  einer  strengem  Ahn  Jung1  bedarf,  so  muss  es  der 
Legat  an  den  Proconsul  verweisen,  denn  er  hat  kein  Recht 
zu  strafen,  einstecken  oder  ausprägein  zu  lassen. 

12.  PAUL.  lib.  II.  ad  Ed.  —  Vermöge  der  ihm  aufgetra- 
genen Gerichtsbarkeit  hat  der  Legat  das  Recht,  einen  Richter 
zu  bestellen. 

13.  POMPON.  lib.  X.  ad  Quint.  Muc.  —  Der  Legat 
des  Proconsuls  kann  im  eigenen  Namen  nichts  thun,  wenn  ihm 
der  Proconsul  die  Gerichtsbarkeit  nicht  übertragnen  hat  s9). 

14.  ULP.  lib.  XX.  ad  Leg.  Jul.  et  Pap.  —  Die  Pro- 
consulen  haben  nur  sechs  Fasces. 

15.  LICIN.  RUFIN.  lib.  III.  Regal  —  Auch  die  Lega-> 
ten  der  Consulen  können  Vormünder  bestellen. 

16.  ULP.  lib.  II.  ad  Ed.  —  Sobald  der  Proconsul  das  Thor 
zu  Rom  betritt,  legt  er  seine  Amtsgewalt  nieder. 

Siebzehnter  Titel. 

D  e  officio  praefecti  ^dugustalis* 
{Von  der  Amispflicht  des  Kaiserlichen  Prafecten.) 

1.  ULP.  lib.  XV.  ad  Ed.  —  Der  Prafect  von  Egypten 
legt  seine  Prafectur  und  seine  Gewalt,  die  ihm  nach  Art  des 
Proconsuls  durch  ein  Gesetz  unter  Augustus  ertheilt  worden 


89)  Leg.Proc.  nihil  proprium  Jiabent ,  nisi  a  Proc.  iis  mand. 
fuerit  jurdcto  Es  ist  eine  wahre  Curiosität,  bei  Glück  I!f. 
291.  o.  87  zu  lesen,  wie  sich  viele  Civilisten  mit  dem  Ver- 
ständniss  dieses  Gesetzes  angestrengt  haben,  besonders  um 
den  Cujacius  {Obs.  Y II.  21)  zu  widerlegen,  dessen  Mei- 
nung Glück  eine  irrige  nennt,  während  die  von  ihm,  mit 
Hotoman  und  Perenonius,  als  die  richtige  anerkannte 
Erklärung  wörtlich  die  Cujacische  ist.  Denn  wenn  Cujac. 
I.  I.  sagt:  legatus  procons.  nihil  proprium  habet,  antequam 
a  proconsule  ei  mandata  sit  jurisdiciio,  uud  nachher:  sed 
legatus  proc.  eam  (jurisdctm)  habet  suo  jure ,  licet  non 
antequam  sit  ei  m.  j. ,  und  Glück  erwidert:  es  sei  richti- 
ger, die  Stelle  so  zu  verstehen,  dass  der  Legat  das- 
jenige, was  ihm  aus  eigene  in  Recht  gebührte, 
anders  nicht  habe  ausüben  können,  als  wenn 
ihm  der  Proconsul  die  Jurisdiction  aufgetragen 
hatte,  so  ist  doch  das  offenbar  einerlei?  Wenn  er  sagt, 
dass  der  Legat  zu  Allem,  auch  dem,  was,  wie  er  meint, 
derselbe  suo  jure  und  proprium  ausser  der  ihm  übertra- 
genen Jurisdiction  gehabt,  Beauftragung  mit  der  Jurisdiction 
erhalten  müsse,  was  hat  er  denn  dann  überhaupt  als  pro- 
prium gehabt?  Nichts!  Und  damit  kommen  wir  auf  Cujac. 
zurück.  Donellus  war  auf  demselben  Wege,  wie  Cuja- 
cius (s.  dessen  Commentarien  K.  XVII.  C  X.  Ed.  Nürnberg. 
T.XI.  p.  94),  und  li^ss  sich  Mos  durch  eine  falsche  Et  Klärung 
des  proprium  habere  auf  den  Abweg  leiten« 
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ist,  nicht  eher  nieder,  als  sein  Nachfolger  Alexandrien  betreten 
hat,  \venn  er  auch  in  der  Provinz  bereits  angelangt  ist;  dies 
ist  so  in  seiner  Instruction  bestimmt  worden. 

Achtzehnter  Titel. 
&  e     officio  praesidis, 
(T  on  der  Amispflicht  des  Präsidenten.) 

1.  MACER.  Üb.  I.  de  off.  Pf  aes.  —  Der  Name  Präsident 
ist  ein  allgemeiner,  und  es  werden  die  Proconsulen,  die  Legaten 
des  Kaisers  und  alle  Vorsteher  der  Provinzen,  wenn  sie  auch 
Senatoren  sind,  Präsidenten  genannt;  die  Benennung  Procon- 
sul  ist  eine  besondere. 

2.  ULP.  lib.  XXVI.  ad  Salin.  —  Der  Präsident  kann 
vor  sich  an  Kindes  Statt  annehmen,  sowie  auch  seinen  eigenen 
Sohn  aus  der  Gewalt  entlassen,  und  Sclaven  freilassen. 

3.  PAUL.  lib.  XIII.  ad  Sabin.  —  Der  Präsident  der 
Provinz  hat  blos  über  die  Einwohner  seiner  Provinz  die  Amts- 
gewalt, und  zwar  nur,  so  lange  er  in  der  Provinz  ist;  denn 
wenn  er  sich  ausserhalb  derselben  befindet ,  ist  er  Privatperson. 
Zuweilen  hat  er  auch  über  Ausländer  Gewalt,  [nämlich]  wenn 
sie  etwas  in  versammelter  Menge  0  °)  begangen  haben ;  denn 
in  den  von  den  Kaisern  erlassenen  Instructionen  ist  auch  ge- 
sagt, dass  derjenige,  welcher  einer  Provinz  vorsteht,  dafür 
sorgen  solle,  die  Provinz  von  Gesindel  zu  reinigen,  und  es 
ist  einerlei,  woher  es  ist. 

4.  ULP.  lib.  XXXIX.  ad  Ed.  —  Der  Provincialpräsident 
hat  in  der  Provinz  nach  dem  Kaiser  eine  grössere  Amtsgewalt 
als  irgend  Jemand. 

5.  Id.  lib.  I.  de  omn,  iribun»  —  Der  Provincialpräsident 
kann  sich  selbst  eben  so  wenig  zum  Vormund,  als  zum  Rich- 
ter für  einen  besondern  Fall  bestellen. 

6.  Id.  lib.  I.  Opin.  —  Der  Provincialpräsident  soll  uner- 
laubte und  gewaltsame  Erpressungen,  durch  Furcht  abgezwun- 
gene Käufe  und  ohne  empfangene  Zahlung  ausgestellte  Quit- 
tungen hintertreiben.  Nicht  minder  soll  derselbe  Vorkehrungen 
treffen,  dass  Niemand  einen  unbilligen  Gewinn  oder  Schaden 
habe.  §.  1.  Die  Wahrheit  von  etwas  Geschehenem  wird  durch 
Irrthum  nicht  vermindert,  und  darum  soll  der  Provincialpräsident 
sich  darnach  richten,  was  er  nach  der  Glaubwürdigkeit  dessen, 
was  bewiesen  worden  sein  wird,  für  angemessen  erachtet. 
§.2.  Es  ist  PfÜcht  des  Provincialprasidenten,  [darauf  zu  achten,] 
dass  sich  Mächtige  gegen  Niedere  keine  Widerrechtlichkeiten 
erlauben,  und  deren  Stellvertreter  nicht  Unschuldige  mit  fal- 
schen Anklagen  verfolgen.    §.  3.  Der  Provincialpräsident  soll 


90)  Manu  commiserint  %  s.  Bris  so  n.  v,  manus  §  2. 
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unerlaubte  Bedienten,  die  unter  dem  Vorwande,  dass  sie  den 
Militärbeamten  Hülfe  leisten,  darauf  ausgehen,  die  Einwohner 
zu  plagen,  nicht  zulassen,  und  wenn  sie  ergriffen  worden, 
sie  bestrafen;  auch  soll  er  unerlaubte,  unter  dem  Vorgeben, 
es  seien  Steuern,  geschehende  Erpressungen  verhindern.  §.4. 
Der  Provincialpräsident  möge  es  sich  auch  angelegen  sein  lassen, 
weder  Jemanden  in  erlaubten  Geschäften  zu  stören,  noch  un- 
erlaubte zuzulassen,  noch  Unschuldige  zu  bestrafen.  §.  5.  Er 
soll  ferner  dafür  Sorge  tragen,  dass  nicht  unbemittelte  Leute, 
unter  dem  Vorwande  der  Ankunft  von  Beamten  oder  Soldaten, 
widerrechtlicher  Weise  beunruhigt  und  ihres  einzigen  Zim- 
mers91) und  geringen  Hausgeräthes  zum  Bedarf  Anderer  be- 
raubt werden.  §.  6.  Er  soll  auch  dafür  sorgen,  dass  nichts, 
angeblich  für  Soldaten ,  was  zu  deren  Bedarf  itn  Allgemeinen 
nicht  gehört,  von  solchen  geschehe,  die  dabei  unredlicher  Weise 
ihren  eigenen  Vortheil  suchen.  §.  7.  So  wenig  dem  Arzt  der 
tödtliche  Ausgang  einer  Krankheit  zugerechnet  werden  darf,  so 
sehr  muss  ihm  das,  was  er  aus  Unerfahrenheit  begangen  hat, 
zugerecbnet  werden;  denn  das  Verbrechen  desjenigen,  der  die 
Leute,  wenn  Gefahr  vorhanden  ist,  betrügt,  darf  unter  dem 
Vorwande  menschlicher  Gebrechlichkeit  nicht  ungestraft  bleiben. 
§.8.  Wer  ganze  Provinzen  verwaltet,  hat  das  Recht  über  Le- 
ben und  Tod,  und  es  ist  ihnen  auch  Gewalt  gegeben,  zu 
Bergwerksarbeit  zu  verurtheilen.  §.  9.  Wenn  der  Provincial- 
präsident einsieht,  dass  Geldstrafen,  welche  er  auferlegt  hat, 
aus  dem  vorhandenen  Vermögen  derer,  wider  welche  er  sie 
verhängt  hat,  nicht  eingezogen  werden  können,  so  muss  die 
Nothwendigkeit  9  2)  deren  Zahlung  erinässigt  werden,  und  es 
ist  unerlaubte  Habsucht  der  Hülfsvollstrecker  zu  tadeln.  Eine 
von  den  Vorstehern  der  Provinzen  wegen  Armuth  erlassene 
Geldstrafe  darf  nicht  eingetrieben  werden. 

7.  Id.  lib.  III.  Qpin.  —  Der  Provincialpräsident  soll  nach 
der  Besichtigung  [schadhafter]  Gebäude  und  Untersuchung  der 
Sache  deren  Eigenthümer  zur  Ausbesserung  anhalten ,  auch 
gegen  die  Säumigen  durch  passende  Mittel  [vorschreiten,  um] 
hässlichen  Entstellungen  ab[zu]helfen. 

8.  JULIAN,  lib.  I.  Big.  —  Ich  hebe  oft  gehört,  dass 
unser  Kaiser  gesagt  hat:  „durch  die  Verordnung :  man  kann 
sich  an  denjenigen,  welcher  der  Provinz  vorsteht, 


91)  Vgl.  Bynkershoek,  Obs.  I.  14.  und  bes.  Ofto  in  praef. 
p.  22.  ad  Thes.  T.  IT. 

92)  JS'ecessitate.  Diese  Lesart  möchte  schwerlich  beizubehalten 
und  daher  entweder  das  B  reu  c  m  a  nn  sehe  neecssit  ati  oder 
das  II  a  lo  a n  d  r  i  sehe  neecssit at e vi  (was  das  Dig,  P et.  Ye- 
net.  1491  und  Ed.  Fr  ad.  sowie  Baudoza  auch  haben)  an- 
zunehmen sein;  beides  giebt  denselben  Sinn. 
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wenden,  werde  dem  Proconsul,  oder  dessen  Legalen,  oder 
dem  Provincialpräsidenten  nicht  die  Notwendigkeit  auferlegt, 
sich  einer  Untersuchung  selbst  zu  unterziehen,  sondern  es  solle 
von  seiner  Wahl  abhangen,  ob  er  die  Untersuchung  selbst  lei- 
ten, oder  einen  Richter  bestellen  wolle." 

9.  CALLIST11AT.  Hb«  I.  de  Cognition.  —  Es  wird  über- 
haupt allemal,  so  oft  der  Kaiser  dem  Provincialpräsidenten  Ge- 
schäfte durch  Rescripte  übertragt,  wie  z.B.  du  kannst  dich 
an  denjenigen,  welcher  der  Provinz  vorsteht, 
wenden,  oder  mit  dem  Zusatz :  dieser  wird  erwägen, 
was  er  zu  thun  hat,  dem  Proconsul  oder  Legaten  nicht  die 
Notwendigkeit,  die  Untersuchung  selbst  zu  leiten,  auferlegt, 
wenn  auch  nicht  hinzugesetzt  ist:  dieser  wird  erwägen, 
was  er  zu  thun  hat,  sondern  er  kann  wählen,  ob  er  selbst 
erkennen,  oder  einen  Richter  bestellen  will. 

10.  HERMOGEN.  lib.  II.  jur.  Epitom.  —  Ueber  alle 
Angelegenheiten,  deren  Untersuchung  zu  Rom  der  Stadtpräfect, 
oder  der  Prafectus  Prätorio ,  sowie  auch  die  Consulen ,  Prä- 
toren und  übrigen  Beamten  leiten,  gehört  die  Untersuchung« 
und  Entscheidung  vor  die  Statthalter  und  Präsidenten  der  Pro- 
vinzen. 

11.  MARO  AN.  lib.  III.  Instit.  —  Denn  alle  Anliegen 
der  Proviucialein wohner,  welche  zu  Rom  mehreren  verschiede- 
nen Richtern  zukommen ,  gehören  vor  den  Präsidenten. 

12.  PROCULUS  lib.  IV.  Epist.  —  Wiewohl  aber  der 
Vorsteher  der  Provinz  die  Obliegenheiten  und  das  Amt  aller 
Staatsbeamten  zu  Rom  verwalten  muss ,  so  braucht  er  sich  doch 
nicht  darnach  zu  richten,  was  zu  Rom  geschieht,  sondern  was 
geschehen  muss. 

13.  ULP.  lib.  VII.  de  off.  Procons.  —  Es  kommt  einem 
guten  und  tüchtigen  Präsidenten  zu ,  Sorge  dafür  zu  tragen, 
dass  in  der  Provinz,  welche  er  regiert,  Ruhe  und  Frieden 
herrsche.  Dies  wird  ihm  nicht  schwer  fallen,  wenn  er  es  sich 
angelegen  sein  lässt,  die  Provinz  von  Gesindel  rein  zu  halten, 
und  ihm  nachstellt;  denn  er  muss  Kirchenräubern,  Strassen- 
räubern,  Plagiariern  und  Dieben  nachstellen,  und  je  nachdem, 
was  jeder  verbrochen,  ihn  bestrafen,  auch  ihre  Hehler  züch- 
tigen, ohne  welche  der  Strassenräuber  nicht  länger  verborgen 
bleiben  kann.  §.  1.  Wahnsinnige,  welche  durch  ihre  Ange- 
hörigen nicht  festgehalten  werden  können,  muss  der  Präsident 
dadurch  unschädlich  machen,  dass  er  sie  einsperren  lässt;  dies 
hat  der  verewigte  Kaiser  Pius  verordnet.  Ueber  die  Person 
dessen,  der  einen  Verwandtenmord  begangen  hat,  soll,  nach 
der  Ansicht  der  verewigten  kaiserlichen  Brüder,  eine 
Untersuchung  angestellt  werden,  ob  er  die  That  in  erheuchel- 
tem Wahnsinn  verübt  hat,  oder  ob  er  wirklich  seines  Verstandes 
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nicht  mächtig1  sei,  um,  wenn  er  sich  [wahnsinnig]  gestellt, 
gestraft,  wenn  er  wirklich  wahnsinnig  wäre,  im  Gefängnis« 
festgehalten  zu  werden. 

14.  MAC  Eli.  üb.  II.  de  Jud.  Puhl.  —  Der  verewigte 
Kaiser  Marcus  und  Com  modus  haben  an  den  Scapula 
Tertyllus  ein  Rescript  folgenden  Inhalts  erlassen:  Wenn 
du  volle  Gewiss  heit  darüber  erlangt  hast,  dass 
Aelius  Prise  us  in  solchem  W  ahn  sinn  befangen 
sei,  dass  er  in  immerwährender  Geistesabwesen- 
heit aller  Einsicht  entbehrt,  und  kein  Verdacht 
wider  ihn  vorhanden  ist,  dass  er  seine  Mutter  in 
erheuchelter  Geistesabwesenheit  getö' dtet  habe, 
so  kannst  du  über  die  Bestrafung  desselben  hin- 
wegsehen, da  er  genug-sam  durch  seinen  W" ahn- 
sinn  selbst  bestraft  wird;  dennoch  aber  muss  er 
sorgfältiger  bewacht  und,  wenn  du  für  nöthig* 
erachtest,  auch  gefesselt  werden,  weil  es  sowohl 
zur  Strafe,  als  zum  Schutz  seiner  selbst,  und  zur 
Sicherheit  seiner  Umgebungen  gehört.  W  e  n  n 
er  aber,  wie  es  öfters  geschieht,  in  lichten  Zwi- 
schenräumen hellern  Verstandes  ist,  so  forsche 
darnach,  ob  er93)  etwa  in  einem  solchen  Augen- 
blick—  und  es  darf  hier  auf  die  Krankheit  keine 
Rücksicht  genommen  werden  —  das  Verbrechen 
begangen  hat,  und  wenn  du  etwas  darauf  Bezüg- 
liches erfahren  hast,  so  frage  deshalb  bei  Uns  an, 
damit  Wir  erwägen,  ob  er,  wegen  der  Unmensch- 
lichkeit seiner  That,  wenn  es  scheinen  könnte, 
dass  er  mit  Bewusstsein  gehandelt  habe,  mit  Strafe 
zu  belegen  sei.  Da  Wir  aber  aus  deinem  Bericht 
ersehen  haben,  dass  er  von  einem  solchen  Stande 
und  Range  sei,  dass  er  von  den  Seinigen  in  einem 
eigenen  Land  hause  bewacht  wird,  so  würdest  du 
gut  daran  thun,  diejenigen,  welche  ihn  zu  jener 
Zeit  beobachtet  haben,  zusammenzuberufen,  und 
den    Grund   einer   so   grossen   Nachlässigkeit  zu 

93)  Die  Ha  1  oan d ri sehe  Lesart  sanior  est  ttum,  statt  saniore, 
nori)  welche  uuser  Text  in  der  Note  giebt,  ist  anerkannt 
besser;  da  nun  auch  das  Dig.  Vet.  Yen.  v.  1491  und  Ed. 
Fradin.  ebeuso  liest,  nur,  dass  sie,  wie  Brencmann  in 
der  Göttinger  C\  Juris  -  Ausgabe  richtig  desiderirt,  nachher 
statt  danda  sil  venia  (wie  Hai  oan  der  und  auch  ßaudoza 
haben),  d.  est  v.  lesen,  auch  Brencmann  Uebereinstim- 
mung-  von  Codicibus  bezeugt,  so  kann  man  wohl  jene  Lesart 
annehmen,  zumal  Jauch,  de  Negat.  in  Fand.  Florent, 
p.  240,  252,  269,  häufige  Verwechselungen  des  nummit  non 
nachweiset. 
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erforschen,  und  gegen  einen  Jeden  derselben,  je 
nachdem  er  dir  mehr  oder  weniger  in  Schuld  zu 
sein  scheint,  zu  verfügen.  Denn  dieWächter  wer- 
den für  die  Wahnsinnigen  nicht  blos  dazu  bestellt, 
dass  sie  nichts  Verderbliches  wider  sich  selbst 
unternehmen,  sondern  auch,  damit  sie  Niemand 
anderem  Unheil  bereiten;  was  daher  von  der  Art 
vorfällt,  ist  nicht  mit  Unrecht  deren  Schuld  zu- 
zuschreiben, welche  nachlassig  in  ihrer  Pflicht 
gewesen  sind. 

15.  MARCIAN.  lib.  I.  de  Jud.  Puhl  —  Es  ist  zu  be- 
achten, dass  Niemand,  wer  eine  Provinz  regiert,  deren  Grenzen 
überschreiten  darf,  ausser  um  ein  Gelübde  zu  lösen;  nur  darf 
er  nicht  über  Nacht  ausbleiben. 

16.  MACER.  lib.  I.  de  off.  Praes.  —  Durch  einen  Se- 
natsbeschluss  ist  verordnet  worden,  dass  über  solche  Rechts- 
geschäfte, welche  die  Provinci al Verwalter  und  ihre  Begleiter 
oder  Freigelassenen,  bevor  sie  in  die  Provinz  gekommen,  [mit 
Einwohnern  derselben]  eingegangen  sind,  nur  Ausnahmsweise 
ein  Rechtsspruch  erfolgen  soll,  so  dass  also  aus  diesem  Grunde 
nicht  erhobene  Riagen,  nach  der  Abreise  der  betheiligten  Per- 
son aus  der  Provinz,  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand 
erhalten.  Wenn  jedoch  etwas  ohne  den  Willen  [einer  solchen 
Person]  vorfällt,  z.B.  sie  injuriirt  oder  bestohlen  worden  ist, 
so  findet  sie  insoweit  rechtliches  Gehör,  dass  das  Verfahren 
eingeleitet,  und  die  gestohlene  Sache  ausgeliefert  nnd  nieder- 
gelegt, oder  das  Versprechen,  sich  zu  stellen  und  auszuliefern, 
mittelst  Bürgschaffssfellung  geleistet  wird. 

17.  CELiS.  lib.  III.  D —  Wenn  der  Provincialpräsident 
eine  Freilassung  vollzogen  oder  einen  Vormund  bestellt  hat, 
ehe  er  erfahren ,  dass  sein  Nachfolger  angelangt  sei ,  so  sind 
jene  Handlungen  gültig. 

18.  MOD  ESTIN,  lib.  V.  Reg  vi  —  Durch  einen  Gemeinde- 
schluss  ist  verordnet  worden,  dass  kein  Präsident  eine  Gabe 
oder  Geschenk  annehmen  solle,  ausser  Speise  und  Trank,  was 
in  den  nächsten  Tagen  verzehrt  wird. 

19.  CALLISTR.  lib.  I.  de  Cogn.  —  Wer  Recht  spricht, 
der  möge  darauf  achten ,  dass  er  den  Zutritt  zu  sich  zwar  nicht 
erschwere,  aber  sich  auch  nicht  geringschätzend  begegnen  lasse. 
Es  wird  daher  in  den  Instructionen  hinzugesetzt,  dass  die  Pro- 
vincialpräsidenten  mit  den  Provincialeinwohnern  in  keine  engere 
Vertraulichkeiten  treten  sollen;  denn  aus  eiuer  Gleichstellung 
im  täglichen  Umgang  entsteht  Geringschätzung  der  Würde. 
§.  1.  Bei  Untersuchungen  darf  er  sich  weder  durch  Hitze  wi- 
der diejenigen,  welche  er  für  I>ösewichter  halt,  hinreissen, 
noch  durch  Bitten  der  Unglücklichen  rühren  lassen;  denn  der- 
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Jenige  ist  kein  unerschütterlicher  und  tüchtiger  Richter,  dessen 
Gemüt  bsbewegung*  seine  Mienen  ausdrücken.  Er  muss  über- 
haupt beim  Rechtsspruch  so  verfahren,  dass  er  das  Ansehen 
seiner  Würde  durch  seine  Einsicht  [in  der  Entscheidung]  be- 
reichere. 

20.  PAPIN.  lib.  I.  Bespons.  —  Der  Legat  des  Kaisers, 
d.  h.  der  Präsident  oder  Statthalter  der  Provinz,  verliert  da- 
durch, dass  er  abdankt,  seine  Gewalt  nicht. 

21.  PAUL.  lib.  singuh  —  de  off.  yissessor.  —  Wenn 
der  Präsident  eine  Untersuchung*  wegeu  Verführung  eines  Scla- 
ven,  oder  Entjungferung*  einer  Sclavin ,  oder  wegen  Schändung' 
eines  Sclaven  führt,  so  muss  er,  wenn  wegen  Verführung* 
des  Geschäftsverwalters  des  Klägers  oder  eines  solchen  Sclaven 
Klage  erhoben  worden  ist,  dass  der  Verlust  nicht  blos  den 
körperlichen  Werth ,  sondern  eine  Veränderung'  des  ganzen 
Hauswesens  betriift,  dies  ganz  besonders  streng-  ahnden. 

Neunzehnter  Titel. 

D  e  of ficio  procnratoris  C  a  e  s  ar  i  s  vel 
r  a  t  i  o  n  a  l  i  s, 

{Von  der  Amispflicht  des  Procuraiors  des  Kaisers  oder  Ratio- 
nal is.) 

f.  ULP.  lib.  XVI.  ad  Ed.  —  Was  von  Seiten  des  Pro- 
curators  des  Kaisers  gethan  und  besorgt  worden  ist,  genehmigt 
letzterer  so,  wie  wenn  er  es  selbst  besorgt  hatte.  §.  1.  Wenn 
der  Procurator  des  Kaisers  eine  diesem  gehörige  Sache  als  seine 
eigene  übergiebt,  so  glaube  ich  nicht,  dass  er  das  Eigenthum 
daran  übertrage;  denn  er  überträgt  sie  blos  dann,  wenn  er  sie, 
eine  Angelegenheit  für  den  Kaiser  besorgend  ,  mit  dessen  Ein- 
willigung* übergiebt.  Wenn  er  [ausserdem]  etwas  verkauft, 
verschenkt,  oder  sich  vergleicht,  so  handelt  er  ungültig*;  denn 
es  ist  ihm  nicht  übertragen  worden,  Sachen  des  Kaisers  zu 
veräussern,  sondern  mit  Aufmerksamkeit  das,  was  ihm  über- 
tragen worden,  zu  verwalten.  §.  2.  Der  Procurator  des  Kai- 
sers hat  das  besondere  Recht,  dass  auf  seinen  Befehl  ein  Sclav 
des  Kaisers  eine  Erbschaft  antreten  kann ,  und  wenn  der  Kai- 
ser zum  Erben  eingesetzt  worden  ist,  er  selbst  dadurch,  dass 
er  sich  mit  einer  reichen94)  Erbschaft  befasst,  den  Kaiser 
zum  Erben  macht. 

2.  PAUX,.  lib.  V.  Sententiar.  —  Wenn  der  Nachlass, 
worauf  der  Kaiser  zum  Erben  eingesetzt  worden,  überschuldet 
ist,  so  wird  der  Kaiser,  nach  vorgängiger  Untersuchung*,  [über 
seine  Erklärung]  befragt;   denn  es  muss  zu  dem  Antritt  oder 


94)  D.  h.  zahlungsfähig*en. 
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der  Ausschlagung  solcher  Erbschaften  der  Wille  des  eingesetz- 
ten Erben  eingeholt  werden. 

3.  CALLJSTRAT.  üb  VI.  de  Cogm't.  -  Das  Recht, 
zu  deportiren,  haben  die  Procuratoreu  des  Kaisers  nicht,  weil 
sie  kein  Recht  haben,  diese  Strafe  zu  verhangen.  §.  i.  Wenn 
sie  aber  Jemandem,  als  einen  Störenfried,  oder  der  sich  wider- 
rechtlicher Handlungen  gegen  des  Kaisers  Hörige  schuldig 
gemacht,  verbieten:*  die  kaiserlichen  Grundstücke  zu  betreten, 
so  muss  er  dem  Folge  leisten;  dies  hat  der  verewigte  Kaiser 
Pius  an  den  Julius  rescribirt.  §.  2.  Sie  können  aber  auch 
iNieinandem  nachher  die  Rückkehr  erlauben;  dies  haben  unsere 
Kaiser  Severus  und  Antoninus  auf  den  Antrag  der  Her- 
mia  rescribirt. 

Zwanzigster  TiteL 

D    e      officio     j   u   r    i   d   i   c  ?. 

{Von  der  Amtspflicht  des  Gerichtsverwalters  9 5). 

1.  ULP.  lib.  XXVI.  ad  Sabin.  —  Vor  dem  Gerichts- 
verwalter kann  man  an  Kindes  Statt  annehmen,  weil  ihm  die 
Leitung  rechtlicher  Verhandlungen  verliehen  worden  ist. 

2.  Id.  lib.  XXXIX.  ad  Sabin,  —  Dem  Gerichtsverwal- 
tei ,  welcher  zu  Alexandrien  die  Geschäfte  besorgt,  ist  nach 
der  Constitution  des  Kaisers  Marcus  die  Vormundschaftsbestel- 
lung bewilligt  worden. 

Einunclzwaiizigster  Titel. 

De  officio  ejus  cui  mandat  a  est  jtirisdictio» 
{Jon  der  Amtspflicht  dessen,  der  mit  der  Gerichtsbarkeit 
beauftragt  worden  ist.) 

i.  PAPIN.  lib.  I.  Oitaest.  —  Was  durch  ein  Gesetz, 
oder  einen  Senatsbeschluss,  oder  durch  eine  Kaiserliche  Con- 
stitution [einem  Beamten]  im  Besondern  verliehen  worden  ist, 
kann  durch  Beauftragung  mit  der  Gerichtsbarkeit  nicht  [auf 
Andere]  übertragen  werden ;  was  [ihm]  aber  vermöge  der  Stel- 
lung als  Beamter  zukommt,  damit  kann  er  Andere  beauftragen. 
Daher  befinden  sich  diejenigen  Beamten,  welche  eine  ihnen, 
durch  ein  Gesetz  oder  einen  Senatsbeschluss,  verliehene  Aus- 
übung eines  öffentlichen  Verfahrens  haben,  als  z.B.  nach  dem 
Juli  sehen  Gesetz  wegen  Ehebruchs,  oder  andere  der- 
gleichen, in  Irrthum,  wenn  sie  [glauben]  mit  ihrer  Gerichts- 
barkeit Andere  beauftragen  [zu  können].  Der  stärkste  Grund 
hierfür  ist  der,  dass  im  Julischen  Gesetz  über  Gewall- 
thätigkeiten  ausdrücklich  verordnet  9b)  worden  ist,  dass 


95)  S.  bes.  Zimmern  a.  a  O.  §.4. 

9b;  Ueher  diese*  Argument  s.  Muret.  ad  h.  I.  (T.  O.  1Y.  214.) 
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derjenige,  dem  die  Ausübung'  obliegt,  mit  derselben,  wenn 
er  verreise,  Andere  beauftragen  könne.  Er  darf  sie  dalier 
Andern  nur  dann  auftragen,  wenn  er  abwesend  ist,  dahingegen 
sonst  auch  ein  anwesender  [Beamter  einen  Andern]  mit  der 
Gerichtsbarkeit  beauftragen  kann.  Auch  wenn  es  heisst,  dass 
ein  Herr  von  seinem  Gesinde  getödtet  worden  sei,  kann  der 
Prätor  die  Untersuchung,  welche  ihm  nach  einem  Senats- 
beschluss  zukommt,  keinem  Andern  auftragen.  §.  1.  Wer  eine 
Gerichtsbarkeit  Auftragsweise  übernommen  hat,  handelt  nicht 
im  eigenen  Namen,  sondern  nur  vermöge  der  Gerichtsbarkeit 
des  Beauftragenden.  Denn  es  ist  zwar  richtig,  dass  nach  der 
Sitte  der  Alten  eine  Gerichtsbarkeit  übertragen  werde[n  könne,], 
allein  die  reine  97)  Amtsgewalt,  welche  durch  ein  Gesetz  ver- 
liehen wird,  kann  auf  Niemanden  [Auftragsweise]  übergehen; 
daher  sagt  Niemand,  dass  der  Legat  des  Proconsuls  vermöge 
ihm  aufgetragener  Gerichtsbarkeit  Todesstrafe  verhängen  könne. 
Paulus  bemerkt:  auch  diejenige  Amtsgewalt,  welche  mit  der 
Gerichtsbarkeit  zusammenhängt,  kann  durch  Auftrag*  der  Gerichts- 
barkeit übergehen. 

2.  ULP.  lib.  III.  de  omn.  Tribun.  —  Vermöge  vom 
Präsidenten  aufgetragener  Gerichtsbarkeit  kann  der  Beauftragte 
keinen  Rath  zusammenberufen.  §.  1.  Wenn  Vormünder  oder 
Curatoren  Grundstücke  verkaufen  wollen,  so  kann  dies  der 
Prätor  oder  Präsident  nach  vorheriger  Untersuchung*  der  Sache 
gestatten;  hat  er  aber  Auftrag  der  Gerichtsbarkeit  ertheilt,  so 
kann  er  durch  diesen  Auftrag  jene  Untersuchung  einem  Andern 
nicht  ertheilen. 

3.  JULIAN,  lib.  V.  Big.  —  Wenn  auch  derjenige, 
welcher  eine  fremde  Gerichtsbarkeit  verwaltet,  Prätor  ist,  so 
handelt  er  hier  doch  nicht  vermöge  seiner  Amtsgewalt,  son- 
dern für  den,  in  dessen  Auftrag  er  Recht  spricht,  so  oft  er 
dessen  Stelle  vertritt. 

4.  MACER.  lib.  I.  de  off.  Praes.  —  Die  Untersuchung 
wider  verdächtige  Vormünder  kann  Andern  aufgetragen  werden; 
ja,  es  ist  sogar  verordnet  worden,  dass  dieselbe,  zum  Nutzen 
der  Unmündigen,  aus  einem  allgemeinen  Auftrage  der  Gerichts- 
barkeit zuständig  sei;  die  [betreibenden]  Worte  lauten  so:  Die 
Kaiser  Severus  und  Antoninus  an  den  Bradua, 
Proconsul  von  Africa:  W  enn  du  deinen  Legaten 
deine  eigene  Gerichtsbarkeit  übertragen  hast,  so 
müssen  sie  auch  Untersuchungen  wider  verdäch- 
tige Vormünder  einleiten  können.  §.  1.  Zu  der  Er- 
theilung  des  Nachlassbesitzes ,  oder  der  Einsetzung  in  den  Be- 
sitz dessen,  dem  wegen  drohenden  Schadens  keine  Bürgschaft 


97)  S.  Aum.  zu  Fr.  3.  de  J  ur  is  dict. 
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geleistet  worden  ist,  oder  eines  Weibes  in  den  Besitz,  wegen 
der  Leibesfrucht,  oder  dessen,  dem  ein  Vermächtniss  hinter- 
lassen worden  ist,  um  dasselbe  zu  erhalten,  kann  Auftrag  ge- 
geben werden. 

5.  PAUL.  Üb.  XVIII.  ad  Plaut.  —  Dass  Niemand  eine 
ihm  aufgetragene  Gerichtsbarkeit  einem  Andern  auftragen  könne, 
ist  bekannt.  <§.  1.  Wenn  die  Gesichtsbarkeit  einer  Privatperson 
übertragen  worden  ist,  so  wird  zugleich  die  Amtsgewalt,  d.h. 
nicht  die  reine,  als  in  den  Auftrag  inbegriffen  betrachtet,  weil 
die  Gerichtsbarkeit,  ohne  dass  einigermaassen  ein  Zwangsmit- 
tel98) Statt  lindet,  so  gut  wie  keine  ist. 

Zweiundzwanzigster  Titel. 
De     officio  assessorum, 

{Von  der  Amtspflicht  der  [Geric7its-~\  Beisitzer.) 

1.  PAUL.  Hb,  singuh  de  off'.  Ass.  —  Der  gesammte  In- 
begriff der  Amtspflicht  eines  [Gerichts-]  Beisitzers ,  wodurch 
die  Kechtsgelehrlen  9  9)  ihre  Obliegenheiten  erfüllen,  besteht 
in  folgenden  Geschäften :  Untersuchungen  und  Entscheidungen, 
[der  Prüfung]  rechtlicher  Anträge,  [und  der  Entwerfung  von] 
Verfügungen,  Edicten,  Decreten  und  Briefen. 

2.  MA11CIAJY.  Hb.  I.  de  Jud.  publ.  —  Freigelassene 
können  Beisitzer  sein.  Infamirte  Personen  aber  können ,  wie- 
wohl ihnen  nach  den  Gesetzen  das  Beisitzeramt  nicht  verwehrt 
ist ,  dennoch ,  wie  ich  glaube ,  und  auch  in  einem  kaiserlichen 
Beeret  als  verordnet  angeführt  wird,  das  Amt  eines  Gerichts- 
beisitzers nicht  bekleiden. 

3.  MACER.  lib.  I.  de  off.  Praes.  —  Wenn  eine  Pro- 
vinz nachher  getheilt  und  unter  zwei  Präsidenten  gestellt  wor- 
den ist,  wie  Germanien  und  Mjsien,  so  kann  ein  Ein- 
geborener der  einen  in  der  andern  ein  Beisitzeramt  bekleiden, 
ohne  dass  angenommen  wird,  als  bekleide  er  es  in  seiner 
Heimath. 

4.  PAPIN.  lib.  IV.  Respons.  —  Wenn  ein  Legat  des 
Kaisers  gestorben  ist ,  so  haben  die  Personen  seines  Gefolges  1  °°) 
für  die  noch  übrige,  vom  Legaten  ihnen  bestimmte  Zeit  den 
[ganzen]  Gehalt  zu  fordern,  wenn  sie  nur  nicht  nachher  wäh- 
rend derselben  Zeit  in  dem  Gefolge  anderer  gewesen  sind. 


98)  Modica  coercitio  ,  S.  Glück  III.  8  [19]. 

99)  Juris  studiosi,  s.  Hugo,  RG.  S. 776.  Zimmern  a  a,0.§.7 
hat  doch  wohl  diese  Stelle  nicht  gemeint ,  wo  er  Gell.  XII.  13. 
citirt? 

100)  Comites,  sagt  Budaeus  Annot.  reh  in  Fand.  ^.  45.  Ed. 
Steph.  1535,  sunt  legati  ,  praefecti,  quaestores,  scribae  }  qui 
cum  magistratibus  in  Provincias  mittebantur. 


Pandect.  L.  f.  Tit.  22.  De  officio  assessorum.  289 


Anders  ist  es  dann,  wenn  er  einen  Nachfolger  vor  der  [be- 
stimmten] Zeit  erhalten  hat. 

5.  PAUL.  lib.  I.  Sententiar.  —  Einem  Rathsbeisitzer  ist 
es  durchaus  nicht  gestattet,  wahrend  der  Zeit,  da  er  Beisitzer 
ist,  Geschäfte  vor  seinem  Gerichtshofe  vorzunehmen;  vor  einem 
andern  es  zu  thun,  steht  ihm  frei. 

6.  PAPIN.  lib.  I.  Respons.  —  Bei  dem  Rathe  des  Cu- 
rators  eines  städtischen  Gemeinwesens  kann  ein  Eingeborener 
aus  derselben  Stadt  ein  Beisitzeramt  bekleiden,  weil  er  keinen 
öffentlichen  Gehalt  bezieht. 


(Jorp.  jur.  cw.  I. 


19 


Zweite  s  Buc  Ii. 


Erster  Titel. 

De  Jurisdictionen 
{Von  der  Gerichtsbarkeit  *). 

f.  ULP.  IIb.  I.  Regulär,  —  Der  Wirkungskreis,  dessen, 
welcher  Recht  spricht,  ist  von  weitem  Umfange;  denn  er  kann 
sowohl  Machlassbesitz  gestatten,  als  Einweisung1  in  den  Besitz 
verfügen,  Mündeln,  die  keine  Vormünder  haben,  dergleichen 
bestellen,  und  streitenden  Parteien  Richter  ernennen. 

2.  JAVOLEN.  lib.  VI.  ex  Cassio.  —  Wem  die  Gerichts- 
barkeit verliehen  ist,  dem  ist  auch  Das  zugestanden,  ohne  wel- 
ches die  Gerichtsbarkeit  mit  Nachdruck  nicht  ausgeübt  werden 
kann  2). 

3.  ULP.  lib.  II.  de  qffic.  Qnaest.  —  Die  Amtsgewalt3) 
ist  entweder  eine  reine  oder  gemischte.    Reine  Amtsgewalt 4) 


1)  Hierunter  ist  im  weitern  Sinne  das  ganze  officium  magistra- 
tus ,  insofern  es  auf  privatrechtliche  Verhältnisse  ftezug  bat, 
zu  verstehen ;  im  engern  Sinne  aber  ist  die  Jurisdicth  davon 
nur  ein  Theil,  d.  h.  sowohl  die  reine  Civil jurisdiction ,  als 
auch  das  Recht,  für  besondere  Fälle  einen  Judex  zu  ernen- 
nen; s.  Zimmern  a.a.O.  S. 6. 

2)  S.  Glück  III.  22  [62]. 

3)  Dieser  Ausdruck  scheint  mir  für  Imperium  angemessen  (so 
auch  Zimmern  a.  a.  O.  §.2),  ausserdem  giebt  es  keinen 
entsprechenden  Begriff,  besonders  in  Betracht  der  Zusammen- 
setzungen mit  memm  und  mixtum.  Denn  Imperium  ist  die 
volle  Regierungsgewalt,  und  zwar  die,  welche  ursprünglich 
dem  Ronig  zustand  und  nachher  auf  die  Magistrates  über- 
ging. 

4)  Eine  erschreckliche  Periode  bei  Hu  go  (S.  302.  10.  Ausg.)  lä'sst 
errathen ,  das,  wenn  er  sagt,  mixtum  Imperium  werde  im 
Gegensatz  alles  dessen ,  wobei  keine  Rechtspflege  vorkommt, 
gebraucht,  hiermit  etwa  das  vierum  i.  gemeint  sei.  Hierbei 
kann  man  sich  das  Richtige  allenfalls  denken ,  wenn  mau  es 
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ist  5)  es,  die  Macht  Laben,  ein  Scliwert  zu  führen,  um  ver- 
brecherische Menschen  zu  bestrafen,  und  wird  auch  Macht 


sonst  zu  wissen  glaubt,  allein  Niemandem  wird  der  Wunsch 
ausbleiben,  dass  es  dem  grossen  Meister  gefallen  hatte,  sich 
deutlicher  auszulassen.    Der  vorsichtige  Zimmern  a.  a.  O. 
erwähn!  des  mcrum  Imperium  (Hugo  braucht  den  Ausdruck 
gar  nicht)  auch  nur  mit  zwei  Worten,  es  sei  die  blosse 
Criminalgewalt.    Schweppe,  R.  G.  §.  17(5,  stellt  es 
als  das  volle  dem  blossen  mixtum,  entgegen;  was  man 
dabei  zu  denken  habe,  bleibt  unberührt.    Nach  Alb  recht, 
de  imperio  mero.  Lps.  1751 ,  ist  unsere  Stelle  so  zu  verstehen, 
die  polestas  gladii  komme  denen ,  die  imp.  merum  haben, 
nur  vermöge  besondern  Auftrags  zu.    Dieselbe  werde  von 
dem  Zeichen  des  Schwertes  benannt,  und  habe  zu  Ulpians 
Zeiten  allen  Provincialstatthaltern  ohne  Unterschied  zugestan- 
den, nach  Constantin  aber  nicht  inehr,,  sondern  nur  mixtum 
Imperium.    Merum  imp.  sei  also  (früher)  die  höchste  Gewalt 
in  der  Provinz  gewesen,  mixtum  aber  Jurisdiclio  im  weitem  > 
Sinn.  (Diese  Erklärung"  trilft  mit  der  Hu  go  scheu  Bemerkung  * 
zusammen.)    Bach  (nnpartheiische  Kritik.  Thl.  VI   S.  3i;i; 
sa°  t:  ,, Imperium  (civile)  hatteu  alle  magistratus  majores ;  dies 
bestand  in  prehensione ',  animadversione  und  coercitione ,  in 
den  Provinzen  gehörte  dazu  jus  securium.  Wer  daneben  eine 
Armee  commandirte,  erhielt  hnp.  militare.  Zuweilen  geschah 
es,  dass  einein  Privato ,  der  keine  Magistratur  bekleidet, 
eio  imperium  in  einer  Provinz  gegeben  ward,  oder  dass  ein 
Obergeneral  in  eine  Provinz ,  die  schon  einen  Praeses  hatte, 
geschickt  ward.    Dieses  Imperium  war  das  merum,  also 
das  blosse,  ohne  annexus  magistratus ,  oder  der  Jurisdiction, 
oder  Provinzialverwalfung  zu  sein.    Zum  Unterschiede  davon 
nannte  man  das  imperium ,  welches  der  Jurisdiction  anklebte, 
mixtum.'*  Hiermit  stimmt  Charondas,  de  jurisdict.  et  im- 
perio. Par's.  1554,  überein,  wenn  er  sagt:  „  Mixtum  est  igi- 
1ur  guod  jurisdictiofie  immixium  est" ;  merum  hingegen  hat 
mit  der  jurisdieiio  gar  nichts  zu  thuu  ,  und  damit  verhält  es 
sich  so :  das  Römische  Volk  als  Souverain  behielt  sich  stets 
diejenige  Gewalt  vor,  welche  zum  Jus  dicerc  nicht  gehörte, 
sondern  ad  statum  populärem;  dies  war  die  summa  potestas 
eademque  tnera.    Wenn  daher,  da  selbst  die  Consulen  die 
Gewalt  nicht  hatten,  über  das  Leben  eines  Komischen  Bür- 
gers zu  verfügen,  dies  nöthig*  ward,  so  wurden  Ouästoren 
ernannt,  die  merum  imperium  erhielten.    Als  Sulla  vier  Prä- 
toren, gut  de  criminibus  inquirerent  bestellte,  erhielten  diese 
ebenfalls  merum  imperium;    dies  ist  also  gleich  potestaii, 
quae  pura  est,  nec  juri  dicundo  inservit.    Sie  ist  also  nicht 
cognilio  causar.  criminal.  und  mateßeii  coercitio  ,   denn  in 
diesem  Fall:  jus  dicitur  (hier  widerlegt  er  auch  den  schein- 
baren Widerspruch  in  I.  21.  1.),  sondern  potestas,  cujus  vi 
potest  animadverti.     Die  potestas  gladii   ist  also  nicht  zu 
verstehen:  jurisdictionis  explicandae  gratia,  nec  jus  suum 
cuique  ut  reddat  fach,  sondern  er  übt  diese  Gewalt  ex  vi 
imperii  specialiter  sibi  Lege,  Senatusconsuho  oder  Principis 
de<reto  (nach  der  Zeit  der  Republik  und  Monarchie)  commissi, 
und  dies  ist  eben  das  mcrum  Imperium.*6  — 

J9  * 
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(pofesias)  genannt.  Gemischte  Amtsgewalt,  in  welcher 
auch  die  Gerichtsbarkeit  enthalten  ist,  ist  die,  welche  in  der 
Ertneilung  des  Nachlassbesitzes  wirkt  6).  In  der  Gerichtsbar- 
keit liegt  auch  die  Befugniss,  einen  Richter  zu  bestellen. 

4.  Id.  üb.  1.  ad  Ed.  —  Der  Befehl  der  Sicherheitsbestel- 
iung  durch  eine  prätorische  Stipulation  und  die  Einweihung  in 
den  Besitz  gehören  vielmehr  dem  Begriffe  der  Amtsgewalt  als 
der  Gerichtsbarkeit  an. 

5.  JULIAN,  lib.  I.  Digest.  —  Durch  Sitte  der  Vorfah- 
rcr  hat  es  sich  allmalig  so  gefügt,  dass  nur  der  die  Gerichts- 
barkeit einem  Andern  auftragen  kann,  der  sie  kraft  seines 
Amtes,  nicht  vermöge  Verwiüigung  eines  Andern,  hat. 

6.  PAUL.  lib.  II.  ad  Ed.  —  Und  weil  diesem  die  Ge- 
richtsbarkeit weder  ursprünglich  verliehen  ist,  noch  das  Gesetz 
selbst  sie  ihm  übertragt,  sondern  nur  die  ihm  aufgetragene 
bestätigt,  so  sagt  deshalb  Labeo,  dass  hier  die  Beauftragung, 
wie  in  den  übrigen  Fällen,  erlösche,  sobald  der,  welcher  die 
Gerichtsbarkeit  übertragen,  früher  sterbe,  als  das  Geschäft  von 
dem,  welchem  sie  übertragen  worden,  zu  führen  angefangen 
worden  sei. 

7.  ULP.  lib.  III.  ad  Ed.  —  Wenn  Einer  das ,  was  der 
immerwährenden  Gerichtsbarkeit  wegen,  nicht  aber  besonderer 
Fälle  halber,  auf  dem  Album,  oder  auf  Papier,  oder  auf  an- 
derm  Stoffe  öffentlich  ausgestellt  ist,  arglistig  beschädigt  hat, 
so  ist  gegen  ihn  eine  Klage  gestattet  auf  fünfhundert  Gold- 
stücke, zu  welcher  Jeder  aus  dem  Volke  Befugniss  hat.    §.  1. 


Diese  Erklärung  stimmt  theilweise  mit  Bach  übereio, 
und  ich  halte  sie  für  die  richtige.  Das  merum  imperium  ist 
also  stets  eine  speciell  committirte  höchste  Staatsgewalt,  die 
allerdings  auch  ein  Magistrates  später  erhalten  haben  wird 
(z.  B*  die  Proviucialstatthalter) ,  ihnen  aber  nicht  qua  tnagi- 
stratus  9  mithin  propter  jurisdiciionem  zustand,  sondern  ver- 
möge Specialauftrags  (der  jedoch  ein-  für  allemal  gegeben 
werden  konnte,  nicht  für  jeden  besondern  Fall)  Davon  war 
nun  allerdings  die  Criminalgewalt  ein  sehr  wichtiger  Theil, 
keineswegs  bestand  aber  darin  das  merum  imperium  }  son- 
dern es  ist  nur  von  vielen  andern  das  bedeutendste  Recht 
(s.  Albrecht  a.a.O.  S.  36).  Unter  diesen  Umständen  wird 
also  die  Uebersetzung  reine  Amtsgewalt  als  die  passendste 
zu  wählen  sein,  d.  h.  also  unabhängige  von  der  Juris- 
diction. —  Wunderbar  ist  es,  dass  kein  einziger  der  vorge- 
dachten Gelehrten  den  Cbarondas  erwähnt.  Richtig  ver- 
standen, giebt  Papinian,  in  Fr.  1.  de  Officio  ej.  cui 
mand. ,  eine  vollkommen  treffende  Belegstelle  für  C ha- 
rondas. 

5)  S.  die  vorige  Note  a.  E.;  obige  Worte  sollen  nämlich  keine 
Definition  des  m.  i.  sein,  s.  Schweppe  a.a.O.,  Cbaron- 
das und  Alb  recht,  auch  Bach  a.a.O.  III.  313. 

6)  Dieses  Beispiel  ist  ebenfalls  wie  Anin.  5)  zu  verstehen. 
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Auch  Sclaven  und  Haussöhne  sind  in  den  Worten  des  Edicts 
begrilfen  ;  aber  auch  beide  Geschlechter  hat  der  Prätor  gemeint. 
§.  2.  Wenn  aber  Jemand ,  während  die  öffentliche  Ausstellung* 
vor  sich  geht,  oder  vor  derselben  dasselbe  beschädigt  hat,  so 
werden  zwar  die  Worte   des  Edicts  nicht  anwendbar  sein ; 
Pomponiiis  sagt  jedoch,  dass  der  Sinn  des  Edicts  anf  diese 
Fälle  auszudehnen  sei.     §.  3.   Gegen  Sclaven,  die  nicht  von 
ihren  Herren  vertreten  werden,  und  die,  welche  zur  Entrich- 
tung der  Geldstrafe  unvermögend  sind,  soll  die  Folter  ange- 
wendet werden.     §.  4.   Der  Arglist  geschieht  deshalb  in  den 
Worten  des  Edicts  Erwähnung,  weil,  wer  ans  Unerfahrenheit? 
oder  schuldloser  Unvorsichtigkeit,  oder  auf  eigenen  Befehl  des 
Prätors,   oder   durch   Zufall   es   gelhan,   nicht  gestraft  wird. 
§.  5.  Durch  dieses  Edict  haftet  auch  derjenige,  wer  es  weg- 
nimmt, ohne  es  zu  beschädigen;  ingleichen  wer  es  mit  eignen 
Händen  thut ,   und  wer  es  einem  Andern  aufträgt.    Hat  es 
aber  Jemand  ohne  Arglist  gelhaii ,  ein  Anderer  es  ihm  aber 
mit  Arglist  aufgetragen,  so  wird  der  letztere  bestraft  werden. 
Haben  beide  mit  Arglist  gehandelt,  so  werden  beide  bestraft 
werden:   denn  auch,  wenn  Mehrere  gehandelt,  entweder  es 
beschädigt   oder  Auftrag   dazu   ertheilt   haben,    werden  Alle 
strafbar  sein, 

8.  GAJUS  üb.  1.  ad  Ed.  prov.  —  und  das  in  soweit, 
dass  es  nicht  hinreicht,  dass  Einer  allein  von  ihnen  die  Strafe 
leide. 

9.  PAUL.  lib.  Iii.  ad  Ed.  —  Wenn  Jemandes  Gesinde 
das  Album  beschädigt  hat,  so  wird  hier  nicht,  wie  beim  Dieb- 
stahle, im  Edicfe  ausgesprochen,  es  solle  gegen  die  Uebrigen 
keine  Klage  weiter  geslattet  werden,  sobald  der  Herr,  dafern 
er  sie  zu  vertreten  gesonnen  war,  nur  im  Namen  eines  Ein- 
zigen das  erlegt  habe*,  was  ein  Freier  zu  erlegeu  haben  würde; 
vielleicht  ans  dem  Grunde,  weil  hier  sowohl  die  Verachtung 
der  Würde  des  Prätors  bestraft  wird ,  als  mehrere  Handlungen 
angenommen  werden,  wie  dies  der  Fall  ist,  wenn  mehrere 
Sclaven  Jemanden  beleidigt  oder  Schaden  zugefügt  haben,  weil 
hier  eine  Mehrzahl  von  Handlungen  vorhanden  ist,  nicht  eine 
einzige,  wie  beim  Diebstahle.  Octavenus  glaubt,  man  müsse 
auch  hier  dem  Herrn  helfen.  Allein  das  kann  nur  dann  gesagt 
werden,  wenn  sie  mit  Arglist  von  einem  Andern  das  Album 
beschädigen  Hessen,  weil  dann  Eine  Absicht  Statt  findet,  und 
keine  Mehrheit  der  Handlungen.  Dasselbe  rügt  7)  Pom-ponius 
im  zehnten  Buche. 

10.  ULP.  lib.  III.  ad  Ed.  —  Wer  der  Gerichtsbarkeit 
vorsteht,  darf  weder  für  sich  Hecht  sprechen,  noch  für  seine 


7)  Wotat,  missbiifigend ,  also  wahrscheinlich  gege«  Oetaven. 
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Frau  oder  Kinder,  noch  für  seine  Freigelassenen  oder  die  übri- 
geu,  die  er  bei  sich  hat. 

11.  GAJ.  üb.  I.  ad  Ed,  prov,  -~  Wenn  Derselbe  gegen 
Denselben  mehrere  Klagen  anstellt,  und  der  Betrag  jeder  ein- 
zelnen innerhalb  der  Grenzen  der  Gerichtsbarkeit  dessen ,  wel- 
cher richtet,  liegt,  alle  zusammengerechnet  aber  den  Betrag 
seiner  Gerichtsbarkeit  übersteigen :  so  kann  man  nach  dem  Ur- 
theil  des  Sabin us,  Cassius  und  Proculus  bei  ihm  klagen; 
eine  Meinung,  die  durch  ein  Rescript  des  Kaisers  Antoninus 
bestätigt  worden  ist.  §.  1.  Aber  auch  wenn  Widerklagen  vor- 
liegen, und  der  Eine  eine  geringere,  der  Andere  eine  grössere 
Summe  verlangen  sollte,  so  darf  der,  welcher  die  kleinere  Summe 
verlangt,  bei  demselben  Richter  seine  Klage  fortstellen  8),  da- 
mit nicht  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  ich  bei  demselben, 
klagen  könne,  der  Chicane  meines  Gegners  überlassen  sei. 
§.  2.  Wenn  eine  Klage  mehrern  Personen  gemeinschaftlich 
gehört,  wie  die  auf  Erbtheilung,  auf  Theilung  eines  Gemein- 
guts, oder  auf  Grenzberichtigung,  kommen  dann  in  Bezug  auf 
die  Gerichtsbarkeit  des  Richters  die  Antheile  der  Einzelnen  in 
Betracht?  wie  Ofilius  und  Proculus  meinen,  weil  ein  jeder 
für  seinen  Antheil  streitet  —  ;  oder  vielmehr  der  Gegenstand 
im  Ganzen  ?  weil  sowohl  die  ganze  Sache  Streitgegenstand  wird, 
als  auch  nur  Einem  eigenthüinlich  zuerkannt  werden  kann. 
Dies  ist  die  Meinung  des  Cassius  und  Pegasus;  und  aller- 
dings ist  ihre  Ansicht  beifallswürdiger. 

12.  ÜLP.  lib.  XVIII.  ad  Ed.  —  Den  Obrigkeiten  in 
Municipalstadten  ist  es  nicht  erlaubt,  Lebensstrafe  über  einen 
Sclaven  zu  verhangen ;  doch  ist  [das  Recht]  einer  massigen  Züch- 
tigung denselben  nicht  abzusprechen. 

13.  Id.  lib.  LI.  ad  Sabinum,  —  Der,  welcher  zu  richten 
befiehlt,  muss  ein  Staatsbeamter  sein.  §.  I.  Der  Staatsbeamte 
aber  oder  der,  welcher  eine  mit  Amtsgewalt  versehene  Stelle 
bekleidet,  zum  Beispiel  ein  Proconsul  oder  Prätor  oder  audere, 
welche  über  Provinzen  gesetzt  sind,  können  nicht  noch  an 
einem  Tage9)  das  Richteramt  zu  übernehmen  befehlen,  an 
welchem  sie  schon  in  den  Privatstand  zurückgetreten  sein 
werden. 

8)  Man  denke  den  Fall :  A  erhebt  vor  einer  Municipalbehörde, 
die  nur  über  ein  Obj'ect  im  Betrage  von  100  richten  darf, 
Klage  auf  90  gegen  J3,  und  dieser  erhebt  Widerklage  auf  110. 
Hier  wird  die  letzte  Klage  durch  die  Einrede  des  incompe- 
tenten  Fori  an  das  competente  verwiesen,  aber  die  kleinere 
Klage  fortgestellt,  ne  in  potestate  calumniosa  etc.  Agendum 
est  ei  ,  gut  minorem  quantitatem  petit  ist  also  so  wie  gesche- 
hen zu  übersetzen.  Manche  haben  irrig  majorem  interpoliren 
wollen;  s.  Glück  JH.  229. 

9)  Also  für  die  Zukunft. 
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14.  Id.  lib.  XXXIX.  ad  Ed,  —  Man  hat  es  angenommen, 
und  es  ist  noch  jetzt  Rechtens,  dass  wenn  Jemandes  Gerichts- 
barkeit sich  ein  Höherer  oder  Gleichstehender  unterwirft,  für 
und  gegen  ihn  Recht  gesprochen  werden  könne. 

15.  Id.  lib.  II.  de  omnibus  Tribunalibus.  —  Wenn  aus 
Irrthum  ein  Prätor  anstatt  des  andern  angegangen  worden  ist, 
so  wird  die  Verhandlung"  nichtig  sein.  Denn  es  ist  nicht  zu 
dulden,  wenn  einer  sagen  wollte,  sie  hätten  sich  über  den 
Vorstand  1  °)  des  Gerichts  vereinigt ,  weil ,  wie  J  ulianus 
schreibt,  zwischen  solchen,  die  im  Irrthum  handeln,  keine 
Uebereinstimmung  angenommen  werden  kann.  Denn  was  ist 
der  Uebereinstimmung  so  entgegen,  als  Irrthum,  welcher  Un- 
wissenheit verräth  ? 

16.  Id.  lib.  III.  de  omn,  Tribun.  —  Der  Prätor  pflegt 
seine  Gerichtsbarkeit  [zuweilen]  einem  Andern  aufzutragen; 
und  er  überträgt  sie  entweder  ganz,  oder  nur  für  einen  Fall. 
Und  der,  welchem  die  Gerichtsbarkeit  aufgetragen  worden ,  wird 
nur  die  Stelle  dessen  vertreten,  der  sie  aufgetragen,  nicht  sie 
als  seine  eigne  verwalten. 

17.  Id.  lib.  I.  Ophu  —  Der  Prätor  kann,  so  wie  er  die 
ganze  Gerichtsbarkeit  einem  Andern  auftragen  darf,  sie  auch 
gegen  bestimmte  Personen  und  für  Einen  Fall  auftragen,  be- 
sonders wenn  er  gerechte  Ursache  gehabt  hatte,  vor  Antretung 
seines  Staatsamtes  die  Advocatur  für  die  eine  Partei  zu  über- 
nehmen. 

18.  AFRICAN.  lib.  VII.  Quaest.  -—  Ist  man  dahin  über- 
eingekommen, dass  ein  anderer  Prätor,  als  der,  welchem  die 
Gerichtsbarkeit  angehört,  Recht  sprechen  solle,  aber  bevor  man 
ihn  um  Hülfe  Rechtens  ersuchte,  der  Entschluss  geändert  wor- 
den, so  wird  ohne  Zweifel  Niemand  gezwungen  werden,  die 
Uebereinkunft  zu  halten. 

19.  ULF.  lib.  VI.  Fidcss.  —  Als  ein  gewisses  Mädchen 
bei  dem  zuständigen  Richter  auf  eine  Klage  sich  eingelassen 
hatte,  darauf  verurtheilt  worden,  und  nachher  in  die  Ehe  mit 
einem  einer  andern  Gerichtsbarkeit  unterworfenen  Manne  ge- 
treten war,  so  entstand  die  Frage,  ob  des  erstem  Richters 
Urtheil  vollstreckt  werden  dürfe  ?  Ich  habe  mich  bejahend 
ausgesprochen,  weil  das  Urtheil  vor  [Eingehung  der  Ehe]  ge- 
sprochen war.  Aber  auch  wenn  dies  nach  Uebernahme  der 
Erörterung,  jedoch  vor  dem  Eiidurtheil  sich  ereignet,  möchte 
ich  dies  noch  für  richtig  halten,  und  das  Urtheil  wird  vom 
frühem  Richter  mit  Recht  gesprochen.  Und  dies  ist  auch  in 
allen  Fällen  dieser  Art  im  Allgemeinen  zu  befolgen.    §.  1.  So 


10)  Ueber  die  hier  vorkommenden  verschiedenen  Lesarten  siehe 
Glück  iil.  220. 
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oft  die  Summe,  bis  zu  welcLer  sieb  die  Gerichtsbarkeit  erstreckt, 
in  Frage  kommt,  ist  stets  die  Untersuchung-  darauf  zu  richten, 
wieviel  gefordert  werde,  nicht,  wieviel  die  Schuld  betrage. 

20.  PAUL.  lib.  1.  ad  Ed.  —  Wer  ausser  den  Grenzen 
[seiner  Gerichtsbarkeit]  Recht  spricht,  dem  darf  man  ungestraft 
den  Gehorsam  verweigern.  Dasselbe  findet  auch  dann  Statt, 
wenn  Jemand  über  [das  Maass]  seiner  Gerichtsbarkeit  hinaus 
Recht  sprechen  wollte. 

Zweiter  Titel. 

Q  uo  d  quisque  juris  in  alt  e  r  um  statuerit9 
ut  i  p  s  e  e  6  d  e  in  jure  ui  a  tu  r. 

(JjPelche  Hechtsgrunds'dtze  Jemand  gegen  einen  Andern  aufge- 
bracht hat,  die  soll  er  sich  selbst  gefallen  lassen  müssen.) 

1.  ULP.  lib.  III.  ad  Ed.  —  Dieses  Edict  beruht  auf  der 
grössten  Billigkeit,  und  zwar  ohne  dass  irgend  Jemand  sich 
mit  Hecht  darüber  beschweren  kann.  Denn  wer  wird  es  ver- 
werfen, dass  ihm  dasselbe  Recht  gesprochen  werde,  welches 
er  Andern  gesprochen  oder  hat  sprechen  lassen?  §.1.  Wer 
ein  Staatsamt  oder  eine  Amtsgewalt  bekleidet, 
wenn  der  gegen  Einen  etwas,  was  früher  nicht 
Rechtens  war,  aufgebracht  hat,  so  muss  er  selbst 
die  Anwendung'  desselben  Rechtes  sich  gefallen 
lassen,  wenn  ihn  einst  sein  Gegner  verklagt. 
Wenn  Jemand  bei  dem,  welcher  ein  Staatsamt 
und  eine  Amtsgewalt  bekleidet,  einen  neuen 
Rechtsgrundsatz  durchgesetzt  hat,  gegen  den 
wird  nach  demselben  Grundsatze  verfügt  werden, 
wenn  sein  Gegner  ihn  nachher  einst  verklagen 
sollte,  damit  er  nämlich  das,  was  er  in  des  An- 
dern Person  für  billig  gehalten  hat,  auch  in  der 
seinigen  gelten  lasse.  §.2.  Die  Worte :  was  der  auf- 
gebracht hat,  welcher  der  Gerichtsbarkeit  vor- 
steht, verstehen  wir  von  der  wirklichen  Ausführung,  nicht 
wenn  es  blos  bei  den  Worten  geblieben  ist.  Und  deshalb  fällt 
das  Edict  weg,  wenn  er  es  zwar  aufbringen  wollte,  aber  daran 
gehindert  worden  ist,  und  die  Verfügung  keine  Wirkung  hatte; 
denn  der  Begriff  aufgebracht  hat  deutet  auf  eine  vollendete 
Sache  und  ein  vollbrachtes  Unrecht,  nicht  auf  ein  angefangenes. 
Und  deshalb  glauben  wir,  dass,  wenn  Jemand  zwischen  denen 
Recht  gesprochen  hat,  zwischen  welchen  er  Recht  zu  sprechen 
nicht  befugt  war,  weil  dies  für  ungültig  gehalten  wird,  und 
kein  Urtheil  in  der  Wirklichkeit  vorhanden  ist,  das  Edict  nicht 
zur  Anwendung  komme,  denn  was  hat  der  Versuch  geschadet, 
wenn  das  Unrecht  ohne  Wirkung  war  ? 
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2.  PAUL.  lib.  HI.  ad  Ed.  —  Durch  dieses  Edict  soll 
[nur]  die  Arglist  dessen,  welcher  Recht  spricht,  bestraft  wer- 
den. Denn  wenn  durch  eines  Beisitzers  Unvorsichtigkeit  anders 
Recht  gesprochen  worden  ist,  als  es  sollte,  so  darf  dies  nicht 
den  Staatsbeamten  in  Schaden  bringen,  sondern  den  Beisitzer 
allein. 

3.  ULP.  lib.  III.  ad  Ed.  —  Hat  Jemand  gegen  den  An- 
dern einen  dem  Edicte  nach  unbilligen  Rechtsgrundsatz  gericht- 
lich durchgesetzt,  so  soll  er  die  Anwendung  desselben  Grund- 
satzes gegen  sich  nur  dann  erleiden,  wenn  dieses  auf  seine 
Veranlassung  geschehen;  ist  es  aber  ohne  seinen  Antrag  ge- 
kommen, so  wird  er  nicht  [dadurch]  gestraft.  Uebrigens  wird 
er  nach  diesem  Edicte  gestraft,  sobald  er  den  Rechtssatz  ge- 
richtlich durchgesetzt,  sei  es,  dass  er  ihn  wirklich  angewendet, 
oder  durchgesetzt  hat,  um  ihn  anzuwenden,  obgleich  ohne  ihn 
angewendet  zu  haben.  §.  1.  Wenn  mein  Gescha'ftsbesorger 
darauf  angetragen,  so  entsteht  die  Frage,  wer  denselben  gegen 
sich  anwenden  lassen  müsse?  Und  Pomponius  glaubt,  ich 
allein:  versteht  sich,  wenn  ich  es  ihm  besonders  aufgetragen 
oder  es  genehmigt  habe.  Wenn  indess  ein  Vormund  oder  Cu- 
rator  eines  Wahnsinnigen  oder  eines  Erwachsenen  darauf  an- 
getragen, so  wird  er  allein  nach  diesem  Edicte  bestraft.  Gegen 
einen  Gescha'ftsbesorger  ist  dies  dann  zu  beobachten,  wenn  er 
zum  Geschäftsbesorger  seines  eigenen  Nutzens  wegen  bestellt 
worden.  §.  2.  Diese  Strafe  wird  gegen  Jeden  bestimmt,  wel- 
cher dem  Edicte  verfällt,  nicht  allein  auf  dessen  Antrag,  der 
dadurch  verletzt  worden ,  sondern  auf  Jedes ,  der  irgend  einmal 
klagt.  §.  3.  Wenn  der,  für  den  du  dich  verbürgt  hast,  es 
durchgesetzt,  dass  irgend  einer  seiner  Schuldner  von  einer  Ein- 
rede gegen  ihn  keinen  Gebrauch  machen  dürfe,  und  du  darauf 
in  dem  Geschäfte,  wo  du  dich  verbürgt  hast,  dieselbe  Einrede 
brauchen  willst,  so  darfst  weder  du,  noch  er  dies  durchsetzen, 
wenn  du  auch  dadurch  bisweilen  Schaden  leiden  solltest,  im 
Fall  der  Schuldner  nicht  zahlen  konnte.  Aber  wenn  du  dem 
Edicte  verfallen  bist,  so  wird  der  Beklagte  zwar  die  Einrede 
brauchen  können,  du  aber  nicht,  und  deine  Strafe  wird  sich 
nicht  auf  den,  für  welchen  du  dich  verbürgt  hast,  erstrecken, 
und  deshalb  wirst  du  die  Klage  aus  dem  Auftrag  nicht  gegen 
ihn  haben.  §.  4.  Wenn  mein  Sohn  in  einem  Staatsamte  die- 
sem Edicte  verfiel,  tritt  dann  die  Wirkung  des  Edicts  bei  den 
Klagen  ein,  die  ich  in  der  Person  des  Sohnes  anstelle?  lind 
ich  glaube:  nein,  damit  mein  eigenes  Verhältniss  nicht  ver- 
schlechtert werde.  §.  5.  Wenn  der  Prätor  sagt,  er  solle 
denselben  Rechtsgrundsatz  gegen  sich  gelten  las- 
sen, wird  diese  Strafe  auch  auf  den  Erben  übergehen?  Und 
Julianus  schreibt,  dass  nicht  aliein  ihm  die  Klage  abgesprochen 
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werde,  sondern  auch  seinem  Erben.  §.  6.  Auch  das  schreibt 
derselbe  nicht  ohne  Grund,  dass  er  nicht  allein  in  Ansehung 
der  Klagen  die  Strafen  des  Edicts  leide,  welche  er  damals 
hatte,  als  er  dem  Edicte  verfiel,  sondern  auch  dann,  wenn 
ihm  solche  nachher  erworben  worden  sind.  §.7.  Was  aber 
bereits  gezahlt  worden,  glaubt  Julianus,  könne  man  aus 
diesem  Grunde  nicht  zurückverlangen;  denn  es  bleibe  eine 
natürliche  Verbindlichkeit  zurück,  welche  die  Zurückforderung 
ausscliliesst. 

4.  GAJ.  lib.  I.  ad  Ed,  prov*  —  Folgende  Ausnahme  hat 
der  Prätor  scharfsinnig  gemacht:  ausser  wenn  Jemand 
von  ihnen  gegen  den  gehandelt  hat,  welcher  selbst 
etwas  dergleichen  gethan  hat.  Und  mit  Hecht,  damit 
nämlich  weder  ein  Staatsbeamter,  wahrend  er  dieses  Edict 
schützen  will,  noch  eine  streitende  Partei,  indem  sie  sich  be- 
müht, der  Kechtswohlthat  dieses  Edicts  zu  geniessen,  selbst 
der  Strafe  desselben  Edicts  verfalle. 

Dritter  Titel. 

Si    quis  jus   dicenti    non  obtemperaverit, 
{Jf^enn  Jemand  Dem,  welcher  Recht  spricht,  nicht  gehorcht 
haben  sollte.) 

1.  ULP.  lib.  I.  ad  Ed,  —  Allen  Staatsbeamten,  nur  nicht 
den  Duumvirn,  ist  es  erlaubt,  den  Rechten  ihres  Amtes  gemäss, 
ihre  Gerichtsbarkeit  durch  eine  Straf  klage  1  *)  zu  schützen. 
§.  1.  Man  nimmt  an,  dass  Der  dem  Rechtsprechendeu  nicht 
gehorcht  habe,  wer  Das  nicht  gethan,  was  vom  rechtlichen 
Verfahren  das  Letzte  ist,  wie  wenn  Einer  es  nicht  geduldet, 
dass  eine  bewegliche  Sache  wider  ihn  in  Besitz  genommen 
werde,  sondern  es  bis  zum  Fortführen  oder  Forttragen  der- 
selben hat  kommen  lassen;  übrigens  nimmt  mau  auch  dann  an, 
dass  er  ungehorsam  gewesen  sei,  wenn  er  etwas  vom  Zubehör 
verweigert  hat  1 2).    §.2.  Wenn  dein  Geschäftsbesorger,  oder 


11)  Otto,  de  aedil.  Colon,  et  tnunieip.  Cap.  XIII.  §.  2  und  5, 
versteht  hier  richtig  die  actio  personalis  in  J "actum,  quae  rei 
vel  petitoris  contumacis  adversario  datur ,  non  tantum  in  id 
quod  interest,  sed  quanti  ea  res  in  judicium  dedueta. 

12)  Diese  Stelle  hat  den  Auslegern  von  jeher  viel  zu  schaffen 
gemacht,  so  dass  es  ermüdend  sein  würde,  alle  (falschen) 
Ansichten  hier  aufzuführen;  ich  verweise  auf  Ev.  Ottou. 
Fraefat.  ad  Thes.  T.V.  p.  35.  Es  kommt  hier  besonders  auf 
die  Erklärung  einiger  Ausdrücke  au  :  1)  quod  extremuru  est. 
Glück  III.  366.  will  hier  durchaus  sententiam  gemeint  wis- 
sen, und  nicht  die  Execution,  denn  letztere  sei  imperii.  In- 
sofern letztres  mixtum  sein  mtisste,  konnte  dieser  Streit  /.war 
auf  sich  beruhen;  allein  was  denkt  man  sich  denn  alsdann 
dabei:  gut  sententiam  nun  fecit?  —   Ich  kenne  auch  keine 


Pandect.  L.II.  Tit.  4.   De  in  jus  vocando. 


299 


Vormund,  oder  Curator  dem,  welcher  Recht  spricht,  nicht 
gehorcht  hat,  so  wird  er  allein  bestraft,  nicht  sein  Principal 
oder  sein  Mündel.  §.  3.  JXicht  allein  aber  vom  Beklagten, 
der  ungehorsam  gewesen,  sagt  Labeo,  dass  er  diesem  Edicte 
verfalle,  sondern  auch  vom  Kläger.  §.  4.  Diese  Klage  wird 
nicht  auf  das  Interesse  13)  der  Purthei,  sondern  auf  den  wak- 
ren  Werth  des  Gegenstandes  gerichtet;  und  weil  sie  eine  reine 
Strafe  in  sick  fasst,  so  wird  sie  weder  nack  Ablauf  eines  Jak-* 
res,  noch  gegen  den  Erben  verstattet. 

Vierter  Titel. 
De     in    jus  vocando» 

(Kon  dem  Berufen  ins  Gericht.) 

1.  PAUL.  üb.  IV.  ad  Ed,  —  Ins  Gerickt  berufen  heisst 
Jemanden  berufen ,  um  mit  ihm  rechtlich  zu  verfahren. 

2.  ULP.  lib.  V.  ad  Ed.  —  Ins  Gericht  darf  nicht  berufen 
werden  weder  ein  Consul,  noch  ein  Fräfect,  noch  ein  Prätor, 
noch  ein  Proconsul,  noch  die  übrigen  Staatsbeamten,  welche 
Amtsgewalt  haben,  und  auch  Jemanden  in  Strafe  nehmen 
können ,  und  den  Befehl  geben ,  dass  er  eingekerkert  werde ; 
auch  kein  Pontifex,  wahrend  er  opfert;  noch  die,  welche  aus 
Rücksicht  l4)  gegen  den  Ort  sick  von  da  nickt  wegbegeben  kön- 
nen; ferner  nickt  der,  welcker  auf  einem  öffentlichen  Pferde 
in  öffentlicher  Angelegenheit  vorüberzieht  1S).  Ausserdem  darf 

Stelle,  wodurch  sich  der  Gebrauch  dieser  Worte  rechtfertigen 
liesse.  (Juod  eoctremum  in  j.  est  heisst  meines  Bedünkens 
wörtlich:  was  das  Letzte  im  Processe  ist,  d.h.  die  Befolgung 
der  Sentenz.  Vindicari  ist  mit  Otto  zu  verstehen ,  nämlich 
i u  Besitz  nehmen,  d.  h.  von  Seiten  des  Klägers.  Das 
/fern*  und  duci  verstehe  ich  von  den  apparitoribus ;  das  zweite 
passus  est  aber  ist  gebraucht  wie  öfters,  der  es  so  weit 
hat  kommen  lassen,  dass  u.  s.  w.  oder:  dem  es  wider- 
fahren. Sequentia  kann  mau  wohl  allerdings  wie  Fr.  178. 
de  R.  J.  verstehen,  d.  h.  jedes  accessorium  rci  prindpalis, 
vgl.  hierüber  noch  Ramos  del  Manzano  ad  L.  Pap.  III.  9. 
§.  5.    (T.  M.  Y.  307.) 

13)  Denn  dies  kann  sich  zuweilen  auf  Null  reduciren,  s.  Math. 
Magn.  Ration,  et  Diferent.  J.  C.  H.  3.    (T.  M.  III.  299.) 

14)  Religio  loci.  Die  zahllosen  Erklärungsversuche  hat  Glück 
III.  342  ff.  grossentheils  zusammengestellt.  Entweder  ist  die 
Wissen  nachsehe  oder  die  Freherschs  anzunehmen,  dass 
inimÜch  die  Stelle  vom  Gottesdienst  zu  verstehen  sei,  wo  sich 
Niemand  eher  entfernen  durfte,  bevor  das  Wort  {licet  gerufen 
worden,  oder  die  Wo  Harsche,  dass  religio  loci  im  All- 
gemeinen von  Jemand  zu  verstehen  sei ,  der  P (lichten  halber 
einen  Ort  nicht  verlassen  dürfe.  Auf  jede  passt  die  Ueber- 
setzung. 

15)  Vgl.  Glück  a.  a.O  S.  34G.  Ich  verstehe  daher  keinen  öffent- 
lichen feierlichen  Aufzug,  sondern  jedes  gewöhnliche  Geschäft ; 
darum  ist  auch  gerade  tr  ansvehiiur  sehr  wohl  gewählt, 
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ins  Gericht  weder  der  Mann,  nocli  die  Frau  berufen  werden, 
die  im  Begriff  stehen  zu  heiralhen ;  auch  kein  Richter  wah- 
rend der  Erörterung  und  Entscheidung,  noch  Einer,  wahrend 
er  vor  dem  Prätor  eine  Sache  führt,  noch  der,  welcher  eine 
seiner  Familie  gehörige  Leiche  bestattet  oder  einem  Todten 
die  letzte  Ehre  erweist, 

3.  CALL1STRAT.  üb.  I.  Cognit.  —  oder  die,  welche 
einen  Leichenzug-  begleiten,  was  auch  durch  ein  Rescript 
der  verewigten  kaiserlichen  Gebrüder  gebilligt  worden  zu  sein 
scheint, 

4.  ULP.  lib.V.  ad  Ed,  —  und  der,  welcher  eines  Rechts- 
streites wegen  vor  dem  Prätor  oder  an  einem  andern  bestimm- 
ten Orte  sich  stellen  mttss ;  auch  nicht  Wahnsinnige  oder  Rin- 
der. §.  1.  Der  Prätor  sagt:  Dass  Niemand  Eltern, 
Freilasser,  Freilasseriu,  Kinder,  Eltern  des  Frei- 
lassers, der  Freilasserin  vor  Gericht  ohne  meine 
Erlaubniss  berufe.  §  2.  Eltern  verstehe  hier  von  bei- 
den Geschlechtern;  aber,  ob  ohne  Unterschied  der  Grade, 
darüber  waltet  Zweifel  ob.  Einige  sagen,  dass  Eltern  so  bis 
zum  Ureltervater  genannt  werden ;  höher  hinauf  stehende  heis- 
sen  Vorfahren.  Dies  sei  die  Meinung  der  Alten  gewesen, 
sagt  Pompouius;  aber  Ca  jus  Cassius  nennt  alle  ohne 
Unterschied  der  Grade  Eltern,  was  auch  der  Ehrfurcht  ange- 
messener ist  und  mit  Recht  die  Oberhand  behielt.  §.3.  La- 
be o  glaubt,  dass  unter  Eltern  auch  die  verstanden  werden, 
welche,  in  der  Sclaverei  befindlich,  Kinder  erzengten.  Doch 
bezieht  sich  dies  nicht  blos  auf  rechte  Kinder,  wie  Severus 
annahm ,  vielmehr  darf  auch  ein  aus  gemeinem  Umgang  erzeug- 
ter Sohn  seine  Mutter  nicht  ins  Gericht  berufen, 

5.  PAUL.  lib.  IV.  ad  Ed.  —  weil  sie  immer  gewiss 
ist,  wenn  gleich  sie  ausser  der  Ehe  empfangen  haben  sollte; 
Vater  aber  nur  der  ist,  welchen  eine  rechtmässige  Ehe  angibf. 

6.  In.  lib.  I.  Scntent.  —  Natürliche  Eltern  kann  Niemand 
ins  Gericht  berufen;  denn  gegen  alle  Eltern  ist  gleiche  Ehr- 
furcht zu  beobachten. 

7.  Id.  lib.  IV.  ad  Ed.  —  Die  Eltern  des  Adoptivvaters 
kann  man  ohne  Strafe  berufen,  weil  diese  nicht  Eltern  des 
[Berufenden]  sind,  da  er  nur  denen  Verwandter  wird,  wel- 
chen er  zugleich  Agnat  wird. 

8.  ULP.  lib.  V.  ad  Ed.  —  Den  Adoptivvater  kann  man, 
so  lange  man  in  seiner  Gewalt  steht,  nicht  ins  Gericht  berufen, 

denn  die  vocatto  in  jus  geschah  oftmals  auf  der  Strasse ,  und 
darum  musste  schon  transvehi  gesagt  werden ,  weil  ausser- 
dem der  Berufene,  wenn  er  z  B.  in  eines  Dritten  Hause  auf- 
gesucht worden  wäre,  den  Einwand  nicht  hätte  brauchen 
können. 
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und  das  mehr  kraft  des  Reclites  der  väterlichen  Gewalt, .  als 
nach  Vorschrift  des  Prätors ;  es  müsste  denn  ein  Sohn  sein, 
der  ein  im  Felde  erworbenes  Sondergut  besitzt ;  denn  dann 
wird  es  nach  vorläufiger  Untersuchung"  der  Sache  gestattet; 
nie  aber,  dass  der  leibliche  Vater,  nicht  einmal  so  lange  sich 
der  Sohn  in  einer  Adoptivfamilie  befindet,  Ton  ihm  ins  Ge- 
richt berufen  werde.  §.1.  Freilasser,  sagt  [der  Prätor], 
Freilasserin.  Unter  Freilassern  siud  hier  zu  verstehen, 
die,  welche  Jemanden,  der  Sclave  war,  freiliessen,  oder  wenn 
er  einen  heimlichen  Betrug"  entdeckt  hat  1  6) ,  oder  wenn  Je- 
mand in  einer  Vorfrageklage17)  für  einen  Freigelassenen 
durch  richterlichen  Spruch  erachtet  worden,  obwohl  er  es 
nicht  gewesen,  oder  ich  geschworen  habe,  dass  er  mein  Frei- 
gelassener sei;  sowie  ich  im  Gegeutheile  nicht  für  den  Frei- 
lasser gehallen  werden  werde,  wenn  das  Urtheil  mir  ungünstig 
ausfiel,  oder  [der  Gegner]  auf  meinen  Antrag  geschworen  hat, 
dass  er  nicht  mein  Freigelassener  sei.  §.  2.  Habe  ich  [einen 
Freigelassenen]  zu  dem  Schwur  veranlasst,  keine  Frau  zu 
nehmen ,  oder  keinen  Mann ,  so  darf  ich  ohne  Strafe  vor  Ge- 
richt berufen  werden.  Und  Celsus  sagt  zwar,  dass  mein 
Recht  an  einem  solchen  Freigelassenen  bei  meinem  Leben  nicht 
auf  meinen  Sohn  übergehe,  aber  Julianus  schreibt  das  Gegen- 
theil.  Die  Meisten  billigen  Julians  Meinung,  woraus  also 
folgt,  dass  der  Freiiasser  zwar  vor  Gericht  berufen  werden 
darf,  nicht  aber  der  Sohn ,  da  er  schuldlos  ist. 

9.  PAUL.  lib.  IV.  ad  Ed.  —  Auch  der,  welcher  auf 
den  Grund  eines  Fideicommisses  freilassen  soll,  darf  nicht  vor 
Gericht  berufen  werden,  wenn  es  auch  zu  dem  Zwecke  der 
Freilassung  geschieht. 

10.  ULP.  lib.  V.  ad  Ed.  —  Aber  auch  wenn  ich  [einen 
Sclaven]  unter  der  Bedingung  gekauft,  ihn  freizulassen,  und 
dieser  vermöge  der  Constitution  des  verewigten  Kaisers  Mar- 
cus zur  Freiheit  gelangt  ist,  werde  ich  vor  Gericht  nicht  be- 
rufen werden  können,  weil  ich  Freilasser  bin.  Habe  ich  ihn 
aber  mit  seinem  eigenen  Gelde  gekauft  und  mein  Wort  ge- 
brochen, so  werde  ich  nicht  für  den  Freilasser  gelten.  §.  I. 
Die  [Sclavin],  welche  dem  Kaufvertrag  zuwider  Öffentlich  preis- 
gegeben worden  ist,  wird  den  Verkäufer  zum  Freiiasser  haben, 
wenn  sie  unter  der  Bedingung  verkauft  wurde,  dass  sie  frei 
sein  solle,  wenn  sie  öffentlich  preisgegeben  werde.  Sobald  aber 
der  Verkäufer,  der  sich  eigenmächtige  Zurücknahme  ausdriick- 

16)  Dieses  Beispiel  erkläre  ich  aus  Fr.  4.  de  Colins,  deteg. , 
so  dass  also  ein  modus  gemeint  ist,  wie  Jemand  Freilasser 
ohne  Freilassung  werden  könne. 

17)  8.  Anm.  zu  Inst.  IV.  6\  13.  Der  Gleichheit  wegen  ist  die- 
selbe Uebergetzutig  von  praejudicium  beibehalten  worden. 
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Hell  vorbehalten  hat,  selbst  sie  öffentlich  preisgegeben,  so  er- 
halt sie,  weil  sie  auch  in  diesem  Fall  zur  Freiheit  gelangt, 
dieselbe  zwar  unter  dessen  Schutze,  welcher  sie  verkauft  hat, 
aber  es  ist  gegen  die  Billigkeit,  dass  ihm  die  Ehrenvorrechte 
zustehen,  wie  auch  Marcellus  im  sechsten  Buche  seiner  Di- 
gesten meint.  §.  2.  Unter  Frcilasser  verstehen  wir  auch  den, 
welcher  eine  Staiidesrechts  Veränderung  erlitten,  oder  dessen 
Freigelassener  eine  dergleichen  erlitten  hat,  etwa  dadurch, 
dass  er  durch  Schleichwege  adrogirt  wird;  denn  da  er  in  die- 
sem Acte  seinen  Stand  verbirgt,  so  nimmt  man  nicht  an,  dass 
beabsichtigt  worden  sei,  ibn  zu  einem  Freigebornen  zu  machen. 
§.  3.  Wenn  er  das  Recht,  Hinge  zu  tragen,  erlangt  hat,  glaube 
ich  auch,  dass  er  dem  Freilasser  die  schuldige  Ehrfurcht  be- 
zeigen müsse,  ob  er  gleich  alle  Auszeichnungen  eines  Freige- 
bornen hat.  Etwas  Anderes  ist  es,  wenn  er  in  seine  Geburts- 
rechte wiedereingesetzt  worden  ist ;  denn  der  Kaiser  macht 
zum  Freigebornen.  §.  4.  Wer  von  einer  Zunft,  oder  einein 
Collegium,  oder  einer  Stadt  freigelassen  wird,  kann  die  ein- 
zelnen Glieder  derselben  ins  Gericht  berufen,  weil  er  nicht 
dieser  Einzelnen  Freigelassener  ist,  sondern  nur  dem  städti- 
schen Gemeinwesen  als  Ganzem  Ehrerbietung  bezeigen  muss ; 
und  will  er  gegen  das  städtische  Gemeinwesen  oder  die  Ge- 
sammtheit  klagen,  so  muss  er  die  Erlaubniss  nach  dem  Edicte 
verlangen ,  wenn  er  gleich  nur  ihren  bestellten  Actor  ins  Ge- 
richt berufen  wird.  §.5.  Kinder  und  Eltern  des  Frei- 
lassers nnd  der  Freilasserin  müssen  wir  von  beiden 
Geschlechtern  verstehen.  §.  6.  Ist  aber  der  Freilasser  vermöge 
der  Strafe  der  Deportation  zum  Fremdenstande  herabgesetzt 
worden,  so  glaubt  Pomponius,  dass  er  die  Ehrenrechte 
verloren ;  ist  er  aber  in  den  vorigen  Stand  w  ieder  eingesetzt, 
so  wird  ihm  auch  dieses  Edicts  Vortheil  erhalten  werden. 
§.  7.  Unter  den  Eltern  des  Freilassers  sind  auch  die 
Adoptiveltern  begriffen,  aber  nur  so  lange,  als  die  Annahme 
an  Kindes  Statt  währt.  §.  8.  Ist  mein  Sohn  in  Annahme  an 
Kindes  Statt  gegeben  worden,  so  wird  er  von  meinem  Frei- 
gelassenen nicht  in  das  Gericht  berufen  werden  können:  auch 
nicht  mein  Enkel,  der  in  der  Adoptivfamilie  erzeugt  worden 
ist.  Hat  aber  mein  aus  der  Gewalt  entlassener  Sohn  nachher 
Einen  zum  Sohne  angenommen,  so  wird  dieser  mein  Enkel 
ins  Gericht  berufen  werden  können,  weil  er  mir  fremd  ist. 
§.  9.  Unter  Kindern  aber  verstehen  wir  nach  C  a  s  s  i  u  s ,  sowie 
bei  dem  Begrilfe  von  Eltern,  auch  die,  welche  über  den  Grad 
des  Urgrossenkels  hinausgehen.  §.  10.  Wenn  eine  Freigelas- 
sene vom  Freilasser  Kinder  erhalten  hat,  so  dürfen  sie  und 
ihr  Sohn  gegenseitig  sich  nicht  ins  Gericht  berufen.  §.  11. 
Wenn  aber  die  Kinder  des  Freilassers  den  Freigelassenen  des 
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Vaters  eines  Capitalverbrechens  angeklagt,  oder  in  die  Sclave- 
verei  gefordert  haben,  so  kommt  ihnen  kein  Ehrenrecht  zu. 
§,  12.  Der  Prätor  sagt:  dass  Niemand  ohne  meine  Er- 
laubniss  vor  Gericht  berufe;  denn  er  wird  es  erlauben, 
wenn  die  Klage,  welche  man  gegen  den  Freilasser  oder  die 
Eltern  anstellt,  keine  infamirende  ist,  oder  das  Ehrfurchts- 
gefühl nicht  verletzt,  die  man  gegen  den  Freilasser  oder  die 
Eltern  anstellt.  Und  dies  Alles  soll  er  nach  vorgangiger  Unter- 
suchung thun ;  denn  bisweilen  muss  er  auch ,  im  Fall  die  Klage 
eine  infamirende  ist,  wie  Pedius  glaubt,  erlauben,  dass  der 
Freilasser  vom  Freigelassenen  vor  Gericht  berufen  werde ,  wenn 
er  ihm  eine  sehr  grobe  Beleidigung  angethan ,  z.  B.  Hiebe  mit 
der  Peitsche  gegeben.  §.  13.  Man  muss  aber  immer  dem  Frei- 
lasser diese  Ehre  erweisen,  auch  wenn  er  als  Vormund,  oder 
Curator,  oder  Defensor,  oder  Actor  auftritt.  Tritt  aber  der 
Vormund  oder  Curator  des  Freilassers  auf,  so  können  sie,  wie 
Pomponius  schreibt,  ohne  Strafe  vor  Gericht  gerufen  werden, 
und  das  ist  richtiger. 

11.  PAUL.  lib.  IV.  ad  Ed.  —  Fügt  gleich  der  Prätor 
nicht  hinzu,  dass  er  nach  vorläufiger  Untersuchung  die  Straf- 
klage gestatten  werde,  so  sagt  doch  Labeo,  man  müsse  der 
richterlichen  Gewalt  hier  Zügel  anlegen,  z.  B.  wenn  es  den 
Freigelassenen  gereue  und  er  die  Klage  aufgebe,  oder  wenn 
der  berufene  Freilasser  nicht  gekommen  sei,  oder  wenn  er 
nicht  gegen  seinen  Willen  berufen  worden,  obgleich  die  Worte 
des  Edicts  [diese  Auslegung]  nicht  dulden. 

12.  ULP.  lib.  LVH.  ad  Ed.  —  Wenn  der  Freigelassene 
gegen  des  Prätors  Edict  den  Sohn  seines  Freilassers,  welchen 
dieser  selbst  in  seiner  Gewalt  hat,  vor  Gericht  berufen,  so 
ist  es  zu  billigen,  dass  man  in  Abwesenheit  des  Vaters  dem 
in  dessen  Gewalt  stehenden  Sohne  zu  Hülfe  kommen  müsse, 
und  dass  ihm  eine  Straf  klage  auf  das  Geschehene,  d.  h.  auf 
fünfzig  Goldstücke,  gegen  den  Freigelassenen  zustehe. 

13.  BIODESTIN.  lib.X.  Pandect.  —  Ueberhaupt  können 
wir  nicht  die  Personen,  denen  man  Ehrfurcht  bezeigen  muss, 
ohne  Befehl  des  Prätors  vor  Gericht  berufen. 

14.  PAPIN.  lib.  I.  Respons.  —  Ein  Freigelassener,  wel- 
cher vom  Freilasser  angeklagt  worden  und ,  auf  seine  Vertei- 
digung bedacht,  den  Präsidenten  der  Provinz  auf  dem  Richter- 
stuhle oft  angeht,  scheint  den  anklagenden  Freilasser  nicht  vor 
Gericht  zu  berufen. 

15.  PAUL.  lib.  I.  Quacst.  —  Ein  Freigelassener  ist  ge- 
gen seinen  Freilasser  schriftlich  eingekommen,  ohne  zu  ver- 
bergen, dass  er  sein  Freigelassener  sei;  scheint  nun,  im  Fall 
auf  sein  Begehren  geantwortet  wird,  auch  die  im  Edicte  be- 
stimmte Strafe  ihm  erlassen  ?  Ich  habe  geantwortet :  ich  glaube 
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nicht,  dass  das  Eilict  des  Prätors  diesen  Fall  mitbegreife ;  denn 
man  nimmt  ja  auch  nicht  an,  dass  der,  welcher  schriftlich 
beim  Kaiser  oder  dem  Präsidenten  einer  Provinz  einkommt, 
den  Freilasser  vor  Gericht  berufe. 

16.  In.  lib.  II.  Respons.  —  Man  hat  gefragt,  ob  der  Vor- 
mund im  Namen  des  Mundeis  seine  eigene  Freilasserin  ohne 
Erlaubniss  des  Prätors  berufen  könne.  Ich  habe  geantwortet, 
dass  der  fragliche  Mann  im  Namen  seines  Mündels  seine  Frei- 
lasserin auch  ohne  Erlaubniss  des  Prätors  vor  Gericht  habe 
berufen  können. 

17.  Id.  lib.  I.  Sentent*  —  Man  wird  gezwungen,  den  zu 
stellen,  für  welchen  man  beim  Gerichtsunterpersonale  Sicherheit 
gestellt  hat.  Ingleichen  wird  der,  welcher  zu  Protokoll  ver- 
sprochen  hat,  dass  er  Jemanden  stellen  werde,  obgleich  er 
dem  Gerichtsunterpersonale  keine  Sicherheit  leistet,  ihn  zu 
stellen  gezwungen. 

18.  GAJ.  lib.  Ii  ad  Leg.  XII.  Tahiti.  -  Sehr  Viele 
haben  geglaubt,  es  sei  nicht  erlaubt,  Jemanden  von  seinem 
Hause  weg  vor  Gericht  zu  berufen,  weil  das  Haus  Jedem 
der  sicherste  Zufluchtsort  sei;  und  der,  welcher  von  da 
weg  Jemauden  vor  Gericht  berufe,  scheine  ihm  Gewalt  an- 
zuthun. 

19.  PAUL.  lib.  I.  ad  Ed.  —  Und  gewiss  leidet  er  genug 
Strafe  dadurch,  dass,  wenn  er  nicht  vor  Gericht  vertheidigt  wird 
und  verborgen  bleibt,  sein  Gegner  in  den  Besitz  seines  Ver- 
mögens eingewiesen  wird.  Aber  wenn  er  Zugang  zu  sich 
gestattet  oder  von  der  Strasse  aus  erblickt  wird,  so  wird  er, 
wie  Julianus  sagt ,  den  Rechten  gemäss  vor  Gericht  be- 
rufen. 

20.  GAJ.  lib.  I.  ad  Leg.  XIL  Tahiti.  —  Aber  dass 
auch  vom  Weinberg18),  Bad  und  Theater  weg  Jemand  vor 
Gericht  berufen  werden  dürfe,  bezweifelt  Niemand. 

21.  PAUL.  lib.  I.  ad  Ed.  —  Obgleich  der,  welcher  zu 
Hause  ist,  bisweilen  vor  Gericht  berufen  werden  kann,  so  darf 
doch  Niemand  aus  seinem  Hause  herausgezogen  werden. 

22.  GAJ.  lib.  h  ad  Leg.  XII.  Tabnl.  —  Auch  ist  es 
nicht  erlaubt,  unmündige  Mädchen,  die  fremder  Gewalt  unter- 
worfen sind,  ins  Gericht  zu  berufen.  §.  1.  Wer  vor  Gericht 
berufen  worden  ist,  muss  in  zwei  Fallen  entlassen  werden: 
wenn  Jemand  zu  seiner  Verteidigung  auftritt,  und  wenn, 
wahrend  man  ins  Gericht  geht,  Vergleich  über  die  Sache  zu 
Stande  gekommen  ist. 

23.  MARCIAN.  lib.  III.  Institut.  —  Ein  Mehreren  ge- 
meinschaftlicher Freigelassener  muss,  ob  er  gleich  Mehreren 


13)  S.  hierüber  Bynkershoek,  Obs.  VII.  3. 
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angehört,  doch  den  Prätor  ersuchen,  dass  es  ihm  gestattet 
werde ,  auch  nnr  einen  seiner  Freilasser  Tor  Gericht  zu  be- 
rufen, damit  er  dem  Edict  des  Prätors  zufolge  nicht  in  Strafe 
falle. 

24.  ULP.  lib.  V.  ad  Ed.  —  Gegen  den,  welcher  Dem 
zuwider  gehandelt,  wird  eine  Klage  auf  fünfzig  Goldstücke, 
jedoch  weder  dem  Erben,  noch  gegen  den  Erben,  noch  über 
Jahresfrist  hinaus,  ertheilt. 

25.  MODESTIN,  lib.  L  de  Poenis.  —  Wenn  ein  Frei- 
gelassener seinen  Freilasser  vor  Gericht  berufen  hat,  ohne  die 
Erlaubniss  des  Edicts  erhalten  zu  haben,  so  erlegt  er,  auf 
Tom  Freilasser  erhobene  Beschwerde,  entweder  die  genannte 
Strafe,  d.  h.  fünfzig  Goldstücke,  oder  im  Fall  sich  seine  Ar- 
muth  ergibt,  wird  er  yom  Stadtpräfecten  als  einer,  der  pflicht- 
widrig gehandelt,  am  Leibe  gestraft. 

Fünfter  [Sechster]  Titel. 

Si  quis  in  jus  vocaius  non  ierit,  sive  quis  euvi 

vocaverit)  quem  ex  edicto  non  dehuerit. 
(JVenn  Jemand  vor  Gericht  berufen  worden  und  nicht  gegangen 
ist,  oder  Den  dahin  berufen  hat,  welchen  man  dem  Edicte  nach 
nicht  hätte  berufen  dürfen.) 

1.  ULP.  lib.  I.  ad  Ed.  —  Wenn  Jemand  vor  Gericht 
berufen  worden,  und  dafür,  sich  vor  Gericht  stellen  zu  wol- 
len, einen  Bürgen  gestellt  hat,  der  nicht  der  Gerichtsbarkeit 
Dessen  unterworfen  ist,  vor  welchen  jener  berufen  wird,  so 
gilt  dieser  Bürge  für  nichtgestellt,  er  müsste  denn  ausdrücklich 
seinem  Vorrecht  entsagt  haben. 

2.  PAUL.  lib.  I.  ad  Ed,  —  Der  vor  Gericht  Berufene, 
es  sei  aus  welchem  Grunde  da  wolle,  muss  zum  Prätor  oder 
den  Andern,  welche  der  Gerichtsbarkeit  vorstehen,  gehen, 
damit  man  sich  davon  unterrichte,  ob  er  der  [fraglichen]  Ge- 
richtsbarkeit unterworfen  sei.  §.  1.  Wenn  ein  vor  Gericht 
Berufener  nicht  dahin  gegangen  ist,  so  wird  er  nach  Umstän- 
den vom  zuständigen  Richter,  dessen  Gerichtsbarkeit  gemäss, 
zu  einer  Geldstrafe  verurtheilt  :  denn  wenn  er  es  aus  schuld- 
loser Lnerfahrenheit  gethan,  so  muss  man  seiner  schonen. 
Auch  dann,  wenn  dem  Kläger  nichts  daran  liegt,  dass  sein 
Gegner  gerade  zu  der  Zeit  vor  Gericht  erschienen  sei,  erlässt 
der  Prätor  die  Strafe,  z.  B. ,  weil  ein  Ferientag  war. 

3.  LLP.  lib.  XLVII.  ad  Sabinum*  —  Hat  Jemand  ver- 
sprochen, sich  vor  Gericht  zu  stellen,  und  auf  den  Fall,  dass 
er  sich  nicht  gestellt,  keine  Strafe  hinzugefügt,  so  ist  es 
wohl  das  Richtigste,  gegen  ihn  auf  das  Interesse  mittelst  der 
Comüction  des  Unbestimmten  zu  klagen;  und  so  schreibt  auch 
Geisas. 

Corp.  jur.  civ.    I.  20 
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Sechster  [Fünfter]  Titel. 

In  jus  vocati  ut  e  ant aut  s  atis  vel  c  au» 
tum  den  t. 

{Dass  vor  Gericht  Berufene  dahin  gehen  9  oder  Bürgen  oder 
Sicherheit  stellen.) 

1.  PAUL.  lib.  Ii  ad  Ed»  —  Im  Edicte  wird  anbefohlen, 
dass  der  der  Erscheinung  vor  Gericht  halber  gestellte  Bürge, 
der  Beschaffenheit  der  Sache  nach  vermögend  sein  müsse,  mit 
Ausnahme  nahverwandter  Personen ;  denn  in  diesem  Falle  be- 
fiehlt es  Jeden,  wie  er  auch  sei,  anzunehmen,  z.  B.  für  den 
Vater,  den  Freilasser, 

2.  C ALLISTRAT.  lib.  I.  ad  Ed.  monitor.  —  ebenso 
für  die  Freilasserin  oder  ihre  Kinder,  oder  die  Frau,  oder 
Schwiegertochter ;  denn  dann  soll  jeder  Bürge ,  wie  er  auch 
sei,  angenommen  werden.  Und  gegen  den,  welcher  ihn  nicht 
angenommen,  obwohl  er  diese  Verwandtschaft  der  Personen 
kannte ,  steht  eine  Klage  auf  fünfzig  Goldstücke  zu , 

3.  PAUL.  lib.  IV.  ad  Ed.  —  weil  so  ein  Bürge  für 
nahverwandte  Personen  für  vermögend  gilt. 

4.  ULP.  lib.  LVIII.  ad  Ed.  —  Wer  für  zwei  Menschen 
gebürgt,  dass  sie  sich  vor  Gericht  stellen  würden,  scheint  sie 
dem  Versprechen  nach  nicht  gesteilt  zu  haben,  wenn  er  den 
einen  stellt,  den  andern  nicht ;  weil  eben  der  andere  nicht 
gestellt  worden  ist. 

Siebenter  Titel. 
Ne  quis  eum>  qui  in  jus  vocabitur^  vi  eximat. 
{Dass  Niemand  Den,  welcher  vor  Gericht  berufen  wird,  mit 
Gewalt  entreisse  1 9). 

1.  ULP.  lib.  V.  ad  Ed.  —  Dieses  Edict  hat  der  Prätor 
erlassen,  um  durch  Furcht  vor  Strafe  die  zu  schrecken,  welche 
vor  Gericht  Berufene  mit  Gewalt  entreissen.  §.  1.  Ja,  es 
schreibt  Pomponius,  dass  auch  im  Betreff  eines  Sclaven 
eine  Noxalklage  zu  verstatten  sei,  er  müsste  es  denn  mit 
Wissen  seines  Herrn  gethan  haben;  dann  muss  dieser  ohne 
mögliche  Auslieferung  dessen,  welcher  den  Schaden  zugefügt, 
auf  die  Klage  antworten.  §.2.  Ofilius  glaubt,  dass  dies 
Edict  keine  Wirkung  habe,  wenn  eine  Person,  die  nicht  vor 
Gericht  berufen  werden  durfte,  entrissen  worden  ist,  z.B.  El- 
tern und  Freilasser  und  die  übrigen  hierher  gehörigen  Perso- 
nen. Diese  Meinung  scheint  mir  richtig  zu  sein,  und  allerdings 

19)  Denn  gegen  den  Berufenen  konnte  bekanntlich  der  Berufende 
Gewalt  brauchen,  wenn  er  nicht  folgen  wollte;  es  ist  also 
hier  an  den  Fall  zu  denken,  dass  ein  Dritter  sich  mit  Gewalt 
iuterponirt. 
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hat,  wenn  Der  gefehlt  hat,  welcher  beruft,  nicht  Der  gefehlt, 
welcher  entrissen  hat. 

2.  PAUL.  lib.  IV.  ad  Ed.  —  Denn  handeln  gleich  beide 
gegen  das  Edict,  sowohl  der  Freigelassene ,  der  den  Freilasser 
beruft,  als  auch  der,  welcher  den  Freilasser  mit  Gewalt  ent- 
reisst,  so  ist  doch  der  Freigelassene,  der  bei  gleicher  Schuld 
die  Rolle  des  Klägers  spielt,  im  3\ achtheile.  Dieselbe  Billig- 
keit findet  auch  in  Ansehung  dessen  Statt,  welcher  anders- 
wohin, als  er  sollte,  vor  Gericht  gerufen  wurde;  und  man 
kann  überhaupt  als  feststehend  annehmen,  dass  der  nicht  mit 
Gewalt  entrissen  zu  werden  scheine,  welcher  das  Recht  habe, 
nicht  zu  leiden,  dass  man  ihn  hier  verklage. 

3.  ULP.  lib.  V.  ad  Ed.  —  Hat  Jemand  einen  vor  Ge- 
richt berufenen  Sclaven  entrissen,  so  glaubt  Pedius,  dass  das 
Edict  keine  Anwendung  leide,  weil  er  keine  Person  war, 
die  vor  Gericht  berufen  werden  konnte.  Was  aber  thun  ? 
man  wird  auf  Auslieferung  desselben  klagen  müssen.  §.  1. 
Entreisst  Jemand  Den,  der  vor  einen  Richter  geladen  worden, 
welcher  nur  delegirte  Gerichtsbarkeit  ausübt,  so  wird  die  Strafe 
des  Edicts  keine  Anwendung  leiden.  §.  2.  Anlangend  die 
Worte  des  Prätors,  mit  Gewalt  entreisse,  [so  entsteht 
die  Frage,]  ob  Gewalt  [hinreiche]  oder  auch  Arglist  [da  sein 
müsse]?    Gewalt  reicht  hin,  wenn  auch  die  Arglist  fehlt. 

4.  PAUL.  lib.  IV.  ad  Ed.  —  Der  Ausdruck  entreis- 
se n  (twimere)  ist  aber  ein  allgemeiner,  wie  Pomponius 
sagt;  denn  wegreissen  (eripere)  heisst  Jemandem  durch 
Raub  aus  den  Händen  etwas  wegnehmen;  entreissen  aber 
auf  jede  Art  wegnehmen ;  z.  B.  wenn  Jemand  den  Andern 
nicht  gerade  weggerissen,  aber  doch  so  lange  sein  Gehen  ins 
Gericht  verzögert  hat,  dass  der  Klagtermin  verstrich,  oder  der 
Process  durch  Verjährung20)  verloren  ging,  so  wird  man  an- 
nehmen, dass  er  entrissen  habe,  obgleich  körperlich  dies  nicht 
Statt  gefunden  hat.  Auch  wenn  er  ihn  an  einem  Orte  zurück- 
gehalten, nicht  dahin  abgeführt  hat,  verfällt  er  diesen  Worten. 
§.  1.  Auch  wer  den,  welcher  aus  Chicane  berufen  wurde,  ent- 
rissen hat,  verfällt  bekanntermaassen  diesem  Edicte.  §.  2.  Der 
Prätor  sagt:  und  nicht  aus  Arglist  es  veranlasse, 
dass  er  entrissen  werde  21);  denn  es  kann  auch  ohne 
Arglist  geschehen,  z.  B.  wenn  eine  Ursache  des  Entreissens 
Statt  findet. 

5.  ULP.  lib.  V.  ad  Ed»  —  Hat  Jemand  Einen  vermittelst 
eines  Dritten  entrissen,  so  verfällt  er  diesen  letzten  Worten, 

20)  Rem  tempore  amittere ,  s.  Anmerk.  zu  Fr.  30.  1.  ad  Leg. 
Aguih;  res  verstehe  ich  hier  für  Iis, 

21)  Nämlich  per  alium ,  s.  die  Restitution  dieses  Edicts  durch 
Ranchin.  bei  Noodt  ad  h.  I. 

20* 
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er  mag  gegenwärtig  oder  abwesend  gewesen  sein.  §.  1.  Ge«en 
den  aber,  welcher  mit  Gewalt  entriss,  wird  eine  Klage  auf 
das  Geschehene  verstattet,  bei  der  es  nicht  auf  den  wahren 
Werth  ankommt22),  sondern  auf  die  Summe,  auf  welche 
der  Streitgegenstand  vom  Kläger  geschätzt23)  worden:  dies 
nämlich  ist  hinzugefügt,  um  zu  zeigen,  dass ,  selbst  wenn  der 
Kläger  ein  Chicaneur  sei,  er  doch  auf  Erlegung  dieser  Strafe 
dringen  könne.  §.2.  Man  muss  jedoch  beweisen,  dieses  Ent- 
reissen  sei  daran  Schuld,  dass  man  nicht  ins  Gericht  geführt 
worden  sei :  ist  dies  nämlich  dessen  ungeachtet  geschehen ,  so 
findet  die  Strafe  nicht  Statt,  weil  die  Worte  von  der  Wirkung 
verstanden  werden  müssen.  §.  3.  Diese  Klage  ist  eine  auf  das 
Geschehene,  und  wird  auch  gegen  jeden  Einzelnen  verstattet 
werden,  wenn  Mehrere  sich  des  Vergebens  schuldig  gemacht 
Laben.  Und  nichtsdestoweniger  bleibt  doch  der  Entrissene  ver- 
bindlich. §.  4.  Den  Erben  wird  sie  aber  nur  dann  gestattet 
w erden,  wenn  sie  ein  Interesse  an  der  Sache  haben;  aber 
gegen  die  Erben,  und  nach  Ablauf  von  Jahresfrist,  wird  sie 
nicht  gestattet. 

(j.  Id.  lib.  XXXV.  ad  Ed,  —  Der,  welcher  einen  Schuld- 
ner mit  Gewalt  entrissen  hat,  befreit  den  Beklagten  durch.  Zah- 
lung nicht,  weil  er  nur  seine  eigene  Strafe  erlegt. 

Achter  Titel. 

Qui  saiisdare  cogantur ,  vel  jurato  protnittant, 

vel  suae  proviissioni  committantur» 
{Von  denen,  welche  gezwungen  werden,  Bürgschaft2*)  zu  stellen, 
oder  ein  eidliches  Versprechen  leisten,  oder  auf  ihr  einfaches 
Versprechen  entlassen  werden.) 

ti  GAJ.  lib.  V.  ad  Ed.  prov.  —  Sicherheit  stellen 
(satisdatio)  ist  dem  Wortbegriff  nach  verwandt  mit  Zufrie- 
denstellen (salisfacere)  ;  denn  so  wie  man  von  uns  sagt, 
dass  wir  Jemanden  zufrieden  stellen,  wenn  wir  sein  Verlan- 
gen befriedigen,  eben  so  sagt  man  von  uns,  dass  wir  unserm 
Gegner  Sicherheit  stellen,  der  in  Bezug  auf  das,  was  er  von 


22)  D.  h.  nicht  wie  viel  re  vera  das  Streitobject  beträgt,  denn 
in  dem  Beispiele  vom  Chicaneur  würde  es  sich  auf  Null  re- 
duciren,  sondern  wie  viel  klagend  gefordert  ist. 

23)  Nicht  durch  den  Eid,  s.  J.  Goth.  animadvers.  Jur.  Ciu. 
Cap.  I.  (T.  O.  III.  265  ff.),  sondern  durch  die  Angabe  in 
der  Hau  ptk  läge;  s.  d.  vorige  Note. 

24)  Die  gleich  folgende  Etymologie  von  satisdatio  zeigt  zwar, 
dass  die  wörtliche  Uebersetzung:  Genug thtiung  wäre;  da 
nun  aber  dieser  Begriff,  wie  ebenfalls  Fr.  1  gesagt  ist,  stets 
von  der  Sicherstellung  durch  Bürgen  zu  verstehen  ist, 
so  ist  damit  die  Uebersetzung  Bürgschaftsstellung  gerecht- 
fertigt. 
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uns  fordert,  sich  dadurch  vorsieht25),  dass  wir  ihn  deshalb 
durch  Stellung'  von  Bürgen  sicher  setzen. 

2.  ULP.  lib.  V.  ad  Ed.  —  Die  Tüchtigkeit26)  eines 
Bürgen ,  welcher  des  Erscheinens  vor  Gericht  halber  gestellt 
wird,  wird  nicht  allein  nach  seinem  Vermögen,  sondern  auch 
nach  der  Leichtigkeit ,  ihn  ausklagen  zu  können ,  beurtheilt. 
§.  1.  Hat  Jemand  Personen,  welche  nicht  haben  klagen  kön- 
nen, einen  Bürgen  des  sich  vor  Gericht  Stellens  halber  gestellt, 
so  wird  die  Stellung  vergeblich  sein.  §.  2.  Der  Prätor  sagt : 
wenn  Jemand  El  tern,  Freilasser,  Freilas  s e  rin, 
Kinder  oder  Eltern  des  Freilassers,  der  Freilas- 
serin,  oder  seine  Rinder,  oder  den,  welchen  er 
unter  seiner  Gewalt  hat,  oder  seine  Frau  oder 
seine  Schwie'gertochter  vor  Gericht  rufen  will, 
so  soll  jeglicher  Bürge,  welcher  Art  er  auch  sei, 
des  sich  vor  Gericht  S  teile n s  halber  angenommen 
werden.  §.3.  Die  Worte  des  Prätors:  oder  seine  Kin- 
der, werden  wir  auch  von  Kindern  der  weiblichen  Linie 
versteheu,  und  diese  Rechtswohlthat  nicht  allein  dem  Vater, 
welcher  eigenen  Rechtens  ist,  sondern  auch,  wenn  er  in  eines 
Andern  Gewalt  steht,  zugestehen;  denn  das  schreibt  Pom- 
ponius.  Auch  ein  Sohn  kann  Bürge  für  den  Vater  werden, 
wenn  er  gleich  unter  eines  Andern  Gewalt  steht.  Unter  der 
Schwiegertochter  müssen  wir  auch  die  Frau  des  Enkels 
und  so  ferner  verstehen.  §.  4.  Wenn  der  Prätor  sagt:  soll 
jeder  Bürge,  welcher  Art  er  auch  sei,  angenom- 
men werden,  so  bezieht  sich  das  auf  sein  Vermögen,  d.h. 
es  soll  auch  ein  nicht- reicher  angenommen  werden.  §.5.  Ge- 
gen den  Bürgen,  welcher  versprochen  hat0  dass  Jemand  sich 
vor  Gericht  stelle,  verstattet  der  Prätor  eine  Klage  auf  soviel, 
als  der  [Streitgegenstand  beträgt27).    Es  fragt  sich  aber,  ob 


25)  So  lässt  sich  die  Florentiner  Lesart  recht  gut  rechtfertigen, 
ohne  dass  man  zur  leichtern  der  Vulg.  zu  greifen  braucht. 

26)  Locuples,  dieser  Ausdruck  wird  stets  von  der  Zahlungs- 
fähigkeit verstanden. 

27)  Dieser  Ausdruck  bedarf  hier  näherer  Beachtung;  denn  qu. 
ea  res  est  bezeichnet  bald  den  wahren  Werth,  bald  auch 
zuweilen  das  Interesse.  Daher  stehen:  quod  interest ,  uiili- 
tas  actoris  und  qu.  ea  res  est  öfters  in  gleicher  Bedeutung; 
den  genauem  Unterschied  kann  man  etwa  so  bezeichnen, 
dass  quod  interesi  der  Nutzen  ist,  quae  mihi  abest  facto 
1uo;  qu  ea  res  est  aber  <Jie  aesthnatio  dieses  Nutzens  oder 
facti  tui.  Nun  steheu  sich  aber  dieselben  auch  oft  entgegen, 
%.  B.  oben  Tit.  Ilt.  §.  ult.  Fr.  »91;  de  V.  S.  Der  Grund  da- 
von liegt  wohl  darin,  dass  das  fnteresse  zuweilen  geringer 
ist,  als  die  vera  aesthnatio.  Math.  Magn.  I  l.  löst  dies  so: 
In  den  Edictsätzeti  des  Prätors ,  wo  von  quod  ea  res  est  die 
Hede  ist,  sind  manche  aus  Mass  gegen  den  Beklagten  streu- 
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dies  den  wahren  Werth,  oder  das  Interesse  in  sich  fasse.  Und 
es  ist  richtiger,  zu  sagen,  der  Bürge  sei  bis  zu  dem  wirk- 
lichen Werthe  verbindlich,  er  müsste  denn  für  eine  bestimmte 
Summe  eingetreten  sein. 

3.  GAJ.  lib.  I.  ad  Ed.  prov.  —  Es  mag  [übrigens]  die 
Hanptklage  auf  das  Doppelte  oder  Dreifache  oder  Vierfache 
gehen,  wir  werden  sagen,  dass  derselbe  Bürge  allemal  für 
eben  so  viel  verbindlich  sei,  weil  der  Gegenstand  als  so  viel 
Werth  angesehen  wird. 

4.  PAUL.  lib.  IV.  ad  Ed.  —  Ist  der  gestorben,  welcher 
einen  Bürgen  des  sich  vor  Gericht  Stellens  halber  gestellt,  so 
wird  der  Prätor  nicht  befehlen  dürfen,  dass  dieser  ihu  zur  Stelle 
schaffe.  Hat  er  indess  aus  Unwissenheit  dies  befohlen ,  oder  ist 
[die  fragliche  Person]  nach  Ertheilung  des  Befehls,  oder  vor 
dem  Tage,  wo  sie  hatte  gestellt  werden  sollen,  gestorben,  so 
muss  die  Klage  verweigert  werden.  Ist  sie  aber  nach  dem 
Tage,  wo  sie  hatte  gestellt  werden  sollen,  verstorben,  oder 
hat  sie  nachdem  das  Bürgerrecht  verloren,  so  kann  mit  Wir- 
kung geklagt  werden. 

5.  GAJ.  lib.  I.  ad  Ed»  prov»  —  Wenn  Jemand  aber 
für  einen  Verurtheilten  Bürgschaft  geleistet  hat,  und  der  Ver- 
urtheilte  gestorben  ist  oder  das  Römische  Bürgerrecht  verloren 
hat,  so  wird  nun  nichts  desto  weniger  sein  Bürge  mit  Recht 
verklagt  werden.  §.  1.  Wer  einen  der  Lage  des  Gegenstandes 
nach  offenbar  tüchtigen,  oder,  bei  darüber  obwaltendem  Zwei- 
fel, gericbtlich  für  tüchtig  erklärten  Bürgen  des  sich  vor  Ge- 
richt Stellens  halber  nicht  angenommen  hat,  gegen  den  kann 
die  Injurienklage  erhoben  werden,  weil  es  allerdings  eine  In- 
jurie von  nicht  geringer  Bedeutung  ist,  dass  der  vor  Gericht 
geschleppt  werde ,  wer  einen  hinlänglich  tüchtigen  Bürgen  stellt. 
Aber  auch  der  Bürge  selbst,  welcher  nicht  angenommen  wor- 
den, kann  sich  beschweren,  als  ob  ihm  eine  Injurie  zugefügt 
worden  sei. 

ger,  und  ertheilen  da,  wo  kein  oder  ein  geringes  Interesse 
vorhanden  ist,  die  Klage  auf  vera  aestimatio  reo,  nicht  uti- 
litaiis  actoris  aus  dem  facto,  worin  der  Klagegrnud  liegt; 
m.  a.  W.  es  wird  dann  das  streitige  Object  als  Maassstab 
angenommen ,  nicht  das  wirkliche  datnnum  actoris.  —  In 
der  Regel  bedeutet  also  quod  ea  res  est  den  wahren  Werth 
eines  Gegenstandes,  Ausnahmsweise  aber  auch  das  sämmt- 
liche  Interesse  im  Allgemeinen,  und  zwar  stets  dann,  wenn 
es  den  wahren  Werth  übersteigt;  vergl.  Glück  IV.  437.  In 
der  obigen  Stelle  ist  nun  bei  der  Erörterung  der  Streitfrage, 
was  quod  ea  res  est  hier  bedeute,  unier  verkäs  das  vrum 
pretium  zu  verstehen ;  unter  quantitas  das  Interesse ;  vera 
quantitas  also  der  wahre  noch  unbestimmte  Werth  des  Strejt- 
objects,  wovon  certa  quantitas  nicht  gerade  den  Gegensatz 
bildet,  sondern  blos  eine  Ausnahme. 
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6.  PAUL.  üb.  XII.  ad  Ed.  —  So  oft  fehlerhafte  Ver- 
sprechungen oder  Bürgenstellungen  geschehen  sind,  nimmt  man 
an,  sie  seien  nicht  geschehen. 

7.  ULP.  üb.  XIV.  ad  Ed»  . —  Wenn  man  zwar  einen 
Bürgen  für  tüchtig  anerkennt,  aber  doch  von  ihm  beibringt, 
dass  er  die  Ausflucht  der  Nichtzuständigkeit  des  Gerichts  habe, 
und  der  Kläger  fürchtet,  er  möchte  sein  Recht  in  Bezug  auf 
den  Gerichtsstand  brauchen,  so  ist  die  Frage,  was  Rechtens 
sei.    Und  der  verewigte  Kaiser  Pins  hat,  nach  Angabe  des 
Pomponius  im  Buche  der  Briefe,  und  des  Marcellus  im 
dritten  Buche  der  Digesten,  und  des  Papinianus  im  dritten 
Buche  der  (Juaestionen,  an  Cornelius  Proculus,  rescribirt, 
der  Kläger  könne  mit  Recht  sich  weigern,  einen  solchen  Bür- 
gen anzunehmen;  indess,  wenn  auf  andere  Weise  keine  Sicher- 
heit geleistet  werden  könne,  so  müsse  ihm  im  Voraus  ange- 
deutet werden,  dass  er,  im  Fall  er  verklagt  werde,  von  sei- 
nem Rechte  keinen  Gebrauch  machen  dürfe.    §.  1.  Wenn  die 
Bürgschaftsstellung  eine  nothwendige  ist,  und  der  Beklagte  sie 
nicht  leicht  da  leisten  kann,  wo  er  verklagt  wird,  so  kann  er 
gehört  werden,  wenn  er  bereit  sein  sollte,  in  einer  andern  Stadt 
derselben  Provinz  Bürgschaft  zu  stellen;  ist  aber  die  Stellung 
der  Bürgschaft  eine  freiwillige,  so  wird  er  nicht  an  einen  an- 
dern Ort  gewiesen;  denn  er  verdient  das  nicht,  weil  er  sich 
selbst  in  diese  Notwendigkeit  versetzt  hat.    §.  2.  Ist  für  eine 
bewegliche  Sache  keine  Bürgschaft  gestellt,  und  die  Person, 
von  der  sie  verlangt  wird,  verdächtig,  so  muss  [der  Gegenstand] 
beim  Gerichtsunterpersonale  hinterlegt28)  werden,  wenn  dies 
der  Richter  will,  bis  entweder  Bürgschaft  gestellt  oder  der 
Rechtsstreit  beendigt  ist. 

8.  PAUL.  lib.  XIV.  ad  Ed.  —  Ueber  Einschaltung  des 
Tages  in  die  Stipulation  pflegen  sich  die  Parteien  zu  vereini- 
gen;  vereinigen  sie  sich  nicht,  so  glaubt  Pedius  [die  Anbe- 
raumung desselben]  stehe  in  der  Gewalt  des  Stipulirenden, 
doch  so ,  dass  der  Richter  eine  mässige  Frist  bestimmen  müsse. 
§.  1.  Wer,  um  Bürgschaft  zu  stellen,  eine  Frau  braucht,  von 
dem  nimmt  man  an,  dass  er  keine  stelle;  eben  so  wenig  sind 
Soldaten ,  und  Menschen  unter  fünfundzwanzig  Jahren  für  tüch- 
tig' zu  erklären,  es  müsste  denn  sein,  dass  sie  ihres  eigenen 
Nutzens  halber  bürgen,  z.  B.  für  ihren  Anwalt.  Auch  glauben 
Einige ,  dass  die  Frau  ihres  eigenen  Nutzens  halber  alsdann 
bürge,  wenn  ein  zu  ihrer  Mitgift  gehöriges  Grundstück  von 

28)  Apud  officium.  Einige  erklären  dies  apud  aedem  sacram 
5.  publicum,  s.  Pet.  Perennou.  Animadv.  J.  (J.  I.  15.  in  f. 
(T.  O.  I.  611),  Andere  durch  apud  ojficiales  judicis ,  Byn- 
kershoek,  Obs.  III.  14.  Letzteres  nehme  ich  als  die  häu- 
figste Bedeutung  au. 
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ihrem  Manne  eingeklagt  werde.  §.  2.  Ist  der  als  Sclave  be- 
funden worden,  welcher  vor  der  Einlassung«  auf  die  Klage 
dafür  Bürgschaft  übernommen  hat,  dass  der  Verurtheilung 
Folge  geleistet  werden  solle ,  so  muss  man  dem  Klager  zu 
Hülfe  kommen  und  von  ]\euem  Sicherheit  stellen  lassen.  Wer 
unter  fünfundzwanzig  Jahr  alt  ist,  dem  muss  man  zu  Hülfe 
kommen,  vielleicht  auch  Frauen,  weil  sie  [das  Recht]  nicht 
kennen.  §.  3.  Wenn  Einer,  der  dafür  bürgt,  dass  der  Ver- 
urteilung Folge  geleistet  werden  solle,  des  Stipulirenden  Erbe 
geworden  ist,  oder  dieser  jenes,  so  muss  von  Neuem  Sicher- 
heit gestellt  werden.  §.  4.  Vormund  uud  Curator  sind  in  eine 
Municipalstadt  zu  weisen,  um  ihrem  Mündel  Sicherheit  für  die 
Erhaltung  seines  Vermögens  zu  stellen,  weil  diese  Bürgschafts- 
Stellung  eine  notwendige  ist.  Ingleichen,  wenn  sie  dem  Eigen- 
Iieitsherrn  für  die  Zurückerstattung  einer  Sache,  an  welcher 
der  Niessbrauch  ertheilt  worden  ist,  gestellt  werden  soll.  Nicht 
minder  der  Vermächtnissberechtigte ,  der  Sicherheit  stellen  soll, 
dass  er  die  Vermachtnisse,  im  Fall  die  Erbschaft  entwahrt 
worden,  und  Das  zurückgeben  wolle,  was  er  nach  dem  Fal- 
cidischen  Gesetz  zu  viel  erhalten.  Auch  der  Erbe  ist  zu  hören, 
wenn  er,  um  Bürgschaft  für  die  Auszahlung  der  Vermächtnisse 
zu  bestellen,  in  die  Municipalstadt  gewiesen  sein  will.  Doch 
wenn  der  Vermächtnissberechtigte  schon  in  den  provisorischen 
Besitz  der  Erbschaft  gesetzt  ist,  weil  es  nur  am  Erben  lag, 
dass  er  keine  Sicherheit  gestellt,  und  der  Erbe  verlangt,  dass 
Jener  diesen  Besitz  aufgeben  solle,  und  sich  bereit  erklärt,  in 
der  Municipalstadt  Sicherheit  zu  bestellen,  so  darf  seinem  Ge- 
suche nicht  gewillfahrt  werden.  Etwas  Anderes  ist  es,  wenn 
er  ohne  Schuld  oder  Arglist  des  Erben  in  den  provisorischen 
Besitz  gesetzt  worden.  §.  5.  Die  Leistung  des  Eides  vor  Ge- 
fährde wird  anbefohlen,  damit  Niemand,  um  den  Gegner  zum 
Beslen  zu  haben,  sich  auf  eine  Municipalstadt  berufe,  wenn 
er  vielleicht  in  Rom  Bürgschaft  stellen  konnte.  Doch  wird 
Einigen  dieser  Eid  vor  Gefährde  erlassen,  z.  B.  Eltern  und 
Freilassern.  Wer  in  eine  Municipalstadt  gewiesen  wird,  muss 
aber  folgendermaassen  schwören :  er  könne  zu  Rom  nicht 
Bürgschaft  stellen,  wohl  aber  dort,  wohin  er 
gewiesen  zu  werden  verlangt,  und  er  handle  so 
nicht  aus  Chicane.  Denn  dazu  darf  er  nicht  gezwungen 
werden,  folgendermaassen  zu  schwören:  dass  er  anderswo, 
als  an  dem  und  dem  Orte,  nicht  Bürgschaft  stellen  könne; 
weil  er,  wenn  er  es  in  Rom  nicht  kann,  aber  doch  an  meh- 
rern andern  Orten,  falsch  zu  schwören  gezwungen  wird. 
§.  6.  Diesem  Ansuchen  wird  man  aber  dann  willfahren ,  wenn 
ein  rechtmässiger  Grund  vorhanden  zu  sein  scheinen  wird. 
Denn  wie,  wenn  er  in  der  Municipalstadt  gewesen,  und  keine 
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Sicherheit  hat  stellen  wollen  ?  In  diesem  Falle  darf  man  ihm 
nicht  willfahren,  weil  es  an  ihm  lag-,  dass  er  nicht  da,  wo 
er  hin  zu  gehen  wünscht,  Bürgschaft  gestellt  hat. 

9.  GAJ.  lib.  V.  ad  Ed.  prov.  —  Ist  ein  Schiedsrichter 
bestellt,  um  die  Tüchtigkeit  der  Bürgen  zu  untersuchen,  so  wird, 
im  Fall  sein  Urtheil  gegen  eine  von  beiden  Parteien  unbillig" 
erscheinen  sollte,  Appellation  von  ihm  eben  so,  wie  von  wirk- 
lichen Richtern  verstattet. 

tO.  PAUL.  lib.  LXXV.  ad  Ed.  —  Sind  die  Bürgen 
vom  Schiedsrichter  gebilligt  worden,  so  sind  sie  für  tüchtig" 
zu  halten,  weil  Beschwerde  darüber  vor  dem  zuständigen 
Richter  geführt  werden  konnte,  der  aus  Gründen  bald  die 
vom  Schiedsrichter  für  tüchtig"  befundenen  verwirft,  bald  von 
diesem  verworfene  für  tüchtig"  befindet29);  wer  sie  mit  sei- 
nem eigenen  Willen  angenommen,  der  muss  um  so  mehr  mit 
den  Bürgen  zufrieden  sein.  §.  1.  Wenn  in  der  Zwischenzeit 
den  Bürgen  ein  bedeutender  Unglücksfall  oder  eine  Verarmung 
widerfahrt,  so  muss,  nach  vorläufiger  Untersuchung'  der  Sache, 
von  Neuem  Bürgschaft  gestellt  werden. 

11.  ULP.  lib.  LXXV.  ad  Ed,  —  Julianus  sagt,  dass, 
wenn  du,  bevor  ich  dir  Auftrag  gegeben,  ein  Grundstück  ein- 
zuklagen, dir  hast  Bürgschaft  stellen  lassen,  als  wolltest  du 
das  Grundstück  einklagen,  und  nachher  in  meinem  Auftrag 
die  Klage  angestellt  hast,  die  Bürgen  haften. 

12.  Id.  lib.  LXXVII.  ad  Ed.  —  Alle  kommen  darin 
überein,  dass  ein  unter  einer  Bedingung  eingesetzter  Erbe, 
welcher  während  des  Obschwebens  der  Bedingung  die  Erb- 
schaft besitzt,  dem  substituirten  Erben  in  Betreff  der  Erbschaft 
Sicherheit  stellen  müsse,  und  dass,  wenn  die  Bedingung  nicht 
eingetreten,  der  Substituirte  nach  Antritt  der  Erbschaft  dieselbe 
einklagen  könne,  und  wenn  er  die  Oberhand  behalfen,  die 
Stipulation  verfalle.  Gewöhnlich  pflegt  der  Prätor  selbst  auch 
vor  Eintritt  der  Bedingung  und  vor  dem  Ablaufe  des  Termins, 


29)  Diese  Cujacianische  Interpunction  mt:ss  man  annehmen,  so- 
bald man  nicht  von  der  Lesart  abweichen  will;  alfein  mir 
Scheint  in  letzterer  Beziehung  doch  des  Desid.  Hera  1<I. 
Obs.  et  Emend.  Cap.  5.  (T.  O.  II.  1317)  Yermuihung  über 
die  ursprüngliche  Lesart  so  sinnreich,  dass  sie  die  grösste 
Aufmerksamkeit  verdient;  er  hält  nämlich  die  Worte:  alias 
improbatos  probat,  für  eine  in  eleu  Text  gerathene  Variante, 
mithin  qui  für  den  creditor.  Alsdann  schliesst  sich  das  mullo- 

?me  magts  auch  besser  an  Des  Guliel  Rest,  de  einend, 
eg.  p.  75  sqq  y  Versuch,  die  Florentine  zu  retten,  ist,  wie 
oft  seine  destallsigen  Versuche,  missrathen ,  indem  er  den 
Sinn  hei  den  Haaren  herzuziehen  will,  was  dieser  nicht  ver- 
trägt. 
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welcher  die  Klagbarkeit  beding*,  ans  Gründen  anzubefehlen, 
dass  die  Stipulation  eingegangen  werden  solle. 

13.  PAUL.  lib.  LXXV.  ad  Ed.  —  Aber  anch,  wenn 
Mehrere  stipulirt  sind,  muss  den  Einzelnen  Sicherheit  geleistet 
werden. 

14.  Id.  lib.  II.  Respons.  —  Ein  Haussohn  vertheidigt 
vor  Gericht  seinen  abwesenden  Vater :  ich  frage ,  ob  er  Bürg- 
schaft stellen  müsse ,  dass  der  Verurtheilung  Folge  geleistet 
werde?  Paulus  antwortete,  dass  der,  welcher  einen  Ab- 
wesenden gerichtlich  vertheidigt ,  auch  wenn  er  Sohn  oder 
Vater  sei,  nach  Vorschrift  des  Edicts  dem,  welcher  zu  klagen 
im  Begrilf  steht,  Bürgschaft  leisten  müsse. 

15.  MAC  ER.  lib.  I.  de  Appettat.  —  Man  muss  wissen, 
dass  mit  Grundstücken  ansässige  Personen  zur  Stellung*  von 
Bürgschaft  nicht  angehalten  werden.    §.  1.  Für  ansässig  muss 
man  aber  den  nehmen,  welcher  auf  einer  Flur  oder  in  einer 
Stadt  ein  Grundstück  besitzt,  entweder  ganz,  oder  nur  zum 
Theil.    Aber  auch,  wer  einen  zinsbaren  Acker,   d.  h.  ein 
Erbpachtsgut,  besitzt,  wird  für  ansässig  angesehen.  Ingleichen 
muss,  wer  nur  die  blosse  Eigenheit  hat,  für  ansässig  angesehen 
werden.  Wer  aber  nur  den  Niessbrauch  hat,  ist  nicht  ansässig, 
wie  Ulpianus  geschrieben.     §.  2.  Ein  Gläubiger,  der  ein 
Pfand  erhalten  hat,   ist  nicht  ansässig,  wenn  er  gleich  den 
ihm   entweder   übergebenen ,   oder   dem   Schuldner  bittweise 
iiberlassenen  Besitz  hat.    §.  3.  Wenn  ein  Landgut  zur  Mitgift 
gegeben  worden,  wird  sowohl  die  Frau  als  der  Mann  wegen 
Besitz   dieses  Landguts   für  ansässig  angesehen.     §.  4.  Ver- 
schieden ist  die  Lage  dessen,  der  eine  persönliche  Klage  auf 
ein  Landgut  3  u)  hat.     §.  5.  Vormünder,  mögen  ihre  Mündel 
oder  sie  selbst  besitzen,  werden  für  ansässig  angesehen.  Aber 
auch,  wenn   nur  einer  von  den  Vormündern  ansässig  war, 
muss  man  dasselbe  sagen.    §.  6.  Wenn  du  ein  Landgut,  wel- 
ches ich   besass,   von  mir  klagend  gefordert  hast,  und  ich 
darauf,  als  der  Streit  zu  deinen  Gunsten  entschieden  worden, 
appellirt  habe,   bin  ich  dann   [noch]  Besitzer   dieses  Land- 
guts ?    Ich  werde  mit  Recht  Besitzer  genannt  werden,  weil 
ich  es  nichts  desto  weniger  besitze,  und  es  nicht  zur  Sache 
gehört,   dass  mir  dieses  Besitzthum  entwährt  werden  könne. 
§.7.  Bei  Entscheidung  der  Frage,  ob  Jemand  ansässig  gewesen 
sei  oder  nicht,  muss  der  Zeitpunkt  der  Stellung  der  Sicherheit 
in  Betracht  gezogen  werden.   Denn  sowie  dem,  welcher  nach 
der  Sicherheitsstellung  den  Besitz  verkault  hat,  dies  nichts 


30)  Glück  III.  475  macht  es  sehr  wahrscheinlich,  dass  hier 
auch  fundus  dotalis  gemeint  sei. 
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schadet,  so  niifzt  es  dem  auch  nichts,  welcher  nach  der  Stel- 
lung der  Sicherheit  erst  zu  besitzen  angefangen  hat. 

16.  PAUL.  lib.  VI.  ad  Ed.  —  Wer  eidlich  sein  Ver- 
sprechen, sich  vor  Gericht  zu  stellen,  bestärkt  hat,  scheint 
nicht  falsch  geschworen  zu  haben,  wenn  er  aus  einem  erlaub- 
ten Grunde  sein  Versprechen  gebrochen  hat. 

Neunter  Titel. 

Si  ex  noxali  causa  agatur,  quem  ad ?no  dum 

cavetur. 

(JVclchcrgesialt  Sicherheit  gestellt  wird,  wenn  eine  NoxalJdage 
erhoben  wird.) 

1.  ULP.  lib.  VII.  ad  Ed,  —  Wenn  Jemand  versprochen 
hat,  Den  vor  Gericht  zu  stellen,  dessenwillen  eine  Noxalklage 
vorliegt,  so  sagt  der  Prätor:  man  solle  ihn  in  demsel- 
ben Verhältniss  stellen,  in  welchem  er  damals 
sich  befand,  als  die  Einlassung  auf  die  Klage 
erfolgte.  §.1.  Sehen  wir,  was  es  heisse,  in  dem  Ver- 
hältniss stellen;  ich  halte  es  für  richtiger,  dass  man  Den 
für  in  demselben  Verhältniss  stehend  ansehen  müsse,  welcher 
keine  Veranlassung  gibt,  dass  sich  des  Klägers  Recht  in  Be- 
zug auf  die  Klage  verschlechtert.  Hört  der  Sclave  auf,  Dem 
zu  gehören ,  welcher  das  Versprechen  geleistet  hat ,  oder  ist 
die  Klage  verloren  gegangen,  so  nimmt  man,  wie  Labeo 
sagt,  nicht  an,  dass  er  in  demselben  Verhältniss  gestellt  wor- 
den, eben  so  wenig,  als  dann,  wenn  der,  welcher  im  Streite 
in  gleichem  Verhältniss  war,  nun  im  Nachtheile  ist,  sei  es 
durch  Veränderung  des  Orts  oder  der  Person.  Wenn  daher 
ein  [Sclav]  Dem,  welcher  im  Gerichtsstande  dessen,  der  das 
Versprechen  geleistet  hat,  nicht  verklagt  werden  kann,  ver- 
kauft oder  einer  einflussreichern  Person  gegeben  worden  ist, 
so  glaubt  er,  es  spreche  mehr  für  die  Annahme,  jener  sei  nicht 
in  dem  nämlichen  Verhältniss  gestellt  worden.  Aber  auch, 
wenn  er  an  Schadens  Statt  ausgeliefert  worden  ist,  glaubt  Ofi- 
lius,  werde  er  nicht  in  dem  nämlichen  Verhältniss  gestellt, 
da  durch  diese  Auslieferung  seiner  Meinung  nach  den  Uebri- 
gen  das  Recht  auf  die  Noxalklage  genommen  wird. 

2.  PAUL.  lib.  VI.  ad  Ed.  —  Aber  jetzt  ist  Anderes 
Rechtens,  denn  aus  den  obengenannten  Gründen  wird  der  an 
Schadens  Statt  Ausgelieferte  nicht  befreit :  denn  die  Noxalklage 
hängt  eben  so  an  seiner  Person ,  als  ob  er  "verkauft  worden 
wäre.  §.  1.  Ist  der  Sclave  abwesend,  in  Bezug1  aufweichen 
Jemandem  eine  Noxalklage  zusteht,  so  glaubt  Vindius,  dass, 
im  Fall  der  Herr  zugibt,  er  stehe  in  seiner  Gewalt,  dieser  zu 
zwingen  sei,  entweder  für  dessen  Stellung  vor  Gericht  zu  bür- 
gen, oder  sich  auf  die  Klage  einzulassen,  oder  wenn  er  ihn 
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nicht  gerichtlich  vertreten  will,  Sicherheit  zii  stellen,  dass  er 
ihn,  sobald  er  könne,  stellen  wolle:  dagegen  werde  er  sich 
auf  die  Klage  mit  Ausschluss  der  möglichen  Auslieferung  an 
»Schadens  Statt  einlassen  müssen,  wenn  er  fälschlich  leugne, 
dass  er  in  seiner  Gewalt  stehe;  und  dasselbe,  schreibt  Julia- 
nus,  [werde  Statt  linden,]  wenn  er  hinterlistig  ihn  aus  seiuer 
Gewalt  hinweggebracht  habe.  Wenn  aber  der  Sclave  gegen- 
wartig ist,  und  der  Herr  abwesend,  und  Niemand  den  Scla- 
ven  gerichtlich  vertritt,  so  darf  er  auf  Befehl  des  Prätors  in 
eigenen  Gewahrsam  genommen  werden;  dem  Herrn  wird  man 
jedoch  nach  vorläufiger  Untersuchung  der  Sache  in  der  Folge 
verstatten,  ihn  zu  vertreten,  wie  Pomponius  und  Vindius 
schreiben,  damit  ihm  seine  Abwesenheit  nicht  schade.  Es 
mtiss  demnach  auch  dem  Kläger  das  dadurch  verlorene  Klage- 
recht wiederertheilt  werden,  dass  der  in  Gewahrsam  genom- 
mene Sclave  zu  seinem  Vermögen  zu  gehören  angefangen 
hatte. 

3.  ULP.  lib.  VII.  ad  Ed.  —  Wenn  gegen  den  Niess- 
braucher  eine  Noxalklage  erhoben  wird,  und  dieser  den  Scla- 
ven gerichtlich  nicht  vertritt,  so  wird  ihm  vom  Prätor  die  ge- 
richtliche Verfolgung  seines  Niessbrauchs  abgeschlagen. 

4.  GAJT.  lib.  VI.  ad  Ed.  prov.  —  Wenn  gegen  einen  von 
mehreren  Herren  eine  Noxalklage  angestellt  wird,  braucht  der 
für  den  Antheil  seines  Theilhabers  auch  Bürgschaft  zu  stellen  ? 
Sab  in  us  sagt,  er  brauche  das  nicht,  weil  der  gewissermaas- 
sen  den  Sclaven  als  ihm  ganz  gehörig  verträte,  wem  die  Not- 
wendigkeit aufliege,  ihn  auf  das  Ganze  zu  vertreten,  und  er 
nicht  gehört  wird,  wenn  er  für  seinen  Antheil  ihn  zu  vertre- 
ten bereit  ist. 

5.  ULP.  lib.  XL VII.  ad  Sahin.  —  Wenn  Jemand  ver- 
sprochen hat,  einen  Sclaven  in  demselben  Verhaltniss  zu  stel- 
len, und  dieser,  nachdem  er  die  Freiheit  erlangt  hat,  gestellt 
wird,  so  ist  er  nicht  richtig  gestellt,  wenn  über  ihn  aus  Klag- 
gründen, welche  Todesstrafe  mit  sich  bringen,  oder  wegen 
Injurien  Streit  obschwebt ,  weil  die  Todesstrafe  anders  an 
einem  Sclaven  vollzogen  und  Genugthuung  für  Injurien  durch 
Schläge  gewährt ,  anders  hingegen  an  Freien  Rache  genommen, 
oder  eine  Geldstrafe  verhängt  wird.  Anlangend  die  übrigen 
Gründe,  aus  denen  Noxalklagen  entspringen,  so  scheint  er 
sogar  einen  bessern  Stand  dabei  gewonnen  zu  haben. 

6.  PAUL.  lib.  XI.  ad  Sabin.  —  Aber  wenn  versprochen 
worden,  einen  Bedingtfreien  zu  stellen,  so  scheint  er,  wenn 
er  gleich  schon  als  Freier  gestellt  wird,  doch  in  demselben 
Verhaltniss  gestellt  zu  werden,  weil  das  Recht  auf  Freiheit 
an  ihm  schon  damals  haftete. 
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Zehnter  Titel. 
D  e  e  o  ,    per  que  m  fa  dum  erit,    quo  m  inus 

q  u  i  s  i  n  j  u  d  i  c  io  s  i  st  a  /. 
{Von  dem,  welcher  daran  Schuld  ist,  dass  sich  Jemand  nicht 
vor  Gericht  stellt.) 

1.  ULP.  üb.  VII.  ad  Ed.  —  Der  Prätor  bat  es  für  sebr 
billig1  gehalten,  die  Arglist  Dessen  zu  bestrafen,  welcher  Einen 
bindert,  sich  vor  Geriebt  zu  stellen.  §.  1.  Mit  Arglist  scheint 
aber  nicht  allein  Der  gebändelt  zu  haben,  wer  ihn  mit  eigenen 
Händen  oder  vermittelst  der  Seinigen  zurückhielt,  sondern  auch 
der,  wer  selbst  Andere  gebeten  hat,  dass  sie  ihn  aufhalten 
oder  wegführen  sollten ,  damit  er  sich  nicht  vor  Gericht  steüen 
könne,  sei  es,  dass  sie  es  wissen,  was  er  im  Schilde  führt, 
oder  nicht.  §.  2.  Arglist  verstehen  wir  aber  so,  dass,  wenn 
Jemand  einem  ins  Gericht  Gehenden  eine  Trauerbotschaft  über- 
bracht hat,  weshalb  dieser  genöthigt  gewesen,  vor  dem  Gerichte 
nicht  zu  erscheinen,  jener  der  Strafe  des  Edicts  verfällt,  ob- 
gleich Einige  glauben,  letzterer  müsse  es  sich  selbst  zurechnen, 
wenn  er  leichtgläubig  gewesen.  §.  3.  Hat  der  Beklagte  we- 
gen Arglist  des  Klägers  sich  nicht  stellen  können,  so  wird 
der  Beklagte  aus  diesem  Edicte  keine  Klage  gegen  ihn  haben, 
da  er  an  der  Einrede  genug  haben  kann,  wenn  er  aus  der 
Stipulation  auf  Geldstrafe  verklagt  wird,  weil  er  nicht  vor 
Gericht  gekommen  sei;  anders,  als  wenn  er  von  einem  An- 
dern verhindert  wurde;  denn  gegen  diesen  wird  er  die  vor- 
liegende Klage  anstellen  können.  §.  4.  Haben  Mehrere  mit 
Arglist  gehandelt,  so  haften  sie  Alle.  Aber  wenn  Einer  die 
Strafe  bezahlt  hat,  gehen  die  Uebrigeu  frei  aus,  weil  [der 
Kläger]  kein  Interesse  weiter  hat.  §.  5.  Dass  man  in  diesem 
Falle  in  Betreff  der  Person  eines  Sclaven  die  Noxalklage  an- 
stellen müsse,  darin  stimmen  Alle  überein.  §.  6.  Auch  dem 
Erben  wird  sie  verstattet,  aber  nicht  über  Jahresfrist  hinaus; 
gegen  den  Erben  aber,  glaube  ich,  sei  sie  nur  in  so  weit  zu 
verstatten,  als  dieser  aus  der  Arglist  des  Verstorbenen  keinen 
Gewinn  zieht. 

2.  PAUL.  Üb.  VI.  ad  Ed.  —  Wenn  der  Sclave  des 
Klägers  mit  Wissen  des  Herrn,  und  ohne  dass  es  dieser, 
wenn  er  konnte,  verbinderte,  durch  Arglist  es  veranlasst  bat, 
dass  ich  mich  nicht  vor  Gericht  stellen  kann,  so,  sagt  Ofi- 
lius,  müsse  man  mir  eine  Einrede  gegen  den  Herrn  verstat- 
ten, damit  dieser  nicht  aus  der  Arglist  seines  Sclaven  Gewinn 
ziehe.  Hat  es  aber  der  Sclave  ohne  Willen  des  Herrn  gethan, 
so,  sagt  Sa  bin  us,  müsse  eine  Noxalklagc  verstattet  werden, 
und  es  dürfe  die  Tbat  des  Sclaven  dem  Herrn  nicht  schaden, 
ausser  in  soweit,  dass  er  ihn  verliere,  weil  er  ja  selbst  nichts 
verbrochen  bat. 
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3.  JUL.  lib.  II.  Digest.  —  Aus  diesem  Edicte  steht 
gegen  Den,  welcher  durch  Arglist  es  veranlasst  hat,  dass  ein 
vor  Gericht  Gerufener  nicht  da  erscheinen  kann,  eine  Klage 
auf  das  Gescheheue  zu,  und  zwar  auf  so  viel,  als  des  Klägers 
Interesse  betrug,  dass  er  sich  vor  Gericht  stelle.  Bei  dieser 
Klage  kommt  auch  das  in  Betracht,  was  der  Kläger  deshalb 
verloren  hat,  z.B.  wenn  der  Beklagte  durch  Ablauf  der  Zeit 
inzwischen  das  Eigenthum  der  Sache  erwirbt31),  oder  von 
der  Klage  befreit  worden  ist.  §.  1.  Wenn  freilich  Der,  wel- 
cher durch  Arglist  es  dahin  gebracht,  dass  der  Andere  sich 
nicht  vor  Gericht  stellen  konnte,  zahlungsunfähig  gewesen, 
so  wird  es  billig  sein,  dass  gegen  den  Beklagten  selbst  eine 
Wiedereinsetzungsklage  Statt  finde,  damit  der  Beklagte  nicht 
Vortheil  aus  der  Arglist  eines  Fremden  ziehe  und  der  Kläger 
Schaden  leide.  §.  2.  Wenn  der  Stipulirende  durch  Arglist 
des  Titius,  und  der  Versprecher  durch  Arglist  des  Mävius 
verhindert  worden  sind,  sich  vor  Gericht  zu  stellen,  so  wer- 
den Beide  gegen  Den,  durch  dessen  Arglist  sie  verhindert 
worden,  die  Klage  auf  das  Geschehene  anstellen  können. 
§.  3.  Wenn  der  Stipulirende  durch  Arglist  des  Versprechers, 
und  dieser  durch  Arglist  des  erstem  verhindert  worden,  vor 
Gericht  zu  kommen,  so  darf  der  Prätor  keinem  von  beiden 
helfen,  sondern  es  wird  die  Arglist  beider  Theile  gegen  ein- 
ander aufgehoben.  §.  4.  Habe  ich  vom  Bürgen  mir  fünfzig 
stipulirt,  wenn  der  Beklagte  nicht  vor  Gericht  käme,  von 
dem  ich  hundert  einzuklagen  im  Begriff  stand,  und  ist  die 
Arglist  des  Sempronius  daran  Schuld,  dass  der  Beklagte  nicht 
vor  Gericht  gekommen  ist,  so  werde  ich  hundert  vom  Sem- 
pronius einklagen  können  5  denn  so  gross  scheint  mein  Interesse 
gewesen  zu  sein,  weil,  wenn  jener  vor  Gericht  gekommen 
wäre,  mir  gegen  ihn  oder  seinen  Erben  die  Klage  auf  hundert 
zustand,  wenn  gleich  der  Bürge  nur  eine  kleinere  Summe  mir 
versprochen  hat. 

Elfter  Titel. 

Si  quis  c autionihus  in  judicio  sistendi  causa 

factis  ob  temperaverit. 
{Wenn  Jemand  dem  geleisteten  Versprechen*"1} ,  sic7i  vor  Gericht 
zu  stellen,  nickt  nachgekommen  ist.) 

1.  GAJ.  üb.  I.  ad  Ed.  prov.  —  Zwanzigtausend  Schritte 
sollen  auf  Befehl  des  Prators  auf  jeden  einzelnen  Tag  gerechnet 
werden,  mit  Ausnahme  dessen,  wo  das  Versprechen  geleistet 

31)  Durch  vollendete  Ersitzung. 

32)  Cautio  wird  mau  hier  so  verstehen  dürfen  ;  allerdings  ist 
hinzuzudenken,  dass  mit  demselben  eine  Sicherheitsbestellung 
verbunden  worden. 
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worden,  und  dessen,  an  welchem  man  sich  vor  Gericht  stellen 
soll.  Denn  eine  solche  Berechnung  des  Weges  ist  gewiss  kei- 
ner der  Parteien  lastig. 

2.  ULP.  lib.  LXXIV.  ad  Ed.  —  Wir  verlangen  nicht, 
dass  sich  der  Beklagte  vor  Gericht  stelle,  wenn  das  Geschäft, 
weshalb  er  sich  vor  Gericht  zu  stellen  versprochen,  durch  Ver- 
gleich beseitigt  worden;  aber  dies  nur  unter  der  Bedingung  33), 
wenn  das  Geschäft  früher  verglichen  worden,  als  er  sich  vor 
Gericht  stellen  musste;  sonst  wenn  der  Vergleich  erst  nachher 
abgeschlossen  worden,  so  muss  die  Einrede  der  Arglist  vor- 
geschützt werden.  Denn  wer  bekümmert  sich  nach  dem  Ver- 
gleich über  das  Geschäft  um  die  versprochene  Strafsumme,  da 
man  allerdings  annehmen  kann,  dass  die  Einrede  des  geschlos- 
senen Vergleichs  auch  in  dieser  Beziehung  von  Wirkung  sei, 
als  ob  man  nämlich  zugleich  auch  über  die  Strafsumme  sich 
verglichen  habe,  es  müsste  denn  das  Gegentheil  von  den  Par- 
teien besonders  ausgemacht  worden  sein.  §.  1.  Wenn  Jemand 
durch  ein  Amt,  welches  ihm  als  Bürger  einer  Municipalstadt 
zukommt,  ohne  eigne  Arglist  verhindert,  sich  seinem  Ver- 
sprechen gemäss  nicht  vor  Gericht  gestellt  hat,  so  ist  es  billig, 
ihm  eine  Einrede  zu  gestatten.  §.  2.  Auf  ähnliche  Weise  wird 
dem,  welcher,  zur  Ablegung  eines  Zeugnisses  gerufen,  nicht 
vor  Gericht  erscheinen  konnte ,  geholfen  werden  müssen. 
§.  3.  Weun  Jemand  versprochen,  sich  vor  Gericht  zu  stellen, 
und  durch  Krankheit,  oder  Unwetter,  oder  Gewalt  des  Flus- 
ses verhindert,  sich  nicht  stellen  kann,  so  wird  er  durch  eine 
Einrede  unterstützt ;  und  nicht  mit  Unrecht.  Denn  da  bei 
einem  solchen  Versprechen  die  Gegenwart  nothwendig  ist,  wie 
konnte  Der  sich  stellen,  der  durch  Krankheit  verhindert  wor- 
den ?  Und  deshalb  befiehlt  auch  das  Zwölftafelgesetz,  dass, 
wenn  der  Richter  oder  die  eine  von  den  streitenden  Parteien 
durch  wirkliche  Krankheit  verhindert  werde,  der  gerichtliche 
Termin  aufgehoben  sein  solle.  §.  4.  Wenn  sich  eine  Frau 
nicht  wegen  Krankheit,  sondern  weil  sie  schwanger  war, 
nicht  gestellt  hat,  so  sagt  Labeo,  dass  ihr  eine  Einrede  ge- 
geben werden  müsse;  wenn  sie  aber  nach  der  Wiederkunft 
sich  gelegt  hat,  so  ist  es  so  zu  nehmen,  als  wäre  sie  durch 
Krankheit  verhindert  worden.  §.  5.  Dasselbe  findet  Statt, 
wenn  Jemand  wahnsinnig  geworden  ist.  Denn  wer  durch 
Wahnsinn  verhindert  wird,  wird  durch  Krankheit  verhindert. 
§.  6.  Wenn  wir  gesagt  haben,  dass  man  auch  Dem  Hülfe 

33)  Sed  hoc  ita ,  si  modo  etc.  Die  Lesart  der  Flor.  u.  Vulg. 
si  non  sucht  Glück  nach  Jauch  zu  rechtfertigen,  dass  Ul- 
pian  häufig  si  non  gebrauche,  wenn  er  seine  Meiuuug  näher 
angeben  wolle,  ohne  ihm  einen  verneinenden  Sinn  beizulegen; 
allein  er  ist  den  Beweis  schuldig  geblieben. 
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gewahre,  der,  durch  Unwetter  oder  Gewalt  des  Flusses  ver- 
hindert, nicht  gekommen  sei,  so  muss  man  Unwetter  sowohl 
von  dem  zu  Lande  als  zur  See  verstehen,  welches  von  der 
Art  ist,  dass  es  Landreisen  oder  der  Schiiffahrt  hinderlich  ist  34). 
§.  7.  Gewalt  des  Flusses  muss  ninn  aber  so  verstehen,  ohne 
dass  dabei  gerade  Unwetter  [nöthig  wäre];  wir  nehmen  an, 
dass  eine  solche  vorhanden  sei ,  auch  wenn  grosses  Wasser 
hinderlich  ist,  sei  es,  dass  die  Brücke  zerstört,  oder  das  Schiff 
mit  fortgerissen  worden  ist.  §.  8.  Wenn  Einer  jedoch  Un- 
wetter oder  Gewalt  des  Flusses  hätte  vermeiden  können,  da- 
fern  er  früher  fortgereist  wräre ,  oder  sich  zu  einer  günstigem 
Zeit  eingeschilft  hätte,  und  sich  so  selbst  in  die  Enge  getrie- 
ben, soll  ihm  dann  wohl  die  Einrede  nichts  helfen?  Darüber 
muss  nach  Befinden  der  Umstände  geurtheilt  werden :  denn 
man  darf  Jemandem  weder  so  enge  Grenzen  stecken,  dass 
mau  ihm  vorwerfen  dürfte,  warum  er  nicht  lange  vorher  ge- 
reist sei,  als  der  Tag  des  Versprechens  gekommen,  noch  ihm 
erlauben,  die  Schuld  auf  Unwetter  und  Gewalt  des  Flusses 
zu  schieben,  wenn  Grund  vorhanden  ist,  es  ihm  zuzurechnen. 
Denn  wie,  wenn  Jemand,  wrelcher  zur  Zeit,  wo  das  Ver- 
sprechen sich  zu  stellen  abgelegt  worden,  in  Rom  war,  und 
nachher,  ohne  dass  es  die  Notwendigkeit  erheischte,  nur  des 
Vergnügens  halber  sich  in  eine  Municipalstadt  begab :  verdient 
der,  dass  die  Einrede  für  ihn  spreche?  Oder  wie,  wenn  Un- 
wetter zur  See  war,  und  er  zu  J^ande  kommen  oder  den  Fluss 
umgehen  konnte  ?  Billig-  muss  man  daher  sagen ,  dass  ihm 
die  Einrede  nicht  immer  helfe,  es  müsste  denn  sein,  dass  Be- 
schwerlichkeiten ihn  nicht  zu  Lande  reisen  oder  [den  Fluss] 
umgehen  Hessen.  Wenn  jedoch  der  Fluss  so  ausgetreten  ist, 
dass  er  den  ganzen  Ort,  wo  er  sich  stellen  sollte,  anfüllt, 
oder  irgend  ein  zufälliges  Unglück  denselben  Ort  zerstört  hat, 
oder  dem  Kommenden  es  gefährlich  gemacht,  sich  zu  nähern, 
so  muss  ihm  hier  aus  Recht  und  Billigkeit  die  Einrede  ver- 
stattet werden.  §.  9.  Auf  ähnliche  Weise  wird  die  Einrede 
dem  gestattet,  welcher,  als  er  ins  Gericht  gehen  wollte,  von 
einem  Staatsbeamten  zurückgehalten  worden  ist ,  und  zwar 
ohne  dass  eigene  Arglist  Veranlassung  gab ;  denn  wenn  er 
sich  selbst  darum  bemüht  oder  die  Ursache  dazu  an  die  Hand 
gegeben  hat,  wird  ihm  die  Einrede  nichts  helfen,  sondern 
seine  Arglist  ihm  Schaden  bringen;  nicht  aber  die  Anderer, 
welche  es  durch  Arglist  veranlasst  haben,  dass  er  zurück- 
gehalten wurde.  Aber  wenn  ein  Privatmann  ihn  abgehalten 
hat,  so  wird  ihm  diese  Einrede  nicht  zu  Statten  kommen. 


34)  So  wird  man  wohl  diese  Stelle,  wo  einige  Worte  wahr- 
scheinlich doppelt  stehen,  verstehen  dürfen. 
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3.  PAUL.  lib.  LXIX.  ad  Ed.  —  Sondern  gegen  Den, 
welcher  ihn  zurückgehalten,  wird  ihm  eine  Klage  auf  soviel 
gestattet,  als  sein  Interesse  beträgt. 

4.  ULP.  üb.  LXXIV.  ad  Ed.  —  Aber  auch  wenn  Je- 
mand, weil  er  vorher  in  einer  Capitalsache  verurtheilt  wor- 
den ,  sich  vor  Gericht  nicht  stellen  konnte ,  wird  ihm  mit  Recht 
verziehen;  in  einer  Capitalsache  verurtheilt  muss  man  Den 
verstehen,  welcher  mit  dem  Tode  oder  mit  Verbannung  be- 
straft worden  ist.  Es  konnte  Jemand  sagen:  wozu  diese  Aus- 
flucht für  den  Verurtheilten  3  s)  ?  Allein,  wird  zur  Antwort 
dienen,  sie  ist  seinen  Bürgen  nothwendig,  oder  wenn  er  viel- 
leicht ohne  Verlust  des  Bürgerrechts  in  die  Verbannung  sich 
begeben  hat,  in  welchem  Falle  seinem  Vertreter  diese  Einrede 
helfen  wird.  §.1.  Wer  aber  sich  deshalb  nicht  gestellt  hat, 
weil  er  nur  eines  Capitalverbrechens  angeklagt  worden ,  der 
befindet  sich  in  der  Lage,  dass  er  von  der  Einrede  keinen 
Gebrauch  machen  kann;  denn  [nur]  dem  Verurtheilten  wird 
sie  gestattet.  Wenn  er  freilich  durch  Gefä'ngniss  oder  militä- 
rische Bewachung  verhindert  sich  deshalb  nicht  gestellt  hat, 
so  wird  er  in  dem  Fall  sein ,  von  der  Einrede  Gebrauch 
machen  zu  können.  §.  2.  Wenn  ferner  Jemand,  durch  einen 
sein  Haus  betreifenden  Todesfall  verhindert,  nicht  gekommen 
ist,  so  muss  ihm  die  Einrede  auch  verstattet  werden.  §*  3. 
Ingleichen  muss  er,  wenn  er  in  der  Sclaverei  der  Feinde  war, 
und  deshalb  sich  vor  Gericht  nicht  gestellt  hat,  mit  der  Ein- 
rede unterstützt  werden.  §.  4.  Man  hat  die  Frage  aufgewor- 
fen, ob  man  die  Uebereinkunft  treffen  könne,  dass  im  Fall 
der  Verletzung  des  Versprechens,  sich  vor  Gericht  zu  stellen, 
gar  keine  Einrede  entgegengesetzt  werde?  Und  Atilicinus 
sagt,  dass  diese  Uebereinkunft  nicht  gelte.  Aber  ich  glaube 
doch,  dass  diese  Uebereinkunft  alsdann  von  Kraft  sei,  wenn 
die  Gründe  der  Einreden  besonders  angegeben  worden,  wel- 
chen der  versprechende  Theil  freiwillig  entsagt  hat.  §.  5.  Es 
fragt  sich  ebenfalls,  ob,  wenn  Jemand,  der  nicht  nöthig  hatte, 
Bürgschaft  zu  leisten,  sich  vor  Gericht  zu  stellen,  es  doch 
unter  Bürgschaftsleistung  versprochen  hat,  seinen  Bürgen  die 
Einrede  gestattet  werde?  Ich  glaube,  dass  es  ein  Unterschied 
sei,  ob  er  aus  Irrthum  oder  Uebereinkunftsweise  unter  Stel- 
lung von  Bürgschaft  das  Versprechen  geleistet.  Wenn  aus 
Irrthum,  so  müsse  seinen  Bürgen  die  Einrede  verstattet  wer- 
den; wenn  Uebereinkunftsweise,  nicht.  Denn  auch  Julianus 
schreibt,  dass,  wenn  Jemand  wegen  des  sich  Stellens  vor  Ge- 
richt mehr,  als  bestimmt  ist,  aus  Unwissenheit  versprochen 
habe,  ihm  die  Einrede  zu  gestatten  sei,  wenn  aber  vermöge 


35)  Weil  er  eigene  Schuld  büsst. 
Corp.  jur*  civ.  I. 
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Uebereinkunft  das  Versprechen  auf  eine  so  hohe  Summe  ge- 
leistet worden,  so  sagt  Julianus,  dass  die  Einrede  durch 
die  Replik  der  getroffenen  Uebereinkunft  entkräftet  werden 
müsse. 

5.  PAUL  Hb.  LXIX.  ad  Ed.  —  Wenn  zwei  Theil- 
nehmer  an  einer  Stipulation  aufgetreten  sind,  und  der  Schuld- 
ner dem  einen  unter  einer  Conventionalstrafe  versprochen,  sich 
vor  Gericht  zu  stellen,  der  andere  aber  ihn  daran  verhindert 
hat,  so  ist  die  Einrede  gegen  den  erstem  nur  in  dem  Falle 
zu  gestatten,  wenn  sie  in  dem  Verhältnisse  des  Gesellschafts- 
contracts  mit  einander  stehen,  damit  ihm  jene  Arglist  wegen 
des  bestehenden  Gesellschaftscontracts  nicht  nütze.  §.  1.  Ebenso 
wird,  wenn  zwei  Theilnehmer  eines  Versprechens  aufgetreten 
sind ,  und  einer  mit  Verachtung  seines  gethanen  Versprechens, 
sich  vor  Gericht  zu  stellen,  vor  dem  Gerichte  nicht  erschienen 
ist,  der  Kläger  aber  die  Sache  von  dem  einen  fordert,  und 
vom  andern  die  Strafe  der  Nichterfüllung  seines  Versprechens, 
derselbe  bei  der  Einforderung  der  Strafe  durch  eine  Einrede 
ausgeschlossen  werden36).  §.  2.  Ingleichen  wird,  wenn  vom 
Vater,  [der]  aus  einem  Contracte  des  Sohnes  [verklagt  ist]  37), 
das  Versprechen  geleistet  worden,  sich  vor  Gericht  zu  stellen, 
und  der  Kläger  nachher  den  Sohn  verklagt  hat,  derselbe  durch 
eine  Einrede  ausgeschlossen  werden ,  wenn  er  gegen  den  Vater 
aus  dessen  Versprechen  klagt;  und  umgekehrt  wird  dasselbe 
Statt  finden,  wenn  der  Sohn  das  Versprechen  gethan,  und 
der  Kläger  gegen  den  Vater  auf  das  Sondergut  klagt  38). 

6.  PAUL.  lib.  V.  ad  Leg.  XII.  Tabul.  —  Wenn  Der, 
welcher  einen  Bürgen  gegeben,  deshalb  sich  nicht  gestellt  hat, 
weil  er  in  einer  Staatsangelegenheit  abwesend  gewesen,  so 
wäre  es  unbillig,  dass  der  Bürge  wegen  eines  Andern  ver- 
bindlich sein  sollte,  ihn  zu  stellen,  da  dieser  selbst  sich  nicht 
zu  stellen  brauchte. 

7.  PAUL.  lib.  LXIX.  ad  Ed.  —  Hat  Jemand  versprochen, 
dass  ein  Sclave,  oder  ein  Anderer,  welcher  in  fremder  Gewalt 
steht,  sich  vor  Gericht  stellen  werde,  so  kann  er  von  den- 
selben Einreden  Gebrauch  machen,  wie  wenn  er  für  einen 
Freien  oder  Familienvater  sich  verbürgt  hätte;  mit  Ausnahme 
der,  wenn  man  sagen  wollte,  der  Sclave  wäre  in  Staatsange- 
legenheiten abwesend ;  denn  ein  Sclave  kann  nicht  in  Staats- 
angelegenheiten abwesend  sein.    Die  übrigen  Einreden,  ausser 

36)  Denn  die  Strafe  tritt  nur  eventualiter  an  Stelle  der  Sache; 
erlangt  er  diese,  so  fallt  der  Anspruch  auf  erstere  weg; 
s.  Cujac.  ad  h.  I  Opp.  T.  V.  p.  8l4.  {Ed.  Neap.  1722.) 

37)  Cujac.  h.  I.  nänUich  actione  de  pecuUo. 

38)  Wenn  er  den  Sohn  schon  auf  die  poena  in  Anspruch  ge- 
nommen. Cuj. 
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dieser  einzigen,  finden  eben  sowohl  bei  freien  Menschen,  als 
bei  Sclaven  Statt,  weil  sie  gemeinschaftlich  sind. 

8.  GAJ.  üb.  XXIX.  ad  Ed»  prov.  —  Auch  wenn  der 
Beklagte  drei  oder  fünf  oder  mehrere  Tage  nachher,  wo  er  sich 
vor  Gericht  zu  stellen  versprochen  hat,  Gelegenheit  darbietet, 
mit  ihm  zu  verhandeln,  auch  des  Klägers  Recht  durch  den 
Verzug  nicht  verschlechtert  worden  ist,  so  ist  es  angemes- 
sen, zu  sagen,  dass  er  durch  die  Einrede  geschützt  werden 
müsse. 

9.  ULP.  lib.  LXXVII.  ad  Ed.  —  Wenn  ein  Sclave 
verspricht,  sich  vor  Gericht  zu  stellen,  so  verfallt  die  Stipula- 
tion nie  weder  gegen  ihn,  noch  gegen  seine  Bürgen.  §.  1. 
Wenn  in  einer  und  derselben  Stipulation  mehrerer  Sclaven 
halber  versprochen  wird,  das.-?  sie  vor  Gericht  gestellt  werden, 
so  sagt  Labeo,  dass  man  der  Strafe  schon  dann  im  Ganzen 
verfalle,  wenn  nur  Einer  nicht  gestellt  worden  ist,  weil  es 
wahr  sei,  dass  sie  nicht  alle  gestellt  worden.  Allein  wenn 
für  den  Antheil  des  einen  die  Strafe  angeboten  worden,  so 
möge  der,  welcher  aus  dieser  Stipulation  verklagt  wird,  von 
der  Einrede  der  Arglist  Gebrauch  machen. 

10.  PAUL.  lib.  I.  ad  Plaut,  —  Wenn  ich  versprochen 
habe,  dass  Der  sich  vor  Gericht  stellen  werde,  welcher,  der 
Angabe  nach,  schon  durch  Ablauf  der  Zeit  befreit  war,  etwa 
weil  die  Klage  nicht  mehr  gegen  ihn  Statt  hatte,  so  ist  eine 
Klage  gegen  mich  dahin  zu  gestatten,  dass  ich  ihn  entweder 
stelle  oder  gerichtlich  vertheidige,  damit  die  Wahrheit  unter- 
sucht werde.  §.  1.  Ein  Sclave,  der  dem  Versprechen  nach 
gestellt  werden  sollte,  kam  vor  dem  Termine  durch  Arglist 
des  Versprechers  um.  Hier  ist  es  fester  Rechtssatz,  dass  die 
Strafe  nicht  eher  verlangt  werden  könne,  als  bis  der  Termin 
gekommen :  denn  die  ganze  Stipulation  erscheint  auf  diesen 
Tag  hinausgeschoben.  §.  2.  Es  wollte  Einer  eine  Injurien- 
klage anstellen,  und  hatte  vor  der  Einlassung  auf  die  Klage 
stipulirt,  dass  sein  Gegner  sich  vor  Gericht  stellen  werde; 
nach  Verfall  der  Stipulation  starb  er ;  für  diesen  Fall  hat  man 
die  Meinung,  dass  seinem  Erben  nicht  die  Klage  aus  der  Sti- 
pulation zustehe,  weil  solche  Stipulationen  nur  in  Bezug  auf 
den  Gegenstand  selbst  geleistet  würden ;  die  Injurienklage  steht 
aber  dem  Erben  nicht  zu;  denn  obgleich  diese  des  sich  vor 
Gericht  Stellens  halber  geleistete  Stipulation  auf  den  Erben 
übergeht,  so  ist  [die  Klage]  doch  in  diesem  Falle  ihm  nicht 
zu  gestatten;  denn  auch  der  Gestorbene  würde,  wenn  er  die 
Injurienklage  unterlassen,  und  nur  aus  der  Stipulation  hatte 
klagen  wollen,  keine  Erlaubniss  dazu  erhalten  haben.  Dasselbe 
ist  auch  dann  zu  sagen,  wenn  Der,  gegen  welchen  ich  Inju- 
rien halber  klagen  wollte,  nach  Verfall  einer  solchen  Stipulation 
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gestorben  ist.  Denn  gegen  seinen  Erben  stellt  mir  die  Klage 
aus  der  Stipulation  nicht  zu.  Und  dies  schreibt  Julianus; 
demzufolge  auch,  wenn  Bürgen  gestellt  worden,  und  der  Be- 
klagte gestorben  ist,  niemals  gegen  sie  die  Klage  gestattet 
werden  wird.  Dasselbe  schreibt  Pomponius,  jedoch  unter 
der  Bedingung,  dass  er  nicht  lange  Zeit  nachher  gestorben  sei, 
weil  der  Klager,  wenn  jener  vor  Gericht  gekommen  wäre,  mit 
ihm  das  Verfahren  hätte  beginnen  können. 

11.  ULP.  lib.  XL VII.  ad  Sabin.  —  Wenn  Jemand  ver- 
sprochen hat,  es  werde  irgend  Einer  sich  vor  Gericht  stellen, 
so  muss  er  ihn  in  demselben  Verhältniss  stellen.  In  dem- 
selben Verhält n iss  stellen  heisst:  so  stellen,  dass  dem 
Kläger  sein  Klagerecht  nicht  verschlechtert  werde,  wenn  gleich 
vielleicht  die  Beitreibung  der  [streitigen]  Sache  schwerer  ge- 
macht sein  könnte.  Denn  wenn  gleich  die  Beitreibung  schwe- 
rer ist,  so  muss  man  doch  sagen,  dass  er  ihn  in  demsel- 
ben Verhältniss  gestellt  zu  haben  scheine;  hat  er  näm- 
lich [z.  B.]  neue  Schulden  gemacht,  oder  Geld  durchgebracht, 
so  scheint  er  doch  in  demselben  Verhältniss  gestellt  worden 
zu  sein.  Also  scheint  auch  der,  welcher  einem  Andern  zu  einer 
Leistung  verurtheilt  worden  und  gestellt  wird,  in  demselben 
Verhältniss  zu  stehen. 

12.  PAUL.  lib.  XI.  ad  Salin»  —  Wer  aber  von  einem 
kürzlich  ertheilten  Privilegium  Gebrauch  macht,  der  scheint  nicht 
in  demselben  Verhältniss  gestellt  zu  werden.  §.  1.  Man  lasse 
nicht  ausser  Acht,  dass  die  Würderung  Dessen,  was  des  Klä- 
gers Interesse  ausmacht,  auf  jene  Zeit  gerichtet  werden  müsse, 
wo  er  sich  hat  stellen  sollen,  nicht  auf  die,  wo  die  Klage 
angestellt  wird,  obgleich  sein  Interesse  da  vielleicht  ganz  auf- 
gehört hat. 

13.  JULIAN,  lib.  LV.  Digest.  —  So  oft  ein  Sclave  sich 
von  einem  Andern  ein  Versprechen  in  Bezug  auf  das  sich 
vor  Gericht  Stellen  leisten  lässt,  oder  leistet,  als  wollte  er 
selbst  die  Rolle  einer  Partei  übernehmen,  so  verfallt  weder 
die  Stipulation,  noch  sind  die  Bürgen  verbindlich,  weil  ein 
Sclave  weder  verklagt  werden,  noch  klagen  kann. 

14.  NERATIUS.  lib.  II.  Membran.  —  Hat  ein  Geschäffs- 
besorger  blos  stipulirt,  dass  man  Den,  welcher  Gegenstand 
der  Stipulation  ist,  stellen  werde,  ohne  sich  eine  Strafe  für 
den  Fall,  dass  er  sich  nicht  gestellt  hätte,  ausbedungen  zu 
haben,  so  ist  diese  Stipulation  von  fast  gar  keiner  Wirkung, 
weil,  anlangend  den  Nutzen  des  Geschäftsbesorgers ,  dieser 
kein  Interesse  daran  hat,  dass  jener  sich  stelle.  Wenn  er 
aber  im  Acte  der  Stipulation  das  Geschäft  eines  Andern  ge- 
führt hat,  so  kann  man  behaupten,  dass  in  diesem  Fall  nicht 


Pandect.  L.II.  Tit.  12.  Deferiis  et  dilai.  et  div.  tempor.  325 


sein,  sondern  Dessen  Nutzen  dabei  in  Anschlag  komme,  wessen 
Geschäfte  er  vertreten ,  so  dass  man  demnach  vermöge  der  Sti- 
pulation, im  Fall  der  Beklagte  sich  nicht  gestellt,  dem  Geschäfts- 
hesorger  soviel  schuldig  geworden,  als  das  Interesse  des  Herrn 
des  Rechtsstreits  betrug,  wenn  er  sich  gestellt  hätte.  Dasselbe 
kann  auch  um  so  mehr  gesagt  werden,  wenn  der  Geschäfts- 
besorger  sich  so  hat  versprechen  lassen:  wieviel  der  Ge- 
genstand betragen  wird,  dass  demnach  diese  Wortfügung 
als  nicht  auf  seinen  Nutzen,  sondern  auf  den  des  Herrn  sich 
beziehend  angesehen  wird. 

15.  PAPINIAN.  Hb.  II.  Qnaest.  —  Wenn  der  Vormund 
versprochen,  sich  vor  Gericht  zu  stellen,  und  seiner  Stipulation 
nicht  Folge  geleistet,  und  der  Mündel  inzwischen  zum  Jünglings- 
alter gekommen,  oder  gestorben,  oder  sich  der  Erbschaft  ent- 
halten hat,  so  wird  die  Klage  aus  der  Stipulation  verweigert 
werden :  denn  man  hat  auch  angenommen ,  dass ,  wenn  der 
Vormund  auf  den  geforderten  Gegenstand  verurtheilt  worden 
und  etwas  von  jener  Art  vorgefallen,  die  Klage  aus  der  Ver- 
urteilung gegen  ihn  nicht  zu  gestatten  sei. 

Zwölfter  Titel. 

Deferiis  et  dilationibus  et  diver sis 
t  empor  ib  u  s. 

[Von  Gerichtsferien  und  Fristen  und  [der  Berechnung]  verschie- 
dener Zeiten  39), 

1.  ULP.  Hb.  IV.  de  ömn.  Tribunal.  —  Dass  Niemand 
den  Gegner  zwinge,  zur  Zeit  der  Ernte  oder  Weinlese  vor 
Gericht  zu  kommen,  ist  in  der  Rede  des  verewigten  Kaisers 
Marcus  gesagt;  weil  die,  welche  mit  Landarbeit  zu  thun 
haben,  nicht  zum  Erscheinen  vor  Gericht  zu  zwingen  sind. 
§.  1.  Wenn  aber  der  Prätor  entweder  aus  Unwissenheit  oder 
Nachlässigkeit  sie  berufen  und  sie  freiwillig  gekommen  sind, 
so  wird,  wenn  derselbe  m  ihrer  Gegenwart  und  während  sie 
zur  Führung  des  Rechtsstreites  bereit  gewesen,  das  Urtheil 
gesprochen  hat,  dieses  von  Wirkung  sein,  obgleich  er  nicht 
Recht  gehandelt,  als  er  sie  berufen.  Wenn  er  aber  da,  wo 
sie  fortdauernd  abwesend  waren,  auch  in  ihrer  Abwesenheit 
das  Urtheil  gesprochen  hat,  so  wird  man  dem  Obigen  zu  Folge 
sagen,  dass  dieses  Urtheil  nichtig  sei;  denn  die  Handlung  des 
Prutors  kann  dem  Rechte  keinen  Eintrag  thun.  Auch  ohne 
Appellation  wird  das  Urtheil  also  aufgehoben  werden.    §.  2.  Es 


39)  Davon  wird  im  Titel  selbst  wenig  gehandelt,  wie  öfters; 
s.  Cujac.  Paratitla,  und  Noodt  ad  h.  h;  es  sind  z.  B. 
dies  utiles  und  continui  zu  verstehen. 
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sind  jedoch  einige  Fälle  ausgenommen,  wo  man  gezwungen 
werden  kann,  auch  während  der  Zeit,  wo  Ernte  und  Wein- 
lese ist,  vor  den  Prätor  zu  kommen,  nämlich  wenn  die  Sache 
durch  Ablauf  von  Zeit  untergehen,  d.  h.  wenn  eine  Frist  die 
Klage  aufheben  würde.  So  oft  es  die  Sache  nolhwendig  er- 
heischt, muss  nun  zwar  allerdings  Zwang  Statt  finden,  vor 
dem  PräJor  zu  erscheinen,  aber  billig  ist  es,  diesen  nur  zu 
dem  Ende  der  Einlassung  auf  die  Klage  Statt  finden  zu  lassen. 
Und  das  ist  in  den  Worten  der  Rede  selbst  enthalten.  We- 
nigstens hat  diese,  wenn  die  eine  Partei  es  verweigern  sollte, 
nach  der  Einlassung  weiter  rechtlich  zu  verfahren,  ihr  Frist 
zugesichert. 

2.  Id.  lib.  V.  ad  Ed.  —  Durch  "Veröffentlichung  dersel- 
ben Rede  hat  der  verewigte  Kaiser  Marcus  bewirkt,  dass  in 
gewissen  andern  Fällen  auch  an  Ferientagen  der  Prätor  an- 
gegangen werden  dürfe ;  z.  B.  Behufs  der  Bestellung  von  Vor- 
mündern oder  Curatoren,  oder  der  Erinnerung  Nachlässiger 
an  ihre  Pflicht,  der  Anführung  von  Entschuldigungsgründen, 
Bestimmung  von  Alimenten,  der  Führung  des  Beweises  des 
Alters,  der  Verfügung  [einstweiligen]  Besitzes  für  die  Leibes- 
frucht, oder  wegen  der  Erhaltung  des  Streitgegenstandes,  oder 
der  Vermächtnisse  und  Fideicommisse ,  oder  um  drohendem 
Schaden  vorzubeugen,  ingleichen  wegen  Aushändigung  von 
Testamenten,  der  Bestellung  eines  Curators  für  das  Vermögen 
Dessen,  von  welchem  es  ungewiss  ist,  ob  Jemand  als  sein 
Erbe  auftreten  werde;  oder  wegen  Ernährung  von  Kindern, 
Eltern  und  Freilassern;  oder  wegen  der  Antretung  einer 
Schulden  halber  verdächtigen  Erbsehaft;  oder  damit  eine 
schwere  Beleidigung  durch  Augenschein  gewürdert  werde; 
oder  wenn  Einem  eine  Freilassung  in  einem  Fideicommisse 
auferlegt  ist. 

3.  Id.  lib.  II.  ad  Ed»  —  Es  pflegt  auch  zur  Ernte-  und 
Weinlesezeit  Recht  über  solche  Dinge  gesprochen  zu  werden, 
deren  man  durch  Ablauf  von  Zeit  oder  durch  Tod  verlustig 
werden  würde;  durch  Tod,  wie  z.  B.  Klagen  wegen  Dieb- 
stahls ,  wegen  widerrechtlichen  Schadens ,  wegen  schwerer  Be- 
leidigungen, wenn  Jemand  beschuldigt  wird,  bei  einer  Feuers- 
brunst, einem  Einsturz,  einem  Schiffbruche,  oder  Anmaassung 
eines  Flosses  oder  eines  Schiffes  sich  des  Raubes  schuldig  ge- 
macht zu  haben ;  und  wenn  dergleichen  ähnliche  Fälle  vorlie- 
gen. Nicht  minder  wenn  die  Gegenstände  durch  Ablauf  von 
Zeit  zu  Grunde  gehen,  z.  B.  die  Frist,  binnen  der  geklagt 
werden  darf,  ablaufen  würde.  §.  1.  Auch  Klagen  über  Frei- 
heit werden  zu  jeder  Zeit  zu  Ende  gebracht.  §.2.  So  wird 
auch  gegen  Den,  welcher  in  Bezug  auf  Jahrmärkte  dem  all- 


Pandect.  L.II.  Tit.  12.  Ueferiia  ei  dilat.  et  diu*  tctnpor.  327 


gemeinen  Besten  zuwider  etwas  angenommen  hat  40),  zu  jeder 
Zeit  Recht  gesprochen. 

4.  PAUL.  lib.  I.  ad  Ed,  —  Die  Provincialpräsidenten 
pflegen  nach  der  Gewohnheit  eines  jeglichen  Orts  die  Zeit 
tler  Ernte  und  der  Weinlese  zu  bestimmen. 

5.  ULP.  lib.  LXII.  ad  Ed,  —  Den  einundreissigsten  De- 
ceinber  pflegen  die  Staatsbeamten  weder  Recht  zu  sprechen, 
noch  sonst  Audienz  zu  geben. 

6.  Id.  lib.  LXXVII.  ad  Ed,  —  Wenn  in  Ferientagen 
ein  Urtheil  gefällt  worden,  so  ist  gesetzlich  vorgeschrieben, 
dass  an  diesen  Tagen  jedes  Urtheil  null  sei,  was  nicht  mit 
Zustimmung  der  Parteien  gefällt  ist;  und  dass,  wenn  anders 
gegen  diese  Vorschrift  gesprochen  worden,  Keiner  verbunden 
sein  solle,  das  ihm  Zuerkannte  zu  thun,  oder  zu  bezahlen, 
und  dass  kein  [Richter],  wenn  er  deshalb  vor  Gericht  angegan- 
gen worden,  ihn  zwingen  solle,  das  Zuerkannte  zu  leisteu. 

7.  Id.  lib.  I.  de  ojftc,  Consulis.  —  In  der  Rede  des  ver- 
ewigten Kaisers  Marcus  ist  zwar  ausdrücklich  gesagt,  es 
solle  wegen  Zusammensuchens  von  Beweismitteln  nicht  mehr 
als  Eine  Frist  ertheilt  werden.  Aber  zum  Nutzen  der  Parteien 
pflegt  nach  vorläufiger  Untersuchung  der  Sache,  sie  mögen  in 
derselben,  oder  in  einer  andern  Provinz  wohnen,  nach  Ent- 
fernung des  Ortes  4  1 ) ,  auch  zum  zweiten  Male  Frist  gestattet 
zu  werden ;  und  besonders ,  wenn  etwas  Unverhofftes  sich  er- 
eignen sollte.  Wenn  ein  schon  Verstorbener  w  egen  der  Be- 
weismittel eine  Frist  erhalten  hat,  so  fragt  sich,  ob  sie  auch 
seinem  Nachfolger  zu  geben  sei,  oder  ob  sie  vielmehr,  weil 
sie  schon  ertheilt  worden ,  nicht  mehr  zu  verstatten  sei  ?  Es 
spricht  mehr  dafür,  dass  sie  auch  diesem  nach  vorläufiger  Un- 
tersuchung der  Sache  gegeben  werden  müsse. 

8.  PAUL.  lib.  XIII.  ad  Sabin.  —  Der  Römischen  Ge- 
wohnheit zufolge  fängt  der  Tag  von  Mitternacht  an,  und  en- 
digt mit  der  Mitte  der  folgenden  Nacht,  und  alles,  was  daher 
iu  diesen  vierundzwanzig  Stunden,  d.  h.  zwei  halben  Nächten 


40)  Radulph.  Forner.  rer.  quotid.  I.  6.  (T.  O.  II.  134.)  erklärt 
diese  Stelle  so:  die  Freiheit  der  Jahrmärkte  bestand  in  dem 
Verbot,  die  Kaufletite  zu  verklagen,  und  in  Freiheit  von 
Zöllen.  In  letzter  Beziehung  wäre  nun  das  quid  acceperit 
zu  verstehen. 

41)  Tarn  ex  eadem  quam  ex  alia  provincia,  secundum  mode- 
ramen  locorum.  Das  ex  eadem  etc.  verstehe  ich  zu  litiganies 
gehörig,  sonst  kann  es  in  keinen  Zusammenhang  mit  der 
Stelle  gebracht  werden;  modcramen  locorum  bezieht  sich 
darauf,  dass,  wenn  es  eadem  provincia  ist,  die  Frist  drei 
Monate  hält,  wenn  contigua  sechs,  uud  wenn  transmarma 
neun;  s.  d.  Glosse. 


328 


Pandect.  L.  II.  Tit.  13,  De  eäendo. 


und  dem  dazwischenliegenden  Tage  verhandelt  worden,  ist 
ebenso,  als  ob  es  an  dem  Tage  42)  verhandelt  worden  wäre  4J). 

9.  ULI*,  üb.  VII.  de  qffic.  Procons,  —  Der  verewigte 
Kaiser  Trajamis  hat  dem  Minicius  Natalis  rescribirt, 
dass  Ferien  nur  von  den  gerichtlichen  Geschäften  entbänden; 
was  aber  zur  Kriegszucht  gehöre,  müsse  auch  an  Ferientagen 
vollbracht  werden,  wozu  auch  die  Besichtigung  der  Wachen 
gehöre. 

10.  PAUL.  lib.  V.  SentenU  —  In  Angelegenheiten  über 
das  Mein  und  Dein  kann  in  jedem  einzelnen  Process  nicht  mehr 
als  einmal ,  in  peinlichen  aber  können  dem  Beklagten  drei, 
dem  Kläger  zwei  Fristen  gegeben  werden,  beides  jedoch  nach 
vorläufiger  Untersuchung  der  Sache. 

Dreizehnter  Titel, 

De  eäendo* 

(Vom  Anzeigen  der  Klage.) 

i.  ULP.  lib.  IV.  ad  Ed.  —  Jeder  muss  die  Klage  an- 
zeigen, die  er  anstellen  will.  Denn  es  scheint  sehr  billig, 
dass  der,  welcher  klagen  will,  die  Klage  angebe,  damit  der 
Beklagte  weiss,  ob  er  weichen  oder  weiter  fortstreiten  solle, 
und  wenn  er  fortzustreiten  gedenket,  vorbereitet  zur  Verhand- 
lung komme,  nachdem  er  die  Klage,  welche  gegen  ihn  ange- 
stellt werden  soll,  erfahren  hat.  §.  1.  Anzeigen  heisst  auch, 
die  Möglichkeit  zur  Abschrift  gestatten,  oder  in  einem  schrift- 
lichen Aufsatze  abfassen  und  denselben  dem  Andern  geben 
oder  dictiren.  Auch  der,  sagt  Labeo,  zeige  an,  welcher 
den  Gegner  zum  Album  führt  und  ihm  zeigt,  was  er  dictiren 
werde,  oder  mündlich  angibt,  wovon  er  Gebrauch  machen 
will.  §.  2.  Die  Anzeigen  [der  Urkunden]  4*)  dürfen  ohne 
Bezeichnung  des  Tages  und  Consuls  geschehen,  damit,  wenn 
Tag  und  Consul  mit  angegeben  worden,  nicht  Bezügliches 
erdacht  werde  und  eine  Veränderung  des  Datums  geschehe  4S). 
Nur  den  Tag  und  den  Consul  hat  der  Prätor  ausgenommen, 
an  welchem  die  Urkunde  geschrieben  ist,  nicht  den,  an  wel- 
chem die  Zahlung  vor  sich  gehen  soll;  denn  der  Zahlungster- 
min ist  eben  so,  wie  die  zu  zahlende  Summe,  ein  Theil  der 


42)  Quavis  hora  lucis,  s.  Glück  III.  585  [12]. 

43)  Dieses  Fragment  ist  nicht  auf  die  Zeitberechnung  zu  be- 
ziehen, wie  wohl  irrig  geschehen,  s.  Lohr,  Archiv-  XI.  417. 

44)  Mittelst  Abschriftsertheilung;  ne  —  eoccogitetur  et  praclalo 
die  fiat  bezeichnet  überhaupt  ausäm  falsi  committendi9 
s.  Cujac.  Obs.  III.  7.  und  praeferre  diem  ist:  das  Datum 
ändern. 

45)  Nämlich  in  der  Urkunde  eines  Andern,  z.  B.  ut  obligatio 
ejus  vetustior  appareat9  s.  Fr.  18.  ad  L.  C.  de  Falsi  s. 
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Stipulation.  Rechnungen  müssen  jedoch  mit  Angahe  des  Tags 
und  Consuls  angezeigt  werden,  weil  Einnahme  und  Ausgabe 
nicht  im  Riaren  sein  können,  wenn  Tag  und  Consul  nicht 
angegeben  worden.  §.  3.  Angezeigt  muss  alles  werden,  was 
man  dem  Richter  selbst  anzeigen  will,  doch  so,  dass  Niemand 
gezwungen  werde ,  Urkunden  vorzuzeigen ,  von  denen  er  kei- 
nen Gebrauch  machen  will.  §.  4.  Wer  nicht  die  Stipulation 
in  ihrem  Gesammtumfange  anzeigt,  scheint  gar  nicht  anzuzei- 
gen. §.5.  Denen,  welche  wegen  Jugend,  schuldloser  Unwis- 
senheit oder  des  Geschlechts  [d.  i.  als  weibliche  Personen]  sich 
geirrt  und  nichts  angezeigt,  oder  dies  aus  einer  andern  ge- 
rechten Ursache  nicht  gethan  haben,  wird  Abhülfe  zu  Theil 
werden. 

2.  PAUL.  lib.  III.  ad  Ed,  —  Wenn  ein  Vermächtniss 
gefordert  wird,  so  befiehlt  der  Prätor  nicht,  die  Worte  des 
Testaments  anzuzeigen,  vielleicht  deshalb,  weil  die  Erben  eine 
Abschrift  des  Testaments  zu  haben  pflegen. 

3.  MAURICIAN.  lib.  II,  de  Poenis.  —  Der  Senat  hat 
beschlossen,  dass  keiner  von  Denen,  von  welchen  etwas  für 
den  Fiscus  eingeklagt  wird,  andere  Urkunden  dem  Angeber 
vorzuzeigen46)  gezwungen  werden  dürfe,  als  solche,  welche 
zu  der  Sache  gehörten,  weshalb  seinem  Bekenntnisse  nach 
die  Denunciation  geschehen  sei  4  7). 

4.  ULP.  lib.  IV.  ad  Ed.  —  Der  Prätor  sagt:  die, 
welche  einer  Geldhändlerbank  vorstehen,  sollen 
eine  Rechnung  [Dem]  4S),  welchen  sie  betrifft, 
mit  Angabe  des  Tages  und  des  Consuls  vorzeigen. 
§.  I.  Der  Grund  zur  Aufstellung  dieses  Edicts  ist  sehr  billig: 
denn  da  die  Bankhalter  die  Rechnungen  einzelner  Individuen 
führen,  so  war  es  billig,  dass  die  Urkunde,  welche  er  meinet- 
wegen niedergeschrieben,  als  mir  gewissermaassen  zugehörig, 
mir  vorgezeigt  werde.  §.  2.  Auch  ein  Haussohn  wird  unter 
diesen  Worten  begriffen,  so  dass  auch  er  zum  Vorzeigen  ge- 
zwungen werden  kann;  ob  auch  der  Vater,  ist  die  Frage. 
Labeo  schreibt,  dass  der  Vater  nicht  gezwungen  werden  dürfe, 
es  müsste  denn  das  Bankgeschäft  mit  seinem  Wissen  geführt 

46)  Sobald  vom  Ediren  der  Urkunden  von  Seiten  eines  Andern, 
als  des  Klägers,  die  Rede  ist^  kann  der  bisher  völlig  pas- 
sende Ausdruck  Anzeigen  für  Edere ,  welches  Wort  viel- 
deutig ist,  nicht  behalten  werden,  sondern  man  muss  es 
mit  Vorzeigen  vertauschen. 

47)  S.  Glück  XXI  i.  117  [29].  Dem  Fiscus  müssen  nämlich, 
auch  wenn  er  Kläger  ist,  Urkunden  edirt  werden;  in  obiger 
Stelle  ist  dies  wohl  zunächst  noch  vou  bonis  caducis  zu  ver- 
stehen, weil  vom  dclator  die  Rede  ist. 

48)  Ant.  JMuret.  Obs.  Jur.  Cap.  9.  (T.  O.  IV.  139.)  will  hier 
cuique  einschieben. 
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werden:  aber  Sabin us  hat  mit  Recht  geantwortet,  es  «ei 
dies  dann  zulässig",  wenn  er  den  Gewinn  dem  Vater  berechne. 
§.  3.  Wenn  aber  ein  Sclave  das  Bankgeschäft  betreibt  —  denn 
das  kann  er  —  so  müsse,  im  Fall  er  dies  mit  Willen  des 
Herrn  gethan,  dieser  zum  Vorzeigen  gezwungen,  und  mithin 
gegen  ihn  die  Klage  ebenso  gestattet  werden,  als  ob  er  selbst 
handelnde  Person  gewesen  wäre ;  hat  er  es  aber  ohne  Wissen 
des  Herrn  gethan ,  so  reiche  es  hin ,  wenn  der  Herr  schwöre, 
er  besitze  diese  Rechnungen  nicht.  Hat  der  Sclave  das  Bank- 
geschäft mit  seinem  Sondergute  betrieben,  so  haftet  der  Herr 
[durch  die  Klage]  auf  das  Sondergut,  oder  wegen  der  Verwen- 
dung in  seinen  Nutzen.  Aber  wenn  der  Herr  die  Rechnungen 
besitzt  und  nicht  vorzeigt,  so  wird  er  auf  das  Ganze  verbind- 
lich. §.  4.  Auch  Der,  welcher  aufgehört  hat,  ein  Bankgeschäft 
zu  treiben,  wird  zum  Vorzeigen  gezwungen.  §.  5.  Nur  an 
dem  Orte  wird  man  zum  Vorzeigen  gezwungen ,  wo  man  das 
Bankgeschäft  getrieben  hat,  und  das  ist  gesetzlich  bestimmt. 
Hat  Jemand  das  Hauptbuch  für  sein  Bankgeschäft  in  einer 
andern  Provinz,  als  wo  er  das  Geschäft  selbst  geführt,  so 
glaube  ich ,  müsse  er  zum  Vorzeigen  an  dem  Orte  gezwungen 
werden,  wo  er  das  Bankgeschäft  getrieben.  Denn  das  ist 
zuerst  seine  eigene  Schuld  gewesen,  dass  er  das  Buch  wo 
andershin  geschafft  hat.  Wenn  er  hingegen  an  einem  andern 
Orte  das  Bankgeschäft  betrieb,  als  wo  er  zum  Vorzeigen  auf- 
gefordert wird,  so  wird  er  keineswegs  dazu  gezwungen,  du 
müsstest  denn  haben  wollen,  dass  er  an  dem  Orte,  wo  die 
Sache  verhandelt  wird,  dir  eine  Abschrift,  gäbe,  und  zwar 
auf  deine  Kosten, 

5.  PAUL.  lib.  III.  ad  Ed.  —  und  man  muss  eine  Frist 
zur  Herbeischaffung  der  [Rechnungen]  ertheilen. 

6.  ULP.  lib.  IV.  ad  Ed.  —  Wenn  einer  von  den  Bank- 
haltern, so  wie  es  sehr  viele  von  ihnen  thun,  auf  dem  Land- 
hause, oder  in  seiner  Niederlage  sein  Hauptbuch  haben  sollte, 
so  wird  er  dich  entweder  dahin  führen ,  oder  dir  die  Rech- 
nungen in  Abschrift  geben  müssen.  §.  1.  Auch  die  Nachfolger 
des  Bankhalters  werden  gezwungen  werden,  die  Rechnungen 
vorzuzeigen.  Sind  mehrere  Erben  vorhanden  und  hat  nur 
Einer  die  Rechnungen,  so  wird  er  allein  zum  Vorzeigen  ge- 
zwungen ;  wenn  alle  sie  besitzen  und  nur  ein  Einziger  sie 
vorgezeigt  hat,  so  sind  alle  zum  Vorzeigen  zu  zwingen.  Denn 
wie,  wenn  ein  armer  Schlucker,  der  wenig  Credit  hat,  sie 
vorgezeigt,  so  dass  man  an  der  Glaubhaftigkeit,  mit  der  die 
Vorzeigung  geschehen,  mit  Recht  zweifeln  könnte.  Damit 
also  die  Rechnungen  verglichen  werden  können,  müssen  die 
Uebrigen  entweder  sie  auch  vorzeigen,  oder  des  Einen  Angabe 
unterschreiben.    Dasselbe  wird  Statt  finden,  wenn  es  auch 
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mehrere  Bankhalter  gewesen,  von  denen  die  Vorzeigung*  ge- 
fordert wird;  denn  auch,  wenn  mehrere  Vormünder  zusammen 
eine  Vormundschaft  verwaltet  haben,  müssen  sie  entweder  alle 
die  Rechnungen  vorzeigen,  oder  des  Einen  Angabe  unterschrei- 
ben. §.  2.  Man  verlangt  aber  vom  Gegner  des  Bankhalters 
einen  Eid,  dass  er  nicht  aus  Chicane  die  Vorzeigung  verlange; 
damit  er ,  um  den  Bankhalter  zu  vexiren ,  nicht  etwa  die  Vor- 
zeigung überflüssiger  Rechnungen,  oder  solcher,  die  er  selbst 
hat,  fordere.  §.3.  Rechnung,  sagt  Labeo,  sei  die  Aufzeich- 
nung der  durch  Hin-  und  Wiedergeben,  Einnehmen,  Crediti- 
ren ,  Sichverbindlichmachen  und  Bezahlen  gemachten  Geschäfte ; 
und  keine  Rechnung  fange  von  der  Bezahlung  einer  Schuld 
allein  an ;  auch  dürfe  keine  Nöthigung  zum  Vorzeigen  in  Be- 
zug auf  ein  Pfand  oder  einen  Auftrag,  die  man  erhalten  habe, 
Statt  linden :  denn  das  liege  ausser  dem  Kreise  der  Rechnung. 
Auch  [in  Bezug  auf  das,]  was  der  Bankhalter  zu  bezahlen 
versprochen  hat,  muss  er  vorzeigen;  denn  auch  das  ist  Folge 
des  Bankgeschäfts.  §.  4.  Aus  diesem  Edicte  steht  die  Klage 
auf  das  Interesse  zu.  §.  5.  Daher  ist  es  klar,  dass  das  Edict 
erst  dann  von  Wirkung  sein  könne,  wenn  Jemand  wirklich 
betheiligt  ist.  Ein  Geschäft  4  9)  wird  aber  dann  als  mich  be- 
treifend betrachtet,  sobald  du  es  in  meinem  Auftrag  geführt 
hast ;  hat  indess  in  meiner  Abwesenheit  mein  Geschäftsbesor- 
ger  den  Auftrag  dazu  gegeben,  muss  dann  mir  [die  Rechnung] 
vorgezeigt  werden,  als  ob  sie  mich  betreife?  Und  es  spricht 
mehr  dafür,  dass  sie  mir  vorgezeigt  werden  müsse.  Auch 
meinem  Geschäftsbesorger  muss  er  Zweifelsohne  die  Rechnung, 
in  der  er  mit  mir  steht,  vorzeigen,  als  ob  sie  ihn  beträfe, 
wogegen  dieser  Sicherheit  für  Genehmhaltung  seiner  Handlun- 
gen stellen  muss,  wenn  es  ihm  nicht  aufgetragen  worden. 
§.  6.  Wenn  der  Anfang  der  Tafeln,  auf  welchen  die  Rechnung 
des  Titius  geschrieben  ist,  den  Tag  enthält,  gleich  nachher 
aber  meine  Rechnung  folgt  und  keinen  Tag  und  Consul  auf- 
weist, so  muss  auch  mir  Tag  und  Consul  vorgezeigt  werden: 
denn  Vorsetzung  des  Tages  und  Consuls  ist  allen  Rechnungen 
gemeinschaftlich.  §.  7.  Vorzeigen  aber  heisst  entweder  dic- 
tiren,  oder  schriftlich  geben,  oder  das  Rechnungsbuch  auf- 
schlagen. §.  8.  Der  Prätor  sagt:  Einem  Bankhalter 
oder  dem,  welcher  das  Vorzeigen  nochmals  ver- 
langen wird,  werde  ich  [nur]  nach  vorläufiger 
Untersuchung  der  Sache  vorzuzeigen  befehlen. 
§.  9.  Das  Vorzeigen  an  den  Bankhalter  verbietet  er  näm- 
lich  [im  Allgemeinen]  darum,   weil  dieser  doch  selbst  mit 


49)  Ratio  —  pertinere ,  s.  C äs.  Costa,  var.  ambiguit.  Jur.  11.4. 
(T.  O.  lY.  1212.) 
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dem  Hauptbuche  seines  Geschäfts  versehen  sein  kann,  und  es 
widersinnig  ist,  während  er  selbst  in  dem  Verhältniss  steht, 
vor/eigen  zu  müssen,  zu  verlangen,  dass  ihm  vorgezeigt  werde. 
Ob  auch  dem  Erben  des  Bankhalters  die  Rechnung  nicht  vor- 
gezeigt zu  werden  brauche,  ist  die  Frage.  Wenn  er  selbst 
in  den  Besitz  des  Hauptbuchs  über  das  Bankgeschäft  gekom- 
men ist,  so  braucht  es  nicht  zu  geschehen;  wo  nicht,  so  muss 
es  ihm  aus  triftigen  Gründen  vorgezeigt  werden;  denn  auch 
dem  Bankhalter  selbst  muss  eine  Rechnung  aus  Gründen  vor- 
gezeigt werden,  wenn  er  beweist,  dass  er  sie  durch  Schiff- 
bruch, Einsturz,  Feuersbrunst  oder  durch  einen  andern  ähn- 
lichen Unfall  verloren,  oder  dass  er  sie  an  einem  zu  weit  ent- 
fernten Orte  habe,  z.  B.  jenseits  des  Meeres.  §.  10.  Auch 
Dem,  der  zum  zweiten  Male  um  Vorzeigung  bittet,  gestat- 
tet der  Prätor  sein  Suchen  nicht  anders,  als  aus  triftigen 
Gründen , 

7.  ULP  lib.  III.  ad  Ed.  —  z.B.  wenn  er  beweist,  dass 
er  [die  Abschrift]  Dessen,  was  ihm  zum  ersten  Male  vorgezeigt 
worden,  weit  von  dem  Orte  entfernt  habe;  oder  dass  nicht 
Alles  vorgezeigt  worden,  oder  dass  er  Rechnungen  durch  un- 
vorhergesehenen Unfall,  nicht  aber  durch  Nachlässigkeit,  ver- 
loren habe.  Hat  er  sie  nämlich  durch  Zufall,  der  ihm  nicht 
zugerechnet  werden  kann,  verloren,  so  wird  [der  Prätor]  von 
Neuem  Befehl  zum  Vorzeigen  ertheilen.  §.  1.  Der  Ausdruck 
nochmals  bedeutet  zweierlei;  erstens  zeigt  er  auf  eine  be- 
stimmte zweite  Zeit,  was  die  Griechen  devzsQOV  nennen. 
Zweitens  bezieht  er  sich  auch  auf  alle  Folgezeiten,  "eine  Be- 
deutung, welche  die  Griechen  durch  nctXiv  ausdrücken.  Hier 
versteht  man  ihn  von:  so  oft  es  n  o  t  h  wr  e  n  d  i  g  sein  wird. 
Denn  es  kann  sein,  dass  Jemand  eine  zweimal  vorgezeigte 
Rechnung  verloren  habe.  Demnach  ist  hier  nochmals  für 
öfter  zu  nehmen. 

8.  ULP.  lib.  IV.  ad  Ed.  —  Wenn  ein  Bankhalter  Rech- 
nungen vorzuzeigen  befehligt  wird,  so  wird  er  dann  bestraft, 
wenn  er  sie  aus  Arglist  nicht  ausliefert.  Aber  Schuld  wird 
er  nicht  büssen,  ausser  derjenigen,  welche  der  Arglist  sehr 
nahe  kommt.  Aus  Arglist  zeigt  eben  so  sehr  derjenige  nicht 
vor,  welcher  die  Rechnungen  betrüglich  50)  vorzeigt,  als  wer 
sie  gar  nicht  vorzeigt.  §.  J.  Wer  diesem  Edicte  verfällt,  er- 
setzt soviel,  als  mein  Interesse,  die  Vorzeigung  der  Rechnun- 
gen zu  erhalten,  damals  betrug,  als  die  Vorzeigung  vom  Prä- 
tor anbefohlen  wurde;  nicht  soviel,  als  es  jetzt  beträgt.  Und 


50)  Malitiose;  s.  Bris  so  n.,  ist  soviel  als  fraudulenter,  colli  de  9 
dolose,  es  ist  also  irgend  eiue  Art  und  Weise  des  nicht  red- 
lichen Vorzeigens  zu  verstehen. 
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hat  daher  auch  vielleicht  das  Interesse  ganz  aufgehört,  oder 
angefangen,  geringer  oder  grösser  zu  sein,  so  wird  doch  die 
Klage  Statt  haben  5l)  und  [Beziehungsweise]  weder  auf  mehr, 
noch  auf  weniger  gerichtet  werden  können. 

9.  PAUL.  lib.  III.  ad  Ed.  Es  gibt  einige  Personen, 
die  uns  die  Rechnungen  vorzeigen  müssen,  und  doch  vom  Prä- 
tor  durch  das  vorliegende  Edict  nicht  dazu  gezwungen  werden. 
Wenn  z.  B.  ein  Geschäftsbesorger  meine  Geschäfte  und  Rech- 
nungen geführt,  so  wird  er  nicht  vom  Prätor  durch  die  Furcht 
vor  der  Klage  auf  das  Geschehene  gezwungen,  die  Rechnun- 
gen vorzuzeigen;  weil  wir  nämlich  dasselbe  durch  die  Klage 
aus  dem  Auftrage  erlangen  können.  Und  hat  mein  Gesell- 
schafter die  Geschäfte  aus  Arglist  schlecht  geführt,  so  schreitet 
der  Prätor  mit  dieser  Vorschrift  auch  nicht  ein;  denn  es  findet 
die  Klage  aus  dem  Gesellschaftscontract  Statt.  Auch  den  Vor- 
mund zwingt  der  Prätor  nicht,  auf  diese  Weise  seinem  Mün- 
del die  Rechnungen  vorzuzeigen,  sondern  er  pflegt  dazu  durch 
die  Klage  aus  der  Vormundschaft  gezwungen  zu  werden. 
§.  1.  Es  kommt  nichts  darauf  an,  ob  die  Erben,  der  Vater 
oder  der  Herr  des  Bankhalters  dasselbe  Gewerbe  treiben, 
weil,  sobald  sie  au  die  Stelle  und  in  die  Rechte  des  Bank- 
halters rücken,  sie  auch  seine  Verpflichtungen  übernehmen 
müssen.  Wem  aber  der  Bankhalter  seine  Rechnungen  ver- 
macht hat,  der  wird  nicht  hierunter  als  begriffen  erscheinen, 
weil  in  diesen  Worten  eben  so  wenig  ein  Nachfolger  im  Rechte 
angedeutet  wird ,  als  wenn  er  sie  ihm  bei  seinem  eigenen  Leben 
geschenkt  hätte.  Auch  der  Erbe  wird  nicht  haften,  weil  er 
weder  dieselben  besitzt,  noch  aus  Arglist  den  Besitz  derselbe» 
aufgegeben  hat.  Wenn  ihm  indess,  bevor  er  sie  dem  Ver- 
mächtnissberechtigten übergab,  angekündigt  wurde,  er  solle  sie 
nicht  früher  übergeben,  so  wird  er  haften,  als  habe  er  aus 
Arglist  so  gehandelt.  Ebenso  wird  er  haften52),  bevor  er 
sie  übergibt.  Wenn  er  in  gar  nichts  mit  Arglist  gehandelt, 
so  muss  nach  vorläufiger  Untersuchung  der  Sache  der  Ver- 
mächtnissberechtigte zum  Vorzeigen  gezwungen  werden.  §.  2. 
Pomponius  schreibt,  es  sei  nicht  unbillig,  auch  Geldwechs- 
ler S3)   zum  Vorzeigen  von  Rechnungen  zu  zwingen,  weil 

51)  Locum  actio  non  Jiabebh ;  diese  Lesart  ist  in  Bezug  auf 
das  entsprechende  licet  interesse  desiit  und  den  Lehrsatz  ohne 
allen  Sinn;  die  Versuche  der  Emendation  s.  hei  Glück  IV. 
No  13.  Dass  das  non  herausmüsse,  ist  klar;  sollte  es  viel- 
leicht ein  zusammengezogenes  tarnen  sein? 

52)  Vgl.  Cujac  ad  h.  I.  (Jpp.  T.  V.  39.  D. 

53)  Die  Argentarien  sind  hinlänglich  bekannt,  es  Ist  deshalb 
schou  früher  auf  Almendingen's  classische  Abhandlung 
verwiesen  worden.  Die  Numularii  werden  von  Cujac.  ad 
h.  L  (/.  /.)  so  erklärt :  sunt  quasi  minuti,  infimi  argentarii :  — 
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auch  diese,  sowie  die  Bankhalter,  Rechnungen  führen,  und 
weil  sie  Geld  empfangen  und  einzeln  ausgeben,  wovon  die 
Beweise  besonders  in  ihren  schriftlichen  Aufzeichnungen  und 
Handelsbiichern  liegen :  und  sehr  oft  auf  ihre  Zuverlässigkeit 
gebaut  wird.  §.  3.  Uebrigens  befiehlt  der  Prätor,  dass  die 
betretenden  Rechnungen  allen  Denen  vorgezeigt  werden,  welche 
es  verlangen  und  schwören,  dass  sie  dies  nicht  aus  Chicane 
fordern.  §.  4.  Uns  aber  betreffen  sie  nicht  allein  dann,  wenn 
wir  selbst  mit  Jemandem  contrahirt,  oder  des  contrahirenden 
Theiles  Erben  geworden  sind,  sondern  auch,  wenn  der,  wel- 
cher in  unserer  Gewalt  steht,  contrahirt  hat. 

10.  GAJ.  lib.  I.  ad  Ed.  prov.  —  Der  Bankhalter  erhält 
den  Befehl,  die  Rechnungen  vorzuzeigen,  ohne  dass  etwas 
darauf  ankommt,  ob  mit  ihm  selbst  oder  mit  einem  Andern 
Streit  obwaltet.  §.  Ii  Man  zwingt  aber  nur  Bankhalter,  und 
nicht  auch  andere  von  ihnen  verschiedene  Personen,  zur  Vor- 
zeigung von  Rechnungen,  deshalb,  weil  nur  ihr  Wirkungs- 
kreis und  ihr  Dienst  öffentlich  ist,  und  es  eine  vorzügliche 
Beschäftigung  derselben  ausmacht,  dass  sie  über  ihre  Geschäfte 
genau  Rechnung  führen.  §.  2.  Vorzeigen  einer  Rechnung  ver- 
steht man  so,  dass  sie  von  Anfang  an  s4)  vorgezeigt  werde, 
denn  wenn  man  [diesen]  nicht  weiss,  kann  keiue  Rechnung 
verstanden  werden ;  nicht  als  ob  man  das  ganze  Rechnungsbuch 
einzusehen  und  abzuschreiben  Jedem  verstatten  niüsste,  sondern 
es  soll  nur  der  Theil  der  Rechnungen,  welcher  auf  Jemandes 
Unterrichtung  Bezug  hat,  eingesehen  und  abgeschrieben  wer- 
den. §.  3.  Weil  aber  die  Klage  nur  auf  soviel  zusteht,  als 
dem  Kläger  daran  liegt,  dass  ihm  die  Rechnungen  vorgezeigt 
würden,  so  wird  daraus  folgen,  dass,  es  mag  nun  Jemand 
verurtheilt  worden  sein,  oder,  was  er  klagend  gefordert,  eben 
deshalb  nicht  erlangt  haben,  weil  er  keine  Rechnungen  gehabt, 
mit  denen  er  sein  Ansuchen  hätte  unterstützen  können,  er  die- 
ses Alles,  was  er  auf  diese  Weise  verloren,  vermittelst  dieser 
Klage  erhalte.  Sehen  wir  indess,  ob  dies  ausführbar  sei. 
Wenn  er  nämlich  vor  dem  Richter,  welcher  zwischen  ihm 
und  dem  Bankhalter  entscheidet,  beweisen  kann,  dass  er  in 
jenem  Processe,  wo  er  unterlegen,  habe  siegen  können,  so 
wird  er  den  Beweis  auch  damals  haben  führen  können;  und 
wenn  er  es  nicht  beweisen  kann,  oder  der  Richter  seinen 
Beweis  nicht  beachtet,  so  muss  er  sich  das  selbst  oder  dem 
Richter  zuschreiben.  Aber  so  ist  es  nicht:  denn  es  ist  ja 
möglich,  dass  er  jetzt  der  Rechnungen  entweder  auf  von  Seiten 


plerumque  sunt  coactores  et  collectarn  argentariorum,  et 
xolloßusTaC,  qui  solent  pecuniam  permutare ,  sive  cambire. 
54)  A  capite,  d.h.  a  die  et  consule.  Glosse. 
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des  [Bankhalters]  selbst  geschehenes  Vorzeigen  oder  auf  andere 
Art  habhaft  geworden,  oder  vermöge  anderer  Urkunden  oder 
Zeugen,  die  er  vorher  aus  einem  besondern  Grunde  nicht  ge- 
brauchen konnte,  zu  erweisen  im  Stande  ist,  er  habe  siegen 
können.  Denn  auf  dieselbe  Weise  steht  uns  ja  auch  die  Con- 
diction  wegen  einer  heimlich  entwendeten  oder  verderbten 
Quittung  und  die  Klage  auf  Vergütung  widerrechtlichen  Scha- 
dens zu ,  weil  wir  das ,  was  vorher  wegen  Vorenthaltung  der 
Quittung  nicht  bewiesen  werden  kounte,  und  deshalb  den 
Process  verlieren  machte,  jetzt  vermittelst  anderer  Urkunden 
oder  durch  Zeugen,  die  wir  damals  nicht  gebrauchen  konnten, 
zu  erweisen  im  Stande  sind. 

11.  MODESTIN,  lib.  III.  Regul.  —  Man  hat  angenom- 
men, dass  Abschriften  von  Urkunden  auch  ohne  Unterschrift 
dessen,  welcher  sie  vorzeigt,  vorgezeigt  werden  können. 

12.  C ALLISTRAT.  lib.  I.  Edicti  Monitorii.  —  Frauen 
scheinen  von4  dem  Berufe  eines  Bankhalters  ausgeschlossen 
zu  sein,  weil  dies  eine  nur  für  Männer  passende  Beschäf- 
tigung ist. 

13.  ULP.  lib.  IV.  ad  Ed.  —  Diese  Klage  wird  weder 
nach  Jahresfrist,  noch  gegen  den  Erben,  ausser,  wenn  eine 
Handlung  von  ihm  der  Grund  der  Klage  ist,  wohl  aber  dem 
Erben,  verstattet  werden. 

Vierzehnter  Titel. 

De  pactis* 

{Von  den  Verträgen.} 
1.  ULP.  lib.  IV.  ad  Ed.  —  Die  Billigkeit  dieses  [Theils 
des]  Edictes  ist  im  Naturrechte  gegründet.  Denn  was  ist  mit 
menschlicher  Treue  und  Glauben  so  übereinstimmend,  als  die 
Aufrechthaltung  dessen,  worüber  sich  Welche  5  s)  vereinigt 
haben?  §.  1.  Pactum  (Vertrag)  wird  von  Pactio  abgeleitet; 
daher  stammt  auch  das  Wort  Pax  (Friede).  §.  2.  Und  pactio 
heisst  die  Einstimmung  Zweier  oder  Mehrerer  zu  einem  und 
demselben  Besch luss.  §.  3.  Der  Ausdruck  Conventio  (Ueber- 
einkunft)  ist  allgemein,  und  bezieht  sich  auf  Alles,  worin 
Die,  welche,  um  ein  Geschäft  abzuschliessen  oder  sich  zn 

55)  Inier  eos.  Bynkershoek,  Obs.  Till.  9.,  will  gegen 
Noodt,  Obs.  1.4. ,  lesen  inter  reos  (durch  Gemination) ;  allein 
Noodt's  Rechtfertigung-,  dass  die  Icti  häufig  das  Genus 
ändern,  ist  sehr  wahr,  und  namentlich  passirt  dies  dem  Ul- 

pian  oft,  und  so  kann  man  die  Lesart  sehr  wohl  behalten  

Wer  kann  ferner  wissen,  ob  nicht  vor  dein  Eingang  des 
Fragments  das  Sobstantivum  der  Personen  gestanden  hat, 
und,  wie  oft,  bei  der  Compilation  aus  Unachtsamkeit  weg- 
geblieben ist?  —  Dann  würde  inter  eos,  als  relativ,  sehr 
gut  passen. 
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vergleichen ,  unter  einander  verhandeln ,  übereinkommen.  Denn 
gleich  -wie  man  convenire  von  Denen  sagt,  welche  von  ver- 
schiedenen Orten  her  an  einem  sich  versammeln  und  zusammen- 
kommen,  so  sagt  man  es  auch  von  Denen,  welche,  von  ver- 
schiedenen Affecten  der  Seelenkräfte  ausgehend,  in  Einem 
iibereintrelFen,  d.  h.  zu  derselben  Meinung  gelangen.  Der  Aus- 
druck Uebereinknnf t  ist  aber  so  allgemein,  dass  Pedius 
ganz  treffend  sagt,  es  gäbe  keinen  Contract,  keine  Verbind- 
lichkeit, welche  nicht  in  sich  eine  Uebereinkunft  enthalte, 
mag  sie  durch  eine  Handlung  oder  durch  Worte  entstehen; 
denn  selbst  die  Stipulation,  welche  doch  durch  Worte  entsteht, 
ist  nichtig,  wenn  sie  nicht  Uebereinstimmung  der  Parteien 
voraussetzen  darf.  §.  4.  Aber  sehr  viele  Uebereinkommen  ge- 
hen in  eine  andere  Benennung  über,  z.  B.  in  die  von  Rauf, 
von  Verpacht,  von  Pfand,  oder  von  Stipulation. 

2.  PAUL.  lib.  1H.  ad  Ed.  —  Labeo  sagt,  eine  Ueber- 
einkunft könne  entweder  durch  eine  Handlung  5  6)  oder  durch 
Briefe  oder  Boten  geschehen ,  selbst  unter  Abwesenden.  Aber 
man  versteht  auch  Uebereinkunft  von  einer  stillschweigend  er- 
theilten  Zustimmung.  §.  1.  Und  deshalb  scheint,  im  Fall  ich 
meinem  Schuldner  die  Schuldverschreibung  zurückgegeben  habe, 
unter  uns  die  Uebereinkunft  getroffen  worden  zu  sein,  dass 
ich  nicht  klagen  wolle,  und  man  hat  ihm  die  Einrede  der 
getroffenen  Uebereinkunft  als  wirksam  zugesprochen. 

3.  MODESTIN,  lib.  III.  BeguL  —  Ist  aber  das  Unter- 
pfand dem  Schuldner  zurückgegeben  worden,  so  ist  nicht  za 
bezweifeln,  dass  man,  im  Fall  das  Geld  noch  nicht  gezahlt 
worden,  auf  die  Schuld  klagen  könne,  es  miisste  denn  der 
Beweis  geführt  werden,  dass  das  Gegentheil  im  Besondern 
beabsichtigt  worden  sei. 

4.  PAUL.  lib.  III.  ad  Ed.  —  Ebenfalls  deshalb,  weil 
Uebereinkommen  auch  stillschweigend  geschehen  für  gültig 
erachtet  werden,  nimmt  man  an,  dass  bei  Miethen  von  Woh- 
nungen Das.,  was  hineingeschafft  oder  getragen  worden,  dem 
Vermiether  zum  Unterpfande  diene,  obgleich  nichts  darüber 
ausdrücklich  bestimmt  worden.  §.  1.  Demnach  kann  auch  ein 
Stummer  einen  Vertrag  abschliessen.  §.  2.  Ein  Beweis  dafür 
ist  auch  eine  in  Bezug  auf  die  Mitgift  errichtete  Stipulation: 
denn  vor  Eingehung  der  Ehe  wird  auf  die  Mitgift  umsonst 
geklagt,  als  wäre  dies  ausdrücklich  ausgemacht  worden;  und 
wenn  gar  keine  Ehe  erfolgt,  so  erlischt  die  Stipulation  dem 
Rechte  selbst  zufolge.     [§.  3.]  Dasselbe  ist  die  Meinung  Ju- 


56)  Re  ist  hier  soviel  als  inier  praesentes,  sermone  et  iractatu 
habito,  s.  Cujac.  ad  h.  I.  an  einen  Realcontract  ist  nicht  zu 
denken. 
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lians.  §.3.  Befragt  über  folgende  Thatsache:  man  sei  dahin 
übereingekommen,  es  solle  ein  Capital  so  lange  nicht  gefordert 
werden,  als  die  Zinsen  bezahlt  würden,  und  die  Stipulation 
sei  unbedingt  gefasst  worden,  [hat  er  geantwortet,]  es  liege 
dies  als  Bedingung  in  der  Stipulation,  als  hätte  man  es  aus- 
drücklich ausgesprochen. 

5.  ULP.  üb.  IV.  ad  Ed*  —  Es  gibt  drei  Gattungen  von 
Uebereinkommen  5  7)  ;  denn  sie  werden  entweder  öffentlichen 
oder  Privatinteresses  halber  abgeschlossen.  Die  letztern  sind 
entweder  gesetzmä'ssige  oder  Völkerrechtens.  Eine  öffentliche 
Uebereinkunft  ist  die,  welche  durch  Abschluss  eines  Friedens 
hervorgebracht  wird,  so  oft  Anführer  im  Kriege  über  gewisse 
Gegenstände  unter  sich  abschliessen. 

6.  PAUL.  lib.  III.  ad  Ed,  —  Eine  gesetzmassige  S8) 
Uebereinkunft  ist  die,  welche  durch  irgend  ein  Gesetz  bestätigt 
wird;  und  so  entsteht  oder  erlischt  bisweilen  aus  einem  Ver- 
trage eine  Klage ,  so  oft  er  durch  ein  Gesetz  oder  einen  Senats- 
beschluss  unterstützt  wird. 

7.  ULP.  lib.  IV.  ad  Ed.  —  Manche  völkerrechtliche  Ver- 
träge begründen  Klagen,  manche  [nur]  Einreden.     §.  1.  Die, 


57)  Cf.  Cujac.  Obs.  XV.  33.  und  Commentar.  ad  h.  7. 
Drei  Gattungen  von  Verträgen  kommen  nur  heraus,  wenn 
man  die  Haupt-  und  Uutereinlheilung  verbindet;  ausserdem 
gibt  es,  wie  auch  Ulpian  in  obiger  Stelle  weiterhin  an- 
deutet, nur  zwei  Hauptarten,  nämlich  öffentliche  und  Privat- 
verträge. Vergl.  über  diese  Stelle  noch  Gregor.  Lopez, 
animadvers.  J.  C  7.  (T.  O.  III.  444.),  Cäs.  Costa,  var. 
ambig.  J.  C.  III.  5.  (eod.  IV.  1239.),  und  Jac.  Goth.  ani- 
tnadv.  7.  {eod.  III.  270.) 

58)  Legitima  conventio:  hier  ist  nicht  dieselbe  gemeint,  von 
der  in  Fr.  5.  die  Rede  ist,  s.  Glück  IV-  278  [24],  sondern 
die  gewöhnlich  pacta  legitima  genannten  klagbaren  Ver- 
träge; im  obigen  Fragment  (d.  Fr.  6.)  steht  das  legitimum 
dem  juri  gentium  entgegen.  Da  nun  alle  pacta  ursprünglich 
juris  gentium  sind,  also  auch  die  legitima  (in  diesem  Sinn), 
so  fragt  sich,  wozu  überhaupt  in  Fr.  5.  ein  Unterschied 
zwischen  diesen  hervorgehoben  werde?  Darauf  antwortet 
C  u  jac.  ad  h.  I.  Jus  civile  plerumque  et  gentium  est;  quod 
gentium  non  continuo  civile.  Auf  diese  Weise  also  ist  pactum 
legitimum  auch  juris  gentium,  allein  nicht  jedes  pactum, 
quod  J.  gent.  convenit  etiam  legitimum  est.  Das  Fragment  (i 
ist,  wie  Brencmann,  de  legg.  inscript.  §.  10,  sagt,  un- 
schicklich zwischen  5  und  7  eingeschoben,  denn  es  scheint, 
als  erkläre  Paulus  den  Ausdruck  pactum  legitimum ,  allein 
das  ist  gar  nicht  der  Fall,  wenn  es  auch  die  Compilatoren 
des  V.J.  so  verstanden  haben  sollten,  denn  in  Fr.  5.  machen 
die  legitima  pacta  partem  juris  gentium ,  und  in  l.  c.  perti- 
nent  eadem  ad  J.  Civ.  und  werden  vielmehr  den  pactis  juris 
gentium  entgegengesetzt.  —  Die  Uebersetzung  gleicher  Aus- 
drücke hat  natürlich  gleich  bleiben  müssen. 

Corp.  jur*  civ.  I.  22 
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welche  Klagen  begründen,  behalten  ihren  Namen  nicht,  son- 
dern gehen  in  die  besondere  Contractsbenennung  über,  z.  B. 
von  Kauf,  Pacht,  Gesellschaft,  Leihcontract,  Hinterlegung1, 
und  die  übrigen  ähnlichen  Conlracte.  §.  2.  Auch  wenn  aber 
das  Geschäft;  in  keinen  andern  Contract  übergeht,  wohl  aber 
die  wesentlichen  Merkmale  59)  davon  vorliegen,  sei,  hat 
Aristo  dem  Celsus  ganz  cousequent  geantwortet,  eine  Ver- 
bindlichkeit da,,  z.  B.  ich  habe  dir  eine  Sache  gegeben,  damit 
du  mir  eine  andere  gebest;  ich  habe  [dir  etwas]  gegeben,  da- 
mit du  etwas  thnest,  so  sei  dies  ein  avvdlXay/.ta  (Contract), 
und  daraus  entstehe  eine  burgerlichrechtliche  Verbindlichkeit. 
Und  deshalb  glaube  ich,  dass  Julianus  vom  Mauricianus 
mit  Recht  in  folgendem  Falle  getadelt  worden  ist :  ich  habe 
dir  den  Stichus  gegeben,  damit  du  den  Painphilus  freilassest; 
du  hast  ihn  freigelassen ;  Stichus  ist  dir  aber  entwährt  wor- 
den. Hier  schreibt  Julianus,  es  müsse  vom  Prätor  eine 
Klage  auf  das  Geschehene  gestattet  werden :  jener  sagt,  es 
reiche  die  bürgerlichrechtliche  Klage  des  Unbestimmten,  d.  Ii. 
die  aus  vorgeschriebenen  Worten ,  hin:  denn  es  sei  ein  Contract 
vorhanden,  den  Aristo  ouväXXayfia  nennt,  woraus  diese 
Klage  entspringt.  §.  3.  Wenn  etwas  versprochen  worden^ 
damit  eine  schlechte  Handlung  nicht  begangen  werde,  so  ent- 
steht aus  dieser  Uebereinkunft  keine  Verbindlichkeit.  §.  4. 
Fehlt  es  aber  am  Wesen  eines  Contracts,  so  ist  es  gewiss, 
dass  in  diesem  Falle  aus  der  Uebereinkunft  allein  keine  Ver- 
bindlichkeit erwachse.  Blosser  Vertrag  bringt  also  keine  Ver- 
bindlichkeit,  nur  eine  Einrede,  hervor.  §.  5.  Indess  gibt  er 
manchmal  der  Klage  selbst  eine  andere  6o)  Gestaltung,  wie  in 
den  Klagen  guten  Glaubens;  denn  wir  pflegen  ja  zu  sagen, 
dass  die  Verträge  in  den  Klagen  61)  guten  Glaubens  begriffen 
seien.  Dies  muss  man  aber  so  verstehen,  dass,  wenn  die 
Verträge  sofort  [dem  Contract]  angehängt  werden,  dieselben 
für  den  Kläger  durch  die  Hauptklage  auch  klagbar  sind62); 
nicht,  wenn  sie  einige  Zeit  nachher  erfolgt  sind,  und  sie 
werden  von  keiner  Wirkung  sein,  wenn  daraus  Klage  erho- 
ben wird ,  damit  nämlich  nicht  aus  einem  [blossen]  Vertrage 
ein  Klagrecht  entspringe :  z.  B.  man  ist  nach,  der  Ehescheidung 

59)  Causa,  s.  Glück  IV.  220  [70]  ,  heisst  hier  ein  solcher  recht- 
licher Grund,  dass  aus  einer  rechtlichen  Convention  schon 
von  jeher  geklagt  werden  konnte. 

60)  D.  h.  er  modificirt  sie;  es  ist  nämlich  von  pactis  adjectis 
die  Rede:  s.  zu  dieser  Stelle  Glück  IY.  259  [84]. 

61)  D.  h.  in  den  ihnen  zum  Grunde  liegenden-  Conlracten. 

62)  So  hier:  eoc  parte  actoris  insint ,  Glück  a.  a.  O.  Dieser 
Ausdruck  bezeichnet  nämlich  nach  Pothier,  guum  valet  ad 
porrigendam  actionem  eoc  illo  contractu  descendentem  ad  cas 
quae  huic  pacto  coniinentur. 
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daliin  übereingekommen ,  dass  die  Mitgift  sogleich,  und  nicht 
nach  der  gesetzlich  bestimmten  Zeit,  zurückgegeben  werden 
solle;  dies  wird  nicht  gelten,  damit  nicht  aus  einem  [blossen] 
Vertrage  eine  Klage  entspringe.  Dasselbe  schreibt  Marcel- 
lus. Auch  wenn  man  in  Ansehung  der  Vormundschaftsklage 
dahin  übereingekommen  ist,  dass  höhere  Zinsen  erlegt  werden 
sollen,  als  gesetzlich  bestimmt  ist,  so  wird  die  Uebereinkunft 
nicht  Statt  haben :  damit  aus  [blossem]  Vertrage  keine  Klage 
entspringe;  denn  nur  in  Betreff  derjenigen  Verträge  sind  die 
gedachten  Klagen  wirksam63),  welche  die  Contractsbestim- 
mungen  ausmachen ,  d.  h.  welche  beim  Abschlnss  des  Contracts 
selbst  errichtet  worden  sind.  Ich  weiss,  dass  dasselbe  von 
Papinianus  geantwortet  worden  ist ;  nämlich  dass ,  wenn 
man  einige  Zeit  nach  geschlossenem  Kaufe  über  etwas,  was 
nicht  zum  Wesen  des  Contracts  gehört6*),  übereingekommen, 
darauf  nicht  mit  der  Klage  aus  dem  Verkaufe  geklagt  werden 
könne,  wegen  derselben  Regel,  damit  aus  einem  [blossen] 
Vertrage  keine  Klage  entstehe,  was  überhaupt  von  allen  Kla- 
gen guten  Glaubens  gelten  wird.  Aber  auf  Seiten  des  Be- 
klagten wird  ein  [solcher]  Vertrag  von  Wirkung  sein ,  weil 
auch  die  Verträge,  welche  nachher  abgeschlossen  werden,  in 
der  Regel  Einreden  erzeugen.  §.  6.  Nachher  getroffene  Ver- 
abredungen, die  sich  auf  das  Wesen  desselben  Contracts  be- 
ziehen, sind  aber  soweit  mit  Gegenstand  der  Klagen  guten 
Glaubens,  dass  man  beim  Kauf  und  den  übrigen  Klagen  guten 
Glaubens  vom  Kaufe  wieder  abgehen  kann,  so  lange  noch 
keine  Erfüllung  des  Contracts  geschehen  ist  6  s).    Kann  man 


63)  So  wird  das  ea  enim  pacta  ktsunt  durch  freie  üebersetzung 
deutlicher. 

64)  S.  Glück  IV.  263  [92]. 

65)  S.  Glück  IV.  261  [88]  re  intcgra,  d.h.,  sagt  Cujac.  ad 
h.  7. ,  neque  pretio  dato ,  neque  re  tradita.  —  Es  ist  meines 
Wissens  hier  noch  von  Niemand  bemerkt  worden,  so  viel 
sieb  auch  Ausleger  mit  obigem  wichtigen  Fragment  beschäf- 
tigt haben ,  dass  der  logische  Zusammenhang  zu  Anfang  des 
§.6  eigentlich  völlig  maugelt-  Denn  wenn  vom  ganzen  Haupt- 
contract  zurückgegangen  wird,  so  kann  natürlich  vom  Fort- 
bestehen einer  Hauptklage  die  Rede  nicht  sein,  deren  Gegen- 
stand ein  solcher  Vertrag,  wie  die  obgedachten,  mit  ist. 
Was  soll  nuu  die  Steigerung  adeo  autem  etc.  sagen?  Denn 
das  ut  constet  etc.  ist  ja  keine  Folge  von  dem  adeo.  Ich 
halte  daher  den  Satz  für  ein  Anakoluthon,  wie  sie  sich 
mehrfach  bei  den  Pandectenjuristen  finden ,  und  dass  der 
Gedankengang  Ulpian's  etwa  der  gewesen:  „Wie  sehr  über 
allen  Zweifel  die  Behauptung  sei ,  exceptiones  postea  factae  etc. 
contractui  inessc ,  davon  sei  ein  schlagendes  Argument  fol- 
gendes. Bekanntlich  könne  eine  emtio  u.  s.  w.  re  integra 
wieder  aufgehoben  werden.  Wenn  nun  p.  s.  w."  wie  oben 
folgt. 

22  * 
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aber  völlig"  davon  abgehen,  warum  soll  nicht  ein  Theil  dessel- 
ben durch  Vertrag*  geändert  werden  können?  Und  Pompo- 
n  ins  schreibt  Folgendes  im  sechsten  Buche  zum  Edicte :  da 
dies  so  ist,  so  ist  ein  Vertrag  auch  für  den  Kläger  gültig, 
und  hilft  ihm  bei  der  Klage  ganz  aus  dem  nämlichen  Grunde, 
[wenn  er]  vor  Erfüllung  des  Contracts  [eingegangen  ward] ; 
denn  wenn  das  ganze  Geschäft  aufgehoben  werden  kann, 
warum  soll  es  nicht  auch  umgebildet  werden  können,  dass  der 
Contract  gewissermaassen  erneut  zu  sein  scheine?  Dies  kann 
man  gewiss  mit  Scharfsinn  behaupten.  Und  eben  deshalb  bil- 
lige ich,  was  Pomp  oni  us  in  seinen  Büchern  der  Lectionen 
gutheisst,  man  könne  zum  Theil  durch  Vertrag  vom  Kaufe 
abgehen,  als  ob  nämlich  der  Kauf  dieses  Theils  wiederaufge- 
hoben 6  6)  worden  sei.  Sind  also67)  Zwei  Erben  des  Käu- 
fers geworden,  und  hat  mit  einem  von  ihnen  der  Verkäufer 
ausgemacht,  dass  der  Kauf  aufgelöst  sein  solle,  so  sagt  Ju- 
lianus: es  gelte  der  Vertrag,  und  der  Kauf  werde  zum  Theil 
aufgelöst,  weil  auch  bei  einem  andern  Contracte  der  eine  der 
Erben  durch  Vertrag  für  sich  allein  habe  die  Einrede  erwerben 
können.  Beides  gefallt  daher  mit  Recht,  sowohl  was  Julia- 
nus, als  was  Pomponius  geschrieben.  §.  7.  Der  Prätor 
sagt:  Verträge,  welche  weder  mit  Arglist,  noch 
Gesetzen,  noch  Beschlüssen  der  Gemeinde,  noch 
solchen  des  Senats,  noch  Edicten  der  Kaiser  zu- 
wider, noch  so  geschlossen  worden  sind,  dass 
eines  von  ihnen  umgangen  werde,  werde  ich  auf- 
recht erhalten.  §.  8.  Einige  Verträge  beziehen  sich  auf 
die  Sache,  andere  auf  die  Person.  Auf  eine  Sache  bezieheu 
sie  sich,  so  oft  ich  im  Allgemeinen  mich  anheischig  mache, 
ich  wolle  sie  nicht  fordern;  auf  die  Person,  so  oft  ich  aus- 
mache ,  ich  wolle  nicht  gegen  eine  bestimmte  Person ,  z.  B. 
gegen  Lucius  Titius,  klagen.  Ob  aber  ein  abgeschlossener 
Vertrag  sich  auf  die  Sache  oder  die  Person  beziehe,  muss 
man  ebenso  aus  den  Worten,  als  aus  der  Absicht  der  Contra- 
henten  beurtheilen:  denn  gewöhnlich  wird,  wie  auch  Pedius 
sagt,  eine  Person  im  Vertrage  genannt,  nicht  damit  der  Ver- 
trag ein  persönlicher  werde ,  sondern  um  anzuzeigen ,  mit  wem 
der  Vertrag  abgeschlossen  worden  sei.  §.  9.  Einen  mit 
Arglist  geschlossenen  Vertrag,  sagt  der  Prätor, 
werde  er  nicht  aufrecht  erhalten.  Arglist  zeigt  sich 
in  Hinterlist  und  Verschlagenheit,  und  es  wird,  wie  Pedius  sagt, 
ein  Vertrag  mit  Arglist  allemal  dann  geschlossen,  wenn  zur  Ueber- 

66)  Repetita  ist  soviel  als  rescissa  oder  revocata,  s.  Glück 
IY.  262  [91]. 

67)  Dieses  Sed  guum  steht  in  Verbindung  mit  dem  non  re- 
probo. 
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vortheilung  des  Andern  etwas  Anderes  in  der  That  geschieht, 
als  man  sich  bemühet  scheinen  zn  machen.  §.  10.  Für  den 
Fall,  wenn  der  Vertrag  abgeschlossen  ist,  um  zu  betrügen, 
fügt  der  Prätor  nichts  hinzu.  Allein  Labeo  sagt  ganz  con- 
setjuent,  das  sei  entweder  unbillig  oder  überflüssig:  unbillig, 
wenn  der  Gläubiger  das,  was  er  einmal  seinem  Schuldner  im 
guten  Glauben  erlassen,  ihm  wieder  zu  entreissen  versuchen 
sollte;  überflüssig,  wenn  er  es  gethan  habe,  weil  er  betrogen 
worden;  denn  der  Begriff  Betrug  liegt  in  dem  der  Arglist. 
§.11.  Es  mag  übrigens  schon  vom  Anfange  an  der  Vertrag 
mit  Arglist  geschlossen,  oder  erst  nach  dessen  Abschluss  mit 
Arglist  gehandelt  worden  sein,  die  Einrede  wird  immer  scha- 
den, wegen  der  Worte  des  Edicts:  noch  so,  dass  nm- 
gangen  werde  G8).  §.  12.  Betreffend  die  Worte:  Titius 
hat  gefragt  und  Mävius  gelobt,  welche  man  in  dem 
letzten  Theile  der  Verträge  6Ö)  einzuschieben  pflegt,  so  wer- 
den sie  nicht  allein  für  einen  Vertrag,  sondern  auch  für  eine 
Stipulation  genommen,  und  eben  deshalb  entsteht  die  Klage 
aus  der  Stipulation,  es  müsste  denn  das  Gegentheil  besonders 
dargethan  werden,  [nämlich]  dass  dies  nicht  in  der  Absicht, 
eine  Stipulation,  sondern  einen  Vertrag  abzuschliessen ,  gesche- 
hen sei.  §.  13.  Wenn  ich  einen  Vertrag  abschliesse,  dass 
man  nicht  auf  Leistung  des  gerichtlich  zuerkannten  Gegenstan- 
des, oder  wegen  Brandstiftung  klage,  so  gilt  dieser  Vertrag. 
§.  14.  Schliesse  ich  darauf  ab,  einen  Einspruch  wegen  Neu- 
bau's  nicht  bis  ans  Ende  verfolgen  zu  wollen,  so  glauben  Ei- 
nige ,  der  Vertrag  gelte  nicht ,  als  käme  dabei  die  Amtsgewalt 
des  Prätors  mit  ins  Spiel.  Labeo  aber  unterscheidet  so,  dass, 
wenn  der  geschehene  Einspruch  mein  eignes  Vermögen  betreffe, 
man  den  Vertrag  abschliessen  dürfe;  dahingegen  dies  nicht 
erlaubt  sei,  wenn  er  auf  eine  öffentliche  Sache  Bezug  habe; 
und  diese  Unterscheidung  ist  richtig.  Man  darf  also  auch  in 
allen  übrigen  Angelegenheiten,  die  das  Edict  des  Prators  an- 
geht, und  welche  nicht  auf  Verletzung  eines  öffentlichen  In- 
teresses,  sondern  auf  die  eines  Privatvermögens  abzielen,  Ver- 
träge abschliessen.  Denn  auch  über  Diebstahl  erlaubt  das  Gesetz 
abzuschliessen.  §.  15.  Selbst  wenn  Jemand  dahin  absehliesst, 
von  der  Hinterlegungsklage  keinen  Gebrauch  machen  zu  wol- 
len, so  gilt  der  Vertrag  nach  Pomponius.  Derselbe  sagt 
ferner,  dass,  wenn  man  dahin  abschliesse,  dass  man  rücksicht- 
lich  des  Hinterlegten  für  jeden  möglichen  Unglücksfall  stehen 

68)  Hierüber  verdient  Mar  et.  Obs.  10.  (T.  O.  IV.  139.)  nach- 
gelesen zu  werden,  welcher  zeigt,  wie  durch  Missverständ- 
niss  der  Siglen:  flf.Q.  F.  C.E.Fiat  das  abgekürzte  neque  fial 
entstanden  sei ,  statt  neque  quo  fraus  cui  eorttm  fiat. 

69)  Iiier  ist  das  Instrument,  die  Urkunde  selbst  zu  verstehen. 
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wolle,  der  Vertrag  gelte,  und  nicht,  als  den  Rechtsvorschrif- 
ten zuwider,  angefochten  werden  dürfe.  §.  16.  So  oft  freilich 
ein  Vertrag  dem  gemeinen  Rechte  zuwider  ist,  darf  er  nicht 
aufrecht  erhalten  werden;  und  eben  so  wrenig  darf  ein  solches 
Ver mächüiiss :  und  ein  deshalb  geleisteter  Eid,  dass  man  nicht 
klagen  wolle,  wie  Marcellus  im  zweiten  Buche  der  Di- 
gesten schreibt,  beachtet  werden.  Und  wenn  eine  Stipulation 
darüber  errichtet  worden,  worüber  man  keinen  Vertrag  ab- 
schliessen  kann,  so  darf  sie  auch  nicht  aufrecht  erhalten,  son- 
dern muss  jedenfalls  aufgelost  werden.  §.  17,  Wenn  vor  An- 
tritt der  Erbschaft  Jemand  mit  den  Gläubigern  abschlieset, 
dass  er  weniger  bezahle,  so  wird  der  Vertrag  gelten.  §.  18. 
Aber  wenn  der,  welcher  abschliesst,  ein  Sclave  ist,  und  [dies 
thut,]  bevor  er  die  Freiheit  und  die  Erbschaft  erhalten,  so, 
sagt  Vindius,  werde  der  Vertrag  nicht  gelten,  weil  er  un- 
ter einer  Bedingung  zum  Erben  eingesetzt  war;  Marcellus 
jedoch,  im  achtzehnten  Buche  der  Digesten,  glaubt,  dass  ein 
jDiotherbe  und  ein  Sclave,  der  als  Zwangserbe  eingesetzt  wor- 
den, wenn  sie  unbedingt  eingesetzt  sind,  gültig  abschliessen, 
[wenn  sie  dies  thun,]  bevor  sie  sich  in  Erbschaftsangelegen- 
heiten mischen.  Und  das  ist  wahr.  Dasselbe  finde  auch  bei 
einem  Erben  Statt,  welcher  nicht  in  der  Gewalt  des  Erblassers 
stand  ;  von  dem  er  annimmt ,  dass ,  wenn  er  in  Auftrag  der 
Gläubiger  die  Erbschaft  augetreten,  ihm  auch  die  Klage  aus 
dem  Auftrage  zustehen  werde.  Aber  wenn  Einer,  wie  wir 
oben  gedacht  haben ,  noch  als  Sclave  einen  Vertrag  geschlos- 
sen, so  spricht  diesem  Marcellus  die  Gültigkeit  ab,  weil 
es  ihm  nach  der  Freilassung  nicht  zu  Gute  zu  kommen  pflegt, 
wenn  er  etwas  noch  als  Sclave  gethan  hat ;  dies  muss  man 
auch  bei  der  Einrede  eines  abgeschlossenen  Vertrags  Statt  fin- 
den lassen.  Es  fragt  sich  nur,  ob  ihm  wenigstens  die  Einrede 
der  Arglist  nichts  helfe?  Marcellus  liess  sie  in  ähnlichen 
Fällen  zu,  ob  er  gleich  vorher  daran  gezweifelt,  z.B.  wenn 
ein  zum  Erben  eingesetzter  Haussohn  mit  den  Gläubigern  einen 
Vertrag  abgeschlossen,  und  nachher,  nachdem  er  emancipirt 
worden,  die  Erbschaft  angetreten  hat;  hier,  glaubt  er,  könne 
dieser  sich  der  Einrede  der  Arglist  bedienen.  Dasselbe  hält 
er  für  Rechtens,  wenn  der  Sohn  bei  Lebzeiten  des  Vaters 
mit  den  väterlichen  Gläubigern  accordirt  hat ;  denn  auch  ihm 
werde  die  Einrede  der  Arglist  zu  Gute  kommen.  Ja,  auch 
bei  Sclaven  ist  die  Einrede  der  Arglist  nicht  zu  verwerfen. 
§.19.  Heutzutage  jedoch  schadet  ein  solcher  Vertrag  den  Gläu- 
bigern erst  dann ,  wenn  sie  zusammengekommen  sind ,  und  mit 
Aller  Zustimmung  erklärt  haben,  mit  welchem  Theile  der  Schuld 
sie  zufrieden  sein  wollen :  wenn  sie  aber  darüber  verschiedener 
Meinung  sind ,  dann  ist  die  Entscheidung  des  Prälors  nothwendig, 
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welcher  in  seinem  Ausspruche  den  Willen  des  grössern  Tlieils 
[der  Gläubiger]  befolgen  wird. 

8.  PAPIN.  lib.  X.  Respons.  —  Die  Meinung  hat  Bei- 
fall gefunden,  dass  der  grössere  Theil  nicht  nach  der  Zahl 
der  Personen,  sondern  nach  der  Grösse  der  Schuld  berechnet 
werde.  Sind  sie  in  der  Schuldenmasse  gleich,  so  ist  die  Mehr- 
zahl der  Gläubiger  vorzuziehen ;  bei  gleicher  Zahl  der  Gläubi- 
ger aber  wird  der  Prätor  die  Meinung  dessen  befolgen,  wel- 
cher unter  ihnen  sich  durch  Ansehen  auszeichnet.  Wenn  aber 
Alles  von  allen  Seiten  her  aufs  Gleiche  herauskommt,  so  hat 
der  Prator  die  gelindere  Meinung  auszuwählen ,  denn  das  kann 
man  aus  einem  Rescripte  des  verewigten  Kaisers  Marcus 
schli  essen. 

9.  PAUL.  lib.  LXII.  ad  Ed.  —  Wenu  Mehrere  da  sind, 
denen  dieselbe  Klage  zusteht,  so  sind  sie  für  Einen  zu  halten, 
z.  B.  wenn  mehrere  Theilnehmer  an  einer  Stipulation  vorhan- 
den, oder  mehrere  Bankhalter  sind,  deren  Forderung  zu  glei- 
cher Zeit  entstanden  70),  so  werden  sie  für  Einen  angesehen, 
weil  nur  Eine  Schuldforderung  vorhanden  ist.  Und  wenu 
mehrere  Vormünder  Eines  Mündels  für  diesen  als  Gläubiger 
eine  Uebereinkunft  getroffen  haben,  so  werden  sie  doch  nur 
für  Einen  gezählt,  weil  sie  für  Einen  Mündel  dieselbe  ge- 
schlossen haben.  Auch  hat  man  angenommen,  dass  ein  Vor- 
mund, der  3\amens  mehrerer  Eine  Forderung  geltend  machen- 
der Mündel  einen  Vertrag  abscliliesst,  für  Eine  Person  anzu- 
sehen sei.  Denn  es  ist  unmöglich,  dass  ein  Mensch  die  Stelle 
zweier  vertrete;  denn  auch  Der,  welchem  mehrere  Klagen 
gegen  Den  zustehen,  der  nur  eine  Klage  hat,  wird  nicht  für 
eine  Mehrheit  von  Personen  angesehen.  §.  1.  Den  Begriff 
Schuldmasse  werden  wir  auch  auf  mehrere  Summen  aus- 
dehnen, wenn  z.  B.  dem  Einen  geringere  Summen,  deren  Be- 
trag im  Ganzen  hundert  Goldstücke  ist,  geschuldet  werden, 
einem  Andern  aber  eine  Summe  von  fünfzig  Goldstücken; 
denn  für  diesen  Fall  werden  wir  die  mehrern  Summen  beach- 
ten, weil  sie  vereint  die  eine  übersteigen.  §.  2.  Zur  Summe 
muss  man  aber  auch  die  Zinsen  reebnen. 

10.  ULP.  lib.  IV.  ad  Ed.  —  Das  Rescript  des  verewig- 
ten Kaisers  Marcus  spricht  aber  so,  als  ob  alle  Gläubiger 
zusammenkommen  müssen.  Was  nun,  wenn  einige  abwesend 
sind  ?  Müssen  hier  die  Abwesenden  dem  Beispiele  der  Gegen- 
wärtigen folgen?  Ebenso  fragt  es  sich  ganz  consequent  7 1 ) , 
ob  auch  abwesenden  privilegirten  Gläubigern  dieser  Vergleich 

70)  S.  Cujac.  Comment.  ad  h.  I. ,  nämlich  wenn  mehrere 
Bankhalter  Geld  hergeliehen  haben. 

71)  Eleganter  tractaiur  kann  auch  heissen :  es  wird  scharfsin- 
nig darüber  gestritten,  s.  Cujac.  ad  h.  i. 


344  Pandect.  L.  II.  Tit.  14.  De  pactis. 


schade,  wenn  nämlich  der  Vergleich  auch  gegen  die  Abwesen- 
den gilt.  Und  ich  wiederhole  es:  vor  der  vom  verewigten 
Kaiser  Marcus  erlassenen  Constitution  hat  der  verewigte  Kai- 
ser Pius  rescribirt,  dass  auch  der  Fiscus  in  den  Fällen,  wo 
ihm  keine  Hypothek  zusteht,  und  die  übrigen  privilegirten 
Gläubiger  das  Beispiel  der  Anwesenden  befolgen  müssen. 
Alles  dies  ist  nur  bei  Gläubigern,  die  keine  Hypotheken  ha- 
ben, zu  beobachten.  §.1.  Wenn  einem  Vertrage  eine  Stipula- 
tion auf  Conventionalstrafe  hinzugefügt  ist,  soll  dann  die  Ein- 
rede des  Vertrags  oder  die  Klage  aus  der  Stipulation  Statt 
finden?  Sabinus  glaubt,  und  das  ist  richtig,  dass  der  Sti- 
pulirende  nach  Belieben  beide  Wege  einschlagen  könne.  Wenn 
er  jedoch  aus  Gründen  von  der  Einrede  des  Vertrags  Gebrauch 
mache72),  so  wird  es  billig  sein,  dass  er  die  Stipulation 
durch  stipulationsweise  Annahme  als  Empfangen  erlasse.  §.2. 
Gemeiniglich  pflegen  wir  zu  sagen,  die  Einrede  der  Arglist 
sei  in  Bezug  auf  die  Einrede  des  Vertrags  subsidiarisch ;  so 
schreibt  auch  Julianus,  und  viele  Andere  stimmen  damit 
überein,  dass  Einige,  welche  die  Einrede  des  Vertrags  nicht 
gebrauchen  können,  von  der  der  Arglist  [mit  Erfolg]  Gebrauch 
machen  würden;  So  z.B.  wird,  wenn  mein  Geschäftsbesorger 
einen  Vertrag  abschliesst,  die  Einrede  der  Arglist  mir  nützlich 
»ein,  wie  Trebatius  will,  welcher  glaubt,  dass  so  wie  mir 
ein  Vertrag  meines  Geschäftsbesorgers  schade,  er  mir  auch 
nütze, 

11.  PAUL.  lib.  III.  ad  Ed.  —  weil  ihm  ja  auch  gezahlt 
werden  darf. 

12.  ULP.  lib.  IV.  ad  Ed.  —  Denn  es  ist  bekannt,  dass 
es  mir  schade,  ich  mag  ihm  [besonders]  aufgetragen  haben, 
abzuschliessen ,  oder  er  mag  ein  für  alle  meine  Angelegenheiten 
bestellter  Geschäftsbesorger  gewesen  sein ;  so  schreibt  auch 
Puteolanus  im  ersten  Buche  von  Assessurgeschäften ,  weil 
man  angenommen  hat,  dass  er  auch  einen  Process  gültig  füh- 
ren könne. 

13.  PAUL.  lib.  III.  ad  Ed.  —  Aber  ist  er  blos  zum 
Geschäftsbesorger  für  die  Klage  bestellt  worden,  so  schadet 
die  geschlossene  Uebereinkunft  dem  Herrn  nicht,  weil  [jenem 
ja]  auch  nicht  [rechtlich]  gezahlt  werden  kann.  §.  1.  Wer 
aber  zu  seinem  eigenen  Nutzen  zum  Geschäftsbesorger  bestellt 
worden,  wird  für  den  Herrn  gehalten,  und  deshalb  wird  der 
Vertrag  bestehen. 

14.  ULP.  lib.rV.  ad  Ed.  —  Ein  vom  Director  73)  einer 

72)  Denn  ex  pacto  und  ex  stipulatione  zugleich  zu  klagen, 
geht  nicht,  weil  sie  alternativ  concurriren. 

73)  Magister  societatis  (vergl.  Cic.  Ep:  ad  Div.  XIII.  19.  und 
pro  Flancio  13.)  ist  der  oberste  Geschäftsführer  einer  Societät. 
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Gesellschaft  geschlossener  Vertrag  nützt  und  schadet  [dieser] 
gleichfalls. 

15.  PAUL.  üb.  III.  ad  Ed.  —  Auch  der  Vertrag  eines 
Vormundes  nützt  dem  Mündel,  wie  Julianus  schreibt. 

16.  ULP.  lib.  IV.  ad  Ed.  —  Wenn  ein  Vertrag  mit 
dem  Kaufer  der  Erbschaft  geschlossen  ist,  und  der  Verkäufer 
der  Erbschaft  Klage  erhebt,  so  steht  diesem  die  Einrede  der 
Arglist  entgegen.  Deun  seitdem  vom  verewigten  Kaiser  Pius 
rescribirt  worden,  dass  dem  Käufer  der  Erbschaft  analoge  Klagen 
gestattet  werden  sollen ,  kann  der  Erbschaftsschuldner  mit  Recht 
gegen  den  Verkäufer  der  Erbschaft  die  Einrede  der  Arglist 
anwenden.  §.  1.  Auch  wenn  der  Eigen thümer  der  verkauften 
Sache  und  der  Käufer  dahin  übereingekommen,  dass  [z.  B.] 
der  gekaufte  Sclave  Dem  wiedergegeben  werde,  welcher  ihn 
anstatt  des  Herrn74)  verkauft  hat,  wird  diesem,  wenn  er 
auf  den  7S)  Kaufpreis  klagt,  die  Einrede  der  Arglist  76) 
schaden. 

17.  PAUL.  lib.  III.  ad  Ed.  —  Wenn  ich  dir  zehn  gebe, 
und  den  Vertrag  abschliesse ,  dass  mir  zwanzig  geschuldet  wer- 
den, so  entsteht  über  die  zehn  hinaus  keine  Verbindlichkeit. 
Denn  durch  eine  Sache  kann  nur  in  soweit  eine  Verbindlich- 
keit contrahirt  werden,  als  gegeben  worden  ist.  §.  1.  Manche 
Klagen  werden  durch  Vertrag  dem  Rechte  selbst  zufolge  auf- 
gehoben ,  wie  z.  B.  die  wegen  Injurien  und  begangenen  Dieb- 
stahls. §.  2.  Das  Pfandrecht  anbetreffend,  so  erwächst  nach 
prätorischem  Rechte  hier  eine  Klage  aus  einem  Vertrage;  sie 
wird  aber  durch  die  Einrede  aufgehoben,  sobald  ich  dahin  ab- 
schliesse, nicht  zu  klagen.  §.3.  Wenn  Jemand  einen  Vertrag 
eingeht,  dass  man  nicht  gegen  ihn,  nur  gegen  seinen  Erben 
klagen  dürfe,  so  wird  dem  Erben  die  Einrede  nichts  helfen. 
§.  4.  Habe  ich  einen  Vertrag  errichtet,  dass  gegen  mich  oder 
Titius  nicht  geklagt  werden  solle,  so  wird  es  dem  Titius 
nichts  helfen ,  wenn  er  auch  mein  Erbe  geworden  ist ;  weil 
ein  [solcher  Vertrag]  nicht  durch  einen  nachher  eingetretenen 
Thatumstand  befestigt  werden  kann.  Dies  schreibt  Julianus 
vom  Vater,  welcher  dahin  abgeschlossen,  dass  man  weder  ihn 
noch  seine  Tochter  verklage,  als  diese  Erbin  ihres  Vaters  ge- 
worden war.  §.  5.  Ein  mit  dem  Verkäufer  abgeschlossener 
Vertrag  nützt,  wenn  er  auf  die  Sache  gerichtet  wird,  nach 
der  Meinung  Mehrerer,  auch  dem  Käufer.  Und  Pomponius 
schreibt,  dass  das  Rechtens  sei.  Nach  Sabinus  Meinung  aber 
gilt  er  auch  dann  gegen  den  Käufer,  wenn  er  gleich  nur  auf 


74)  Also  ein  Geschäftsbesorger,  s.  Cnj.  ad  h.  I. 

75)  noch  rückständigen 

7b)  Wicht  pactiy  weil  dies  cum  alio  geschlossen  worden. 


346 


Pandect.  L.  II.  Tit.  14.  De  pactis. 


die  Person  gerichtet  worden.  Und  er  glaubt,  dass  dies  selbst 
dann  Statt  finde,  wenn  die  Nachfolge  durch  Schenkung  be- 
gründet worden.  §.6.  Wenn  der  Besitzer  einer  fremden  Erb- 
schaft einen  Vertrag  abgeschlossen,  so  glauben  die  Meisten, 
dass  dies  dem  Erben  weder  schade,  noch  nütze,  wenn  er  die- 
selbe entwahrt  habe.  §.  7.  Sohn  und  Sclave,  welche  dahin 
abschlössen,  dass  man  nicht  gegen  den  Vater  oder  Herrn 
klage, 

18.  GAJ.  lib.  I,  ad  Ed.  prov»  —  oder  darüber  überein- 
kommen, was  mit  ihnen  selbst  oder  ihrem  Vater  oder  Herrn 
contrahirt  worden, 

19.  PAUL.  lib.  III.  ad  Ed.  —  werden  die  Einrede  er- 
werben; dasselbe  ist  auch  bei  Denen  der  Fall,  welche  in  gu- 
tem Glauben  für  Sclaven  gehalten  werden.  §.  1.  Ingleichen 
wird,  wenn  ein  Haussohn  dahin  abgeschlossen,  dass  man  gegen 
ihn  nicht  klage ,  dies  ihm  und  dem  Vater  zu  Statten  kommen, 
wenn  dieser  auf  das  Sondergut, 

20.  GAJ.  lib.  I.  ad  Ed.  prov.  —  oder  wegen  Verwen- 
dung in  seinen  Nutzen,  oder  als  des  Sohnes  gerichtlicher  Ver- 
treter, sobald  er  das  lieber  gewollt  hat,  verklagt  wird; 

21.  PAUL.  lib.  III.  ad  Ed.  —  auch  dem  Erben  des  Va- 
ters bei  Lebzeiten  des  Sohnes ;  nach  dem  Tode  des  Sohnes  aber 
weder  dem  Vater,  noch  seinem  Erben,  weil  der  Vertrag  ein 
persönlicher  war.  §.  1.  Wenn  aber  ein  Sclave  dahin  abge- 
schlossen, dass  gegen  ihn  nicht  geklagt  werden  solle,  so  wird 
dieser  Vertrag  nicht  gelten  77).  Wie  ist  es  aber  mit  der  Ein- 
rede der  Arglist  ?  Hat  der  geschlossene  Vertrag  eine  sachliche 
Beziehung,  so  wird  dem  Herrn  und  seinem  Erben  die  Einrede 
des  Vertrags  zu  Statten  kommen;  ist  jedoch  der  Vertrag  auf 
die  Person  gerichtet,  dann  bleibt  dem  Herrn  nur  die  Einrede 
der  Arglist  übrig.  §.  2.  Wir  hingegen  können  denen ,  welche 
in  unserer  Gewalt  sind,  durch  Verträge  nicht  nützen  :  aber 
uns  wird  es  zu  Statten  kommen,  wenn  wir  in  ihrem  Namen 
verklagt  werden,  wie  Proculus  sagt.  Doch  wird  dies  dann 
nur  mit  Recht  gesagt,  wenn  beim  Abschlüsse  die  Absicht  der 
Contrahenten  darauf  gegangen.    Sonst  7  8)  darf,  wenn  ich  dahin 

77)  Nämlich  nach  dem  strengen  Rechte,  vgl.  Cujac.  recitat. 
solenn,  ad  Pauli  Ed.  lib.  III  h.  I.  {öpp.  T.  V.  p.  63.)  Mit 
der  folgenden  Frage  wird  die  Modification  der  Billigkeit  vor- 
bereitet; nainlich  vivo  servo  erhält  der  Herr  eeeeeptionem  doli 
subsidiariam  (Acours.)  wenn  er  servi  nomine  de  peculio 
oder  mit  einer  andern  bonorarischen  Klage  aus  einem  Con- 
tract  des  Sclaven  belangt  wird ;  hat  dieser  das  pactum  gene- 
raliter  in  rem  coneipirt ,  so  findet  für  den  Herrn  und  den 
Erben  sogar  exceptio  pacti  convtnti  Statt. 

78)  Ceteruvi  für  atioquin,  s  Cuj.  /.  /.  sc,  ohne  dass  ich  id 
agrnh  3  ne  etiam  agas  adversus  me  filii  nomine.  Ich  lese  mit 
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abschliesse ,  dass  du  meinen  Sohn  nicht  verklagest,  und  du  so- 
dann gegen  mich  eine  Klage  in  seinem  Namen  anstellst,  die 
Einrede  des  Vertrags  nicht  gestattet  werden.  Denn  was  ihm 
selbst  nichts  nützt,  darf  sein  Vertreter  auch  nicht  gebrauchen. 
Auch  Julian us  schreibt :  wenn  ein  Vater  dahin  abgeschlos- 
sen habe,  dass  man  weder  ihn,  noch  seinen  Sohn  verklage, 
so  sei  mehr  dafür  vorhanden,  dass  man  dem  Sohne  die  Ein- 
rede des  Vertrags  nicht  gestatte,  sondern  ihm  die  Einrede  der 
Arglist  nütze.  §.  3.  Eine  Haustochter  kann  dahin  abschliessen, 
sie  werde,  wenn  sie  der  Gewalt  entlassen  sei,  nicht  wegen 
ihrer  Mitgift  Klage  erheben.  §.  4.  Auch  ein  Haussohn  schliesst 
gültig  über  Das  ab,  was  ihm  unter  einer  Bedingung  vermacht 
ist.  §.  5.  Haben  Mehrere  eiue  Klage  auf  dieselbe  Summe 
Geldes,  Jeder  im  Ganzen,  oder  sind  Mehrere  Schuldner  einer 
und  derselben  Summe,  so  fragt  es  sich,  wie  weit  auch  dem 
Andern  die  Einrede  des  Vertrags  schade  und  nütze?  —  Ver- 
träge ,  die  sich  auf  die  Sache  beziehen ,  kommen  Allen  zu 
Statten,  deren  Verbindlichkeit  aufgelöst  zu  sehen,  im  Interesse 
dessen  lag,  welcher  den  Vertrag  abgeschlossen.  Daher  wird 
ein  vom  Schuldner  abgeschlossener  Vertrag  den  Bürgen  zu 
Statten  kommen; 

22.  ÜLP.  üb.  IV.  ad  Ed.  —  es  müsste  denn  die  Ab- 
sicht darauf  gegangen  sein,  die  Summe  nur  vom  Beklagten 
nicht  einzutreiben,  wrohl  aber  vom  Bürgen:  denn  in  diesem 
Falle  wird  der  Bürge  die  Einrede  nicht  gebrauchen  können. 

23.  PAUL.  lib.  III.  ad  Ed.  —  Der  Vertrag  eines  Bür- 
gen wird  hingegen  dem  Beklagten  nichts  nützen,  weil  er  kein 
Interesse  dabei  hat,  dass  das  Geld  vom  Schuldner  nicht  ein- 
geklagt werde;  ja,  er  wird  selbst  seinen  Mitbürgen  nichts 
nützen.  Denn  ein  mit  einem  Andern  geschlossener  Vertrag 
nützt  [einem  Dritten]  nicht  7  9) ,  je  nachdem  er  dabei  interessirt 
ist,  sondern  nur  dann,  wenn  durch  Den,  welchem  die  Ein- 
rede verstattet  wird,  hauptsachlich  der  Nutzen  auf  Den  geleitet 
wird,  welcher  den  Vertrag  abgeschlossen;  sowie  es  bei  dem 
Hauptschuldner  der  Fall  ist,  und  Denen,  welche  für  ihn  ver- 
bindlich geworden  sind. 

24.  Id.  lib.  III.  ad  Plaut.  —  Aber  wenn  der  Bürge  zu 
seinem  eigenen  Vortheile  Bürge  geworden  ist,  so  ist  er  in  die- 
sem Falle  für  den  Hauptschuldner  anzusehen,  und  der  mit  ihm 
geschlossene  Vertrag  scheint  mit  dem  Haiiptschuldner  geschlos- 
sen zu  sein. 


Cnjac.  filio  für  Titio  >  was  er  mit  schlagenden  Gründen 
beweist. 

79)  Cujac.  7.  I.  p  63  zeigt,  dass  hier  ohne  Interpunctiou  ge- 
lesen werden  müsse,  uud  erläutert  die  Stelle  in  dem  Sinn, 
wie  sie  übersetzt  ist. 
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25.  Id.  lib.  III.  ad  Ed.  —  Dasselbe  findet  bei  zweien 
eines  Versprechens  Theilhaftigen  8  °) ,  und  zwei  Bankhaltern, 
welche  in  Gesellschaft  stehen,  Statt.  §.  1.  Labeo  sagt,  ein 
persönlicher  Vertrag  erstrecke  sich  auf  keinen  Dritten,  eben 
so  wenig-,  wie  auf  den  Erben.  §.2.  Obgleich  aber  ein  Ver- 
trag des  Bürgen  dem  Hauptschuldner  nichts  hilft,  so  schreibt 
doch  J ulianus,  dass  diesem  gemeiniglich  die  Einrede  der 
Arglist  zu  Statten  kommen  werde, 

26.  ULP.  lib.  IV.  ad  Ed.  —  nämlich  wenn  die  Absicht 
darauf  gegangen,  dass  der  Hauptschuldner  nicht  verklagt  werde. 
Dasselbe  findet  auch  bei  Mitbürgen  Statt. 

27.  PAUL.  lib.  III.  ad  Ed.  —  Wenn  einer  von  zwei 
Bankhaltern,  welche  in  Gesellschaft  getreten  sind,  mit  dem 
Schuldner  einen  Vertrag  geschlossen,  schadet  die  Einrede  woh) 
auch  dem  Andern?  DJeratius,  Atilicinus  und  Proculus 
sind  der  Meinung,  der  Vertrag  schade  dem  Andern  nicht  ein- 
mal dann ,  wenn  er  mit  dinglicher  Beziehung  gefasst  sei ; 
denn  es  sei  nur  bestimmt  worden81),  dass  der  Andere  allein 
das  Ganze  einklagen  könne.  Dasselbe  sagt  auch  Labeo; 
denn  der  Eine  könne  auch  für  den  Andern  in  der  Verbind- 
lichkeit keine  Neuerung  treffen,  obgleich  ihm  mit  Recht  be- 
zahlt werden  könne;  so  nämlich  werde  auch  denen,  die  in 
unserer  Gewalt  stehen,  mit  Recht  das  bezahlt,  was  sie  ver- 
borgt, ob  sie  gleich  keine  Erneuerung  der  Verbindlichkeit 
vornehmen  können.  Und  das  ist  wahr.  Dasselbe  findet  auch 
bei  zweien  einer  Stipulation  Theilhaftigen  8  2)  Statt.  §.  1.  Ist 
mit  dem  Hauptschuldner  ein  Vertrag  bis  auf  eine  bestimmte 
Zeit  abgeschlossen  worden,  so  nützt  er  darüber  hinaus  weder 
dem  Hauptschuldner,  noch  seinem  Bürgen.  Wenn  nun  der 
Hauptschuldner ,  ohne  auf  seine  Person  Rücksicht  zu  nehmen, 
dahin  abgeschlossen,  dass  gegen  den  Bürgen  keine  Klage  an- 
gestellt werde,  so  glauben  Einige,  dass  dies  dem  Bürgen  nicht 
zu  Statten  komme,  obgleich  der  Hauptschuldner  daran  ein  In- 
teresse haben  könne ;  weil  ja  dem  Bürgen  nur  die  Einrede  zu 
Statten  käme,  welche  auch  der  Hauptschuldner  hat.  Ich  habe 
gelernt,  dass  dem  Bürgen  die  Einrede  nütze;  denn  auf  diese 
Weise  scheint  sie  ihm  nicht  sowohl  durch  eine  freie  Person 
erworben ,  sondern  dadurch  für  Den ,  welcher  den  Vertrag  ab- 
geschlossen, gesorgt  zu  werden.  Und  dies  ist  jetzt  Rechtens. 
§.  2.  Es  hatte  Jemand  einen  Vertrag  geschlossen,  nicht  zu 
klagen,  nachher  einen  andern,  dass  er  klagen  dürfe;  der  erste 
Vertrag  wird  durch  den  zweiten  aufgehoben  werden,  obwohl 


80)  M.  a  TV.  Correalschuldner. 

8t)  Durch  den  Gesellschaftscontract. 

82)  M.  a.W.  Correalgläubigern. 
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nicht  dem  Rechte  selbst  zufolge,  sowie  eine  Stipulation  durch 
eine  andere  Stipulation  aufgehoben  wird,  wenn  die  Absicht 
der  Contrahenten  darauf  gegangen  ist;  weil  in  Stipulationen 
das  Gesetz  wirkt,  bei  Verträgen  es  sich  aber  nur  um  eine 
Thatsache  handelt83);  und  deshalb  wird  die  Einrede  durch 
die  Replik  8  4)  aufgehoben  werden.  Eben  daher  kommt  es 
auch,  dass  den  Bürgen  der  frühere  Vertrag  nichts  nützt.  Ist 
aber  der  Vertrag  von  der  Art  gewesen,  dass  er  auch  die  Klage 
aufhob,  z.  B.  die  wegen  Injurien,  so  wird  man  nicht  klagen 
können,  wenn  man  nachher  einen  zweiten  Vertrag  geschlossen, 
dass  man  solle  klagen  dürfen;  denn  die  frühere  Klage  ist  auf- 
gehoben worden  ,  und  der  spatere  Vertrag  unwirksam,  um  eine 
Klage  zu  erzeugen.  Denn  die  Klage  wegen  Injurien  entsteht 
nicht  aus  dem  Vertrage,  sondern  aus  dem  zugefügten  Schimpfe. 
Dasselbe  werden  wir  auch  von  Contracten  guten  Glaubens  sagen, 
wenn  ein  geschlossener  Vertrag  die  ganze  Verbindlichkeit  auf- 
gehoben hat,  z.B.  bei  Klagen  aus  dem  Kaufe.  Denn  es  wird 
die  frühere  Verbindlichkeit  nicht  durch  den  neuen  Vertrag 
wieder  aufgefrischt,  sondern  der  Vertrag  wird  zu  einem  andern 
Contracte  dienlich  sein.  Wenn  aber  der  Vertrag  so  sich  gestal- 
tete ,  dass  nicht  der  ganze  Contract  dadurch  aufgehoben ,  sondern 
dieser  nur  vermindert  wurde,  so  kann  der  spatere  Vergleich 
den  frühern  Contract  erneuern.  Dies  kann  auch  bei  der  Klage 
auf  die  Mitgift  eintreten.  Man  nehme  an,  eine  Frau  habe 
dahin  abgeschlossen,  dass  die  Mitgift  gleich  zurückgegeben 
werden  solle,  nachher  aber  schliesse  sie  dahin  ab,  dass  die 
Mitgift  zu  der  Zeit,  welche  die  Gesetze  bestimmen,  zurück- 
gegeben werde:  hier  wird  die  Mitgift  wiederum  nach  den  ge- 
setzlichen Bestimmungen  über  dieselbe  beurtheilt  werden  müs- 
sen, und  man  kann  nicht  sagen,  dass  die  über  [ihre  Heraus- 
gabe] obwaltenden  Verhältnisse  durch  den  Vertrag  nachtheilger 
[für  die  Frau]  geworden ;  denn  sobald  die  Klage  auf  die  Mit- 
gift in  das  ihr  gesetzlich  angewiesene  rechtliche  Verhältniss 
zurückkehrt,  verschlechtert  sich  nicht  ihre  Lage,  sondern  sie 
wird  nur  wieder  in  ihre  Schranken  gebracht.  Das  hat  auch 
den  Beifall  unseres  Scävola  erhalten.  §.  3.  Durch  keinen 
Vertrag  kann  man  bewirken,  dass  Arglist  nicht  vertreten  wer- 
den solle:  obwohl,  wenn  man  dahin  abgeschlossen,  dass  die 
Hinterlegungsklage  nicht  erhoben  werden  solle,  man  durch  den 
Erfolg  8  5)  darüber  abgeschlossen  zu  haben  scheint,  dass  man 


83)  Ueber  diesen  Gegensatz  von  Jus  und  factum  s.  Glück  I. 
1.  12. 

84)  Damit  ist  gesagt,  dass  es  nothwendig  sei,  diese  vorzu- 
schützen. 

85)  Mit  dieser  Stelle  hat  man  sich  bedeutend  gequält,  s.  Glück 
IY.  318  [98] ;  wenn  man  indessen  bei  den  Worten  stehen  bleibt, 
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für  Arglist  nicht  einstehe;  der  Vertrag  gilt.  §.  4.  Verträge, 
welche  einen  schändlichen  Grund  enthalten,  dürfen  nicht  be- 
achtet werden,  z.  B.  wenn  ich  dahin  abschiiessen  will,  nicht 
ans  Diebstahl  oder  zugefügten  Injurien  zu  klagen,  im  Fall  du 
dergleichen  begehen  werdest;  denn  es  ist  von  Nutzen,  die 
Strafe  des  Diebstahls  und  der  Injurien  zu  fürchten.  Nach  der 
Verübung  beider  aber  kann  man  darüber  Vertrage  abschiiessen. 
Ebenso  kann  man  nicht  dahin  abschiiessen,  dass  man  das  In- 
terdict  von  wo  mit  Gewalt  nicht  gebrauchen  wolle  ?  in  so- 
weit das  öffentliche  Wohl  dabei  ins  Spiel  kommt.  Und  über- 
haupt darf  ein  Vertrag,  sobald  er  vom  Privatinteresse  abgeht, 
nicht  aufrecht  erhalten  werden:  denn  vor  allen  Dingen  ist  das 
Augenmerk  dahin  zu  richten,  dass  ein  über  die  eine  Sache 
oder  mit  der  einen  Person  abgeschlossener  Vertrag  einer  an- 
dern Sache  oder  Person  keinen  Schaden  bringe.  §.  5.  Wenn 
du  mir  zehn  schuldig  bist,  und  ich  dahin  abgeschlossen,  nicht 
zwanzig  von  dir  zu  verlangen,  so  billigt  man  es,  dass  dir  die 
Einrede  des  Vertrags  oder  der  Arglist  in  Betreff  der  zehn 
nützlich  sei.  Ebenfalls  würde,  wenn  du  mir  zwanzig  schul- 
dig bist,  und  ich  dahin  abgeschlossen,  zehn  nicht  zu  verlangen, 
durch  die  mir  entgegenzusetzende  Einrede  bewirkt  werden, 
dass  ich  nur  die  übrigen  zehn  verlangen  dürfe.  §.  6.  Habe 
ich  mir  aber  den  Stichus  oder  zehn  stipulirt,  sodann  über  die 
zehn  einen  Vertrag  abgeschlossen,  und  klage  ich  nun  auf  den 
Stichus  oder  die  zehn,  so  wird  mir  die  Einrede  des  geschlos- 
senen Vertrags  für  immer  entgegenstehen.  Denn  sowie  durch 
Zahlung,  Klage  und  stipulationsweise  Annahme  als  Empfangen 
des  einen  Gegenstandes  die  ganze  Verbindlichkeit  aufgelöst 
werde  8  6)  ,  so  werde  auch  durch  Abschliessung  eines  Vertrags, 
die  Nicht  -  Einklagung  des  einen  Gegenstandes  betreffend,  die 
ganze  Verbindlichkeit  aufgehoben.  Ist  abejr  unsre  Absicht 
darauf  gegangen,  dass  mir  nicht  die  zehn,  sondern  Stichus 
gegeben  werden  solle,  so  kann  ich  mit  Erfolg  auf  den  Stichus 
klagen,  ohne  dass  mir  eine  Einrede  entgegengesetzt  werden 
darf.  Dasselbe  findet  auch  umgekehrt  Statt,  wenn  man  überein- 
gekommen ,  den  Stichus  nicht  zu  verlangen.  §.  7.  Aber  wenn 
du  mir  überhaupt  87)  einen  Sclaven  schuldig  bist,  und  ich  dahin 


„dass  durch  den  Erfolg,  durch  die  That  selbst,  sich  der 
Schein  herausstellen  könne,  dass  actio  doli  nicht  Statt  habe,46 
so  scheint  mir  sich  eben  aus  dem  ganzen  Zusammenhang  zu 
ergeben,  dass  dem  in  der  Wirklichkeit  widersprochen  werde, 
womit  die  Schwierigkeit  gelöst  ist. 

86)  Diese  Construction  wird  man  wohl  noch  von  placet  abhän- 
gen lassen  müssen.  Uebrigeus  findet  sie  sich  oft  so  absolut, 
was  wohl  auf  Auslassungen  und  Excerpirungen  zu  deuten 
sein  möchte. 

87)  Also  nicht  electiy  oder  10. 
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abgeschlossen,  den  Stichus  nickt  einzuklagen,  so  wird  mir  zwar 
die  Einrede  des  Vertrags  entgegenstehen,  wenn  ich  den  Stichus 
einklage;  klage  ich  aber  auch  auf  einen  audern,  so  werde  ich 
richtig  klagen.  §.  8.  Ingleichen  wird ,  wenn  ich  dahin  abge- 
schlossen, eine  Erbschaft  nicht  einzuklagen,  und  nachher  die 
einzelnen  Sachen  derselben  als  Erbe  verlange,  die  Einrede  des 
geschlossenen  Vertrags  anzufügen88)  sein:  eben  so,  als  wenn 
wir  übereingekommen  sind,  dass  ich  auf  ein  Grundstück,  auf 
den  IViessbrauch ,  auf  ein  Schiff  oder  Gebäude  nicht  klagen  wolle, 
und  nach  Auflösung  derselben  ich  ihre  einzelnen  Stücke  ein- 
klage ;  es  müsste  denn  ausdrücklich  die  Absicht  auf  etwas  An» 
deres  gegangen  sein.  §.  9.  War  die  stipulationsweise  Annahme 
als  empfangen  von  keiner  Wirkung  8  9) ,  so  scheint  doch  durch 
stillschweigenden  Vertrag  beabsichtigt  worden  zu  sein,  dass 
der  Gegenstand  nicht  eingeklagt  werden  solle.  §.  10.  Ein  Sclave 
kann  für  einen,  Erben,  der  erst  später  antreten  wird,  nicht 
namentlich  einen  Vertrag  abschliessen ,  weil  dieser  noch  nicht 
sein  Herr  ist ;  ist  indess  der  Vertrag  mit  dinglicher  Beziehung 
geschlossen,  so  kann  er  dem  Erben  erworben  werden. 

28.  GAJ.  üb.  I.  ad  Ed*  prov,  —  Den  Regeln  des  bürger- 
lichen Rechts  zuwider  geschlossene  Verträge  werden  nicht  auf- 
recht erhalten ,  z.  B.  wenn  ein  Mündel  ohne  Ermächtigung  sei- 
nes Vormundes  dahin  abgeschlossen,  von  seinem  Schuldner  nicht 
einzuklagen,  oder  dies  wenigstens  nicht  binnen  einer  bestimm- 
ten Zeit,  z.  B.  binnen  fünf  Jahren,  zu  thun ;  denn  es  kann 
ihm  ja  auch  nicht  gültig  ohne  Ermächtigung  des  Vormundes 
gezahlt  werden.  Umgekehrt  aber,  wenn  ein  Mündel  dahin 
abschliesst,  dass  man  nicht  das,  was  er  schuldig  sei,  von  ihm 
verlange,  wird  der  Vertrag  bei  Kräften  erhalten,  .weil  ihm 
erlaubt  ist ,  auch  ohne  Ermächtigung  des  Vormundes  seine  Lage 
zu  verbessern.  §.  1.  Wenn  der  Curator  eines  Wahnsinnigen 
oder  Verschwenders  dahin  abgeschlossen  hat,  dass  man  vom 
Wahnsinnigen  oder  Verschwender  nicht  fordere,  so  ist  es  bei 
weitem  das  Beste,  die  Verträge  des  Curators  aufrecht  zu  erhal- 
ten ;  aber  umgekehrt  ist  dies  nicht  der  Fall.  §.  2.  Wenn  ein 
Sohn  oder  Sclave  dahin  abgeschlossen,  nicht  selbst  zu  klagen, 
so  ist  der  Vertrag  ungültig.  Wenn  sie  aber  einen  Vertrag  mit 
dinglicher  Beziehung  abgeschlossen  haben ,  d.  h.  dass  das  Geld 
nicht  eingeklagt  werde,  so  ist  dieser  Vertrag  gegen  den- Vater 
oder  Herrn  dann  bei  Kräften  zu  erhalten,  wenn  sie  freie  Ver- 
waltung ihres  Sondergutes  haben,  und  der  Gegenstand über 

88)  Aptanda  nämlich  der  Formel. 

89)  Im  Fall  nämlich  die  durch  sie  aufzulösende  Verbindlichkeit 
auf  keiner  Stipulation  beruhte  oder  per  siipul.  Aquilian.  in 
eine  solche  nicht  verwandelt  worden  war:  vgl.  Cuiac.  /.  I. 
p.  82. 
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welchen  sie  die  Uebereinkunft  getroffen  Laben,  zum  Sonder- 
gute gehört.  Doch  ist  auch  dies  nicht  so  ausgemacht;  denn 
da  es  wahr  ist,  was  dem  Julian us  gefällt,  dass  nämlich 
der,  welchem  gleich  ganz  freie  Verwaltung  des  Sondergutes 
verstattet  worden  ist,  doch  nicht  das  Recht  habe,  zu  ver- 
schenken, so  folgt,  dass  wenn  er  den  Vertrag  über  die  Nicht- 
Einklagung  des  Geldes,  in  der  Absicht,  zu  schenken,  abge- 
schlossen hat,  der  Vertrag  nicht  aufrecht  erhalten  werden  dürfe. 
Wenn  er  jedoch  dafür,  dass  er  so  abschlösse,  etwas  erhalten 
hat,  was  nicht  geringer  oder  auch  mehr  ist,  als  dieser  Gegen- 
stand, so  ist  der  Vergleich  bei  Kräften  zu  erhalten. 

29.  ULP.  lib.IV.  ad  Ed.  —  Wenn  er  aber  Geld  seines 
Herrn  creditirt  hat,  so  sagt  Celsus,  es  gelte  das,  was  er 
zur  Zeit  des  Creditirens  ausgemacht  habe. 

30.  GAJ.  lib.  I.  ad  Ed.prov.  —  Jedoch  muss  man  rück- 
sichtlich der  Person  des  Haussohnes  bemerken,  dass  bisweilen 
der  Vertrag,  nicht  zu  klagen,  gelte,  wenn  er  ihn  auch  selbst 
abgeschlossen,  weil  bisweilen  auch  der  Haussohn  das  Recht 
zu  klagen  hat,  z.  B.  wegen  Injurien.  Da  aber  der  Vater 
wegen  einer  dem  Haussohn  zugefügten  Injurie  auch  ein  Klag- 
recht hat,  so  ist  wohl  nicht  zu  bezweifeln,  dass  der  Vertrag 
des  Sohnes  dem  Vater,  wenn  er  klagen  will,  nicht  schaden 
werde.  §.  1.  Kann  und  muss  der,  wer  Geld  von  einem  Scla- 
ven  stipulirt  hat,  welches  ihm  Titius  schuldete,  wenn  er  vom 
Titius  das  Geld  verlangt,  durch  die  Einrede  des  geschlossenen 
Vertrags  abgewiesen  werden,  weil  es  scheint,  als  habe  er  da- 
hin abgeschlossen,  vom  Titius  es  nicht  zu  verlangen?  Julia- 
nus  glaubt,  dass  der  Stipulirende  dann  abgewiesen  werden 
müsse,  wenn  ihm  die  Klage  auf  das  Sondergut  gegen  den 
Herrn  des  Sclaven  verstattet  werden  muss,  d.  h.  wenn  der 
Sclave  eine  gerechte  Ursache  hatte,  sich  ins  Mittel  zu  schlagen, 
weil  er  vielleicht  eine  gleich  grosse  Summe  dem  Titius  schul- 
dete; wenn  er  hingegen  als  Bürge  dazwischengetreten,  woraus 
die  Klage  auf  das  Sondergut  nicht  verstattet  werden  würde, 
so  sei  der  Gläubiger  nicht  zu  hindern,  gegen  den  Titius  zu 
klagen.  Ebenso  dürfe  er  auf  keine  Weise  verhindert  werden, 
wenn  er  diesen  Sclayen  für  frei  gehalten  habe.  §.  2.  Wenn 
ich  mir  von  dir  Bedingungsweise  habe  versprechen  lassen, 
was  Titius  mir  unbedingt  schuldig  war,  kann  und  darf  ich 
dann,  wenn  die  Bedingung  ausbleibt  und  ich  den  Titius  ver- 
klage, durch  die  Einrede  des  geschlossenen  Vertrags  zurück- 
gewiesen werden?  Es  spricht  mehr  dafür,  dass  die  Einrede 
nicht  entgegengesetzt  werden  dürfe. 

31.  ULP.  lib.  I.  ad  Ed.  aediL  curul.  —  Gegen  das  Edict 
der  Aedilen  darf  man  jedenfalls  Verträge  abschliessen ,  man 
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mag  nun  darüber  während  des  Kaufgeschäfts  selbst  oder  nach- 
her übereingekommen  sein. 

32.  PAUL.  lib.  III.  ad  Plaut.  —  Wenn  gesagt  worden 
ist ,  dass ,  wenn  man  mit  dem  Hauptschuldner  übereingekommen, 
nicht  zu  klagen,  die  Einrede  auch  dem  Bürgen  zustehe,  so 
hat  man  dies  in  Rücksicht  der  Person  des  Hauptschuldners  an- 
genommen, damit  dieser  nicht  mit  der  Auftragsklage  belangt 
werde.  Wenn  also  keine  Klage  aus  dem  Auftrage  Statt  fin- 
det, der  Bürge  vielleicht  in  der  Absicht  zu  schenken  sich  ver- 
bürgt hat,  so  wird  die  Einrede  dem  Gläubiger  nichts  helfen. 

33.  CELSUS  lib.  I.  Digest.  —  Ein  Grossvater  hat  im 
Namen  seiner  Enkelin,  welche  ihm  von  seinem  Sohn  erzeugt 
war,  eine  Mitgift  versprochen,  und  ausgemacht,  dass  die  Mit- 
gift weder  von  ihm,  noch  von  seinem  Sohne  eingeklagt  werde. 
Wenn  nun  diese  vom  Miterben  des  Sohnes  gefordert  wird, 
so  wird  dieser  für  sich  zwar  durch  die  Einrede  der  Ueberein- 
kunft  nicht  geschützt  werden  dürfen ;  der  Sohn  aber  wird  diese 
Einrede  mit  Recht  gebrauchen;  denn  es  ist  erlaubt,  auch  für 
den  Erben  zu  sorgen.  Und  dem  steht  keineswegs  entgegen, 
dass  ich  nur  für  Einen  in  dem  Falle  sorge,  dass  er  mein  Erbe 
geworden  ist,  nicht  aber  für  die  Andern90). 

34.  MODESTIN,  lib.  V.  Regal.  —  Das  Recht  der  Agna- 
tel  könne,  so  lautet  die  Meinung  Julians,  durch  Vertrag 
eben  so  wenig  zurückgewiesen  werden ,  als  wenn  Jemand  sage, 
er  wolle  nicht  mehr  Notherbe  sein. 

35.  Id.  lib.  II.  Respons.  —  Drei  Geschwister,  Titius, 
Mävius  und  Seja,  haben  eine  gemeinschaftliche  Erbschaft  unter 
sich  getheilt  und  Urkunden  aufgesetzt,  worin  sie  gesagt  haben, 
sie  hätten  die  mütterliche  Erbschaft  getheilt  und  ausdrücklich 
erwähnt,  dass  ihnen  nichts  mehr  in  Gemeinschaft  geblieben  sei. 
Nachher  aber  erfuhren  zwei  von  den  Geschwistern,  nämlich  Mä- 
vius und  Seja,  welche  zur  Zeit  des  Todes  ihrer  Mutter  abwesend 
gewesen  waren,  es  sei  eine  Summe  Gold  von  ihrem  Bruder 
untergeschlagen  worden,  deren  gar  keine  Erwähnung  in  der 
Theilungsurkunde  geschehen  war.  Ich  frage,  ob  auch  nach 
geschlossenem  Vertrage  über  die  Theilung  den  Geschwistern 
gegen  den  Bruder  eine  Klage  wegen  der  entwendeten  Geld- 
summe zustehe?  Modestin us  hat  geantwortet:  im  Fall  bei 
der  Klage  auf  ihren  Antheil  an  dem,  was  von  Titius  ent- 
wendet worden  sein  solle,  ihnen,  die  sie  unbekannt  mit  dem 
vom  Titius  gespielten  Betrüge  abgeschlossen  haben,  die  Einrede 


90)  Hierzu  vgl.  Cujac.  Commentar.  ad  h.  I. ,  denn  pacta  sind 
facti  und  können  somit  uni  acquiri ,  nicht  aber  quae  juris 
sind ,  dergleichen  gehen  auf  alle  Erben  Uber. 
Vorp.  jur.  ciu.  I.  23 
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des  allgemeinen  Vertrages  entgegengesetzt  werde,  so  könnten 
sie  mit  Eutzen  die  Replik  der  Arglist  vorschützen. 

36.  PROCULUS  Üb. .Y.  EphL  —  Wenn  du  mein  Land- 
gut besitzest,  und  ich  mit  dir  übereingekommen  bin,  dass  du 
den  Besitz  dieses  Landgutes  dem  Attius  übergebest,  so  darf 
ich,  im  Fall  ich  dieses  Landgut  von  dir  mit  der  Eigenthums- 
klage, in  Anspruch  nehme,  nur  dann  durch  die  Einrede  des 
geschlossenen  Vertrags  abgewiesen  werden,  wenn  du  entweder 
dasselbe  schon  übergeben  hast,  oder  wir  zu  deinem  eignen 
Nutzen  dahin  übereingekommen  sind,  und  es  nicht  an  dir  ge- 
legen, dass  du  es  noch  nicht  übergeben  hattest. 

37.  PAPIR.  JUSTUS  lib.  II.  de  ConsUtutionibus.  —  Die 
Kaiser  Antoninus  und  Verus  haben  rescribirt,  es  könnten 
dem  Schuldner  einer  Stadt  von  deren  Curator  die  schuldigen 
Gelder  nicht  erlassen  werden ,  und  da  sie  den  Einwohnern 
von  Philippi  schon  erlassen  worden,  so  finde  Widerruf 
Statt. 

38.  PAPIN.  lib.  II.  QuaesU  —  Das  öffentliche91)  Recht 
kann  durch  Vertrage  von  Privatpersonen  keine  Veränderung 
erleiden. 

39.  Id.  lib.  V.  Quaest.  —  Die  alten92)  Rechtsgelehrten 
sind  der  Meinung,  dass  ein  dunkler  und  zweideutiger  Vertrag 
dem  Verkäufer  und  Verpächter  JVachtheil  bringe ;  indem  es  in 
ihrer  Macht  stand,  die  Bedingung  deutlicher  zu  schreiben. 

40.  Id.  lib.  I.  Mespons.  —  Folgender  Vertrag:  ich  be- 
kenne, dass  du  zu  nichts  verbunden  seist,  ist  nicht 
auf  die  Person  allein  gerichtet,  sondern  wird,  weil  er  allge- 
mein ist,  auch  zwischen  den  streitenden  Erben  Statt  haben. 
§.  1.  Einer,  welcher  Appellation  eingewendet  hatte,  verglich 
sich  dahin,  dass,  wenn  er  binnen  einer  bestimmten  Zeit  die 
Summe,  welche  den  Betrag  des  Vergleichs  ausmachte,  nicht 
bezahlt  hätte,  er  dem  Urtheile  Folge  leisten  wolle:  hier  wird 
der  über  die  Appellation  entscheidende  Richter,  ohne  irgend 
einen,  andern  Punkt  der  Hauptsache  zu  untersuchen ,  nur  den 
richtig  abgeschlossenen  Vergleich  berücksichtigen,  als  ob  [der 
Beklagte]  den  Klaggrund  zugestanden  hätte.  §.  2.  Nach  der 
Theilung  der  Erbschaftsmasse  und  der  Schulden  haben  die 
Gläubiger  einzeln  von  einzelnen  der  Erben ,  ohne  dass  [aber] 
Unterstellungen  getroffen  wurden,  ihre  Zinsen  im  Ganzen  dem 
Vertrage  gemäss  erhalten:  hier  darf  die  Anstellung  der  Kla- 
gen, welche  sie  gegen  alle  zum  Theil  haben,  doch  nicht  ge- 


91)  D.  h.  was  die  Gesetze  zum  gemeinen  Besten  verordnen, 
s.  Glück  I.  91. 

92)  Veieres,  vor  der  Kaiserperiode,  s.  Dirksen,  Beiträge 
zum  R.  R.  S.  176. 
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Lindert  werden93),  es  müsste  denn9*)  jeder  Einzelne  dem 
Vertrage  gemäss  jedem  Einzelnen  die  ganze  Schuld  zu  zahlen 
sich  erbieten.  §,3.  Ein  Vater,  welcher  eine  Mitgift  für  seine 
Tochter  versprochen,  hatte  ausgemacht,  dass,  wenn  diese  in 
der  Ehe  ohne  Rinder  verstürbe,  ein  Theil  des  Heirathsgutes 
nach  seinem  Tode  seinem  Bruder  als  seinem  Erben  verbleiben 
sollte.  Dieser  Vertrag  wird  den  spater  vom  Schwiegervater 
erzeugten  Kindern  und  seinen  Testamentserben  vermöge  der 
Einrede  der  Arglist  zu  Statten  kommen,  da  die  Absicht  der 
Contrahenten  die  gewesen  ist,  für  dessen  Erben  zu  sorgen, 
und  es  scheint,  als  habe  der  Vater  zu  jener  Zeit,  wo  er  noch 
keine  Rinder  weiter  hatte ,  in  seinem  letzten  Willen  seinen 
Bruder  [nur  darum]  bedenken  wollen  95). 

41.  Id.  lib.  XI.  Mespons*  —  Aus  den  Worten:  wenn 
du  mir  innerhalb  des  und  des  Tages  die  Hälfte 
der  Schuld  bezahlt  haben  wirst,  will  ich  den  Rest 
für  empfangen  stipulations  weise  annehmen  und 
dich  [von  der  Verbindlichkeit]  befreien,  steht,  wie 
bekannt,  dem  Schuldner,  wenn  er  gleich  kein  Kiagrecht  hat, 
doch  die  Einrede  des  Vertrags  zu. 

42.  Id.  lib.  XVII.  Respons.  —  Gläubiger  und  Schuldner 
waren  dahin  übereingekommen,  dass  der  Gläubiger  die  Steuer- 
lasten eines  verpfändeten  Grundstückes  nicht  tragen,  sondern 
deren  Bezahlung  dem  Schuldner  obliegen  solle :  ich  habe  ge- 
antwortet ,  dass  ein  solcher  Vertrag,  so  weit  er  den  Fiscus 
betrete,  nicht  beobachtet  zu  werden  brauche;  denn  durch  Ver- 
träge von  Privatleuten  wird,  wie  man  angenommen  hat,  eine 
Vorschrift  des  fiscalischen  Rechtes  nicht  umgestossen. 

43.  PAUL.  lib.  V.  Quaest.  —  Wir  wissen,  was  bei 
Käufen  der  Verkäufer,  und  umgekehrt  der  Käufer  zu  leisten 
hat.  Ist  iadess  darüber  bei  Abschliessung  des  Contracts  etwas 
Besonderes  bestimmt,  so  wird  dies  gehalten  werden  müssen. 

44.  S  GAE  VOL.  lib.  V.  Respons.  —  Ein  Mündel  wollte 
sich  schon  der  väterlichen  Erbschaft  enthalten,  als  der  Vor- 
mund mit  einem  grossen  Theil  der  Gläubiger  dahin  abschloss, 


93)  Denn  dies  ist  juris  publici  (s.  Fragm.  38),  so  lange  keine 
delegationes  getroffen  worden. 

94)  So  muss  si  non  etc.  hier  scharf  verstanden  werden ,  denn 
in  dem  saepius  accipere  der  Zinsen  liegt  eine  tacita  pactio, 
und  es  kann  ja  auch  ab extraneo  gültig  pro  debitore  Zahlung 
geleistet  werden;  s.  über  diese  Stelle  Cujac.  ad  Pap  in. 
Resp.  Ii.  t.  T.  IV.  Ed.  Neap.  p.  839. 

95)  Vgl.  C  u  j  a  c.  I  t.  Den  Ausschlag  gibt  nämlich  hier  der 
Umstand ,  dass  des  Bruders  als  präsumtiven  Erben  Erwähnung 
geschieht;  wird  er  dies  nicht,  so  hat  der  wirkliche  Erbe  alle- 
mal den  Vortheil  davon,  denn  dieser  ist  eigentlich  der,  zu 
dessen  Besten  stipulirt  wird ,  er  sei ,  wer  er  wolle. 

23  * 
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dass  sie  nur  eine  gewisse  Quote  erhalten  sollten ;  dasselbe  tha- 
ten  auch  die  Curatoren  mit  Andern.  Ich  frage,  ob  auch  der 
Vormund,  welcher  zugleich  Gläubiger  des  Vaters  ist,  mit  der- 
selben Quote  vorlieb  nehmen  muss  ?  Ich  habe  geantwortet, 
dass  der  Vormund,  welcher  die  Uebrigen  zu  einer  Quote  ver- 
möge, selbst  mit  derselben  zufrieden  sein  müsse. 

45.  1IERMOGE1VIAN.  lib.  II.  juris  Epitomarum.  —  Die 
Vereinigung,  etwas  zu  theilen,  kann,  wenn  sie  nicht  vermöge 
Uebergabe  und  Stipulation  ins  Leben  tritt,  keinem,  eben  so 
wenig  wie  ein  blosser  Vertrag,  zu  einer  Klage  verhelfen. 

46.  TRYPHONIN.  lib.  II.  Disputation.  —  Ein  zwischen 
dem  Erben  und  dem  Vermächtnissberechtigten  abgeschlossener 
Vergleich,  nach  welchem  dem  ersten  die  Burgschaftsbestellung 
erlassen  wird,  ist,  wie  bekannt,  von  Gültigkeit,  da  eine  in 
den  Semestern96)  eingetragene  Verordnung  des  verewigten 
Kaisers  Marcus  auch  in  diesem  Falle  den  Willen  des  Ver- 
storbenen aufrecht  zu  erhalten  gebietet;  es  darf  die  dem  Erben 
einmal  vom  Vermächtnissberechtigten  vermöge  Vertrags  erlas- 
sene Bürgschaftsbestellnng,  wenn  es  ihn  reuet,  nicht  wider- 
rufen werden,  weil  es  Jedem  erlaubt  ist,  die  Verfolgung  sei- 
nes Rechtes  oder  die  Hoffnung'  auf  eine  künftige  Gewährung 
in  ein  nachtheiligeres  Verhältniss  zu  setzen. 

47.  SCAEVOLA  lib.  I.  Big.  —  Der  Käufer  eines  Grund- 
stückes hatte  versprochen,  zwanzig  zu  zahlen,  und  sich  dazu 
in  Folge  Stipulation  durch  Gelobung  verbindlich  gemacht: 
nachher  ist  der  Verkäufer  dahin  mit  ihm  übereingekommen, 
dass  er  mit  dreizehn  zufrieden  sein  wolle ;  diese  müsste  er  je- 
doch binnen  bestimmter  Frist  erhalten.  Der  Schuldner,  zu  ihrer 
Bezahlung  aufgefordert,  schloss  wiederum  dahin,  dass,  wenn 
sie  binnen  einer  bestimmten  Frist  nicht  bezahlt  wären,  die 
Klage  aus  dem  frühern  Versprechen  Statt  finden  sollte.  Nun 
frug  sich,  ob,  im  Fall  dein  spätem  Vertrage  nicht  Genüge 
geleistet  worden,  die  ganze  Schuld  aus  dem  ersten  Versprechen 
gefordert  werden  könne.  Ich  habe  geantwortet:  demnach,  wie 
die  Sache  vorgetragen  worden,  könne  sie  es  allerdings.  §.  I. 
Lucius  Titius  hat  den  Wechsler  Cajus  Sejus,  mit  welchem  er 
wegen  Einnahme  und  Ausgabe  eine  verwickelte  Rechnung  hatte, 
sich  als  Schuldner  constituirt  und  von  ihm  ein  Schreiben  in 
folgenden  Worten  empfangen:  Der  Wechselgeschäfts- 
rechnung  zufolge,  in  welcher  du  mit  mir  bis  zu 
diesem  Tage  gestanden  hast,  ist  meine  Bank  aus 
vielfachen  Geschäften  dreihundert  und  sechsund- 
achtzig [Goldstücke]  nebst  daraus  erwachsenen 
Zinsen   in  Rest   geblieben.    Die  Summe  Gold, 


96)  S.  Anm.  zu  Inst.  I.  25.  1. 


Pandect.  L.  II.  Tit.  14.  De  pactis. 


357 


welche  du  stillschweigend 97)  bei  mir  hast,  will 
ich  dir  wieder  bezahlen,  wenn  jedes  Instrument, 
welches  von  dir  ausgestellt,  d  h.  geschrieben 
worden,  es  betreffe  eine  Summe,  welche  da  wolle, 
und  aus  einem  Grunde,  aus  welchem  da  wolle,  in 
meinen98)  Händen  zurückgeblieben  ist,  für  nich- 
tig und  cassirt  erachtet  werden  soll.  Da  nun  Lu- 
cius Titius  vor  Abfassung  dieser  Schuldschrift  dem  Wechsler 
Sejus  aufgetragen  hatte,  er  solle  seinem  Freilasser  dreihundert 
[Goldstücke]  zahlen,  so  hat  man  die  Frage  erhoben,  ob  we- 
der er  noch  seine  Söhne  deshalb  verklagt  werden  könnten, 
weil  in  dein  genannten  Schreiben  ausdrücklich  gesagt  worden, 
es  sollten  die  Schuldbekenntnisse,  sie  möchten  aus  einem  Con- 
tracte  herrühren,  aus  welchem  sie  wollten,  für  nichtig  und 
cassirt  erachtet  werden?  Ich  habe  geantwortet,  dass  die  übri- 
gen Verbindlichkeiten  in  ihrem  alten  Zustande  blieben,  wenn 
nur  die  gegenseitigen  Berechnungsverhältnisse  gemeint  ge- 
wesen. 

48.  GAJ.  Kb.  III.  ad  Leg,  XII.  Tabuh  —  Alles,  was 
bei  Uebergabe  von  Gegenständen  ausgemacht  worden ,  von  dem 
ist  ganz  gewiss,  dass  es  gelte. 

49.  ULP.  lib.  XXXVI.  ad  Sabin.  —  Wenn  Jemand 
Geld  geliehen  und  den  Vertrag  geschlossen  hat,  den  Andern 
nur  in  soweit  zu  verklagen,  als  er  zahlen  kann,  gilt  dieser 
Vertrag  ?  Es  spricht  mehr  dafür ,  dass  dieser  Vertrag  gelte ; 
denn  es  ist  ja  nichts  Böses,  wenn  Jemand  [nur]  in  soweit 
verklagt  zu  werden  verlangt,  als  sein  Vermögen  reicht. 

50.  Id.  lib.  XLII.  ad  Sabin,  —  Ich  halte  es  nicht  für 
unmöglich,  wenn  man  bei  dem  Hinterlegungs - ,  Leih-  und 
Mieth- Contracte  und  andern  ähnlichen  ausmacht,  dass  du  mei- 
nen Sclaven  nicht  zum  Diebe  machest,  d.  h.  ihn  nicht  dazu 
reizest,  dass  er  Dieb  oder  flüchtig  werde,  oder  nicht  so  ver- 
nachlässigest ,  dass  er  Dieb  werde ;  denn  so  wie  die  Klage 
wegen  Verführung  eines  Sclaven  Statt  findet,  so  kann  auch 
dieser  Vertrag,  welcher  die  Verführung  der  Sclaven  verhindern 
soll,  Statt  finden. ' 

51.  Id.  lib.  XXVI.  ad  Ed.  —  Wenn,  wahrend  du  in 
dem  Glauben  standest,  mit  deinem  Schuldner  auf  den  Grund 
eines  Vermächtnisses  den  Vertrag  abschliessen  zu  müssen,  der- 
selbe zwischen  euch  wirklich  dahin  zu  Stande  gekommen  ist, 


97)  D.  h.  nicht  in  publica  scriptura  ntensae  enthalten.  Cujac 
ad  h.  I. 

98)  Man  könnte  fast  veranlasst  werden,  zu  vermuthen,  dass 
hier  tue  und  tc  verkehrt  gebraucht  wäre;  indessen  erklärt 
sich  wohl  der  beireffende  Passus  aus  der  Editionspflicht  des 
Meusulars,  von  der  er  los  will. 
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dass  du  die  Schuld  von  ihm  nicht  einklagen  sollest,  so  wird 
der  Schuldner  eben  so  wenig  dem  Rechte  selbst  zufolge  befreit, 
als,  wie  Celsus  im  zwanzigsten  Buche  schreibt,  er  den  kla- 
genden Theil  durch  die  Einrede  des  Vertrags  zurückweisen 
kann.  §.  1.  Derselbe  schreibt  an  demselben  Orte,  dass,  wenn 
du  deinem  Schuldner  befohlen  hast,  dem  Titius  Zahlung  zu 
leisten,,  dem  du  fälschlich  glaubtest,  ein  Vermächtniss  schuldig 
zu  sein,  und  dein  Schuldner  sich  mit  dem  zu  seinem  Schuldner 
constituirten  Titius  verglichen  hat,  das  Klagrecht  weder  für 
dich  gegen  deinen  Schuldner  noch  für  diesen  gegen  den  seini- 
gen verloren  gegangen  sei. 

52.  Id.  üb.  I.  Opin»  —  Ein  Schreiben,  worin  Jemand 
Einen  als  seinen  Miterben  bezeichnet  hat,  wird  kein  Klagrecht 
gegen  die  Besitzer  von  Erbschaftssachen  begründen.  §.  1.  Wenn 
zwischen  dem  Schuldner  und  Dem ,  welcher  ein  verpfändetes 
Grundstück  vom  Gläubiger,  als  ob  er  die  Geschäfte  des  Schuld- 
ners führte,  gekauft  hat,  dahin  abgeschlossen  worden  ist,  dass 
das  Grundstück  nach  geschehener  Anrechnung  der  Früchte  und 
Bezahlung*  des  Rests  der  Schuld  dem  Schuldner  wiederzuge- 
stellt werde,  so  muss  auch  der  Erbe  dem  vom  Erblasser  ge- 
schlossenen Vertrage  Folge  leisten.  §.  2.  Der  Vertrag,  dass 
der  Gläubiger  vom  Schuldner  das  Geld  wieder  erhalten,  was 
ersterer  etwa  für  Abgaben  eines  ihm  verpfändeten  Grundstückes 
gezahlt  habe,  und  dass  der  Schuldner  die  Abgaben  desselben 
Grundstückes  zahlen  solle,  ist  dem  Rechte  gemäss  und  darum 
zu  halten.  §.3.  Der  Erbe  schloss  mit  mehreren  Kindern,  die 
gegen  ihres  Vaters  Testament  die  Lieblosigkeitsklage  erheben 
wollten,  dahin  ab,  dass  ihnen  eine  bestimmte  Summe  Geldes 
erlegt  werden  solle,  so  lange  er  lebe.  [Als]  man  verlangte, 
dass  dieser  Vertrag  auf  eine  für  immer  fortdauernde  Leistung 
ausgedehnt  werde,  [so]  wurde  rescribirt,  dies  Verlangen  werde 
weder  durch  Recht  noch  Billigkeit  unterstützt. 

53.  Id.  lib.  IV.  Opin.  —  Einer  streitenden  Partei  die 
Kosten  vorzuschiessen ,  ist  nichts  Tadelnswürdiges;  aber  dahin 
abzuschliessen ,  dass  nicht  die  deshalb  erlegte  Summe  mit  Zin- 
sen, sondern  die  Hälfte  dessen,  was  der  Partei  aus  dem  Pro- 
cesse  zugekommen,  zurückerstattet  werde,  ist  unerlaubt. 

54.  SCAEVOLA  apud  JULIA1YUM  lib.  XXII.  Digest. 
bemerkt  ")  :  Habe  ich  dahin  abgeschlossen,  den  Stichus,  wel- 
chen man  mir  schuldig  war,  nicht  einzuklagen,  so  nimmt  man 
nicht  an,  dass  mir  Verzug  widerfahre;  und  wenn  Stichus  ge- 
storben ist,  glaube  ich  nicht,  dass  der  Schuldner  verbindlich  sei, 


99)  In  der  Ausgabe  von  Haloander  findet  man  dieses  Frag- 
ment mit  dem  vorhergehenden  in  Verbindung  gesetzt,  also 
im  gauseu  Titel  nur  öl  Fragmente. 
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welcher  vor  Abschliessung  des  Vertrags  nicht  in  Verzug  ge- 
wesen  ist« 

55.  JULIAN,  lib.  XXXV.  Big.  —  Wenn  mein  Schuld- 
ner an  einem  Sclaven  den  Niessbrauch  hat,  und  dieser  [mit 
mir]  dahin  abschliesst,  dass  die  Schuld  [von  jenem]  nicht  ein- 
geklagt werde,  so  bringt  er  durch  diesen  Vertrag  den  Schuld- 
ner in  ein  vortheilhafteres  Verhältniss  1  0  °).  Ebenso  wird  der 
Gläubiger,  welcher  Niessbraucher  ist,  und  dahin  abgeschlossen 
hat,  dass  er  nicht  klagen  wolle,  wenn  der  Niessbraucbssclave 
ausgemacht  hat,  dass  er  solle  klagen  dürfen,  vermöge  dieses 
Vertrags  mit  Erfolg  zur  Klage  gelassen  werden. 

5ö.  Id.  lib.  VI.  ad  Muricium.  —  Ist  man  dahin  überein- 
gekommen, dass  der  Eigenthümer  des  Gutes  vom  Pachter  nichts 
verlangen  wolle,  und  ist  ein  rechtmässiger  Grund  zur  Ueberein- 
kunft  vorhanden  gewesen,  so  kaun  nichts  desto  weniger  der 
Pachter  dies  vom  Herrn  l01). 

57.  FLORENTIN.  lib.  VIII.  Institut.  —  Wer  für  eine 
zukünftige  Zeit  Zinsen  vom  Schuldner  angenommen  hat,  scheint 
stillschweigend  dahin  einen  Vertrag  eingegangen  zu  sein,  dass 
er  das  Capital  während  dieser  Zeit  nicht  einklagen  wolle. 
§.  1.  Ist  ein  Vertrag  geschlossen  worden,  der  sich  von  der 
einen  Seite  auf  die  Sache ,  von  der  andern  auf  die  Person  be 
zieht,  z.  B.  dass  ich  nicht  klage,  oder  dass  man  nicht  gegen 
mich  klage,  so  wird  mein  Erbe  die  Sache  von  euch  Allen 
einklagen  können ,  und  wir  Alle  werden  gegen  deinen  Erben 
klagen  können  102). 

58.  NE  Ii  ATI  US  lib.  III.  3fembran.  —  Es  ist  unzweifel- 
haft ,  dass  mau  von  Kauf  und  Pacht  und  den  übrigen  ähnlichen 
Contracten  unter  der  Voraussetzung,  dass  noch  alles  in  dem 
nämlichen  Stande  ist,  und  der  Einwilligung  der  Parteien,  ab- 
gehen kann.  Aristo  ging  noch  weiter,  indem  er  behauptete, 
dass,  wenn  ich  dir  Alles  geleistet,  was  ich  aus  dem  Kauf- 
contract  dir  habe  leisten  sollen,  und  mit  dir,  der  du  mir  den 
Kaufpreis  schuldig  geblieben,  dahin  übereingekommen  bin, 
dass,  wenn  du  mir  in  Bezug  auf  die  verkaufte  Sache  alles 
gewährest  103),  was  ich  dir  geleistet  hälte,  du  den  Kaufpreis 
nicht  bezahlen  sollest,  und  du  mir  das  geleistet  hättest,  du 
aufhörest,  mir  den  Kaufpreis  schuldig  zu  sein,  weil  die  Aus- 
legung des  guten  Glaubens,  nach  welchem  hier  Alles  bestimmt 


100)  M.  a.  W. :  er  nützt  ihm  dadurch. 

101)  Die  Frage  ist  also  implicite  die,  ob  der  Pachtcontract  auf- 
gehoben sei?  was  verneiut  wird;  s.  bei  Glück  XV.  63. 

10'2)  Deutlicher  würde  letzterer  Satz  sein ,  wenn  er  lautete 
(was  er  sagen  will):  „und  ihr  alle  werdet  gegen  mei- 
nen ii.  s.  w  u 

103)  D.  h.  die  verkaufte  Sache  nebst  Zubehör  zurückgebest. 
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wird,  auch  diesen  Vertrag  zulässt.  Auch  ist  es  kein  Unter- 
schied, ob  der  Vertrag',  von  diesem  Geschäfte  abzugehen,  so 
lange  noch  nichts  von  dem,  wozu  wir  verbindlich  geworden, 
erfüllt  ist  10*),  geschlossen  worden,  oder  ob  wir  nach  Zurück- 
gabe dessen,  was  ich  dir  geleistet  habe,  dahin  übereingekom- 
men, dass  du  in  diesem  Bezuge  mir  nichts  leisten  sollest. 
Das  kann  man  freilich  in  einem  Vertrage,  welcher  sich  auf 
Auflösung  eines  geschlossenen  Geschäftes  bezieht,  nicht  be- 
stimmen, dass  du  rechtlich  verbunden  sein  sollest,  mir  das 
zurückzugeben ,  was  ich  dir  [in  Folge  eines  Contracts]  entrich- 
tet habe :  weil  man  auf  diese  Weise  nicht  sowohl  darüber  ver- 
handelt, vom  alten  Geschäfte  abzugehen,  als  vielmehr  neue  Ver- 
bindlichkeiten gegenseitig  einzugehen. 

59.  PAUL.  lib.  III.  Reffvl.  —  Man  nimmt  an,  dass 
durch  die,  durch  welche  uns  mittelst  einer  Stipulation  erworben 
werden  kann,  unsre  Umstände  auch  mittelst  Vertrag  verbessert 
werden  können. 

60.  PAPIR.  JUST.  lib.  VIII.  Constkut.  —  Der  Kaiser 
Antoninus  hat  dem  Avidius  Cassius  rescribirt:  wenn 
die  Gläubiger  bereit  seien,  eine  Ouote  aus  der 
Gesammtmasse,  wenn  gleich  von  einem  Fremden, 
anzunehmen,  so  müsse  vorerst  Rücksicht  auf  ver- 
wandte Personen  genommen  werden,  wenn  sie 
tüchtig  seien  l0s). 

61.  POMPON.  lib.  IX.  ad  Sabin.  —  Niemand  kann 
durch  Vertrag  bewirken,  dass  er  einen  ihm  eigenthümlich 
gehörenden  Ort  nicht  solle  weihen,  oder  darin  einen  Todten 
begraben,  oder  gegen  seines  Wachbars  Willen  sein  Grundstück 
Teräussern  dürfen. 

62.  FURIUS  ANTHIANUS  lib.  I.  ad  Ed.  —  Wenn 
ein  Hauptschuldner  dahin  abgeschlossen,  dass  das  Geld  nicht 
von  ihm  verlangt  werde,  und  dieser  Vertrag  seinem  Bürgen 
zu  nützen  angefangen  hat,  nachher  der  Erstere  von  Neuem 
dahin  abgeschlossen,  dass  man  das  Geld  von  ihm  einklagen 
könne,  so  hat  man  gefragt,  ob  der  aus  dem  früheren  Vertrage 
für  den  Bürgen  entstehende  Nutzen  aufgehoben  sei  ?  Indess 
ist  es  richtiger,  dass  die  einmal  vom  Bürgen  erworbene  Ein- 
rede des  Vertrags  diesem  nicht  gegen  seinen  Willen  entrissen 
werden  könne. 


104)  Wenn  also  auch  der  Verkäufer  noch  nicht  tradirt  hat. 

105)  Zu  dieser  Stelle  s.  Cujac.  Commentar.  wenn  nämlich 
die  Gläubiger  bereit  sind,  sogar  von  einem  fremden  emior 
bonorum  eine  Quote  anzunehmen ,  so  soll  der  zahlungsfähige 
Verwandte  noch  viel  eher  dazugelassen  werden ;  diesen  stand 
also  ein  Vorkaufsrecht  zu, 
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Fünfzehnter  Titel. 

De  transactionibus» 
(JFon  den  Vergleichen.} 

1.  ULP.  Hb.  I.  ad  Ed,  —  Wer  sich  vergleicht,  schliesst 
über  eine  gleichsam  zweifelhafte  Sache  und  einen  ungewissen, 
noch  nicht  beendigten  Process  ab:  wer  aber  einen  Vertrag 
Schenkungshalber106)  errichtet,  erlasst  einen  gewissen  und 
unzweifelhaften  Gegenstand  aus  Freigebigkeit. 

2.  Id.  lib.  LXXIV*  ad  Ed.  —  Vergleich  kann  man 
aber  nicht  allein  davon  verstehen,  wenn  eine  Aquilianische 
Stipulation  hinzugefügt,  sondern  auch  davon,  wenn  ein  Vertrag 
errichtet  worden  ist. 

3.  SCAEVOLA  lib.  I.  Digest.  —  Die  Kaiser  Anto- 
ninus  und  Verus  haben  folgendermaassen  rescribirt:  durch 
Verträge  unter  Privatpersonen  wird  ohne  Zwei- 
fel das  Recht  Anderer  nicht  verletzt.  Durch  Ver- 
gleich, welcher  zwischen  dem  Erben  und  der 
Mutter  des  Erblassers  geschlossen  worden,  könne 
demnach  weder  das  Testament  als  aufgehoben, 
noch  den  Freigelassenen  oder  den  Vermachtniss- 
berechtigten  das  Recht,  Klagen  anzustellen,  als 
genommen  betrachtet  werden.  Sie  möchten  daher 
aus  dem  Testamente  verlangen,  was  sie  wollten, 
so  müssten  sie  immer  den  eingesetzten  Erben 
verklagen,  der  bei  dem  über  die  Erbschaft  ab- 
geschlossenen Vergleiche  entweder  sich  schon 
in  Bezug  auf  die  Lasten  der  Erbschaft  vorgesehen 
hat,  oder,  wenn  er  dies  nicht  gethan,  seine  Nach- 
lässigkeit nicht  benutzen  darf,  um  Anderen  Un- 
recht zu  thun.  §.  1.  Es  ist  ein  Vergleich  über  ein  Fidei- 
commiss  eingegangen  worden,  und  nachher  hat  man  noch  ein 
Codicill  vorgefunden:  ich  frage,  ob  die  Mutter  des  Verstorbe- 
nen das  in  Bezug  auf  das  [in  diesem  ihr  ausgesetzte]  107)  Fi- 
deicommiss  erhalten  müsse,  was  sie  durch  den  Vergleich  nicht 
erhalten  hat,  und  ihr  doch  noch  zukommt?  Die  Antwort  hat 
gelautet:  ja.  §.2.  Ein  Schuldner,  dessen  Pfand  vom  Gläubi- 
ger108) verkauft  worden  war,  hatte  sich  mit  dem  Mävius, 
der  sich  für  den  Intestat- Erben  des  Gläubigers  ausgab,  um 
ein  sehr  Geringes  verglichen.  Nachher  wurde  ein  Testament 
vorgelegt,  und  man  sah,  dass  Septicius  Erbe  sei.    Nun  hat 

106)  So  ist  richtig  zu  interpungiren ,  s.  Glück  Y.  69  [991. 

107)  S.  Glück  Y.  17  [45]. 

108)  Nämlich  auf  ungehörige  "Weise ,  so  dass  ersterer  einen 
Schadeusangpruch  hatte,  welcher  Gegenstand  des  Vergleichs 
war. 
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man  gefragt,  ob,  wenn  der  Schuldner  gegen  den  Septicius  die 
Pfandhaupiklage  anstellt,  dieser  von  der  Einrede  des  mit  dem 
Mavius,  welcher  zu  der  Zeit  nicht  Erbe  war,  abgeschlossenen 
Vergleichs  Gebrauch  machen,  und  Septicius  das  vom  Schuldner 
an  den  Mavius  als  Erben  gezahlte  Geld  vermittelst  der  Con- 
diction  zurückverlangen  könne,  weil  es  unter  dem  Vorwande 
der  Erbschaft  angenommen  worden?  Die  Antwort  hat  gelau- 
tet: dem  zufolge,  wie  die  Sache  dargestellt  werde,  sei  dies 
nicht  möglich,  weil  er  weder  mit  ihm  selbst  sich  verglichen, 
noch  Mavius  als  Geschäftsführer  des  Septicius  das  Geld  in 
Empfang  genommen  habe. 

4.  ULP.  üb.  XL  VI.  ad  Sabin.  —  Die  Aquilianische 
Stipulation  bewirkt  ohne  Zweifel  in  allen  vorangegangenen 
Verbindlichkeiten  eine  Neuerung,  und  zerstört  sie;  sie  selbst 
wird  durch  stipulationsweise  Annahme  als  Empfangen  zerstört : 
dies  ist  als  Recht  bei  uns  im  Gebrauch.  Eben  deshalb  pflegt 
auch  bei  bedingungsweise  hinterlassenen  Vermachtnissen  die 
Aquilianische  Stipulation  in  Anwendung  gebracht  zu  werden. 

5.  PAPIJNIAN.  üb.  I.  Definition.  —  Wenn  eine  Aqui- 
lianische Stipulation,  welche  mit  Einwilligung  [der  Interessen- 
ten] Statt  findet,  geschlossen  wird,  so  bleiben  Processe,  an 
die  man  nicht  gedacht  hat,  auf  ihrem  alten  Standpunkte.  Denn 
die  Auslegung  der  Kechtsgelehrten  hat  daraus  eine  verfängliche 
Freigebigkeit  verbannt. 

6.  GAJ.  lib.  XVII.  ad  Ed.  prov.  —  lieber  Streitigkeiten, 
welche  aus  einem  Testamente  entstehen ,  kann  weder  ein  Ver- 
gleich getroffen,  noch  die  Wahrheit  auf  andere  Weise  unter- 
sucht werden,  ab  wenn  man  die  Worte  des  Testaments  ein- 
gesehen und  kennen  gelernt  hat. 

7.  ULP.  lib.  VII.  Disput  at.  —  Ein  Vergleich  wird  auch 
nach  einem  rechtskräftigen  Urtheil  gültig  geschlossen,  wenn 
entweder  eine  Appellation  eingewendet  worden  ist,  oder  man 
sie  wenigstens  hätte  einwenden  können.  §.  1.  W^enn  ein  Bürge 
verklagt  und  verurtheilt  worden ,  und  der  Hauptschulduer  nach- 
her mit  Dem  sich  verglichen  hat,  zu  dessen  Gunsten  der  Bürge 
verurtheilt  worden  ist,  so  entsteht  die  Frage,  ob  der  Vergleich 
gelte?  Und  ich  glaube,  ja,  weil  nämlich  jedes  Recht  sowohl 
gegen  den  Hauptschuldner  als  gegen  den  Bürgen  dadurch  auf- 
gehoben worden  ist.  Wenn  indess  der  verurtheilte  Bürge 
den  Vergleich  geschlossen,  so  stösst  er  dadurch  das  rechtskräf- 
tige Urtheil  nicht  um;  jedoch  muss  die  Quantität,  zu  deren 
Leistung  er  in  demselben  verurtheilt  ist,  um  so  viel,  als  [des 
Vergleichs  halber]  gegeben  worden,  verringert  werden.  §.  2. 
Das,  was  deshalb  gegeben  worden  ist,  verringert  jedoch  die 
Quantität  des  Urtheils,  ob  es  gleich  zum  Vergleiche  nichts 
hilft,  in  soweit,  dass  man  deshalb  in  Bezug  auf  einen  über 
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Alimente  ohne  des  Prätors  Einwilligung-  abgeschlossenen  Ver- 
gleich gesagt  und  rescribirt  hat,  es  gehöre  das  Gegebene  zu 
den  Alimenten,  und  zwar  so,  dass,  wenn  mehr  aus  der  Ali- 
menten -  Angelegenheit  zu  verabreichen  sei ,  dies  annoch  ent- 
richtet werden  müsse,  das  Gegebene  jedoch  dahin  eingerechnet 
werde. 

8.  Id.  lib.V.  de  omn,  Tribunal.  —  Weil  die,  welchen 
Alimente  hinterlassen  worden  waren,  leicht  sich  zu  vergleichen 
pflegten,  indem  sie  mit  einer  massigen,  aber  gleich  jetzt  im 
Ganzen  zu  zahlenden  Summe  zufrieden  waren,  hat  der  ver- 
ewigte Kaiser  Marcus  durch  Vortrag  einer  Rede  im  Senate 
bewirkt,  dass  ein  Vergleich  über  Alimente  nur  dann  gültig 
sei,  wenn  er  mit  Zuziehung'  des  Prätors  geschlossen  worden. 
Es  pflegt  also  der  Prätor  dazwischen  zu  treten  und,  im  Falle 
der  Einwilligung  von  beiden  Seiten,  sein  Gutachten  darüber 
abzugeben ,  ob  der  Vergleich  und  welchermaassen  zu  gestatten 
sei.  §.  1.  Eben  dieses  Prätors  Bestätigung  wrird  in  Bezug  auf 
den  Vergleich  nothwendig  sein,  wenn  Wohnung,  oder  Geld 
zu  Kleidern,  oder  aus  gewissen  Grundstücken  zu  reichende 
Alimente  vermacht  werden.  §.  2.  Diese  Rede  [des  Kaisers 
Marcus]  bezieht  sich  auf  Alimente,  die  in  Testamenten 
oder  in  Codicillen  verlassen  worden  sind,  es  mögen  letztere 
zum  Testamente  oder  ohne  dasselbe  errichtet  worden  sein. 
Dasselbe  wird  dann  gelten,  wenn  sie  als  Geschenk  auf  den 
Todesfall  verlassen  oder  deren  Verabreichung  Dem  auferlegt 
worden  ist,  welchem  sie  auf  den  Todesfall  geschenkt  wraren. 
Auch  wenn  sie  zur  Erfüllung  einer  Bedingung  hinterlassen 
worden ,  werden  wir  dasselbe  sagen.  Ueber  Alimente ,  welche 
nicht  auf  den  Todesfall  geschenkt  worden  sind,  darf  mau  sich 
jedoch  auch  ohne  Zuziehung  des  Prätors  vergleichen.  <§.  3.  Sie 
mögen  monatlich,  täglich,  oder  jährlich  l09)  hinterlassen  wor- 
den sein,  immer  müssen  [die  Vorschriften]  der  Rede  befolgt 
werden.  Auch  wrenn  sie  nicht  auf  immer,  sondern  nur  bis 
auf  gewisse  Jahre  hinterlassen  worden,  findet  dasselbe  Statt. 
§.  4.  Ist  Jemandem  eine  Summe  im  Ganzen  hinterlassen  wor- 
den ,  damit  er  sich  aus  den  Zinsen  derselben  erhalte ,  und  bei 
seinem  Tode  die  Gelder  zurückerstatte,  so  wird  die  Rede  auch 
zur  Anwendung  kommen,  obgleich  dies  Vermächtniss  nicht 
auf  einzelne  Jahre  geschehen  zu  sein  scheint.  §.  5.  Aber  auch, 
wenn  dem  Titius  eine  bestimmte  Quantität  vermacht  ist,  oder 
auch  eine  Sache,  so  dass  daraus  dem  Sejus  Alimente  verab- 
reicht werden  sollen,'  spricht  mehr  dafür,  dass  Titius  einen 
Vergleich  1 1  °)  schliessen  könne.    Denn  durch  des  Titius  Ver- 


109)  Nämlich  verabreichbar,  oder  zahlbar. 

110;  Mit  dem  Eiben,  denn  die  Last  der  Alimente  ist  seiue  Sache. 
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gleich  werden  die  Alimente  des  Sejus  nicht  geschmälert.  Und 
dasselbe  findet  auch  Statt,  wenn  vermöge  eines  Fideicommisses 
dem  Vermächtnissberechtigten  Alimente  zu  diesem  Ende  hinter- 
lassen worden  sind.     §.  6.  Die  Rede  verwirft  einen  deshalb 
-    abgeschlossenen  Vergleich,  dass  Jemand  das,  jetzt  gleich  im 
Ganzen  gezahlte  Geld  verzehre.    Wie  nun,  wenn  Einer  ohne 
Zuziehung  des  Prätors  sich  dahin  verglichen  hat,  das,  was  er 
jährlich  erhalten  sollte,  von  Monat  zu  Monat  zu  erhalten? 
oder  wie,  wenn  dahin,  dass  er  das,  was  ihm  monatlich  hinter- 
lassen war,  von  Tag  zu  Tag  erhalte?    Wie  ferner,  wenn  er 
das,  was  er  nach  Ablauf  des  Jahres  erhalten  würde,  am  An- 
fange des  Jahres  haben  soll  ?    Ein  solcher  Vergleich  ist  mei- 
ner Meinung'  nach  gültig,  weil  der,  welchem  die  Lebensmittel 
verabreicht  werden  sollen,  durch  einen  Vergleich  der  Art  nur 
seinen  Zustand  verbessert ;  denn  es  wollte  ja  die  Rede  nur, 
dass  die  Alimente  durch  den  Vergleich  nicht  aufhören  sollten. 
§.  7.  Es  ist  aber  kein  Unterschied,  ob  es  Freigelassene  sind, 
welchen  die  Alimente  hinterlassen  sind,  oder  ob  Freigeborne; 
ob  reich  oder  nicht.    §.  8.  Es  will  also  die  Rede,  dass  beim 
Prätor  über  Folgendes  Untersuchung  angestellt  werde :  zuvör- 
derst über  den  Grund  des  Vergleichs,  sodann  über  die  Quan- 
tität und  endlich  die  Personen,  welche  sich  vergleichen.  §.9. 
In  Bezug  auf  den  Grund  muss  vorzüglich  darnach  geforscht 
werden,  welche  Ursache  zur  Eingehung  des  Vergleichs  vor- 
handen sei.    Denn  ohne  eine  solche  wird  der  Prätor  Keinem 
Gehör  geben,  welcher  sich  vergleichen  will.    In  der  Regel 
werden  etwa  folgende  Gründe  angegeben :  wrenn  der  Erbe 
seinen  Aufenthalt  an  einem  andern  Orte  hat, "als  der,  welcher 
Alimente  erhalten  soll,  oder  wenn  Einer  von  ihnen  Willens 
ist,  seinen  Aufenthalt  wo  andershin  zu  verlegen,  oder  wenn 
irgend  eine  Angelegenheit  baares  Geld  erheischt,  oder  wenn 
Mehreren  auferlegt  worden  ist,  Einem  Alimente  zu  reichen, 
und  es  diesem  gleichwohl  schwer  ist ,  sie  einzeln  zu  verkla- 
gen; oder  wenn  irgend  ein  andrer  Grund  vorhanden  ist,  wie 
deren  mehrere  sich  einzustellen  pflegen,  um  den  Prätor  dazu 
zu  veranlassen,  dass  er  den  Vergleich  zulasse.     §.  JO.  Auch 
die  Quantität  an  Geld,  welche  Gegenstand  des  Vergleiches  wird, 
ist  zu  untersuchen,   als  Betrag  des  Vergleichs;   denn  auch 
nach  der  Quantität  wird  die  Gültigkeit  des  Vergleichs  beur- 
theilt  werden.    Sie  muss  aber  nach  dem  Lebensalter  und  dem 
Gesundheitszustande  dessen,  welcher  sich  vergleicht,  bestimmt 
werden;  denn  es  ist  klar,  dass  man  anders  mit  einem  ganz 
jungen  Menschen,  als  mit  einem  Erwachsenen  und  Greise  ab- 
schliesst,  da  die  iUimente  allemal  mit  dem  Leben  zu  Ende 
gehen.    §.  11.  Aber  man  muss  auch  auf  die  Personen  Rück- 
sicht nehmen,  d.  h.  welcher  Lebensart  die  gewohnt  sind, 
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welchen  die  Alimente  Linterlassen  worden ;  ob  sie  ein  frugales 
Leben  führen  und  demnach  sich  sonst  auch  selbst  ernähren 
können,  oder  nicht,  und  folglich  ganz  Ton  den  Alimenten  ab- 
hängen. In  Rücksicht  auf  die  Person  dessen,  welcher  mit  Dar- 
reichung" der  Alimente  belastet  worden,  sind  folgende  Stücke 
zu  prüfen:  welche  Vermögensumstände,  welchen  Zweck,  welche 
Ansicht  er  hat.  Denn  dann  wird  es  klar  werden,  ob  er  etwa 
in  irgend  einer  Hinsicht  den  übervortheilen  wolle,  mit  welchem 
er  sich  vergleicht.  §.  12.  Wer  sich  über  Alimente  vergleicht, 
von  dem  nimmt  man  nicht  an,  als  habe  er  sich  auch  über 
Wohnung  und  Geld  zur  Kleidung  verglichen,  da  der  ver- 
ewigte Kaiser  Marcus  gewollt  hat,  dass  man  auch  darüber 
sich  besonders  vergleiche.  §.  13.  Und  wenn  sich  Jemand  über 
Alimente  verglichen  hat,  wird  er  nicht  gegen  seinen  Willen 
genöthigt  sein,  sich  auch  über  Wohnung  und  die  übrigen 
Gegenstände  der  Art  zu  vergleichen.  Er  wird  demnach  ent- 
weder über  Alles  zusammen,  oder  auch  nur  über  Einiges  sich 
vergleichen  können.  §.  14.  Auch  über  Geld  zu  Schuhwerk 
niuss  der  Vergleich  unter  Zuziehung  des  Prätors  geschehen. 
§.  15.  Wenn  Einem  oder  Mehreren  ein  Landgut  zu  Alimenten 
hinterlassen  worden  ist,  und  sie  dasselbe  verkaufen  wollen, 
so  ist  es  nothwendig,  dass  der  Prätor  über  dessen  Veräusserung 
und  den  Vergleich  sein  Gutachten  abgebe.  Auch  wenn  Meh- 
reren ein  Landgut  zu  Alimenten  hinterlassen  worden  ist,  und 
diese  sich  unter  einander  vergleichen  wollen,  so  ist  der  Ver- 
gleich ohne  Wirkung,  im  Falle  er  ohne  Zuziehung  des  Prä- 
tors abgeschlossen  worden.  Dasselbe  findet  auch  dann  Statt, 
wenn  ein  Grundstück  für  die  Alimente  zum  Pfände  eingesetzt 
worden.  Denn  nicht  einmal  ein  deshalb  bestelltes  Pfandrecht 
kann  ohne  Vorwissen  des  Prätors  aufgehoben  werden.  §.  16. 
Dass  also  der  Vergleich  über  Alimente,  sei  es  über  dieselben 
insgesammt  oder  zum  Theil  stets  unter  Genehmigung  des  Prä- 
tors geschehen  müsse,  ist  mehr  als  zu  deutlich.  §.  17.  Wenn 
der  deshalb  angegangene  Prätor  erlaubt  hat,  den  Vergleich 
ohne  vorhergehende  Untersuchung  abzuschliessen ,  so  ist  der 
Vergleich  nichtig;  denn  dem  Prätor  ist  es  aufgetragen  worden, 
die  Sache  zu  untersuchen,  nicht  sie  zu  vernachlässigen  oder 
zu  verschenken.  Selbst  wenn  er  nur  nicht  über  Alles,  was 
die  Rede  vorschreibt,  Untersuchung  angestellt  hat,  d.  h.  über 
den  Grund,  die  Quantität  und  die  Personen,  welche  abschlies- 
sen  wollen,  so  muss  man  sagen,  dass,  wenn  er  auch  Einzel- 
nes untersucht  habe,  der  Vergleich  doch  ungültig  sei.  §.  18. 
Es  wird  aber  weder  der  Präsident  einer  Provinz,  noch  der 
Prätor  in  diesem  Falle  seine  Gerichtsbarkeit  auf  einen  Andern 
übertragen  dürfen.  §.  19.  Verträge  über  Alimente  können  auch 
beim  Procurator  des  Kaisers  abgeschlossen  werden,  nämlich 
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für  den  Fall,  dass  diese  vom  Fiscus  verlangt  werden:  alsdann 
kann  man  sieb  auch  vor  den  Präfecten  des  Schatzes  vergleichen. 
§.  20.  Wenn  über  Alimente  ein  Rechtsstreit  obwaltete,  über 
diesen  aber  Vergleich  abgeschlossen  worden  ist,  so  kann  der 
Vergleich  ohne  Befragen  des  Prätors  nicht  gültig*  sein,  damit 
die  [Worte  der]  Rede  nicht  umgangen  werden.   Denn  Rechts- 
streitigkeiten werden  erdichtet  werden  können  ,  um  ohne  Zu- 
ziehung' des  Prätors  abzuschliessen.    §.21.  Wenn  Einem  und 
Demselben  Alimente,  und  ausserdem  ein  gleich  zu  zahlendes 
Verniächtniss  hinterlassen  sind,  und  man  sich  darüber  ohne 
Genehmigung*  des  Prätors  verglichen  hat,  so  wird  Das,  was 
gegeben  worden  ist,   zuerst  auf  das  jetzt  zu  zahlende  Ver- 
mächtniss,  der  Ueberschuss  davon  aber  auf  die  Alimente  ein- 
gerechnet werden.    §.  22.  Hat  Jemand  sich  über  Alimente  ohne 
Zuziehung  des  Prätors  verglichen,  so  wird  Das.,  was  gegeben 
ist,"  für  die  verfallenen  Alimente  berechnet;  und  es  ist  kein 
Unterschied,  ob  eben  so  viel,  als  gegeben  ist,  die  Quantität 
der  Schuld  beträgt,   oder  mehr  oder  weniger;   denn  selbst 
wenn  es  weniger  betragt,  so  wird  doch  das,  was  gezahlt  ist, 
um  die  Schuld  zu  tilgen ,  auf  die  verfallenen  Alimente  gerech- 
net werden.    Wenn  freilich  der,  welcher  über  Alimente  sich 
verglich,  durch  diese  Zahlung  reicher  geworden  ist,  so  ist  es 
ganz  billig,  dass  man  Zurückforderung  dessen  gewähre,  auf 
wie  hoch  sein  Vortheil  sich  beläuft.    Denn  er  darf  mit  An- 
derer Schaden  sich  nicht  bereichern.    §.  23.  W  enn  eine  be- 
stimmte Ouautität  einem  Manne  von  höherem  Stande  auf  ein- 
zelne Jahre  hinterlassen  worden  ist,  z.  B.  ein  Jahrgeld r  oder 
ein  Wiessbrauch,  so  wird  der  Vergleich  auch  ohne  den  Prätor 
zu  Stande  kommen  können.    Wenn  übrigens  auch  ein  unbe- 
deutender Niessbrauch  anstatt  der  Alimente  vermacht  wurde, 
so  behaupte  ich  doch,  dass  der  ohne  den  Prätor  geschlossene 
Vergleich  ungültig  sei.    §.  24.  Ist  Jemandem  kein  Geld,  son- 
dern Getreide,  Oel  und  irgend  etwas  zum  häuslichen  Unter- 
halte Gehöriges  als  Alimente  vermacht  worden,   so  wird  man 
sich  darüber  nicht  vergleichen  können;  es  mag  nun  das  oben 
Genannte  jährlich,  oder  monatlich  ausgezahlt  werden  sollen. 
Hat  man  indess  ohne  den  Prätor  sich  dahin  verglichen,  anstatt 
dieser  Gegenstände  jährlich  oder  monatlich  Geld  zu  empfangen, 
und  dabei  weder  Quantität,  noch  Termin,  sondern  nur  die 
Gattung  verändert ;  oder  hat  man  im  Gegentheile  ausgemacht, 
die  Alimente,  welche  in  Geld  hinterlassen  worden,  in  Natur 
zu  empfangen,  oder  hat  man  Wein  an  die  Stelle  von  Oel, 
und  Oel  an  die  Stelle  von  Wein  gesetzt,  oder  den  Ort  der 
Auszahlung  verändert,  dass  z.  B.  das,  was  zu  Rom  gezahlt 
werden  sollte,  in  einer  Municipalstadt  oder  einer  Provinz  aus- 
gezahlt werde,  oder  umgekehrt,  oder  die  Person,  dass  man 
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demnach  von  Einem  empfange,  was  man  sonst  von  Mehreren 
zu  empfangen  hätte,  oder  hat  man  einen  Schuldner  für  den 
andern  angenommen ;  so  gehört  dies  dennoch  Alles  zur  Unter- 
suchung des  Prätors,  und  ist,  je  nachdem  es  zum  Nutzen  des- 
sen, welcher  die  Alimente  erhält,  gereicht,  anzunehmen. 
§.  25.  Wenn  eine  bestimmte  jährlich  zu  zahlende  Summe  zum 
Behuf  der  Wohnung  hinterlassen  worden  ist,  und  man  sich 
ohne  den  Prätor  dahin  verglichen  hat,  dass  die  Wohnung  selbst 
gegeben  werde,  so  gilt  der  Vergleich,  weil  der  Vortheil,  eine 
Wohnung  zu  haben,  erreicht  wird,  obgleich  der  Vertrag  im 
Fall  des  Einsturzes  oder  einer  Feuersgefahr  leicht  schädlich 
werden  könnte.  Und  umgekehrt,  wenn  man  anstatt  des  ver- 
machten Wohnungsrechtes  eine  bestimmte  Summe  annehmen 
zu  wollen  ausgemacht  hat,  so  ist  der  Vergleich  auch  ohne  den 
Prätor  gültig. 

9.  Id.  üb.  I.  Opin.  —  Wer  mit  seinen  Vormündern  blos 
über  einen  Theil  der  Verwaltung  der  Vormundschaft  sich  ge- 
klagt, und  sich  darüber  verglichen  hat,  wird,  wenn  er  gegen 
dieselben  Vormünder  für  seinen  Bruder,  dessen  Erbe  er  ge- 
worden, klagt,  nicht  durch  die  Ausflucht  des  geschlossenen 
Vergleiches  abgewiesen.  §.1.  Es  mag  ein  Vergleich  gesche- 
hen, wie  er  nur  wolle,  immer  nimmt  man  an,  dass  er  allein 
darüber  abgeschlossen  worden  sei,  worüber  die  Interessenten 
übereinkamen.  §.  2.  Wer,  durch  List  des  Miterben  verhindert, 
nicht  den  wirklichen  Betrag  der  Erbmasse  kannte,  und  eine 
Vergleichsurkunde  ohne  Aquilianische  Stipulation  errichtet  hat, 
scheint  nicht  sowohl  sich  zu  vergleichen,  als  betrogen  zu  wer- 
den. §.  3.  Wer  noch  nicht  gewiss  weiss,  ob  ihm  die  Lieb- 
losigkeitsklage gegen  das  väterliche  Testament  zustehe,  und  sich 
mit  seinen  Gegnern  über  andere  Angelegenheiten  verglichen  hat, 
wird  durch  Errichtung  des  Vertrags  nur  in  den  Angelegenheiten 
Schaden  erleiden,  über  welche  er  mit  ihnen  erweislichermaassen 
verhandelt  hat.  Ueberhaupt  kann  ein  Vergleich ,  sollte  ihn  auch 
Jemand,  der  das  fünfundzwanzigste  Lebensjahr  bereits  über- 
schritt, abgeschlossen  haben,  nur  in  Beziehung  auf  diejenigen 
Gegenstände ,  über  w  elche  wirklich  verhandelt  worden  ist, 
nachtheilig  sein.  Denn  in  Betreff  derjenigen  Angelegenheiten, 
rücksichtlich  welcher  man  erst  nach  der  Zeit  von  seinem  Klag- 
rechte Kenntniss  erhielt,  ist  es  unbillig,  dass  durch  den  Ver- 
gleich das  verloren  gehe,  woran  erweislich  nicht  gedacht  wor- 
den ist. 

10.  Id.  üb.  I.  Rcspons.  —  Wenn  ein  Vater  über  einen 
seinen  Söhnen,  die  er  nicht  in  seiner  Gewalt  gehabt  hat,  zu- 
gehörigen Gegenstand  sich  vergleicht,  so  schadet  ihnen  dies 
keineswegs. 

11.  Id.  üb.  IV.  ad  Ed.  —  Nach  rechtskräftiger  Enlschei- 
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uung  kann,  auch  wenn  keine  Appellation  eingewendet  worden, 
dennoch,  im  Fall  geleugnet  wird,  es  sei  rechtskraftig  entschie- 
den, oder  Unwissenheit  darüber  herrschen  kann,  ob  es  schon 
geschehen,  ein  Vergleich  abgeschlossen  werden,  weil  leicht 
noch  Streit  obwalten  konnte. 

12.  CELSUS  lib.  III.  ■  Digest.-  —  Man  darf  keine  Rück- 
sicht auf  Den  nehmen,  welcher  im  Allgemeinen  sich  über  das 
verglichen  hat ,  was  ihm  im  Testamente  hinterlassen  worden, 
wenn  er  nachher  vorgibt,  er  habe  nur  daran  gedacht,  was  ihm 
im  ersten  Theile  des  Testamentes,  nicht  auch,  was  ihm  im 
zweiten  vermacht  worden  sei.  Wenn  indess  nachher  Codicille 
aufgefunden  werden,  so  scheint  er  mir  nicht  mit  Unrecht  z« 
behaupten,  dass  er  nur  an  das  gedacht,  was  in  den  Worten 
des  ihm  damals  bekannten  Testaments  enthalten  gewesen. 

13.  AEMILIUS  MACER  lib.  I.  ad  Leg.  vices.  hered.  — 
Keinem  Procurator  des  Kaisers  ist  es  erlaubt,  ohne  Befragen 
des  Kaisers  Vergleiche  zu  schliessen. 

14.  SCAEVOLA  lib.  II.  Respons.  —  Es  ist  zwischen 
dem  gesetzmassigen  Erben  und  dem  testamentarischen  ein  Streit 
entstanden ,  und  dieser  durch  Vergleich  unter  gewissen  Bedin- 
gungen beigelegt  worden.  Ich  frage :  wen  können  die  Gläu- 
biger verklagen?  Er  hat  geantwortet:  wenn  diese  die  näm- 
lichen 1 1 1)  wären,  welche  den  Vergleich  geschlossen,  so  sei 
das  zu  beobachten,  was  sie  in  Bezug  auf  die  Schulden  fest- 
gesetzt hätten112);  wären  die  Gläubiger  Andere,  so  müsse 
Jeder  mit  analogen  Klagen ,  weil  man  nicht  weiss ,  wer  eigent- 
lich Erbe  sei,  auf  den  Theil  verklagt  werden,  welchen  sie  in 
dem  Vergleiche  ausgedrückt  haben. 

15.  PAUL.  lib.  I.  Sentent.  —  Einem  Vertrage  pflegt 
man  zwar  die  Aquilianische  Stipulation  anzufügen :  indess  ist 
es  rathsamer,  auch  ihr  noch  eine  Stipulation  auf  Conventional- 
strafe  hinzuzusetzen,  weil,  wenn  der  Vertrag  etwa  für  un- 
wirksam erklärt  werden  sollte,  wenigstens  die  Strafe  aus  der 
Stipulation  eingeklagt  werden  kann. 

16.  HERMOGEN.  lib.  Ii  juris  Epitom.  —  Wer  einen 
erlaubten  Vertrag  gebrochen  hat,  wird  nicht  allein  durch  die 
Einrede  abgewiesen,  sondern  auch  gezwungen  werden,  die 
Strafe  zu  erlegen,  welche  er  dem  andern  Theile  rechtlich  ver- 


111)  Also  die  Erben  selbst  Glä'ubiger. 

112)  So  nach  unserm  Text;  Jacob.  Voor  da,  Elector.  lib.  sing. 
Cap.  I. ,  zeigt,  dass  der  Zusatz:  servand.  de  aere  ah  quod 
inter  eos  convenisset,  gegen  die  Florentine  von  einem  Inter- 
preten herrühre,  der  die  Stelle  nicht  verstanden;  si  iidem  — 
si  alii  bedeute  nichts,  als:  sine  —  sine;  s.  noch  bei  Glück 
V-  84.  und  Best.  rat.  emend.  legg.  8l  tf.  die  Krkläruugeu 
Anderer, 
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sprochen  hat,  im  Fall  er  gegen  die  Uebereinkunft  gehandelt, 
doch  so,  dass  der  Vertrag  aufrecht  erhalten  bleibt. 

17.  PAPINIAN.  üb.  II.  Quaest.  —  Der  Verkäufer  einer 
Erbschaft  hat  dem  Käufer  die  Riagen  daraus  übertragen,  und 
nachher  mit  einem  Erbschaftsschuldner,  welcher  von  dem  ge- 
schehenen Verkaufe  der  Erbschaft  nichts  wusste,  sich  ver- 
glichen :  wenn  nun  der  Käufer  der  Erbschaft  diese  Schuld 
von  ihm  erheben  will,  so  muss  dem  Schuldner  wegen  seiuer 
Unkunde  die  Einrede  des  geschlossenen  Vergleichs  gestattet 
werden.  Dasselbe  ist  auch  von  Dem  zu  antworten,  welcher 
eine  Erbschaft  durch  Fideicommiss  überkommen,  im  Fall  der 
[Fiduciar-]  Erbe  mit  dem  Schuldner,  der  nichts  davon  wusste, 
sich  verglichen  hat. 
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Drittes  Buch. 


Erster  Titel. 

De  postulando. 

(Von  gerichtlichen  Antragen.) 

f.  ULP.  lib.  VI.  ad  Ed.  —  Diesen  Titel  hat  der  Prätor 
aufgestellt,  um  eine  gehörige  Unterscheidung  [der  Personen] 
zu  treffen,  sowie  um  seine  Würde  zu  behaupten  und  um  sei- 
nes Ansehens  willen,  damit  nicht  ohne  Auswahl  und  Unter- 
schied [von  Jedermann]  bei  ihm  gerichtliche  Anträge  gemacht 
würden.  §.  1.  Deswegen  hat  er  drei  Ordnungen  gemacht: 
Einigen  nämlich  hat  er  ganz  und  gar  verboten,  gerichtliche 
Anträge  zu  machen,  Einigen  hat  er  erlaubt,  es  nur  für  sich 
zu  thun;  Einigen  hat  er  es  sowohl  für  andere,  aber  nur  ge- 
wisse, Personen,  als  auch  für  sich  erlaubt.  §.  2,  Gerichtliche 
Anträge  machen  heisst  aber  sein  rechtliches  Verlangen  oder 
das  seines  Clienten  vor  Gericht  (in  Jure)  bei  dem ,  der  der 
Gerichtsbarkeit  vorsteht,  auseinandersetzen,  oder  dem  Verlan- 
gen eines  Andern  widersprechen.  §.  3.  Den  Anfang  aber  hat 
der  Prätor  mit  denen  gemacht,  welchen  ganz  und  gar  verboten 
sein  soll,  gerichtliche  Anträge  zu  machen.  In  diesem  Edict 
hat  er  theils  auf  die  Jugend,  theils  auf  den  Unglücksfall 
Rücksicht  genommen  Auf  die  Jugend,  indem  er  einem 
noch  nicht  Siebzehnjährigen,  d.  i.  wer  diese  Jahre  noch  nicjit 
ganz  und  gar  erfüllt  bat,  untersagt,  gerichtliche  Anträge  zu 


1)  Excusavit.  Eigentlich  hat  hier  eoccusare  die  auch  von  Bris- 
sonius  h.v.  angeführte  Bedeutung  von  abhalten,  verhindern 
(prohibere) ,  wie  öfters  bei  den  Rom  Juristen,  die  jenes  Wort 
z.  B.  auch  von  denen  gebrauchen,  welche  nicht  Vormünder 
werden  dürfen.  S.  Mühlen bru ch,  Doctr.  Pand.  §.  226. 
not.  i.  Doch  schien  die  angenommene  Uebersetzung  in  die- 
ser Verbindung  dem  deutschen  Sprachgebrauch  am  angemes- 
sensten. 
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machen,  weil  er  dieses  Alter  für  angemessen  zum  öffentlichen 
Auftreten  gehalten  hat;  in  diesem  oder  einem  etwas  vorge- 
rücktem Alter  soll  auch  Nerva  der  Sohn  bereits  öffentlich 
Gutachten  über  Rechtsfragen  gegeben  haben.  Wegen  Unglücks- 
falls verbietet  er  dem  Tauben,  der  gar  nicht  hört,  vor  ihm 
gerichtliche  Anträge  zu  machen;  denn  man  durfte  dem  nicht 
erlauben ,  gerichtliche  Anträge  zu  machen ,  der  das  Beeret 
des  Prätors  zu  hören  nicht  vermogte;  es  konnte  ja  dies  auch 
für  ihn  (den  Tauben)  selbst  gefährlich  werden,  denn  wenn  er 
das  Decret  des  Prätors  nicht  gehört,  so  würde  er,  gleichsam 
als  hatte  er  nicht  Folge  geleistet,  wie  ein  Säumiger  mit  einer 
Strafe  belegt  werden.  §.  4.  Der  Prätor  sagt:  Wenn  sie 
keinen  Advocaten  haben  werden,  so  werde  ich 
einen  geben.  Doch  pflegt  der  Prätor  nicht  blos  solchen 
Personen  diese  Leutseligkeit  zu  erzeigen,  sondern  [er  thut  es] 
auch,  wenn  irgend  ein  Anderer  sein  sollte,  der  aus  gewissen 
Ursachen ,  entweder  wegen  des  Einflusses  seines  Gegners, 
oder  wegen  Furcht  [vor  ihm]  keinen  Rechtsbeistand  gefunden 
hat.  §.  5.  Zweitens  ist  das  Edict  gegen  diejenigen  gerichtet, 
welche  für  Andere  gerichtliche  Antrage  nicht 
machen  sollen;  in  diesem  Edict  hat  der  Prätor  das  Ge- 
schlecht und  den  Unglücksfall  ausgenommen,  ingleichen  die 
Personen,  welche  durch  Anrüchigkeit  kenntlich  sind,  mit 
einem  Flecken  bezeichnet.  Das  Geschlecht,  indem  er  Frauen 
verbietet,  für  Andere  gerichtliche  Anträge  zu  machen;  und 
zwar  aus  dem  Grunde ,  damit  Frauenspersonen  nicht  der  für 
ihr  Geschlecht  schicklichen  Züchtigkeit  zuwider  in  fremde  An- 
gelegenheiten sich  mischen,  damit  sie  nicht  männliche  Dienste 
verrichten  mögen.  Ursprünglich  ist  dies  seit  der  Carfania  2), 
einer  höchst  unverschämten  Frauensperson ,  eingeführt  worden, 
welche  dadurch ,  dass  sie  auf  eine  unverschämte  Weise  gericht- 
liche Anträge  machte  und  die  Obrigkeit  beunruhigte,  Veran- 
lassung zu  diesem  Edict  gab.  Den  Unglücksfall,  indem  der 
Prätor  den  beider  Augen  beraubten  Blinden  abweist ;  weil  er 
nämlich  die  Ehrenzeichen  der  Obrigkeit  nicht  sehen  und  ihnen 
seine  Ehrerbietung  nicht  bezeugen  kann.  Es  erzählt  auch  La- 
he o,  dass  Publilius,  ein  Blinder,  der  Vater  des  Asprenas 
Nonius,  mit  dem  Rücken  gegen  den  obrigkeitlichen  Sessel 
vorn  Brutus  hingestellt  worden  sei,  als  er  einen  gerichtlichen 
Antrag  machen  wollte.  Obwohl  nun  ein  Blinder  für  einen 
Andern  keinen  gerichtlichen  Antrag  machen  kann,  so  behält 
er  doch  sowohl  den  Senatorenrang,  als  kann  auch  das  Richter- 
amt verwalten.  Rann  er  aber  also  auch  Staatsämter  bekleiden  ? 
Es  ist  zwar  ein  Beispiel  eines  solchen  vorhanden,  der  [ein 


2)  S.  Schweppe,  RG.  §.  536. 
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Staatsamt]  bekleidet  hat;  es  wohnte  nämlich  3)  Appius  Clau- 
dius der  Blinde  den  öffentlichen  Beratschlagungen  bei  und  hat 
im  Senat  eine  sehr  strenge  Stimme  in  Betreff  der  Gefangenen 
des  Pyrrhus  abgegeben.  Doch  ist  es  besser,  wenn  wir  sa- 
gen, dass  [ein  Blinder]  zwar  ein  schon  angetretenes  Staatsamt 
behalten  könne,  aber  durchaus  abgehalten  werde,  sich  um  ein 
neues  zu  bewerben;  und  das  wird  durch  viele  Beispiele  bestä- 
tigt. §.  6.  Es  weist  aber  der  Prätor  von  gerichtlichen  Anträ- 
gen für  Andere  auch  den  zurück,  der  seinen  Körper  wie  einen 
weiblichen  hat  missbrauchen  lassen.  Wenn  jedoch  Jemand 
durch  die  Gewalt  der  Räuber  oder  Feinde  geschändet  worden 
ist,  so  darf  er  nicht  mit  einem  Flecken  bezeichnet  werden, 
wie  auch  Pomponius  sagt.  Auch  der,  welcher  wegen 
eines  Capitalverbrechens  verurtheilt  ist,  darf  nicht  für  einen 
Andern  gerichtliche  Anträge  machen.  Ingleichen  darf  nach 
einem  Senatsbeschluss  der,  welcher  wegen  falscher  Anklage 
in  einem  peinlichen  Process  verurtheilt  worden  ist,  auch  bei 
den  judices  pedanei  4)  keine  gerichtliche  Anträge  machen. 
Auch  wer  seine  Dienste  dazu  vermiethet  hat,  um  mit  wilden 
Thieren  zu  kämpfen.  [Den  Ausdruck]  wilde  Thiere  müssen 
wir  aber  mehr  von  der  Wildheit,  als  von  der  Thiergattung 
verstehen;  denn  wenn  es  nun  ein  Löwe,  der  aber  zahm  ist, 
oder  ein  anderes  mit  Zähnen  versehenes  gezähmtes  wildes 
Thier  ist?  Also  nur  der,  welcher  [seine  Dienste  dazu]  ver- 
miethet hat,  wird  mit  einem  Flecken  belegt,  er  mag  übrigens 
gekämpft  haben  oder  nicht.  Hat  er  gekämpft  ,  ohne  seine  Dienste 
vermiethet  zuhaben,  so  wird  er  nicht  dem  Edict  verfallen;  denn 
nicht  der,  welcher  gekämpft  hat,  ist  gemeint,  sondern  der, 
welcher  seine  Dienste  zu  diesem  Zweck  vermiethet  hat.  End- 
lich sagen  die  alten  Juristen  5),  dass  die,  welche  dies,  um 
ihre  Tapferkeit  zu  zeigen,  ohne  Miethlohn  [zu  nehmen,]  thun, 
nicht  ausgeschlossen  seien,   ausser  wenn  sie  sich  auf  dem 

3)  Denique.  Dieses  Wort  wird  von  den  Rom.  Juristen  häufig 
bei  Anführung  eines  Beispiels,  beim  Uebergang  von  der  Re- 
gel zur  Anwendung  gebraucht. 

4)  Wörtlich:  Fussrichter.  Es  scheinen  diese  Richter  Beamte  ge- 
wesen zu  sein,  welche  Gegenstände  von  geringerer  Wichtig- 
keit zu  untersuchen  hatten,  und  dem  wirklichen  Magistratus 
am  Rang  nachstanden.  Ueber  den  Grund  der  Benennung  ist 
man  nicht  einig;  die  gewöhnliche  Erklärung  ist,  weil  sie  zu 
den  Füssen  des  Magistratus  sassen ;  wahrscheinlicher  ist  die, 
weil  sie  kein  Tribuoal  zum  Sitzen  hatten ,  wie  die  Magistra- 
tus. Vergl.  Zimmern  in  der  Gesch.  d.  Rom.  Privatrechts. 
3.  Bd.  §.  18. 

5)  D.  h.  aus  der  Zeit  der  Republik;  denn  dies  ist  die  techni- 
sche Bedeutung  des  hier  gebrauchten  Ausdrucks  veteres  bei 
den  Pandecten- Juristen.  Vergl.  Dirksen  in  den  Beiträgen 
Abh.  2, 


Pandect.  L.  III.  Tit.  1.  De  posiulando.  373 


Kampfplatz  den  Fechterlohn  6)  Laben  geben  lassen;  denn  diese 
entgehen  nach  meiner  Meinung"  dem  Flecken  nicht.   Doch  wenn 
Jemand  seine  Dienste  vermiethet  haben  sollte,  um  wilde  Thiere 
zu  jagen,  oder  um  ein  wildes  Thier  zu  bekämpfen,  welches 
der  Umgegend  schadet ,  [und  zwar]  ausserhalb  des  Kampfplatzes, 
so  ist  er  nicht  mit  einem  Flecken  belegt.   Diesen  Personen  also, 
welche  nicht  um  ihre  Tapferkeit  [zu  zeigen ,  sondern  um  Lohn] 
mit  wilden  Thieren  gekämpft  haben,  erlaubt  der  Prätor,  nur 
für  sich  Tor  Gericht  etwas  vorzubringen ;  für  Andere  [es  zu 
thun],  verbietet  er  ihnen.  Doch  ist  es  ganz  billig,  dass,  wenn 
dergleichen  Personen  eine  Vormundschaft  oder  Curatel  führen, 
es  ihnen  gestattet  werde,  für  diejenigen  gerichtliche  Anträge 
zu  machen,   deren  Angelegenheiten  sie  besorgen.    Wer  nun 
überwiesen  wird,  hiergegen  gehandelt  zu  haben,  der  wird  so- 
wohl von  den  ihm  untersagten  gerichtlichen  Aufragen  für  An- 
dere abgewiesen,  als  auch  nach  Ermessen  des  Richters  ausser- 
ordentlich mit  einer  Geldstrafe  belegt  werden.    §.  7.  Wie  wir 
zu  Anfang  dieses  Titels  gesagt  haben,  so  hat  der  Prätor  drei 
Ordnungen  derer,  welche  keine  gerichtlichen  Anträge  machen 
dürfen,  getroffen,  wovon  die  dritte  diejenigen  enthält,  denen 
er  nicht  ganz  und  gar  die  Fähigkeit,  gerichtliche  Anträge  zu 
machen,  versagt,  die  aber  nicht  für  Alle  gerichtliche  Anträge 
machen  sollten,   gleichsam  als  hätten  sie  weniger  begangen, 
als  die,  welche  in  den  frühern  Capiteln  mit  einem  Flecken 
bezeichnet  werden.     §.  8.  Der  Prätor  sagt:  Die,  welche 
durch  ein  Gesetz,  einen  Volksschluss,  einen  S  e  - 
natsbeschluss,    ein  Edict,    ein  kaiserliches  Be- 
eret, von  gerichtlichen  Anträgen,  ausser  für  ge- 
wisse Personen,  abgehalten  werden,   die  sollen 
für   einen  Andern,   als  für  den   es  ihnen  erlaubt 
sein   wird,    im    Gericht    bei   mir   keinen  Antrag 
machen.    In  diesem  Edict  sind  auch  alle  Andern  begriffen, 
welche  im  Edict  des  Prätors  mit  dem  Flecken  als  Ehrlose  be- 
legt werden;   welche  Alle,  ausser  für  sich  und  gewisse  Per- 
sonen, keine  gerichtlichen  Anträge  machen  sollen.    §.  9.  So- 
dann fügt   der  Prätor  hinzu:   Wer  von  diesen  Allen, 
die  oben  geschrieben  stehen,  nicht  in  den  vori- 
gen Stand  wieder  eingesetzt  sein  wird.  [Die  Worte] 
Wer   von    diesen,    die   oben  geschrieben  stehen, 
verstehe  so,  wenn  er  unter  die  gehören  sollte,  die  im  dritten 
Edict  enthalten  sind,  und,  ausser  für  gewisse  Personen,  keine 
gerichtliche  Anträge  machen  dürfen,  sonst,  wenn  er  zu  den 


6)  Nisi  in  nrena  passi  sunt  se  honorari.  Vgl-  von  Glück  in 
d.  Erläuterung  der  Pand.  Th.  V.  S.  168.  und  die  daselbst  an- 
geführten Schriftsteller. 
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früher  genannten  gehören  sollte,  wird  schwerlich  eine  Wieder- 
einsetzung in  den  vorigen  Stand  erlangt  werden.  §.  10.  Von 
welcher  Wiedereinsetzung  aber  spricht  der  Prätor,  von  der, 
welche  vom  Kaiser  oder  vom  Senat  [ertheilt  wird]  ?  so  fragt 
Pomp oni us  und  glaubt,  dass  die  Wiedereinsetzung  gemeint 
sei,  welche  der  Kaiser  oder  der  Senat  ertheilt  hat.  Ob  aber 
auch  der  Prätor  [in  diesem  Falle]  wieder  einsetzen  könne,  ist 
eine  Streitfrage,  und  mir  scheint,  dass  solche  Decrete  der  Prä- 
toren nicht  für  gültig  zu  halten  sind,  ausser  wo  sie  kraft  ihrer 
Gerichtsbarkeit  zu  Hülfe  gekommen  sind;  wie  es  beim  [minder- 
jährigen] Alter  gehalten  wird,  wenn  einer  [dieses  Alters]  be- 
trogen sein  sollte,  und  in  den  übrigen  Fallen,  welche  wir  im 
Titel  von  der  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 
Stand  ausführen  werden.  Für  diese  Meinung  spricht,  dass, 
wenn  ein  in  einem  Process,  welcher  Ehrlosigkeit  nach  sich 
zieht,  Verurtheilter  durch  eine  Wiedereinsetzung  in  den  vori- 
gen Stand  losgesprochen  worden  ist,  Pomponius  glaubt, 
dieser  werde  von  der  Ehrlosigkeit  befreit.  §.11.  Sodann  fügt 
der  Prätor  hinzu :  Sie  sollen  für  keinen  Andern  ge- 
richtliche Anträge  machen,  ausser  für  die  Eltern  7), 
den  Freilasser,  die  Freilasserin,  deren  Kinder 
und  Eltern;  Personen,  von  welchen  wir  in  dem  Titel  von 
der  Vorladung  vor  Gericht  vollständiger  gesprochen  ha- 
ben. Derselbe  fügt  hinzu:  Oder  für  ihre  Kinder,  den 
Bruder,  die  Schwester,  dieGattin,  d  en  Schwieger- 
vater, die  Schwiegermutter,  den  Schwiegersohn, 
die  Schwiegertochter,  den  Stiefvater,  die  Stief- 
mutter, den  Stiefsohn,  die  Stieftochter,  den  Mün- 
del, dieMündelin,  einen  Wahnsinnigen,  eineWahn- 
sinnige , 

2.  GAJ.  lib.  I.  ad  Ed.  prov.  —  einen  Schwachsinnigen, 
eine  Schwachsinnige,  da  auch  diesen  Personen  ein  Curator 
gegeben  wird. 

3.  ULP.  lib.  VI.  ad  Ed.  —  Wenn  nämlich  einem 
von  ihnen  vom  Vater,  oder  nach  der  Meinung  des 
grössern  Theils  der  Vormünder,  oder  von  dem, 
der  darüber  die  Gerichtsbarkeit  hatte,  eine  solche 
Vormundschaft  oder  Curatel  gegeben  sein  wird. 
§.  1.  Unter  den  schwagerschaftlichen  Verhältnissen  dürfen  wir 
nicht  die  verstehen,  die  vormals  bestanden  haben,  sondern 
gegenwärtige.  §.2.  Ingleichen  sagt  Pomponius,  dass  unter 
der  Benennung  der  Schwiegertochter  und  des  Schwiegersohnes, 
sowie  des  Schwiegervaters  und  der  Schwiegermutter,  auch  die 


7) 7  Pro  parente ;  dass  aber  beide  Eltern  zu  verstehen  seien, 
geht  aus  Fr.  4.  §.2.  de  In  jus  voc  hervor. 
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entfernteren ,  bei  denen  das  Wort  Gross  hinzuzukommen 
pflegt  8)  ,  enthalten  seien.  §.  3.  Bei  den  Curatoren  hätte  [der 
Prätor]  hinzufügen  sollen :  eines  Stummen  und  der  übri- 
gen, denen  man  solche  zu  geben  pflegt,  das  heisst, 
einem  Tauben,  einem  Verschwender  und  einem  noch  nicht 
Grossjährigen. 

4.  PAUL.  lib.  V.  ad  Ed.  —  ingleichen  für  die  [ist  es 
unverwehrt,  gerichtliche  Anträge  zu  machen],  welchen  der 
Prätor  wegen  ihrer  Schwächlichkeit  einen  Curator  zu  geben 
pflegt. 

5.  ULP.  lib.  IX.  ad  Ed.  —  und  welche  ihren  Geschäf- 
ten wegen  irgend  einer  beständigen  Krankheit  nicht  vorstehen 
können. 

6.  Id.  lib.  VI.  ad  Ed.  —  Ich  glaube  aber,  dass  alle, 
welche  nicht  freiwillig,  sondern  dazu  genothigt  ein  Amt  be- 
kleiden, ohne  Verstoss  gegen  das  Edict  gerichtliche  Anträge 
machen  können,  sollten  sie  gleich  nur  für  sich  dergleichen 
machen  dürfen.  §.  1.  Wenn  Jemandem  die  Advocatenpraxis 
untersagt  ist,  so  glaube  ich,  dass,  wenn  dies  nur  bei  dem 
amtführenden  Prätor  [geschehen  ist] ,  wie  es  [die  Prätoren] 
während  der  Zeit  ihrer  Amtsführung  zu  thun  pflegen,  er 
nachher  bei  dem  Nachfolger  desselben  als  Rechtsbeistand  die- 
nen könne. 

7.  GAJ.  lib.  III.  ad  Ed.  prov.  —  Denjenigen ,  welchen 
der  Prätor  untersagt ,  vor  ihm  gerichtliche  Anträge  zu  machen, 
verbietet  er  dies  unbedingt,  auch  wenn  der  Gegner  es  dulden 
sollte,  dass  sie  gerichtliche  Anträge  machen. 

8.  PAPIN.  lib.  II.  Quaest.  —  Der  Kaiser  Titus  An- 
toninus  hat  rescribirt,  dass  der,  dem  die  Advocatenpraxis 
auf  fünf  Jahre  untersagt  wäre,  nach  fünf  Jahren  nicht  abge- 
halten werde,  für  Jedermann  gerichtliche  Anträge  zu  machen. 
Auch  der  Kaiser  Hadrianus  hatte  rescribirt,  dass  ein  aus 
dem  Exil  Zurückgekehrter  gerichtliche  Anträge  machen  könne; 
und  dabei  wird  kein  Unterschied  gemacht,  wegen  welchen 
Verbrechens  Stillschweigen  [vor  Gericht]  oder  Exil  auferlegt 
worden,  damit  nämlich  die  auf  eine  Zeit  beschränkte  Strafe 
nicht  dem  Sinne  des  Urtheils  zuwider  weiter  ausgedehnt 
werde. 

9.  Id.  lib.  I.  Respofis.  —  Wer  gerichtliche  Anträge  für 
einen  Andern  zu  inachen  ans  einem  solchen  »Grunde  abgehalten 
ist ,  weicher  die  [Strafe  der]  Infamie  nicht  auferlegt  und  darum 

8)  tyuibus  pro  praepositio  accedere  solet  (z.B.  Fr.  4.  §.6.  de 
Oradib.  ei  affin,  progener ,  pronurus ,  prosocrus).  Es  lässt 
sich  dies  natürlich  im  Deutschen  nicht  wörtlich  wiedergeben. 
S.  die  Anin.  56.  zu  dem  Tit.  Inaiii.  de  gradiöus  cognaüonis. 
S.  111. 
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das  Recht,  für  Jedermann  gerichtliche  Antrage  zu  machen, 
nicht  benimmt,  darf  nur  in  der  Provinz  keine  gerichtliche 
Anfrage  für  Andere  machen,  in  welcher  der,  der  das  Urthel 
gesprochen  hat,  Präsident  war;  in  einer  andern  aber  steht 
ihm  nichts  entgegen,  wenn  sie  auch  denselben  Namen  führen 
sollte. 

IQ.  PAUL.  lib.  sing.  Regul.  —  Die,  welche  die  Rechts- 
sachen des  Fiscus  führen,  werden  nicht  abgehalten,  ihre  eige- 
nen Sachen,  oder  die  ihrer  Söhne  und  Eltern,  oder  der  Mün- 
del, deren  Vormundschaften  sie  führen,  auch  gegen  den  Fiscus 
zu  führen.  §.  1.  Auch  die  Decurionen  werden,  ausser  den 
oben  genannten  Personen,  [davon]  abgehalten,  Rechtssachen 
gegen  ihre  Vaterstadt  zu  führen. 

11.  TRYPHONIN.  lib.  V.  BispttfaU  —  Von  unserm  Kai- 
ser 9)  ist  rescribirt  worden,  dass  der  Vormund  nicht  abgehalten 
werde,  dem  Mündel  als  Rechtsbeistand  in  einem  Geschäfte  zu 
dienen,  in  welchem  er  Advocat  gegen  den  Vater  desselben 
gewesen  wäre.  Aber  auch  das  ist  von  ihm  erlaubt  worden, 
dass  der  Vormund  eine  Rechtssache  des  Mündels  gegen  den 
Fiscus  führe,  in  welchem  er  vorher  Advocat  des  Fiscus  gegen 
den  Vater  des  Mündels  gewesen  wäre.  §.  1.  Welche  [Perso- 
nen] aber  unter  die  Infamen  gehören,  wird  in  folgendem  Titel 
erklärt  werden. 

Zweiter  Titel. 

De  Iiis  ,  qui  notantur  i  nfa  m  i  a» 
{Von  denen,  welche  mit  dem  Schandfleck  der  Infamie  10)  be- 
zeichnet werden.) 

1.  JULIAN,  lib.  I.  ad  Ed.  —  Die  Worte  des  Prätors 
lauten:  Mit  dem  Schandfleck  der  Infamie  wird  be- 
zeichnet, wer  vom  Feldherrn,  oder  von  dem,  dem 
die  Gewalt,  hierüber  zu  verfügen,  zugestanden 
haben  sollte,  aus  dem  Heere  mit  S  chimp f  verab- 
schiedet sein  wird;  wer  als  Schauspieler  oder 


9)  Entweder  Septimiiis  Severus  oder  dessen  Sohn  Anto- 
ninus  Caracalla.  Denn  unter  diesen  Kaisern  lebte  Try- 
phoninus.    Vgl.  Zimmern  a.  a.O  Bd.  I.  §.99. 

10)  Oben  ist  infamia  hin  und  wieder  mit  Ehrlosigkeit,  infamis 
mit  ehrlos  übersetzt  worden.  Da  jedoch  die  Ehrlosigkeit 
des  Deutschen  Rechts  von  der  Römischen  infamia  im  Begriff 
(andere  Punkte  zu  geschweigen)  bedeutend  verschieden  ist, 
indem  jene  in  der  gänzlichen  Beraubung,  diese  blos  in  der 
Verminderung  der  bürgerlichen  Ehre  besteht,  so  schien  es 
zweckmässiger,  den  Römischen,  auch  in  der  Deutschen 
Sprache  nicht  ungebräuchlichen  Namen  beizubehalten. 
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Sprecher  1  *)  auf  der  Bühne  aufgetreten;  wer  Hu- 
ren wirt Ii schaft  getrieben;  wer  in  einer  öffent- 
lichen Untersuchung  verurtheilt  worden,  etwas 
aus  Chicane  oderPrävarication12)  gethan  zu  ha- 
ben; wer  wegen  Diebstahls,  Raubs,  Ehrenkran- 
kungen,  Arglist  und  Betrugs  in  eigenem  Namen 
verurtheilt  sein  oder  sich  [wegen  dieser  Ver- 
brechen] durch  einen  Vertrag  abgefunden  haben 
wird;  wer  aus  einem  G  e  s  eil  s  chaf  tsvertrage,  aus 
der  Vormundschaft,  aus  einem  Auftrags-,  einem 
Niederle  guiigsver  trage  im  eigenen  Namen  nicht 
durch  die  Gegenklage  [sondern  durch  die  Haupt- 
klage] verurtheilt  sein  wird;  wer  die,  welche  in 
seiner  Gewalt  war,  nachdem  sein  Schwiegersohn 
gestorben,  da  er  wusste,  dass  er  gestorben  sei, 
innerhalb  der  Zeit,  während  welcher  es  Sitte  ist, 
den  Mann  zu  betrauern,  ehe  sie  den  Mann  [ganz] 
betrauerte,  ve rheirathe t,  oder  wer  sie  wissent- 
lich, nicht  auf  Befehl  desjenigen,  in  dessen  Ge- 
walt er  ist,  geheirathet  haben  sollte;  und  wer 
geduldet  hat,  dass  der,  welchen  er  in  seiner  Ge- 
walt hatte,  die,  über  welche  [Alles]  in  dem  oben 
Gesagten  zus  amme  ngefass  t  ist,  geheirathet  hat; 
oder  wer  in  eigenem  Namen,  nicht  auf  Befehl 
desjenigen,  in  dessen  Gewalt  er  war,  oder  [wer] 
im  Namen  desjenigen,  den,  oder  derjenigen 
[Frauensperson],  die  er  in  seiner  Gewalt  hatte, 
zwei  Verlöbnisse  oder  zwei  Ehen  zu  derselben 
Zeit  bestehen  haben  sollte. 

2.  ULP.  üb.  VI.  ad  Ed.  —  Wenn  der  Prätor  sagt: 
wer  aus  dem  Heere  verabschiedet  sein  wird,  so 
müssen  wir  unter  dem  Verabschiedeten  einen  gemeinen  Solda- 


11) Arth  ludtcrae  pronunciandive  causa,  d.  h.  um  durch  Pan- 
tomimen (stumme  Vorstellungen)  oder  Mimen  (mit  Sprechen 
verbundene  Vorstellungen)  zu  belustigen.  S.  Glück  a.a.O. 
S.  170. 

12)  Calumniae  praevaricationisve  causa.  Von  jener  handelt  der 
letzte  Titel  dieses  Buchs;  von  dieser  der  15.  des  47.  Büchs. 
Prävarication  aber  (wofür  wir  Deutschen  keinen  Namen 
haben)  wird  eigentlich  vom  Ankläger  begangen,  der  den  Be- 
klagten iu  einer  öffentlichen  Untersuchung  pflichtwidrig  be- 
günstigt; sodann  wird  der  Name  auch  auf  das  Verbrechen 
derer  übertragen ,  welche  den  Gegner  der  Partei ,  die  sie 
vertreten,  vorsätzlich  begünstigen.  Sieho  auch  weiter  unten 
Fr.  4,  §.  4. 
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teil  13)  versieben,  oder  wenn  sonst  einer  bis  zum  Hauptmann 
oder  Obersten  einer  Coborte,  oder  eines  Flügels,  oder  einer 
Legion,  oder  [bis  zum]  Cbef,  sei  es  einer  Coborte,  oder  einer 
Legion,  verabscbiedet  sein  wird.    Noch  mebr,  Pomponius 
sagt,  sogar  der,  welcber  einem  Heer  vorstebt,  sei,  obgleicb 
er  sieb  der  Consular  -  Ehrenzeichen  bedient ,  wenn   er  vom 
Feldherrn    mit    Scbimpf   verabscbiedet   worden,    mit  diesem 
Schandfleck  bebaftet.     Demnacb  wird  aueb   der  Heerführer, 
wenn  er,  wäbrend  er  dem  Heere  vorstebt,   [zum  Scbimpf] 
verabscbiedet   sein   wird ,    mit    dem   Scbandlleck  bezeichnet. 
Auch  wenn  der  Kaiser  verabscbiedet  und  dabei  bemerkt  ha- 
beu  sollte,  er  verabschiede  mit  Scbimpf,  wie  er  es  gewöhn- 
lich tbut,  so  wird  man  nicht  zweifeln,  dass  [der  Verabschie- 
dete]  auch  nach  dem  Edict  des  Prätors  mit  dem  Schandfleck 
der  Infamie  bezeichnet  sei;  jedoch  nicht,  wenn  ihm  ohne  Un- 
willen des  Kaisers  ein  Nachfolger  gegeben  worden  ist.    §.  1. 
Ein  Heer  nennen  wir  aber  nicht  eine  einzige  Coborte,  auch 
nicht  einen  einzigen  Flügel,  sondern  eine  sehr  grosse  Anzahl 
Soldaten;  denn  von  dem  sagen  wir,  er  stehe  einem  Heer  vor, 
welcher  eine  Legion,   oder  [mehrere]   Legionen,   mit  ihren 
Hülfstruppen,  die  ihm  vom  Feldherrn  anvertraut  sind,  führt. 
Aber  hier  werden  wir  auch  den,  welcher  aus  irgend  einer 
Anzahl  Soldaten  verabscbiedet  ist,   so  ansehen,   als  wäre  er 
aus  dem  Heere  verabscbiedet.    §.  2.  Mit  Schimpf  verab- 
scbiedet,  dies  ist  darum  hinzugefügt,  weil  es  viele  Gat- 
tungen der  Verabschiedungen  gibt.    Es  gibt  eine  ehrenvolle, 
welche  nach  beendigten  Dienstjahren  oder  vorher  vom  Feldherrn 
gegeben  wird;  und  eine  aus  bestimmten  Gründen,  welche  we- 
gen Krankheit  von  den  Beschwerlichkeiten  des  Kriegsdienstes 
befreit.    Es  gibt   eine  schimpfliche ;   schimpflich  ist  aber  die 
Verabschiedung  so  oft,  als  der,  welcher  verabscbiedet,  nament- 
lich beifügt,  er  verabschiede  mit  Schimpf;  immer  nämlich  muss 
er  beifügen,  warum  der  Soldat  verabscbiedet  werde.  Aber 
auch,  wenn  er  ihn  seines  Eides  entlassen,  d.  h.  der  militäri- 
schen  Ehrenzeichen  beraubt  hat,  bewirkt  er,  dass  er  unter 
die  Infamen  gehöre,  wenngleich  er  nicht  beigefügt  hatte,  dass 
er  ihn  mit  Schimpf  des  Eides  entlassen  habe.    Es  gibt  auch 
eine  vierte  Gattung  der  Verabschiedung,  wenn  Jemand,  um 
der  Uebernabme  von  Aemtern  zu  entgehen,  sich  dem  Kriegs- 
dienst unterzogen  hätte;  diese  Verabschiedung  aber  verletzt  die 
bürgerliche  Ehre  nicht,   wie  sehr  oft  rescribirt  worden  ist. 
§.  3.  Ein  Soldat,  welcber  nach  dem  Juliseben  Gesetz  über 

13)  Militem  cah'gafum,  wörtlich:  einen  gestiefelten  Soldaten ; 
der  gemeine  Soldat  wurde  so  von  einer  Art  Halbstiefel  ge- 
nannt, welche  er  trug.  Bekannt  ist,  dass  daher  der  Kaiser 
C  a  1  i  g  u  1  a  diesen  Namen  hat.    S<  S  u  e  t  o  u.  vil.  C'«%.  c  9. 
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Ehebruch  verurtheilt  worden,  ist  so  infam,  dass  ihn  auch  das 
Urtheil  selbst  vom  Eide  mit  Schimpf  entbindet.  §.  4.  Denen 
aber,  welche  mit  Schimpf  verabschiedet  sind,  ist  es  weder  in 
der  Stadt,  noch  irgendwo  sonst,  wo  der  Feldherr  sich  befin- 
det, zu  verweilen  erlaubt.  §.  5.  Der  Prätor  sagt:  wer  auf 
der  Bühne  aufgetreten  sein  sollte,  ist  infam.  Die 
Bühne  ist,"  wie  Labeo  ihren  Begriff  bestimmt,  was,  um 
Spiele  anzustellen,  an  einem  beliebigen  Ort,  wo  Jemand  steht 
und  sich  bewegt,  um  ein  Schauspiel  durch  seine  Person  zu 
geben,  aufgestellt  ist,  [sei  es  nun]  an  einem  öffentlichen  oder 
Privatort,  oder  auf  einer  Strasse;  jedoch  an  einem  solchen 
Ort,  wo  ohne  Unterschied  Menschen  des  Schauspiels  wegen 
zugelassen  werden.  Dass  nämlich  die,  welche  wegen  Gewinns 
in  Wettkämpfe  sich  einlassen,  und  alle  wegen  Belohnung  auf 
der  Bühne  Aufgetretenen,  infam  seien,  haben  Pegasus  und 
Nerva  der  Sohn  zum  Bescheid  gegeben. 

3.  GAJ.  lib.  I.  ad  Ed  prov.  —  Wer  aber  seine  Dienste 
verdungen  hat,  um  als  Schauspieler  aufzutreten,  ohne  es  zu 
thun ,  wird  nicht  mit  einem  Schandfleck  bezeichnet ;  weil  diese 
Sache  nicht  so  sehr  schändlich  ist,  dass  selbst  der  Vorsatz 
bestraft  werden  müsste. 

4.  ULP.  lib.  VI.  ad  Ed.  —  Dass  aber  die  Athleten 
ganz  und  gar  keine  Schauspielerkuust  treiben,  haben  Sabinus 
und  Cassius  zum  Bescheid  gegeben;  sie  thäfen  es  nämlich, 
um  ihre  Tapferkeit  [zu  zeigen].  Und  im  Allgemeinen  sind 
Alle  der  Meinung,  und  scheint  es  billig  zu  sein,  dass  weder 
die  Mitglieder  des  Chors  (thgmelici),  noch  die,  welche  sich 
im  Fechten  üben  (xyslici},  noch  die  Wagenlenker,  noch  die, 
welche  Wasser  für  die  Pferde  sprengen,  und  die  übrigen  Ver- 
richtungen derer,  welche  in  den  heiligen  Wettkämpfen  dienen, 
für  beschimpft  zu  halten  seien.  §.  1.  Dass  die  Anordner  und 
Richter  in  den  Kampfspielen  (designalores)  aber,  welche  die 
Griechen  ßQaßsvxciC,  nennen,  die  Schauspielerkunst  nicht  trei- 
ben, [diese  Meinung]  billigt  Celsus,  weil  sie  sich  mit  einem 
Dienst,  nicht  mit  der  Schauspielerkunst  beschäftigen.  Und  in 
der  That  wird  jene  Stelle  heutzutage  vom  Kaiser  nicht  als  eine 
gewöhnliche  Begünstigung  verliehen.  §.  2.  Der  Prätor  sagt: 
Wer  Hurenwirthschaf t  getrieben  hat;  Hurenwirth- 
schaft  treibt,  wer  Sclavinuen  des  Gewinns  halber  gehalten  hat; 
aber  auch,  wer  mit  freien  Menschen  diesen  Gewinn  treibt, 
befindet  sich  in  demselben  Verhältniss.  Mag  er  übrigens  haupt- 
sächlich dieses  Geschäft  treiben,  oder  nebenbei  sich  mit  einer 
andern  Beschäftigung  abgeben,  wie  wenn  er  ein  Gastwirth 
war,  oder  ein  Stallwirth,  und  solche  Sclavinuen  hielt,  welche 
bedienten  und  bei  Gelegenheit  der  Bedienung  [mit  ihrem  Kör- 
per] Gewinn  trieben,  oder  wenn  er  ein  Bademeister  gewesen, 
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der,  wie  es  in  einigen  Provinzen  geschieht,  in  den  Bädern 
zur  Bewachung-  der  Kleider  Sclavinnen  der  Art,  welche  in 
der  Badeanstalt  aufwarteten,  gedungen  hatte  —  so  wird  er 
der  Strafe  der  Hurenwirthschaft  verfallen.  §.3.  Pomponius 
sagt,  dass  auch  der,  welcher  in  der  Sclaverei  eigene  Sclavin- 
nen, welche  sich  Preis  gaben,  hielt,  nachdem  er  die  Freiheit 
wiedererlangt,  mit  einem  Schandfleck  bezeichnet  werde.  §.4. 
Ein  Handelsucher  wird  nur  dann  mit  einem  Schandfleck  be- 
zeichnet, wenn  er  der  Händelsucht  wegen  verurtheilt  worden 
ist;  es  reicht  nämlich  nicht  hin,  dass  er  Händel  gesucht  habe. 
Ingleichen  der  Prävaricator ;  ein  Prävaricator  ist  aber  gleich- 
sam varicettor  1  *) ,  der  die  andere  Partei  unterstützt,  nachdem 
er  seine  Rechtssache  verrathen  hat.  Und  dieser  Name,  sagt 
Labeo,  sei  a  varia  cerialione  (vom  veränderlichen  Streit) 
hergenommen;  denn  wer  als  Prävaricator  handelt,  steht  auf 
beiden  Seiten,  ja  sogar  auf  der  gegnerischen.  §.  5.  Ingleichen 
wenn  Jemand  wegen  Diebstahls,  Raubs,  Ehren- 
kränkungen, wegen  Arglist  auf  seinen  Namen 
verurtheilt  sein  oder  [deshalb]  sich  durch  einen 
Vertrag  abgefunden  haben  wird  [so  soll  er  infam 
sein], 

5.  PAUL.  lib.  "Vi  ad  Ed,  —  weil  der,  welcher  sich 
durch  einen  Vertrag  abfindet,  so  angesehen  wird,  als  bekenne 
er  das  Verbrechen. 

6.  ULP.  lib.  VI.  adEd.  —  Wegen  Diebstahls  ver- 
stehe [so]:  es  mag  ein  offenbarer  oder  heimlicher  sein.  §.  1. 
Aber  wenn  ein  wegen  Diebstahls  oder  auf  andere  Riagen, 
die  Infamie  nach  sich  ziehen,  Verurtheilter  appellirt  hat,  so 
wird  er,  so  lange  die  Untersuchung  schwebt,  noch  nicht  unter 
die  Infamen  gerechnet ;  wenn  aber  alle  Fristen  der  Appellation 
verstrichen  sind  1S),  so  ist  er  mit  rückwirkender  Kraft  infam; 
obgleich,  wenn  seine  Appellation  als  eine  ungerechte  verwor- 
fen ist,  ich  glaube,  dass  er  erst  vom  heuligen  Tage  an  mit 
einem  Schandfleck  bezeichnet  wird,  nicht  mit  rückwirkender 
Kraft  1  6).    §.  2.  Wenn  Jemand  auf  fremden  Namen  verurtheilt 


14)  D.  h.  einer,  der  mit  den  Füssen  in  die  Queere  geht,  grät- 
schelt ;  daher  im  abgeleiteten  Sinne  praevaricator  soviel  ist, 
als  einer,  der  in  seiner  Pflicht  nicht  geraden  Schritt  hält. 
Es  musste  der  lateinische  Ausdruck  beibehalten  werden,  da, 
wenn  wir  auch  für  praevaricator  Pflichtübertreter,  und  für 
varicalor  Uebertreter  gebrauchen  wollten ,  diese  Worte  doch 
nicht  zu  der  gleichfolgenden  etymologischen  Anspielung  des 
Labeo  passen  würden.    S.  B.  XL VII.  Tit.  15. 

15)  M.  a.  W.  :  wenn  er  die  Appellation  hat  desert  werden 
lassen. 

16^  Unser  Text  fügt  mit  der  Florent.  Handschrift  noiatur  bei, 
in  der  Anm.  12  steht  jedoch,  dass  es  passend  von  Haloan- 
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worden  ist,  so  ist  er  nicht  mit  der  Infamie  behaftet,  und 
darum  werden  auch  nicht  mein  Geschäftsbesorger ,  oder  Ver- 
theidiger,  oder  Vormund,  oder  Curator,  oder  Erbe,  [sobald 
einer  von  ihnen]  wegen  Diebstahls  oder  wegen  eines  andern 
ähnlichen  Falls  verurtheilt  worden  ist,  mit  dem  Schandfleck 
der  Infamie  bezeichnet  werden;  auch  ich  nicht,  wenn  vom 
Anfang  an  der  Rechtsstreit  durch  den  Geschäftsbesorger  ver- 
handelt worden  ist.  §.3.  Oder  sich  durch  einen  Ver- 
trag abgefunden  hat,  sagt  [der  Prätor];  durch  einen 
Vertrag  verstehen  wir  so,  wenn  er  sich  gegen  einen  Preis, 
er  sei  so  gross,  wie  er  wolle,  abgefunden  hat;  sonst  würde 
auch  der,  welcher  durch  Bitten  es  erlaugt  hat,  dass  gegen  ihn 
nicht  verfahren  werde,  mit  einem  Schaudfleck  bezeichnet  sein, 
und  es  würde  keine  Rücksicht  auf  Verzeihung  Statt  finden, 
was  unmenschlich  ist.  Wer  auf  Befehl  des  Prators  sich  mit 
Bezahlung  eines  Preises  abgefunden  hat,  wird  nicht  mit  dem 
Schandfleck  bezeichnet.  §.  4.  Aber  auch  wenn  Jemand  mit 
einem  [ihm]  angetragenen  Eid  beschworen  hat,  er  habe  nichts 
begangen,  so  wird  er  nicht  mit  dem  Schandfleck  bezeichnet 
sein ;  denn  er  hat  gewissermaassen  seine  Unschuld  durch  den 
Eid  erwiesen.  §.  5.  Wegen  Auftrags  verurtheilt;  durch 
diese  Worte  des  Edicts  wird  nicht  blos  der  mit  dem  Schaud- 
fleck bezeichnet,  der  den  Auftrag  übernommen  hat,  sondern 
auch  der,  welcher  das  Versprechen,  dem  der  Gegner  gefolgt 
ist,  nicht  halt;  z.  B.  ich  habe  für  dich  gebürgt  und  bezahlt; 
bewirke  ich  nun,  dass  du  wegen  des  Auftrags  verurtheilt  wirst 1 7), 
so  mache  ich  dich  zu  einem  Infamen.  §.  6.  Das  freilich  muss 
beigefügt  werden,  dass  zuweilen  auch  der  Erbe  auf  eigenen 
Namen  verurtheilt  und  darum  c  infam  wird,  wenn  er  beim 
Wiederlegungs  -  oder  beim  Auftragscontracte  betrü'glich  verfah- 
ren ist.  Aus  der  Vormundschaft  oder  dem  Gesellschaf tscontract 
kann  jedoch  der  Erbe  nicht  auf  eigenen  Namen  verurtheilt 
werden,  weil  der  Erbe  weder  in  [die  Verbindlichkeit]  der 
Vormundschaft,  noch  in  die  des  Gesellschaftscontracts  nachfolgt, 
sondern  nur  in  die  Schulden  des  Verstorbenen.  §.  7.  Ein  durch 
die  Gegenklage  Verurtheilter  wird  nicht  infam  sein ;  und  nicht 
mit  Unrecht:  denn  bei  Gegenklagen  wird  nicht  wegen  einer 
Treulosigkeit  geklagt,  sondern  wegen  einer  Berechnung,  über 
die  insgemein  durch  eine  Klage  [oder  vor  Gericht]  entschieden 
zu  werden  pflegt. 


der  ausgelassen  sei.  Jedenfalls  stört  es ,  wenn  es  in  der  lieber- 
Setzung  berücksichtigt  wird. 
17)  Mandati  te  si  condevinavero 9  d.h.  si  effecero,  ut  condem- 
nareris.  Ueber  die  Bedeutung  des  Wortes  condcmnare 
s.  Glück  a.  a.  O.  Th.  XV.  S.  321.  Anm.90;  sie  ist  auch  bei 
Cicero  zu  linden,  vgl.  Schütz.  Lex.  Cic.  $.  h,  v. 
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7.  PAUL.  IIb.  V.  ad  Ed.  -  Bei  KI  agen,  die  aas  einem 

Contract  entspringen.,  wenn  sie  auch  sonst  Infamie  zur  Folge 
haben  und  die  Verur (h eilten  mit  dem  Schandfleck  bezeichnet 
werden,  wird  dennoch  der,  welcher  sich  durch  einen  Vertrag 
abgefunden  hat,  nicht  mit  dem  Schandfleck  bezeichnet;  mit 
Recht,  weil  aus  diesen  Gründen  das  Abfinden  durch  Vertrag 
nicht  so  schändlich  ist,  als  aus  den  oben  angegebenen. 

8.  ULP.  lib.VI.  ad  Ed.  —  JVachd  ein  sein  Schwie- 
gersohn  gestorben  ist,  sagt  [der  Prätor].  Mit  Recht  hat 
der  Prätor  hinzugefügt:  da  er  wusste,  dass  er  gestor- 
ben sei,  damit  nicht  die  Unwissenheit  bestraft  werde;  doch 
da  die  Trauerzeit  eine  ununterbrochene  ist,  so  läuft  sie  mit 
Recht  auch  für  [die  Frau] ,  welche  [den  Tod]  nicht  wusste, 
vom  Tage  des  Todes  des  Ehemannes  an.  Und  darum,  sagt 
Labeo,  wenn  [die  Gattin]  nach  Ablauf  der  gesetzlichen  Zeit 
[den  Tod  ihres  Mannes]  erfahren  hat,  ziehe  sie  sowohl  an 
demselben  Tage  die  Trauerkleider  an,  als  lege  sie  auch  die- 
selben ab. 

9.  PAUL.  lib.  V.  ad  Ed.  —  Die  Männer  werden  nicht 
genothigt  werden,  ihre  Gattinnen  zu  betrauern.  §.  1.  Wegen 
eines  Bräutigams  findet  keine  Trauer  Statt. 

10.  Id.  lib.  VIII.  ad  Ed.  —  Es  pflegt  vom  Kaiser  er- 
langt zu  werden ,  dass  es  der  Gattin  erlaubt  sei ,  innerhalb  der 
gesetzlichen  Zeit  [der  Trauer]  zu  heirathen.  §.1.  Es  schadet 
nichts,  dass  die,  welche  ihren  Gatten  betrauert,  innerhalb  der 
[Trauer-]  Zeit  Braut  gewesen  sei. 

11.  ULP.  lib.VI.  adEd.  —  Die  Trauer  der  Kinder  aber 
und  der  Eltern  ist  für  die  Heirath  kein  Hinderniss.  §.  1.  Auch 
wenn  es  ein  solcher  Ehemann  sein  sollte,  der  nach  der  Sitte 
der  Vorfahren  nicht  betrauert  werden  soll,  könne  sie  innerhalb 
der  gesetzlichen  [Trauer-]  Zeit'"  sich  nicht  verheirathen ;  der 
Prätor  hat  sich  nämlich  auf  die  Zeit  bezogen,  in  welcher  der 
Mann  betrauert  werden  würde;  und  der  pflegt  wegen  der  [zu 
befürchtenden]  Vermischung  des  Bluts  betrauert  zu  werden. 
§.2.  Pomponius  glaubt,  dass  die,  welche  innerhalb  der 
gesetzlichen  [Trauer-]  Zeit  geboren  hat,  sogleich  sich  verhei- 
rathen könne ;  und  dies  halte  ich  für  wahr.  §.  3.  Es  pflegen 
aber  nicht  betrauert  zu  werden,  wie  Neratius  sagt,  Feinde, 
oder  wegen  Hochverraths  Verurtheilte ,  auch  nicht,  die  sich 
erhängt  haben ,  noch  die ,  welche  nicht  aus  Lebensüberdruss, 
sondern  aus  bösem  Gewissen,  Hand  an  sich  gelegt  haben. 
[Nichts  desto  weniger]  wird  [eine  Frau],  wenn  sie  nach  dem 
Tode  eines  Ehemannes  der  Art  sich  verheirathet  haben  sollte, 
mit  dem  Schandfleck  der  Infamie  bezeichnet  werden.  §.  4.  Mit 
dem  Schandfleck  wird  auch  bezeichnet,  wer  sie  geheirathet, 
doch  [nur],  wenn  er  [es]  wissentlich  [gethan  hat]  $  die  Un- 
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wissenheit  wird  nämlich  entschuldigt,  nicht  die  des  Rechts, 
sondern  dessen,  was  geschehen  ist.  Wer  auf  Befehl  desjeni- 
gen, in  dessen  Gewalt  er  war,  [eine  solche  Frau]  geheirathet 
haben  sollte,  wird  entschuldigt;  der  aber,  wer  diese  Heirath 
geduldet  hat,  wird  mit  dem  Schandfleck  bezeichnet.  Beides 
mit  Recht,  denn  wer  gehorcht  hat,  ist  der  Verzeihung  wür- 
dig, und  wer  die  Heirath  geduldet  hat,  [ist  werth] ,  dass  er 
mit  Schimpf  bezeichnet  werde. 

12.  PAUL.  lib.  V.  ad  Ed.  —  Wer  auf  Befehl  des  Va- 
ters [eine  solche  Frau]  geheirathet  hat,  wird,  obwohl  er,  von 
der  väterlichen  Gewalt  befreit,  sie  [als  Gattin]  behalten  hat, 
nicht  mit  dem  Scbandfleck  bezeichnet. 

13.  ULF.  lib.  VI.  ad  Ed.  —  Wie  also,  wenn  er  nicht 
die  Heirath  geduldet,  sondern,  nachdem  [der,  welcher  in  sei- 
ner Gewalt  ist]  geheirathet,  es  genehmigt  hat?  Z.B.  im  An- 
fang hat  er  nicht  gewusst,  dass  [die  Frau]  eine  solche  sei, 
nachher  weiss  er  es ,  dann  wird  er  nicht  mit  dem  Schandfleck 
bezeichnet;  der  Prätor  hat  sich  nämlich  auf  den  Anfang  der 
Ehe  bezogen.  §.  1.  Wenn  Jemand  in  fremdem  Namen  zwei 
Eheverlobnisse  abgeschlossen  hat,  so  wird  er  nicht  mit  dem 
Schandfleck  bezeichnet,  wenn  er  sie  nicht  im  Namen  desjeni- 
gen, der,  oder  derjenigen,  die  er  in  seiner  Gewalt  hatte,  ab- 
schliesst;  und  mit  Recht  scheint  der,  welcher  duldet,  dass  sein 
Sohn  oder  seine  Tochter  [zwei  Eheverlobnisse]  abschliessen, 
sie  gewissermaassen  selbst  abgeschlossen  zu  haben.  §.  2.  Wenn 
der  Prator  sagt :  zu  derselben  Zeit,  so  ist  [darunter]  nicht 
der  Anfang  von  Eheverlöbnissen,  die  zu  derselben  Zeit  ein- 
gegangen sind,  zu  verstehen,  sondern  [der  Fall],  wenn  sie 
in  dieselbe  Zeit  zusammentreffen.  §.  3.  Ingleichen  wird  die, 
welche,  dem  Einen  verlobt,  sich  mit  dem  Andern  verheirathet 
hat,  nach  dem  Sinn  des  Edicts  böstraft.  §.  4.  Da  aber  die 
That  mit  dem  Schandfleck  bezeichnet  wird,  so  wird,  wenn 
auch  Jemand  mit  einer  solchen  Frau  eine  Ehe  oder  ein  Ehe- 
verlöbniss  abschliessen  sollte,  die  er  entweder  nicht  heirathen 
kann,  oder  nicht  darf  18),  er  [doch]  mit  dem  Schandfleck 
bezeichnet  sein.  §.  5.  Ein  durch  Compromiss  erwählter  Schieds- 
richter bewirkt  keine  Infamie,  weil  [sein  Ausspruch]  nicht 
durcbgängig  wie  ein  Urthel  gilt.  §.  6.  Soviel  die  Infamie  be- 
trifft, so  ist  ein  grosser  Unterschied  in  Betreff  der  verhandel- 


18)  D.  h.  wenn  auch  eine  von  zwei  zu  derselben  Zeit  beste- 
henden Verlobungen  oder  Ehen  ungültig  sein  sollte,  so  wird 
doch  der,  welcher  sie  einging,  mit  der  Infamie  belegt,  weil 
er  dem  Edict  zuwider  handelte,  wenngleich  nur  eine  seiner 
Verlobungen  oder  Ehen  ihrer  Natur  nach  möglich  sein  und 
er  also  dem  Rechte  nach  nur  eine  Verlobung  oder  eine  Ehe 
geschlossen  haben  sollte. 
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ten  Sache  vorbanden,  ob  etwas  nacb  vorgängiger  Untersuchung 
der  Streitsache  erkannt  wurde,  oder  einige  ausserhalb  der  Sache 
liegende  Punkte  angeordnet  worden  sind ;  denn  wegen  dieser 
wird  die  Infamie  nicht  zuerkannt.  §.  7.  Eine  Strafe,  die  schwe- 
rer, als  sie  das  Gesetz  vorschreibt,  auferlegt  ist,  erhalt  die 
bürgerliche  Ehre  aufrecht,  wie  sowohl  durch  [kaiserliche]  Con- 
stitutionen festgesetzt,  als  auch  [von  Rechtsgelehrten]  zum  Be- 
scheid gegeben  worden  ist;  z.  B.  wenn  der  Präsident  den, 
welcher  um  einen  Theil  seines  Vermögens  bestraft  werden 
musste,  Landes  verwiesen  haben  sollte,  so  wird  man  sagen 
müssen,  dass  durch  das  härtere  Urtheil  mit  ihm  über  seine 
bürgerliche  Ehre  ein  Vergleich  abgeschlossen  und  er  deshalb 
nicht  infam  sei.  Aber  wenn  im  Process  wegen  eines  heim- 
lichen Diebstahls  der  Richter  zum  Vierfachen  verurtheilt  hat, 
so  [wird  man  sagen  müssen]  sei  zwar  der  Beklagte  durcb  die 
vermehrte  Strafe  beschwert,  —  denn  wegen  eines  heimlichen 
Diebstahls  durfte  er  nur  aufs  Zweifache  belangt  werden,  — 
dennoch  aber  habe  dieser  Umstand  ihm  die  bürgerliche  Ehre 
nicht  aufrecht  erhalten,  obgleich,  wenn  [der  Richter]  ihn  bei 
einer  nicht  in  Geld  bestehenden  Strafe  beschwert  hätte,  mit 
ihm  ein  Vergleich  abgeschlossen  zu  sein  angenommen  wird. 
§.  8.  Das  Verbrechen  des  Stellionats  1 9)  legt  dem,  welcher 
[deshalb]  verurtheilt  ist,  die  Infamie  auf,  obgleich  es  keine 
öffentliche  Untersuchung  [Anklage]  ist. 

14.  PAUL.  lib.  V.  ad  Ed.  —  Ein  Sclave,  in  dessen 
Namen  sich  der  Herr  auf  eine  Noxalklage  eingelassen,  [und] 
den  er  sodann  freigelassen  und  zum  Erben  eingesetzt  hat,  ist, 
wenn  er  in  demselben  Rechtsstreit  verurtheilt  worden,  nicht 
infam,  weil  er  nicht  auf  seinen  Namen  verurtheilt  wird,  da 
ja  im  Anfang  das  Verfahren  nicht  gegen  ihn  eingeleitet  wor- 
den ist. 

15.  ULP.  lib.  Vni.  ad  Ed.  —  Mit  dem  Schandfleck 
wird  [die]  bezeichnet,  welche  durch  Händelsucht  wegen  ihrer 
Leibesfrucht  in  den  [Nachlass-]  Besitz  gesetzt  worden  ist,  in- 
dem sie  versichert,  sie  sei  schwanger, 

16.  PAUL.  lib.  VIII.  ad  Ed.  —  während  sie  nicht 
schwanger,  oder  von  einem  Andern  geschwängert  war; 

17.  ULP.  lib.  VIII.  ad  Ed.  —  es  musste  nämlich  die 
bestraft  werden,  welche  den  Prätor  hinterging.  Sie  wird  aber 
nur  dann  mit  dem  Schandfleck  bezeichnet,  wenn  sie,  als  sie 
dies  that,  eigenen  Rechtens  war. 

19)  Stellionatus  war  im  Rom.  Recht  der  Name  für  alle 
die  Fälle  des  Betrugs ,  die  im  Cornelischen  Gesetz  von 
Betrügereien  nicht  namentlich  aufgeführt  waren.  Vergl.  den 
20.  Titel  des  47.  Buchs  der  Pandecten.  Wir  haben  kein  Wort 
dafür. 
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IS.  GAJ.  lib.  HI.  ad  Ed.  prov.  — ■  Die,  welche  durch 
eine  falsche  Ansicht  hintergangen  ist,  kann  nicht  so  angesehen 
werden,  als  wäre  sie  durch  Handelsucht  im  Besitz  gewesen. 

19.  ULP.  lib.  VIII.  ad  Ed.  —  Eine  andere  wird  aber 
nicht  mit  dem  Schandfleck  bezeichnet,  als  die,  über  welche 
erkannt  ist,  sie  sei  aus  Händelsucht  in  den  Besitz  gesetzt  ge- 
wesen. Und  das  wird  auch  beim  Vater  beobachtet,  welcher 
aus  Händelsucht  geduldet  hat,  dass  seine  Tochter,  die  er  in 
seiner  Gewalt  hatte,  in  den  [Nachlass-]  Besitz  im  Namen 
ihrer  Leibesfrucht  gesetzt  wurde. 

20.  PAPIN.  lib.  I.  Respons.  —  Wegen  dieser  Worte  im 
Urtheil  des  Präsidenten  der  Provinz:  durch  eine  listige 
Erdichtung  scheinst  du  ein  Anreizer  zur  Anklage 
gewesen  zu  sein,  wird  mehr  das  Schaamgefiihl  beschwert, 
als  ein  Schimpf  auferlegt  zu  werden  scheint;  denn  wer  [zu 
etwas]  ermahnt,  vertritt  nicht  die  Stelle  eines  Auftraggebers. 

21.  PAUL.  lib.  II.  Respons.  —  Lucius  Titius  hat  gegen 
den  Cajus  Sejus  eine  Anklage  gerichtet  2  °)  ,  als  hatte  er  [von 
diesem]  eine  Ehreukränkung  erlitten ,  und  hat  zu  diesem  Zweck 
die  Zeugenaussage  beim  Präfectus  Prätorio  verlesen  ;  der  Prä- 
fect  hat,  da  er  der  Zeugenaussage  keine  Glaubwürdigkeit  bei- 
maass,  erkannt,  dass  Lucius  Titius  keine  Ehreukränkung  vom 
Cajus  Sejus  erlitten  habe;  nun  frage  ich,  ob  die  Zeugen,  de- 
ren Zeugniss  verworfen  worden  ist,  gleichsam  wegen  falschen 
Zeugnisses  unter  die  Infamen  gerechnet  werden?  Paulus 
antwortet,  dass  kein  Grund  erhelle,  warum  die,  von  denen 
[hier]  die  Rede  sei,  unter  die  Infamen  gerechnet  werden  müss- 
ten,  da  aus  einem  Urthel,  es  sei  ein  gerechtes  oder  ungerech- 
tes, das  für  den  Einen  gefällt  ist,  dem  Andern  kein  Nachtheil 
entstehen  dürfe. 

22.  MARCELL.  lib.  II.  Publicorum.  —  Stockschläge 
ziehen  die  Infamie  nicht  zu ,  sondern  die  Ursache ,  wegen 
welcher  man  dies  zu  leiden  verdient  hat,  wenn  sie  eine  solche 
war,  die  dem  Verurtheilten  die  Infamie  auferlegt.  Auch  bei 
den  übrigen  Gattungen  der  Strafen  ist  dieselbe  Art  und  Weise 
festgesetzt  worden. 

23.  ULP.  lib.  VIII.  ad  Ed.  •—  Die  Eltern  und  Kinder 
beiderlei  Geschlechts,  nicht  weniger  auch  die  übrigen  Ver- 
wandten vom  Vater  oder  der  Mutter  her  sind  nach  Maassgabe 
der  Liebe  und  nach  dem  Gemüthszustand ,  so  wie  es  nun  ein 
Jeder  will,  zu  betrauern;  wer  sie  aber  nicht  betrauert  hat, 
wird  mit  dem  Schandfleck  der  Infamie  nicht  bezeichnet. 

20)  Crimen  intendit  Cajo  Sejo.  Die  Bedeutung*  des  Wortes 
crimen  für  Auklage  hat  neuerdings  Birnbaum  im  N.Archiv 
des  Crim.  R.  Bd.  <).  St.  3.  S.  339  flgde  ausführlich  erörtert, 
S.  namentlich  daselbst  S.  345.  Anm.  447. 
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24.  In.  Hb.  VI.  ad  Ed.  —  Der  Kaiser  Severus  hat 
rescribirt,  es  schade  dem  guten  Namen  einer  Frau  der  Gewinn, 
den  sie  in  der  Sclaverei  [mit  ihrem  Körper]  getrieben  habe, 
nicht. 

25.  PAPIN.  üb.  II.  Quaest.  —  Es  ist  angenommen  wor- 
den, dass  auch  ein  enterbter  Sohn  das  Andenken  seines  Va- 
ters betrauern  [müsse] ;  und  dasselbe  ist  auch  bei  der  Mutter 
Rechtens,  deren  Erbschaft  dem  Sohn  nicht  zukommt.  §.  1. 
Wenn  Jemand  im  Krieg  geblieben  ist,  so  wird  er  betrauert 
werden,  wenngleich  sein  Leichnam  nicht  zum  Vorschein  kom- 
men sollte. 

Dritter  Titel. 
De  procuratoribus  et  d  ef  e  n  s  o  r  i  b  u  s, 
{Von  den  Geschäftsbesorgern  und  Vertheidigem.) 

1.  ULP.  lib.  IX.  ad  Ed.  —  Ein  Geschaftsbesorger  ist, 
wer  fremde  Geschäfte  im  Auftrage  des  Herrn  2 1 )  verwaltet. 
§.  1.  Ein  Geschaftsbesorger  kann  aber  entweder  für  alle  An- 
gelegenheiten, oder  für  eine  einzige  Angelegenheit  sein,  ent- 
weder in  Gegenwart,  oder  durch  einen  Boten,  oder  durch 
einen  Brief  bestellt,  obwohl  Einige,  wie  Pomponius  im 
24.  Buche  schreibt,  nicht  glauben,  dass  der,  welcher  wegen 
einer  einzigen  Angelegenheit  einen  Auftrag  übernimmt,  ein 
Geschaftsbesorger  sei;  wie  denn  nicht  einmal  der,  der  eine 
Sache,  oder  einen  Brief,  oder  eine  Nachricht  zu  überbringen 
übernommen  hat,  eigentlich  Geschaftsbesorger  genannt  wird. 
Doch  ist  es  richtiger,  dass  auch  der  ein  Geschaftsbesorger  sei, 
der  für  eine  einzige  Angelegenheit  bestellt  ist.  §.  2.  Der  Ge- 
brauch eines  Geschäftsbesorgers  ist  aber  gar  sehr  nöthig,  da- 
mit die,  welche  ihren  Angelegenheiten  entweder  selbst  nicht 
vorstehen  wollen,  oder  nicht  können,  durch  Andere  entweder 
klagen  oder  belangt  werden  können.  §.  3.  Es  kann  aber  zum 
Geschaftsbesorger  auch  ein  Abwesender  bestellt  werden, 

2.  PAUL.  lib.  VIII.  ad  Ed,  —  wenn  Der  nur  gewiss 
ist,  der  als  bestellt  angenommen  werden  soll,  und  es  geneh- 
migt hat.  §.  1.  Ein  Wahnsinniger  ist  nicht  für  einen  Abwe- 
senden zu  halten,  weil  bei  ihm  der  Wille  fehlt,  so  dass  er 
nicht  genehmigen  kann. 

3.  ULP.  lib.  IX.  ad  Ed,  —  Ingleichen  kann  [ein  Ge- 
schaftsbesorger] sowohl  zu  einem  künftigen  Streit,  als  von 
einem  gewissen  Tage  an,  als  unter  einer  Bedingung,  als  bis 
zu  einem  Tage  bestellt  werden; 


21)  Es  ist  in  diesem  Titel  dominus  stets  durch  Herr  übersetzt 
worden;  natürlich  ist  das  hier  nicht  soviel  als  Eigenthümer, 
,    sondern  soviel  als  Principal,  Geschäftsherr. 
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4.  PAUL.  lib.  VIII.  ad  Ed.  —  als  auch  für  immer. 

5.  ULP.  lib.  VII.  ad  Ed.  —  Für  gegenwärtig'  wird  auch 
der  gehalten,  welcher  im  Garten  ist, 

6.  PAUL.  üb.  VI.  ad  Ed.  —  auch  der,  welcher  auf 
dem  Marktplatz,  in  der  Stadt,  oder  in  anstossenden  Gebäuden 
[ist]; 

7.  ULP.  lib.  VII.  ad  Ed.  —  und  darum  scheint  der  Ge- 
schäft sbesorger  desselben  für  einen  Gegenwärtigen  [bestellt] 
zu  sein. 

8.  Id.  lib.  VIII.  ad  Ed.  —  Ein  Haussohn  kann  auch 
zur  Anstellung  einer  Klage  einen  Geschäftsbesorger  bestellen, 
wenn  die  Klage  von  der  Art  ist,  dass  er  sie  selbst  anstellen 
kann,  nicht  Mos,  wenn  er  ein  im  Felde  erworbenes  Sonder- 
gut haben  sollte,  sondern  auch  ein  jeder  Haussohn,  z.  B.  der 
eine  Ehrenkränkung  erlitten  hat;  darf  zur  Anstellung  der  In- 
jurienklage  [einen  Geschäftsbesorger]  bestellen,  wenn  etwa 
weder  der  Vater  gegenwärtig  ist,  noch  der  Geschäftsbesorger 
des  Vaters  auftreten  will;  und  es  wird  [dann]  dem  Rechte 
gemäss  vom  Haussohn  selbst  der  Geschäftsbesorger  bestellt  sein. 
Noch  mehr,  Julianus  schreibt,  dass  auch,  wenn  einem  Va- 
ter, der  Haussohn  sei,  in  der  Person  seines  mit  ihm  in  der- 
selben Gewalt  [des  Grossvaters]  befindlichen  Sohnes  eine  Ehren- 
kränkuni»-  zugefügt  werde,  und  der  Grossvater  nicht  gegen- 
wärtig sei ,  der  Vater  einen  Geschäftsbesorger  bestellen  könne, 
um  die  Ehrenkränkung  zu  rächen,  welche  der  Enkel  des  Ab- 
wesenden erlitten  habe.  Auch  zur  Verteidigung  wird  ein 
Haussohu  einen  Geschäftsbesorger  bestellen  können.  Aber  auch 
eine  Haustochter  wird  einen  Geschäftsbesorger  zur  Anstellung 
der  Injurienklage  bestellen  können;  denn  dass  sie  zur  Einfor- 
derung des  Heirathsguts  einen  Geschäftsbesorger  mit  dem  Va- 
ter zusammen  bestellt,  schreibt  Valerius  Severus,  sei 
überflüssig ,  da  es  hinreiche ,  dass  ihn  der  Vater  nach  dem 
Willen  der  Tochter  bestelle.  Doch  glaube  ich,  dass,  wenn 
etwa  der  Vater  abwesend,  oder  von  verdächtigem  Lebens- 
wandel ist,  die  Tochter  in  den  Fällen,  wo  ihr  die  Klage 
wegen  des  Heirathsguts  zuzustehen  pflegt,  einen  Geschäfts- 
besorger bestellen  könne.  Auch  der  Sohn  selbst  wird  zum 
Geschäftsbesorger  bestellt  werden  können,  sowohl  zur  Anstel- 
lung eiuer  Klage  als  zur  Verteidigung.  §.  1.  Wider  seinen 
Willen  pflegt  ein  Geschäftsbesorger  nicht  bestellt  zu  werden ; 
als  wider  seinen  Willen  [bestellt]  müssen  wir  nicht  blos  den 
ansehen,  der  widerspricht,  sondern  auch  den,  von  dem  nicht 
bewiesen  ist,  dass  er  eingewilligt  habe.  §.  2.  Ausgediente 
Soldaten  können  Geschäftsbesorger  werden.  [Dienstthuende] 
Soldaten  aber  können  nicht  einmal,  wenn  der  Gegner  es  wollte, 
zu  Geschäftsbesorgern  bestellt  werden,  es  wäre  denn  dies  zur 

25  * 
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Zeit,  wo  das  Verfahren  eingeleitet  wurde,  durch  irgend  einen 
Zufall  übersehen  worden;  mit  Ausnahme  dessen,  der  zu  sei- 
nem eigenen  Besten  zum  Geschäftsbesorger  bestellt  worden  ist, 
oder  der  die  gemeinschaftliche  liechtssache  seiner  ganzen  Ab- 
teilung führt  oder  übernimmt;  denn  diesen  ist  eine  solche 
Geschäftsbesorgung  gestattet  worden.  §.  3.  Einen  zur 
Uebernahme  eines  Streites  bestellten  Geschäfts- 
besorger,  für  welchen,  da  er  einwilligte,  der 
Herr  angelobt  hat,  dass  das  Erkannte  geleistet 
werde,  werde  ich  zwingen,  sich  in  das  Verfah- 
ren einzulassen,  sagt  der  Prä'tor.  Aus  gewissen  Gründen 
wird  er  jedoch  nicht  genö'thigt  werden  dürfen;  z.  B.  es  sind 
Todfeindschaften  zwischen  dem  Geschäftsbesorger  selbst  und 
dem  Herrn  entstanden;  [dann]  schreibt  Julianus,  müsse  die 
[Anstellung  der]  Klage  gegen  den  Geschäftsbesorger  versagt 
werden.  Ingleichen  wenn  dem  Geschäftsbesorger  eine  Würde 
zugefallen,  oder  er  künftig  von  Staatswegen  abwesend  sein 
sollte, 

9.  GAJ .  lib.  III.  ad  Ed.  prov.  —  oder  wenn  er  Krank- 
heit, oder  eine  noth wendige  Reise  anführen  sollte, 

10.  ULP.  lib.  VIII.  ad  Ed.  —  oder  wenn  eine  unver- 
muthet  angefallene  Erbschaft  ihn  beschäftigen  sollte,  oder  aus 
einem  andern  gerechten  Grund.  Noch  mehr,  auch  wenn  er 
einen  anwesenden  Herrn  haben  sollte ,  dürfe  er  nicht  genö'thigt 
werden, 

11.  PAUL.  lib.  VIII.  ad  Ed,  —  wenn  anders  der  Herr 
gezwungen  werden  könne. 

12.  GAJ.  lib.  III.  ad  Ed.  prov,  —  Aber  auch  aus  diesen 
Gründen22),  sagt  man,  sei  zuweilen  der  Geschäftsbesorger 
zu  zwingen ,  sich  in  das  Verfahren  einzulassen ,  wie  wenn  der 
Herr  nicht  anwesend  ist  und  der  Kläger  versichert,  durch  Zeit- 
verzug werde  es  geschehen,  dass  die  Sache  zu  Grunde  gehe. 

13.  ULP.  lib.  VIII.  ad  Ed.  —  Doch  dies  ist  weder  ohne 
Unterschied  zuzulassen,  noch  streng  zu  versagen,  sondern  vom 
Prätor  nach  Untersuchung  der  Sache  zu  bestimmen. 

14.  PAUL.  lib.  VIII.  ad  Ed.  —  Wenn  nach  Bestellung 
des  Geschäftsbesorgers  Todfeindschaften  entstanden  sind,  so  sei 
er  nicht  zu  zwingen,  sich  in  das  Verfahren  einzulassen,  noch 
verfalle  die  Stipulation  wegen  nicht  vertheidigter  Sache,  weil 
es  ein  neuer  Process  sei. 

15.  ULP.  lib.  VIII.  ad  Ed.  —  Wenn  der  Herr  vor  Ein- 
leitung des  Verfahrens  gestorben  ist,  nachdem  er  die  Stipulation, 


22)  Ex  Jus  causts,  d.  h.  auch  beim  Vorhandensein  der  in  den 
vorhergehenden  Sätzen  aufgezählten  Gründe,  aus  denen  der 
Geschäftsbesorger  nicht  genö'thigt  werden  kann. 
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das  Erkannte  zu  lei-ten,  für  seinen  Geschaftsbesorger  bestellt 
Latte,  >o  ist  der  Geschäftsbesorger  zur  Einlassung  in  den  Streit 
zu  nöthisen,  vorausgesetzt,  dass  dies  der  Herr  mit  Wissen 
und  oüne  ^  idersprucb  des  Geschaftsbesorgers  getlian  hat. 
"Wenn  aber  anders  zu  W  erke  gegangen  ist,  so  ist  es  zwac 
ziemlich  unbillig  ,  dass  der  nichts  davon  wissende  Gescbafts- 
besorger  gehalten  sei,  es  verfallt  aber  dennoch  wegen  nicht 
veitheidigter  Sache  die  Clausel  der  Stipulation  :  3  >.  §.  1.  M  er 
zu  einem  Theilun^process  zur  Anstellung  der  Klage  bestellt  ist, 
wird  auch  zugleich  so  angesehen  werden  .  als  sei  er  zum  "V  er- 
theidUer  bestellt,  so  da>>  eine  doppelte  Sicherheit  zu  °;eben  ist. 

16.  PAUL.  li'o.  Till,  ad  Ed.  —  Vor  Einleitung  des  Ver- 
fahrens steht  freie  Befugniss  zu  ,  theils  den  Geschaftsbesorger 
[gegen  einen  andern  zu  vertauschen,  theils  dass  der  Herr 
sich  selbst  auf  das  ~\  erfahren  einlasse. 

17.  ULP.  lib.  IX.  ad  Ed,  —  Xach  Einleitung  des  Ver- 
fahrens aber  kann  der  Beklagte,  wekher  einen  Geschafts- 
besorger  bestellt  hat,  ihn  zwar  vertauschen,  oder  den  Streit 
von  einem  lebenden,  oder  in  der  Stadt  bleibenden  Geschafts- 
besorger  auf  sich  übertragen,  jedoch  nur  nach  vorgänaiger 
Untersuchung  der  Sache.  §.  1.  Aicht  blos  aber  dem  selbst, 
der  den  Geschaftsbesorger  bestellt  hat ,  wird  dies  erlaubt, 
sondern  auch  dem  Erben  desselben  und  den  übrigen  ach- 
folgern. §.  2.  Im  Kreise  der  Untersuchung  der  Sache  aber 
liegt  nicht  blos  das,  was  wir  oben  beim  Geschaftsbesorger, 
der  nicht  zu  nöthigen  sei,  das  Verfahren  zu  übernehmen, 
gesagt  haben,  sondern  auch  das  Alter, 

^18.  MODESTIX.  lib  X.  Pandect.  —  oder  die  Rechts- 
wohlthat  des  geistlichen  Standes. 

19.  LLP.  lib.  IX.  ad  Ed.  —  Ingleichen  wenn  der  Ge- 
schaftsbesorger verdächtig  sein  sollte,  oder  in  Banden,  oder 
in  der  Gewalt  der  Feinde  oder  Rauber, 

20.  PAUL.  lib.  VIII.  ad  Ed,  —  oder  durch  einen  öffent- 
lichen oder  Privatprocess,  oder  durch  Krankheit,  oder  durch 
eine  eigene  wichtige  Angelegenheit  abgehalten  werden, 

21.  GAJ.  lib.  III.  ad  Ed.  prov.  —  oder  durchs  Exil, 
oder  weuu  er  sich  verborgen  halten,  oder  nachher  ein  Feind 
[des  Herrn]  werden, 


23)  Es  hatte  nämlich  die  Sicherheitsbestellung,  dass  der  Gegen- 
stand der  richterlichen  Verurt Deining  das  Erkannte;  geleistet 
werde  >  judicatum  soJvi  slipulatio  eiuen  dreifachen  Inhalt 
oder  drei  Claosela:  de  re  judicaia  oder  de  judicaio  <olvcndo, 
wegen  Leistung  dessen,  worein  der  Richter  veruriheilen  würde, 
de  re  defendenda  ,  wegen  geboriger  Vertheidii.  nng  der  Sache, 
und  de  dolo  malo ,  wegen  Abwesenheit  dei  bösen  Absicht. 
S-  Fr.  6.  Judicatum  solvi. 


390  Pandkct.  L.  III.  Tit.  3.  De  procuratoribus  et  defensoribus. 


22.  PAUL.  lib.  VIII.  ad  Ed.  —  oder  durch  irgend  ein 
schwägerschaftliches  Verhältniss  mit  dem  Gegner  verbunden, 
oder  dessen  Erbe  werden, 

23.  ULP.  lib.  IX.  ad  Ed,  —  oder  [wenn]  eine  lang- 
wierige Heise  und  andere  ähnliche  Gründe  hinderlich  sein 
sollten : 

24.  PAUL.  lib.  VIII.  ad  Ed.  —  so  wird  er  vertauscht 
werden  dürfen ;  auch  sogar,  wenn  es  der  Geschäftsbesorger 
selbst  verlangt. 

25.  ULP.  lib.  IX.  ad  Ed.  —  Dies  Alles  wird  nicht  blos 
auf  der  Seite  des  Beklagten,  sondern  auch  bei  der  Person  des 
Klägers  beobachtet  werden.  Wenn  aber  der  Gegner,  oder  der 
Geschaftsbesorger  selbst  sagen  sollte,  der  Herr  lüge,  so  muss 
dies  beim  Prätor  entschieden  werden.  Auch  ist  kein  Geschafts- 
besorger zu  dulden,  der  sich  eine  Geschäftsbesorgung  anmaasst; 
denn  gerade  dadurch  ist  der,  welcher  seine  Dienstleistung  [dem 
Herrn]  wider  dessen  Willen  aufdringt,  verdächtig,  er  wollte 
denn  etwa  sich  mehr  von  dem  Vorwurf24)  zu  reinigen,  als 
die  Geschäftsbesorgung  zu  erhalten  suchen.  Und  darüber  wird  er 
allerdings  zu  hören  sein,  wenn  er  sagen  sollte,  er  wolle  zwar 
die  Geschäftsbesorgung  missen,  aber  [nur]  wenn  das,  ohne 
seine  bürgerliche  Ehre  zu  verletzen,  geschehe;  also26)  wird 
der,  welcher  seine  Ehre  rechtfertigt,  zu  dulden  sein.  Wenn 
er  freilich  angibt,  er  sei  zu  seinem  eigenen  Besten  zum  Ge- 
schäftsbesorger bestellt  worden,  und  dies  bewiesen  hat,  so 
braucht  er  von  dem  ihm  eigenthümlich  zugehörigen  Streit  nicht 
abzustehen.  Ingleichen  darf,  wenn  der  Geschäftsbesorger  irgend 
ein  Innebehaltungsrecht  ausüben  will,  der  Streit  ihm  nicht  leicht 
entzogen  werden. 

26.  PAUL.  lib.  VIII.  ad  Ed.  —  wenn  nicht  der  Herr 
bereit  sein  sollte,  [das  Schuldige]  ihm  zu  leisten. 

27.  ULP.  lib.  IX.  ad  Ed.  —  Im  Kreise  der  Untersuchung 
der  Sache  wird  auch  das  liegen,  dass  es  nur  so  erlaubt  sei, 
dem  Geschäftsbesorger  einen  Rechtsstreit  abzunehmen,  wenn 
Jemand  alle  Verrichtungen  in  einem  solchen  ihm  abzunehmen 
bereit  ist;  sonst  wenn  er  einige  ihm  abnehmen,  einige  ihm 
lassen  will,  so  darf  der  Geschäftsbesorger  mit  Recht  diese  Un- 
beständigkeit zurückweisen.  Aber  dies  [findet  nur]  dann  [Statt], 
wenn  der  Geschäftsbesorger  im  Auftrage  des  Herrn  gehandelt 
hat;  sonst,  wenn  kein  Auftrag  ertheilt  worden  ist,  wenn  er 
weder  etwas  rechtsanhängig  gemacht  hat,  noch  du  das  gebilligt 
hast,  was  wider  deinen  Willen  geschehen  ist,  so  bringt  dir 


24)  Der  Verdächtigkeit.  Glosse. 

25)  üeber  die  Verbindung  dieses  Satzes  durch  ceterutn;  s.  die 
Glosse. 


Pandect.  L.III.  Tit. 3.  De  procuratof*ibus  et  tiefe nsoribus.  391 


das  keinen  Naclitheil;  und  darum  Last  du  nicht  nöthig,  ihm 
solche  Streitigkeiten  abzunehmen,  damit  du  nicht  durch  eine 
fremde  Handlung-  beschwert  werdest.  Diese  Untersuchung1  aber 
wegen  Vertauschung'  des  Geschäftsbesorgers  ist  Sache  des  Pra- 
lors.  §.  1.  Wenn  auf  Seiten  des  Klägers  eine  Uebernahme 
des  Streites  Statt  findet,  so  behaupten  wir,  dass  die  vom  Be- 
klagten bewerkstelligte  Stipulation,  das  Erkannte  zu  leisten, 
verfalle26),  und  das  billigte  sowohl  Neratius,  als  Julia- 
n  u  s.  Und  das  ist  gültiges  Recht ;  nämlich  wenn  der  Herr 
sich  hat  Bürgschaft  bestellen  lassen.  Aber  auch  wenn  der 
Geschäftsbesorger  diese  bekommen  hat  und  der  Rechtsstreit  auf 
den  Herrn  übertragen  wird,  so  ist  es  richtiger,  dass  [die  Sti- 
pulation] verfalle  und  die  Klage  aus  der  Stipulation  vom  Ge- 
schäftsbesorger auf  den  Herrn  übertragen  werde.  Aber  auch 
wenn  vom  Herrn  oder  vom  Geschäftsbesorger  der  Rechtsstreit 
auf  einen  Geschäftsbesorger  übertragen  werden  sollte,  so  zwei- 
felt Marcellus  nicht,  dass  die  Stipulation  verfalle;  und  das 
ist  wahr.  Uud  obgleich  für  den  Geschäftsbesorger27)  die  Sti- 
pulation verfallen  ist,  so  wird  doch  dem  Herrn  eine  analoge 
Klage  aus  der  Stipulation  zu  geben  sein,  so  dass  die  directe 
[Klage]  durchaus  aufgehoben  wird. 

28.  Id.  lib.  I.  Disputat.  —  Wenn  mein  Geschäftsbesorger 
Bürgschaft  bekommen  hat,  dass  das  Erkannte  geleistet  werden 
solle,  so  habe  ich  eine  analoge  Klage  aus  der  Stipulation, 
gleich  wie  mir  eine  Klage  wegen  des  Erkannten  gestattet  wird. 
Aber  auch  wenn,  mein  Geschäftsbesorger  aus  einer  solchen  Sti- 
pulation wider  meinen  Willen  geklagt  hat,  so  wird  mir  nichts 
desto  weniger  doch  eine  Klage  aus  der  Stipulation  ertheilt 
werden;  und  dieser  Umstand  bewirkt,  dass  mein  Geschäfts- 
besorger bei  Anstellung  der  Klage  aus  der  Stipulation  mit 
einer  Einrede  zurückgewiesen  werden  muss,  so  wie  wenn 
wegen  des  Erkannten  ein  nicht  zu  seinem  eigenen  Besten  be- 
stellter, noch  zu  dieser  Angelegenheit  erwählter  Geschäfts- 
besorger klagt.  Umgekehrt  aber,  wenn  mein  Geschäftsbesorger 
Bürgschaft  bestellt  hat,  das  Erkannte  zu  leisten,  findet  die  Klage 


26)  Dies  und  was  im  Folgenden  vom  Verfallen  der  Stipulation 
gesagt  wird,  ist  wicht  etwa  als  Folge  des  Vorhergehenden 
zu  betrachten,  als  ob  die  Uebertragnng  des  Streites  auf  Sei- 
ten des  Klägers  das  Verfallen  der  Stipulation  zur  Folge  habe; 
sondern  Ulpian  will  sagen,  das  Verfallen  der  Stipulation 
werde  durch  jene  Uebertragung  nicht  gehindert,  sondern 
finde,  auch  wenn  der  Streit  übertragen  sei,  in  ebeu  den 
Fällen  Statt,  wie  sonst.  Uebrigens  vergl.  über  diesen  §.  u. 
die  L  IS.  Mühleubruch  in  d.  Cessiou  d.  Forderungsrechte. 
S.  48  flgde. 

27)  D.  h.  obgleich  ihm  die  Sicherheit  bestellt  war  und  also 
zu  seinem  Besten  die  Stipulation  verfällt. 


392   Pandkct.  L.  III.  Tit.  3.  De  procuratoribus  et  defensoribus. 

aus  der  Stipulation  gegen  mich  nicht  Statt.  Aber  auch  wenn 
mein  Vertheidiger  Bürgschaft  bestellt  haben  sollte,  findet  die 
Klage  aus  der  Stipulation  gegen  mich  nicht  Statt,  weil  auch 
nicht  wegen  des  Erkannten  gegen  mich  geklagt  werden  kann, 

29.  Id.  lib.  IX.  ad  Ed.  —  Wenn  der  Kläger  lieber  den 
Herrn,  als  den  belangen  will,  der  ein  Geschäftsbesorger  zu 
seinem  eigenen  Besten  ist,  so  muss  man  sagen,  es  stehe 
ihm  frei. 

30.  PAUL.  lib.  I.  Senleniiar.  —  Der  Geschaftsbesorger 
des  Klägers,  der  nicht  zu  seinem  eigenen  Besten  bestellt  ist, 
kann  wegen  der  Kosten,  die  er  auf  den  Streit  verwandt  hat, 
fordern ,  dass  ihm  aus  dem  Erkannten  Geniige  geleistet  werde, 
wenn  der  Herr  des  Streits  nicht  zahlungsfähig  sein  sollte. 

3t.  ULP.  lib.  IX.  ad  Ed.  —  Wenn  Jemand,  der  als 
Geschäftsbesorger  verurtheilt  worden  war,  Erbe  des  Herrn 
des  Streites  geworden  ist,  so  kann  er  nicht  mit  Recht  die 
Klage  wegen  des  Erkannten  zurückweisen.  So,  wenn  er 
allein  Erbe ;  wenn  er  aber  [nur]  zu  einem  Theil  Erbe  gewor- 
den sein  und  das  Ganze  geleistet  haben  sollte,  so  wird  er, 
in  sofern  ihm  auch  dies  aufgetragen  worden  ist,  dass  er  [das 
Schuldige]  leiste,  die  Auftragsklage  gegen  die  Miterben  haben; 
ist  es  ihm  nicht  aufgetragen  worden,  so  findet  die  Geschäfts- 
führungsklage  Statt;  und  dies  ist  der  Fall,  wenn  der  Geschafts- 
besorger auch  nicht  Erbe  geworden  sein  und  [gleichwohl  das 
Schuldige]  geleistet  haben  sollte.  §.  I.  Es  ist  nicht  verboten, 
dass  für  einen  einzigen  Streit  mehrerer  Personen  mehrere  Ge- 
schäftsbesorger bestellt  werden.  §.  2.  Juli  an  us  sagt,  der, 
welcher  zu  verschiedenen  Zeiten  zwei  Geschäftsbesorger  be- 
stellt hat,  scheine  dadurch,  dass  er  den  späteren  bestellt,  den 
früheren  ausgeschlossen  zu  haben. 

32.  PAUL.  lib.  VIII.  ad  Ed.  —  Wenn  mehrere  Geschäfts- 
besorger aufs  Ganze  zugleich  bestellt  worden  sind,  so  ist  die 
Lage  desjenigen,  der  [den  übrigen]  zuvorkommt,  die  bessere, 
so  dass  der  spätere  in  dem,  was  der  frühere  fordert,  nicht 
als  Geschäftsbesorger  gilt. 

33.  ULP.  lib.  IX.  ad  Ed.  —  Man  sagt,  dass  auch  ein 
Sclave  und  ein  Haussohn  einen  Geschäftsbesorger  haben  kön- 
nen. Und  soviel  den  Haussohn  betrifft,  ist  es  wahr;  beim 
Sclaven  tragen  wir  Bedenken  und  geben  zwar  zu,  dass  Je- 
mand die  Sondergutsgeschäfte  eines  Sclaven  führen  könne, 
und  in  diesem  Falle  der  Geschäftsbesorger  desselben  sei;  dass 
er  aber  eine  Klage  anstellen  könne,  lassen  wir  nicht  zu. 
§.  1.  Dass  aber  der,  welcher  über  seine  Rechtsfähigkeit  strei- 
tet, einen  Geschäftsbesorger  haben  könne,  zweifeln  wir  nicht, 
nicht  blos  bei  Führung  seiner  Angelegenheiten,  sondern  auch 
bei  den  Klagen ,  die  ihm  und  gegen  ihn  zustehen ,  mag  er  nun 
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im  Besitz  der  Sclaverei  oder  der  Freiheit  über  seine  Rechts- 
fähigkeit streiten.  Dass  er  aber  zum  Geschäftsbesorger  bestellt 
•werden  könne,  ist  klar.  §.2.  Dem  allgemeinen  Besten  ist  es 
gemäss,  dass  Abwesende,  von  wem  es  auch  sei,  vertheidigt 
werden;  denn  auch  bei  Capital -Untersuchungen  28)  findet  eine 
Vertretung  Statt.  Ueberall  also,  wo  ein  Abwesender  verurtheilt 
werden  kann,  da  ist  es  billig,  dass  ein  Jeder,  welcher  für  ihn 
das  Wort  nimmt  und  [seine]  Unschuld  vertheidigt,  gehört  werde, 
und  der  Ordnung  gemäss,  [einen  solchen]  zuzulassen;  und  dies 
erhellt  auch  aus  einem  Rescript  unsers  Kaisers  29).  §.  3.  Der 
Prätor  sagt:  In  wessen  Namen  Jemand  verlangen 
wird,  dass  ihm  eine  Klage  gegeben  werde,  den 
soll  er  nach  Gutbefinden  eines  rechtlichen  Man- 
nes verth eidigen,  und  er  soll  dem,  gegen  den  er 
in  dieser  Hinsicht  klagen  wird,  nach  Gutbefin- 
den eines  rechtlichen  Mannes  Sicherheit  bestel- 
len, dass  es  der  genehmige,  den  diese  Sache  an- 
geht. §.4.  Es  hat  dem  Prätor  billig  geschienen,  dass  der, 
der  in  Jemands  Namen  als  Geschäftsbesorger  klagt,  auch  zu- 
gleich die  Vertheidigung  [desselben]  übernehme.  §.  5.  Wenn 
Jemand  als  Geschäftsbesorger  zu  seinem  eigenen  Besten  da- 
zwischentritt 3  °),  so  muss  er  auch  dann  noch  [den  Herrn] 
vertheidigen,  er  müsste  es  denn  etwa  aus  Notwendigkeit  ge- 
worden sein. 

34.  GAJ.  lib.  III.  ad  Ed,  prov,  —  Wenn  Jemand  als 
Geschäftsbesorger  zu  seinem  eigenen  Besten  klagt,  z.  B.  als 
Käufer  einer  Erbschaft,  muss  er  da  den  Verkäufer  hinwie- 
derum vertheidigen?  Und  man  nimmt  an,  dass,  wenn  das 
Geschäft  in  gutem  Glauben  und  nicht  zur  Täuschung  derer, 
die  gegen  einander  klagen  wollten,  geführt  worden  sei,  er 
[den  Verkäufer]  hinwiederum  nicht  zu  vertheidigen  brauche. 

35.  ULP.  lib.  IX.  ad  Ed,  —  Aber  auch  die  Personen 
aus  der  Zahl  der  Geschäftsbesorger  werden  zur  Vertheidigung 
genöthigt  sein,  denen  es  freisteht,  ohne  Auftrag  [für  einen 
Anderen]  zu  klagen;  z.  B.  Kinder,  obgleich  sie  sich  in  der 
[väterlichen]  Gewalt  befinden ;  ingleichen  Eltern ,  Brüder,  Ver- 
schwägerte, und  Freigelassene.  §.  1.  Der  Freilasser  kann  [sei- 
nen] Freigelassenen  als  Undankbaren  auch  durch  einen  Ge- 
schäftsbesorger anklagen,  und  der  Freigelassene  durch  einen 


28)  Welche  Untersuchungen  so  genannt  werden,  lehrt  §.  2.  I. 
de  Publi eis  j udieiis. 

29)  Caracalla's  (reg.  allein  v.  212  —  217  n.  Cri.);  denn  unter 
ihm  schrieb  Ulpian  seine  Bücher  ad  Edictum.  Vgl.  Zim- 
mern a  a.  O.  Th.  I.  §.  100  a. 

30)  lnterveniat.  Dieses  Wort  bezeichnet  jeden  Eintritt  in  einen 
fremden  Streit.  S.  Ziinin.  a  a.O.  Th.  3.  §.  164. 
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Geschäftsbesorger  antworten.  §.  2.  Nicht  aber  blos  wenn  der 
Geschäftsbesorger  eine  Klage,  sondern  auch  [wenn  er]  ein 
Präjudicium  3 1) ,  oder  ein  luterdict  verlangt,  oder  wenn  er 
will,  dass  durch  eine  Stipulation  wegen  Vermächtnisse  oder 
drohenden  Schadens  Sicherheit  gegeben  werde,  wird  er  den 
Abwesenden  vor  dem  gehörigen  Tribunal  und  in  derselben 
Provinz,  [auch]  vertheidigen  müssen.  Uebrigens  wäre  es  hart, 
wenn  er  gezwungen  würde,  auch  in  die  Provinz  von  Rom 
weg  zu  gehen,  oder  umgekehrt,  oder  ans  der  [einen]  Provinz 
in  eine  andere  Provinz,  und  [da]  zu  vertheidigen.  §.3.  Ver- 
theidigen (oder  Vertreten)  heisst  aber  das  thun,  was  der  Herr 
für  den  Streit  thun  würde,  und  gehörige  Sicherheit  geben; 
auch  wird  die  Lage  des  Geschäftsbesorgers  nicht  eine  härtere 
werden  dürlen,  als  die  des  Herrn  ist,  ausser  bei  der  Bürgschafts- 
bestellung. Ausser  der  Biirgschaftsbestellung  scheint  der  Ge- 
schäftsbesorger dann  zu  vertheidigen  wenn  er  sich  auf  die 
Klage  einlässt.  Daher  ist  bei  Julianus  die  Streitfrage  auf- 
geworfen worden,  ob  er  [dazu]  genöthigt  werden  könne,  oder 
aber  ob  es  genüge,  dass  wegen  nicht  verfheidigter  Saehe  die 
Stipulation  verfalle;  und  Julianiis  schreibt  im  dritten  Buche 
seiner  Digesten,  er  sei  zur  Einlassung*  auf  die  Klage  zu  nö- 
thigen,  wenn  er  nicht  auch  die  Anstellung  der  Klage  nach 
vorgäugiger  Untersuchung'  der  Sache  verweigert  habe ,  oder 
aus  einem  gerechten  Grund  seines  Amts  entlassen  worden  sei. 
Zu  vertheidigen  scheint  der  Geschäftsbesorger,  auch  wenn  er 
zugibt,  dass  [der]  in  den  Besitz  komme,  welcher  Sicherheit 
wegen  eines  drohenden  Schadens,  oder  [wegen]  Vermächtnisse 
fordert , 

36.  PAUL.  lib.  VIII.  ad  Ed.  —  oder  bei  Einspruch  we- 
gen Neubaues.  Aber  auch  wenn  er  zugibt,  dass  ein  Sclave 
wegen  eines  Noxalanspruchs  verhaftet  werde,  scheint  er  zu 
vertheidigen;  vorausgesetzt  jedoch,  dass  er  in  allen  diesen  Fäl- 
len Sicherheit  gebe,  dass  der  Herr  es  genehmigen  werde. 


31)  Praejudicia  in  diesem  Sinne,  oder  praejudictales  actiones 
heissen  Klagen,  welche  auf  vorläufige  Entscheidung  (prae- 
judicium)  eines  Rechtsverhältnisses  oder  einer  Tbatsache 
gerichtet  sind,  wovon  man  späterhin  Gebrauch  machen  will. 
Beispiele  s.  §.  13.  />,  de  aciionib  4.  6.  Vgl.  Zimmern  a  a  O. 
Th.  III  §.  53  ii.  69.  Die  hier  gebrauchten  Worte:  actio,  prae- 
judicium,  interdictum  a  procuratore  postulatur  sind  aus  d^m 

Wesen  de»  Rom.  Processes  zu  erklären ,  wornach  vom  Klä- 
ger der  i^vgistratus  um  die  Conception  der  geeigneten  For- 
mel zu  einer  Präjudicial-  oder  anderen  Klage,  oder  zu  einem 
Interdict  gebeten  wurde.  —  Nach  Verschiedenheit  des  Sinns 
ist  verschiedene  Uebersetzung  möglich. 

32)  D.  h.  ohne  jene  zu  bestellen  wird  angenommen,  dass  er 
in  seiner  Pflicht  als  Vertreter  handele,  wenn  er  u.  s.w. 


Pak dect.  L.III.  Tit. 3.  De  procuratoribus  et  defemoribus.  395 


37.  ULP.  lib.  IX.  ad  Ed.  —  Er  muss  aber  in  Betreff 
aller  Klagen  als  Vertlieidiger  auftreten,  auch  solcher,  welche 
gegen  den  Erben  nicht  Statt  finden.  §.  1.  Daher  ist  die  Frage 
aufgeworfen  worden,  [ob],  wenn  der  Gegner  mehrere  Riagen 
anstelle,  und  gegen  jede  einzelne  ein  besonderer  Veriheidiger 
auftrete,  der  sich  auf  sie  einzulaseen  bereit  sei,  [der  Beklagte 
dann  wohl  vertheidigt  werde];  Julianus  sagt,  er  scheine 
wohl  vertheidigt  zu  werden,  und  Pomponius  schreibt,  dies 
sei  bei  uns  gültiges  Recht. 

38.  Id.  lib.  XL.  ad  Ed.  —  Freilich  muss  man  nicht 
soweit  gehen ,  wenn  zehn  tausend  gefordert  werden  und  zwei 
Vertlieidiger  vorhanden  sind,  die  je  fünf  [tausend]  zu  verthei- 
digen  bereit  sind  ,  sie  anzunehmen. 

39.  Id.  lib.  IX.  ad  Ed.  —  Nicht  blos  aber  bei  Klagen, 
und  Interdicten,  und  Stipulationen  muss  er  den  Herrn  verthei- 
digen ,  sondern  auch  bei  Fragen,  so  dass  er,  vor  dem  Prä- 
tor33) befragt,  aus  allen  den  Gründen  antworten  muss,  aus 
welchen  der  Herr.  Er  wird  also  (z.  B.)  beantworten  müssen, 
ob  der  Erbe  abwesend  sei,  und,  wenn  er  geantwortet  oder 
geschwiegen  hat,  so  wird  er  [daraus]  gehalten  sein.  §.  1.  Wer 
in  fremdem  Namen  eine  Klage,  es  sei,  welche  es  wolle,  an- 
stellt, muss  Sicherheit  geben,  dass  es  der  genehmigen  werde, 
den  diese  Sache  angehen  wird.  Zuweilen  wird  aber  der  Ge- 
schäftsbesorger, obgleich  er  in  eigenem  Namen  klagt  ,  dennoch 
wegen  der  Genehmigung  Sicherheit  geben  müssen,  wie  Pom- 
ponius im  vierundzwanzigsten  Buche  schreibt;  z.B.  man  hat 
dem  Geschäftsbesorger  den  Eid  zurückgeschoben ,  er  hat  ge- 
schworen,  es  müsse  dem  Abwesenden  [etwas]  gegeben  wer- 
den ,  und  er  klagt  in  diesem  Process  in  eigenem  Namen  wegen 
seines  Eides;  denn  diese  Klage  konnte  ja  dem  Herrn  nicht  zu- 
stehen ;  er  wird  aber  wegen  der  Genehmigung  Sicherheit  geben 
müssen.  Auch  wenn  dem  Geschäftsbesorger  die  Leistung  einer 
schon  bestehenden  Verbindlichkeit  durch  Constitutum  versprochen 
ist,  und  er  aus  diesem  Grunde  klagt,  so  ist  nicht  zu  zweifeln, 
dass  die  Sicherheitsbestellung  wegen  Genehmigung  an  ihrer 
Stelle  sei;  das  schreibt  auch  Pomponius.  §.2.  Es  wird  bei 
Julianus  die  Frage  aufgeworfen ,  ob  [der  Geschäftsbesorger] 
Bürgschaft  bestellen  müsse,  dass  der  Herr  allein  es  genehmige, 
oder  auch,  duss  es  die  übrigen  Glaubiger  [genehmigen];  und 
er  sagt,  es  sei  nur  nö'thig,  wegen  des  Herrn  Sicherheit  zu 
geben,  auch  seien  in  jenen  Worten :  den  diese  Sache  an* 
geht,  die  Glaubiger  nicht  enthalten;  denn  es  lag  ja  auch  dem 
Herrn  selbst  jene  Sicherheitsbestellung  nicht  ob.  §.  3.  Wenn 
der  Vater  wegen  des  Heirathsguts  klagt,  so  muss  er  Sicherheit 


'$5)  So  hier  in  jure. 
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geben,  dass  die  Tochter  es  genehmigen  werde;  aber  er  mnss 
sie  auch  vertheidigen ,  wie  auch  Marcellus  schreibt.    §.  4. 
Wenn  der  Vater  im  Namen  des  Sohnes  wegen  Ehrenkrän- 
kungen  klagt,  so  fällt,  da  es  zwei  Klagen  gibt,  eine  die  des 
Vaters,  die  andere  die  des  Sohnes,   die  Sicherheitsbestellung 
wegen  der  Genehmigung  weg.     §.  5.  Wenn  ein  Geschäfts- 
besorger  Jemandes  Standesrecht  bestreitet,  mag  nun  Jemand 
gegen  ihn  sich  aus  der  Sclaverei  heraus  die  Freiheit  erstreiten 
wollen ,  oder  er  selbst  [einen]  aus  der  Freiheit  in  die  Sclaverei 
fordern,  so  muss  er  Sicherheit  geben,  dass  es  der  Herr  ge- 
nehmigen werde;   und  so  steht  es  im  Edict  geschrieben,  so 
dass  er  von  beiden  Seiten  gleichsam  für  den  Kläger  gehalten 
wird.    §.  6.  Es  gibt  auch  einen  Fall,  wo  Jemand  in  Bezug 
auf  dieselbe  Klage  sowohl  wegen  der  Genehmigung  Sicherheit 
geben  muss,  als  auch  [darüber],  dass  das  Erkannte  geleistet 
werde;   z.  B.  es  ist  eine  Untersuchung  wegen  einer  Wieder- 
einsetzung in  den  vorigen  Stand  verlangt  worden,  weil  ein 
Minderjähriger  bei   einem  Verkauf  hintergangen   sein  sollte, 
und  es  tritt  [nun]  ein  Geschäftsbesorger  für  den  Gegner  auf, 
dieser  Geschäftsbesorger  muss  Sicherheit  geben,  dass  der  Herr 
es  genehmigen  werde,  damit  nicht  etwa  der  Herr,  wenn  er 
zurückgekehrt  ist,  etwas  fordern  möge;   ingleichen,  dass  das 
Erkannte  geleistet  werde,   damit,  wenn  etwa  wegen  dieser 
Wiedereinsetzung  in   den  vorigen  Stand   dem  jungen  Mann 
etwas  geleistet  werden  muss,  dies  geleistet  werde.     Und  dies 
hat  Pomponius  so  im  fünfundzwanzigsten  Buche  zum  Edict 
geschrieben.    §.7.  Ingleichen,  sagt  er,  wenn  ein  verdächtiger 
Vormund  vor  Gericht  gefordert  werde,  so  müsse  sein  Verthei- 
diger  auch  wegen  der  Genehmigung  Sicherheit  geben,  damit 
Jener,  wenn  er  zurückkehrt,  nicht  widerrufe,  was  verhandelt 
worden  ist.    Als  verdächtig  wird  aber  nicht  leicht  Jemand  in 
der  Person  des  Geschaftsbesorgers  angeklagt  werden,  weil  es 
ein  Process  ist,  der  den  guten  Namen  angeht,  wenn  es  nicht 
bekannt  sein  sollte,  dass  ihm  (dem  Geschäftsbesorger)  [für  die- 
sen Fall]   vom  Vormund  namentlich  Auftrag  gegeben  worden, 
oder  wenn,  auch  in  Abwesenheit  des  Vormunds,  gleichsam 
als  würde  er  nicht  vertheidigt,  der  Prätor  die  Erörterung  an- 
stellen wollte. 

40.  Id.  lib.  IX.  ad  Ed,  —  Pomponius  schreibt,  dass 
man  nicht  alle  Klagen  durch  den  Geschäftsbesorger  anstellen 
könne.  So  z.  B.  sagt  er,  könne  [der  Geschäftsbesorger]  das 
Interdict,   dass   Kinder  weggeführt  würden34),  die  in  der 


34)  Dies  Interdict  wurde  dann  gebraucht,  wenn  dem  Vater 
das  Recht,  seine  Kinder  bei  sich  zu  haben  und  zu  erziehen, 
streitig  gemacht  war. 
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Gewalt  eines  Abwesenden  sein  sollen,  nicht  fordern,  ausser, 
wie  Julianus  sagt,  nach  Untersuchung'  der  Sache,  das  heisst, 
wenn  sowohl  es  ihm  namentlich  aufgetragen  sein,  als  auch 
der  Vater  durch  Krankheit  oder  einen  anderen  gerechten  Grund 
verhindert  werden  sollte.  §.  1.  Wenn  der  Geschäftsbesorger 
wegen  eines  zu  befürchtenden  Schadens  oder  wegen  Vermächt- 
nisse stipulirt,  so  wird  er  wegen  Genehmigung  Sicherheit  ge- 
ben müssen.  §.  2.  Aber  auch  der,  welcher  als  Vertheidiger 
mit  einer  dinglichen  Klage  belangt  wird ,  inuss  ausser  der  ge- 
wöhnlichen Sicherheitsbestellung,  dass  das  Erkannte  geleistet 
werde,  auch  wegen  Genehmigung  Sicherheit  geben.  Denn 
wie?  wenn  in  diesem  Verfahren  erkannt  werden  sollte,  dass 
die  Sache  mein  sei,  [und  nun]  Jener,  für  den  ein  Vertheidiger 
aufgetreten  war,  nachdem  er  zurückgekehrt,  das  Grundstück 
als  sein  Eigenthum  fordern  wollte,  wird  es  dann  nicht  schei- 
nen, als  genehmige  er  nicht,  was  erkannt  worden  ist?  Würde 
ferner,  wenn  ein  wahrer  Geschä'ftsbesorger  aufgetreten  wäre, 
oder  [der  Herr]  selbst  als  gegenwärtig  seine  Sache  geführt  hätte, 
und  besiegt  worden  wräre,  und  er  dann  [die  Sache]  als  sein 
Eigenthum  von  mir  forderte,  derselbe  durch  die  Einrede,  dass 
über  die  Sache  erkannt  sei,  abgewiesen  werden?  Und  so 
schreibt  Julianus  im  fünfzigsten  Buche  der  Digesten;  denn 
wenn  erkannt  wird,  die  Sache  sei  die  Ineine,  so  wird  zugleich 
erkannt,  dass  sie  die  Jenes  nicht  sei.  §.  3.  Die  Bürgschafts- 
stellung wegen  Genehmigung  aber  wird  vor  der  Einleitung 
des  Streites  vom  Geschäftsbesorger  gefordert;  ist  der  Streit 
einmal  eingeleitet  worden ,  so  wird  er  zur  Sicherheitsstellung 
nicht  weiter  genö'thigt  werden.  §.  4.  Bei  den  Personen  aber, 
bei  welchen  wir  keinen  Auftrag  fordern,  muss  man  sagen, 
dass,  wenn  es  etwa  augenscheinlich  sei,  dass  sie  gegen  den 
Willen  derer,  für  welche  sie  eintreten,  rechtlich  verfahren, 
sie  zurückgewiesen  werden  müssen.  Wir  fordern  also  nicht, 
dass  sie  eine  [ausdrückliche  erklärte]  Willensmeinung  [für  sichj 
oder  einen  Auftrag  haben,  sondern  dass  nicht  ein  entgegen- 
gesetzter Wille  bewiesen  werde,  wenn  sie  auch  Sicherheits- 
stellung wegen  Genehmigung  anbieten  sollten. 

41.  PAUL  Hb.  IX.  ad  Ed,  —  Dass  Frauenspersonen 
für  [ihre]  Eltern  klagen,  wird  zuweilen  nach  Untersuchung 
der  Sache  erlaubt  werden,  wie  wenn  die  Eltern  Krankheit 
oder  Aller  verhindern,  und  sie  auch  Niemanden,  der  klage, 
haben  sollten. 

42.  Id.  lib.VIII.  ad  Ed.  —  Obgleich  bei  Volksklagen  3  s) 

35)  In  popularibus  acitonibus d.  h.  solchen  Klagen,  die  Jeder 
aus  dem  Yolke  auf  Erlangung  einer  Privalslrafe  austeilen  kann, 
in  Fällen ,  wo  heut  zu  Tage  Polizeimaassregelii  einzutreten 
pflegen.  S.  L.  43.  §.  2  weiter  unt.  u.  den  23.  Tit.  d.  47.  Buchs. 
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ein  Geschäftsbesorger  nicht  bestellt  werden  kann,  so  bat  man 
gleichwohl  behauptet,  dass  mit  Recht  der,  welcher  wegen 
eines  öffentlichen  Wegs  klagt,  und  dem  ein  Privatschaden  aus 
der  Verhinderung  zugefügt  wird,  gleichsam  für  eine  Privat- 
klage einen  Geschäftsbesorger  bestellen  könne.  Um  so  mehr 
kann  zur  [Anstellung  der]  Klage  wegen  Verletzung  eines 
Grabmals  der  [einen  Geschäftsbesorger]  bestellen,  den  diese 
Sache  angeht.  §.  1.  Zur  [Anstellung*  der]  Klage  wegen  Ehreri- 
krankungen  aus  dem  Cornelischen  Gesetz  kann  ein  Geschäfts- 
besorger bestellt  werden;  denn  wenn  auch  [diese  Klage]  zum 
allgemeinen  Besten  angestellt  wird ,  so  ist  sie  doch  eine  Pri- 
vat [-Klage].  §.  2.  Die  Verbindlichkeit,  welche  zwischen 
dem  Herrn  und  Geschäftsbesorger  zu  bestehen  pflegt,  erzeugt 
die  Auftragsklage.  Zuweilen  jedoch  wird  keine  Auftragsver- 
bindlichkeit eingegangen,  wie  es  geschieht,  wenn  wir  einen 
Geschäftsbesorger  zu  seinem  eigenen  Besten  stellen  und  in 
dieser  Hinsicht  versprechen,  dass  das  Erkannte  geleistet  werde; 
denn  sollten  wir  zufolge  dieses  Versprechens  etwas  geleistet 
haben,  so  müssen  wir  nicht  wegen  des  Auftrags,  sondern  aus 
dem  Verkauf,  wenn  wir  eine  Erbschaft  verkauft  haben,  oder 
aus  einem  frühem  Grund  des  Auftrags  klagen,  wie  es  ge- 
schieht, wenn  ein  Bürge  den  Beklagten  zum  Geschäftsbesorger 
bestellt  hat.  §.  3.  Der,  dem  die  Erbschaft  zufolge  des  Tre- 
bellianischen Senatsschlusses  zugestellt  worden  ist,  wird  den 
Erben  mit  Recht  zum  Geschäftsbesorger  bestellen.  §.  4.  Aber 
auch  den  Eigenthümer  des  Faustpfandes  wird  der  Gläubiger 
mit  Recht  zum  Geschäftsbesorger  zur  [Anstellung  der]  Ser- 
vianischen Klage  bestellen.  §.5.  Ferner  wenn  einem,  der 
zu  denen  gehört,  die  [derselben]  Forderung  theilhaftig  sind, 
die  Leistung  einer  schon  bestehenden  Verbindlichkeit  durch 
Constitutum  versprochen  worden  ist,  und  der  einen  Andern 
zur  Anstellung  der  Klage  wegen  des  versprochenen  Geldes 
bestellt,  so  werden  wir  nicht  leugnen,  dass  dies  geschehen 
dürfe.  Aber  auch  von  zwei  eines  Versprechens  Theilhaftigen 
kann  der  eine  den  andern  zur  Verteidigung  zum  Geschäfts- 
besorger bestellen.  §.  6.  Wenn  mehrere  Erben  vorhanden  sind 
und  auf  Erbsonderung  oder  Theilung  des  Gemeinschaftlichen 
geklagt  wird,  so  ist  es  den  mehrern  nicht  erlaubt,  einen  und 
denselben  Geschäftsbesorger  zu  bestellen,  weil  die  Sache  [auf 
diese  Weise]  in  Bezug  auf  die  richterlichen  Zuerkennungen 
und  Verurteilungen  nicht  zu  Stande  gebracht  werden  kann; 
allerdings  aber  ist  die  Bestellung  [eines  und  desselben  Geschäfts- 
besorgers]  zu  erlauben,  wenn  Mehrere  die  Erben  eines  Mit- 
erben werden  sollten.  §.  7.  Wenn  der  Beklagte  sich  nach 
eingeleitetem  Streit  verborgen  halt,  so  werden  die  Bürgen 
nur  dann  so-  augesehen  werden,  als  verteidigten  sie  ihn, 
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wenn  entweder  einer  von  ihnen  ihn  fürs  Ganze  verfh eidigt, 
oder  Alle,  oder  [wenn]  welche  von  ihnen  einen  besteilt  haben, 
auf  den  der  Process  übertragen  werde. 

43.  Id.  lib.  IX.  ad  Ed»  —  Einem  Stummen  und  einem 
Tauben  ist  es  unverwehrt ,  auf  gültige  Weise  einen  Geschäfts- 
besorger  zu  bestellen;  ja,  sie  dürfen  auch  selbst  bestellt  wer- 
den ,  zwar  nicht  um  eine  Klage  anzustellen ,  [wohl]  aber  um 
[etwas]  zu  verwalten.  §.  1.  Wenn  gefragt  wird,  ob  Jemand 
einen  Geschäftsbesorger  haben  dürfe ,  so  ist  darauf  zu  sehen, 
ob  es  ihm  nicht  verboten  sei,  einen  Geschäftsbesorger  zu  be- 
stellen, weil  dies  Edict  ein  verbietendes  ist.  §.2.  Bei  Volks- 
klagen, wo  Jemand  als  einer  aus  dem  Volke  klagt,  ist  er 
nicht  zu  zwingen,  die  Verteidigung  wie  ein  Geschäftsbesorger 
zu  führen.  §.  3.  Der,  welcher  um  einen  Curator  für  irgend 
einen  Gegenwärtigen  bittet,  wird  nicht  anders  gehört  werden, 
als  mit  Zustimmung  des  Minderjährigen ;  [thut  er  es]  für  einen 
Abwesenden,  so  muss  er  nothwendig  [Sicherheit]  bestellen, 
dass  dieser  es  genehmigen  werde.  §.  4.  Die  Strafe  eines  nicht 
verteidigenden  Geschäftsbesorgers  ist  die,  dass  ihm  die  Klage 
versagt  wird  3  6).  §.  5.  Wenn  der  Geschäftsbesorger  klagen 
und  der  Sclave  des  i\.bwesenden  gegenwärtig  sein  sollte,  so 
sagt  Atilicinus,  müsse  dem  Sclaven  die  Sicherheit  bestellt 
werden  37),  nicht  dein  Geschäftsbesorger.  §.  6.  Ein  Geschäfts- 
besorger, der  nicht  gezwungen  wird,  einen  Abwesenden  zu 
vertheidigen ,  ist  gleichwohl  ,  wenn  er,  um  den  Abwesenden 
zu  vertheidigen,  Sicherheit  bestellt  hat,  dass  das  Erkannte  ge- 
leistet werden  solle,  zu  zwingeu,  sich  in  den  Process  einzu- 
lassen, damit  der  nicht  hintergangen  werde,  welcher  die  Bürg- 
schaft bestellt  erhielt;  denn  die,  welche  nicht  gezwungen  wer- 
den, die  Sache  zu  vertheidigen,  werden  es  [doch]  nach  gesche- 
hener Sicherheitsbestellung.  Labeo  [meint],  dass  [das]  nach 
Untersuchung  der  Sache  zu  bestimmen  sei ;  und  w  enn  für  den 
Kläger  wegen  des  Zeitverzugs  eine  Verfänglichkeit  vorhanden 
sei,  so  sei  [der  Geschäftsbesorger]  zu  zwingen,  sich  in  den 
Process  einzulassen;  sollte  aber  entweder  das  schwägerschaft- 
liche  Verhältniss  aufgehoben,  oder  Feindschaften  entstanden, 
oder  die  Güter  des  Abwesenden  in  Besitz  genommen  worden 
sein, 

44.  ÜLP.  lib.  VII.  Deputat.  —  oder  [der  Geschäfts- 
besorger] lange  abwesend,  oder  ein  anderer  gerechter  Grund 
eingetreten  sein, 

45.  PAILL.  üb.  IX.  ad  Ed.  —  so  sei  er  nicht  zu  zwingen. 
Sab  in  us  aber  [ineint],  es  sei  keine  Obliegenheit  des  Prätors, 


36)  Et  sie  removetur  ab  administratione.  Glosse. 

37)  Melius  est  habere  actiones  directus  quam  utiles.  Glosse. 
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zum  Vertheidigen  zu  nöthigen,  sondern  es  könne  aus  der  Sti- 
pulalion  wegen  nicht  vertheidigter  Sache  geklagt  werden,  und 
wenn  [der  Geschaftsbesorger]  gerechte  Gründe  habe ,  warum  er 
sich  auf  den  Process  nicht  einlassen  wolle,  so  seien  die  Bür- 
gen nicht  gehalten;  weil  ein  rechtlicher  Mann  es  nicht  für  gut 
befinden  werde,  dass,  wer  eine  gerechte  Entschuldigung  bei- 
brachte, zum  Verlheidigen  gezwungen  würde.  Wenn  er  aber 
auch  nicht  Bürgschaft  bestellt,  sondern  man  sich  mit  dem 
blossen  Versprechen  begnügt  hat,  so  ist  dasselbe  anzunehmen. 
§.  1.  Denen,  welche  so  wegen  einer  öffentlichen  Angelegenheit 
klagen,  dass  sie  auch  [ihren]  Privatvortheil  vertheidigen ,  wird 
es  nach  Untersuchung  der  Sache  erlaubt,  einen  Geschäftsbesor- 
ger  zu  bestellen;  und  sodann  wird  ein  anderer  Kläger  durch 
eine  Einrede  zurückgewiesen  werden.  §.  2.  Wenn  dem  Ge- 
schä'ftsbesorger  Verkündigung  wegen  eines  Neubau's  geschehen 
ist,  und  er  sich  des  Interdicts :  dass  dem,  der  baut, 
keine  Gewalt  zugefügt  werde,  bedient,  so,  sagt  Ju- 
li a  n  u  s ,  unterziehe  er  sich  der  Obliegenheit  eines  Vertheidi- 
gers,  und  werde  nicht  genöthigt,  Sicherheit  zu  geben,  dass  es 
der  Herr  genehmigen  werde.  Und  wenn  er  Bürgschaft  bestellt 
haben  sollte,  so  sehe  ich  nicht  ein,  sagt  Julianus,  in  wel- 
chem Falle  die  Stipulation  verfallen  könne  3  8). 

46.  GAJ.  üb.  III.  ad  Ed  prov.  —  Wenn  der,  welcher 
in  eigenem  Namen  sich  auf  das  Verfahren  eingelassen  hatte, 
einen  Geschaftsbesorger  bestellen  will,  auf  den  der  Kläger 
das  Verfahj^n  übertragen  soll,  so  muss  er  gehört  werden  und 
feierlich  für^ltoMA9)  mit  Bürgschaftsbestellung,  dass  das  Er- 
kannte geleistet^werden  werde,  Sicherheit  geben.  §.  1.  Dem, 
der  einen  solchen  Yertheidigt,  in  dessen  Namen  er  selbst  nicht 
klagt,  steht  es  frei,  [ihn]  nur  wegen  Einer  Angelegenheit  zu 
vertheidigen.  §.  2.  Wer  einen  Andern  vertheidigt,  wird  ge- 
zwungen ,  Bürgschaft  zu  bestellen ;  denn  Niemand  wird  ohne 
Bürgschaftsbestellung  als  ein  tauglicher  Vertheidiger  eines 
fremden  Streites  angesehen.  §.  3.  Es  ist  eine  Streitfrage  *°), 
ob,  wenn  der  Vertheidiger  sich  auf  das  Verfahren  eingelassen 
hat  und  der  Kläger  in  den  vorigen  Stand  wieder  eingesetzt 
worden  ist,  jener  dann  zu  zwingen  sei,  sich  auf  den  Wieder- 
einsetzungsprocess  einzulassen;   und  man  nimmt  allerdings  an, 


38)  Zur  Erläuterung  s.  in.  d.  Glosse. 

39)  Im  Text  steht:  pro  jud.  solvi  satisdatione  caverex  doch 
verdient  wohl  die  als  gut  in  der  Anmerkung  anerkannte  Les- 
art Haloander's  und  der  Vulg.  pro  eo  jud,  solvi  etc.  den 
Vorzug. 

40)  Es  heisst:  Item  quaeritur ;  das  item  kann  hier  nicht  wohl 
übersetzt  werden,  und  wir  beziehen  uns  deshalb  auf  das  in 
der  Vorrede  zu  diesem  Band  S.  XXIV  Gesagte. 
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dass  er  zu  zwingen  sei.  §.  4.  Ein  Geschäftsbesorger  muss, 
wie  bei  den  übrigen  [Arten  der]  '  Geschäftsführung,  so  auch 
bei  [Rechts-]  Streiten  nach  gutem  Glauben,  Rechnung  ablegen. 
Daher  muss  er,  was  er  aus  dem  Streit  erlangt  haben  wird, 
sei  es  hauptsächlich,  Namens  der  [streitigen]  Sache  selbst, 
oder  von  aussen  her  wegen  der  Sache,  in  Folge  der  Auftrags- 
klage zurückerstatten,  [und  das  geht]  so  weit,  dass,  wenn  er 
auch  durch  einen  Irrthum  oder  durch  eine  Widerrechtlichkeit 
des  Richters  eine  Nichtschuld  erlangt  haben  sollte,  er  die  auch 
zurückgeben  muss.  §.  5.  Ingleichen  muss  der  Geschäftsbesorger 
auf  der  andern  Seite,  was  er  in  Folge  der  richterlichen  Ver- 
urteilung geleistet  haben  sollte ,  durch  die  Auftragsgegenklage 
zurückbekommen;  die  Strafe  aber,  welche  er  wegen  seines 
eigenen  Vergehens  geleistet  hat,  darf  er  nicht  zurückbegehren. 
§.  6.  Dass  der  in  gutem  Glauben  entweder  vom  Geschäfts- 
besorger des  Klägers  oder  dem  des  Beklagten  gemachte  Auf- 
wand des  Streits  ihm  zurückerstattet  werden  müsse ,  [dazu] 
räth  die  Billigkeit.  §.  7.  Wenn  Zweien  die  Führung  von 
Geschäften  aufgetragen  sein  sollte,  von  denen  der  Eine  Schuld- 
ner des  iluftraggebers  ist,  wird  [dann]  der  Andere  gegen  ihn 
mit  Recht  klagen?  Allerdings  mit  Recht;  denn  er  wird  des- 
wegen nicht  weniger  als  Geschäftsbesorger  angesehen,  dass  auch 
der,  gegen  den  geklagt  wird,  ein  Geschäftsbesorger  ist. 

47.  JULIAN,  lib.  IV.  ad  Ursejum  Ferocem.  —  Wer 
zwei  Geschäftsbesorger  aller  seiner  Angelegenheiten  zurück* 
lässt,  scheint,  wenn  er  nicht  namentlich  vorgeschrieben  hat, 
dass  der  eine  von  dem  andern  Geld  einfordere^pÄClit  den  Auf- 
trag [dazu]  einem  von  diesen  beiden  gegeben^ii  haben. 

48.  GAJ.  lib.  III.  ad  Ed.  prov.  —  Ist  daher  dies  be- 
sonders aufgetragen,  so  muss  der  Kläger,  wenn  der  Beklagte 
die  Einrede  gebraucht:  wenn  mir  nicht  aufgetragen 
sein  sollte,  dass  ich  von  den  Schuldnern  einfor- 
dere, repliciren:  oder  wenn  mir  aufgetragen  ist, 
dass  ich  von  dir  einfordere. 

49.  PAUL.  lib.  LIV.  ad  Ed.  —  Die  Lage  eines  nichts 
[von  der  Sache]  wissenden  Herrn  kann  durch  den  Geschäfts- 
besorger nicht  schlimmer  werden. 

50.  GAJ.  lib.  XXII.  ad  Ed.  prov.  —  Auf  welche  Art 
immer  dein  Geschäftsbesorger  von  mir  befreit  worden  ist,  das 
muss  dir  nützen. 

51.  ULP.  lib.  LX.  ad  Ed.  —  Wenn  einer,  der  jünger 
als  fünfundzwanzig  Jahre  ist,  als  Vertheidiger  auftreten  sollte, 
so  ist  er  wegen  der  Gründe,  aus  denen  er  in  den  vorigen 
Stand  wieder  eingesetzt  werden  könnte,  kein  tauglicher  Ver- 
theidiger, weil  sowohl  ihm  selbst,  als  auch  den  Bürgen  des- 
selben dunh  die  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  geholten 

Corp.  jur.  dv»  1*  ^ 
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Wird«  §•  1*  Weil  jedoch  vertheidigen  soviel  ist,  als  die  Stelle 
des  Beklagen  vertreten,  so  ist  der  Vertheidiger  eines  Ehe- 
mannes auf  mehr,  als  der  Ehemann  leisten  kann,  nicht  zu 
verurtheilen.  §.  2.  Der,  welcher  eine  Verteidigung  übernom- 
men hat,  wenn  er  auch  sehr  reich  ist, 

52.  PAUL.  lib.  LV1I.  ad  Ed,  —  wenn  er  auch  ein  Con- 
sular  sein  sollte, 

53.  ULP.  lib.  LX.  ad  Ed,  —  scheint  doch  nicht  zu  ver- 
theidigen, wenn  er  nicht  bereit  gewesen  sein  sollte,  Bürgschaft 
zu  bestellen. 

54.  PAUL.  lib.  L.  ad  Ed.  —  Weder  eine  Frau,  noch 
ein  Soldat,  noch  wer  in  Stäatsgeschäften  abwesend  sein,  oder 
durch  eine  beständige  Krankheit  gefesselt  wird,  oder  wer  ein 
Staatsamt  anzutreten  im  Begriif  steht,  oder  wider  Willen  sich 
auf  einen  Process  nicht  einzulassen  braucht,  wird  als  ein  taug- 
licher Vertheidiger  angesehen.  §.  1.  Vormünder,  welche  an 
irgend  einem  Orte  eine  Verwaltung*  geführt  haben,  müssen 
an  demselben  Orte  auch  vertheidigt  werden. 

55.  ULP.  lib.LXV.  ad  Ed.  —  Wenn  ein  Geschäftsbesor- 
ger zu  seinem  eigenen  Besten  bestellt  worden  ist,  so  ist  der 
Herr  des  Geschäftsbesorgers  zur  Erhebung*  des  Streits,  oder 
zur  Empfangnahme  von  Geld  nicht  vorzuziehen ;  denn  wer  in 
eigenem  Namen  analoge  Klagen  hat,  stellt  sie  mit  Recht  an. 

56.  Id.  lib.  LXVI.  ad  Ed.  —  Ein  zur  Forderung  einer 
beweglichen  Sache  bestellter  Geschäftsbesorger  wird  mit  Recht 
auf  Vorzeigung  klagen. 

57.  Id.  lib.  LXXIV.  ad  Ed.  —  Wer  einen  Geschäfts- 
besorger bestellt,  damit  [dieser]  auf  der  Stelle  klage,  der  ist 
so  anzusehen,  als  erlaube  er  dem  Geschäftsbesorger,  auch  nach- 
her den  Streit  durchzuführen.  §.  1.  Wenn  Jemand  eine  Einrede 
wregen  des  Geschäftsbesorgers  [vorzuschützen]  unterlassen  hat, 
so  wird  er  sie  nicht  aus  Reue  [später  noch]  entgegenstellen 
können. 

58.  PAUL.  lib.  LXXI.  ad  Ed,  —  Ein  Geschäftsbesorger, 
dem  im  Allgemeinen  eine  freie  Verwaltung  der  Angelegenheiten 
anvertraut  ist,  kann  einfordern,  das  Eine  für  das  Andere  ver- 
tauschen 4  x). 

59.  Id.  lib.  X.  ad  Plaut,  —  Aber  auch  das  scheint  ihm 
aufgetragen  zu  sein,  dass  er  die  Gläubiger  bezahle. 

60.  Id.  lib.  IV.  Mespons.  —  In  einem  allgemeinen  Auf- 
trag ist  nicht  auch  ein  zur  Entscheidung  [der  Sache]  eingegan- 
gener Vergleich  enthalten;  und  wenn  nachher  der,  welcher 


41)  Polest  eocigere,  al.  p.  aJ.  permutare.  Die  gemeine  Lesart, 
welche  novare  noch  hinzufügt,  zeigt  wenigstens,  dass  hier 
eine  Aufzählung  mehrfacher  Befugnisse  zu  verstehen  ist. 
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den  Auftrag"  gegeben  hat,  den  Vergleich  nicht  genehmigt  hat, 
so  kann  er  nicht  von  Anstellung  der  Klagen  zurückgewiesen 
werden. 

61.  Id.  üb.  I.  ad  Plaut.  —  Plautius  sagt:  ein  verur- 
theilter  Geschäftsbesorger  dürfe  nicht  [auf  Leistung  des  Gegen- 
standes der  Verurtheilung]  belangt  werden,  wenn  er  nicht  ent- 
weder zu  seinem  eigenen  Besten  bestellt  worden  wäre,  oder 
sich  zugedrä'ngt  hatte,  da  er  wusste,  dass  keine  Sicherheit  da 
sei42),  [und  dies]  ist  von  Allen  angenommen  worden.  Das- 
selbe wird  zu  beobachten  sein ,  wenn  er  sich  auch  als  Verthei- 
diger  mit  Biirgschaftsbestellung  zum  Streit  gedrängt  haben  sollte. 

62.  POMPON.  lib.  IL  ex  Plaut.  —  Wenn  ein  zur  For- 
derung eines  Vermächtnisses  bestellter  Geschäftsbesorger  sich 
gegen  den  Erben  des  Interdicts  wegen  Vorzeigung  der  Urkun- 
den bedient,  so  steht  [ihm]  die  Einrede  wegen  [seiner  Eigen- 
schaft als]  Geschäftsbesorger,  als  wäre  ihm  nicht  auch  diese 
aufgetragen  worden ,  nicht  entgegen. 

63.  MODESTIN,  lib.  VI.  Different.  —  Ein  Geschäfts- 
besorger für  das  gesammte  Vermögen,  dem  Sachen  zur  Ver- 
waltung aufgetragen  worden  sind ,  kann  weder  bewegliche 
oder  unbewegliche  Sachen  des  Herrn,  noch  Sclaven,  ohne 
besondern  Auftrag  des  Herrn  veräussern,  ausser  Früchte  oder 
andere  Sachen,  welche  leicht  verderben  können. 

64.  Id.  lib.  III.  Regul.  • —  Der,  in  dessen  Namen  ein 
Vertheidiger  aufgetreten,  ist,  wenn  er  vor  eingeleitetem  Streit 
gegenwärtig  ist  und  fordert,  den  Streit  auf  eigenen  Namen  zu 
übernehmen,  nach  Untersuchung  der  Sache  zu  hören. 

65.  Id.  lib.  sing,  de  Hcuremat.  ■ —  Wenn  ein  Herr  einen 
abwesenden  Geschäftsbesorger  von  der  Bürgschaftsbestellung 
befreien  will,  so  wird  er  sein  Schreiben  an  den  Gegner  rich- 
ten müssen,  und  in  demselben  anzeigen,  wen  gegen  ihn  und 
in  welcher  Sache  er  zum  Geschäftsbesorger  erwählt  habe,  und 
dass  er  genehmigen  werde,  was  mit  demselben  verhandelt  wor- 
den sei.  Wenn  alsdann  sein  Schreiben  [vom  Gegner]  gebilligt 
worden  ist,  ist  es  so  anzusehen,  als  trete  gleichsam  der  Ge- 
schäftsbesorger eines  Gegenwärtigen  ein.  Wenn  daher  auch 
nachher  bei  geänderter  Willensmeinung  [der  Herr]  nicht  will, 
dass  er  Geschäftsbesorger  sei,  so  muss  gleichwohl  die  Klage-, 
welche  er  als  Geschäftsbesorger  angestellt  hat,  genehm  gehal- 
ten werden. 


42)  Quum  sciret  cautum  non  esse ,  d.h.  da  er  wusste,  dass  die 
Vermögensumstände  des  Principals  zu  seiner  Schadloshalf  ung 
keine  hinreichende  Sicherheit  gewährten.  So  erklärte  diene 
Stelle  Bethin  an  n -Holl  weg  in  den  Versuchen  üb.  eiuzelne 
Theile  der  Theorie  des  Civilprocesses.  S.  23fl  u.  232  (Anin. 
14(S).    Vgl.  auch  Z  i  in  in  e  r  n  a.  a.  O.  Bd.  3.  ,S.  482, 
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66.  PAPIN.  lib.  IX.  Ouaest.  —  Wenn  der,  welcher 
den  Sticlius  oder  Damas  nach  seiner  Wahl  stipulirt  hat,  es 
genehmigt ,  dass  Titius  den  einen  als  Geschäftsbesorger  fordere, 
so  bewirkt  er  dadurch,  dass  die  Sache  klagbar  gemacht  zu  sein 
scheint,  und  hebt  die  Stipulation  auf. 

67.  Id.  lib.  II.  Respons.  —  Ein  Geschäftsbesorger,  der 
für  die  Entwährung  der  Grundstücke,  die  er  verkauft  hat, 
sein  Wort  Verpflichtet  hat,  wird,  wenn  er  auch  die  Geschäfte 
zu  führen  aufgehört  haben  sollte,  doch  von  der  Last  der  Ver- 
bindlichkeit durch  die  Hülfe  des  Prätors  nicht  befreit  werden; 
denn  ein  Geschäftsbesorger,  der  für  den  Herrn  eine  Verbindlich- 
keit übernahm,  weigert  sich  umsonst  der  Last  derselben. 

68.  Id.  lib.  III.  Respons.  —  Was  der  Geschäftsbesorger 
zum  Nutzen  des  Herrn,  ohne  dass  der  Auftrag  dawider  ist, 
stipulirt,  kann  der  Herr  wider  Willen  des  Geschaftsbesorgers 
fordern. 

69.  PAUL.  lib.  III.  Respons.  —  Paulus  gibt  den  Be- 
scheid, dass  auch  der,  welcher  zur  Uebernahme  eines  Streites 
einen  Geschäftsbesorger  bestellt  hat,  nicht  abgehalten  werde, 
bei  seinem  Process  in  Person  aufzutreten. 

70.  SCAEVOLA  lib.  I.  Respons.  —  Ein  Vater  hat  für 
seinen  unmündigen  Sohn  den  Sempronius ,  seinen  Gläubiger, 
zum  Vormund  bestellt,  der  hat,  nachdem  er  die  Vormundschaft 
verwaltet,  seinen  Bruder  zum  Erben  hinterlassen,  welcher 
selbst  auch  gestorben  ist,  und  durch  ein  Fideicommiss  die  For- 
derung an  den  Schuldner  dem  Titius  hinterlassen  hat,  und 
dem  sind  von  den  Erben  die  Klagen  [zur  Anstellung]  aufge- 
tragen worden;  [nun]  frage  ich,  da  sowohl  die  Klage  wegen 
der  Vormundschaft43),  als  die  wegen  des  geliehenen  Geldes 
aus  der  Erbschaft  des  Sempronius  herstammen,  ob  die  aufge- 
tragene Klage  ihm  nicht  anders  gegeben  werde,  als  wenn  er 
die  Erben  vertheidige,  von  denen  ihm  die  Klagen  aufgetragen 
worden  sind?  Ich  habe  zum  Bescheid  gegeben,  er  müsse 
[die  Erben]  vertheidigen. 

71.  PAUL.  lib.  1,  Sentent.  —  Ein  abwesender  Beklagter 
kann  die  Gründe  der  Abwesenheit  durch  den  Geschäftsbesorger 
angeben. 

72.  Id.  lib.  I.  Manual.  —  Durch  den  Geschäftsbesorger 
erwerben  wir  nicht  immer  Klagen,  sondern  behalten  [auch 
solche] ,  wie  wenn  er  den  Beklagten  innerhalb  der  gesetzlichen 
Zeit  belaugeu,  oder  wenn  er  verhindern  soll,  dass  ein  Neubau 
entstehe,  so  dass  wir  ein  analoges  Interdict :  Y\ a s  durch 
Gewalt  oder  heimlich  haben 5  denn  auch  hier  erhält  er 
uns  das  frühere  Recht# 


43)  Nämlich  die  Hauptklage  des  Unmündigen. 
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73.  Id.  ]ib.  sing",  de  ojjic.  udssess,  —  Wenn  der  Beklagte 
bereit  sein  sollte,  vor  Einleitung-  des  Verfahrens  das  Geld  zn 
bezahlen,  was  muss ,  wenn  ein  Geschäftsbesorger  klagt,  ge- 
schehen? Denn  es  ist  unbillig1,  dass  er  gezwungen  werde, 
sich  auf  den  Process  einzulassen,  in  Bezug-  auf  welchen  er 
[gleichwohl  auf  der  andern  Seite]  als  verdächtig"  erscheinen 
kann,  weil  er,  da  der  Herr  gegenwärtig"  war,  das  Gold  nicht 
angeboten  hat.  Wie  wenn  er  damals  keinen  Vorralh  an  Geld 
hatte,  miisste  er  etwa  [in  diesem  Falle]  gezwungen  werden, 
sich  auf  den  Process  einzulassen?  Wie  ferner,  wenn  es  eine 
Klage  ist,  die  Infamie  zur  Folge  hat?  Ausgemacht  ist  es, 
dass  vor  Einleitung  des  Verfahrens  der  Präsident  befiehlt,  das 
Geld  in  einem  heiligen  Gebäude  niederzulegen;  das  Nämliche 
geschieht  auch  bei  Mündelgeldern.  Wenn  aber  der  Streit  be- 
reits eingeleitet  ist,  so  ist  das  alles  nach  der  PlUcht  des  Rich- 
ters zu  entscheiden. 

74.  ULP.  lib.  IV.  Opinion,  —  Auch  der  Vertreter  einer 
Stadt  kann  ein  öffentliches  Geschäft  nicht  durch  einen  Geschäfts- 
besorger verhandeln. 

75.  JULIAN,  lib.  III.  Digestor.  —  Der,  welcher  den 
abwesenden  Räufer  und  zugleich  Besitzer  eines  Grundstücks 
vertheidigte,  und  sich  im  Namen  desselben  auf  die  Klage  eiu- 
Jiess,  verlangte  vom  Verkäufer  des  Grundstücks,  er  solle  ihn 
vertheidigen;  der  Verkäufer  forderte,  dass  ihm  Sicherheit  ge- 
geben werde,  dass  der  Käufer  es  genehmigen  werde;  hier 
glaube  ich,  dass  er  dem  Verkäufer  wegen  der  Genehmigung 
Bürgschaft  bestellen  müsse,  weil,  wenn  er  das  Grundstück 
dem  Kläger  zurückerstattet  haben  sollte,  nichts  im  Wege  steht, 
dass  der  Herr  die  Klage  erhebt,  so  dass  der  Verkäufer  ge- 
zwungen wird,  wiederum  zu  vertheidigen. 

76.  Id.  lib.  V.  ad  Minie*  —  Titius  hat,  als  er  einen 
Abwesenden  vertheidigte,  Bürgschaft  bestellt,  und  ehe  er  sich 
auf  das  Verfahren  einliess,  hat  der  Beklagte  aufgehört,  zah- 
lungsfähig zu  sein;  und  wegen  dieses  Grundes  verweigerte  er 
es,  dass  eine  Klage  gegen  ihn  angestellt  werden  dürfe.  Ich 
fr;»ge,  ob  das  ihm  zugegeben  werden  müsse?  Julianus  hat 
zum  Bescheid  gegeben,  ein  Vertheidiger  ist,  wenn  er  Sicher- 
heit bestellt  hat,  für  den  Herrn  zu  halten;  auch  würde  ihm 
der  Prätor  nicht  viel  [Nutzen]  erweisen,  wenn  er  ihn  nicht 
zwänge,  sich  in  den  Process  einzulassen,  da  man  sich  an  seine 
Bürgen  halten  kann,  und  diese  Alles,  was  sie  geleistet  haben, 
vom  Vertheidiger  [zurück]  erlangen  werden. 

77.  PAUL.  lib.LVIl.  ad  Ed.  —  Jeder,  wer  vertheidigt 
wird,  ist  nach  dem  Gutbefinden  eines  redlichen  Mannes  zu 
vertheidigen. 
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78.  AFUICAW.  lib.  VI.  Quaest.  —  Und  aarum  kann 
der  nicht  nach  dem  G  iiibefinden  eines  redlichen  Mannes  einen 
Sireil  zu  vertheidigen  betrachtet  werden,  der  dadurch,  dass  er 
den  Kläger  lauscht,  bewirkt,  dass  die  Streitigkeit  nicht  zum 
Ausgang  gebracht  werde.  §.  1.  Wenn  ein  zur  Forderung 
zweier  Sachen  bestellter  Geschäftsbesorger  eine  einzige  Sache 
fordert,  so  wird  er  nicht  durch  eine  Einrede  ausgeschlossen, 
sondern  kann  die  Sache  anhängig  machen. 

Vierter  Titel. 

Q  uo  d  c  uj  uscunqu  e   universitaiis   nomine  , 

v  el  contra  e  am  a  g  at  ur, 
{JJ^enn  im  Namen  irgend  einer  Gemeinheit  oder  gegen  eine  solche 
gehlagt  wird,) 

1.  GAJ.  lib.  III.  ad  Ed*  pi'OV.  —  Es  wird  nicht  leicht- 
hin Allen  und  Jeden  gestattet,  eine  Gesellschaft,  eine  Innung, 
noch  eine  Corporation  dieser  Art  zu  bilden;  denn  dies  wird 
sowohl,  durch  Gesetze,  als  durch  Senatsschlüsse,  und  durch 
kaiserliche  Constitutionen  beschränkt.  Nur  in  sehr  wenigen 
Fällen  sind  Corporationen  der  Art  gestattet  worden,  wie  da 
z.  B.  den  Gesellschaftern  [bei  der  Pachtung]  der  öffentlichen 
Einkünfte,  oder  der  Goldgruben,  oder  der  Silbergruben  und 
der  Salzwerke  erlaubt  ist,  eine  Corporation  zu  bilden.  In- 
gleichen sind  zu  Rom  gewisse  Innungen ,  deren  Corporation 
durch  Senatsschlüsse  und  kaiserliche  Constitutionen  bestätigt 
worden  ist,  wie  der  Bäcker  und  einiger  andern,  und  der 
Schilfsführer,  die  sich  auch  in  den  Provinzen  befinden.  §.  1. 
Denen  aber,  welchen  es  gestattet  ist,  eine  Corporation  unter 
dem  Namen  einer  Innung,  Gesellschaft  oder  jedes  andern  [Ver- 
eins] der  Art  zu  bilden,  ist  es  eigentümlich ,  nach  dem  Muster 
einer  Stadt  gemeinschaftliche  Sachen ,  eine  gemeinschaftliche 
Casse  und  einen  Vertreter  oder  Sjndicus  zu  haben,  durchwei- 
chen, wie  in  einer  Stadt,  was  gemeinschaftlich  betrieben  wer- 
den und  geschehen  muss,  betrieben  werden  und  geschehen  mag. 
§.  2.  Wenn  aber  Niemand  sie  vertheidigen  sollte,  sagt  der  Pro- 
consul,  werde  das,  was  ihnen  gemeinschaftlich  angehören  wird, 
in  Besitz  genommen,  und  wenn  sie,  [daran]  erinnert,  nicht 
zu  ihrer  Verteidigung  veranlasst  würden,  so  werde  er  befeh- 
len, dass  es  verkauft  werde.  Dass  kein  Vertreter  oder  Syn- 
dicus  tia  sei,  nehmen  wir  auch  dann  an,  wenn  er  abwesend 
sein,  oder  durch  Krankheit  verhindert  werden,  oder  untaug- 
lich zur  Verhandlung  sein  sollte.  §.  3.  Auch  wenn  ein  Frem- 
der eine  Gemeinheit  vertheidigen  will,  erlaubt  es  der  Pro- 
consul,  sowie  es  bei  Verteidigungen  von  Privatpersonen  ge- 
halten wird,  weil  auf  diese  Weise  die  Lage  der  Gemeinheit 
besser  wird. 
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2.  ULP.  lib.VIII.  ad  Ed.  —  Wenn  Bürger  einer  Municipal- 
stadt4*)  oder  irgend,  eine  Gemeinheit  einen  Vertreter  zur  An- 
stellung einer  Klage  bestellen,  so  wird  man  nicht  sagen  dür- 
fen, er  werde  so  angesehen,  als  sei  er  von  Mehrern  bestellt; 
denn  er  tritt  für  die  Stadt  oder  die  Geineinheit  ein,  nicht  für 
die  Einzelnen. 

3.  Id.  lib.  IX.  ad  Ed,  —  Keinem  wird  es  erlaubt,  im 
Namen  einer  Stadt  oder  eines  Stadtraths  rechtlich  zu  verfahren, 
ausser  wem  es  das  Gesetz  erlaubt,  oder  in  Ermangelung  eines 
Gesetzes,  der  Stand  [der  Decurionen]  es  verliehen  hat,  in  Gegen- 
wart von  zwei  Drittheilen  oder  Mehrern. 

4.  PAUL.  lib.  IX.  ad  Ed.  —  Damit  zwei  Drittheile  der 
Decurionen  anwesend  seien,  kann  auch  der,  auf  den  ihr  Be- 
schluss  fallen  wird,  [mit]  gezahlt  werden. 

5.  ULP.  lib.VIII.  ad  Ed.  —  Das,  sagt  Pomponius, 
sei  zu  bemerken,  dass  auch  des  Vaters  Stimme  dem  Sohne, 
und  [die]  des  Sohnes  dem  Vater  nützen  wird; 

6.  PAUL.  lib.  IX.  ad  Ed.  —  ingleichen  [die  Stimmen] 
derer,  die  sich  in  desselben  Gewalt  befinden;  denn  er  hat  sie 
gleichsam  als  Decurio  gegeben,  nicht  als  Person  aus  [demsel- 
ben] Hause.  Und  dies  ist  auch  bei  der  Bewerbung  um  ein 
Ehrenamt  zu  beobachten,  wenn  nicht  ein  Gesetz  der  Municipal- 
stadt  oder  eine  ununterbrochene  Gewohnheit  [davon]  abhalten 
sollte.  §.  1.  Wenn  die  Decurionen  beschlossen  haben,  das« 
eine  Klage  durch  den  angestellt  werden  solle,  den  die  Duum- 
viri45)  erwählt  haben  würden,  so  ist  dieser  so  anzusehen, 
als  ob  er  vom  [ganzen  Decurionen-]  Stand  erwählt  sei,  und 
kann  darum  rechtlich  verfahren;  denn  es  ist  einerlei,  ob  der 
Stand  selbst  erwählt  hat,  oder  der,  dem  der  Stand  das  Ge- 
schäft übergeben  hat.  Aber  wenn  sie  beschlossen  haben, 
dass,  welche  Streitigkeit  auch  immer  vorkommen  mö'gte,  Ti- 
lius  das  Geschäft  haben  sollte,  sie  zu  besorgen,  so  ist  [zwar] 
dieser  Beschluss  von  Rechtswegen  ungültig,  weil  in  Bezug 
auf  eine  solche  Sache,  die  noch  nicht  in  Streit  befangen  ist, 
eine  gerichtliche  Verfolgung  nicht  kann  durch  einen  Beschluss 
aufgetragen  erscheinen.  Aber  heutzutage  pllegt  dies  alles  durch 
Svndicen  nach  der  Ortsgewohnheit  zu  Slande  gebracht  zu  wer- 
den.   §.2.  Wie,  wenn  ein  bestellter  Vertreter  nachher  durch 


44)  Municipieo  waren  Städte  in  Italien,  denen  das  Römische 
Bürgerrecht  geschenkt  war,  die  jedoch  ihre  eigene  Verfas- 
sung hatten,  und  nur  bei  freiwilliger  Unterwerfung  unter 
die  Komischen  Gesetze  an  diese  gebunden  waren. 

45)  Wörtlich:  Zweimänner.  So  hiessen  die  vornehmsteu  Ma- 
gistratspei sonen  iu  den  JVI uuicipieu ,  etwa  mit  den  Consuln 
in  Rom  vergleichbar.  Vgl.  Heineren  Anliquitt.  R.  jpdtiam 
itluslr.  syntugma  adp.  lib.  I.  cap.  12 J. 
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einen  Beschluss  der  Decurionen  [von  der  Vertretung]  abgehal- 
ten worden  ist,  schadet  ihm  [dann  wohl]  eine  [hierauf  sich 
beziehende]  Einrede?  und  ich  glaube,  es  ist  so  zu  verstehen, 
dass  dem  [die  Rechtsverfolgung]  erlaubt  zu  sein  scheint,  für 
den  sie  auch  als  erlaubt  fortdauert.  §.  3.  Wenn  ein  Vertreter 
einer  Gemeinheit  klagen  sollte,  so  wird  er  auch  genothigt, 
[dieselbe]  zu  vertheidigen ;  nicht  aber,  wegen  Genehmigung 
Sicherheit  zu  geben.  Doch  ist  zuweilen,  wenn  man  in  Bezug 
auf  den  Beschluss  ein  Bedenken  haben  sollte,  glaube  ich, 
auch  Sicherheit  wegen  Genehmigung  zu  bestellen.  Daher  ver- 
siebt jener  Vertreter  die  Stelle  eines  Geschaftsbesorgers ,  und 
es  wird  ihm  die  Klage  wegen  des  Erkannten  zu  Folge  des 
Edicts  nicht  gegeben,  wenn  er  nicht  zu  seinem  eigenen  Besten 
bestellt  sein  sollte,  und  ihm  die  Leistung  einer  schon  beste- 
henden Verbindlichkeit  durch  Constitutum  versprochen  werden 
kann.  Die  Befngniss,  den  Vertreter  zu  vertauschen,  wird  aus 
denselben  Gründen  zustehen,  aus  denen  [man]  den  Geschäfts- 
besorger  [vertauschen  kann].  Auch  ein  Haussohn  kann  zum 
Vertreter  bestellt  werden. 

7.  ULP.  üb.  X.  ad  Ed,  —  Sowie  der  Prätor  im  Namen 
der  Bürger  einer  Municipalstadt  eine  Klage  gegeben  hat,  so 
hat  er  auch  gegen  sie  auf  die  gerechteste  Weise  sich  im  Edict 
aussprechen  zu  müssen  geglaubt.  Aber  auch  einem  Gesandten, 
der  auf  ein  ö'lfentliches  Geschäft  Kosten  verwendet  hat,  glaube 
ich,  ist  eine  Klage  gegen  die  Bürger  der  Municipalstadt  zu 
geben,  §.  1.  Wenn  etwas  einer  Gemeinheit  geschuldet  wird, 
so  wird  es  nicht  den  Einzelnen  geschuldet,  auch  schulden  nicht 
die  Einzelnen  das,  was  eine  Gemeinheit  schuldet.  §.-2.  Bei 
Decurionen  oder  andern  Gemeinheiten  ist  es  gleichgültig,  ob 
rille  dieselben  bleiben,  oder  ein  Tlieil  bleibt,  oder  alle  verän- 
dert sind.  Aber  wenn  die  Gemeinheit  bis  auf  Einen  herab- 
gekommen ist,  so  lässt  man  es  zu,  dass  er  belangen  und 
belangt  werden  könne,  weil  das  Recht  Aller  auf  den  Einen 
zurückgefallen  ist  und  der  Name  einer  Gemeinheit  bestehen 
bleibt. 

8.  JAVOL.  lib.  XV.  ex  Cassio.  —  Wenn  Städte  durch 
die,  welche  die  Angelegenheiten  derselben  verwalten,  nicht 
verlheidigt  werden,  auch  nichts  Körperliches  dem  Gemeinwesen 
Gehöriges  [von  ihm]  besessen  wird,  so  muss  durch  die  [Ab- 
tretung der]  Klagen  gegen  die  Schuldner  der  Stadt  den  Klägern 
Genüge  geleistet  werden  4  6). 

9.  POMPON.  lib.  XIII.  ad  Sabin.  —  Wenn  dir  mit  den 
Bürgern  einer  Municipalstadt  eine  Erbschaft  gemeinschaftlich 


4(5)  Die  bekannte  Bestimmung,  dass  die  Execut'on  zuletzt  in 
Nomina  vollstreckt  werden  soll,  macht  sich  auch  hier  geltend. 
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zugefallen  ist,  so  wird  die  Erbsonderungsklage  zwischen  euch 
Platz  ergreifen.  Dasselbe  gilt  von  der  Klage  auf  Grenzberich- 
tigung und  [der]  wegen  Abhaltung  des  Regenwassers. 

10.  PAUL.  lib.  I.  Manual,  —  Ein  Vertreter  kann  auch 
bestellt  werden  zur  Verbietung  eines  neuen  Werkes  und  um 
Stipulationen  einzugehen,  wie  wegen  Vermachtnisse,  wegen 
eines  drohenden  Schadens,  dass  das  Erkannte  geleistet  werde, 
obgleich  einem  Sclaven  der  Stadt  vielmehr  Sicherheit  gegeben 
werden  muss ;  aber  wenn  auch  dein  Vertreter  Sicherheit  ge- 
geben worden  sein  sollte,  so  wird  doch  eine  analoge  Klage 
dem  Verwalter  der  Stadtangelegenheiten  gegeben  werden. 

Fünfter  Titel. 

De  negotüs  gestis» 
{Von  der  Geschäftsführung  \o7ine  giihigen  Auftrag]) 

1.  ULP.  lib.  X.  ad  Ed.  —  Dies  Edict  ist  nothwendig, 
weil  ein  grosser  Nutzen  für  Abwesende  [darin]  liegt,  dass  sie 
nicht  unverteidigt  die  Besitznahme  oder  den  Verkauf  ihrer 
Sachen  erleiden  ,  oder  den  Verkauf  eines  Pfandes ,  oder  [die 
Anstellung]  einer  Klage  wegen  Verfalls  einer  Strafe,  oder  [dass 
sie  nicht]  durch  Widerrechtlichkeit  ihr  Vermögen  verlieren. 

2.  GAJ.  lib.  II.  ad  Ed.  prov.  —  Wenn  Jemand  die  Ge- 
schäfte eines  Abwesenden  geführt  hat,  der  nichts  [davon] 
wusste,  so  soll  [jener]  gleichwohl  in  Betreff  äiles  dessen, 
was  er  mit  Nutzen  auf  die  Angelegenheit  desselben  verwendet 
oder  [in  wiefern]  er  sich  auch  selbst  in  der  Angelegenheit  des 
Abwesenden  irgend  Einem  verbindlich  gemacht  hat,  eine  Klage 
haben.  Daher  entsteht  in  diesem  Falle  auf  beiden  Seiten  eine 
Klage,  welche  Geschäftsführungs  [-Klage]  genannt  wird.  Und 
in  der  That,  sowie  es  billig  ist,  dass  [der  Geschäftsführer] 
selbst  Rechenschaft  von  seiner  Verrichtung  gebe  und  in  dieser 
Hinsicht  verurtheilt  werde,  er  mag  nun  etwas  entweder  nicht, 
wie  er  musste,  geführt  haben,  oder  von  diesen  Geschäften 
zurückbehalten,  so  ist  es  von  der  entgegengesetzten  Seite  ge- 
recht, dass,  wenn  er  mit  Nutzen  [die  Geschäfte]  geführt  hat, 
ihm  alles  geleistet  werde,  was  ihm  in  dieser  Hinsicht  entwe- 
der fehlt  oder  fehlen  wird. 

3.  ULP.  lib.X.  ad  Ed.  —  Der  Prätor  sagt:  Wenn 
Einer  Geschäfte  des  Andern,  oder  wenn  Einer 
Geschäfte,  die  irgend  Jemand  hatte,  da  er  starb, 
geführt  haben  sollte,  so  werde  ich  in  dieser  Hin- 
sicht eine  Klage  geben.  §.1.  Die  Worte:  Wenn  Einer, 
sind  so  zu  verstehen:  oder  wenn  Eine;  denn  dass  auch 
Frauenspersonen  wegen  Geschäftsführung  klagen  und  belangt 
werden  können,  wird  nicht  bezweifelt.  §.  2.  Geschäfte 
verstehe  so:  es  mag  eins  oder  mehrere  sein.    §.3.  Des  An- 
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dern,  sagt  er;  auch  das  wird  auf  beide  Geschlechter  bezogen. 
§.4.  Ein  Mündel  kann  allerdings,  wenn  er  Geschäfte  geführt 
hat,  seit  einem  Rescript  des  Kaisers  Pius  auch  belangt  wer- 
den, [und  zwar]  in  soweit,  als  er  reicher  geworden  ist;  wenn 
er  aber  klagt,  so  erleidet  er  Gegenrechnung  dessen,  was  er 
geführt  hat.    §.  5.  Auch  wenn  ich  Geschäfte  eines  Wahnsin- 
nigen geführt  habe,  sieht  mir  gegen  ihn  die  Geschä'ftsführungs- 
klage  zu.   Dem  Curator  eines  Wahnsinnigen  oder  einer  Wahn- 
sinnigen aber,  sagt  Labeo,  sei  gegen  denselben  oder  dieselbe 
die  Klage  zu  geben.    §.6.  Die  Worte:  oder  wenn  Einer 
Geschäfte,  die  irgend  Jemand  hatte,  da  er  starb, 
geführt  haben  sollte,  bezeichnen  jene  Zeit,  wo  Einer 
nach  dem  Tode  irgend  Jemands  Geschäfte  geführt  hat;  es  war 
nothwendig,   im  Edict  seiner  darum  zu  erwähnen,  weil  er 
weder  das  Geschäft  des  schon  verstorbenen  Erblassers,  noch 
[das]   des  Erben,   der  noch  nicht  angetreten  hat,  geführt  zu 
haben  scheint.  Wenn  aber  etwas  nach  dem  Tode  hinzugekom- 
men  ist,   z.  B.  neugeborne   Sclavenkinder  und  Thiere  und 
Früchte,  oder  wenn  Sclaven  etwas  erworben  haben,  so  muss 
es,  wenn  es  auch  in  diesen  Worten  nicht  enthalten  ist,  doch 
als  hinzugesetzt  verstanden  werden.    §.  7.  Da  diese  Klage  aus 
dem  geführten  Geschäft  entspringt,  so  steht  sie  sowohl  dem 
Erben,  als  gegen  den  Erben  zu.    §.8.  Wenn  der  vom  Prätor 
in  meinem  Geschäft  bestellte  Vollstrecker  mir  arglistig  Schaden 
zugefügt  hat,  so  wird  mir  gegen  ihn  die  Klage  gegeben  wer- 
den.    §.  9.   Zuweilen  wird  bei   der  Geschäftsführungsklage, 
schreibt  Labeo,  allein  die  Arglist  berücksichtigt;  denn  wenn 
du  aus  Zuneigung,  damit  mein  Vermögen  nicht  verkauft  werde, 
dich  mit  meinen  Geschäften  befasst  habest,  so  sei  es  ganz  bil- 
lig, dass  du  nur  für  die  Arglist  stehest.    Und  diese  Meinung 
hat  die  Billigkeit  [für  sich].     §.  10.  Durch  diese  Klage  ist 
nicht  blos  der  gehalten,  der  freiwillig  und  ohne  dass  die  Noth 
[dazu]   zwang,  in  fremde  Geschäfte  sich  eingemischt  und  sie 
geführt,  sondern  auch  der,  welcher  da  irgend  eine  Noth  oder 
eine  Vermuthung  von  Woth  [dazu]  drängte,  [fremde  Geschäfte] 
geführt  hat.     §.  11.  Bei  Marcellus  im  zweiten  Buch  der 
1    Digesten  ist  die  Streitfrage  aufgeworfen,  ob,  wenn  du  mir, 
da  ich  mir  vorgenommen  hatte,  die  Geschäfte  des  Titius  zu 
führen,  aufgetragen  hast,  sie  zu  führen,  ich  beide47)  Klagen 
gebrauchen  könne?    Und  ich  glaube,  beide  haben  Statt,  wie 
Marcellus  selbst  davon  schreibt,  wenn  ich,  in  Begriff  [eines 
Andern]  Geschäfte  zu  führen,  [von  diesem]  einen  Bürgen  an- 
genommen hätte;  denn  auch  hier,  sagt  er,  finde  die  Klage 
gegen  beide  Statt. 


47)  ßx  mandatu  und  Ncgotior.  gcstor. 
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4.  Id.  lib.  XLV.  ad  Sabin.  —  Doch  wir  wollen  sehen, 
ob  der  Bürge  hier  eine  Klage  haben  könne ;  und  es  hat  seine 
Richtigkeit,  dass  er  die  Geschä'flsfiihrungsklage  anstellen  könne, 
wenn  er  nicht  in  der  Absicht  zu  schenken  sich  verbürgt  hat. 

5.  Id.  lib.  X.  ad  Ed.  —  Ingleichen  entsteht,  wenn  ich, 
da  ich  geglaubt  habe,  es  sei  mir  von  dir  aufgetragen  worden, 
die  Geschäfte  geführt  habe,  auch  hier  die  Geschäftsführungs- 
klage,  indem  die  Auftragskiage  wegfallt.  Dasselbe  findet  auch 
Statt,  wenn  ich  mich  für  dich  werde  verbürgt  haben,  indem 
ich  glaubte,  es  sei  mir  von  dir  aufgetragen.  §.  1.  Aber  auch 
wenn  ich  in  dem  Glauben,  es  seien  die  Geschäfte  des  Titius, 
während  es  die  des  Sempronius  waren,  dieselben  geführt  habe, 
ist  mir  Sempronius  allein  durch  die  Geschäftsführuugsklage  ge- 
halten. 

6.  JULIAN,  lib.  III.  Digest,  schreibt:  —  Wenn  ich 
Geschäfte  deines  Mündels  geführt  habe,  nicht  auf  deinen  Auf- 
trag, sondern  damit  du  nicht  durch  die  Vormundschaftsklage 
gehalten  seiest,  so  wirst  du  mir  aus  der  Geschäftsführung  ver- 
bindlich sein;  aber  auch  der  Mündel,  wenn  er  nur  reicher 
geworden  ist.  §.  1.  Ingleichen  wenn  ich  deinem  Geschäfts- 
besorger  ein  Darlehn  mit  Rücksicht  auf  dich  gegeben  habe, 
damit  er  deinen  Gläubiger  [befriedige]  oder  dein  Pfand  einlöse, 
werde  ich  gegen  dich  die  Geschäftsführungsklage  haben,  gegen 
den  aber,  mit  dem  ich  contrahirt  habe,  keine.  Wie  jedoch, 
wenn  ich  von  deinem  Geschäftsbesorger  stipulirt  habe  ?  Man 
kann  [dann]  sagen,  es  sei  mir  gegen  dich  die  Geschäftsführungs- 
klage übrig,  weil  ich  überllüssiger  Weise  diese  Stipulation  ein- 
gegangen bin.  §.  2.  Wenn  Jemand  Geld  oder  irgend  eine  an- 
dere Sache  mir  zu  überbringen  bekommen  hat,  so  steht  mir,  weil 
er  mein  Geschäft  geführt  hat,  die  Geschäftsführungsklage  gegen 
ihn  zu.  §.  3.  Aber  auch,  wenn  Jemand  meine  Geschäfte  nicht 
aus  Rücksicht  auf  mich  geführt  hat,  sondern  um  seines  Gewinns 
willen,  so  hat  Labeo  geschrieben,  habe  er  vielmehr  sein,  als 
mein  Geschäft  geführt;  denn  wer  um  Profit  zu  machen  sich 
damit  befasst,  der  belleissigt  sich  seines  Gewinns,  nicht  mei- 
nes Vortheils.  Aber  nichts  desto  weniger  wird  auch  er  durch 
die  Geschäftsführungsklage  gehalten  sein.  Er  selbst  jedoch  hat, 
wenn  er  in  Ansehung  meiner  Sachen  etwas  aufgewendet  haben 
sollte,  nicht  auf  das,  was  ihm  fehlt,  weil  er  unredlich  an 
meine  Geschäfte  gegangen  ist,  sondern  nur  in  soweit  ich  rei- 
cher geworden  bin,  die  Klage  gegen  mich.  §.  4.  Wenn  Jemand 
so  einfällig  verfahreu  ist,  dass  er  sein  Geschäft  in  seinen  Ver- 
mögen [sangelegenheiten]  gleichsam  als  das  meinige  geführt  hat, 
so  entsteht  auf  beiden  Seilen  keine  Klage,  weil  nicht  einmal 
der  gute  Glaube  dies  duldet.  Wenn  er  aber  sowohl  das  sei- 
nige  als  das  meinige  und  zwar  als  das  meinige  geführt  hat, 
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so  wird  er  auf  das  mehlige  geltalten  sein;  denn  auch  wenn 
ich  Einem  aufgetragen  habe,  mein  Geschäft  zu  führen,  das 
mir  mit  dir  gemeinschaftlich  war,  so,  sagt  Labeo,  müsse 
man  behaupten,  dass,  wenn  er  auch  das  deinige  wissentlich 
geführt   hat,   er  dir   aus  der  Geschäftsführung'  gehalten  sei. 

5.  Wenn  Einer  gleichsam  als  mein  Sclave  mein  Geschäft 
geführt  hat,  der  entweder  Freigelassener  oder  Freigebe»  reu  er 
war,  so  wird  die  Geschäftsführungsklage  Statt  finden.  §.  6. 
Aber  wenn  ich  die  Geschäfte  deines  Sohnes  oder  Sclaven  ge- 
führt habe,  so  fragt  sich,  ob  ich  gegen  dich  die  Geschäftsfüh- 
rungsklage habe.  Und  mir  scheint  es  wahr,  wie  Labeo  unter- 
scheidet und  Pomponius  im  sechsundzwanzigsten  Buche  es 
billigt,  dass,  wenn  ich  mit  Rücksicht  auf  dich  die  Sonderguts- 
geschäfte  geführt  habe,  du  mir  gehalten  seist;  wenn  aber  aus 
Freundschaft  für  deinen  Sohn  oder  Sclaven ,  so  sei  gegen  den 
Vater  oder  Herrn  nur  die  Klage  wegen  des  Sonderguts  zu 
ertheilen.  Dasselbe  findet  Statt,  wenn  ich  geglaubt  habe, 
dass  sie  eigenen  Rechtens  seien,  denn  auch  wenn  ich  einen 
unnöthigen  Sclaven  für  deinen  Sohn  gekauft  habe  und  du  es 
genehmigt  hast,  so  ist  die  Genehmigung  erfolglos.  An  der- 
selben Stelle  fügt  Pomponius  noch  dies  hinzu,  er  glaube, 
dass,  wenn  auch  nichts  im  Sondergute  sein  sollte,  weil  dem 
Vater  oder  Herrn  mehr  gesclmldet  wird,  [doch]  gegen  den 
Vater  die  Klage  in  soweit,  als  er  durch  meine  Verwaltung 
reicher  geworden ,  zu  ertheilen  sei.  §.  7.  Wenn  ich  aber  Ge- 
schäfte eines  freien  Menschen,  der  dir  in  gutem  Glauben  diente, 
geführt  habe,  so  schreibt  Pomponius,  dass,  in  sofern  ich 
geglaubt,  er  sei  dein  Sclave,  wegen  der  Sondergutssachen,  die 
dir  verbleiben  müssen,  ich  gegen  dich  die  Geschäftsführungs- 
klage haben  würde,  [wegen]  der  Sachen  aber,  die  ihm  selbst 
bleiben,  nicht  gegen  dich,  sondern  gegen  ihn  selbst.  Wusste 
ich  aber,  dass  er  frei  sei,  so  werde  ich  zwar  wegen  der  Sa- 
chen, die  ihm  verbleiben,  gegen  ihn  die  Klage  haben,  wegen 
der  aber,  die  dir  verbleiben,  gegen  dich.  §.  8.  Wenn  ich  in 
dem  Glauben ,  es  sei  ein  Sclave  des  Titius ,  während  er  des 
Sempronius  [Sclave]  war,  Geld  gegeben  habe,  damit  er  nicht 
getodtet  würde,  so  werde  ich,  wie  Pomponius  sagt,  die 
Geschäftsführungsklage  gegen  Sempronius  haben.  §.  9.  Inglei- 
chen wird  beim  Pedius  im  siebenten  Buche  die  Frage  auf- 
geworfen: ob,  wenn  ich  den  Titius,  als  sei  er  dein  Schuld- 
ner, auss ergerichtlich  gemahnt  habe,  und  er  mir  gezahlt  hat, 
während  er  nichts  schuldig  war,  und  du  nachher  [davon] 
IVenntniss  erlangt  und  es  genehmigt  hast,  du  mich  [dann]  mit 
der  Geschäftsführungsklage  belangen  könnest?  Und  er  sagt, 
man  könne  zweifeln,  weil  keins  von  deinen  Geschäften  ge- 
führt worden  ist,  indem  er  dein  Schuldner  nicht  war.  Allein 
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die  Genehmigung ,  sagt  er,  hat  es  zu  deinem  Geschäft  gemacht, 
und  sowie  dem,  von  dem  [etwas]  eingeklagt  worden  ist,  gegen 
den  die  Zuriickforderung  gestattet  wird,  der  es  genehmigt  hat, 
so  wird  auch  dir  nach  der  Genehmigung  gegen  mich  die  Klage 
zustehen  müssen.  So  wird  die  Genehmigung  [das]  zu  deinem 
Geschäft  gestalten,  was  von  Anfang  das  deinige  nicht,  son- 
dern [nur]  aus  Rücksicht  auf  dich  geführt  war.  §.  10.  Der- 
selbe sagt,  wenn  ich  den  Schuldner  des  Titius,  für  dessen 
Erben  ich  dich  hielt,  während  Sejus  Erbe  war,  ähnlicher 
Weise  belangt  und  [von  ihm  etwas]  eingeklagt  habe,  und 
darauf  du  es  genehmigt  hast,  so  habe  ich  gegen  dich  und  du 
[gegen  mich]  die  wechselseitige  Geschäftsfiihrungsklage.  Es  ist 
zwar  ein  fremdes  Geschäft  geführt  worden,  allein  die  Geneh- 
migung vermittelt  das;  denn  dieser  Umstand  bewirkt,  dass 
dein  Geschäft  geführt  zu  sein  scheint  und  gegen  dich  die 
Erbschaftsklage  angestellt  werden  kann.  §.  Jl.  Wie  also, 
sagt  Pedius,  wenn  ich,  da  ich  dich  für  den  Erben  hielt, 
ein  erbschaftliches  Haus  gestützt  habe  und  du  es  genehmigt 
hast,  habe  ich  [dann]  gegen  dich  die  Klage?  Allein  er  sagt, 
ich  würde  sie  nicht  erhalten,  da  durch  diese  meine  Handlung 
der  Andere  bereichert  und  in  der  That  das  Geschäft  des  An- 
dern geführt  worden  sei,  auch  könne  nicht  das,  was  einem 
Andern  durch  die  [Geschäfts-]  Führung  selbst  erworben  sei, 
als  dein  Geschäft  angesehen  werden.  §.  12.  Erörtern  wir  in 
Bezug  auf  die  Person  dessen,  der  die  Geschäfte  verwaltet, 
die  Frage,  ob,  wenn  er  einige  geführt  hat,  einige  nicht,  aus 
Rücksicht  für  ihn  jedoch  ein  Anderer  zu  diesen  [Geschäften] 
nicht  hinzugetreten  ist,  während  ein  sorgsamer  Mann,  was 
wir  von  ihm  fordern,  auch  jene  [Geschäfte]  geführt  haben 
würde,  man  sagen  müsse,  dass  er  aus  der  Geschäftsführung 
auch  wegen  der  [Geschäfte]  gehalten  sei,  die  er  nicht  geführt 
hat?  Ich  halte  die  Bejahung  für  richtig.  Wenigstens  wird 
ihm,  wenn  er  etwas  von  sich  selbst  hätte  einklagen  sollen, 
das  ohne  Zweifel  zugerechnet  werden ;  denn  obgleich  ihm  das 
nicht  zugerechnet  werden  kann,  dass  er  andere  Schuldner  nicht 
belangt  hat,  weil  [der]  keine  Gelegenheit,  sie  mit  einer  Klage 
zu  belangen,  hatte,  der  keine  Klage  hat  anstellen  können, 
so  wird  ihm  gleichwohl  zugerechnet  werden,  dass  er  nicht 
von  sich  selbst  eingeklagt  hat;  und  wenn  es  etwa  keine  zins- 
bare Schuld  war,  so  längt  sie  an,  eine  zinsbare  zu  sein,  wie 
der  Kaiser  Pius  dem  Flavius  Longinus  rescribirt  hat, 
er  müsste  denn,  sagt  er,  ihm  die  Zinsen  erlassen  haben; 

7.  PAUL.  üb.  IX.  ad  Ed.  —  weil  bei  Klagen  guten 
Glaubens  die  Richterpllicht  eben  soviel  vermag,  als  bei  einer 
Stipulation  eine  wegen  dieser  Sache  namentlich  geschehene 
Anfrage. 
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8.  ULP.  üb.  X.  ad  Ed.  —  Wenn  aber  der,  welcher 
die  Geschäfte  verwaltet  hat,  ein  solcher  war,  für  den  kein 
Auftrug'  erfordert  wurde  4  s),  so  könne  es  ihm  zugerechnet 
Wörden,  dass  er  nach  beigebrachter  Sicherheit  wegen  Geneh- 
migung ihn  (den  Schuldner)  nicht  belangt  hat,  sobald  es  ihm 
ein  Leichtes  war,  Sicherheit  zu  bestellen.  Wenigstens  in 
Bezug1  auf  seine  Person49)  ist  es  unbezweifelt ;  und  weun  er 
daher  aus  einem  Grunde  verbindlich  war,  welcher  nach  einer 
gewissen  Zeit  aufhörte,  und  er  [nun]  durch  [den  Ablauf  der] 
Zeit  befreit  worden  ist,  so  wird  er  nichtsdestoweniger  durch 
die  Geschäftsführungsklage  verbindlich  sein.  Dasselbe  wird  auch 
von  einem  solchen  Grunde  zu  sagen  sein,  aus  dem  der  Erbe 
nicht  gehalten  ist,  wie  Marcellus  schreibt.  §.  1.  Ingleichen 
wenn  ich  dein  oder  ein  Stadtgrundstück  durch  Erschleichung  5°) 
gefordert  habe ,  da  ich  dein  Geschäft  oder  das  der  Stadt  führte, 
und  mehr  Früchte,  als  ich  [dem  Rechte  nach]  sollte,  erlangt 
habe,  so  werde  ich  das  dir  oder  dem  Gemeinwesen  leisten 
müssen,  obgleich  ich  es  [dem  Rechte  nach]  nicht  fordern  konnte. 
§.  2.  Wenn  auf  irgend  eine  Weise  vom  Richter  keine  Rück- 
sicht auf  Gegenrechnung  genommen  worden  ist,  so  kann  die 
Gegenklage  angestellt  werden.  Wenn  aber  nach  Abwägung 
[der  Sache]  die  Gegenrechnungen  ausdrücklich  verworfen  wor- 
den sind,  so  ist  es  richtiger,  dass,  wie  wenn  über  die  Sache 
rechtskräftig  erkannt  worden,  ferner  die  Gegenklage  nicht 
angestellt  werden  könne,  weil  die  Einrede  rechtskräftig  ent- 
schiedener Sache  entgegenzustellen  ist.  §.3.  Julianus  unter- 
sucht im  dritten  Buch  den  Fall:  Wenn  von  zwei  Gesellschaf- 
tern der  eine  mir  verboten  hat,  [Geschäfte]  zu  verwalten,  der 
andere  nicht,  ob  ich  [dann]  gegen  den,  der  nicht  verboten  hat, 
die  Geschäftsführungsklage  habe  ?  Er  hält  es  [zwar]  für  von 
EinfLuss,  dass,  wenn  gegen  ihn  die  Klage  gegeben  würde, 
nothwendig  auch  der  [dadurch]  berührt  werden  wird,  der  ver- 
boten hat.  Allein  auf  der  andern  Seite  sei  es  wieder  unbillig, 
dass  der,  der  nicht  verboten  hat,  durch  eine  fremde  Handlung 
[von  einer  Verbindlichkeit]  befreit  werde51),  da  doch  [z.B.] 
wenn  ich  dem  einen  von  den  Gesellschaftern,  während  es  der 

48)  D.  h.  der  nicht  ausdrücklich  bevollmächtigt  zu  sein  brauchte. 

49)  D.  h.  was  er  schuldet. 

50)  Si  fundum  tuum  —  per  obreptionem  petiero  ,  d.  h.  wenn  ich 
ein  Grundstück,  das  dir  gehörte,  aber  in  eines  Andern  Besitz 
war,  von  diesem  gefordert  habe,  ohne  dass  ich  zur  Anstel- 
lung der  Klage  von  dir  bevollmächtigt  war,  sondern  indem 
ich  mich  blos  für  deinen  Bevollmächtigten  ausgab.  S.  auch 
v.  Glück  a.a^O.  Th.V.  S.  375. 

51)  Nämlich,  nach  Umständen;  im  Allgemeinen  soll  es  heissen, 
wenn  derselbe  Vortheil  dadurch  erhielte,  ohne  Ersatz  durch 
die  Äeg.  gest.  actio  leisten  zu  müssen. 
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[andere]  Gesellschafter  verbot,  Geld  zum  Darlelin  gegeben  Iiätle, 
ich  jenen  allerdings  verbindlich  machen  würde.  Ich  glaube  da- 
her, dass  man  mit  Julia nus  sagen  müsse,  dass  g;egen  den, 
der  nicht  verboten  hat,  die  Geschäftsfiihrungsklage  Statt  habe, 
so  jedoch,  dass  der,  welcher  verboten  hat,  von  keiner  Seite 
weder  durch  den  Gesellschafter,  noch  unmittelbar  irgend  einen 
Schaden  leide. 

9.  SCAEV.  lib.  I.  Quaestm  —  Pomponius  schreibt, 
wenn  ich  ein  von  dir,  obwohl  schlecht,  geführtes  Geschäft 
gut  geheissen  habe,  so  seiest  du  mir  nicht  mehr  aus  der  Ge- 
schäftsführung gehalten.  Es  sei  also  die  Frage,  ob  nicht,  so 
lange  meine  Genehmigung  zweifelhaft  sei,  die  Geschäftsführungs- 
klage obschwebend  bleibe;  denn  wie  soll  sie,  wenn  sie  einmal 
begründet  worden,  durch  blosse  Willensmeinung  52)  aufgehoben 
werden?  doch  halte  er  das  Erstere  [nur]  dann  für  wahr,  wenn 
Arglist  dir  fern  gewesen.  Scävola:  Nach  meiner  Meinung 
kann  man  die  Zulässigkeit  der  Geschäftsfiihrungsklage  nicht 
von  der  [unterlassenen]  Genehmigung*  abhängig-  machen53); 
dass  du  mir  nicht  gehalten  seiest,  ist  darum  richtig,  will  ich 
das  einmal  Gebilligte  nicht  wieder  missbilligen  kann,  und  so- 
wie das,  was  mit  Nutzen  g-eführt  worden  ist,  nothwenuig  vor 
dem  Richter  genehmigt  werden  muss,  so  auch  alles,  was  vom 
Betheiligten  selbst  gut  geheissen  worden  ist.  Sollte  die  Ge- 
schäftsfiihrungsklage im  Allgemeinen  nicht  Statt  finden,  sobald 
ich  meine  Genehmigung  ertheilt  habe,  was  sollte  denn  da  wer- 
den, wenn  [der  Geschäftsbesorger]  etwas  von  meinem  Schuld- 
ner eingezogen,  und  ich  es  gut  geheissen  habe,  wie  sollte  ich 
denn  das  wieder  bekommen?  ingleichen  wenn  er  verkauft  hat? 
wie  soll  er  selbst  endlich,  wenn  er  etwas  aufgewendet  hat, 
es  zurückbekommen  ?  Denn  ein  Auftrag  ist  ja  nicht  vorhan- 
den ;  es  wird  also  auch  nach  der  Genehmigung-  die  Geschäfts- 
fiihrungsklage Statt  finden. 

10.  ULP.  lib.  X.  ad  Ed.  —  Aber  wird  mir  auf  der 
andern  Seite  die  Klage  wegen  der  Kosten,  die  ich  gehabt, 
ertheilt?  Ich  glaube,  sie  stehe  [mir]  zu,  wenn  nicht  besonders 
ausgemacht  worden  ist,  dass  keiner  von  beiden  gegen  den  an- 
dern die  Klage  habe,  §.  I.  Der  aber,  welcher  die  Geschäfts- 
fiihrungsklage anstellt,  wird  nicht  blos,  wenn  das  Geschäft 
welches  er  geführt  hat,  Wirksamkeit  gehabt  hat,  jene  Klage 
gebrauchen  dürfen,  sondern  es  genügt,  wenn  er  es  mit  Nutzen 
geführt  hat,  wenn  auch  das  Geschäft  keine  Wirksamkeit  gehabt 

52)  Ohne  deren  Aeusserung. 

53)  Durch  diese  freiere  Wendung-  der  Worte:  eist  comprohem, 
adhuc  N-  6r.  actionem  es.se,  kommt  Klarheit  in  diese  sonst 
schwere  Stelle;  es  ist  auch  darüber  zu  vergleichen,  was  sich 
bei  Glück  V.  S.  334  u.  3öl  liudet. 
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hat;  und  darum  darf  er,  wenn  er  ein  Haus  gestützt  oder 
einen  kranken  Sclaven  geheilt  hat)  wenn  auch  das  Haus  ver- 
brannt oder  der  Sclave  gestorben  ist,  die  Geschäftsführungsklage 
anstellen;  und  das  billigt  auch  Labeo.  Aber  wie  Celsus 
erzählt,  so  bemerkt  Probus  bei  ihm,  dass  [diese  Klage]  nicht 
immer  gegeben  werden  müsse.  Denn  wie,  wenn  er  ein  sol- 
ches Haus  gestützt  hat,  welches  der  Herr,  als  wäre  er  den 
Kosten  nicht  gewachsen,  verlassen  haben  würde,  oder  welches 
er  für  sich  nicht  für  nöthig  hielt?  Er  hat,  sagt  er,  den  Herrn 
«ach  Labeo 's  Meinung1  belastigt,  da  es  einem  Jeden  freisteht, 
auch  in  Hinsicht  auf  einen  zu  befürchtenden  Schaden  [seine] 
Sache  zu  verlassen.  Aber  jene  Meinung"  verlacht  Celsus  auf 
feine  Weise;  denn  der  hat  die  Geschäftsführungsklage,  sagt  er, 
der  mit  Nutzen  Geschäfte  geführt  hat ;  der  aber  führt  nicht  mit 
Nutzen  Geschäfte,  der  eine  unnöthige  Sache,  oder  eine  solche, 
die  den  Hausvater  belästigen  wird,  übernimmt.  Dem  gemäss 
ist  auch,  was  Julianus  schreibt,  dass  der,  der  ein  Haus 
gestützt  oder  einen  erkrankten  Sclaven  geheilt  hat,  die  Ge- 
schäftsführungsklage  habe,  wenn  er  das  mit  Nutzen  that,  ob- 
gleich ein  Erfolg  nicht  Statt  gefunden  hat.  Wie  [nun],  wenn 
er  geglaubt  hat,  er  thue  es  mit  Nutzen,  aber  dem  Hausvater 
es  nicht  dienlich  war?  Dieser,  behaupte  ich,  hat  die  Geschäfts- 
führungsklage nicht ;  denn ,  um  nicht  auf  den  Erfolg1  zu  sehen, 
es  muss  mit  Nutzen  angefangen  worden  sein. 

11.  POMPON.  lib.  XXI.  ad  Quint.  Muc.  —  Wenn  du 
die  Geschäfte  eines  Abwesenden  und  nichts  [davon]  Wissenden 
führest,  so  musst  du  sowohl  für  Fahrlässigkeit  als  Arglist 
stehen.  Aber  Proculus  [meint],  man  müsse  zuweilen  auch 
für  Zufall  stehen,  wie  wenn  du  ein  neues  Geschäft,  was  der 
Abwesende  nicht  zu  verrichten  gepflegt,  in  seinem  Namen 
führest,  z.  B.  du  feile  junge  Sclaven  kaufst  oder  irgend  einen 
Handel  eingehst.  Denn  wenn  ein  Schaden  hieraus  entstanden 
ist,  so  wird  er  dich  treffen,  der  Gewinn  aber  den  Abwesenden ; 
wenn  aber  bei  einigen  [Geschäften]  Gewinn  gemacht  worden 
ist,  bei  einigen  Schaden,  so  muss  der  Abwesende  den  Gewinn 
gegen  den  Schaden  aufrechnen. 

12.  ULP.  lib.  X.  ad  Ed.  —  Dem  Nachfolger  dessen, 
dem  die  Geschäfte  gehörten  und  der  bei  den  Feinden  starb, 
ist  diese  Klage  zu  geben.  §.  1.  Aber  wenn  ich  [Geschäfte] 
eines  Haussolines ,  der  Soldat  war  und ,  nachdem  er  ein  Testa- 
ment gemacht,  gestorben  ist,  geführt  habe,  so  wird  die  Klage 
auf  ähnliche  Weise  zu  geben  seia.  §.  2.  Sowie  bei  der  Ge- 
schäftsführung für  Lebende  es  genügt,  dass  das  Geschäft  mit 
Nutzen  geführt  sei,  so  auch  beim  Vermögen  Verstorbener, 
Wenn  auch  der  Erfolg1  ein  verschiedener  sein  sollte. 

13.  PAUL.  lib.  IX.  ad  Ed.  —  Mein  Schuldner,  der  mir 
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fünfzig  schuldete,  ist  gestorben;  ich  habe  die  Besorgung  der 
Erbschaft  desselben  übernommen  und  zehn  aufgewendet;  so- 
dann habe  ich  hundert,  die  aus  dem  Verkauf  des  Erbschafts- 
vermö'gens  gelöst  waren,  in  einer  Kiste  niedergelegt;  diese 
sind  ohne  ineine  Schuld  zu  Grunde  gegangen ;  nun  ist  gefragt 
worden,  ob  ich  von  dem  Erben,  der  sich  endlich  gefunden, 
die  fünfzig  dargeliehenes  Geld  fordern  könne,  oder  die  zehn, 
welche  ich  aufgewendet  habe.  Julian  us  schreibt ,  die  Frage 
drehe  sich  darum ,  dass  wir  [darauf]  Rücksicht  nehmen ,  ob  ich 
einen  gerechten  Grund  zum  Aufheben  der  hundert  gehabt  habe ; 
denn  wenn  ich  sie  sowohl  mir  als  den  übrigen  Erbschafts- 
gläubigern hatte  bezahlen  müssen,  so  werde  ich  für  die  Ge- 
fahr nicht  blos  der  sechzig,  sondern  auch  der  übrigen  vierzig 
stehen,  die  zehn  jedoch,  die  ich  aufgewendet  habe,  zurück- 
behalten, dasheisst,  es  seien  blos  neunzig  zurückzuerstatten  54). 
Ist  aber  ein  gerechter  Grund  gewesen,  die  ganzen  hundert  auf- 
zubewahren, wie,  wenn  Gefahr  war,  dass  die  [verkauften] 
Grundstücke  dem  Fiscus  heimfallen  möchten,  dass  die  [Ueber- 
einkunfts-]  Strafe  wegen  eines  See-Darlehns  vermehrt  werden, 
oder  nach  der  Uebereinkunft  verfallen  möchte,  so  könne  ich 
nicht  blos  die  zehn,  welche  ich  auf  Erbschaftsgeschäfte  aufge- 
wendet habe,  sondern  auch  die  fünfzig,  welche  mir  geschuldet 
worden  sind,  vom  Erben  erlangen55). 

14.  ULP.  lib.  X.  ad  Ed.  —  Wenn  es  der  Fall  gewesen, 
dass  ein  Haussohn  Geschäfte  geführt  hat,  so  wird  es  billig  sein, 
dass  die  Klage  auch  gegen  den  Vater  gegeben  werde,  es  mag 
jiun  [der  Haussohn]  ein  Sondergut  haben,  oder  [etwas]  in  den 
Nutzen  seines  Vaters  verwendet  haben;  und  wenn  es  eine 
Sclavin  [gethan  hat],  auf  ähnliche  Weise. 

15.  PAUL.  lib.  IX.  ad  Ed,  —  Poraponius  sagt  im 
sechsundzwanzigsten  Buche,  dass  bei  der  Geschäftsführung  auf 
das  Verhältuiss,  wie  es  zu  Anfang  jeder  Zeit  war,  zu  sehen 
sei.    Denn  wie,   sagt  er,   wenn  ich  angefangen  habe,  die 

54)  Die  letzten  Worte  lässt  Hai.  weg.  Glück  V.  S.  373  findet 
sie  unbegreiflich,  weil  dem  Gläubiger  nicht  gestattet  werde, 
seine  50  abzuziehen.  Cujac.  Vomm.  ad  hl.  Op.T.V.  p.  126 
bemüht  sich  vergeblich,  das  Vernunftgemässe  nachzuweisen. 
Jon  im.  Altamiran.  ad  Scaev.  qu.  in  Thes.  Meerm.  T.  II. 
j).  380  erklärt  die  Sache  von  dem  Unterschiede,  dass  die  Klage 
ex  tnuluo  stricti  juris  ist,  die  ptßg}  gest.  aber  bonae  fidei, 
und  nicht  aus  der  einen  in  die  andere  hinüber  nach  Grund- 
sätzen des  altern  Rechts  Compensatio!!  ipso  jure  eintritt  ;  da 
nun  das  Gegentheil  wegen  der  10  bei  der  Geschäfisfühnmi; 
verwendeten  Statt  hat,  so  dürfe  er  diese  compeusiren.  Hier- 
nach sind  Paulus  Worte  sehr  wohl  gewählt  uud  ganz  richtig; 
allein  die  Stelle  ist  in  jener  Vorschrift  jetzt  antiquirt, 

55)  Nämlich,  mit  Rücksicht  auf  die  vorige  Anm. ,  durch  Com- 
pensation. 

Corp.  jur.  civ.   I.  27 
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Geschäfte  eines  Unmündigen  zu  führen,  und  er  wahrend  des 
Zeitverlaufs  mündig-  geworden  ist  ?  oder  eines  Sclaven  oder 
Haussohnes,  und  er  unterdessen  frei  oder  Hausvater  geworden? 
Audi  ich  habe  das  als  richtig  also  gelernt,  es  sei  denn,  dass 
ich  ursprünglich  nur  um  das  eine  Geschäft  zu  führen  hinzu- 
getreten, und  erst  später  mit  anderm  Vorsatz  zu  dem  andern 
[Geschäft]  geschritten  sei,  [und  zwar]  zu  der  Zeit,  wo  er 
schon  mündig,  oder  frei,  oder  Hausvater  geworden  ist;  denn 
dann  sind  gleichsam  mehrere  Geschäfte  geführt  worden,  und 
es  wird  nach  Beschaffenheit  der  Personen  sowohl  die  Klage 
gebildet,  als  die  Verurtheilung  eingerichtet. 

16.  Id.  lib.  VII.  ad  Plaut.  —  Aber  auch  wenn  Jemand 
meine  Geschäfte  führt,  so  sind  das  nicht  mehrere  Geschäfte, 
sondern  ein  einziger  Contract,  ausser  wenn  er  Anfangs  zu 
Einem  Geschäft  hinzutrat,  um  nach  Beendigung  desselben  ab- 
zutreten ;  denn  wenn  er  in  diesem  Fall  mit  neuem  Vorhaben 
ein  anderes  zu  besorgen  angefangen  hat,  so  ist  es  ein  anderer 
Contract. 

17.  ULP.  lib.  XXXV.  ad  Ed.  —  Von  der  Handlung, 

die  Jemand  in  der  Sclaverei  vorgenommen  hat,  wird  er  nicht 
gezwungen,  als  Freigelassener  Rechenschaft  zu  geben.  Frei- 
lich wenn  etwas  [so]  unzertrennlich  zusammengehört,  dass  die 
Rücksicht  auf  das,  was  in  der  Sclaverei  geführt  worden  ist, 
nicht  von  dem,  was  er  in  der  Freiheit  geführt  hat,  getrennt 
werden  kann,  so  ist  bekannt,  dass  in  der  Auftrags-  oder  Ge- 
schäftsführungsklage auch  das  Geschäft,  welches  in  der  Scla- 
verei geführt  worden  ist ,  in  Betracht  komme.  So  z.  B.  wenn 
er  als  Sclave  einen  leeren  Platz  gekauft  und  darauf  ein  Haus 
gebaut  hat  und  dieses  zusammengestürzt  ist,  sodann  aber  als 
Freigelassener  das  Grundstück  verpachtet  hat,  so  wird  allein 
die  Verpachtung  der  Grundstücke  bei  der  Geschäftsführungs- 
klage in  Betracht  kommen ,  weil  aus  der  Verwaltung  in  der 
frühem  Zeit  nichts  weiter  in  der  Klage  berücksichtigt  werden 
kann,  als  das,  ohne  welches  die  Ursache  der  Freiheit  zur 
Zeit,  wo  die  Geschäfte  verwaltet  wurden ^  nicht  entwickelt 
werden  kann. 

18.  PAUL.  lib.IX.  ad  Ed.  —  Proculus  und  Pega- 
sus sagen,  dass  der,  welcher  in  der  Sclaverei  [ein  Geschäft] 
zu  führen  angefangen  hat,  für  den  guten  Glauben  stehen  müsse 
und  darum  werde  der,  der  von  sich  selbst  nicht  [seine  Schuld] 
eingezogen  habe,  bei  gegen  ihn  erhobener  Geschäftsführungs- 
klage soviel  leisten ,  als  [der  Hauptbetheiligte]  würde  haben 
erhalten  können ,  wenn  ein  Anderer  seine  Geschäfte  geführt 
hätte,  und  Torausgesetzt,  dass  er  etwas  im  Sondergut  gehabt 
hat,  durch  dessen  Zurückbehaltung  das  erhalten  werden  kann. 
Dasselbe  [meint]  Neratius. 
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19.  Id.  üb.  II.  ad  Nerat.  —  Auch  wer  jedoch  aus  einer 
natürlichen  Verbindlichkeit  Schuldner  war,  muss,  wenngleich 
er  nichts  im  Sondergut  gehabt  hat,  sich  nachher  bezahlen, 
wenn  er  die  Geschäfte  weiter  führt,  sowie  der,  der  durch 
eine  verjährbare  Klage  gehalten  war,  auch  nach  Ablauf  der 
Zeit  auf  die  Gesehä'ftsführungsklage  das  leisten  muss.  §.  1. 
Unser  Scävola  sagt,  er  glaube,  dass,  was  Sabinus  schreibt: 
es  sei  vom  Ursprung  an  Rechenschaft  zu  geben, 
so  verstanden  werden  müsse,  dass  ersichtlich  sein  müsse,  was 
damals,  als  er  frei  geworden,  übrig  gewesen  wäre  s6);  nicht 
dass  er  böse  Absicht  oder  Fahrlässigkeit,  die  er  sich  in  der 
Sclaverei  habe  zu  Schulden  kommen  lassen,  mit  in  die  Ver- 
bindlichkeit hineinziehe;  daher  wird  er,  wenn  man  finden 
sollte,  dass  sogar  auf  eine  schlechte  Art  Geld  in  der  Sclaverei 
[von  ihm]  ausgegeben  worden  sei,  befreit  werden.  §.2.  Wenn 
ich  einem  freien  Menschen,  der  mir  in  gutem  Glauben  diente, 
auftrage,  etwas  zu  thun,  so,  sagt  Labeo,  werde  gegeu  ihn 
die  Auftragsklage  nicht  Statt  finden;  weil  er  nicht  mit  freiem 
Willen  die  ihm  aufgetragene  Sache  ausführt,  sondern  gleichsam 
aus  sclavischer  Nothwendigkeit.  Es  wird  also  die  Geschäfts- 
führungsklage Statt  finden,  weil  er  sowohl  den  Willen  gehabt 
hat,  mein  Geschäft  zu  führen,  als  auch  ein  solcher  gewesen 
ist,  den  ich  verbindlich  machen  konnte.  §.3.  Als  du  in  mei- 
ner Abwesenheit  meine  Geschäfte  führtest,  hast  du,  ohne  dies 
zu  vermuthen ,  meine  Sache  gekauft  und  sie ,  ohne  zu  wissen, 
[dass  es  meine  sei],  ersessen,  [deshalb]  bist  du  mir  aus  der 
Geschäftsführung  nicht  verbindlich,  [die  Sache]  zurückzuerstat- 
ten; aber  wenn  du,  ehe  du  sie  ersitzest,  erfahren  solltest, 
dass  es  meine  Sache  sei,  so  musst  du  Einen  aufstellen,  der 
von  dir  in  meinem  JVamen  [die  Sache]  fordere,  damit  er  so- 
wohl mir  die  Sache  gewähre,  als  auch  dir  die  Stipulation 
wegen  der  Ent Währung  verfallen  mache.  Auch  scheinst  du 
keine  böse  Absicht  bei  dieser  Stellung  [eines  Andern]  aus- 
zuüben; denn  du  musst  es  darum  thun,  damit  du  nicht  durch 
die  Geschäfisführungsklage  gehalten  seiest.  §.  4.  Bei  der  Ge- 
schäftsführungsklage muss  man  nicht  blos  das  Capital,  sondern 
auch  die  aus  fremdem  Gelde  gezogenen  Zinsen  erstatten,  sogar 
auch  die ,  welche  man  hätte  ziehen  können.  Auf  der  entgegen- 
gesetzten Seite  werden  wir  aber  auch  die  Zinsen,  die  wir 
[für  den  Andern]  gezahlt  haben,  oder  die  wir  aus  unserm 
Gelde  ziehen  konnten,  welches  wir  auf  fremde  Geschäfte  ver- 
wendet haben,  durch  die  Geschäftsführungsklage  erhalten.  §.  5. 
Während  Titius  in  Feindes  Gewalt  war,  habe  ich  die  Geschäfte 


56)  D.  h.  was  an  Vorrath  vorhanden  geweseu,  was  er  hätte 
herausgeben  müssen. 

27* 


4:20 


Pandkct-  L.III.  Tit.  5.  De  negotiis  gestis. 


desselben  verwaltet,  nachher  ist  er  zurückgekehrt;  es  steht  mir 
[nun]  die  Gesrhäflsführungsklage  zu,  wenn  auch  [die  Geschäfte] 
zu  der  Zeit,  da  sie  geführt  wurden,  keinen  Herrn  hatten; 

20.  ULP.  lib.  X.  ad  Ed»  —  wenn  er  aber  in  der  Lage 
bei  den  Feinden  verstorben  ist,  so  steht  auch  gegen  den  Nach- 
folger desselben  die  Haupt-  und  die  Gegen -Geschäftsf ührungs- 
klage  zu. 

21.  PAUL.  lib.  IX.  ad  Ed.  —  Denn  auch  Servius  hat 
zum  Bescheid  gegeben,  wie  bei  Alfen us  im  neununddreissig- 
sten  Buch  der  Digesten  erzählt  ist,  da  von  den  Lusitaniern 
drei  gefangen,  und  einer  unter  der  Bedingung  abgeschickt 
worden,  dass  er  das  [Löse-]  Geld  für  die  drei  herbeibringe, 
und  wenn  er  nicht  zurückgekehrt  wäre,  die  zwei  auch  für  ihn 
das  [Löse-]  Geld  gäben,  und  der  nicht  hatte  zurückkehren 
wollen,  und  wegen  dieses  Grundes  jene  auch  für  den  dritten 
das  [Löse-]  Geld  bezahlt  hatten,  es  sei  billig,  dass  der  Prätor 
gegen  jenen  die  Klage  gebe.  §.  1.  Wer  erbschaftliche  Geschäfte 
führt,  macht  gewissermaassen  sich  die  Erbschaft,  und  dieser 
sich  verbindlich;  und  darum  ist  es  gleichgültig,  ob  auch  ein 
Unmündiger  Erbe  werde,  weil  diese  Schuld  mit  den  übrigen 
erbschaftiiehen  Lasten  auf  ihn  übergeht.  §.  2.  Wenn  ich  bei 
Titius  Lebzeiten  seine  Geschäfte  zu  verwalten  angefangen  habe, 
so  darf  ich  es,  nachdem  er  gestorben  ist,  nicht  unterlassen; 
mit  neuen  jedoch  mich  zu  befassen,  habe  ich  nicht  nöthig5 
die  alten  aber  auszuführen  und  zu  erhalten ,  ist  nothwendig ; 
wie  dies  geschieht,  wenn  der  eine  von  mehreren  Gesellschaf- 
tern gestorben  ist.  Denn  es  mag,  um  ein  früheres  Geschäft 
zu  Stande  zu  bringen,  geführt  werden,  was  da  wolle,  es 
kommt  nichts  darauf  an,  zu  welcher  Zeit  sie  vollendet  wer- 
den, sondern  zu  welcher  Zeit  sie  begonnen  wurden.  §.  3.  Auf 
deinen  Auftrag  hat  Lucius  Titius  meine  Geschäfte  geführt;  in 
Bezug  auf  [das  Geschäft],  was  er  nicht  wohl  geführt  hat, 
bist  du  mir  durch  die  Geschäftsführungsklage  gehalten,  und 
zwar  nicht  blos  dazu,  dass  du  [mir]  deine  Klagen  abtretest, 
sondern  auch,  weil  du  ihn  unüberlegt  gewählt  hast,  dass  du 
für  allen  Nachtheil  stehest,  den  die  Nachlässigkeit  desselben 
verursacht  hat. 

22.  GAJ.  lib.  III.  ad  Ed.  prov.  —  Mag  Jemand  erb- 
schaftliche Geschäfte,  oder  solche  eines  [Lebenden]  führend, 
nothwendig  eine  Sache  gekauft  haben,  er  wird,  obgleich  sie 
untergegangen  ist,  das,  was  er  aufgewendet  hat,  mit  der  Ge- 
schäftsführungsklage erlangen;  wie  wenn  er  Getraide  oder 
Wein  für  die  Sclaven  angeschafft  hat,  und  dies  durch  irgend 
einen  Zufall  untergegangen  ist,  etwa  durch  Feuersbrunst,  Ein- 
sturz. Aber  dies  kann  freilich  dann  [nur]  gesagt  weiden, 
wenn  der  Einsturz  selbst  oder  die  Feuersbrunst  ohne  ein  Ver- 
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sehen  desselben  geschehen  ist;  denn  wenn  er  wegen  des  Ein- 
sturzes selbst  oder  [wegen]  der  Feuersbrunst  zu  verurtheilen 
ist,  so  wäre  es  ungereimt,  dass  er  Namens  jener  Sachen,  die 
so  zu  Grunde  gegangen  sind,  etwas  erlange. 

23.  PAUL.  üb.  XX.  ad  Ed.  —  Wenn  Jemand,  fremde 
Geschäfte  führend,  eine  Nichtschuld  eingeklagt  hat,  so  wird 
er  gezwungen ,  sie  [dem  Geschäftsherrn]  herauszugeben ;  in 
Bezug  auf  das  aber,  was  er  als  Nichtschuld  geleistet  hat, 
spricht  mehr  dafür,  dass  er  es  sich  zurechnen  müsse. 

24.  Id.  üb.  XXIV.  ad  Ed.  —  Wenn  ich  dem  Geschäfts- 
besorger  in  der  Absicht  Geld  gebe,  damit  es  selbst  [Eigen- 
thum]  des  Gläubigers  werde,  so  wird  zwar  das  Eigenthum 
durch  den  Geschäftsbesorger  nicht  erworben.  Es  kann  jedoch 
der  Gläubiger  auch  wider  meinen  "Willen  dadurch,  dass  er  es 
genehmigt,  das  Geld  zu  dem  seinigen  machen,  weil  der  Ge- 
schäftsbesorger beim  Empfang  nur  das  Geschäft  des  Gläubigers 
geführt  hat;  und  darum  werde  ich  durch  die  Genehmigung 
des  Gläubigers  befreit. 

25.  Id.  lib.  XXVII.  ad  Ed.  —  Wenn  Jemand,  fremde 
Geschäfte  führend,  mehr,  als  er  musste,  aufgewendet  haben 
sollte,  so  wird  er  das  zurückerhalten,  was  geleistet  werden 
musste. 

26.  MODESTIN,  lib.  I.  Respons.  —  Da  befohlen  wor- 
den war,  dass  irgend  einer  Stadt  eine  Erbschaft  duiieli  Fidei- 
commiss  herausgegeben  würde,  so  wählten  die  obrigkeitlichen 
Beamten  als  tüchtige  Vertreter  dieses  Vermögens  den  Titius 
und  Sejus  und  Cajus ;  darauf  theilten  diese  Vertreter  unter  sich 
die  Verwaltung  des  Vermögens,  und  zwar  thaten  sie  dies 
ohne  die  Ermächtigung  und  ohne  die  Einwilligung  der  obrig- 
keitlichen Beamten;  nach  einiger  Zeit  ist  das  Testament,  durch 
welches  aufgetragen  war,  die  Erbschaft  der  Stadt  durch  ein 
Fideicommiss  herauszugeben,  als  ein  ungültiges  vor  dem  Tri- 
bunal erwiesen  worden,  und  so  ist  Sempronius  testamentslos 
gesetzmässiger  Erbe  des  Verstorbenen  geworden,  aber  einer 
von  jenen  Vertretern  ist  zahlungsunfähig  verstorben  und  Nie- 
mand Erbe  desselben  geworden.  Ich  frage  [nun] ,  wenn  Sem- 
pronius die  Vertreter  dieses  Vermögens  belangen  wird,  wen 
die  Gefahr  des  dürftigen  Verstorbenen  betrifft ?  Herennius 
Modestinus  hat  zum  Bescheid  gegeben,  was  von  einem  von 
den  Vertretern  in  Bezug  auf  das,  was  er  allein  geführt  hat, 
durch  die  Geschäftsführungsklage  nicht  erlangt  werden  kann, 
gereiche  dein  zum  Schaden,  der  die  gesetzinässige  Erbschaft 
erworben  hat. 

27.  Id.  lib.  II.  Respons.  —  Von  zwei  Brüdern,  [von 
denen]  der  eine  zwar  bei  seinen  Jahren ,  der  andere  aber 
minderjährig,  hatte  der  ältere  Bruder,  da  sie  Landgrundstücke 
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gemeinschaftlich  hatten,  auf  einem  gemeinschaftlichen  Weide- 
platz, der  die  väterlichen  Wohnungen  enthielt,  grosse  Gebäude 
gebaut;  als  er  denselben  Weideplatz  mit  dem  Bruder  theilte, 
so  forderte  er  für  sich,  gleichsam  als  wäre  die  Sache  von  ihm 
verbessert  worden,  die  Kosten,  [zu  einer  Zeit],  wo  der  jün- 
gere Bruder  sich  schon  im  gesetzmässigen  Alter  befand;  11  e - 
renn  jus  Modestinus  hat  zum  Bescheid  gegeben,  dass  die 
fragliche  Person  wegen  der  Kosten,  die  ohne  Noth,  [blos] 
des  Vergnügens  wegen  aufgewendet  worden  sind,  keine  Klage 
habe.  §.  1.  Ich  habe  zum  Bescheid  gegeben,  dass  Titius, 
wenn  er  aus  Liebe  die  Tochter  seiner  Schwester  ernährt  hat, 
desfalls  keine  Klage  gegen  sie  habe. 

28.  JAVOLEN.  üb.  VIII.  ex  Cassio.  —  Wenn  Jemand 
im  Auftrag  des  Titius  Geschäfte  des  Sejus  geführt  hat,  so  ist 
er  dem  Titius  aus  dem  Auftrag  gehalten ,  und  der  streitige 
Gegenstand  muss  [darnach]  geschätzt  werden,  wie  gross  das 
Interesse  des  Sejus  und  Titius  ist;  das  Interesse  des  Titius 
besteht  darin ,  was  er  dem  Sejus  leisten  muss ,  dem  er  ent- 
weder Namens  des  Auftrags  oder  der  Geschäftsführung  ver- 
bindlich ist.  Dem  Titius  aber  steht  eine  Klage  zu  gegen  den, 
dem  er  die  fremden  Geschäfte  zu  führen  aufgetragen  hat,  und 
[zwar]  ehe  er  selbst  dem  Herrn  etwas  leistet,  weil  das  als 
ihm  abgehend  angesehen  wird,  womit  er  [dem  Herrn]  ver- 
bindlich ist. 

29.  CALLISTR.  lib.  III.  Ed.  monitor.  —  Wenn  ein 
Vater  im  Testamente  seinem  nachgeboren  werdenden  Kinde 
einen  Vormund  gegeben  und  der  die  Vormundschaft  einstwei- 
len verwaltet  hat,  das  Kind  aber  nicht  zur  Welt  gekommen 
ist,  so  wird  gegen  ihn  nicht  die  Vormundschafts-,  sondern 
die  Geschäftsführungsklage  anzustellen  sein.  Wenn  aber  das 
Kind  geboren  werden  sollte,  so  wird  die  Vormundschaftsklage 
Statt  finden,  und  bei  ihr  werden  beide  Zeiten  in  Betracht 
kommen,  sowohl  die,  da  er  vor  der  Geburt  des  Kindes  [die 
Geschäfte]  geführt  hat ,  als  auch  die ,  nachdem  es  geboren  war. 

30.  JULIAN,  lib.  III.  Digest.  —  In  Bezug  auf  einen 
vorgekommenen  Fall  wurde  gefragt,  [es  sei]  Jemand,  um  Wei- 
zen einzukaufen,  zum  Besorger  durch  ein  Beeret  des  [Decu- 
rionen-]  Standes  bestellt,  demselben  [sei]  ein  Anderer  zum 
Unterbesorger  bestellt  worden,  [und  der]  habe  den  Weizen 
durch  Vermischen  verdorben,  und  so  sei  der  Werth  des  Wei- 
zens, der  zum  öffentlichen  Besten  gekauft  war,  für  den  Be- 
sorger geringer  worden;  mit  welcher  Klage  [nun]  der  Besor- 
ger mit  dem  Unterbesorger  verfahren  und  das  erlangen  könne) 
dass  ihm  der  Schade,  den  er  durch  denselben  erlitten  habe, 
ersetzt  würde?  Valerius  Severus  hat  [einstmals]  zum 
Bescheid  gegeben,  gegen  den  Mitvormund  sei  dem  Vormund 
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die  Geschäftsführungsklage  zu  geben.  Derselbe  tat  zum  Bescheid 
gegeben,  dass  einem  obrigkeitlichen  Beamten  gegen  einen  obrig- 
keitlichen Beamten  dieselbe  Klage  gegeben  werde,  vorausgesetzt 
jedoch,  dass  er  nicht  um  den  Betrug  mit  wisse.  Hiernach  ist 
auch  beim  Unterbesorger  dasselbe  zu  sagen. 

31.  PAPIN.  lib.  II.  Respons.  —  Es  hat  [Jemand  seinem] 
Freigelassenen  oder  Freund  aufgetragen ,  ein  Gelddarlelin  in 
Empfang  zu  nehmen,  der  Gläubiger  hat  in  Folge  dieses  Schrei- 
bens den  Contract  abgeschlossen  und  ein  Bürge  ist  beigetreten ; 
sollte  auch  das  Geld  nicht  zu  seinem  Nutzen  verwendet  sein, 
so  wird  gleichwohl  gegen  ihn  die  Geschäftsführungsklage  dem 
Gläubiger  oder  Bürgen  gegeben,  narnlich  nach  dem  Muster 
der  Factorklage.  §.  1.  [Jemand]  hat  unter  den  Geschäften  des 
Sempronius,  welche  er  führte,  ohne  es  zu  wissen,  das  Ge- 
schäft des  Titius  geführt;  auch  wegen  dieses  Falls  wird  er 
dem  Sempronius  gehalten  sein;  doch  muss  ihm  nothwendig 
Sicherheit  wegen  der  Schadloshaltung  nach  der  Pflicht  des 
Richters  gegen  den  Titius  gegeben  werden,  dem  eine  Klage 
zuständig  wird.  Dasselbe  ist  bei  dem  Vormund  Rechtens. 
§.  2.  Einen  anhängig  gemachten  und  vom  Beklagten  im  Stiche 
gelassenen  Streit  hat  ein  Freund  des  Abwesenden  aus  freien 
Stücken  geführt ,  indem  er  dem  Richter  die  Gründe  der  Ab- 
wesenheit desselben  anführte ;  eine  Fahrlässigkeit  wird  dieser 
nicht  begangen  zu  haben  scheinen,  wenn,  nachdem  das  Urtheil 
gegen  den  Abwesenden  gesprochen  worden,  er  nicht  selbst 
appellirt  hat.  Ulpianus  bemerkt:  dies  ist  wahr,  weil  der 
Abwesende  verurtheilt  worden  ist.  Sonst,  wenn  der  Freund, 
der,  einen  Abwesenden  vertheidigend,  verurtheilt  worden  ist, 
die  Geschäftsführungsklage  anstellen  wird ,  so  wird  es  ihm 
zugerechnet  werden  können,  wenn  er  nicht  appellirt  hatte, 
da  er  es  konnte.  §.  3.  Wer  fremde  Geschäfte  führt,  wird 
gezwungen,  Zinsen  zu  leisten,  nämlich  für  das  Geld,  das, 
nach  Abzug  der  notwendigen  Kosten,  übrig  ist.  §.  4.  Ein 
Erblasser  hat  gewollt,  dass  [seine]  Freigelassenen  eine  be- 
stimmte Geldsumme  zu  den  Kosten  eines  Denkmals  bekommen 
sollten;  wenn  etwas  mehr  ausgegeben,  wrorden  sein  sollte,  so 
wird  es  mit  der  Geschäftsführungsklage  vom  Erben  nicht  wohl 
auf  den  Grund  des  Fideicommisses  gefordert  werden,  da  der 
Wille  [des  Erblassers]  eine  Grenze  der  Ausgabe  gesetzt  hat. 
§.5.  Der  Erbe  des  Vormunds,  [dessen]  unmündiger  Sohn,  ist 
wegen  dessen,  was  sein  Vormund  in  den  Angelegenheiten 
der  väterlichen  Mündelin  geführt  hat,  nicht  gehalten,  sondern 
[sein]  Vormund  wird  in  eigenem  Namen  mit  der  Geschäfts- 
führung,klage  belangt  werden.  §.  6.  Obgleich  die  Mutter  die 
Geschäfte  des  Sohnes  nach  dem  Willen  des  Vaters  im  Ver- 
trauen auf  [ihre]  Liebe  führen  sollte,  so  wird  sie  gleichwohl 
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«Ins  Recht,  einen  Vertreter  auf  eigene  Gefahr  wegen  der  an- 
hängigen Rechtsstreitigkeiten  zu  bestellen,  nicht  haben;  weil 
nie  auch  selbst  nicht  mit  Recht  im  Namen  des  Sohnes  klagt, 
oder  Sachen  aus  seinem  Vermögen  veränssert,  oder  den  Schuld- 
ner des  Unmündigen  dadurch,  dass  sie  Geld  in  Empfang  nimmt, 
befreit.  §.  7.  Einer  vertheidigt  die  Sache  einer  gemeinschaft- 
lichen Wasserleitung,  das  Urtheil  wird  zum  Besten  des  [an- 
geblich dienenden]  Grundstücks  gesprochen;  aber  der,  welcher 
notwendige  [und]  zu  billigende  Rosten  auf  den  gemeinschaft- 
lichen Streit  verwendet  hat,  hat  die  Geschäftsführungsklage. 

32.  Id.  lib.  III.  Respons.  —  Ein  Bürge  hat,  aus  Un- 
wissenheit fehlend,  auch  [die]  für  den  andern  Vertrag,  der 
seine  Person  nicht  berührt,  [bestellten]  Pfänder  «nd  Hypothe- 
ken übernommen  und  beide  Geldsummen  dem  Gläubiger  gezahlt, 
indem  er  meinte,  dass  für  seine  Schadloshaltung  dadurch,  dass 
beide  Grundstücke  für  eins  gerechnet  würden  57),  gesorgt  wer- 
den könne;  deshalb  wird  er  vergeblich  mit  der  Auftragsklage 
belangt  werden;  und  er  selbst  wird  den  Schuldner  vergeblich 
[mit  dieser  Klage]  belangen ;  die  Geschäftsführungsklage  aber 
wird  beiden  nöthig  sein.  Bei  diesem  Streit  ist  es  genug,  dass 
die  Fahrlässigkeit  in  Anschlag  komme,  nicht  auch  der  Zufall, 
weil  der  Bürge  nicht  als  Räuber  [besitzend]  erscheint.  Der 
Gläubiger  wird  wegen  dieser  Handlung  zur  Zurückerstattung 
durch  die  Klage,  die  wegen  eines  gegebenen  Pfandes  angestellt 
wird,  da  er  sein  Recht  verkauft  zu  haben  scheint,  nicht  ge- 
halten sein.  §.  1.  Eine  Mutter  hatte  ohne  Wissen  ihrer  Toch- 
ter von  deren  Bräutigam  Geschenke  in  Empfang  genommen; 
weil  die  Auftrags-  oder  Niederlegungsklage  hier  wegfällt,  so 
wird  die  Geschäftsführungsklage  angestellt. 

33.  Id.  lib.  X.  Respons.  —  Der  Erbe  eines  verstorbenen 
Ehemannes  darf  die  Ehefrau,  welche  Sachen  [ihres]  Mannes 
zur  Zeit  der  Ehe  in  ihrer  Gewalt  hatte,  wegen  beraubter 
Erbschaft  nicht  verklagen;  er  wird  daher  klüger  thun,  wenn 
er  auf  Auslieferung  und  wegen  Geschäftsführung,  wenn  sie 
auch  Geschäfte  des  Mannes  geführt  hat,  gegen  sie  rechtlich 
verfährt. 

34.  PAUL.  üb.  I.  Qitaest.  —  Wesenniiis  Apollina- 
ris dem  Julius  Paulus  seinen  Gruss  :  Eine  Grossmutter  hat 
die  Geschäfte  ihres  Enkels  geführt;  nachdem  beide  gestorben, 
wurden  die  Erben  der  Grossmutter  von  den  Erben  des  Enkels 
mit  der  Geschäftsführungsklage  belangt;  es  brachten  die  Erben 


57)  Confusis  praedüs ,  so  nach  Cujac.  ad  Paphi.  T.  IY.  Opp. 
p.  919  sqq.  Die  Glosse  hat  mehrere  weniger  gute  Aus- 
legungen. 
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der  Großmutter  die  dem  Enkel  geleisteten  Nahrungsmittel  in 
Anrechnung.  Man  antwortete  [auf  Seiten  der  Kläger],  die 
Grossmutter  habe  sie  aus  Liebe  von  dem  Ihrigen  geleistet; 
auch  habe  sie  ja  weder  gefordert,  dass  Nahrungsmittel  [dem 
Enkel]  zuerkannt  würden,  noch  seien  sie  zuerkannt  worden; 
überdies,  sagte  man,  sei  verordnet  worden,  dass,  wenn  eine 
Mutter  [ihr  Rind]  ernährt  hatte,  sie  die  Nahrungsmittel,  die 
sie  aus  dem  Drange  der  Liebe  von  dem  Ihrigen  geleistet  hätte, 
nicht  zurückfordern  konnte.  Von  der  andern  Seite  sagte  man, 
dies  werde  dann  mit  Recht  behauptet,  wenn  bewiesen  würde, 
dass  eine  Mutter  aus  dem  Ihrigen  ernährt  habe;  aber  im  vor- 
liegenden Falle  sei  es  wahrscheinlich,  dass  die  Grossmutter, 
welche  die  Geschäfte  [des  Enkels]  verwaltete,  aus  dem  Ver- 
mögen des  Enkels  selbst  ihn  ernährt  habe.  Man  verhandelte 
nun  darüber,  ob  von  beiden  Vermögen  [die  Nahrungsmittel] 
bestritten  zu  sein  schienen?  Ich  frage,  was  dir  gerechter 
scheine  ?  Ich  habe  zum  Bescheid  gegeben :  bei  diesem  Streit 
kommt  es  blos  auf  Thatsachen  an;  denn  auch  das,  was  von 
der  Mutter  verordnet  worden,  glaube  ich,  ist  nicht  so  durch- 
gängig zu  beobachten.  Denn  wie,  wenn  sie  sogar  protestirt  hat, 
sie  ernähre  den  Sohn  in  der  Voraussetzung,  entweder  ihn  selbst 
oder  die  Vormünder  desselben  belangen  zu  können  ?  Setze 
[den  Fall],  der  Vater  desselben  sei  in  der  Fremde  gestorben, 
und  die  Mutter  habe,  während  sie  ins  Vaterland  zurückkehrt, 
sowohl  den  Sohn,  als  die  Sclaven  desselben  unterhalten;  in 
diesem  Fall  hat  der  verewigte  Kaiser  Pius  Antonin  us 
verordnet,  dass  sogar  gegen  den  Unmündigen  selbst  die  Ge- 
schäftsführungsklage zu  geben  sei.  Daher  werde  ich  leichter 
glauben,  dass  in  dieser  nur  Thatsachen  umfassenden  Frage 
die  Grossmutter  oder  ihre  Erben  zu  hören  seien,  wenn  sie 
die  Nahrungsmittel  in  Anrechnung  bringen  wollen ;  vorzüglich, 
wenn  es  sich  ergeben  sollte,  dass  die  Großmutter  dieselben 
in  die  Aufwandsrechnung  eingetragen  hat.  Das  glaube  ich  aber 
ist  auf  keinen  Fall  zuzulassen,  dass  [die  Nahrungsmittel]  von 
beiden  Vermögen  bestritten  zu  sein  scheinen. 

35.  SCAEV.  lib.  I.  Qnaest.  —  Nach  geschehener  Ehe- 
scheidung hat  der  Ehemann  die  Geschäfte  der  Ehefrau  geführt  * 
die  Mitgift  kann  hier  nicht  blos  durch  die  Mifgifts-,  sondern 
[auch]  durch  die  Gescliäffsführungs  -  Klage  erlangt  werden. 
Dies  dann,  wenn  der  Mann  bei  der  Geschäftsführung  und 
während  derselben  im  Stande  gewesen  ist,  Zahlung  zu  leisten; 
Jenn  sonst  kann  es  ihm  nicht  zugerechnet  werden,  dass  er 
[sie]  von  sich  nicht  eingezogen  habe.  Auch  wenn  er  [seinj 
Vermögen  verloren  haben  sollte,  wird  die  Geschäftsführungs- 
klage [für  diesen  Fall J  noch  in  voller  Wirksamkeit  sein,  ob- 


Tan dect.  L.III.  Tit.  5.  De  ncgotüs  gestis. 


gleich  er,  wenn  er  als  Ehemann  mit  der  Mitgiftsklage  belangt 
wird,  freizusprechen  ist  S8).  Es  ist  aber  hier  eine  gewisse 
Beschränkung  zu  beobachten ,  so  dass  dann  die  Klage  [gegen 
den  Mann]  Statt  hat,  (in  soweit  er  [nämlich]  hat  gewähren 
können,  obgleich  er  [sein  Vermögen]  nachher  verloren  haben 
sollte,)  5f)),  wenn  er  zu  jener  Zeit  im  Stande  war,  ihr  Zah- 
lung zu  leisten;  denn  er  hat  nicht  auf  der  Stelle  [etwas]  bei 
seiner  Pllicht  versehen,  wenn  er  nicht  sogleich  seine  Sachen 
verkauft  hat,  um  Geld  herbeizutreiben;  es  wird  vielmehr 
einige  Zeit  vorübergegangen  sein  müssen,  wahrend  welcher  er 
gesäumt  zu  haben  scheine.  Ist  inzwischen,  ehe  er  seine  Pllicht 
erfüllt,  [sein]  Vermögen  verloren  gegangen,  so  ist  er  eben  so 
wenig  aus  der  Geschäftsführungsklage  gehalten,  als  wenn  er 
niemals  gewähren  kann.  Es  versteht  sich,  dass  die  Geschäfts- 
führungsklage auch  zulässig  ist,  so  lange  der  Mann  noch  zah- 
lungsfähig ist,  weil  vielleicht  Gefahr  vorhanden  ist,  dass  er 
aufhören  möge,  gewähren  [zu  können]  6o).  §.  1.  Dass  aber 
Der,  welcher  die  Geschäfte  [seines]  Schuldners  führt,  zur 
Zurückgabe  des  Pfandes  gehalten  sei,  glauben  wir  nicht,  wenn 
ihm  Geld  geschuldet  wird,  und  nichts  da  war,  was  er  sich 
hätte  auszahlen  können.    §.  2.  Auch  der  Fall  der  Wandelklage 


58)  (Juia  non  facere  potest,  pairimonio  amisso. 

59 )  Quantum  facere  potuit ,  quamvis  postea  amiserit.  In  unser m 
Text  ist  die  erste  Hälfte  dieses  Satzes,  und  in  der  Göttinger 
(7.  Juris  -  Ausgabe  der  ganze  Satz  so  durch  den  Druck  hervor- 
gehoben, als  bezeichneten  die  in  demselben  enthaltenen  Worte 
den  Gegenstand  der  vorher  erwähnten  Beschwerde  (quereta), 
unter  welcher  hier,  wie  öfters  (z  B.  weiter  unten  §.  3),  so 
viel  als  Klage,  und  zwar  hier  die  Geschäftsführungsklage  zu 
verstehen  ist.  Allein  dies  ist  unstatthaft,  da  das  durch  jene 
Worte  ausgedrückte  s  g".  Ueneficium  competenliae  nicht  Gegen- 
stand einer  Klage,  sondern  einer  Einrede  ist.  Vielmehr  ent- 
halten dieWoqte:  quantum  facere  potuit  eine  Modifikation  der 
Klage,  als  welche  nur  in  soweit  Statt  finde,  als  der  Mann 
habe  gewähren  können,  durch  die  Worte:  quamvis  postea 
amiserit ,  aber  wird  dieser  Satz  an  den  vorhergehenden  an- 
geknüpft, wo  gesagt  worden  war,  dass  auch  nach  verloren 
gegangenem  Vermögen  die  Geschäftsführungsklage  Stattfinde. 
Es  schien  also  gerathener,  diesen  ganzen  Satz  in  Parenthese 
einzuschliessen ,  wrodurch  der  Zusammenhang  der  Stelle  deut- 
licher wird.  Diese  Bemerkung  gebührt  Friedr.  Ad.  Schil- 
ling. 

60)  Um  diese  Stelle  richtig  zu  verstehen,  behalte  man  vor  Au- 
gen den  Unterschied  der  Verurtheilung  bei  der  Klage  ex  neg. 
gest.  und  rei  uocoriae ;  bei  letzterer  wird  nur  in  quantum 
facere  potest  verurtheilt.  Jst  nun  nach  Obigein  der  Fall  von 
der  Art,  dass  die  erstere  überhaupt  nicht  begründet  ist,  so 
hat  die  letztere,  wenn  der  Mann  non  facere  potuit ,  gar  kei- 
nen Erfolg.  Man  s.  Joann.  Altami  ran.  ad  h.  L  in  Thes. 
Meerm.  T.II.  p.  381. 
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kommt  bei  der  Geschäftsführungsklage  niclit  in  Betracht61), 
und  sie  erlischt  dadurch  nach  Verlauf  von  sechs  Monaten, 
wenn  [der  Geschäftsführer]  entweder  den  Sclaven  unter  den 
Sachen  [des  Geschäftsherrn]  nicht  gefunden  hat,  oder  nachdem 
er  denselben  gefunden,  das,  was  als  Zubehör  beigegeben  war, 
oder  um  wieviel  der  Mensch  schlechter  geworden,  oder  was 
durch  denselben,  nicht  aus  dem  Vermögen  des  Räufers  erwor- 
ben worden,  weder  gefunden,  noch  zurückgenommen  hat, 
auch  nichts  iia  den  Geschäften  des  Räufers  selbst ,  die  er 
f  ihrte,  war,  woher  er  sich  gegenwärtig  [die  Raufsumme] 
zurückgeben  könnte.  §.  3.  Wenn  übrigens  [Jemand]  aus  einem 
andern  Grunde  einer  immerwährenden  Verbindlichkeit,  wah- 
rend er  zahlungsfähig  ist,  etwas  schulden  sollte,  so  ist  es 
[ihm]  nicht  weiter  zuzurechnen,  wenn  er  nicht  bezahlt  haben 
sollte;  vorausgesetzt,  dass  auch  die  Rücksicht  auf  Zinsen  nicht 
zur  Rlage  Veranlassung  gibt62).  Verschieden  ist  es  beim 
Vormund,  der  Schuldner  ist,  weil  da  ein  Interesse  vorlag, 
dass  in  Folge  der  frühern  Verbindlichkeit  [die  Schuld]  gelei- 
stet werde,  nämlich  damit  [nun]  aus  der  Vormundschaftsklage 
geschuldet  würde. 

36.  PAUL.  lib.  IV.  Quaest.  —  Wenn  ein  freier  Mensch, 
der  mir  in  gutem  Glauben  diente,  ein  Gelddarlehn  aufgenommen 
und  dies  in  meinen  Nutzen  verwendet  hat,  so  ist  die  Frage, 
auf  welche  Rlage  ich  das,  was  er  in  meinen  Nutzen  verwen- 
det hat,  zurückgeben  müsse;  denn  er  hat  das  Geschäft  nicht 
als  das  eines  Freundes,  sondern  als  das  eines  Herrn  geführt. 
Dennoch  ist  die  Geschäftsführungsklage  zu  ertheilen,  welche 
aufhört,  zuständig  zu  sein,  wenn  seinem  Gläubiger  Zahlung 
geleistet  worden  ist.«/ 

37.  Ib.  lib.  I.  Sentent.  —  Zur  Zeit  der  Einleitung  des 
Streites  pflegt  untersucht  zu  werden,  ob  der  Mündel,  dessen 
Geschäfte  ohne  Ermächtigung  des  Vormundes  geführt  worden 
sind,  reicher  durch  die  Sache  geworden  sei,  wegen  welcher 
die  Rlage  gegen  ihn  gerichtet  wird.  §.  1.  Wenn  Jemand  ein 
Geldgeschäft  führt,  so  muss  er  auch  für  die  Zinsen  stehen 
und  für  die  Gefahr  derjenigen  Darlehusv  ertrüge ,  die  er  selbst 
abgeschlossen  hat,  wenn  nicht  die  Schuldner  durch  reinen  Zu- 
fall ihr  Vermögen  so  verloren  haben,  dass  sie  zur  Zeit  des 


61)  In  diesem  Satze  ist  von  dem  Fall  die  Rede,  wo  der  Ver- 
käufer eines  fehlerhaften  Sclaven  die  Geschäfte  des  Käufers 
führt  und  also  die  Wandelklage  ^redhibitoria)  eigentlich  ge- 
gen sich  selbst  austeilen  müsste.  Ueber  diese  Rlage  s.  das 
%\.  Buch  1.  Titel. 

62)  D.  h.  wenn  nicht  die  Absicht,  bei  einer  bisher  nicht  zins- 
baren Schuld  Zinsen  zu  erhalten,  den  Gläubiger  zur  Austei- 
lung der  Klage  bewogeu  haben  würde. 
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in  Folge  der  Klnge  eingeleiteten  Streites  zahlungsunfähig  wa- 
ren. §.  2.  Em  Vater  ist,  wenn  er  die  von  ihm  geschenkten 
Sachen  [seines]  aus  der  Gewalt  entlassenes  Sohnes  verwaltet 
hat,  dem  Sohn  durch  die  Geschäftsführungsklage  gehalten. 

38.  TR Y PHON.  üb.  II.  Disput.  —  Jemand,  welcher 
ohne  Zinsen  Geld  schuldete,  hat  die  Geschäfte  seines  Gläubigers 
geführt;  man  hat  gefragt,  ob  er  auf  die  Geschäftsführungsklage 
die  Zinsen  jener  Summe  leisten  müsse.  Ich  habe  gesagt,  dass, 
wenn  er  von  sich  selbst  die  Schuld  hatte  einziehen  müssen, 
er  Zinsen  schulden  werde;  wenn  aber  der  Zahlungstag  des 
Geldes  zur  Zeit,  wo  er  die  Geschäfte  führte,  noch  nicht  ge- 
kommen war,  so  werde  er  keine  Zinsen  schulden;  sei  der 
Tag  vergangen,  so  werde  er,  wenn  er  nicht  in  die  Rechnun- 
gen des  Gläubigers,  dessen  Geschäfte  er  führte,  jenes  von  ihm 
geschuldete  Geld  eingetragen  hat,  mit  Recht  Zinsen  auf  eine 
Klage  guten  Glaubens  leisten.  Doch  wir  wollen  sehen,  welche 
Zinsen  er  schulden  wird;  ob  die,  zu  welchen  derselbe  Gläu- 
biger Andern  [Geld]  dargeliehen  hatte,  oder  die  höchsten  Zin- 
sen, weil,  wo  Jemand  das  Geld  desjenigen,  dessen  Vormund- 
schaft oder  Geschäfte  er  verwaltet,  oder  ein  Municipalbeamler 
ö'iientliches  [Geld]  zu  seinem  Gebrauch  verwendet  hat,  er  die 
höchsten  Zinsen  zahlen  muss,  wie  von  den  verewigten  Kai- 
sern63) verordnet  worden  ist.  Aber  das  Verhältniss  desjeni- 
gen, der  sich  nicht  aus  der  Verwaltung  Gelder  genommen  hat, 
sondern  [sie]  von  einem  Freunde  erhielt  und  vor  der  Geschäfts- 
verwaltung ist  ein  ganz  verschiedenes.  Denn  die ,  in  Bezug 
auf  welche  [das  so  eben  Angeführte]  verordnet  worden  ist, 
werden  darum,  weil  sie  eine  unentgeltliche,  wenigstens  eine 
unbescholtene  und  sich  alles  Gewinns  enthaltende  Treue  be- 
weisen mussten,  wegen  der  Freiheit,  die  sie  zu  missbrauchen 
scheinen,  den  höchsten  Zinsen  anstatt  einev  Strafe  unterworfen. 
Dieser  [dagegen]  hat  auf  eine  untadiiche  Art  von  einem  An- 
dern ein  Darlehn  empfangen,  und  ist  in  die  Zinsen,  weil  er 
nicht  bezahlt,  nicht  weil  er  aus  den  Geschäften,  die  er  führte, 
Geld  für  sich  verwendet  hat,  zu  verurtheilen.  Es  ist  aber  ein 
grosser  Unterschied,  ob  die  Schuld  jetzt  erst  entstanden  sei, 
oder  ob  vorher  eine  Schuldforderung  an  den  Schuldner  da  war, 
weil  es  [dann]  genügend  ist,  aus  einer  nicht  zinsbaren  eine 
zinsbare  [Schuld]  zu  machen. 

39.  GAJ.  lib.  III.  de  Verl.  ohlig.  —  Jeder  befreit  da- 
durch einen  Andern,  dass  er  für  ihn,  obgleich  wider  dessen 
Willen  und  Wissen,  eine  Verbindlichkeit  erfüllt;  was  aber 

63)  Die  Worte:  a  Divis  Principibus  constitutum  est,  sind  unbe- 
stimmt zu  nehmen  für:  es  ist  durch  kaiserliche  Constitutionen 
verordnet  worden,  wie  sie  auch  Zimmern  a.  a.  O.  Bd.  I. 
§.247.  S.933  versteht. 
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Einem  geschuldet  wird,  kann  ein  Anderer  ohne  dessen  Willen 
nicht  mit  Recht  einklagen.  Denn  ein  unnatürlicher  sowohl 
als  ein  bürgerlicher  Grund  hat  dazu  gerathen,  dass  wir  ein 
fremdes  Verhalfniss  zwar  besser,  auch  wider  Wissen  und  Wil- 
len des  Andern,  machen  können,  schlechter  [aber]  nicht. 

40.  PAUL.  lib.  X.  ad  Sabin.  —  Wenn  ich  mit  dir  ge- 
meinschaftliche Gebäude  habe,  und  für  deinen  Antheil  dem 
Nachbar  Sicherheit  wegen  eines  drohenden  Schadens  gegeben 
habe,  so  muss  man  sagen,  dass  ich  das,  was  ich  geleistet  haben 
werde,  vielmehr  durch  die  Geschäftsführungsklage,  als  durch 
die  Klage  auf  Theilung  des  Gemeinschaftlichen  fordern  könne ; 
weil  ich  meinen  Antheil  so  vertheidigeu  konnte ,  dass  ich  nicht 
gezwungen  würde,  den  Antheil  [meines]  Mitgenossen  zu  ver- 
theidigen. 

41.  Id.  lib.  XXX.  ad  Ed.  —  Wer  meinen  Sclayen, 
da  ich  nichts  [davon]  wusste  oder  abwesend  war,  in  einem 
Schädenprocess  vertheidigt  hat ,  wird  gegen  mich  die  Geschäfts- 
führungsklage aufs  Ganze,  nicht  die  wegen  des  Sonderguts 
anstellen. 

42.  Id.  lib.  XXXII.  ad  Ed.  —  Wenn  du  auf  Bitten 
meines  Sclaven  meine  Geschäfte  übernommen  hast,  so  wird, 
wenn  du  es,  nur  aufgefordert  von  meinem  Sclaven,  gethan, 
zwischen  uns  die  Geschäftsführungsklage  Statt  finden;  wenn 
[du]  es  aber  gleichsam  in  Auftrag  des  Sclaven  [gethan  haben 
solltest],  so  ist  zum  Bescheid  gegeben  worden,  dass  du  auch 
die  Klage  wegen  des  Sonderguts  und  wegen  der  Verwendung 
in  meinen  Nutzen  anstellen  könnest. 

43.  LABEO  lib.  VI.  Poster.  Epitorn.  a  Jav.  mii  Da  du 
Geld  im  Namen  desjenigen  zahltest,  der  dir  nichts  aufgetragen 
hatte,  so  steht  dir  die  Geschäftsführungsklage  zu,  weil  durch 
jene  Zahlung  der  Schuldner  vom  Gläubiger  befreit  worden  ist, 
es  sei  denn,  dass  dem  Schuldner  daran  gelegen  hat,  dass  jenes 
Geld  nicht  bezahlt  würde. 

44.  ULP.  lib.  VII.  Disput.  —  Der,  welcher  durch  väter- 
liche Freundschaft  geleitet ,  für  Unmündige  um  einen  Vormund 
gebeten,  oder  verdächtige  Vormünder  verklagt  hat,  hat  gegen 
jene,  nach  der  Constitution  des  verewigten  Kaisers  Severus, 
keine  Klage. 

45.  Id.  lib.  IV.  Opinion.  -—  Was  mit  Nutzen  für  Je- 
mandes Geschäfte  ausgegeben  wird ,  wozu  auch  der  auf  anstän- 
dige Weise  zur  [Erlangung  von]  stufenweise  aufsteigenden  Eh- 
renstellen gemachte  Aufwand  gehört,  kann  mit  der  Geschäfts- 
führungsklage gefordert  werden.  §.  1.  Die,  welche  unbedingt 
durch  ein  Testament  die  Freiheit  erhalten  haben,  werden  nicht 
geno'thigt,  von  einer  Handlung,  die  sie  bei  Lebzeiten  ihn  r 
Bferreii  verrichtet  haben,  ilechenschaft  zu  geben.    §.2.  jitius 
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hat  erbschaftlichen  Gläubigern  Geld  gezahlt,  in  der  Meinung*, 
dass  seine  Schwester  Testamentserbin  des  Verstorbenen  gewor- 
den sei;  obgleich  er  dies  in  der  Absicht,  die  Geschäfte  seiner 
Schwester  zu  führen,  gethan,  in  der  That  jedoch  [die  Geschäfle] 
der  Sohne  des  Verstorbenen,  die  nach  Aufhebung  des  Testaments 
Wotherben  ihres  Vaters  waren,  geführt  hatte,  so  hat  man,  weil 
es  billig*  ist,  dass  er  nicht  in  Schaden  gerathe,  angenommen, 
dass  er  das,  [was  er  gezahlt  hat,]  mit  der  Geschäftsführungs- 
klage  fordere. 

46.  AFRICAN.  Üb.  VII.  Quaest.  —  Du  hast  meinem 
Sohn  aufgetragen,  dass  er  dir  ein  Grundstück  kaufe;  da  ich 
dies  erfahren  hatte,  habe  ich  selbst  es  dir  gekauft;  ich  glaube, 
es  macht  einen  Unterschied,  in  welcher  Absicht  ich  gekauft 
habe;  denn  wenn  deswegen,  weil  ich  wusste,  was  dir  nöthig 
sei,  und  dass  du  die  Absicht  habest,  dass  du  [das  Grundstück] 
gekauft  haben  wollest,  so  können  wir  zwischen  uns  die  Ge- 
schäftsführungsklage anstellen,  sowie  dies  der  Fall  sein  würde, 
wenn  überhaupt  kein  Auftrag  eingetreten  wäre,  oder  du  dem 
Titius  aufgetragen  hättest,  und  ich,  weil  ich  durch  mich  das 
Geschäft  vortheilhafter  zu  Stande  bringen  konnte,  gekauft  hätte. 
Wenn  ich  aber  deswegen  gekauft  habe,  damit  [mein]  Sohn 
nicht  durch  die  Auftragsklage  gehalten  sei,  so  ist  vielmehr 
[anzunehmen],  dass  aus  der  Person  desselben  sowohl  ich  gegen 
dich  die  Auftragsklage  anstellen  könne,  als  auch  du  gegen 
mich  dje  Klage  wegen  des  Sonderguts  habest;  weil,  auch 
wenn  Titius  jenen  Auftrag  übernommen ,  und  ich ,  damit  er 
nicht  in  dieser  Hinsicht  gehalten  sei,  gekauft  hätte,  ich  gegen 
den  Titius  die  Geschäftsführungsklage  anstellen  würde,  und  er 
gegen  dich  und  du  gegen  ihn  die  Auftragsklage.  Dasselbe  fin- 
det Statt,  wenn  du  meinem  Sohn  aufgetragen  hast,  sich  für 
dich  zu  verbürgen,  und  ich  mich  für  dich  verbürgt  habe. 
§.  l.  Wenn  [der  Fall]  vorläge,  du  hättest  dem  Titius  aufge^ 
tragen,  dass  er  sich  für  dich  verbürge,  und  ich  hatte,  weil  er 
aus  irgend  einem  Grunde  daran  verhindert  wurde,  um  sein 
Versprechen  zu  lösen,  mich  verbürgt,  so  steht  mir  die  Geschäfts- 
führungsklage zu. 

47.  PAUL.  lib.  I.  Senient.  —  Die  Geschä'ftsführungs- 
klage  wird  dem  gegeben,  dem  daran  liegt,  mit  dieser  Klage 
zu  verfahren.  §.  1.  Auch  ist  es  einerlei,  ob  Jemand  mit  der 
directen  oder  analogen  [Geschäftsführungs  -  ]  Klage  klage  oder 
belangt  werde6*);  weil  bei  ausserordentlichen  Gerichten,  wo 



64)  Nämlich  in  den  Wirkungen,  welche  für  den,  der  eine  acU 
utilis  anstellt  oder  mit  derselben  belangt  wird ,  nicht  etwa 
nachtheiliger  sind,  als  wenn  er  die  act.  directa  angestellt  oder 
gegen  sich  gehabt  hätte.  S.  Miihlenbruch's  Cess.  d.  For* 
S.  167. 
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die  Abfassung*  der  [Klag1-]  Formeln  nicht  beobachtet  wird,  diese 
Genauigkeit  überflüssig  ist,  vorzüglich  da  beide  Riagen  von  der- 
selben Kraft  sind  und  dieselbe  W irkung  haben. 

48.  PAPIiV.  üb.  III.  Quaest.  —  Wenn,  ohne  dass  die 
Schwester  ei  was  [davon]  wusste,  der  Bruder,  der  ein  Geschäft 
derselben  führt,  die  Mitgift  von  [ihrem]  Manne  stipulirt  hat, 
so  wird  er  mit  der  Geschäftsführungsklage  mit  Recht  belangt, 
dass  er  den  Mann  befreie. 

49.  AFRICAN.  üb.  VIII.  Quaest.  —  Wenn  eine  Sache, 
welche  ein  verkaufter  Sclave  mir,  dein  Verkaufer,  entwendet 
hatte,  der  Räufer  verkauft  und  diese  [Sache]  aufgehört  haben 
sollte,  in  der  Natur  zu  existiren,  so  sei  mir  wegen  des  Wer- 
thes  [der  Sache]  die  Geschäftsführungsklage  zu  geben,  wie  sie 
mir  gegeben  werden  müsste ,  wenn  du  ein  Geschäft,  das  du 
für  das  deinige  hieltest,  wahrend  es  das  meinige  war,  geführt 
hättest.  Sowie  sie  auf  der  andern  Seite  dir  gegen  mich  ge- 
geben würde,  wenn  du  eine  Erbschaft,  die  mir  gehört,  für 
die  deinige  haltend ,  deine  eigenen  [Andern]  vermachten  Sachen 
geleistet  hättest,  weil  ich  von  dieser  Leistung;  befreit  würde  65). 

Sechster  Titel. 
De  calumniatoribus. 

{Von  den  Händelsuchern.) 
i.  ULP.  lib,  X.  ad  Ed,  —  Gegen  den,  von  dem  be- 
hauptet wird ,  dass  er  Geld  angenommen  habe ,  damit  er  aus 
Händelsucht  [Jemandem]  eine  Verdriesslichkeit  bereite  oder 
nicht  bereite66),  steht  innerhalb  eines  Jahres  aufs  Vierfache 
des  Geldes,  das  er  angenommen  haben  soll,  nach  einem  Jahr 
\veg"en  des  Einfachen  eine  Rlag'e  auf  das  Geschehene  zu. 
§.  1.  Dass  diese  Rlage  aber  nicht  blos  bei  bürgerlichen  Pro- 
cessen  [Statt  finde],  sondern  sich  auch  auf  peinliche  Pro- 


65)  Quandoque  steht  hier  für  guandoguidem }  s.  Drakenborch 
ad  Liv.  IX.  10.  §.  9.  ad  I  24  3. 

66)  Ut  calumniae  causa  negotium  faceret  vel  non  faceret. 
C alumni a  kaun  weder  durch  Verleumdung-,  noch  durch 
falsche  Anklage  oder  ein  ähnliches  Wort  ausgedrückt  werden, 
weil  der  BegrifF,  den  die  Römer  damit  verbinden,  von  viel 
weiterem  Umfange  war  und  jede  iu  böser  Absicht  vorgenom- 
mene. Handlung  umfässte,  wodurch  mau  unter  dem  Schein 
des  Rechts  die  Rechte  Anderer  verletzte.  S.  die  in  diesem 
Titel  aufgeführten  Beispiele  und  v.  Glück  a.  a.  O.  Th.  5, 
S.  386.  flg.  Das  fremde  Wort  Chicane,  wie  das  deutsche 
Händel,  ist  ohne  Zweifel  das  bezeichnendste  dafür.  Die 
Worte  negotium  facere  vel  non  facere  bezeichnen 
nicht  allein  den  Fall ,  wo  Jemand  den  Andern  in  einen  Pro- 
cess  verwickelt,  oder  nicht,  sondern  überhaupt  jede  Ver- 
driesslichkeit, die  mau  dem  Andern  zuzieht.  S.  z.  B.  Fr.  7» 
§.  2.  h.  U 
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cesse  6 7 )  beziehe ,  schreibt  Pomponins;  vorzüglich  da  auch 
d|}rch  das  (Jesetz  wegen  Erpressungen  der  gehalten  ist,  wel- 
cher, um  [Jemanden]  ans  Händelsucht  eine  Verdriesslichkeit 
zu  bereiten  oder  nicht  zu  bereiten,  Geld  empfangen  hat. 
§.2.  Gehalten  ist  jeder,  wer  Geld  empfangen  hat,  sei  es  Tor 
Einlassung  oder  nach  Einlassung  auf  den  Process.  §.  3.  Es 
hat  aber  auch  eine  Constitution  unseres  Kaisers68),  welche 
an  den  Cassius  Sabinus  gerichtet  ist,  verboten,  dem  Rich- 
ter oder  Gegner  bei  ö'Jfentlichen  oder  Privat-  oder  fiscalischen 
Processen  Geld  zu  geben,  und  hat  angeordnet,  dass  aus  einem 
solchen  Grunde  der  Streit  erlösche.  Es  kann  nun  die  Frage 
entstehen,  ob,  wenn  der  Gegner  das  Geld  nicht  aus  Handel- 
sucht, [sondern]  in  der  Absicht,  sich  zu  vergleichen,  empfan- 
gen hat,  die  Constitution  wegfällt?  Und  ich  glaube,  sie  falle 
weg,  sowie  auch  diese  Klage;  denn  es  sind  ja  nicht  Vergleiche 
untersagt  worden,  sondern  niedrige  Einschüchterungen  69). 
§.4.  Dass  [Jemaud]  Geld  empfangen  habe,  werden  wir  sagen, 
auch  wenn  etwas  statt  Geldes  angenommen  worden  ist. 

2.  PAUL.  lib.  X.  ad  Ed.  —  Selbst  wenn  Jemand  von 
seiner  Verbindlichkeit  befreit  worden  ist,  kann  er  [so]  ange- 
sehen werden,  [als]  habe  er  [Geld]  genommen.  Dasselbe  [fin- 
det Statt],  wenn  Geld  zum  unentgeltlichen  Gebrauch  gegeben 
worden,  oder  eine  Sache  zu  geringerem  Preise  vermiethet  oder 
verkauft  worden  ist.  Auch  ist  es  einerlei,  ob  er  selbst  das 
Geld  empfangen,  oder  befohlen,  dass  es  einem  Andern  gegeben 
werde,  oder  es  genehmigt  hat,  dass  es  in  seinem  Namen  an- 
genommen worden  sei. 

3.  ULP.  lib.  X.  ad  Ed»  —  Und.  im  Allgemeinen  wird 
es  einerlei  sein,  wenn  er  überhaupt  irgend  einen  Vortheil 
deshalb  erhalten  hat,  sei  es  vom  Gegner  oder  von  irgend 
einem  Andern.  §.  1.  Wenn  er  also  [Geld]  empfangen  hat, 
damit  er  [Jemandem]  eine  Verdriesslichkeit  bereite,  mag  er  es 
nun  gethan  haben  oder  nicht  gethan  haben,  und  [auf  gleiche 
Weise]  wer  empfangen  hat,  damit  er  eine  Verdriesslichkeit 
nicht  bereite,  er  ist,  auch  wenn  er  es  [nicht70)]  gethan  hat, 


67)  In  pecuniariis  causis  —  ad  publica  crimina.  In  diesem 
Gegensatz  ist  pecuniaria  causa  soviel  als  civilis,  d.h.  bürger- 
licher Rechtsstreit,  crimen  soviel  als  Process.  S.  Birnbaum 
a.a.O.  Bd.  VIII.  §.11,  namentlich  S.  708. 

68)  Des  Antoninus  Caracalla.  S  die  Bemerk.  zuL.33.  §.2. 
D.  de  proc.  et  def.  3.  3.  und  L.  1.  C  de  poena  just.  7.  49. 

69)  Concussiones ,  d.h.  Erpressungen  eines  Vorthells  von  eioem 
Andern  durch  den  Vorwand  oder  durch  Bedrohung  mit  Miss- 
brauch eines  Rechts ;  so  erklärt  Fe  ti  erb  ach,  Lehrb.  d.  peinl.  R. 
8.430   dieses  Wort,  welches  eigentlich  Erschütterung  bedeutet. 

70;' Dieses  non ,  nach  Brenkinanu's  Conjectur,  darf  nicht 
fehle«. 
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gehalten.  §.  2.  Durch  dieses  Edict  ist  auch  der  gehalten,  der 
depeclus  7  1)  ist;  depeclus  aber  heisst  Einer,  der  auf  schänd- 
liche Weise  einen  Vertrag  gemacht  hat.  §.  3.  Das  wird  zu 
bemerken  sein,  dass,  wer  Geld  gegeben  hat,  damit  Jemand 
eine  Verdriesslichkeit  erleide,  nicht  selbst  das  Zurückforderungs- 
recht  habe;  denn  er  hat  schändlich  gehandelt.  Aber  dem  wird 
das  Forderungsrecht  gegeben  werden,  in  Bezug  auf  welchen 
[etwas]  gegeben  worden  ist,  damit  demselben  eine  Chicane 
bereitet  werde.  Deshalb,  wenn  Jemand  sowohl  von  dir  Geld 
empfangen  hat,  damit  er  mir  eine  Verdriesslichkeit  bereite, 
als  auch  von  mir,  damit  er  sie  mir  nicht  bereite,  so  wird  er 
mir  durch  zwei  Klagen  gehalten  sein. 

4.  GAJ.  üb.  IV.  ad  Ed*  prov.  —  Diese  Klage"72)  steht 
dem  Erben  zwar  nicht  zu,  weil  es  ihm  geniigen  muss,  dass 
er  das  Geld,  welches  der  Verstorbene  gegeben  hat,  zurück- 
fordern kann  ; 

5.  ÜLP.  lib.  X.  ad  Ed,  —  gegen  den  Erben  aber  steht 
sie  auf  das  zu,  was  auf  ihn  gekommen  ist.  Denn  es  ist  ver- 
ordnet worden,  dass  schändliche  Gewinne  auch  den  Erben 
entrissen  werden  [sollen],  obgleich  die  Verbrechen  [des  Erb- 
lassers] erlöschen ;  z.  B.  das  um  einer  Fälschung  oder  dem 
Richter  um  eines  günstigen  Urtheils  willen  Gegebene  wird 
auch  dem  Erben  entrissen  werden,  und  wenn  sonst  etwas 
durch  ein  Verbrechen  erworben  worden.  §.  1.  Ausser  dieser 
Klage  steht  auch  noch  eine  Condiction  7  3)  zu,  wenn  es  sich 
blos  um  eine  Schändlichkeit  des  Empfängers  handeln  sollte ; 
denn  wenn  auch  um  eine  des  Gebers,  so  wird  der  Zustand 
desjenigen,  der  besitzt,  besser  sein.  Wird  nun  wohl,  wenn 
die  Condiction  angestellt  worden  ist,  diese  Klage  aufgehoben, 
oder  aber  aufs  Dreifache  zu  geben  sein?  Ertheilen  wir  nach 
dem  Beispiel,  wie  es  beim  Diebe  gehalten  wird,  sowohl  die 
Klage  aufs  Vierfache,  als  auch  die  Condiction?  Ich  glaube, 
dass  es  an  einer  von  beiden  Klagen  geniige.  Wo  aber  die 
Condiction  zusteht,  da  ist  es  nicht  nöthig,  nach  einem  Jahr 
die  Klage  aufs  Geschehene  zu  geben. 

6.  GAJ.  lib.  IV.  ad  Ed,  prov,  —  Das  Jahr  aber  fängt 
zwar  in  Bezug  auf  die  Person  desjenigen,  der  Geld  gegeben 
hat,  damit  nicht  gegen  ihn  geklagt  würde,  von  der  Zeit  zu 
laufen  an,  da  er  [das  Geld]  gegeben  hat,  wenn  ihm  nur  die 


71)  Depeclus  heisst  Einer,  der  einen  Vertrag  gemacht  hat,  und 
ist  sowohl  im  guten  als  bösen  Siuu  gebräuchlich  (s.  Bris-, 
so».  A.  v.).  Da  es  unsrer  Sprache  an  einem  solchen  zwei- 
deutigen Worte  fehlt,  so  musste  das  lateinische  Wort  beibe- 
halten werden. 

7*2)  ]\äiniich  die  in  der  L.  1.  pr.  h.  1.  beschriebene. 

73)  Ueber  den  BegritF  der  Condictionen  s.  §.  15.  J.  de  actionibus, 
Corp.  jur,  civ,   I.  28 


434         Pandect.  L.III.  Tit.  0.  De  calummaloribns. 

Möglichkeit,  zu  klagen,  zu  Tlieil  wurde.  In  Bezug-  auf  die 
Person  jenes  aber,  [um  dessen  willen],  damit  [nämlich]  gegen 
denselben  geklagt  werde,  ein  Anderer  Geld  gegeben  hat, 
kann  man  zweifeln,  ob  [das  Jahr]  von  dem  Tage  an,  wo 
das  Geld  gegeben  worden,  gerechnet  werden  müsse,  oder 
vielmehr  [von  dem  Tage  an],  da  er  erfahren  hat,  dass  es 
gegeben  worden  sei;  weil  der,  der  [von  seinem  Rechte]  nichts 
weiss,  die  Möglichkeit,  zu  klagen,  nicht  zu  haben  scheint. 
Und  es  ist  richtiger,  dass  von  dem  [Tage]  an  das  Jahr  ge- 
rechnet werde,  da  er  es  erfahren  hat. 

7.  PAUL.  lib.  X.  ad  Ed,  —  Wenn  Jemand  von  einem 
Andern  Geld  empfangen  hat,  damit  er  mir  nicht  eine  Ver- 
driesslichkeit bereite,  so  werde  ich,  wenn  es  auf  meinen  Auf- 
trag gegeben  worden  ist,  oder  von  meinem  Gesckaftsbesorger 
aller  Angelegenheiten,  oder  von  dem,  der  meine  Geschäfte 
führen  wollte,  und  ich  es  genehmigt  habe,  so  angesehen,  als 
hatte  ich  es  [selbst]  gegeben.  Wenn  aber  ein  Anderer  es  ihm 
nicht  auf  meinen  Auftrag,  obgleich  aus  Mitleiden,  gegeben 
haben  sollte ,  damit  [mir]  nicht  [eine  Verdriesslichkeit]  bereitet 
Werde,  ich  es  auch  nicht  genehmigt  habe,  dann  kann  sowohl 
er  selbst  es  zurückfordern,  als  auch  ich  aufs  Vierfache  klagen. 
§.  1.  Wenn  [etwas]  angenommen  worden  ist,  damit  einem 
Haussohn  eine  Verdriesslichkeit  bereitet  werde,  so  ist  auch 
dem  Vater  eine  Klage  zu  geben.  Ingleichen  wird,  wenn  ein 
Haussohn  Geld  empfangen  haben  sollte ,  damit  er  [Jemandem] 
eine  Verdriesslichkeit  bereite  oder  nicht  bereite,  gegen  ihn 
selbst  die  Klage  gegeben  werden;  und  wenn  ein  Anderer 
nicht  auf  meinen  Auftrag  es  ihm  gegeben  haben  sollte,  damit 
[Jemandem  eine  Verdriesslichkeit]  nicht  bereitet  werde,  dann 
kann  [jener]  auch  selbst  es  zurückfordern  und  ich  aufs  Vier- 
fache klagen.  §.  2.  Wenn  ein  Pächter  öffentlicher  Einkünfte 
Sclaven  zurückbehielt  und  ihm,  [damit  er  sie  herausgebe,] 
Geld  gegeben  worden  war,  das  [ihm]  nicht  gebührte,  so  ist 
auch  er  aus  diesem  Theil  des  Edicts  durch  die  Klage  auf  das 
Geschehene  gehalten. 

8.  ULP.  lib.  IV.  Opin.  —  Wenn  der ,  welcher  hierüber 
die  Untersuchung7*)  hat,  unterrichtet  sein  sollte,  dass  von 
dem,  der  unschuldig  war,  unter  dem  Vorgeben  irgend  eines 
Verbrechens ,  das ,  als  von  ihm  begangen ,  nicht  bewiesen 
worden  ist,  Geld  angenommen  worden  sei,  so  befehle  er, 
dass  das,  was  unerlaubt  erpresst  worden  ist,  der  Fassung  des 
Edicts  gemäss,  welches  von  denen  handelt,  die  Geld,  damit  sie 

74)  Cujus  de  ea  re  notio  est,  Notio  heisst  das  Recht,  wegen 
gewisser  Fälle  Untersuchung  zu  veranstalten,  das  sowohl  dem 
Alagistratus  zusteht,  als  denen  zustehen  fcann,  die  keine  Ge- 
richtsbarkeit haben.  Vgl.  Zimmern  a.a.O.  Bd. 3.  §.'2.  S.  8. 
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[Jemandem]  eine  Verdriesslichkeit  bereiten  oder  nicht  bereiten, 
empfangen  haben,  zurückerstattet  werde,  und  lege  dem,  der 
dies  begangen  hat,  nach  Beschaffenheit  des  Verbrechens  eine 
Strafe  auf. 

9.  PAPIN.  lib.  II.  de  Adiät.  —  Mit  einem  Sclaven ,  der 
angeklagt  wird,  wird,  wenn  es  verlangt  werden  sollte,  Unter- 
suchung [durch  die  Folter]  angestellt ;  ist  er  freigesprochen 
worden,  so  wird  der  Ankläger  dem  Herrn  [zur]  Leistung  des 
doppelten  Werthes  verurtheilt.  Aber  auch  abgesehen  von  der 
Schätzung  des  Werthes  wird  wegen  der  Händelsucht  desselben 
Untersuchung  angestellt.  Denn  es  ist  das  Verbrechen  der 
Händelsucht  von  dem  Schaden  getrennt,  der  in  dem  Sclaven 
wegen  der  Untersuchung  [durch  die  Folter]  dem  Herrn  zuge- 
fügt worden  ist. 


28  * 


Viertes  Buch. 


Erster  Titel. 

De   in   integrum   restitutio  nihus» 
{Von  den  Z/Wiedereinsetzungen  in  den  vorigen  Stand.) 

1.  ULP.  lib.  XI.  ad  Ed.  —  Der  Nutzen  dieses  Titels  be- 
darf keiner  Empfehlung,  denn  er  *)  zeigt  sich  selbst.  Unter 
diesem  Titel  nämlich  kommt  der  Präfor  auf  mehrfache  Weise 
[in  Irrthum]  gefallenen  oder  übervortheilten  Menschen  zu  Hülfe, 
sie  mögen  durch  Furcht,  oder  List,  oder  [unmündigen]  Alters 
oder  Abwesenheits  halber  in  Nachtheil  verfallen  sein, 

2.  PAUL.  lib.  I.  Sentent.  —  oder  wegen  Veränderung 
ihres  persönlichen  Standesrechts ,  oder  aus  unverschuldetem 
Irrthum. 

3.  MODESTIN,  lib.  VIII.  Pandect.  —  Alle  Wieder- 
einsetzungen in  den  vorigen  Stand  2)  werden  vom  Prätor  nach 
vorgängiger  Untersuchung  der  Ursache  versprochen,  so  dass 
er  nämlich  die  Rechtmässigkeit  derjenigen  Ursachen,  [und]  ob 
sie  wahr  sind,  untersucht,  aus  welchen  er  Einzelnen  zu  Hülfe 
kommt. 

4.  CALLISTRAT.  lib.  I.  Ed.  Monitorii.  —  Ich  weiss, 
dass  Einige  bemerkt  haben,  es  solle  wegen  einer  gar  zu  ge- 
ringen Sache  oder  Summe,  wenn  dabei  eine  grössere  Sache 
oder  Summe  beeinträchtiget  werde,  derjenige  nicht  gehört  wer- 


1)  Dieses  er  müsste  dem  Texte  nach,  da  sich  durchgängig  die 
Lesart  ipse  findet,  nicht  auf  das  Wort  Nutzen,  sondern  auf 
Titel  bezogen  werden. 

2)  In  integrum  restitutio  ist  im  Allgemeinen  ein  ausserordent- 
liches Rechtsmittel,  vermöge  dessen  eine  Person  in  ihre  frü- 
here Rechtslage  zurückversetzt  wird.  Paulus  sagt ,  Sent. 
recept.  lib.  I.  tit.  VII.  cap.  1 ,  integri  restitutio  est  redintegran- 
dae  rei  vel  causae  actio. 
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den ,  welcher  wieder  in  den  vorigen  Stand  eingesetzt  zu  werden 
verlangt. 

5.  PAUL.  lib.  VII.  ad  Ed.  —  Niemand  ist  für  ausge- 
schlossen von  seinem  Klagrechte3)  zu  halten,  welchem  der 
Prätor  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  verspricht. 

6.  ULP.  lib.  XIII.  ad  Ed.  —  Nicht  aliein  die  Nachfol- 
ger eines  Minderjährigen,  sondern  auch  derjenigen,  welche 
in  Staatsgeschäften  abwesend  waren,  desgleichen  aller  derer, 
welche  selbst  die  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  er- 
langen konnten,  können  in  den  vorigen  Stand  wieder  einge- 
setzt werden ;  so  ist  oftmals  verordnet  worden.  Es  mag  also 
der  Erbe  sein,  oder  der,  welchem  die  Erbschaft  [vom  Erben] 
ausgehändigt  worden  ist,  oder  der  Nachfolger  eines  Haus- 
sohnes, welcher  Soldat  war,  so  wird  er  in  den  vorigen  Stand 
wieder  eingesetzt  werden  können.  Hiernächst  wird  auch,  wenn 
eine  minderjährige  Person  in  die  Sclaverei  gerathen  oder  Scla- 
vin  werden  sollte,  den  Herren  derselben  die  Wiedereinsetzung 
in  den  vorigen  Stand  nicht  über  die  festgesetzte  Zeit  hinaus  4) 
g-egebeu  werden.  Aber  auch,  wenn  etwa  eine  solche  minder- 
jährige Person  5)  hinsichtlich  der  Erbschaft,  die  sie  angetreten 
hat,  in  Nachtheil  versetzt  worden  ist,  kommt  dem  Herrn  der- 
selben, wie  Juli  an  us  im  siebzehnten  Buche  der  Digesten 
schreibt,  die  Befugniss,  sich  von  der  Erbschaft  loszusagen, 
nicht  allein  vermöge  der  Begünstigung  des  [unreifen]  Alters 
[jener  Person],  sondern  auch  selbst  dann  zu,  wenn  dieses  Al- 
ter keiue  Begünstigung  gewährte,  weil  sie  [die  Herren]  von 
der  Begünstigung  durch  die  Gesetze  [in  diesem  Falle]  nicht 
zur  Erlangung  der  Erbschaft,  sondern  zur  Bestrafung  [der  Un- 
dankbarkeit b)] ,  Gebrauch  gemacht  haben. 

7.  MAR  CELL.  lib.  IH.  Digest.  —  Der  verewigte  Kai- 
ser Antoninus  hat  an  den  Prätor  Marciiis  Avitus  rück- 
sichtlich des  demjenigen,  welcher  in  seiner  Abwesenheit 
Vermögensverlust  erlitten  hat,  zu  leistenden  Beistandes  ein  Ue- 
sen pt  des  Inhalts  erlasseu :  Ob  schon  an  den  [einmal 
festgesetzten]  Formalitäten  nicht  leicht  etwas  zu 
ändern   ist,    so   muss  man   doch   da,    wo   es  eine 

3)  Es  erklärt  nämlich  Dion.  Gothofrerfus  hier  re  durch  rei 
actione,  und  Glück  V.  467  [26]  durch  actione. 

4)  D  h.  über  das  quadriennium ,  ausschliesslich  der  anderMajo- 
renuiiät  noch  fehlenden  Jahre. 

5)  Dieser  Ausdruck  ist  zu  gebrauchen,  weil  hier  auch  das  weib- 
liche Geschlecht  in  Berücksichtigung  kommt. 

6)  Es  ist  oämlich  nach  den  Auslegern  hier  an  den  Fall  zu  den- 
ken, wo  eine  freigelassene  Person  wegen  Undankbarkeit  ge- 
gen ihren  Freilasser  in  die  Sclaverei  zurückfällt  (cf.  const.  2. 
Cod.  de  libertis  et  eorum  liberis  YI.  7).  S.  übr.  Best.  I.  I. 
Cap.  5. 
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augenscheinliche  Billigkeit  verlangt,    zu  Hülfe 
kommen;   demnach  kann,   wenn   der  vor   Ge  rieht 
Geladene  [auf  die  Klage]   nicht  geantwortet  hat 
und  deshalb  gegen  ihn  nach  hergebrachter  Weise 
gesprochen  worden  ist,  er  aber  sogleich  an  dich, 
da  du  noch  auf  dem  Tribunal  sassest,   sich  wen- 
dete, angenommen  werden,  dass  er  nicht  aus  ei- 
gener Schuld,  sondern  wegen  nicht  vernommener 
Stimme  des  Herolds  (Vorladers),  aussen  geblie- 
ben sei;  und  aus  diesem  Grunde  kann  er  in  den 
vorigen  Stand  wieder  eingesetzt  werden.    §.  1.  Es 
beschrankt  sich  aber  eine  solche  Hiilfeleistung  nicht  auf  diese 
Fälle  allein ;  vielmehr  wird  auch  den  ohne  eigene  Schuld  Be- 
trogenen, besonders  wenn  der  Betrug  vom  Gegner  ausgegan- 
gen sein  sollte,  Beistand  geleistet  werden  müssen,  da  ja  auch 
[für  diesen  Fall]  die  Klage  wegen  Arglist  Statt  zu  finden  pflegt. 
Auch  kommt  es  einem  guten  Prätor  mehr  zu,  den  Rechtsstreit 
wieder  in  seine  frühere  Lage  zu  versetzen,  wie  es  nicht  nur 
die  Vernunft,  sondern  auch  die  Billigkeit  7)  verlangen  wird, 
als  eine  infamirende  Klage  8)  zu  gewähren,  zu  welcher  man 
sich  erst  dann  herablassen  muss,  wenn  ein  [anderes]  Hülfs- 
inittel  nicht  Platz  ergreifen  kann. 

8.  MACER.  lib.  II.  de  Appellal.  —  Zwischen  Solchen, 
die  noch  nicht  fünfundzwanzig  Jahre  alt  sind,  und  den  in 
Staatsgeschäften  Abwesenden  findet  der  Unterschied  Statt,  dass 
jene  Minderjährigen,  [und  zwar]  selbst  diejenigen  unter  ihnen, 
die  durch  Vormünder  oder  Curatoren  vertheidigt  worden  sind, 
nichts  desto  weniger  gegen  das  strenge  Recht  9)  in  den  vori- 
gen Stand  wieder  eingesetzt  werden ,  nämlich  nach  Unter- 
suchung der  Ursache;  demjenigen  aber,  welcher  in  Staats- 
g-eschäften  abwesend  ist,  wie  auch  den  Uebrigen,  die  als  in 
derselben  Lage  befindlich  angesehen  werden,  wenn  sie  durch 
ihre  Procuratoren  vertheidigt  worden  sind,  in  soweit  durch 
Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  Hülfe  geleistet  zu  wer- 
den pflegt,  dass  ihnen  zu  appelliren  gestattet  wird. 


7)  Et  ratio  et  aequitas.  Ratio  könnte  hier  vielleicht  durch 
strenge  Rechtsansicht,  aequitas  durch  Billigkeitsgefühl  über- 
setzt werden. 

8)  Eben  die  de  dolo. 

9)  Contra  rempublicam 9  d.h.  im  Widerspruche  mit  denjenigen 
Rechtsvorschriften ,  welche  der  römische  Staat  für  ähnliche 
Falle  als  Regel  aufgestellt  hat:  eine  andere  Erklärung  ist  un- 
möglich, bis  man  sich  entschliefst,  mit  Govean.  und  Cn- 
jac  zu  lesen:  rem  judicatam.  Dafür  spricht  auch  der  Schluss: 
denn  des  Appelliren  soll  diesen  eben  ungeachtet  der  res 
judicata  gestaltet  werden,  wozu  die  Frist  verstrichen.  Dann 
besteht  der  Vortheil. 
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Zweiter  Titel. 
O  u  od    vi  e  1  v  s     causa    gestum    er  i  t. 
([ lieber  das,]  was  aus  Furcht  geihan  worden  sein  sollte.) 

1.  ULP.  üb.  XL  ad  Ed.  —  Der  Prätor  sagt:  Was 
ans  Furcht  g  et  Ii  an  worden  sein  sollte,  werde  ich 
nicht  genehmigen.  Ehedem  hiess  es  im  Edicte  so:  Was 
wegen  Gewalt  oder  Furcht;  der  G ewalt  nämlich  ge- 
schah Erwähnung  in  Bezug  auf  eine  wider  Willen  auferlegte 
Notwendigkeit,  der  Furcbt  aber  in  Rücksicht  auf  eine  durch 
bevorstehende  oder  zukünftige  Gefahr  veranlasste  Aengstlichkeit 
des  Gemiiths.  Später  aber  wurde  die  Erwähnung  der  Gewalt 
deshalb  weggelassen,  weil  alles  dasjenige,  was  durch  heftige 
Gewalt  geschieht,  auch  als  aus  Furcht  geschehend  augesehen 
werden  kann. 

2.  PAUL.  lib.  I.  Senlent.  —  Gewalt  aber  ist  die  von 
etwas  Starkerm  herrührende  Veranlassung,  welche  nicht  ab- 
gewehrt werden  kann. 

3.  ULP.  lib.  XI.  ad  Ed,  —  Es  begreift  also  jene  Stelle 
(des  prätorischen  Edicts]  sowohl  die  Gewalt  als  die  Furcht  in 
sich;  und  wenn  Jemand,  durch  Gewalt  genöthigt,  etwas  gethan 
hat  ,  so  wird  er  in  Folge  dieses  Edicts  in  den  vorigen  Stand 
wieder  eingesetzt.  §.  1.  Wir  verstehen  aber  hier  eine  heftige 
Gewalt,  und  zwar  eine  solche,  welche  gegen  die  guten  Sitten 
geschieht,  nicht  aber  diejenige,  welche  die  Obrigkeit  rechtlicher- 
niaassen  ausübt,  nämlich  nach  ihr  gestattetem  Hechte  und  kraft 
der  Ehrenslelle,  die  sie  bekleidet.  Wenn  übrigens  ein  Staats- 
beamter des  römischen  Volks  oder  der  Präsident  einer  Provinz 
etwas  ungerechter  Weise  gethan  hat,  so,  schreibt  Pompo- 
ni  us,  komme  dieses  Edict  zur  Anwendung,  wenn  er  [näm- 
lich), sagt  er,  etwa  durch  Androhung  des  Todes  oder  der 
Geisselung  Jemandem  Geld  abgepresst  haben  sollte. 

4.  PAUL.  lib.  XI.  ad  Ed.  —  Ich  bin  der  Meinung,  dass 
auch  die  Befürchtung  der  Sclaverei  und  ähnlicher  [Unfälle] 
hierher  zu  rechnen  sei. 

5.  ULP.  lib.  XI.  ad  Ed.  —  Labeo  sagt,  [der  Ausdruck] 
atc/us  sei  nicht  von  jeder  Befürchtung,  sondern  nur  von  der 
eines  grössern  Uebcls  zu  verstehen. 

0.  GAJ.  lib.  IV.  ad  Ed.  prov.  —  Dass  aber  nicht  die 
Furcht  eines  leicht  beweglichen  Menschen,  sondern  blos  eine 
solche,  die  mit  Grund  auch  den  staudhaftesten  Menschen  be- 
fallen kann,  nach  diesem  Edicte  zu  beurtheilen  sei,  werden 
wir  zugeben  müssen. 

7.  ULP.  lib.  XI.  ad  Ed,  —  Dass  weder  die  Befürchtung 


440  Pandect.  L.  IY.  Tit.  2.  Quod  metus  causa  gestum  erh. 

der  Infamie  10)  in  diesem  Edicte  erwähnt,  noch  auch  durch 
dasselbe  wegen  Furcht  vor  irgend  einer  Beunruhigung  Wieder- 
einsetzung' in  den  vorigen  Stand  bewilligt  werde,  schreibt  Pe- 
dius  im  siebenten  Buche.  Es  wird  folglich,  wenn  irgend  ein 
furchtsamer  Mensch  vor  etwas,  das  gar  nicht  vorhanden  ist, 
ohne  allen  Grund  in  Furcht  gerathen  sein  sollte,  derselbe  durch 
dieses  Edict  keineswegs  in  den  vorigen  Stand  wieder  eingesetzt, 
weil  er  weder  wegen  [erlittener]  Gewalt  noch  aus  Furcht  ge- 
handelt hat.  §.  1.  Wenn  also  Jemand  beim  Diebstahle  oder 
Ehebruche  oder  bei  einer  andern  Schandthat  betroffen  [,  um 
von  der  Strafe  loszukommen,]  entweder  etwas  gegeben  oder 
sich  zu  etwas  verpflichtet  hat,  so  könne  er,  schreibt  Pom- 
p  oni  us  im  achtundzwanzigsten  Buche  mit  Recht,  sich  auf 
dieses  Edict  berufen;  denn  er  fürchtete  [vielleicht]  entweder 
den  Tod  oder  Einkerkerung",  obwohl  es  nicht  erlaubt  ist,  jeden 
Ehebrecher  oder  Dieb  zu  tödten ,  sondern  nur  den ,  welcher  sich 
mit  Waffen  vertheidigt;  sie  konnten  aber  auch  widerrechtlich 
getödtet  werden,  und  in  sofern  mag-  die  Furcht  als  gegründet 
gelten.  Aber  auch  wenn  er,  um  von  demjenigen,  der  ihn 
ertappte,  nicht  verrathen  zu  werden,  an  diesen  etwas  ver- 
äussert haben  sollte,  scheint  ihm  ebenfalls  durch  dieses  Edict 
Beistand  geleistet  zu  werden,  weil,  wenn  er  verrathen  worden 
wäre,  er  das,  was  wir  erwähnten,  hatte  erleiden  können. 

8.  ULP.  lib.  XI.  ad  Ed.  —  Es  verfallen  zwar  auch 
Diejenigen  [der  Strafe]  des  Julischen  Gesetzes,  d*e  [als  Sühne] 
für  erwiesenen  Ehebruch11)  etwas  angenommen  haben.  Es 
muss  jedoch  auch  hier  der  Prätor  einschreiten,  damit  sie  [das 
Empfangene]  zurückgaben ;  denn  theils  ist  hier  gegen  das  Sitten- 
gesetz gehandelt  worden,  theils  achtet  der  Prätor  nicht  darauf, 
ob  der  Geber  ein  Ehebrecher  sei,  sondern  blos  darauf,  dass 
der  Andere  nach  verursachter  Todesfurcht  etwas  nahm.  §.  1. 
Wenn  derjenige  Geld  annimmt,  der,  wenn  ich  [das  Geld] 
nicht  gäbe,  die  Beweisurkunden  für  mein  persönliches  Standes- 
recht unterschlagen  will,  so  ist  nicht  zu  zweifeln,  dass  ich 
durch  die  grösste  Furcht  [zum  Geben]  gezwungen  werde; 
zum  Beispiel  1 2)  wenn  ich  eben  als  Sclav  in  Anspruch  ge- 
nommen werde,  und  nach  dem  Verluste  jener  Beweisurkunden 
nicht  für  frei  erklärt  werden  kann.  §.  2.  Wenn  eine  männ- 
liche  oder  weibliche  Person  etwas  gegeben  hat,   damit  ihr 


10)  Glück  V.  488  versteht  hier  blos  die  wörtliche  Drohung 
ohne  weitere  demonstrirende  Handlung. 

11)  Aus  der  griechischen  Uebersetzung  in  der  Ecloga  nüQi  nov 
dzdou£i>(»v  c.7  erhellt,  dass  hier  unter  stuprum  der  Ehebruch 
zu  verstehen  sei. 

12)  Dass  utique  nicht  selten  auf  diese  Weise  zu  übersetzen  sei, 
ist  bekannt. 
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keine  unzüchtige  Behandlung  widerfahre,  so  findet  dieses  Edict 
[auch]  Anwendung,  da  rechtschaffenen  Menschen  jene  Befürch- 
tung unerträglicher  sein  muss,  als  selbst  die  des  Todes.  §.  3. 
Rucksichtlich  der  Fälle  nun,  welche,  wie  wir  sagten,  nach 
diesem  Edicte  zu  beurtheilen  sind,  macht  es  keinen  Unterschied, 
ob  sie  Jemand  für  seine  Person  gefürchtet  hat,  oder  in  Be- 
ziehung auf  seine  Kinder,  da  vermöge  ihrer  Zuneigung  Eltern 
mehr  für  ihre  Rinder  [als  für  sich  selbst]  in  Furcht  gesetzt 
zu  werden  pflegen. 

9.  ULP.  üb.  XI.  ad  Ed.  —  Unter  Furcht  aber  müssen 
wir  eine  solche  verstehen,  die  schon  eingetreten  ist,  und  nicht 
[etwa  blos]  die  Muthmassnng,  dass  sie  entstehen  werde.  Und 
so  schreibt  Pomponius  im  achtundzwanzigsten  Buche;  er 
sagt  nämlich,  es  sei  eine  schon  veranlasste  Furcht  zu  verstehen, 
das  ist,  von  einer  gewissen  Person  veranlasst.  So  z.  B.  be- 
handelt er  die  Frage,  ob,  wenn  ich  mein  Grundstück,  weil 
ich  hörte,  dass  Jemand  mit  Waffen  käme,  verlassen  hätte, 
dieses  Edict  Platz  ergreife ,  und  führt  an ,  Labeo  sei  der 
Meinung,  das  Edict  sei  [hier]  nicht  anwendbar  und  das  Inter- 
dict  Von  wo  mit  Gewalt  falle  [auch]  weg,  weil  ich,  da 
ich  die  Entsetzung  [aus  dem  Besitze]  nicht  abgewartet,  sondern 
mich  auf  die  Flucht  begeben  habe,  nicht  als  gewaltsam  [aus 
dem  Besitze]  entsetzt  anzusehen  bin.  Anders  verhalt  es  sich 
dann,  wenn  ich  erst,  nachdem  Bewaffnete  [das  Grundstück] 
betreten  haben,  mich  entfernte,  denn  dann  ist  das  Edict  anzu- 
wenden. Derselbe  behauptet,  dass  auch  in  dem  Falle,  wenn  du 
etwa  mit  Zuziehung  einer  Menschenschaar  auf  meinem  Grunde 
und  Boden  ein  Gebäude  gewaltsamer  Weise  errichtest,  sowohl 
das  Interdict  Was  gewaltsam  oder  heimlich,  als  auch 
dieses  Edict  Anwendung  finde,  nämlich  weil  ich  aus  Furcht 
dich  dies  thun  lasse.  Aber  auch  wenn  ich,  durch  Gewalt  ge- 
nölhigt,  dir  den  Besitz  [meines  Grundstücks]  übergeben  habe, 
kommt  dieses  Edict,  wie  Pomponius  sagt,  zur  Anwendung. 
§.  1.  Es  ist  aber  zu  beachten,  dass  der  Prätor  in  diesem  Edicte 
sich  allgemein  und  ohne  Beziehung  auf  eine  Person  ausdrückt, 
auch  nicht  beifügt,  von  wem  die  [fragliche]  Handlung  ausging; 
und  eben  deshalb  wird ,  es  mag  eine  einzelne  Person  sein, 
welche  die  Furcht  veranlasste,  oder  ein  Volk,  oder  eine  Cu- 
rie, oder  ein  Collegium ,  oder  eine  Zunft,  dieses  Edict  Platz 
ergreifen.  Wiewohl  aber  der  Prätor  von  der  Gewalt  ohne 
Unterschied  des  Urhebers  in  seinem  Edicte  handelt,  so  bemerkt 
doch  Pomponius  treffend,  dass,  wenn  ich,  um  dich  gegen 
die  Gewalt  der  Feinde  oder  Räuber  oder  des  Volkes  zu  schützen 
oder  daraus  zu  befreien,  etwas  von  dir  empfangen  oder  dich 
verbindlich  gemacht  haben  sollte,  auf  mich  dieses  Edict  nicht 
angewendet  werden  dürfe,  ich  müsste  denn  selbst  jene  Gewalt 
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gegen  dich  veranlasst  haben;  übrigens  aber,  falls  ich  an  der 
Gewalt  keinen  Theil  habe,  ich  durch  das  Edict  nicht  gehalten 
Werden  dürfe,  da  es  vielmehr  [in  diesem  Falle]  anzunehmen 
isl  ,  dass  ich  für  meine  Dienstleistuni;  einen  Lohn  empfangen 
habe.  §.  2.  Derselbe  Pomponius  schreibt,  Einige  seien 
der  richtigen  Meinung,  dass  auch  auf  die  Freilassung  eines 
Sclaven  oder  die  Mederreissung  eines  Gebäudes,  welche  Je- 
mand gezwungen  vornahm,  die  in  diesem  Edicte  gestattete 
Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  auszudehnen  sei.  §.  3. 
Sehen  wir  nun,  in  welchem  Sinn  die  Worte  des  Prätors: 
er  werde  es  nicht  genehmigen,  zu  verstehen  seien. 
Entweder  ist,  obwohl  die  Furcht  sich  schon  eingestellt  hat, 
die  Sache  noch  nicht  zur  Vollendung  gediehen,  z.  B.  der  Sti- 
pulation die  Auszahlung  noch  nicht  nachgefolgt,  oder  bereits 
zur  Vollendung  gekommen,  z.  B.  nach  der  Stipulation  auch 
die  Auszahlung  geschehen,  oder  aus  Furcht  der  Schuldner 
von  seiner  Schuld  befreit  worden,  oder  es  hat  sich  sonst  et- 
was Aehnliches  ereignet,  wodurch  das  [fragliche]  Rechtsgeschäft 
zur  Vollendung  gelangte.  In  Rücksicht  auf  zur  Vollendung 
gediehene  Rechtsgeschäfte  schreibt  Pomponius,  das  zwar 
bisweilen  sowohl  eine  Einrede  als  eine  Klage  zustehe,  in 
Hinsicht  auf  unvollendete  aber  blos  eine  Einrede.  Aber  aus 
Erfahrung  weiss  ich,  dass,  als  die  Bewohner  von  Capua 
durch  eingejagte  Furcht  Jemandem  das  schriftliche  Bekenntniss 
eines  einseitigen  Versprechens  abgepresst  hatten,  von  nnserm 
Kaiser  rescribirt  worden  ist,  Jeder  könne  vom  Prätor  Wieder- 
einsetzung in  den  vorigen  Stand  verlangen ;  und  dass  der  Prä- 
tor,  während  ich  Besitzer  war,  sich  dahin  aussprach:  wolle 
[der  Beeinträchtigte]  mit  einer  Klage  gegen  die  Bewohner 
von  Capua  den  Versuch  machen,  so  sei  sie  gestattet,  wolle  ei 
sich  aber  gegen  sie  als  Klagende  einer  Einrede  bedienen,  so 
fehle  es  auch  nicht  an  dieser.  Aus  dieser  kaiserlichen  Ver- 
ordnung ist  zu  folgern,  dass,  es  mag  die^  Sache  zur  Vollendung 
gediehen  sein  oder  nicht,  sowohl  eine  Klage  als  eine  Einrede 
gestattet  wird.  §.  4.  Es  wird  aber  auch  demjenigen,  der  es 
verlangt,  sowohl  eine  dingliche  als  eine  persönliche  Klage  1  3) 
gegeben,  [und  zwar]  nach  vorgängiger  stipulationsweisen  An- 
nahme als  Empfangen,  oder  einer  andern  Befreiung  [von  der 
bisherigen  Obliegenheit].  §.  5.  Julianus  stellt  im  dritten 
Buche  der  Digesten  die  Meinung  auf,  dass  derjenige,  wel- 
chem eine  Sache  aus  Furcht  übergeben  worden  ist,  sie  nicht 

13)  Die  im  Systeme  dafür  gebräuchliche  Benennung  ist  actio 
rescissoria  utilis  vel  in  rem  vcl  in  personam.  (8.  v.  Glück 
Ausführt.  Erläut.  der  Pandecten.  5  Th.  S.  494.)  Neneru  Ur- 
sprungs ist  die  actio  quod  vietus  causa. 
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allein  zurückgeben,  sondern  auch  wegen  seiner  Arglist  dabei 
Verantwortung-  leisten  müsse.  §.  6.  Wiewohl  wir  die  Ansicht 
haben,  dass  eine  dingliche  Klage  zu  gestatten  sei,  weil  [nach 
der  Annahme]  die  [in  Frage  stehende]  Sache  zu  dem  Vermögen 
Dessen  gehört,  der  die  Gewalt  erduldet  hat,  so  wird  doch 
nicht  ohne  Grund  zu  behaupten  sein,  dass,  wenn  Jemand  auf 
vierfachen  Ersatz  [seines  Verlustes]  geklagt,  die  dingliche  Klage 
wegfalle,  und  es  sich  so  auch  im  umgekehrten  Falle  ver- 
halte 14).  §.  7.  Nach  dem  [vorliegenden]  Edicte  nun  ist  die 
Wiedereinsetzung,  nämlich  in  den  vorigen  Stand  durch  den 
Richter  Amtswegen,  so  anzustellen,  dass,  wenn  eine  Sache 
wegen  Furcht  ausgehändigt  worden  ist,  sie  [vom  Empfänger] 
zurückgegeben  und,  wie  schon  bemerkt  wurde,  in  Beziehung 
auf  [mögliche]  Arglist  Angelobung  [darüber] ,  dass  nicht  etwa 
die  Sache  [bei  ihm]  verschlechtert  worden  sei,  geleistet  werde. 
Ist  durch  stipulationsweise  Annahme  als  Empfangen  eine  Auf  he- 
bung  der  [bisherigen]  Forderung  eingetreten,  so  wird  die  Verbind- 
lichkeit wieder  in  ihre  frühere  Lage  zurückversetzt  werden  müs- 
sen, und  zwar  in  dem  Grade,  dass  Juli  an  us  im  vierten  Buche 
der  Digesten  schreibt,  er  müsse,  wrenn  Geld  geschuldet  wurde, 
welches  [der  Gläubiger] ,  durch  Gewalt  [des  Schuldners]  ge- 
nöthigt,  für  zurückbezahlt  erklärt  hat,  wofern  es  [der  Schuld- 
ner] nicht  wirklich  bezahle,  oder  nach  hergestellter  Verbind- 
lichkeit sich  auf  die  Klage  einlasse,  derselbe  zum  vierfachen 
Ersätze  [seiner  Schuld]  verurtheilt  werden.  Aber  auch,  wenn 
ich  gezwungen  durch  Stipulation  etwas  versprochen  habe ,  so 
wird  diese  Stipulation  durch  eine  entgegengesetzte  Stipulation 
aufgehoben  werden  müssen.  Und  ebenso  werden,  wenn  das 
JXiessbrauchsrecht  oder  Dienstbarkeiten  [auf  ähnliche  Weise] 
verloren  worden  sind ,  dieselben  wieder  herzustellen  sein. 
§.  8.  Da  aber  diese  Klage  eine  in  rem  scripta  1  5)  ist  und 
nicht  blos  die  Person  des  Gewalttäters  in  Schranken  hält, 
sondern  das,  was  aus  Furcht  gethan  worden  ist,  gegen  Alle 
wieder  in  den  frühern  Stand  zurückgebracht  wissen  will,  so 
ist  Julianus  nicht  unverdienter  Weise  vom  Marcellus 
darüber  getadelt  worden,  dass  er  schreibt:  wenn  ein  Bürge 


14)  D.h.  dass,  wenn  man  einmal  die  dingliche  Klage  gewählt 
hat,  die  Klage  auf  vierfachen  Ersatz  unstatthaft  werde. 

15)  Actio  [personalis]  in  rem  scripta  ist  im  Allgemeinen  eine 
solche  Klage ,  welche ,  obwohl  sie  zunächst  auf  das  Fonle- 
rungsverhaltniss  (obligatio)  zu  einer  gewissen  Person  rück- 
«ichtlich  einer  bestimmter»  Sache  sich  gründet,  und  daher  nur 
gegen  die  verpflichtete  Person  angestellt  werden  sollte,  doch 
ausnahmsweise  auch  gegen  den  dritten  Besitzer  jener  Sache 
angestellt  werden  kann. 
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gewaltthätig  verfahren  sei,  um  von  seiner  Verbindlichkeit  befreit 
zu  werden10),  so  sei  die  Klage  gegen  den  Hauptsckuldner 
nicht  in  den  vorigen  Stand  wieder  einzusetzen,  sondern  der 
Uii ige  müsse,  wenn  er  niclit  etwa  [den  Gläubiger]  wieder 
in  den  Sland  setze,  [gegen  den  Schuldner]  zu  klagen,  zu  vier- 
fachem Ersätze  [des  Betrags  der  Schuld]  verurtheilt  werden  17]. 
Denn  richtiger  ist,  was  Marcellus  bemerkt,  dass  [nämlich] 
auch  gegen  den  Schuldner  diese  Klage  Statt  finde,  da  sie  eine 
in  rem  scripta  ist. 

10.  GAJ.  lib.  IV.  ad  Ed.  prov.  —  Es  ist  nicht  zu  be- 
zweifeln, dass,  wenn  auf  Veranlassung  des  Schuldners,  der 
dazu  [des  Mittels]  der  Furcht  sich  bediente,  die  Bürgen  durch 
stipulationsweise  Annahme  als  Empfangen  [von  Seiten  des 
Gläubigers]  frei  geworden  sind,  auch  gegen  die  Bürgen  [vom 
Gläubiger]  Klage  erhoben  werden  könne,  damit  sie  sich  ihrer 
Obliegenheit  wieder  unterwerfen.  §.  1.  Wenn  ich,  durch  Furcht 
von  dir  gezwungen,  eine  Stipulation  dir  für  befriedigt  erklärt 
habe,  so  wird  der  Ausspruch  des  Richters,  bei  welchem  aus 
diesem  Edicte  Klage  erhoben  wird ,  nicht  blos  darauf  zu  rich- 
ten sein,  dass  in  deiner  Person  die  [frühere]  Verbindlichkeit 
sich  erneuere,  sondern  dass  du  auch  entweder  dieselben  Bür- 
gen oder  doch  andere  nicht  weniger  taugliche  stellest,  über- 
dies auch  hinsichtlich  der  Pfänder,  die  du  gegeben  hattest, 
den  frühem  Zustand  zurückführest. 

11.  PAULUS  lib.  iV.  Dig.  Juliani  noiat :  Wenn 
irgend  ein  Anderer  ohne  hinterlistiges  Zuthun   des  Bürgen 


16)  Ut  accepto  liberetur >  d.i.  damit  er  vermöge  einer  mit  dem 
Gläubiger  vollzogenen  acceptilatio  so  angesehen  werde,  als 
ob  er  wirklich  für  den  Schuldner  bezahlt  habe. 

17)  Der  hier  behande  le  Fall  ist  folgender:  Em  vom  Schuldner 
zur  Sicherstellung  des  Gläubigers  bestellter  Bürge  hat  gewalt- 
samer Weise  dem  Gläubiger  die  Erklärung,  dass  er  rücksicht- 
lich .seiner  Forderung  an  den  Schuldner  befriedigt  worden  sei, 
abgenöthigt,  und  nun  einsteht  die  Frage,  wie  dem  Gläu- 
biger, der  jetzt  eigentlich  weder  vom  Schuldner  noch  vom 
Bürgen  etwas  verlangen  kann,  zu  helfen  sei?  Julianus 
nimmt  an,  der  Schuldner  bleibe,  wenn  ihn  nicht  etwa  zur 
erneuerten  Anerkennung  seiner  Obliegenheit  der  Bürge  selbst 
bewege  und  so  dem  Gläubiger  wieder  ein  Klagerecht  ver- 
schaffe (nisi  adversus  reum  quoque  aciionem  restituat)  ausser 
allem  nuacus ,  und  nur  der  Bürge  müsse  zur  Strafe  den  vier- 
fachen Betrag  der  Schuld  an  den  Gläubiger  in  Folge  der  von 
diesem  angestellten  actio  quod  ?neius  ctiusa  bezahlen.  Mar- 
cellus dagegen  ist  (nach  Ulpiaus  Ansicht)  der  richtigem 
Meinung,  dass  der  Gläubiger  die  actio  quod  metus  causa  auf 
das  Vierfache  auch  gegen  den  Schuldner  selbst  (wrobei  wohl 
vorausgesetzt  wird,  dass  dieser  an  dem  gewaltsameu  Ver- 
fahren des  Bürgen  heimlichen  Antheil  genommen  habe  und 
deshalb  Strafe  verdiene)  erheben  könne. 
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durch  Gewalt  es  dabin  gebracht  hat,  dass  der  Bürge  [vom 
Gläubiger]  seiner  Obliegenheit  entlassen  worden  ist,  so  wird 
der  Bürge  nicht  gehalten  sein,  auch  die  Verbindlichkeit  des 
Schuldners  wiederherzustellen. 

12.  ULP.  Üb.  XL  ad  Ed.  —  Aber  auch  die  Kinder  der 
Sclavinnen,  ferner  die  Jungen  des  Viehes  und  die  Früchte  und 
aller  Zubehör  müssen  [dem  Kläger]  zurückgegeben  werden; 
und  zwar  nicht  blos  diejenigen  Früchte,  welche  gewonnen 
worden  sind,  sondern  wenn  ich  etwa  mehr  Früchte  hätte  ge- 
winnen können,  und  nur  durch  Furcht  daran  verhindert  wor- 
den bin,  so  wird  auch  diese  [der  Beklagte]  mir  ersetzen  müs- 
sen. §.  1.  Es  wird  die  Frage  entstehen  können,  ob  auch, 
wenn  Der,  welcher  erst  gewaltsam  gegen  einen  Andern  ver- 
fahren war,  selbst  wieder  Gewalt  erlitten  hat,  ihm  der  Prätor 
durch  dieses  Edict  das,  was  er  [durch  Gewalt  veranlasst]  ver- 
äusserte, wiederersetzt  wissen  wolle  ?  Und  Pomponius 
schreibt  hierüber  im  achtundzwanzigsten  Buche,  der  Prätor 
sei  nicht  gemüssigt,  ihm  Hülfe  zu  leisten;  denn,  sagt  er,  da 
es  erlaubt  ist,  Gewalt  durch  Gewalt  zu  vertreiben,  so  hat  er 
nur  das  erlitten,  was  er  erst  selbst  gethan  hat.  Demnach  sei, 
wenn  er  durch  Furcht  dich  zu  einem  Versprechen  gezwungen, 
ich  aber  bald  darauf  ihn  durch  Furcht  genöthigt  haben  sollte, 
dich  deines  Versprechens  durch  Annahme  als  Empfangen  zu 
entlassen,  nichts  vorhanden,  rücksichtlich  dessen  er  in  den 
vorigen  Stand  wieder  eingesetzt  werden  müsse.  §.  2.  Julia- 
nus  behauptet,  dass  auf  denjenigen,  welcher  gegen  seinen 
Schuldner,  damit  dieser  ihm  Zahlung  leiste,  gewaltsam  ver- 
fahren ist,  dieses  Edict  nicht  Anwendung  leide  wegen  der 
Eigenthümlichkeit  der  Klage  wegen  Furcht,  wornach  sie  einen 
wirklichen  Schaden  voraussetzt,  obwohl  es  nicht  geleugnet 
werden  könne,  dass  ein  solcher  [Gläubiger]  dem  Julischeii 
Gesetze  über  Gewalt  verfallen  und  seines  Forderungsrechtes 
verlustig  sei. 

13.  GALLISTRAT.  lib.  V.  de  Cognition.  —  Es  gibt 
nämlich  ein  Decret  des  verewigten  Kaisers  Marcus  folgen- 
den Inhalts:  Es  ist  das  Rathsamste,  wenn  du  die- 
jenigen Forderungen,  welche  du  zu  haben  mei- 
nest, durch  Klagen  geltend  zu  machen  suchest. 
Als  [nun]  Marcianus  äusserte:  Ich  habe  keine  Gewalt 
ausgeübt,  sprach  sich  der  Kaiser  so  aus:  Hältst  du  blos 
das  für  Gewalt,  wenn  Menschen  verwundet  wer- 
den? Gewalt  findet  auch  dann  Statt,  so  oft  Je- 
mand, was  ihm  nach  seiner  Meinung  geschuldet 
wird,  nicht  durch  den  Richter  einfordert.  Jeder 
also,  hinsichtlich  dessen  mir  erwiesen  werden 
wird,   dass   er  irgend  eine  Sache  seines  Schuld- 
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ners,  otler  die  ilim  schuldige  Summe,  ohne  sie 
vom  Schuldner  selbst  aus  freiem  Willen  erhalten 
zu  haben,  grundlos  ohne  richterliche  Hülfe  be- 
sitze oder  in  Empfang;  genommen  und  demnach 
in  dieser  Sache  sich  selbst  Recht  gesprochen  habe, 
wird  sein  Forderungsrecht  verlieren. 

14.  ULP.  lib.  XI.  ad  Ed.  —  Desgleichen  bleibe  dieses 
Edict  ohne  Anwendung',  wenn  ich,  da  ich  ohnehin  gegen  dich 
durch  eine  unverjährbare  Einrede  sichergestellt  wäre,  dich  ge- 
zwungen habe,  mich  meiner  Verpflichtung  zu  entlassen,  weil 
du  dabei  nichts  verlierst.  §.  1.  Wenn  Jemand  [das  ihm  Auf- 
erlegte] nicht  ausantworten  will ,  so  sagt  [der  Prätor]  gegen  ihn 
eine  Klage  auf  vierfachen  Ersatz  zu.  Es  wird  aber  bei  dieser 
Berechnung  des  Vierfachen  Alles  in  Anschlag  kommen,  zu  dessen 
Ausantwortung  eine  Verpflichtung  vorhanden  war.  Schonend 
genug  ist  mit  dem  Beklagten  der  Prator  darin  verfahren,  dass 
er  ihm,  wenn  er  die  Strafe  vermeiden  will,  die  Erlaubniss 
zur  Zurückgabe  gewahrt  hat.  Nach  Ablauf  eines  Jahres  1S) 
aber  verheisst  er  eine  Klage  [nur]  auf  einfachen  Ersatz,  jedoch 
nicht  für  jeden  Fall,  sondern  nach  Untersuchung  der  Sachlage. 
§.  2.  Bei  Untersuchung  der  Sachlage  kommt  es  darauf  an, 
dass,  wenn  eine  andere  Klage  nicht  vorhanden  ist  19),  dann 
diese  2  °)  gestattet  werde ;  und  in  der  That ,  da  eine  durch 
Furcht  zugefügte  Ungerechtigkeit  nach  Ablauf  eines  Jahres, 
und  zwar  eines  mit  Ueberspringung  zu  berechnenden21),  als 
verjährt  anzusehen  ist,  so  ist  ein  hinreichender  Grund  vorhan- 
den, dass  nach  Jahresfrist  diese  Klage  gestattet  werden  müsse. 
Eine  andere  Klage  aber  kann  auf  folgende  Weise  Statt  fin- 
den: wenn  derjenige,  welchem  Gewalt  angethan  worden  ist, 
mit  Tode  abgegangen  ist,  so  hat  sein  Erbe  die  Erbschaftsklage 
[gegen  den  Gewaltthäter] ,  weil  derjenige,  welcher  die  Gewalt 
zufügte,  [blos]  als  Besitzer  besitzt;  weshalb  auch  dem  Erben 
die  Klage  wegen  Furcht  nicht  zukommen  wird,  obwohl,  wenn 
das  Jahr  noch  nicht  verstrichen,  auch  der  Erbe  die  Klage  auf 


18)  Innerhalb  des  ersten  Jahres  nämlich  nach  vollführter  Gewalt 
oder  verursachter  Furcht  konnte  die  früher  erwähnte  actio 
[guod]  meius  causa  auf  vierfachen  Ersatz  angestellt  werden. 

19)  S.  (J.  4  de  Ms,  quae  vi  metusve  causa  gesta  sunt. 
10)  Eben  die  actio  in  simplum. 

21)  Arnim  utilis  ist  ein  Jahr,  welches  aus  365  diebus  utilibus, 
d.  i.  solchen  Tagen  besteht,  an  weichen  man  ungehindert 
sein  Recht  vor  der  richterlichen  Behörde  geltend  machen  kann. 
Es  werden  also  in  dasselbe  die  Tage  der  Gerichtsferien  (des 
Gerichtsstillstandes,  Justitium)  nicht  eingerechnet.  Ein  Jahr 
dagegen,  welches  nach  365  in  der  natürlichen  Ordnung  auf 
einander  folgenden  Tagen  (Kalendertagen,  diebus  continuh 
berechnet  wird0  heisst  annus  continuus. 
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das  Vierfache  erheben  könnte.  Sie  wird  aber  deshalb  den  Er- 
ben bewilligt,  weil  sie  auch  die  Wiedererlangung  der  Sache  selbst 
[und  nicht  blos  die  Bestrafung  des  Beklagten]  zum  Zwecke  hat. 
§.  3.  Bei  dieser  Klage  wird  nicht  gefragt,  ob  derjenige,  gegen 
welchen  sie  angestellt  wird,  oder  ein  Anderer  die  Furcht  er- 
regt hat ;  es  genügt  nämlich ,  wenn  [der  Kläger]  darthut ,  es 
sei  ihm  Furcht  verursacht  oder  Gewalt  zugefügt  worden,  und 
daraus  habe  der  Beklagte,  wenn  auch  derselbe  von  einem 
[eigentlichen]  Verbrechen  frei  sei ,  doch  Vortheil  gezogen. 
Denn  da  in  der  Furcht  von  Seiten  Dessen,  denn  sie  befallen 
hat,  ünkunde  [der  wahren  Lage  der  Dinge]  sich  äussert22), 
so  wird  mit  Grund  Niemand  gehalten,  anzuzeigen,  wer  der 
Urheber  der  Furcht  oder  Gewalt  gewesen  ist;  deshalb  wird 
dann  der  Kläger  blos  dazu  verpflichtet ,  dass  er  darthue, 
Furcht  sei  die  Ursache  gewesen,  weshalb  er  die  schuldige 
Summe  als  Empfangen  bekannt,  oder  eine  Sache  übergeben, 
oder  sonst  etwas  gethan  habe.  Auch  scheint  es  wohl  Nie- 
mandem unbillig,  dass  ein  Anderer  aus  einer  fremden  Hand- 
lung zu  vierfachem  Ersätze  verurtheilt  wird,  da  ja  die  Klage 
auf  das  Vierfache  nicht  gleich  eintritt ,  sondern  erst  dann, 
wenn  die  Sache  nicht  zurückgegeben  wird.  §.  4.  Da  nämlich 
diese  Klage  eine  schiedsrichterliche  ist,  so  hat  der  Beklagte 
bis  zu  dem  vom  Schiedsrichter23)  gefällten  Rechtsspruche  die 
Erlaubniss,  die  Sache  nach  den  oben  aufgestellten  Grundsätzen 
zurückzugeben;  wenn  er  dies  aber  nicht  gethan  hat,  so  wird 
er  mit  Fug  und  Recht  die  Verurtheilung  zur  Leistung  des 
Vierfachen  über  sich  ergehen  lassen  müssen.  §.  5.  Bisweilen 
jedoch  bringt,  obschon  wirklich  veranlasste  Furcht  vorliegt, 
dennoch  das  schiedsrichterliche  Urtheil  Lossprechung.  Denn 
wie  ?  wenn  Titius  zwar,  ohne  dass  ich  etwas  davon  wusste, 
[Jemandem]  Furcht  einflösste ,  allein  die  [dadurch  dem  Andern 
entzogene]  Sache  an  mich  gelangt  ist,  und  nun  ohne  eine 
Arglist  von  meiner  Seite  zu  existiren  aufgehört  hat,  soll  ich 
dann  nicht  durch  den  Richter  freigesprochen  werden  ?  Ferner : 
wenn  ein  [fremder]  Sclav  [auf  meine  Veranlassung]  flüchtig 
geworden  ist,  so  werde  ich  ebenfalls,  wenn  ich  dem  Unter- 
personale des  Richters  das  Versprechen  abgelegt  habe,  dass 
ich  [jenen  Sclaven] ,  wenn  er  in  meine  Gewalt  kommen  sollte, 
[dem  Eigenthümer]  zurückgeben  wolle,  freigesx>rochen  werden 


22)  Die  Worte :  nam  qitum  metus  habeat  in  se  ignorantiam, 
deuten ,  wenn  ich  nicht  irre,  die  Eigentümlichkeit  der  Furcht 
an,  vermöge  welcher  derjenige,  den  sie  befällt,  in  eine  irrige 
Ansicht  von  der  Lage  der  Dinge  geräth,  ohne  gehörige  üeber- 
legung  handelt  und  daher  auch  nicht  immer  genau  anzugehen 
weis4?,  was  um  ihn  her  oder  gegen  ihn  vorgegangen  ist. 

23)  D.  h.  dem  judex,  so  lange  er  als  arbiter  spricht. 
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müssen.     Daraus   entnehmen  Einige  die  Ansicht,   dass  ein 
Käufer,  der  in  gutem  Glauben  von  dem  Urheber  der  Gewalt 
kaufte,  nicht  verantwortlich  sei,  sowie  auch  nicht  derjenige, 
welcher   [vom  Gewalttäter]   die   [dein  Andern  abgenommene] 
Sache   als   Geschenk   oder   als  Vermacht  niss  bekommen  hat. 
Allein  sehr  richtig  nimmt  Vivianus  an,  dass  auch  sie  ver- 
antwortlich seien,  damit  nicht  die  Furcht,  in  welche  ich  ver- 
se!zt  wurde,  mir  Nachtheil  verursache.   Auch  Pedius  schreibt 
im  achten  Buche ,  der  Richter  verfahre  bei  der  Fällung  seines 
Ausspruches  über  die  Zurückgabe  der   [in  Frage  stehenden] 
Sache  so,  dass  er  [zunächst]  zwar  demjenigen,  welcher  die 
Gewalt  verübte,  die  Zurückgabe  der  Sache  anbefehle,  wenn 
sie  auch  an  einen  Andern  gekommen  ist,  [dann]  aber  auch 
demjenigen,  an  welchen   sie  gelangt  ist,  wenn  gleich  ein  An- 
derer der  Urheber  der  Furcht  ist,    auferlege;   denn  es  darf 
die  von  Einem  erregte  Furcht  nicht  zum  Vortheile  des  Andern 
ausschlagen.    §.  6.  Labeo  sagt:  wenn  Jemand  durch  Furcht 
[veranlasst]  die  Stelle  eines  Hauptschuldners  eingenommen  und 
einen  freiwilligen  Bürgen  bestellt  hat ,  so  wird  sowohl  er  als 
der  Bürge  freigesprochen;  wenn  blos  der  Bürge  durch  Furcht 
bewogen  in  die  Verpflichtung  eintrat,  nicht  auch  der  Haupt- 
schuldner ,    so   wird   nur   der  Bürge   freigesprochen  werden. 
§.  7.  Vervierfacht  wird  aber  der  volle  Betrag  des  in  Frage 
stehenden   Gegenstandes ,   das   heisst  mit   den   Früchten  und 
allem   Zubehör.    §.  8.  Wer  durch  Gewalt  genöthigt  des  vor 
Gericht  Erscheinens  halber  ein  Versprechen  geleistet  und  nach- 
her noch  einen  Bürgen  bestellt  hat,  wird  auch  freigesprochen. 
§.9.  Aber  wenn  auch  Jemand,  der  gewaltsamer  Weise  stipu- 
lirt  hat,  weil  er  nachher  [den  Schuldner]  des  Versprechens 
nicht  entbunden,  in  das  Vierfache  verurtheilt  worden  ist,  so 
glaubt  Julian  us  doch,  dass  ihm,  falls  er  aus  der  Stipulation 
klagt,  gegen  die  Einrede  eiue  Replik  als  Hülfsmittel  zur  Seite 
stehe,  da  beim  vierfachen  Ersätze  der  Beklagte  zugleich  den 
einfachen  Ersatz  erlangt  habe.    Labeo  aber  sagte,  dass  auch 
nach  der  Klage  auf  das  Vierfache  nichts  desto  weniger  der  Ur- 
heber der  Gewalt  durch  die  Einrede  abzuweisen  sei;  was,  da 
es  zu  hart  erscheinen  möchte,  so  zu  ermässig'en  ist,  dass  er 
sowohl  mit  der  Verurtheilung  in  das  Dreifache  bestraft,  als 
zur  stipulationsweisen  Annahme  als  Empfangen  genöthigt  werde. 
§.  10.  Wenn  wir  aber  sagen,  dass  im  Vierfachen  auch  das 
Einfache  enthalten  sei,   so  ist  dies  so  zu  verstehen,  dass  in 
der  Verurtheilung  zum  Vierfachen  die  [entzogene]  Sache  selbst 
völlig  mit  enthalten  sei  und  ihre  Zurückgabe  dadurch  geschehe, 
die  Strafe  aber  bis  auf  den  dreifachen  Ersatz  gestellt  werde. 
§.  11.  Wie,  wenn  nun  der  Sclav  ohne  Arglist  und  Verschul- 
dung dessen,  welcher  gewaltsam  verfahren  und  verurtheilt 
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worden  ist,  das  Leben  verloren  hat?  In  diesem  Falle  wird 
von  der  Verurtheilung  des  Beklagten,  wenn  er  wahrend  der 
Zeit  von  vier  Monaten  24)  nach  der  Verurtheilung  gestorben, 
deshalb  etwas  nachgelassen  werden,  weil  er  schon  durch  die 
Strafe  des  dreifachen  Ersatzes  für  sein  Vergehen  Genugthuung 
zu  leisten  gezwungen  wird.  Für  denjenigen  [fremden]  Sclaven 
aber,  von  dem  es  heisst,  dass  er  sich  auf  die  Flucht  begeben 
habe,  ist  ihm  eine  Sicherheitsleistung  abzunö'thigen ,  dass  er 
den  Sclaven  verfolgen  und  jedenfalls  ausantworten  wolle; 
nichts  desto  weniger  jedoch  wird  dabei  demjenigen,  wrelcher 
die  Gewalt  erlitten  hat ,  eine  dingliche  [Klage] ,  oder  die  Klage 
auf  Auslieferung,  oder  was  es  sonst  für  eine  Klage  zur  Wieder- 
erlangung [des  Sclaven]  gibt,  völlig  gesichert  bleiben,  so  dass, 
wenn  der  Herr  diesen  Sclaven  auf  irgend  eine  Weise  wieder 
bekommen  haben  sollte ,  derjenige ,  welcher  aus  der  Stipulation 
belangt  wird  ,  sich  durch  Einrede  schützen  kann.  Dies  alles 
[gilt  für  den  Fall] ,  wenn  nach  der  Verurtheilung  erst  [der  Sclav 
gestorben  ist] ;  wenn  aber  der  Sclav  vor  dem  richterlichen  Aus- 
spruche ohne  Arglist  und  Verschuldung  [des  Beklagten]  gestor- 
ben sein  sollte,  so  wird  dieser  verantwortlich  sein.  Dies  ver- 
hält sich  so  nach  folgenden  Worten  des  Edicts :  und  diese 
Sache  nicht  nach  dem  Ermessen  des  Richters  zu- 
rückerstattet werden  wird.  Wenn  nun  also  der  Sclav 
ohne  Arglist  und  Verschuldung  desjenigen,  gegen  welchen25) 
Klage  erhoben  werden  wird,  flüchtig  ist,  so  muss  der  Richter 
[den  Beklagten]  zu  dem  Versprechen  nö'thigen,  dass  er  jenen 
Sclaven  herbeischaffen  und  zurückliefern  wolle.  Wenn  aber 
auch  die  [dem  Kläger  entzogene]  Sache  sich  bei  demjenigen, 
gegen  welchen  geklagt  wird,  ohne  dessen  Verschuldung  nicht 
mehr  befinden  sollte,  sie  jedoch  nicht  untergegangen  sein  würde, 
wenn  sich  der  Beklagte  nicht  der  Furchterregung  bedient  hätte, 
so  wird  derselbe  verurtheilt  werden,  wie  es  beim  Interdictum 
Von  wo  mit  Gewalt  oderWas  gewaltsam  oder  heim- 
lich gehalten  wird.  Mithin  bekommt  bisweilen  derjenige  den 
Geldwerth  des  verstorbenen  Sclaven,  welcher,  wenn  ihm  der 
Sclav  nicht  gewaltsam  entzogen  worden  wäre,  denselben  ver- 
kauft haben  würde.  §.  12.  Wer  mit  Gewalt  mir  den  Besitz 
[einer  Sache]  abgepresst  hat,  gilt  nicht  als  Dieb,  obwohl,  wer 
mit  Gewalt  raubte,  ein  um  so  schlimmerer  Dieb  zu  sein  scheint, 
wie  es  dem  Julianus  gefällt.    §.  13.  Dass  derjenige,  welcher 


24)  S.  C.  2  u.  3  de  usur.  rei  jud. 

25)  Es  ist  hier,  wie  in  der  ganzen  Stelle,  derjenige  gemeint, 
welcher  einen  fremden  Sclaven,  sollte  er  auch  an  dem  nach- 
herigeu  Tode  oder  Fliichtigwerden  desselben  keine  Schuld 
haben,  doch  Anfangs  durch  Furchterregung  oder  Gewaltlhä- 
tigkeit  vom  Eigenthümer  widerrechtlich  an  sich  gebracht  hat. 

Corp.  jur.  civ.    I.  29 
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Furcht  erregte,  aucli  milteist  der  Klagte  wegen  Arglist  Lafte, 
ist  gewiss,  das  meint  Pomponius,  so  wie  [jedoch]  auch, 
dass  eine  Klage  durch  die  andere26)  ausgeschlossen  werde 
vermöge  entgegengestellter  Einrede  auf  das  Geschehene27). 
§.  14.  Julianus  sagt,  es  werde  das  Interesse  vervierfacht, 
und  demnach  werde  derjenige,  welcher  auf  den  Grund  eines 
Fideicommisses  vierzig  schuldet,  wenn  er,  durch  Gewalt  ver- 
anlasst, dreihundert  versprochen  und  bezahlt  habe,  das  Vier- 
fache der  Summe  von  zweihundert  und  sechzig  erhalten,  denn 
in  Beziehung  auf  diese  hat  er  wirklich  Gewalt  erlitten. 
§.  15.  Dem  zu  Folge  werden,  wenn  Mehrere  [zugleich]  sich 
der  Furchterregung  bedient  haben,  und  nur  Einer  unter  ihnen 
verklagt  worden,  dieser  aber  den  Gegenstand  vor  Fällung  des 
Unheils  freiwillig  zurückgegeben  hat,  Alle  ihrer  Verpflichtung 
entledigt.  Wenn  er  aber  auch  dies  nicht  gethan,  sondern  nach 
richterlichem  Ausspruche  das  Vierfache  ersetzt  hat,  so  ist  es 
doch  richtiger,  dass  auch  auf  diese  Weise  die  Klage  wegen 
Furcht  gegen  die  Uebrigen  aufgehoben  w  erde ; 

15.  PAUL.  lib.XJ.  ad  Ed.  —  oder  es  wird  doch  gegen 
die  Uebrigen  nur  in  soweit  eine  Klage  gestattet  werden,  als 
von  jenem  Einen  weniger  erlangt  worden  ist. 

16.  ULP.  lib.  IX.  ad  Ed.  —  Was  wir  für  den  Fall 
sagten,  wenn  Mehrere  Furcht  erregt  haben,  wird  auch  dann 
angenommen  werden  müssen,  wenn  der  Eine  den  [fraglichen] 
Gegenstand  an  sich  gebracht,  der  Andere  die  Furcht  erregt 
hat.  §.  1.  Wenn  aber  Sclaven  von  der  Furchterregung  Ge- 
brauch gemacht  haben,  so  wird  in  Bezug  auf  sie  zwar  eine 
Noxalklage  begründet  sein,  man  wird  aber  auch  den  Herrn, 
an  welchen  der  Gegenstand  gekommen  ist,  belangen  können  2  8)  ; 
wenn  nun  dieser  als  Beklagter  entweder  die  Sache  selbst, 
oder,  nach  dem  was  oben  bemerkt  worden  ist,  das  Vierfache 
gegeben  hat,  so  wird  er  dadurch  auch  dem  Sclaven  nützen. 
Wenn  er  aber,  mit  der  Noxalklage  belangt,  es  vorgezogen 
haben  sollte,  den  Sclaven  an  Schadens  Statt  auszuliefern,  so 
wird  er  nichts  desto  weniger,  wenn  der  Gegenstand  an  ihn 
gekommen  ist,  noch  selbst  belangt  werden  können  29).  §.  2. 
Diese  Klage  wird  dem  Erben  und  übrigen  Nachfolgern  gestat- 
tet, weil  sie  auf  Wiedererlangung  einer  Sache  geht.  Gegen 
den  Erben  und  die  übrigen  [Nachfolger]  wird  sie  aber  auf  Er- 
stattung desjenigen,  was  ihnen  von  der  Sache  zu  Theil  wurde, 

26)  Nämlich  aciio  metus  causa  und  de  dolo. 

27 )  Exceptio  in  factum  ist  eine  solche ,  die  sich  auf  eine  be- 
sondere Thatsache  {factum)  grüudet,  welche  der  Ueklagle 
zu  seinen  Gunsten  anführen  kann. 

28 )  Nämlich  durch  actio  metus  causa. 

29)  Mit  der  a.  qu.  m.  c. 
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nicht  ohne  triftigen  Grund  gestattet;  denn  obwohl  die  Strafe 
nicht  auf  den  Erben  übergeht,  so  darf  doch,  wie  auch  ver- 
ordnet worden  ist,  das  auf  schändliche  Weise  oder  durch  ein 
Verbrechen  Erworbene  nicht  zum  Vortheile  des  Erben  ge- 
reichen. 

17.  PAUL.  lib.I.  Qitaest.  —  Wir  wollen  demnach  sehen, 
ob  der  Erbe,  in  dessen  Besitz  etwas  gekommen  ist,  wenn  er 
das,  was  an  ihn  kam,  verzehrt  hat,  aufhöre,  verantwortlich 
zu  sein,  oder  ob  es  vielmehr  genügt,  dass  nur  überhaupt  etwas 
an  ihn  gekommen  ist?  und  ob,  wenn  er  nach  Verzelirung 
des  ihm  Zugefallenen  verstorben,  gegen  seinen  Erben  jeden- 
falls eine  Klage  zusteht,  weil  er  in  die  Verpflichtung  des  Erb- 
lassers getreten,  oder  ob  die  Klage  nicht  zu  gestatten  sei, 
weil  an  den  zweiten  Erben  nichts  gelangt  ist?  Aber  es  ist 
besser,  dass  jedenfalls  eine  Klage  gegen  den  Erben  des  Erben 
zulässig  sei;  denn  es  genügt,  wenn  nur  einmal  etwas  an  den 
nächsten  Erben  gekommen  ist,  und  damit  hört  sogleich  die 
gewöhnliche  Verjährbarkeit  der  Klage  auf ;  denn  sonst  w  ürde 
man  ja  sagen  müssen ,  dass  auch  nicht  einmal  derjenige  hafte, 
welcher  das,  was  an  ihn  gekommen  ist,  verzehrt  hat. 

18.  JULIAN,  lib.  LX1V.  Big.  —  Wenn  die  Sache  selbst, 
welche  an  einen  Andern  gelangte,  zu  Grunde  gegangen  ist, 
so  werden  wir  nicht  sagen,  dass  derselbe  dadurch  reicher  ge- 
worden sei;  wenn  sie  aber  in  Geld  oder  eine  andere  Sache 
umgewandelt  worden,  so  ist  nicht  weiter  zu  fragen,  welches 
Eude  dieselbe  genominen,  sondern  er  ist  jeden  Falls  als  da- 
durch bereichert  anzusehen,  wenn  er  sie  auch  nachher  verliert. 
Denn  auch  der  Kaiser  Titus  Anton  in  us  hat  an  den  Clau- 
dius Frontinus  über  die  Kaufpreise  erbschaftlicher  Sachen 
ein  Rescript  des  Inhalts  erlassen :  es  könne  gegen  ihn  die  Erb- 
schaftsklage deshalb  angestellt  werden,  wreil,  obwohl  diejeni- 
gen Sachen,  welche  zur  Erbmasse  gehört  hatten,  sich  nicbt 
mehr  bei  ihm  befänden,  doch  der  dafür  empfangene  Preis, 
wodurch  er  auch  bei  mehrmals  veränderter  Gestalt  [jener  Sachen] 
bereichert  worden  ist,  ihn  eben  so  verbindlich  mache,  als  wenn 
die  eigentlichen  Erbschaftsgegenstände  in  derselben  Gestalt  ge- 
blieben wären. 

19.  GAJ.  lib.  IV.  ad  Ed.  prov.  —  Dass  aber  der  Pro- 
consul  gegen  den  Erben  in  soweit  eine  Klage  zusagt,  in  wie- 
weit etwas  an  ihn  gekommen  ist,  muss  so  verstanden  werden, 
dass  es  sich  auf  eine  für  immer  zu  bewilligende  Klage  bezieht. 

20.  ULP.  lib.  XI.  ad  Ed.  —  Wieviel  aber  an  den  Er- 
ben gekommen  sei ,  wird  nach  der  Zeit  der  geschehenen  Ein- 
leitung des  Verfahrens  beurtheilt  werden  müssen,  wenn  es  nur 
gewiss  ist,  dass  etwas  an  ihn  gekommen  sei.  Dasselbe  [ist 
anzunehmen] ,  wenn  etwas  zu  der  Masse  des  Vermögens  des- 

29  * 
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{eiligen ,  der  die  Gewalt  verübt  hat,  dergestalt  gekommen  ist, 
dass  kein  Zweifel  obwaltet,  es  werde  zu  dessen  Erben  gelan-" 
gen,  z.  B.  wenn  ein  Schuldner30)  frei  geworden  ist. 

21.  PAUL.  Hb.  IX.  ad  Ed.  —  Wenn  ein  Weib,  welches 
gSgen  seinen  Freilasser  sich  vorsätzlich  undankbar  bewiesen, 
als  ihm  der  Verlust  seines  Standesrechts  drohte,  dem  Freilas- 
ser etVvas  gegeben  oder  versprochen  hat,  um  nicht  wieder  in 
die  Sclaverei  versetzt  zU  werden,  so  kommt  das  Edict  nicht 
zur  Anwendung,  weil  es  diese  Furcht  sich  selbst  beibringt. 
§.  I.  Was  wegen  Furcht  gethan  worden,  wird  der  Prator  zu 
keiner  Zeit  genehmigen.     §.  2.  Wer   den  Besitz  eines  ihm 
nicht    angehörigen   Grundstucks    [gezwungen   einem  Andern] 
übergeben  hat,  wird  nicht  vom  Werthe  des  Grundstücks  selbst, 
sondern   vom  Werthe  des  Besitzes,   das  Vierfache  oder  das 
Einfache31)   zugleich  mit  den  Früchten   erlangen;   denn  es 
wird   das  in  Anschlag  gebracht,   was  ersetzt  werden  muss, 
das  heisst  das,  was  [dem  Kläger]   wirklich  abgeht;  es  geht 
ihm  aber   [in  diesem  Falle]   der  blosse  Besitz  mit  den  dazu 
gehörigen  Früchten  ab,   womit  auch   Poraponius  überein- 
stimmt.   §.  3.  Wenn  Mitgift  aus  Furcht  versprochen  worden 
ist,  so  glaube  ich  nicht,  dass  daraus  eine  Verbindlichkeit  ent- 
stehe, weil  es  richtig  ist,  dass  ein  solches  Versprechen  von 
Mitgift  für  keines  anzusehen  sei.    §.4.  Wenn  ich  durch  Furcht 
genöthigt  worden  wäre,  von  einem  Räuf  oder  Pacht  abzugehen, 
so  ist  zu  untersuchen ,  ob  dies  etwa  als  nicht  geschehen  gelte 
und  die  frühere  Verbindlichkeit  fortdauere,  oder  ob  es  einer 
stipulationsweisen  Annahme  als  Empfangen  gleichzustellen  sei, 
weil  wir  nämlich  [in  diesem  Falle]  uns  auf  keine  Verbindlich- 
keit guten  Glaubens  stützen  können,  da  dieselbe,  sobald  sie 
einmal  aufgegeben  wird,  als  erloschen  anzusehen  ist.    Und  es 
spricht  mehr  dafür,  dass  dieser  Fall  ^iner  stipulationsweisen 
Annahme  als  Empfangen  gleichkomme ;   weshalb  denn  auch 
hier  eine  prätorische  Klage  32)  erzeugt  wird.    §.  5.  Wenn  ich 
durch  Furcht  genöthigt  eine  Erbschaft  angetreten  habe,  so  halte 
ich  dafür,  dass  ich  zum  wirklichen  Erben  werde,  weil,  ob- 
schon,  wenn  es  mir  freigestanden  hätte,  ich  es  nicht  gewollt 
haben  würde,  ich  doch  gezwungen  meinen  Willen  erklärt  habe; 
jedoch  muss  ich  durch  den  Prätor  wieder  in  meinen  vorigen 
Stand   eingesetzt  werden,  so  dass  mir  die  Macht  verliehen 
werde,   mich  der  Erbschaft  zu  enthalten.     §.  6.  Wenn  ich 
gezwungen  eine  Erbschaft  ausschlage,  so  kommt  mir  den  Prä- 
tor auf  doppeltem  Wege  zu  Hülfe,  indem  er  mir  entweder, 

30)  Hier  also  der  Erblasser. 

31)  Je  nachdem  nämlich  noch  innerhalb  des  ersten  Jahres  nach 
erlittener  Gewalt  oder  erst  später  Klage  erhoben  worden  ist. 

32)  D.  h.  die  «.  qu»  m>  c;  s.  hierzu  Glück  Y.  575. 
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als  ob  ich  wirklicher  Erbe  wäre,  den  Klagen  des  wirklichen 
Erben  analoge  Klagen  gibt,  oder  die  Klage  wegen  Furcht 
gewahrt,  so  dass  jeder  dieser  Wege  nach  meiner  Wahl  mir 
offen  steht. 

22.  PAUL,  lib  I.  Senlent,  —  Wenn  Jemand  einen  An- 
dern in  das  GefÜngniss  hinabgestossen  hat,  um  ihm  etwas  ab- 
zupressen,  so  ist  alles,  was  aus  diesem  Grunde  geschah,  Yon 
keiner  Gültigkeit. 

23.  ULP.  lib.  V.  Opin,  —  Es  ist  nicht  wahrscheinlich, 
dass  derjenige,  welcher  eine  ansehnliche  Würde33)  zu  haben 
behauptete,  in  Rom  durch  Gewalt  genöthigt  ungerechter  Weise 
eine  Nicbtschuld  bezahlt  habe,  da  er  ja  das  öffentliche  Recht 
anrufen   und  an  einen  mit  obrigkeitlicber  Gewalt  Bekleideten 
sich  wenden  konnte,  der  gewiss  die  Gewalt  von  ihm  abge- 
wehrt hatte,  vielmehr  muss  er  dieser  Voraussetzung  die  offen- 
barsten Beweisthümer  der  [erlittenen]  Gewalttätigkeit  entgegen- 
stellen.   §.  1.  W^enn  Jemand  aus  gegründeter  Furcht34)  und 
Scheu  vor  einer  Untersuchung,  zu  welcher  er  nach  der  Dro- 
hung eines  mächtigen  Gegners  gefesselt  gehen  sollte ,  das ,  was 
ihm  zu  behalten  zustand,  gezwungen  verkauft  hat,  so  wird 
die  Sache  nach  der  bei  ihr  eintretenden  Berücksichtigung  der 
Billigkeit  durch  den  Präsidenten  der  Provinz  in  ihre  frühere 
Lage  zurückversetzt.    §.  2.  Wenn  ein  Wucherer  einen  Wett- 
kämpfer [als  seinen  Schuldner]  dadurch,  dass  er  ihn  gegen 
alle  Sitte  gefangen  hielt  und  an  den  Kämpfen  verhinderte, 
genöthigt  hat,  für  mehr  als  den  eigentlichen  Betrag  des  schul- 
digen Geldes  Gewähr  zu  leisten,  so  möge  nach  der  Erweisung 
dieses  Umstandes  der  zuständige  Richter  den  Bescheid  geben, 
dass  die  Sache  nach  der  bei  ihr  eintretenden  Billigkeitsrücksicht 
wieder  in  die  frühere  Lage  gesetzt35)  werde.    §.3.  Wenn 
Jemand  das,  was  er  seinem  Gegner  nicht  schuldig  war,  nach 
der  von  diesem  geschehenen  Unterstellung  durch  Gewalt  unter 
Dazwischenkunft  der  Untergebenen  des  Präsidenten,  ohne  Unter- 
suchung von  Seiten  des  Richters ,  zu  bezahlen  gezwungen  wor- 
den ist,  so  möge  der  Richter  den  Befehl  geben,  dass  das  ge- 
gen die  Gebühr  Erpresste  von  demjenigen,  der  diesen  Vermö- 
gensverlust  veranlasst,  zurückerstattet  werde.  Wenn  hingegen 
[der  Schuldner]  seine  Schulden  auf  einfachen  Befehl  und  ohne 
vorgängige  Untersuchung  bezahlt  hat,  so  ist  es,  obwohl  eigent- 


33)  Clara  dignitas  bezeichnet  insgemein  die  Würde  eines  Se- 
nators. 

34)  Justus  mctus  ist  in  diesem  Zusammenhange  eine  solche 
Furcht,  von  welcher  auch  ein  sonst  staudhafter  und  uner- 
schrockener Mann  befallen  werden  kann. 

35)  Also  der  Schuldner  nur  zur  Bezahlung  dessen,  was  er 
wirklich  schuldig  ist,  verurtheilt  werde. 
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lieh  die  Eintreibung-  der  Schuld  nicht  auf  ausserordentliche 
Weise,  sondern  nach  Vorschrift  der  Gesetze  geschehen  musste, 
doch  unziemlich,  dasjenige,  wodurch  die  Bezahlung  der  schul- 
digen Summe  bewirkt  wurde,  nachher  widerrufen  zu  wollen. 

Dritter  Titel. 
De     dolo  malo, 

(Von  der  Arglist  36). 

1.  ULP.  lib.  XI.  ad  Ed.  —  Durch  dieses  Edict37) 
kommt  der  Prätor  gegen  unzuverlässige  und  arglistige  Men- 
schen, welche  Andern  durch  eine  gewisse  Schlauheit  gescha- 
det haben,  zu  Hülfe,  damit  nicht  entweder  jenen  ihre  Bosheit 
Vorlheil  bringe,  oder  diesen  ihre  Einfalt  zum  Nachtheil  gereiche. 
§.  1.  Die  Worte  aber  des  Edicts  sind  folgende:  Rücksicht- 
lich dessen,  was  als  aus  Arglist  geschehen  an- 
geführt werden  wird,  werde  ich,  wenn  deshalb 
eine  andere  Klage  nicht  vorhanden  sein  sollte, 
und  die  Veranlassung  mir  als  wohlbegründet  er- 
schienen sein  wird,  eine  Klage  gestatten.  §.2. 
Die  Arglist  hat  zwar  Servius  so  erklärt,  sie  sei  eine  ge- 
wisse Berückung  zur  Hintergehung  des  Andern,  vermöge  wel- 
cher etwas  Anderes  vorgegeben  und  etwas  Anderes  gethan 
wird.  Labeo  aber  [sagt  dagegen],  es  könne  auch  ohne  Vor- 
spiegelung darauf  hingearbeitet  werden,  dass  Jemand  hinter- 
gangen werde,  sowie  ohne  Arglist  etwas  Anderes  gethan, 
etwas  Anderes  vorgespiegelt  werden  ,  wie  es  diejenigen  thun, 
welche  durch  eine  solche  Verhehlung  der  Wahrheit  entweder 
ihr  oder  fremdes  Eigenthum  erhalten  und  schützen.  Deshalb 
stellt  er  selbst  folgende  Begriffsbestimmung  auf:  Arglist  sei 
jeder  zur  Hintergehung,  Täuschung  und  Berückung  eines  An- 
dern in  Anwendung  gebrachte  Rank,  Trug,  Anschlag38). 
Labeo's  Erklärung  ist  die  richtige.  §.  3.  Der  Prätor  hat 
sich  aber  nicht  damit  begnügt,  den  Ausdruck  dolus  (List) 
anzuwenden,  sondern  den  Zusatz  malus  (arg)  gebraucht,  weil 
die  Alten  auch  von  einem  dolus  homis  (löbliche  List)  sprachen 

86)  Das  Wort  Arglist  ist  für  dolus  malus  schon  seit  langer 
Zeit  so  eingebürgert  bei  uns,  dass  man  wohl  keinen  Anstand 
nehmen  darf,  es  zu  behalten  ,  zumal  es  weit  passender  ist, 
als  die  andern  versuchten  Uebersetzungen ,  durch  böser 
Vorsatz  und  bösliches  Verfahren  u.  s.  w. ,  denn  alle 
drücken  dolus  malus  weder  richtig  aus,  noch  passen  sie  auf 
alle  Fälle.    Arglist  passt  aber  überall. 

37)  D.  i.  diesen  Theil  seines  Edicts. 

38)  Diese  bekannte  Definition,  in  welcher  ein  Glied  dem  andern 
genau  entspricht,  lässt  Bich  freilich  im  Deutschen  kaum  ge- 
nügend wiedergeben. 
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und  diesen  Ausdruck  von  einer  [besondern]  Gewandtheit  ver- 
standen,  hauptsächlich   in   dem  Falle,   wenn   Jemand  gegen 
einen  Feind  oder  Strassenräuber  listig"  verfahrt.     §.  4.  Der 
Prätor  sagt:  wenn  wegen  dieser  Gegenstände  eine 
andere  Klage  nicht  statthaft  sein  sollte;  mit  Recht 
verspricht  der  Prätor  erst  für  den  Fall  diese  Klage,  wenn 
eine  andere  nicht  statthaft  ist,  weil  eine  iufamirende  Klage 
nicht    ohne  Weiteres   vom   Prätor   bewilligt    werden  durfte, 
wenn  noch  eine  Klage  des  bürgerlichen  oder  des  prätorischen 
Rechts   vorhanden  ist,   mit   der  man  einen  Versuch  machen 
kann;  dies  geht  so  weit,  dass  auch  Pedius  im  achten  Buche 
schreibt,  weun  selbst  nur  ein  Interdict,  dessen  man  sich  be- 
dienen, oder  eine  Einrede,  durch  welche  man  sich  schützen 
könne,  vorhanden  sei,   so  falle  die  Anwendung  dieses  Edicts 
weg.     Hiermit  stimmt   Pomponius   im  achtundzwanzigsten 
Buche  iiberein  und  setzt  noch  hinzu  :  wenn  Jemand  auch  nur 
vermöge  einer  Stipulation  sichergestellt  sei,  z.  B.  wenn  über 
die  Arglist39)  eine  Stipulation  Statt  gefunden  hat,  so  könne 
ihm  die  Klage  wegen  Arglist  nicht  zustehen40).     §.  5.  Der- 
selbe Pomponius  sagt,  wenn  auch  gegen  uns  eine  Klage 
nicht  gegeben  werden  dürfe,  z.  B.  wenn  eine  so  schändliche 
Stipulation  aus  Arglist  eingegangen  worden,  dass  Niemandem 
aus  derselben   eine  Klage  gestattet  würde,    so   sei   es  nicht 
HÖthig,  dahin  zu  arbeiten,  dass  ich  die  Klage  wegen  Arglist 
erhalte,  da  ja  [in  diesem  Falle]  Niemandem  gegen  mich  eine 
Klage  gestattet  werde.    §.  6.  Desgleichen  führt  Pomponius 
an,  Labeo  sei  der  Meinung,  dass  auch  wenn  Jemand  Wieder- 
einsetzung in  den  vorigen  Stand  erlangen  könne ,  ihm  diese 
Klage  nicht  zustehen  dürfe ;  und  wenn  [ferner]  eine  andere 
"Klage  durch  Zeitverlauf  ausgeschlossen  worden,  so  dürfe  je«e 
nicht  Stattfinden,  indem  derjenige,  welcher  die  Klaganstellung 
[zu  rechter  Zeit]  unterliess.  sich  selbst  den  dadurch  erlittenen 
Schaden  zuschreiben  müsse,  ausgenommen  wenn  etwa  die  Arg- 
list auch  mit  darauf  gerichtet  worden  ist,  dass  die  gehörige 
Zeit  ablaufen  sollte.    §.  7.  Wenn  Jemand,  da  ihm  doch  eine 
bürgerlichrechtliche  Klage  oder  eine  durch  Beifügung  der  Sti- 
pulationsform  verstärkte  würdenrechtliche  zur  Seite  stand,  diese 
vermöge  einer  stipulationsweisen  Annahme  als  Empfangen  oder 
auf  andere  Weise  aufgegeben  hat,  so  wird  er  sich  nun  der 
Klage  wegen  Arglist  nicht  bedienen  können,   weil  er  eine 
andere  Klage  hatte,  es  müsste  denn  beim  Verluste  jener  Kiage 
ein  arglistiges   Verfahren   gegen   ihn   Statt   gefunden  haben, 
§.  8.  Nicht  aber  Mos  dann,  wenn  wider  denjenigen,  dessen 


39)  Ueber  die  Gewährleistung  derselben. 

40)  Sondern  die  aus  der  Stipulation. 
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orglistiges  Verfahren  zur  Sprache  gekommen  ist,  eine  andere 
Klage  vorhanden  ist, 

2.  PAUL.  lib.  XI.  ad  Ed.  —  oder  die  [durch  Arglist  ent- 
zogene] Sache  selbst  [für  den  Eigenthümer]  noch  wird  gerettet 
werden  können, 

3.  ULP.  lib.  XI.  ad  Ed.  —  findet  dieses  Edict  keine 
Anwendung,  sondern  auch  dann  nicht,  wenn  es  noch  gegen 
einen  Andern 

4.  PAUL.  lib.  XI.  ad  Ed.  — ■  eine  Klage  gibt,  oder 
durch  einen  Andern  mir  meine  Sache  gerettet  werden  kann. 

5.  ULP.  lib.  XI.  ad  Ed.  —  Deshalb  dürfe,  wenn  ein 
Mündel  vom  Titius,  wahrend  der  Vormund  durch  seine  Er- 
mächtigung zum  Rechtsgeschäfte  am  Betrüge  Antheil  nahm, 
hintergangen  worden,  demselben  nicht  die  Klage  wegen  Arg- 
list gegen  Titius  zukommen,  da  er  ja  die  Vormundschaftsklage 
hat,  vermöge  welcher  er  sein  Interesse  wieder  erlangen  kann. 
Wenn  freilich  der  Vormund  nicht  zahlungsfähig  sein  sollte, 
so  wird  man  zugeben  müssen,  dass  ihm  die  Klage  wegen 
Arglist  gestattet  werde. 

6.  GAJ.  lib.  IV.  ad  Ed.  prov.  —  Denn  wem  wegen  Ar- 
muth  des  Gegners  seine  Klage  nichts  hilft,  ist  anzunehmen, 
dass  er  keine  Klage  habe. 

7.  ULP.  lib.  XI.  ad  Ed.  —  Und  treffend  versteht  Pom- 
ponius  die  Worte:  wenn  eine  andere  Klage  nicht^ 
statthaft  sein  sollte,  so:  wenn  die  Sache  auf  eine  an- 
dere Weise  für  denjenigen,  dem  sie  angehört,  nicht  sollte 
gerettet  werden  können.  Auch  scheint  es  dieser  Ansicht  nicht 
zu  widerstreiten,  dass  Julianus  im  vierten  Buche  schreibt, 
wenn  Jemand  vor  Erreichung  des  fünfundzwanzigsten  Lebens- 
jahres durch  den  Anschlag  eines  Sclaven  hintergangen,  den- 
selben mit  seinem  Sondergute  verkauft  und  der  Käufer  ihn 
freigelassen  habe,  gegen  den  Freigelassenen  die  Klage  wegen 
Arglist  zu  gestatten  sei.  Denn  dies  verstehen  wir  so,  dass 
der  Käufer  frei  von  Arglist  sei,  so  dass  er  aus  dem  Kauf- 
contract  nicht  belangt  werden  könne,  oder  der  Verkauf  [viel- 
mehr] selbst  nichtig  sei41),  wenn  nämlich  der  Betrug  eben 
darin  bestand,  dass  [der  Minderjährige]  zum  Verkaufen  veran- 
lasst wurde.  Dass  aber  ein  Minderjähriger  als  Beispiel  ge- 
nommen wird,  veranlasst  nicht  etwa  eine  Wiedereinsetzung 
in  den  vorigen  Stand;  denn  gegen  einen  Freigelassenen  kann 
keine  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  Platz  haben. 
§.  1.  Hiernach  wird  auch  behauptet  werden  müssen,  dass, 


41)  Durch  diege  Uebersetzung  von:  so  dass  —  sei,  ist  der 
Sinn  am  richtigsten  wiedergegebeu ;  man  sehe  über  dessen 
Auslegung  Glück  IV.  115—119. 
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wenn  auch  [nur]  durch  eine  Strafklage  fiir  seine  Schadloshal- 
tung gesorgt  werden  könne,  die  Klage  wegen  Arglist  weg- 
falle. §.2.  Pomponius  aber  sagt,  dass,  auch  wenn  eine 
Volksklage42)  vorhanden  sei,  die  Klage  wegen  Arglist  weg- 
falle. §.  3.  Nicht  aber  blos  dann,  wenn  eine  andere  Klage 
nicht  vorhanden  sein  sollte,  sondern  schon  dann,  wenn  noch 
Zweifel  obwaltet,  ob  eine  andere  Klage  statthaft  sei,  müsse, 
meint  Labeo,  die  Klage  wegen  Arglist  bewilligt  werden, 
und  er  führt  folgenden  Fall  an  :  Derjenige ,  welcher  mir  ent- 
weder aus  einem  Kaufcontracte  oder  in  Folge  einer  Stipulation 
einen  Sclaven  schuldete,  hat  demselben  Gift  gegeben  und  ihn 
in  diesem  Zustande  mir  ausgeliefert ;  oder  ein  Grundstück, 
und  indem  er  es  mir  übergiebt,  hat  er  dasselbe  mit  Dienst- 
barkeiten belastet,  oder  Gebäude  eingerissen,  oder  Bäume 
niedergehauen  oder  ausgerottet :  [in  diesem  Falle] ,  sagt  La- 
beo, müsse  gegen  denselben ,  er  möge  wegen  Arglist  Sicher- 
heit geleistet  haben  oder  nicht,  die  Klage  wegen  Arglist  ge- 
stattet werden,  weil,  wenn  er  Sicherheit  leistete,  Zweifel 
obwaltet,  ob  die  Klage  aus  der  Stipulation  Statt  finde.  Allein 
es  ist  richtig,  dass,  sobald  wegen  Arglist  Sicherheit  geleistet 
worden,  die  Klage  wegen  Arglist  wegfalle,  weil  dann  die 
Klage  aus  der  Stipulation43)  eintritt;  ist  aber  keine  Sicher- 
heit geleistet  worden,  so  fällt,  wenn  die  Klage  aus  dem 
Kaufcontracte  statthaft  ist,  die  Klage  wegen  Arglist  weg,  eben 
weil  die  Klage  aus  dem  Kaufcontracte  vorhanden  ist  43),  wenn 
aber  die  Stipulatiousklage  [zulässig  ist]  **),  so  ist  auch  die 
Klage  wegen  Arglist  nothwendig.  §.  4.  Wenn  der  Eigenheits- 
herr seinen  einem  Andern  zum  Gebrauche45)  überlassenen 


42)  Eine  solche  Klage,  welche  zur  Verfolgung  einer  gewissen 
unerlaubten  Handlung  jeder  Römische  Bürger  anstellen  kann. 

43)  Welche  praestationem  doli  enthält. 

44)  D.  h.  wenn  keine  Klage  aus  dem  Kauf  Statt  hat,  sondern 
eventualiter  der  Sclav  eoc  stipulatu  in  Anspruch  genommen 
werden  kann,  Falls  er  nicht  übergeben  wird.  Mau 
verwechsele  nämlich  die  hier  zuletzt  gedachte  a.  eoc  stipul. 
nicht  mit  der  eoc  stipulatione  cmitionis  dolmn  abesse  von  der 
vorher  die  Rede  ist!  Die  Basiliken  sind  hier  sehr  deutlich 
und  geben  den  letzten  Satz  so  wieder  (X.  3.  7.):  ln\  öl  trjg 
l7itQü)ir]OHoq y  iäv  v.ai  ntQi  doXov  livy^v  IneQtoT^aag,  uQytl  i? 
Tttoi  jov  öökovy  wg  rrjg  n£Ql  tjitQioiriatfOQ  vnovarjg'  J£  /nrj 
Intoonrjas  tteqX  doAou  xmqu  irj  nenl  dolov ;  d.i.  hat  die  Sli- 
pulationsklage  Statt,  d.  h.  wenn  wegeu  Arglist  stipulirt 
worden,  so  fällt  die  Klage  wegen  Arglist  weg,  eben  weil 
jene  Klage  diesen  Zweck  schon  erreicht;  ist  aber  nicht  we- 
gen Arglist  stipulirt  worden,  so  tritt  die  Klage  wegen  Arg- 
list ein. 

45)  IJsus  ist  hier  das  als  persönliche  Dienstbarkeit  Jemandem 
bewilligte  Recht,  aus  einer  fremden  Sache  [wozu  auch  Scla- 
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Sclaven  getödtet  hat,  so  kommt,  falls  der  Eigenheitsherr,  im 
Besitze  des  Sclaven,  diesen  tödtele,  zu  der  Klage  aus  dem 
Aquilischeh   Gesetze   auch   die   auf  Auslieferung-  hinzu,  und 
deshalb  fallt  die  Klage  wegen  Arglist  weg.    §.  5.  Desgleichen 
fällt,  wenn  ein  Erbe  vor  angetretener  Erbschaft  den  als  Ver- 
mächtniss  Jemandem  hinterlassenen  Sclaven  getö'dtet,  weil  er 
eher,    als  er  angefangen  hat,   dem  Vermächtnissberechtigten 
anzugehören,  getödtet  wurde,  die  Klage  aus  dem  Aqnilischen 
Gesetz  weg;  die  Klage  wegen  Arglist  aber  fällt,  gleichviel 
zu   welcher  Zeit   der  Erbe  ihn  getödtet  habe,  darum  weg, 
weil  die  Klage  aus  dem  Testamente  Statt  findet.    §.  6.  Wenn 
dein  Hausthier  durch  die  Arglist  eines  Andern*6)  mir  Scha- 
den zugefügt  hat,  so  entsteht  die  Frage,  ob  ich  gegen  ihn 
die  Klage  wegen  Arglist  habe?    Und  es  hat  meinen  Beifall 
gefunden,  was  Labeo  schreibt,   dass ,   wenn  der  Herr  des 
Hausthieres  nicht  zahlungsfähig  sei,  die  Klage  wegen  Arglist 
bewilligt  werden  müsse;  wiewohl  ich  der  Meinung  bin,  dass 
sie,   wenn  die  Auslieferung  an  Schadens  Statt  erfolgt  sein 
sollte,   nicht  zu  bewilligen  sei,   nicht  einmal  auf  Erlangung 
desjenigen  Schadenbetrages,   welcher  [den  Werth  des  ausge- 
lieferten Thieres]   übersteigt.     §.  7.   Derselbe  Labeo  fragt, 
ob  mir,  wenn  du  meinem  gefesselten  Sclaven,  damit  er  ent- 
fliehen möchte,   die  Fesseln  abgenommen  habest,  die  Klage 
wegen  Arglist  zu  gestatten  sei?    Und  Ou intus  sagt  in  sei- 
nen Bemerkungen  [zu  JLabeo]:   wenn   du   dies  nicht  durch 
Mitleid  bewogen  gethan  hast,  so  bist  du  der  Diebstahlsklage 
ausgesetzt;  hast  du  es  aus  Mitleid  gethan,  so  muss  gegen  dich 
eine  Klage  auf  das  Geschehene  ertheilt  werden.     §.  8.  Ein 
Sclav  hat  bei  Eingehung  eines  Vertrags  über  seine  Freilassung 
dem  Herrn  einen  Stellvertreter  in  der  Verbindlichkeit  gestellt, 
unter  der  Bedingung,  dass  nach  der  Freilassung  die  Verpflich- 
tung auf  ihn  allein  übertragen  werde,  nach  der  Freilassung 
aber  lässt   er   die  Verpflichtung   auf  sich  nicht  übertragen ; 
Pomponius   schreibt,   dass  hier  die  Klage  wegen  Arglist 
Statt  finde;  wenn  es  aber  am  Freilasser  selbst  liegen  sollte, 
dass  die  Verpflichtung  nicht  [auf  den  Sclaven]  übertragen  wird, 
so,  sagt  er,  müsse  behauptet  werden,  der  Freilasser  könne 
vom  Stellvertreter  in  der  Verbindlichkeit  vermittelst  einer  Ein- 
rede zurückgewiesen  werden.    Ich  bin  anderer  Ansicht;  wie 
kann  die  Klage  wegen  Arglist  gestattet  werden,  da  es  noch 
eine  andere  Klage  gibt  ?   Nun  könnte  zwar  Jemand  erwidern, 
eben  weil  der  Freilasser  durch  eine  Einrede  abgewiesen  werden 

ven  gehören]  alle  Vortheile,  die  sie  ausser  den  eigentlichen 
Früchten  gewährt,  zu  gemessen. 
4ö)  Freilich  darf  er  es  nicht  geradezu  gereizt  haben,  s.  Fr.  i. 
§.  6.  Si  quadrupes  paupcriem. 
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könne,  wenn  er  gegen  den  Stellvertreter  klage,  müsse  be- 
hauptet werden ,  dass  [in  diesem  Falle] ,  da  eine  Klage ,  welche 
durch  die  Einrede  entkräftet  wird,  für  gar  keine  gelte,  die 
Klage  wegen  Arglist  [dem  Freilasser]  zuzusprechen  sei.  Allein 
es  wird  ja  der  Freilasser  nur  dann  [durch  eine  Einrede]  ab- 
gewiesen, wenn  er  sich  weigern  sollte,  den  Freigelassenen 
seihst  als  Stellvertreter  anzunehmen ;  dem  Stellvertreter  wird 
freilich  gegen  den  Freigelassenen  die  Klage  wegen  Arglist 
gegeben  werden  müssen,  oder,  wenn  der  Stellvertreter  nicht 
zahlungsfähig  sein  sollte,  wird  sie  dem  Freilasser  gestattet 
werden47).  §.  9.  Wenn  ein  Geschäftsbesorger  aus  Arglist 
meinen  Gegner  hat  siegen  lassen,  so  dass  derselbe  freigespro- 
chen wurde ,  so  kann  die  Frage  entstehen ,  ob  mir  gegen  den- 
jenigen, welcher  gesiegt,  die  Klage  wegen  Arglist  zukomme. 
Ich  bin  der  Meinung,  dass  sie  nicht  Statt  finde,  wenn  der 
Beklagte  bereit  ist,  sich  von  Neuem  der  Klage  unter  Vorbehalt 
der  Replik48)  auszusetzen,  wenn  ein  heimliches  Ein- 
verstandniss  Statt  gefunden  hat;  ausserdem  wird  die 
Klage  wegen  Arglist  bewilligt  werden  müssen,  wenn  nämlich 
gegen  den  Procurator  wegen  Zahlungsunfähigkeit  nicht  geklagt 
werden  kann.  §.  10.  Derselbe  Pomponins  führt  an,  der 
Prätor  Caecidiauus  habe  die  Klage  wegen  Arglist  gegen 
denjenigen  nicht  bewilligt,  welcher  die  Zusicherung  gegeben 
hatte,  dass  derjenige,  welcher  Geld  als  Darlehn  empfing,  zu- 
verlässig sei,  was  auch  richtig  ist;  denn  es  darf  hier  ausser 
dem  Falle  einer  grossen  und  augenscheinlichen  Hinterlist  die 
Klage  wegen  Arglist  nicht  gestattet  werden. 

8.  GAJ.  lib.  IV.  ad  Ed.  prov.  —  Wenn  du  mir  Je- 
manden, da  du  wusstest,  dass  sein  Vermögen  in  Zerrüttung 
sei,  doch  deines  Gewinnstes  wegen  als  sicher  anempfohlen  hast, 
so  muss  mir  mit  Grund  gegen  dich,  da  du,  um  mich  zu  hinter- 
gehen, einen  Andern  fälschlich  gelobt  hast,  die  Klage  wegen 
Arglist  gewährt  werden. 

9.  ULF.  lib.  XI.  ad  Ed.  —  Wenn  Jemand  versicherte, 
die  Erbschaft  sei  ganz  gering ,  und  sie  so  vom  Erben  durch 
Kauf  an  sich  gebracht  hat,  so  findet  die  Klage  wegen  Arg- 
list nicht  Statt ,  da  die  aus  dem  Kaufcontracte  hinreicht. 
§.  1.  Wenn  du  mich  aber  überredet  hast,  die  Erbschaft  aus- 
zuschlagen, weil  sie  zur  Deckung  der  Schulden  des  Erblassers 
nicht  hinreiche,  oder  einen  [gewissen]  Sclaven  vor  andern  zu 
wählen,  weil  kein  besserer  sich  unter  dein  ganzen  Gesinde 
finde,  so  behaupte  ich,  dass,  wenn  du  dies  arglistiger  Weise 


47)  Die  Erläuterung  dieser  Stelle  s.  bei  Cujac.  Commcntar. 
ad  h.  I. 

48)  Exceptio,  s.  d.  Glosse. 
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gethan  habest,  gegen  dich  die  Klage  wegen  Arglist  zu  gestat- 
ten sei.  §.  2.  Desgleichen  können,  wenn  eine  Testaments- 
urkunde,  damit  das  Testament  nicht  als  lieblos  angefochten 
werde,  lange  unterdrückt,  dann  aber  nach  dem  Tode  des 
Sohnes  an  das  Licht  gebracht  worden  ist,  die  Erben  des  Soh- 
nes gegen  diejenigen,  welche  sie  unterdrückt  haben,  sich  so- 
wohl der  Klage  ans  dem  Cornelischen  Gesetze  als  der 
wegen  Arglist  bedieuen.  §.3.  Labeo  im  siebeuunddreissig- 
sten  Buche  der  Posleriora  schreibt,  dass,  wenn  Titius  dein 
Oel  als  das  seinige  in  Anspruch  nimmt,  und  du  dieses  Oel  bei 
Sejus  hinterlegt  habest,  damit  er  es  verkaufe  und  das  Geld  da- 
für aufbewahre,  bis  es  unter  euch  darüber,  wem  das  Oel  an- 
gehöre, zur  Entscheidung  gekommen  sei,  Titius  aber  sich  auf 
deine  Klage  nicht  einlassen  will,  dir  gegen  den  Titius,  weil 
du,  so  lauge  als  die  Bedingung,  unter  welcher  die  Hinterlegung 
geschah,  noch  nicht  in  Erfüllung  gegangen  ist,  den  Sejus  we- 
der durch  die  Auftragsklage,  noch  durch  die  Sequesterklage 
belangen  kannst,  die  Klage  wegen  Arglist  zukommen  müsse. 
Aber  Pomponius  bemerkt  im  siebenundzwanzigsten  Buche, 
es  könne  gegen  den  Sequester  die  Klage  aus  vorgeschriebenen 
Worten,  oder,  wenn  dieser  nicht  zahlungsfähig  sei,  gegen  den 
Titius  die  Klage  wegen  Arglist  angestellt  werden;  welche 
Unterscheidung  richtig  zu  sein  scheint,  §.  4.  Ferner,  wenn 
du  einen  dir  verpfändeten  Sclaven  mir  iin  Rechtsstreite  so) 
an  Schadensstatt  ausgeliefert  hast  und  deshalb  losgesprochen 
worden  bist,  so  bist  du  doch,  sobald  es  sich  ergibt,  dass  der 
Sclav  dir  als  Pfand  übergeben  worden  sei,  der  Klage  wegen 
Arglist  ausgesetzt;  diese  Klage  wegen  Arglist  wird  den  Cha- 
rakter einer  Noxalklage  haben  51).  Deshalb  schreibt  auch 
Labeo  im  dreissigsten  Buche  [des  Werkes]  vom  Fremden- 
prätor,  die  Klage  wegen  Arglist  in  Bezug  auf  einen  Sclaven 
werde  bisweilen  als  Klage  wegen  des  Sonderguts,  bisweilen 
als  Noxalklage  gegeben.  Denn  wenn  die  Sache,  rücksichtlich 
welcher  ein  arglistiges  Verfahren  vorgefallen  ist,  die  Beschaf- 
fenheit hat,  dass  wegeu  ihr  die  Klage  wegen  des  Sonderguts 
zu  gestatten  wäre,  so  müsse  auch  jetzt  diese  Klage  wegeu 
des  Sonderguts  bewilligt  werden;  wenn  sie  aber  von  der  xlrt 
ist,  dass  wegen  ihr  eine  Noxalklage  zu  bewilligen  wäre,  so 
müsse  auch  jetzt  dieser  Fall  als  zur  Gestattung  der  Noxalklage, 
geeignet  angesehen  werden.  §.  5.  Mit  Recht  hat  der  Prätor 
in  sein  Edict  die  Untersuchung  der  Sache  als  nothwendig  auf- 

49)  Es  ist  hier  die  leoc  Cornelia  de  falsis  (bisweilen  auch  nach 
ihrem  Hauptinhalte  testamentaria  oder  nummaria  genauut) 
von  673  n.  R.  E.  zu  verstehen. 

50)  Per  jndicem ,  also  nicht  aussergerichtlich. 

51)  Die  Interpuuction  der  VuJgate  ist  hier  ganz  anders. 
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genommen;  denn  es  ist  diese  Klage  keineswegs  ohne  Unter- 
schied zu  bewilligen;  So  zuerst,  wenn  die  Summe  gering  ist, 

10.  PAUL.  üb.  XI.  ad  Ed.  —  das  heisst,  nicht  über 
zwei  Goldstücke, 

11.  ULP.  lib.  XI.  ad  Ed.  —  darf  sie  nicht  bewilligt 
werden.  §.  1.  Gewissen  Personen  wird  sie  gar  nicht  gestattet 
werden,  z.B.  Kindern  oder  Freigelassenen  gegen  Eltern  oder 
Freilasser,  da  sie  Infamie  verursacht.  Aber  sie  darf  auch  nicht 
einem  Niedrigen  gegen  denjenigen,  welcher  durch  eine  Würde 
ausgezeichnet  ist ,  z.  B.  einem  Plebejer  gegen  einen  gewesenen 
Consul  von  anerkanntem  Ansehen,  oder  einem  Schwelger  und 
Verschwender  oder  einem  sonst  verworfenen  Menschen  gegen 
einen  Menschen  von  besserem  Lebenswandel  gestattet  werden; 
und  dies  ist  die  Meinung'  Labeo's.  Wie  soll  es  also  hier 
gehalten  werden  ?  Man  muss  sagen ,  dass  rücksichtlich  solcher 
Personen  die  Klage  wegen  Arglist  in  eine  Klage  auf  das  Ge- 
schehene dergestalt  zu  ermässigen  sei,  dass  des  guten  Glaubens 
Erwähnung"  geschehe  52), 

12.  PAUL.  lib.  XI.  ad  Ed,  —  damit  sie  nicht  aus  ihrer 
Arglist  Vortheil  ziehen. 

13.  ULP.  lib.  XI.  ad  Ed.  —  Den  Erben  dieser  Personen, 
sowie  gegen  die  Erben  wird  jedoch  die  Klage  wegen  Arglist 
zu  gestatten  sein.  §.1.  Desgleichen  komme  es,  sagt  Labeo, 
bei  der  Untersuchung  der  Sache  auch  darauf  an,  dass  nicht 
etwa  gegen  einen  Unmündigen,  er  müsste  denn  in  Erbschafts- 
angetegenheiten  belangt  werden,  die  Klage  wegen  Arglist  er- 
lheilt werde.  Ich  bin  der  Meinung,  dass  er  auch  aus  seinem 
eigenen  arglistigen  Verfahren  belangt  werden  könne,  falls  er 
der  Mündigkeit  ganz  nahe  steht;  hauptsachlich  wenn  er  da- 
durch reicher  geworden  ist. 

14.  PAUL.  lib.  XI.  ad  Ed,  —  Denn  wie,  wenn  er  nun 
den  Geschaftsbesorger  des  Klägers  vermocht  hätte,  dass  er  frei- 
gesprochen wurde,  oder  wenn  er,  über  sein  Verhältniss  zum 
Vormunde  Lügen  verbreitend,  von  Jemand53)  Geld  empfan- 
gen, oder  sonst  etwas  Aehnliches  begangen  hat,  was  keine 
grosse  Berückung  erfordert  ? 

15.  ULP.  lib.  XI.  ad  Ed.  —  Aber  auch  wegen  arglisti- 
gen Verfahrens  des  Vormundes  müsse,  glaube  ich,  gegen  [den 
Unmündigen],  wenn  er  dadurch  bereichert  wrorden  ist,  Klage 

52)  D.i.  nach  der  Erklärung  von  Anton  Faber  {Rational,  in 
Rand.  Lugd.  1604.  tom.  I.  p.  537) :  so  dass  jene  actio  in  fac- 
tum auf  alles  dasjenige  gerichtet  werde,  was  der  Reklagle 
nach  billiger  Berechnung  (eoo  bona  fidc)  zu  leisten  hat:  auch 
Bynkershoek,  Obs.  I.  3. 

53)  De  tutorc  mentitus;  8.  die  Glosse. 
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gestattet  werden,  wie  ja  eine  Einrede  gegeben  wird.  §.  1.  Ob 
aber  gegen  die  Einwohnerschaft  einer  Municipalstadt  die  Klage 
wegen  Arglist  gegeben  werde,  steht  in  Zweifel.  Ich  meine, 
dass  sie  wegen  ihrer  eigenen  Arglist  nicht  gegeben  werden 
könne;  denn  was  kann  die  Einwohnerschaft  einer  Municipal- 
stadt mit  Arglist  thun?  Aber  dann,  wenn  ihnen  aus  dem 
arglistigen  Verfahren  Derer,  die  ihre  Angelegenheiten  ver- 
walten, ein  Vorlheil  erwachsen  ist,  glaube  ich,  dass  gegen 
sie  die  Klage  wegen  Arglist  zu  gestatten  sei.  Wegen  Arglist 
der  Decurionen  wird  gegen  diese  selbst  die  Klage  wegen  Arg- 
list bewilligt  werden.  §.2.  Desgleichen  wird,  wenn  aus  dem 
arglistigen  Verfahren  des  Geschäftsbesorgers  dem  Geschäftsherrn 
ein  Vortheil  zugefallen  ist,  gegen  denselben  in  soweit,  als  er 
Vortheil  gezogen  hat,  die  Klage  wegen  Arglist  bewilligt; 
denn  der  Geschäftsbesorger  ist  aus  seiner  Arglist  ohne  allen 
Zweifel  verbindlich.  §.  3.  Bei  dieser  Klage  muss  genau  an- 
gegeben werden,  durch  wessen  Arglist  etwas  geschehen  sei, 
obwohl  bei  der  Klage  wegen  Furcht  dies  nicht  nothwendig  ist. 

16.  PAUL.  lib.  XL  ad  Ed.  —  Desgleichen  fordert  der 
Prätor,  dass  angeführt  werde,  was  aus  Arglist  geschehen  sei; 
denn  der  Kläger  muss  doch  wissen,  worin  er  bevortheilt  wor- 
den ist,  und  bei  einem  so  grossen  Vergehen  nicht  ungewiss 
umherirren. 

17.  ÜLP.  lib.  VI.  ad  Ed.  —  Wenn  Mehrere  arglistig 
gehandelt  haben ,  und  Einer  die  Herausgabe  des  fraglichen 
Gegenstandes  geleistet  hat ,  so  werden  dadurch  Alle  frei ; 
wenn  aber  Einer  [blos]  den  Werth  desselben  vergütet  hat, 
so  meine  ich  doch,  dass  dadurch  die  Uebrigen  auch  loskommen. 
§.  1.  Gegen  den  Erben  und  die  übrigen  Nachfolger  wird  diese 
Klage  lediglich  in  soweit  gestattet,  als  an  sie  ein  Vortheil 
gelangt  ist. 

18.  PAUL.  lib.  XI.  ad  Ed.  —  Der  schiedsrichterlichen 
Entscheidung  des  Richters  ist  auch  bei  dieser  Klage  die  Zu- 
rückgabe anheimgestellt,  und  wenn  die  Zurückgabe  nicht  ge- 
schieht, folgt  die  Verurtheihing  in  Ersatz  des  Werthes  des 
Gegenstandes.  Es  wird  aber  sowohl  hier,  als  bei  der  Klage 
wegen  Furcht  eine  gewisse  Quantität  [vom  Prätor  im  Edicte] 
darum  nicht  beigefügt,  damit  der  Beklagte  im  Falle  seines 
Ungehorsams  in  soviel,  als  der  Kläger  zur  Würderung  ge- 
schworen, verurtheilt  werden  könne;  jedoch  muss  bei  beiden 
Klagen  durch  den  Richter  Amtswegen  mittelst  einer  Abschätzung 
der  Eid  in  gewissen  Grenzen  gehalten  werden  54).    §.  1.  Doch 


54)  Ueber  Vereinigung  dieser  Stelle  mit  VI.  1.  68.  s.  Glück 
VIII.  209  [17J. 


Pandect.  LAY»  Tit.  3.  De  dolo  mato. 


463 


tritt  bei  dieser  Klage  nicht  immer  das  schiedsrichterliche  Er- 
messen des  Richters  in  Wirksamkeit.  Denn  wie,  wenn  es 
ausser  Zweifel  liegt,  dass  die  Sache  selbst  nicht  zurückgegeben, 
werden  könne?  Wie  zum  Beispiel  wenn  ein  arglistiger  Weise 
einem  Andern  iibergebener  Sclav  gestorben  ist?  Deshalb  muss 
[der  Beklagte]  sogleich  in  das  Interesse  des  Klägers  verurtheilt 
werden.  §.  2.  Wenn  der  Eigenheitsherr  ein  Gehöfte,  dessen 
Niessbrauch  ihm  vermacht  worden  war,  angezündet  hat,  so 
findet,  weil  daraus  andere  Klagen  entstehen,  die  Klage  wegen 
Arglist  nicht  Statt.  §.  3.  Gegen  denjenigen,  welcher  vorsatz- 
lich falsche  Gewichte  geliehen  hatte,  damit  der  Verkäufer  dem 
Käufer  vermittelst  derselben  Waareu  zuwiegen  möchte,  gestat- 
tete [zwar]  Trebatius  die  Klage  wegen  Arglist.  Allein 
wenn  er  zu  grosse  Gewichte  geliehen  hat,  so  kann  das,  was 
deshalb  zu  viel  an  Waare  gegeben  worden  ist,  durch  eine 
Condiction  5  s)  zurückgefordert  werden;  wenn  zu  kleine,  so 
kann  [der  Käufer]  durch  die  Klage  aus  dem  Kaufe  verlangen, 
dass  ihm  die  fehlende  Waare  nachgeliefert  werde,  es  sei  denn, 
dass  die  Waare  unter  der  Bedingung  verkauft  worden  wäre, 
dass  sie  nach  jenen  Gewichten  übergeben  werden  sollte,  wäh- 
rend [der  Leiber],  in  der  Absicht  zu  betrügen,  versichert 
hatte,  seine  Gewichte  seien  ganz  gleich.  §.  4.  Durch  Jeman- 
des Arglist  ist  es  bewirkt  worden,  dass  ein  Rechtsstreit  nach 
dem  Ablauf  der  gesetzlichen  Zeiten  verloren  geht;  hier,  sagt 
Trebatius,  müsse  die  Klage  wegen  Arglist  gestattet  wer- 
den, nicht  in  der  Absicht,  dass  nach  dem  schiedsrichterlichen 
Ermessen  des  Richters  [die  streitige  Sache]  zurückgegeben  werde, 
sondern  damit  der  Kläger  soviel  erlange,  als  sein  Interesse 
daran ,  dass  jenes  nicht  geschehen  sei ,  betragt :  damit  nicht, 
wenn  man  eine  andere  Regel  befolge,  das  Gesetz  umgangen 
werde.  §.  5.  Wenn  den  Sclaven,  den  du  mir  versprochen 
hattest,  ein  Anderer  getödtet  hat,  so  halten  die  Meisten  mit 
Recht  dafür,  dass  gegen  ihn  die  Klage  wegen  Arglist  zu  ge- 
statten sei,  weil  du  selbst  von  mir  der  Verpflichtung  entbunden 
worden  seiest,  und  dir  deshalb  die  Klage  aus  dem  Aquilischen 
Gesetze  wird  verweigert  werden  müssen. 

19.  PAPIN.  lib.  XXXVII.  Ouaest.  —  Wenn  ein  Bürge 
das  [dem  Gläubiger]  versprochene  Thier  vor  eingetretenem  Ver- 
zuge [des  Schuldners]  getödtet  hat,  so  müsse  gegen  ihn,  haben 
Neratius  Priscus  und  Julianus  zum  Bescheid  gegeben, 
die  Klage  wegen  Arglist  ertheilt  werden,  weil  nach  eingetre- 

55)  Es  ist  dies  condictio  sine  causa,  eine  persönliche.  Klage, 
wodurch  im  vorliegenden  Falle  der  Verkäufer  das,  was  er 
ohne  Rechtsgrund  zu  viel  weggegeben  hat,  dem  Käufer 
wieder  abverlangt. 
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tener  Befreiung  des  Schuldners  *6),  der  richtigen  Schlussfolge- 
rung  gemäss,  auch  er  seiner  Verpflichtung-  entledigt  wird. 

20.  PAUL.  lib.  XI.  ad  Ed.  —  Dein  Sclav,  der  dir 
schuldete  und  nicht,  zahlungsfähig-  war,  ha(  auf  deine  Auffor- 
derung von  mir  Geld  geliehen  bekommen  und  dich  bezahlt; 
Labeo  sagt,  dass  [hier]  gegen  dich  die  Klage  wegen  Arglist 
zu  gewähren  sei ,  da  weder  dje  Klage  auf  das  Sondergut  von 
Wulzen  sei,  weil  kein  Sondergut  vorhanden  ist,  noch  eine 
Verwendung  in  den  Nutzen  des  Herrn  angenommen  werden 
könne,  weil  der  Herr  das  Geld  doch  als  Schuldbezahlung  be- 
kommen hat.  §.  1.  Wenn  du  mich  überredet  hast,  dass  du 
in  keinem  Gesellschaftsvertrage  mit  demjenigen,  dessen  Erbe 
ich  bin,  gestanden  habest,  und  ich  deshalb  deine  Freisprechung 
von  der  Klage57)  zugegeben  habe,  so  müsse  mir,  schreibt 
Julianus,  die  Klage  wegen  Arglist  bewilligt  werden. 

21.  ULP.*  lib,  XI.  ad  Ed.  —  Wenn  du  den  von  mir 
dir  angetragenen  Eid  geleistet  hast  und  freigesprochen,  her- 
nach aber  des  Meineides  überführt  worden  bist,  so  sagt  La- 
beo, dass  gegen  dich  die  Klage  wegen  Arglist  zu  gewähren 
sei,  Pomponius  aber,  dass  vermöge  des  Eides  ein  Vergleich 
abgeschlossen  zu  sein  scheine;  welche  Meinung  auch  Mar- 
cellus im  achten  Buche  der  Digesten  billigt;  es  muss  nämlich 
der  Eid  auffecht  erhalten  werden, 

22.  PAUL.  lib.  XI.  ad  Ed*  —  denn  es  genügt  schon 
die  Strafe  des  Meineids. 

23.  GAJ.  lib.  IV.  ad  Effprov.  —  Wenn  ein  Ver- 
mächtnissberechtigter ,  welchem  über  das  durch  das  Falcidische 
Gesetz  angeordnete  Maass  Vermächtnisse  hinterlassen  worden 
sind,  dem  Erben,  als  dieser  den  Betrag  der  Erbmasse  noch 
nicht  kannte,  durch  ohne  Aufforderung  geleisteten  Eid  oder 
durch  irgend  ein  anderes  Täuschungsmittel  die  Meinung,  als 
ob  zur  Auszahlung  der  vollen  Vermächtnisse  die  Erbmasse 
mehr  als  hinreichend  sei,  beigebracht  und  auf  diese  Weise 
die  vollen  Vermächtnisse  erlangt  haben  sollte,  so  wird  [gegen 
ihn]  die  Klage  wegen  Arglist  gestattet. 

24.  ULP.  lib.  XI.  ad  Ed.  —  Wenn  es  durch  die  Arg- 
list Dessen,  welcher  für  denjenigen,  der  für  seine  Freiheit 
im  Rechtsstreite  begriffen  war,  als  Sprecher  58)  auftrat,  dahin 


56)  Von  der  Verpflichtung,  das  versprochene  Thier  an  den  Gläu- 
biger abzuliefern,  durch  die  Statt  findende  Unmöglichkeit. 

57)  Es  ist  hier  die  Klage  aus  dem  Gesellschaftsvertrage  zu  ver- 
stehen. 

58)  Es  ist  hier  der  nach  früherem  Römischen  Rechte  bei  einer 
solchen  Verhandlung  erforderliche  adsertor  liberiatis  zu  ver- 
stehen. 
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gekommen  ist,  dass  ss)  in  Abwesenheit  des  Gegners  6o)  zu 
Gunsten  Her  Freiheit  entschieden  wird,  so  glaube  ich,  dass 
gegen  ihn  sofort  die  Klage  wegen  Arglist  zu  gewahren  sei, 
weil  der  zum  Besten  der  Freiheit  einmal  gefällte  Urtheilsspruch 
nicht  »-wieder  aufgehoben  werden  darf. 

25.  PAUL.  Üb.  XI.  ad  Ed.  —  Als  ich  von  dir  das  [mir 
schuldige]  Geld  forderte  und  der  Rechtsstreit  deshalb  seinen 
Anfang  genommen,  hast  du  mich  fälschlich  überredet,  als  ob 
du  dieses  Geld  meinein  Sclaven  oder  Geschäftsbesorger  ausge- 
zahlt habest,  und  auf  diese  Weise  es  dahin  gebracht,  dass  du 
unter  meiner  Zustimmung  freigesprochen  wurdest;  bei  Unter- 
suchung- der  Frage  nun ,  ob  gegen  dich  die  Klage  wegen  Arg- 
list gegeben  werden  müsse,  hat  mir .  geschienen,  dass  diese 
Klage  nicht  zu,  gestatten  sei ,  weil  mir  auf  andere  Weise  ge- 
holfen werden  kann,  ,denn  ich  kann  von  Neuem  Klage61) 
erheben,  und  wenn  mir  die  Einrede  der  rechtskräftig  ent- 
schiedenen Sache  entgegengesetzt  würde,  werde  ich  mich  mit 
Recht  einer  Replik  bedienen  können. 

26.  GAJ.  üb.  IV.  ad  Ed.  prov,  —  Gegen  den  Erben 
verspricht  der  Proconsul  diese  Klage  in  soweit  gestatten  zu 
wollen,  als  er  Vorfheil  gezogen  habe,  das  heisst,  in  wiefern 
in  Folge  des  arglistigen  Verfahrens  [des  Erblassers]  eine  reich- 
haltigere Erbschaft  an  ihn  gekommen  ist, 

27.  PAUL.  üb.  XI.  ad  Ed*  —  oder  durch  seine  eigene 
Arglist  bewirkt  wurde,  dass  ihm  weniger  62)  zugefallen  ist. 

28.  GAJ.  lib.IV.  ad  E^Lprov»  —  Demnach  wird,  wenn 
dir  deine  Schuld  als  Empfangen  angerechnet  worden  ist,  aller- 
dings gegen  deinen  Erben  geklagt  werden  können.  Ist  dir 
aber  eine  fremde  Sache  übergeben  worden,  so  wird,  wenn 
sich  dieselbe  noch  nach  deinem  Tode  vorfindet,  gegen  deinen 
Erben  geklagt,  wenn  aber  nicht,  keine  Klage  erhoben  wer- 
den können.  Gegen  den  Erbeji  wird 'zu  jeder  Zeit63)  Klage 
gestattet  werden,  weil  er  keinen  Vortheil  aus  dem  Nachtheile 
eines  Andern,  ziehen  darf.  Damit  ist  es  übereinstimmend, 
dass  auch  gegen  denjenigen,  von  welchem  das  arglistige  Ver- 
fahren ausgegangen  ist,  auf  die  Erstattung  dessen,  wodurch  er 

59)  Quominus ,  s.  Ramos  del  Manzauo  ad  Z/.  Jul.  et  Pap. 
lt.  22.  §.  5.  (T.  M.  V.  200.) 

60)  Gegner  oder  Beklagter  ist  hier  der  bisherige  Herr  desjeni- 
gen Sclaven,  dessen  Freiheitszustand  vom  adsertor  behauptet 
worden  ist. 

61)  INiämlich  die  Contractsklage ,  welche  condictio  certi  cx  mutuo 
heisst. 

62)  Als  der  eigentliche  Betrag  dessen,  was  der  Erblasser  au 
Vermögen  hinter'assen  hat. 

63)  D.  "h.  die  Klage  ist  eine  perpetua. 
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reicher  geworden  ist,  zu  jeder  Zeit  eine  Klage  auf  das  Ge- 
schehene gestattet  werden  müsse. 

29.  PAUL.  lifo.  XI.  ad  Ed.  —  Sabinus  ist  der  Mei- 
nung, dass  der  Erbe  mehr  des  pecuniären  64)  Schadens,  als 
des  Vergehens  selbst  wegen  belangt  werde ;  dass  derselbe  daher 
auch  nicht  in  Infamie  verfalle,  und  eben  deshalb  für  immer 
verbindlich  bleiben  müsse. 

30.  LLP.  üb.  XI.  ad  Ed.  —  Auch  wird  bei  der  Per- 
son des  Erben  eine  Untersuchung  der  Sachlage  nicht  erforder- 
lich sein.  \ 

31.  PROCUL.  üb.  II.  Epistol.  —  Wenn  Jemand  meine 
Sclaven  beredet  haben  sollte,  den  Besitz  [eines  Landguts]  auf- 
zugeben, so  geht  mir  der  Besitz  zwar  nicht  verloren,  aber  ich 
habe,  wenn  mir  irgend  ein  Nachtheil  erwachsen  sein  sollte, 
gegen  jenen  die  Klage  wegen  Arglist. 

32.  SCAEV.  üb.  II.  Digest.  —  Ein  Sohn,  der  den  ihm 
zum  Voraus  vermachten  Sclaven  nach  Verlauf  einer  gewissen 
Zeit ,  nachdem  derselbe  ihm  und  seinen  Brüdern  als  Miterben 
Rechnung  abgelegt  hätte,  freizulassen  ersucht  worden  war, 
hatte  demselben  vor  jener  Zeit  und  vor  abgelegter  Rechnung 
mittelst  Entlassung  durch  den  Stab  die  Freiheit  gegeben:  nun 
entstand  die  Frage,  ob  er  aus  der  fideicommissarischen  Ver- 
ordnung seinen  Brüdern  verpflichtet  sei ,  ihnen  nach  dem  Ver- 
hältnisse der  Erbtheile  Rechnung  abzulegen?  Ich  habe  zur 
Antwort  gegeben,  dass  deshalb  zwar,  weil  er  ihn  zu  einem 
freien  Menschen  gemacht  hat,  er  aus  der  fideicommissarischen 
Verfügung  nicht  gehalten  sei,  jedoch,  wenn  er  deshalb  die 
Freilassung  beschleunigt  hätte,  damit  derselbe  seinen  Brüdern 
nicht  Rechnung  abzulegen  brauche,  sie  die  Klage  wegen  Arg- 
list gegen  ihn  anstellen  können. 

33.  ULP.  üb.  IV.  Opin.  —  Es  hat  der  Gegner  rücksicht« 
üch  einer  Sache,  welche  ihr  Besitzer  feil  bot,  einen  Rechts- 
streit über  das  Eigenthum  derselben  angefangen,  und  nachdem 
er  die  Gelegenheit  zum  Verkauf  dadurch  vereitelt  hat,  densel- 
ben aufgegeben;  es  fand  die  Ansicht  Beifall,  dass  dem  Besitzer 
deshalb  eine  Klage  auf  das  Geschehene  zu  seiner  Schadloshal- 
tung zukomme. 

34.  Id.  üb.  LXII.  ad  Sabin.  —  Wenn  ich,  nachdem  du 
mir  die  Erlaubniss  gegeben  hattest,  Steine  aus  deinem  Land- 
gute zu  nehmen,  oder  daselbst  Kreide  oder  Sand  zu  graben, 
deshalb  Aufwand  gemacht  habe,  und  du  mich  [jene  Gegen- 
stände] nicht  wegschaffen  lassest,  so  wird  keine  andere  Klage 
als  die  wegen  Arglist  Statt  finden. 


64)  Calculus  wird  hier  von  Anton  Faber  {Ration,  in  Pand. 
Lugd.  1604.  tom,  I.  p.  552)  durch  damnum  pecuniarium  erklärt. 
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35.  ULP.  üb.  XXX.  ad  Ed.  —  Wenn  Jemand  die  bei 
ihm  niedergelegten  Testamentsurkunden  nach  dem  Tode  des 
Erblassers  vernichtet  oder  auf  irgend  eine  Weise  verdorben 
hat,  so  wird  der  darin  eingesetzte  Erbe  die  Klage  wegen 
Arglist  haben.  Aber  auch  denen,  welchen  [darin]  Vermächt- 
nisse ausgesetzt  worden  sind,  wird  die  Klage  wegen  Arglist 
zu  gestatten  sein. 

36.  MARCIAN.  lib.  II.  Regul.  —  Wenn  Zwei  in  Arg- 
list [gegen  einander]  gehandelt  haben ,  so  werden  sie  gegen 
einander  nicht  wegen  der  Arglist  klagen  können. 

37.  ULP.  Hb.  XLIV.  ad  Sabin.  —  Was  ein  Verkäufer, 
um  [seine  Waare]  zu  empfehlen,  sagt,  ist  so  anzusehen,  als 
ob  es  nicht  gesagt  oder  versprochen  worden  wäre.  Wenn  es 
aber  um  den  Käufer  zu  betrügen  gesagt  worden  ist,  so  ist 
dies  wiederum  so  zu  nehmen,  dass  nicht  etwa  eine  Klage65) 
wider  das  Gesagte  oder  Versprochene,  sondern  die  Klage  we- 
gen Arglist  Platz  ergreife. 

38.  Id.  lib.  V.  Opin.  —  Ein  gewisser  Schuldner  wollte 
es  durch  das  Vorgeben,  als  ob  seinem  Gläubiger  vom  Titius 
ein  Brief66)  geschickt  werde,  dahin  bringen,  dass  er  [von 
seiner  Verbindlichkeit]  befreit  würde;  der  Gläubiger  hat  auch, 
durch  diesen  Brief  hintergangen,  den  Schuldner  vermöge  einer 
Acjuilianischeu  Stipulation  und  stipulationsweisen  Annahme  als 
Empfangen  entlassen;  wenn  nun  später  der  Brief  als  falsch 
oder  nichtssagend  befunden  wird,  so  wird  der  Gläubiger, 
wenn  er  über  fünfundzwanzig  Jahre  alt  ist,  die  Klage  wegen 
Arglist  haben,  wenn  er  aber  noch  minderjährig  ist,  in  den 
vorigen  Stand  wieder  eingesetzt  werden. 

39.  GAJ.  lib.  XXVII.  ad  Ed.  prov.  —  Wenn  du  in 
Bezug  auf  eine  Sache,  die  du  doch  nicht  besassest,  gegen  den 
Titius  als  Besitzer  auftratest,  und  zwar  zu  dem  Ende,  dass 
ein  Anderer  sie  ersässe,  und  du  Bürgschaft  bestellt  hast,  dass 
der  Kläger  rücksichtlich  des  Gegenstandes  der  Verurtheilung 
werde  befriedigt  werden,  so  wirst  du,  wiewohl  vom  Richter 
freigesprochen67),  doch  der  Klage  wegen  Arglist  ausgesetzt 
sein;  und  dieser  Meinung  ist  auch  Sabinus. 

40.  FURIUS  ANTHIANUS  lib.I.  ad  Ed.  —  Derjenige, 
welcher  einen  Andern  durch  Trug  veranlasst  hat,  dass  er  eine 
nicht  vortheilhafte  Erbschaft  antrat,  wird  der  Klage  wegen 
Arglist  unterworfen  sein,  er  müsste  denn  vielleicht  selbst  der 

65)  D.  h.  exemto  auf  dessen  Leistung. 

66)  Worin  nämlich  Titius  erklärt,  dass  er  die  Leistung  der  Schuld 
auf  sich  nehmen  wollet 

67)  In  der  Haupiklage,  weil  du  vor  der  Litiscontestation  an- 
gabst, du  seiest  nicht  Besitzer.  Glosse. 

30* 
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Gläubiger  und  zwar  der  alleinige  sein;  denn  dann  ist  gegen 
ihn  die  Einrede  der  Arglist  hinreichend, 

Yierter  Titel. 
D  e   in  i  n  o  r  i  b  u  s   viginti    quinque   an  n  i  s, 

{Von  solchen,  die  jünger  sind,  als  fünfundzivanzig  Jahre.) 

1.  ULP.  lib.  XI.  ad  Ed.  —  Dieses  Edict,  wodurch  er 
den  Schutz  Minderjähriger  übernommen,  hat  der  Prätor,  die 
natürliche  Billigkeit  berücksichtigend,  aufgestellt;  denn  da  Alle 
es  wissen ,  dass  der  Enlschluss  bei  Menschen  dieses  Lebens- 
alters leicht  beweglich  und  unbeständig,  auch  vielen  Täuschun- 
gen unterworfen,  den  listigen  Anschlägen  Vieler  ausgesetzt  sei, 
so  hat  ihnen  der  Prätor  in  diesem  Edicte  Hülfe  versprochen 
und  Beistand  gegen  Täuschungen.  §.  1.  Der  Prätor  sagt  so: 
Wenn  etwas  als  mit  Einem,  welcher  jünger  ist 
als  fünfundzwanzig  Jahre,  verhandelt  angegeben 
werden  wird,  so  werde  ich  es,  je  nachdem  sich 
eine  jede  Sache  gestalten  wird,  in  Obacht  neh- 
men. §.  2.  Es  erhellt,  dass  er  solchen,  die  jünger  sind,  als 
fünfundzwanzig  Jahre,  Hülfe  zusagt;  denn  dass  nach  dieser 
Zeit  die  männliche  Kraft  sich  vollende,  ist  bekannt.  §.  3.  Und 
eben  deshalb  werden  heutzutage  bis  zu  diesem  Lebensalter  die 
jungen  Leute  durch  den  Beistand  der  Curatoren  geleitet;  auch 
wird  ihnen  nicht  früher  die  eigene  Verwaltung  ihres  Vermögens 
überlassen  werden  dürfen,  wenn  sie  auch  sonst  ihre  Angelegen- 
heiten gut  führen. 

2.  Id.  lib.  XIX.  ad  leg»  Jul,  et  Pap.  —  Aue1*  soll  [ein 
Minderjähriger]  nicht  etwa  seiner  Rinder  wegen  sein  Ver- 
mögen zeitiger  von  den  Curatoren  ausgehändigt  bekommen. 
Denn  was  durch  die  Gesetze  geboten  wird,  dass  so  viele  ein- 
zelne Jahre  al^  Rinder  vorhanden  sind  [von  der  Zeit  des  min- 
derjährigen Alters]  abgerechnet  werden  sollen,  beziehe  sich, 
sagt  der  verewigte  Kaiser  Severus,  auf  Ehrenstellen68), 
nicht  aber  auf  die  Empfangnahme  des  Vermögens. 

3.  Id.  lib.  XI.  ad  Ed.  —  Es  haben  auch  der  verewigte 
Kaiser  Severus  und  unser  Kaiser  solche  Bescheide68)  der 
Consuln  oder  Präsidenten  für  dem  Rechte  zuwider  7  °)  er- 
lassene erklärt,  selbst  aber  sehr  selten  nur  Minderjährigen 
die   Verwaltung    ihres    Vermögens    ausnahmsweise  gestattet, 


68)  Nämlich  darauf,  dass,  wer  das  jus  Uber or um  hat,  nicht  an 
die  Vorschriften  der  lex  Villia  annalis  hinsichtlich  des  zur 
Verwaltung  der  höhern  obrigkeitlichen  Siaatsämter  erforder- 
lichen Lebensalters  gebunden  ist. 

69)  D.i.  Bescheide,  vermöge  welcher  Minderjährigen  freie  Ver- 
mögensverwaltung gestaltet  wird. 

70)  Ambitiosa,  s.  Glück  XXX.  29  [60]. 
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und  dies  ist  noch  jetzt  bei  uns  Rechtens.    §.  1.  Wenn  Jemand 
mit  einem  Minderjährigen  contrahirt  hat  und  [die  Erfüllung-] 
des  Contracts  in  die  Zeit  gefallen  ist,  wo   dieser  volljährig 
wird,  sollen  wir  dann  die  Zeit,  wo  der  Coiitract  anfing-,  oder 
die  Zeit,  wo  er  in  Erfüllung"  geht,  berücksichtigen?   Und  ich 
bin  der  Meinung,  wie  es  denn  auch  gesetzlich  angeordnet  ist, 
dass ,  wenn  Jemand  nach  erreichter  Volljährigkeit  das  bestätigt 
haben  sollte,  was  er  als  Minderjähriger  gethan  hat,  die  Wieder- 
einsetzung in  den  vorigen  Stand  wegfalle.  In  dieser  Rücksicht 
behandelt   Celsus,  vom  Prätor  Flavius  Respectus  um 
Rath  befragt,  im  elften  Buche  der  Briefe  und  im  zweiten  der 
Digesten  sehr  treffend  folgenden  Fall:  Jemand,  der  noch  nicht 
fünfundzwanzig  Jahre,   vielleicht  eben  vierundzwanzig  Jahre 
alt  war,  hatte  Klage  aus  der  Vormundschaft  gegen  den  Erben 
des  Vormundes  erhoben;  bald  ist  es  dahin  gekommen,  dass, 
da  die  Klage  nicht  früher  zum  Ausgange  gelangte,  erst  nach- 
dem jener  über  fünfundzwanzig  Jahre  alt  geworden  war,  der 
Erbe  des  Vormundes  für  freigesprochen  erklärt  worden  ist; 
jetzt  wurde  um  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  ge- 
beten.   Celsus  gab  nun  dem  Respectus  den  Rath,  nicht 
sogleich  diesen  ehemaligen  Minderjährigen  in  den  vorigen  Stand 
wiedereinzusetzen ,   sondern  erst  dann ,   wenn   ihm  bewiesen 
worden  wäre,  es  sei  durch  die  List  des  Gegners  dahin  ge- 
kommen,  dass   dieser   erst   nach   eingetretener  Volljährigkeit 
[des  Klägers]   freigesprochen  wurde.    Denn  es  ist  nicht  so  zu 
betrachten,  sagt  er,  als  ob  dieser  Minderjährige  blos  am  letz- 
ten Tage  des  Klagverfahrens  hintergangen,  sondern  dass  alles 
darauf  angelegt  worden  sei,  dass  erst  nach  eingetretener  Voll- 
jährigkeit desselben  [der  Gegner]  freigesprochen  werden  möchte. 
Es  gibt  derselbe  (Celsus)  jedoch  zu,  dass,  wenn  nur  ein  zu 
geringer  Verdacht,   als   habe   der  Gegner   Arglist  gebraucht, 
vorhanden  sei,  der  Kläger  nicht  in  den  vorigen  Stand  wieder 
eingesetzt  werden  dürfe.    §.2.  Ich  weiss  auch,  dass  sich  Fol- 
gendes ereignet  hat:  Jemand,  «der  noch  nicht  fünfundzwanzig 
Jahre  alt  war,  hatte  sich  mit  der  väterlichen  Erbmasse  befasst, 
und  nach  erreichter  Volljährigkeit  von  den  Schuldnern  des  Va- 
ters etwas  eingetrieben;  bald  darauf  verlangte  er  wieder  in 
den  vorigen  Stand   eingesetzt  zu  werden,   um  sich  von  der 
väterlichen  Erbschaft  lossagen  zu  können;  es  wurde  ihm  [un- 
ter dem  Anführen]  widersprochen ,  als  ob  er  nach  erreichter 
Volljährigkeit  das  bestätigt  hätte,  was  ihm  als  Minderjährigem 
annehmlich  gewesen  war;  wir  haben  jedoch  dafür  gehalfen, 
und  zwar  mit  Rücksicht  auf  den  Anfang71),  dass  er  in  den 


71)  D.  h.  mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  Einmischung  in  den  väter- 
lichen Nachlass  noch  zur  Zeit  der  Minderjährigkeit  geschah. 
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vorigen  Stand  wieder  einzusetzen  sei.  Derselben  Meinung  bin 
ich  auch  in  dem  Falle,  wenn  er  einen  fremden  Nacklass  an- 
getreten hat.  §.  3.  Es  ist  aber  die  Frage,  ob  wir  Jemanden 
an  seinem  [sechsundzwanzigsten]  Geburtstage  vor  seiner  Ge- 
burtsstunde noch  unter  fünfundzwanzig  Jahre  alt  nennen  kön- 
nen 72),  so  dass  er,  wenn  er  hintergangen  worden  sein  sollte, 
in  den  vorigen  Stand  wieder  eingesetzt  werden  könnte?  Hat 
er  [die  Stunde  seiner  Geburt]  noch  nicht  ganz  erreicht,  so  wird 
zu  behaupten  sein,  dass  die  Zeit  vom  Augenblicke  [ihres  An- 
fangs] bis  zum  Augenblicke  [ihres  völligen  Ablaufs]  berechnet 
werden  müsse.  Demnach  mache  es,  schreibt  Celsus,  wenn  er 
an  einem  Schalttage  7  3)  geboren  worden  ist,  keinen  Unterschied, 
ob  er  am  ersten  oder  zweiten  Tage  [geboren  wurde]  ;  denn 
diese  zweitägige  Frist  wird  als  ein  Tag  angesehen,  und  der 
zweite  Tag  dem  Monat  eingeschaltet.  §.  4.  Es  ist  ferner  in 
Betracht  zu  nehmen,  ob  blos  Hausvätern,  oder  auch  Haus- 
söhnen, Beistand  geleistet  werden  müsse.  Zweifel  erregt  [der 
Umstand] ,  dass ,  wenn  man  behaupten  wollte ,  auch  Haussöhnen 
gei  in  deren  Sondergut  betreffenden  Angelegenheiten  Beistand 
zu  leisten,  die  Folge  entstehen  wird,  dass  durch  sie  auch  Voll- 
jährigen, das  heisst,  ihren  Vätern,  Beistand  geleistet  werde. 
Das  war  aber  doch  keineswegs  die  Absicht  des  Prätors;  denn 
der  Prätor  hat  seine  Hülfe  Minderjährigen  zugesagt,  nicht  Voll- 
jährigen. Ich  halte  die  Meinung  derer  für  die  wahrste,  welche 
dafür  sind,  dass  ein  minderjähriger  Haussohn  in  den  vorigen 
Stand  aus  solchen  Gründen  allein  wieder  eingesetzt  werden  könne, 
die  ihn  selbst  betreifen,  z.B.  wenn  er  eine  Verpflichtung  gegen 
Jemanden  hat.  Demnach  wird,  wenn  er  nach  dem  Befehle 
des  Vaters  eine  Verpflichtung  übernommen  haben  sollte,  der 
Vater  allerdings  auf  das  Ganze74)  belangt  werden  können, 
der  Sohn  aber  wird,  da  auch  er  selbst,  er  mag  in  der  väter- 
lichen Gewalt  sich  befinden,  oder  aus  derselben  entlassen  oder 
enterbt  worden  sein,  auf  so  viel,  als  er  zu  leisten  vermag, 
und  zwar,  wenn  er  in  der  väterlichen  Gewalt  sich  noch  be- 
findet, auch  wider  den  Willen  des  Vaters  aus  der  [geschehe- 
nen] Verurtheünng  belangt  werden  kann ,  Hülfe  erhalten  müs- 
sen, sobald  er  selbst  belangt  wird.  Aber  ob  diese  Hülfe  auch 
dem  Vater  zu  Statten  komme,  wie  sie  bisweilen  für  den  Bür- 
gen [des  Sohnes]  von  Nutzen  zu  sein  pflegt,  das  fragt  sich; 
ich  glaube,  dass  sie  ihm  nichts  nützen  werde.  Wenn  also  der 
Sohn  belangt  werden  sollte,  so  fordere  er  Hülfe;  wenn  aber 

72)  S.  Rücker,  de  comput.  civ.  et  nat.  IV.  §  2;  es  ist  näm- 
lich statt  diem  mit  Cujac.  die  zu  lesen. 

73)  S.  Fr.  98.  de  V.  S.  und  besonders  Glück  V.  541  ff. 

74)  D.  i.  auf  vollständige  Erfüllung  der  vom  Sohne  eingegange- 
nen Verpflichtung. 


Pandect.  L.  IV.  Tit.  4.  Da  minor,  uiginti  guinguc  annis.  471 


der  Gläubiger  den  Vater  belangt,  so  fallt  die  Hülfe  weg-; 
ausgenommen  bei  einem  Darlehnsgeschäfte ,  denn  darin  wird 
ihm,  wenn  er  auf  Befehl  des  Vaters  Geld  aufnahm,  kein 
Beistand  geleistet  75).  Dem  zu  Folge  wird  der  Sohn  auch, 
Wenn  er  ohne  den  Befehl  des  Vaters  contrahirt  hat  und  hinter- 
gangen worden  ist ,  in  sofern  der  Vater  wegen  des  Sondergutes 
belangt  wird ,  in  den  vorigen  Stand  nicht  wieder  einzusetzen 
sein;  wird  aber  der  Sohn  selbst  belangt,  so  wird  er  in  den 
vorigen  Stand  gesetzt  werden  können.  Wir  werden  auch  da- 
durch nicht  zur  entgegengesetzten  Ansicht  bewogen,  als  ob  es 
des  Sohnes  Vortheil  sei,  ein  Sondergut  zu  haben,  denn  es 
gewährt  mehr  dem  Vater  als  dem  Sohne  Vorlheil,  wiewohl 
in  manchen  Fällen  das  Sondergut  den  Sohn  interessirt,  z.  B. 
wenn  die  Güter  des  Vaters  Schulden  halber  vom  Fiscus  in 
Beschlag  genommen  worden  sind ;  denn  dann  wird  davon  für 
ihn  das  Sondergut  nach  einer  Verordnung  des  Claudius  ge- 
trennt. §.  5.  Daher  glaube  ich,  dass  auch  eine  Haustochter, 
die  rücksichtlich  ihrer  Mitgift  einen  Schaden  dadurch  erleidet, 
dass  sie  ihrem  Vater,  welcher  sie  hergegeben,  da  er  deren 
Zurückgabe  als  erst  nach  einiger  Zeit  nothwendig  7  6)  stipuiirte, 
oder  einen  Andern  brauchte ,  der  diese  Rückerstattung  der  Mit- 
gift stipuliren  sollte,  ihre  Zustimmung  ertheilte,  in  den  vorigen 
Stand  wieder  einzusetzen  sei,  weil  die  Mitgift  ein  der  Tochter 
selbst  angehöriges  Vermögen  ist.  §.  6.  Wenn  Jemand,  der 
noch  nicht  fünfundzwanzig  Jahre  alt  ist,  sich  hat  adrogiren 
lassen,  und  nun  behauptet,  er  sei  bei  der  Adrogation  selbst 
iiintergangen  worden,  —  denn  man  nehme  an,  er  als  reicher 
Mensch  sei  von  einem  Räuber  adrogirt  worden,  —  so  be- 
haupte ich,  dass  er,  wenn  er  in  den  vorigen  Stand  eingesetzt 
sein  will  7  7),  gehört  werden  müsse.    §.7.  Wenn  einem  miuder- 


75)  Dieses  Räthsel  für  die  Ausleger,  von  denen  A.  Faber  so- 
gar die  ganze  Ausnahme  für  ein  Glossem  erklärt,  lässt  sich 
sehr  befriedigend  so  lösen:  dass,  wenn  der  Minderjährige 
jussu  patris  Geld  aufgenommen  habe,  er  ohnehin  nicht  hafte, 
mithin  nicht  restiiuirt  zu  werden  brauche;  wenn  ohne  Befehl, 
ihn  das  SCt.  Macedon.  decke;  s.  Glück  XIV.  216  [26];  nur 
braucht  man  dem  Cujac.  nicht  so  schroff  Unrecht  zu  geben, 
denn  dass  er  nicht  gewusst  haben  sollte,  dass  der  Sohn,  der 
jussu  patris  Geld  aufgenommen,  nicht  im  eigenen  Namen  hafte, 
ist  ja  doch  unmöglich!  Hätte  es  ihm  gefallen,  sich  ausführ- 
licher auszusprechen,  so  würde  man  wohl  einsehen,  dass  er 
die  Sache  auch  aus  dem  richligeu  Gesichtspunkt  betrachtete. 
Das  zeigt  sein  Commentar  zu  c.  2.  C.  IV.  26.  (T.  IX.  p  308. 
Ed.  Neap.) 

76)  Non  stalim,  was  geschehen  musste,  worin  eben  der  Nach- 
theil liegt. 

77)  Se  restituentem  ist  z:  rest>  cupientem,  9.  Vryhof,  Obs. 
Jur.  Cap.  3. 
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jährigen  Haussohn  etwas,  das  ihm  erst  nach  des  Vaters  Tode 
zufallen  soll,  vermacht  oder  ein  Fideicommiss  hinterlassen, 
und  er  dabei  benachteiligt  worden  ist,  vielleicht  dadurch, 
dass  er  dem  Vater,  wenn  dieser  den  Vertrag  eingeht,  das 
Vermächtniss  solle  nicht  gefordert  werden,  beitritt,  so  kann 
mnn  sagen,  er  sei  in  den  vorigen  Stand  wieder  einzusetzen, 
weil  sein  eigener  Vorlheii  dabei  im  Spiele  ist  wegen  der 
Hoffnung  des  Vermächtnisses,  welches  ihm  nach  dem  Tode 
des  Vaters  zusteht.  Auch  wenn  ihm  etwas  vermacht  worden 
ist,  was  mit  seiner  Person  zusammenhängt,  z.  B.  eine  Staats- 
dienststelle, muss  man  sagen,  er  könne  in  den  vorigen  Stand 
wieder  eingesetzt  werden,  denn  sein  eigener  Vortheil  verlangte 
es,  dabei  keinen  Schaden  zu  erleiden,  da  er  jene  Stelle  nicht 
für  den  Vater  erwerben,  sondern  selbst  haben  sollte.  §.  8. 
Wenn  ferner  Jemand  [unter  der  Bedingung]  zum  Erben  ein- 
gesetzt worden  ist ,  dafern  er  von  seinem  Vater  innerhalb  hun- 
dert Tagen  aus  der  väterlichen  Gewalt  entlassen  worden  wäre, 
und  er  nun  den  Vater  davon  bald  hätte  benachrichtigen  sollen, 
es  aber,  obwohl  er  es  konnte,  nicht  gethan  hat,  [auch  der 
Vater,]  wenn  er  es  ei  fahren  hatte,  ihn  aus  seiner  Gewalt 
entlassen  haben  würde,  so  wird  zu  behaupten  sein,  dass  er, 
wenn  der  Vater  bereit  ist ,  ihn  aus  der  väterlichen  Gewalt  zu 
entlassen,  in  den  vorigen  Stand  wieder  eingesetzt  werden  könne. 
§.  9.  Pomponius  fugt  hinzu,  aus  denselben  Ursachen,  aus 
welchen  in  Angelegenheiten  des  Sondergutes  Haussöhne  in  den 
vorigen  Stand  wieder  eingesetzt  werden,  könne  auch  der  Va- 
ter, als  Erbe,  im  Namen  des  Sohnes,  nach  dessen  Tode,  eine 
Untersuchung  [der  Sachlage]  zur  Erlangung  der  Wiedereinsetzung 
in  den  vorigen  Stand  auswirken.  §.  10/ Wenn  es  aber  ein 
Haussohn  ist,  welcher  ein  im  Felde  erworbenes  Sondergut  hat, 
so  wird  er  unstreitig  in  Betreff  der  auf  dieses  Sondergut  sich 
beziehenden  Angelegenheiten  in  den  vorigen  Stand  wieder  ein- 
zusetzen sein,  gleich  als  ob  er  an  eigenem  Vermögen  7  8)  Ver- 
lust erlitten  hätte.  §.  11.  Ein  Sclav  aber,  der  jünger  ist  als 
fünfundzwanzig  Jahre,  wird  auf  keine  Weise  in  den  vorigen 
Stand  wieder  eingesetzt  werden  können ,  weil  die  Person  seines 
Herrn  in  Berücksichtigung  kommt,  der  sich  selbst  die  Schuld 
davon,  dass  er  einem  Minderjährigen  Vermögensangelegenheiten 
[zu  eigner  Betreibung]  überlassen  hat,  wird  beizumessen  haben. 
Weshalb  denn  auch,  wenn  [der  Herr]  durch  einen  unmündi- 
gen [Sclaven]  einen  Contract  abgeschlossen  haben  sollte,  das- 
selbe wird  gesagt  werden  müssen ,  wie  auch  Marcellus  im 


78)  Dieser  Gegensatz  zum  quasi  heres  im  vorigen  §.  gibt  den 
richtigen  Sinn  gegen  Anton  Faber's  {Rational,  ad  Fand, 
L  l.  p.  571)  Emendationen  zu  erkennen. 
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zweiten  Buche  der  Digesten  schreibt.  Selbst  wenn  die  freie 
Verwaltung1  des  Sondergutes  einem  minderjährigen  Sclaven 
gestattet  worden,  wird  der  volljährige  Herr  wegen  dieser  Ur- 
sache nicht  in  den  vorigen  Stand  wieder  eingesetzt  werden. 

4.  AFKICAN.  lib.  VII.  Onaest.  —  Denn  Alles,  was 
unter  diesen  Umständen  ein  Sclav  vollführt,  wird  als  durch 
ihn  nach  dem  Willen  des  Herrn  geschehend  anzusehen  sein; 
es  wird  dies  noch  mehr  dann  erhellen79),  wenn  entweder 
über  die  Factorklage  Frage  erhoben  oder  der  Fall  gesetzt  wird, 
dass  Jemand,  welcher  älter  ist  als  fünfundzwanzig  Jahre, 
einem  Minderjährigen  irgend  ein  Geschäft  zur  Führung  über- 
tragen habe  und  dieser  rücksichtlich  desselben  hintergangen 
Worden  sei. 

5.  ULF.  lib.  XI.  ad  Ed.  —  Wenn  es  jedoch  ein  solcher 
Sclav  war,  der  sogleich  [nach  dem  Tode  des  Herrn]  vermöge 
fideicommissarischer  Anordnung  die  Freiheit  erlangen  sollte, 
und  [nur  durch  deren  Verzögerung]  benachtheiligt  worden  ist, 
so  wird,  da  ihm  durch  die  Verzögerung  [der  Freilassung]  ein 
Vermögensnachtheil  80)  zugefügt  wird,  behauptet  werden  kön- 
nen, dass  der  Prätor  ihm  zu  Hülfe  kommen  müsse. 

6.  Id.  lib.  X.  ad  Ed.  —  Solchen,  die  noch  nicht  fünf- 
undzwanzig Jahre  alt  sind,  wird  durch  Wiedereinsetzung  in 
den  vorigen  Stand  nicht  blos  dann  Beistand  geleistet,  wenn 
rücksichtlich  ihrer  Güter  ein  Verlust  sich  ereignet,  sondern 
auch,  wenn  es  ihr  Vortheil  erheischen  sollte,  nicht  durch 
Processe  und  Kosten  beunruhigt  zu  werden. 

7.  Id.  lib.  XI.  ad  Ed,  —  Der  Prätor  sagt:  verhan- 
delt angegeben  werden  wird.  Das  Wort  verhandelt 
(gesttim)  verstehen  wir  von  jedem  Handeln  8  1 ) ,  es  äussere 
sich  in  einem  Contracte  oder  bei  einem  andern  Ereignisse. 
§.  1.  Demnach  wird,  wenn  Jemand  etwas  gekauft,  wenn  er 
etwas  verkauft,  wenn  er  einen  Gesellschaftscontract  abgeschlos- 
sen, wenn  er  Geld  als  Darlehn  aufgenommen  und  dabei  Nach- 
theil erlitten  hat,  ihm  Beistand  geleistet  werden.  §.  2.  Aber 
auch,  wenn  Jemandem  vom  väterlichen  oder  eignen  Schuldner 
Geld  ausgezahlt  worden  ist  und  er  dieses  verloren  hat,  wird 
anzunehmen  sein,  dass  ihm,  wie  wenn  mit  ihm  etwas  verhan- 
delt worden  wäre,  [durch  den  Prätor>  Beistand  geleistet  werde. 
Deshalb  muss  auch  der  Minderjährige,  wenn  er  seinen  Schuld- 
ner belangen  will,  Curatoren  zu  Hülfe  nehmen,  damit  ihm 

79)  D.  h  die  Richtigkeit  dieses  Satzes  wird  noch  deutlicher  er- 
hellen, wenn  man  ihm  den  Fall  unterstellt,  dass  u.  s.  w. 

80)  In  Beziehung  nämlich  auf  sein  Soudergut 

81)  (Jualitcr  quaiiler ,  d.  i.  eigentlich:  es  sei  wie  es  wolle; 
hier  aber  ist  der  Sinn  der:  das  Wort  gestum  sei  in  weitester 
Bedeutung  zu  nehmen. 
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das  | schuldige]  Geld  ausgezahlt  werde;  denn  sonst  wird  [der 
Schuldner]  nicht  nöthig  haben,  ihm  Zahlung  zu  leisten.  Heut- 
zutage pflegt  jedoch  das  [schuldige]  Geld  in  einem  Tempel 
niedergelegt  zu  werden,  wie  Pomponius  im  sechsundzwan- 
zigsten  Bache  schreibt,  damit  nicht  entweder  der  Schuldner 
fernerhin  mit  Zinsen  belästigt  werde ,  oder  der  minderjährige 
Gläubiger  sein  Geld  verliere;  oder  es  wird  den  Curatoren 
ausgezahlt,  wenn  welche  da  sind.  Es  wird  auch  nach  Ver- 
ordnung der  Kaiser  dem  Schuldner  gestattet,  den  Minderjähri- 
gen anzutreiben,  dass  er  um  Curatoren  ansuche.  Wie  aber, 
wenn  der  Prätor  den  Bescheid  gibt,  es  solle  das  Geld  dem 
Minderjährigen  ohne  den  Beistand  von  Curatoren  ausgezahlt 
werden ,  und  [der  Schuldner]  es  ausgezahlt  hat  ?  ob  derselbe 
nun  sichergestellt  sei,  kann  in  Zweifel  gezogen  werden.  Ich 
halte  aber  dafür,  dass  wenn  er,  Einwendens  ungeachtet,  jener 
sei  minderjährig,  doch  zur  Bezahlung  verurtheilt  worden  ist, 
ihm  keine  Schuld  beigemessen  werden  dürfe,  obwohl  sich  auch 
die  Ansicht  hören  Hesse ,  dass  er  [gegen  den  Bescheid  des  Prä- 
tors] als  eine  Ilechtskränkuug  Appellation  einwenden  könne. 
Wenn  jedoch  der  Minderjährige  in  den  vorigen  Stand  wieder 
eingesetzt  sein  will,  so  darf  ihn  der  Prätor,  meines  Erachtens, 
nicht  hören.  §.3.  Es  wird  aber  dem  Minderjährigen  nicht 
blos  in  solchen  Fällen  Beistand  geleistet,  sondern  auch  bei 
Verwendungen  für  die  Angelegenheiten  Anderer,  z.  B.  wenn 
er  in  der  Eigenschaft  eines  Bürgen  sich  oder  sein  Vermögen 
verpflichtet  hat.  Pomponius  scheint  jedoch  denen  beizupflich- 
ten, welche  unterscheiden,  ob  der  zur  Prüfung  des  Bürgen 
bestellte  Schiedsrichter  ihn  für  tüchtig  [zum  Bürgen]  erklärt 
hat,  oder  aber  der  Gegner  selbst.  Mir  dagegen  scheint,  dass, 
wenn  er  ein  Minderjähriger  ist,  und  dartbut,  er  sei  hinter- 
gangen worden,  ihm  alle  Mal  Beistand  zu  leisten  sei.  §.  4. 
Auch  in  gerichtlichen  Verfahren  wird  Beistand  gewährt,  er 
mag  als  Kläger  oder  als  Beklagter  Nachtheil  erlitten  haben. 
§.  5.  Ferner  wird,  wenn  ein  Minderjähriger  eine  unvorteil- 
hafte Erbschaft  angetreten  hat,  demselben  Beistand  geleistet, 
so  dass  er  sich  ihrer  enthalten  kann ;  denn  auch  er  ist  getäuscht 
worden.  Eben  so  verhält  es  sich  bei  dem  Nachlassbesitze  oder 
irgend  einer  andern  Erbfolgeart.  Nicht  allein  aber  ein  Sohn, 
der  sich  mit  der  väterlichen  Erbschaft  befasst  hat,  sondern 
auch  wer  unter  den  Zwangserben  minderjährig  sein  sollte, 
wird  auf  gleiche  Weise  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 
Stand  erlangen ,  z.  B.  wenn  ein  minderjähriger  Sclav  mit  Ge- 
währung der  Freiheit  zum  Erben  eingesetzt  worden  ist.  Denn 
es  wird  zu  behaupten  sein,  dass,  wenn  er  sich  mit  der  Erb- 
schaft befasst  hat,  ihm  vermöge  der  für  das  [minderjährige]  Al- 
tür  eingeführten  Kechtswohlthat  Hülfe  verschafft  werden  könne, 
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so  dass  ihm  die  Absonderung  seines  Vermögens  zustehe.  Wer 
nach  angetretener  Erbschaft  erst  in  den  vorigen  Stand  wieder 
eingesetzt  wird,  muss  allerdings,  wenn  etwas  aus  der  Erb- 
masse in  sein  Vermögen  gekommen  und  nicht  etwa  in  Folge 
der  Schwäche  des  [minderjährigen]  Alters  zu  Grunde  gegangen 
ist,  dafür  haften.  §.  6.  Heutzutage  befolgen  wir  die  feste 
Rechtsbestimmung,  dass  den  Minderjährigen  selbst  wegen  eines 
[verlorenen]  Vortheils  Beistand  geleistet  wird.  §.7.  Pom- 
ponius  schreibt  auch  im  achtundz wanzigsten  Buche,  es  müsse 
dem  [Minderjährigen] ,  der  selbst  ohne  Veranlassung  durch  die 
Arglist  eines  Andern  ein  Vermächtniss  von  sich  gewiesen, 
oder  beim  Vermächtnisse  der  Wahl ,  indem  er  sich  die  schlech- 
tere [Sache]  auswählte,  bevortheilt  worden  sei,  oder  zwei 
Sachen,  entweder  diese  oder  jene,  versprochen  und  die  werth- 
vollere gegeben  habe,  geholfen  werden,  und  [in  der  That] 
muss  man  ihm  zu  Hülfe  kommen.  §.8.  Es  ist  in  Beziehung 
darauf,  dass  es  heisst,  man  müsse  Minderjährigen  auch  wegen 
eines  [verlorenen]  Vortheils  Beistand  leisten,  die  Frage  auf- 
geworfen worden,  ob,  wenn  eine  Sache  des  Minderjährigen 
verkauft  worden  ist,  und  [nachher]  sich  Jemand  finden  sollte, 
der  ein  grösseres  Gebot  thut,  der  Minderjährige  wegen  des 
[verlorenen]  Vortheils  in  den  vorigen  Stand  wieder  einzusetzen 
sei  ?  Allerdings  setzen  die  Prätoren  [in  solchen  Fällen  die 
Minderjährigen]  tagtäglich  in  den  vorigen  Stand  wieder  ein, 
so  dass  das  Bieten  von  Neuem  zulässig  wird.  Dasselbe  thun 
sie  auch  bei  solchen  Sachen,  die  für  jene  erhalten  82)  werden 
müssen.  Es  wird  dabei  aber  mit  Bedacht  zu  verfahren  sein, 
denn  sonst  wird  Niemand  zum  Kaufe  von  Sachen  der  Pfleg- 
befohlenen Lust  haben,  auch  wenn  sie  mit  gutem  Glauben 
verkauft  werden.  Dass  in  BetrefF  von  Sachen,  welche  zufäl- 
ligen Ereignissen  unterliegen,  dem  Minderjährigen  gegen  den 
Räufer  kein  Beistand  zu  leisten  sei,  ist  richtig,  es  müsste 
denn  eine  Niederträchtigkeit  oder  augenscheinliche  Begünstigung 
von  Seiten  der  Vormünder  oder  Curatoren  sich  darthun  lassen. 
§.9.  Ein  Wiedereingesetzter  aber  wird,  wenn  er  sich  nachher 
mit  der  Erbschaft  befasst,  oder  sie,  die  er  zuvor  abgelehnt 
hatte,  antritt,  nochmals  wieder  in  den  vorigen  Stand  eingesetzt 


82)  Guliel.  Ranchin.  var.  lect.  II.  8.  (T.  O  V.  943)  will 
hier  ein  non  einschieben;  allein,  wenn  auch  nicht  zu  leug- 
nen ist,  dass  dieser  Einfall  nicht  übel  ist,  so  gibt  doch  auch 
die^  gewöhnliche  Lesart  einen  recht  guten  Sinn.  Das  „Da- 
bei u.s.w.*'  kann  man  nämlich  auf  den  ganzen  §.  recht 
füglich  beziehen,  und  das  folgende  (Jeterum  für  alioqnin  neh- 
men; um  dies  deutlicher  herauszuheben ,  habe  ich  die  Inter- 
punciion,  dem  Siun  entsprechender,  hinter  crit  faciendum 
getilgt. 
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werden  können,  so  dass  er  nun  der  Erbschaft  sich  wieder  ent- 
halten darf;  es  ist  dies  sowohl  in  kaiserlichen  Verordnungen 
als  in  den  Antworten  der  Rechtsgelehrten  ausgesprochen  wor- 
den.   §.  10.  Was  aber  Papinianus  im  zweiten  Buche  sei- 
ner Gutachten  sagt,  dass  nämlich,  wenn  einem  Minderjährigen 
ein    Sclav   als   Zwangserbe   substituirt   worden  ist,   und  der 
Minderjährige  die  Erbschaft  ausschlägt,  jener  Zwangserbe  sein 
werde,   und  wrenn  der  Minderjährige  in  den  vorigen  Stand 
wieder  eingesetzt  worden  sein  sollte,  nichts  desto  weniger  ein 
freier  Mensch  bleibe,  dass  dagegen,  wenn  früher  der  Minder- 
jährige die  Erbschaft  angetreten,  bald  aber  sich  wieder  davon 
losgesagt  hat,  der  mit  Gewährung  der  Freiheit  dem  Minder- 
jährigen substituirte  Sclav  weder  als  Erbe  auftreten  noch  frei 
sein  könne,  ist  nicht  durchaus  wahr.    Denn  [für  den  Fall,] 
dass  die  Erbmasse  zur  Deckung  der  Schulden  des  Erblassers 
nicht  hinreicht,  und  der  Erbe  sich  davon  lossagt,  hat  sowohl 
der  verewigte  Kaiser  Pius,  als  auch  unser  Kaiser  und  zwar 
in  Betreff  der  Person  eines  fremden  83)  Unmündigen  rescribirt, 
dass  der  substituirte  Zwangserbe  eintreten  werde.    Dass  [Pa- 
pinianus] aber  ferner  den  Ausdruck  braucht:  ein  freier 
Mensch   bleiben,   klingt  so,   als  ob  er  nicht  auch  Erbe 
bleibe,   wenn  der  Minderjährige,   nachdem  er  sich   von  der 
Erbschaft  losgesagt  hatte,  Wiedereinsetzung   in   den  vorigen 
Stand  e/langt ;  da  nun  aber  der  Minderjährige  [dadurch]  nicht 
Erbe  wird,  sondern  [nur]  Klagen  nach  der  Analogie  der  Erb- 
schaftsklagen erlangt,   so  wird  unstreitig  derjenige  Erbe  blei- 
ben, welcher  einmal  als  solcher  aufgetreten  ist.    §.11.  Des- 
gleichen wird  [dem  Minderjährigen],   wenn  er  einer  Appella- 
tion sich  nicht  zu  rechter  Zeit  bedient  hat,  Beistand  geleistet, 
so  dass  er  noch  appelliren  darf;  man  denke  sich  nämlich,  dass 
er  dies  wolle.    §.  12.  Desgleichen  wird  ihm  im  Fall,  dass  er 
eine  rechtsanhängige  Sache  liegen  gelassen84),  Abhülfe  ge- 
währt; übrigens  ist  bekannt,  dass  Menschen  jedes  Alters  eine 
solche  in  diesem  Fall  gewährt  werde,  wenn  sie  nur  darthun, 
dass  sie  aus'  einer  gegründeten  Ursache  weggeblieben  sind. 

8.  HERMOGEN.  üb.  I.  Jinis  Epitom.  —  Ein  Minder- 
jähriger wird  auch,  wenn  er  als  ungehorsam  verurtheilt  wor- 
den ist,  die  Hülfe  der  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand 
anrufen  können. 

9.  ULP.  lib.  XI.  ad  Ed.  —  Wenn  in  Folge  einer  rechts- 
kräftig gewordenen  Verurtheilung  dem  Minderjährigen  Pfänder 
abgenommen  und  verkauft  worden  sind ,  bald  darauf  aber  der- 

83'  D.  h.  nicht  verwandten  in  linca  recta. 

84;  Eremodicium ,  nämlich  durch  Ausbleiben  im  Termine, 
s.  Schweppe,  RG.  §.  563,  und  Zimmern,  Civilprocess. 
§.  136. 
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selbe  gegen  das  Urtheil  des  Statthalters  oder  des  kaiserliche« 
Procurators  in  den  vorigen  Stand  eingesetzt  worden  ist,  so 
fragt  sich,  ob  [auch]  die  verkauften  Pfänder  zurückverlangt 
werden  dürfen;  denn  soviel  ist  ohnehin  gewiss,  dass  das  Geld, 
welches  der  Minderjährige  in  Folge  einer  rechtskräftig  gewor- 
denen Verurtheilung  bezahlt  hat,  ihm  zurückgegeben  werden 
müsse.  Es  verlangt  aber  sein  Vorlheil,  die  [ihm  als  Pfänder 
abgenommenen]  Sachen  selbst  wieder  zu  erhalten,  daher  ich 
denn  glaube,  dass  ihm  dies  bisweilen  zu  gestatten  sei,  das 
heisst ,  wenn  der  Minderjährige  grossen  INIachtheil  erleiden 
würde.  §.  1.  Auch  rücksichtlich  des  Betrags  der  Mitgift  wird 
der  Frau  Beistand  geleistet,  wenn  sie,  durch  Hintergehung 
veranlasst,  über  die  Kräfte  ihres  Vermögens  oder  gar  ihr  gan- 
zes Vermögen  als  Mitgift  gegeben  hat.  §.  2.  Jetzt  ist  ferner 
zu  berücksichtigen,  ob  den  Minderjährigen  nur,  wenn  sie  in 
Contracten  hintergangen  worden  sind,  oder  auch  wenn  r*ie 
selbst  [in  dieser  Beziehung]  sich  eines  Vergehens  schuldig  ge-* 
macht  haben,  Beistand  geleistet  werden  müsse,  z.B.  ein  Min- 
derjähriger hat  an  einer  hinterlegten  oder  geliehenen  Sache, 
oder  sonst  in  einem  Contracte  arglistig  gehandelt;  wird  ihm 
dann  Beistand  geleistet,  wenn  ihm  dadurch  kein  Vortheil  an- 
gewachsen ist  ?  Die  Ansicht  hierüber  ist  die ,  dass  bei  klei- 
nern Vergehungen  kein  Beistand  zu  leisten  sei;  es  wird  also 
auch  [in  obigem  Falle]  keine  Hülfe  Statt  finden.  Ja  auch 
wenn  [der  Minderjährige]  einen  Diebstahl  begangen  oder  durch 
unrechtliche  Handlungsweise  Schaden  verursacht  hat,  wird  ihm 
kein  Beistand  geleistet  werden.  Aber  wenn  er,  um  nicht  zu 
doppeltem  Ersätze  gehalten  zu  sein ,  den  durch  ihn  verursach- 
ten Schaden  hätte  eingestehen  können,  und  doch  lieber  geleug- 
net hat,  so  ist  er  nur  in  sofern  wieder  in  den  vorigen  Stand 
einzusetzen,  dass  er  als  geständig  angesehen  werde.  Daher 
wird  ihm  denn  auch,  wenn  er  des  Diebstahls  wegen  sich  hätte 
vergleichen  können,  ohne  sich  der  Klage  auf  doppelten  oder 
vierfachen  Ersatz  auszusetzen,  Hülfe  gewährt  werden.  §.  3. 
Wenn  eine  Ehefrau,  nachdem  sie  sich  durch  eigne  Schuld 
vom  Ehemanne  getrennt  hat,  in  den  vorigen  Stand  wieder 
eingesetzt  zu  werden  wünscht,  oder  wenn  der  Ehemann,  so 
glaube  ich,  dass  die  Wiedereinsetzung  nicht  statthaft  sei,  denn 
es  ist  dies  ein  nicht  geringes  Vergehen;  auch  wird  ja,  wenn 
eine  minderjährige  Person  Ehebruch  begangen  hat,  ihr  kein 
Beistand  geleistet.  §.4.  Papinianus  sagt,  dass  wenn  Je- 
mand, der  älter  als  zwanzig  Jahre,  aber  jünger  als  fünfund- 
zwanzig Jahre  ist,  sich  in  die  Sclaverei  habe  verkaufen  las- 
sen, das  heisst,  am  Kaufgelde  Antheil  genommen  habe,  er 
nicht  in  den  vorigen  Stand  wieder  eingesetzt  zu  werden  pflege; 
dies  aber  mit  vollem  Grunde,  weil  die  Natur  der  Sache,  da  sie 
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den  Rechtsznstand  ändert,  nicLt  einmal  eine  Wiedereinsetzung 
in  den  vorigen  Stand  zulässt.  §.  5.  Wenn  [ein  Minderjähriger] 
»ich  einer  Umgehung  der  Zollgesetze  schuldig  gemacht  haben 
sollte,  so  "wird  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  [zur 
Abwendung  der  Strafe]  eintreten.  Dies  wird  unter  der  Voraus- 
setzung anzunehmen  sein,  dass  keine  Ärglist  [der  Minderjäh- 
rigen] dabei  im  Spiele  ist;  widrigenfalls  wird  die  Wieder- 
einsetzung wegfallen.  §.  6.  Auch  gegen  eine  geschehene  Frei- 
heit sertheilung  kann  der  Prätor  einem  Minderjährigen  keine 
Hülfe  leisten, 

10.  PAUL  Hb.  XL  ad  Ed.  —  er  müsste  denn  dies  aus 
einer  wichtigen  Ursache  vom  Kaiser  selbst  erlangt  haben. 

11.  ULP.  lib.  XI.  ad  Ed.  —  Es  wird  aber  entweder 
die  Klage  wegen  Arglist  oder  eine  analoge  auf  Leistung  von 
soviel,  als  wieviel  dem  Minderjährigen  daran  gelegen  sein 
mmsste ,  dass  die  Freilassung  unterblieb ,  Statt  finden ;  demnach 
wird  ihm  nun  das,  was  er  [im  Vermögen]  haben  würde,  wenn 
er  die  Freilassung  nicht  vorgenommen  hätte,  geleistet  werden. 
Aach  in  Beziehung  auf  diejenigen  Sachen,  welche  als  dem 
Herrn  gehörige  der  freigelassene  Sclav  untergeschlagen  hat, 
finden  gegen  ihn  die  Klagen  auf  Auslieferung  wegen  Dieb- 
stahls, so  wie  die  Condiction  Statt;  nämlich  weil  er  noch  als 
Freigelassener  sich  an  ihnen  vergriffen  hat.  Uebrigens  kommt 
wegen  eines  während  der  Sclaverei  begangenen  Verbrechens 
dem  Herrn  gegen  ihn  nach  der  Freilassung  keine  Klage  zu; 
und  dies  ist  in  einem  Rescripte  des  verewigten  Kaisers  Seve- 
rus enthalten.  §.  1.  Wie,  wenn  Jemand,  der  jünger  als  fünf- 
undzwanzig Jahre,  aber  älter  als  zwanzig  ist,  [einen  Sclaven] 
unter  der  Bedingung  verkauft  haben  sollte,  dass  derselbe  frei- 
gelassen werde?  Ich  habe  deshalb  einen,  der  alter  ist  als 
zwanzig  Jahre,  angenommen,  weil  auch  Scävola  im  vier- 
zehnten Buche  seiner  Untersuchungen  so  schreibt85),  und 
mehr  dafür  spricht,  dass  der  Inhalt  der  an  den  Aufidius 
Victorinus  erlassenen  Verordnung  des  verewigten  Kaisers 
Marcus  auf  den,  welcher  jünger  ist  als  zwanzig  Jahre,  sich 
nicht  erstrecke.  Daher  fragt  sich,  ob  einem  [Verkäufer],  der 
älter  ist  als  zwanzig  Jahre ,  Beistand  geleistet  werde  ?  Unter 
der  Voraussetzung  nun,  dass  er  eher  darum  ansuche,  als  [dem 
Sclaven]  die  Freiheit  zuständig  geworden  ist,  wird  er  gehört 
werden,  wenn  aber  später,  so  kann  er  nicht  [gehört  werden]. 
Desgleichen  kann  gefragt  werden,  ob,  wenn  Derjenige,  wel- 
cher unter  dieser  Bedingung  gekauft  hat,  minderjährig  wäre, 


85)  Hier  darf  nur  ein  Komma  stehen,  denn  das  ei  magis  steht 
im  strengen  Zusammenhange  mit  quoniam  etc.  Ausserdem 
erscheint  es  als  Antwort,  und  das  wäre  sinnlos. 
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er  in  den  vorigen  Stand  wieder  eingesetzt  werden  könne  ? 
Falls  min  die  Freiheit  noch  nicht  zustandig  geworden ,  so  wird 
zu  behaupten  sein,  dass  [ihm]  Beistand  geleistet  werden  könne; 
wenn  aber  die  [für  die  Freilassung]  festgesetzte  Frist  schon 
eingetreten  ist,  so  führt  der  Wille  des  volljährigen  Verkäufers 
die  Verpflichtung  der  Freilassung  herbei.  §.  2.  In  Folge  eines 
vorgekommenen  Falls  kam  diese  Frage  zur  Sprache:  Einige 
Jünglinge  hatten  einen  Curator,  Namens  Salvianus,  bekommen; 
dieser  erlangte,  nachdem  er  die  Curatel  [einige  Zeit]  verwaltet 
hatte,  durch  kaiserliche  Gnade  das  Amt  eines  städtischen  Pro- 
curators,  und  entschuldigte  sich  nun  beim  Prätor  gegen  die 
fernere  Verwaltung  der  Curatel  jener  Jünglinge  wahrend  d*e— 
ren  Abwesenheit;  die  Jünglinge  wendeten  sich  an  den  Prätor 
mit  dem  Ansuchen,  gegen  den  [Salvianus],  weil  er  den  kaiser- 
lichen Constitutionen  zuwider  mit  seiner  Entschuldigung  ge- 
hört worden  wäre ,  in  den  vorigen  Stand  eingesetzt  zu  werden ; 
da  nämlich  sonst  blos  diejenigen  eine  übernommene  Vormund- 
schaft niederzulegen  pflegen,  welche  jenseits  des  Meeres  in 
Staatsangelegenheiten  abwesend  sind,  oder  diejenigen,  welche 
um  die  Person  des  Kaisers  beschäftigt  sind,  wie  deshalb  in 
der  Person  des  [kaiserlichen]  Käthes  Arrius  Menander 
eine  Begünstigung  Statt  fand,  Salvianus  aber  doch  mit  seinem 
Ablehnungsgrunde  durchgekommen  war,  so  hatten  die  Jüng- 
linge, als  gleichsam  hintergangen,  dem  Prätor  die  Bitte  vor- 
gelegt, in  den  vorigen  Stand  wieder  eingesetzt  zu  werden; 
Aetrius  Severus  berichtete  darüber,  weil  er  in  Zweifel 
stand ,  an  den  Kaiser  Severus,  auf  welche  Anfrage  dieser 
an  jenes  Nachfolger86),  den  Ventidius  Ouietus,  rescri- 
birte,  der  Prätor  habe  hierbei  nichts  zu  thun,  denn  es  komme 
ja  nicht  ein  Contract  mit  einem,  der  jünger  ist  als  fünfund- 
zwanzig Jahre,  in  Frage,  sondern  der  Kaiser  schreite  hier  ein 
und  führe  Den  zur  Verwaltung  zurück,  dessen  Ablehnungs- 
grund der  Prätor  irriger  Weise  angenommen  habe.  §.  3.  Man 
muss  aber  wissen,  dass  den  Minderjährigen,  wenn  angegeben 
wird,  sie  seien  hintergangen,  nicht  aufs  gerathe  Wohl  Bei- 
stand geleistet  wird,  sondern  erst  nach  untersuchter  Sachlage. 
§.  4.  Desgleichen  wird  derjenige  nicht  in  den  vorigen  Stand 
wieder  eingesetzt  werden,  welcher,  sein  Vermögen  mit  Um- 
sicht verwaltend,  bei  Gelegenheit  eines  Schadens,  der  sich 
nicht  durch  unüberlegtes  Handeln,  sondern  durch  das  Schick- 
sal ereignet,  wieder  eingesetzt  zu  werden  verlangt;  denn  nicht 
der  Erfolg  des  Schadens  selbst  verhilft  zur  Wiedereinsetzung 


86)  Ich  ziehe  hier  das  Haloandrische  successori  dem  Nominativ 
sucecssor  vor;  das  folgende  ejus  mag  die  Veranlassung  ge- 
wesen sein,  das  i  zu  übersehen. 
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in  den  vorigen  Stand,  sondern  die  rathlose  Unbedachtsamkeit 
[des  Minderjährigen]  •  und  so  schreibt  auch  Pomponius  im 
achtundzwanzigsten  Buche.  Aus  demselben  Grunde  bemerkt 
Marcellus  zum  Julianus,  wenn  ein  Minderjähriger  sich 
einen  ihm  notwendigen  Sclaven  gekauft  habe,  dieser  aber 
bald  gestorben  sei,  so  sei  jener  nicht  in  den  vorigen  Stand 
wieder  einzusetzen;  denn  er  ist  ja  nicht  hintergangen  worden, 
indem  er  sich  eine  sehr  nothwendige  Sache  kaufte,  wenn  sie 
auch  sterblich  ist.  §.  6.  Wenn  [ein  Minderjähriger]  einen 
Reichen  beerbt  hat  und  die  Erbschaft  plötzlich  zu  Grunde  ge- 
gangen ist,  z.  B.  sie  bestand  in  Grundstücken,  welche  durch 
einen  Erdfall  untergingen,  [oder  die  dazu  gehörigen]  Gehöfte 
sind  abgebrannt,  die  Sclaven  entflohen  oder  gestorben,  so  äus- 
sert sich  Julianus  zwar  im  sechsundvierzigsten  Buche  der- 
gestalt, als  ob  der  Minderjährige  in  den  vorigen  Stand  wieder 
eingesetzt  werden  könne ;  Marcellus  aber  zum  J  u  1  i  a  n  u  s 
bemerkt,  es  falle  die  Einsetzung  in  den  vorigen  Stand  weg; 
denn  es  ist  ja  [der  Minderjährige],  indem  er  eine  reiche  Erb- 
schaft antrat,  nicht  durch  das  Unbedachtsame  seines  Lebens- 
alters in  Nachtheil  verfallen,  und  was  sich  durch  das  Schick- 
sal ereignet,  könnte  jedem  Hausvater,  auch  dem  sorgsamsten, 
begegnen.  Der  Umstand  jedoch  kann  dem  Minderjährigen 
Einsetzung  in  den  vorigen  Stand  verschaffen ,  wenn  er  eine 
Erbschaft  angetreten  hat,  zu  welcher  nicht  blos  viele  dem  Tode 
unterworfene  Sachen,  oder  städtische  Grundstücke,  sondern 
auch  drückende  Schulden  gehören,  er  aber  nicht  vorhergesehen 
hat,  dass  es  sich  ereignen  könne,  dass  die  Sclaven  absterben, 
die  Gebäude  zu  Grunde  gehen ,  oder  doch  nicht  schnell  die- 
jenigen Gegenstände,  welche  vielen  Zufällen  unterworfen  sind, 
verkauft  hat.  §.  6.  Desgleichen  wird  gefragt,  ob  ein  Minder- 
jähriger zu  hören  sei,  der  gegen  einen  Minderjährigen  wieder 
in  den  vorigen  Stand  eingesetzt  zu  wTerden  verlangt?  Pom- 
ponius schreibt  blos  im  Allgemeinen,  er  könne  nicht  in  den 
vorigen  Stand  eingesetzt  werden.  Ich  aber  halte  dafür,  dass 
der  Prätor  darauf  sehen  müsse,  welcher  [von  ihnen]  Nachtheil 
erlitten  hat;  wenn  nun  Beide  in  Schaden  gerathen  sind,  z.B. 
ein  Minderjähriger  hat  einem  Minderjährigen  Geld  gegeben 
und  dieser  es  verloren,  so  ist  nach  Pomponius  derjenige 
besser  daran,  welcher  das  Geld  bekommen  und  es  entweder 
verthan  oder  verloren  hat.  §.  7.  Wenn  freilich  ein  Minder- 
jähriger mit  einem  volljährigen  Haussohn  contrahirt  8  7)  haben 
sollte,  so  könne  er,  schreibt  sowohl  Juliauus  im  vierten  Buche 


87)  Es  ist  hier  der  Contract  über  ein  Darlehn  zu  verstehen, 
welches  der  volljährige  Haussohn  von  einer  minderjährigen 
Person  bekommen  hat. 
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der  Digesten,  als  Marcellus  im  zweiten  Bnche  der  Digesten, 
in  den  vorigen  Stand  wieder  eingesetzt  werden,  so  dass  also 
die  Rücksicht  auf  das  [minderjährige]  Lebensalter  den  Macedo- 
nianischen  Senatsbeschluss  überwiegt. 

12.  GAJ.  üb.  IV.  ad  Ed.  prov.  —  Wenn  bei  einem 
Minderjährigen  eine  Frau  sich  für  einen  Andern  verbürgt  hat, 
so  ist  jenem  keine  Klage  gegen  diese  Frau  zu  gestatten,  son- 
dern er  muss  eben  so,  wie  alle  Uebrigen,  durch  die  Einrede  88) 
abgewiesen  werden;  nämlich  weil  nach  gemeinem  Rechte  ihm 
gegen  den  früheren  [oder  eigentlichen]  Schuldner  die  Klage 
wieder  gestattet  wird;  diese  [jedoch  nur  dann],  wenn  der 
frühere  Schuldner  zahlungsfähig  ist,  sonst  wird  sich  die  Frau 
der  Hülfe  des  Senatsbeschlusses  nicht  bedienen  können. 

13.  ULP.  üb.  XI.  ad  Ed,  —  Ein  Gegenstand  der  Unter- 
suchung wird  auch  dies  sein ,  ob  dem  [Minderjährigen]  allein 
Hülfe  zu  leisten  sei,  oder  auch  denen,  die  sich  für  ihn  ver- 
bindlich gemacht  haben ,  z.  B.  seinen  Bürgen.  Wenn  du  nun, 
da  ich  von  Jemandem  wusste,  er  sei  minderjährig  und  [deshalb] 
kein  Zutrauen  gegen  ihn  hegte,  für  ihn  gebürgt  hast,  so  ist 
es  nicht  billig,  dass  dem  Bürgen  zu  meinem  Verderben  Bei- 
stand geleistet  werde,  sondern  es  wird  ihm  vielmehr  selbst 
die  Auftragsklage  [gegen  den  Minderjährigen]  zu  verweigern 
sein.  Ueberhaupt  aber  wird  der  Prätor  wohl  erwägen  müs- 
sen, wem  er  lieber  beistehen  solle,  ob  dem  Gläubiger  oder 
dem  Bürgen ;  denn  der  benachtheiligte  Minderjährige  wird 
keinem  von  beiden  gehalten  sein.  Leichter  lässt  es  sich  vom 
Creditauftraggeber  behaupten,  dass  ihm  kein  Beistand  zu  lei- 
sten sei ,  denn  dieser  war  gleichsam  Zuredner  und  Anreger, 
dass  mit  dem  Minderjährigen  contrahirt  werde.  Deshalb  kann 
die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  der  Minderjährige  die 
Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  [nur]  gegen  den  Gläu- 
biger oder  auch  gegen  den  Bürgen  suchen  müsse?  Und  ich 
halte  dafür,  sicherer  gegen  Beide;  denn  die  Wiedereinsetzung 
in  den  vorigen  Stand  muss  nach  untersuchter  Sachlage  und 
in  Gegenwart  der  Gegner,  sie  müssten  denn  ungehorsamer 
Weise  weggeblieben  sein,  in  nähere  Erwägung  gezogen  wer- 
den 89).  §.  1.  Bisweilen  aber  wird  die  Herstellung  des  frü- 
heren Zustandes  dem  Minderjährigen  in  Bezug-  auf  eine  Sache 
gewährt,  das  heisst  gegen  den  Besitzer  seiner  Sache,  obwohl 
er  mit  demselben  nicht  contrahirt  hat ;  z.  B.  du  hast  eine  Sache 
von  einem  Minderjährigen  gekauft  und  an  einen  Andern  ver- 
kauft,  [hier]   kann  [der  Minderjährige]  bisweilen  verlangen, 

88)  SCti  I  ellejani. 

89)  Die  Erklärung  dieser  Stelle  ist  besonders  in  anscheinendem 
Widerspruch  mit  andern  über  die  Haftungspllicht  der  Bürgen 
Minderjähriger,  s.  Glück  V.  561  ff. 

Corp.  jur.  ciu.  I.  31 
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gegen  den  Besitzer  [seiner  Sache]  in  den  vorigen  Stand  wie- 
der eingesetzt  zu  werden,  damit  er  seine  Sache  nicht  verliere 
oder  [den  Besitz]  entbehre  9o),  und  zwar  entweder  durch  eine 
[sofortige]  Entscheidung-  des  Prätors,  oder  so,  dass  nach  Auf- 
hebung U1)  der  Verausserung'  ihm  eine  dingliche  Klage  gestat- 
tet wird.  Pomp  oni  us  schreibt  auch  im  achtundzwanzigsten 
Buche,  Labeo  sei  der  Meinung  gewesen,  dass,  wenn  Jemand, 
der  jünger  ist  als  fünfundzwanzig  Jahre,  ein  Landgut  verkauft 
und  übergeben,  der  Käufer  es  wieder  verkauft  habe,  nun  aber 
der  nächstfolgende  Kaufer  wisse,  dass  es  sich  so  verhalte, 
gegen  diesen  [dem  Minderjährigen]  Einsetzung  in  den  vorigen 
Stand  zu  gewähren,  wenn  er  es  jedoch  nicht  wisse,  und  der 
frühere  Käufer  zahlungsfähig  sein  sollte,  solche  nicht  zu  ge- 
währen sei ;  wenn  aber  [jener]  nicht  zahlungsfähig  sei ,  es  mit 
der  Billigkeit  mehr  übereinstimme,  wenn  dem  Minderjährigen 
selbst  gegen  den  Nichtwissenden,  obschon  derselbe  mit  gutem 
Glauben  gekauft  hat,  Beistand  geleistet  werde. 

14.  PAUL.  lib.  XI.  ad  Ed,  -7  So  lange  derjenige,  wel- 
cher die  [in  Frage  stehende]  Sache  vom  Minderjährigen  be- 
kommen hat,  oder  dessen  Erbe,  noch  zahlungsfähig  ist,  ist 
freilich  nichts  Neues  gegen  Den,  welcher  die  Sache  mit  gu- 
tem Glauben  gekauft  hat ,  vorzunehmen ;  dies  schreibt  auch 
Poraponius. 

15.  GAJ.  lib.  IV.  ad  Ed.  prov.  —  Sobald  aber  Ein- 
setzung in  den  vorigen  Stand  gewährt  wird,  wird  der  spätere 
Käufer  an  seinen  Gewährsmann  sich  zurückwenden  können. 
Auch  wenn  der  Kauf  durch  mehrere  Personen  hindurchgegan- 
gen sein  sollte,  wird  dasselbe  Rechtens  sein. 

16.  ULP.  lib.  XI.  ad  Ed,  —  Auch  das  wird  bei  Unter- 
suchung der  Sachlage  mit  in  Betrachtung  kommen,  ob  etwa 
ausser  der  Einsetzung  in  den  vorigen  Stand  eine  andere  Klage  9  2) 
Statt  finden  könne.  Denn  wenn  Jemand  durch  ein  allgemeines 
Hülfsinittel  und  klares  Recht  geschützt  ist,  so  darf  ihm  nicht 
ein  ausserordentliches  Hülfsmittel  ertheilt  werden,  wie  z.  B. 
wenn  mit  dem  Pllegbefohlenen  ohne  den  Beitritt  des  Vor- 
mundes contrahirt  worden ,  und  er  nicht  reicher  geworden  ist. 
§.  1.  Desgleichen  wird  bei  Labeo  angeführt:  wenn  ein  Min- 
derjähriger, durch  Täuschung  bewogen  oder  auch  in  der  Ab- 
sicht einer  Schenkung,  sich  in  einen  Gesellschaftscontract  ein- 


90)  Die  Glosse  erklärt  das  erste  durch  si  non  solvendo  sii, 
und  das  letzte  durch  si  non  habeat.  Also  wäre  im  letzten 
Fall  hinzuzudenken,  big  dahin,  wo  der  Käufer  etwa  wieder 
in  den  Besitz  kommt. 

91)  D.  h.  Erklärung  für  cessirt. 

92)  Durch  welche  nämlich  derselbe  Zweck ,  wie  auf  dem  Wege 
der  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand ,  erreichbar  ist. 


Pandect.  L.IV.  Tit.  4.  De  minor,  viginti  quinque  annis.  483 

gelassen  Labe,  so  sei  ein  solcher  Gesellschaftscontract  ungültig", 
selbst  unter  volljährigen  Personen,  und  deshalb  habe  der  Prä- 
tor hierbei  nichts  zu  thun.  Dasselbe  hat  auch  Ofilius  zur 
Antwort  gegeben;  denn  jener  ist  ja  dem  Rechte  selbst  zufolge 
genug  geschützt.  §.2.  Auch  theilt  Pomponius  im  achtund- 
zwanzigsten Buche  mit,  Aristo  sei,  als  ein  gewisser  Erbe 
gebeten  worden  war,  des  Bruders  [minderjähriger]  Tochter 
mehrere  Sachen  unter  der  Bedingung  zu  geben,  dass ,  wrenn 
sie  ohne  Hinterlassung  von  Rindern  sterben  sollte,  sie  diesel- 
ben dem  Erben  zurückgebe,  und  nun  diese  nach  dem  Tode 
des  Erben  wiederum  dessen  Erben  die  künftige  Zurückgabe 
zugesichert  hatte,  der  Meinung  gewesen,  dass  sie  in  den  vo- 
rigen Stand  wieder  eingesetzt  werden  müsse93).  Pompo- 
nius fügt  aber  auch  hinzu,  dass  diese  Caution  selbst  von 
einem  Volljährigen  durch  die  Condiction  des  Unbestimmten94) 
hätte  angefochten  werden  können,  denn  ein  solcher  ist  nicht 
dem  Rechte  selbst  zufolge,  sondern  durch  die  Condiction  ge- 
schützt. §.  3.  Und  es  ist  im  Allgemeinen  die  Ansicht  zu  bil- 
ligen, dass,  wenn  der  Coutract  nicht  gültig  ist,  der  Prätor 
sich  nicht  für  das  Gewisse  ins  Mittel  schlagen  darf95).  §  4. 
Derselbe  Pomponius  sagt,  beim  Preise  des  Kaufs  und  Ver- 
kaufs sei  es ,  der  Natur  gemäss ,  den  Contrahenten  erlaubt, 
sich  zu  übervortheilen.  §.5.  Jetzt  wollen  wir  sehen,  welche 
[Behörden]  in  den  vorigen  Stand  wieder  einsetzen  können. 
Es  können  aber  sowohl  der  Stadtpräfect  als  andere  Staats- 
beamten, vermöge  ihrer  Gerichtsbarkeit,  in  den  vorigen  Stand 
wieder  einsetzen,  sowohl  in  allen  andern  Fällen,  als*  auch 
gegen  ihre  eigene  Entscheidung. 

17.  HERMOGEN.  üb.  I.  Juris  Epitom.  —  Auch  die 
Pra  e  f  e  cti  Praetorio  können  gegen  ihre  Entscheidung 
Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  gewähren,  obwohl 
gegen  sie  nicht  appellirt  werden  darf.  Dies  verhält  sich  des- 
halb so  verschieden,  weil  die  Appellation  eine  Beschwerde 
über  die  Unbilligkeit  der  Entscheidung,  die  Wiedereinsetzung 
in  den  vorigen  Stand  aber  entweder  die  Bitte  um  Verzeihung 


93)  Denn  die  Caution  war  von  der  (minorennen")  Bruders- 
lochter  indebite  prästirt  worden,  indem  der  Rückfall  des 
Vermächtnisses  an  die  Person  des  Erbeu  gebunden  war; 
s.  über  diesen  Fall  Glück  V.  422. 

94)  Condictio  incerti  ist  eine  persönliche  Klage,  welche  in 
dem  Falle  Statt  findet,  wo  die  Forderung  des  Klägers  auf 
das  Juteresse  oder  den  Werth  der  Sache,  oder  aber  auf  ein 
gewisses  Recht  geht  (Glück  XIII.  2b7) ,  wogegen  bei  der 
condictio  certi  immer  eine  gewisse  bestimmte  Sache  als  Ge- 
genstand vorausgesetzt  wird. 

95)  S.  Glück  a.a.O.  über  diesen  §. 

31  * 
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wegen  eines  eigenen  Irrthums ,  oder  die  Anführung  einer  Hinter- 
gehung von  Seiten  des  Gegners,  in  sich  enthalt. 

18.  UJ.P.  üb.  XI.  ad  Ed.  —  Ein  niederer  Staatsbeamter 
wird  aber  gegen  die  Entscheidung  höherer  keine  Wiederein- 
setzung gewähren.  §.  l.  Wenn  der  Kaiser  die  Entscheidung 
ausgesprochen  hat,  so  pflegt  er  sehr  selten  nur  die  Wieder- 
einsetzung zu  gestatten  und  demjenigen  in  seinem  Staatsrate 
Gehör  zu  geben,  welcher,  indem  er  dasjenige,  was  für  seine 
Angelegenheit  früher  nicht  gesprochen  worden  ist,  für  sich 
anführt,  entweder  durch  die  Schwache  des  minderjährigen  Al- 
ters benachtheiligt  worden  zu  sein  behauptet,  oder  sich  als 
von  seinen  Sachwaltern  verrathen  beklagt.  So  ertheilten  der 
verewigte  Kaiser  Severus  und  der  Kaiser  Antoninus  dem 
Glabrio  Acilius  kein  Gehör,  als  er,  nachdem  sein  Rechts- 
fall im  Staatsrathe  derselben  zu  Ende  geführt  worden  war, 
ohne  Anführung  einer  Ursache  gegen  seinen  Bruder  in  den 
vorigen  Stand  eingesetzt  zu  werden  verlangte.  §.  2.  Dahin- 
gegen haben  der  verewigte  Kaiser  Severus  und  der  Kaiser 
Antoninus  dem  Percennius  Severus,  als  er  gegen  zwei- 
mal rechtskräftig  entschiedene  Sachen  in  den  vorigen  Stand  ein- 
gesetzt zu  werden  verlangte,  erlaubt,  dass  seine  Angelegenheit 
in  ihrem  Staatsrathe  untersucht  würde.  §.  3.  Derselbe  Kaiser 
rescribirte  dem  Licinius  Fronto,  es  sei  ungewöhlich,  dass 
nach  einer  an  seiner  (des  Kaisers)  Stelle,  in  Folge  geschehe- 
ner Appellation  ausgesprochenen  Entscheidung  ein  Anderer  die 
W  iedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  ertheile,  als  allein  der 
Kaiser.  §.  4.  Auch  wenn  ein  vom  Kaiser  bestellter  Richter 
die  Untersuchung  führt,  wird  die  Wiedereinsetzung  durch  kei- 
nen Andern,  als  durch  den  Kaiser,  der  den  Richter  bestimmt 
hat,  geschehen.  §.  5.  Uebrigens  wird  nicht  blos  den  Minder- 
jährigen, sondern  auch  den  Nachfolgern  der  Minderjährigen, 
sollten  sie  auch  selbst  volljährig  sein,  Wiedereinsetzung  in  den 
vorigen  Stand  gegeben. 

19.  Id.  lib.  XIII.  ad  Ed.  —  Bisweilen  aber  werden  wir 
dem  Nachfolger  mehr  als  ein  Jahr,  wie  es  im  Edicte  ausgedrückt 
ist,  gestatten,  wenn  ihm  nämlich  sein  Lebensalter  zu  Hülfe 
kommen  sollte;  nach  dem  fünfundzwanzigsten  Jahre  wird  ihm  aber 
[blos]  die  gesetzliche  Zeit  zukommen.  Denn  eben  darin  wird  er 
als  hintergangen  angesehen,  dass,  da  er  innerhalb  der  festgesetz- 
ten Zeit  im  Namen  des  Verstorbenen  wieder  in  den  vorigen  Stand 
eingesetzt  werden  konnte,  er  dies  nicht  bewerkstelligt  hat.  Wenn 
freilich  der  Verstorbene  zur  Wiedererlangung  des  vorigen  Rechts- 
standes von  dem  mit  üeberspringung  zu  berechnenden  Jahre  96) 


96)  Innerhalb  dessen  er  um  Gewährung  der  Wiedereinsetzung 
in  den  vorigen  Stand  ansuchen  konnte. 
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noch  eine  massige  Frist  übrig"  gehabt  hat,  so  werden  wir  sei- 
nem minderjährigen  Erben  nach  erfülltem  fiinfundzwanzigsten 
Lebensjahre  nicht  die  ganze  gesetzliche  Zeit  zur  Wiedererlan- 
gung des  vorigen  Rechtsstandes  gewähren,  sondern  nur  die- 
jenige Zeit,  welche  derjenige,  dessen  Erbe  er  geworden  ist, 
übrig  gelassen  hat. 

20.  ULP.  lib.  XI.  ad  Ed,  —  Papinianus  sagt  im 
zweiten  Buche  der  Gutachten,  einem  zurückgekehrten  Ver- 
wiesenen dürfe  die  gesetzliche  Zeit  für  die  Wiedereinsetzung 
in  den  vorigen  Stand  deshalb,  weil  er  abwesend  war,  nicht 
verlängert  werden,  da  er  den  Prätor  hätte  durch  einen  Procu- 
rator  angehen  können ;  er  hat  aber  nicht  hinzugesetzt :  oder  den 
Präsidenten  [der  Provinz],  wo  er  sich  befand.  Aber  was  der- 
selbe sagt,  er  sei  auch  wegen  der  ihm  zugefügten  Strafe  un- 
würdig, ist  nicht  richtig.  Denn  was  hat  ein  Verbrechen  mit 
der  Begünstigung  des  Alters  gemein?  §.  1.  Wenn  jedoch  Je- 
mand, der  über  fünfundzwanzig  Jahre  alt  ist,  während  der 
zur  Wiedererlangung  des  frühern  Rechtszustandes  festgesetzten 
Zeit  vom  Rechtsstreite  nach  geschehener  Einleitung  des  Ver- 
fahrens abgestanden  sein  sollte,  so  hilft  ihm  die  letztere97) 
zur  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  nichts,  wie  sehr 
oft  rescribirt  worden  ist. 

21.  Id.  lib.  X.  ad  Ed,  —  [Vom  Rechtsstreite]  abgestanden 
zu  sein  aber  scheint  nicht  der,  welcher  den  Rechtsstreit  ver- 
schoben, sondern  wer  demselben  völlig  entsagt  hat. 

22.  Id.  lib.  XI.  ad  Ed,  —  Wenn  aber  Wiedereinsetzung 
in  den  vorigen  Stand  gegen  den  von  einem  Minderjährigen 
geschehenen  Erbschaftsantritt  verlangt  worden  ist,  so  braucht 
der  Minderjährige  das,  was  etwa  für  Vermächtnisse  verwendet 
worden,  oder  die  Preise  derjenigen  [Sclaven] ,  welche  durch 
seinen  Erbschaftsantritt  zur  Freiheit  gelangt  sind,  nicht  zu  er- 
setzen; wie  im  Gegentheile  für  den  Fall,  wenn  ein  Minder- 
jähriger den  frühern  Stand  wieder  erlangt,  um  die  Erbschaft 
antreten  zu  können',  Severus  und  Anton inus  an  den  Cal- 
purnius  Flaccus  rescribirt  haben,  dass  das,  was  vorher 
durch  den  vermöge  eines  prätorischen  Beschlusses  zur  Güter- 
veräusserung  nach  der  Vorschrift  des  Rechts  bestellten  Ver- 
walter des  Nachlasses  geschehen  ist,  für  gültig  gehalten  wer- 
den müsse. 

23.  PAUL.  lib.  IX.  ad  Ed.  —  Wenn  auf  Befehl  des 
Vaters  ein  Haussohn  die  Verwaltung  von  Vermögensstik Leu 
führte,  so  geniesst  er  nicht  die  Rechtswohlthat  der  Wieder- 
einsetzung in  den  vorigen  Stand;  denn  auch  wenn  ein  Ande- 
rer ihm  den  Auftrag  dazu  gegeben  hätte,  würde  ihm  keine 


97)  Also  gewissermaassen  als  Unterbrechung  der  Verjährung. 
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Hülfe  geleistet  werden,  da  man  ja  auf  diese  Weise  vielmehr 
den  Vortheil  des  Volljährigen ,  welcher  den  Schaden  zu  tragen 
hätte,  bedenken  würde.  Wenn  aber  der  Minderjährige  durch 
den  Erfolg  in  sofern  Schaden  erleiden  wurde,  weil  er  das, 
was  er  etwa  [Andern]  geleistet  hat,  von  demjenigen,  dessen 
Geschäfte  er  führte,  nicht  ersetzt  bekommen  kann,  wenn  der- 
selbe nämlich  nicht  zahlungsfähig  sein  sollte ,  so  wird  ohne 
Zweifel  der  Prätor  einschreiten.  Ist  aber  der  Principal  selbst 
minderjährig,  sein  Geschäftsbesorger  aber  volljährig,  so  kann 
der  erstere  nicht  so  leicht  gehört  werden,  es  müsste  denn 
nach  seinem  [ausdrücklichen]  Auftrage  gehandelt  worden  und 
ihm  nicht  möglich  sein,  vom  Geschäftsbesorger  Entschädigung 
zu  erlangen.  Demnach  muss  auch,  wenn  gleich  der  Minder- 
jährige in  der  Person  seines  Geschäftsbesorgers  hintergangen 
worden  sein  sollte,  dies  doch  ihm  als  Principal  zugerechnet 
werden ,  weil  er  einem  so  [Untüchtigen]  seine  Geschäfte  an- 
vertraut hat;  und  dieser  Meinung  ist  auch  Marcellus. 

24.  PAUL.  üb.  I.  Sentent.  —  Sollte  ein  Minderjähriger 
sich  freiwillig  in  die  Geschäfte  eines  Volljährigen  eingemischt 
haben,  so  wird  er  in  den  vorigen  Stand  wieder  einzusetzen 
sein,  damit  dem  Volljährigen  kein  Nachtheil  widerfahre.  Hat 
er  hingegen  darum  nachzusuchen  verweigert,  so  wird  er,  wenn 
er  durch  clie  Geschäftsführungsklage  belangt  worden,  gegen 
diese  Klage  nicht  in  den  vorigen  Stand  eingesetzt,  sondern 
muss  [vielmehr]  genöthiget  werden,  das  Hüifsmittel  der  Wie- 
dereinsetzung in  den  vorigen  Stand  [dem  Volljährigen]  so  ab- 
zutreten, dass  er  diesen  zu  einem  Geschäftsbesorger  in  seinen 
eigenen  Angelegenheiten  mache,  damit  derselbe  auf  diese  Weise 
dem  ihn  durch  den  Minderjährigen  treffenden  Schaden  beikom- 
men  könne.  §.  1.  Nicht  immer  aber  muss  das,  was  mit  Min- 
derjährigen verhandelt  wird,  für  ungültig  erklärt  werden,  son- 
dern es  ist  [bisweilen]  nach  Recht  und  Billigkeit  nur  abzuändern, 
damit  nicht  Menschen  von  diesem  Lebensalter  dadurch,  dass 
Niemand  mit  ihnen  in  ein  Rechtsgeschäft  sich  einlassen  will, 
in  grossen  Nachtheil  gerathen,  und  ihnen  gewissermaassen  aller 
Verkehr  untersagt  werde.  Demnach  soll  sich,  wenn  nicht  eine 
olfenbare  Uebervortheilung  vorliegt,  oder  [die  Minderjährigen] 
in  ihrer  Angelegenheit  ganz  nachlässäg  verfahren  sind,  der 
Prätor  nicht  ins  Mittel  legen.  §.  2.  Unser  Scävola  sagte: 
wenn  Jemand,  durch  jugendlichen  Leichtsinn  geleitet,  eine 
Erbschaft  oder  einen  Nachlassbesitz  nicht  angetreten  oder  aus- 
geschlagen haben  sollte,  so  ist  er,  falls  alles  noch  in  unver- 
letztem Zustande  sich  befindet,  allerdings  [mit  seiner  Bitte  um 
Wiedereinsetzung]  zu  hören ;  wenn  er  aber  etwa  nach  dem 
Verkaufe  der  Erbmasse  und  Beendigung  der  [erbschaftlichen] 
Angelegenheiten  das  durch  die  Anstrengungen  des  Substituten 
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erworbene  Geld  an  sich  bringen  will,  so  ist  er  abzuweisen; 
und  noch  viel  seltner  darf  aus  einer  solchen  Ursache  der  Erbe 
eines  Minderjährigen  in  den  frühem  Rechtsstand  wieder  ein- 
gesetzt werden.    §.  3.  Wenn  ein  Sclav  oder  Haussohn  einen 
Minderjährigen  hintergangen  hat,  so  muss  der  Vater  oder  Herr 
befehligt  werden,  dasjenige,  wras  etwa  dadurch  an  ihn  gekom- 
men ist,  zurückzugeben,  was  aber  nicht  ihm  zugefallen  ist, 
aus  dem  Sondergute  Jener  zu  vergüten;  wenn  auf  keine  von 
beiden  Arten   [dem  Minderjährigen]    Genugtlmung  verschafft 
werden  kann   und  dabei  Arglist  des  Sclaven  Statt  gefunden 
haben  sollte,  so  wird  derselbe  entweder  mit  Schlägen  zu  züch- 
tigen oder  an  Schadensstatt  auszuliefern  sein.    §.  4.  Auch  wenn 
eiu  Haussohn  dies  getlian  hat,  wird  er  wegen  seiner  Arglist 
verurtheilt   werden.  J   Die   Wiedereinsetzung   in   den  vorigen 
Stand  ist  aber  so  anzustellen,  dass  Jeder  in  sein  unverändertes 
Rechtsverhaltniss  wieder  eintrete.    Wenn  also  ein  beim  Ver- 
kaufe eines  Landgutes  Hintergangener  in  den  vorigen  Stand 
einzusetzen  ist,  so  muss  der  Prätor  dem  Käufer  befehlen,  das 
Landgut  nebst  den  Nutzungen  zurückzugeben  und  den  Kauf- 
preis wieder  in  Empfang  zu  nehmen,  er  müsste  denn  diesen 
unter  Umständen  gegeben  haben,  wo  ihm  nicht  unbekannt  war, 
dass  [der  Minderjährige]  denselben  verthun  würde,  wie  es  auch 
der  Fall  bei  dem  Gelde  ist,  welches  [dem  Minderjährigen]  un- 
ter der  Voraussetzung,  dass  er  es  verbrauchen  werde,  geliehen 
wird.  Mehr  Beschränkung  [findet]  beim  Verkaufe  [Statt] ,  weil 
[hier  vom  Käufer]   eine  Schuld  bezahlt  wird,  was  zu  thun 
nothwendig  ist;  [Jemandem  Geld]  zu  leihen  aber  ist  nicht  noth- 
wendig.    Denn  wenn  auch  der  Anfang  des  Contracts  so  ent- 
standen ist,  dass  er  für  unstatthaft  erklärt  wrerden  muss,  es 
aber  doch  nothwendig  war,  dass  der  Kaufpreis  bezahlt  wurde, 
so  darf  der  Käufer  nicht  gänzlich  mit  Nachtheil  belastet  wer- 
den.    §.  5.  Aus  diesem  Edicte  geht  keine  besondere  Klage 
oder  Sicherheitsbestellung  hervor,  denn  alles  hängt  hier  von 
der  Untersuchung*  und  Entscheidung  des  Prätors  allein  ab. 

25.  GAJ.  üb.  IV.  ad  Ed.  prov.  —  Das  ist  keinem  Zwei- 
fel unterworfen,  dass  dem  Minderjährigen ,  wenn  er  eine  Nicht- 
schuld  aus  einer  Ursache  bezahlt  hat,  wegen  welcher  nach 
bürgerlichein  Rechte  eine  Zunickforderung  [des  Bezahlten] 
nicht  zu  gestatten  ist,  eine  analoge  Klage  Behufs  der  Wieder- 
erlangung zukomme,  da  ja  auch  solchen,  die  älter  sind  als 
fünfundzwanzig  Jahre,  aus  rechtmässiger  Ursache  ein  Zurück  - 
forderungsrecht  gegeben  zu  werden  pflegt.  §.  1.  Wenn  ein 
solcher  Jüngling  sich  meldet,  welchem  Wiedereinsetzung  in 
den  vorigen  Stand  zu  gestatten  ist,  so  muss  sie  auf  sein  Ver- 
langen ihm  bewilligt  werden,  oder  auch  seinem  Gescbäfls- 
besorger,  falls  dieser  dazu  namentlich  beauftragt  ist;  wer  aber 
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blos  auf  eine  allgemeine  Vollmacht  zur  Verwaltung  aller  An- 
gelegenheiten sich  beruft,  darf  nicht  gehört  werden. 

26.  PAUL.  lib.  XI.  ad  Ed,  —  Däfern  nun,  wenn 
Wiedereinsetzung  verlangt  wird,  wegen  der  speciellen  Bevoll- 
mächtigung dazu  Zweifel  eintreten  sollte,  so  kann  [der  Ge- 
schäftsbesorger]  diesem  Umstände  vermöge  eines  durch  Stipula- 
tion gegebenen  Versprechens,  der  Principal  werde  das  Gesche- 
hene genehmigen,  abhelfen.  §.  1.  Sollte  hingegen  derjenige, 
welchen  man  als  Urheber  der  Hintergehung  nennt,  abwesend 
sein,  so  wird  sein  Vertheidiger  Sicherheit  gewähren  müssen, 
dass  die  Leistung  desjenigen,  wozu  etwa  die  Verurtheilung 
geschehen  möchte,  erfolgen  werde. 

27.  GAJ.  lib.  IV.  ad  Ed.  prov.  —  Dem  Vater  ist  für 
seinen  Sohn  jedenfalls  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Rechts- 
stand zu  gewähren,  wenn  auch  der  Sohn  nicht  wieder  ein- 
gesetzt werden  wollte,  indem  ja  hier  des  Vaters  Nachtheil  in 
Berücksichtigung  kommt,  weil  er  wegen  des  Sondergutes  ver- 
antwortlich ist.  Daraus  erhellt,  dass  die  übrigen  Agnaten  und 
verschwägerten  Personen  sich  in  einer  andern  Lage  befinden 
und  nicht  anders  gehört  werden  dürfen ,  als  wenn  sie  nach 
dem  Willen  des  Minderjährigen  [um  Wiedereinsetzung]  an- 
suchen, oder  jener  Minderjährige  ein  solches  Leben  führt, 
dass  ihm  mit  Grund  auch  die  eigene  Vermögensverwaltung 
untersagt  werden  muss.  §.  1.  Wenn  der  Minderjährige  das 
Geld,  welches  er  als  Darlehn  bekommen,  verthan  hat.  so  darf 
der  Proconsul  dem  Gläubiger  gegen  ihn  keine  Klage  gestatten. 
Sollte  der  Minderjährige  es  einem  Zahlungsunfähigen  geliehen 
haben,  so  ist  nichts  weiter  vorzunehmen,  als  dass  dem  Minder- 
jährigen auferlegt  wird,,  seine  Riagen,  die  er  gegen  denjenigen 
hat,  dem  er  selbst  geliehen  hat,  seinem  eigenen  Gläubiger  ab- 
zutreten. Auch  wenn  er  von  diesem  Gelde  ein  Grundstück 
für  einen  höhern  Preis,  als  er  sollte,  gekauft  hat,  wird  die 
Sache  so  zu  ermässigen  sein,  dass  dem  Verkäufer  aufgegeben 
wird,  gegen  Rückgabe  des  Kaufpreises  das  Grundstück  wieder 
anzunehmen,  damit  auf  diese  Weise  ohne  Beeinträchtigung 
eines  Andern  auch  der  Gläubiger  das  Seinige  vom  Minderjäh- 
rigen erlange.  Daraus  ersehen  wir  zugleich,  was  beobachtet 
werden  müsse,  wenn  er  für  sein  eigenes  Geld  zu  höherem 
Preise,  als  er  sollte.,  gekauft  hat;  jedoch  muss  sowohl  in  die- 
sem als  im  vorigen  Falle  der  Verkäufer,  der  den  Kaufpreis 
zurückgegeben  hat,  auch  die  Zinsen,  welche  er  aus  diesem 
Gelde  gezogen  oder  doch  ziehen  konnte,  zurückgeben,  und 
dafür  diejenigen  Früchte  [der  verkauften  Sache],  durch  welche 
der  Minderjährige  reicher  geworden  ist,  in  Empfang  nehmen. 
Im  entgegengesetzten  Falle  ferner  wird,  wenn  ein  Minderjäh- 
riger zu  geringerem  Preise,  als  er  sollte,  verkauft  hat,  dem 
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Käufer  zwar  auferlegt  werden  müssen,  die  Grundstücke  mit 
den  Nutzungen  auszuliefern,  dem  Minderjährigen  aber,  in  so- 
weit den  Kaufpreis  wieder  herauszugeben,  als  er  dadurch  rei- 
cher geworden  ist.  §.  2.  Wenn  Jemand,  der  noch  nicht  fünf- 
undzwanzig Jahre  alt  ist,  ohne  rechtlichen  Grund  seinen  Schuld- 
ner der  Verpflichtung  durch  stipulationsweise  Annahme  als  Em- 
pfangen entlassen  liat,  so  muss  sein  Klagrecht  nicht  blos  gegen 
[den  Schuldner]  selbst,  sondern  auch  gegen  dessen  Bürgen  und 
in  Beziehung  auf  die  Pfänder  hergestellt  werden;  und  wenn  er 
von  zwei  gleichmassig  verpflichteten  Schuldnern  blos  den  einen 
freigemacht  hat,  so  ist  doch  gegen  beide  das  Klagrecht  herzu- 
stellen. §•  3.  Hieraus  sehen  wir,  dass,  wenn  er  eine  ihm  nach- 
theilige Neuerung  vorgenommen,  z.B.  in  der  Absicht  der  Er- 
neuerung der  Verbindlichkeit  die  Forderung  von  einem  zahlungs- 
fähigen Schuldner  auf  einen  nicht  zahlungsfähigen  übergetragen 
hat,  er  gegen  den  frühern  Schuldner  in  den  vorigen  Stand 
wieder  eingesetzt  werden  müsse.  §.  4.  Auch  gegen  diejenigen 
ist  die  Wiedereinsetzung  zu  gewähren,  wider  welche  die  Klage 
wegen  Arglist  nicht  gestattet  wird ;  es  müssten  denn  einige 
Personen  durch  ein  besonderes  Gesetz  ausgenommen  sein98). 

28.  CELS.  lib.  II.  Digest.  —  Obwohl  wer  noch  nicht 
fünfundzwanzig  Jahre  alt  ist,  wider  denjenigen,  gegen  welchen 
er  die  Vormundschaftsklage  erhoben  hat,  in  den  vorigen  Stand 
wieder  eingesetzt  wird,  so  ist  doch  deshalb  nicht  der  Vormund 
wegen  seiner  Gegenklage  ans  der  Vormundschaftsverwaltung 
in  den  frühern  Stand  einzusetzen. 

29.  MODESTIN,  lib.  II.  Respons.  —  Auch  wenn  be- 
wiesen i  werden  kann,  dass  ein  Minderjähriger  [bei  einem 
Rechtsgeschäfte] ,  welches  er  unter  der  Ermächtigung  seines 
Vaters,  der  zugleich  sein  Vormund  war,  vollzog,  Nachtheil 
erlitten  habe ,  w  ird  dem  ihm  später  gegebenen  Curator  nicht 
verwehrt,  in  seinem  Namen  um  Wiedereinsetzung  in  den  vori- 
gen Stand  anzuhalten.  §.  1.  Eine  in  Angelegenheit  der  Curatel 
verurtheilte  PUegbefohlene  wollte  nur  gegen  einen  Puuct  des 
richterlichen  Urtheils  wieder  in  den  vorigen  Stand  eingesetzt 
werden,  und  weil  sie  in  den  übrigen  Streitpuncten  [durch  das 
Urtheil]  begünstigt  worden  zu  sein  schien,  so  behauptete  der 


98)  Nach  eocceptae  smt  findet  sich  bei  Hai.  der  Zusatz:  ut  pa- 
ter  et  patronus.  Cujacius  und  Anton  Faber  halten  nicht 
ohne  Grund  die  letzten  Worte  von  nhi  quaedam  an  für  ein 
Einschiebsel  des  Tribonianus,  da  erst  Justinian  in 
der  /.  ult.  Cod.  qui  et  adv.  quos.  Ii.  42.  verfügt  hat :  es  solle 
aus  diesem  Theile  des  prätorischen  Edicts  weder  der  Sohn 
gegen  den  Vater,  noch  der  Freigelassene  gegen  den  Frei- 
lasser, Restitution  verlangen  dürfen  [wie  sie  eben  so  wenig 
sich  gegen  einander  der  actio  de  dolo  bedienen  können j. 
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volljährige  Kläger,  welcher  sich  friiherhin  beim  Urtheile  be- 
ruhigt hatte,  der  ganze  Rechtsstreit  müsse  von  Neuem  erörtert 
werden;  Ilerennius  Modestinus  sprach  sich  dahin  aus, 
dass  wenn  derjenige  Punct  [des  Urtheils] ,  rücksichtlich  dessen 
die  Pilegbefohlene  in  den  vorigen  Stand  eingesetzt  zu  werden 
wünscht,  mit  den  übrigen  Puncten  nicht  zusammenhängt,  kein 
Grund  vorhanden  sei,  aus  welchem  der  Kläger  mit  dem  Ver- 
langen, es  solle  vom  ganzen  Urtheile  abgegangen  werden, 
gehört  werden  müsse.  §.  2.  Wenn  Jemand  sich  von  dem  väter- 
lichen Nachlasse  9  9)  nach  durch  die  Begünstigung  seines  [min- 
derjährigen] Alters  erlangter  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 
Stand  losgesagt  hat,  ohne  dass  einer  von  den  väterlichen  Gläu- 
bigern gegenwärtig  oder  zur  Klagausteilung  vom  Provincial- 
statthalter  aufgefordert  worden  war,  so  entsteht  die  Frage: 
ob  diese  Wiedereinsetzung  als  mit  Recht  bewilligt  erscheine; 
Herennius  Modestinus  antwortete:  da  der  Fall  gesetzt 
werde,  dass  das  Beeret  der  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 
Stand  ohne  Aufforderung  der  Gläubiger  erlassen  worden  sei, 
so  könne  dieses  den  Gläubigern  keineswegs  zum  Nachtheile 
gereichen. 

30.  PAPIN.  lib.  III.  Quaest.  —  Wenn  ein  aus  der  väter- 
lichen Gewalt  entlassener  Sohn,  welcher  den  Nachlassbesitz 
wider  den  Testamentsinhalt  nicht  angenommen  hat,  nach  dem 
Anfange  der  Untersuchung  über  die  [ihm  zu  bewilligende] 
Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  ein  ihm  im  Testamente 
des  Vaters  hinterlassenes  Vermächtniss  in  einem  Alter  von 
mehr  als  fünfundzwanzig  Jahren  verlangen  sollte,  so  ist  an- 
zunehmen, dass  er  dem  Verfahren  über  die  Wiedereinsetzung- 
entsage,  da,  wenn  auch  die  für  das  Ansuchen  um  Nachlass- 
besitz bestimmte  Zeit  noch  nicht  abgelaufen  wäre,  in  Folge  des 
dem  letzten  Willen  des  Erblassers  gegebenen  Vorzuges  die  liiilf- 
leistung  des  Prätors  als  verschmäht  angesehen  werden  muss. 

31.  Id.  lib.  IX.  liespons.  —  [Für  den  Fall],  wenn  eine 
Frauensperson  ,  nachdem  sie  als  Erbin  aufgetreten ,  wegen 
ihres  [minderjährigen]  Alters  in  den  vorigen  Stand,  um  sich 
von  der  Erbschaft  loszusagen,  wieder  eingesetzt  worden  ist, 
habe  ich  den  Bescheid  gegeben,  dass  die  zur  Erbmasse  gehö- 
rigen Sclaven,  welche  sie  nach  fideicommissarischer  Verfügung 
[des  Erblassers]  mit  Recht  freigelassen  hat,  ihre  Freiheit  be- 
halten; sie  werden  auch  nicht  genöthigt  werden,  für  die  Er- 
haltung ihrer  Freiheit,  die  sie  ja  mit  bestem  Rechte  erlangt 
zu  haben  scheinen,  zwanzig  Goldstücke  10°)  zu  bezahlen.  Denn 


99)  Welchen  er  nämlich  bereits  als  Erbe  angetreten  hatte. 
100)  Dies  war  nämlich  der  gewöhnliche  Preis  der  Sclaven,  s.  1. 1. 
Cod.  de  com.  servo  manum.  7.  7. 
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auch  wenn  einige  der  Glaubiger  ihr  Geld  von  jener  vor  der 
Wiedereinsetzung-  derselben  in  den  vorigen  Stand  bekommen 
haben,  so  wird  doch  eine  Klage  der  übrigen  [Glaubiger]  gegen 
diejenigen ,  welche  [Geld]  bekommen  haben ,  auf  Theilung  die- 
ses Geldes  mit  ihnen,  nicht  zugelassen  werden. 

32.  PAUL.  lib.  I.  Quaest.  —  Jemand,  der  jünger  ist  als 
fünfundzwanzig  Jahre,  hat  nach  erlangtem  Zutritte  zum  Pro- 
vincialprasidenten  vermöge  eines  täuschenden  Aussehens  seines 
Körpers  seine  Volljährigkeit  [vermeintlich]  dargethan ;  seine 
Curatoren  haben  nach  erlangter  Ueberzeugung,  dass  er  noch 
minderjährig  sei ,  die  Verwaltung  [seines  Vermögens]  fortge- 
setzt; in  der  Zwischenzeit  nach  der  [falschen]  Beweisführung 
und  vor  Erfüllung  des  fünfundzwanzigsten  Lebensjahres  sind 
dem  Minderjährigen  schuldige  Gelder  ausgezahlt  worden,  und 
er  hat  sie  auf  schlechte  Weise  verthan ;  ich  frage  nun,  wer 
den  Schaden  zu  tragen  habe?  und  wie  dann,  wenn  die  Cura- 
toren auch  in  demselben  Irrthume  beharret  wären,  nämlich  zu 
glauben,  jener  sei  volljährig,  und  sich  der  Vermögensverwaltung 
enthalten,  dann  aber  [nach  erkanntem  Irrthum]  die  Curalel 
wieder  fortgesetzt  hätten,  —  wird  die  Gefahr  für  die  Zeit, 
welche  nach  [fälschlicher]  Erweisung  der  Volljährigkeit  ver- 
flossen ist,  sie  treffen?  Ich  habe  zur  Antwort  gegeben:  die- 
jenigen, welche  ihre  Schulden  bezahlt  haben,  dürfen,  als  nach 
dem  Rechte  selbst  befreit,  nicht  zum  zweiten  Male  belangt 
werden;  aber  die  Curatoren,  welche,  wissend,  dass  jener  ein 
Minderjähriger  sei,  bei  ihrer  Amtsführung  aushielten,  durften 
nicht  zugeben ,  dass  [er  für  sich  allein]  schuldige  Gelder  in 
Empfang  nehme,  und  werden  in  dieser  Beziehung  belangt 
werden  müssen.  Wenn  sie  jedoch  selbst  auch  der  Entscheidung 
des  Präsidenten  Glauben  beigemessen  und  die  Verwaltung  zu 
führen  aufgehört  oder  auch  schon  Rechnung  abgelegt  haben, 
so  sind  sie  den  andern  [vorher  erwähnten]  Schuldnern  [des 
Minderjährigen]  gleichzustellen  und  können  daher  nicht  belangt 
werden. 

33.  ABURNIUS  VALENS  lib.  VI.  FuJcss.  —  Wenn 
Jemand,  der  jünger  ist  als  fünfundzwanzig  Jahre,  seinen  Scla- 
ven,  welcher  mehr  werth  ist,  als  das  ihm  selbst  im  Testamente 
hinterlassene  Vermächtniss  beträgt,  freizulassen  ersucht  worden 
ist  und  das  Vermächtniss  in  Empfang  genommen  hat,  so  hat 
Julian us  den  Bescheid  gegeben,  dass  er,  falls  er  bereit  wäre 
das  Vermächtniss  zurückzugeben,  nicht  genöthigt  werden  könne, 
[jenem  Sclaven]  die  Freiheit  zu  ertheilen,  so  dass,  wie  es  Voll- 
jährigen freisteht,  wenn  sie  nicht  freilassen  wollen,  [ein  Ver- 
mächtniss] nicht  anzunehmen,  auf  dieselbe  Weise  diesem ,  wenn 
er  das  Vermächtniss  zurückgibt,  die  IMothwendigkeit  der  Erei- 
gebung  erlassen  werde. 
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34.  PAUL.  lifo.  I.  Senlent.  —  Wenn  eine  nocli  nicht 
fünfundzwanzig  Jahre  alte  Person  einem  minderjährigen  Haus- 
sohne  Geld  geliehen  hat,  so  ist  die  Rechtslage  des  dasselbe 
vermehrenden  Empfängers  die  vorteilhaftere ,  es  miisste  denn 
derselbe  zur  Zeit  der  Einleitung  des  Verfahrens  als  dadurch 
bereichert  erscheinen.  §.  1.  Wenn  Minderjährige  über  die  Wahl 
eines  [Schieds-]  Richters  übereingekommen  sind,  und  unter 
der  Ermächtigung  des  Vormundes  durch  Stipulation  [zu  einer 
Strafe  *)]  sich  verpflichtet  haben,  so  können  sie  mit  Recht 
die  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  gegen  eine  solche 
Verpflichtung  verlangen. 

35.  1IERMOGEN.  lib.  I.  Juris  Epitonn  —  Wenn  ein 
Minderjähriger  bei  einem  Kaufe,  wo  die  feilgebotene  Sache 
ihm  schon  zugesprochen  worden  ist2),  durch  höheres  Gebot 
von  einem  Andern  übertroffen  wird  3),  so  ist  er  mit  dem  An- 
suchen um  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  zu  hören, 
falls  nämlich  bewiesen  wird,  es  liege  ihm  viel  daran,  jene 
Sache  an  sich  gekauft  zu  haben,  z.B.  weil  sie  seinen  Vorfah- 
ren gehörig  gewesen  sei;  jedoch  unter  der  Bedingung,  dass  er 
dasjenige,  was  durch  das  [höhere]  Gebot  des  Andern  [zur  Kauf- 
summe] hiuzugekommeu  ist,  selbst  dem  Verkäufer  zu  geben 
sich  bereit  erkläre. 

36.  PAUL.  lib.  V.  SentenU  —  Wer  noch  nicht  fünf- 
undzwanzig Jahre  alt  ist,  kann  die  unterlassene  Anführung 
[eines  ihm  vorteilhaften  Urnstandes]  vermöge  des  Ii  ü  Iis  mittels 
der  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  nachholen. 

37.  TRYPHOWIJV.  lib.  III.  Disput.  —  Das  Hülfsmittel 
der  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  ist  nicht  für  Straf- 
vollstreckungen eingeführt  worden ;  daher  denn  die  einmal 
unterlassene  Injurienklage  nicht  nachgeholt  werden  kann.  §.  1. 
Es  wird  aber  auch  nach  Ablauf  der  sechzig  Tage,  innerhalb 
welcher  nach  dem  Rechte  des  Ehemanns  der  Mann  die  Frau 
ohne  Chicane  des  Ehebruchs  anklagen  kann ,  ihm  die  Wieder- 
einsetzung in  den  vorigen  Stand  verweigert ;  denn  wenn  er 
das  [bisher]  nicht  ausgeübte  Recht  jetzt  in  Anwendung  bringen 
will,  was  thut  er  dann  anders,  als  dass  er  um  die  Erlaubnis» 
zu  dem  Verbrechen,  nämlich  der  Chicane,  bittet?  Da  es  nun 
unbestrittenen  Rechtes  ist,  dass  weder  bei  Verbrechen  noch 
in  Rezug  auf  Chicaneurs  [insbesondere]  der  Prätor  zu  Hülfe 


1)  Wegen  etwaiger  Nichtbefolgung  des  schiedsrichterlichen 

Ausspruchs. 

2)  Coilocare  emiionem  penes  aUquem  bedeutet  nach  Cuja- 
cius:  die  feilgebotene  Sache  demjenigen  unter  Mehreren 
zuschlagen,  welcher  das  höchste  Gebot  gethan  hat. 

*  3)  Nämlich  bis  zu  dem  Tage,  mit  welchem  erst  der  Zuschlag 
eintreten  soll. 
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kommen  dürfe,  so  wird  Iiier  die  Wiedereinsetzung  in  den 
vorigen  Stand  wegfallen.  Wegen  [begangener]  Verbrechen 
verdient  auch ,  wer  noch  nicht  fünfundzwanzig  Jahre  alt  ist, 
keine  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand ,  am  wenigsten 
wegen  schwerer,  ausser  in  wiefern  bisweilen  etwa  das  Mitleid 
mit  dem  [jugendlichen]  Alter  den  Richter  zu  einer  mildern  Be- 
strafung bewegen  möchte.  Aber  um  auf  die  Vorschriften  des 
Julischen  Gesetzes  über  die  Bestrafung  des  Ehebruchs  zu  kom- 
men ,  so  ist,  wenn  ein  Minderjähriger  sich  des  Ehebruchs 
schuldig  bekennt,  eine  Bitte  um  Erlass  der  Strafe  des  Ehe- 
bruchs völlig  unzulässig.  Dies,  habe  ich  hinzugesetzt,  auch 
dann,  wenn  irgend  etwas  von  dem,  was  dasselbe  Gesetz  als 
Ehebruch  bestraft,  begangen,  z.  B.  ein  des  Ehebruchs  wegen 
verurtheiltes  W^eib  wissentlich  zur  Ehefrau  genommen ,  oder 
seine  beim  Ehebruche  ertappte  Gattin  nicht  fortgeschickt,  oder 
aus  dem  Ehebruche  seiner  Frau  Gewinnst  gezogen  ,  oder  Geld 
für  einen  erwiesenen  Ehebruch  angenommen ,  oder  sein  Haus 
zur  Begehung  von  Unzucht  und  Ehebruch  hergegeben  habe; 
auch  möge  keineswegs  demjenigen  sein  [minderjähriges]  Alter 
zur  Entschuldigung  gegen  die  Vorschriften  der  Gesetze  gerei- 
chen, welcher,  indem  er  die  Gesetze  um  Beistand  anruft,  sich 
gegen  dieselben  vergeht. 

38.  PAUL.  lib.  I.  Decretor*  —  Aemilius  Larianus 
hatte  vom  Ovinius  das  Rutilianische  Landgut  unter  Auszah- 
lung eines  Theils  vom  Kaufgelde  und  Beifügung  des  3\eben- 
vertrages  des  Verfalls  erkauft,  dergestalt,  dass,  wenn  er  inner- 
halb zweier  Monate  vom  A-bschlusse  des  Kaufs  an  die  Hälfte 
des  noch  rückständigen  Raufgeldes  nicht  bezahlt  hätte,  [das 
Landgut]  als  nicht  gekauft,  desgleichen,  wenn  er  innerhalb 
zweier  anderer  Monate  das  rückständige  Kaufgeld  nicht  voll- 
ends ausgezahlt  hätte,  ebenfalls  als  nicht  gekauft  angesehen 
werden  sollte ;  innerhalb  der  ersten  zwei  Monate  war  dem 
verstorbenen  Larianus  die  Rutiiiana  unmündigen  Alters  als 
Erbin  gefolgt,  deren  Vormünder  mit  der  Zahlung  [des  schul- 
digen Kaufgeldes]  ausblieben ;  der  Verkäufer  verkaufte  nach 
oftmaligen  an  die  Vormünder  erlassenen  Erinnerungen  nach 
einem  Jahre  dieselbe  Besitzung  dem  Claudius  Teleinachus ;  nun 
verlangte  die  PUegbefohlene  in  den  vorigen  Stand  wieder  ein- 
gesetzt zu  werden,  abgewiesen  aber  sowohl  beim  Prätor  als 
beim  Stadtpräfecten ,  appellirte  sie.  Ich  hielt  dafür,  es  sei 
das  Urlheil  richtig  gefällt  worden,  weil  ihr  Vater,  nicht  aber 
sie,  den  Contract  abgeschlossen  hatte.  Der  Kaiser  aber  wurde 
[zu  anderer  Ansicht]  deshalb  bewogen,  weil  der  Zeitpunkt, 
wo  der  J\  eben  vertrag  des  Verfalls  in  Wirksamkeit  trat,  in  die 
Zeit  [des  Besitzes]  der  Unmündigen  gefallen  wäre,  und  diese 
die  Veranlassung  gegeben  hätte,  dass  der  Bedingung  des  Ver- 
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kauft  nicht  Folge  geleistet  worden  sei.  Ich  entgegnete  darauf, 
sie  könne  mehr  aus  dem  Grunde  in  den  vorigen  Stand  wieder 
eingesetzt  werden,  weil  der  Verkaufer,  indem  er  nach  der 
Zeit,  wo  der  Nebenvertrag'  des  Verfalls  in  Kraft  treten  sollte, 
noch  [an  die  Bezahlung]  erinnerte  und  die  [rückständige]  Kauf- 
sumnie  forderte ,  von  seiner  Bedingung  abgeganggn  zu  sein 
schiene;  der  Umstand  aber,  dass  der  [gedachte]  Zeitpunct  erst 
nachher  eingetreten  sei,  habe  auf  meine  Ansicht  ebensowenig 
Einlluss,  als  wenn  ein  Gläubiger  nach  dem  Tode  des  Schuld- 
ners das  Pfand  nach  Ablauf  der  Zahlungsfrist  veräussert  hatte; 
weil  jedoch  [dem  Kaiser]  der  Nebenvertrag  des  Verfalls  miss- 
fiel, so  entschied  er,  jene  [Pflegbefohlene]  solle  wieder  in  den 
vorigen  Stand  eingesetzt  werden.  Hierzu  bewog  den  Kaiser 
auch  der  Umstand,  dass  die  frühern  Vormünder,  welche  um 
die  Wiedereinsetzuug  in  den  vorigen  Stand  nicht  angehalten 
hatten,  als  [einer  treulosen  Verwaltung]  verdächtig  erklärt 
worden  waren.  §.  1.  Wenn  es  [gewöhnlich]  heisst,  dass  den 
nach  der  Entlassung  aus  der  väterlichen  Gewalt  noch  minder- 
jährigen Haussöhnen  kein  Beistand  rücksichtlich  desjenigen 
geleistet  zu  werden  pflege,  was  sie,  auch  weun  sie  in  väter- 
licher Gewalt  geblieben  wären,  verloren  hätten,  wird  dann 
mit  Recht  gesagt ,  wenn  sie  es  für  den  Vater  erwerben 
können  *). 

39.  SCAEV.  lib.  IL  Digest.  —  Es  haben  innerhalb  der 
für  das  Gesuch  um  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand 
bestimmten  mit  Ueberspringung  zu  berechnenden  Frist  5)  beim 
Provincialpräsidenten  Minderjährige  um  Wiedereinsetzung  an- 
gesucht ,  auch  ihr  Alter  bewiesen ;  die  Gegner  aber  nach  zu 
Gunsten  des  [minderjährigen]  Alters  6)  gefälltem  Ausspruche, 
um  dem  Verfahren  des  Präsidenten  Hindernisse  in  den  Weg 
zu  legen,  an  den  Kaiser  appellirt;  der  Präsident  hat  bis  zum 
Ausgange  der  Appellation  das  fernere  Verfahren  ausgesetzt; 
es  ist  nun  die  Frage  erhoben  worden,  ob,  wenn,  nach  der 
beim  Kaiser  beendigten  Erörterung  der  Appellation  und  nach- 
dem die  Appellation  für  widerrechtlich  erklärt  worden  ist, 
sich  findet,  dass  die  vorher  [Minderjährigen]  das  [minderjäh- 
rige] Alter  überschritten  haben,  sie  das,  was  zur  Vollführung 


4)  D.  h.  wird  mit  Recht  für  den  Fall  behauptet,  wo  das,  was 
sie  erwerben ,  dem  Vater  als  Eigenthum  zufällt. 

5)  Es  ist  der  schon  früher  erwähnte  annus  utilis  zu  verstehen, 
welcher  durch  Justinian  (s.  /.  ult  Cod.  de  temp.  in  integr. 
restit.  2.  53.  junct.  1.  5.  et  6.  eod.  tit.)  in  ein  quadriennium 
ab  initio  utile,  postea  aulem  continuum  verwaudelt  wurde. 

6)  D.  h.  nicht  in  der  Hauptsache,  sondern  blos  über  den  Alters- 
punct. 
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ihres  Vorhabens  noch  fehlt,  nachholen  können7),  da  es  an 
ihnen  nicht  gelegen ,  dass  die  Sache  zu  Ende  kam  ?  Ich  habe 
zur  Antwort  gegeben,  dass  nach  den  vorliegenden  Umstanden 
die  Erörterung  eben  sowohl  anzustellen  sei ,  als  wenn  sie  jetzt 
noch  innerhalb  des  [minderjährigen]  Alters  sich  befänden. 
§.  1.  Als  Curatoren  das  Landgut  eines  Minderjährigen  ver- 
kaufen wollten,  trat  Lucius  Titiris  als  Käufer  auf;  er  besass 
es  fast  sechs  Jahre  und  brachte  es  in  einen  weit  bessern  Zu- 
stand; ich  frage  nun,  ob,  da  die  Curatoren  zahlungsfähig  sind, 
der  Minderjährige  gegen  den  Titius,  als  den  Räufer,  in  den 
vorigen  Stand  wieder  eingesetzt  werden  könne?  —  Antwort: 
nach  allem,  was  vorliegt,  kann  er  nicht  in  den  vorigen  Stand 
wieder  eingesetzt  werden,  besonders  da  er,  wenn  man  voraus- 
setzt, dass  seine  Curatoren  noch  zahlungsfähig  sind,  eine  schleu- 
nige Hülfe  in  Bereitschaft  hat,  er  miisste  denn  alle  Kosten, 
von  welchen  der  Käufer  darthun  kann ,  dass  er  sie  mit  gutem 
Glauben  [auf  das  Grundstück]  verwendet  habe,  diesem  vergüten 
wollen  8). 

40.  ULP.  lib.  V.  Opin.  —  Jemand  in  dem  Alter  von 
noch  nicht  fünfundzwanzig  Jahren,  dem  nach  richterlichem 
Ausspruche  ein  Fideicommiss  ausgezahlt  werden  sollte,  hatte 
in  einem  schriftlichen  Bekenntnisse  erklärt,  dass  er  es  bekom- 
men habe,  und  der  Schuldner  hatte  ihm  ein  [neues]  Schuld- 
bekenntniss  wie  über  ein  empfangenes  Darlehn  ausgestellt ; 
derselbe  kann  in  den  vorigen  Stand  wieder  eingesetzt  werden, 
weil  er  die  aus  einem  rechtskräftig  gewordenen  Urtheile  erlangte 
[Befugniss  zur]  Recht sverfolgung  durch  einen  neuen  Contract 
wieder  bis  zum  Anfang  einer  anderweiten  Geltendmachung 
[seines  Anspruchs]  zurückversetzt  hat  9).  §.1.  Es  hat  Jemand 
in  dem  Alter  von  noch  nicht  fünfundzwanzig  Jahren  die  Grund- 
stücke seines  Vaters  wegen  Schulden  aus  einer  Vormundschaft 
über  Andere,  welche  sein  Vater  verwaltet  hatte,  unbesonnener 
Weise  an  Zahlungsstatt  gegeben ;  dieser  Sache  muss  durch 
Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  nach  Grundsätzen  der 


7)  D.  b.  um  Bewilligung  der  durch  die  Appellation  verzögerten 
Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  nun  wieder  ansuchen 
können,  obwohl  sie  inzwischen  das  minderjährige  Alter  über- 
schritten haben. 

8)  Es  ist  in  diesem  Schlusssatz  besser ,  das  maocitne  etc.  quuvi 
heraufzuuehmen ,  und  nisi  si  maluf.rH  zuletztzustellen ;  es 
wird  sonst  im  Deutschen  der  Sinn  verrückt. 

9)  D.  h.  weil  er  in  eine  schlimmere  Lage  gekommen ,  denn 
früher  konnte  er  die  ihm  schuldige  Leistung  durch  actio  eoc 
judicalo  $  judicati  verlangen,  jetzt  bios  durch  condictio  certi 
eoc  muluo.  Cujacius  sagt  iu  dieser  Beziehung:  judicatum 
litiutn  finis  est,  creditum  vero  initiutn  et  origo. 
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Billigkeit  abgeholfen  werden,  so  dass  die  Interessen  des  Gel- 
des, welches  erweisliehermaassen  aus  der  Vormundschaft  her 
geschuldet  wird,  berechnet  und  mit  dem  Betrage  der  gewon- 
nenen Nutzungen  aufgerechnet  werden. 

41.  JULIAN,  lib.  XLV.  Digest.  —  Wenn  der  Richter 
befohlen  hat,  dass  dem  beim  Verkaufe  hintergangenen  Minder- 
jährigen das  Landgut  zurückgegeben  werden  und  er  die  Kauf- 
sumnie  dem  Käufer  wiedererstatten  solle,  jener  aber  von  einer 
solchen  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  keinen  Gebrauch 
machen  will,  so  wird  wegen  dieser  Verwerfung  [der  Wieder- 
einsetzung] der  Minderjährige  gegen  den,  welcher  die  Kauf- 
summe gleichsam  als  in  Folge  einer  rechtskräftig  gewordenen 
Entscheidung  verlangt,  eine  analoge  Einrede  gebrauchen  kön- 
nen, weil  es  Jedem  freisteht,  dasjenige  zu  verwerfen,  was 
blos  für  ihn  selbst  eingeführt  worden  ist.  Auch  wird  sich 
der  Käufer  1  °)  nicht  beschweren  können,  wenn  er  in  die  Lage 
zurückversetzt  wird,  in  welche  er  sich  selbst  gebracht  hat 
und  welche  er  nicht  hätte  verändern  können ,  wenn  der  Minder- 
jährige die  Hülfe  des  Prätors  nicht  erbeten  hätte. 

42.  I  LP.  lib.  II.  de  offic.  Procofis.  —  Der  Präsident 
einer  Provinz  kann  auch  gegen  seine  oder  seines  Vorgängers 
Entscheidung  einen  Minderjährigen  in  den  vorigen  Stand  wie- 
der einsetzen;  was  nämlich  eingewendete  Appellation  Volljäh- 
rigen gewährt,  das  erlangen  Minderjährige  vermöge  der  Be- 
günstigung ihres  Lebensalters. 

43.  MARCELL.  lib.  I.  de  offic.  Praesidh.  ~  Ueber 
das  Lebensalter  eines  solchen ,  welcher  sich  für  älter  als  fünf- 
undzwanzig Jahre  ausgibt,  muss  nach  Untersuchung  der  Sach- 
lage der  Beweis  geführt  werden,  weil  durch  diese  Beweis- 
führung der  Wiedereinsetzung  dieses  Jünglings  in  den  vorigen 
Stand  und  andern  Angelegenheiten  Eintrag  geschehen  kann. 

44.  ULP.  lib.  V.  Opin.  —  Nicht  Alles ,  was  solche ,  die 
nocht  nicht  fünfundzwanzig  Jahre  alt  sind,  thun,  ist  ungültig, 
sondern  nur  das,  was  nach  untersuchter  Sachlage  als  von  sol- 
cher Beschaffenheit  sich  zeigt,  oder  wenn  die  [Minderjährigen], 
von  Andern  hintergangen  oder  durch  ihre  Leichtgläubigkeit 
getäuscht,  entweder  das,  was  sie  hatten,  verloren,  oder  den 
Vortheil,  den  sie  erlangen  konnten,  unbeachtet  gelassen,  oder 


10)  Cu  ja  eins  empfiehlt  hier  emlor  (was  Codd.  bei  Brenc- 
lnann  haben)  für  die  gewöhnliche  Lesart  vendiior ,  und  dass 
hier  der  Käufer  zu  verstehen  sei,  ergibt  sich  so  deutlich  aus 
dem  Zusammenhange,  dass  ältere  Ausleger,  wie  Accur- 
sius,  wenn  sie  auch  die  Lesart  venditor  beibehielten,  doch 
bemerkten,  es  sei  hier  unter  diesem  Worte  der  Käufer  zu 
verstehen ;  übrigens  kommt  Verwechselung  beider  Ausdrücke 
nicht  selten  vor,  s.  d.  Register. 
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sich  einer  Last,  die  sie  nicht  hätten  übernehmen  sollen,  unter- 
zogen haben. 

45.  C ALLISTRAT.  lib.  f.  Ed.  Monitor.  —  Auch  dem- 
jenigen,  welcher,  noch  bevor  er  geboren  wurde,  etwas  durch 
Verjährung  verloren  hat,  muss  seine  Klage  wiederertheilt  wer- 
den. §.  1.  1 1)  Der  Kaiser  Titus  Antoninus  hat  rescribirt, 
es  solle  derjenige,  welcher  behauptete,  sein  Gegner  sei  durch 
den  Betrug  des  Vormundes  freigesprochen  worden,  und  gegen 
ihn  von  Neuem  klagen  wollte ,  die  Erlaubniss  haben ,  zuvor 
gegen  den  Vormund  zu  klagen. 

46.  PAUL.  lib.  iL  Respons*  —  Derjenige ,  welcher  nach 
eigenem  Willen  einen  Minderjährigen  vor  Gericht  vertheidigt  hat 
und  verurtheilt  worden  ist,  kann  in  Folge  des  rechtskräftig 
gewordenen  Urtheils  belangt  werden,  und  es  verhilft  ihm,  da 
er  die  Wirksamkeit  des  rechtskräftigen  Urtheils  nicht  von  sich 
abwehren  kann,  das  [minderjährige]  Alter  desjenigen,  den  er 
vertheidigt  hat,  nicht  zur  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 
Stand.  Daraus  erhellet,  dass  eben  so  wenig  Derjenige,  in 
dessen  Namen  er  verurtheilt  worden  ist,  wegen  dieser  Ver- 
nrtheilung  um  das  Hiilfsmittel  der  Wiedereinsetzung  ansuchen 
könne. 

47.  SCAEV.  lib.  I.  Hespons*  —  Ein  Vormund  hat  beim 
Andringen  der  Gläubiger  eine  Sache  des  Püegbefohlenen  im 
guten  Glauben  verkauft,  obwohl  die  Mutter  desselben  den 
Käufern  davon  abrieth;  ich  frage  nun,  ob,  da  die  Sache  beim 
Andringen  der  Gläubiger  verkauft  worden  ist,  und  über  die 
Schlechtigkeit  des  Vormundes  mit  Grund  irgend  etwas  nicht 
behauptet  werden  kann,  der  Minderjährige  in  den  vorigen  Stand 
wieder  eingesetzt  werden  könne  ?  Ich  habe  darauf  zur  Antwort 
gegeben ,  es  sei  hier  mit  Rücksicht  auf  die  Sachlage  zu  urthei- 
len,  und  wenn  die  Wiedereinsetzung  [sonst]  als  rechtmässig 
erscheine,  dieses  Hiilfsmittel  nicht  etwa  deshalb  zu  verweigern, 
weil  der  Vormund  von  einem  Vergehen  ganz  frei  ist.  §.  1. 
„Ein  Curator  Minderjähriger  hat  solche  Grundstücke,  die  ihm 
und  denen,  über  welche  er  die  Curatel  führte,  gemeinschaftlich 
angehörten,  verkauft;  ich  frage  nun,  ob  nicht,  wenn  durch 
eine  Verordnung  des  Prätors  die  Minderjährigen  in  den  vori- 
gen Stand  wieder  eingesetzt  worden  sind,  der  Verkauf  nur 
in  soweit  aufgehoben  werden  müsse,  als  das  Grundstück  den 
Minderjährigen  zu  ihrem  Antheile  gemeinschaftlich  angehört 
hat?"  —  Meine  Antwort  ist  die,  er  werde  allerdings  nnr 
in  soweit  aufgehoben,  ausgenommen  wenn  der  Käufer,  weil 
er  nur  die  andere  Hälfte  nicht  gekauft  haben  würde,  vom 


11)  Hier  beginnt  nach  der  Vuigata,  welche  die  Lesart  Imperaio* 
res  Titus  et  Antoninus  rescripserunt  hat ,  schon  das  Fr.  46. 
Corp.  jur.  civ.   I.  32 
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ganzen  Confracte  abgehen  wolle.  —  „Desgleichen  frage  ich, 
ob  der  Käufer  tlie  Kaufsuinme  mit  den  Interessen  sich  müsse 
von  den  minderjährigen  Sejus  und  Sempronius  oder  vom  Erben 
des  Curators  zurückgeben  lassen  ? "  —  Meine  Antwort  geht 
dahin,  dass  zwar  die  Erben  des  Curators  gehalten,  dessen 
ungeachtet  aber  auch  gegen  den  Sejus  und  Sempronius  nach 
dem  Verhältnisse  des  Antheils,  zu  welchem  ihnen  das  Grund- 
stück angehört  habe ,  Riagen  zu  gestatten  seien ,  nämlich  wenn 
an  sie  das  empfangene  Kaufgeld  nach  dem  Verhältnisse  dieses 
Antheils  gelangt  wäre. 

48.  PAUL,  lib  I.  Sentent.  —  Der  Minderjährige  macht, 
wenn  er  sich  gegen  Das,  wozu  er  sich  verbürgt  oder  Auftrag 
gegeben  hat,  in  den  vorigen  Stand  einsetzen  lässt,  den  Häupt- 
schuldner  nicht  [von  seiner  Verbindlichkeit]  frei.  §.  1.  Ein 
Minderjähriger  verkaufte  eine  Sclavin;  wenn  diese  der  Käufer 
freigelassen  hat,  so  wird  Jener  deshalb  nicht  in  den  vorigen 
Stand  wieder  eingesetzt  werden  können,  sondern  wird  gegen 
den  Käufer  eine  Klage  auf  Erlangung  seines  Interesse  haben. 
§.2.  Eine  noch  nicht  fünfundzwanzig  Jahre  alte  Frauensperson 
ist,  wenn  durch  einen  Vertrag  über  die  Mitgift  ihre  Lage 
schlechter  wird ,  und  sie  einen  solchen  Vertrag ,  wie  ihn  voll- 
jährige Frauen  nie  abschliessen  würden,  eingegangen  sein  sollte 
und  daher  denselben  widerrufen  möchte,  zu  hören. 

49.  ÜLP.  lib.  XXXV.  ad  Ed.  —  Wenn  eine  solche 
Sache  des  Unmündigen  oder  Minderjährigen,  deren  Verausserung 
das  Gesetz  nicht  untersagt,  verkauft  worden  ist,  so  ist  zwar 
der  Verkauf  an  sich  gültig,  jedoch  wird,  wenn  ein  bedeuten- 
der Verlust  des  Unmündigen  oder  Minderjährigen  dabei  ins 
Spiel  kommt,  die  Veräusserung,  auch  wenn  keine  hinterlistige 
Verabredung  dabei  Statt  gefunden  hat,  durch  Wiedereinsetzung 
in  den  vorigen  Stand  aufgehoben. 

50.  POB1PON.  lib.  IX.  EpisU  et  var.  Lect.  —  „Ju- 
nius  Diophantus  seinem  Pomponius  Gruss.  Jemand 
in  dem  Lebensalter  von  noch  nicht  fünfundzwanzig  Jahren  hat 
sich  in  der  Absicht,  eine  Erneuerung  der  Verbindlichkeit  zu 
treffen,  für  einen  Andern  verbürgt,  welcher  zu  der  Zeit,  wo 
noch  zehn  Tage  übrig  waren,  durch  eine  verjährbare  Klage 
belangt  worden  war,  und  ist  nachher  in  den  vorigen  Stand 
wieder  eingesetzt  worden;  gewährt  nun  die  Wiederherstellung 
[der  Klage]12),  welche  dem  Gläubiger  gegen  den  frühem 
Schuldner  gegeben  wird,  eine  Frist  von  zehn  Tagen  oder  eine 
längere?  Ich  habe  gelernt,  dass  von  der  [gesetzlichen]  Frist 
der  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  so  viel  an  Zeit 
zu  gestatten  sei,  als  noch  übrig  geblieben  war;  was  du  davon 


12)  Restitutio  versiehe  ich  hier  so ,  s.  auch  d.  Glosse. 
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hältst,  wünsche  ich,  möchtest  du  mir  zurückschreiben. " —  Et' 
hat  zur  Antwort  gegeben :  ohne  Bedenken  halte  ich  die  Ansicht, 
welche  du  über  die  ver jahrbare  Klage,  rücksichtlich  welcher 
der  Minderjährige  die  Bürgschaft  übernommen  hat,  gefasst  hast, 
für  die  richtige;  dem  zufolge  bleibt  auch  das  Pfand,  welches 
der  erstere  Schuldner  gegeben  hatte,  verhaftet. 

Fünfter  Titel. 

De    c  a  Ii  i  t  e    m  i  n  u  t  i  s. 
{Von  Denen,  welche  eine  Aenderung  des  persönlichen  Standes- 
rechts erlitten  haben.) 

1.  GAJ.  lib.  IV.  ad  Ed.  prov,  —  Capitis  deminutio 
heisst  eine  Veränderung  des  persönlichen  Standesrechts. 

2.  ULP.  lib.  XII.  ad  Ed.  —  Es  bezieht  sich  dieses  Edict 
auf  diejenigen  Standesrechtsveränderungen ,  welche  unbeschadet 
des  Bürgerrechts  eintreten;  sobald  die  Standesrechtsveränderung 
in  dem  Verluste  des  Bürgerrechts  oder  in  dem  Verluste  der 
Freiheit  sich  äussert,  wird  dieses  Edict  nicht  in  Anwendung 
kommen,  und  es  können  solche  [denen  dies  widerfahren]  gar 
nicht  belangt  werden;  es  wird  jedoch  eine  Klage  gegen  die- 
jenigen, an  welche  das  Vermögen  derselben  gekommen  ist, 
gestattet  werden.  §.  1.  Der  Prätor  sagt:  Welche  Person, 
männlichen  oder  wr eiblichen  Geschlechts,  nach- 
dem mit  ihnen  etwas  verhandelt  oder  contrahirt 
worden  ist,  als  am  Standesrechte  verändert13) 
benannt  werden  wird,  gegen  solche  werde  ich 
eben  so,  als  ob  ihr  dies  nicht  widerfahren  wäre, 
eine  Klage  bewilligen.  §.2.  Diejenigen,  welche  eine 
Standesrechtsveränderung  erfahren,  bleiben  aus  solchen  Ange- 
legenheiten ,  welche  der  Standesrechtsveränderung  vorangingen, 
in  natürlicher  Verpilichtung ;  sollte  spater  [für  Andere  aus 
einem  Contracte  mit  solchen  Personen  Nachtheil  entstehen, 
so  wird  sich  Jeder  selbst  die  Schuld  davon  zuschreiben  müs- 
sen, dass  er  contrahirt  habe,  nämlich  nach  den  Worten  des 
Edicts.  Allein  bisweilen  muss  doch,  wenn  mit  ihnen  nach 
eingetretener  Standesrechtsveränderung  contrahirt  wird ,  eine 
Klage  gegen  sie  bewilligt  werden.  Und  zwar  wenn  Adroga- 
tion  Statt  gefunden,  so  lindet  gar  kein  Bedenken  Statt;  denn 
[der  Adrogirte]  wird  eben  so  verpflichtet  bleiben,  wie  ein  Haus- 
sohn.  §.  3.  Niemand  wird,  wenn  er  auch  eine  Standesrechts- 
veränderung erleidet,  dadurch  seiner  Verbrechen  entledigt.  §.4. 
Demjenigen,  welcher  seinen  Schuldner  adrogirt  hat,  wird  kei 
neswegs  gegen  diesen,  nachdem  derselbe  wieder  eigeneu  Bech- 


13)  Es  ist  hier  nur  der  geringste  Grad  der  Aenderung,  oder 
die  sogenannte  capitis  deminutio  minima  v.n  versieben. 
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tens  geworden  ist,  das  Klagrecht  zurückbegeben.  §.  6.  Diese 
Klage  14)  ist  eine  immerwährende  und  wird  sowohl  gegen  die 
Erben  als  den  Erben  bewilligt. 

3.  PAUL.  lib.XI.  ad  Ed.  —  Es  gilt  die  Meinung,  dass 
Kinder,  die  ihrem  adrogirten  Vater  folgen,  auch  eine  Standes- 
rechtsveränderung erfahren,  da  sie  unter  fremder  Gewalt  sich 
befinden,  und  die  Familie  verändert  haben.  §.  1.  Dem  aus 
väterlicher  Gewalt  entlassenen  Sohne  und  andern  Personen  1 5) 
widerfährt  offenbar  eine  Standesrechtsveränderung,  da  Niemand 
auf  andere  Weise  aus  der  väterlichen  Gewalt  entlassen  werden 
kann,  als  so,  dass  er  zum  Scheine  in  die  Sclaverei  abgeführt 
wird.  Anders  verhält  es  sich  [freilich] ,  wenn  ein  Sclav  frei- 
gelassen wird,  weil  ein  Sclav  kein  Recht  hat,  mithin  auch 
keine  Standesrechtsveränderung  erleiden  kann; 

4.  MODESTIN,  lib.  I.  Pand.  —  denn  an  dem  Tage 
[der  Freilassung]  erst  fängt  er  an,  ein  Standesrecht  zu  haben. 

5.  PAUL,  lib.  XI.  ad  Ed.  —  Durch  Verlust  des  Bürger- 
rechts entsteht  eine  Standesrechtsveränderung,  wie  z.  B.  bei 
der  Untersagung  des  Wassers  und  Feuers.  §.  1.  Diejenigen, 
welche  abtrünnig  werden,  erleiden  eine  Standesrechtsverände- 
rung; es  wird  aber  der  Ausdruck :  abtrünnig  werden  (deficere), 
auf  solche  bezogen,  welche  von  denjenigen,  unter  deren  Bot- 
niässigkeit  sie  stehen,  abfallen  und  zur  Zahl  der  Feinde  sich 
begeben;  aber  auch  auf  solche,  welche  der  Senat  für  Feinde 
[des  Staats]  erklärt  hat,  oder  ein  erlassenes  Gesetz,  und  zwar 
in  soweit,  dass  sie  das  Bürgerrecht  verlieren.  §.  2.  Jetzt  ist 
in  Erwägung  zu  ziehen,  was  durch  die  Standesrechtsverände- 
rung verloren  gehe,  und  zuerst  diejenige  Standesrechtsverän- 
derung, welche  unbeschadet  des  Bürgerrechts  sich  ereignet; 
dass  durch  sie  öffentliche  Rechte  nicht  aufgehoben  werden, 
ist  bekannt;  denn  dass  der  [welchen  sie  betroffen  hat]  Staats- 
beamter oder  Senator  oder  Richter  bleibe,  ist  gewiss. 

6.  ULP.  lib.  LI.  ad  Sabin,  —  Denn  auch  seine  übrigen 
Aemter,  wenn  sie  öffentliche  sind,  hören  dadurch  nicht  auf; 
die  Standesrechtsveränderung  nämlich  bewirkt  den  Verlust  der 
Privatrechte  eines  Menschen  und  der  Familienrechte,  nicht  aber 
des  Bürgerrechts. 

7.  PAUL.  lib.  XI.  ad  Ed.  —  Die  Vormundschaften  hebt 
die  Standesrechtsveränderung  auch  nicht  auf,  mit  Ausnahme 
derjenigen,  welche  [den  Agnaten]  anfallen,  sobald  diese  dem 


14)  Die  Restitutionsklage  nämlich  aus  dem  pratorischen  Edicte 
(cf.  oben  im  Texte  §•  1)  gegen  den ,  welchem  Capitis  Denii- 
nution  widerfahren  ist. 

J.V)  Namentlich  Töchtern  und  Enkeln. 
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Beeilte  Anderer  unterworfen  werden  16).  Die  durch  ein  Te- 
stament, ein  Gesetz  oder  einen  Senatsbeschluss  bestellten  [Vor- 


16)  Ton  allen  schwierigen  Stellen  in  den  Pandecten  hat  die 
obige  die  Eigenthümlichkeit ,  dass  die  grosse  Zahl  der  Aus- 
leger über  den  Sinn  der  Worte  völlig  einstimmig  ist,  und 
nur  darüber  hadert,  wie  Paulus  dazu  komme,  das,  was 
er  hahe  sagen  wollen,  gerade  mit  den  Worten :  exceptis  his^, 
quae  in  jure  alieno  personis  positis  deferuntur ,  zu  sagen, 
und  wie  sich  diese  wörtlich  dem  unzweifelhaften  Sinn  an- 
passen lassen,  da  Niemand  die  Agnaten  darin  verkannt  hat. 
Ohne  Aenderung  (die  von  Vielen  versucht  worden,  um  immer 
wieder  denselben  Sinn  herauszubringen ,  nur  wo  möglich 
deutlicher)  ist  wohl  nicht  zu  verkennen,  dass  Glück's  Er- 
läuterung, XXXI.  139  [26],  nach  dem  Scholiasten  der  Ba- 
ff iL  (auf  den  schon  Wieling  und  v.  de  Water  sich  be- 
ziehen) die  genügendste  sei;  ich  verstehe  aber  die  Stelle  in 
extenso  so:  ,,Die  Capit.  Demin.  hebt  die  schon  übernomme- 
nen Vormundschaften  nicht  auf,  ausgenommen  diejenigen, 
welche  den  Agnaten  deferirt  werden,  sobald  diese  durch 
Aenderung  der  Familie  das  jus  agnationis  verlieren."  Denn 
es  wird  Niemand  verkennen,  dass  die  Meinung  derer  (bes 
v.  de  Watet's)  viel  für  sich  hat,  welche  bei  der  dunkeln 
kurzen  Schreibart  des  Paulus  in  den  Worten:  in  a.  j.  p.  p.f 
einen  Zwischensatz  als  Participialconstruction  linden ,  und  das 
deferuntur  als  absolut  verstehen ,  als  von  der  agnatischeu 
Tutel  technisch  und  im  Besondern  gebraucht;  also  dass  man 
bei  der  Uebersetzung  im  Deutschen  dem  deferuntur  ,  agna- 
tis  hinzudenken  müsste.  Dem  könnte  nun  zwar  die  Inter- 
pretation des  Scholiasten  der  Basiliken  entgegengesetzt  wer- 
den, auf  den  Glück  so  sehr  viel  legt,  dass  er  meint,  es 
sei  damit  jede  andere  Meinung"  abgefertigt,  nämlich  in 
den  Worten:  toviggu  toTs  dxapzivaaiv  vn&Zouatog  psxQi  T*js  toi) 
7iainbg  TtXtvrrjg,  allein  in  jure  dl.  p.  p,  von  der  potestas  pa- 
tris  zu  verstehen,  kann  ich  mich  nicht  überwinden,  und  lasse 
jedem  Unbefangenen  die  Wahl  zwischen  beiden  Interpretatio- 
nen der  Worte;  man  müsste  ja  dann  noch  eine  Cap  De- 
miunt.  hinzudenken ;  aber  diese  (nothwendige)  finde  ich  eben 
in  den  —  positis,  sobald  es  als  Ablativus  absolutus  ver- 
standen wird.  Dass  die  Worte  so  gestellt  sind,  wie  sie 
stehen,  zeigt  nur  die  Ungenauigkeit  der  Schreibart,  die  man 
fast  ein  Anacoluthon  zu  nennen  versucht  sein  möchte,  worin, 
der  lateinischen  Construction  nach,  gewissermaassen  der  zu 
deferuntur  zu  erwartende  Dativ  der  bezüglichen  gemeinten 
Persou  mit  dem  Ablativus  absoiutus  unmerklich  verschmolzen 
ist.  — 

Dabei  kann  ich  nicht  umhin,  zu  bekennen,  dass,  wenn 
für  Cujacius  auf  die  präsumirte  falsche  Auslegung  von 
Siglen  gebauete  Emendation:  quae  jure  agnationis  proximis 
potisshnum  deferuntur,  die  geringste  kritische  Autorität  vor- 
handen wäre,  ich  sie  gleich  annehmen  würde;  denn  der 
grosse  Manu  ist  oft  auf  diese  Stelle  zurückgekehrt,  und  em- 
pfiehlt stets  seine  Conjectur,  ohne  je  davon  abzuweichen; 
s  Ilecitat.  ad  Pauli  Üb.  ad  Ed.  Opp  V.  p,  161.  JX'oUte  ad 
Digcsta  X.  4<j7.  und  ad  VIp.  Tit.  XL  §,  9, 


502 


Pandect.  L.  IV.  Tit.  4.  De  cajrite  minutis. 


münder]  werden  also  nichts  desto  weniger  Vormünder  bleiben. 
Aber  die  gesetzmässigen  Vormundschaften  nach  den  Zwölftafel- 
gesetzen werden  ans  demselben  Grunde  ungültig,  wie  auch 
gesetzmässige  Erbschaften,  weil  sie  [nämlich]  den  Agnaten 
angetragen  werden,  diese  aber  nach  Veränderung  der  Familie 
nicht  mehr  als  solche  gelten.  Nach  den  neuem  Gesetzen  da- 
gegen fallen  sowohl  die  Erbschaften  als  die  Vormundschaften 
meistens  so  an,  dass  die  Personen  nach  ihrer  natürlichen  Be- 
nennung bezeichnet  werden;  wie  denn  z.  B.  die  Seuats- 
beschliisse  das  Erbfolgerecht  der  Mutter  und  dem  Sohne  an- 
tragen. §.  1.  Die  Forderungen  aus  Injurien  und  durch  ein 
Verbrechen  entstehenden  Klagen  haften  an  der  Person.  §.  2. 
Wenn  eine  Standesrechtsveränderung  durch  Verlust  der  Frei- 
heit erfolgt  ist,  so  wird  eine  ^Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 
Zustand  gegen  den  nunmehrigen  Sclaven  nicht  zugelassen,  weil 
auch  nicht  einmal  in  Gemassheit  der  Gerichtsbarkeit  des  Prä- 
tors ein  Sclav  so  verpflichtet  wird ,  dass  gegen  ihn  eine  Klage 
statthaft  wäre.  Allein  gegen  seinen  Herrn  ist  eine  analoge 
Klage  zu  gewähren,  wie  Julianus  schreibt;  und  wenn  er 
nicht  rücksichtlich  des  Ganzen  [der  Forderung]  vertheidigt 
wird,  so  ist  mir  die  Einsetzung  [in  den  Besitz]  des  Vermögens, 
welches  er  bisher  hatte,  zu  ertheilen.  §.  3.  In  gleichen  tritt, 
wenn  das  Bürgerrecht  verloren  gegangen  ist,  keine  aus  Rück- 
sicht auf  Billigkeit  zu  gestattende  Wiedereinsetzung  in  den 
vorigen  Stand  gegen  denjenigen  ein,  welcher  nach  dem  Ver- 
luste seines  Vermögens  und  unter  Aufgebung  des  Bürgerrechts 
von .  allem  entblösst  auswandert. 

8.  GAJ.  üb.  IV.  ad  Ed.  prov.  —  Dass  diejenigen  Ver- 
bindlichkeiten,  von  welchen  man  einsieht,  dass  sie  eine  natur- 
rechtliche Leistung  zum  Gegenstande  haben,  durch  Standesrechts- 
veränderung nicht  erlöschen,  liegt  am  Tage,  weil  ein  bürger- 
licher Rechtsgrund  natürliche  Rechte  nicht  aufheben  kann. 
Aus  diesem  Grunde  dauert  denn  die  auf  Mitgift  sich  bezie- 
hende Klage,  weil  sie  auf  etwas  Gutes  und  Billiges  gerichtet 
ist,  nicht  minder  auch  nach  der  Standesrechtsveränderung  fort, 

9.  PAUL.  lib.  XI.  ad  Ed.  —  so  dass  zuweilen  die  aus 
der  väterlichen  Gewalt  entlassene  [Tochter]  jene  Klage  anstel- 
len kann  1  7). 

10.  MODESTIN,  lib.  VIII.  Blffercnliar.  —  Wenn  ein 
jährlich  oder  monatlich  zu  verabreichendes  Vermä'chtniss  hinter- 
lassen oder  die  Wohnung  vermacht  wird,  so  erlischt  zwar  ein 
solches  Vermächtniss  durch  den  Tod  des  Vermächtnissnehmers, 
dauert    jedoch    beim   Eintritt    einer  Standesrechtsveränderung 


17)  Letzteres  Fragment  bezeichnet  nämlich  eine  Ausnahme; 
s.  über  diese  Stellen  Cujac.  Obs.  XXII.  14- 
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[desselben]  fort,  weil  ein  solches  Vermachtniss  mehr  in  einer 
Thatsache,  als  in  einem  Hechte  besteht. 

11.  PAUL.  üb.  XI.  ad  Sabin.  —  Es  gibt  drei  Arten 
der  Standesrechtsveränderung",  eine  grosste,  eine  mittlere  und 
eine  kleinste;  wir  haben  nämlich  drei  [Güter]:  die.  Freiheit, 
das  Bürgerrecht  und  das  Familienrecht.  Wenn  wir  nun  alle 
drei  verlieren,  das  heisst  das  Freiheits-,  Bürger- und  Familien- 
recht, so  ist  dies  die  grosste  Standesrechtsveränderung-;  wenn 
wir  das  Bürg-errecht  verlieren ,  die  Freiheit  [aber]  behalten, 
so  ist  es  die  mittlere  Standesrechtsveränderung-,  wenn  aber  das 
Freiheits-  und  das  Bürgerrecht  beibehalten  und  die  Familie 
nur  verändert  wird,  so  ist  dies  die  kleinste  Standesrechtsver- 
änderung-. 

Sechster  Titel. 

Ex  quibus  causis  majores  viginti  quinque 
annis  in  integrum  r estituuntur. 

{Aus  welchen  Ursachen  Solche ,  die  alter  sind  als  fünfundzwan- 
zig Jahre,  in  den  vorigen  Stand  wieder  eingesetzt  werden.) 

1.  ULP.  Hb.  XII.  ad  Ed*  ■ —  Die  Veranlassung  zu  die- 
sem  Edicte  wird  Jedermann  als  eine  sehr  gerechte  anerkennen; 
denn  es  wird  [in  dessen  Folge]  das  wahrend  der  Zeit,  wo 
Jemand  dem  Staate  Dienste  leistete  oder  an  einem  Unglücksfalle 
litt,  verletzte  Recht  [desselben]  wieder  hergestellt;  aber  auch 
gegen  dergleichen  Personen  Beistand  gewährt,  damit  dasjenige, 
was  [unterdessen]  geschah,  weder  schade  noch  nütze.  §.  1. 
Die  Worte  aber  des  Edicts  lauten  so:  Wenn  Etwas  von 
Jemandes  Habe  und  Gut  [verloren  geg*ang,en  sein 
sollte18)],  als  er  aus  Furcht  oder  ohne  Arglist 
in  Staatsg-eschäften  abwesend  war,  oder  in  Fes- 
seln, Sclaverei  oder  Gewalt  der  Feinde  sich  be- 
fand, oder  hernach19),  dass  der  Termin  irgend 
einer  Klage  eines  Solchen  abgelaufen  sei,  be- 
ll a  u  p  t  e  t  werden  wird;  i  n  g  1  e  i  c  h  e  n ,  wenn  Jemand 
Etwas  durch  [fortgesetzten]  Gebrauch  zu  dem 
Seinig-en  gemacht,  oder,  was  durch  Nichtgebrauch 
verloren  worden  ist,  an  sich  gebracht  haben  sollte, 
oder  durch   eine  Klage20),  von   welcher  er  des- 


18)  In  manchen  Ausgaben  nämlich  findet  man  den  dem  Sinne 
nach  erforderlichem  Zusatz:  erit  deminutum,  dem  Texte  bei- 
gefügt. 

19;  Die  Haloandrische  Lesart  posteavc  für  sive  ist  unstreitig-  vor- 
zuziehen, da  auch  in  eiaer  der  folgenden  Stellen  diese»  Ti- 
tels ,  wo  die  Worte  des  Prätors  einzeln  wiederholt  werden, 
der  Ausdruck  posteavc  sich  findet,  nämlich  im  Fr.  15.  §.3. 

20;  [Vortheil  erlangt  haben  sollte] 
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halb  freigesprochen  worden  ist,  weil  der  Termin 
abgelaufen  ist,  indem  der  Abwesende  nicht  ver- 
treten wurde,  oder  in  Fesseln  sich  befand,  oder 
die  Möglichkeit,  gegen  ihn  zu  klagen,  nicht  ge- 
währte, oder  indem  er  nicht  wider  Willen  vor 
Gericht  geladen  werden  durfte,  und  auch  nicht 
vertreten  wurde,  oder  an  einen  Staatsbeamten 
deshalb  eine  Appellation  gerichtet  worden  ist, 
oder  wenn,  dass  Jemandem  vor  [dem  Tribunal] 
eines  Staatsbeamten  ohne  eigene  Arglist  eine 
Klage  entzogen  worden  sei,  behauptet  werdeu 
sollte:  so  werde  ich  rücksichtlich  aller  dieser 
Umstände  innerhalb  einer  Jahresfrist  von  da  an, 
wo  zuerst  die  Möglichkeit  zum  Klagen  sich  dar- 
bieten wird,  eine  Klage  gestatten;  desgleichen 
wenn  irgend  eine  andere  Ursache  mir  als  recht- 
mässig erscheinen  wird,  werde  ich  Wiederein- 
setzung in  den  vorigen  Stand  gewähren,  in  so- 
weit es  nach  den  Gesetzen,  Gemeindebeschlüssen, 
Senatsbeschlüssen ,  Edicten  und  Decreten  der 
Kaiser  erlaubt  sein  wird. 

2.  CALLISTRAT.  lib.  II.  Ed.  monitor.  —  Dieses  Edicf, 
welches  sich  auf  diejenigen  bezieht,  welche  darin  [namentlich] 
erwähnt  sind,  ist  weniger  im  Gebrauch;  denn  solchen  Per- 
sonen wird  [insgemein]  auf  ausserordentliche  Weise  nach  Senats^ 
beschlü'ssen  und  kaiserlichen  Verordnungen  Recht  gesprochen. 
§.  1.  Durch  diesen  Abschnitt  [des  Edicts]  aber  werden  insbe- 
sondere diejenigen  unterstützt ,  die  etwa  aus  Furcht  entfernt 
gewesen  sind,  vorausgesetzt,  dass  sie  nicht,  durch  unnöthige 
Furcht  in  Angst  gesetzt,  abwesend  waren. 

3.  ULP.  lib.  XII.  ad  Ed.  —  Als  aus  Furcht  abwesend 
aber  ist  derjenige  anzusehen,  welcher,  durch  gegründete  Furcht 
des  Todes  oder  einer  Oual  des  Körpers  beängstigt,  sich  entfernt 
hat ;  und  dies  ist  nach  seiner  Gemüthsbewegung  zu  beurtheilen. 
Aber  es  genügt  nicht,  dass  er,  durch  irgend  einen  Schrecken, 
gleichviel  welchen,  erfasst,  sich  gefürchtet  habe,  sondern  die 
Untersuchung  dieses  Umstandes  liegt  dem  Richter  ob. 

4.  CALLISTRAT.  lib.  II.  Ed.  monit.  —  Desgleichen21) 
diejenigen,  welche  in  Staatsangelegenheiten  ohne  Arglist  ab- 
wesend gewesen  sind.  Ich  folge  der  Ansicht,  die  Erwähnuug 
der  Arglist  sei  hier  so  zu  nehmen,  dass  demjenigen,  der  zu- 
rückkehren kann,  und  nicht  zurückgekehrt  ist,  rücksichtlich 
dessen,  was  wahrend  der  Zeit  [seiner  längeren  Abwesenheit] 


21)  [Sollen  diejenigen  durch  den  Prätor  ein  Klagrecht  erhalten 
oder  in  den  vorigen  Staad  wieder  eingesetzt  werden] 
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gegen  ihn  gesehenen  ist,  kein  Beistand  geleistet  werde;  z.  B, 
wenn  er,  um  irgend  einen  andern  grossen  Vortheil  zu  erlan- 
gen, es  dahin  gebracht  hat,  dass  er  in  Staatsgeschäften  ab- 
wesend sein  konnte,  und  nun  [von  dem  Genüsse]  dieser  Be- 
günstigung 2  2)  zurückberufen  wird; 

5.  ULP.  lib.  XII.  ad  Ed.  —  ferner  wenn  er  durch  sich 
absichtlich  gegebene  Mühe,  obwohl  ohne  die  Absicht  eines 
Vortheils,  die  Abwesenheit  zu  erreichen  gestrebt  hat,  oder 
wenn  er  zeitiger  abgereist  ist,  oder  eines  eignen  Rechtsstreites 
wegen  angefangen  hat,  in  Staatsangelegenheiten  abwesend  zu 
sein.  Aber  diese  Erwähnung  der  Arglist  bezieht  sich  blos 
auf  in  Staatsangelegenheiten  Abwesende,  nicht  auch  auf  den, 
welcher  aus  Furcht  [abwesend  ist],  weil  keine  Furcht  anzu- 
nehmen ist,  wenn  Arglist  obwaltet.  §.  1.  Diejenigen  aber, 
welche  in  Rom  dem  Staate  Dienste  leisten,  sind  nicht  in 
Staatsangelegenheiten  abwesend ; 

6.  PAUL.  lib.  XII.  ad  Ed*  —  wohin  zum  Beispiel  die 
Staatsbeamten  gehören. 

7.  ULP.  lib.  XII.  ad  Ed,  —  Soldaten  aber,  welche  in 
Rom  Kriegsdienste  leisten,  werden  als  in  Staatsangelegenheiten 
Abwesende  angesehen. 

8.  PAUL.  lib.  III.  Brevium.  —  Auch  den  Abgeordneten 
der  Municipien  wird  nach  einer  Verordnung  der  Kaiser  Mar- 
cus und  Commodus  Beistand  geleistet. 

9.  CALLISTRAT.  lib.  II.  Ed.  tiionitor.  —  Auch  dem- 
jenigen steht  [das  Edict]  bei,  wer  sich  in  Fesseln  befunden 
tat."  Dies  bezieht  sich  nicht  blos  auf  Den,  welcher  im  öffent- 
lichen Gefängnisse  eingeschlossen  ist,  sondern  auch  auf  Den- 
jenigen, der  von  Räubern  oder  Wegelagerern,  oder  von  irgend 
einem  Mächtigeren  gewaltsam  unterdrückt,  in  Fesseln  gelegt 
Worden  ist.  Der  Ausdruck  Fesseln  aber  wird  in  einem  wei- 
tern Sinne  genommen;  denn  man  nimmt  an,  dass  auch  die 
Eingeschlossenen,  z.B.  in  Steinbrüchen23),  unter  die  Zahl 
der  Gefesselten  gehören,  weil  es  doch  keinen  Unterschied 
mache,  ob  man  durch  Wände  oder  Bande  festgehalten  werde. 
Das  Gefängniss  aber ,  meint  L  a  b  e  o ,  sei  blos  von  einem 
Öffentlichen  zu  verstehen. 

10.  ULP.  lib.  XII.  ad  Ed.  In  derselben  Lage  be- 
finden sich  auch  diejenigen,  welche  von  Soldaten  und  Tra- 
banten oder  von  der  Dienerschaft  der  Municipien  bewacht 
werden,  wenn  dargethan  ist,  dass  sie  ihre  Geschäfte  nicht 
haben  verwalten  können.    Als  gefesselt  sehen  wir  aber  auch 

22)  D.  h.  in  Betreff  der  Restitution. 

23)  Lauiumiae  sind  Steinbrüche,  in  welche  Sclaven  zur  Strafe 
geschickt  wurden,  aber  auch  steinerne  Gefängnisse  iu  Koni. 
Cf.  Liv.  XXVI.  27.  XXXII.  26.  XXXVH.  3. 
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diejenigen  an,  welche  so  gebunden  sind,  uass  sie  olme  Scliande 
si cli  nicht  Öffentlich  zeigen  können. 

11.  CALLISTRAT.  üb.  H.  Ed.  monilor.  —  Audi  dem 
wird  Hülfe  geleistet,  welcher  in  Sclaverei  gerathen  ist,  er 
mag-  nun  in  der  Meinung,  ein  Sclav  zu  sein,  dienen,  obwohl 
er  ein  freier  Mensch  ist,  oder  [widerrechtlich]  festgehalten 
werden. 

12.  ULP.  lib.  XII.  ad  Ed.  —  Derjenige,  welcher  über 
sein  Standesrecht  einen  Rechtsstreit  führt,  ist  aber  von  da  an, 
wo  der  Rechtsstreit  begonnen  hat,  in  diesem  Edicte  nicht  etwa 
mit  begrilfen;  er  wird  nämlich  nur  so  lange,  als  solcher  Rechts- 
streit noch  nicht  angefangen  hat,  als  Sclav  betrachtet24). 

13.  PAUL.  lib.  XII.  ad  Ed.  —  Mit  Recht  sagt  La- 
be o ,  dass  derjenige  [Sclav],  welcher  für  frei  erklärt  und  als 
Erbe  eingesetzt  worden  ist,  bevor  er  Erbe  geworden,  nicht 
[im  Edict]  begriffen  sei,  weil  er  den  Nachlass  noch  nicht  be- 
sitze, und.  der  Prätor  nur  von  freien  Menschen  spreche. 
§.  1.  Ich  glaube  jedoch,  dass  der  Haussohn  riieksichtlich  seines 
im  Felde  erworbenen  Sondergutes  in  dieses  Edict  gehöre. 

14.  C ALLISTRAT.  lib.  II.  Ed.  monitor.  —  Desgleichen 
wird  demjenigen  geholfen ,  welcher  in  die  Gewalt  der  Feinde 
gerathen,  d.  h.  von  den  Feinden  gefangen  worden  ist;  denn 
von  Ueberläufern  darf  man  nicht  annehmen,  dass  ihnen  eine 
Rechtswohlthat  zu  Theil  werde,  da  ihnen  das  Heimkehrrecht 
versagt  ist.  Es  hätten  jedoch25)  diejenigen,  welche  in  feind- 
liche Gewalt  gerathen  sind,  in  jenem  Theile  des  Edicts,  wel- 
cher von  denen  spricht,  die  in  Sclaverei  verfallen  sind,  auch 
mit  begrilfen  werden  können. 

15.  ULP.  lib.  II.  ad  Ed.  —  Denjenigen  aber,  die  von 
den  Feinden  gefangen  worden  und  vermöge  des  Heimkehrrechts 
wiedergekommen  sind,  wird  rechtlicher  Beistand  geleistet, 
oder  auch  denen ,  welche  [in  der  Gefangenschaft]  gestorben 
sind,  weil  sie  nicht  einmal  einen  Geschäftsbesorger  haben 
können,  da  hingegen  den  andern  oben  erwähnten  [Personen], 
ausser  denjenigen,  welche  in  Sclaverei  gehalten  werden,  durch 
einen  Geschäftsbesorger  geholfen  werden  kann.  Ich  bin  aber 
der  Meinung,  dass  auch  im  Namen  desjenigen,  der  in  feind- 
liche Gewalt  gefallen  ist,  wenn  gleich26),  wie  es  meistens 

24)  Non  est  —  coepta,  die  Glosse  interpretirt  dies  durch 
finita;  allein  offenbar  missverständlich.  Denn  C  14.  de  Übe- 
rali  cnussa  zeigt,  dass  während  des  Processes  der  an- 
gebliche Sclav  in  den  Besitz  der  Freiheit  gesetzt  wird,  und 
eben  dies  ist  der  Grund,  quare  hoc  edicto  non  continetur. 

25)  Dies  ist,  wie  leicht  zu  ersehen,  ein  Tadel,  welchen  Cal- 
listratus  gegen  diesen  Theil  des  prätorischen  Edicts  aus- 
spricht. 

26;  Si  für  quamvis,  g,  die  Glosse. 


» 
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geschieht,  ein  Curator  für  sein  Vermögen  bestellt  worden  ist, 
Hülfe  [aus  dem  Edicte]  Statt  finde.  §.  1.  Eben  sowohl  wie 
dem,  wer  von  den  Feinden  gefangen  wordeil ,  scheint  dem, 
welcher  unter  ihnen  geboren  worden  ist  und  das  Heimkehr- 
recht hat,  Beistand  [im  Edicte]  zugesagt  zu  sein.  §.2.  Wenn 
Jemand  in  den  Besitz  des  Gebäudes  eines  Soldaten  wegen 
drohenden  Einsturzes  desselben  eingewiesen  worden  ist,  so 
wird  der  Soldat,  wenn  der  Prä'tor  in  seiner  Gegenwart  den 
Befehl  zur  Besitznahme  gegeben  hat,  in  den  vorigen  Stand 
nicht  wieder  eingesetzt;  wenn  aber  in  Abwesenheit  desselben, 
so  ist  zu  behaupten,  dass  demselben  geholfen  werden  müsse. 
§.  3.  Was  der  Prätor  einfach  durch  die  Worte  oder  her- 
nach ausgesprochen  hat,  ist  aber  so  zu  verstehen,  dass,  wenn 
das  Innehaben  der  Sache  durch  den  in  gutem  Glauben  befind- 
lichen Besitzer  vor  seiner  Entfernung  begonnen,  aber  erst 
nach  seiner  Rückkehr  aufgehört  hat,  das  Hülfsmittel  der  Wie- 
dereinsetzung nicht  zu  jeder  Zeit  Platz  ergreife,  sondern  nur 
dann ,  wenn  dieses  [Aufhören  des  Besitzes]  innerhalb  einer 
massigen  Frist,  nachdem  er  zurückkehrte,  sich  ereignet  hat, 
d.  h.  während  er  eine  Wohnung  miethet,  seine  Habseligkeiten 
ordnet,  einen  Sachwalter  sucht.  Denn  wer  die  Wiedereinsetzung 
verzögert,  schreibt  Neratius,  dürfe  nicht  gehört  werden. 

16.  PAUL.  lib.  XII.  ad  Ed,  —  denn  es  wird  nicht 
Nachlässigen  Hülfe  gewährt,  sondern  blos  durch  die  Not- 
wendigkeit der  Umstände  Abgehaltenen.  Alles  dieses  wird 
noch  dem  Ermessen  des  Prätors  unterliegen,  das  heisst,  er 
wird  blos  dann  Wiedereinsetzung  bewilligen,  wenn  sie  keines- 
wegs wegen  Nachlässigkeit,  sondern  wegen  Kürze  der  Zeit, 
den  Rechtsstreit  nicht  förmlich  eröffnen  konnten. 

17.  ULP.  lib.  XII.  ad  Ed,  —  Julianus  schreibt  im 
vierten  Buche,  dass  nicht  allein  gegen  den  Besitzer  der  Erb- 
schaft dem  Soldaten  Beistand  zu  leisten  sei,  sondern  auch  ge- 
gen diejenigen,  welche  vom  Besitzer  [zur  Erbmasse  gehörige 
Sachen]  gekauft  haben,  so  dass  diese  Sachen  mit  der  Eigen- 
thumsklage  in  Anspruch  genommen  werden  können,  wenn  der 
Soldat  die  Erbschaft  angenommen  hat  ;  wenn  er  sie  aber  nicht 
angenommen  haben  sollte,  so  ergibt  sich  aus  dem  Erfolge  27), 
dass  die  Ersitzung  ihren  Fortgang  genommen  habe.  §.  1.  Dass 
auch  derjenige,  welchem  etwas  mit  folgenden  Worten  ver- 
macht worden  ist:  oder  auf  die  einzelnen  Jahre, 
welche  er  in  Italien  zubringen  würde,  so  in  den 
vorigen  Stand  einzusetzen  sei,  dass  er  [das  Vermächtniss]  be- 


27)  Posifacio,  d.  h.  eben  das  Nicht  annehmen  der  Erbschaft, 
weil  nun  die  Ersitzung,  die  etwa  begonnen,  nicht  gestört 
wird,  denn  durch  Interpellation  entsteht  keine  mala  fides. 
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komme,  als  ob  er  in  Italien  gewesen  wäre,  schreibt  sowohl 
Labeo,  als  billigen  es  J u  1  i a n u s  im  vierten  Buche  und 
Pomp oni us  im  einunddreissigsten  Buche;  es  ist  aber  [in 
diesem  Falle]  nicht  die  Frist  für  die  Klage  abgelaufen,  wobei 
die  Hülfe  des  Prätors  nöthig  gewesen  wäre,  sondern  hier 
liegt  in  der  Natur  der  Sache  eine  Bedingung. 

18.  PAUL  lib.  XII.  ad  Ed.  —  Man  muss  wissen, 
dass  wir  die  Hülfe  der  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand 
den  Volljährigen  in  solchen  Fällen  zukommen  lassen,  in  wel- 
chen sie  lediglich,  um  ihr  Eigenthum  wieder  zu  erlangen, 
Beschwerde  erheben,  nicht  auch  dann,  wenn  sie,  um  aus  des 
Andern  Strafe  oder  Schaden  Gewinnst  zu  ziehen,  bitten,  dass 
ihnen  Beistand  ertheilt  werden  möge  28). 

19.  PAPIN.  lib.  II.  Quaest.  —  Ferner,  wenn  der  Käu- 
fer, bevor  er  durch  fortgesetzten  Besitz20)  [das  Eigenthum 
der  gekauften  Sache]  erwarb ,  von  den  Feinden  gefangen  wor- 
den ist,  so  gilt  die  Ansicht,  dass  der  unterbrochene  Besitz 
vermöge  des  Heimkehrrechts  nicht  wieder  hergestellt  werde, 
weil  [die  Verjährung]  ohne  Besitz  nicht  besteht,  der  Besitz 
aber  zum  grössern  Theil  aus  einer  Thatsache  besteht,  eine 
Thatsache  aber  durch  das  Heimkehrrecht  nicht  wieder  herge= 
btellt  wird  3  °)  ; 

20.  In.  lib.  XIII.  Qnciest,  —  auch  darf  dem  [Käufer] 
nicht  eine  analoge  Klage31)  ertheilt  werden,  da  es  höchst 
unbillig  wäre ,  dem  Eigenthümer  das  [durch  eine  Klage]  zu 
entziehen,  was  ihm  die  Ersitzung  nicht  weggenommen  hat  9 
denn  es  wird  das  nicht  als  verloren  angesehen,  was  dem  An- 
deren nicht  weggenommen  worden  ist. 

21.  ULP.  üb.  XII.  ad  Ed.  —  Desgleichen  sagt  der 
Prätor:  Wenn  Jemand  Etwas  durch  [fortgesetzten] 
Gebrauch  zu  dem  Seinigen  gemacht,  oder,  was 
durch  Nichtgebrauch  verloren  worden  ist,  an  sich 
gebracht  haben  sollte,  oder  von  einer  Klage  des- 
halb freigesprochen  worden  ist,  weil  der  Termin 
abgelaufen  ist,  indem  der  abwesende  [Beklagte] 
nicht  vertreten  wurde.  Diese  Stelle  hat  der  Prätor  des- 
halb eingeschoben,  damit  er,  wie  er  den  oben  genannten  Per- 


28)  Hiernach  ist  Fr.  27.  dies.  Tit.  zu  erklären  und  zu  begren- 
zen, s.  Glück  VI.  44. 

29;  Oder  Verjährung.  Wahrscheinlich  hat  hier,  wie  auch  An- 
ton Faber  (7.  I.  p.  691)  annimmt,  Papinianus  selbst  ge- 
schrieben :  priusquam  usucaperet ,  und  erst  T  r  i  b  o  u  i  a  n  u  s 
dip    in  priusquam  per  usum  sibi  adquireret  verändert. 

50)  'as  ist  ohnstreitig  der  Sinn  der  Worte:  causa  vero  fitcü 
non  continetur  postliminio. 

31)  Nämlich  utilk  in  rcvi  actio  s.  rci  vindicatio  utilk. 
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sonen  zu  Hülfe  kommt,  dass  sie  nicht  hintergangen  werden, 
so  auch  gegen  sie  Beistand  leiste,  damit  sie  nicht  Andere 
hintergehen  mögen.  §.  1.  Hier  beachte  man,  dass  der  Prätor 
sich  allgemeiner  ausgedrückt  hat,  indem  er  gegen  sie  Wie- 
dereinsetzung in  den  vorigen  S(and  gewährt,  als  indem  er 
ihnen  zu  Hülfe  kommt;  denn  hier  hat  er  nicht  bestimmte 
Personen  aufgezählt,  gegen  welche  er  Beistand  leistet,  wie 
oben,  sondern  eine  Clausel  beigefügt,  in  welcher  er  alle, 
die  als  Abwesende  nicht  vertreten  werden,  umfasst  hat.  §.2. 
Diese  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  aber  tritt  ein, 
es  mögen  diejenigen,  welche  als  Abwesende  nicht  vertreten 
wurden,  entweder  selbst  oder  durch  ihnen  unterworfene  Per- 
sonen etwas  auf  dem  Wege  der  Ersitzung  erworben  haben; 
nnd  so  verhält  es  sich,  wenn  Niemand  als  ihr  Vertreter  auf- 
trat. Denn  wenn  ein  Geschäftsbesorger  vorhanden  war,  so 
darf,  da  man  nun  Jemanden  hat,  den  man  belangen  kann, 
[der  Abwesende]  nicht  beunruhigt  werden.  Wenn  hingegen 
kein  Vertreter  auftrat,  so  war  es  höchst  billig,  dass  [wider 
den  Abwesenden]  Hülfe  verschafft  wurde;  dies  um  so  mehr, 
weil,  wenn  die,  welche  nicht  vertreten  werden,  sich  ver- 
steckt halten,  der  Prätor  seinem  Edicte  gemäss  Einweisung 
in  ihre  Güter  verspricht,  so  dass  dieselben,  wenn  es  die  Um- 
stände erfordern  sollten,  auch  veräussert  wrerden  können; 
wenn  sie  hingegen  sich  nicht  versteckt  halten,  und  nicht  ver- 
treten würden,  blos  Einweisung  in  ihre  Güter  [ohne  Veräus- 
serungsrecht]  zusagt.  §.  3.  Es  scheint  aber  eine  Vertretung 
dann  nicht  Statt  zu  finden ,  wenn  Jemand  sich  für  einen  An- 
deren als  Vertreter  von  freien  Stücken32)  stellt,  sondern 
wenn  er  dazu  vom  Kläger  aufgefordert ,  [der  Uebernahme] 
der  Vertretung  sich  nicht  entziehen  zn  wollen  erklärt;  und 
eine  volle  Vertretung  wird  anzunehmen  sein,  wenn  [vom 
Vertreter]  sowohl  die  Einlassung  auf  die  Klage  nicht  verwei- 
gert, als  auch  Bürgschaft,  das  Erkannte  zu  leisten,  gestellt 
wird. 

22.  PAUL.  lib.  XII.  ad  Ed.  —  Man  muss  demnach 
wissen,  dass  dieses  Edict  nicht  anders  zur  Anwendung  kommt, 
als  wenn  die  Freunde  [des  Abwesenden  zuvor  ohne  entspre- 
chenden Erfolg]  gefragt  worden  sind,  ob  sie  ihn  vertreten 
wollen;  oder  wenn  gar  Niemand  vorhanden  ist,  der  gefragt 
werden  kann.  Denn  als  nicht  vertreten  worden  wird  der  Ab- 
wesende dann  betrachtet,  wenn  der  Kläger  zuvor33)  eine 
Aufforderung  ergehen  lässt33),  und  Niemand  sich  zur  Ver- 


32)  Vitro  f  s.  Brisson  h.  v. ;  es  steht  besonders  dem  nach- 
herigeu  Auf  gefordert  wer  den  entgegen. 

33)  Ob  ihn  Niemand  vertreten  wolle. 
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tretung  erbietet ;  über  alles  dies  aber  muss  ein  schriftliches 
Zeugniss  aufgenommen  werden.  §.  1.  Sowie  demnach  [der 
Prätor]  nicht  will,  dass  [die  Abwesenden]  einen  Nachtheil 
erleiden,  eben  so  lässt  er  nicht  zu,  dass  sie  Gewinnst  ziehen. 
§.  2.  Dieses  Edict  bezieht  sich,  wie  Labeo  sagt,  auch  auf 
/Wahnsinnige,  Rinder  und  Städte. 

23.  ULP.  üb.  XII.  ad  Ed.  —  Der  Prätor  sagt:  oder 
in  Fesseln  sich  befand,  oder  die  Möglichkeit,  ge- 
gen ihn  zu  klagen,  nicht  gewahrte;  eine  solche  Per- 
son ist  mit  Kecht  [im  Edicte]  erwähnt  worden ;  denn  es  konnte 
ja  der  Fall  sein,  dass  Jemand  sich  gegenwärtig  befand,  aber 
in  Fesseln,  und  zwar  abgeführt  entweder  in  ein  öffentliches 
oder  in  ein  Privat  -  Gefängniss ;  dass  aber  auch  derjenige,  wel- 
cher in  Fesseln  liegt,  wenn  er  nur  nicht  in  Sclaverei  sich 
befindet,  durch  Ersitzung  erwerben  könne,  ist  bekannt.  Wenn 
aber  derjenige,  welcher  in  Fesseln  ist,  vertreten  wird,  so  fallt 
die  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  auch  weg.  §.  1.  Wer 
aber  bei  den  Feinden  ist,  kann  durch  Ersitzung  nichts  erwer- 
ben, und  wird  auch  nicht,  während  er  bei  den  Feinden  ist, 
den  angefangenen  Besitz  vollenden  können;  ja  er  wird  nicht 
einmal  ,  wenn  er  vermöge  des  Heimkehrrechts  zurückgekommen 
ist,  durch  Ersitzung  die  Erwerbung  des  Eigenthumsrechts  wie- 
der erlangen  34).  §.2.  Desgleichen,  sagt  Papinianus,  müsse 
demjenigen,  welcher  durch  Gefangenschaft  den  Besitz  eines 
Landguts  oder  den  Ouasibesitz  des  IViessbrauchs  verloren  hat, 
geholfen  werden;  und  er  halt  es  auch  für  billig,  dass  die  in 
der  Zwischenzeit  von  einem  Anderen  vermöge  des  Niessbrauchs 
bezogenen  Früchte  dem  Kriegsgefangenen  zurückgegeben  wer- 
den. §.  3.  Diejenigen  aber,  welche  bisher  unter  der  Gewalt 
des  Kriegsgefangenen  gestanden  haben,  können  durch  Ersitzung 
in  Beziehung  auf  ihr  Sondergut  eine  [fremde]  Sache  erwerben, 
und  es  wird  der  Billigkeit  gemäss  sein,  dass  in  Folge  dieser 
Stelle  [des  Edicts]  den  Anwesenden,  das  heisst,  den  nicht  in 
Kriegsgefangenschaft  Befindlichen,  Beistand  geleistet  werde, 
wenn,  indem  jene35)  nicht  vertreten  wurden,  etwas  ersessen 
worden36)  wäre.  Aber  auch,  wenn  der  Termin  derjenigen 
Klage,  welche  gegen  den  Kriegsgefangenen  zustand,  abgelaufen 
ist,  wird  gegen  ihn  Beistand  geleistet  werden.  §.  4.  Hiernächst 
fügt  der  Prätor  bei :  oder  die  Möglichket,  gegen  ihn 
zu  klagen,  nicht  gewahrte;  so  dass  [diesen  Worten  zu 

34)  D.  h.  er  wird  nicht  einmal  vermöge  der  Fiction  des  posf- 
liminium  dasjenige  Eigeuthumsrecht  erlangen  können ,  wel- 
ches er,  wäre  er  nicht  gefangen  worden,  durch  Verjährung 
erworben  haben  würde. 

35)  Die  Gefangeneu. 

30)  Durch  die ;  dein  Juri  captivorum  subjecios. 
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Folge],  wenn,  indem  er  dies  veranlasst,  durch  Ersitzung1  die 
Erwerbung  vollendet  worden  ist,  oder  etwas  von  dem  oben 
Erwähnten  sich  ereignet  hat,  die  Wiedereinsetzung  in  den 
vorigen  Stand  bewilligt  wird;  und  dies  mit  Recht.  Denn  es 
genügt  ja  nicht  immer,  in  den  Besitz  der  Güter  [des  Abwe- 
senden] eingewiesen  zu  werden,  weil  die  Lage  der  Sache 
bisweilen  von  der  Art  sein  kann,  dass  eine  Einweisung  in 
die  Güter  des  sich  versteckt  haltenden  [Abwesenden]  nicht 
Statt  finden  kann,  oder  dass  er  sich  nicht  versteckt  halt; 
denn  man  nehme  an,  dass,  indem  er  den  Beistand  von  Sach- 
waltern sucht,  der  Termin  verstrichen  sei,  oder  indem  eine 
andere  Verzögerung  der  richterlichen  Untersuchung  vorfällt. 

24.  PAUL.  lib.  XII.  ad  Ed.  —  Aber  auch  auf  die- 
jenigen bezieht  sich  [das  Edict] ,  welche  als  Beklagte  [das 
Verfahren]  hinhalten  und  durch  jede  mögliche  Zögeruug  und 
List  es  dahin  bringen,  dass  nicht  gegen  sie  geklagt  werden 
könne. 

25.  GAJ.  lib.  IV.  ad  Ed.  prov.  —  Dies  wird  auf  ahn- 
liche W eise  auch  auf  Den  nach  unserer  Behauptung  anzuwen- 
den sein,  der  dies  nicht  um  hinzuhalten,  sondern  weil  er  durch 
eine  Menge  von  Geschäften  zerstreut  wurde,  thim  sollte. 

26.  ULP,  lib.  XII.  ad  Ed.  —  Aber  auch  wenn  es  am 
Prator  gelegen  hat,  [dass  nicht  zu  rechter  Zeit  geklagt  werden 
konnte,]  wird  Wiedereinsetzung  bewilligt  werden.  §.  1.  Pom- 
ponius  sagt,  dass  gegen  einen  Verwiesenen  die  Wieder- 
einsetzung aus  der  allgemeinen  Clausel  [des  Edicts]  zuzulassen, 
nicht  aber  auch  ihm  selbst  zu  gestatten  sei,  weil  er  einen 
Gescliäftsbesorger  zurücklassen  konnte;  ich  glaube  jedoch,  dass 
nach  Maassgabe  der  Umstände  auch  ihm  beigestanden  werden 
müsse.  §.2.  Der  Prätor  sagt:  oder  indem  er  nicht  wi- 
der Willen  vor  Gericht  geladen  werden  durfte 
und  auch  nicht  vertreten  wurde;  diese  Stelle  bezieht 
sich  auf  diejenigen,  welche  man  nach  der  Sitte  der  Vorfahren 
nicht  ohne  Strafe  vor  Gericht  rufen  durfte,  wie  einen  Consul, 
Prätor  und  Andere,  welche  eine  Amtsgewalt  oder  eine  obrig- 
keitliche Würde  haben.  Aber  auf  die  geht  dieses  Edict  nicht, 
welcbe  der  Prätor  ohne  seine  besondere  Erlaubniss  vorzuladen 
verbietet,  weil  er,  darum  gebeten,  es  erlauben  konnte;  näm- 
lich auf  Freüasser  und  Eltern.  §.  3.  Dann  setzt  er  hinzu : 
und  auch  nicht  vertreten  wurde;  dies  bezieht  sich  auf 
alle,  die  vorher  genannt  wurden,  den  ausgenommen,  welcher 
abwesend  etwas  ersessen  hat,  indem  rücksichtlich  dessen  schon 
oben  eine  genügende  Verordnung  aufgestellt  worden  ist.  §.  4. 
Der  Prätor  sagt:  oder  wenn,  dass  Jemandem  durch 
Schuld  eines  Staatsbeamten  ohne  eigene  Arglist 
die  Klage  entzogen  worden  sei,  behauptet  wer- 
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den  sollte.  Auch  dies  zu  dem  Ende37),  dass,  wenn  es 
durch  Aufschubsgestattungen  des  Richters  dahin  gekommen, 
dass  die  Klage  verloren  gegangen,  Wiedereinsetzung  Statt 
finde.  Auch  wenn  es  keine  Gelegenheit  gab,  sich  an  den 
Staatsbeamten  zu  wenden,  sagt  Labeo,  müsse  Wiederein- 
setzung zugelassen  werden.  [Die  Worte]  aber:  durch  Schuld 
eines  Staatsbeamten,  sind  davon  zu  verstehen,  wenn  er  gar 
nicht  Recht  gesprochen  hat,  widrigenfalls  nämlich,  wenn  er 
nach  untersuchter  Sachlage  die  Klage  verweigert  hat,  fallt 
die  Wiedereinsetzung  weg,  und  dies  ist  auch  die  Ansicht  des 
Servius.  Durch  Schuld  eines  Staatsbeamten  scheint  auch 
dann  [die  Klage  entzogen  zu  sein],  wenn  derselbe  aus  Gunst 
oder  schändlichem  Eigennutze  nicht  Recht  gesprochen  hat; 
auch  dann  wird  dieser  Theil  [des  Edicts]  Anwendung  finden, 
wie  auch  der  vorhergehende  [des  Inhalts]:  oder  die  Mög- 
lichkeit, gegen  ihn  zu  klagen,  nicht  gewahrte; 
denn  indem  er  den  Richter  besticht,  ist  der  Streiter  darauf 
ausgegangen,  dass  nicht  gegen  ihn  geklagt  werde.  §.  5.  Das 
Entziehen  der  Klage  wird  von  dem  Verlust  der  Möglich- 
keit zum  Klagen  zu  verstehen  sein.  §.  6.  Noch  wird  beige- 
fügt: ohne  eigene  Arglist,  nämlich  deshalb ,  damit,  wenn 
eine  Arglist  desselben  dabei  eingetreten  ist,  ihm  kein  Beistand 
geleistet  werde;  denn  denen,  welche  selbst  gefehlt  haben, 
steht  der  .Prätor  nicht  bei.  Demnach  wird  ihm,  wenn  er,  in- 
dem er  [angeblich]  bei  dem  Nachfolger  des  [jetzigen  Prätors] 
Klage  erheben  will,  die  Zeit  hingezogen  hat,  nicht  geholfen 
werden.  Aber  auch  wenn  ihm,  weil  er  der  Verordnung  des 
Prätors  nicht  Folge  leistet,  dieser  die  Handhabung  des  Rechts 
verweigert  haben  sollte,  schreibt  Labeo,  sei  er  nicht  in  den 
vorigen  Stand  wieder  einzusetzen;  ingleichen  wenn  er  aus 
einer  andern  rechtmässigen  Ursache  von  ihm  nicht  angehört 
worden  wäre.  §.  7.  Für  den  Fall,  dass  Ferien  ausser  der 
Ordnung  angesagt  worden  sind,  z.  B.  wegen  glücklicher  Er- 
eignisse, oder  zu  Ehren  des  Kaisers,  und  der  Staatsbeamte 
aus  diesem  Grunde  nicht  Recht  gesprochen  haben  sollte,  machte 
Ca  jus  Cassius  namentlich  bekannt,  dass  er  Wiedereinsetzung 
gewähren  wolle,  weil  man  annehmen  könnte,  dass  hierbei 
gewissermaassen  eine  Schuld  des  Prätors  Statt  finde;  auf  ge- 
wöhnliche Ferien  dürfe  aber  keine  Rücksicht  genommen  wer- 
den ,  weil  sie  der  Kläger  hätte  voraussehen  können  und  müssen, 
um  nicht  in  [Nachtheil  durch]  sie  zu  fallen;  diese  Ansicht  ist 
richtig,  und  so  schreibt  auch  Celsus  im  zweiten  Buche  der 

37)  Hoc  guo  hat  Tau r.  Brencmann  gibt  die  correcte  Les- 
art hoc  quoque,  und  da  die  Verschiedenheit  wohl  nur  aus 
einer  unterlassenen  Abkürzung  entstanden  ist,  so  wird  mau 
sie  unbedenklich  annehmen  dürfen. 
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Digesten.  Aber  wenn  die  Ferien  Zeit  [für  die  Klage]  ent- 
ziehen ,  so  ist  die  Wiedereinsetzung"  nur  auf  die  einzelnen  Tage 
zu  richten,  nicht  auf  die  ganze  Zeit.  Und  so  schreibt  auch 
Julianus  im  vierten  Buche  der  Digesten,  denn  er  sagt,  die 
Aufhebung  der  Ersitzung  müsse  dergestalt  geschehen,  dass 
diejenigen  Tage  wieder  hergestellt  werden,  an  welchen  der 
Kläger  Klage  erheben  wollte,  durch  die  Dazwischenkunft  der 
Ferien  aber  gehindert  wurde.  §.  8.  Däfern  Jemand  durch  Ab- 
wesenheit einen  Andern  nicht  durch  Verlust  der  vollen  Zeit 
ausgeschlossen  hat,  z.  B.  ich  deine  Sache  so  lange  besessen, 
dass  an  dem  Ablaufe  der  für  die  Ersitzung  festgesetzten  Zeit 
nur  ein  Tag  fehlt,  und  dann  angefangen  habe,  in  Staatsange- 
legenheiten abwesend  zu  sein ,  so  darf  gegen  mich  die  Wieder- 
einsetzung nur  rücksichtlich  dieses  einzigen  Tages  zugelassen 
werden.  §.  9.  Desgleichen,  sagt  der  Prätor- 9  wenn  ir- 
gend eine  andere  Ursache  mir  als  rechtmässig 
erscheinen  wird,  so  werde  ich  Wiedereinsetzung 
in  den  vorigen  Stand  gewähren.  Diese  Clausel  ist 
dem  Edicte  nothwendiger  Weise  beigefügt  worden,  denn  es 
konnten  viele  Fälle  sich  ereignen,  welche  das  Hülfsmittel  der 
Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  begründeten  und  nicht 
einzeln  aufgezählt  werden  konnten,  wie  denn,  so  oft  als  die 
Billigkeit  eine  Wiedereinsetzung  rathsam  macht,  man  zu  die- 
ser Stelle  [des  Edicts]  sich  wird  wenden  müssen ;  so  z.  B.  ist 
es,  wenn  Jemand  eine  Gesandtschaft  für  eine  Stadt  übernom- 
men hat,  höchst  billig,  dass  er  in  den  vorigen  Stand  wieder 
eingesetzt  werde,  obwohl  er  nicht  in  Staatsangelegenheiten 
abwesend  ist,  auch  ist  sehr  oft  verordnet  worden,  dass  ihm 
Beistand  geleistet  werden  müsse,  er  möge  einen  Geschäfts- 
besorger  gehabt  haben  oder  nicht.  Dasselbe,  glaube  ich,  [ist 
auch  anzunehmen],  wenn  Jemand  zur  Ablegung  eines  Zeug- 
nisses aus  irgend  einer  Provinz  entweder  in  die  Hauptstadt 
oder  zum  Kaiser  gefordert  worden  ist,  denn  auch  für  diesen 
Fall  ist  sehr  oft  rescribirt  worden,  dass  Hülfe  zn  gewähren 
sei.  Auch  denen,  welche  einer  richterlichen  Untersuchung 
oder  Appellation  halber  eine  Reise  unternommen  haben,  ist 
auf  gleiche  Weise  Beistand  gewährt  worden.  Und  überhaupt 
lässt  sich  behaupten,  dass  so  oft  nur  Jemand  aus  Nothwendig- 
keit,  nicht  aus  freiem  Willen,  abwesend  war,  ihm  Hülfe  zu 
gewähren  sei. 

27.  PAUL.  lib.  XII.  ad  Ed.  —  Und  er  mag  nun  etwas 
verloren  oder  [nur]  einen  Vortheil  nicht  erlangt  haben,  so  ist 
Wiedereinsetzung  zu  gestatten,  wenn  auch  aus  dem  Vermögen 
selbst  nichts  verloren  worden  ist. 

28.  ULP.  lib.  XII.  ad  Ed,  —  Auch  wenn  Jemand  aus 
einem  [andern]  entschuldbaren  Grunde  sich  abwesend  befunden 

Corp.  jur*  civ.   I.  33 
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haben  sollte,  hat  der  Prätor  in  Erwägung'  zu  ziehe«,  ob  ihm 
Hülfe  geleistet  werden  müsse ;  z.  B.  der  wissenschaftlichen 
Ausbildung  wegen,  vielleicht  auch  sein  Geschäftsbesorger  ge- 
storben ist,  damit  er  nicht  bei  einer  so  ganz  rechtmässigen  Ur- 
sache seiner  Abwesenheit  doch  Nachtheil  erleide.  §.  J.  Des- 
gleichen wird  der,  wer  weder  durch  Gefängniss,  noch  Fes- 
seln, sondern  durch  das  Gutsagen38)  der  Bürgen  gehalten 
und,  indem  er  deshalb  sich  nicht  entfernen  kann,  in  ]\achtheil 
versetzt  worden  ist,  in  den  vorigen  Stand  wieder  eingesetzt 
werden;  auch  wird  gegen  ihn  Wiedereinsetzung  bewilligt 
werden.  §.2.  In  soweit  es,  sagt  der  Prätor,  nach  den 
Gesetzen;  Volksbeschlüssen,  Senatsbeschliissen, 
Edicten,  Verordnungen  der  Kaiser  erlaubt  sein 
wird;  welche  Stelle  nicht  das  Versprechen  in  sich  enthält, 
er  werde  Wiedereinsetzung*  ertheilen ,  falls  es  die  Gesetze 
gestatten,  sondern,  falls  es  die  Gesetze  nicht  verbieten  würden. 
§.  3.  Wenn  Jemand  öfters  in  Staatsangelegenheiten  abwesend 
sich  befunden  hat,  so  sei,  glaubt  Labeo,  die  Zeit  der  Wieder- 
einsetzung nach  seiner  letzten  Rückkehr  zu  berechnen.  Wenn 
nun  aber  seine  Abwesenheit  zusammengerechnet  ein  [ganzes] 
Jahr  betragt,  jedes  einzelne  Mal  [aber]  weniger  als  ein  Jahr, 
so  steht  in  Frage,  ob  wir  ihm  ein  [volles]  Jahr  zur  Wieder- 
einsetzung geben  sollen,  oder  nur  so  viel  Zeit,  als  seine  letzte 
Abwesenheit  erfordert  hat ;  und  ich  meine ,  es  sei  ihm  ein  Jahr 
zu  ertheilen.  §.  4.  Soll  mir,  wenn  du,  obwohl  du  deinen 
Wohnsitz  in  einer  Provinz  hast,  doch  in  der  Hauptstadt  dich 
aufhieltest,  ein  Jahr  angerechnet  werden,  als  ob  mir  die 
Macht,  mein  Recht  zu  verfolgen,  zustehe?  Labeo  sagt 
nein.  Ich  aber  halte  dies  nur  dann  für  wahr,  wenn  der 
Gegner  die  Befugniss  der  Berufung  an  den  heimischen  Ge- 
richtsstand hatte;  wenn  aber  nicht,  so  scheint  mir  die  Macht, 
mein  Recht  zu  verfolgen,  vorhanden  zu  sein,  weil  ja  in  Rom 
auch  die  förmliche  Eröffnung  des  Rechtsstreites  Statt  finden 
konnte.  §.  5.  Nach  dem  Beispiele  der  Wiederauf  hebungsklage 
steht  auch  demjenigen,  welcher  in  Staatsangelegenheiten  ab- 
wesend war,  eine  Einrede  zu,  wie  etwa  dann,  wenn  ihm 
Sachen,  zu  deren  Besitze  er  gelangt  ist,  mit  der  Eigenthums- 
klage abgefordert  werden  39).  §.  6.  Bei  derjenigen  Wieder- 
auf hebungsklage,  welche  gegen  einen  Soldaten  zusteht,  sei 
es,  sagt  Pomponius,  der  Billigkeit  höchst  angemessen,  dass 
er  auch  die  in  jene  Zeit,  wo  er  als  Abwesender  nicht  ver- 
treten worden  ist,  fallenden  Früchte  ausliefere.  Demnach  wer- 
den auch  [im  umgekehrten  Falle]  dem  Soldaten  solche  Früchte 


38)  Als  Surrogat  der  Fesseln. 

39)  S.  Byukershoek,  Obs.  Vitt.  25. 
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zurückgegeben  werden  müssen;  in  beiden  Fällen  wird  eine 
Klage  [aus  dem  Edicte]  Statt  finden; 

29.  AFKICAN.  lib.  VII.  QuaesU  —  nämlich  desLaib, 
damit  Reinem  eine  öffentliche  Dienstleistung  entweder  zum 
Nachtheile  oder  zum  Vortheile  gereiche. 

30.  PAUL.  lib.  XII.  ad  Ed.  —  Wenn  ein  Soldat,  wel- 
cher in  Ersitzung  begriffen  war,  gestorben  und  sein  Erbe  die 
Ersitzung  vollendet  hat,  so  ist  es  billig,  dass  dasjenige,  was 
nachher  durch  die  vollendete  Ersitzung  erworben  worden  ist, 
wieder  aufgehoben,  und  demnach  bei  den  Erben,  welche  in 
die  Fortsetzung  der  Ersitzung  eintreten,  dasselbe  beobachtet 
werde  [was  riicksichtlich  des  Verstorbenen  gilt] ,  weil  die  vom 
Verstorbenen  angefangene  Ersitzung  gleichsam  als  [mit  dem 
Nachlasse]  in  Verbindung  stehend,  auf  den  Erben  übergeht, 
und  oft  noch  vor  dem  Erbschaftsantritte  vollendet  wird.  §i  1. 
Wenn  derjenige,  welcher  in  Staatsangelegenheiten  abwesend 
war,  eine  Sache  durch  Ersitzung  erworben  und  nach  [vollen- 
deter] Ersitzung  verkauft  hat,  so  wird  [gegen  ihn]  Wieder- 
einsetzung in  den  vorigen  Stand  zu  ertheilen  sein;  und  es 
muss,  wenn  er  gleich  ohne  Arglist  sich  abwesend  befunden 
und  ersessen  haben  sollte,  seinem  Gewinn  vorgebeugt  werden. 
Desgleichen  wird  aus  allen  übrigen  Ursachen  Wiedereinsetzung 
zu  gestatten  sein,  z.  B.  wenn  gegen  ihn  ein  richterliches  Er- 
kenntniss  gefällt  worden  ist. 

31.  Id.  lib.  LIII.  ad  Ed.  —  Wenn  derjenige,  dessen 
Sache  ein  in  Staatsangelegenheiten  Abwesender  durch  Ersitzung 
an  sich  brachte,  den  Besitz  seiner  durch  Jenen  ersessenen 
Sache  wieder  erlangt  hat,  so  steht  ihm,  wenn  er  auch  nach- 
her ihrer  nochmals  verlustig  geworden,  keine  zeitliche,  son- 
dern eine  immerwährende  Klage  zu. 

32.  MODESTIN,  lib.  IX.  Itegidar.  —  Als  in  Staats- 
angelegenheiten abwesend  wird  auch  derjenige  angesehen, 
welcher  aus  der  Hauptstadt  abgereist  ist,  wenn  er  auch  noch 
nicht  in  die  Provinz  abgegangen  sein  sollte40);   aber  auch 


40)  DerRecensent  in  der  Leipziger  Literaturzeitung  (Kriegel) 
hat  gegen  diese  Uebersetzung  behauptet,  dass  provincia  hier 
so  viel  bedeute  als  Italia  xca  ^o/^v,  nämlich  die  suburbica- 
riae  regiones.  Abgesehen  davon ,  dass  zwar  Italia  in  der  Be- 
deutung von  dem  Umkreis  um  Rom  bis  ad  centesimmn  milia- 
rium  vorkommt,  (s.  J.  Gothofred.  ad  Cod.  Theodos.  IX. 
1.  13.  (Not.)  XI.  i.  6.  (Commentar  p.  15b)  eod.  9.  (p  I9i>). 
XI.  16.  9.  Comment.  (p.  127.  ed.  Ritter.)  für  provincia  mir 
aber  aller  Mühe  ungeachtet  kein  Beleg  vorgekommen  ist, 
zeigt  auch  der  Nachsatz,  dass  diese  Stelle  zunächst  aus- 
drücklich von  Consulen  und  Legaten  zu  verstehen  sei,  wie 
unter  provincia  hier  nur  deren  Provinz,  also  in  der  aller- 
gewöhnlichste«  Bedeutung  gebraucht  ist.  Bynkershoek, 

33  * 
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derjenige)  welcher  dabin  abgegangen  ist,  bis  er  nach  der 
Hauptstadl  zurückkehrt ;  und  dies  bezieht  sieb  auf  die  Procon- 
gliln  und  ibre  Legaten,  sowie  auf  diejenigen,  welche  den  Pro- 
vinzen vorstehen,  oder  solche  Procuratoren  der  Kaiser,  welche 
in  den  Provinzen  zurückgehalten  werden,  ferner  auf  Militär- 
tribunen und  Präfecten  und  die  Personen  des  Gefolges  der 
Legaten,  welche  [riieksichtlich  ihrer  Besoldung]  an  die  Staats- 
casse  gewiesen,  oder  in  das  Verzeichniss  des  Kaisers  einge- 
tragen 4  *)  worden  sind. 

33.  MODESTIN.  lib.  sing-,  de  Enucl.  casibys.  —  Unter 
denjenigen,  welche  in  Folge  der  allgemeinen  Clausel  [des 
Edicts]  Beistand  erlangen,  wird  auch  der  Sachwalter  des  Fis- 
cus  mit  aufgezahlt.  §.  1.  Dass  diejenigen,  welche  mit  Ab- 
kürzungen die  Verhandlungen  der  Präsidenten  niederschreiben, 


Observ.  VI.  18  (der  beiläufig*  die  Emendationen  von  Cnjac. 
Obs.  12.  33.  in  der  Lesart  widerlegt),  hat  auch  die  schon 
von  der  Glosse  aufgestellte  Interpretation ,  welche  sogar 
die  Basil.  bestärken,  provincia  für  Italia  zu  nehmen,  genü- 
gend widerlegt.  Allein  unter  Urbs  die  meiropoh's  provinciae 
mit  ihm  hier  zu  verstehen ,  kann  ich  mich  nicht  entschliessen; 
man  müsste  ja  zwei  Zeilen  darauf  Urbs  (wo  es  entschieden 
Born  ist)  in  anderer  Bedeutung  nehmen ,  und  dass  Modestin 
so  willkührlich  gewechselt  habe,  lässt  sich  doch  nicht  an- 
nehmen. Ich  verstehe  nondum  provinciam  excesserii ,  noch 
nicht  in  die  Provinz  abgegangen ,  d.  h.  auf  der  directen  Reise 
dahin  begriffen  ist.  Zum  Ueberfluss  könnte  man  durch  Gemi- 
nation des  nondvM  ein  in  herausbringen;  das  sed  et  is  etc. 
bedeutet  aber,  dass  der  wirkliche  Zustand  der  Abwesenheit 
bis  zur  Zurückkunft  dauere.  Die  Gründe  für  diese  Erklä- 
rung  scheinen  mir  aus  der  Natur  der  Sache  zu  resultiren, 
sobald  man  festhält,  dass  nur  die  Proconsules  u.  s.  w.  ge- 
ineint sind  (weshalb  ich  et  hoc pertinet  nicht  mit  Bynkers- 
hoek  für  etiam,  sondern  ganz  einfach  verstehe).  Byn- 
kershoek's  Ausicht,  prov.  excesserit  heisse:  noch  nicht 
aus  der  Provinz  abgegangen,  würde  darum  verwerflich 
sein  ,  weil  doch  vernünftiger  Weise  nicht  gezweifelt  werde», 
ja  gar  nicht  in  Frage  kommen  kann,  ob  ein  Proconsul,  so 
lange  er  in  provincia  ist,  reipubl.  caussa  abwesend  sei!  — 
Allerdings  könnte  aber  dies  wohl  in  Frage  kommen,  ob  Je- 
mand als  absens  zu  betrachten  sei,  der  zwar  aus  Rom  her- 
aus, aber  noch  nicht  in  die  Provinz  abgegangen  ist.  Da  nun 
dem  Sinn  zufolge  offenbar  die  betheiligte  Person  in  Italien 
zunächst  sich  allerdings  aufhalten  müsste,  so  mag  hieraus 
die  Ansicht  der  Glosse  entstanden  sein.  Es  ist  auch  der 
Ausdruck,  den  Modestin  gebraucht,  ganz  dem  natürlichen 
Gedankengang  angemessen  ;  „er  ist  aus  Rom  abgereist,  aber 
noch  nicht  in  die  Provinz  abgegangen,"  lässt  ganz  gewiss 
schliessen,  er  verweilt  noch  in  Italien  auf  seinen  Gütern, 
ordnet  seine  Geschäfte  u.  s.  w. 
41)  Denn  bei  andern  würde  der  Begriff  des  reipublicae  caussa 
absens  wegfallen. 
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nicht  in  Staatsangelegenheiten  abwesend  sind,  ist  gewiss42). 

2.  Aerzte  der  Soldaten  können,  weil  der  Dienst,  den  sie 
leisten,  nicht  nur  dem  Staate  Vortheil  gewährt,  sondern  auch 
ihnen  keinen  Nachtheil  verursachen  darf,  die  Hülfe  der  Wie- 
dereinsetzung- in  den  vorigen  Stand  in  Anspruch  nehmen. 

34.  JAVOLEN.  lib.  XV.  Cassio.  —  Wenn  ein  Sol- 
dat nach  empfangenem  Urlaube  sich  zu  Hause  auf  halt,  so  scheint 
er  nicht  in  Staatsaugelegenheiten  abwesend  zu  sein.  §.  1.  Der- 
jenige, welcher  auf  einem  Zollamte,  welches  [zur  Erhebung] 
der  Staatseinkünfte  verpachtet  worden  ist,  Dienste  leistet,  ist 
nicht  in  Staatsangelegenheiten  abwesend. 

35.  PAUL.  lib.  III.  ad  leg.  Jul.etPap,  —  Die,  welche 
abgesendet  werden,  um  Soldaten  [irgend  wohin]  zu  führen, 
oder  zurückzuführen,  oder  für  Anwerbung  derselben  zu  sor- 
gen, sind  in  Staatsangelegenheiten  abwesend.  §.  1.  Diejenigen 
auch,  welche  zur  Beglückwünschung  des  Kaisers  abgeschickt 
worden  sind.  §.  2.  Desgleichen  ein  Procurator  des  Kaisers, 
[und  zwar]  nicht  blos  ein  solcher,  dem  die  Besorgung  aller 
Angelegenheiten  in  irgend  einer  Provinz  übertragen  worden, 
sondern  auch  wenn  die  einzelner  Geschäfte.  Es  werden  mit- 
hin alsdann  mehrere  daselbst  [befindliche]  Procuratoren  ver- 
schiedener Angelegenheiten  als  in  Staatsangelegenheiten  abwe- 
send angesehen.  §.3.  Auch  der  Prafect  von  Aegypten  ist  in 
Staatsaugelegenheiten  abwesend,  wie  auch  jeder,  welcher  aus 
einem  andern  Grunde  in  Staatsangelegenheiten  sich  aus  der 
Hauptstadt  entfernt  hat.  §.  4.  Auch  in  Beziehung  auf  die  in 
der  Hauptstadt  garnisonirenden  Soldaten  hat  der  verewigte 
Kaiser  Pius  dasselbe  verordnet.  §.  5.  Es  ist  rücksichtlich 
desjenigen,  welcher  zur  Zügelung  schlechter  Menschen  4  3)  ab- 
geschickt ist,  die  Frage  erhoben,  ob  er  in  Staatsangelegenhei- 
ten abwesend  sei ,  und  die  bejahende  Meinung  angenommen 
worden.  §.  6.  Desgleichen  ein  solcher,  der  kein  Soldat  ist, 
wenn  er  sich  in  den  Feldzug  auf  Befehl  des  Consnlars  bege- 
ben hat  und  daselbst  in  der  Schlacht  umgekommen  ist ;  denn 
es  muss  seinem  Erben  Hülfe  geleistet  werden.  §.  7.  Wer  in 
Angelegenheiten  des  Staats44)  nach  Rom46)  gereiset,  ist  als 
in  Staatsangelegenheiten  abwesend  anzusehen.  Aber  auch 
wenn  Jemand  ausserhalb  seines  Vaterlandes  in  Angelegenheiten 
des  Staats  eine  Reise  unternommen  hat,  ist  er,  sollte  ihn  auch 
sein  Weg  durch  die  Hauptstadt  führen,  doch  in  Staatsangelegen- 

42)  S.  Glück  XVIII.  280  [80], 

43)  Räuberbanden  u.  s.  w. 

44)  Reipubl.  caussa  wird  in  den  folgenden  §§.  mehrmals  in 
speciellster  Bedeutung  für  das  Interesse  einzelner  Proviuzeu 
gebraucht;  daher  statt  dieser  auch  patria. 

45)  Aus  der  Proviuz. 
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hellen  abwesend.  §.  8.  Desgleichen  wird  derjenige,  welcher 
in  einer  Provinz  ist,  sobald  als  er  nur  aus  seiner  Behausung 
abgereist  ist,  oder,  wenn  er  etwa  in  jener  Provinz  lebt,  um 
an  der  eigentlichen  Verwaltung  Theil  zu  nehmen,  die  Ver- 
waltung begonnen  hat,  einem  Abwesenden  almlich  gehalten. 
§.  9.  Auch  wenn  Jemand  sich  in  das  Lager  begibt  und  [von 
da]  zurückkehrt,  ist  er  in  Staatsangelegenheiten  abwesend, 
indem  derjenige,  welcher  wirkliche  Kriegsdienste  zu  leisten 
im  Begriff  steht,  in  das  Lager  gehen  und  von  da  zurückkeh- 
ren inuss.  Vivianus  schreibt,  Proculus  habe  den  Bescheid 
gegeben,  dass  ein  Soldat,  welcher  mit  Urlaub  abwesend  ist, 
während  er  nach  Hause  geht  oder  zurückgeht,  in  Staatsange- 
legenheiten abwesend,  wahrend  er  sich  aber  zu  Hause  auf  halt, 
nicht  in  Staatsangelegenheiten  abwesend  sei. 

36.  ULP.  lib.  VI.  ad  leg.  Jul  et  Pap.  —  Als  in  Staats- 
angelegenheiten Abwesende  sehen  wir  einzig  und  allein  die- 
jenigen an,  welche  nicht  ihres  Vortheils  halber,  sondern  durch 
Notwendigkeit  bewogen,  abwesend  sind. 

37.  PAUL.  lib.  III.  ad  leg.  Jul  et  Pap.  -—  Diejenigen, 
welche  in  ihrer  Provinz  über  die  durch  die  Constitutionen  be- 
stimmte Zeit  hinaus  als  Gerichtsbeisitzer  verweilen ,  werden 
nicht  als  in  öffentlichen  Angelegenheiten  Abwesende  angesehen. 

38.  ULP.  lib.  VI.  ad  leg.  Jul  et  Pap.  —  Wenn  Jeman- 
dem der  Kaiser  durch  eine  besondere  Vergünstigung  gestattet 
haben  sollte ,  in  seiner  Provinz  Gerichtsbeisitzer  zu  sein ,  so 
halte  ich  dafür,  dass  er  in  Staatsangelegenheiten  abwesend  sei; 
wenn  er  aber  dies  ohne  solche  Erlaubniss  gethan  haben  sollte, 
so  werden  wir  folgerecht  behaupten,  dass  er,  da  er  sich  eines 
Vergehens  hierdurch  schuldig  gemacht  hat,  die  Vorrechte  dem- 
jenigen nicht  habe,  welche  in  Staatsangelegenheiten  abwesend 
sind.  §.  1.  Es  wird  Jemand  so  lange  als  in  Staatsangelegen« 
heiten  abwesend  anzusehen  sein,  als  er  irgend  einem  Amte 
vorsteht;  sobald  das  Amt  zu  Ende  gegangen  ist,  hört  er  auf, 
in  Staatsangelegenheiten  abwesend  zu  sein.  Aber  für  seine 
Rückhehr  werden  wir  ihm  gleich  von  da  an,  wo  er  aufhörte, 
in  Staatsangelegenheiten  abwesend  zu  sein,  so  viel  an  Zeit 
berechnen,  als  er  wirklich  brauchte,  um  in  die  Hauptstadt 
zurückzukehren;  und  es  wird  der  Billigkeit  angemessen  sein, 
ihm  diejenigen  Zeitfristen  zu  gestatten,  welche  das  Gesetz  den 
Rückkehrenden  bewilligt  hat.  Demnach  bezweifeln  wir  nicht, 
dass,  wenn  er  irgend  wohin  seiner  Angelegenheiten  halber 
sich  vom  geraden  Wege  entfernt  haben  sollte ,  die  [darauf  ver- 
wendete] Zeit  ihm  nicht  zu  gute  komme,  und  wir  werden, 
nach  angestellter  Ausrechnung  derjenigen  Zeit,  binnen  welcher 
er  hatte  zurückkehren  können,  behaupten,  dass  er  gleich  [vom 
Ablaufe  dieser  Zeit  an]  aufgehört  habe,  in  Staatsangelegenheiten 
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abwesend  zu  sein.  Dagegen  aber  wird,  wenn  er  etwa  durch 
körperliches  Unwohlsein  gehindert,  seine  Keise  nicht  fortsetzen 
konnte,  billige  Rücksicht  genommen  werden,  wie  sie  ja  auch 
auf  Winter,  Schifffahrt  und  alles  Uebrige,  was  sich  durch  rei- 
nen Zufall  ereignet,  genommen  zu  werden  pflegt. 

39.  ULP.  üb.  I.  &ente?it.  —  Wer  im  Begriff,  sich  in 
Staatsangelegenheiten  zu  entfernen,  einen  Geschäftsbesorger, 
durch  den  er  vertheidigt  werden  konnte,  zurückgelassen  hat, 
wird,  wenn  er  in  den  vorigen  Stand  wieder  eingesetzt  werden 
will,  nicht  gehört. 

40.  ULP.  lib.  V.  Opin*  —  Wenn  einem  Soldaten  irgend 
eine  Öffentliche  Anklage  zustehen  sollte ,  so  wird  dieselbe 
während  der  Zeit,  wo  er  dem  Staate  Dienste  leistete,  nicht 
[durch  Verjährung]  aufgehoben.  §.  J.  Alles,  was  während 
der  Zeit,  wo  Jemand  in  Folge  einer  ihm  zuerkannten  Strafe, 
gegen  welche  er  nachher  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 
Stand  erlangte,  auf  einer  Insel  sich  aufgehalten  hat,  als  von 
seinem  Vermögen ,  das  ihm  nicht  [zur  Strafe]  entzogen  worden 
war,  durch  einen  Andern  in  Besitz  genommen  dargethan  wor- 
den ist,  inuss  wieder  in  sein  voriges  Verhältniss  zurückgebracht 
werden. 

41.  Id.  lib.  XXXV.  Digest.  —  Wenn  Jemand  dem  Ti- 
tius  etwas  [unter  der  Bedingung],  wenn  er  zur  Zeit  seines 
Todes  in  Italien  sich  befände,  oder  auf  so  viele  einzelne  Jahre, 
als  welche  er  in  Italien  verbringen  würde,  vermacht  hat  und 
diesem  [Titiiis]  Beistand  geleistet  worden  ist,  weil  er,  wäh- 
rend seiner  Abwesenheit  in  Staatsangelegenheiten,  vom  Ver- 
mächtnisse ausgeschlossen  worden  ist,  so  wird  derselbe  auch 
genolhigt,  das  ihm  [vom  Erblasser]  aufgegebene  Fideicouimiss 
auszuzahlen.  Marcellus  bemerkt  dabei:  denn  wer  hat  es 
je  in  Zweifel  gezogen,  dass  dem  Soldaten,  unbeschadet  der 
Gültigkeit  der  Vermächtnisse  und  Fideicommisse ,  eine  Erbschaft 
wieder  zugesprochen  werde,  welcher  er  deshalb  verlustig  ge- 
worden ist,  weil  er  in  Staatsangelegenheiten  sich  abwesend 
befunden  hat  ? 

42.  ALFENUS  lib.  V.  Digest.  —  Es  wird  ohne  Grund 
gesagt,  dass  derjenige  in  Staatsangelegenheiten  abwesend  sei, 
wer,  um  ein  Privatgeschäft  zu  betreiben,  sich  auf  einer  Ge- 
sandtschaft befindet. 

43.  AFK1CAN.  lib.  VII.  Quaest.  —  Wenn  Jemand  von 
einem  Andern  auf  so  viele  einzelne  Jahre,  als  entweder  er 
selbst  oder  der  Versprechende  sich  in  Italien  aufhalten  werde, 
etwas  stipulirt  hat,  und  Einer  von  Beiden  in  Staatsangelegen- 
heiten abwesend  zu  sein  angefangen  haben  sollte,  so  hat  der 
Prätor  die  Verpflichtung,  eine  analoge  Klage  einzuführen. 
Dasselbe  werden  wir  auch  dann  behaupten,  wenn  die  Stipu- 
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lation  so  obgefasst  worden  ist:  wenn  er  sich  innerhalb 
der  nächsten  fünf  Jahre  in  Rom  befunden  haben 
wird;  oder  so:  wenn  er  sich  in  Rom  nicht  befunden 
haben  wird,  gelobst  du  mir  hundert? 

44.  PAUL.  lib.  I.  ad  Sabin.  —  Der  in  Staatsangelegen- 
heiten Abwesende  wird,  wenn  er  in  Bezug  auf  einen  solchen 
Gegenstand  Verlust  erfahren  hat,  rücksichtlich  dessen  er  auch, 
wenn  er  nicht  in  Staatsangelegenheiten  abwesend  gewesen  wäre, 
Schaden  erlitten  haben  würde,  in  den  vorigen  Stand  nicht 
wieder  eingesetzt. 

45.  SCAEV.  Hb.  I.  Regal.  —  Alle  Soldaten,  die  ohne 
Gefahr  [zur  Strafe  ihr  Leben  zu  verlieren]  sich  nicht  von 
ihren  Feldzeichen  entfernen  können,  werden  als  in  Staats- 
angelegenheiten Abwesende  angesehen. 

46.  MARCIAJY.  lib.  IL  ReguL  ~  Derjenige,  welcher 
in  Staatsangelegenheiten  abwesend  war,  ist,  wenn  er  sich 
über  einen  erlittenen  Schaden  mit  Grund  beklagt,  selbst  gegen 
denjenigen,  welcher  gleichermaassen  in  Staatsangelegenheiten 
sich  abwesend  befunden  hat,  in  den  vorigen  Stand  wieder 
einzusetzen, 

Siebenter  Titel. 
De  alienatione  judicii  mut  andi  causa  facta. 
(Von  der  unternommenen  Ver'äusserung  zur  Veränderung  eines 
Rechtsstreits**)  [in  Ansehung  der  parteilichen  Verhältnisse],  47) 

1.  GAJ.  lib.  IV.  ad  Ed.prov.  —  Auf  alle  Weise  strebt 
der  Proconsul  dahin,  dass  Niemandes  Rechtssache  durch  eine 
fremde  Handlung  in  eine  schlimmere  Lage  komme.  Und  da 
er  einsah,  dass  bisweilen  der  Ausgang  eines  Verfahrens  da- 
durch für  uns  nachtheiliger  werde,  dass  uns  ein  anderer  Geg- 
ner gegenübergestellt  worden,  so  sorgte  er  auch  für  diesen 
Fall  [durch  die  Verfügung],  dass,  wenn  Jemand  durch  Ver- 
äusserung  der  [streitigen]  Sache  uns  einen  andern  Gegner  an 
seine  Stelle  eingesetzt  und  dies  mit  Vorsatz  zu  unserm  Nach- 
theile gethan  haben  sollte,  derselbe  uns  zu  soviel  vermöge 
einer  Klage  auf  das  Geschehene  gehalten  sein  solle,  wie  unser 
Interesse  es  erheischte,  einen  andern  Gegner  nicht  gehabt  zu 
haben.  §.  1.  Er  wird  mithin,  wenn  er  uns  einen  Menschen 
aus  einer  andern  Provinz  oder  einen  Mächtigeren  als  Wider- 
sacher entgegengestellt  haben  sollte,  gehalten  sein 5 

46)  Alienatio  judicii  tnutandi  causa  facta  ist  (nach  Glück  VI. 
S.  54)  eine  Veräusserung ,  die  zum  Nachtheüe  eines  Dritten 
in  der  Absicht  unternommen  worden  ist,  damit  derselbe  einen 
Andern  zum  Gegner  bekomme»  möge,  durch  den  ihm  die 
Verfolgung  seines  Rechts  erschwert  oder  gar  vereitelt  wird. 

47)  Vor  der  Litiscoutestation. 
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2.  ULP.  Üb.  XIII.  ad  Ed.  —  oder  einen  Andern,  wel- 
cher die  Absicht  der  Chicane  bat; 

3.  GAJ.  üb.  IV.  ad  Ed»  prov,  —  weil ,  wenn  ich  auch 
mit  demjenigen,  der  einer  andern  Provinz  angehört,  mich  in 
Rechtsstreit  einlassen  woilte,  ich  diesen  Rechtsstreit  in  seiner 
Provinz  beginnen  muss,  und  weil  wir  einem  Mächtigeren  nicht 
gleichstehen  können.  §.  1.  Auch  in  dem  Falle,  wenn  er  einen 
Sclaven,  auf  den  unsere  Forderung  gerichtet  war,  freigelassen 
haben  sollte,  wird  unsere  Lage  nachtheiiiger ,  weil  ja  die 
Prätoren  die  Freilassungen  begünstigen.  §.  2.  Desgleichen  ist, 
wenn  du  den  Platz,  wo  du  einen  Bau  vorgenommen  hast, 
wegen  dessen  du  dem  Interdict  Was  mit  Gewalt  oder 
heimlich  oder  der  Klage  auf  Abhaltung  des  Regen wassers 
ausgesetzt  wärest,  veräussert  hast,  unsere  Lage  als  nachtheiii- 
ger anzusehen ;  denn  wenn  mittelst  deren  gegen  dich  geklagt 
würde,  so  müsstest  du  den  Bau  auf  deine  Kosten  wieder  ein- 
reissen,  jetzt  aber,  da  mir  die  Klage  gegen  einen  Andern, 
als  den,  welcher  den  Bau  vorgenommen  hat,  zuständig  wird, 
werde  ich  genöthigt,  [den  Bau]  auf  meine  Kosten  zu  zerstören, 
weil  derjenige,  welcher  das,  was  ein  Anderer  erbaut  hat, 
besitzt,  blos  in  soweit  jenen  Rechtsmitteln  ausgesetzt  ist,  dass 
er  die  Vernichtung  jenes  Baues  zugeben  muss.  §.  3.  Auch 
wenn  ich  Einsprache  gegen  einen  Neubau  erhoben  habe,  du 
aber  den  Platz  veräussert  und  der  Käufer  die  Bauveränderung 
unternommen  hat,  wird  behauptet,  dass  du  dieser  Klage48) 
unterworfen  bist,  indem  ich  nämlich  weder  gegen  dich  aus 
dem  Einspruch  wegen  Neubaues  Klage  erheben  könne,  weil 
du  nichts  gebaut  hast,  noch  gegen  denjenigen,  dem  du  den 
Platz  verkauft  hast,  indem  gegen  ihn  kein  Einspruch  erhoben 
worden  ist.  §.  4.  Daraus  wird  es  verständlich ,  dass  der  Pro- 
consul  verspricht,  er  werde  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 
Stand  so  gewähren,  dass  vermöge  dieser  Klage  der  Kläger 
durch  den  Richter  von  Amtswegen  soviel  erlange,  wie  ihm 
daran  gelegen  ist,  einen  andern  Gegner  nicht  gehabt  zu  ha- 
ben; z.B.  wenn  er  [besondere]  Kosten  verwendet,  oder  irgend 
eine  andere  Unannehmlichkeit  zu  ertragen  haben  würde,  wenn 
ein  anderer  Widersacher  ihm  entgegengestellt  worden  wäre. 
§.5.  Was  findet  nun  dann  Statt,  wenn  derjenige,  gegen  wel- 
chen eine  solche  Klage  zusteht,  bereit  sein  sollte,  sich  eben  so, 
als  ob  er  sich  im  Besitze  [der  streitigen  Sache]  befände,  einer 
analogen  Klage  zu  unterwerfen?  Mit  Recht  sagt  man,  dass 
gegen  ihn  die  Klage  aus  diesem  Edicte  alsdann  zu  verweigern  sei. 


48)  Unter  welcher,  wie  namentlich  Accursius  und  Anton 
Faber  annehmen,  die  oben  erwähnle  actio  in  factum,  welche 
das  Proviucial - Edict  gestattet,  zw  verstehen  "ist. 
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4.  ULP.  lib.  XIII.  ad  Ed.  —  Desgleichen  kommt  dann, 
wenn  Sachen  durch  denjenigen,  an  welchen  sie  veräussert  wor- 
den waren,  ersesseu  worden  sind,  und  ihm  daher  nicht  ab- 
verlangt werden  können,  dieses  Edict  zur  Anwendung-.  §.  I. 
Ferner  kann  es  sich  auch  ereignen ,  dass  Jemand  zwar  ohne 
Arglist  [die  streitige  Sache]  zu  besitzen  aufgehört  habe,  dass 
dies  aber  doch  der  Veränderung-  des  Rechtsstreites  halber  ge- 
schehe. Es  gibt  noch  mehrere  andere  Fälle  dieser  Art.  Es 
?vann  aber  auch  Jemand  mit  Arglist  aufhören,  zu  besitzen, 
und  dies  doch  nicht  der  Veränderung  des  Rechtsstreites  halber 
gethan  haben ,  und  also  diesem  Edicte  nicht  unterworfen  sein ; 
so  nimmt  derjenige  keine  Veräusserung  vor,  wer  nur  den  Be- 
sitz aufgibt.  Doch  missbilligt  der  Prätor  das  Verfahren  desje- 
nigen keineswegs,  welcher  eine  Sache  nur  deshalb  nicht  be- 
halten wollte,  um  wegen  ihr  nicht  öfters  Rechtsstreitigkeiten 
führen  zu  müssen,  denn  eine  solche  bescheidene  Denkungsart 
dessen,  der  Rechtsstreitigkeiten  verabscheut,  ist  nicht  zu  tadeln, 
sondern  blos  [das  Verfahren]  desjenigen,  welcher,  indem  er 
die  [streitige]  Sache  haben  will,  den  Rechtsstreit  darüber 
einem  Andern  überträgt,  um  an  seine  Stelle  einen  beschwer- 
lichen Gegner  zu  schieben.  §.2.  Pedius  sagt  im  nennten 
Buche,  dass  dieses  Edict  [des  Proconsuls]  sich  nicht  blos  auf 
die  lieber! ragung"  des  Eigenthumsrechts ,  sondern  auch  des  Be- 
sitzes beziehe;  widrigenfalls,  spricht  er,  wird  derje- 
nige, gegen  wen  dingliche  Klage  erhoben  wor- 
den ist,  wenn  er  sich  des  Besitzes  begeben  hat, 
nicht  gehalten  sein.  §.3.  Wenn  aber  Jemand  wegen 
Krankheit,  Alters  oder  notwendiger  Beschäftigungen  seinen 
Rechtsstreit  einem  Andern  übertragen  haben  sollte,  so  befindet 
er  sich  nicht  in  der  Lage,  dass  er  nach  diesem  Edicte  gehal- 
ten sei ,  da  in  diesem  Edicte  der  Arglist  Erwähnung  geschieht. 
Ausserdem  müsste  es  auch  untersagt  sein,  durch  Gesehäfts- 
besorger  Rechtsstreitigkeiten  zu  führen,  da  auf  sie  meistens 
aus  einer  rechtmässigen  Ursache  das  Eigen  thumsrecht  selbst 
[am  Rechtsstreit]  übertragen  wird.  §.  4.  Auch  auf  die  Gerecht- 
same der  Grundstücke  bezieht  sich  dieses  Edict,  wenn  nämlich 
die  Veräusserung  mit  Arglist  geschieht.  §.  5.  Diese  Klage 
[aus  dem  Edicte]  ist  auf  das  Interesse  gerichtet;  demnach  fällt, 
wenn  die  [in  Frage  stehende]  Sache  nicht  dem  Kläger  angehörte, 
oder  wenn  der  [Sclav]  ,  welcher  verkauft  wurde,  ohne  die  Schuld 
[des  Käufers]  gestorben  ist,  die  Klage  weg,  es  müsste  denn  der 
Kläger  ausserdem  noch  ein  Interesse  haben.  §.  6.  Diese  Klage 
ist  nicht  auf  eine  Strafe  gerichtet,  sondern  bezweckt  eine  nach 
dem  Ermessen  des  Richters  [zu  gestattende]  Wiedererlangung  der 
[streitigen]  Sache;  weshalb  sie  auch  dem  Erben  [des  Klägers] 
bewilligt  werden  wird,  gegen  den  Erben  aber, 
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5.  PAUL.  lib.  XI.  ad  Ed.  —  oder  einen  ähnlichen  [Nach- 
folger des  Beklagten] , 

6.  ULP.  lib.  XIII.  ad  Ed,  —  oder  nach  Jahresfrist  wird 
sie  nicht  bewilligt  werden ; 

7.  GAJ.  lib.  IV.  ad  Ed.  prov,  —  weil  sie  zwar  nur  die 
Wiedererlangung  der  Sache  bezweckt,  jedoch  in  Folge  einer 
unerlaubten  Handlung  gestattet  zu  werden  scheint. 

8.  PAUL.  lib.  XII.  ad  Ed.  —  Diesem  Edicte  zu  Folge 
ist  auch  derjenige  gehalten,  welcher  die  [streitige]  Sache  aus- 
liefert, wenn  er  nicht  [zugleich]  nach  dem  Ermessen  des  Rich- 
ters die  frühere  Lage  des  Rechtsstreites  wieder  herstellt.  §.  1. 
Der  Prator  sagt :  oder  diejenige  Veräusserung, 
welche  zur  Veränderung  des  Rechtsstreites 
[in  Ansehung  der  parteilichen  Verhältnisse] 
unternommen  worden  sein  wird,  dies  bezeichnet 
[den  Fall],  wenn  sie  eines  künftigen  Rechtsstreites,  nicht  aber 
eines  solchen,  der  schon  eingetreten  ist,  wegen  geschieht. 
§.2.  Eine  Veräusserung  nimmt  man  auch  von  Seiten  dessen  an, 
der  eine  fremde  Sache  verkauft  hat.  §.  3.  W^nn  aber  Jemand 
dadurch,  dass  er  einen  Erben  einsetzt  oder  ein  Vermächtnis« 
errichtet,  etwas  veräussert,  so  wird  von  diesem  Edicte  keine 
Anwendung  gemacht  werden.  §.  4.  Wenn  Jemand  etwas  ver- 
äussert, dann  aber  wieder  an  sich  gebracht  hat,  so  wird  er 
nicht  nach  diesem  Edicte  gehalten  sein.  §.  5.  Wer  seinen  Ver- 
käufer zur  Zurücknahme  [des  gekauften  Sclaven]  nö'thigt,  scheint 
nicht  eine  Veräusserung  zur  Veränderung  des  Rechtsstreites 
vorzunehmen , 

9.  PAUL.  lib.  I.  ad  Ed.  aedil.  cnrul.  -  -  weil  nach  der 
Zurücknahme  des  Sclaven  das  ganze  bisherige  Verhäitniss  auf- 
gelost wird.  Aus  diesem  Grunde  ist  von  demjenigen,  wer  den 
Verkäufer  zur  Zurücknahme  nothigt,  nicht  anzunehmen,  dass 
er  dies  der  Veränderung  des  Rechtsstreites  halber  thue,  er 
inüsste  sie  denn  eben  in  dieser  Absicht  zurückgeben ,  indem  er 
sie  ausserdem  nicht  zurückgestellt  haben  würde. 

10.  ULP.  lib.  XII.  ad  Ed.  —  Denn  auch  dann,  wenn 
ich  als  Verpflichteter  das  entrichtet  habe,  was  du  von  mir  ein- 
zuklagen im  Begrilfe  standest,  wird  dieses  Edict  ohne  Anwen- 
dung bleiben.  §.  1.  Wenn  die  Veräusserung  vom  Vormunde 
des  Unmündigen  oder  vom  Agnaten  des  Wahnsinnigen  [als 
dessen  Curator]  ausgegangen  sein  sollte,  so  findet,, weil  [sol- 
che Personen]  nicht  selbst  den  Plan  zu  einem  solchen  hinter- 
listigen Verfahren  fassen  können,  [gegen  sie]  nur  eine  analoge 
Klage  Statt. 

11.  Id.  lib.  V.  Qpin.  —  Als  ein  Soldat  verlangte,  in 
eigenem  Namen  den  Rechtsstreit  über  Besitzungen,  welche  er 
geschenkt  bekommen  zu  haben  behauptete,  führen  zu  dürfen, 
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wurde  ihm  der  Bescheid  gegeben,  dass,  wenn  die  Schenkung 
in  der  Absicht  einer  Veränderung  des  Rechtsstreits  gemacht 
worden  wäre,  der  frühere  Eigenthümer  den  Rechtsstreit  führen 
müsse,  so  dass  man  [folglich]  der  Ansicht  ist,  er  habe  mehr 
die  Sache  als  den  Rechtsstreit  wegen  ihr  auf  den  Soldaten 
übertragen  4  9). 

IM.  MARCIAN.  lib.  XIV.  Instit.  —  Wenn  Jemand  zur 
Vermeidung  der  Klage  auf  Theilung  eines  Gemeinguts  seinen 
Antheil  50)  verkauft  haben  sollte,  z.B.  damit  ein  mächtigerer 
Käufer  auf  dem  Wege  des  Meistgebots  den  [ganzen]  Gegen- 
stand wohlfeiler  erlange,  und  er  dadurch  selbst  ihn  [vom  Käu- 
fer] Wieder  bekomme,  so  wird  ihm  durch  das  Licinische  Ge- 
setz untersagt,  sich  selbst  der  Theilungsklage  zu  bedienen61). 
Er  selbst  also  wird ,  wenn  er  seinen  Theil  an  der  [gemein- 
schaftlichen] Sache  veräussert  hat,  und  die  Theilungsklage  an- 
stellen will ,  damit  nicht  gehört  werden ;  der  Käufer  aber 
wird,  wenn  er  klagen  will,  daran  durch  den  Theil  des  Edicts 
behindert,  worin  verordnet  ist,  dass  keine  Veräusserung  zur 
Veränderung  des  Rechtsstreits  Statt  finden  solle. 

Achter  Titel. 

De  r  e  c  epti  s  S2)  ,  qui  arbitriüm  reeepernnt, 
nt  sent  en\iam  die  a  n  t. 
(Von  den  Vertrügen  mit  den  Schiedsricliiern  [und  davori\,  dass 
diejenigen ,  welche  durch  Vertrag  die  Entscheidung  einer  Streit- 
sache übernommen  haben }  ihren  yiusspruch  f  üllen  sollen.) 

1.  PAUL.  üb.  II.  ad  Ed.  —  Der  Vertrag  zwischen  den 
Parteien  zur  Wahl  eines  Schiedsrichters  bewirkt  ein  recht- 


49)  S.  über  diese  Stelle  die  verschiedenen  Casus  der  Glosse, 
die  selbst  den  ältesten  von  Yivian.  vorzieht. 

50)  Rem,  s.  Glück  VI.  58. 

51)  Diese  Umstellung  der  Satze  in  obigem  Fragment  ist  für 
den  Sinn  erspräesslich,  s.  Ranchiii.  T.  O.  V.  971. 

52)  Receptum  ist  ein  Vertrag  zwischen  den  Parteien  und  dem 
Schiedsrichter,  vermöge  dessen  der  letztere  die  Verpflichtung 
übernimmt,  den  ihm  übertragenen  Rechtsstreit  nach  dem  In- 
halte des  compromissum  zu  entscheiden.  Compromissum  fer- 
ner ist  ein  Vertrag  unter  den  Parteien,  vermöge  dessen  sie 
den  uoter  ihnen  obwaltenden  Rechtsstreit  einem  dritten  Sach- 
kundigen (welcher  insgemein  arbiter,  Schiedsrichter,  genannt 
wird)  zur  Entscheidung  überlassen,  und  versprechen,  sich 
seinem  Ausspruche  (arbitriüm  und  bei  den  Neuern  laudum) 
zu  unterwerfen.  Eine  ausdrücklich  auf  alle  und  jede  Streitig- 
keiten unter  den  Parteien  gerichtete  Uebereiukun ft  dieser  Art 
wird  compromissum  plenum  genannt  (cf.  Fr.  2.1.  §.6.  D.h.t.). 
Der  Kürze  wegen  wird  auch  in  der  Ueberselzung  der  Aus- 
druck Compromiss  und  compromittiren  gebraucht 
werden. 
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licLes  Verfahren,  welches  demjenigen  vor  dem  eigentlichen 
Richter  ähnlich  ist  und  bezweckt  die  Beendigung  von  Rechts- 
streitigkeiten. 

2-  ULP.  lib.  IV.  ad  Ed.  —  Es  findet  die  Meinung  Statt, 
dass  aus  einem  Compromisse  keine  Einrede,  sondern  die  For- 
derung einer  Strafe  entspringe. 

3.  Id.  lib.  XIII.  ad  Ed.  —  Labeo  sagt,  dass,  wenn 
nach  eingegangenem  Compromisse  ein  Ausspruch  gefällt  wor- 
den ist,  vermöge  dessen  Jemand  von  der  gegen  ihn  erhobenen 
Vormundschaftsklage  durch  Einen,  welcher  noch  nicht  das 
Älter  von  fünfundzwanzig  Jahren  erreicht  hat,  freigesprochen 
worden  ist,  dies  vom  Prätor  nicht  zu  genehmigen  sei;  auch 
wird  deshalb  eine  Forderung  der  verfallenen  Strafe  nicht  ge- 
stattet werden.  §.  1.  Obwohl  der  Prätor  Niemanden  zwingt, 
das  schiedsrichterliche  Amt  zu  übernehmen,  weil  dies  eine  freie 
und  ungezwungene  und  in  der  Notwendigkeit  der  Rechtspflege 
nicht  mit  begrilfene  Sache  ist,  so  hält  doch  der  Prätor,  wenn 
einmal  Jemand  die  Entscheidung  einer  Streitsache  als  Schieds- 
richter auf  sich  genommen  hat,  dafür,  dass  dieser  Umstand 
zu  seiner  Fürsorge  und  Bekümmerniss  mit  gehöre,  nicht  blos 
deshalb,  weil  sein  Bestreben  dahin  gerichtet  sei,  dass  Rechts- 
streitigkeiten beendigt  werden,  sondern  auch  aus  dem  Grunde, 
weil  diejenigen,  die  Jemanden,  in  der  Meinung,  er  sei  ein 
rechtschaffener  Mann,  als  Entscheider  gewählt  haben,  nicht 
getäuscht  werden  dürften.  Denn  nimm  an ,  dass  ein  Schieds- 
richter, nachdem  die  Streitsache  schon  einmal  und  noch  einmal 
verhandelt  worden  ist,  nachdem  von  Seiten  beider  Parteien 
die  verborgensten  Umstände  enthüllt  worden  und  die  mit  dem 
^vorliegenden]  Rechtsgeschäfte  verbundenen  Geheimnisse  an 
das  Licht  gekommen  sind,  entweder  der  Begünstigung  [einer 
Partei]  nachgebend,  oder  durch  Eigennutz  bestochen,  oder  aus 
irgend  einer  andern  Ursache  keinen  Ausspruch  fällen  wolle; 
kann  dann  irgend  Jemand  in  Abrede  stellen,  es  werde  der 
Billigkeit  höchst  angemessen  sein,  dass  der  Prätor  einschreite, 
damit  jener  die  Obliegenheit,  welche  er  auf  sich  genommen 
hat,  erfülle?  §.2.  Der  Prätor  sagt:  Wer  die  Entschei- 
dung über  die  im  Compromiss  enthaltene  Summe 
übernommen  haben  sollte  S3).  §.3.  Handeln  wir  nun 
von  denjenigen  Personen,  welche  ein  schiedsrichterliches  Amt 
haben.  Zuvörderst  wird  [der  Prätor]  den  Schiedsrichter,  von 
welchem  Range  er  auch  sei,  nöthigen,  das  Amt,  welches  er 
übernommen  hat,  zu  vollführen,  selbst  wenn  er  ein  gewese- 
ner Consul  wäre;  er  müsste  denn  eine  mit  einem  Staatsamte 


63)  Accursius  supplirt  zur  Ergänzung  dieser  Stelle  eum  ar- 
bitrium  et  sententiam  ferre  coga?n. 
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oder  Macht  bekleidete  Person,  z.  B.  ein  Consul  oder  Prä- 
tor, sein,  weil  gegen  eine  solche  [der  Prätor]  keine  Amts- 
gewalt hat. 

4.  PAUL.  lib.  XIII.  ad  Ed.  — -  Denn  Staatsbeamten, 
welche  eine  höhere  oder  gleichstehende  Amtsgewalt  haben, 
können  auf  keine  Weise  [dazu]  genöthigt  werden ;  auch  macht 
es  hierbei  keinen  Unterschied,  ob  sie  das  schiedsrichterliche 
Amt  vor  oder  wahrend  der  Verwaltung  ihrer  Würde  über- 
nommen haben ;  niedriger  stehende  [Staatsbeamten  aber]  können 
genöthigt  werden. 

5.  ULP.  lib.  XIII.  ad  Ed.  —  Aber  auch  ein  Haussohn 
wird  genöthigt  werden. 

0.  GAJ.  lib.  V.  ad  Ed.  prov.  —  Es  kann  anch  sogar 
der  Haussohn  in  einer  Angelegenheit  seines  Vaters  Schieds- 
richter sein;  denn  die  Meisten  sind  ja  der  Meinung-,  dass  er 
auch  [ein  eigentlicher]  Richter  sein  könne. 

7.  ULP.  lib.  Xffl.  ad  Ed.  —  Pedius  im  neunten  und 
Pomponius  im  dreiunddreissigsten  Buche  schreiben,  es  komme 
hierbei  wenig  darauf  an,  ob  Jemand  ein  Freigeborener  oder 
ein  Freigelassener,  ob  ferner  der  Schiedsrichter  ein  Mann 
von  unverletztem  Rufe  oder  mit  Infamie  behaftet  sei.  Bass 
ein  Sclav  nicht  zum  Schiedsrichter  gewählt  werden  könne, 
schreibt  Labeo  im  elften  Buche;  und  dies  ist  wahr.  §.  1. 
Deshalb  sagt  Julianus,  dass,  wenn  Titius  und  ein  Sclav  zu 
Schiedsrichtern  gewählt  worden  seien,  auch  nicht  einmal  Ti- 
tius genöthigt  werden  könne,  einen  Ausspruch  zu  fällen,  weil 
er  zugleich  mit  einem  Andern  sich  dazu  verpflichtet  hat,  ob- 
schon,  setzt  [Julianus]  hinzu,  die  von  einem  Sclaven  ge- 
fällte Entscheidung  an  sich  nichtig"  sei.  Wie  aber,  wenn  nun 
Titius  doch  eine  Entscheidung  gegeben  hätte?  Alsdann  verfällt 
die  Strafe  nicht,  weil  er  den  Ausspruch  nicht  so,  wie  er  es 
im  Vertrage  über  sich  nahm,  gefällt  hat. 

8.  PAUL.  lib.  XIII.  ad  Ed.  —  Wenn  aber  das  Com- 
|>romiss  so  eingegangen  worden  ist,  dass  der  Ausspruch  des 
Einen  oder  des  Andern  gültig  sein  solle,  so  ist  Titius  [zur 
Fällung-  seines  Ausspruches]  zu  nöthigen. 

9.  ULP.  lib.  XIII.  ad  Ed.  —  Wenn  aber  ein  Sclav 
zum  Schiedsrichter  erwählt  worden  ist,  und  als  freier  Mensch 
den  Ausspruch  gefällt  hat,  so  bin  ich  der  Meinung,  dass, 
wenn  er  dies  erst  nach  erlangter  Freiheit  gethan ,  [sein  Aus- 
spruch] unter  Zustimmung  der  Parteien  Gültigkeit  habe.  §.  1. 
Aber  es  darf  weder  ein  Unmündiger,  noch  ein  Wahnsinniger, 
oder  ein  Tauber,  oder  ein  Stummer,  als  Schiedsrichter  erwählt 
werden,  wie  Pomponius  im  dreiunddreissigsten  Buche  schreibt. 
§.  2.  Wer  ein  [öffentlich  angestellter]  Richter*  ist,  dem  wird 
durch  das  Julische  Gesetz  untersagt,  die  schiedsrichterliche  Ent- 
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Scheidung  derjenigen  Streitsache ,  riicksichtlicli  welcher  er  Rich- 
ter ist,  zu  übernehmen,  oder  zuzulassen,  dass  auf  ihn  compro- 
mittirt  werde,  und,  wenn  er  einen  Ausspruch  gefällt  haben 
sollte,  so  ist  keine  Eintreibung  der  Strafe  zu  gestatten.  §.  3. 
Es  gibt  auch  Andere,  welche  nicht  genöthigt  werden,  einen 
Ausspruch  zu  fällen,  z.  B.  wrenn  der  Eigennutz  oder  die  Schänd- 
lichkeit des  Schiedsrichters  offenbar  ist.  §.4.  «Fulianus  sagt, 
dass  wenn  ihn  die  Parteien  für  mit  Infamie  behaftet  erklärt 
haben ,  der  Prätor  ihn  nicht  ohne  Weiteres  entschnldigen  dürfe, 
sondern  erst  nach  untersuchter  Sachlage.  §.  5.  Derselbe  [sagt 
auch],  dass,  wenn  die  Parteien  mit  Verachtung  seines  An- 
sehens zum  [eigentlichen]  Richter, 

10.  PAUL.  üb.  XIII«  ad  Ed*  —  oder  zu  einem  andern 
Schiedsrichter 

11.  ULP.  lib.  XIII.  ad  Ed»  —  gegangen,  bald  aber  zu 
dem  frühern  Schiedsrichter  zurückgekehrt  seien,  der  Prätor 
diesen  nicht  zwingen  dürfe,  ihren  Streit  zu  schlichten,  da  sie 
ihm  den  Schimpf  angethan  hätten ,  ihn  zu  verachten  und  zu 
einem  Andern  zu  gehen.  §.  1.  Der  Schiedsrichter  sei  ferner 
nicht  zu  zwingen,  einen  Ausspruch  zu  fällen,  wenn  nicht  des- 
halb ein  Compromiss  eingegangen  worden  wäre.  §.  2.  Dass 
der  Prätor  eine  durch  Compromiss  festgesetzte  Geld- 
strafe erwähnt,  müssten  wir  nicht  blos  [davon]  verstehen, 
wenn  von  beiden  Seiten  eine  Geldstrafe,  sondern  auch  [da- 
von], wenn  eine  andere  Sache  an  der  Stelle  der  [Geld-]  Strafe 
für  den  Fall,  wenn  eine  der  Parteien  dem  Ausspruche  des 
Schiedsrichters  nicht  Folge  geleistet  haben  werde,  versprochen 
worden  ist,  und  so  schreibt  auch  Pomp  on ins.  Wie  nun, 
wenn  Sachen  beim  Schiedsrichter  unter  der  Verabredung  nie- 
dergelegt worden  sind,  dass  er  sie  demjenigen,  welcher  gesiegt 
haben  werde,  aushändigen,  oder  eine  gewisse  Sache  dann  ge- 
ben solle,  wenn  seinem  Ausspruche  nicht  Folge  geleistet  werde, 
wird  er  dann  zur  Ertheilung  eines  Ausspruchs  genöthigt  wer- 
den dürfen?  und  ich  meine,  dass  er  zu  nöthigen  sei,  eben  so 
auch,  wenn  deshalb  eine  gewisse  Summe  bei  ihm  niedergelegt 
wird.  Demnach  ist,  auch  wenn  die  eine  Partei  eine  Sache, 
die  andere  eine  Geldsumme  unter  der  Form  einer  Stipulation 
versprochen  haben  sollte,  dies  ein  vollkommenes  Compromiss, 
und  der  Schiedsrichter  wird  genöthigt  werden ,  einen  Ausspruch 
zu  thun.  §.  3.  Bisweilen  wird,  wie  Pomponius  schreibt, 
auch  durch  einen  blossen  Vertrag  ein  Compromiss  gültigerweise 
errichtet ;  z.  B.  wenn  beide  Parteien  einander  etwas  schuldeten, 
und  übereingekommen  sind,  dass  diejenige  [Partei],  welche 
dem  Ausspruche  des  Schiedsrichters  nicht  Folge  geleistet  hätte, 
das,  was  ihr  geschuldet  wird,  nicht  solle  fordern  dürfen. 
§.  4.  Desgleichen  »schreibt  «fulianus,  dass  der  Schiedsrichter 
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dann  nicht  zu  nö'thigen  sei,  einen  Ausspruch  zu  tliun,  wenn 
die  eine  Partei  sich  [zu  einer  Strafe]  anheischig  gemacht  habe, 
die  andere  nicht.  §.  5.  Dasselbe  behauptet  er  auch  [für  den 
Fall],  wenn  die  Leistung  einer  Strafe  bedingungsweise  ver- 
sprochen worden,  z.B.  „wenn  das  Schiff  aus  Asien  angelangt 
sein  werde,  so  und  so  viele  Tausende";  es  sei  nämlich  hier 
der  Schiedsrichter  nicht  eher  zur  Fällung  eines  Ausspruches 
zu  nü'thigen,  als  bis  die  Bedingung  in  Erfüllung  gegangen, 
damit  [der  Ausspruch]  nicht  seine  Wirksamkeit  verliere,  wenn 
die  Bedingung  unerfüllt  bleibt;  und  so  schreibt  auch  Poin- 
ponius  im  dreiunddreissigsten  Buche  zum  Edicte. 

12.  PAUL.  lib.  XIII.  ad  Ed.  —  In  diesem  Falle  wird 
der  Prätor  wohl  nur  in  soweit  einschreiten  müssen,  dass, 
wenn  der  im  €ompromiss  festgesetzte  Tag  weiter  hinausgesetzt 
werden  kann,  er  weiter  hinausgesetzt  werde. 

13.  ÜLP.  lib.  XIII.  ad  Ed,  —  Pomponius  sagt,  dass 
auch  dann,  wenn  die  mit  dem  Compromiss  in  Verbindung  ge- 
setzte Strafe  der  einen  Partei  von  der  andern  erlassen  worden 
wäre ,  [der  Schiedsrichter]  nicht  genö'thigt  werden  dürfe ,  einen 
Ausspruch  zu  fällen.  §.  1.  Derselbe  Pomponius  schreibt: 
wenn  blos  über  meine  Rechtsstreitigkeiten  ein  Compromiss  ein*, 
gegangen  worden  ist,  und  ich  mir  von  dir  [die  Leistung]  einer 
Strafe  stipulirt  habe,  so  möchte  es  wohl  den  Anschein  habe», 
als  ob  gar  kein  Compromiss  Statt  gefunden  habe.  Aber  wo- 
durch er  dies  zweifelhaft  auszudrücken54)  veranlasst  wird, 
sehe  ich  nicht  ein.  Denn  wenn  dadurch,  weil  das  Compromiss 
blos  über  die  Rechtsstreitigkeiten  eines  Einzigen  eingegangen 
worden  ist,  so  ist  dies  kein  Gruud  [des  Zweifels] ,  denn  es  ist 
ja  auch  erlaubt,  über  einen  einzigen  Gegenstand  zu  coinpromit- 
tiren;  wenn  aber  dadurch,  weil  nur  von  Seiten  der  einen  Par- 
tei eine  Stipulation  Statt  gefunden  hat,  so  ist  dies  gerade  der 
[Entscheidungs] grund  ss);  obschon,  wenn  der  Kläger  stipulirt 
hat,  gesagt  werden  könute,  es  sei  ein  vollkommenes  Compro- 
miss vorhanden,  weil  derjenige,  welcher  belangt  wird,  durch 
Berufung  darauf,  dass  ein  Vertrag  5  6)  abgeschlossen  worden, 


54)  Ulpianus  will  nämlich  hiermit  den  Pomponius  nicht 
etwa  tadeln ,  sondern  nur  seine  Verwunderung  zu  erkennen 
geben,  dass  Pomponius  sich  über  etwas,  was  gar  keinem 
Zweifel  unterliegt,  doch  mit  einigem  Bedenken  äussere. 

55)  Das  nulla  est  ratio,  und  est  ratio  muss  als  so  einander 
entgegengestellt  betrachtet  werden,  um  das  non  video  zu 
begründen.  Es  ist  dies  eine  von  den  Stellen,  wo  ein  Ictus 
des  andern  Meinung  contradictorisch  genauer  beleuchtet, 
wobei  oft  etwas  sehr  dunkele  Verwickelungen  und  Zwei- 

•  deutigkeiten  vorkommen,  die  zu  bedeutenden  Missverständ- 
nissen führen ,  wenn  man  nicht  sehr  aufmerksam  ist. 

56)  Es  ist  hier  nach  den  Auslegern  an  ein  pactum  tacitum  zu 
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sichergestellt  ist,  derjenige  aber,  welcher  Klage  erlieht,  wenn 
dem  Schiedsrichter  nicht  Folge  geleistet  werden  sollte,  die 
Stipulation  für  sich  hat.  Dies  halte  ich  jedoch  nicht  für  wahr, 
denn  es  reicht  dazu,  dass  der  Schiedsrichter  gezwungen  wer- 
den könne,  eine  Entscheidung  zu  geben,  nicht  hin,  [nur] 
eine  Einrede  zu  haben.  §.  2.  Es  ist  aber,  wie  Pedius  im 
neunten  Buche  sagt,  derjenige  so  anzusehen,  als  ob  er  sich 
zur  Entscheidung  der  Streitsache  verstanden  habe,  welcher 
die  Stelle  des  Richters  übernommen  hat,  und  verspricht,  er 
werde  durch  seinen  Ausspruch  den  Streitigkeiten  ein  Ende 
machen.  Wer  aber,  äussert  sich  [Pedius],  nur  in  soweit 
sich  in  die  Sache  eingelassen  hat,  zu  versuchen,  ob  [die  Par- 
teien] zugeben  würden,  dass  durch  seinen  Rath  oder  sein  An- 
sehen der  Rechtsstreit  geschlichtet  werde,  ist  nicht  wohl  so 
anzusehen,  dass  er  die  Streitsache  zur  Entscheidung  übernom- 
men habe.  §.3.  Der  Schiedsrichter  wird  durch  das  Compro- 
miss  nicht  gezwungen,  an  solchen  Tagen  seine  Entscheidung 
zu  ertheilen,  an  welchen  [auch]  der  Richter  dazu  nicht  genö- 
thigt  wird,  es  müsste  denn  die  im  Compromisse  festgesetzte 
Zeitfrist  zu  Ende  gehen  und  nicht  weiter  hinausgeschoben 
werden  können.  §.4.  Demnach  wird  es,  wenn  er  etwa  vom 
Prätor  zur  Entscheidung  gedrängt  würde,  der  Billigkeit  höchst 
angemessen  sein,  dass  ihm,  wenn  er  eidlich  versichert,  die 
Sache  sei  ihm  noch  nicht  klar,  noch  eine  Zeitfrist  zur  Fäl- 
lung des  Ausspruches  vergönnt  werde. 

14.  POMPOIV.  lib.  XI.  ad  Qiäniwn  Mncium.  —  Wenn 
aber  das  Compromiss  ohne  [hinzugefügte]  Zeitbestimmung  ein- 
gegangen worden  ist,  so  erfordert  es  die  JVothwendigkeit,  dass 
der  Schiedsrichter  jedenfalls  eine  Zeitfrist  [für  die  Fällung 
seines  Ausspruches]  festsetze ,  unter  Zustimmung  nämlich 
der  Parteien,  und  dass  dem  gemäss  die  Streitsache  untersucht 
werde ;  sollte  er  dies  unterlassen  haben ,  so  kann  er  zu  jeder 
Zeit  genöthigt  werden,  seine  Entscheidung  zu  geben. 

15.  ULP.  lib.  XIII.  ad  Ed.  —  Obwohl  nun  aber  der 
Prätor  streng  erklärt,  er  werde  den  Schiedsrichter  zwingen, 
einen  Ausspruch  zu  thun,  so  muss  er  doch  bisweilen  Rück- 
sicht auf  ihn  nehmen  und  seine  Entschuldigung  nach  Unter- 
suchung der  Sachlage  zulassen,  z.  B.  wenn  er  etwa  von  den 
Parteien  für  mit  Infamie  behaftet  erklärt  worden  ist,  oder 
wenn  tödtliche  Feindschaften  zwischen  ihm  und  den  Parteien, 
oder  einer  der  Parteien,  Statt  gefunden  haben,  oder,  wenn 
höheres  Alter  oder  Uebelbefinden,  welches  später  bei  ihm  ein- 

denken,  vermöge  dessen  die  klagende  Partei  stillschweigend 
verspricht,  wenn  etwa  der  Schiedsrichter  ihr  Forderungsrecht 
für  unstatthaft  erklären  werde,  von  der  beklagten  Partei 
nichts  fordern  zu  wollen. 
Corp.  jur.  civ.  I.  34 
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tritt,  oder  Beschäftigung  mit  seinen  eigenen  Angelegenheiten, 
oder  eine  dringende  Heise,  oder  irgend  ein  Staatsamt,  ihn 
von  dem  Berufe  [eines  Schiedsrichters]  entbindet;  und  dieser 
Meinung  ist  auch  Labeo; 

IG.  PAUL.  lib.  XIII.  ad  Ed.  —  auch  wenn  ihm  irgend 
ein  anderer  Uebelstand  nach  Uebernahme  der  Entscheidung  in 
den  Weg  getreten  wäre,  [soll  ihn  der  Prätor  als  entschuldigt 
ansehen].  Was  jedoch  sein  Uebelbefinden  und  ähnliche  Um- 
stände anlangt,  so  wird  nach  Untersuchung  der  Sachlage  ihm 
blos  verstattet,  seinen  Ausspruch  zu  verschieben  57).  Ein 
Schiedsrichter  muss  wegen  gegen  ihn  erhobenen  öffentlichen 
oder  Privat -Verfahrens  vom  Compromisse  entbunden  werden, 
nämlich  wenn  der  im  Compromisse  festgesetzte  Tag  nicht  ver- 
schoben werden  kann;  wenn  dies  [aber]  geschehen  kann, 
warum  soll  dann  [der  Prätor]  ihn  nicht  nöthigen,  den  Tag, 
da  er  es  kann ,  zu  verschieben  ?  Dies  wird  bisweilen  ohne 
irgend  eine  Beschwerde  für  ihn  geschehen  können.  Wenn 
jedoch  beide  Parteien  den  Willen  hätten,  dass  er  einen  Aus- 
spruch fälle,  wird  er  dann,  obwohl  s8)  über  das  Verschieben 
des  Tages  keine  Uebereinkunft  getroffen  worden,  auf  andere 
Weise  es  erlangen,  weil  eine  Klage  gegen  ihn  erhoben  ist, 
nicht  dazu  gezwungen  zu  werden,  als  wenn  er  einwilligt, 
dass  zum  zweiten  Male  auf  ihn  compromittirt  werde  ?  [Nein ; 
sondern]  sö)  letzteres  ist  allerdings  [anzunehmen],  wenn  der 
im  Compromisse  festgesetzte  Tag  seinem  Ende  sich  nähert 

17.  ULP.  lib.  XIII.  ad  Ed.  —  Wenn  ferner  eine  der 
Parteien  ihre  Güter  [den  Gläubigern]  abträte,  so  dürfe,  schreibt 
Juli  an  us  im  vierten  Buche  der  Digesten,  der  Schiedsrichter 
nicht  genöthigt  werden,  einen  Ausspruch  zu  fällen,  da  sie 
weder  Klage  erheben  noch  verklagt  werden  kann.  §.  I.  Wenn 
erst  nach  langer  Zeit  die  Parteien  zum  Schiedsrichter  zurück- 
kehren, so  sei  er,  schreibt  Labeo,  zur  Fällung  eines  Aus- 
spruches nicht  zu  zwingen.  §.  2.  Desgleichen  wenn  es  Meh- 
rere sind,  welche  die  Entscheidung  einer  Streitsache  über- 
nommen haben,  so  kann  nicht  blos  Einer  von  ihnen  genöthigt 
werden,  seine  Entscheidung  zu  geben,  sondern  entweder  Alle 
oder  Keiner.  §.  3.  Darum  stellt  Poraponius  im  dreiund- 
dreissigsten  Buche  die  Frage  auf,  wer  dann,  wenn  das  Com- 
promiss  so  eingegangen  worden,  dass,  was  dem  Titius  als 


57)  Von  hier  an  differirt  die  Zählung1  der  sog1.  Vulgate  um  ein 
Fragment,  das  sie  mehr  zählt. 

58;  Dieses  quamvis  steht  in  Beziehung  mit  dem  Willen  der  Par- 
teien, der  sich  auch  dadurch  hätte  zeigen  uud  am  leich- 
testen realisiren  lassen. 

59)  Diesen  Zwischensatz  erfordert  die  Stellung  der  Frage  zur 
grössern  Deutlichkeit. 
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Untersucher  [der  Streitsache]  genehm  ist,  dies  Sejus  als  Ent- 
scheidung- ausspreche,  [zur  Erklärung  seiner  Ansicht]  zu  nöthi- 
gen  sei?  Und  ich  meine,  dass  eine  solche  Uebereinkunft  keine 
Gültigkeit  habe,  in  deren  Folge  freie  Willkühr  dem  Schieds- 
richter bei  Fällung  seines  Ausspruches  nicht  zustehen  würde. 
§.  4.  Wenn  aber  das  Compromiss  so  eingegangen  worden  ist, 
dass  der  Ausspruch  nach  der  Ansicht  des  Titius  oder  Sejus 
erfolgen  solle,  so  sei,  schreibt  Pomponius,  und  auch  wir 
sind  dieser  Meinung,  das  Compromiss  gültig;  es  wird  aber 
derjenige  [von  ihnen]  6o)  den  Ausspruch  zu  fällen  genöthigt 
werden  müssen,  rücksichtlich  dessen  die  Parteien  überein- 
gekommen sind.  §.  5.  Wenn  Zweie  unter  der  Bedingung  zu 
Schiedsrichtern  erwählt  worden  sind,  dass  sie,  falls  sie  sich 
nicht  vereinigen  würden,  einen  Dritten  dazu  nehmen  sollen, 
so  glaube  ich,  dass  ein  solches  Compromiss  zu  keinem  Zwecke 
führen  werde61);  denn  sie  können  über  dessen  Wahl  in 
Zwiespalt  gerathen.  Wenn  aber  [das  Compromiss]  der  Art  ist, 
dass  als  Dritter  Sempronius  hinzugenommen  werden  soll,  so 
ist  das  Compromiss  gültig,  weil  sie  bei  der  Hinzunahme  nicht 
in  Zwiespalt  gerathen  können.  §.  6.  Zunächst  jedoch  wollen 
wir  die  Frage  in  Erwägung  ziehen,  ob,  wenn  auf  zwei 
Schiedsrichter  compromittirt  worden  ist,  der  Prätor  sie  zwin- 
gen dürfe ,  einen  Ausspruch  zu  thun  ?  da  [wohl  sonst]  die 
Sache  wegen  der  natürlichen  Geneigtheit  der  Menschen  zum 
Widerspruche  zu  keinem  Ende  gelangen  dürfte.  Bei  einer 
ungleichen  Zahl  [der  Schiedsrichter]  nämlich  wird  das  Com- 
promiss nicht  deshalb  für  zulässig  erachtet,  weil  es  leicht  ge- 
schehen kann,  dass  Alle  derselben  Meinung  sind,  sondern  weil, 
wenn  sie  nicht  übereinstimmen,  doch  eine  Mehrzahl  sich  findet, 
deren  Ausspruch  zu  befolgen  sein  wird.  Es  ist  jedoch  auch 
gebräuchlich,  dass  auf  zwei  Personen  compromittirt  wird,  und 
es  muss  dann  der  Prätor  diese  Schiedsrichter,  wenn  sie  ver- 
schiedener Ansicht  sind,  nö'thigen,  eine  dritte  bestimmte  Per- 
son zu  wählen,  deren  Ausspruch  Folge  geleistet  werden  solle. 
§.7.  Celsus  schreibt  im  zweiten  Buche  der  Digesten,  dass, 
wenn  auf  drei  [Schiedsrichter]  compromittirt  worden  ist,  die 
einstimmige  Entscheidung  Zweier  zwar  dann  hinreiche,  wenn 
der  Dritte  auch  dabei  gegenwärtig  gewesen  sei;  dass  aber  im 
Gegentheile,  wenn  er  abwesend  war,  die  Entscheidung,  un- 
geachtet der  Uebereinstimmung  Zweier,  keine  Gültigkeit  habe, 
weil  auf  Mehrere  compromittirt  worden  war  und  die  Gegen- 
wart [des  Dritten]  sie  zu  seiner  Ausicht  hätte  vermögen 
können ; 

60)  Das  entweder,  oder  ist  also  eine  JVebenbestiinmuog 
des  Compromisses. 

61)  S.  Glück  Vf.  84. 
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18.  POMPON.  Üb.  XVII.  Epistoh  et  Variar.  Lection.  - 
wie  denn  auch,  wenn  drei  Richter  bestellt  worden  sind,  das- 
jenige, was  Zweie  von  ihnen  in  Abwesenheit  des  Dritten  ent- 
schieden haben,  keine  Gültigkeit  hat,  weil  nur  das,  was  der 
grossere  Theil  von  ihnen  als  Entscheidung  ausgesprochen  hat, 
rechtsbeständig  ist,  iudem  dies  durchaus  so  angesehen  wird, 
als  ob  Alle  die  Entscheidung  gefällt  hätten. 

19.  PAUL.  lib.  XIII.  ad  Ed.  —  Welchen  Ausspruch 
aber  der  Schiedsrichter  fälle,  das,  sagt  Labeo,  gehe,  wenn 
er  nur  ausspricht,  was  seiner  Ansicht  ist,  den  Prätor  nichts 
an.  Und  demnach  sei,  schreibt  Juli  an  us  im  vierten  Buche 
der  Digesten,  wenn  auf  den  Schiedsrichter  so  compromiltirt 
worden  ist,  dass  er  einen  bestimmten  Ausspruch  fällen  solle, 
eine  solche  Uebereinkunft  ohne  Gültigkeit,  und  er  nicht  zu 
zwingen,  einen  Ausspruch  zu  fällen.  §.  1.  Einen  Ausspruch 
fällen  beziehen  wir  aber  auf  denjenigen,  welcher  etwas  in 
der  Absicht  ausspricht,  dass  diesem  gemäss  [die  Parteien]  ihre 
Streitigkeit  ganz  aufgeben  sollen.  Wenn  aber  die  Entscheidung 
mehrerer  Sachen  [vom  Schiedsrichter]  übernommen  worden  ist, 
so  wird,  wenn  er  nicht  alle  [diese]  Streitigkeiten  zu  Ende 
geführt  hat,  der  Urteilsspruch  als  nicht  gefällt  angesehen, 
sondern  er  wird  noch  vom  Prätor  [dazu]  genöthigt  werden 
müssen.  §.  2.  Deshalb  wird  zu  untersuchen  sein,  ob  er  sei- 
nen Ausspruch  ändern  könne?  Es  ist  bereits  früher  darüber 
verhandelt  worden,  ob,  wenn  der  Schiedsrichter,  dass  etwas 
gegeben  werde,  befohlen,  bald  [aber  wieder]  verboten  hat, 
dem,  was  er  befohlen,  oder  dem,  was  er  verboten  hat,  Folge 
geleistet  werden  müsse?  Uud  Sabinus  hat  die  Meinung 
aufgestellt,  es  könne  [der  Schiedsrichter  seinen  Ausspruch  ab- 
ändern]. Cassius  vertheidigt  diese  Ansicht  seines  Lehrers 
gut  und  sagt,  Sabinus  habe  dabei  nicht  an  einen  solchen 
Ausspruch  gedacht ,  welcher  dem  schiedsrichterlichen  Amte 
ein  Ende  mache,  sondern  an  die  Vorbereitung  der  Streitsache 
[zur  völligen  Entscheidung] ,  z.  B.  wenn  er  befohlen ,  dass  die 
Parteien  am  ersten  Tage,  kurz  darauf  aber,  dass  sie  in  der 
Mitte  des  Monats  sich  stellen  sollen;  denn  den  Tag  könne  er 
abändern,  dagegen  dürfe  er,  wenn  er  [eine  Partei]  verurtheilte 
oder  freisprach,  indem  er  hierdurch  Schiedsrichter  zu  sein  auf- 
gehört habe,  diesen  Ausspruch  nicht  ändern, 

20.  GAJ.  lib.  V.  ad  Ed,  prov.  —  weil  ein  Schiedsrich- 
ter, sollte  er  auch  beim  Aussprechen  der  Entscheidung  geirrt 
haben,  sie  doch  nicht  verbessern  kann. 

21.  ULP.  lib.  XIII.  ad  Ed.  —  Wie  aber,  wenn  er  für 
mehrere  Reehtsstreitigkeiten ,  zwischen  welchen  eine  Gemein- 
schaft nicht  Slatt  findet,  gewählt  worden  ist,  und  er  über  die 
eine  derselben  seinen  Ausspruch  gefällt  hat,  über  die  andern 
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aber  noch  nicht;  hat  er  etwa  dadurch  aufgehört,  Schiedsrichter 
zu  sein?  Hier  fragt  sich,  ob  er  rücksichtlich  der  ersten  Rechts- 
streitigkeit,  über  welche  er  bereits  einen  Ausspruch  gefallt 
hatte ,  diesen  ändern  könne  ?    Es  ist  nun  aber  zuvörderst  ein 
grosser  Unterschied,  ob  das  Compromiss  so  eingegangen  wor- 
den ist,  dass  er  über  alle  Rechtsstreitigkeiten  zugleich  seinen 
Ausspruch  fälle  oder  nicht;  denn  [wenn  so],  dass  er  über  alle, 
ho  wird  er  ändern  können,  denn  er  hat  dann  noch  keinen 
Ausspruch  [über  alle]  gefällt;  wenn  aber  so,  dass  besonders, 
so  sind  gleichsam  mehrere  Compromisse  vorhanden ,  und  dem- 
nach hatte  er,  was  jene  [erste]  Rechtsstreitigkeit  anlangt,  auf- 
gehört, Schiedsrichter  zu  sein.    §.  1.  Wenn  der  Schiedsrichter 
so  entschieden  haben  sollte,   es  sei  nicht  anzunehmen,  dass 
Titius  dem  Sejus  etwas  schulde,  so  scheint  es,  falls  er  auch 
dem  Sejus  nicht  untersagte,   seine  Forderung  zu  verfolgen, 
doch ,  wenn  dieser  eine  Forderung  erhoben  hätte ,  als  oh  der- 
selbe gegen  den  Ausspruch  des  Schiedsrichters  gehandelt  habe; 
und  dies  haben  Ofilius  und  Trebatius  zum  Bescheid  ge- 
geben.   §.  2.  Dass  der  Schiedsrichter  einen  Tag  für  die  Er* 
füllung  [der  Obliegenheit]  festsetzen  könne,  glaube  ich;  und 
dieser  Ansicht  scheint  auch  Trebatius  zu  sein.    §.3.  Poin- 
ponius  sagt,  dass  der  Schiedsrichter  einen  unbestimmten  Aus- 
spruch ohne  Wirksamkeit  ertheile,  z.B.  [wenn  er  ausspricht]: 
so  viel  als  du  ihm  schuldig  bist,  gib  ihm  zurück; 
es  mag  bei  eurer  Theilung  sein  Bewenden  haben; 
empfange  zu  demjenigen  Antheile,  welchen  du 
deinen  Gläubigern   bezahlt  hast.    §.4.  Desgleichen 
linde  ich  im  dreiunddreissigsten  Buche  bei  Pomponius  ge- 
schrieben, dass,  wenn  der  Schiedsrichter  eine  Strafe  aus  dem 
Compromisse  zu  fordern  verboten  habe,  dies  ungültig  sei;  und 
das  hat  Grund,  weil  nicht  über  die  Strafe  compromitürt  worden 
ist.    §.5.  Papinianus  im  dritten  Buche  der  Quästionen  sagt, 
dass  wenn,  nachdem  der  im  Compromisse  [zur  Entscheidung 
der  Streitsache]  festgesetzte  Tag  abgelaufen  ist,  die  Parteien 
den  Tag  weiter  hinausgesetzt  und  wieder  auf  denselben  [Schieds- 
richter] compromitürt,  er  aber  die  durch  das  zweite  Compromiss 
ihm  übertragene  Entscheidung  nicht  übernommen  habe,  er  nicht 
gezwungen  werden  könne ,  sie  zu  übernehmen ,  in  sofern  er 
selbst  nicht  durch  Saumseligkeit  Schuld  daran  gehabt  hat,  dass 
er  seinen  Beruf  nicht  erfüllte ;  w  enn  er  aber  Schuld  daran 
gehabt,  so  sei  es  höchst  billig,  dass  er  vom  Prätor  gezwungen 
werde,   die   nächste   [Entscheidung]   zu  übernehmen.  Diese 
Unterscheidung  ist  unter  der  Voraussetzung  zu  billigen,  dass 
in  ersterem  Compromisse   über  die  Verschiebung   des  Tages 
nichts  ausgemacht  worden  ist;  ist  dies  geschehen,  und  hat  er 
selbst  den  Tag  verschoben,  so  ist  er  Schiedsrichter  geblieben. 
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$.6.  Vollständig-  wird  dasjenige  Compromiss  genannt,  was 
über  [alle]  Angelegenheiten  oder  Keclitsstreitigkeiten  [der  Par- 
teien] eingegangen  worden  ist,  denn  es  bezieht  sich  auf  säinmt- 
liche  Keclitsstreitigkeiten;  wenn  aber  vielleicht  nur  über  einen 
einzigen  Gegenstand  Streit  obwaltet,  so  bleiben  doch,  wenn 
auch  unter  der  Form  eines  vollständigen  Compromisses  verfah- 
ren worden  ist,  die  Klagen  aus  den  übrigen  Angelegenheiten 
[der  Parteien]   bei  Kräften;  denn  nur  dasjenige  wird  Gegen- 
stand  des    Compromisses,    worüber  ausgemacht  worden  ist, 
dass  es  Gegenstand  werden  solle.    Es  ist  aber  sicherer,  dass, 
wenn  Jemand  über  einen  gewissen  Gegenstand  ein  Compromiss 
eingehen  will,  nur  dieses  einzigen  Gegenstandes  im  Compro- 
misse  Erwähnung  geschehe.     §.  7.  Wenn  der  Schiedsrichter 
etwas  Unanständiges  befohlen  haben  sollte,  dürfen  die  Strei- 
tenden nicht  Folge  leisten.     §.  8.  Wenn  der  noch  innerhalb 
der  im  Compromisse  bestimmten  Zeitfrist  angegangene  Schieds- 
richter [den  Parteien]   befohlen  hat,  sich  nach  jener  Zeitfrist 
einzustellen,  so  wird  die  [festgesetzte]  Strafe  nicht  verfallen. 
§.  9.  Wenn  sich  Einer  von  den  Streitenden  deshalb  nicht  ein- 
gefunden haben  sollte,  weil  er  durch  Krankheit,  oder  Abwe- 
senheit in  Staatsangelegenheiten,  oder  durch  ein  obrigkeitliches 
Amt,  oder  durch  irgend  eine  andere  rechtmässige  Ursache  ver- 
hindert worden  ist,  so  verfalle  die  Strafe,  sagen  Proculuj 
und  Atilicinus;  wenn  er  aber  bereit  sei,  wieder  auf  den- 
selben  [Schiedsrichter]   zu   compromittiren ,   so  werde  Klage 
[gegen  ihn]  nicht  zugelassen,   oder  er  durch  eine  Ausflucht 
sichergestellt  sein.    Es  wird  aber  hierbei  vorausgesetzt,  dass 
der  Schiedsrichter  sich  bereitwillig  gezeigt  hat,  die  Entschei- 
dung der  Streitsache  zu  übernehmen,  denn  dass  er  wider  sei- 
nen Willen  nicht  gezwungen  werden  dürfe,  schreibt  Julianus 
im  vierten  Buche  der  Digesten  mit  Recht ;  er  selbst  aber  wird 
nichts  desto  weniger  von  der  Strafe  freigesprochen.   §.  10.  Wenn 
der  Schiedsrichter  den  Befehl  gegeben  hat,  dass  die  Parteien 
z.B.  in  einer  Provinz  sich  stellen  sollen,  da  er  doch  in  Rom 
zum  Schiedsrichter  erwählt  worden  war ,  so  entsteht  die  Frage, 
ob  ihm  ungestraft  der  Gehorsam  verweigert  werden  könne. 
Es  ist  aber  richtiger,  was  Julianus  im  vierten  Buche  sagt, 
dass  das  Compromiss  auf  den  Ort  sich  beziehe,  von  welchem 
die  Rede  war,  als  das  Compromiss  eingegangen  wurde.  Es 
wird  ihm  also  ungestraft  der  Gehorsam  verweigert  werden, 
wenn  er  [den  Parteien]  an  einem  andern  Orte  sich  zu  stellen 
aufgegeben  haben  sollte.    Wie  nun,  wenn  nicht  erhellt,  von 
welchem  Orte  die  Rede  gewesen  ist?  Die  richtigere  Behauptung 
wird  die  sein,  dass  derjenige  Ort  gemeint  sei,  wo  das  Com- 
promiss abgeschlossen  worden  ist.    Wie  aber  dann,  wenn  er 
[den  Parteien]  befohlen  haben  sollte,  sich  an  einem  Orte, 
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welcher  in  der  Nähe  der  Hauptstadt  ist,  einznfinden  ?  Pe- 
gasus gibt  zu,  dass  ein  solcher  Befehl  gültig-  sei.    Ich  halte 
dies  in  dem  Falle  für  wahr,  wenu  der  Schiedsrichter  von 
solcher  Würde  ist,  dass  er  sich  auf  dem  Lande  aufzuhalten 
pflegt62),  oder  die  Parteien  leicht  an  jenen  Ort  gelangen 
können.    §.11.  Aber  wenn  er  ihnen  befohlen,  an  irgend 
einem   unanständigen  Orte  sich  einzufinden ,   z.  B.  in  einer 
Garküche  oder  in  einem  Bordelle,  so  wird,  wie  Vivianus 
sagt,  ohne  Zweifel  ihm  ungestraft  der  Gehorsam  verweigert 
werden,  welche  Meinung  auch  Celsus  im  zweiten  Buche 
der  Digesten  billigt.    In  dieser  Beziehung  behandelt  er  tref- 
fend [auch  die  Frage],  ob,  wenn  der  Ort  ein  solcher  ist,  an 
welchen  der  eine  der  Streitenden  sieh  anständiger  Weise  nicht 
begeben  kann,  der  andere  aber  es  kann,  und  nun  derjenige 
nicht  gekommen,  welcher  ohne  Schande  für  sich  dahinkommen 
könnte,  derjenige  [aber]  gekommen  sein  sollte,  dem  es  unan- 
ständig war,  die  im  Compromiss  festgesetzte  Strafe  verfalle, 
gleichsam  als  ob  ihm  [von  der  aussengebliebenen  Partei]  der 
[schuldige]  Dienst  nicht  geleistet  worden  wäre  ?    Und  mit 
Hecht  hält  er  dafür,  dass  sie  nicht  verfalle;  denn  es  sei  un- 
gereimt, wenn  ein  Befehl  für  die  Person  des  Einen  Gültigkeit 
haben  solle,  für  die  des^  Andern  nicht.    §.  12.  Es  ist  aber  die 
Frage,  innerhalb  welcher  Zeit,  wenn  das,  was  der  Schieds- 
richter befohlen  hat,  nicht  gegeben  wird,  die  Stipulation  ver- 
falle?   Ist  eine  Frist  nicht  beigefügt  worden,  so  nimmt  man, 
schreibt  Celsus  im  zweiten  Buche  der  Digesten,  irgend  eine 
mässige  Frist  [als  vom  Schiedsrichter  vorgeschrieben]  an,  und 
wenn  diese  verflossen  ist,  so  kann  die  Strafe  sogleich  ver- 
langt werden;  doch,  sagt  er,  wird,  wenn  nur  [der,  welchen» 
der  Schiedsrichter  eine  Leistung  auferlegt  hat],  sie  vollzogen 
hat,  bevor  er  wegen  der  durch  Stipulation  festgesetzten  Strafe 
belangt  worden  ist63),  die  Klage  aus  der  Stipulation  nicht 
Statt  finden  können ; 

22.  PAUL.  üb.  XIII.  ad  Ed.  —  es  müsste  denn  der 
[Kläger]  an  der  frühern  Leistung  ein  Interesse  gehabt 
haben. 

23.  ULP.  lib.  XIII.  a d  Ed.  —  Celsus  sagt,  dass,  wenn 
der  Schiedsrichter  befohlen  hatte,  die  Leistung  [der  Schuld] 
solle  vor  dem  ersten  September  geschehen,  und  dies  nicht  er- 
folgt wäre,  falls  sie  auch  nachher  [dem  Kläger]  angeboten  werde, 
doch  die  einmal  verfallene  Strafe  des  Compromisses  nicht  weg- 
falle, weil  es  immer  wahr  bleibt,  dass  die  Leistung  nicht  vor 

62)  S.  Marquard  Freher,  TTaQenyaiy.  Lib.  II.  22.  (1\  O.  I. 
935),  d.  h.  praediis  suburbanis- 

63)  Ante  acceptum  Judicium ,  nämlich  ex  stipulutione  poenali, 
oder,  wie  Accursius  sagt,  super  poena. 
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dem  ersten  [September]  vollzogen  worden  ist.  Wenn  aber 
[der  Kläger]  das  ihm  Angebotene  angenommen  hat,  so  kann 
er  die  Strafe  nicht  eintreiben,  indem  er  durch  die  Einrede 
der  Arglist  abzuweisen  ist;  das  Gegentheil  findet  Statt,  wenn 
der  Schuldner  zur  Leistung  [ohne  Beifügung  einer  Zeitbestim- 
mung] befehligt  worden  ist.  §.  1.  Derselbe  sagt,  dass  wenn 
[der  Schiedsrichter]  mir  befohlen  habe,  dir  etwas  zu  geben, 
und  du  durch  Krankheit  oder  irgend  eine  andere  rechtmässige 
Ursache  verhindert  wärest,  es  anzunehmen,  Proculus  der 
Meinung  sei,  die  Strafe  verfalle  nicht,  auch  dann  nicht,  wenn 
ich  dir  es  nach  dem  ersten  Tage  [des  Monats],  da  du  doch 
bereit  bist,  es  anzunehmen,  nicht  gebe.  Er  selbst  aber  meint 
mit  Recht,  dass  [hier]  zwei  Vorschriften  des  Schiedsrichters 
vorhanden  seien,  die  eine,  dass  Geld  gegeben,  die  andere, 
dass  es  vor  dem  ersten  Monatstage  gegeben  werden  solle ; 
wenn  du  also  gleich  deshalb  in  keine  Strafe  verfällst,  weil  du 
vor  dem  ersten  nicht  bezahlt  hast,  indem  es  nicht  in  deiner 
Macht  stand,  so  verfällst  du  doch  deshalb  [in  Strafe]  64), 
weil  du  [gar]  nicht  bezahlst.  §.  2.  Derselbe  sagt,  beim 
Ausspruche  stehen  bleiben  [können65)]  heisse 
^nichts  Anderes,  als  sich,  soviel  mau  es  vermag,  bemühen, 
dass  der  Entscheidung  des  Schiedsrichters  Folge  geleistet  werde. 
§.  3.  Derselbe  Celsus  sagt,  es  könne,  wenn  der  Schieds- 
richter mir  befohlen  habe ,  dir  an  einem  gewissen  Tage  das 
[schuldige  Geld]  zu  geben,  du  [aber]  es  nicht  hast  annehmen 
wollen,  [die  Ansicht]  vertheidigt  werden,  dass  die  Strafe  dem 
Rechte  selbst  zufolge  nicht  verfalle; 

24.  PAUL.  üb.  XIII.  ad  Ed.  —  wenn  aber  später  Je- 
ner bereitwillig  wäre,  es  anzunehmen,  ich  nicht  ungestraft  die 
Auszahlung  verweigern  würde,  denn  ich  hatte  ja  früher  noch 
nicht  bezahlt. 

25.  ULP,  üb.  XIII.  ad  Ed.  —  Labeo  sagt,  wenn 
der  Schiedsrichter ,  nachdem  im  Compromisse  die  Uebereinkunft 
getroffen  worden  war,  dass  er  an  demselben  Tage  über  alle 
Angelegenheiten  [der  Parteien]  einen  Ausspruch  fällen  solle, 
und  dass  er  den  Tag  weiter  hinaussetzen. könne,  über  einige 
jener  Gegenstände  einen  Ausspruch  gegeben,  über  andere  nicht 
gegeben  und  den  Tag  weiter  hinausgesetzt  habe,  so  sei  ein 
solcher  Aufschub  gültig,  und  seinem  Ausspruche  könne  nicht 


64)  In  eam  partem,  sc.  compromissi,  worin  poena  für  den 
unterstellten  Fall  der  Nichtzahlung  generaliter  stipuh'rt  ist, 
denn  diese  Möglichkeit  kann  doppelt  eintreten,  einmal,  bei 
uicht  zur  rechten  Zeit  geschehener  Zahlung,  und  dann,  wenn 
sie  gar  nicht  erfolgt. 

65)  Das  nach  stare  gewöhnlich  folgende  posse  wird  mit  Rück- 
sicht auf  den  Zusammenhang  vqb  Manchen  für  unecht  gehalten 
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ungestraft  der  Gehorsam  verweigert  werden;  auch  Pompo- 
nius  billigt  die  Meinung'  des  Labeo.  Dies  ist  auch  unsere 
Ansicht,  weil  er  seiner  Obliegenheit  bei  Fällung  des  Aus- 
spruches nicht  [überall]  genügt  hat  GG).  §.  1.  Die  Clausel  aber: 
den  im  Co  in  pro  misse  festgesetzten  Tag  ver- 
schieben, gewahrt  dem  Schiedsrichter  keine  andere  Macht, 
als  die,  den  Tag  weiter  hinauszusetzen ;  und  kann  daher  die 
wesentlichen  Bestandteile  des  ersten  Compromisses  weder  be- 
einträchtigen ,  noch  [überhaupt]  verändern ;  und  demnach  wird 
er  auch  die  übrigen  [Streitpuncte]  untersuchen  und  in  Beziehung 
auf  alle  eine  einzige  Entscheidung  fällen  müssen,  §.  2.  Wenn 
in  dem  ersten  »Compromisse  durch  einen  Bürgen  [rücksichtlich 
der  Strafe  wegen  Ä'ichtbefolgung  des  schiedsrichterlichen  Ur- 
theils]  Sicherheit  geleistet  worden  ist,  so  müsse,  sagt  Labeo, 
auch  das  folgende  Compromiss  auf  ähnliche  W  eise  errichtet 
werden;  allein  Pomponius  stellt  den  Zweifel  auf,  ob  mit 
Zuziehung  derselben  oder  anderer  eben  so  tauglicher  Bürgen; 
denn  wie,  spricht  er,  wenn  nun  Dieselben  die  Bürgschaft 
nicht  übernehmen  wollten?  Ich  bin  aber  der  Meinung,  dass, 
wenn  sie  die  Bürgschaft  nicht  übernehmen  wollten,  dann  an- 
dere nicht  unähnliche  zuzuziehen  seien, 

26.  PAUL.  lib.  XIII.  ad  Ed.  —  damit  es  nicht  in  der 
Gewalt  derjenigen  Bürgen,  welche  sich  später  nicht  verbind- 
lich machen  wollen,  stehe,  dass  die  Strafe  verfalle.  Dasselbe 
[liudet  Statt],  wenn  sie  mit  Tode  abgegangen  sein  sollten. 

27.  Id.  lib.  XIII.  ad  Ed.  —  Den  Tag  verschieben  kann 
er  entweder  in  Person,  oder  durch  einen  Boten,  oder  durch 
einen  Brief.  §.  1.  Wenn  in  dem  Compromisse  des  Erben 
oder  anderer  [Nachfolger]  keine  Erwähnung  gethan  worden 
sein  sollte,  so  wird  das  Compromiss  durch  den  Tod  [der  einen 
oder  andern  Partei]  aufgelöst  werden ;  und  wir  machen  von 
der  Meinung  des  Labeo  keinen  Gebrauch,  welcher  die  Be-< 
hauptung  aufgestellt  hat,  dass,  wenn  der  Schiedsrichter  Einem 
befohlen  habe,  Geld  zu  geben,  und  dieser,  bevor  er  es  gab, 
gestorben  wäre,  die  Strafe  verfalle,  sollte  gleich  sein  Erbe 
bereitwillig  sein,  es  herzugeben,  §.2.  Es  muss  aber  der  Ent- 
scheidung des  Schiedsrichters,  die  er  über  eine  Sache  gefällt 
hat,  Folge  geleistet  werden,  sie  mag  billig  oder  unbillig  sein, 
und  derjenige ,  welcher  das  Compromiss  abgeschlossen  hat, 
mag  sich  selbst  die  Schuld  beimessen.  Denn  auch  im  Rescripte 
des  verewigten  Kaisers  Pius  findet  sich  der  Zusatz:  auch 
eine  weniger  annehmliche  Entscheidung 
muss  er  mit  Gleich  muth  ertragen.    §.3.  Wenn 


66)  Da  er  nur  über  einige  und  nicht  über  alle  Gegenstände 
gesprochen  hat. 
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der  Schiedsrichter  Mehrere  sein  und  verschiedenartige  Ent- 
scheidungen gefallt  Laben  sollten,  so  wird  es  erlaubt  sein, 
ihrem  Ausspruche  den  Gehorsam  zu  verweigern;  wenn  jedoch 
der  grössere  Theil  übereinstimmt,  so  wird  diesem  Ausspruche 
Folge  zu  leisten  sein,  widrigenfalls  die  Strafe  verfallen.  Dem 
zu  Folge  wird  bei  Julianus  die  Frage  aufgestellt,  welchem 
Ausspruche,  wenn  von  drei  Schiedsrichtern  der  eine  zu  fünf- 
zehn, der  andere  zu  zehn,  der  dritte  zu  fünf  verurtheile, 
Folge  zu  leisten  sei?  Und  Julianus  schreibt,  dass  fünf  be- 
zahlt werden  müssen,  weil  auf  diese  Summe  [wenigstens]  die 
Übereinstimmung  Aller  gerichtet  ist.  §.  4.  Wenn  Einer  der 
Streitenden  nicht  zugegen  gewesen,  so  wird,  weil  es  durch  ihn 
veranlasst  worden  ist,  dass  keine  Entscheidung  erfolgen  konnte, 
die  Strafe  verfallen.  Daher  wird  zwar  eine  in  Abwesenheit 
der  Streitenden  gefällte  Entscheidung  keine  Gültigkeit  haben, 
sobald  es  nicht  in  den  Compromissen  ausdrücklich  ausgemacht 
worden  ist ,  dass  die  Entscheidung  auch  in  Abwesenheit  des 
Einen  oder  Beider  erfolgen  solle ;  allein  in  die  Strafe  verfallt 
derjenige,  welcher  nicht  zugegen  war,  doch  weil  er  die  Ver- 
anlassung gegeben  hat,  dass  keine  Entscheidung  gefallt  wer- 
den konnte.  §.  5.  Nur  von  demjenigen  aber  wird  angenommen, 
dass  er  die  Entscheidung  in  Gegenwart  [der  Parteien]  fälle, 
welcher  sie  vor  Vernünftigen  ausspricht;  die  vor  einem  Rasen- 
den oder  Wahnsinnigen  gefällte  Entscheidung  wird  hingegen 
als  nicht  ausgesprochen  angesehen.  Desgleichen  wird  die  in 
Gegenwart  eines  Unmündigen  gefällte  Entscheidung  als  ungül- 
tig angesehen,  wenn  der  Vormund  nicht  zugegen  gewesen  ist. 
So  schreibt  über  dies  Alles  Julianus  im  vierten  Buche  der 
Digesten.  §.  6.  Auch  wenn  Jemand  als  anwesend  den  Schieds- 
richter au  der  Fällung  der  Entscheidung  verhindert  hat,  wrird 
die  Strafe  verfallen.  §.  7.  Wenn  aber  mit  dem  Compromisse 
keine  Strafe  in  Verbindung  gesetzt  worden  wäre ,  sondern 
Jemand  das  einfache  Versprechen  gegeben  hätte,  dass  der  Ent- 
scheidung Folge  geleistet  werden  solle,  so  würde  gegen  ihn 
die  Klage  des  Unbestimmten  Statt  finden. 

28.  PAUL.  üb.  XIII.  ad  Ed,  —  Es  macht  aber  keinen 
Unterschied ,  ob  eine  bestimmte  oder  unbestimmte  Summe  im 
Compromiss  festgesetzt  worden  ist,  z.  B.  [wenn  darin  gesagt 
ist]:  soviel  diese  Sache  werth  sein  wird. 

29.  UEP.  lib.  XIII.  ad  Ed.  —  Es  wird  gegen  die  Ent- 
scheidung des  Schiedsrichters  gehandelt,  wenn  man  von  dem- 
jenigen etwas  fordert,  an  welchen  eine  Forderung  zu  richten 
der  Schiedsrichter  untersagt  hat.  Wie  nun,  wenn  an  dessen 
Bürgen  eine  Forderung  gerichtet  wird,  wird  dann  die  Strafe 
verfallen?  Ich  halte  dafür,  dass  sie  verfällt;  und  so  schreibt 
Sabinus,  denn  [der  Kläger]  richtet  [hier]  mit  Erfolg  seine 
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Forderung-  wider  den  Beklagten.  Wenn  ich  aber  mit!  dem 
Bürgten  compromittirt  Labe  und  die  Forderung  gegen  de  a  Be- 
klagten gerichtet  wird,  so  wird,  wenn  es  nicht  etwa  das  In- 
teresse des  Bürgen  erfordert,  [die  Strafe]  nicht  verfallen. 

30.  PAUL.  lib.  XIII.  ad  Ed.  —  Wenn  Jeman  d  den 
Gegenstand,  über  welchen  das  Compromiss  eingegangen  wor- 
den ist,  vor  Gericht  [mittelst  ordentlicher  Klage]  anlnängig 
macht,  so  sagen  Einige,  dass  der  Prätor  nicht  einschreite, 
um  den  Schiedsrichter  zur  Fällung"  der  Entscheidung  zu  nöthi- 
gen,  weil  nun  eine  Strafe  nicht  Statt  finden  kann,  gleich  als 
ob  das  Compromiss  selbst  aufgelöst  worden  wäre.  Wenn  dem 
aber  so  wäre,  so  würde  es  dahin  kommen,  dass  es  der  Will- 
kühr  desjenigen,  welcher  Reue  über  das  abgeschlossene  «Com- 
promiss empfindet,  anheimgestellt  bleibt,  das  Compromiss  zu 
verspotten.  Demnach  muss  gegen  ihn  die  Strafe  verlallen, 
während  der  Rechtsstreit  in  seiner  gewöhnlichen  Ordnung 
beim  Richter  fortgeführt  wird. 

31.  ULP.  lib.  XIII.  ad  Ed.  —  Es  wird  aber  nur  dann 
die  Stipulation,  dadurch,  dass  ihr  zuwider  gehandelt  wird, 
verfallen,  wenn  dies  ohne  Arglist  des  Stipulirenden  geschehen 
ist;  denn  eine  Stipulation  verfällt  nur  unter  der  Bedingung, 
dass  Keiner  aus  eigener  Arglist  einen  Vortheil  davontrage. 
Wenn  aber  mit  dem  Compromisse  der  Zusatz  verbunden  wird: 
wenn  bei  dieser  Angelegenheit  etwas  mit  Arglist 
gethan  worden  sein  sollte,  so  kann  derjenige ,  welcher 
mit  Arglist  etwas  gethan  hat,  durch  die  Klage  aus  der  Stipu- 
lation belangt  werden.  Daher  wird  der,  wer  den  Schiedsrich- 
ter entweder  durch  Geld  oder  Begünstigung  seiner  Ehrsucht, 
oder  den  Sachwalter  des  Gegners,  oder  einen  von  denen, 
welchen  er  seine  Angelegenheit  anvertraut  hatte,  bestochen, 
oder  den  Gegner  listiger  Weise  hintergangen'  hat,  aus  der 
auf  die  Arglist  sich  beziehenden  CJausel  [des  Compromisses] 
belangt  werden  können.  Und  überhaupt  wird,  wenn  er  in 
diesem  Rechtsstreite  mit  Arglist  verfahren  ist,  die  Klage  aus 
der  Stipulation  Platz  ergreifen;  und  eben  deshalb  wird  der 
Gegner,  wenn  er  die  Klage  wegen  Arglist  in  Anwendung 
bringen  will,  es  nicht  dürfen,  da  er  ja  die  Klage  aus  der 
Stipulation  hat.  Wenn  aber  eine  Clausel  dieser  Art  dem 
Compromisse  nicht  beigefügt  worden  ist,  dann  wird  die  Klage 
oder  Einrede  wegen  Arglist  eintreten.  Es  ist  aber  dasjenige 
ein  vollständiges  Compromiss,  welches  die  Erwähnung  der  auf 
die  Arglist  sich  beziehenden  Clausel  in  sich  enthält. 

32.  PAUL.  lib.  XIII.  ad  Ed.  —  Wir  werden  bei  den 
Compromissen  nicht  unterscheiden,  ob  die  [darin  augedrohte]  Strafe 
von  minderem  oder  grösserem  Belange  sei,  als  der  Gegenstand, 
wovon  es  sich  handelt.    §.  1.  Der  Schiedsrichter  wird  nicht 
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genö'l  higt  werden,  eine  Entscheidung  zu  geben,  wenn  die  Strafe 
verfa  llen  ist.  §.  2.  Wenn  eine  Frau  in  fremdem  Namen  ein 
Com]  nomiss  eingeht,  so  wird  die  Strafsumme  wegen  der  [Un- 
iiiilligkeit  der]  Intercession  gar  nicht  [für]  compromittirt  [be- 
trachiet].  §.  3.  Ueberhaupt  darf  der  Prätor  nicht  einschreiten, 
es  mag  das  Compromiss  gleich  vom  Anfange  her  ungültig  sein, 
oder  zwar  gültig  sein,  jedoch  so,  dass  es  noch  ungewiss  ist, 
ob  daraus  eine  Strafe  gefordert  werden  könne,  oder  spater 
die  Strafe  dadurch  wegfallen,  dass  das  Compromiss  durch  Zeit- 
ablauf,  Todesfall,  stipulationsweise  Annahme  als  Empfangen, 
richterliche  Entscheidung ,  oder  Vertrag  aufgehoben  wird. 
§.  4„  Es  fragt  sich,  ob  der  Schiedsrichter,  wenn  ihm  ein 
priesterliches  Amt  zufällt,  gezwungen  werde,  eine  Entschei- 
dung zu  geben;  allein  dies  würde  nicht  nur  der  Würde  [sol- 
cher] Personen,  sondern  auch  der  Heiligkeit  Gottes,  deren 
Verehrung  die  Priester  sich  weihen  müssen,  widerstreben67). 
Dagegen  aber  muss  auch  er,  wenn  er  erst  spater  [das  schieds- 
richterliche] Amt  übernommen  hat,  jedenfalls  eine  Entscheidung 
fällen..  §.  5.  Eben  so  wenig  ist  er  [zu  einer  Entscheidung] 
zu  nöthigen,  wenn  über  das  [streitige]  Rechtsgeschäft  ein  Ver- 
gleich eingegangen  worden,  oder  der  Sclav,  über  welchen 
compromittirt  worden  war,  gestorben  ist,  es  müsste  denn  im 
letzteren  Falle  ein  besonderes  Interesse'  der  Parteien  Statt  fin- 
den. §.  6.  Julianus  schreibt  ohne  Annahme  eines  Unter- 
schiedes [Folgendes] :  wenn  aus  Irrthum  wegen  eines  ent- 
ehrenden Verbrechens,  oder  wegen  eines  solchen  Gegenstandes, 
rücksichtlich  dessen  ein  öffentliches  Verfahren  angeordnet  ist, 
z.  B.  wegen  Ehebruches ,  Meuchelmordes  oder  ähnlicher  Falle, 
ein  Schiedsrichter  erwählt  worden  ist,  so  muss  der  Prätor  die 
Fällung  einer  Entscheidung  untersagen,  und  wenn  sie  schon 
gelallt  ist,  eine  Vollstreckung  derselben  nicht  gewähren.  §.7. 
Wenn  über  eine  Freiheitsstreitigkeit  ein  Compromiss  eingegan- 
gen worden  ist,  so  wird  mit  Grund  der  Schiedsrichter  nicht 
genöthigt  werden,  eine  Entscheidung  zu  geben,  weil  es  eine 
Begünstigung  der  Freiheit  ist,  dass  über  sie  durch  höhere 
Bichter  entschieden  werden  muss.  Dasselbe  gilt,  es  mag  die 
Untersuchung  auf  den  Zustand  eines  Freigeborenen  oder  eines 
Freigelassenen  sich  beziehen,  wie  auch  dann,  wenn  behauptet 
wird,  dass  die  Freiheit  Jemandem  in  Folge  eines  Fideicommis- 
ses  gebühre.  Eben  dasselbe  ist  von  der  Volksklage  zu  sagen. 
§.  8.  Wenn  ein  Sclav  compromittirt  habe,  so  sei,  meint  Oc- 
t  a  v  e  n  u  s  ,  der  Schiedsrichter  nicht  zu  nöthigen ,  eine  Entscheid 


67)  Will  man  das  id  non  iantum  —  induJgetur  nicht  in  «liesein 
directen  Sinn  geben,  so  müsste  man  vor  id  einschieben: 
„er  wird  nicht  gezwungen  werden  uf  denn  u. s.  w. 
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düng  zu  fällen,  auch  sei,  wenn  er  eine  gefällt  hatte,  keine 
Vollstreckung  der  Strafe  riicksiclitlich  des  Sondergutes  zu  ge- 
währen. Ob  aber,  wenn  ein  Freier  mit  Jenem  compromittirt 
hätte,  gegen  diesen  Freien  Hiilfs Vollstreckung  gestatte);  werde, 
das  Hesse  sich  in  Frage  ziehen;  es  ist  aber  mehr  dafür,  dass 
sie  nicht  gestattet  werde.  §.9.  Desgleichen  kann,  wenn  der- 
jenige, welcher  in  Rom  compromittirt  hat,  bald  darauf  nach 
Rom  als  Gesandter  gekommen,  der  Schiedsrichter  nicht  genö- 
thigt  werden,  eine  Entscheidung  zu  geben,  eben  so  wenig, 
als  [der  Gesandte],  wenn  er  früher  den  Rechtsstreit  förmlich 
eröffnet  hätte,  genöthigt  werden  würde,  denselben  fetzt  fort- 
zustellen; und  es  macht  keinen  Unterschied,  ob  er  damals 
auch  schon  auf  der  Gesandtschaft  sich  befunden  habe  oder  nicht. 
Wenn  er  aber  erst  als  Gesandter  compromittirt,  so  glaube  ich, 
dass  der  Schiedsrichter  zur  Fällung  einer  Entscheidung  zu  nö- 
thigen  sei,  weil  er  auch,  falls  er  freiwillig  sich  in  den  Rechts- 
streit eingelassen  hätte,  gezwungen  werden  würde,  ihn  durch- 
zuführen. Es  gibt  jedoch  Einige,  welche  hierüber  olme  Grund 
einen  Zweifel  hegen,  die  aber  gewiss  auf  keine  Weise  in 
Zweifel  stehen  werden,  wenn  jener  über  einen  Gegenstand 
während  der  Gesandtschaft  compromittirt  hätte,  über  welchen 
er  während  der  Gesandtschaft  einen  Contract  abgeschlossen  hat, 
da  er  ja  wegen  eines  solchen  auch  einem  Rechtsstreite  sich 
zu  unterziehen  gezwungen  werden  würde.  Das  kann  beim 
ersten  Falle  noch  in  Frage  gezogen  werden ,  ob ,  wenn  der 
Gesandte  früher  compromittirt  hat,  der  Schiedsrichter  zu  zwin- 
gen sei,  eine  Entscheidung  zu  fällen,  dafern  es  der  Gesandte 
selbst  verlangt.  Hier  könnte  es  beim  ersten  Anblicke  als  un- 
billig erscheinen,  dass  dies  in  seine  Gewalt  gestellt  sei.  Allein 
es  wird  eben  so  sein,  als  wenn  er  eine  Klage  anstellen  wollte, 
was  zu  thun  ihm  vergönnt  ist.  Wir  werden  jedoch  jenes  Com- 
promiss  einer  gewöhnlichen  Klage  gleichstellen  müssen ,  so 
dass  er,  wenn  er  verlangt,  der  Schiedsrichter  solle  einen  Aus- 
spruch fällen,  nicht  anders  gehört  wird,  als  wenn  er  Beklag- 
ter ist.  §.  10.  Wenn  derjenige,  welcher  mit  einem  Verstorbe- 
nen compromittirt  hatte,  einen  Rechtsstreit  über  dessen  JVach- 
lass  erhebt,  so  würde  der  Erbschaftsklage  durch  Vorgreifen 
in  der  Entscheidung  Eintrag  geschehen,  wenn  der  Schieds- 
richter eine  Entscheidung  gäbe;  es  muss  demnach  der  Schieds- 
richter unterdessen  [von  der  Fällung  einer  Entscheidung]  ab- 
gehalten werden.  §.  11.  Der  im  Compromisse  festgesetzte  Tag 
kann  verschoben  werden,  zwar  nicht  wenn  in  Folge  einer 
Uebereinkunft  68),    sondern   wenn   durch  einen  Befehl  des 


68)  Weil  diese  erneuerte  Uebereinkunft  ohne  des  Schieds- 
richters Einwilligung  nicht  gilt. 
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Schiedsrichters  die  Notwendigkeit  eintritt,  ihn  zn  verschieben, 
damit  diie  Strafe  nicht  verfalle.  §.  12.  Wenn  der  Schiedsrich- 
ter versucht  haben  sollte,  sich  zu  verbergen,  so  muss  ihn  der 
Priitor  aufsuchen;  und  wenn  er  lange  unsichtbar  geblieben,  so 
muss  ein  e  Geldstrafe  gegen  ihn  ausgesprochen  werden.  §.  13. 
Wenn  Mehrere  zu  Schiedsrichtern  unter  der  Bedingung  erwählt 
worden  sind,  dass,  es  möge  jeder  von  ihnen  oder  nur  einer 
die  Entscheidung  gefallt  haben69),  derselben  Folge  geleistet 
werde,  so  wird  in  Abwesenheit  der  Uebrigen  nichts  desto 
weniger  der  von  ihnen  Gegenwärtige  [zur  Fällung  einer  Ent- 
scheidung] genö'thigt  werden.  Wenn  aber  die  Bedingung  ge- 
macht worden  ist,  dass  Alle  [die  Entscheidung]  fällen  sollen, 
oder  dass  das,  was  nach  der  Entscheidung  des  grössern  Theils 
von  ihnen  geschehen  soll ,  [befolgt  werde] ,  so  darf  [der  Prätor] 
die  Einzelnen  nicht  besonders  [zur  Fällung  einer  Entscheidung] 
nöthigen,  weil  die  Entscheidung  der  Einzelnen  auf  die  Strafe 
keinen  EAnftuss  hat  §.  14.  Als  ein  gewisser  Schiedsrichter 
aus  anderai  Umständen  sich  olfenbar  als  Feind  [der  einen  Par- 
tei] gezeigt  hatte,  auch  vor  Zeugen  angegangen  worden  war, 
keine  Entscheidung  zu  fällen,  nichts  desto  weniger  aber,  ohne 
dass  ihn  Jemand  nöthigte,  auf  die  Fällung  der  Entscheidung 
bestanden  hatte,  so  schrieb  der  Kaiser  Antonin us  unter  die 
Rlagschrift  einer  sich  darüber  beschwerenden  Person,  sie  könne 
sich  der  Einrede  der  Arglist  bedienen.  Und  als  derselbe  von 
einem  Richter,  bei  welchem  auf  die  Strafe  angetragen  worden 
war,  um  Rath  befragt  wurde,  so  rescribirte  er,  dass,  obwohl 
nicht  appellirt  werden  könne,  doch  die  Einrede  der  Arglist 
der  Forderung  der  Strafe  entgegenstehen  werde.  Durch  diese 
Einrede  also  wird  gewissermassen  eine  Art  der  Appellation 
hervorgebracht,  da  es  vermöge  derselben  gestattet  ist,  sich  der 
Entscheidung  des  Schiedsrichters  zu  widersetzen.  §.  15.  Die- 
jenigen, welche  sich  mit  dem  Amte  des  Schiedsrichters  be- 
schäftigen, sollen  beachten,  dass  diese  ganze  Untersuchung  aus 
dem  Compromisse  selbst  entschieden  werden  müsse ;  denn  es 
wird  ihm  nichts  Anderes  erlaubt  sein,  als  was  darin  [mit  der 
Bestimmung] ,  dass  er  es  verrichten  könne ,  festgesetzt  worden 
ist.  Es  wird  also  der  Schiedsrichter  weder  was  ihm  nur  be- 
liebt, noch  über  jeden  ihm  beliebigen  Gegenstand  entschei- 
den können,  sondern  nur  über  den,  riicksichtlich  dessen  com- 
promittirt  und  in  soweit  compromittirt  worden  ist.  §.  16.  Es 
ist  über  die  Fällung  der  Entscheidung  selbst  Frage  erhoben 
und  als  Regel  aufgestellt  worden,  dass  nicht  jede  [Entscheidung 
Gültigkeit  habe],  wiewohl  über  manche  [Entscheidungen]  ver- 


69)  Die  unnützen  Emendations  versuche  dieser  Stelle  fertigt  mit 
Recht  ab:  Pütt  mann,  Interpretat.  Cap.  28.  suh  III. 
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schiedeue  Ansichten  ausgesprochen  worden  sind;  so  glaube  ich, 
dass  in  der  That  [die  im  Compromisse  festgesetzte  Strafe]  nicht 
verfalle,  wenn  [der  Schiedsrichter]  ausspricht,  „man  solle  sich 
in  dieser  Angelegenheit  an  einen  Richter  wenden,  und  zwar  dazu 
ihn  selbst  oder  einen  Andern  [wählen]";  „man  solle  auf  ihn 
oder  einen  Andern  [von  Neuem]  compromittiren".  Denn  auch 
Julianus  sagt ,  dass  ungestraft  der  Gehorsam  verweigert  werde, 
wenn  [der  Schiedsrichter]  den  Befehl  gäbe,  sich  an  einen  an- 
dern Schiedsrichter  zu  wenden,  damit  doch  die  Sache  ein  Ende 
erreiche ;  habe  er  hingegen  seinen  Ausspruch  auf  die  Weise 
gefallt,  dass  nach  der  Entscheidung  des  Publius  Mavius 
das  Landgut  übergeben  oder  Biirgschaftsbestellung  geleistet 
werden  solle,  so  habe  man  diesem  Ausspruche  Folge  zu  lei- 
sten 70).  Dasselbe  billigt  Pedius  :  und  zwar  müsse  er  darum, 
damit  die  Entscheidungen  sich  nicht  vervielfältigen,  oder  bis- 
weilen auf  Andere,  welche  Feinde  der  Parteien  sind,  über- 
tragen werden,  durch  seinen  eigenen  Ausspruch  dem  Streite 
ein  Ende  machen;  es  werde  aber  der  Streit  nicht  beendigt, 
wenn  die  Entscheidung  verschoben  oder  einem  Andern  über- 
tragen wird,  und  es  gehöre  zur  Entscheidung  als  Theil  der- 
selben [die  Bestimmung],  auf  welche  Weise  die  Bürgschafts- 
leistung Statt  finden  solle,  und  durch  welche  Bürgen;  diese 
Bestimmung  aber  könne  keinem  Andern  überlassen  werden, 
es  müsste  denn  das  Compromiss  dergestalt  eingegangen  worden 
sein,  der  Schiedsrichter  möge  entscheiden,  nach  wessen  Er- 
messen die  Bürgschaftsbestellung  geschehen  solle71).  §.  17, 
Ingleichen  ertheilt  er  dann,  wenn  er  den  Befehl  gibt,  dass 
ihm  ein  Anderer  an  die  Seite  gestellt  werde,  falls  dies  nicht 

70)  Diese  Verschiedenheit  der  Ansicht  gründet  sieb  wahr- 
scheinlich darauf,  dass  im  ersten  Fall  keine  bestimmte 
andere  Person  namhaft  gemacht  worden,  die  nun  arhitri- 
ren  solle,  wohl  aber  im  letztem. 

71)  Man  wird  wohl  mit  Gewissheit  annehmen  dürfen,  dass 
dieser  §•  von  Tribonian  bedeutend  verändert  worden  ist; 
eben  so  sicher  ist  es  aber,  dass  er  in  den  Manuscripten  vor 
den  Glossatoren  schon  sehr  corrumpirt  war,  vielleicht  weil 
man  die  Veränderungen  als  solche  kannte.  Die  Lesart  der 
Glossatoren  stellt  zwar  Sinn  her,  allein  unverkennbar  auf 
Kosten  der  Integrität  der  Lesart.  Die  Florentine  gibt  den 
reinsten,  aber  eben  den  schwierigsten  Text.  Die  Bemühun- 
gen des  Su  er  in,  repet.  lect.  Cap.  16  (T.  O.  IV.  34),  und 
des  Pandulph.  Pratej.  III.  29.  30.  dijfereniiar.  J.  C.  (T.  O. 
III.  572)  sind  ohne  Erfolg  geblieben.  Cujac.  Obs.  XXII.  24. 
erklärt  die  Stelle  am  gelungensten,  nämlich  dass  das:  idem 
Pedius  probat,  sich  auf  die  erste  Hälfte  der  Meinung  des 
Julianus  beziehe,  und  nicht  auf  die  zunächst  davor  stehenden 
Worte.  —  Die  ausführlichere  Erklärung  des  Cu  ja  eins  s.  in 
den  Redt,  solenn,  ad  Pauli  lib.  ad  Edictum.  T.  V.  |>.  191  sq. 
Ed.  Neap. 
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im  Compromisse  enthalten  ist,  keine  [gültige]  Entscheidung:, 
denn  die  Entscheidung  muss  auf  den  Gegenstand  des  Com- 
promisses geben,  und  darüber  ist  nicht  compromittirt  worden. 
§.18.  AVenn  Herren,  die  gegenseitig*  eine  Stipulation  [über  die 
Strafe]  abgeschlossen  haben,  etwa  wollen,  dass  ihre  Geschäfts- 
besorger  vor  dem  Schiedsrichter  für  sie  auftreten  sollen,  so 
kann  er  befehlen,  dass  jene  selbst  zugegen  seien.  '§.  19.  Ge- 
schieht auch  des  Erben  in  dem  Compromisse  Erwähnung,  so 
kann  er  befehlen,  dass  auch  ihr  Erbe  [bei  der  Entscheidung 
der  Streitsache]  gegenwärtig  sei.  §.  20.  In  dem  Geschäftskreise 
des  Schiedsrichters  ist  auch  die  Verpflichtung  enthalten  [selbst 
darüber  zu  entscheiden] ,  auf  welche  Weise  ein  ausschliesslicher 
Besitz  Jemandem  gegeben  werden  solle.  Ob  etwa  auch  [die 
Verpflichtung,  vom  Geschäftsbesorger  Sicherheitsleistung  darüber 
zu  verlangen] ,  dass  [der  Herr]  die  Sache  genehmigen  werde  ? 
Sextus  Pedius  meint,  dass  kein  Grund  dafür  vorhanden 
sei ;  denn  sollte  der  Herr  seine  Genehmigung  verweigern ,  so 
wird  die  Stipulation  verfallen.  §.21.  Der  Schiedsrichter  darf 
die  Grenzen  des  Compromisses  nicht  überschreiten,  und  daher 
ist  es  nothwendig,  dass  die  Verschiebung  des  im  Compromisse 
[für  die  Entscheidung  der  Streitsache]  festgesetzten  Tages  darin 
mit  erwähnt  werde;  widrigenfalls  wird  ihm,  wenn  er  etwas 
[darüber  hinaus]  befiehlt,  ungestraft  der  Gehorsam  verweigert 
werden. 

33.  PAPIN.  üb.  I.  Quaest.  —  Ein  Schiedsrichter,  wel- 
cher vermöge  des  Compromisses  mit  der  Befugniss  eingesetzt 
worden  ist,  auch  den  Tag  [der  Entscheidung]  verschieben  zu 
können,  darf  dies  zwar  thun,  kann  ihn  aber  nicht  verschieben, 
wenn  die  Parteien  widersprechen. 

34.  PAUL.  lib.  XIH.  ad  Ed.  —  Wenn  zwei  in  einem 
Correalverhältnisse  stehende  Gläubiger  oder  Schuldner  vorhan- 
den sind,  und  Einer  [derselben]  compromittirt  hätte,  und  das 
Verbot  aufgestellt  worden  wäre,  dass  er  etwas  fordern  oder 
dass  etwas  von  ihm  gefordert  werden  solle,  so  ist  die  Frage, 
ob,  wenn  der  Andere  etwas  fordern  oder  dem  Andern  etwas 
abgefordert  wird,  die  Strafe  verfalle?  Dasselbe  [kommt]  bei 
zwei  Bankhaltern  in  Beachtung,  deren  Forderungen  in  dem- 
selben Verhältniss  stehen72).  Wenn  sie  Gesellschafter  sind, 
so  werden  wir  sie  wohl  mit  Bürgen  vergleichen  können; 
ausserdem  wird  weder  an  dich  eine  Forderung  gerichtet,  noch 
fordere  ich  etwas,  noch  wird  in  meinem  Namen  eine  For- 
derung gemacht,  obwohl  von  dir  etwas  gefordert  wird  7i). 


72)  Sitnuleunt,  d.h.  zugleich  entstanden  sind;  s.  Joann.  Ste- 
kius,  Vindic  leg.  anticr.  (T.  O.  I.  511). 

73)  Üeber  die  Vereinigung  des  scheinbaren  Widerspruchs  dieser 
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§.  1.  Dass  nach  einmal  verfallener  Strafe  das  Compromiss  auf- 
gelöst werde,  wird,  wie  ich  glaube,  nach  der  richtigeren  An- 
sicht behauptet,  sowie,  dass  sie  nicht  wiederum  verfallen  könne, 
es  müsste  denn  ausgemacht  worden  sein,  dass  sie  in  jedem  ein- 
zelnen Falle  mehrere  Male  solle  eintreten  können. 

35.  GAJ.  lib.  V.  ad  Ed.  prov.  —  Wenn  ein  Unmündiger 
ohne  den  Beitritt  seines  Vormundes  compromittirt  haben  sollte, 
so  kann  der  Schiedsrichter  nicht  genothigt  werden,  eine  Ent- 
scheidung auszusprechen,  weil,  wenn  gegen  Jenen  gesprochen 
würde,  derselbe  keiner  Strafe  unterliegt,  er  miisste  denn  einen 
Bürgen  bestellt  haben,  von  welchem  die  Strafe  eingetrieben 
werden  könnte;  und  so  urtheilt  auch  Julianus. 

36.  ULP.  lib.  LXXVIL  ad  Ed.  —  Wenn  der  Schieds- 
richter, genöthigt  vom  Prätor,  an  Ferientagen  [die  Entschei- 
dung] ausspricht  und  die  Strafe  aus  dem  Compromisse  einge- 
trieben wird,  so  findet  bekanntlich  eine  Einrede  nicht  Statt, 
es  müsste  denu  durch  eine  andere  [besondere]  Anordnung  ge- 
rade der  Ferientag,  an  welchem  die  Entscheidung  gefällt  wurde, 
ausgenommen  worden  sein. 

37.  CELSUS  lib.  Digest.  —  Wenn  ein  Erbe,  obschon 
der  Schiedsrichter  verboten  hat,  dass  die  eine  [Partei]  von  der 
andern  etwas  fordere,  dennoch  eine  Forderung-  erhebt,  so  wird 
er  in  Strafe  verfallen;  denn  nicht  um  Rechtsstreitigkeiten  zu 
verzögern,  sondern  um  sie  völlig  aufzuheben,  wendet  man  sich 
an  Schiedsrichter. 

38.  MODESTIN,  lib.  VI.  Regulär.  —  Wenn  auf  den 
Grund  des  Compromisses  Strafe  gefordert  wird,  so  muss  der- 
jenige, welcher  darein  verfallen  ist,  [dazu]  verurtheilt  werden, 
und  es  macht  hierbei  keinen  Unterschied,  ob  seinem  Gegner 
daran  gelegen  war,  dass  dem  Ausspruche  des  Schiedsrichters 
Folge  geleistet  werde  oder  nicht74). 

39.  JAVOLEN.  lib.  XI.  ex  Cassio.  —  Nicht  in  allen 
Fällen,  in  welchem  dem  Ausspruche  des  Schiedsrichters  nicht 
Folge  geleistet  worden  ist,  verfällt  die  im  Compromisse  fest- 
gesetzte Strafe,  sondern  blos  in  denjenigen,  welche  sich  auf 
Zahlung  von  Geld  oder  Leistung  eines  Dienstes  beziehen.  Des- 
gleichen wird  der  Schiedsrichter  den  Ungehorsam  der  strei- 
tenden  Parteien   bestrafen  können,   indem  er   befiehlt,  dem 


Stelle  mit  Fr.  27.  de  pact.  s.  Lud.  Vitalis,  var.  lection. 

Cap.  8.  (T.  O.  III.  633)  und  bes.  Jac.  Gothofr.  Animadvers. 

J.  C.  Cap.Iir.  (T.  O.  III.  271.) 
74)  S.  Lud.  Vital.  Lection.  var.  Lib.  I.  7.  (T.  O.  II.  631.) 
Corp.  jur.  civ.   I.  ^ 
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Gegner  [Geld-]  Strafe  zu  erlegen,  wozu  aber  nicht  auch  det 
Fall  gerechnet  werden  darf,  wenn  die  Namen  der  Zeugen 
nicht  nach  Vorschrift  des  schiedsrichterlichen  Ausspruches  mit- 
getheilt  worden  sind75).  §.  1.  Wenn  der  Schiedsrichter  den 
Tag  des  Compromisses  weiter  hinauszusezen  geboten  hat,  in- 
dem ihm  dies  gestattet  worden  war,  so  trägt  die  Zögerung  der 
einen  [Partei]  dazu  bei,  dass  für  die  andere  die  Strafe  ver- 
falle 76). 

40»  POMPON.  lib.  XI.  ex  Variis  Lectionibus.  —  Ein 
Schiedsrichter  hat  [den  Parteien]  befohlen,  am  ersten  Januar 
bei  ihm  sich  zu  stellen,  und  ist  vor  diesem  Tage  gestorben, 
der  Eine  von  den  Streitenden  hat  sich  nicht  gestellt;  ohne 
Zweifel  ist  die  Strafe  durchaus  nicht  verfallen.  Denn  Aristo 
sagt,  er  habe  auch  den  Cassius  behaupten  hören,  dass  sie 
in  Beziehung  auf  einen  Schiedsrichter,  der  selbst  sich  nicht 
eingestellt  hatte,  nicht  verfallen  wäre;  wie  denn  auch  Ser- 
vi us  sagt,  wenn  es  an  dem  Stipulirenden  liege,  dass  er  [das 
Versprochene]  nicht  in  Empfang  nehme,  so  verfalle  die  Strafe 
nicht. 

41.  C ALLISTRAT.  lib.  I.  Ed.  monilor.  —  Da  durch 
das  Julische  Gesetz  verordnet  worden  ist,  dass  wer  noch  nicht 
zwanzig  Jahre  alt  ist,  ein  Urtheil  zu  fällen  nicht  gezwungen 
werden  solle,  so  [nimmt  man  an]  sei  es  Niemandem  erlaubt, 
Einen,  der  jünger  ist  als  zwanzig  Jahre,  durch  ein  Compromiss 
zum  Richter  zu  wählen :  daher  verfällt  durch  seine  Entschei- 
dung auf  keine  Weise  eine  Strafe.  Dass  jedoch  Einem,  der 
zwar  älter  als  zwanzig,  allein  jünger  als  fünfundzwanzig  Jahre 
ist,  aus  diesem  Grunde  Beistand  geleistet  werden  müsse,  wenn 
er  leichtsinniger  Weise  das  Richteramt  übernommen  habe,  ha- 
ben Viele  gesagt. 

42.  PAPINIAN.  lib.  II.  Respons.  —  Ein  Schiedsrichter 
hat  Jemandem  die  Auslieferung  von  Sclaven  innerhalb  eiuer 
gewissen  Zeitfrist  befohlen,  und  da  sie  nicht  ausgeliefert  wor- 
den sind,  ihn  zu  einer  an  den  Fiscus  zu  erlegenden  Strafe 
nach  dem  Inhalte  des  Compromisses  verurtheilt.  Aus  einer 
solchen  Entscheidung  erwachst  dem  Fiscus  kein  Gewinn,  aber 
nichts  desto  weniger  verfällt  die  durch  Stipulation  festgesetzte 


75)  S.  Cujac.  Obs.  XXII.  25. 

76)  Alterius  mera  altert  ad  poenam  cömtnittendatn  prodest ;  es 
yverdeu  also  auch  alle  Folgen  der  Contumaz  der  ersten  Frist 
in  die  worogirte  übertragen.  —  Das  „für  die  andere44 
heisst  alS')j  <iass  sje  dieselbe  einklagen  könne* 
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Strafe,  weil  der  schiedsrichterlichen  Entscheidung*  nicht  Folge 
geleistet  worden  ist. 

43.  SCAEVOLA  lib.  I.  Respons.  —  Es  ist  über  alle 
Angelegenheiten  und  Rechtsstreitigkeiten  ein  Compromiss  auf 
einen  Schiedsrichter  vom  Lucius  Titius  und  Mävius  Sempro- 
nius  eingegangen,  aus  Versehen  aber  sind  einige  Gegeustände 
vom  Lucius  Titius  nicht  mit  klagbar  gemacht  worden,  und 
auch  der  Schiedsrichter  hat  darüber  nichts  entschieden;  es  ist 
[nun]  die  Frage  aufgeworfen  worden,  ob  die  übergangenen 
Gegenstände  [nach]  gefordert  werden  können  ?  Die  Antwort 
ist:  die  Forderung  könne  Statt  finden  und  die  Strafe  aus  dem 
Compromisse  verfalle  nicht;  wenn  Jener  es  [aber]  arglistiger 
Weise  gethan  hat,  so  kann  er  zwar  Forderung  erheben,  allein 
er  wird  der  Strafe  unterworfen  werden. 

44.  Idem.  lib.  II.  Digest»  —  Zwischen  dem  Castellia- 
nus  und  Sejus  ist  ein  Streit  über  die  Grenzen  entstanden,  und 
ein  Schiedsrichter  erwählt  worden,  dass  nach  seinem  Ermessen 
die  Sache  beigelegt  werde ;  er  hat  die  Entscheidung  in  Gegen- 
wart der  Parteien  gegeben  und  die  Grenzen  festgesetzt;  es  ist 
[nun]  gefragt  worden,  ob,  wenn  von  Seiten  des  Castellianus 
dem  Schiedsrichter  nicht  Folge  geleistet  worden  wäre,  die  Strafe 
dem  Compromisse  gemäss  verfallen  sei  ?  Ich  habe  zur  Ant- 
wort gegeben,  dass,  wenn  dem  Schiedsrichter  in  etwas  nicht 
Folge  geleistet  worden  wäre,  was  er  in  Gegenwart  beider 
Parteien  entschieden  habe ,  die  Strafe  verfallen  sei. 

45.  ULP.  lib.  XXVIII.  ad  Sabin.  —  Die  in  Compro- 
missen  einer  bestimmten  Person  überlassene  Entscheidung  geht 
nicht  über  diese  Person  hinaus. 

46.  PAUL.  lib.  Xn.  ad  Sabin.  —  Ueber  solche  Sachen 
und  Rechnungen  und  Streitigkeiten  kann  der  Schiedsrichter 
nrtheilen,  die  bereits  unter  denen,  welche  compromittirt  haben, 
vorhanden  gewesen,  nicht  [aber  über  solche],  weiche  erst  spa- 
ter hinzugekommen  sind. 

47.  JULIAN,  lib.  IV.  Digest.  —  Wenn  das  Compromiss 

so  eingegangen  worden  ist,  dass  in  Gegenwart  beider  Parteien 
oder  ihrer  Erben  der  Schiedsrichter  den  Ausspruch  fällen  solle, 
nnd  der  Eine  von  den  Streitenden  mit  Hinterlassung  eines  un- 
mündigen Erben  gestorben  wäre ,  so  wird  blos  dann  der  Aus- 
spruch als  [gültiger  Weise]  gefällt  angesehen,  wenn  die  Er- 
mächtigung des  Vormundes  dabei  erklärt  worden  ist.  §.1.  Des- 
gleichen wenn  der  Eine  von  denen,  welche  das  Compromiss 
abschlössen,  wahnsinnig  würde, 

35  * 


* 
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48.  MODESTINUS  lib.  IV.  Regulär.  —  so  wird 
der  Schiedsrichter  einen  Ausspruch  zu  thun  nicht  genöthigt 
werden  ; 

40.  JULIAN,  lib.  IV.  Digest.  —  sondern  er  darf  sogar 
keinen  Ausspruch  fallen,  weil,  was  in  Gegenwart  eines  Wahn- 
innigen  geschieht,  als  nicht  geschehen  angesehen  wird.  Wenn 
aber  der  Wahnsinnige  einen  Curator  hat,  oder  doch  während 
der  Dauer  des  Rechtsstreites  noch  erhalten  hat,  so  kann  in 
Gegenwart  des  Curators  der  Ausspruch  gefallt  werden.  §.  Ii 
Der  Schiedsrichter  kann  den  Streitenden  entweder  durch  einen 
Boten  oder  durch  einen  Brief  den  Befehl  geben,  sich  bei  ihm 
einzustellen.  §.  2.  Wenn  nur  von  Seiten  der  einen  Partei 
des  Erben  Erwähnung  [im  Compromisse]  geschehen  sein  sollte, 
so  wird  das  Compromiss  durch  den  Tod  sowohl  des  einen 
als  des  andern  Streitenden  aufgelöst  werden,  sowie  es  durch 
den  Tod  des  einen  [oder  andern]  aufgelöst  werden  würde, 
wenn  von  keiner  Seite  die  Person  des  Erben  erwähnt  wor- 
den wäre. 

50.  ALFENUS  lib.  VII.  Digest.  —  Ein  durch  Compro- 
miss erwählter  Schiedsrichter  hatte,  da  er  vor  dem  Tage,  wel- 
cher durch  das  Compromiss  festgesetzt  worden  war,  die  Ent- 
scheidung nicht  geben  konnte,  befohlen,  dass  der  im  Compro- 
misse bestimmte  Tag  weiter  hinausgesetzt  werden  solle;  der 
Eine  von  den  Streitenden  hatte  diesem  Gebote  nicht  Gehorsam 
geleistet;  es  wurde  [nun]  um  Rath  gefragt,  ob  ihm  die  Geld- 
strafe] dem  Compromisse  gemäss  abverlangt  werden  könne? 
Ich  habe  zur  Antwort  gegeben,  es  könne  dies  nicht  geschehen, 
weil  dem  Schiedsrichter  im  Compromisse  nicht  verstattet  wor- 
den sei,  dass  er  dieses  [Recht  der  Verschiebung  des  Tages] 
haben  solle. 

51.  MARCIAN.  lib.  II.  Regiä.  —  Wenn  Jemand  über 
seine  eigene  Angelegenheit  Schiedsrichter  geworden  wäre,  so 
kann  er  keine  Entscheidung  fällen,  weil  er  sich  selbst  etwas 
zu  thun  befehlen  oder  etwas  zu  fordern  verbieten  müsste;  nun 
kann  aber  Jemand  weder  sich  selbst  etwas  befehlen,  noch  sich 
selbst  etwas  verbieten. 

52.  Id.  lib.  IV.  Regul.  —  Wenn  Jemand,  welcher  vom 
Schiedsrichter  den  Befehl  erhalten  hat,  dem  Compromisse  ge- 
mäss Geld  zu  zahlen,  einer  Zögerung  sich  schuldig  gemacht 
hätte,  so  verfällt  er  dem  Compromisse  gemäss  in  Strafe,  wenn 
er  aber  später  noch  zahlt,  so  wird  er  von  der  Strafe  be- 
freiet. 
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Neunter  Titel. 

N auf a e y  c aupones ,  st  ab  ul arii  ut  recepta 
r  e  s  t  it  u  a  nt. 

(Dass  Schiffsrheder ,  Gastwirthe ,  Stallwirthe  die  aufgenommenen 
Sachen  zurückgeben  sollen.) 

i.  ULP.  lib.  XIV.  ad  Ed.  —  Der  Prätor  sagt:  Wenn 
Schiffsrheder,  Gastwirthe,  Stallwirthe  dasjenige, 
was  sie  irgend  für  Jemanden  zur  Aufbewahrung1 
aufgenommen  haben,  nicht  zurückgeben  werden, 
so  werde  ich  gegen  sie  eine  Klage  gestatten. 
§.  1.  Der  Nutzen  dieses  Edicts  ist  sehr  gross,  weil  es  meist 
nothwendig  ist,  sich  ihrer  Ehrlichkeit  zu  überlassen  und  Sachen 
ihrer  Verwahrung  anzuvertrauen.  Auch  bilde  sich  Niemand 
ein,  es  sei  dies  [zu]  strenge  gegen  sie  angeordnet  worden, 
denn  es  steht  in  ihrer  Willkür,  Gastwirthschaft  zu  treiben  77); 
und  wäre  dies  nicht  verordnet  worden ,  so  würde  ihnen  Ver- 
anlassung gegeben  werden,  sich  mit  Dieben  gegen  diejenigen, 
welche  sie  bei  sich  aufnehmen,  zu  verbinden,  zumal  sie  nicht 
einmal  jetzt  sich  solcher  Betrügereien  enthalten.  §.  2.  Fragen 
wir  nun  darnach,  welche  Personen  es  sind,  die  [nach  diesem 
Edicte]  haften.  Der  Prätor  sagt:  nautae  (Schiffsrheder).  Un- 
ter mnta  müssen  wir  [hier]  den  verstehen,  welcher  ein  Schiff 
zum  Gewerbe  hält,  obschon  [sonst]  alle  diejenigen  nautae 
heissen,  welche  des  Schiffens  halber  sich  auf  dem  Schiffe  be- 
finden. Aber  der  Prätor  hat  blos  den  Schiffsrheder  7  8)  im 
Sinne,  denn  es  soll  ja,  sagt  Pomponius,  ihm  nicht  durch 
den  Ruderknecht  oder  Signalgeber79)  eine  Verpflichtung  auf- 
erlegt werden ,  sondern  [nur]  durch  sich  selbst  oder  den  Schiffs- 


77)  So  hier  ne  quem  recipiant 9  s.  Glück  VI.  112  [22],  dann 
s.  Fr. 6.  Furti  advers.  nautas  etc.  Diese  Erklärung  der 
Aeltern  und  Praktiker  scheint  mir  noch  immer  der  neuen  von 
Guy  et  im  Archiv  Bd.  XYII.  S.  41  ff.  die  Wage  zu  halten, 
wonach  das  recipere  die  längere  Dauer  des  Aufenthalts  be- 
deuten und  die  inhabitatores  aus  jener  Stelle  bezeichnen  soll. 
Denn  es  ist  ja  noch  gar  nicht  davon  die  Rede  ge- 
wesen, für  wessen  Handlungen  der  Gastwirth  haften 
müsse;  und  dann  spricht  doch  auch  das  sogleich  folgende 
und  unbestrittene  quos  r e  ci piunt  laut  genug  dafür,  was 
das  vorherige  quem  recip.  heissen  solle. 

78)  Cf.  Fr.  1.  §.  15.  I).  de  exercUor.  act. 

79)  Nach  der  Erklärung  des  Dion.  Gothofredus  nämlich  ist 
mesonauta  ein  in  der  Mitte  der  SchifFsleute  sich  befindender 
Schiffer ,  der  den  Ruderknechten  das  Signal  zum  Rudern  gibt. 
Cf.  auch  Anton  Faber  1.  1.  p  819. 
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meister,  obgleich  er,  wenn  er  selbst  einem  von  den  Matrosen 
[die  Verwahrung-  fremder  Sachen]  zu  überlassen  befohlen  hat, 
unstreitig'  für  verpflichtet  angesehen  werden  muss.  §.  3.  Es 
gibt  nun  Einige  auf  den  Schiffen,  welche  zur  Verwahrung; 
[fremder  Sachen]  auf  den  Schiffen  die  Aufsicht  erhalten,  z.  B. 
die  Schiffswächter  und  Rajiitenaufseher  8  °).  Wenn  also  Einer 
von  diesen  [fremde  Sachen]  aufgenommen  hat,  so  glaube  ich, 
dass  gegen  den  Schiffsrheder  eine  Klage  zu  gestatten  sei,  weil 
derjenige,  welcher  dergleichen  [Leute]  einem  solchen  Geschäfts- 
kreise vorsetzt,  [dadurch  zugleich]  die  Erlaubniss  gibt,  das» 
ihnen  etwas  anvertraut  werde,  wenn  auch  der  Schiffspatron 
gelbst  oder  der  Schiffsmeister  das  thäte,  was  man  %eiQ£[ißo- 
"kov  s  l)  nennt.  Wenn  dies  aber  auch  nicht  vorhanden  wäre, 
so  wird  doch  der  Schiffsrheder  aus  der  Aufnahme  [der  frem- 
den Sachen]  gehalten  sein.  §.  4.  Ueber  diejenigen,  welche 
Flösse  führen,  desgleichen  über  Kahnfiihrer  wird  [im  Edicte] 
nichts  verordnet,  aber  Labeo  schreibt,  es  müsse  rücksichtlich 
ihrer  dasselbe  zur  Anwendung1  kommen,  und  dies  ist  bei  uns 
Rechtens.  §.  5.  Unter  Gastwirthen  aber  und  Stallwirthen  wer- 
den wir  auf  ähnliche  W^eise  diejenigen  verstehen,  welche  Gast- 
hofs- oder  Stallwirthschaft  treiben,  wie  auch  ihre  Verwalter  8 2 ). 
Wer  jedoch  den  Dienst  eines  blossen  Aufwärters,  wie  z.  B. 
Thürhüter  und  Ofenheizer  und  ähnliche  Leute,  verrichtet,  ist 
darunter  nicht  mit  begriffen.  §.6.  Der  Prätor  sagt:  was  sie 
irgend  für  Jemanden  zur  Aufbewahrung"  aufge- 
nommen haben,  das  heisst,  was  irgend  für  eine  Sache  oder 
Waare  sie  aufgenommen  haben.  Daher  findet  man  denn  bei 
Vivianus  angeführt,  dass  aueh  auf  solche  Sachen  dieses  Edict 
gehe,  welche  zu  den  Waaren  hinzukommen83),  z.  B.  Rlei- 


80)  NiwxpvXaxeg  und  diaetarii. 

81)  XstQe/LtßoXov,  tnanus  immissionem  nach  der  gewöhnlichen 
Uebersetzung  ist  offenbar  falsch,  s.  über  dieses  Wort  Sam- 
met,  Opmcula  p.  237  sq.  Dessen  Interpretation:  dass  -/tiQ- 
i^ißolov  etwa  tessera  oder  cautio ,  einen  Empfangschein, 
bedeute,  scheint  sehr  viel  für  sich  zu  haben,  denn  alle  übri- 
gen Erkläruugen  sind  unpassend,  s.  Heinecc.  ad  Brisson. 
Der  Zusammenhang  aber  wäre  dann  also  ,  dass  das  quamquam 
keinen  Zweifelsgrund ,  der  beseitigt  würde,  vorstellte,  son- 
dern es  stände  dieser  Nachsatz  nur,  als  die  alte  römische 
Sitte  näher  bezeichnend ,  dass,  wenn  auch  ein  besonderer 
ravtpvXdg  vorhanden  wäre,  doch  der  navicularius  das  yjlQfy~ 
ßolov  auszustellen  pflege. 

82)  Institor  ist  soviel  als  Factor,  der  die  Oberaufsicht  statt  des 
Herrn  führt. 

83)  S.  Fr.  4.  §.  2.  1u  l. 
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dungsstücke ,  deren  man  sich  auf  dem  Schiffe  bedient,  und 
andere  [Gegenstände],  die  wir  zum  täglichen  Gebrauche  haben. 
§.  7.  Desgleichen  schreibt  Pomponius  im  vieruuddreissigsten 
Buche,  es  mache  keinen  Unterschied,  ob  wir  unsere  Sachen 
oder  fremde  hineingeschafft  haben,  wenn  uns  nur  darau  ge- 
legen sei ,  dass  sie  unbeschädigt  bleiben ;  denn  sie  müssen  ja 
vielmehr  uns,  als  denen,  welchen  sie  angehören,  wiederausge- 
händigt werden.  Und  demnach  wird,  wenn  ich  Waaren  als  Pfand 
für  ein  Seedarlehn  S4)  empfangen  habe,  der  Schiffsrheder, 
wenn  er  sie  von  mir  in  Empfang  genommen  hat,  mir  mehr, 
als  dem  Schuldner,  verpflichtet  sein.  §.  8.  Er  nimmt  also 
[fremde  Sachen]  zur  Aufbewahrung  auf ;  werden  nun  die  auf 
das  Schiff  geschickten  Sachen  [erst],  wenn  sie  ihm  [namentlich] 
überwiesen85)  worden  sind,  oder,  obschon  sie  nicht  nament-- 
lieh  angegeben  worden  sind,  blos  des  Umstandes  wegen, 
dass  sie  in  das  Schiff  geschickt  worden  sind,  als  aufgenommen 
angesehen?  Ich  bin  der  Meinung,  dass  er  die  Verwahrung 
aller  Sachen  übernehme,  welche  in  das  Schiff  gebracht  wor- 
den sind,  und  dass  er  nicht  blos  für  die  Handlungs- 
weise der  Schiffsleute,  sondern  auch  der  Mitfahrenden  stehen 
müsse, 

2.  GAJ.  üb.  V.  ad  Ed.  prov,  —  wie  auch  der  Gast-» 
wirth  für  die  der  Reisenden; 

3.  ULP.  lib.  XIV.  ad  Ed*  —  und  so  schreibt  von  den 
Handlungen  der  Mitfahrenden  auch  Pomponius  im  vierund- 
dreissigsten  Buche.  Derselbe  sagt,  dass,  wenn  die  Sachen, 
deren  Aufnahme  er  einmal  zugesagt  hat,  auch  noch  nicht  in 
das  Schiff  aufgenommen  worden,  sondern  am  Gestade  zu  Grunde 
gegangen  waren,  doch  die  Gefahr  ihn  treffe.  §.  1.  Der  Prä* 
tor  sagt:  wenn  sie  nicht  zurückgeben,  so  werde  ich, 
gegen  sie  eine  Klage  gestatten.  Aus  diesem  [Theile] 
des  Edicts  geht  eine  Klage  auf  das  Geschehene  hervor.  Nun 
fragt  sich  nur,  ob  sie  überhaupt  nothwendig  sei,  weil  in  die-* 
sem  Falle  eine  bürgerlichrechtliche  Klage  wird  angestellt  wer- 
den können.  Weun  nämlich  ein  Lohn  ausbedungen  worden 
ist,  [wird]  sowohl  aus  der  Verdingung  als  aus  der  Miethe86) 
[geklagt  werden  können];  ist  nämlich  das  ganze  Schiff  ver-» 


84)  S.  den  Titel  de  Naulico  foen. 

85)  S.  Sa  mm  et  a.  a.  O. 

86)  Das  erste,  wenn  dem  nauta  oder  maghter  navis  die  Sa- 
chen übergeben  worden  sind,  sie  wohiu  zu  bringen  5  das 
zweite,  wenn  man  von  ihm  das  Schiff  gemieihet  hat; 
s.  o.  gleich  nachher. 
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miethet  -worden,  so  kann  derjenige,  welcher  es  gedungen  hat, 
auch  riicksichtlich  der  Sachen,  die  ihm  fehlen,  aus  der  Miethe 
klagen;  wenn  aber  der  Schilfsrheder  Sachen,  um  sie  an  einen 
bestimmten  Ort  zu  bringen,  miethweise  übernommen  hat,  so 
wird  er  aus  der  Verdingung  belangt  werden ;  seien  aber  die 
Sachen  von  ihm  ohne  Vergütung  aufgenommen  worden,  so 
habe  gegen  ihn,  sagt  Pomponius,  die  Klage  aus  der  Hinter- 
legung angestellt  werden  können.  Er  äussert  daher  seine  Ver- 
wunderung, warum  [hier  noch]  eine  würdenrechtliche  Klage 
eingeführt  worden  sei,  da  doch  bürgerlichrechtliche  Klagen 
vorhanden  seien;  es  müsste  denn  etwa,  sagt  er,  deshalb  [ge- 
schehen sein],  damit  bekannt  werde,  dass  der  Prätor  für  die 
Züchtigung  der  Unredlichkeit  dieser  Art  von  Menschen  Sorge 
trage,  und  weil  beim  Miethcontracte  [nur]  für  Verschuldung, 
beim  Hinterlegungscontracte  nur  für  Arglist  gehaftet  wird. 
Allein  diesem  Edicte  zu  Folge  haftet  derjenige,  welcher  [Sa- 
chen] aufgenommen  hat,  auf  jede  Weise,  wenn  auch  ohne 
seine  Schuld  die  Sache  zu  Grunde  gegangen  oder  der  Schaden 
entstanden  ist,  es  müsste  denn  der  Schaden  durch  reinen  Zu- 
fall veranlasst  werden.  Deshalb  schreibt  Labeo,  es  sei, 
wenn  etwas  durch  Schiffbruch  oder  Gewalttätigkeit  der  See- 
räuber zu  Grunde  gegangen  wäre,  nicht  unbillig,  ihm  eine 
Ausflucht  zu  gestatten.  Dasselbe  gilt  auch,  wenn  im  Stalle 
oder  im  Gasthofe  ein  unabwendbares  Naturereigniss  eingetre- 
ten ist.  §.  2.  Auf  dieselbe  Weise  sind  Gastwirthe  und  Stall- 
wirthe  gehalten,  wenn  sie  bei  der  Ausübung  ihres  Gewerbes 
[Sachen]  aufnehmen.  Uebrigens  werden  sie,  wenn  sie  ohne 
Beziehung  auf  ihr  Gewerbe  Sachen  aufnehmen,  nicht  gehalten 
sein.  §.  3.  Wenn  ein  Haussohn  oder  ein  Sclav  [in  dieser  Art 
etwas]  aufgenommen  hat,  und  die  Einwilligung  des  Vaters 
oder  des  Herrn  dazu  gekommen  ist,  so  wird  derselbe  auf  das 
Ganze  zu  belangen  sein.  Desgleichen  wird,  wenn  ein  Sclav 
des  Schilfs rheders  etwas  weggenommen  oder  einen  Schaden 
verursacht  hat,  die  Noxalklage  nicht  Statt  finden,  weil  wegen 
der  Aufnahme  der  Herr  in  seinem  eigenen  Namen  belangt 
wird.  Wenn  dagegen  [der  Haassohn  oder  der  Sclav]  ohne 
Einwilligung  [des  Vaters  oder  des  Herrn]  ihr  Gewerbe  trei- 
ben, so  wird  gegen  sie  die  Klage  über  das  Sondergut  gestattet 
werden.  §.  4.  Diese  [Klage]  geht  aber  auf  Wiedererlangung 
der  Sache,  wie  Pomponius  sagt;  und  aus  diesem  Grunde 
wird  sie  nicht  nur  gegen  den  Erben  [des  Beklagten],  sondern 
auch  als  immerwährend  ertheilt  werden.  §.  5.  Zuletzt  noch 
die  Frage,  ob  man  in  Beziehung  auf  dieselbe  Sache  sowohl 
die  würdenrechtliche  Klage  in  Beziehung  auf  die  geschehene 
Aufnahrae ,    als  auch   die  Diebstahlsklage ,    anstellen  könne. 
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Pomponius  steht  hierüber  in  Zweifel;  aber  es  ist  mehr  da- 
für, dass  mau  entweder  vermöge  Bescheidung  des  Richters 
oder  in  Folge  der  Einrede  der  Arglist  mit  einer  von  beiden 
Klagen  sich  begnügen  müsse  87). 

4.  PAUL.  lib.  XIII.  ad  Ed.  —  Aber  auch  dem  Schiffs- 
rheder selbst  kommt,  da  er  die  Gefahr  zu  tragen  hat,  die 
Diebstahlsklage  zu,  er  müsste  denn  selbst  [eine  fremde  Sache] 
entwenden,  und  diese  nachher  wieder  ihm  entwendet  werden, 
oder  wenn  ein  Anderer  [die  Sache]  entwendet,  der  Schiffs- 
rheder selbst  nicht  zahlungsfähig  sein.  §.  1.  Wenn  ein  Schiffs- 
rheder eines  Schiffsrheders,  ein  Stallwirth  eines  Stallwirlhes, 
oder  ein  Gastwirth  eines  Gastwirthes  [Sachen]  aufgenommen 
hat,  so  wird  er  auf  gleiche  Weise  haften.  §.  2.  Vivianus 
hat  gesagt ,  dass  das  Edict  auch  auf  solche  Sachen  sich  beziehe, 
welche,  nachdem  die  Waaren  schon  in  das  Schiff  getragen 
und  verdungen  worden  sind,  etwa  noch  hinzugebracht  werden, 
obwohl  für  sie  kein  Frachtgeld  bezahlt  wird,  wohin  z.  B. 
Kleidungsstücke  und  der  tägliche  Mundvorrath  gehören,  indem 
solche  Gegenstände  der  Verdingung  der  übrigen  Sachen  sich 
anschliessen. 

5.  GAJ.  lib.  V.  ad  Ed.  prov.  —  Der  Schiffsrheder  und 
Gastwirth  und  Stallwirth  empfangen  Lohn  nicht  für  Verwah- 
rung [fremder  Sachen],  sondern  der  Schiffsrheder,  dass  er 
Passagiere  übersetze,  der  Gastwirth,  damit  er  Reisende  in 
dem  Gasthofe  verweilen  lasse,  der  Stallwirth,  um  zu  erlauben, 
dass  Zugthiere  bei  ihm  stallen;  und  doch  sind  sie  rücksicht- 
lich der  Verwahrung  verantwortlich.  Denn  auch  ein  Kleider- 
wäscher und  ein  Schneider  empfangen  nicht  für  Verwahrung, 
sondern  für  ihre  Kunst,  Lohn,  und  doch  sind  sie  in  Rück- 
sicht auf  Verwahrung  der  Klage  wegen  Verdingung  unter- 
worfen. §.  1.  Alles,  was  wir  vom  Diebstahle  gesagt  haben, 
muss  auch  vom  Schaden  angenommen  werden,  denn  es  darf 
nicht  bezweifelt  werden,  dass  derjenige,  welcher  etwas  zur 
Aufbewahrung  aufnimmt ,  sich  nicht  allein  des  Diebstahls, 
sondern  auch  der  [Zufüguug]  eines  Schadens  zu  begeben 
scheine  88). 

6.  PAUL.  üb.  XXII.  ad  Ed.  —  Auch  wenn  du  unent- 
geltlich im  Schiff  gefahren  oder  im  Gasthofe  unentgeltlich  ein- 
gekehrt bist,  werden  dir  doch  die  Klagen  auf  das  Gescheheue 
nicht  abgesprochen  werden,  wenn  du  widerrechtlich  Schaden 


87)  S.  Glück  VI.  142  [16]. 

88)  D.  b.  sich  begebe,  daher  eine  Ausflucht  zu  nehmen  gegen 
die  Klage  aus  dem  Edict. 
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erlitten  hast.  §.  1.  Wenn  du  dich  meines  Sclaven  im  Schiffe 
oder  im  (Gasthofe  bedienest  und  er  mir  Schaden  zufügt  oder 
mich  bestiehlt,  so  kommt,  wiewohl  wider  mich  sowohl  die 
Diebstahlsklage,  als  die  wegen  widerrechtlich  zugefügten  Scha- 
dens zusteht,  mir  doch  jene  Klage,  weil  sie  auf  die  Thatsache 
geht,  auch  wegen  meines  Sclaven  gegen  dich  zu.  Dasselbe 
wird  zu  behaupten  sein,  wenn  er  uns  beiden  gemeinschaftlich 
gehörte,  doch  wirst  du  [wegen  dessen],  was  du  mir  in  sei- 
nem Namen  geleistet  hast,  theils  durch  die  Theilungsklage, 
theils  durch  die  Klage  aus  dem  Gesellschaftscontract ,  oder, 
wenn  du  ihn  theilweise  oder  ganz  gedungen  hast,  auch  durch 
die  Klage  aus  dem  Miethcontract,  mich  als  dir  verpflichtet  be- 
langen kö'nuen.  §.  2.  Allein  wenn  ihm  selbst  ein  Schaden 
durch  einen  Andern,  der  auf  demselben  Schiffe  oder  in  dem- 
selben Gasthofe  sich  befindet,  über  dessen  Handlung  der  Prä- 
tor [sonst]  zu  richten  pflegt  89),  zugefügt  worden  ist,  so  glaubt 
Pomponius  nicht,  dass  seinetwegen  diese  Klage  von  IXfutzen 
sein  werde.  §.3.  Der  Klage  auf  das  Geschehene  ist  der  Gast- 
wirlh  rücksichtlich  derjenigen  ausgesetzt,  welche  des  Wohnens 
Wegen  im  Gasthofe  sich  befinden ;  dies  geht  aber  nicht  auf 
Den,  welcher  bei  unerwartetem  Einkehren  aufgenommen  wird, 
wie  der  Durchreisende.  §.  4.  Gegen  die  Schiffsleute  können 
wir  uns  aber  der  Diebstahlsklage  oder  der  Klage  wegen  eines 
widerrechtlich  zugefügten  Schadens  bedienen ,  jedoch  müssen 
wir  alsdann  die  Handlung  einer  bestimmten  Person  anklagen, 
allein  wir  werden  mit  einer  derselben  uns  begnügen  müssen. 
Haben  wir  gegen  den  Schiffsrheder  Klage  angestellt,  so 
müssen  wir  ihm  unsere  Klagen  [gegen  Jene]  überlassen,  wie» 
wobJj,  dem  Schiffsrheder  die  Klage  aus  dem  Miethcontract 
[ausserdem]  gegen  sie  zusteht.  Sollte  aber  der  Schiffsrheder 
von  dieser  Klage  freigesprochen  worden  sein,  hierauf  aber 
gegen  einen  Schiffsmann  Klage  erhoben  werden,  so  wird  eine 
Einrede  zugelassen  werden,  damit  nicht  mehrere  Male  über 
das  Vergehen  eines  und  desselben  Menschen  Untersuchung  an- 
gestellt werde.  Auch  im  entgegengesetzten  Falle'  wird,  wenn 
über  das  Vergehen  eines  bestimmten  Menschen  [bereits]  ver- 
handelt und  dann  die  Klage  auf  das  Geschehene  angestellt 
worden  ist,  eine  Einrede  gestattet  werden. 

7.  ULP.  lib,  XVIII.  ad  Ed.  —  Es  muss  der  Schiffs- 
rheder für  aller  seiner  Schiffsleute,  sie  seien  Freie  oder  Scla- 


89)  D.  h.  dessen  Handlung  sonst  der  caupo  etc.  vertreten  muss. 
Denn  meiu  Sclav  befindet  sich  alsdann  unter  Umständen  und 
Verhältnissen  in  der  caupona ,  die  den  Begriff  von  receptum 
ausschliessen.   So  verstehe  ich  diese  Stelle. 
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ven,  Handlungen  Gewähr  leisten.  Und  nicht  wider  Gebühr 
leistet  er  für  ihr  Betragen  Gewähr,  da  er  selbst  sie  auf  seine 
Gefahr  in  Dienste  genommen  hat;  jedoch  steht  er  nur  dafür, 
wenn  der  Schaden  im  Schilfe  selbst  zugefügt  worden  ist.  So- 
bald der  Schaden  ausserhalb  des  Schiffes,  obschon  von  den 
Schiffsleuten,  [veranlasst  worden  wäre],  wird  er  nicht  dafür 
stehen.  Desgleichen  kann  er,  wenn  er  vorher  erklärt  haben 
sollte,  dass  jeder  der  Mitreisenden  auf  seine  Sachen  Acht  ha- 
ben möge  und  dass  er  für  keinen  Schaden  stehen  werde,  und 
die  Mitfahrenden  ihre  Zustimmung  in  diese  Erklärung  gegeben 
hatten,  nicht  belangt  werden.  §.  1.  Diese  Klage  auf  das  Ge- 
schehene geht  auf  das  Zwiefache.  §.  2.  W enn  aber  die  Schiffs- 
leute sich  unter  einander  Schaden  zugefügt  haben,  so  geht  dies 
den  Schiffsrheder  nichts  an.  Sollte  jedoch  Jemand  Schiffer 
und  [zugleich]  Kaufmann  sein,  so  wird  ihm  [eine  Klage  gegen 
den  Schiffsrheder]  gestattet  werden  müssen.  Wenn  ferner  Je- 
mand [unter  diejenigen]  gehört,  welche  man  insgemein  vavXE- 
mßaxag  9°)  nennt,  so  wird  ihm  [der  Schiffsrheder]  auch  ver- 
pflichtet sein,  aber  [auf  der  andern  Seite]  auch,  da  jener  zu- 
gleich unter  die  Schi/fsleute  gehört,  für  dessen  Handlungen 
stehen,  §.  3.  Wenn  der  Sclav  eines  Matrosen  Schaden  ver- 
ursacht hat,  so  wird  es,  obwohl  der  Sclav  kein  Matrose  ist, 
doch  der  Billigkeit  höchst  angemessen  sein,  gegen  den  Schiffs- 
rheder eine  analoge  Klage  zu  gewähren.  §.  4  Dieser  Klage 
ist  aber  der  Schiffsrheder  in  seinem  eigenen  Namen  ausgesetzt, 
und  zwar  wegen  seiner  eigenen  Verschuldung,  dass  er  solche 
Menschen  in  seine  Dienste  genommen  hat;  und  daher  wird  er 
auch,  wenn  sie  gestorben  sein  sollten,  seiner  Verbindlichkeit 
nicht  entledigt  werden.  Wegen  seiner  eigenen  Sclaven  aber 
ist  er  lediglich  einer  Noxalklage  unterworfen ;  denn  wenn  er 
fremde  [Sclaven]  in  seine  Dienste  nimmt,  so  muss  er  [zuvor] 
Untersuchung  darüber  anstellen,  von  welcher  Zuverlässigkeit 
und  von  welcher  Rechtschaffenheit  sie  seien;  bei  seinen  eige- 
nen [aber]  verdient  er  Entschuldigung,  wenn  er  sie  ohne  Aus- 
wahl zur  Ausrüstung  des  Schiffes  gebraucht  haben  sollte. 
§.  5.  Wenn  Mehrere  ein  Schiff  führen,  so  wird  Jeder  nach 
demjenigen  Antheile,  zu  welchem  er  das  Schiff  führt,  be- 
langt. §.6.  Die  hier  erwähnten  Klagen  sind,  wiewohl  wür- 
den rechtliche,  doch  immerwährend;  gegen  den  Erben  werden 
sie  aber  nicht  gestattet  werden.  Demnach  wird  auch,  wenn 
ein  Sclav  ein  Schiff  geführt  hat  und  gestorben  ist,  die  Klage 
wegen  des  Sonderguts  gegen  den  Herrn  nicht  bewilligt  wer- 


90)  D.  h.  Solche,  die,  statt  Ueberfahrgeld  zu  zahlen,  auf  dem 
Schiffe  dienen. 
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den,  nicht  einmal  innerhalb  Jahresfrist.  Wenn  aber  ein  Sclav 
oder  ein  Haussohn  unter  Einwilligung'  des  Vaters  oder  des 
Herrn  ein  Schilf  geführt,  oder  einen  Gasthof  oder  einen  Stall 
halten  sollte,  so  meine  ich,  dass  letztere  auch  dieser  Klage  in 
Beziehung  auf  die  ganze  Schuld  [des  Sclaven  oder  des  Haus- 
sohnes]  sich  unterwerfen  müssen,  gleich  als  ob  sie  alles,  was 
daselbst  vorfallt,  mit  der  Verpflichtung ,  für  das  Ganze  zu  haf- 
ten, übernommen  hätten. 
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Erster  Titel. 

De  judiciis  et  tibi  quisque  agere  vel  con- 
v  e  niri  d  eb  e  at. 

{Von  den  Gerichten  und  wo  Jeder  Idagen  oder  belangt  wer- 
den soll.) 

1.  ULP.  lib.  II.  ad  Ed.  Wenn  sich  Welche  einer  Gerichts- 
barkeit [freiwillig-]  unterwerfen,  und  [darin]  übereinstimmen, 
so  ist  für  die  Uebereinstimmenden  die  Gerichtsbarkeit  eines  jeden 
Richters,  der  einem  Gerichtshofe  vorsteht,  oder  sonst  eine  Ge- 
richtsbarkeit hat,  begründet. 

2.  Idem  lib.  III.  ad  Ed.  —  TJebereinzustimmen  scheinen 
aber  diejenigen,  welche  wissen,  dass  sie  dessen  Gerichtsbarkeit 
nicht  unterworfen  seien  und  auf  ihn  übereinstimmen.  Wenn 
sie  aber  [blos]  in  dem  Glauben  stehen,  dass  er  die  Gerichtsbar- 
keit habe,  so  erlanget  er  sie  dadurch  nicht,  denn  ein  Irrthum 
der  Streitenden  enthalt,  wie  auch  Julianus  im  ersten  Buche 
seiner  Digesten  schreibt,  keine  Uebereinstimmung ;  oder  wenn 
sie  in  dem  Glauben  standen,  dass  ein  Anderer  Prätor  sei,  als 
der  es  ist,  so  begründet  der  Irrthum  eben  so  wenig  die  Ge- 
richtsbarkeit; oder  wenn  Einer  der  Streitenden  sich  widersetzt 
und  mit  Gewalt  von  der  Prätur  gezwungen  worden  ist,  [sich 
zu  stellen,]  so  findet  auch  keine  Gerichtsbarkeit  Statt.  §.  1. 
Genügt  es  aber,  wenn  Welche  unter  sich  übereinkommen,  oder 
ist  auch  die  Einwilligung  des  Prätors  selbst  nöthig?  —  Das 
Juli  sehe  Gesetz  über  die  Gerichte  sagt:  dass  zwischen 
den  Parteien  keine  Uebereinkunft  Statt  findet;  es 
reicht  also  die  Uebereinstimmung  von  Privatleuten  unter  sich 
hin.  Wenn  nun  Privatleute  unter  sich  übereinstimmen,  der 
Prätor  aber  von  dieser  Uebereinkunft  nichts  weiss  und  seine 
Gerichtsbarkeit  für  begründet  hält,  so  ist  die  Frage,  ob  dem 
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Gesetz  Geuüge  geleistet  worden  sei?  Ich  glaube,  dass  es  sich 
vertheidigen  la'sst ,  dass  die  Gerichtsbarkeit  ihm  zustehe.  §.  2. 
Auch  wenn  ein  Richter  auf  eine  [bestimmte]  Zeit  bestellt  wor- 
den ist,  kann,  wenn  alle  Streitenden  übereinkommen,  die  Zeit, 
binnen  deren  ihm  den  Streit  zu  schlichten  anbefohlen  worden, 
verlängert  werden,  dafern  nicht  die  Verlängerung-  durch  einen 
kaiserlichen  Befehl  besonders  verboten  worden  ist.  §.  3.  Den 
Gesandten  wird  wegen  derjenigen  Geschäfte,  welche  sie  vor 
der  Gesandtschaft  eingegangen,  sowie  denen,  welche  ein  Zeug- 
niss  abzulegen  aufgerufen,  oder,  um  etwas  zu  beurtheilen, 
vorgefordert,  oder  in  eine  Provinz  bestimmt  worden  sind, 
das  Recht  der  Berufung  an  den  heimischen  Richter  gegeben  x). 
^Auch  dem,  der  selbst  appellirt  hat,  liegt  die  Notwendigkeit 
nicht  ob ,  wahrend  der  Zeit  der  zu  betreibenden  Appellation 
zu  Rom  oder  an  einem  andern  Orte,  wo  dieselbe  verhandelt 
wird,  andern  klagend  gegen  ihn  Auftreteuden  zu  antworten. 
Denn  Celsus  sagt,  dass  auch  ihm  die  Berufung  an  den  hei- 
mischen Richter  zu  gewähren  sei,  weil  er  wegen  einer  an- 
dern Angelegenheit  gekommen  ist;  diese  Meinung  des  Cel- 
sus ist  wohlbegründet.  Denn  auch  der  Kaiser  Pius  verord- 
nete an  den  Plotius  Celsianus,  dass  derjenige,  welcher, 
um  Vormundschaftsrechnung  abzulegen,  aus  seiner  Heimath 
nach  Rom  berufen  worden  ist,  einer  andern  Vormundschaft 
wegen,  derenwegen  er  nicht  berufen  worden  war,  nicht  ge- 
nöthigt  werden  solle,  sich  auf  einen  Process  einzulassen.  Der- 
selbe rescribirte  an  den  Claudius  Flavianns,  dass  ein 
Minderjähriger,  welcher  gegen  den  Asinianus,  der  eines  an- 
dern Geschäfts  wegen  [nach  Rom]  gekommen  war,  Wieder- 
einsetzung in  den  vorigen  Stand  verlangt  hatte,  in  Rom  damit 
nicht  gehört  werden  solle.  §.  4.  Alle  diese  können  sich  aber 
an  den  heimischen  Richter  berufen,  wenn  sie  das  [betreffende] 
Geschäft  nicht  da  eingegangen  sind,  wo  sie  belangt  werden. 
Sind  sie  es  aber  daselbst  eingegangen,  so  haben  sie  das  Recht 
der  Berufung  nicht,  ausgenommen  die  Gesandten,  die,  wenn 
sie  auch  das  Geschäft  daselbst,  wenn  nur  vor  ihrer  Sendung, 
eingegangen  sind,  zu  Rom  sich  zu  stellen  nicht  gezwungen 
werden  können,  so  lange  sie  sich  der  Gesandtschaft  wegen 
hier  aufhalten;  wie  auch  Julianus  schreibt  und  der  Kaiser 
Pius  verordnet  hat.  Verweilen  sie  aber  voch  nach  beendeter 
Gesandtschaft,  so,  verordnet  der  Kaiser  Pius,  sollen  sie  be- 
langt werden  können.  §.  5.  Ebenso  ist  die  Frage,  ob,  wenn 
sie  ausserhalb  ihrer  Provinz,  wiewohl  nicht  in  Italien,  ein 


1)  Wenn  sie  zu  Rom,  wo  alle  Römischen  Bürger  aus  dein 
ganzen  Staate  einen  gemeinschaftlichen  Gerichtsstand  haben, 
belaugt  werden. 
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Geschäft  eingegangen  sind,  sie  zu  Rom  belangt  werden  können? 
Marcellus  [sagt],  dass  sie  sich  ihres  Vorrechtes,  der  Beru- 
fung an  den  heimischen  Richter,  blos  in  solchen  Geschäften 
bedienen  [dürfen],  "welche  sie  in  ihrer  Heimath,  oder  wenig- 
stens innerhalb  ihrer  Provinz,  eingegangen  sind;  dies  ist  rich- 
tig. Wenn  sie  aber  selbst  klagen,  so  müssen  sie  auch  Jedem, 
[der  gegen  sie  Klage  erhebt,]  Antwort  stehen,  jedoch  nicht, 
wenn  sie  wegen  Injurien ,  Diebstahls  oder  erst  jetzt  erlittenen 
Schadens  klagen,  denn  sonst  würden  sie,  wie  auch  Julianus 
sehr  treffend  bemerkt,  entweder  ungestraft  beschimpft,  oder 
in  Schaden  gebracht  werden,  oder  es  würde  in  eines  Jeden 
Gewalt  stehen,  dieselben,  während  sie  deshalb  ihre  Ansprüche 
verfolgen,  durch  eine  Klage  wider  sie  der  Gerichtsbarkeit  zu 
unterwerfen.  §.  6.  Wenn  aber  Zweifel  entsteht,  ob  sich  Je- 
mand in  dem  Verhältniss  befindet,  dass  er  sich  an  den  heimi- 
schen Richter  berufen  könne  oder  nicht,  so  muss  dies  der  Prä- 
tor nach  Erwägung  der  Sache  entscheiden.  Ergibt  sich,  dass 
er  in  einem  solchen  Verhältniss  steht,  wo  er  sich  an  den  hei- 
mischen Richter  berufen  kann,  so  muss  er  nach  Ermessen  des 
Prätors  Sicherheit  leisten,  sich  an  dem  Tage,  wo  er  es  ver- 
spricht, [in  seiner  Heimath]  vor  Gericht  stellen  zu  wollen;  ob 
aber  durch  ein  blosses  Versprechen  2),  oder  durch  einen  Bür- 
gen, darüber  ist  Marcellus  ungewiss.  Nach  meiner  Mei- 
nung durch  ein  blosses  Versprechen ;  dies  schreibt  auch  Mela, 
denn  sonst  würde  er  eher  genöthigt  sein,  sich  auf  die  Klage 
einzulassen,  als  Jemanden  finden,  der  für  ihn  bürgte.  §.  7. 
Ueberall  aber,  wo  die  Mahnung  aufgeschoben3)  wird,  muss 
dies  ohne  Schaden  durch  Zeit  [verlust]  für  die  Gläubiger  ge- 
schehen. §.  8.  Deuen ,  welche  eine  ihnen  vom  Staat  verlie- 
hene Gerichtsbarkeit  haben,  wird  das  Recht,  Geldstrafen  zu 
bestimmen,  zugestanden;  weiter  Niemandem,  es  wäre  ihm 
denn  besonders  nachgelassen  worden. 

3.  ULP.  lib.  IV.  ad  Ed.  —  Von  dem,  der  selbst  gegen- 
wärtig sich  auf  eine  Klage  einzulassen  nicht  genöthigt  werden 
kann,  wird  nicht  angenommen,  als  verberge  er  sich,  um  der 
Klage  zu  entgehen. 

4.  GAJ.  üb.  I.  ad  Ed.  prov.  —  Mit  dem,  den  wir  in 
unserer  Gewalt  haben,  können  wir  keinen  Rechtsstreit  haben, 
ausser  über  ein  im  Felde  erworbenes  Sondergut. 

5.  ULP.  lib.  V.  ad  Ed.  —  Wenn  Jemand  aus  einer 
fremden  Gerichtsbarkeit  vor  den  Prätor  gefordert  wird ,  so 
muss  er  kommen,  wie  sowohl  Pomponius  als  Vindius 

2)  S.  Glück,  Erl.  d.  Pandecten  III.  S.  462.  n.  28. 

3)  Admonhio  —  interpellare  9  s.  Hugo  Don  eil.  Commentar. 
L.  XVII.  C.  13.  §.  10.  (T.  XI.  p.  155  der  neuen  Nürnberger 
Ausgabe.) 

Corp.  jur.  civ.   I.  36 
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ivesehrieben  haben.  Denn  dem  Präfor  kommt  es  zn,  zu  beur- 
teilen, ob  die  Gerichtsbarkeit  ihm  zustehe,  dem  Vorgeladenen 
aber,  das  Ansehen  des  Prätors  nicht  zu  verachten;  denn  auch 
tlie  Gesandten  und  alle  Andere,  welche  das  Recht  der  Beru- 
fung- an  den  heimischen  Richter  haben,  befinden  sich  in  dem 
Fall,  dass  sie,  vor  Gericht  gefordert,  kommen  müssen,  um 
dort  erst  sich  auf  ihr  Vorrecht  zu  berufen. 

6.  ULP.  lib.  VI.  ad  Ed.  —  Ein  Blinder  kann  ein  Rich- 
teramt verwallen. 

7.  Idem  lib.  VII.  ad  Ed.  —  Wenn  Jemand,  nachdem  er 
vor  Gericht  gefordert  worden,  Soldat  oder  eines  andern  Ge- 
richtsstandes theilhaftig  wird,  so  hat  er  in  dieser  Angelegen- 
heit kein  Recht,  sich  an  seinen  Gerichtsstand  zu  berufen,  weil 
ihm  gleichsam  zuvorgekommen  worden  ist. 

8.  GAJ.  lib.  II.  ad  Ed*  prov.  • —  Wenn  Jemand,  wah- 
rend er  Gesandter  ist,  Etwas  constituirt,  was  er  vor  der  Ge- 
sandtschaft schon  schuldig  war,  so  kann  er  nicht  gezwungen 
werden,  das  Recht  zu  nehmen,  wo  er  constituirt  hat. 

9.  ULP.  lib.  IX.  ad  Ed.  —  Die  Inseln  gehören  zu  Ita- 
lien,  und  [ebenso  die  nächstliegenden  zu]  einer  jeden  Provinz» 

10.  Idem  lib.  X.  ad  Ed.  —  Nicht  wer  einen  Rechtsstreit 
aufgeschoben,  sondern  wer  ganz  und  gar  darauf  verzichtet  hat, 
wird  als  davon  abstehend  angesehen ;  denn  [wovon]  abstehen, 
heisst,  eine  Klage  zurücknehmen,  welche  man  in  der  Absicht, 
Jemanden  zu  chicaniren,  angestellt  hatte.  Hat  aber  Jemand, 
nachdem  er  sich  von  der  Wahrheit  einer  Sache  überzeugt  hat, 
seine  Klage  aufgegeben,  um  nicht  länger  einen  ungerechten 
Streit  fortzusetzen,  den  er  nicht  in  der  Absicht,  um  Jemanden 
zu  chicaniren,  angefangen  hatte,  so  wird  nicht  angenommen, 
ais  stehe  er  davon  ab. 

11.  Idem  lib.  XII.  ad  Ed.  —  Wenn  Jemand  von  mir 
adrogirt  worden  ist ,  der  mit  mir  oder  mit  dem  ich  ein  Ver- 
fahren eingegangen  war,  so,  schreibt  Marcellus  im  dritten 
Buche  der  Digesten,  erledige  sich  dasselbe,  weil  es  von  An- 
fang an  zwischen  uns  nicht  bestehen  konnte. 

12.  PAUL.  lib.  XVII.  ad  Ed.  —  Wenn  der  Prätor 
einem  unter  mehrern  [bestellten  Richtern]  befiehlt,  sich  des 
Urtheils  zu  enthalten,  so  wird  angenommen,  als  überlasse  er 
[dessen  Stimme]  den  übrigen  4).  §.  1.  Einen  Richter  ernennen 
kann  derjenige,  dem  dies  nach  einem  Gesetz,  einer  Constitu- 
tion oder  einem  Senatsbeschluss  zusteht ;  nach  einem  Gesetz 
z.  B.  dem  Proconsul.    Auch  derjenige,  der  mit  einer  Gerichts- 


4)  Jd  committere  videttir  verstehe  ich  so.  Nicol.  Catharin. 
Obs.  IV.  47.  (T.  M.  VI.  798)  macht  unzuverlässige  Eineuda- 
tionen. 
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barkeit  beauftragt  ist,  kann  einen  Richter  ernennen,  wie  die 
Legaten  der  Proconsulen ;  ebenso  diejenigen,  denen  dies  nach 
dem  Herkommen  kraft  ihrer  Amtsgewalt  zugestanden  ist,  wie 
der  Sfadtpräfect  und  die  übrigen  Staatsbeamten  zu  Rom.  §.  2. 
Wicht  Jeder  kann  aber  von  denen,  die  das  Recht,  einen  Rich- 
ter zu  ernennen,  haben,  als  Richter  bestellt  werden,  denn 
Einigen  ist  es  durch  Gesetze  versagt,  Richter  zu  sein,  Andern 
durch  die  JXatur,  Andern  durch  das  Herkommen;  durch  die 
IXatur  z.  B.  [dem,]  wer  taub,  stumm,  immerwährend  wahn- 
sinnig oder  unmündig  ist,  weil  diese  der  Urtheilskraft  entbeh- 
ren. Durch  ein  Gesetz  ist  es  dem  versagt,  wer  aus  dem  Se- 
nat gestossen  worden  ist;  durch  das  Herkommen  Weibern  und 
Sclaven,  nicht  weil  sie  keine  Urtheilskraft  haben,  sondern  weil 
man  [einmal]  angenommen  hat,  dass  sie  keine  bürgerlichrecht- 
lichen Aemter  bekleiden  können.  §.  3.  In  Ansehung  dessen, 
der  Richter  sein  kann,  ist  es  einerlei,  ob  er  in  [Jemandes] 
Gewalt  oder  eigenen  Rechtens  ist. 

13.  GAJ.  üb.  VII.  ad  Ed.  prov*  —  Bei  den  drei  Kla- 
gen, wegen  Erbtheilung,  Theilung  eines  Gemeinguts  und  der 
Grenzberichtigung,  entsteht  die  Frage,  wer  als  Kläger  anzu- 
sehen sei,  weil  das  Interesse  Aller  als  gleich  erscheint.  Man 
hat  aber  den  Grundsatz  angenommen,  dass  der  als  Kläger  zu 
betrachten  sei,  wer  auf  Einleitung  des  Verfahrens  angetragen 
habe  ; 

14.  ULP.  lib.  II.  Disput,  —  wenn  aber  Beide  darauf 
antragen,  pflegt  man  das  Loos  entscheiden  zu  lassen. 

15.  Idem  lib.  XXI.  ad  Ed.  —  Hat  ein  Haussohn  als 
Richter  einen  Rechtsstreit  [durch  einen  falschen  Ausspruch] 
auf  seine  Gefahr  übernommen,  so  haftet  er  soweit,  als  sein 
Sondergut  zu  der  Zeit  reichte,  da  er  das  Urtheil  fällte.  §.  1. 
Von  einem  Richter  nimmt  man  dann  an,  dass  er  einen  Rechts- 
streit auf  seine  Gefahr  übernehme,  wenn  er  arglistig  ein  Ur- 
theil mit  Umgehung  des  Gesetzes  gefällt  hat.  Als  arglistig 
handelnd  wird  er  dann  angesehen,  wenn  seine  Begünstigung, 
Feindschaft  oder  Bestechung  klar  am  Tage  liegt,  so  dass  er 
dann  die  wahre  Streitwürderung  erlegen  muss. 

16.  Idem  lib.  V.  ad  Ed.  —  Julianus  glaubt  aber, 
dass  die  Klage  auch  gegen  den  Erben  des  Richters,  der  einen 
Rechtsstreit  auf  seine  Gefahr  übernommen  hat ,  Statt  habe. 
Diese  Meinung  ist  falsch  und  von  Vielen  [schon]  gerügt 
worden. 

17.  Idem  lib.  XXII.  ad  Ed.  —  Julianus  sagt:  wenn 
der  Eine  der  Streitenden  den  Richter  zum  einzigen  oder  zum 
Theilerben  macht,  so  muss  noth wendiger  Weise  ein  anderer 
Richter  genommen  werden,  weil  es  unbillig  ist,  dass  Jemand 
Richter  in  eigener  Sache  werde. 
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18.  ULP.  1ib.XXlII.ffr?  £7/.  —  Wenn  eine  längere  Zeit 
verstreichen  sollte,  ohne  dass  der  bestellte  Richter  zur  ►Sache 
schreiten  kann,  so  befiehlt  der  Prätor,  einen  andern  zu  neh- 
men ,  d.  h.  wenn  irgend  eine  Beschäftigung  dem  Richter  nicht; 
erlaubt,  zur  Untersuchung  der  Sache  zu  schreiten,  [z.  B.]  bei 
einer  eintretenden  Krankheit,  oder  einer  notwendigen  Reise, 
oder  bei  einer  seinem  Vermögen  drohenden  Gefahr.  §.  1.  Wenn 
ein  Haussohn  wegen  einer  Noxa  5),  aus  der  dem  Vater  eine 
Klage  zusteht,  Klage  erheben  will,  so  erlauben  wir  ihm  nur 
dann  zu  klagen,  wenn  Niemand  im  Namen  des  Vaters  Klage 
erhebt.  Denn  auch  Julianus  ist  der  Meinung,  dass  ein 
Haussohn,  der  einer  Gesandtschaft  oder  seiner  Studien  wegen 
[vom  Hause]  abwesend  ist,  und  einen  Diebstahl  oder  wider- 
rechtlichen Schaden  erlitten  hat,  eine  analoge  Klage  erheben 
könne,  damit  nicht,  während  auf  den  Vater  gewartet  wird, 
die  Missethaten  ungestraft  bleiben,  weil  der  Vater  [vielleicht] 
gar  nicht  kommt,  oder  bis  dahin,  wo  er  kommt,  der  Schädens- 
stifter sich  entfernt.  Ich  bin  daher  stets  der  Meinung  gewesen, 
dass  wrenn  der  Gegenstand  [auch]  nicht  aus  einer  Missethat, 
sondern  aus  einem  Contract  entspringt,  der  Sohn  analog  kla- 
gen könne,  mag  er  z.  B.  etwas  Hinterlegtes  zunickverlangen, 
oder  wegen  Auftrags  klagen,  oder  verliehenes  Geld  wieder- 
fordern, wenn  etwa  der  Vater  sich  in  der  Provinz,  er  selbst 
aber  zu  Rom  seiner  Studien  halber,  oder  aus  einem  andern 
rechtlichen  Grunde  aufhält,  damit  nicht,  wenn  wir  ihm  keine 
Klage  gestatten ,  daraus  erfolgen  möge ,  dass  er  ungestraft  be- 
trogen werde,  und  zu  Rom  in  Dürftigkeit  lebe,  wenn  er  sei- 
nen Zehrpfennig  nicht  wieder  erhält,  den  ihm  der  Vater  zur 
Bestreitung  seiner  Ausgaben  bestimmt  hat.  Nimmt  man  nun 
den  Fall ,  dass  der  Haussohn ,  dessen  Vater  in  der  Provinz  lebt, 
Senator  ist,  wird  da  nicht  der  Nutzen  durch  die  Würde  unter- 
stützt ? 

19.  Idem  lib.  LX.  ad  Ed.  —  Der  Erbe  muss  sich, 
wenn  er  auch  abwesend  ist,  da  auf  Klagen  einlassen,  wo  der 
Erblasser  dazu  verpflichtet  war,  und  kann,  wenn  er  gegen- 
wärtig ist,  daselbst  belangt  werden,  ohne  dass  er  sich  dessen, 
wegen  eines  ihm  eigenen  Vorrechts,  entwehren  darf.  §.  1. 
Wer  eine  Vormundschaft,  oder  Curatel,  oder  Geschäfte,  oder 
Bank,  oder  etwas  Anderes,  woraus  eine  Verbindlichkeit  ent- 
steht, an  einem  bestimmten  Orte  verwaltet  hat,  muss,  wenn 
er  auch  daselbst  seinen  Wohnsitz  nicht  gehabt  hat,  sich  auf 
[desfallsige]  Klagen  einlassen,  und  wenn  er  es  unterlässt  und 
auch  keinen  Wohnsitz  daselbst  hat,  so  muss  er  sich  gefallen 
lassen ,  dass  auf  sein  [dasiges]  Vermögen  Beschlag  gelegt  wird. 


5)  Ist  nicht  mit  einem  Worte  zu  übersetzen,  s.  B.  IX.  Tit.  IV.  nr. 
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§.  2.  Hat  er  daher  an  einem  bestimmten  Orte  Waaren  verkauft, 
oder  hin  und  wieder  niedergelegt6),  oder  gekauft,  so  scheint 
es,  dass  er  daselbst  Recht  stehen  wolle7),  wenn  nicht  aus- 
gemacht worden  ist,  dass  dies  an  einem  andern  Orte  geschehen 
solle.  Darf  aber  derjenige,  welcher  von  einem  reisenden  Kauf- 
mann etwas  gekauft,  oder  wer  an  Jemand  verkauft  hat,  von 
dem  er  weiss,  dass  er  alsbald  wieder  abreisen  will,  dessen 
Vermögen  hier  nicht  mit  Beschlag  belegen ,  sondern  muss  er 
dessen  Wohnsitz  folgen?  Wie  aber,  wenn  von  dem,  der 
einen  Laden  oder  eine  Werkstätte  an  einem  bestimmten  Orte 
gemielhet,  steht  derselbe  danu  in  dem  Verhältniss,  dass  er 
daselbst  belangt  werden  kann  8)  ?  Dies  hat  mehr  Grund; 
wenn  aber9)  Jemand  wo  ankommt,  um  alsbald  wieder  abzu- 
reisen, und  man  von  ihm  gleichsam  nur  als  Reisenden  einkauft, 
oder  wahrend  seines  Voriiberfahrens  oder  Voriibergehens ,  so 
wäre  es  sehr  hart,  wenn  er  sich  überall,  wo  er  zu  Schiffe 
oder  auf  seiner  Reise  hingekommen  ist,  belangen  lassen  miisste. 
W^enn  er  aber  irgendwo  ansässig  ist,  ich  meine  nicht  mit  dem 
Rechte  eines  Wohnortes,  sondern  einen  Laden,  eine  Bude, 
eine  Niederlage,  Behältniss  oder  Werkstätte  gemiethet  und  hier 
Handel  getrieben  und  Geschäfte  gemacht  hat,  so  muss  er  sich 
an  diesem  Orte  belangen  lassen.  §.  3.  Bei  Labeo  wird  der 
Fall  behandelt,  dass,  wenn  Jemand  aus  der  Provinz  einen 
Sclaven  als  Factor  des  Verkaufs  seiner  Waaren  zu  Rom  hat, 
was  mit  diesem  Sclaven  contrahirt  worden,  so  anzusehen  sei, 
als  wäre  es  mit  dem  Herrn  selbst  contrahirt;  desshalb  muss 
er  sich  auch  daselbst  belangen  lassen.  §.  4.  Das  ist  gewiss, 
dass  wenn  derjenige,  wer  in  Italien  zur  Zahlung  verpflichtet 
ist,  in  der  Provinz  seinen  Wohnsitz  hat,  an  beiden  Orten, 
jsowohl  hier,  wie  dort,  belangt  werden  könne;  derselben  An- 
sicht ist  Juli  an  us  und  viele  Andere  1  °). 

20.  PAUL.  lib.  LV1II.  ad  Ed.  —  Jede  Verbindlichkeit 
ist  für  einen  Contract  zu  halten,  so  dass  überall,  wo  Jemand 
verpflichtet  wird,  auch  ein  Contract  als  eingegangen  angenom- 


6)  Disponere,  s.  Cujac.  Observ.  XI.  13. 

7)  S   Bethmann-Hollweg,  Yersuche,  S.  21. 

8)  Unser  Text  hat  hier  ein  Fragezeichen,  Taurelli,  Rus- 
sardus,  Pacius  und  Charondas  auch,  welches  die  Göt- 
tinger C.  Juris-  Ausgabe  herauswirft  und  nur  ein  Kolon  stellt, 
ebenso  wie  Dig.  V  et.  Venet.  1491,  Hugo  a  Porta,  Bau- 
doza,  Simon  v.  Leen  wen  und  Ed.  Fradin.  von  15'27. 
Allein  das  erslere  wird  durch  das  folgende:  guod  magis  ha- 
bet rationem,  gerechtfertigt.  Diese  AYorte  beantworten  die 
letzte  Frage,  und  die  darauffolgenden  die  erste. 

9)  JXam  steht  hier  für  sed,  s.  Bris  so  n.  h.v.  auch  die  Glossa 
erklärt  bereits  so. 

10)  S.  Bethmann-Hollweg  a.  a.  O.  S.  30. 
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men  wird,  wenn  die  Schuld  auch  nicht  auf  dem  Grunde  eines 
Darlehns  beruht  1  '). 

21.  ULP.  lib.  LXX.  ad  Ed.  —  Wenn  ich  meinem 
Schuldner  die  Klage  anzeigen  will,  so  wird  es  billig  sein, 
ihn,  wenn  er  die  Schuld  bekennt  und  sich  zum  Zahlen  bereit 
erklärt,  zu  hören,  und  ihm  einen  Tag  mit  einer  passenden 
Sicherheitsmaassregel  zur  Zahlung"  des  Geldes  zu  bestimmen; 
denn  in  dein  Verzug  eines  massigen  Zeitraums  liegt  kein  gros- 
ser Schade.  Als  ein  massiger  Zeitraum  ist  hier  der  zu  ver- 
stehen, welcher  nach  der  Verurtheilung  den  Beklagten  nach- 
gelassen wird. 

22.  PAUL.  lib.  III.  ad  Plant.  —  Wenn  Jemand  an 
irgend  einem  Orte,  wo  er  nicht  verpflichtet  ist,  sich  belangen 
zu  lassen,  selbst  Klage  erhebt,  so  ist  er  auch  genothigt,  sich 
daselbst  verklagen  und  an  denselben  Richter  weisen  zu  lassen. 

23.  Idem  lib.  VII.  ad  Plant.  —  Als  in  ein  rechtliches 
Verfahren  inbegriffen  kann  Dasjenige  nicht  angesehen  werden, 
was  erst  nach  Eröffnung  desselben  geschehen  ist;  daher  ist  ein 
besonderer  Antrag  nötbig. 

24.  Idem  lib.  XVII.  ad  Plant,  —  Gegen  diejenigen, 
welche  der  Kaiser  nach  Korn  berufen  hat,  findet  daselbst  nur 
dann  eine  Klage  Statt,  wenn  sie  während  dieser  Zeit  contra- 
hirt  haben.  §.  1.  Wegen  während  der  Gesandtschaft  began- 
gener Verbrechen  müssen  sich  die  Gesandten  zu  Rom  belangen 
lassen,  mögen  sie  selbst  oder  ihre  Sclaven  dieselben  begangen 
haben.  §.  2.  Wenn  aber  eine  dingliche  Klage  gegen  einen 
Gesandten  gefordert  wird,  wird  dieselbe,  weil  sie  ein  der- 
zeitiger Besitz  begründet,  ertheilt  werden  dürfen?  Cassius 
erwiedert  hierauf,  es  müsse  hier  so  gehalten  werden,  dass 
wenn  demselben  dadurch  seine  Bedienung  geschmälert  werde, 
die  Klage  nicht  zu  bewilligen,  wenn  sie  aber  [z.  B.]  einen 
von  vielen  Sclaven  betreffe,  dieselbe  nicht  zu  verwehren  sei. 
Julianüs  [sagt  aber],  die  Klage  müsse  ohne  Unterschied  ab- 
geschlagen werden,  und  mit  Recht,  denn  es  wird  deshalb  keine 
Klage  gegeben,  damit  der  [Gesandte]  nicht  von  seiner  über- 
nommenen Pflicht  der  Gesandtschaft  abgehalten  werde. 

25.  JULIAN,  lib.  I.  Big*  —  Wenn  Jemand  während 
der  Zeit  seiner  Gesandtschaft  einen  Sclaven  oder  eine  andere 
Sache  gekauft,  oder  aus  einem  andern  Grunde  einen  Besitz 
erlangt  hat,  so  wird  er  nicht  unbillig  gezwungen,  sich  aus 
diesem  Grunde  verklagen  zu  lassen ;  denn  sonst  würde  den 
Gesandten  die  Freiheit  gegeben ,  unter  diesem  Vorwande  fremde 
Sachen  mit  nach  Hause  zu  nehmen. 


11)  S.  Glück  IV.  221  [71]. 
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26.  PAUL.  lib.  XVII.  ad  Plaut.  —  Wider  denjenigen 
[Gesandten]  aber,  der  eine  Erbschaft  angetreten  hat,  schreibt 
Cassius,  finde  keine  Klage  [deshalb]  Statt,  selbst  wenn  er 
dieselbe  zu  Rom  angetreten  habe,  damit  nicht  seine  Sendung 
darunter  leide ,  und  dies  ist  richtig*.  Auch  den  Vermächtniss- 
berechtigten wird  keine  Klage  gegeben;  wenn  [der  Erbe] 
aber  keine  Bürgschaft  stellt,  so  werden  sie  in  den  Besitz  der 
Erbschaftssachen  gesetzt;  dies  gilt  auch  von  den  Erbschafts- 
gläubigern. 

27.  JULIAN,  lib.  I.  Di  ff,  —  Denn  was  hindert  es  den 
Gesandten  an  der  Verwaltung  seines  öffentlichen  Amtes,  wenn 
der  Kläger  zu  seiner  Sicherheit  sich  in  dem  Besitz  von  Erb- 
schaftssachen befindet  ? 

28.  PAUL.  lib.  XVII.  ad  Plaut.  —  Es  wird  aber  auch, 
wenn  ihm  eine  Erbschaft  nach  dem  Trebellianischen  [Senats- 
beschluss]  ausgeantwortet  wird,  keine  Klage  gegen  ihn  ertheilt, 
mag  der  Erbe  sie  freiwillig  oder  gezwungen  angetreten  haben; 
denn  es  ist  zwar  bequemer,  wenn  ihm  die  Erbschaft  heraus- 
gegeben wird,  aber  man  muss  deshalb  doch  annehmen,  als 
habe  er  sie  selbst  angetreten.  §.  1.  Hat  umgekehrt  ein  Ge- 
sandter während  der  Zeit  seiner  Gesandtschaft  [eine  Erbschaft] 
angetreten  und  ausgeantwrortet,  so  wird  die  Klage  wider  den 
Fideicommissar  ertheilt,  und  die  Einrede  des  Trebellianischen 
[Senatsbeschlusses]  steht  aus  der  Person  des  Gesandten  nicht 
im  Wege,  weil  dies  ein  persönliches  Vorrecht  des  Gesandten 
ist.  §.  2.  Aus  denjenigen  Gründen,  weshalb  ein  Gesandter 
nicht  gezwungen  werden  kann ,  sich  auf  Klagen  einzulassen, 
kann  er  auch  nicht  zum  Eide,  dass  er  zu  geben  nicht  schuldig 
sei,  genöthigt  werden,  weil  dieser  Eid  an  die  Stelle  der  Ein- 
leitung des  Verfahrens  tritt  12).  3.  YTegen  Gebäude  muss 
der  Gesandte  für  drohenden  Schaden  [zu  haften]  versprechen, 
oder  dem  Nachbar  den  Besitz  verstatten.  §.  4.  Aber  auch, 
wenn  die  Frist  zu  einer  Klage  abzulaufen  im  Begriff  ist, 
muss  der  Prätor,  nach  Erwägung  der  Sache,  eine  Klage 
gegen  ihn  ertheilen,  damit  das  Verfahren  eingeleitet  und  dann 
in  die  Provinz  abgegeben  werde.  §.  5.  Wenn  ein  Hausvater 
mit  Hinterlassung  eines  Sohnes  und  einer  schwangern  Gattin 
gestorben  ist,  so  kann  der  Sohn  von  den  Schuldnern  [dessel- 
ben] die  Hälfte  der  schuldigen  Summe  mit  Hecht  nicht  fordern, 
wenn  schon  nachher  nur  ein  Sohn  geboren  worden  ist,  weil 
mehrere  geboren  werden  konnten,  obgleich  es  nach  der  Natur 
der  Dinge  gewiss  war,  dass  [wenigstens]  einer  geboren  werde. 
Sab  in  us  und  Cassius  [s;igen]  aber,  er  hätte  müssen  das 
Viertheil  verlangen,  weil  es  ungewiss  gewesen,  ob  nicht  drei 


12)  S.  Schilt  er,  Exercit.  ad  Pand.  XIII.  35. 
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geboren  werden  würden ,  und  man  dürfe  liier  nicht  auf  die 
Natur  der  Dinge  sehen,  in  der  Alles  gewiss  sei,  indem  alles 
Werdende  nach  einer  Notwendigkeit  geschehe13),  sondern 
auf  unsere  Unwissenheit  Rücksicht  nehmen. 

29.  PAUL.  lib.  VIII.  ad  Plaut.  —  Wer  den  ersten  An- 
trag1 macht,  ist  Klager 

30.  MARCELL.  lib.  I.  Big,  —  Wo  ein  Verfahren  ein- 
mal eingeleitet  ist,  da  muss  es  auch  zu  Ende  geführt  werden. 

31.  CELSUS  lib.  XXVII.  Big.  —  Wenn  der  Kläger 
mehrere  Erben  hinterlassen  und  Einer  von  diesen  die  Klage 
fortgesetzt  hat  1  5),  so  ist  es  nicht  wahr,  dass  der  ganze  Gegen- 
stand des  vorigen  Verfahrens  in  dieses  hinübergeführt  sei; 
denn  Niemand  kann  eine  fremde  Klage  wider  Willen  des  Mit- 
erben fortführen. 

32.  ULP.  lib.  I.  de  off.  Com.  —  Wenn  ein  Richter, 
dem  eine  bestimmte  Zeit  vorgeschrieben  war,  gestorben,  und 
ein  anderer  an  dessen  Statt  bestellt  worden  ist,  so  nehmen 
wir  an,  dass  auch  für  dessen  Person  von  Neuem  eine  eben  so 
lange  Zeit  bestimmt  worden  sei,  wenn  auch  der  [ihn  ernen- 
nende] Staatsbeamte  dies  bei  der  Bestellung  des  zweiten  nicht 
ausdrücklich  gesagt  hat,  jedoch  so,  dass  sie  die  gesetzmässige 
Zeit16)  nicht  überschreitet. 

33.  MODESTIN,  lib.  III.  Regul.  —  Derjenige  wird  nicht 
als  zu  einem  Richter  eingewilligt  zu  haben  angesehen ,  welcher 
verlangt,  dass  ihm  bei  demselben  die  Art  der  Klage  angezeigt 
werde. 

34.  JAVOLEN.  lib.  XV.  ex  Cassio.  —  Wenn  derjenige, 
der  zu  Rom  sich  auf  ein  Verfahren  eingelassen  hat,  gestorben 
ist,  so  muss  sein  Erbe,  wenn  er  auch  seinen  Wohnsitz  jen- 
seits des  Meeres  hat,  den  Gerichtsstand  zu  Rom  anerkennen, 
weil  er  an  dessen  Stelle  tritt,  von  dem  er  als  Erbe  hinterlas- 
sen worden  ist. 

35.  Idem  lib.  X.  Epistol.  —  Ein  gerichtliches  Verfahren 
kann  nicht,  wie  die  Verbindlichkeit  eines  Bürgen  obschwebend 
bleiben  und  etwa  für  die  Zukunft  eingegangen  werden  kann, 
auch  über  solche  Punkte  schwebend  bleiben,  die  erst  nachher 
in  das  Bereich  der  Verbindlichkeit  treten.    Denn  ich  glaube, 


13)  S.  die  Note  in  der  Simon  v.  Leeuwenschen  Ausgabe. 

14)  Prior  appellat :  appellat  für  interpellat,  s.  Brisson.  h.v. 
ebenso  erklärt  Hugo  Doneil.  Comment.  L  .  XVII.  c.  12.  T.  XL 
p.  146.  §.  10..  und  versteht  hier  die  judicia  duplicia. 

15)  Judicio  egerit.  Glosse. 

16)  Legitimum  iempus ,  s.  die  Amn.  zu  Fr.  30.  ad  Leg.  Aquil. 
Bynkershoek's  (Obs.  L.  VII.  Cap.  23.)  Ansicht,  dass  das 
tempus  magistraiibus  finiendis  gemeint  sei,  ist  daher  un- 
richtig. 
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dass  Niemand  zweifeln  wird,  dass  ein  Bürge  vor  der  Verbind- 
lichkeit des  Hauptschuldners  angenommen  werden  kann;  aber 
auf  ein  rechtliches  Verfahren  kann  man  nicht  eher  eingehen, 
als  bis  man  etwas  schuldig  ist. 

36.  CALLISTRATUS  lib.  I.  Cognit.  —  Zuweilen  muss 
die  Untersuchung  und  Entscheidung  aus  rechtmassigen  Gründen 
und  bei  gewissen  Personen  verzogen  werden,  z.  B.  wenn  Ur- 
kunden über  den  Streit  in  dem  Besitz  derer  sein  sollen,  welche 
in  Staatsangelegenheiten  abwesend  sind ;  dies  haben  die  ver- 
ewigten kaiserlichen  Gebrüder  in  diesen  Worten  ver- 
ordnet: es  ist  billig,  wegen  Zufälligkeiten  einen 
Verzug  zu  geben,  z.B.  wenn  ein  in  Rechtsstreit 
befang  ener  Vater  einen  So h n  oder  eine  Tochter, 
oder  eine  Gattin  den  Gatten,  oder  ein  Sohn  den 
Vater  verloren  hat,  und  in  ahnlichen  Fällen 
die  Entscheidung  einiger maassen  aufzuschie- 
ben. §.  1.  Hat  ein  Senator  in  der  Provinz  sich  der  Geschäfte 
eines  Andern  unterzogen,  so  kann  er  sich  der  Klage  wegen 
Geschäftsführung  nicht  entziehen,  sondern  Julianus  erachtet, 
dass  er  sich  auf  die  Klage  einlassen  müsse,  da  er  sich  diese 
Verbindlichkeit  freiwillig  zuzog. 

37.  Idem  lib.  V.  Cognit.  —  Wenn  über  Gewalt  und  Be- 
sitz verhandelt  wird,  so  muss,  wie  der  verewigte  Kaiser  Ha- 
drian u  s  an  den  Staat  der  Thessaler  griechisch  rescribirte, 
zuvor  über  die  Gewalt  erkannt  werden,  und  dann  über  das 
Eigenthuin  des  Gegenstandes. 

38.  LICIN.  KUFIN.  lib.  IV.  Regul.  —  Wenn  ein  Ver- 
mächtniss  mit  der  persönlichen  Klage  gefordert  wird,  so  muss 
es  da  entrichtet  werden,  wo  sich  der  Gegenstand  befindet, 
wenn  er  nicht  durch  die  Arglist  des  Erben  fortgeschafft  wor- 
den ist;  denn  dann  muss  er  da  gegeben  werden,  wo  er  ge- 
fordert wird.  Was  übrigens  nach  Gewicht,  Zahl  oder  Maass 
gerechnet  wird,  muss  da  gegeben  werden,  wo  es  gefordert  wird, 
wenn  nicht  etwa  [vom  Testator]  hinzugefügt  ist:,  hundert 
Scheffel  aus  jener  Scheune,  oder  Krüge  W ein 
aus  dem  und  dem  Fasse.  Wird  aber  ein  Vermächtniss 
mit  einer  dinglichen  Klage  gefordert,  so  muss  es  auch  da  ge- 
fordert werden,  wo  sich  der  Gegenstand  befindet;  ist  derselbe 
beweglich ,  so  kann  der  Erbe  auf  Auslieferung  desselben  be- 
langt werden;  auf  diese  Weise  kann  der  Vermächtnissberech- 
tigte ihn  dann  verklagen. 

39.  PAPINIAN.  lib.  III.  Ouaest.  —  Wenn  ein  Wahn- 
sinniger als  Richter  bestellt  wird,  so  findet  das  Gericht  deshalb 
nicht  weniger  Statt,  dass  er  für  den  Augenblick  keinen  Aus- 
spruch thun  kann,  weil,  wenn  er,  wieder  zu  Verstände  ge- 
kommen, ein  Urtheil  fällt,  dies  gültig  istj  denn  im  Augen- 
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blick  der  Bestellung  ist  weder  die  Anwesenheit ,  noch  die 
Wissenschaft  des  Richters  nolbwendig.  §.  1.  Wer  einer  Ge- 
sandtschaft wegrsn  nach  Rom  kommt,  kann  aus  jedem  Grunde 
sich  [gültig]  verbürgen,  indem  er  sich  seines  Vorrechts,  sobald 
in  Italien  contrahirt  worden  ist,  nicht  bedienen  kann. 

40.  PAP1MAN.  lib.  IV.  Quaest.  —  Wicht  Alles,  was 
der  Gewalt  des  Richters  anheimgestellt  ist,  unterliegt  der  Not- 
wendigkeit des  Rechts  1 7).  §.  1.  Wenn  der  Richter  eine  Ge- 
setzesvorschrift bei  seinem  Ausspruch  arglistiger  Weise  über- 
geht, so  frevelt  er  gegen  das  Gesetz. 

41.  Idem  lib.  XI.  Quaest*  —  Bei  allen  Klagen  guten 
Glaubens  kann,  wenn  Jemand,  bevor  der  Zahlungstag  gekom- 
men, auf  Bestellung  einer  Sicherheit  anträgt,  die  Verurtheilung 
[dazu]  aus  einem  rechtmässigen  Grunde  erfolgen  1  8). 

42.  Idem  lib.  XXIV.  Quaest.  —  Wenn  die  Gattin  eines 
Gesandten  sich  von  diesem  in  Rom  trennt,  so  hat  man  ange- 
nommen, dass  sich  derselbe  wegen  der  Mitgift  daselbst  belan- 
gen lassen  müsse. 

43.  Idem  lib.  XXVII.  Ouaest.  —  Derjenige,  welcher 
stipulirt  hat,  ihm  binnen  einer  bestimmten  Zeit  in  Capua  ein 
Haus  zu  bauen,  kann,  wie  bekannt,  nach  Ablauf  derselben 
überall  auf  sein  Interesse  klagen. 

44.  Idem  lib.  II.  Resp.  —  Das  Richteramt  erleidet  des- 
halb, dass  einige  von  [mehreren]  Vormündern,  nachdem  gegen 
alle  ein  Rechtsstreit  begonnen,  in  Staatsgeschäften  verreisen, 
keinen  Auf  halt,  indem  die  Verwaltung  der  Anwesenden  und 
derjenigen,  die  sich  nicht  vertheidigen ,  geschieden  und  [be- 
sonders] abgeschätzt  werden  kann.  §.  1.  Wenn  sich  nachher 
ergibt,  dass  derjenige,  in  dessen  Namen  durch  einen  Geschäfts- 
besorger  verhandelt  worden  ist,  ein  Sclav  sei,  so  muss  der 
Schuldner  losgesprochen  werden.  Dieser  Umstand  steht  aber 
dem  Herrn ,  wenn  er  dann  eine  eigene  Klage  erhebt ,  nicht 
entgegen.  i 


17)  Nach  Cujac.  Co  mm entar.  ad  Pap.  Quaest.  Hb.  IV.  {Ed. 
JVeap.  T.  IV.  p.  100)  biessen  diese  Worte  nach  den  ßasil. 
ov  nuvTtt  tu  iniTfTQajLiiutvu  (WT(p  6  dizccGzrjg  avayy.üCs. rat .,  soviel 
als:  der  Richter  braucht  nicht  Alles  das  zu  thu»,  was  er  darf. 
Im  Commentar  zu  Lib.  II.  Dig.  Sah.  Juliani  (VI.  3)  führt  er 
diese  Erklärung  durch  Verweisung  auf  Fr.  8.  de  Ofß  Praef. 
noch  näher  aus:  dass  nämlich  des  Richters  officium  zweierlei 
enthalte,  id  guod  facere  possit ,  und  id  guod  facere  debeat. 
Das  letztere  ist  unter  der  necessilas  juris  hier  zu  verstehen; 
so  z.  B.  kann  der  Richter  bei  den  aclion.  b.  f.  auf  die  usu- 
ras  Rücksi'ht  nehmen,  aber  es  findet  keine  Notwendigkeit 
Statt,  es  zu  thun. 

18)  S.  hierzu  C  u  j  a  c.  Obs.  XVII.  37.  und  Comment.  ad  Papin. 
Quaest.  XI.  (T.  VI.  272  sq.) 
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45.  Idem  üb.  III.  Itesp»  —  Ein  Bankhalter  muss  da, 
wo  abgeschlossen  worden  ist,  belangt,  und  in  diesem  Fall  eine 
Frist  nur  aus  der  rechtlichen  Ursache,  um  aus  der  Provinz  die 
Bücher  herbeizuschaffen,  ertheilt  werden.  Dasselbe  gilt  von 
der  Vormundschaftsklage.  §.  1.  Sind  Vormünder  JNamens  eines 
Mädchens  in  der  Provinz  verurtheilt  worden,  so  müssen  des- 
sen Curatoren  das  Erkannte  zu  Rom  leisten,  wenn  die  Mutter 
desselben  allda  das  Darlehn  empfangen  bat ,  deren  Erbin  die 
Tochter  geworden  ist. 

46.  PAUL.  lib.  II.  Quaest.  —  Einem  bestellten  Richter 
verbleibt  sein  Amt,  wenn  schon  er  nachher  wahnsinnig  wird, 
weil  er  von  Anfang  gültig  als  Richter  bestellt  worden  ist; 
eine  fortwährende  Krankheit  erlässt  ihm  aber  die  JYothwen- 
digkeit  des  Richtspruchs ;  daher  muss  ein  anderer  bestellt 
werden. 

47.  C ALLISTRAT.  lib.  I.  Quaest.  —  Es  muss  darauf 
geachtet  werden,  dass  nicht  derjenige  als  Richter  bestellt  werde* 
den  ein  Theil  namentlich  verlangt;  denn  dies,  rescribirfe  der 
Kaiser  Hadrianus,  sei  unbillig,  es  werde  denn  vom  Kaiser, 
in  Betracht  der  Ehrwürdigkeit  des  verlangten  Richters ,  dazu 
eine  besondere  Erlaubniss  ertheilt. 

48.  PAUL.  lib.  II.  Resp.  —  Ein  Theil  eines  Briefes  des 
verewigten  Kaisers  Hadrianus:  Staatsbeamten  sol- 
len in  dem  Jahre,  wo  sie  die  Gewalt  haben, 
weder  eine  eigene,  noch  die  Sache  solcher, 
deren  Vormundschaft  oder  Curatel  sie  führen, 
vor  Gericht  klagend  oder  V  e  r  t  h  e  i  d  i  g  e  n  d  ver- 
treten. Sobald  aber  die  Zeit  ihres  Amtes  ab- 
gelaufen ist,  soll  nicht  nur  ihnen  gegen  ihre 
Schuldner,  sondern  auch  Andern  gegen  sie  Klage 
zu  erheben,  Fug  und  Recht  zustehen. 

40.  Idem  lib.  III.  Resp.  —  Ein  Verkäufer,  dem  vom 
Käufer  die  Anzeige  geschehen,  ihn  in  Betreif  der  Entwährung 
zu  vertreten,  beruft  sich  auf  das  Vorrecht  eines  eigenen  Rich- 
ters ;  hier  fragt  es  sich ,  ob  er  den  Rechtsstreit  von  dem  Rich- 
ter, vor  welchem  derselbe  zwischen  dem  Kläger  und  dem 
Käufer  schon  begonnen,  an  seinen  Richter  abberufen  könne? 
Paulus  antwortet,  dass  der  Verkäufer  des  Käufers  Richter 
zu  folgen  pflege  1  9).  §.  1.  Von  einem  Präsidenten  bestellte 
Richter  pflegen  ihr  Amt  auch  für  die  Zeit  seiner  Nach- 
folger fortzubehalten,  und  verpflichtet  zu  sein,  den  Aus- 
spruch zu  fällen,  und  ihr  Urtheil  aufrecht  erhalten  zu  werden. 


19)  Cujac.  I.  36.  de  R.  J.  erklärt  solere  für  das,  was  iu  der 
Regel  zu  geschehen  pflege.  Man  kann  daher  unser  pflegen 
auch  in  dieser  Beziehung  beibehalten. 
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Für  dieselbe  Meinung  erklarte  sich  Scävola  in  einem  Gut- 
achten. 

50.  ULP.  üb.  VI.  Fideicommissor.  —  Wenn  von  Jeman- 
dem ein  Fideicommiss  verlangt  wird,  und  derselbe  behauptet, 
dass  der  grossere  Theil  der  Erbschaft  sich  anderwärts  befinde, 
so  kann  er  zur  Gewährung  nicht  genötbigt  werden;  und  so 
ist  auch  in  vielen  Constitutionen  vorgeschrieben  worden,  dass 
das  Fideicommiss  da  gefordert  werden  solle,  wo  sich  der  grös- 
sere Theil  der  Erbschaft  befindet,  wenn  nicht  bewiesen  wer- 
den kann,  dass  der  Testator  gewollt  habe,  das  Fideicommiss 
solle  da  gewährt  werden,  wo  es  verlangt  wird.  §.  1.  [Hier] 
entstand  in  Bezug  auf  [Erbschaffs]  schulden  die  Frage,  ob, 
wenn  in  der  Provinz,  wo  das  Fideicommiss  verlangt  wird, 
mehr  Schulden  vorhanden  sind,  die  Einrede,  es  sei  gewisser- 
maassen  ein  grosserer  Theil  der  Erbschaft  anderwärts,  Statt 
habe  ?  Allein  auch  hier  hat  man  den  Grundsatz  angenommen, 
dass  der  lYame  der  Schulden  nichts  thue,  indem  die  Schulden 
sich  nicht  auf  einen  bestimmten  Ort ,  sondern  auf  das  ganze 
Vermögen  erstrecken;  denn  es  ist  bekannt,  dass  Schulden  den 
Gesammtbetrag  des  Vermögens  verringern,  und  nicht  dessen 
Bestand  an  einem  bestimmten  Orte.  Wie  aber,  wenn  dieser 
Vermögenstheil  etwa  zu  einer  bestimmten  Beschwerung  ange- 
wiesen ist,  z.  B.  zur  Verabreichung  von  Alimenten,  welche 
der  Hausvater  befohlen  hatte,  zu  Korn  zu  gewähren,  oder 
zu  Abgaben  oder  andern  unvermeidlichen  Lasten ,  kann  da 
die  Einrede  Statt  haben?  Hier,  sollte  ich  meinen,  werde  man 
richtiger  sagen ,  sie  finde  Statt.  §.  2.  Eß  ist  auch  verordnet, 
dass  das  Fideicommiss  da  verlangt  werden  solle,  wo  der  Erbe 
seinen  Wohnsilz  hat.  Sobald  aber  Jemand  schon  angefangen 
hat,  ein  Fideicommiss  zu  entrichten ,  so  kann  er  sich  jener 
Einrede  nicht  [mehr]  bedienen, 

51.  MARCTAN.  lib.  VIII.  Institut.  —  wenn  auch  die 
Erbschaft  an  Jemanden  gefallen  ist,  der  einen  Wohnsitz  in 
der  Provinz  hat.  Die  verewigten  Kaiser  Severus  und  An- 
toninus  verordneten  aber  auch,  dass  wenn  der  Erbe  20) 
eingewilligt  habe,  an  einem  andern  Orte  zahlen  zu  wollen, 
derselbe  der  Einwilligung  gemäss  da  zahlen  müsse,  wo  er 
eingewilligt  habe. 

52.  ULP.  üb.  VI.  Fideicommissor.  —  Hat  sich  Jemand 
auf  eine  Klage  wegen  eines  Fideicommisses  eingelassen,  und 
während  er  andere  Einreden  gebraucht  hat,  diese  weggelassen, 
so  kann  er  nachher,  wenn  auch  noch  vor  dem  Urtheil,  zu 


20)  Fideicommissarius ,  hier  für  Jieres ,  s.  Brisson.  h.  v.  zu 
dieser  Stelle;  auch  die  Glosse  erklärt  so,  und  bemerkt  auch, 
dass  eine  Lesart  hcres  vorhanden  sei. 


Pandect.  L.  V.  Tit.  1,  Dejudkns  et  ubi  guisgue  etc.  573 

dieser  Einrede  nicht  mehr  greifen.  §.  I.  Hat  Jemand  gewollt, 
dass  seinen  Freigelassenen  Getraideanweisungen  gekauft  werden 
sollen,  so  wird,  selbst  wenn  der  grossere  Theil  der  Erbschaft 
sich  in  der  Provinz  befindet,  dennoch  dieses  Fideicommiss  zu 
Rom  entrichtet  werden  müssen,  wenn  es  aus  der  Art  des  An- 
kaufs den  Anschein  gewinnt,  als  sei  dies  des  Testators  Ab- 
sicht gewesen21).  §.  2.  Aber  auch,  wenn  man  den  Fall 
annimmt,  dass  einem  oder  dem  andern  hochstehenden  Mann, 
einige  Pfund  Gold  oder  Silber  hinterlassen  worden ,  und  das 
zu  Rom  befindliche  Vermögeu  [des  Erblassers]  zu  Fideicommis- 
sen  dieser  Art  ausreichend  sei,  wenn  schon  der  grössere  Theil 
desselben  sich  in  der  Provinz  befindet ,  so  muss  deren  Entrich- 
tung in  Rom  geschehen;  denn  es  ist  unwahrscheinlich,  dass 
der  Erblasser,  welcher  denjenigen,  denen  er  jene  hinterliess, 
damit  eine  Ehre  zu  erweisen  beabsichtigte,  gewollt  habe,  dass 
so  geringfügige  Fideicommisse  in  der  Provinz  entrichtet  wer- 
den sollten.  §.  3.  Wenn  die  mittelst  eines  Fideicommisses 
hinterlassene  Sache  sich  an  dem  Orte  selbst  befindet,  so  darf 
dem,  der  sie  [hier]  fordert,  die  Einrede,  dass  der  grössere 
Theil  der  Erbschaft  anderwärts  sei,  nicht  entgegengesetzt  wer- 
den. <§.  4.  .  Wird  aber  an  diesem  Orte  nicht  das  Fideicommiss, 
sondern  [blos]  Bürgschaftsbestellung'  für  dasselbe  verlangt,  so 
fragt  es  sich ,  ob  jene  Einrede  Statt  finde  ?  Ich  glaube  nicht. 
Ja,  es  muss  sogar,  selbst  wenn  gar  nichts  an  dem  Orte  vor- 
handen ist,  dennoch  [dem  Erben]  Bürgschaftsbestellung'  anbe- 
fohlen werden;  denn  warum  soll  er  dies  fürchten,  da,  wenn 
er  keine  Bürgschaft  bestellt,  der  Gegner,  um  das  Fideicommiss 
zu  erhalten,  in  den  Besitz  gesetzt  wird? 

53.  HERMOGENIAN.  üb.  I.  luv.  Epit.  —  Nur  aus 
einigen  l  timmteu  Gründen  dürfen  Sclaven  gegen  ihre  Herren 
auftreten,  dämlich,  wenn  sie  angeben,  dass  Testamente  unter- 
geschlagen worden  seien,  worin  sie  behaupten,  dass  ihnen  die 
Freiheit  hinterlassen  sei;  ebenso  dürfen  Sclaven  anzeigen,  dass 
ihre  Herren  sich  des  Versprechens  des  dem  Römischen  Volke 
geschmälerten  Getraides,  des  Census  und  der  Münzverfälschung 
schuldig  gemacht  haben.  Ausserdem  dürfen  sie  von  ihnen  die 
[ihnen]  mittelst  Fideicommiss  [hinterlassene]  Freiheit  fordern; 
dies  auch,  wenn  sie  behaupten,  mit  ihrem  eigenen  Gelde  ge- 
kauft und,  der  Treue  des  Uebereinkommens  zuwider,  nicht 
freigelassen  worden  zu  sein.  Auch  derjenige,  dessen  Freilas- 
sung, wenn  er  Rechnung  abgelegt  haben  würde,  anbefohlen 
worden  ist,  kann  einen  Schiedsrichter  zur  Rechnungsabnahme 
wider  seinen  Herrn  mit  Recht  verlangen.  Auch  steht  dem 
Sclaven,  der  sich  auf  die  Rechtlichkeit  Jemandes  verlässt,  um 


21 )  S.  Aver  an.  Int.  Jur.  II.  18.  (p.  529.) 
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mit  dessen  Geltle  losgekauft  und  nach  Rückerstattung'  desselben 
freigelassen  zu  werden,  die  Erlaubniss  zu,  den  Inhalt  dieses 
Contracts  anzuzeigen,  wenn  Jener  die  angebotene  Zahlung 
nicht  annehmen  will.  S 

54.  PAUL.  üb.  I.  Sentent.  —  Eine  geringere  Rechts- 
sache wird  vor  der  wichtigern  nicht  erörtert22),  sondern  bis 
zu  deren  Beendigung  ausgesetzt,  denn  die  wichtigere  zieht  die 
geringere  nach  sich. 

55.  Idem  Üb.  sing,  de  off.  assessor,  —  Das  von  einem 
Vorgänger  erlassene  Edict  lmiss  bei  der  Zahl  der  drei  Edicte  23) 
mitgerechnet  werden;  ist  aber  auch  die  volle  Zahl  vom  Vor- 
gänger schon  beendet,  so  pflegt  der  Nachfolger  [doch  noch] 
ein  Edict  zu  geben. 

50.  ULP.  üb.  XXX.  ad  Sabin.  —  Wenn  schon  es  aus- 
gemacht ist,  dass  ein  wirklicher  Geschäftsbesorger  eine  Sache 
[gültig]  vor  Gericht  verhandeln  könne,  so  wird  doch  auch, 
wenn  sich  Jemand,  während  er  nicht  Geschäftsbesorger  ist, 
auf  ein  Verfahren  eingelassen ,  und  der  Betheiligte  es  nachher 
genehmigt  hat,  die  Sache  als  richtig  eingeleitet  rückwärts  an- 
genommen. 

57.  Idem  üb.  XLI.  ad  Sabin*  —  Gegen  einen  Haussohn 
ist  sowohl  aus  Contracten  als  aus  Verbrechen  eine  Klage  be- 
gründet; stirbt  derselbe  aber  nach  Einleitung  des  Verfahrens, 
so  wird  die  Klage  gegen  den  Vater  nur  in  soweit  übertragen, 
als  sie  das  Sondergut  und  das  in  seinen  Nutzen  Verwendete 
betrifft.  Wenn  aber  ein  Haussohn  als  Geschäftsbesorger  Je- 
mandes eine  Klage  angenommen  hat,  so  findet  nach  seinem 
Tode  gegen  denjenigen,  für  den  er  auftrat,  eine  Uebertragung 
der  Klage  Statt  24). 

58.  PAUL.  lib.  XHI.  ad  Sabin.  —  Ein  Verfahren  kann 
auf  Befehl  dessen,  welcher  es  angeordnet,  oder  dessen,  der  in 
derselben  Gerichtsbarkeit  eine  grössere  Gewalt  hat,  oder  auch 
wenn  der  Richter  selbst  dieselbe  Gewalt  erhalt,  wie  derjenige, 
der  das  Verfahren  angeordnet  hat,  aufgelöst  werden. 

59.  ULF.  lib.  LI.  ad  Sabin.  —  Ist  in  dem  Befehl,  der 
das  Verfahren  anordnet,  kein  Ort  dazu  begriffen,  so  wird  das- 

22)  S.  Glück  YI.  S.  522. 

23)  S.  u.  Fr.  68  —  70. 

24)  Transactio  vel  judicnli  dalur.  In  dieser  verunstalteten  Stelle 
ist  gewiss  die  übereinstimmende  Lesart  vieler  Manuscripte, 
iranslatio  judicii  datnr ,  welche  auch  Dig.  V et.  Veuet.  149 1, 
Hugo  a  Porta,  Ed.  Fradin.  Haloander,  Duareu.  in 
der  Marginalnote  bei  Russardus,  so  wie  Pacius  und 
Charondas  in  tnargine ,  und  ßaudoza  haben,  anzuneh- 
men. Charondas  sagt:  legen  dum  puto  :  iranslatio  vel  ju- 
dicati nämlich  actio  ;  man  sehe  vorzüglich  Bynkershoek, 
Observ,  L.  IL  Cap.  23. 
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selbe  da  einzuleiten  für  anbefohlen  erachtet,  wo  es  ohne  Nach- 
theil der  Streitenden  zu  geschehen  pflegt. 

60.  PAUL.  üb.  XIV.  ad  Sabin.  —  Wenn  ein  Richter 
gestorben  ist,  so  muss  der  an  seiner  Statt  Bestellte  sich  eben 
darnach  richten,  was  jenem  zu  entscheiden  oblag-. 

61.  ILP.  lib.  XXVI.  ad  Ed.  —  Man  pflegt  zwar  zu 
sagen,  dass  dasjenige  Gegenstand  der  Entscheidung  sei,  worüber 
zwischen  den  Parteien  verhandelt  worden  ist;  Celsus  aber 
meint,  es  sei  trüglich,  dies  aus  der  Person  des  Beklagten  ab- 
zunehmen, der  stets,  um  nicht  verurtheilt  zu  werden,  behaup- 
ten wird,  dass  kein  Uebereinkommen  [wie  angegeben  werde] 
getroffen  worden  sei.  Wie  nun?  Es  ist  besser,  zu  sagen, 
Gegenstand  der  Entscheidung  sei  nicht  dasjenige,  worüber  ver- 
handelt worden,  dass  es  Gegenstand  derselben  sein  solle,  son- 
dern: dasjenige  werde  nicht  Gegenstand  der  Entscheidung, 
worüber  namentlich  verhandelt  worden,  dass  es  ein  solcher 
nicht  sein  solle.  §.  1.  Ein  Häscher25)  kann  über  Geldange- 
legenheiten nicht  entscheiden. 

62.  Idem  üb.  XXXIX.  ad  Ed,  —  Zwischen  [zwei] 
Streitenden  kann  der  Streit  nicht  anders  geschlichtet  werden, 
als  wenn  der  Eine  Kläger  und  der  Andere  Beklagter  ist; 
denn  Einer  muss  die  Lasten  des  Klägers  2Ö)  tragen,  der  An- 
dere der  Vortheile  des  Beklagten  gemessen. 

63.  Idem  üb.  XLIX.  ad  Ed.  —  Auf  rechtem  Wege  sich 
vertheidigen ,  heisst :  sich  auf  eine  Klage  entweder  in  eigener 
Person  oder  durch  einen  Andern,  [dann]  jedoch  mit  Bürgschafts- 
bestellung, einlassen;  wer  das,  worauf  erkannt  worden  ist, 
nicht  zahlt,  wird  nicht  als  sich  vertheidigend  angesehen. 

64.  Idem  lib.  I.  Disput,  —  Die  Schätzung  einer  [Beein- 
trächtigung durch]  Arglist  geschieht  vom  Richter  nicht  nach 
dem  wahren  Werth  des  Schadens27),  sondern  darnach,  wie 
hoch  er  eidlich  gewürdert  wird ;  übrigens  unterliegt  es  keinem 
Zweifel,  dass  auch  einem  Räuber  aus  diesem  Grunde  die 
ilinterlegungs-  oder  Leihklage  zustehe.  §.  1.  Hat  Jemand  in 
der  Absicht,  eine  bestimmte  Klage  zu  erheben,  für  die  Lei- 
stung des  Erkannten28)  Bürgschaft  empfangen,  nachher  aber 
eine  andere  erhoben,  so  wird  die  Stipulation  für  diese  nicht 


25)  I jciirunculaior ,  s.  ßrisson.  h.  v. 

26)  D.  h.  den  Beweis  führen. 

27)  Diese  Bedeutung  muss  quod  interest  hier  haben,  denn  sonst 
könnte  das  in  litcm  jurare  nicht  entgegengesetzt  werden;  es 
steht  also,  wie  Glück  1Y.  435  sagt,  in  sensu  specialissimn ; 
s.  auch  Matth.  Magnus,  Differeniiar.  Jur.  civ.  II.  (i.  (T. 
M  III.  303.) 

28)  Ist  hier  als  futurum  zu  verstehen:  dessen,  was  erkannt 
werden  wird. 
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[als]  eingegangen  [erachtet],  weil  die  Sicherheit  als  für  eine 
andere  Sache  bestellt  angesehen  wird. 

05.  ÜLP.  lib.  XXXIV.  ad  Ed.  —  Die  Mitgift  muss 
die  Ehefrau  da  fordern ,  wo  der  Ehemann  seinen  Wohnsitz  hat, 
nicht  wo  die  Mitgiftsurkunde  aufgenommen  worden  ist;  denn 
es  ist  nicht  solche  Art  von  Contract  vorhanden,  dass  man  auch 
auf  den  Ort  achten  müsste,  wo  die  Mitgiftsurkunde  errichtet 
worden,  sondern  auf  den  Ort,  an  dem  die  Frau  selbst  in  Folge 
der  lleirath  ihren  Wohnsitz  nehmen  wird. 

66.  Idrm  lib.  II.  Disp.  —  Hat  sich  Jemand  bei  einer 
Forderung  oder  Rede  zweideutig  ausgedrückt,  so  muss  es  so, 
wie  es  ihm  nützlicher  ist,  verstanden  werden. 

67.  Idem  lib.  VI.  Disp.  —  Wer  angibt,  mit  seinem  Oelde 
losgekauft  zu  sein,  wird,  wenn  er  bewiesen  hat,  von  da  an 
frei,  wo  er  losgekauft  worden  ist,  weil  eine  Constitution  ge- 
bietet, nicht  ihn  für  frei  zu  erklären,  sondern  ihm  die  Frei- 
heit zu  gewähren/  Deshalb  muss  [der  Beklagte]  angehalten 
werden ,  denjenigen  freizulassen ,  der  sich  mit  seinem  Oelde 
losgekauft  hat.  Wenn  derselbe  sich  aber  der  Klage  durch 
Abwesenheit  entzieht ,  so  müssen  die  die  fideicommissari- 
sche  Freiheit  betreifenden  Senatsbeschlüsse  analog  angewendet 
werden. 

68.  Idem  lib.  VIII.  Disp,  —  Zu  einem  perkutorischen 
Edict  gelangt  man  in  der  Ordnung,  dass  man  nach  der  Ab- 
wesenheit des  Gegners  zuerst  das  erste  Edict  verlangt,  nach- 
her das  zweite, 

69.  Idem  lib.  IV.  de  omnih.  tribunal.  —  in  einem  Zwischen- 
raum von  nicht  weniger  als  zehn  Tagen, 

76.  Idem  lib.  VIII.  Disp.  —  und  das  dritte.  Wenn  diese 
vorausgegangen  sind,  dann  erlangt  man  das  perenitorische ,  wel- 
ches daher  so  heisst,  weil  es  den  Streit  aufheben  (perimeret) , 
d.  h.  weiter  nicht  zulassen  soll  29),  dass  der  Gegner  Ausflüchte 
suche  30). 

71.  Idem  lib.  IV.  de  omnib.  iribi/nal.  —  In  dem  perkuto- 
rischen drohet  aber  derjenige,  welcher  das  Edict  ertheilt,  an, 
dass  er  auch  in  Abwesenheit  des  andern  Theils  zur  Erörterung 
und  zum  Erkenntniss  schreiten  werde. 

72.  Idem  lib.  VIII.  Disp.  -  —  Zuweilen  wird  dieses  Edict 
[erst]  nach  soviel  vorangegangenen  Edicten  ertheilt;  zuweilen 
nach  dem  ersten  oder  dem  zweiten,  zuweilen  gleich,  welches 
dann  eins  für  alle  heisst.  Dies  unterliegt  dem  Ermessen  dessen, 

29)  Unser  Text  hat  hier  einen  Druckfehler  peteretur  statt  pa- 
teretur. 

30)  Tergiversari  s.  Calvin.  Med.  Lex.  Jurid.  h.  v.  in  Bris- 
son.  fehlt  die  Bedeutung ;  s.  auch  Scipio  Gentil.  Örig.  ad 
Fand.  lib.  sing.  v.  percmtor.  Ed.  (Th  Ott.  IV.  1386.) 
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der  Recht  spricht,  und  er  inuss  dabei  nach  der  Beschaffenheit 
der  Streitsache,  der  Person,  oder  der  Zeit,  die  Reihenfolge 
oder  das  Zusammenfassen  der  Edicte  anordnen. 

73.  ULP.  lib.  IV.  de  omnib.  iribun.  —  Nach  Erlangung 
des  peremtorischen  Edicts  muss,  sobald  dessen  Frist  abgelaufen, 
der  Abwesende  vorgeladen,  und,  er  mag  antworten  oder  nicht, 
die  Sache  verhandelt  und  entschieden  werden,  und  zwar  nicht 
schlechterdings  für  den  Erschienenen ,  sondern  es  kann  zuwei- 
len auch  der  Abwesende,  wenn  er  gerechte  Sache  hat,  obsie- 
gen. §.  1.  Wenn  derjenige,  welcher  das  peremtorische  Edict 
ausgebracht  hat,  am  Tage  der  Untersuchung  und  Entscheidung 
sich  nicht  stellt,  derjenige  aber,  gegen  den  es  ausgebracht  wor- 
den, erscheint,  so  ist  das  peremtorische  Edict  zu  circumdnciren, 
und  es  wird  weder  die  Streitsache  erörtert,  noch  für  den  Er- 
schienenen erkannt  werden.  §.  2.  Rann  aber,  wenn  das  Edict 
circumducirt  worden,  der  Beklagte  [überhaupt]  weiter  belangt 
werden,  oder  bleibt  der  Streit  unversehrt,  so  dass  nur  die 
Instanz  des  Edicts  verloren  geht  ?  Es  geht  nur  die  Instanz 
verloren ,  und  es  kann  von  Neuem  Klage  erhoben  werden. 
§.  3.  Es  ist  aber  zu  merken,  dass,  wer  nach  einem  peremto- 
rischen Edict  als  Abwesender  verurtheilt,  appellirt,  nicht  zu 
hören  ist,  sobald  er  aus  Ungehorsam  fehlte;  wo  nicht,  so  wird 
er  gehört. 

74.  JULIAN.  lib.V.  Digest,  —  Ueber  diejenige  Sache, 
"Worüber  ein  Richter  die  Untersuchung  geleitet  hat,  muss  er 
auch  erkennen.  §.  1.  Ein  Richter,  dem  bis  auf  eine  bestimmte 
Summe  zu  entscheiden  anbefohlen  worden  ist,  kann  auch  über 
eine  grössere  entscheiden,  wenn  die  Streitenden  dahin  überein- 
kommen. §.  2.  „Während  ich  einen  Abwesenden  vertreten 
wollte,  habe  ich,  [wie  sich  nachher  ergibt,]  schon  nach  sei- 
nem Tode  mich  auf  das  Verfahren  eingelassen  und ,  dazu  ver- 
urtheilt, Zahlung  geleistet;  nun  fragt  es  sich,  ob  der  Erbe 
befreiet  sei,  und  welche  Klage  mir  gegen  ihn  zustehe?"  — ■ 
Ich  habe  mich  dahin  ausgesprochen,  das  Verfahren,  welches, 
während  der  Schuldner  schon  verstorben  ist,  durch  einen  Ver- 
treter desselben  eingegangen  wird,  ist  nichtig,  und  deshalb 
"wird  der  Erbe  nicht  befreiet;  der  Vertreter  aber  kann,  wenn 
er  in  Folge  einer  Verurtheilung  gezahlt  hat,  zwar  dies  nicht 
wiederfordern,  allein  es  steht  ihm  die  Klage  aus  der  Ge- 
schäftsführung gegen  den  Erben  zu,  der  wieder,  wenn  er 
vom  Kläger  belangt  wird,  sich  mit  der  Einrede  der  Arglist 
schützen  kann. 

75.  Idem  lib.  XXXVI.  Big.  —  Wenn  der  Prätor  den- 
jenigen, von  dem  eine  Schuld  gefordert  wird,  vorgeladen,  und 
nach  beendeter  Reihenfolge  der  Edicte  ihn  abwesend  als  schul- 
dig verurtheilt  hat,  so  darf  der  Richter,  welcher  [nachher]  die 

Corp.  jur.  civ.   I.  37 
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Untersuchung  über  das  Erkannte  zu  leiten  hat,  nicht  auch  den 
Ausspruch  des  Prätors  untersuchen,  denn  sonst  würden  solche 
Edicte  und  Decrete  des  Prätors  lächerlich  sein.  Marcellus 
bemerkt:  wenn  Jemand  arglistiger  Weise  wissentlich  etwas 
fälschlich  vorbringt,  und  es  augenscheinlich  dargethan  ist,  dass  er 
auf  diese  Weise  durch  den  Ausspruch  des  Prätors  Recht  erhalten 
habe,  so,  glaube  ich,  muss  der  Richter  eine  Vorstellung  des 
Beklagten  zulassen.  Paulus  bemerkt :  wenn  der  Beklagte 
aber,  durch  Krankheit  behindert  oder  Staatswegen  hinweg- 
gerufen, sich  nicht  stellen  kann,  so  glaube  ich,  dass  eine 
Klage  auf  das  Erkannte  wider  ihn  in  diesem  Fall  entweder 
abzuschlagen  sei,  oder  der  Prätor  das  auf  diese  Art  Erkannte 
nicht  beitreiben  dürfe. 

76.  ALFEN,  lib.  VI.  Dig.  —  Es  lag  der  Fall  vor,  dass 
von  [mehreren]  zur  [Entscheidung]  derselben  Sache  bestellten 
Richtern  einige  nach  Anhörung  des  Rechtsfalles  sich  entschul- 
digt hatten,  und  an  deren  Statt  andere  gewählt  wurden,  und 
es  entstand  nun  die  Frage,  ob  eine  Veränderung"  einzelner 
Richter  das  Verfahren  zu  einem  andern  mache,  oder  die  Sache 
dieselbe  bleibe  ?  Ich  habe  geantwortet :  es  bleibe  nicht  nur, 
wenn  einer  oder  der  andere,  sondern  auch,  wenn  alle  Richter 
verändert  worden  seien,  dennoch  die  Sache  sowohl,  als  das 
Verfahren  ganz  dasselbe,  das  es  vorher  gewesen,  und  es  trete 
nicht  nur  hier,  sondern  auch  in  vielen  andern  Sachen  der  Fall 
ein,  dass  bei  einer  Veränderung  der  Theile  die  Sache  doch 
als  dieselbe  erachtet  werde.  Denn  so  werde  auch  sowohl  die 
Legion  [fortwährend]  für  dieselbe  angesehen,  von  der  Viele 
mit  Tode  abgegangen ,  an  deren  Statt  Andere  eingeschoben 
wären,  als  es  werde  auch  das  Volk  gegenwärtig  immer  noch 
für  dasselbe  gehalten,  welches  es  vor  hundert  Jahren  gewesen, 
wenn  schon  von  Jenen  Keiner  mehr  am  Leben  sei.  Ebenso 
werde  ein  Schiff,  wenn  es  auch  so  oft  ausgebessert  worden, 
dass  kein  Scheit  daran  derselbe  geblieben,  der  nicht  neu  ge- 
wesen wäre,  nichts  desto  weniger  für  dasselbe  Schiff  erachtet. 
Denn  wenn  Jemand  glaubte,  dass  eine  Sache  durch  Verände- 
rung deren  Theile  zu  einer  andern  werde,  so  würde  daraus 
folgen,  dass  wir  selbst  nach  diesem  Grundsatz  nicht  dieselben 
wären,  die  wir  vor  dem  Jahre  gewesen,  weil  wrir,  wie  die 
Philosophen  sagen,  aus  unendlich  kleinen  Theilchen  bestehen, 
die  täglich  aus  unserm  Körper  scheiden  ,  während  andere  von 
aussenher  deren  Stelle  einnehmen.  Wenn  daher  die  Gestalt 
einer  Sache  als  dieselbe  fortbesteht,  so  muss  sie  auch  selbst 
für  dieselbe  gehalten  werden. 

77.  AFRICAN.  lib.  III.  QuaesU  —  In  Privatrechtshändeln 
kann  der  Vater  den  Sohn  und  der  Sohn  den  Vater  zum  Richter 
haben , 


Pandect.  L.  V.  Tit.  2.  De  inofficioso  testamenio.  579 


78.  PAUL.  Hb.  XVI.  ad  Plaut.  —  weil  das  Richteraint 
ein  öffentliches  ist. 

79.  ULP.  lib.  V.  de  officio  Procons.  —  wenn  sich  ergibt, 
dass  Jemand  seinen  Gegner  muthwillig  vor  Gericht  gefordert  bat, 
so  muss  er  demselben  die  Rosten  der  Reise  und  des  Rechts- 
streites ersetzeu.  §.  I.  Wenn  die  Richter  in  rechtlicher  Hin- 
sicht in  Zweifel  sind,  so  pflegen  die  Präsidenten  Auskunft  zu 
ertheilen;  wenn  sie  aber  um  eine  Thatsache  um  Rath  fragen, 
so  dürfen  die  Präsidenten  keinen  Rath  ertheilen ,  sondern  müs- 
sen sie  anweisen ,  das  Erkenntniss  nach  ihrer  Gewissenspflicht 
abzufassen  ;  denn  dieser  Umstand  ist  zuweilen  Veranlassung  zu 
Schande  oder  Begünstigung  und  Anmaassung. 

80.  POMPOJV.  lib.  II.  ad  Sabin.  —  Jst  im  Namen  oder 
Vornamen  des  Richters  geirrt  worden,  so  antwortet  Servius: 
wenn  derselbe  nach  Uebereinkunft  der  Parteien  als  solcher  be- 
stellt worden  ist,  so  ist  der  Richter,  den  dieselben  gemeint 
haben. 

81.  ULP.  lib.  V.  Opinion.  —  Wer  weder  einer  Gerichts- 
barkeit vorsteht,  noch  vom  Kaiser  mit  irgend  einer  Macht  be- 
gabt, noch  von  demjenigen,  der  das  Recht,  Richter  zu  bestel- 
len, hat,  bestellt,  noch  nach  einem  Compromiss  erwählt,  oder 
durch  ein  Gesetz  bestätigt  worden  ist,  kann  nicht  Richter  sein. 

82.  Idem  lib.  I.  de  officio  Cons.  —  Zuweilen  pflegen 
die  Staatsbeamten  des  Römischen  Volks  einen  Gerichtsboten 
namentlich  statt  eines  Schiedsrichters  zu  bestellen ;  dies  darf 
nur  selten  und  bei  dringender  Veranlassung  geschehen. 

Zweiter  Titel. 

De  inofficioso  testamento. 
{Vom  lieblosen  Testamente.) 
t.  LLP.  lib.  XIV.  ad  Ed.  —  Es  ist  zu  bemerken,  dass 
die  Klagen  über  Lieblosigkeit  sehr  häufig  sind ,  denn  allen 
Eltern  und  Kindern  steht  es  frei,  über  Lieblosigkeit  Streit  zu 
erheben ;  die  eigentlichen  Verwandten  hingegen ,  welche  nach 
dem  Bruder  kommen,  thäten  besser,  sie  machten  sich  keine 
vergebliche  Kosten,  indem  sie  doch  keine  Hoffnung  haben, 
obzusiegen. 

2.  MARCIAN.  lib.  IV.  Inst.  —  Wegen  lieblosen  Testa- 
ments klagt  man  unter  dem  Austrieb ,  als  wenn  [die  Testatoren] 
nicht  verstandesmächtig  gewesen  wären ,  da  sie  das  Testament 
errichteten.  Dies  wird  nicht  so  verstanden,  als  wenn  der 
Testator  wirklich  wahnsinnig  oder  verstandeslos  gewesen  sei, 
sondern  er  hat  zwar  ein  richtiges  Testament  gemacht,  aber 
nicht  aus  dem  Gesichtspunkt  der  Liebe  gegen  seine  nächsten 
Verwandten ;  denn  wenn  er  wirklich  wahnsinnig  oder  ver- 
standest gewesen  wäre,  so  ist  das  Testament  nichtig. 

37* 
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3.  MARCELL.  lib.  III.  Big.  —  Ein  Testament  als  lieb- 
los anfechten,  heisst :  Gründe  anführen,  weshalb  man  nicht 
hafte  enterbt  oder  übergangen  werden  müssen;  es  geschieht 
meist  dann,  wenn  die  Ellern,  durch  einen  falschen  Grund 
veranlasst,  ihre  Rinder  enterben  oder  übergehen. 

4.  GAJ.  lib.  sing\  ad  leg.  Glitiam.  —  Denn  man  muss 
den  Eltern  nicht  beipflichten,  welche  eine  [erlittene]  Injurie 
in  ihrem  Testament  gegen  ihre  Rinder  anführen;  sie  thun  dies 
meistentheils,  um  boshafter  Weise  ihren  Leibeserben  Streitig- 
keiten zu  erregen,  veranlasst  durch  stiefmütterliche  Einflüste- 
rungen und  Aufhetzereien. 

5.  MARCELL.  Üb.  III.  Big.  —  Denn  es  haben  auch 
diejenigen,  welche  nicht  von  Mannspersonen  [in  gerader  Linie] 
abstammen,  ein  Rlagrecht,  indem  man  auch  wegen  des  Testa- 
ments der  Mutter  klagen  kann  und  häufig  Recht  zu  erhalten 
pflegt.  Die  Bedeutung  des  Wortes  Lieblosigkeit  ist  aber, 
wie  gesagt,  die,  darzuthun,  dass  man  unverdienter  Weise 
und  daher  auch,  ohne  Veranlassung  dazu  gegeben  zu  haben, 
übergangen,  oder  aber  auch  durch  Enterbung  Verstössen  sei, 
und  die  Sache  wird  vor  dem  Richter  unter  dem  Anstrich  an- 
gegriffen, dass  Jener,  als  er  das  Testament  so  unbillig  errich- 
tete, nicht  verstandesmächtig  gewesen  zu  sein  scheine. 

6.  ULP.  lib.  XIV.  ad  Ed.  —  Ein  Nachgeborener  kann 
das  Testament  Derjenigen  als  lieblos  anfechten,  deren  Notherbe 
oder  gesetzmässiger  Erbe  er  hätte  werden  können,  wenn  er 
zur  Zeit  ihres  Todes  noch  im  Mutterleibe  gewesen  ist;  aber 
auch  das  von  Verwandten,  weil  er  auch  den  Besitz  deren 
Nachlasses  testameutslos  erhalten  konnte.  Warum  wird  ihnen 
also  ein  Vorwurf  gemacht,  [etwa]  weil  sie  nicht  ohne  Testa- 
ment gestorben  seien?  Das  kann  Niemand  vom  Richter  ver- 
langen, denn  die  Testamentserrichtung  ist  nicht  verboten.  Nur 
das  kann  er  ihm  zum  Vorwurf  machen,  warum  er  ihn  nicht 
zum  Erben  eingesetzt  habe.  Denn  als  eingesetzter  Erbe  konnte 
er  nach  der  Clausel :  über  die  Einweisung  der  Leibes- 
frucht in  den  Besitz,  in  den  Besitz  gesetzt  werden,  und 
ebenso  würde  er,  wenn  er  schon  geboren  wäre,  den:  dem 
Testamentsinhalt  gemäss,  erlangen.  Auf  ähnliche  Weise, 
behaupte  ich,  kann  auch  derjenige  klagen,  wer  nach  der  Testa- 
mentserrichtung seiner  Mutter  mittelst  des  Raiserschnitts  das 
Licht  erblickt  hat.  §.  1.  Wenn  eine  von  denjenigen  Personen, 
die  zur  testamentslosen  Erbfolge  nicht  gelassen  werden,  wegen 
Lieblosigkeit  geklagt,  —  denn  es  hindert  sie  Niemaud31), — 
und  zufälliger  Weise  Recht  erhalten  hat,  so  nützt  der  Sieg 


31)  Dies  wird  wohl  der  richtigste  Sinn  der  Worte:  nemo  enirn 
eum  repeUU,  seiu;  s.  Glück  VII.  3.  u.  446. 


Pahdect,  L,V.  Tit.  2.  De  inofficioso  testatnento.  581 


nicht  ihr,  sondern  denen,  welche  die  testamentslose  Erbfolge 
haben;  denn  er  versetzt  den  Hausvater  in  die  Lage,  als  wenn 
er  testaraentslos  gestorben  wäre.  §.  2.  Ueberträgt  derjenige, 
welcher  nach  angestellter  Klage  wegen  Lieblosigkeit  stirbt, 
die  Klage  auf  seine  Erben?  Papinianus  antwortet,  wie 
auch  iu  einigen  Rescripten  angedeutet  wird,  es  finde,  wenn 
er  nach  Empfang-  des  Nachlassbesitzes  gestorben ,  Nachfolge 
in  die  Klage  Statt.  Auch  wenn  der  Nachlassbesitz  noch  nicht 
gefordert,  jedoch  schon  Streit  entstanden  oder  Vorbereitungen 
dazu  getroffen  worden  sind,  oder  wenn  Jemand  [wo]  ange- 
kommen, um  die  Klage  wegen  Lieblosigkeit  zu  erheben,  und 
dann  gestorben  ist,  glaube  ich,  geht  sie  auf  die  Erben  über. 

7.  PAUL.  lib.  sing,  de  septemvirah  jud.  —  Wir  wollen 
nun  sehen,  in  wiefern  angenommen  wird,  dass  Jemand  den 
Streit  vorbereitet  habe,  so  dass  er  die  Klage  übertragen  kann; 
setzen  wir  hier  den  Fall,  dass  er  sich  in  [des  Verstorbenen] 
Gewalt  befunden  habe,  so  dass  der  Nachlassbesitz  ihm  un- 
nöthig  und  der  Erbschaftsantritt  überflüssig  ist,  so  wird  er, 
wenn  er  die  Klage  nur  angedrohet,  oder  bis  zur  Anzeige, 
oder  zur  Ertheilung  der  Klage  gelangt  ist,  dieselbe  auf  seinen 
Erben  übertragen;  dies  hat  der  verewigte  Kaiser  Pius  über 
die  Anzeige  und  Ertheilung  der  Klage  verordnet.  Wie  aber, 
wenn  er  nicht  in  [des  Verstorbenen]  Gewalt  war,  überträgt 
er  da  die  Klage  auf  den  Erben?  Auch  hier  wird,  wenn  er 
das  gethan  hat,  dessen  wir  eben  erwähnt  haben,  angenommen, 
dass  er  allerdings  den  Streit  vorbereitet  habe. 

8.  ULP.  lib.  XIII.  ad  Ed.  —  Papinianus  schreibt 
im  fünften  Buche  seiner  Ouastionen  ganz  richtig,  dass  der 
Vater  im  Namen  seines  Sohnes  die  Klage  wegen  Lieblosig- 
keit wider  desseu  Willen  nicht  anstellen  könne;  denn  das 
geschehene  Unrecht  trifft  diesen  selbst.  Derselbe  schreibt  nach- 
her, die  Klage  wegen  Lieblosigkeit,  welche  im  Namen  des 
Sohnes,  und  nicht  dem32)  des  Vaters  ertheilt  ward,  erlösche, 
wenn  der  Sohn  nach  dem  Empfang  des  zur  Anordnung  des 
Rechtsstreites  ertheilten  Nachlassbesitzes  gestorben  sei  3  i). 
§.  1.  Wer  nach  Anordnung  der  Sache  wegen  Lieblosigkeit 
den  Rechtsstreit  aufgegeben  hat,  wird  nachher  nicht  weiter 
gehört  werdeu.  §.  2.  [Auch]  wenn  der  Kaiser  als  Erbe  ein- 
gesetzt ist,  kann  das  Testament,  wie  oft  rescribirt  worden  ist, 
als  lieblos  angefochten  werden,  §.3.  Papinianus  sagt  im 
zweiten  Buche  seiner  Gutachten,  gegen  das  Testament  eines 

32)  Pairi  $ed :  diese  Abweichung  der  Florentine  gegen  die  ge- 
meine Lesart  patris ,  kann  wegen  der  Gemination  des  S  gar 
nicht  für  eine  solche  gehalten  werden. 

33)  S.  M iihlenbruch,  Glück'»  fortgesetzter  Coinmeular, 
XXXV-  156  [38]. 
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Hausvaters,  der  Veteran  gewesen,  finde  auch  die  Klage  we- 
gen Lieblosigkeit  Statt,  selbst  wenn  er  nichts,  als  im  Felde 
erworbenes  Gut,  besessen  hat.  §.4.  Wenn  Jemand  während 
seines  Kriegsdienstes  ein  Testament  gemacht  hat,  und  binnen 
einem  Jahre  nach  dessen  [Beendigung]  gestorben  ist,  so  könnte 
es  zweifelhaft  scheinen,  ob  nicht,  weil  sein  Testament  bis  zu 
dieser  Zeit  nach  militärischem  Rechte  gilt,  die  Lieblosigkeits- 
klage wegfalle.  Man  kann  sagen,  sie  falle  weg.  §.  5.  Eines 
unmündigen  Sohnes  Testament  kann  die  Mutter  auch  nicht 
als  lieblos  anfechten,  weil  es  ihm  der  Vater  errichtet  hat; 
dies  sagt  Papinianus;  auch  nicht  der  Bruder  des  Vaters, 
weil  es  ein  Testament  des  Sohnes  ist,  mithin  auch  nicht  der 
Bruder  des  Unmündigen,  wenn  er  es  nicht  als  ein  solches 
des  Vaters  angegriffen  hat.  Hat  er  aber  gegen  das  des  Vaters 
obgesiegt,  so  gilt  das  [des  Unmündigen]  auch  nicht,  es  wäre 
denn  das  des  Vaters  nur  zum  Theil  umgestossen ;  dann  gilt 
das  des  Unmündigen.  §.  6.  Hat  ein  Hausvater  seinem  Sohn 
das  Viertheil  davon  auf  den  Todesfall  geschenkt,  was  an  ihn, 
wenn  ersterer  ohne  Testament  gestorben  wäre,  gelangt  sein 
würde,  so  kann  er  meines  Dafürhaltens  sicher  testiren.  §.7. 
Hat  Jemand  bei  Errichtung  eines  zweiten  Testaments  seinem 
unmündigen  Sohn  [Jemanden]  substituirt,  so  lassen  wir  den 
Unmündigen  selbst  deshalb  nicht  zur  Lieblosigkeitsklage.  §.  8. 
Da  aber  das  Viertheil  34)  der  schuldigen  Portion  zur  Abwen- 
dung der  Klage  hinreicht,  so  wollen  wir  sehen,  ob  der  Ent- 
erbte mitzurechnen  sei  3S),  welcher  nicht  klagt  36),  z.B.  wir 
sind  unserer  zwei  enterbte  Söhne;  allerdings  wird  hier  [der 
andere  enterbte  Bruder]  mitgerechnet,  wie  Papinianus  aus- 
gesprochen hat,  und  wenn  ich  das  Testament  als  lieblos  au- 
fechte, so  darf  ich  nur  die  Hälfte,  nicht  die  ganze  Erbschaft 
fordern.  Sind  daher  Enkel  von  zwei  Söhnen  vorhanden,  von 
dem  einen  mehrere,  etwa  drei,  vom  andern  nur  einer,  so  be- 
hindert den  einen  der  Empfang  des  Viertheils  von  der  Hälfte  3  6), 
jeden  von  jenen  aber  der  des  Viertheils  vom  Sechstheil  an  An- 
stellung der  Klage.  §.  9.  Das  Viertheil  aber  wird  nach  Ab- 
zug der  Schulden  und  Leichenkosten  verstanden*  Ob  aber 
Freiheitsertheilungen  das  Viertheil  vermindern  und  um  wieviel 
sie  es  vermindern,  das  ist  die  Frage.  Wenn  nun  aber  Jemand, 
der  zum  Universalerben  eingeset^  „t,  [ein  Testament]  deshalb 
nicht  als  lieblos  anfechten  kann ,  weil  er  das  Falcidische  Vier- 
theil [unverkürzt]  erhalt,  dieses  aber  die  Freiheitsertheilungen 

34)  Nach  der  Berechnung  des  Zeitalters  Ulpians,  also  £  des 
Ganzen  im  ersten  und  —j-  im  folgenden  Fall  auf  die  Person. 

35)  Partem  facere  ,  s.  M  ü  h  1  e  n  b  r  u  c  h  a.  a.  O.  XXXY.  396  [ 1 2], 

36)  Weil  ihm  die  Quarta  ausgesetzt  ist,  s.  M Uhlenbruch 
a.  a.  O.  404.  x 
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nicht  vermindert,  so  kann  man  sagen,  das  Viertheil  sei  nacfi 
Abzug-  der  Freiheitsertheilungen  d  7)  zu  berechnen.  Da  also 
feststeht,  dass  das  Viertheil  durch  Freiheitsertheilungen  ver- 
mindert werde,  so  kann  der  Fall  eintreten,  dass  derjenige, 
dessen  Vermögen  nur  in  Sclaven  besteht,  dadurch,  dass  er 
ihnen  die  Freiheit  erlheilt,  die  Lieblosigkeitsklage  ausschliesst, 
wenn  nicht  etwa  dann  ein  Sohn,  der,  ohne  sich  in  [des  Va- 
ters] Gewalt  zu  befinden ,  vom  Vater  zum  Erben  eingesetzt 
ist,  mit  Recht  die  Erbschaft  unberücksichtigt  und  wahrend  er 
sie  auf  den  Substituten  übergehen  la'sst ,  die  Lieblosigkeits- 
klage anstellt,  oder,  ohne  die  Strafe  des  Edicts,  die  Erschaft 
testamentslos  erhält.  §.  10.  W^nn  ein  Testator  seinem  Erbeu 
befohlen  hat,  sich  in  Betreff  der  Person  seines  Sohnes  oder 
eines  Andern,  der  diese  Klage  erheben  kann,  einer  Bedin- 
gung zu  entziehen ,  und  dieser  wissentlich  es  angenommen 
hat,  so  dürfte  die  Frage  erhoben  werden  können,  ob  er  da- 
durch nicht  an  Anstellung"  der  Lieblosigkeitsklage  behindert 
werde;  denn  er  hat  den  Willen  [des  Testators]  anerkannt. 
Ingleichen  wenn  ihm  ein  Verma'chtnissberechligter  oder  ein 
Bedingtfreier  [das  Ausgesetzte]  gegeben  hat.  Man  kann  hier 
[im  Allgemeinen]  sagen,  dass  er  daran  behindert  werde,  und 
zwar,  wenn  [der  Testator]  dem  Erben  die  Leistung"  anbefoh- 
len hatte,  allemal;  wenn  aber  einem  Vermächtnissberechtigten, 
vereitelt  da  nicht  das  Anerbieten  38)  des  Vermächtnissberech- 
tigten die  schon  eingeleitete  Lieblosigkeitsklage?  Warum  be- 
jahen wir  es  also  beim  Erben  unbedingt?  Weil  die  Klage 
vor  dem  Erbantritt  nicht  entsteht.  Meiner  Ansicht  nach  muss 
man  also  hierbei  auf  den  Erfolg  39)  Rücksicht  nehmen,  so  dass, 
wenn  das  Anerbieten  40)  des  Hinterlassenen  vor  Anstellung* 
der  Klage  geschieht,  dem  [Betheiligten]  gleichsam  nach  dem 
Willen  des  Testators  dadurch  Befriedigung"  g-eworden  zu  sein, 
angenommen  wird.  §.  11.  Ist  daher  *1)  z.  B.  Jemand,  der 
nur  ein  Sechstheil  vom  JXachlass  hätte  verlangen  können  ,  zur 
Hälfte  eingesetzt  und  gebeten  worden,  nach  Verlauf  einer 
bestimmten  Zeit  die  Erbschaft  einem  Andern  auszuantworten, 
so  kann  man  mit  Recht  sagen,  dass  keine  Klage  Statt  linde, 
indem  er  die  ihm  gebührende  Portion  und  deren  Nutzungen 


37)  So  dass  es  dadurch  also  verringert  wird. 

38)  Und  die  Annahme. 

39)  Evenlum ,  d.  h.  auf  die  Verschiedenheit  des  Falls,  wie  er 
sich  nach  den  Umständen  gestallet.  —  S.  auch  Mühlen- 
bruch  a.  a  O  S  45 1 . 

40)  Und  die  Annahme.  Ueber  die  Erklärung*  dieses  sehr 
verwickelten  Ges^tz*>s  s.  bes.  Westphal  von  Testamenten, 
§.  1082,  und  Mühlenbruch  a.  a  O.  446  ff. 

41)  Dies  ist  im  Zusammenhang  mit  §§.  8.  9.  zu  verstehen. 
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Laben  kann;  denn  dass  die  Nutzungen  zum  Falcidisclien  Vier- 
theil gerechnet  werden,  ist  bekannt.  Ist  er  daher  Ton  An- 
fang- an  zur  Hälfte  als  Erbe  eingesetzt  und  gebeten  worden, 
nach  Verlauf  von  zehn  Jahren  die  Erbschaft  auszuantworten, 
so  hat  er  keinen  Grund  zum  Riagen,  indem  er  die  ihm 
gebührende  Portion  sammt  den  Nutzungen  in  der  dazwischen- 
liegenden Zeit  leicht  erwerben  kann.  §.  12.  Wenn  Jemand 
ein  Testament  sowohl  als  ungültig"  oder  umgestossen,  wie  als 
lieblos  anficht,  so  muss  ihm  freistehen,  als  welches  er  es 
zuerst  angreifen  will.  §.  13.  Befindet  sich  ein  enterbter  Sohn 
im  Besitz  der  Erbschaft,  so  kann  der  eingesetzte  Erbe  zwar 
die  Erbschaftsklage  anstellen,  der  Sohn  aber  widerspruchs- 
weise sich  auf  die  Lieblosigkeitsklage  berufen,  gleichwie  er 
sein  Recht  verfolgen  würde,  wenn  er  nicht  im  Besitz  wäre, 
sondern  selbst  klagend  aufträte.  §.  14.  Man  vergesse  aber  nicht, 
dass  derjenige,  welcher  ein  Testament  mit  Unrecht  als  lieblos 
angefochten  und  nicht  obgesiegt  hat,  dasjenige,  was  er  laut 
des  Testaments  empfing,  verliere,  und  dasselbe,  als  einem 
Unwürdigen  entzogen,  dem  Fiscus  anheimfalle.  Es  wird  ihm 
jedoch  nur  dann  das  im  Testament  Bestimmte  entzogen,  wenn 
er  bis  zum  richterlichen  Spruch  bei  seinem  unrechtlichen  Streit 
beharrt  hat;  wenn  er  vor  dem  Spruche  davon  abgelassen  hat 
oder  gestorben  ist,  so  wird  ihm  das  Gegebene  nicht  genommen; 
ist  daher  auch,  wenn  er  ausgeblieben,  für  den  erschienenen 
[Beklagten]  entschieden  worden ,  so  kann  man  [doch]  behaup- 
ten,  es  müsse  ihm  das,  was  er  empfangen,  gelassen  werden. 
Es  darf  ihn  jedoch  nur  der  Verlust  dessen  treffen,  wovon  ihm 
der  Vortheil  gebührt  hatte;  ist  er  um  dessen  Herausgabe  ge- 
beten worden,  so  darf  [in  dieser  Hinsicht  einem  Dritten42)] 
kein  Unrecht  geschehen.  Daher  schreibt  Papinianus  im 
zweiten  Buche  seiner  Gutachten  ganz  richtig,  dass  der  Erbe, 
wenn  er  gebeten  worden,  die  Erbschaft  herauszugeben,  und 
nachher  mit  der  Lieblosigkeitsklage  nicht  obgesiegt  hat,  nur 
das  verliere,  was  er  nach  den  Rechtsgrundsätzen  der  Falcidie 
haben  konnte.  §.  J5.  Ist  ein  Unmündiger  adrogirt  worden, 
der  zu  denjenigen  Personen  gehört,  welche,  [ihrer  verwandt- 
schaftlichen Stellung  zum  Adrogirenden  gemäss,]  auch  ohne 
die  geschehene  Annahme  an  Kindes  Statt  und  die  [erfolgte] 
Entlassung  aus  der  Gewalt,  wegen  Lieblosigkeit  klagen  kön- 
nen, so  glaube  ich,  dass  derselbe  nicht  zu  dieser  Klage  zu 
lassen  sei,  da  er  das  Viertbeil  nach  der  Constitution  des  Kai- 
sers Pius  erhalt.  Wie  aber,  wenn  er  geklagt  und  nicht  ob- 
gesiegt hat,  verliert  er  da  das  Viertheil?  Nach  meiner  An- 
sicht darf  ihm  die  Lieblosigkeitsklage  entweder  gar  nicht  ver- 


42)  Nämlich  dem  Fideicommissar. 
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stattet,  oder  es  muss  ihm,  wenn  dies  doch  geschehen,  und  er 
auch  nicht  Recht  erhalten  hat,  das  Viertheil  als  eine  Schuld- 
forderung bewilligt  *3)  werden.  §.  16.  Hat  ein  Richter  in 
einer  Rechtssache  über  Lieblosigkeit  erkannt  und  gegen  das 
Testament  gesprochen,  ohne  dass  appellirt  worden  ist,  so  ist 
dasselbe  dem  Rechte  selbst  unmittelbar  zu  Folge  vernichtet, 
und  es  wird  derjenige,  für  den  erkannt  worden  ist,  sowohl 
3N7otherbe,  als  auch,  wenn  er  als  solcher  auftrat,  Nachlass- 
besitzer ;  auch  die  Freiheitsertheilungen  sind  dann  dem  Rechte 
selbst  zu  Folge  ungültig,  und  es  findet  zu  keinem  Vermächt- 
niss  eine  Verpflichtung  Statt,  sondern  es  kann  sie,  wenn  sie 
schon  gezahlt  sind,  entweder  derjenige,  welcher  sie  entrichtet, 
oder  derjenige,  welcher  obgesiegt  hat,  zurückfordern;  man 
fordert  sie  mit  einer  analogen  Klage  wieder.  Sind  sie  aber 
Tor  Erhebung  des  Streites  gezahlt  worden ,  so  fordert  sie  der 
Obsiegende  zurück;  dies  haben  die  verewigten  Kaiser  Ha- 
d  rinn  us  und  Pius  verordnet.  §.17.  Ist  aber  ein  Testament 
aus  einer  gewichtigen  und  rechtmässigen  Ursache  erst  nach 
fünf  Jahren  als  lieblos  angefochten  worden,  so  sollen  die  aus 
demselben  Statt  findenden  oder  schon  geschehenen  Freiheits- 
ertheilungen nicht  widerrufen,  aber  von  jedem  einzelnen  [Scla- 
venj  dem  Sieger  zwanzig  Goldstücke  entrichtet  werden ; 

9.  MODESTIN,  lib.  sing,  de  inoff.  test.  —  wenn  hin- 
gegen binnen  fünf  Jahren  Klage  erhoben  worden  ist,  so  finden 
die  Freiheitsertheilungen  nicht  Statt.  Paulus  sagt  aber,  man 
müsse  die  fideicommissarischen  Freiheitsertheilungen  gewahren, 
in  welchem  Fall  auch  von  jedem  Einzelnen  zwanzig  Goldslücke 
zu  entrichten  sind. 

10.  MARC  ELL.  lib.  III.  Dt'g.  —  Wenn  die  eine  Hälfte 
der  über  ein  [als]  lieblos  [angefochtenes]  Testament  [richten- 
den] Urtheilssprecher  wie  es  zuweilen  zu  geschehen  pflegt, 
sich  gegen  das  Testament,  und  die  andere  Hälfte  für  dasselbe 
ausspricht,  so  wird  es  billiger  sein,  dem  Urtheil  derer  zu  fol- 
gen, die  sich  für  das  Testament  erklären,  wenn  es  nicht  offen- 
bar erhellt,  dass  die  Richter  unbilliger  Weise  zu  Gunsten  des 
eingesetzten  Erben  gesprochen  haben.  §.  J.  Das  ist  übrigens 
bekannt,  dass  derjenige,  wer  ein  Verinächtniss  angenommen 
hat,  ein  Testament  rechtlicher  Weise  nicht  als  lieblos  anfechten 
könne,  er  hätte  es  denn  ganz  und  gar  einem  Andern  heraus- 
gegeben * 5). 

4.3)  Unser  Text  hat  bier  einen  Druckfehler. 

44)  Die  Erbschattsstreiiigkeiien  standen  nämlich  vor  dem  Cen- 
tiiinviralgencht  an,  das  180  Beisitzer,  die  in  vier  Senate  ge- 
theilt  waren,  und  den  Prätor  zum  Vorsitzenden  hatte;  pars 
una  sind  daher  zwei  Senate. 

45)  Administrare  s.  Bris  so n. 
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11.  MODESTIN,  lib.  III.  Resp.  —  Nach  meiner  Mei- 
nung- können,  wenn  auch  mit  der  Klage  wegen  lieblosen  Te- 
staments obgesiegt  worden,  dennoch  deshalb  die  Schenkungen, 
von  denen  dargethan  wird,  dass  sie  [der  Testator]  ihm,  [dem 
Beklagten,]  noch  bei  seinen  Lebzeiten  gemacht  habe,  nicht 
nmgestossen ,  noch  der  zur  Mitgift  gegebene  Theil  zurückver- 
langt werden  4  6). 


46)  Dieses  Gesetz  ist  um  so  schwieriger,  als  die  Ausleser  des- 
sen Interpretation  bisher  nur  verrioitkelt  haben.  Zuerst  müs- 
sen wir  die  Lesart,  welche  zwischen  obtinuerit  (was  die 
Florenline  hat)  und  non  obtinuerit  (was  Haloander  hat) 
schwankt,  betrachten.  iVorc  obtinuerit  liest  bereits  Digest. 
Vet.  Venet.  1491,  Ed.  Fradin.  von  1527;  aus  der  Glosse 
ergibt  sich  gleichfalls,  dass  die  Glossatoren  schon  so  gelesen 
haben  müssen;  denn  jede  einzelne  Erklärung  der  Glosse  zu 
diesem  Gesetz ,  sowie  V i v i a u 's  Casus  und  Bartolus  Summa 
ergeben  dies  ganz  klar,  indem  sie  den  Fall  voraussetzen, 
dass  der  Kläger  unterlegen  habe,  er  aber  zugleich  derjenige 
sei,  (et)  welcher  die  Geschenke  u.  s.  w.  bei  Lebzeiten  des 
Testators  empfangen  habe.  Diese  Lesart  hat  jedoch,  die  Sache 
an  sich  betrachtet,  das  gegen  sich  ,  dass  sich  die  alsdann  darin 
enthaltene  Regel  so  sehr  von  selbst  versteht,  dass  es  eigent- 
lich gar  nicht  nöthig-  gewesen  wäre,  sie  besonders  zu  er- 
wähnen, indem  es  wohl  schwerlich  Jemandem  einfallen  wird, 
dem  Unterliegen  in  der  Inofficiosilätsquerel  diese  Wirkung  zu- 
zuschreiben (s.  o  Fr.  8.  §.  14). 

In  der  Margiualnote  bei  Russardus  und  Charondas 
nach  Augustin.  Emend  IV.  17  (p.343.  Ed.  Hdlbrg.  1 594.  S.) 
wird  nun  die  Haloandrische  Lesart  getadelt,  und  dagegen  die, 
auch  durch  die  Basil.  und  deren  Scholien  bestätigte,  Lesart 
der  Florentine  vertheidigt,  indem  ganz  richtig  der  Fall  ver- 
Stauden wird,  dass  von  demjenigen,  welchem  der  Vater  des- 
sen, der  mit  der  querela  obgesiegt,  noch  bei  seiuen  Leb- 
zeiten etwas  geschenkt,  oder  eine  Mitgift  gegeben  habe, 
dies  nicht  zurückgefordert  werden  könne,  wobei  noch  hinzu- 
zusetzen, dass  dieser  Donatar  der  Lage  der  Sache  nach  kein 
Anderer,  als  der  Beklagte  in  der  querela,  also  der  heres  eoc 
inofficioso  testamento  sein  könne. 

Nun  ist  es  aber  unbegreiflich,  wie  sowohl  Baudoza,  als 
auch  Simon  v.  Lee u wen  (in  der  grossen  Gothofredischen 
Ausgabe),  welche  Beide  die  Florentiuische  Lesart  haben,  die 
Stelle  dessenungeachtet  nach  der  Glosse  und  dem  darin  voraus- 
gesetzten Fall  erklären  können;  bei  Baudoza,  der  blos  die 
Glosse  selbst  hat,  lässt  sich  zwar  allenfalls  sagen,  dass  ein 
Druckfehler  vorhanden  und  non  blos  ausgelassen  sei,  allein 
in  der  Gothofredischen  Ausgabe  lässt  sich  gar  nicht  zweifelo, 
dass  man  die  Florentinische  Lesart  annehmen  wollen  und  als 
die  richtige  erkannt  habe,  denn  dies  ergeben  mehrere  Noten 
zu  diesem  Gesetz.  Auch  versteht  man  hier  die  donatio  von 
einer  mortis  caussa  geschehenen ,  ohne  auf  die  klaren  Worte 
des  Gesetzes:  quas  vivus  ei  perfecisse  proponitur,  zu  sehen; 
s.  Jacob  Curtius,  Eixaömv.  Lib.  III.  Cap.  34.  (Th.  Ott.  V. 
221.) 
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12.  MODESTIN.  Hb.  singul.  de  Praescript.  —  Es  ist 
einerlei,  ob  ein  enterbter  Solin  ein  ihm  hinterlassenes  Ver- 
mächtniss empfanden,  oder  ein  für  seinen  Sohn  oder  Sclaven 
hinterlassenes  erhalten  hat;  in  beiden  Fallen  steht  ihm  eine 
Einrede  [deshalb]  entgegen.  Ja,  er  wird,  selbst  wenn  er 
einen  Sclaven,  ehe  er  ihm  die  Erbschaft  anzutreten  geheissen, 
freigelassen,  damit  er  dieselbe  nach  eigenem  Ermessen  antre- 
ten möge,  und  dies  in  hinterlistiger  Absicht  gethan  hat,  mit 
der  Klage  nicht  zugelassen.  §.  1.  Verlangt  der  enterbte  [Sohn] 
von  eiuem  Bedingtfreien  Geld,  so  wird  angenommen,  er  er- 
kenne des  Vaters  Testament  an.  §.  2.  Wenn  ein  Sohn,  der 
ein  ihm  wiedergenommenes  Vermächtniss  fordert,  abgewiesen 
damit  zur  Lieblosigkeitsklage  greift,  so  kann  er  [deshalb]  mit 
einer  Einrede  nicht  zurückgewiesen  werden ;  denn  wenn  er 
gleich  durch  Erhebung  der  Klage  sich  mit  dem  Testamente 
zufrieden  erklart  hat,  so  ist  doch  etwas  vorhanden,  was  dem 
Testator  zum  Vorwurf  gereicht,  so  dass  jener  mit  Recht  nicht 
abgewiesen  werden  kann.  §.3.  Ein  Sohn  des  Testators,  der 
mit  Tifius  dieselbe  Summe  schuldig  gewesen  war,  kann,  wenn 
dem  Titius  Befreiung  von  der  Schuld  vermacht  worden,  und 
er  [also]  durch  die  [zu  Gunsten]  des  Titius  [geschehene]  An- 
nahme an  Zahlungsstatt  [auch]  befreiet  worden  ist,  mit  der 
Lieblosigkeitsklage  nicht  abgewiesen  werden. 

13.  SCAEVOLA  lib.  III.  Resp.  —  Titia  setzte  ihre 
Tochter  zur  Erbin  ein,  gab  ihrem  Sohn  ein  Vermächtniss  und 
verordnete  in  demselben  Testamente  Folgendes:  Alles  das, 
was  ich  eben  befohlen  habe,  dass  geschehen  und 
gegeben  werden  solle,  das,  will  ich,  soll  ge- 
schehen und  gegeben  werden  von  einem  Jeden, 
der  mein  Erbe  oder  Nachlassbesitzer,  auch  testa- 
mentslos, wird.  Ebenso  überlasse  ich  dasjenige, 
was  ich  zu  geben  befohlen  habe,  dass  es  geschehe 
und  gegeben  werde,  dessen  Redlichkeit;  hier  ent- 
stand die  Frage,  ob,  wenn  eine  [andere  enterbte]  Schwester  *7) 


Es  ist  nun  nur  noch  zu  bemerken  übrig,  dass  in  dotem 
dalorum  partem  nur  so,  wie  oben  geschehen,  und  nicht  als 
ein  Theil  des  zur  Mitgift  Gegebenen  verstanden 
werden  könne,  indem  Modestin,  der  unter  Alexander 
Sever  und  bis  unter  Gordian  HJ.  lebte,  nicht  von  den 
spatern  Verordnungen  seit  Con  staut  in  über  theilweise 
Vernichtung  der  inofficiö'sen  Mitgift  sprechen  kann.  S.  auch 
C  ii  j  a  c.  Commemar.  ad  Modestin.  Qu.  III.  {Ed.  Neap.  VI. 
646)  v 
47)  Cujac.  Commentar.  zu  Scaevol  Qu.  III.  (Ed.  Neap.  VI. 
731.)  glaubt,  dass  Eingangs  filiam  mit  filium  nud  filio 
mit  filia  zu  vertauschen  sei,  dann  sei  keine  andere  dritte 
soror  zu  fiugiren,  sondern  überhaupt  nur  von  zwei  Personen 

r 
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im  Hundertmanngericht  obgesiegt  Labe,  zu  den  Fideicommissen 
im  obengedachten  Falle  eine  Verpflichtung  vorbanden  sei  ?  Ich 
Labe  geantwortet,  dass,  wenn  die  Frage  den  Umstand  beträfe, 
ob  man  der  Redlichkeit  derjenigen,  von  denen  man  glaube, 
dass  sie  testamentslos  Erben  oder  JNachlassbesitzer  werden  wür- 
den, mit  Recht  etwas  überlassen  könne,  dies  zu  bejahen  sei. 
Paulus  bemerkt  hierzu:  [für  den  gedachten  Fall]  meint  er 
aber,  dass  zu  den  Fideicommissen,  als  gleichsam  von  einem 
Verstandlosen  [errichteten],  auch  wenn  deren  Entrichtung 
testamentslos  anbefohlen  worden ,  keine  Verpflichtung  [für 
die  obsiegende  Schwester]  vorhanden  sei. 

14.  PAPIJNIAN.  lib.  V.  Quaest.  —  Ein  Vater  hatte 
einen  Sohn  aus  der  Gewalt  entlassen,  einen  Enkel  von  ihm 
aber  darin  behalten;  der  Entlassene  starb,  nachdem  ihm  nach- 
her noch  ein  Sohn  geboren  worden  war,  welche  er  beide  ent- 
erbt und  seinen  Vater  übergangen  hatte;  hier  bleibt,  bei  der 
Frage  über  die  Lieblosigkeit  des  Testaments,  die  Forderung 
des  Vaters,  während  die  der  Söhne  vorgeht,  obschwebend: 
wenn  aber  gegen  die  Söhne  erkannt  wird,  dann  wird  der 
Vater  zur  Klage  berufen  und  kann  sein  Recht  geltend  machen. 

15.  Ii) km  lib.  XIV.  Quaesi.  —  Denn  wenn  auch  die 
Eltern  keinen  Anspruch  darauf  haben,  ihre  Rinder  zu  beerben, 
wegen  des  Wunsches,  [dass  letztere  sie  überleben  mögen,] 
und  ihrer  natürlichen  Liebe  gegen  dieselben,  so  muss  dennoch, 
Wenn  die  [gewöhnliche]  Ordnung  der  Sterblichkeit  sich  um- 
kehrt, den  Eltern  nicht  weniger,  wie  den  Kindern  aus  kind- 
licher Liebe  [etwas]  hinterlassen  werden.  §.  1.  Dem  Erben 
dessen,  der  nach  getroffener  Vorbereitung  zur  Lieblosigkeits- 

die  Rede.  Mühlenbruch  (Glück 's  Commentar,  Fort- 
setzung, XXXV.  370.)  snppooirt  den  Fall  der  Glosse  als  rich- 
tig: „es  sind  drei  Kinder  der  Testatoriu  vorhanden,  zwei 
Töchter  uud  ein  Sohu  —  Die  eine  Tochter  wurde  zur  Er- 
bin eingesetzt,  die  andere  unbillig  ausgeschlossen ,  und  der 
Sohn  erhält  ein  Legat.  Die  exclndirte  Tochter  erhebt  die 
Querel  und  siegt.  Nun  fordert  der  Bruder  sein  Legat;  es 
fragt  sich  :  kann  derselbe  wegen  der  obgedarhten  Testaments- 
clausel  das  Legat  vollständig  von  beiden  Schwestern  fordern, 
oder  fillt  es  für  den  durch  die  Ouerel  in  Anspruch  genom- 
menen Th^il  weg?  —  Srävola  ^antwortet :  wenn  es  bios 
darauf  ankomme,  ob  die  Clausel  au  sich  gültig  sei ,  ob  also 
ein  Testator  seine  Intestaterben,  ohne  bestimmte  Bezeichnung, 
mit  Fideicommissen  belasten  könne,  so  sei  dies  zu  b^jaheu  " 
Hieran  lasse  sich  per  argumentum  e  contrario  folgender  Seblnss 
knüpfen:  der  Notherbe  aber,  welcher  das  Testament  als  in- 
oflieiös  angefochten  und  gesiegt  habe,  sei  zu  dem  Vermächt- 
niss  nicht  verpflichtet.  Paulus  erkläre  nun,  dass  Scävola 
dies  auch  eigentlich  habe  sagen  wollen.  (Zu  dem  Ende  ist 
nämlich  zu  interpungiren :  Paulus  notat;  probat  [sc,  Scae- 
rola]  autem  etc.) 
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klage  mit  Aenderung  seines  Willens  gestorben  ist,  wird  diese 
Klage  nicht  verstattet;  denn,  es  reicht  nicht  hin,  den  Streit 
zu  erheben,  wenn  man  nicht  bei  demselben  beharrt.  §.2.  Ein 
Sohn,  der  gegen  zwei  Erben  die  Lieblosigkeitsklage  angestellt, 
und  verschiedene  Erkenntnisse  erhalten ,  nämlich  den  einen  be- 
siegt hat,  vom  andern  aber  besiegt  worden  ist,  kann  sowohl 
die  [Erbschafts]  Schuldner  zur  Hälfte  belangen ,  als  selbst  vom 
den  Gläubigern  belangt  werden,  Sachen  klagend  einfordern 
und  zur  Erbschaftstheilung  schreiten ;  es  steht  ihm  auch  die 
Erbtheilungsklage  zu,  weil  angenommen  wird,  dass  er  gesetz- 
mässiger  Erbe  zur  Hälfte  geworden  sei,  und  daher  ein  Theil 
der  Erbschaft  im  Testamente  verblieben  ist.  Hier  ist  die  An- 
nahme, [der  Testator]  sei  zum  Theil  untestirt  gestorben,  gar 
nicht  widersinnig. 

16.  Idem  lib.  II.  Ilesp»  —  Mit  einem  Sohn,  der  wegen 
des  lieblosen  Testaments  seiner  Mutter  gegen  einen  [darin  zum 
Erben]  eingesetzten  Bruder  auf  seinen  Antheil48)  vorher49) 
geklagt  und  obgesiegt  hat,  nimmt  eine  Tochter,  die  entweder 
nicht  geklagt  oder  nicht  gewonnen  hat,  an  der  gesetzmässigen 
Erbschaft  zusammen  nicht  Theil.  §.  1.  Ein  Vater  hat  gegen 
den  Testamentsinhalt  seines  Sohnes  den  Besitz  auf  den  Grund 
der  Entlassung  aus  der  Gewalt  empfangen  und  den  Nachlass- 
besitz erlangt ;  nachher  hat  eine  Tochter  des  Verstorbenen, 

48)  De  parte  ante  egit.  Glück  Pand.  VIF.  p.  435.  erklärt  die- 
ses Gesetz,  meiner  Ansiebt  nach,  unrichtig,  wenn  er  parte 
hier  für  dimidia  parte  hält,  obwohl  er  den  Fall  insofern 
richtig  auffasst,  dass  er  sagt,  der  klagende  Bruder  habe 
hered.  pet.  de  inoff.  partiar.  angestellt.  Jenes  falsche  Yer- 
ständniss  von  parte  aber  inuss  natürlich  einen  ganz  andern 
Sinn  hervorbringen  Ich  verstehe  hier  pars,  wie  es  die  Stelle 
mit  sich  bringt,  als  An  theil,  und  zwar  des  Klägers, 
also  hier  ein  Drittheil,  und  nicht  die  Hälfte ,  wie  auch  schon 
die  Glosse  erklärt.  Glück  sagt:  „Hat  sich  das  eine  aus- 
geschlossene Kind  seines  Klagerechts  begeben,  so  kauu  das 
andere  vi  juris  aecrescendi  auf  die  Hälfte  klagen  "  Aber 
wo  steht  denn  das?  Der  Obsiegende,  heisst  es  ja  im  Gesetz, 
ante  egit  l  Das  Gesetz  wdl  nichts  weiter  sagen,  als  dass 
dasjenige  von  inehreru  enterbten  Geschwistern,  welches  de 
inoffidoso  entweder  noch  gar  nicht  geklagt,  oder  geklagt 
und  unterlegen  hat  ,  an  der  legitima  hereditas ,  d.  h.  der  er- 
langten Intestatportion  desjenigen  Bruders,  der  vorher  schon 
geklagt  und  gewonnen  hat,  in  wiefern  dieselbe  überhaupt 
nunmehr  als  iutestirter  Theil  der  Erbschaft  des  gemeinschaft- 
lichen Erblassers  erscheint,  keinen  Antheil  mit  dem  siegrei- 
chen Bruder  zusammen  nehme.  —  Seit  der  Zeit  hat  Mühlen- 
bruch  (Glück's  Commentar,  Fortsetzung,  XXXY.  S.  413) 
die  vorstehende  Erklärung  bestätigt. 

49)  Ante,  nämlich  ehe  die  Ausschliessung  der  Schwester  fest- 
stand, und  es  also  dem  Bruder  möglich  war,  auf  mehr  als 
sein  £  zu  klagen j  s.  Mühleubruch  a.a.O. 
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welche  er  enterbt  hatte,  in  einer  Klage  wegen  Lieblosigkeit 
gewonnen;  [hier]  wird  der  Besitz,  welchen  der  Vater  em- 
pfangen hat,  als  ungültig  wieder  zurückgenommen,  denn  in 
dem  ersten  Kechsstreit  handeile  es  sich  nur  um  das  Recht  des 
Vaters,  nicht  um  die  Gültigkeit  des  Testaments.  Es  muss  da- 
her der  Tochter  die  ganze  Erbschaft  mit  den  Nutzungen  heraus- 
gegeben werden. 

17.  PAUL.  lib.  H.  Quaest.  —  Wer  in  der  Absicht,  die 
Erbschaft  zu  verschmähen  5  °) ,  die  Lieblosigkeitsklage  gegen 
ein  Testament  nicht  angestellt  hat,  der  wird  rücksichtlich  derer, 
welche  dieselbe  ausfeilen  wollen,  nicht  mitgerechnet  s  l).  Klagt 
daher  eins  von  zwei  enterbten  Kindern  wegen  lieblosen  Testa- 
ments des  Vaters,  so  kann  dasselbe,  wenn  es  gewonnen  hat, 
weil52),  wenn  das  Testament  für  nichtig  erklärt  wird,  das 
andere  [in  der  Regel]  auch  testamentslos  zur  Erbschaft  gerufen 
wird ,  und  jenes  also  hiernach  die  ganze  Erbschaft  nicht  hätte 
fordern  können ,  sich  [wider  das  andere]  des  Schutzes  der  recht- 
lich entschiedenen  Sache  bedienen,  als  wenn  nämlich  die  Hun- 
dertmänner in  dem  Augenblick,  wo  sie  das  Testament  auf- 
hoben, angenommen  hätten,  dass  nur  ein  Kind  am  Leben  sei. 
§.  1.  Ist  gegen  ein  Testament  als  lieblos  gesprochen  worden, 
so  wird  angenommen,  der  Verstorbene  habe  keine  Testaments- 
fahigkeit  gehabt.  Wenn  aber  in  Folge  dessen,  dass  der  Erbe 
sich  nicht  stellt,  für  den  erschienenen  [Kläger]  gesprochen 
worden  ist,  so  geschieht  diese  Annahme  nicht;  denn  in  diesem 
Fall  wird  nicht  angenommen,  als  entstehe  aus  dem  Ausspruch 
des  Richters  eine  [absolut]  verbindliche  Norm,  und  daher  fin- 
den die  Freiheitsertheilungen  und  Forderungen  von  Vermächt- 
nissen Statt. 

18.  Idem  lib.  sing,  de  inoff.  fest»  —  Hierüber  ist  auch 
eine  Constitution  der  verewigten  kaiserlichen  Brüder 
vorhanden,  welche  diesen  Unterschied  zulässt. 

19.  Idem  lib.  II.  Quaest.  —  „Eine  sterbende  Mutter  hat 
einen  Fremden  zu  drei  Viertheilen,  eine  ihrer  Töchter  auf 
ein  Viertheil   zu  Erben  eingesetzt  und  eine  andere  Tochter 


50)  Denn  Verzicht  ist  ein  Grund  der  Accrescenz;  s.  M Uh- 
lenbruch a.a.O.  S.414. 

51)  Um  deren  Anlheil  zu  verringern. 

52)  Quin  für  quamvis  mit  Pothier  Pand.  h.  1.  Nr.  34.  p.  194. 
H.  g.  zu  nehmen,  sehe  ich  keinen  Grund,  denn  mir  scheint 
hier  weniger,  wie  Glück  a  a.  O.  §•  557.  n.  7.  will,  ein 
Zweifelsgrund  vorhanden,  als  vielmehr  blos  auf  den  even- 
tuellen Fall  der  Erbschaftsklage  des  andern,  nicht  klagenden 
Kindes  Rücksicht  genommen  zu  sein,  für  welcheu  eben  hier 
ein  Hülfsmittel  durch  die  angegebene  Fiction  dargeboten  wird. 
Zur  Erklärung  dieses  Gesetzes  s.  Desider.  Heraldus,  de 
rer.judic.  aucU  II.  14.  f.  5.  (Th.Otf.  II.  p.  1226,) 
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übergangen ;  die  letztere  hat  die  Lieblosigkeitsklage  erhoben 
und  gewonnen;  ich  frage,  wie  der  eingesetzten  Tochter  zu 
helfen  sei  ?  "  —  Ich  habe  geantwortet :  die  übergangene  Toch- 
ter darf  nur  soyiel  verlangen ,  als  sie  erhalten  haben  würde, 
wenn  die  Mutter  gar  kein  Testament  gemacht  hätte.  Also, 
kann  man  sagen,  würde  die  übergangene  Schwester,  wenn  sie 
die  ganze  Erbschaft  testamentslos  gefordert  und  gewonnen  hat, 
allein  die  Gesammterbfolge  überkommen,  wie  wenn  die  andere 
sich  der  gesetzmassigen  Erbschaft  begeben  hatte  53);  allein  es 
ist  unzulässig,  die  Klage  wegen  Lieblosigkeit  gegen  die  Schwe- 
ster wirken  zu  lassen.  Ueberdies  kann  man  auch  hinzufügen, 
dass,  wenn  die  letztere  [die  Erbschaft]  aus  dem  Testamente 
antritt,  sie  nicht  der  gleichzustellen  sei,  welche  die  Erbschaft 
nicht  berücksichtigt;  daher  kann  von  dem  [zum  Erben  einge- 
setzten Dritten  [nur]  die  Hälfte  vom  Ganzen  verlangt  werden, 
und  dass  diese  ihm  ganz  genommen  werde,  steht  fest,  indem 
die  volle  Hälfte  der  [klagenden]  Tochter  zukommt.  Hiernach 
wird  das  Testament  nicht  ganz  umgestossen,  sondern  die  Mut- 
ter wird  nur  zum  Theil  testamentslos,  wenn  gleich  ihr  letzter 
W  ille  als  der  einer  \S  ahnsinnigen  behandelt  wird.  Wenn 
übrigens  Jemand  glauben  sollte,  dass,  wenn  die  Tochter  ob- 
siege, das  Testament  ganz  entkräftet  werde,  so  kann  man  ent- 
gegnen, dass  auch  die  eingesetzte  [Tochter]  nun  die  Erbschaft 
testamentslos  antreten  könne;  denn  wenn  sie  aus  dem  Testa- 
mente angetreten  hat,  von  dem  sie  glaubt,  es  sei  gültig,  so 
kann  man  nicht  annehmen,  sie  verschmähe  die  gesetzmässige 
Erbschaft,  von  der  sie  noch  nicht  weiss,  dass  ihr  dieselbe 
anfallen  werde,  indem  selbst  derjenige,  welcher  es  kennt, 
sein  Recht  dadurch,  dass  er  etwas  [Anderes]  erwählt,  von 
dem  er  glaubt,  dass  es  ihm  zustehe,  nicht  verliert.  Dieser 
Fall  tritt  z.  B.  beim  Freilasser  ein ,  der  den  letzten  "Willen 
eines  verstorbenen  [Freigelassenen]  durch  eine  falsche  Meinung 
veranlasst,  anerkennt,  denn  von  ihm  kann  man  nicht  anneh- 
men ,  dass  er  den  Nachlassbesitz  wider  den  Testamentsinhalt 
verschmäht  habe.  Hieraus  erhellt,  dass  die  übergangene  [Toch- 
ter] die  ganze  Erbschaft  mit  Recht  nicht  verlangen  könne,  in- 
dem, wenn  das  Testament  umgestossen  worden,  auch  derein- 
gesetzten  [Tochter]  das  Recht  des  [testamentslosen]  Erbschafts- 
antritts vorbehalten  bleibt. 


53)  Hier  will  Mühlen  brach  a.  a.  O.  S.  430  [82]  ein  Frage- 
zeichen hinzudenken,  wodurch  die  Sache  planer  wird.  Dass 
in  der  Art  etwa  dieser  Satz  zu  verstehen  sei,  ist  allerdings 
richtig,  doch  gibt  dies  auch  schon  die  oben  gewählte  Wort- 
stellung deutlich  zu  erkennen.  Man  s.  dessen  und  die 
von  ihm  angeführten  abweichenden  Interpretationen  dieser 
Stelle. 
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20.  SCAEVOLA  Hb.  II.  Quaest.  —  Wer  eine  Lieblosig- 
keitsklage erheben  will,  darf,  wenn  auch  geleugnet  wird, 
dass  er  ein  Sohn  [des  Testators]  sei,  den  Carbonianischen 
JMachlassbesitz  nicht  empfangen;  denn  derselbe  darf  nur  alle- 
mal dann  bewilligt  werden,  wenn  er,  dafern  er  wirklich 
Sohn  wäre,  Erbe  oder  JYachlassbesitzer  werden  würde,  damit 
er  einstweilen  sowohl  im  Besitz  sei,  als  auch  alimentirt  5*) 
werde,  und  durch  Klagen  ihm  kein  Nachtheil  entstehe.  Wer 
aber  ein  Testament  als  lieblos  anficht,  darf  weder  Riagen 
erheben,  noch  eine  andere  als  die  Erbschaftsklage  anstellen, 
noch  [aus  dem  IVachlass]  Alimente  verlangen,  damit  er  nie 
besser  daran  sei,  als  wenn  der  Gegner  gesteht55). 

21.  PAUL.  lib.  III.  Respons.  —  Von  demjenigen,  der 
die  Klage  wegen  lieblosen  Testaments  angestellt,  und  [veran- 
lasst] durch  eine  Betrügerei  des  eingesetzten  Erben,  [der  ihm 
vorlügt,]  als  wäre  er  stillschweigend  gebeten  worden,  ihm 
den  dritten  Theil  der  Erbschaft  herauszugeben,  diese  Klage  hat 
fallen  lassen,  wird  nicht  angenommen,  als  habe  er  ihr  entsagt, 
und  daher  hindert  ihn  nichts  ,  die  bereits  angefangene  Klage 
wieder  aufzunehmen.  §.  1.  Ebenso  ist  die  Frage  erhoben  wor- 
den, ob  der  Erbe,  welcher  vor  Beendigung  der  Lieblosigkeits- 
klage verlangt,  dass  ihm  dasjenige  wieder  herausgegeben  werde, 
was  er  [bereits]  gezahlt  hat,  zu  hören  sei?  Er  hat  geantwor- 
tet: dem,  der  wissentlich  ein  Fideicommiss ,  wozu  keine  Ver- 
pflichtung vorhanden  ist,  gezahlt  hat,  stehe  keine  Rückforde- 
rung desfalls  zu.  §.  2.  Auch  hat  er  sich  dahin  ausgesprochen, 
dass,  wenn  eine  Erbschaft  durch  die  Lieblosigkeitsklage  dem 
entrissen  wrorden ,  der  als  Erbe  eingesetzt  ist,  man  die  ganze 
Sache  so  betrachten  müsse,  als  wenn  die  Erbschaft  gar  nicht 
angetreten  worden  wäre,  und  daher  auch  dein  eingesetzten 
Erben  die  Forderung  dessen,  was  ihm  [von  der  Erbmasse] 
geschuldet  wird,  gegen  den,  der  gewonnen  hat,  unversehrt 
vorbehalten  bleiben,  und  gegenseitige  Abrechnung  des  Schul- 
digen zustehen  müsse. 

22.  TRYPHONIN.  lib.  XVII.  Disp.  —  Den  Sohn  hin- 
dert es  nicht,  das  Testament  seiner  Mutter  als  lieblos  anzu- 
greifen, wenn  sein  Vater  ein  Vermä'chtniss  aus  demselben  er- 
hält, oder  die  Erbschaft  angetreten  hat56),  selbst  wenn  er 


54)  S  Buch  XXXIV.  Tit.  I.  Anm.  1). 

55)  Zur  Erklärung  dieses  Ges.  s.  Joan.  Altamirani  traci.  II. 
ad  /16.II.  Quaest.  Scaev.  ad  h  leg.  (Th.  Meer  m.  H.  p.  388  sq.) 
und  vorzüglich  Jos.  Fernand,  de  Retes,  Advers.  de  in  off. 
lest.  Cap.19.  (Eod.  V.  p.  532.)  Denn  der  Carbonianiscbe  Nachlass- 
besitz setzt  valorem  testi  voraus,  welchen  die  quercla  anficht. 

56)  Vorausgesetzt  nämlich,  dass  noch  ein  Miterbe  neben  dem 
Vater  da  ist.  S.  Glück  VII.  413  [57] . 
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in  dessen  Gewalt  ist;  auch  behaupte  ich,  dass  den  Vater  nichts 
hindert,  im  Namen  des  Sohnes  zu  klagen,  denn  die  Verunglim- 
pfung* trifft  den  Sohn.  §.  I.  Hier  ward  nun  die  Frage  aufge- 
worfen, ob,  wenn  der  Vater  nicht  gewonnen  hatte,  das,  was 
ihm  gegeben  worden,  confiscirt  werde,  weil  er  nämlich,  [wenn 
er  obsiegte,]  den  Vortheil  des  Sieges  einem  Andern  bereifet, 
und  in  diesem  Fall  es  sich  gar  nicht  um  die  Pflicht  des  Va- 
ters, sondern  blos  um  die  Rechte  des  Sohnes  handelt?  Man 
muss  der  Meinung  den  Vorzug  geben ,  dass  der  Vater  das 
ihm  Gegebene  nicht  verliere,  wenn  für  das  Testament  erkannt 
worden  ist.  §.  2.  Wenn  mir  ein  Testator  ein  Vermächtniss 
hinterlassen  hat,  wegen  dessen  lieblosen  Testaments  ein  Sohn 
Klage  erhoben  hat,  der  mit  Hinterlassung  meiner  als  Erben 
gestorben  ist,  und  ich  dann  den  Erbschaftsstreit  fortgeführt 
und  verloren  habe,  so  werde  ich  noch  weniger  das  mir  im 
Testamente  Hinterlassene  verlieren,  vorausgesetzt  nämlich,  dass 
der  Verstorbene  schon  zu  klagen  angefangen  hatte.  §.3.  Eben- 
sowenig verliere  ich,  wenn  ich  denjenigen  adrogirt  habe,  wel- 
cher eine  Lieblosigkeitsklage  wegen  eines  Testaments  dessen, 
der  mir  ein  Vermächtniss  hinterlassen,  erhoben  hat,  und  im 
Namen  des  Sohnes  den  Streit  fortgesetzt  und  nicht  gewonnen 
habe,  das  Vermächtniss,  weil  ich  mich  dessen  nicht  unwürdig 
gemacht,  so  dass  mir  vom  Fiscus  das  mir  Hinterlassene  entzogen 
werden  konnte ,  indem  ich  nicht  im  eigenen  Namen ,  sondern 
vermöge  des  Erbfolgerechts  eines  Andern  geklagt  habe. 

23.  PAUL*  üb.  sing,  de  innff.  test.  —  Wenn  man  sich 
den  Fall  denkt,  dass  ein  aus  der  Gewalt  entlassener  Sohn 
übergangen  und  ein  von  ihm  abstammender  in  der  Gewalt 
[des  Testators]  behaltener  Enkel  als  Erbe  eingesetzt  sei,  so 
kann  der  Sohn  gegen  seinen  Sohn  ,  den  Enkel  des  Testators, 
den  Nachlassbesitz  fordern;  wegen  lieblosen  Testaments  kann 
er  nicht  klagen.  Ist  der  entlassene  Sohn  hingegen  enterbt 
worden,  so  kann  er  klagen,  und  auf  diese  Weise  wird  er 
mit  seinem  Sohn  verbunden,  und  erhält  mit  ihm  die  Erbschaft 
zugleich.  §.  1.  Haben  die  Enterbten  von  den  eingesetzten  Er- 
ben die  Erbschaft  gekauft,  oder  einzelne  Sachen,  während  sie 
wissen,  dass  dieselben  Erben  seien,  oder  haben  sie  Grund- 
stücke gepachtet,  oder  etwas  ähnliches  Anderes  gethan,  oder 
dem  Erben  Zahlung  dessen  geleistet,  was  sie  dem  Testator 
schuldig  waren,  so  wird  angenommen,  dass  sie  das  Testament 
des  Verstorbenen  anerkennen,  und  ihnen  die  Klage  versagt. 
§.  2.  Wenn  zwei  Söhne  enterbt  worden  sind,  und  beide  wegen 
lieblosen  Testaments  Klage  erhoben  haben,  einer  aber  nachher 
die  Klage  fallen  lä'sst,  so  wächst  dessen  Theil  dem  andern  zu. 
Dasselbe  ist  auch  der  Fall,  wenn  er  durch  Zeitablauf  daran 
verhindert  wird. 

Corp.  jur,  civ,   I.  38 
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24.  UL1\  lib.  XLVIII.  ml  Sabin.  —  Bei  der  Lieblosig- 
keitsklage pflegt  es  sich  oft  zuzutragen,  dass  in  einer  und  der- 
selben Sache  verschiedene  ürtheile  gefallt  werden;  denn  wie, 
wenn  wahrend  ein  Bruder  klagt,  die  eingesetzten  Erben  in 
verschiedenen  Rechtsverhältnissen  stehen?  Ist  dies  der  Fall, 
so  wird  angenommen,  dass  das  Testament  zum  Theil  bestehe, 
zum  Theil  nicht. 

25.  Idem  lib.  II.  Disp.  —  Wenn  [etwas]  nicht  auf  den 
Todesfall,  sondern  unter  den  Lebendigen  geschenkt  worden 
ist,  aber  in  der  Absicht,  dass  es  auf  das  Viertheil  angerech- 
net werden  solle,  so  kann  man  sagen,  falle  die  Lieblosigkeits- 
klage weg,  sobald  in  der  Schenkung  das  Viertheil  enthalten 
ist,  oder  wenn  man  weniger  hat,  das  Fehlende  nach  dem  Er- 
messen eines  rechtlichen  Mannes  ergänzt  wird,  oder  dass  we- 
nigstens das  Geschenk  eingeworfen  werden  müsse.  §.  I.Wenn 
Jemand,  während  er  wegen  lieblosen  Testaments  eigentlich 
[noch]  nicht  klagen  kann,  zur  Klage  zugelassen,  ein  Testament 
zum  Theil  umzustossen  versucht,  und  einen  Erben  auswählt, 
um  gegen  ihn  diese  Klage  anzustellen,  so  kann  man  sagen, 
dass  er,  weil  das  Testament  zum  Theil  gültig  ist,  und  die 
ihm  vorgehenden  Personen  [inzwischen]  ausgeschlossen  worden 
sind,  die  Klage  mit  Erfolg  angestellt  habe  5  7). 

26.  Idem  lib.  VIII.  Disp,  —  Wenn  ein  Erbe  unter  der 
Bedingung  eingesetzt  worden  ist,  wenn  er  den  Stichus  frei- 
gelassen haben  werde,  und  er  denselben  freigelassen  hat,  und 
nachdem  dies  geschehen ,  das  Testament  für  lieblos  oder  zu 
Recht  unbeständig  erklärt  wird,  so  ist  es  billig,  auch  ihm  zu 
Hülfe  zu  kommen,  so  dass  er  den  Werth  des  Sclaven  von 
diesem  [nunmehr  als]  Freigelassenen  empfängt,  damit  er  nicht 
umsonst  um  den  Sclaven  komme. 

27.  Idem  lib.  VI.  Opin.  —  Wenn  nach  Anstellung  der 
Lieblosigkeitsklage  der  Streit  durch  einen  Vertrag  verglichen 
worden  ist,  und  der  Eibe  dem  Vergleich  nicht  treu  bleibt, 
so  soll  die  Klage  wegen  Lieblosigkeit  wirksam  bleiben. 
§.  1.  Demjenigen,  welcher  ein  Sohn  dessen  zu  sein  versichert, 
der  dies  in  seinem  Testament  geleugnet,  ihn  dennoch  aber 
enterbt  hat,  steht  frei,  die  Lieblosigkeitsklage  zu  ergreifen. 
§.  2.  Das  Testament  eines  Soldaten  kann  nicht  einmal  ein 


67)  Zum  Verständniss  dieses  Gesetzes  s.  die  Glosse.  Diese 
bildet  den  Fall:  der  Testator  hinterlä'sst  zwei  Söhne  und 
seinen  Vater;  erstere  enterbt  und  letztern  übergeht  er,  wäh- 
rend er  zwei  Fremde  zu  Erben  einsetzt.  Die  Söhne  werden 
ausgeschlossen,  entweder  durch  Zeitablauf  oder  Ausschlagen 
der  Erbschaft;  der  Vater  dringt  aber  mit  seiner  gegen  den 
Einen  der  Erben  erhobenen  Klage  (pro  parte)  durch.  —  Dass 
das  Fragment  sehr  mangelhaft  excerpirt  sei,  ist  klar. 
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Soldat  als  lieblos  anfechten.  §.  3.  Ein  Enkel  Latte  wegen 
lieblosen  Testaments  gegen  seinen  Vatersbruder  oder  einen 
andern  darin  eingesetzten  Erben  auf  seinen  Antheil  geklagt 
und  gewonnen,  der  eingesetzte  Erbe  aber  appellirt;  hier  wur- 
den unterdessen  dem  Unmündigen  wegen  seiner  Dürftigkeit, 
nach  Maassgabe  des  Vermögens,  welches  durch  die  Lieblosig- 
keitsklage zum  Theil  von  ihm  in  Anspruch  genommen  ward, 
Alimente  zugesprochen,  und  der  Gegner  musste  ihm  dieselben 
bis  zum  Ausgange  des  Processes  verabreichen.  §.  4.  Wegen 
eines  Testaments  der  Mutter,  die  in  dem  Glauben,  ihr  Sohn 
sei  todt,  einen  Andern  zum  Erben  eingesetzt  hat,  kann  die 
Lieblosigkeitsklage  erhoben  werden. 

28.  PAUL.  lib.  sing,  de  sepletnviral.  jud.  —  Als  eine 
Mutter  fälschlicher  Weise  vernommen,  dass  ihr  Sohn,  der 
Soldat  war,  geblieben  sei,  und  in  ihrem  Testament  Andere 
zu  Erben  eingesetzt  hatte,  so  verordnete  der  verewigte  Kaiser 
Hadrianus,  dass  die  Erbschaft  dem  Sohne  gebühre,  [jedoch] 
so,  dass  die  Freiheitsertheilungen  und  Vermächtnisse  gewährt 
werden  sollten.  Hier  ist  der  Zusatz  wegen  der  Freiheits- 
ertheilungen und  Vermächtnisse  zu  bemerken58),  denn  wenn 
ein  Testament  der  Lieblosigkeit  beschuldigt  wird,  so  gilt  aus 
dem  Testamente  gar  nichts. 

29.  U  LP.  lib.V.  Opin,  —  Wenn  die  Vermä'chtnissberech- 
tigten  ein  heimliches  Einverstandniss  der  eingesetzten  Erben 
mit  dem,  der  wegen  Lieblosigkeit  eines  Testaments  klagt, 
inuthmaassen,  so  ist  festgesetzt  worden,  dass  auch  die  Ver- 
mächtnissberechtigten hinzutreten  und  den  letzten  Willen  des 
Verstorbenen  vertheidigen  können,  und  es  steht  ihnen  auch 
frei,  wenn  gegen  das  Testament  erkannt  worden,  zu  appelli- 
ren.  §.  1.  Wegen  eines  lieblosen  Testaments  der  Mutter  kön- 
nen auch  uneheliche  Söhne  Klage  erheben.  §.  2.  Wenn  gleich 
nach  Erhebung  der  Lieblosigkeitsklage  die  Sache  durch  Ver- 
gleich beseitigt  ist,  so  bleibt  das  Testament  doch  in  seiner 
Rechtskraft,  und  daher  behalten  die  in  demselben  geschehenen 
Freiheitsertheilungen  und  Vermächtnisse,  soweit  es  die  Falcidie 
zulässt,  Gültigkeit.  §.  3.  Weil  eine  Frau  ohne  Bestätigung 
des  Kaisers  keinen  Sohn  an  Kindes  Statt  annehmen  kann, 
So  kann  auch  Niemand  wegen  des  Testaments  derjenigen, 
die  er  fälschlich  für  seine  Adoptivmutter  hielt,  Klage  erheben. 
§.  4.  Wegen  lieblosen  Testaments  muss  in  der  Provinz  Klage 
erhoben  werden,  wo  die  eingesetzten  Erben  ihren  Wohnsitz 
haben. 

30.  MARCIAN.  lib.  IV.  Inslit.  —  Gegen  das  Testament 


58)  S.  die  Marginalnote  bei  Russardus;  vgl.  auch  Mühlen- 
bruch  a.a.O.  S.  381  ff. 

38  * 
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eines  in  Annahme  an  Rindes  Statt  gegebenen  SoLnes  kann 
der  leibliche  Vater  mit  Recht  wegen  Lieblosigkeit  Klage  er- 
heben. §.  I.  Dass  Vormünder  in  des  Unmündigen  l\amen 
ohne  Gefahr  dessen,  was  ihnen  in  einem  Testamente  gegeben 
worden,  wegen  dessen  Lieblosigkeit  oder  Verfälschung  klagen 
können,  haben  die  verewigten  Kaiser  Severus  und  A n to- 
nin us  [an  selbige]  verordnet. 

31.  PAUL.  Üb.  sing,  de  septemvirah  jiid.  —  Wenn 
derjenige,  dein  [zuerst]  die  Lieblosigkeitsklage  zukommt,  die- 
selbe nicht  erheben  will,  oder  nicht  kann,  so  fragt  es  sich, 
ob  der  nächstfolgende  dazu  gelassen  werde;  man  nimmt  die 
Bejahung  an,  damit  die  Erbfolge  Statt  finde.  §.  1.  Was  die 
Lieblosigkeitsklage  der  Kinder  oder  Eltern  betrifft,  so  ist  es 
einerlei,  wer  als  Erbe  eingesetzt  sei,  [ob  eines]  von  den  Kin- 
dern, ein  Fremder,  oder  ein  Municipalstadter  5  9).  §.  2.  Bin 
ich  Erbe  dessen  geworden,  der  in  einem  Testamente  eingesetzt 
worden  ist,  welches  ich  als  lieblos  anklagen  will,  so  wird  es 
mir  nicht  schaden,  besonders  6 °)  wenn  ich  dessen61)  Portion 
nicht  besitze,  oder  nach  seinem  Rechte62)  besitze.  ^.^.Ver- 
schieden ist  der  Fall,  wenn  mir  Jemand  diejenigen  Sachen, 
welche  er  aus  dem  Testamente  empfangen  hat,  vermacht, 
denn  wenn  ich  diese  alsdann  annehme,  so  werde  ich  mit  der 
Klage  abgewiesen.  §.  4.  Wie  also ,  wenn  ich  sonst  auf 
irgend  eine  Weise  den  Willen  des  Testators  genehmige, 
z.  B.  nach  meines  Vaters  Tode  auf  sein  Testament  schreibe, 
ich  sei  damit  zufrieden?  Dann  niuss  ich  mit  der  Klage  ab- 
gewiesen werden. 

32.  Idem  lib.  sing,  de  inoff.  fest.  - —  Wenn  ein  Ent- 
erbter demjenigen,  der  aus  einem  Testamente  ein  Vermächtniss 
fordert,  als  Advocat  gedient,  oder  eine  Geschäftsbesorgung 
für  ihn  [in  dieser  Rücksicht]  übernommen  hat,  so  wird  er 
auch  mit  der  Klage  abgewiesen,  denn  wer  das  Testament  eines 
Verstorbenen,  es  sei  wie  da  wolle,  als  solches  billigt,  von 
dem  wird  angenommen,  als  erkenne  er  es  an.    §.  1.  Wenn 


59)  D.  h  soviel  als  ein  Landsmann  des  Testators. 

60;  Paulus  will  sagen,  die  Sache  liege  zwar  nicht  ausser 
allem  Zweifel,  indessen  wenn  u.  s.  w  ,  so  finde  kein  Be- 
denken Statt. 

61)  Eam  portionem,  s.  Glück  VII.  p.  483. 

62)  Jure  suo,  dies  muss  hier  soviel  heissen,  dass  der  Erblasser 
des  klagenden  Erben  auf  den  Gruud  eines  andern  recht- 
lichen Erwerbes  die  fragliche  Portion  besitze,  als  zu  Folge 
seines  Erbrechts.  —  Eine  andere  Erklärung  bat  Mühleu- 
bruch  S.  459.  Die  Uebersetzung  würde  dies  aber  nicht  än- 
dern Er  bezieht  das  Jure  suo  auf  den,  gui  possidet.  Dieser 
Gebrauch  des  suo  wird  durch  Fr.  2.  des  folgenden  Titels  be- 
stätigt. 
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ein  Enterbter  Erbe  eines  Vermächtnissberechtigten  geworden 
und  das  Vermä'chtniss  verlangt  hat,  so  fragt  es  sich,  ob  er 
mit  der  Lieblosigkeitsklage "  abzuweisen  sei ;  denn  der  letzte 
Wille  des  Verstorbenen  ist  bestimmt,  und  auf  der  andern  Seite 
ist  es  wahr,  dass  ihm  aus  dem  Testamente  nichts  hinterlassen 
worden  sei  6J);  vorsichtiger  wird  er  jedoch  handeln,  wenn  er 
sich  der  Forderung  des  Vermächtnisses  enthalt. 

Dritter  Titel. 
De  her  e  dit  at  is  petittone* 

(Von  der  Erbschaf tsläage.) 
f  .  GAJ.  lib.  VI.  ad  Ed.  prov.  —  Eine  Erbschaft  ge- 
bührt uns  entweder  nach  [den  Grundsätzen]  des  alten  Rechts, 
oder  des  neuen ;  nach  dem  alten  aus  dem  Zwölffafelgesetz, 
oder  aus  einem  Testamente,  was  zu  Recht  beständig  errich- 
tet ist, 

2.  ULP.  lib.  XV.  ad  Ed,  —  mögen  wir  im  eigenen 
Namen  oder  durch  uns  selbst,  oder  durch  Andere  [Erben]  ge- 
worden sein; 

3.  GAJ.  lib.  VI.  ad  Ed,  prov,  —  z.  B.  wenn  man 
derjenigen  Person,  welche  man  in  seiner  Gewalt  hat,  wenn 
sie  zum  Erben  eingesetzt  ist,  heisst,  die  Erbschaft  anzutreten. 
Aber  auch  wenn  man  des  Titius  Erbe  wird,  welcher  Erbe 
des  Sejus  geworden,  kann  man  sowohl  die  Erbschaft  des  Sejus 
wie  die  des  Titius  als  sein  in  Anspruch  nehmen.  Oder  ohne 
Testament,  wenn  wir  etwa  Notherben  des  Verstorbenen  oder 
dessen  Agnaten  sind,  oder  wir  denselben  freigelassen  haben, 
oder  unser  Vater.  Nach  neuem  Rechte  werden  alle  Diejenigen 
Erben,  die  aus  Senatsbeschlüssen,  oder  aus  Constitutionen  zur 
Erbschaft  berufen  werden. 

4.  PAUL.  lib.  I.  ad  Ed.  —  Wenn  ich  Erbschaftsklage 
gegen  Jemanden  erhebe,  der  eine  einzelne  Sache  besass, 
worüber  dllein  der  Streit  sich  drehete,  so  muss  er  auch  das, 
was  er  nachher  erst  zu  besitzen  angefangen ,  herausgeben. 

5.  ULP.  lib.  XIV.  ad  Ed.  —  Der  verewigte  Kaiser 
Pius  hat  verordnet,  der  Besitzer  einer  Erbschaft,  worüber 
Streit  ist,  dürfe  [auch]  ehe  derselbe  im  Wege  Rechtens 
eingeleitet  worden,  davon  nichts  veräussern,  er  miisste  denn 
für  die  Gesamintheit  der  Erbschaft,  oder  Herausgabe  deren 
Inbegriffs  von  Sachen  Bürgschaft  bestellen  wollen.  Nach 
Untersuchung  der  Sache  aber  hat  der  Prätor  ausgesprochen, 

63)  In  dieser  den  Römischen  JCtis  nicht  ungewöhnlichen  Art 
zu  antworten  ,  liegt ,  dass  Paulus  einen  Verzicht  in  der  An- 
nahme des  Legats  allerdings  findet:  s. Mühlenbruch  a.a.O. 
S.  44t  [7]. 

64)  Dies  ist  zur  Deutlichkeit  einzuschieben. 
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werde  er,  wenn  auch  keine  solche  Bürgschaft,  sondern  eine 
gewöhnliche  Sicherheit  bestellt  worden,  auch  nach  Anfang- 
des  Rechtsstreifes  eine  Verausserung  gestatten,  damit  dieselbe 
sieht,  wenn  sie  ganz  und  gar  verboten  bleibt,  auch  möglicher 
Weise  Vortheil  verhindere ;  z.  B.  wenn  etwas  zum  Begräbniss 
nöthig  wird ;  denn  des  Begräbnisses  wegen  erlaubt  er  eine 
Veräusseriing.  Nicht  minder  in  dem  Fall,  wenn,  dafern  bis 
zu  einem  bestimmten  Tage  keine  Zahlung  geschieht,  der  Ver- 
kauf eines  Pfandes  bevorsteht ;  auch  wegen  der  Ernährung 
des  Hausgesindes  kann  Verausserung  nöthig  werden;  endlich 
muss  der  Prätor  den  Verkauf  von  Sachen,  die  mit  der  Zeit 
verderben  würden,  gestatten.  §.  1.  Der  verewigte  Kaiser 
Hadrianus  verfügte  an  den  Trebius  Sergianus,  dass 
Aelius  Asiaticus  wegen  einer  Erbschaft,  die  von  ihm  gefordert 
werde,  Bürgschaft  leisten,  und  dann  die  Frage,  ob  [das  Testa- 
ment] falsch  sei,  erörtert  werden  solle.  Dies  darum,  weil 
das  Verfahren  über  die  Erbschaftsklage  Anstand  hat,  so  lange 
die  Frage  über  die  Verfälschung  [des  Testaments]  verhandelt 
wird.  §.  2.  Die  über  Erbschaftsklagen  anhängigen  Rechtssachen 
haben  das  Vorrecht,  dass  ihnen  [durch  andere]  in  der  Ent- 
scheidung nicht  vorgegriffen  werden  darf. 

6.  ÜLP.  lib.  LXXV.  ad  Ed.  —  Wenn  ein  Testament 
als  verfälscht  angegriffen  und  aus  demselben  ein  Vermächtniss 
gefordert  wird ,  so  ist  dasselbe  entweder  gegen  angebotene 
Sicherheitsstellung  zu  gewähren,  oder  zu  untersuchen,  ob  eine 
Verpflichtung  dazu  vorhanden  sei.  Wird  das  Testament  als 
verfälscht  angegriffen,  so  braucht  jedoch  dem,  der  es  als  ver- 
fälscht angreift,  sobald  die  Erörterung  eingeleitet  worden,  [ein 
Solches]  nicht  gegeben  zu  werden. 

7.  Idem  lib.  XIV.  ad  E(L  —  Behauptet  Jemand,  dass 
ihm  aus  einem  Testamente  die  Freiheit  zukomme,  so  darf  der 
Richter  über  die  Freiheitsertheilung  kein  Urtheii  fallen ,  damit 
er  demjenigen,  welchem  die  Untersuchung  über  das  Testament 
zusteht,  im  Urtheii  nicht  vorgreife;  dies  hat  der  Senat  be- 
schlossen. Es  hat  aber  auch  der  verewigte  Kaiser  Trajanus 
verordnet,  der  Rechtshandel  über  die  Freilassung  sei  so  lange 
zu  verschieben,  bis  der  über  die  Lieblosigkeit  aufgehoben65) 
oder  beendet  worden  sei.  §.  1.  Die  Rechtshändel  über  Frei- 
heitsangelegenheiten werden  aber  nur  dann  aufgeschoben,  wenn 
das  Verfahren  über  die  Lieblosigkeit  schon  eingeleitet  worden 
ist;  wenn  dies  aber  nicht  geschehen  ist,  so  erleiden  dieselben 

65)  Inducatur,  s.  Brisson.  h.  v.  und  Westphal,  Commen- 
tar  über  die  Gesetze  von  Testamenten  S.  220.  Peter  Mart- 
nesius  in  ]Vat.  in  JCt.  Resp.  Cap.  VI.  {Thes.  Meerin.  VI. 
p.  726)  hat  eine  Lesart,  die  ich  nirgends  weiter  gefunden  habe, 
nämlich :  judicetur. 
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keinen  Anstand ;  dies  hat  der  verewigte  Kaiser  Pius  verord- 
net. Denn  da  ein  gewisser  Licinianus  über  sein  Standesreckt 
Anfechtung"  erlitt,  und,  damit  über  sein  Verhältniss  nicht  zei- 
tiger entschieden  werden  möchte,  sich  vor  dem  Freiheitsgericht 
nicht  stellen  wollte,  indem  er  sagte,  dass  er  sich  auf  die 
jLieblosigkeitsklage  einlassen  und  dem,  der  die  Erbschaft  for- 
dern werde,  [stellen]  wolle,  weil  er  die  Freiheit  und  die  Erb- 
schaft aus  dem  Testamente  in  Anspruch  nahm,  so  sprach  sich 
der  verewigte  Kaiser  Pius  dahin  aus,  dass,  wenn  Licinianus 
sich  im  Besitz  der  Erbschaft  befände,  er  zwar  um  so  eher 
gehört  werden  müsse,  weil  er  im  Namen  der  Erbschaft  auf 
einen  Rechtsstreit  einzugehen  bereit  wäre,  und  es  im  Belieben 
dessen,  der  Herr  zu  sein  behauptet,  stand,  die  Lieblosigkeits- 
klage gegen  das  Testament  zu  erheben;  jetzt  aber  dürfe,  un- 
ter dem  Vorwande  der  Klage  wegen  lieblosen  Testaments,  auf 
welche  Licinianus  selbst  innerhalb  des  fünfjährigen  Zeitraums 
nicht  eingegangen  war,  der  [Erörterung  der  Frage  über  die] 
Sclaverei  kein  weiteres  Hinderniss  in  den  Weg  gelegt  wer- 
den 66).  Doch  bewilligte  er  dem  Richter,  summarisch  zu 
erörtern ,  ob  etwa  die  Klage  im  guten  Glauben  in  Anspruch 
genommen  werde,  und  wenn  er  dies  einsähe,  eine  mässige 
Frist  zu  bestimmen,  wo,  wenn  binnen  derselben  keine  Ein- 
lassung erfolgt  sei,  er  dem  Richter  über  die  Freiheit  heisseu 
solle,  sein  Amt  zu  verrichten.  §.  2.  So  oft  aber,  verordnete 
der  verewigte  Kaiser  Pius,  Jemand  eine  Anfechtung  seiner 
Freiheit  und  einer  Erbschaft  erleidet,  und  seine  Freiheit  nicht 


66)  Dieses  Gesetz  ist  ohne  Erklärung  schwer  zu  verstehen. 
Ich  erkläre  es  so : 

Ein  Sciav,  Licinianus,  war  freigelassen  und  zum  Erben 
eingesetzt  worden.  Gegen  denselben  erhob  ein  zur  Lieblosig- 
keilsklage  berechtigter  Notherbe  quaestionem  sltotüs.  Dieser*, 
sagt  der  Kaiser,  würde  sich  Licinianus  für  den  Augenblick 
entziehen  köuneu,  wenn  er  erklärt,  dass  er  sich  gegen  die 
Lieblosigkeitsklage  stellen  wolle,  wozu  also  erforderlich  ist, 
dass  er  nie  Erbschaft  selbst  besitze,  indem  es  deinjeuigen, 
der  ihn  als  Herr  in  servitutem  vindicirt,  freistehe ,  jene  zu 
erheben  {petiturum  hercd  verstehe  ich  hier  als  von  susceptu- 
rum  abhängig,  und  nicht  auf  den  Licinianus  bezüglich,  son- 
dern auf  den  Intestaterben).  Da  aber  (Nunc  ve.ro)  der  In- 
testaterbe sich  im  Besitz  befinde,  und  also  der  Fall  von  der 
Art  sei ,  dass  Licinianus  Erbschaftsklag'e  aus  dem  Testament 
erheben  müsse,  wo  denn  der  Intestaterbe  die  querela  nur 
contradictionis  modo  vorschützen  könne,  Licinianus  aber  das 
quinquennium  dazu  habe  verflossen  lassen ,  so  könne  hier 
der  Vorwand  ,  dass  *>r  sich  auf  dieses  Judicium  einzulassen 
bereit  sei ,  obige  Wirkung  nicht  mehr  haben,  sondern  die 
quaestio  stalus  dürfe  nun  nicht  weiter  verschoben  werden.  — 
Seitdem  ist  mir  des  Petr.  Martnesius  Erklärung  (a.a.O.) 
bekannt  geworden,  der  die  ineinige  völlig  entspricht. 
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ans  dem  Testamente,  sondern  auf  andere  Weise,  und  schon 
bei  Lebzeiten  des  Testators  von  diesem  freigelassen  worden 
zu  sein  behauptet,  solle  die  [Erörterung-  der]  Frage  wegen 
der  Freiheit  nicht  aufgeschoben  werden,  wenn  auch  Hoffnung 
vorhanden  ist,  dass  über  das  Testament  Klage  erhoben  wer- 
den werde;  er  fügte  aber  dem  Rescripte  hinzu:  doch  muss 
dem  Richter  über  die  F  r  eih  ei  ts  s  ache  bemerklich 
gemacht  werden,  dass  er  keinen  Unter  Stützung  s- 
grund  der  Freiheit  aus  dem  Testamente  zulasse. 

8.  PAUL.  lib.  XVI.  ad  Ed.  —  Wer,  ohne  die  rechts- 
gültige67) Kraft  des  Testaments  zu  kennen,  dem  Willen  des 
Verstorbenen  gefolgt  ist,  den  hindert  nichts,  die  gesetzmässige 
Erbfolge  in  Anspruch  zu  nehmen. 

9.  ULP.  lib.  XV.  ad  Ed.  —  Man  kann  als  Regel  auf- 
stellen ,  dass  überhaupt  derjenige  durch  die  Erbschaftsklago 
hafte ,  wer  ein  Recht ,  oder  eine  Erbschaftssache  als  Erbe, 
oder  als  Besitzer  inne  hat, 

10.  GAJ.  lib.  VI.  ad  Ed.  prov.  —  und  wenn  sie  noek 
so  gering  ist.  §,  1.  Wer  daher  Universal-  oder  Theilerbe  ist, 
verlangt  zwar  die  Erbschaft  ganz  oder  zum  Theil  als  sein, 
allein  es  kann  ihm  durch  die  Hülfe  des  Richters  nur  das  aus- 
geantwortet werden,  was  der  Gegner  besitzt,  und  zwar  ent- 
weder ganz,  wenn  er  Universalerbe,  oder  dem  Tbeile  nach, 
zu  dem  er  Erbe  ist. 

11.  ULP.  lib.  XV.  ad  Ed.  —  Als  Erbe  besitzt  der, 
welcher  sich  für  den  Erben  hält.  Ob  aber  auch  derjenige, 
welcher  weiss,  dass  er  nicht  Erbe  sei,  als  solcher  besitzen 
könne,  ist  die  Frage;  Arrianus,  im  zweiten  Buche  von  den 
Interdicten,  glaubt,  dass  er  [als  solcher]  hafte,  und  Proculus 
schreibt,  das  dies  Rechtens  sei.  Denn  auch  ein  Nachlassbesitzer 
wird  so  angesehen,  als  besitze  er  als  Erbe.  §.  1.  Als  Besitzer 
aber  besitzt  ein  Räuber, 

12.  Idem  lib.  LXVII.  ad  Ed.  —  der,  zur  Rede  gesetzt, 
warum  er  sich  im  Besitz  befinde,  nur  antworten  kann,  weil 
ich  besitze,  und  gar  nicht,  oder  nur  mittelst  einer  Lüge  be- 
haupten kann,  Erbe  zu  sein, 

13.  Idem  üb  XV.  ad  Ed.  *~  ohne  einen  Grund  seines 
Besitzes  angeben  zu  können ;  daher  haften  auch  der  Dieb  und 
der  Räuber  durch  die  Erbschaftsklage.  §.  1.  Es  hangt  über- 
haupt der  Titel  als  Besitzer  mit  allen  [rechtsungültigen]  6S) 
Titeln  zusammen,  und  ist  mit  demselben  gleichsam  verbunden, 
auch  mit  dem  als  Käufer;  denn  wenn  man  wissentlich  von 
einem  Wahnsinnigen  etwas  gekauft  bat,  so  besitzt  man  als 


67)  D.  h.  sowohl  in  affirmativer  als  negativer  Hinsicht. 

68)  S.  Doneil.  Comment.  T.XII.  L.  XIX.  C.  12.  p.346. 
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Besitzer.  Bei  dem  Titel  als  geschenkt  fragt  es  sich  eben- 
falls, ob  man  als  Besitzer  besitze,  z.  B.  Mann  oder  Frau? 
Hier  folgen  wir  der  Meinung-  des  Julianus,  dass  der  [Be- 
schenkte] als  Besitzer  besitze;  und  daher  wird  er  auch  mit 
der  Erbschaftsklage  gehalten.  Auch  der  Titel  als  Mitgift 
lasst  einen  Besitz  als  Besitzer  zu,  z.  B.  wenn  ich  von  einer 
mit  mir  verheiratheten  Person,  die  unter  zwölf  Jahren  alt  ist, 
wissentlich  etwas  als  Mitgift  angenommen  habe.  Auch  wenn 
mir  wissentlich  ein  Vermächtniss  aus  einer  falschen  69)  Ur- 
sache gezahlt  worden  ist,  besitze  ich  durchaus  als  Besitzer. 
§.  2.  Wer  eine  Erbschaft  herausgegeben  hat,  kann  aber  mit 
der  Erbschaftsklage  nicht  belangt  werden,  er  miisste  denn  arg- 
listig gehandelt,  d.  h,  wissentlich,  [dass  eine  Erbschaftsklage 
bevorstehe ,  die  Erbschaft  dennoch]  herausgegeben  haben ;  denn 
bei  der  Erbschaftsklage  kommt  auch  eine  schon  in  der  Ver- 
gangenheit liegende  Arglist  in  Betracht,  wie  wenn  man  arg- 
listiger Weise  aufgehört  hatte,  zu  besitzen.  §.  3.  7°)  Nera- 
iius  schreibt  im  sechsten  Buche  seiner  Membranen,  eine  Erb- 
schaft könne  auch  vom  Erbeu ,  selbst  wenn  er  nicht  weiss, 
dass  sein  Erblasser  sich  als  Besitzer  oder  als  Erbe  im  Besitz 
befunden  habe,  gefordert  werden.  Derselbe  Fall,  sagt  er  im 
siebenten  Buche,  sei  auch  dann  vorhanden,  wenn  der  Erbe 
geglaubt  hat,  dass  die  [fraglichen]  Sachen  zu  der  Erbschaft, 
die  ihm  angefallen,  gehören.  §.  4.  Wie  aber,  wenn  Jemand 
eine  Erbschaft  gekauft  hat,  muss  da  auch  eine  analoge  Erb- 
schaftsklage gegen  ihn  gegeben  werden,  damit  er  nicht  durch 
die  einzelnen  Riagen  beunruhigt  werde?  Denn  dass  der  Ver- 
käufer gehalten  werde ,  ist  [zwar  wohl]  gewiss ;  aber  man 
nehme  den  Fall,  dass  der  Verkäufer  nicht  [mehr]  da  ist,  oder 
dass  er  um  einen  massigen  Preis  verkauft  habe,  und  Besitzer 
im  guten  Glauben  gewesen  sei,  darf  da  der  Käufer  angegrilfen 
werden?  Cajus  Cassius  glaubt,  dass  eine  analoge  Klage 
ertheilt  werden  müsse.  §.  5.  Dasselbe  wird  dann  Statt  finden, 
wenn  dem  Erben71),  die  Erbschaft  um  einen  geringen  Preis 
an  den  Titius  zu  verkaufen,  geboten  worden  ist,  und  derselbe 
sie  verkauft  hat;  hier,  glaubt  Papinianus,  müsse  eine  Klage 
gegen  den  Fideicommissar  gegeben  werden ,  denn  von  dem 
Erben,  der  nur  einen  geringen  Preis  erhalten,  sie  zu  fordern, 
nützt  nichts.  §.  6.  Dasselbe  findet  Statt,  wenn  Jemand  ge- 
beten worden  ist,  [eine  Erbschaft]  mit  Zurückbehaltung  einer 

69)  D.h.  eine  Nichtschuld.  Glosse. 

70)  Die  Vulgafs  zählt  von  hier  bis  zu  Ende  zwei  und  zuletzt 
drei  Fragmente  mehr. 

71)  Entweder  dein  iu  einem  ungültigen  Testamente  eingesetz- 
ten (Glosse)  oder  dein  Erben  des  Erbschaftsbesilzers ,  dem 
dieser  die  Restitution  aufgab. 
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bestimmfeil  Summe  [einem  Andern]  auszuantworten.  Ist  er 
freilich  um  die  Herausgabe,  mit  Annahme  einer  bestimmten 
Stimme,  gebeten  worden,  so,  glaubt  Papinianus,  könne 
die  Erbschaft  vom  Erben  [gar]72)  nicht  gefordert  werden, 
weil  man  das,  was  man,  um  eine  Bedingung  zu  erfüllen, 
empfangen  ,  hat,  nicht  als  Erbe  besitzt.  Sabinus  behauptet 
aber  von  einein  Bedingtfreien  das  Gegeiltheil,  und  dies  ist 
richtiger,  weil  es  Erbegeld  bleibt.  §.  7.  Eben  das  ist  auf 
den  anwendbar,  wer  blos  Erbschaftsnntzungen  zurückbehält, 
auch  er  haftet  durch  die  Erbschaftsklage.  §.  8.  Kauft  Jemand 
wissentlich  eine  fremde  Erbschaft,  so  besitzt  er  gleichsam  als 
Besitzer,  und  so,  glauben  Einige,  werde  auch  dieselbe  von 
ihm  wieder  gefordert.  Diese  Ansicht  halte  ich  aber  nicht 
für  richtig,  denn  wer  einen  Preis  [für  etwas]  gezahlt  hat,  ist 
kein  Räuber,  denn  er  wird,  wie  der  Käufer  einer  Gesammt- 
heit,  mit  einer  analogen  [Klage]  gehalten.  §.  9.  Auch  wenn 
Jemand  vom  Fiscus  eine  Hinterlassenschaft  für  eine  erblose 
gekauft  hat,  wird  billig  gegen  ihn  eine  analoge  Klage  ertheilt. 
§.  10.  Bei  Marcellus  steht  im  vierten  Buche  seiner  Digesten 
geschrieben,  dass,  wenn  eine  Frau  eine  Erbschaft  als  Mitgift 
bestellt  habe,  der  Mann  die  Erbschaft  zwar  als  Mitgift  besitze, 
aber  mit  einer  analogen  Erbschaftsklage  gehalten  werde;  Mar- 
cellus sagt  aber,  auch  die  Frau  selbst  werde  mit  der  directen 
Klage  gehalten,  zumal  wenn  schon  Ehescheidung  erfolgt  ist. 
§.  11.  Dass  der  Erbe  aber  auch  wegen  derjenigen  Sachen, 
weiche  sein  Erblasser  als  Käufer  besessen  hat,  mit  der  Erb- 
schaftsklage, wie  wenn  er  als  Erbe  besässe,  gehalten  werde, 
ist  bekannt,  wiewohl  er  natürlich  auch  wegen  derjenigen  Sa- 
chen, die  der  Verstorbene  als  Erbe  oder  als  Besitzer  besessen 
hat,  schlechthin  haftet.  §.  12.  Besitzt  Jemand  in  eines  Ab- 
wesenden Namen  eine  Erbschaft,  während  es  noch  ungewiss 
ist,  ob  dieser  seine  Genehmigung  ertheilen  werde,  so  kann, 
nach  meiner  Meinung,  die  Erbschaft  [von  ihm]  in  des  Ab- 
wesenden Namen  gefordert  werden,  in  seinem  eigenen  Namen 
aber  niemals,  weil  derjenige,  welcher  für  einen  Audern  besitzt, 
nicht  als  Erbe  oder  Besitzer  besitzend  angesehen  werden  kann ; 
wenn  jener  seine  Genehmigung  aber  [nachher]  nicht  ertheilt, 
so  möchte  man  allerdings  sagen  können ,  der  Geschäftsbesorger 
sei  nunmehr  gleichsam  als  Räuber  zu  betrachten ;  dann  kann  er 
im  eigenen  Namen  angegriffen  werden.  §.  13.  Die  Erbschafts- 
klage kann  aber  nicht  blos  wider  denjenigen  erhoben  werden, 
der  ein  Erbschaftsstück  besitzt,  sondern  auch  wider  den,  der 

72)  Dies  ist  wohl  nöthig  hinzuzusetzen  wegen  des  Plane  st; 
der  Gegensatz,  der  darin  liegt,  bezieht  sich  offenbar  auf  das 
Ende  des  §  5  und  Anfang  des  §  6;  denn  dass  auch  das  exi- 
guum  gefordert  werden  könne,  ist  wohl  keine  Frage. 
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nichts  [besitzt].  Hier  entsteht  die  Frage,  ob  Jemand,  der 
nichts  besitzt,  aber  sich  muthwillig  dem  Kläger  entgegenstellt, 
haften  müsse?  Celsus,  im  vierten  Buche  seiner  Digesten, 
schreibt,  derselbe  müsse  wegen  der  Arglist  haften,  denn  wer 
sich  muthwillig  auf  eine  Klage  einlässt,  handele  arglistig. 
Marcellus  bei  Julianus  billigt  im  Allgemeinen  die  Kegel, 
dass  Jeder,  wer  sich  muthwillig  einer  Klage  entgegenstellt, 
gleichsam  als  Besitzer  hafte.  §.  14.  Auch  wer  sich  arglistig 
des  Besitzes  wieder  entledigt  hat ,  wird  mit  der  Erbschafts- 
klage gehalten.  Ob  aber  nicht73),  wenn  ein  Anderer,  der 
deu  Besitz  erlangt  hat,  dessen  ich  mich  arglistig  entledigt  habe, 
bereit  ist,  die  Klage  gegen  mich  anzunehmen,  [dadurch]  gegen 
den,  der  zu  besitzen  aufgehört,  die  Streit würderung  erledigt 
werde,  diese  Frage  untersucht  Marcellus  im  vierten  Buche 
seiner  Digesten,  und  sagt,  sie  erledige  sich,  wenn  nicht  der 
Kläger  ein  besonderes  Interesse  daran  hat.  Ist  freilich,  fügt 
er  hinzu,  [der  Andere]  bereit,  die  Sache  herauszugebeu,  so 
erledigt  sich  dieselbe  ohne  allen  Zweifel;  wenn  hingegen  der- 
jenige, welcher  sich  des  Besitzes  arglistig  entledigt  hat,  vor- 
her belangt  worden  ist,  so  befreiet  er  [dadurch]  den  Besitzer 
nicht.  §.  15.  Ebenso  [kann]  auch  von  einem  Erbschafts- 
schuldner ,  als  gleichsam  dem  Besitzer  eines  Rechtes ,  [mittelst 
der  Erbschaftsklage  das  Schuldige  gefordert  werden,]  denn 
die  Erbschaftsklage  kann  bekanntlich  auch  wider  die  Besitzer 
eines  Rechtes  erhoben  werden. 

14.  PAUL.  lib.  XX.  ad  Ed.  —  Ob  ein  Schuldner  dies 
aus  einem  Verbrechen  oder  einem  Contract  sei,  ist  einerlei* 
Als  Erbschaftsschuldner  wird  auch  derjenige  angesehen,  wer 
einem  Erbschaftssclaven  etwas  versprochen,  oder  vor  dem  Erb- 
schaftsantritt einen  Schaden  angerichtet, 

15.  GAJ.  lib.  VI.  ad  Ed,  prov.  —  oder  eine  Erbschafts- 
sache entfremdet  hat. 

16.  ULP.  lib.  XV.  ad  Ed.  —  Haftet  ein  Schuldner, 
wider  den  Erbschaftsklage  erhoben  worden,  auf  einen  be- 
stimmten Tag,  oder  unter  einer  Bedingung,  so  kann  er  nicht 
verurtheilt  werden;  wenigstens  muss  nach  Octavenus  Mei- 
nung, wie  beim  Po  mponi  us  geschrieben  steht,  daraufgesehen 
werden,  ob  zur  Zeit  der  Rechtskraft  der  Tag  schon  gekommen 
sei.  Dies  gilt  auch  von  der  bedingten  Stipulation.  Ist  aber  der 
Tag  noch  nicht  gekommen,  so  muss  er  vom  Richter  angehalten 
werden,  für  die  Rückzahlung  der  Schuld,  wenn  der  Tag  ge- 
kommen, oder  die  Bedingung  eingetreten  sein  wird,  Sicherheit 
zu  leisten.    §.  1.  Auch  wer  den  Werth  von  Erbschaftssachen 


73)  Ne;  der  Sinn  lässt  die  fragweise  Stellung  nicht  verkennen. 


C04      Pandkct.  L.  V.  Tit.  3.  De  liereditatis  petüione. 


besitzt,  oder  von  einem  Erbschaftsschuldner  [Forderungen]  ein- 
gezogen hat,  haftet  durch  die  Erbschaftsklage.  §.  2.  Deshalb 
sagt  Juli  an  iis  im  sechsten  Buche  seiner  Digesten,  dass  [auch] 
wider  denjenigen,  der74)  die  Erbschaftsklage  erhoben,  und 
die  Streitwürderung  erlangt  hat,  die  Erbschaftsklage  angestellt 
Werden  könne.  §.  3.  Die  Erbschaftsklage  kann  aber  nicht  nur 
Wider  ^en  Schuldner  des  Verstorbenen,  sondern  auch  wider 
den  Erbscliaftsschuldner  7  5)  erhoben  werden;  auch  glauben  Cel- 
sus  und  Julianus,  dass  wider  denjenigen,  der  Erbschafts- 
geschäfte geführt  hat,  die  Erbschaftsklage  erhoben  werden  könne, 
keineswegs  aber  wider  den  Geschäftsführer  des  Erben,  denn 
wider  den  Schuldner  des  Erben  findet  die  Erbschaftsklage  nicht 
Statt.  §.4.  Julianus  schreibt,  wenn  derjenige,  der  als  Erbe 
besass  ,  mit  Gewalt  aus  dem  Besitz  gesetzt  worden  sei,  so  könne 
die  Erbschaftsklage  wider  ihn,  gleichsam  als  den  Besitzer  eines 
Rechtes,  erhoben  werden,  weil  er  das  Interdict  Von  "Wo 
mit  Gewalt  hat,  wonach  der  Besiegte  [aus  dem  Besitz]  wei- 
chen muss;  auch  derjenige  aber,  welcher  aus  dem  Besitz  ge- 
setzt hat,  haftet  durch  die  Erbschaftsklage,  weil  er  Erbschafts- 
sachen als  Besitzer  inne  hat.  §.  5.  Derselbe  Julianus  sagt 
auch,  es  möge  Jemand  als  Besitzer  oder  Nichtbesitzer  eine 
[Erbschaftssache]  verkauft  haben,  er  hafte  mit  der  Erbschafts- 
klage, so  dass  er,  er  mag  den  Preis  schon  empfangen,  oder 
nur  ein  Recht  haben,  ihn  zu  verlangen,  stets  die  Riagen  ab- 
treten muss.  §.  6.  Er  schreibt  auch,  der  Freilasser  könne  die 
Erbschaftsklage  nicht  wider  Den  erheben,  an  den  der  Frei- 
gelassene die  Erbschaft  in  betrügerischer  Absicht  veräussert 
hat,  weil  [der  Käufer]  ihm  hier  mittelst  der  Calvisiana  hafte; 
denn  derselbe  ist  Schuldner  des  Freilassers ,  nicht  der  Erb- 
schaft. Darum  kann  auch  gegen  denjenigen  die  Erbschaftsklage 
nicht  angestellt  werden,  dem  etwas  auf  den  Todesfall  geschenkt 
worden  ist.  §.7.  Julianus  schreibt  ferner,  dass  gegen  Den, 
der  eine  Erbschaft  auf  den  Grund  eines  Fideicommisses  ausge- 
antwortet, oder  einzelne  Sachen  gewahrt  habe,  die  Erbschafts- 
klage Statt  finde,  weil  ihm  eine  Condiction  auf  die  aus  diesem 
Grunde  verabreichten  Sachen  zusteht  und  er  gleichsam  Besitzer 
eines  Rechtes  ist.  Auch  wenn  er  den  Werth  von  verkauften 
Sachen  auf  den  Grund  eines  Fideicommisses  gezahlt  hat,  könne 
die  Erbschaftsklage  gegen  ihn  angestellt  werden,  weil  er  sie 
wieder  fordern  kann.  In  diesen  Fallen  könne  er  sich  aber  nur 
dann  zur  Riagenabtretung  erbieten,  wenn  sowohl  die  Sachen 
noch  vorhanden  sind,  als  auch  der  Kläger  sie  durch  eine  ding- 
liche Klage  zurückfordern  kann. 


74)  Als  anmaasslicher  Erbe. 

75)  Dieser  Gegensatz  ist  leicht  von  selbst  zu  verstehen. 
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17.  GAJ.  lib.  VI.  ad  Ed.  prov.  —  Hat  der  Besitzer 
einer  Erbschaft  deswegen,  weil  er  glaubte,  er  sei  Erbe  aus 
dem  Testamente,  Vermächtnisse  aus  seinen  Mitteln  gezahlt, 
und  ein  Anderer  ihm  diese  Erbschaft  als  testamentsloser  Erbe 
entwährt,  so  hat  man,  wenn  gleich  der  Schaden  den  Besitzer 
zu  treffen  scheint,  weil  er  sich  nicht  durch  die  Stipulation: 
dass  wenn  die  Erbschaft  entwährt  würde,  die 
Vermächtnisse  zurückgefordert  werden  sollten, 
vorgesehen  hat,  dennoch,  weil  der  Fall  eintreten  kann,  dass 
er  die  Vermächtnisse  zu  einer  Zeit  gezahlt  hat,  wo  noch  kein; 
Streit  erhoben,  und  deshalb  keine  Sicherheit  gestellt  worden 
war,  den  Grundsatz  angenommen,  dass  ihm,  wenn  in  diesem 
Fall  die  Erbschaft  entwährt  worden,  die  Rückforderung  [der 
Vermächtnisse]  zu  ertheilen  sei.  Wird  aber  die  Rückforde- 
rung,  ohne  dass  [vorher  bei  Zahlung  der  Vermächtnisse} 
Sicherheit  bestellt  worden,  ertheilt,  so  kann  Gefahr  entstehen, 
dass  wegen  Dürftigkeit  dessen,  dem  ein  Vermächtniss  gezahlt 
worden,  nichts  wieder  zu  erlangen  ist;  in  diesem  Fall  kommt 
man  jenem  nach  der  Entscheidung  eines  Senatsbeschlusses  da- 
mit zu  Hülfe,  dass  er  sich  selbst  durch  Innebehalten  von 
Erbschaftssachen  decken,  seine  Klagen  aber  dem  Kläger  ab- 
treten kann ,  so  dass  dieser  sie  nun  auf  seine  Gefahr  an- 
stellen mag. 

18.  ULP.  lib.  XV.  ad  Ed.  —  Ebenso  ist  die  Frage, 
ob  der  Besitzer  einer  Erbschaft,  der  sie  durch  einen  Bank- 
halter verkaufen  lassen  und  bei  diesem  sein  Geld  verloren  hat, 
mit  der  Erbschaftsklage  angegriffen  werden  kann,  weil  er 
nichts  [davon]  hat,  und  auch  nichts  erlangen  kann.  Labeo 
glaubt  aber,  dass  er  haften  müsse,  weil  er  auf  seine  Gefahr 
auf  den  Bankhalter  Vertrauen  gesetzt  hat;  Octavenus  sagt 
hingegen,  er  brauche  blos  die  Klagen  abzutreten,  wegen  die- 
ser könne  er  also  mit  der  Erbschaftsklage  angegriffen  werden. 
Mir  scheint  aber  in  Betreff  eines  Besitzers  im  bösen  Glauben 
die  Meinung  des  Labeo  vorzüglicher,  wenn  derselbe  aber 
im  guten  Glauben  besitzt,  die  Ansicht  des  Octavenus  zn 
befolgen  zu  sein.  §.  1.  Wird  aber  derjenige,  der,  als  wider 
ihn  eine  Erbschaftsklage  erhoben  ward ,  weder  eine  Sache, 
noch  gleichsam  ein  Recht  besass,  nachher  aber  etwas  erlangt 
hat,  als  durch  die  Erbschaftsklage  haftend  angesehen?  Cel- 
sus  antwortet  im  vierten  Buche  seiner  Digesten  richtig,  er 
müsse  verurtheilt  werden,  wenn  er  auch  zu  Anfang  nichts 
besessen  habe.  §.  2.  Wir  wollen  nun  sehen,  was  in  das 
Bereich  der  Erbschaftsklage  gezogen  wird.  Hier  ist  bestimmt 
worden,  dass  der  gesammte  Inbegriff  von  Erbschaftssachen  in 
diese  Klage  gezogen  wird,  mögen  es  Rechte  oder  körperliche 
Sachen  sein, 
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19.  PAUL.  Hb.  XX.  ad  Ed.  —  und  nicht  nur  Erbschafts- 
sachen ,  sondern  auch  solche ,  die  nicht  Erbschaftssachen  sind, 
deren  Gefahr  aber  auf  den  Erben  geht,  wie  dem  Erblasser 
zum  Pfände  gegebene ,  geliehene  und  bei  ihm  niedergelegte. 
Wegen  verpfändeter  Sachen  findet  eine  besondere  Klage  Statt, 
die  auch  in  der  Erbschaftsklage  begriffen  ist,  sowie  solche, 
deren  wegen  die  Publiciane  zusteht.  Wenn  aber  auch  wegen 
deren,  die  geliehen,  oder  [bei  dem  Erblasser]  niedergelegt 
worden,  [für  den  Erben]  so  leicht  keine  Klage  vorhanden 
sein  sollte,  so  ist  es  doch  billig,  dass  sie  wieder  herausgegeben 
werden  müssen,  weil  uns  deren  Gefahr  trifft.  §.  1.  Hat  der 
Erbe  eine  Ersitzung  als  Kaufer  erfüllt,  so  wird  [der  Gegen- 
stand] nicht  mit  in  die  Erbschaftsklage  gezogen,  weil  der  Erbe, 
d.  h.  der  Kläger  wegen  der  [betreffenden]  Sache  die  Eigenthums- 
klage anstellen  kann ;  hier  wird  dem  Besitzer  auch  keine  Ein- 
rede gegeben.  §.  2.  In  das  Bereich  der  Erbschaftsklage  kom- 
men auch  solche  Sachen ,  woran  dem  [verstorbenen]  Besitzer 
das  Innebehalten,  aber  keine  Klage  zustand  ;  z.  B.  wenn  der  7  6) 
Erblasser  geschworen  hat,  die  Sache  gehöre  dem  Kläger  nicht, 
und  dann  gestorben  ist,  so  müssen  auch  die  Sachen  [seinem 
Erben]  herausgegeben  werden.  Der  Besitzer  haftet  aus  diesem 
Grunde  sogar,  wenn  er  die  Sachen  durch  seine  Schuld  ver- 
loren hat.  Dasselbe  gilt  vom  Räuber,  wenn  gleich  dieser  nicht 
[blos]  wegen  Schuld  haftet,  weil  auch  er  die  Sachen  nicht 
behalten  darf.  §.  3.  Dienstbarkeiten  werden  meines  TVissens 
nicht  in  das  Bereich  der  Erbschaftsklage  gezogen ,  indem  in 
dieser  Hinsicht  nichts  wie  bei  Körpern  und  Nutzungen  heraus- 
gegeben werden,  sondern,  wenn  Jemand  das  Gehen  oder  Fah- 
ren nicht  leiden  will,  er  mit  einer  eigenen  Klage  belangt 
werden  kann. 

20.  ULP.  lib.  XV.  ad  Ed.  —  Zum  Begriff  der  Erbschaft 
gehört  auch  das,  was  der  Erbschaft  wegen  angeschafft  worden, 
z.  B.  Sclaven,  Vieh,  und  was  sonst  Nothwendiges  für  die 
Erbschaft  gekauft  worden  ist.  Ist  dies  nun  mit  Erbschaftsgelde 
angeschafft  worden,  so  gehört  es  zwar  ohne  Zweifel  dazu; 
wie  aber,  wenn  nicht  mit  Erbschaftsgelde?  Ich  glaube,  dass 
es  auch  dann  dazu  gehöre,  sobald  ein  grosser  Nutzen  für  die 
Erbschaft  davon  abhängt,  obschon  natürlich  der  Erbe  den  Preis 
wiedererstatten  muss.  §.  1.  Nicht  Alles  aber,  was  mit  Erb- 
schaftsgelde angeschafft  worden,  gehört  in  das  Bereich  der 
Erbschaftsklage.  Denn,  schreibt  Julian  us  im  sechsten  Buche 
der  Digesten,  wenn  der  Besitzer  einen  Sclaven  mit  Erbschafts- 

76)  Nämlich:  wegen  einer  Sache  von  einem  Andern 
in  Process  verwickelte;  denn  eine  Klage  hat  er  hier, 
wie  gesagt,  nicht,  sondern  gegen  den  Kläger  blos  die  Ein- 
rede des  Schwurg. 
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gelde  gekauft  hat,  und  dann  mit  der  Erbschaftsklage  belangt 
wird,  so  begreift  diese  den  Sclaven  nur  dann  mit,  wenn  die 
Erbschaft  bei  dessen  Ankauf  interessirt  war;  hat  jener  ihn  nur 
für  sich  gekauft,  so  gehört  nur  der  Preis  dazu.  §.  2.  Auf 
ähnliche  Weise  gehöre  [umgekehrt,]  wenn  Jemand  ein  Erb- 
schaftsgrundstück gekauft  hat,  sobald  er  es  ohne  Grund  gethan, 
das  Grundstück  sowohl  selbst  als  die  Nutzungen  in  das  Bereich 
der  Erbschaftsklage ;  hat  er  es  aber  gethan,  um  eine  Erbschafts- 
schuld zu  bezahlen,  nicht  mehr  als  der  Preis.  §.  3.  Ebenso 
gehöre  nicht  nur  dasjenige,  was  zur  Zeit  des  Todes  [des  Erb- 
lassers] vorhanden  war,  sondern  auch,  wenn  die  Erbschaft 
nachher  einen  Zuwachs  erhalten,  dieser  zur  Erbschaftsklage; 
denn  eine  Erbschaft  kann  Vermehrung  und  Verminderung  tref- 
fen. Dasjenige  aber,  was  nach  dem  Erbschaftsantritt  dazu 
kommt,  gehört,  wenn  es  aus  der  Erbschaft  selbst  herrührt, 
wie  ich  glaube,  zur  Erbschaft,  wenn  von  aussen  her,  nicht, 
weil  es  dann  der  Person  des  Besitzers  zuwächst.  Die  Nutzun- 
gen vermehren  aber  die  Erbschaft  alle  [ohne  Unterschied] ,  mö- 
gen sie  vor  oder  nach  dem  Erbantritt  dazu  gekommen  sein. 
Auch  die  Geburten  von  Sclavinnen  vermehren  ohne  Zweifel 
die  Erbschaft.  §.  4.  Wir  haben  vorher  gesagt,  dass  alle  erb- 
schaftlichen Klagen  mit  zum  Inbegriff  der  Erbschaftsklage  ge- 
hören, es  fragt  sich  daher,  ob  mit  ihren  besondern  Eigenschaf- 
ten, oder  ohne  dieselben,  wie  z.  B.  wenn  es  eine  Klage  ist, 
welche  durch  Leugnen  [des  Beklagten]  steigt,  ob  sie  mit  ihrem 
Zuwachs  oder  blos  einfach  dazu  gehöre,  etwa  die  Aquilische  ?  — 
Juli  an us,  im  sechsten  Buche  seiner  Digesten,  schreibt,  [der 
Beklagte]  brauche  blos  das  Einfache  zu  zahlen.  §.  5.  Derselbe 
sagt  ganz  richtig,  dass,  wenn  der  Besitzer  dem  Verstorbenen 
in  einer  Noxalklage  verurtheilt  worden,  er,  wenn  er  den 
Schadensstifter  ausliefern  will,  durch  die  Amtspflicht  des  Rich- 
ters nicht  befreit  werden  könne,  weil  Jemand  die  Freiheit, 
dies  zu  thun,  [nur]  so  lange  hat,  bis  er  auf  das  Erkannte  be- 
langt wird.  Nach  der  Einlassung  auf  das  Verfahren  [in  Betreff 
des  letztern]  kann  er  sich  durch  die  Auslieferung  nicht  mehr 
befreien,  und  er  hat  es  [da]durch,  [dass  er  es  zur]  Erbschafts- 
klage [hat  kommen  lassen,]  begonnen.  §.6.  Ausserdem  haben 
wir  noch  vielerlei  Fragen  sowohl  in  Betreff  der  Erbschafts- 
klage, verkaufter  Erbschaftssachen  und  über  in  der  Vergangen- 
heit liegende  Arglist,  als  die  Nutzungen  vorgefunden;  da  hier- 
über durch  einen  Senatsbeschluss  eine  Vorschrift  gegeben  wor- 
den ist,  so  ist  es  am  passendsten ,  diesen  Senatsbeschluss, 
nachdem  wir  ihn  wörtlich  hergesetzt,  zu  erklären:  Am  vier- 
zehnten März  hielten  die  Consulen  Qu  intus  Ju- 
lius Baibus  und  Publius  Juventius  Celsus,  Titius 
Aufidius    und   Oenus   Severianus    darüber  einen 
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Vortrag,  was  der  Imperator  nnd  Kaiser,  der  Sohn 
Traj ans,  des  Besiegers  der  Parther,  der  Enkel 
des  Kaisers  Nerva,  der  erlauchte  Kaiser  Hadria- 
1»  us,  der  erhabenste  Fürst,  am  nächstverflosse- 
neu  d  r  i  t  t-^n  März  vorgelegt  und  in  Antrag  ge- 
stellt hatte,  was  beschlossen  werden  solle.  Man 
hat  hierüber  Folgendes  festgesetzt:  wenn  die- 
jenigen, welche  glauben,  dass  sie  Erben  seien, 
die  Erbschaft,  ehe  die  dem  Fiscus  angefallenen 
Theile  aus  dem  Nachlass  des  Rusticus  von  dem- 
selben gefordert  worden,  verkauft  haben,  so  sol- 
len von  dem  aus  dem  Werthe  der  verkauften 
Sachen  gelösten  Gel  de  keine  Zinsen  gefordert 
werden.  Dasselbe  solle  in  ahnlichen  Fällen  be- 
obachtet werden.  Nicht  minder  werde  festge- 
setzt, dass  diejenigen,  von  denen  eine  Erbschaft 
gefordert  werde,  wenn  gegen  sie  erkannt  wor- 
den, den  Erlös  ersetzen  müssen,  der  an  sie  für 
verkaufte  E  rb  sch  afts  Sachen  gelangt  sei,  auch 
wenn  dieselben  vor  Anstellung  der  Erbschafts- 
klage verloren  gegangen  und  vermindert  worden 
waren.  Ferner  müssen  diejenigen,  welche  einen 
Nachlass  mit  Gewalt  in  Besitz  genommen,  von 
dem  sie  wissen,  dass  er  ihnen  nicht  zukomme, 
auch  wenn  sie  sich  des  Besitzes  vor  der  Einlei- 
tung des  Yer  fahren  s  wiederum  entledigt,  ver- 
urtheilt  werden,  wie  wenn  sie  besässen;  die- 
jenigen aber,  die  einen  gerechten  Grund  gehabt, 
den  Nachlass  für  ihnen  gebührend  zu  erachten, 
nur  insoweit,  als  sie  dadurch  reicher  geworden« 
Dass  der  Fiscus  eine  Erbschaft  in  Anspruch 
nehme,  beschloss  man,  sei  von  dem  Zeitpunkt  an 
zu  verstehen,  wo  Jemand  zuerst  erfahren,  dass 
dieselbe  von  ihm  gefordert  werde,  d.  h.  wo  es 
ihm  entweder  zuerst  verkündet  worden,  oder  er 
durch  Briefe  oder  ein  Edict  aufgefordert  worden 
ist.  Wir  wollen  nun  an  die  einzelneu  Worte  des  Senats- 
beschlusses die  passende  Erklärung  derselben  knüpfen.  §.  7. 
Der  Senat  sagt:  Wenn  früher,  als  die  dem  Fiscus 
anheimgefallenen  Theile  gefordert  werden;  es 
war  nämlich  der  Fall  gewesen,  dass  dem  Fiscus  angefallene 
Theile  [einer  Erbschaft]  gefordert  worden  waren;  der  Senats- 
beschluss  findet  aber  auch  Anwendung,  wenn  dies  in  An- 
sehung der  Gesammterbschaft  geschieht;  ebenso,  wenn  ein 
erbloser  Nachlass  vom  Fiscus  in  Anspruch  genommen  worden, 
oder  wenn  ihm  sonst  aus  irgend  einem  Grunde  eine  Erbschaft 
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angefallen  ist.  §.  8.  Dieser  Senatsbeschluss  hat  aucli  Statt, 
wenn  der  Anspruch  für  eine  Stadtgeraeinde  erhoben  wird. 
§.  9.  Dass  derselbe  auch  bei  Anforderungen  von  Privatpersonen 
Statt  habe,  daran  zweifelt  Niemand,  wenn  schon  er  in  Betreff 
einer  öffentlichen  Angelegenheit  abgefasst  worden  ist.  §.  10. 
Derselbe  kommt  auch  nicht  blos  bei  einer  Erbschaft,  sondern 
auch  über  das  im  Felde  erworbene  Sondergut  und  andere  Ge- 
sammtheiten  zur  Anwendung.  §.  11.  Dass  die  Erbschaft 
gefordert  werde  u.  s.  w.  heisst,  von  da  an,  wo  Jemand 
weiss,  dass  sie  Yon  ihm  gefordert  werde;  denn  sobald  er  es 
weiss,  fängt  er  an,  Besitzer  im  schlechten  Glauben  zu  sein: 
d.h.  wo  es  ihm  zuerst  verkündet  worden.  Wie  nun, 
wenn  er  es  zwar  weiss,  es  ihm  aber  Niemand  verkündet  hat, 
wird  er  von  da  an  Zinsen  von  dem  eingezogenen  Gelde  schul- 
dig? Ich  glaube,  ja;  denn  er  hat  begonnen,  Besitzer  im 
schlechten  Glauben  zu  sein.  Setzen  wir  aber  den  Fall,  es 
sei  verkündet  worden,  und  er  wisse  es  nicht,  weil  die  Ver- 
kündigung nicht  ibm  selbst,  sondern  seinem  Geschäftsführer 
geschehen;  der  Senat  verlangt,  dass  es  ihm  selbst  verkündet 
werde,  und  daher  wird  es  ihm  nichts  schaden,  es  müsste  denn 
derjenige,  an  den  die  Verkündigung  erging,  ihn  davon  unter- 
richtet haben;  nicht  aber,  wenn  er  ihn  benachrichtigen  konnte, 
und  es  nicht  gethan  hat.  Von  wem  die  Verkündigung  ge- 
schehen [müsse],  darüber  bestimmt  der  Senat  nichts,  es  mag 
also  verkündet  haben,  wer  da  will,  es  wird  jenem  stets  nach- 
theilig sein.  §.  12.  Dies,  soweit  es  die  Besitzer  in  gutem 
Glauben  betrifft;  denn  der  Senat  hat  gesagt:  diejenigen, 
welche  sich  für  die  Erben  halten.  Hat  aber  Jemand 
wissentlich,  dass  ihm  eine  Erbschaft  nicht  zukomme,  dieselbe 
verkauft,  so  wird  ohne  Zweifel  nicht  der  Erlös  der  [verkauf- 
ten] Sachen,  sondern  es  werden  die  Sachen  selbst  und  deren 
Nutzungen  Gegenstand  der  Erbschaftsklage.  Der  Kaiser  Se- 
verus scheint  aber77)  in  einem  Briefe  an  den  Celer  das- 
selbe78) auch  in  Ansehung  der  Besitzer  im  bösen  Glauben 
bestimmt  zu  haben.  Allein  der  Senat  spricht  von  denen,  die 
sich  für  die  Erben  halten;  oder  man  könnte  auch  [das 
Rescript]  79)  auf  diejenigen  Sachen  beziehen,  welche  zu  ver- 
kaufen vorteilhaft  war,  und  welche  die  Erbschaft  mehr  be- 
lästigten, als  ihr  zum  Nutzen  gereichten,  so  dass  es  [dessen 
ungeachtet  also]  79)  im  Beheben  des  Klägers  steht,  was  er 
gegen  den  Besitzer  im  bösen  Glauben  in  Anschlag  bringen  will, 

77)  Dieses  sed  steht  eigentlich  für  quidem. 

78)  Dies  geht  auf  die  ersten  Worte  des  §.,  und  nicht  auf  den 
letzten  Satz. 

79)  Diese  Zusätze  rechtfertigt  der  Sinn  des  Gesetzes ;  man  sehe 
auch  die  Glosse« 

Corp.  jur.  civ.  I.  39 
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ob  die  Sache  selbst  und  deren  Nutzungen,  oder  deren  Werth 
und  die  Zinsen  nach  entstandenem  Streit.  §.  13.  Wenn  aber 
auch  der  Senat  [nur]  von  denen  spricht,  die  sich  für  die  Er- 
ben halten,  so  werden  doch  auch  diejenigen,  welche  in  dem 
Glauben  sieben,  dass  sie  Nachlassbesitzer  oder  andere  recht- 
mässige Nachfolger  seien,  oder  dass  ihnen  eine  Erbschaft  her- 
ausgegeben worden,  in  derselben  Lage  sein.  §.  14.  Papi- 
nianus  sagt  aber  im  dritten  Buche  seiner  Ouästionen,  dass, 
wenn  der  Besitzer  der  Erbschaft  das  unter  dem  Nachlass  vor- 
gefundene Geld  nicht  angreife,  er  überhaupt  nicht  auf  die  Zin- 
sen belangt  werden  könne.  §.  15.  Es  heisst:  das  aus  dem 
Werthe  verkaufter  Sachen  gelöste  Geld;  unter  ge- 
löst verstehen  wir  nicht  allein  das  wirklich  vereinnahmte, 
sondern  auch  das  nichtvereinnahmte,  wenn  es  hat  eingenom- 
men werden  können.  §.  16.  Wie  aber,  wenn  Jemand  nach 
Erhebung  der  Erbschaftsklage  [gegen  ihn]  Sachen  verkauft  hat? 
Hier  kommen  die  Sachen  selbst  und  deren  Nutzungen  in  Be- 
tracht. Sind  sie  aber  etwa  von  der  Art,  dass  sie  unfruchtbar 
sind,  oder  mit  der  Zeit  verderben  würden,  und  dieselben  nach 
ihrem  wahren  Wierthe  verkauft  worden,  so  dürfte  dem  Kläger 
die  Wahl  zustehen,  dass  ihm  der  Preis  und  die  Zinsen  ge- 
wahrt werden.  §.  17.  Der  Senat  sagt:  man  habe  be- 
schlossen, dass  diejenigen,  von  denen  eine  Erb- 
schaft gefordert  worden,  wenn  gegen  sie  erkannt 
worden  wäre,  den  Preis,  welcher  an  sie  aus  ver- 
kauften Erbschaftsstücken  gelangt  sei,  wenn  diese 
auch  vor  Erhebung  der  Erbschaftsklage  verloren 
gegangen  oder  vermindert  worden  waren,  erstat- 
ten müssen.  Hat  ein  Besitzer  im  guten  Glauben  Erbschafts- 
sachen verkauft,  so  muss  er,  er  mag  deren  Preis  vereinnahmt 
haben  oder  nicht,  weil  er  [im  letztern  Fall]  die  Klage  hat, 
den  Preis  gewähren.  Insofern  er  aber  die  Klage  hat,  so  ge- 
nügt deren  Abtretung.  §.  18.  Hat  er  aber  die  Sache  verkauft 
und  den  Erlös  nach  geschehener  Entwährung  derselben  erstat- 
tet, so  kann  man  nicht  annehmen,  als  habe  er  jenen  verein- 
nahmt, obgleich  man  auch  sagen  kann,  dass  der  Preis  über- 
haupt gar  nicht  Gegenstand  der  Klage  werde,  weil  die  ver- 
kaufte Sache  [in  diesem  Fall]  keine  Erbschaftssache  war. 
Wenn  nun  auch  der  Senat  von  aus  der  Erbschaft  ver- 
kauften Sachen,  und  nicht  von  E  r  b  s  chaf  ts  s  a  ch  en 
spricht,  so  braucht  doch  kein  Ersatz  geleistet  zu  werden,  weil 
ihm  nichts  davon  verbleibt.  Denn  auch  Julia  nus  schreibt 
im  sechsten  Buche  seiner  Digesten,  dass  er  so  wenig  eine  ein- 
gezogene Nichtschuld  zu  erstatten  brauche,  als  er  dasjenige  in 
Anrechnung  bringen  könne,  was  er  als  Nichtschuld  gezahlt  hat. 
§.  19.  Hat  aber  eine  Sache  wieder  zurückgenommen  werden 
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müssen,  so  ist  sie  jeden  Falls  [wieder]  Erbscliaftssacke ,  und 
der  zurückerstattete  Werth  kommt  in  keinen  Betracht.  §.  20. 
Wenn  aber  der  Erbschaftsbesitzer  dem  Käufer  8  °)  aus  dem 
Verkauf  verpflichtet  ist,  so  muss  ihm  [von  Seiten  des  Klä- 
gers] S1)  Sicherheit  gestellt  werden.  §.21.  Der  Besitzer  muss 
aber  den  Preis  auch  dann  erstatten,  wenn  die  Sachen  verloren 
gegangen  oder  an  Werth  verringert  worden  sind.  Muss  er 
denselben  aber  erstatten ,  wenn  er  Besitzer  im  guten  Glauben 
ist,  oder  auch  [blos]  wenn  im  bösen  82)?  Ist  die  Sache  noch 
beim  Käufer  vorhanden,  ohne  verloren  gegangen  oder  vermin- 
dert worden  zu  sein,  so  muss  der  Besitzer  im  bösen  Glauben 
ohne  Zweifel  die  Sachen  selbst  gewähren,  oder  wenn  er  sie 
vom  Käufer  auf  keine  Weise  wiedererlangen  kann,  soviel  als 
zur  Würderung  geschworen  wird.  Sind  aber  die  Sachen  ver- 
loren und  verringert  worden,  so  muss  der  wahre  Werth  er- 
stattet werden,  weil,  wenn  der  Kläger  die  Sache  erlangt  hätte, 
er  sie  verkauft  und  den  wahren  Werth  nicht  verloren  haben 
würde  8  3). 

21.  GAJ.  lib.  VI.  ad  Ed.  prov.  —  Als  verloren  wird 
das  angesehen,  was  nicht  mehr  in  der  Welt  vorhanden  ist; 
als  verringert  aber,  was  ersessen  worden  wäre,  und  deshalb 
der  Erbschaft  entgangen  ist. 

22.  PAUL.  lib.  XX.  ad  Ed.  —  Wenn  der  Besitzer  im 
guten  Glauben  sowohl  die  Sache  als  deren  Werth  besitzt, 
z.  B.  dieselbe  wieder  an  sich  gekauft  hat  8  *) ,  ist  ihm  da  Ge- 
hör zu  geben,  wenn  er  die  Sache  selbst,  und  nicht  den  Preis 
geben  will?  Vom  Räuber  sagen  wir,  dass  dem  Kläger  die 
Wahl  freistehen  müsse.  Ob  aber  hier  dem  Besitzer  zu  will- 
fahren sei,  wenn  er  die  Sache  selbst  ausliefern  will,  obgleich 
sie  schlechter  geworden  ist,  und  nicht  dem  Kläger,  wenn  er 
den  Preis  verlangt,  —  weil  dieses  Verlangen  unverschämt 
sei  —  ,  oder  ob  jener,  wenn  er  durch  die  Erbschaftssache 
reicher  geworden,  auch  das,  was  er  gewonnen  hat,  aus  dem 


80)  einer  Erbschaftssache. 

81)  Glosse. 

82)  Um  dieses  Gesetz  nicht  misszuverstehen ,  lasse  man  den 
Unterschied  von  Preis  (pretium  sc.  perceptum)  und  wahren 
Werth  nicht  aus  den  Augen.  Die  Frage  im  Text  will 
eigentlich  sagen:  braucht  der  Besitzer  im  bösen  Glauben 
auch  blos  den  Preis,  wie  der  im  guten  Glauben  und  nichts 
weiter  zu  erstatten? 

83)  Dies  ist  hypothetisch  zu  verstehen,  wenn  er  Gelegenheit 
dazu  gehabt  hätte ,  ohne  aber  anzunehmen ,  dass  letzteres 
Bedingung  zu  obiger  Vorschrift  sei. 

84)  Eandem  redemerit  halte  ich  für  besser  als  rem  evierit 
(Basil.  ccyiayooHOus))  s.  auch  Glück  Paud.  B.  VII.  p.  56^. 
u.  92. 

39* 
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Erlöse  ersetzen  müsse,  das  ist  die  Frage.  In  der  Rede  des 
verewigten  Kaisers  Hadrianus  heisst  es  nun  so:  Habet 
Acht,  versain  inelte  Väter  8  s)  ,  ob  es  billiger  sei, 
dass  der  Besitzer  keinen  Gewinn  ziehe,  und  den 
aus  einer  verkauften  fremden  Sache  gelösten 
Preis  wieder  herausgebe,  weil  man  annehmen 
kann,  dass  an  die  Stelle  einer  verkauften  Erb- 
schaf tssache  deren  Preis  getreten  und  gewisser- 
maassen  dieser  selbst  zu  einem  Erbschaftsstück 
geworden  sei.  Der  Besitzer  inuss  daher  sowohl  dem  Klä- 
ger die  Sache  herausgeben,  als  auch  dasjenige,  was  er  aus 
deren  Verkauf  gewonnen  hat. 

23.  ULP.  üb.  XV.  ad  Ed.  —  Ob  aber  der  Besitzer  im 
guten  Glauben  den  ganzen  Erlös  herausgeben  muss,  oder  nur 
das,  inwiefern  er  reicher  geworden  ist,  ist  die  Frage;  denn 
man  nehme  den  Fall  an,  er  habe  den  empfangenen  Werth 
verloren,  oder  verzehrt,  oder  verschenkt.  Der  Ausdruck:  an 
ihn  gelangt  sein,  ist  zweideutig,  ob  man  nämlich  darunter 
nur  dasjenige,  was  zu  Anfang  wirklich  vorhanden  gewesen 
ist,  begreift,  oder  aber  das,  was  fortdauert.  Ich  glaube,  man 
muss  sich  nach  den  weiter  unten  folgenden  Worten86)  des 
Senatsbeschlusses  richten,  dass  nämlich,  wenn  jener  Ausdruck  8  7) 
auch  zweideutig  erschiene,  nur  dasjenige  in  Anschlag  kommt, 
inwiefern  Jemand  reicher  geworden  ist.  §.  1.  Hat  daher  Je- 
mand nicht  allein  den  Preis,  sondern  auch,  wenn  dieser  spä- 
ter gezahlt  worden ,  eine  [für  diesen  Fall  ausgemachte]  Strafe 
eingenommen,  so  wird  die  Behauptung  richtig  sein,  dass  letz- 
tere mitgerechnet  werden  müsse,  weil  Jener  im  Ganzen  reicher 
geworden  ist,  wenn  gleich  der  Senat  nur  vom  Preise  allein 
gesprochen  hat. 

24.  PAUL  lib.  XX.  ad  Ed.  —  Ist  aber  Jemand  mit 
Gewalt  aus  dem  Besitz  gesetzt  worden,  so  braucht  er  die  [an 
ihn]  dadurch  verwirkte  [Geld] strafe  nicht  zu  ersetzen,  weil 


85)  Patres  conscripti :  ich  habe  obige  gewöhnliche,  aber  fal- 
sche, Uebersetzung  dieser  Anrede  beibehalten  müssen,  weil 
sie  unübersetzbar  ist,  s.  Hugo  RGesch  S  81.  n  2.  Es  ist 
dies  eine  von  deo  Zusammensetzungen  der  lateinischen  Spra- 
che, wo  et  ausgelassen  ist. 

86)  SequeMem  ctausulam.  Die  Aenderungen  der  Lesart,  welche 
die  Yulgate  und  Ha  1  o  au  d  e  r  haben  ,  sind  völlig'  unuöthig; 
8.  Val.  Gul.  Forster  de  Jur.  itüerpretat.  II.  3.  (T.  O  II. 
1030.)  und  Westpbal  von  d.  Eröffnung  der  Testamente  S  261. 
Ersterer  versteht  pulo  von:  Erwägen,  in  Betracht  zie- 
hen; Letzterer  will  inspiciendam  ergänzen,  und  das  scheut 
allerdings  vorzuziehen.  Die  seguens  clausula  SCti  ist  aber 
der  Satz:  Eos  autem,  gut  justas  caussas  —  essent. 

87)  Jiaec,  sc.  clausula,  d.  h.  das  Wort  pervenissent. 
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der  [Erbschafts]  klä'ger  dieselbe  nicht  verlangen  kann.  So 
braucht  auch  diejenige  Strafe  nicht  ersetzt  zu  werden,  welche 
der  Gegner  ihm  versprochen  hat,  wenn  er  sich  vor  Gericht 
nicht  stellen  würde. 

25.  ULP.  lib.  XV.  ad  Ed.  —  Hat  aber  Jemand  mit 
dem  Neben  vertrage  des  Verfalls  8S)  verkauft,  so  muss  der- 
selbe den  dadurch  gemachten  Gewinn  ebenfalls  erstatten.  §.  1. 
Ebenso  begreift  die  Erbschaftsklage,  wenn  Jemand  eine  Sache 
verkauft,  und  mit  deren  Erlös  eine  andere  angeschafft  hat, 
den  Erlös,  und  nicht  die  eigenthümlich  von  ihm  erworbene 
Sache.  Ist  die  Sache  aber  weniger  werth,  als  wofür  sie  an- 
geschafft worden ,  so  kann  man  ihn  auch  nur  insoweit  als  be- 
reichert ansehen,  als  die  Sache  Werth  hat,  gleichwie,  wenn 
er  sie  verbraucht  hat,  er  um  gar  nichts  als  bereichert  angesehen 
werden  kann.  §.  2.  Wenn  der  Senat  sagt:  diejenigen, 
welche  sich  in  den  Besitz  eines  Nachlasses  ge- 
setzt, von  dem  sie  wissen,  dass  er  ihnen  nicht 
zukomme,  müssen,  wenn  sie  sich  auch  vor  der 
Einleitung  des  Verfahrens  des  Besitzes  wieder 
entledigt  haben,  doch  verurtheilt  werden,  wie 
wenn  sie  besassen;  so,  ist  dies  so  zu  verstehen ,  dass 
auch  eine  schon  der  vergangenen  Zeit  angehörige  Arglist  bei 
der  Erbschaftsklage  in  Betracht  kommt;  aber  auch  Verschul- 
dung, und  daher  kann  auch  gegen  denjenigen,  der  von  einem 
Andern  etwas  nicht  eingezogen  hat,  oder  gegen  ihn  89)  selbst, 
wenn  er  durch  Zeitablauf  befreiet  w  orden ,  die  Erbschaftsklage 
angestellt  werden,  vorausgesetzt,  dass  er  [dasselbe]  einziehen 
konnte.  §.3.  Wenn  der  Senat  sagt:  diejenigen,  welche 
sich  in  den  Besitz  eines  Nachlasses  gesetzt,  so 
spricht  er  von  Raubern90),  d.  b.  von  solchen  Leuten,  die, 
während  sie  wissen,  dass  ihnen  eine  Erbschaft  nicht  zukomme, 
sich  des  Nachlasses  angemaasst  haben ,  ohne  einen  Grund  zur 
Besitzergreifung  zu  haben.  §.  4.  Diese  müssen  aber  auch, 
sagt  [der  Senat],  die  Nutzungen  erstatten,  und  zwar  nicht  [nur] 
diejenigen,  welche  sie  gewonnen  haben,  sondern  auch  diejeni- 
gen, welche  sie  hatten  gewinnen  sollen.  §.  5.  Der  Senat  meint 
aber  einen  solchen ,  der  von  Anfang  an  in  räuberischer  Absicht 


88)  Dieses  Fragment  Ulpians,  welches  mit  dem  unter  23.  aus 
einem  Küche  ist,  hat  auch  mit  diesem  uumiüelbar  zusammen- 
gehangen, und  das  von  Paulus  ist  nur  eingeschoben;  dies 
beweist  der  Anfang  Sed  et  si  —  und  idem  erit  dicendum, 
was  mit  dem  vorhergehend  Gesagten  nicht  passt,  sondern 
gerade  das  Gegeutheil  bedeutet. 

89)  Den  Beklagten,  wenn  er  Erbschaftaschuldner  war. 

90)  Dies  möchte  der  hier  passendste  Ausdruck  für  praedo  sein ; 
die  Definition  folgt  sogleich. 
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sich  Erbschaftssachen  angemaasst  hat.  Denn  Lat  er  zu  Anfang 
zwar  eine  rechtliche  Ursache,  den  Besitz  zu  ergreifen  gehabt, 
und  nachher  erst  erfahren,  dass  ihm  die  Erbschaft  nicht  zu- 
komme, und  sieb  auf  räuberische  Weise  damit  befasst,  so 
scheint  der  Senat  [von  einem  solchen  Fall]  nicht  zu  sprechen. 
Ich  glaube  aber,  dass  sich  der  Sinn  des  Senatsbeschlusses 
auch  auf  einen  solchen  beziehe;  denn  es  ist  kein  Unterschied, 
ob  sich  Jemand  von  Anfang  an  arglistig  mit  einer  Erbschaft 
befasst,  oder  ob  er  es  erst  nachher  gethan  hat.  §.  6.  Wis- 
sen, dass  ihm  etwas  nicht  zukomme,  kann  man  das 
nur  von  dem  annehmen,  der  eine  Thatsache  kennt,  oder  auch 
von  dem,  der  in  rechtlicher  Hinsicht  geirrt  hat?  Denn  es 
kann  [z.B.]  Jemand  geglaubt  haben,  dass  ein  Testament  rich- 
tig gemacht  sei,  wahrend  es  ungültig  war,  oder,  während  ihm 
ein  anderer  Agnat  vorging,  dass  ihm  [die  Erbschaft]  angefallen 
sei.  Ich  glaube,  dass  derjenige,  dem  arglistige  Absicht  erman- 
gelt, nicht  als  Räuber  zu  betrachten  sei,  wenn  schon  er  in 
rechtlicher  Hinsicht  irrte.  §.  7.  Es  heisst,  wenn  sie  vor 
der  Einleitung  des  Verfahrens  es  dahin  gebracht 
haben;  dieser  Zusatz  ist  darum  gemacht  worden,  weil  nach 
der  Einleitung  des  Verfahrens  jeder  [Beklagte]  anfangt,  zum 
Besilzer  im  schlechten  Glauben  zu  werden,  ja  sogar  gleich 
nach  Entstehung  des  Streites.  Denn  wenn  auch  im  Senats- 
beschluss  die  Einleitung  des  Verfahrens  erwähnt  ist,  so  wer- 
den doch  alle  Besitzer  schon  nach  Entstehung  des  Streites 
einander  gleich ,  und  haften  gleichsam  als  Räuber.  Das  ist 
heutzutage  Rechtens ;  denn  wer  gemahnt  wird ,  erhält  Runde, 
dass  er  eine  ihm  nicht  gehörige  Sache  besitze,  der  Räuber 
haftet  aber  auch  für  Arglist  vor  der  Einleitung  des  Verfah- 
rens ;  denn  hier  bezieht  sich  die  Arglist  auf  eine  vergangene 
Zeit.  §.  8.  Es  heisst:  so  werden  sie  verurtheilt, 
wie  wenn  sie  besässen;  und  mit  Recht,  denn  wer  mit 
Arglist  gebandelt  hat,  um  sich  eines  Besitzes  zu  entledigen, 
wird  als  Besitzer  verurtheilt;  dies  wird  angenommen,  es  mag 
Jemand  zu  besitzen  mit  i^rglist  aufgehört  haben,  oder  aus 
Arglist  eine  Besitzergreifung  nicht  haben  zulassen  wollen. 
Diese  Clausel  findet  Anwendung,  sei  es,  dass  die  Sache  von 
einem  Andern  besessen  werde,  oder  überhaupt  nicht  mehr 
vorhanden  sei.  Ist  daher  ein  Anderer  Besitzer,  so  kann 
gegen  Beide  die  Erbschaftsklage  angestellt  werden,  und  wenn 
der  Besitz  durch  Mehrere  gegangen  ist,  so  haften  sie  Alle. 
§.  9.  Muss  aber  blos  der  Besitzer  allein  die  Nutzungen  erstat- 
ten,  oder  auch  Der,  welcher  sich  arglistig  des  Besitzes  ent- 
ledigt hat?  Man  kann  hierauf  antworten,  dass  sie  nach  dem 
Senatsbeschluss  Beide  haften.  §.  10.  Diese  Worte  des  Senats- 
beschlusses begründen  auch  gegen  den  Nichtbesitzer  den  Eid; 
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denn  es  findet  der  Würderungseid  sowohl  gegen  denjenigen 
Statt,  der  sich  arglistig  des  Besitzes  entledigt  hat,  als  gegen 
den  Besitzer  selbst.    §.  11.  Der  Senat  sorgte  für  die  Besitzer 
im  guten  Glauben,  damit  sie  überhaupt  keinen  Schaden  erlei- 
den mochten,  sondern  blos  dafür  zu  haften  brauchen,  um  wie- 
viel sie  reicher  geworden  sind.  Was  sie  daher  auch  für  Aus- 
lagen von  der  Erbschaft  dadurch,   dass  sie  etwas  aufgehen 
lassen,  oder  verloren  haben,  gemacht  haben  mögen,  während 
sie  in  dem  Glauben  stehen,  mit  ihrem  Vermögen  zu  wirth- 
schaften,  sie  brauchen  nichts  zu  erstatten;  sie  werden  sogar, 
wenn  sie  etwas  verschenkt  haben,  nicht  als  bereichert  ange- 
sehen, wenn  schon  sie  sich  einen  Andern  dadurch  zu  Gegen- 
geschenken verpflichtet  haben.  Haben  sie  aber  Gegengeschenke 
[schon]   empfangen,  so  kann  man  sie  insoweit  als  bereichert 
ansehen,  als  sie  sie  empfangen  haben,  wie  wenn  dies  gleich- 
sam eine  Art  des  Tausches  wäre.     §.  12.  Hat  Jemand,  in 
Betracht  einer  ihm  angefallenen  Erbschaft,  von  seinem  Ver- 
mögen mehr  darauf  gehen  lassen,  so,  meint  Marcellus  im 
fünften  Buche  seiner  Digesten ,  verzehre  er  von  der  Erbschaft 
nichts,  wenn  er  dieselbe  nicht  augreife.    §.  13.  Ebenso,  wenn 
er,  in  dem  falschen  Glauben,  er  sei  reich,  Schulden  gemacht 
hat.     §.  14.  Wenn  er  aber  Erbschaftssachen  verpfändet  hat, 
so  ist  die  Frage,  ob  dadurch  die  Erbschaft  angegriffen  werde; 
dies   ist   zu   verneinen  9l),    weil   er  selbst  verpflichtet  ist. 
§.  15.  Wer  daher  nicht  reicher  geworden  ist,  haftet  so  ganz 
und  gar  nicht,  dass  Marcellus  im  vierten  Buche  seiner  Di- 
gesten den  Fall  behandelt92),   ob  Jemand,  der  in  dem  Glau- 
ben,  er  sei  Universalerbe,  die  halbe  Erbschaft  ohne  Arglist 
verzehrt  hat,  daraus  eine  Verpflichtung  habe,  indem  gleich- 
sam  das  Verbrauchte  auf  [diejenige  Hälfte]  zu  rechnen  sei, 
welche  nicht  ihm,  sondern  den  Miterbeu  gehörte;  denn  auch 
wenn  Jemand,  der  nicht  Erbe  war,  Alles,  was  er  in  Händen 
hatte,  verzehrt  hat,  so  braucht  er  ohne  Zweifel,  da  er  nicht 
bereichert  ist,  nicht  zu  haften.    Nach  Anführung  dreier  An- 
sichten über  die  aufgestellte  Frage,  wovon  die  erste  die  ebeu 
erwähnte  ist,  zufolge  der  zweiten  aber  behauptet  werden  könne, 
dass  er  den  gauzen  Rest  herausgeben  müsse,  wie  wenn  er 
blos  seinen  Tiieil  verzehrt  habe,  die  dritte  aber,  dass  beiden 
[Erben]  das  Verzehrte  abgehe,  sagt  er,  dass  schlechterdings 
etwas  herausgegeben  werden  müsse93).  Darüber  [aber]  zwei- 

9t)  Quod  est  difficile  ~  negandum  s.  Glück  Pand.  VII.  p.  560. 
n.  83. 

92;  Hier  steht  ut  mit  dem  Indicativ. 

93)  Axt  utique  nonnihil  restituendum.  Glück  will  mit  Pothi er 
hier  lesen  —  non  y  nihil  —  .  Allein  dies  scheiut  mir  unmög- 
lich zugegeben  werden  zu  können,  es  wäre  ja  %mt  uulatei- 
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feit  er,  ob  er  sich  für  die  Herausgabe  des  Ganzen  oder  der 
Hälfte  erklären  soll ;  ich  glaube  jedoch ,  dass  nicht  der  ganze 
Ueberrest ,  sondern  nur  dessen  Hälfte  herausgegeben  zu  wer- 
den braucht.  §.  16.  Was  aber  Jemand  von  einer  Erbschaft 
verthan  hat,  geht  das  ganz  von  derselben  ab,  oder94)  zum 
Theil  auch  von  seinem  Vermögen?  9S)  —  Z.  B.  er  hat  Ge- 
tränk, welches  für  das  erbschaftliche  Hauswesen  angeschafft 
worden,  ausgetrunken;  wird  dieses  ganz  als  von  der  Erbschaft 
verausgabt  angesehen  werden,  oder  auch  zum  Theil  von  seinem 
Vermögen,  so  dass  er  um  soviel  bereichert  angenommen  wer- 
den darf,  als  er  vor  dem  Erbschaftsanfall  zu  verbrauchen 
pflegte?  So  dass  also,  wenn  Jemand  in  Betracht  der  Erb- 
schaft mehr  aufgehen  lassen,  [als  er  sonst  pflegte,]  er  als  um 
dieses  [,  das  Mehrverbrauchte,]  nicht  als  bereichert  angesehen 
wird,  allerdings  aber  um  seine  gewöhnlichen  Ausgaben;  denn 
wenn  er  auch  nicht  so  viel  hätte  darauf  gehen  lassen,  so 
würde  er  doch  etwas  zu  seinem  täglichen  Unterhalt  haben 
verausgaben  müssen.  Denn  so  verfügte  auch  der  verewigte 
Kaiser  Marcus  in  der  Sache  des  Pjthodorus,  welcher  ge- 
beten worden  war,  was  von  der  Erbschaft  übrig  bleiben 
würde,  herauszugeben,  dass  dasjenige,  was  nicht  um  das  Fi- 
deicommiss  zu  vermindern  veräussert  worden ,  und  wovon  auch 
der  Erlös  nicht  in  den  Vermögensbestand  des  Pjthodorus  ge- 
flossen sei,  von  dem  eigenen  Vermögen  desselben  und  der 
Erbschaft  und  nicht  von  der  Erbschaft  allein  abgehe.  In  un- 
serm  Fall95)  fragt  es  sich  also,  ob  die  gewöhnlichen  Aus- 
gaben, nach  dem  Beispiele  des  Rescripts  des  verewigten  Kai- 
sers Marcus,  von  der  Erbschaft  abgehen,  oder  von  dem 
Vermögen  [des  Erben]  allein?  Es  ist  richtiger,  dass  dasjenige, 
was  er,  wenn  er  auch  nicht  Erbe  gewesen  wäre,  doch  ver- 
ausgabt haben  würde,  von  seinem  Vermögen  [allein]  abgehe. 
§.  17.  Wenn  ferner  der  Besitzer  im  guten  Glauben  eine  Sache 
verkauft  hat,  und  durch  den  Erlös  nicht  reicher  geworden  ist, 
kann  da  der  [Erbschafts] kläger  die  einzelnen  Sachen,  wenn 
sie  noch  nicht  ersessen  worden,  vom  Käufer  zurückfordern, 
und  wenn  dies  zu  bejahen  ist,  nicht  mit  der  Einrede  ab- 
gewehrt werden,  dass  kein  Vorgreifen  in  der  Ent- 
scheidung in  Betreff  der  [streitigen]  Erbschaft 
zwischen   dem  Kläger  und   dem  Verkäufer  ge- 


nisch; dass  vielmehr  der  Satz  so,  wie  er  oben  übersetzt  ist, 
zu  verstehen  sei,  erhellt  aus  dem  Nachsatz  de  illo  dubi- 
tat,  besonders  wenn  man  die  Yariante  bei  Charoudas 
sed  de  illo  dubitat  in  Betracht  zieht. 

94)  Ich  habe  die  Interpunction  der  Stelle  nach  Russardus, 
Charoudas,  Pacius  und  Gebauer  angenommen. 

95)  Glosse. 
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schehen  dürfe,  weil  der  Erlös  aus  denselben  nicht  in  das 
Bereich  der  Erbschaftsklage  zu  fallen  scheint,  wenn  schon  sich 
die  unterliegenden  Räufer  an  den  Verkaufer  halten  können? 
Ich  glaube,  die  Sachen  können  zurückgefordert  werden,  die 
Räufer  müssten  denn  den  Regress  an  den  Besitzer  im  guten 
Glauben  haben  96).    Wie  aber,  wenn  der  Verkäufer  bereit 


96)  Die  obige  Stelle  ist  schwerer,  aber  dennoch  genügend  zn 
erklären ;  von  früheren  Yersuchen  dazu  sind  uns  nur  die  der 
Glosse  bekannt,  die  aber  unklar  sind,  und  besonders  unter 
Bezug  auf  Fr.  13.  §.4.  b.  t.  gar  keine  Beschränkung  der  Yiu- 
dication  zugeben;  von  neuem  allein  Glück's  (VII.  S.  560) 
kurze  Bemerkung,  die  ^ar  nichts  erklärt.  Schwierig  wird 
die  Sache  nur  durch  die  den  Römischen  Rechisgelehrten 
eigenthümliche  verwickelte  und  schwerfällige  Auseinander- 
setzung von  Zweifels-  und  Entscheidungsgrüudeu.  Halt  man 
fest,  dass  es  sich  in  obigem  Paragraphen  nur  um  die  Wir- 
kung der  Einrede  des  zu  besorgenden  Präjudizes  handelt, 
dass  mitbin  die  Erbschaft  noch  streitig  ist,  (wonach  er  mit 
Fr.  13.  §  4.  keine  Zusammenstellung  leidet,  denn  dieses  han- 
delt von  Zulässigkeit  der  Vindication  an  sich,)  die  Vindication 
überhaupt  also  nicht  bezweifelt  wird,  so  ist  man  vor  Irrthum 
sicher,  und  dieser  Umstand  erklärt  dann  auch  die  einzelnen 
Sälze  im  Aufang  des  Paragraphen.  Zu  deren  Erklärung  ist 
eine  Paraphrase  am  dienlichsten:  ,,Es  ist  die  Frage,  ob, 
Wim  der  Besitzer  im  guten  Glauben ,  der  eine  Erbschafts- 
sache verkauft  hat  und  dadurch  nicht  reicher  geworden  ist, 
der  Erbschaftskläger  dieselbe  von  dem  Käufer  zurückfordern 
kann?  Ist  nun  jene  Frage  zu  bejahen,  weil  die  Erbschafts- 
klage in  rem  ist,  so  fragt  sich  ferner,  ob,  wenn  der  Ver- 
käufer noch  mit  dem  Erbschaflsklä^er  in  Streit  über  die  Erb- 
schaft selbst  ist,  der  angegriffene  Käufer  die  Einrede  aufstel- 
len könne,  guod  praejudicium  hereditati  non  fiat ,  weil  die 
Legitimationsfrage  noihwendig  ^uch  in  dem  Process  gegen 
ihn  zur  Sprache  kommt  Dabei  kommt  auf  der  einen  Seite 
in  Betracht,  dass  der  Erlös  aus  der  verkauften  Erbschafts- 
sache nicht  in  das  Bereich  der  Erbschaftsklage  zu  fallen  scheint, 
auf  der  andern  Seite  aber,  dass  die  unterliegenden  Käufer  an 
die  Verkäufer  den  Regress  nehmen  können.  Allein  das  erstere 
ist  nach  §  l  und  18  dieses  Bruchstücks  nicht  wahr;  das  letz- 
tere hingegen  ist  allerdings  darum  von  Einfluss,  weil  nach 
§.  tt  dieses  Bruchstücks  die  Besitzer  im  guten  Glauben  nur 
soweit  haften,  d.  i.  Schaden  leiden  sollen,  als  sie  reicher 
geworden  sind,  und  jenes  würde  eben  wegen  des  Regresses 
der  Fall  sein,  während  sie  nach  dem  hier  vorliegenden  Fall 
des  Verkaufs  ungeachtet  nicht  reicher  geworden  oder  noch 
sind.  Hiernach  ist  also  dahin  zu  entscheiden,  dass  die  Vin- 
dication durch  jeue  Einrede  dann  nicht  aufgebalten  werde, 
wenn  der  Käufer  an  den  Verkäufer  nicht  regrediren  kann; 
die  Legitimation  des  Klägers  gegen  ihn  bleibt  dauu  ohne  Ein- 
fluss und  Rückwirkung  auf  den  Verkäufer.  Wenn  hingegen 
der  Regress  zuständig  ist,  so  ist  der  Verkäufer  bei  der  Le- 
gitimationsfrage gegen  den  Käufer  interessirt,  und  dieser 
un  t  erlas  st  dann  das  Vorschützen  der  Einrede  nur  auf  eigene 
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ist,  die  Erbschaft  zu  verl Leidigen ,  uud  sich,  wie  wenn  er 
Besitzer  [der  verkauften  Sachen]  wäre,  verklagen  zu  lassen? 
Dann  hat   die   Einrede  von   Seiten   der  Käufer  Statt.  Sind 
aber  die  Sachen  zu  einem  geringem  Preise  verkauft  worden, 
und  hat  der  Kläger  den  Preis,  er  sei,  welcher  er  wolle,  er- 
langt, so  kann  man  um  so  mehr  sagen,  dass  er  mit  der  Ein- 
rede [der  Arglist]  abgewehrt  werden  könne.   Denn  auch  wenn 
der  Besitzer  das,  was  er  von  [Erbschafts] Schuldnern  eingezogen, 
dem   Erbschaft skläger  gezahlt  hat,  werden,  wie  Julian  us 
im  vierten  Buche  seiner  Digesten  schreibt,  die  Schuldner  frei, 
es  mag  derjenige,  welcher  von  denselben  die  Schuld  einge- 
trieben,  Besitzer  im  guten  Glauben,   oder  ein  Räuber  sein, 
und  zwar  werden  sie  dem  Rechte  selbst  unmittelbar  zu  Folge 
frei.    §.  18.  Die  Erbschaftsklage  begreift,  wenn  sie  auch  eine 
dingliche  ist,  doch  gewisse  persönliche  Leistungen,  z.  B.  des- 
sen, was  von  [Erbschafts] Schuldnern  eingezogen  worden  ist; 
ebenso  wegen  des  Erlöses  [aus  verkauften  Sachen].     §.  19. 
Diesen  in  Bezug  auf  die  Erbschaftsklage  errichteten  Senats- 
beschluss97)  hat  man  auch  auf  die  Erbsonderungsklage  ausge- 
dehnt, damit  nicht  der  Unsinn  entstehe,  dass,  was  man  for- 
dern kann ,  man  nicht  theilen  könne.    §.  20.  Die  Jungen  vom 
Vieh  und  von  Heerden  vermehren  die  Erbschaft. 

26.  PAUL.  lib.  XX.  ad  Ed.  —  Sind  Lämmer  gewor- 
fen worden,  und  von  diesen  andere,  so  müssen  auch  diese 
als  eine  Vermehrung  herausgegeben  werden. 

27.  ULP.  lib.  XV.  ad  Ed.  —  Auch  die  von  Sclavinnen 
Geborenen  und  deren  Kinder  vermehren  die  Erbschaft,  wenn 
schon  dieselben  für  keine  Nutzungen  erachtet  werden,  weil 
doch  wohl  Sclavinnen  nicht  leicht  deshalb  angeschafft  werden, 
um  Kinder  von  ihnen  zu  ziehen ;  da  Alles  dieses  zur  Erb- 
schaft gehörig  ist,  so  ist  es  auch  keinem  Zweifel  unterworfen, 
dass  der  Besitzer,  mag  er  besitzen,  oder  nach  Erhebung  der 
Erbschaftsklage  sich  arglistig  des  Besitzes  entledigt  haben,  das- 
selbe herausgeben  müsse.  §.  1.  Aber  auch  die  Miethsgelder, 
die  aus  vermietheten  Gebäuden  eingenommen  werden,  werden 
dahin  gerechnet,  selbst  wenn  sie  von  einem  Bordell  gezogen 
sind;  denn  auch  in  den  Gebäuden  vieler  Standespersonen  y s) 
werden  Bordelle  gehalten. 


Gefahr,  und  kann  sich  nicht  an  den  regresspflichtigen  Ver- 
käufer halten ,  wenn  dieser  gegen  den  Erbschaftskläger  sei- 
nerseits obgesiegt  haben  sollte;  vorgeschützt  muss  sie  also 
auch  ihre  Wirkung  äussern,  dass  die  Entscheidung  desNehen- 
processes  mit  dem  Käufer  von  der  des  Hauptprocesses  ab- 
hängig werde. 

97)  Fr.  20.  §.  6.  h.  t. 

98)  S.  Glück  III.  537. 
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28.  PAUL.  lib.  XX.  ad  Ed.  —  Denn  nach  dem  Senats- 
schluss  soll  dem  Besitzer  im  guten  Glauben  sowohl  als  dem 
Rauber  jedweder  Gewinn  entzogen  werden. 

29.  ULP.  lib.  XV.  ad  Ed.  —  Die  von  Pächtern  einge- 
zogenen Pachtgelder  nehmen  die  Stelle  von  Nutzungen  ein; 
auch  Dienste  der  Sclaven  stehen  in  demselben  Verhältniss,  wie 
Miethsgelder ;  ebenso  Frachtlohn  für  Schiffe  und  Zugvieh. 

30.  PAUL.  lib.  XX.  ad  Ed.  —  Juli  an  us  schreibt, 
der  Kläger  müsse")  wählen,  ob  er  nur  das  Capital,  oder 
auch  die  Zinsen  mit  der  Gefahr  der  Forderungen  selbst  über- 
nehmen wolle.  Allein  hiernach  würden  wir  die  Bestimmung 
des  Senats  nicht  befolgen,  dass  der  Besitzer  im  guten  Glauben 
nur  hafte,  insoweit  er  bereichert  worden;  denn  wie,  wenn 
der  Kläger  ein  Capital  wählt,  was  nicht  gerettet  werden  kann? 
Der  Besitzer  im  guten  Glauben  hat  also  nichts  weiter  als  dies 
zu  gewähren,  d.h.  entweder  das  Capital  sammt  Zinsen,  wenn 
er  diese  schon  eingezogen  hat,  oder  die  Forderungen  selbst, 
mit  einer  darauf  zu  erstreckenden  Abtretung,  was  davon  noch 
aussteht,  und  zwar  auf  Gefahr  des  Klägers. 

3t.  ULP.  lib.  XV.  ad  Ed.  —  Hat  der  Besitzer  Gläubi- 
gern Zahlung  geleistet,  so  kann  er  dies  zurückrechnen ,  .  wenn 
er  gleich  dem  Rechte  selbst  zu  Folge  den  Erbschaftskläger 
nicht  befreit ;  denn  zahlt  Jemand  in  seinem  und  nicht  in  des 
Schuldners  Namen,  so  befreit  er  diesen  nicht.  Daher  schreibt 
auch  Juli  an  us  im  sechsten  Buche  seiner  Digesten,  der  Be- 
sitzer könne  es  nur  dann  in  Rechnung  bringen,  wenn  er 
Bürgschaft  gestellt,  dass  er  den  Kläger  vertreten  wolle.  Ob 
aber  auch  der  Besitzer  im  guten  Glauben  für  die  Vertretung 
bürgen  müsse,  ist  die  Frage,  indem  er  durch  das,  was  er  ge- 
zahlt hat,  nicht  als  reicher  geworden  angesehen  werden  kann, 
es  müsste  ihm  denn  etwa  [deswegen]  eine  Condiction  zu- 
stehen ;  in  diesem  Fall  wird  er  als  bereichert  angenommen, 
weil  er  es  zurückfordern  kann:  denn  man  nehme  an,  er  habe, 
während  er  sich  für  den  Erben  hielt,  im  eigenen  Namen  ge- 
zahlt. Juli  an  us  scheint  mir  auch  bei  der  Bürgschaft  blos 
den  Räuber  gemeint  zu  haben,  nicht  auch  den  Besitzer  im 
guten  Glauben ;  die  Condiction  muss  dieser  jedoch  abtreten. 
Es  kann  sich  aber  auch  der  Kläger,  wenn  er  von  den  Gläubigern 
angegriffen  wird,  mit  einer  Einrede  schützen.  §.  1.  Wenn  aber 
dem  Räuber  selbst  etwas  verschuldet  wird,  so  darf  er  dies 
nicht  abziehen,  besonders  wenn  dies  nur  eine  Schuld  aus  einer 
natürlichen  Verbindlichkeit  war.  Wie  aber,  wenn  es  dem 
Kläger  selbst  nützlich  war,  dass  diese  Schuld  getilgt  worden 


99\  Wenn  der  Erbschaftsbesitzer  erbscbaftliche  Gelder  ausge- 
liehen hat. 
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sei,  [etwa]  wegen  einer  Strafe  oder  einer  anaern  Ursache? 
Hier  kann  man  sagen,  jener  habe  es  sich  selbst  gezahlt  oder 
zahlen  müssen.  §.  2.  Ein  rechtlicher  Besitzer  darf  aber  ohne 
Zweifel  das  abziehen,  was  ihm  verschuldet  wird.  §.3.  Sowie 
[der  Besitzer]  aber  die  aufgewendeten  Kosten  abzieht,  so  muss 
er  buch,  wenn  er  etwas,  das  er  hätte  thun  sollen,  nicht  ge- 
than  hat,  von  dieser  Verschuldung  Rechenschaft  geben,  ausser 
wenn  er  Besitzer  im  guten  Glauben  ist;  vdenn  dann  trifft  ihn 
[wegen  des]  vor  der  Erbschafisklage  [Geschehenen]  keine  Be- 
schwerde, weil  er  gleichsam  seinen  eigenen  Vortheil  vernach- 
lässigt hat ;  nachher  aber  steht  er  dem  Räuber  gleich.  §.  4. 
Das  kann  freilich  dein  Räuber  nicht  zugerechnet  werden, 
warum  er  gelitten,  dass  sich  die  Schuldner  befreit  haben, 
oder  armer  geworden  seien,  und  er  sie  nicht  angegriffen  habe, 
wenn  er  keine  Klage  hatte.  §.  6.  Muss  aber  der  Besitzer  das, 
was  »hin  gezahlt  worden,  herausgeben?  Allerdings;  er  ma<* 
Besitzer  im  guten  Glauben  sein  oder  nicht,  und  wenn  er  es 
herausgegeben  hat,  so  werden,  wie  Cassius  und  Julianus 
im  sechsten  Buche  schreiben,  die  Schuldner  dem  Rechte  selbst 
zu  Folge  frei. 

32.  PAUL.  lib.  XX.  ad  Ed.  —  Sachen,  die  durch  einen 
Sclaven  erworben  worden  sind,  müssen  dem  Erben  heraus- 
gegeben werden ;  dies  erfolgt  bei  der  Erbschaft  eines  Frei- 
gelassenen ,  und  wenn  wegen  lieblosen  Testaments  geklagt 
wird,  indem  sie  sich  unterdessen  unter  dem  Vermögen  des 
[eingesetzten]100)  Erben  befinden1), 

33.  ULP.  lib.  XV.  nd  Ed.  —  ausgenommen,  wenn  [der 
Sclav]  aus  dem  Vermögen  des  eingesetzten  Erben  selbst  stipu- 
lirt  hat.  §.  1.  Julianus  schreibt,  dass  wenn  der  Besitzer 
einen  Sclaven  verkauft  hat,  welcher  der  Erbschaft  nicht  noth- 

100)  reyQa/jfjievov  xlrjQoi'o/uov  hat  Cujac.  4.  ad  African.  init, 
sc  scripti ,  Azo. 

1)  Diese  etwas  dunkele  Stelle  erkläre  ich  so:  wenn  der  von 
einem  Freigelassenen  oder  Vater  [u.s.  w.]  testamentarisch  ein- 
gesetzte Erbe  durch  einen  Erbschafissclaven  Sachen  erworben 
bat,  und  ihm  hernach  durch  den  Freilasser  oder  Sohn  [u.  s  w.] 
die  Erbschaft,  vermöge  der  bonorum  possessio  contra  tabulas 
oder  Inofficiositätsquerel  (ganz  oder  theilweise)  entrissen  wird, 
so  hat  der  Obsiegende  wegen  jener  Sachen  dann  die  Erb- 
schaftsklage in  specie  ,  weil  sie,  als  in  bonis  heredis  scripti 
befindlich,  nicht  ipso  jure  Gegenstand  der  b.  p  c.  t.  oder 
InofF-Ouerel  sind.  Azo  und  Accursius  haben  gelesen: 
per  serv.  acquis.  res  beredt  rest.  sunt  e  t  quod  procedit  in 
h  er  e  di  t  at  e  ,  quam  de  inoff  agitur,  cum  Interim  etc.  |  Die- 
selben erklären  das  letztere  cum  durch  qunmvis ;  allein  mir 
scheint  es  in  seiner  gewöhnlichen  Bedeutung  besser,  indem 
hier  wohl  ein  Bestärkuugs- ,  aber  kein  Zweifelsgrund  pas- 
send scheiut. 
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wendig"  war,  er  in  Folge  der  Erbschaftsklage  den  Erlös  heraus- 
geben müsse;  denn  es  würde  ihm  zur  Last  fallen,  wenn  er 
ihn  nicht  verkauft  hätte;  war  er  aber  für  die  Erbschaft  not- 
wendig-, so  muss  derselbe,  wenn  er  noch  lebt,  selbst  wieder- 
geschafft werden ,  wenn  er  gestorben  ist,  [braucht]  zuweilen2) 
(wie  Einige  glauben  3)]  nicht  einmal  der  Werth  [gezahlt  z« 
werden].  Er  sagt  aber,  der  die  Untersuchung  und  Entschei- 
dung leitende  llichter  dürfe  nicht  gestatten,  dass  der  Besitzer 
den  Erlös  profitire,  und  dies  ist  richtiger. 

34.  PAUL.  lib.  XX.  ad  Ed.  —  Wegen  einer  ans  dem 
Testament  eines  Haussohnes,  der  Soldat  ist,  uns  zugefallenen 
Erbschaft  können  wir,  meiner  Ansicht  nach,  [Erbschafts] klage 
erheben.  §.  1.  Besitzt  ein  Sclav  oder  ein  Haussohn  Erbschafts- 
sachen ,  so  kann  die  Erbschaftsklage  gegen  den  Vater  oder  Herrn 
angestellt  werden,  wenn  er  im  Stande  ist,  die  Sachen  heraus- 
zugeben. Besitzt  er  den  Erlös  aus  verkauften  Erbschaf tssachen 
im  Sondergute  des  Sclaven ,  so  glaubt  Julianus  auch,  dass 
der  Herr  als  Besitzer  des  Rechts  mit  der  Erbschaftsklage  be- 
langt werden  könne. 

35.  GAJ.  lib.  VI.  ad  Ed.  prov.  —  Derselbe  Julianus 
sagt,  dass,  wenn  der  Sclav  auch  den  Erlös  der  Sachen  noch 
nicht  eingenommen  habe,  gegen  den  Herrn  dennoch  als  Be- 
sitzer des  Rechts  die  Erbschaftsklage  angestellt  werden  könne, 
weil  er  die  Klage  hat,  vermöge  deren  er  den  Erlös  erlangen 
kann;  diese  Klage  würde  für  ihn  selbst  ohne  sein  Wissen 
erworbeu  werden. 

36.  PAUL.  lib.  XX.  ad  Ed.  —  Wenn  gegen  einen 
Herrn  oder  Vater,  der  Erlösgelder  besitzt,  die  Erbschaftsklage 
erhoben  wird,  muss  da,  wenn  der  Sohn  oder  der  Sclav  ge- 
storben, oder  der  letztere  freigelassen  und  der  erstere  entlas- 
sen worden  ist,  binnen  einem  Jahre  Klage  erhoben  werden? 
und  darf  der  Vater  oder  Herr  das  ihm  [von  jenen]  geschuldet 
Werdende  abziehen?  Julianus  sagt,  es  sei  richtig,  wie 
schon  Proculus  gelehrt  habe,  dass  die  Klage  für  immer 
zu  ertheilen  sei,  und  es  dürfe  dasjenige,  was  ihm  geschuldet 
werde,  nicht  abgezogen  werden,  weil  die  Klage  nicht  das 
Sondergut,  sondern  die  Erbschaft  betreffe.  Dies  ist  richtig, 
wenn  der  Sclav  oder  Haussohn  *)  den  Erlös  besitzt.  Wird 
aber  gegen  den  Herrn  die  Erbschaftsklage  deswegen  erhoben, 
weil  der  Sclav  Schuldner  [des  Erblassers]  gewesen,  so  muss 

2)  Z.  B.  wenn  der  Unglücksfall  unvermeidlich  war. 

3)  Dies  ist  nach  Vi  vi  ans  Glosse  zu  suppliren ;  ohne  dies  wäre 
der  Nachsatz  unverstandlich. 

4)  Und  also  der  Herr  durch  sie,  denn  die  obigen  Worte  sind 
kein  Gegensatz  zum  Eingang'  des  Fragments,  sondern  dieser 
folgt  erst  mit  den  nächsten  Worten. 
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angenommen  werden,  wie  wenn  über  das  Sondergut  geklagt 
würde.  Dasselbe,  sagt  Mauricianus,  sei  der  Fall,  wenn 
der  Sclav  oder  der  Sohn  das  gelöste  Geld  verbraucht  bat, 
aber  es  sonst  aus  seinem  Sondergute  bezahlt  werden  kann. 
§.  1.  Dass  auch  ein  Haussohn  mit  der  Erbschaftsklage  belangt 
werden  könne,  unterliegt  keinem  Zweifel,  weil  er  die  Fähig- 
keit zur  Herausgabe  wie  zum  Ausliefern  besitzt.  Um  so  mehr 
kann  gegen  einen  solchen  diese  Klage  dann  erhoben  werden, 
wenn  er,  während  er  als  Hausvater  die  Erbschaft  besass, 
sich  hat  adrogiren  lassen.  §.  2.  Hat  der  Besitzer  einen  Erb- 
schaftssclaven  getödtet,  so  kommt  auch  dies  bei  der  Erbschafts- 
klage iu  Betracht.  Pomponius  sagt  aber,  der  Kläger  müsse 
wählen,  ob  derselbe  ihm  gegen  einerseits  zu  leistende  Bürg- 
schaft, aus  dem  Aquilischen  Gesetz  keine  Klage  erheben  zu 
wollen,  [mittelst  der  Erbschaftsklage  zum  Ersatz]  verurtheilt 
werden  solle,  oder  ob  er  lieber  die  Aquilische  Klage,  wäh- 
rend dann  die  Schätzung  durch  den  Richter  wegfalle ,  unbe- 
schränkt behalten  wolle.  Diese  Wahl  hat  Statt,  wenn  der  Sclav 
vor  dem  Erbantritt  getödtet  worden  ist;  wenn  aber  nachher, 
so  entsteht  deshalb  eine  besondere  Klage  für  den  Erben ,  und 
dann  wird  dies  nicht  in  das  Bereich  der  Erbschaftsklage  ge- 
zogen. §.  3.  Wenn  ein  Räuber  sich  des  Besitzes  einer  Sache 
arglistig  entledigt  hat,  und  dieselbe  auf  eine  Art  und  Weise 
verloren  gegangen  ist,  auf  welche  sie,  wenn  auch  das  Besitz- 
verhältniss  dasselbe  geblieben  wäre,  doch  verloren  gegangen 
sein  würde,  so  ist,  wenn  man  bei  den  Worten  des  Senats- 
schlusses stehen  bleibt,  die  Lage  des  Räubers  besser,  als  die 
eines  Besitzers  im  guten  Glauben,  weil  der  Räuber,  wenn  er 
arglistig  sich  des  Besitzes  entledigt  hat,  so  verurtheilt  wird, 
als  wenn  er  besässe  5) ,  und  nicht  hinzugefügt  ist:  wenn 
die  Sache  verloren  gegangen  ist.  Nun  ist  es  aber 
keinem  Zweifel  unterworfen,  dass  er  nicht  besser  daran  sein 
dürfe,  als  der  Besitzer  im  guten  Glauben.  Es  muss  daher 
dem  Kläger  auch  wenn  die  Sache  theurer  verkauft  worden  ist, 
die  Wahl6)  freistehen,  um  den  Erlös  zu  erlangen,  denn  sonst 
würde  der  Räuber  dabei  gewinnen.  §.  4.  Zu  welcher  Zeit 
der  Besitzer  im  guten  Glauben  bereichert  sein  müsse,  darüber 
waltet  Zweifel  ob;  es  spricht  aber  mehr  dafür,  auf  die  Zeit 
der  Rechtskraft  zu  sehen.  §.  5.  Die  Nutzungen  kommen  erst 
nach  Abzug  der  Kosten  in  Betracht ,  welche  auf  deren  Hervor- 

5)  D.  h.  als  wenn  er  nicht  verätissert  hätte,  woraus  also  im 
Fall  der  Verunglückung  der  Sache  für  ihn  ein  Yorlheil  ent- 
springt,  den  ersterer  nicht  hat;  s.  Westphal  Commentar 
über  die  Gesetze  von  —  Testamenten ,  S.  272. 

6)  Nämlich  ob  er  den  wahren  Werth,  oder  den  gelösten 
grössern  haben  will»  Glosse. 
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bringen,  Einziehung*  und  Erhaltung  verwendet  worden  sind. 
Dies  fordert  nicht  nur  bei  Besitzern  im  guten  Glauben  ein 
natürlicher  Grund,  sondern  auch  bei  Käubern,  wie  Sabinus 
schon  gelehrt  hat. 

37.  ULP.  lib.  XV.  ad  Ed.  —  Hat  Jemand  Kosten  auf- 
gewendet, aber  keine  Nutzungen  gezogen,  so  ist  es  billig, 
beim  Besitzer  im  guten  Glauben  auch  auf  diese  Rücksicht  zu 
nehmen. 

38.  PAUL.  lib.  XX.  ad  Ed.  —  Die  übrigen  notwen- 
digen und  nützlichen  Kosten  können  getrennt  werden,  so  dass 
diese  zwar  auch  die  Besitzer  im  guten  Glauben  in  Anrechnung 
bringen  dürfen,  der  Räuber  aber  es  sich  selbst  zuschreiben 
muss,  wenn  er  wissentlich  an  eine  fremde  Sache  Kosten  ge- 
wendet hat.  Es  ist  jedoch  billig,  auch  in  seiner  Person  auf 
die  Kosten  Rücksicht  zu  nehmen,  denn  der  Erbschaftskläger 
darf  auch  aus  fremdem  Schaden  keinen  Gewinn  ziehen.  Dies 
liegt  schon  in  der  Pflicht  des  Richters,  und  es  wird  die  Ein- 
rede der  Arglist  nicht  dazu  erfordert.  Allerdings  aber  kann 
darin  ein  Unterschied  liegen,  dass  der  Besitzer  im  guten  Glau- 
ben die  Kosten  unter  allen  Umständen  abziehen  darf,  selbst 
wenn  die  Sache  uicht  mehr  vorhanden  ist,  worauf  er  sie 
verwendet  hat,  sowie  sie  der  Vormund  oder  Curator  erhält; 
der  Räuber  aber  nur  dann,  wenn  die  Sache  verbessert  wor- 
den ist. 

39.  GAJ.  lib.  VI.  ad  Ed.  prov.  —  Nützliche  und  not- 
wendige [Kosten]  sind  aber  diejenigen  z.B.,  welche  zur  Aus- 
besserung von  Gebäuden ,  oder  auf  Baumschulen  verwendet 
worden  sind ;  oder  wenn  wegen  Sclaven  eine  Streitwürderung 
gezahlt  wird,  dafern  dies  vortheilhafter  war,  als  sie  selbst 
auszuliefern.  Ferner  ist  es  einleuchtend,  dass  es  noch  viele 
andere  Kosten  dieser  Art  gebe.  §.  1.  Auch  dürfte  uns  die 
Einrede  der  Arglist  zu  den  Kosten,  die  auf  Gemälde,  Mar- 
mor und  andere  Vergnügungen  verwendet  worden,  verhelfen  7), 
vorausgesetzt  dass  wir  Besitzer  im  guten  Glauben  sind;  denn 
einem  Räuber  kann  man  mit  vollem  Recht  erwidern,  er  hätte 
auf  eine  fremde  Sache  keine  überflüssigen  Kosten  verwenden 
sollen;  jedoch  hat  er  die  Freiheit,  dasjenige  zurückzunehmen, 
was  ohne  Nachtheil  der  Sache  selbst  weggenommen  werden 
kann. 

40.  PAUL.  lib.  XX.  ad  Ed.  —  Auch  der  in  der  Rede 
des  verewigten  Kaisers  Hadrianus  enthaltene  Umstand, 
dass  nach  Beginn  des  Verfahrens  dem  Kläger  alles  Das  ge- 


7)  Videamus  ne  etc.  hier  liegt  die  Bejahung  schon  in  der  Frage- 
stellung; Haloander  hat  utique;  die  Vulgata  schiebt  zwi- 
schen exceptio  und  si  ein :  et  utique  proßciet. 
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wahrt  werden  müsse,  was  er  gehabt  haben  würde,  wenn  die 
Erbschaft  zu  der  Zeit,  wo  er  Klage  darauf  erhob,  [gleich] 
herausgegeben  worden  wäre,  ist  zuweilen  hart.  Denn  wie, 
wenn  nach  der  Einleitung  des  Verfahrens  Sclaven,  Zugvieh 
oder  Vieh  gestorben  ist  ?  Hier  wird  nach  den  Worten  der 
Rede  Verurlheilung  erfolgen  müssen,  weil  der  Kläger  nach 
geschehener  Herausgabe  der  Erbschaft  sie  hätte  verkaufen 
können.  Dem  Proculus  schien  dies  in  einigen  besondern 
Fällen  gerecht;  Cassius  behauptete  das  Gegentheil.  Procu- 
lus hat  in  Betreff  des  Räubers  Recht;  Cassius  aber  in  An- 
sehung der  Besitzer  im  guten  Glauben.  Denn  der  Besitzer 
[im  guten  Glauben]  braucht  weder  für  die  Sterblichkeit  zu 
stehen,  noch  aus  Furcht  vor  der  Gefahr  ohne  Noth  sein  Recht 
unvertheidigt  im  Stich  zu  lassen.  §.  1.  Der  Räuber  macht  die 
Nutzungen  nicht  zu  seinem  Eigenthum ,  sondern  sie  vermehren 
die  Erbschaft,  und  daher  muss  er  auch  von  dieser  die  Nutzun- 
gen gewähren;  bei  Besitzern  im  guten  Glauben  kommen  nur 
diejenigen  bei  der  Erstattung  als  Vermehrung  der  Erbschaft 
in  Betracht,  wodurch  er  bereichert  worden  ist.  §.2.  Klagen, 
welche  der  Besitzer  erlangt  hat,  muss  er,  wenn  ihm  die  Erb- 
schaft entwährt  worden,  herausgeben,  wie  z.  B.  wenn  ihm 
[der  Prätor]  das  Interdict  Von  wo  mit  Gewalt  oder  Was 
bittweise  ertheilt  hat  8).  §.  3.  Umgekehrt  muss  aber  auch 
der  Besitzer,  wenn  er  wegen  drohenden  Schadens  Bürgschaft 
gestellt  hat,  sichergestellt  werden.  §.  4.  Die  Amtspflicht  des 
Richters  begreift  auch  die  Noxalklagen,  so  dass  der  Besitzer, 
wenn  er  den  Sclaven,  welcher  einer  Erbschaftssache  Schaden 
zugefügt,  oder  einen  Diebstahl  begangen  hat,  auszuliefern  be- 
reit ist,  losgesprochen  werden  muss,  wie  es  bei  dem  Interdict 
W^as  gewaltsam  oder  heimlich  der  Fall  ist. 

41.  GAJ.  lib.  VI.  ad  Ed.  prov.  —  Wenn  der  Besitzer 
der  Erbschaft  zu  der  Zeit,  wo  er  belangt  ward,  wenige  Sa- 
chen besass ,  nachher  aber  auch  in  den  Besitz  anderer  Sachen 
gekommen  ist,  so  muss  er  auch  diese,  wenn  er  unterlegen 
hat,  herausgeben,  mag  er  den  Besitz  vor  oder  nach  Einleitung 
des  Verfahrens  erworben  haben;  und  wenn  die  Bürgen, 
welche  er  gestellt  hatte,  dem  Streitgegenstande  nicht  genügen, 


8)  Unser  Text  lässt  hier  mit  der  Florentine  concessit  folgen; 
was  Haloander,  Charondas  und  Pacius  verwarfen, 
und  wovon  B  reue  mann  (s*  die  Göttinger  C.  Juris -Aus- 
gabe) sagt:  nec  seine  video quid  hoc  verbum  sibi  velit. 
Allein  man  kann  Prätor  suppliren.  (Obendrein  ist  ja  die 
Stelle  eoc  h'br.  ad  jE  die  tum.)  Cujac.  Commeniar.  ad 
Hb.  XX.  Pauli  ad  Ed.  (Opp.  T.  V.  p.  278)  ei  klärt  concessit 
vom  Besiter  sc.  quod  precario  concessit :  qu.  pr.  ist  also  dann 
nicht  als  Bezeichnung  des  Interdicts  zu  nehmen. 
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so  muss  der  Proconsul  ihm  heissen,  genügsame  Sicherheit  zu 
bestellen.  Auch  wenn  er  umgekehrt  hernach  weniger  Sachen 
besitzt,  als  er  zu  Anfang  besass,  so  muss  er,  vorausgesetzt, 
dass  sich  dies  ohne  seine  Arglist  zutrug,  in  Betreff  derjenigen 
Sachen,  welche  er  nicht  mehr  besitzt,  losgesprochen  werden. 
§.1.  Julianus  sagt,  es  müssen  auch  die  Nutzungen  von  den- 
jenigen Sachen,  welche  der  Erblasser  als  Pfänder  empfing, 
gerechnet  werden. 

42.  ÜLP.  lib.  LXVII.  ad  Ed.  —  Wenn  ein  Erbschafts- 
schuldner nicht  deshalb  nicht  zahlen  will,  weil  er  Erbe  zu 
sein  behauptet,  sondern  deswegen,  weil  er  leugnet,  dass,  oder 
zweifelt,  ob  die  Erbschaft  Dem,  der  darauf  klagt,  zustehe,  so 
findet  die  Erbschaftsklage  gegen  ihn  nicht  Statt. 

43.  PAUL.  lib.  II.  ad  Plaut.  —  Nachdem  ich  ein  Ver- 
mächtniss von  dir  angenommen  habe ,  erhebe  ich  Erbschafts- 
klage. Atilicinus  sagt,  Einige  seien  der  Meinung  gewesen, 
die  Klage  könne  mir  nur  dann  gegen  dich  ertheilt  werden, 
wenn  ich  das  Vermächtniss  zurückgäbe.  Allein  meines  Er- 
achtens braucht  der  Erbschaftskläger  das  Vermächiniss  unter 
keiner  andern  Bedingung  herauszugeben,  als  dass  ihm  Sicher- 
heit bestellt  wird,  ihm,  wenn  wegen  der  Erbschaft  wider  ihn 
erkannt  werden  würde,  das  Vermächtniss  zurückzugeben,  in- 
dem es  unbillig  sein  möchte,  dass  der  Besitzer  der  Erbschaft 
in  diesem  Falle  das  Vermächtniss  behalte ,  was  er  [schon] 
gezahlt  hat,  und  besonders  wenn  der  Gegner  nicht  aus  Muth- 
willen,  sondern  aus  Irrthum  die  Erbschaftsklage  erhob;  dies 
heisst  auch  JLaelius  gut.  Der  Kaiser  Antoninus  aber  ver- 
ordnete, dass  demjenigen,  der  ein  Vermächtniss  aus  einem 
Testamente  angenommen  hatte,  nach  Erörterung  der  Sache 
die  Erbschaftsklage  abgeschlagen  Werden  müsse,  wenn  näm- 
lich seine  Chicane  am  Tage  liege. 

44.  JAVOLEJV.  lib.  I.  ex  Plaut.  —  Wenn  derjenige, 
der  ein  Vermächtniss  aus  einem  Testamente  empfangen  hat, 
Erbschaflsklage  anstellt,  und  das  Vermächtniss  auf  irgend  eine 
Weise  nicht  zurückgegeben  worden  ist,  so  liegt  es  der  Amts- 
pflicht des  Richters  ob,  dass  ihm,  wenn  er  obgesiegt  hat,  die 
Erbschaft  mit  Abzug  dessen,  was  er  empfangen,  herausgegeben 
werde. 

45.  CELS.  lib.  IV.  Big.  —  Wer  sich ,  obschon  er  die 
[fragliche]  Sache  nicht  besitzt,  auf  die  Klage  muthwillig  ein- 
gelassen hat,  wird  verurtheilt;  er  könnte  denn  mit  den  augen- 
scheinlichsten Beweisen  darthun,  der  Kläger  habe  von  Anfang 
an  gewusst,  dass  er  sich  nicht  im  Besitz  befinde,  weil  er  auf 
diese  Weise  dann  nicht  betrogen  worden  ist.  Wer  sich  einer 
Erbschaftsklage  muthwillig  entgegenstellt,  haftet  auch  aus  dem 
Grunde  der  Arglist;  die  Wiirderung  muss  nämlich  auf  so  hoch 

Corp.  jur,  civ.   I.  40 
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geschehen,  als  tiein  Kläger  daran  gelegen  war,  nicht  betrogen 
zu  worden. 

*6.  MODEST,  lib.  VI.  Afferent.  —  Als  einem  Räuber 
gleichstehend  wird  derjenige  angesehen,  der  durch  ein  still- 
schweigendes Fideicommiss  versprochen  hatte,  einem  Tesla- 
AVents unfähigen  eine  Erbschaft  herauszugeben. 

47.  I i) EiM  lib.  VIII.  llesp.  —  Wenn  Lucius  Titius  in  der 
Anklage  des  Testaments  eines  Verwandten  als  verfälscht  nicht 
Hecht  erhalten  hat,  so  frage  ich,  ob  ihm  die  Anklage  wegen 
zu  Recht  nicht  errichteten  noch  besiegelten  Testaments  zustän- 
dig sei?  Die  Antwort  lautete:  deswegen,  dass  er  bei  der  An- 
klage wegen  Verfälschung  nicht  gewonnen,  kann  er  mit  der 
wegen  nicht  zu  Recht  beständig  errichteten  Testaments  nicht 
abgewiesen  werden. 

4«.  JAVOLEX.  lib.  III.  ex  Cassio.  —  Bei  Erbschafts- 
würderungen  kommt  der  Erlös  einer  verkauften  Erbschaft  in- 
sofern in  Betracht,  dass  auch  der  grossere  [wahre]  Werth 
derselben  dazu  gerechnet  wird,  wenn  sie,  um  ein  Geschäft 
zu  machen,  verkauft  worden  ist;  wenn  aber  eines  Fideicom- 
misses  wegen,  nichts  weiter,  als  was  man  im  guten  Glauben 
eingenommen  hat. 

49.  PAPIN.  lib.  III.  Ouaest.  —  Wenn  der  Erbschafts- 
besitzer im  guten  Glauben  Erbschaftsschuldner  oder  Inhaber 
von  Erbschaftssachen  verklagen  will,  so  wird  er  gehört  wer- 
den, vorausgesetzt,  dass9)  Gefahr  vorhanden  ist,  die  Klagen 
möchten  durch  die  Verzögerung  Arerloren  gehen.  Der  Erbschafts- 
kläger kann  aber  ohne  Furcht  vor  einer  Einrede  die  dingliche 
Klage  erheben.  Denn  wie,  wenn  der  Erbschaftsbesitzer  es 
vernachlässigt?  Oder  wenn  er  nichts  davon  weiss,  dass  er 
ein  [gewisses]  Recht  habe  10)? 

50.  Idem  lib.  VI.  Qvaest.  —  Die  Erbschaft  bildet  auch 
ohne  irgend  etwas  Körperliches  einen  Rechtsbegrifl.  §.  1.  Wenn 
der  Besitzer  im  guten  Glauben  dem  Erblasser,  um  eine  Be- 
dingung zu  erfüllen,  ein  Denkmal  errichtet  hat,  so  kann  man 
(weil  der  Wille  des  Verstorbenen  hierin  wenigstens  zu  beob- 
achten ist,  wenn  die  Kosten  der  Errichtung  des  Denkmals  näm- 
lich ein  billiges  Maass,  oder  so  viel  als  der  Testator  befohlen, 
nicbt  übersteigen),  sagen,  dass  derselbe,  wenn  ihm  die  Erb- 
schaft entzogen  wird,  die  Kosten  vermittelst  der11)  Einrede 


9)  Utique,  Cuf.  Obs.  L.  XX.  c.  35. 

10)  Bei  diesem  Gesetz  ist  nämlich  vorauszusetzen ,  dass  Besitzer 
und  Kläger  mit  einander  schon  im  .Streit  befangen  sind. 

11)  Man  erklärt  das  Florentinische  rattone  vor  doli  exceptione 
durch  einen  den  Juristen  eigenen  Pleonasmus,  und  es  wäre 
dann  zu  nehmen  für:  in  Ansehung,  d.h.  was  die  Arglist 
betrifft,  und  hei  Exceptio  wäre  doli  zu  wiederholen.  Cu- 
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der  Arglist  entweder  innebelialten  dürfe,  oder  mit  der  Klage 
wegen  Geschäftsführung  zurückfordern  könne ,  ais  wenn  er 
gleichsam  ein  Erbschaftsgeschäft  verrichtet  hatte.  Denn  wenn 
gleich  die  Erben  nach  strengem  Rechte  mit  keiner  Klage  zur 
Errichtung  eines  Denkmals  angehalten  werden  können,  so 
werden  sie  doch  durch  das  Geheiss  des  Kaisers  oder  der  Prie- 
ster zur  Befolgung  des  letzten  Willens  angehalten. 

51.  PAPIN.  üb.  II.  JResp.  —  Der  [gesetzmässige]  Erbe  1 2) 
eines  Wahnsinnigen  muss  dessen  Substituten  oder  Verwandten 
des  folgenden  Grades  die  Nutzungen  der  in  der  Mitte  liegen- 
den Zeit,  wodurch  der  Wahnsinnige  durch  seinen  Curator 
als  bereichert  erscheint,  gewähren,  jedoch  natürlich  mit  Aus- 
nahme derjenigen  Kosten,  welche  auf  den  Bestand  [der  Erb- 
schaft] selbst  sowohl  nothwendig  als  nützlich  verwendet  wor- 
den sind.  Auch  was  in  Bei  reif  des  Wahnsinnigen  nothwendig 
verausgabt  worden  ist,  wird  hiervon  ausgenommen,  es  müsste 
denn  derselbe  andere  hinreichende  Mittel  haben,  mit  denen  er 
erhalten  werden  kann.  §.  1.  Von  nach  Erhebung  der  Erb- 
schaftsklage gezogenen  Nutzungen  werden  keine  Zinsen  erstattet. 
Anders  ist  es  mit  denen,  die  vor  Erhebung  der  Erbschaftsklage 
gewonnen,  die  Erbschaft  vermehren. 

52.  HERMOGEN.  lib.  II.  Jur.  epit.  —  Wenn  der  Be- 
sitzer von  einer  Erbschaft  einen  unanständigen  Gewinn  gezogen 
hat,  so  muss  er  auch  diesen  ersetzen,  damit  nicht  die  anstän- 
dige Auslegung  eines  unanständigen  Gewinnes  dem  Besitzer 
einen  Vortheil  stifte. 

53.  PAUL.  lib.  X.  ad  Sabin.  —  Für  den  Besitzer  wird 
nicht  nur  zur  Berichtigung  von  Erbschaftsschulden  eine  Ver- 
ausserung  zur  Nothwendigkeit,  sondern  auch  wenn  von  dem- 
selben nothwendige  Kosten  auf  eine  Erbschaftssache  verwendet 
worden  sind,  oder  wenn  [Sachen]  durch  Aufschub  verloren 
gehen,  oder  schlechter  werden  würden. 

54.  JULIAN,  lib.  VI.  Dig.  —  Es  ist  billig,  Demjeni- 
gen, der  Theile  einer  Erbschaft,  oder  eine  ganze  Erbschaft 
vom  Fiscus  gekauft  hat,  eine  Klage  zu  geben,  wodurch  er 
alle  zu  derselben  gehörigen  VermÖgenstheile  verfolgen  kann, 


jac.  Commentar.  ad  lib.  VI.  Quaesi.  Pap.  (Opp.  T.  VI.  120) 
will  ejcceptionis  lesen,  ratione  mit  dem  Geuitiv  wäre  dann 
zrz  par  le  moyen  de  — . 
12)  Dieses  Gesetz  könnte  leicht  zu  Missverstäodnissen  Anlass 
geben.  Der  Fall  ist  der,  dass  A  den  wahnsinnigen  B  zum 
Erben  eingesetzt  und  ihm  den  C  substituirt  hat.  B.  stirbt 
im  Wahnsinn,  folglich  fällt  die  Erbschaft,  welche  er  vom  A. 
überkommen,  und  von  der  hier  die  Rede  ist,  nun  an  C. , 
uud  diese  muss  der  gesetzinäsaige  Erbe  des  Wahnsinnigen  D. 
an  C.  herausgeben. 

40* 
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sowie  Dem,  welchem  nach  dem  Trebellianischen  Senatsschlusg 
r\nv  Erbschaft  ausgeantwortet  worden  ist,  die  Erbschaftsklage 
gegeben  wird.  §.  1.  Dass  der  Erbe  des  Schuldners  dasjenige, 
der  Erblasser  zum  Pfände  gegeben  hatte,  mit  der  Erb- 
schaftsklage wieder  erlangen  könne,  unterliegt  keinem  Zweifel. 

2.  Wenn  stadtische  und  landliche  Grundstücke  durch  die 
.Nachlässigkeit  der  Besitzer  sich  verschlechtert  haben,  weil 
7..  I>.  Weinberge,  Obstpilanzungen  und  Garten  wider  die  Ge- 
wohnheit eines  verstorbenen  Hausvaters  bewirtschaftet  worden 
sind,  so  müssen  sich  die  Besitzer  eine  Streitwürderiing  der- 
selben, um  so  viel,  als  sie  schlechter  geworden  sind,  gefallen 
lassen. 

55.  JULLiN.  lib.  LX.  Big.  —  Wenn  die  Erbschaft  ent- 
währt worden  ist,  so  muss  der  Besitzer  im  guten  Glauben, 
dasjenige ,  was  er  durch  das  Aquilische  Gesetz  eingezogen  hat, 
nicht  einfach,  sondern  doppelt  herausgeben,  denn  er  darf  daraus, 
was  er  riicksichtlich  der  Erbschaft  eingenommen  hat,  keinen 
Gewinn  ziehen. 

56.  AFRICAN.  lib.  IV.  Quaest.  —  Wenn  eine  Erb- 
schaftsklage erhoben  worden  ist,  so  müssen  diejenigen  Nutzun- 
gen, welche  der  Besitzer  gezogen  hat,  ohne  Unterschied  aus- 
geantwortet werden,  wenn  sie  auch  der  Kläger  [selbst]  nicht 
gezogen  haben  würde. 

57.  NERATIUS  lib.  VII.  Membran.  —  Wenn  eiue  Per- 
son  dieselbe  Erbschaft  wider  Zwei  vertheidigt,  und  für  den 
Einen  von  diesen  entschieden  wrorden  ist,  so  pflegt  die  Frage 
aufgeworfen  zu  werden,  ob  Diesem  in  Folge  dessen  die  Erb- 
schaft herausgegeben  werden  müsse,  wie  es  der  Fall  sein 
würde ,  wenn  ein  Anderer  darauf  nicht  auch  geklagt  hatte, 
so ,  dass  nun  also ,  wenn  kurz  darauf  auch  für  den  Andern 
entschieden  würde,  der  Beklagte,  weil  er  weder  besitzt,  noch 
arglistiger  W^eise  es  dahin  gebracht  hat,  dass  er  dasjenige 
nicht  mehr  besitzt,  was  er  in  Folge  der  Verurtheilung  heraus- 
geben soll,  losgesprochen  werden  müsse,  oder,  ob  derselbe, 
weil  auch  für  den  Andern  entschieden  werden  kann,  unter 
keiner  andern  Bedingung  herauszugeben  brauche ,  als  wreim 
ihm  Sicherheit  gestellt  worden  ist,  dass  er  gegen  den  Andern 
die  Erbschaft  zu  vertheidigen  fortfahre?  Es  ist  besser,  den 
Verurtheilten  vermöge  der  Amtspflicht  des  Richters  mit  einer 
Sicherheit  oder  Bürgschaft  zu  decken,  indem  auch  dem  [An- 
dern] dann  Sicherheit  wird,  der  in  der  Rechtsverfolgung  lang- 
samer gegen  den  frühern  Sieger  auftritt. 

58.  SCAEVOLA  lib.  III.  Big.  —  Ein  vom  Vater  aus 
der  Gewalt  entlassener  Sohn  hatte,  der  Testamentsbedingung 
gemäss ,  die  Erbschaft  seiner  Mutter  angetreten ,  die  der  Vater, 
ehe  er  den  Sohn  entliess,  besessen  und  deren  Nutzungen  er 
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gezogen,  aber  zu  Ehren  des  Solines,  wahrend  dieser  Senator 
war,  Auslagen  davon  bestritten  Latte;  hier  entstand  die  Frage, 
ob  der  Sohn,  wenn  sich  der  Vater  zur  Herausgabe  der  Erb- 
schaft mit  Berücksichtigung  dessen,  was  er  für  ihn  veraus- 
gabt, bereitwillig  zeigt,  und  jener  nichts  desto  weniger  darauf 
besteht,  die  Erbschaftsklage  zu  erheben,  mit  der  Einrede  der 
Arglist  abgewehrt  werden  könne?  Ich  habe  mein  Gutachten 
dahin  gestellt,  es  komme  ihm,  selbst  wenn  er  die  Einrede 
nicht  vorschütze,  die  richterliche  Amtspflicht  zur  Genüge  zu 
Hülfe. 

Vierter  Titel. 

S  i  pars  hereditatis  p  e  t  a  t  u  r* 
(Jfenn  ein  Theil  der  Erbschaft  gefordert  wird.) 
i.  ULP.  lib.  V.  ad  Ed.  —  Nach  derjenigen  Klage, 
welche  der  Prätor  Dem  darbot,  welcher  behauptet,  dass  eine 
Erbschaft  ihm  allein  gehöre,  war  es  folgerecht,  auch  Dem  eine 
solche  zu  gewähren,  der  einen  Theil  der  Erbschaft  verlangt. 
§.  1.  Wer  eine  Erbschaft  oder  einen  Theil  derselben  verlangt, 
der  nimmt  nicht  darauf  Rücksicht,  was  der  Besitzer  inne  hat, 
sondern  [nur]  auf  sein  Recht,  und  daher  kann  er,  wenn  er 
Gesammterbe  ist,  die  ganze  Erbschaft  [wider  dich]  in  An- 
spruch nehmen,  auch  wenn  du  nur  eine  einzige  Erbschafts- 
sache besitzest;  wenn  er  Theilerbe  ist,  seinen  Theil,  auch 
wenn  du  die  ganze  Erbschaft  besitzest.  §,  2.  Ja ,  es  braucht 
sich  sogar,  wenn  Zwei  eine  Erbschaft  besitzen,  und  zwei  An- 
dere behaupten,  dass  jedem  von  ihnen  die  Hälfte  [davon]  ge- 
bühre, nicht  jeder  Einzelne  an  einen  Einzelnen  zu  halten,  zu 
begnügen,  z.B.  der  Erste  an  den  Ersten,  und"  der  Zweite  an 
den  Zweiten,  sondern  [es  können  sich]  Beide  an  den  Ersten, 
oder  Beide  an  den  Zweiten  [halten]  ;  denn  es  besitzt  nicht 
der  Eine  die  Hälfte  des  Ersten ,  und  der  Andere  die  des  Zwei- 
ten, sondern  Beide  die  Beider  als  Erben.  Besitzen  aber  der 
Besitzer  und  der  Kläger  die  Erbschaft,  während  jeder  von  ihnen 
die  Hälfte  derselben  in  Anspruch  nimmt,  so  müssen  sie  gegen- 
seitig klagen,  um  die  Antheile  an  den  [verschiedenen]  Sachen 
zu  erlangen,  oder  wenn  sie  sich  die  Erbschaft  selbst  nicht 
streitig  machen,  die  Erbtheilungsklage  anstellen.  §.  3.  Wenn 
ich  Erbe  zur  Hälfte  zu  sein  behaupte,  mein  Miterbe  aber  die 
Erbschaft  zusammen  mit  einem  Fremden  besitzt,  so  fragt  es 
sich,  ob  ich,  wenn  der  Miterbe  nicht  mehr  als  seine  Hälfte 
besitzt,  gegen  den  Fremden  allein,  oder  auch  gegen  den  Mit- 
erben die  Erbschaftsklage  erheben  muss  ?  Pegasus  soll  der 
Ansicht  gewesen  sein,  ich  müsste  den  Fremden  allein  ver- 
klagen, und  dieser  müsse  herausgeben,  was  er  besitze,  und 
es  dürfte  hierfür  sogar  die  Amtspflicht  des  Richters  sorgen  müs*> 
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sen.  Allerdings  erfordert  zwar  die  Rechtsfrage,  dass  ich  die 
Erbschaftsklage  gegen  Heide,  das  heisst  auch  gegen  meinen 
Miterben  anstellen,  und  dieser  eine  Klage  dann  gegen  den 
fremden  Besitzer  richten  kann;  aber  die  Meinung  des  Pega- 
sus ist  vortheilhafter.  §.4.  Sehen  wir,  wie  ich  klagen  muss, 
wenn  ich  Erbe  zur  Hälfte  zu  sein  behaupte,  und  das  Drittheil 
der  Erbschaft  besitze,  und  das  noch  fehlende  Sechstheil  er- 
langen will.  Labeo  schreibt,  ich  müsse  die  Hälfte  durchaus 
von  den  einzelnen  [Miterben]  fordern,  und  so  werde  es  ge- 
schehen, dass  ich  von  jedem  einzelnen  ein  Sechstheil  erlange, 
und  also  zwei  Drittheile  bekomme.  Dies  halte  ich  für  richtig; 
ich  selbst  aber  werde  wieder  zur  Herausgabe  eines  Sechstheils 
vom  Drittheil  gehalten,  das  ich  besass,  und  daher  muss,  nach 
der  Amtspflicht  des  Richters,  eine  Gegenrechnung  dessen  Statt 
finden,  was  ich  besitze,  wenn  diejenigen,  gegen  welche  ich 
die  Erbschaftsklage  angestellt  habe,  etwa  Miterben  sind.  §.5. 
Zuweilen  lä'sst  der  Prätor  aus  geeigneten  eintretenden  Ursachen 
eine  Klage  auf  einen  unbestimmten  Theil  der  Erbschaft  zu; 
so  z.  B.  ist  es  unbestimmt,  wenn  ein  Brnderssohn  des  Erb- 
lassers und  schwangere  Frauen  von  verstorbenen  Brüdern  vor- 
handen sind,  welchen  Theil  der  Erbschaft  der  Bruderssohn 
fordern  kann,  weil  es  unbestimmt  ist,  wie  viel  Kiuder  der 
[verstorbenen]  Brüder  geboren  werden.  Es  ist  also  billig, 
jenem  die  Forderung  eines  unbestimmten  Theiles  nachzulassen« 
Man  kann  daher  nicht  mit  Unrecht  behaupten,  dass,  wo  Je- 
mand ungewiss  ist,  einen  wie  grossen  Theil  er  fordern  solle, 
ihm  die  Forderung  eines  unbestimmten  gestattet  werden  müsse. 

2.  GAJ.  lib.  VI.  ad  Ed.  prov,  —  Wenn  von  Mehreren, 
denen  dieselbe  Erbschaft  zukommt,  einige  antreten,  andere  aber 
noch  berathschlagen,  so  dürfen  diejenigen,  welche  angetreten 
haben,  auf  keinen  grössern  Theil  Klage  erheben,  als  welchen 
sie  haben  würden,  wenn  die  übrigen  anträten;  und  es  nützt 
ihnen  nichts13),  wenn  die  übrigen  [nachher  auch]  nicht  an- 
getreten haben.  AVenn  die  übrigen  aber  nicht  antreten,  so 
können  sie  auch  auf  deren  Antheile ,  dafern  sie  ihnen  sonst 
zukommen  ,  Klage  erheben. 

3.  PAUL.  lib.  XVII.  ad  Plaut.  —  Die  Alten  sorgten 
für  eine  freie  Leibesfrucht  auf  die  Art,  dass  sie  ihr  bis  auf 
die  Zeit  der  Geburt  alle  Rechte  unverkürzt  vorbehielten,  so- 
wie man  es  beim  Erbschaftsrechte  sehen  kann,  wo  die  Agna- 
ten fernerer  Abstufung  als  die  Leibesfrucht  nicht  zugelassen 
werden,  so  lange  es  ungewiss  ist,  ob  dieselbe  geboren  werden 
könne.    Stehen  aber  die  übrigen  in  gleicher  Abstufung  wie 


13)  Nämlich  um  der  Strafe  des  Zuyielgeforderten  zu  entgehen. 
Glück  B.VIII.  p.  10.  n.  19. 
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die  Leibesfrucht,  so  hat  man  die  Frage,  ein  wie  grosser  Tlieil 
ausgesetzt  bleiben  müsse,  darum  aufgeworfen,  weil  man  nicht 
wissen  konnte,  wieviel  geboren  werden  würden;  denn  über 
diesen  Umstand  wird  soviel,  so  Mannigfaltiges  und  Unglaub- 
liches geglaubt,  dass  man  es  zu  den  Fabeln  zahlen  kann.  So 
z.B.  erzählt  man,  es  seien  vier  Mädchen  auf  einmal  von  einer 
Mutter  geboren  worden;  auch  berichten  glaubwürdige  Schrift- 
steller, dass  eine  Frau  im  Peloponnes  fünfmal  je  vier  Rinder, 
viele  Weiber  in  Aegypten  aber  auf  einmal  sieben  Kinder  ge- 
boren haben.  Wir  haben  ebenfalls  drei  Senatoren,  die  Dril- 
lingsbrüder waren,  gesehen,  die  zum  Kampf  ausziehenden  1  4) 
Horatier.  Auch  Lalius  berichtet,  dass  er  im  kaiserlichen 
Pallast  eine  freie  Frau  gesehen  habe,  die  von  Alexandrien 
herbeigeführt  worden,  um  dem  Hadrianus  gezeigt  zu  wer- 
den, mit  fünf  Kindern,  von  denen  sie  vier  zu  gleicher  Zeit, 
das  fünfte  nach  vierzig  Tagen  geboren  haben  sollte.  Wie  nun 
also  ?  Die  Rechtsgelehrten  haben  sehr  klüglich  gewissermaassen 
den  Mittelweg  befolgt,  so  dass  sie  darauf  Rücksicht  nehmen, 
Was  nicht  gerade  sehr  selten  geschehen  kann,  d.h.  sie  haben, 
weil  es  öfters  geschieht,  dass  Drillinge  geboren  werden,  dem 
überlebenden  Sohn  1  5)  das  Viertheil  angewiesen;  denn  was 
einmal  oder  zweimal  [nur]  geschieht,  übergehen, 
w  ie  Th  eophrastu  s  sagt,  die  Gesetzgeber.  Wenn  die 
Mutter  daher  nachher  auch  nur  ein  Kind  gebiert,  so  wird 
[jener  doch]  einstweilen  nicht  zur  Hälfte,  sondern  zum  Vier- 
theil Erbe  sein. 

4.  ULP.  üb.  IV.  ad  Ed.  —  Werden  weniger  geboren, 
so  wächst  ihm  der  Ueberrest  antheilsmä'ssig  zu;  wenn  aber 
mehr  als  drei,  so  geht  von  dem  Theile,  zu  welchem  er  Erbo 
geworden,  [das  Verhältnissmässige]  ab. 

5.  PAUL.  lib.  XVII.  ad  Plaut.  —  Es  ist  zu  merken, 
dass,  wenn  eine  Frau  nicht  schwanger  ist,  aber  dafür  gehalten 
wird,  der  Sohn  1  5)  unterdessen  Gesammterbe  ist,  wenn  er  auch 

14)  Cinctos ,  s.  Brisson.  und  Ulr.  Huber.  Prael.  ad  h.  t. 
§.  3.  —  Es  ist  wohl  kaum  ein  Gesetz  vorhanden,  über  wel- 
ches soviel  Conjerturci  gemacht,  und  dessen  Unverdorbenheit 
soviel  Zweifel  entgegengestellt  worden  sind,  a's  das  obige; 
man  sehe  darüber  vor  All -ii :  Desid  Heraldi  Obs.  et  Emend. 
tap.  39.  (T.  O  II.  p  13B1  sq.)  und  C  a  r.  A  n  u  i  b  Fabroti 
de  justo  parte  Ejrercit  II  (T  O  III  p  Ii  73. )  Die  Zweifel 
betreffen  nämlich  die  Horatier,  und  drehen  sich  besonders 
um  die  drei  Worte:  senatores ,  viüimus  und  cinctos,  sowie 
die  Verbindung,  worin  die  ganze  Stelle  im  Gesetz  sieht  Zur 
Genüge  hat  aber  Byukershoek,  Obs.  Lib  III  Cap  8,  alle 
diese  scheinbaren  und  erdachten  Schwierigkeiten  beseitigt. 

15)  In  diesen  beiden  Fragmenten,  die  urspriiuglish  zusammen- 
gehangen haben  mögen,  ist  der  Fall  vorausgesetzt,  dass  ein 
Sohn  und  dessen  schwangere  Mutter  den  Yater  überleben. 
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niclits  davon  weiss,  dass  er  Gesauimterbe  sei.  §.  1.  Dasselbe 
gilt  vom  Fremden,  "wenn  er  auf  einen  bestimmten  Tlieil  zum 
Erbeu  eingesetzt  worden  ist,  und  auf  den  übrigen  die  Nach- 
geborenen. Ist  vielleicht  die  Einsetzung  mit  den  Worten  ge- 
schehen :  soviel  Kinder  mir  geboren  werden,  und 
Lucius  Titius  sollen  zu  Köpft  heilen  meine  Erben 
sein,  so  kann  Frage  entstehen,  ob  er  antreten  könne,  sowie 
derjenige,  welcher  den  ihm  im  Testamente  [beschiedenen]  An- 
theil  nicht  kennt.  Es  ist  allerdings  vorteilhafter  für  Den, 
der  seinen  Antlieil  nicht  kennt,  antreten  zu  können,  wenn  ihm 
nur  sonst  das ,  was  er  wissen  muss ,  nicht  unbekannt  ist. 

6.  ULP.  lib.  VI.  Ophu  —  Der  Schwester ,  welche  mit 
vier  Brüdern  16)  Miterbin  zum  Vermögen  der  Mutter  gewor- 
den ist,  wird  der  fünfte  Theil  von  jedem  Antheile,  der  an 
jene  fiel ,  zukommen ,  so  dass  jeder  Einzelne  auf  das  Viertbeil 
[eingesetzte] ,  welches  er  vorher  zu  haben  angenommen  ward, 
ihr  [davon]  nicht  mehr  als  das  Fünftheil  abzutreten  braucht. 
<§.  1.  Die  Kosten,  welche  auf  die  Lasten  der  ganzen  Erbschaft 
rechtmässig  verwendet  worden  sind,  werden  demjenigen,  der 
auf  den  Grund  des  Rechts  eines  Freilassers  einen  Antheil  ent- 
währt hat,  verbältnissmässig  angerechnet. 

7.  JULIAN,  lib.  VIII.  Digest.  —  Dasjenige,  was  wir 
mit  der  Erbtheilungsklage  erlangen,  die  Auseinandersetzung 
der  Gemeinschaft,  können  wir  durch  die  Erbschaftsklage  nicht 
erreichen ,  indem  [bei  dieser]  zur  Amtspflicht  des  Richters  nichts 
weiter  gehört,  als  dass  er  befiehlt,  mir  das  [mir  gebührende] 
Erbanlheil  ungetheilt  herauszugeben. 

8.  1b em  lib.  XL VIII.  Dig.  —  Dem  Besitzer  einer  Erb- 
schaft muss  gestattet  werden,  die  eine  Hälfte  der  Erbschaft  zu 
vertheidigen,  und  die  andere  abzutreten;  denn  es  hindert  Nie- 
manden etwas,  eine  Erbschaft  ganz  zu  besitzen,  und  zu  wissen, 
dass  ihm  die  Hälfte  davon  gebühre,  wegen  der  andern  aber 
keinen  Streit  zu  erheben. 

9.  PAUL.  lib.  III.  Epitom.  Alfeni  Dig.  —  Während 
mehrere  Erben  eingesetzt  waren,  befand  sich  einer  derselben 
in  Asien;  sein  Geschäftsbesorger  schloss  einen  Verkauf  ab, 
und  nahm  das  Geld  für  dessen  Antheil  in  Empfang;  nachher 
ergab  sich,  dass  der,  welcher  sich  in  Asien  befand,  vorher 
schon  mit  Einsetzung  seines  Geschaftsbesorgers  zum  Erben 
zur  Hälfte  und  eines  Andern  zur  andern  Hälfte  gestorben  sei. 
Hier  entstand  die  Frage,  auf  welche  Weise  das  Erbgeld  ein- 
zuklagen wäre?  Es  ward  zur  Antwort  ertheilt,  die  [Miterben] 
müssten  von  dem  Geschäftsbesorger  das  ganze  Erbgeld  verlan- 
gen, weil  dasjenige  Geld,  was  aus  dem  Verkauf  an  denselben 


16)  Welche  nämlich  die  Erbschaft  besitzen. 
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gelangt  sei ,  aus  der  Erbschaft  gelöst  wäre ;  nichts  desto  weni- 
ger aber  [könnten  sie  auch]  die  Hälfte  derselben  von  dessen 
Miterben  [einfordern]  1 7).  Sei  nun  also  bei  dem  gewesenen 
Geschäftsbesorger  noch  alles  Geld  vorhanden ,  so  würden  sie 
auch  alles  von  ihm  durch  den  Richter  [liehen  Ausspruch]  erlan- 
gen ;  wenn  er  aber  die  Hälfte  davon  seinem  Miterben  gegeben 
habe,  so  würde  er  selbst  zur  Hälfte,  und  zur  andern  Hälfte 
der  Miterbe  verurtheilt  werden  ls). 

JO.  PAPIN.  lib.VI.  Quaest.  —  Wenn  der  Sohn  eines 
auf  einen  Theil  eingesetzten  Erben,  der  nicht  wusste,  dass 
sein  Vater  schon  bei  Lebzeiten  des  Testators  gestorben  sei, 
den  Theil  der  Erbschaft  im  Namen  seines  Vaters  als  Abwe- 
senden verwaltet,  und  Gelder  aus  verkauften  Sachen  einge- 
nommen hat,  so  kann  die  Erbschaftsklage  gegen  ihn  nicht 
angestellt  werden,  weil  er  den  Erlös  weder  als  Erbe  noch  als 
Besitzer  besitzt,  sondern  als  Sohn  des  Vaters  Geschäft  besorgt 
hat.  Aber  die  Geschäftsführungsklage  wird  den  übrigen  Mit- 
erben, denen  der  An  theil  des  Verstorbenen  gebührt,  gegeben. 
Das  ist  jedoch  keineswegs  zu  befürchten ,  dass  er  auch  den 
Erben  des  Vaters,  wenn  dieser  ihn  etwa  enterbt  hat?  gehalten 
Werde,  als  habe  er  Erbschaftsgeschäfte  geführt,  indem  das- 
jenige, was  er  verwaltet  hat,  nicht  zur  väterlichen  Erbschaft 
gehörte.  Denn  wenn  1  9)  auch  demjenigen  die  Geschäftsführungs- 
klage zusteht,  in  dessen  Namen  etwas  eingenommen  worden 
ist,  so  muss  doch  hier  dasjenige,  was  in  fremdem  Namen  ein- 
genommen worden,  billiger  Weise  herausgegeben  werden.  Im 
vorliegenden  Fall  waren  aber  die  Geschäfte,  die  zu  einer  an- 

17)  Coherede  und  coheredem;  diese  Lesart  ist  jedenfalls  die 
allein  richtige,  denn  der  Plural,  den  unser  Text  mit  derFIo- 
rentine  hat,  gibt  einen  grossen  Missverstand  weshalb  ihn 
auch  Brencmann  verwirft.  Wie  man  übrigens  die  letzte 
Hälfte  des  Salzes,  wenn  man  mit  der  Göttinger  C.  Juris- Aus- 
gabe (auch  der  Simon  v.  Leen  wen  sehen)  darin  zwischen 
ejus  und  Ita  fore  die  Interpunction  weglässt,  verstehen  will, 
ist  mir  ein  Rathsei.  —  WestphaPs  (a.  a.  O.  S.  330  ff.)  Er- 
klärung ist  ganz  falsch,  sie  beruht  besonders  auf  einer  mir 
völlig  unbekannten  Lesart,  nämlich  petitorurti  statt  here- 
ditatis. 

18)  Vondemnarent  z=z  condemnari  facerent.  Glosse,  s.  auch 
Bris  soll. 

19)  Es  ist  bekannt,  dass  der  Text  der  Florentine,  welchem 
der  unserige  hier  folgt,  verdorben  sei;  ich  folge  daher  dem 
Haloander  und  der  Vulgata,  s.  auch  die  Göltinger  C.  Ju- 
ris -  Ausgabe ,  obwohl  die  Wiederherstellung  des  Floreutini- 
schen  Texts  durch  Gul.  Best  Ratio  einend,  legg.  Cap.  XIX. 
§  6.  wenigstens  eine  geistreiche  genannt  werden  mag.  Cu- 
jac.  Comment.  ad  Pap.  lib.  VF.  Quaest.  (Opp.  T.  IV.  p.  123) 
zieht  auch  die  Vulgate  vor.  Nach  seiner  Interpretation  des 
hoc  tarnen  etc.  ist  die  Uebersetzung. 
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dern  Erbschaft  gehörten ,  weder  die  des  Vaters,  der  zu  leben 
aufgehört  hatte,  noch  des  väterlichen  Nachlasses.  Wenn  jener 
Sohn  aber  selbst  Erbe  seines  Vaters  wird,  und  Streit  erhebt, 
Weil  sein  Vater,  nachdem  er  Erbe  geworden,  gestorben  sei, 
so  entsteht  die  Frage,  ob  er  den  Grund  seines  eigenen  Be- 
sitzes zu  verändern,  angenommen  werden  könne?  Weil  aber 
derjenige,  der  erbschafiliche  Geschäfte  übernommen  und  Schuld- 
ner geworden  ist,  nachher,  nachdem  er  Streit  wegen  der  Erb- 
schaft verursacht,  wie  der  Besitzer  eines  Rechts  belangt  werden 
kann,  so  kann  man  auch  dasselbe  von  dem  Sohn  in  diesem 
Fall  sagen. 

Fünfter  Titel, 

De  possessoria  liereditatis  petitione* 
{Von  der  Besitz-  Erbschaf tsldage.) 

1.  TJLP.  lib.V.  ad  Ed.  —  Es  war  der  Ordnung  gemäss, 
dass  der  Prätor,  nachdem  den  Erben  bürgerlichrechtliche  Klagen 
gegeben  worden  waren,  auch  diejenigen  berücksichtigte,  welche 
er  selbst  gleichsam  zu  Erben  macht,  d.  h.  diejenigen,  denen 
der  Nachlassbesitz  gegeben  worden  ist. 

2.  GAJ.  lib.  VI.  ad  Ed.  prov.  —  Der  Nachlassbesifzer 
erlangt  durch  diese  Erbschaftsklage  ganz  dasselbe,  was  der 
Erbe  durch  die  vorhergenannten  bürgerlichrechtlichen  Klagen 
erlangen  kann. 

Sechster  Titel. 

De  fideicommissaria  liereditatis  petitione* 
{Von  der  fideicommissarischen  Erbschaf  tsldage.) 

1.  ULP.  lib.  XVI.  ad  Ed.  —  Der  Ordnung  nach  folgt 
die  Klage ,  welche  denen  gewährt  wird ,  denen  eine  Erbschaft 
herausgegeben  worden  ist.  Denn  Jeder,  wer  eine  herausge- 
gebene Erbschaft  nach  dem  Senatsbeschluss  empfängt,  wornach 
die  Klagen  übergehen,  kann  sich  der  fideicommissarischen  Erb- 
schaftsklage bedienen. 

2.  PAUL.  lib.  XX.  ad  Ed.  —  Diese  Klage  begreift  das- 
selbe, wie  die  bürgerlichrechtliche  Erbschaftsklage. 

3.  ULP.  lib.  XVI.  ad  Ed.  —  Es  ist  einerlei,  ob  Jemand 
gebeten  worden  ist,  mir  herauszugeben  oder  meinem  Erblasser. 
Ich  kann  aber  auch ,  wenn  ich  der  Nachlassbesitzer  dessen, 
dem  eine  fideicommissarische  Erbschaft  hinterlassen  worden  ist, 
oder  auf  andere  Weise  sein  Erbfolger  bin,  diese  Klage  anstellen. 
§.  1.  Es  ist  zu  merken,  dass  diese  Klage  gegen  denjenigen, 
der  die  Erbschaft  herausgegeben  hat,  nicht  statthaft  sei.  §.  2, 
Diejenigen  Klagen  aber,  welche  dem  Erben  und  gegen  den 
Erben  zustehen,  werden  mir  gegeben. 


Sechstes  Buch, 


Erster  Titel. 
De    r  e  i    vindicatio  n  e* 
{Von  der  EigenthumsMage.) 

1.  ULP.  lib.  XVI.  ad  Edict.  —  Nach  denjenigen  Klagen, 
welche  wegen  einer  Gesammtheit  begründet  siud ,  folgt  die 
Klage  wegen  Forderung  einzelner  Sachen.  §.  1.  Diese  beson- 
dere dingliche  Klage  hat  in  Ansehung  aller  beweglichen  Sachen, 
sowohl  lebender  als  lebloser  und  solcher,  die  mit  dem  Bode» 
zusammenhängen ,  Statt.  §.  2.  Freie  Personen,  die  unseren 
Rechte  unterworfen  sind,  wie  z.  B.  Kinder,  die  sich  in  un- 
serer Gewalt  befinden,  können  aber  mit  dieser  Klage  nicht 
gefordert  werden.  Sie  werden  vermittelst  Untersuchungen  über 
das  Standesrecht,  oder  Interclicte,  oder  durch  prä'torische  Unter- 
suchung gefordert;  so  lehrt  Pomponius  im  siebenunddreissig- 
sten  Buche,  wenn  nicht  etwa  Jemand  sie  aus  einem  besondern 
hinzugefügten  Grunde  zurückfordert.  Wenn  Jemand  nun  sei- 
nen Sohn  dergestalt  zurückverlangt,  oder  [behauptet,  dass  er 
ihn]  nach  Römischem  Rechte  in  seiner  Gewalt  [habe],  so  scheint 
mir  auch  Pomponius  dahin  einverstanden  zu  sein,  dass  er 
richtig  gehandelt  habe;  denn  er  sagt,  er  könne  ihn  unter  bei- 
gefügter Ursach  aus  dem  Rechte  der  Ouiriten  zurückfordern. 
§.  3.  Durch  diese  Klage  können  aber  nicht  allein  einzelne 
Sachen  zurückgefordert  werden,  sondern  auch  Heerden,  wie 
Pomponius  im  fünfundzwanzigsten  Buche  seiner  Lectionen 
schreibt.  Dasselbe  ist  auch  vom  Zugvieh,  Pferden  und  andern 
Vieh,  das  Heerdenweise  geht,  zu  sagen.  Es  genügt  aber, 
dass  die  Heerde  selbst  unser  sei,  wenn  auch  einzelne  Stücke 
nicht  unser  sind;  denn  es  wird  die  Heerde  zurückverlangt, 
nicht  die  einzelnen  Stücke. 

2.  PAUL.  lib.  XXI.  ad  Ed.  —  Gehört  Zweien  eine 
gleiche  Anzahl  [von  der  Heerde],  so  kann  keiner  von  ihnen 
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[allein]  die  ganze  Heerde,  aber  eben  so  wenig  die  Hälfte  der- 
selben zurückfordern.  Gehört  aber  dem  Einen  die  grössere 
Zahl,  so  dass  er  mit  Abzug  des  ihm  nicht  gehörigen  Theils 
nichts  desto  weniger  die  Heerde  [als  solche]  zurückfordern  kann, 
so  werden  die  ihm  nicht  gehörigen  Stücke  [Vieh]  in  die  Heraus- 
gabe nicht  begriffen. 

3.  ULP.  lib.  XVI.  ad  Ed.  —  Marcellus  schreibt  im 
Tierten  Buche  seiner  Digesten:  es  hatte  Jemand  eine  Heerde 
yon  dreihundert  Stück,  und  nach  Verlust  von  hundert  davon 
ebenso  viel  fremde  Stück  Vieh  von  Jemandem  wieder  dazu 
gekauft,  dem  sie  eigentümlich  gehörten,  oder  der  sie  im  gu- 
ten Glauben  besass ;  diese  werden  auch  in  die  Zurückforderung 
der  Heerde  inbegriffen.  Man  kann  aber  auch ,  wenn  nur  noch 
diejenigen  Stücke,  welche  wieder  dazu  gekauft  worden,  vor- 
handen sind,  dennoch  die  ganze  Heerde  [als  solche]  zurück- 
fordern. §.  1.  Die  einzelnen  Ausrüstungsstücke  eines  Schiffes 
müssen  einzeln  zurückgefordert  werden ;  ebenso  das  Boot. 
§.  2.  Pomponius  schreibt:  wenn  etwas  von  demselben  Stoff 
so  zusammengegossen  und  zusammengemischt  ist,  dass  es  nicht 
getrennt  und  getheilt  werden  kann ,  so  kann  man  es  nicht  ganz, 
sondern  nur  zu  seinem  Autheile  zurückfordern ;  z.  B.  mein  und 
dein  Silber  ist  in  eine  Masse  zusammengeschmolzen ,  so  gehört 
es  uns  gemeinschaftlich ,  und  wir  können  es  jeder  nach  dem 
Antheile  des  Gewichts,  den  wir  an  der  Masse  haben,  zurück- 
fordern, wenn  es  auch  ungewiss  ist,  wieviel  jeder  an  dem 
Gewichte  der  Masse  hat; 

4.  PAUL.  lib.  XXI.  ad  Ed.  —  welchen  Falls  auch  die 
Gemeinguts -Theilungsklage  angestellt  werden  kann.  Wer  arg- 
listiger Weise  das  Silber  hat  zusammenschmelzen  lassen ,  haftet 
auch  wegen  Diebstahls  und  auf  Auslieferung  J);  so  dass  bei 
der  Klage  auf  letztere  auf  den  Werth  Rücksicht  genommen 
werden  muss  2),  bei  der  Eigeuthumsklage  und  der  auf  Theilung 
eines  Gemeingutes  aber  auch  das  noch  3)  in  Betracht  kommt, 
wessen  Silber  werthvoller  war. 

5.  ULP.  lib.  XVI.  ad  Ed.  —  Derselbe  Pomponius 
schreibt:   Wenn   das   Getraide  zweier  Personen  ohne  deren 

1)  Ad  eochib.  s.  Note  zu  Inst.  II.  1.  29. 

2)  Und  also  der  Kläger  das  pretium,  nicht  das  Silber  in  natura 
wiederfordern  kann. 

3)  Dies  bildet  keinen  Gegensatz,  kein  amplius  zum  pretio  in 
der  Klage  ad  eorhibendum  ,  sondern  das  amplius  bezieht  sich 
nur  auf  des  Silbers  Hälfte  in  natura,  denn  wenn  das  des 
Einen  pretiosius  war,  so  hatte  er  mit  der  Hälfte  noch  keine 
genügende  Befriedigung,  mithin  noch  nicht  soviel  wie  das 
pretium  in  der  a.  ad  each.  betragen  würde.  Man  s.  über 
diese  Stelle  Cujac.  Comment.  ad  Pauli  Ed.  Lib.  21.  (T.  V. 
282.) 
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Willen  zusammengeschüttet  worden  ist,  so  steht  jedem  Ein- 
zelnen eine  dingliche  Klage  darauf  zu,  wieviel  von  jenem 
Haufen  ihm  zu  gehören  scheint;  ist  es  mit  ihrem  Willen  unter- 
einandergemischt worden,  so  wird  dasselbe  als  gemeinschaft- 
lich geworden  angesehen,  und  der  Gemeinguts -Theilungsklage 
Platz  gegeben.  §.  1.  Derselbe  lehrt:  wenn  aus  meinem  Honig 
und  deinem  Weine  Meth  gemacht  worden  ist,  so  haben  Einige 
geglaubt,  dass  auch  dieser  gemeinschaftlich  werde;  ich  halte 
aber,  wie  er  auch  selbst  bezeichnet,  für  richtiger,  dass  der- 
selbe vielmehr  dem  gehöre,  der  ihn  bereitet  hat,  weil  die 
vorige  Eigentümlichkeit  seiner  [BestandtheileJ  verloren  geht. 
Wird  aber  Blei  mit  Silber  vermischt,  so  wird  es,  weil  Schei- 
dung möglich  ist,  weder  gemeinschaftlich,  noch  wird,  weil 
Trennung  geschehen  kann ,  auf  Gemeingutstheilung  geklagt 
werden ;  es  findet  aber  eine  dingliche  Klage  Statt.  Wenn  hin- 
gegen, sagt  er,  keine  Scheidung  möglich  ist,  wie  z.B.  wenn 
Erz  und  Gold  vermischt  sind,  so  muss  die  Zuriickforderung 
nach  dem  Antheile  geschehen,  und  man  kann  hier  das  vom 
Meth  Gesagte  nicht  anwenden,  weil  beide  Stoffe,  wenn  auch 
zusammengemischt ,  dennoch  fortdauern.  §.  2.  Er  sagt  auch, 
wenn  dein  Hengst  meine  Stute  bedeckt  hat,  so  gehöre  das 
Füllen  nicht  dir,  sondern  mir.  §.  3.  Wegen  des  Baumes, 
der,  in  fremden  Boden  versetzt,  angewachsen  ist  und  Wurzel 
getrieben  hat,  gestatteten  Varus  und  Nerva  eine  analoge 
dingliche  Klage;  denn  solange  er  noch  nicht  angewachsen  ist, 
hört  er  nicht  auf,  mein  zu  sein  4).  §.  4.  Wenn  eine  dingliche 
Klage  erhoben  wird,  und  man  über  den  [betreffenden]  Körper 
einig  ist,  in  der  Benennung  aber  ein  Irrthum  Statt  gefunden 
hat,  so  wird  angenommen,  es  sei  richtig  geklagt.  §.  5.  Sind 
mehrere  Sclaven  desselben  Namens  vorhanden,  z.  B.  mehrere 
des  Namens  Eros,  und  keine  Gewissheit  zu  ermitteln,  wegen 
wessen  geklagt  worden,  so  sagt  Pomponius,  habe  keine 
Verurtheilung  Statt. 

6.  PAUL.  lib.  VI.  ad  Ed.  —  Wenn  Jemand  Klage  auf 
eine  Sache  erhebt,  so  muss  er  dieselbe  bezeichnen,  und  ob  er 
sie  ganz  oder  einen  Theil,  und  einen  wie  grossen  er  fordere, 
[angeben]  ;  denn  die  Benennung  der  Sache  bedeutet  nicht  die 
Gattung,  sondern  die  bestimmte  Sache  selbst.  Octavenus 
bestimmt  dies  so,  man  müsse  unbearbeitete  Stoffe  nach  dem 
Gewichte,  bezeichnete  s)  nach  der  Zahl,  und  bearbeitete  nach 
ihrer  Gestalt  angeben;  auch  das  Maass  muss  man  angeben, 
wenn  die  Sache  gemessen  werden  kann.  Wenn  wir  Kleider 
als  uns  gehörig,  oder  die  uns  gegeben  werden  müssen,  in 


4)  Und  brauche  ich  daher  keine  analoge  Klage, 
ö)  Und  au  Werth  ganz  gleiche,  wie  Geldstücke. 
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Anspruch  nehmen,  müssen  wir  da  ihre  Zahl,  oder  auch  ihre 
Farbe  anheben?  Es  ist  richtiger,  beides  zu  bezeichnen;  uns 
zu  der  Erklärung  zu  nö'thigen,  ob  sie  alte  oder  neue  seien, 
Ware  unbillig'.  Weun  auch  unter  Gelassen  eine  Verschieden- 
heit herrscht,  [so  fragt  es  sich  dennoch,]  ob  man  blos  [z.B.] 
eine  Schüssel  namhaft  zu  machen  braucht,  oder  auch  ob  [sie] 
Tiereckig  oder  rund,  glatt  oder  mit  erhabener  Arbeit  versehen  6) 
sei?  Dies  den  Riagen  einzuverleiben,  ist  viel  verlangt,  und 
man  muss  hier  nicht  so  enge  Fesseln  anlegen,  wenn  gleich 
bei  der  Forderung  eines  Sclaven  sein  Name  angegeben  werden 
muss,  und  ob  er  ein  Knabe  oder  ein  Erwachsener  sei,  beson- 
ders wenn  es  ihrer  mehrere  sind.  Weiss  man  aber  seinen 
Warnen  nicht,  so  kann  man  sich  einer  Umschreibung  bedienen, 
wie  z.  B.  der  aus  der  und  der  Erbschaft  herstammt,  [oder] 
der  von  der  und  der  geboren  ist.  Ebenso  muss  derjenige,  wer 
ein  Landgut  fordert,  dessen  Namen  und  Lage  angeben. 

7.  PAUL  lib.  XI.  ad  Ed,  —  Wenn  derjenige,  welcher 
sich  auf  die  Eigeuthumsklage  [wegen]  eines  Landgutes  mulli- 
willig  eingelassen  hat,  verurtheilt  worden  ist,  so  kann  das- 
selbe nichts  desto  weniger,  wie  Pedius  sagt,  vom  Besitzer 
mit  vollem  Rechte  verlangt  werden. 

8.  Idem  lib. XII.  ad  Ed.  —  Pomponius  thut  im  sechs- 
unddreissigsten  Buche  dar,  dass  wenn  ihr,  du  und  Lucius  Ti- 
tius, ein  mir  mit  dir  zu  gleichen  Theilen  gemeinschaftliches 
Landgut  besitzet,  ich  nicht  von  jedem  von  euch  beiden  ein 
Viertheil  verlangen  dürfe,  sondern  vom  Titius,  der  nicht  Eigen- 
thümer  ist,  die  ganze  Hälfte.  Anders  aber  ist  es,  wenn  ihr 
ein  Landgut  in  bestimmten  Abtheilungen  7)  besitzet,  dann  muss 
ich  ohne  Zweifel  sowohl  von  dir  als  vom  Titius  [meine]  An- 
theile  an  demselben  fordern.  Denn  sobald  bestimmte  Theile 
besessen  werden,  so  muss  nothwendig  an  beiden  ein  Theii 
mein  sein ,  und  daher  musst  du  auch  vom  Titius  ein  Viertheil 
fordern.  Dieser  Unterschied  findet  weder  bei  einer  beweglichen 
Sache  noch  bei  der  Erbschaftsklage  Anwendung;  hier  kann 
getheilter  Besitz  nie  Statt  finden. 

9.  ULP.  lib.  XVI.  ad  Ed.  —  Die  richterliche  Pflicht 
bei  dieser  Klage  besteht  darin,  dass  der  Richter  darauf  sehen 
muss,  ob  der  Beklagte  besitzt.  Es  thut  nichts  zur  Sache,  aus 
Welchem  Grunde  er  besitzt;  denn  sobald  ich  bewiesen  habe, 
dass  mir  die  [fragliche]  Sache  gehöre,  so  muss  sie  der  Besitzer 
herausgeben,  wenn  er  keine  Einrede  vorgeschützt  hat.  Einige, 
wie  Pegasus,  glaubten  jedoch,  dass  diese  Klage  blos  den- 
jenigen Besitz  betreife,  der  beim  Interdict  Wie  ihr  besitzet 


6)  S.  B  ii  da  ei  Annot.  in  Fand.  p.  330.  Ed.  Steph.  Paris  1535. 

7)  Regionibus  s.  Brisson. 
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and  Wo  immer  Statt  findet.  So  8)  sagt  er,  es  könne  gegen 
denjenigen,  bei  dem  eine  Sache  hinterlegt,  oder  dem  sie  ge- 
liehen, verinietbet,  oder  der  zur  Erhaltung  von  Vermächtnissen, 
oder  wegen  einer  Mitgift,  oder  im  Namen  einer  Leibesfrucht 
in  deren  Besitz  gesetzt,  oder  dem  wegen  drohenden  Schadens 
keine  Sicherheit  bestellt  worden  ist,  die  Eigenthumsklage  nicht 
angestellt  werden,  weil  alle  diese  nicht  besitzen.  Nach  meiner 
Ansicht  kann  man  aber  von  allen  denjenigen,  welche  [eine 
Sache]  inne  haben,  und  die  Fähigkeit  zur  Herausgabe  besitzen, 
dieselbe  fordern. 

10.  PAUL.  lib.  XXI.  ad  Ed.  —  Wenn  eine  bewegliche 
Sache  gefordert  worden  ist,  wo  muss  da,  wenn  sie  nicht  gegen- 
wärtig ist,  ihre  Herausgabe  Statt  finden?  Es  ist  nicht  unrichtig, 
dass  dieselbe ,  wenn  der  Beklagte  Besitzer  im  guten  Glauben 
ist,  entweder  da,  wo  sie  sich  befindet,  oder  wo  geklagt  wird, 
herausgegeben  werden  müsse,  aber  auf  Rosten  des  Klägers, 
soweit  solche  ausser  den  Lebensmitteln  9)  auf  die  Reise  oder 
Schifffahrt  verwendet  werden  müssen. 

11.  ULP.  lib.  XVI.  ad  Ed.  —  Der  Kläger  müsste  denn 
wollen,  dass  die  Herausgabe  der  Sache  auf  seine  Kosten  und 
Gefahr  da,  wo  die  Sache  entschieden  worden ,  geschehen  solle; 
dann  wird  wegen  der  Herausgabe  [vom  Besitzer]  mittelst  Bürg- 
schaft Sicherheit  bestellt. 

12.  PAUL.  lib.  XXI.  ad  Ed.  —  Wenn  der  Besitzer  es 
aber  im  bösen  Glauben  ist,  und  die  Sache  an  einem  andern 
Orte  erlangt  hat,  so  muss  dasselbe  Statt  finden;  hat  er  sie 
aber  von  dem  Orte,  wo  das  Verfahren  eingeleitet  worden  ist, 
heimlicher  Weise  wo  anders  hingebracht ,  so  muss  er  sie  da 
auf  seine  Kosten  herausgeben,  von  wo  er  sie  fortgeschafft  hat. 

13.  ULP.  lib.  XVI.  ad  Ed.  —  Es  muss  jedoch  nicht 
nur  die  Sache  selbst  herausgegeben  werden,  sondern  der  Rich- 
ter auch  darauf  Rücksicht  nehmen,  wenn  sie  schlechter  gewor- 
den ist.  Denn  man  nehme  den  Fall,  dass  ein  Sclav  geschwächt, 
geprügelt  oder  verwundet  herausgegeben  werde;  hier  muss  der 
Richter  allemal  darauf  Rücksicht  nehmen,  um  wieviel  derselbe 
verschlechtert  worden  ist,  wenn  gleich  der  Besitzer  auch  mit 
der  Klage  aus  dem  Aquilischen  Gesetz  belangt  werden  kann. 
Daher  fragt  es  sich,  ob  der  Richter  nicht  den  Schaden  anders 
schätzen  dürfe,  als  gegen  Verzicht  auf  die  Aquilische  Klage? 
Und  Labeo  glaubt,  der  Kläger  müsse  Sicherheit  leisten,  die 
Aquilische  Klage  nicht  erheben  zu  wollen;  diese  Meinung  ist 
richtig. 


8)  Berti que  s.  Glück  VIR.  194  [76]. 

9)  Si  res  sit  animalis ;  s.  über  dieses  und  das  folgende  Frag- 
ment Cujac.  ad  Paul.  Ed.  Lib.  XXI.  Opp.  T.Y.  283. 
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14.  PAUL.  lib.  XXI.  ad  Ed.  —  Will  der  Kläger  lie- 
ber die  Aquilische  Klage  anstellen,  so  muss  der  Besitzer  los- 
gesprochen werden.  Dem  Klager  steht  daher  die  Wahl  frei, 
so  dass  er  nicht  den  dreifachen,  sondern  den  doppelten  Werth 
erlangt. 

15.  ULP.  lib.  XVI.  ad  Ed.  —  Ingleichen  wenn  [ein 
SclavJ  geprügelt  zurückgegeben  worden,  so,  sagt  Labeo, 
stehe  dem  Kläger  auch  die  Injurienklage  zu.  §.  1.  Hat  Je- 
mand eine  Sache  aus  Nothwendigkeit  verkauft,  so  wird  ihm 
hier  die  richterliche  Pflicht  füglich10)  zu  Hülfe  kommen,  so 
dass  er  nur  den  Erlös  herauszugeben  braucht.  Denn  er  braucht 
auch,  wenn  er  gewonnene  Früchte,  damit  sie  nicht  verderben, 
verkauft  hat,  nichts  weiter  als  den  Erlös  zu  erstatten.  §.  2. 
Wenn  Acker  der  Gegenstand  der  Klage,  und  dieser  den  Sol- 
daten, während  dem  Besitzer  Ehren  halber  eine  Kleinigkeit 
dafür  gegeben  ward,  angewiesen  worden  ist,  muss  derselbe 
dies  wieder  herausgeben  ?  Ich  glaube  ja.  §.  3.  Wenn  ein  Sclav 
oder  ein  Thier,  worauf  Klage  erhoben  worden,  ohne  Arglist 
und  Schuld  des  Besitzers  gestorben  ist,  so,  glauben  die  Mei- 
sten ,  brauche  der  Werth  nicht  erlegt  zu  werden.  Es  ist  aber 
richtiger,  dass,  dafern  der  Kläger  etwa  im  Begriff  stand,  das- 
selbe zu  verkaufen,  wenn  es  ihm  [gleich]  gegeben  worden 
wäre,  [der  Werth]  dem  den  Verzug  Erleidenden  erstattet  wer- 
den müsse ;  denn  hätte  der  [Besitzer]  die  Herausgabe  gleich 
geleistet ,  so  würde  er  verkauft  und  den  Werth  gelöst  haben. 

16.  PAUL.  lib.  XXI.  ad  Ed.  —  Aber  auch  wenn  ein 
[streitiger]  Sclav  gestorben  ist,  ist  wegen  der  Nutzungen  der 
Kinder,  und  wegen  der  Stipulation  über  Entwährung  ein  Richt- 
spruch durchaus  nöthig ;  denn  nach  der  Einleitung  des  Verfah- 
rens braucht  der  Besitzer  für  den  Zufall  nicht  schlechterdings 
zu  haften11).  §.  1.  Schuld  wird  dann  nicht  als  vorwaltend 
angenommen,  wenn  Jemand  ein  Schiff,  worauf  Klage  erhoben 
worden,  zur  Zeit  der  Schifffahrt  über  das  Meer  sendet,  wenn 
es  auch  untergeht,  es  sei  denn,  er  habe  es  weniger  geschickten 
Menschen  anvertraut. 

17.  \JLP.  lib.  XVI.  ad  Ed.  —  Julianus  schreibt  im 
sechsunddreissigsten  Buche,  dass,  wenn  ich  einen  Sclaven, 
der  dem  Mävius  gehörte,  vom  Titius  gekauft,  nachher  aber, 
als  Mävius  ihn  von  mir  forderte,  verkauft  habe,  und  der  Käu- 
fer ihn  getödtet  hat,  ich  billiger  Weise  dem  Mävius  den  Erlös 

10)  Foriassis  s.  Hub  er  Eunom.  Rom.  p.  599  — 300. 

11)  Der  Sinn  dieser  Stelle  (s.  Glück  VIII.  241)  ist  so  zu  neh- 
men, dass  der  letzte  Satz  eigentlich  mit  einem  Obgleich 
anfangen,  und  der  erste  mit  einem  concludirenden  so  muss 
doch  u.s.w.  folgen  müsse.  Mau  vgl.  auch  Hugo  Douell. 
cit.  h  T.  XII.  p.  546. 
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erstatten  müsse.  §.  I.  Derselbe  Julianus  schreibt  in  dem 
namlicben  Buche ,  dass ,  wenn  der  Besitzer  die  Herausgabe 
eines  Scläven  verzögert  hat,  und  derselbe  gestorben  ist,  auch 
auf  die  Nutzungen  bis  zur  Zeit  der  Rechtskraft  Rücksicht  ge- 
nommen  werden  müsse.  Er  sagt  ferner,  es  miissteh  nicht  nur 
die  Nutzungen,  sondern  auch  der  vollständige  Zubehör  erstattet 
werden ,  und  daher  kommen  bei  der  Herausgabe  auch  die  Kin- 
der und  deren  Nutzungen  in  Betracht.  Der  Zubehör  dehnt  sich 
aber  so  weit  aus,  dass  Julianus  im  siebenten  Buche  schreibt, 
der  Besitzer  des  Sciaven ,  welcher  durch  denselben  eine  Aqui- 
lische  Klage  erlangt  habe,  müsse  auch  zu  deren  Abtretung 
gezwungen  werden.  Hat  der  Besitzer  arglistiger  Weise  selbst 
sich  des  Besitzes  entledigt,  und  Jemand  den  Sciaven  Wider- 
rechtlicher Weise  getödtet,  so  muss  er,  je  nachdem  der  Kläger 
eines  von  beiden  wählt,  entweder  dessen  Werth  herausgeben, 
oder  seine  Klagen  abtreten.  Auch  die  Nutzungen,  welche  er 
von  einem  andern  Besitzer  eingenommen  hat,  muss  er  erstat- 
ten; denn  Von  einem  Sciaven,  der  bereits  Gegenstand  eines 
Rechtsstreites  geworden ,  darf  er  keinen  Gewinn  ziehen.  Die 
Nutzungen  aus  der  Zeit,  wo  sich  derjenige,  Welcher  ihn  ent- 
währt hat,  im  Besitz  befand,  braucht  er  aber  nicht  Zu  erstat- 
ten. Was  er  über  die  Klage  aus  dem  Aquiiischen  Gesetze 
sagt,  findet  Statt,  wenn  der  Besitzer  nach  der  Einleitung  des 
Verfahrens  ersessen  hat,  weil  er  von  da  an  ein  vollkommenes 
Recht  hat. 

18.  GAJ.  lib.  VII.  ad  Ed.  prov.  —  Hat  der  Besitzer, 
nachdem  er  sich  auf  eine  Klage  eingelassen ,  einen  JSclaveii 
ersessen,  so  muss  er  ihn  [dennoch]  herausgeben,  und  deshalb 
für  Arglist  bürgen;  denn  es  ist  Gefahr  vorhanden,  dass  er  ihn 
verpfändet  oder  freigelassen  hat. 

19.  ULP.  üb.  XVI.  ad  Ed.  —  Auch  dem  Beklagten 
selbst,  sagt  Labeo,  muss  Sicherheit  bestellt  werden,  dass 
ihn  in  diesen  Fällen  kein  Schaden  treffe  l2),  wenn 
er  z.  B.  wegen  drohenden  Schadens  für  ein  Landgut  Sicherheit 
geleistet  hat. 

20.  GAJ.  lib.  VIL  ad  Ed,  prov,  —  Ueberdies  muss  der 
Besitzer  auch  das  herausgeben,  Was  er  durch  den  [Sciaven] 
nach  der  Einlassung  auf  die  Klage,  und  zwar  nicht  aus  sei- 
nem eigenen  Vermögen,  erworben  hat«  Hierin  sind  auch 
Erbschaften  und  Vermächtnisse,  die  ihm  durch  den  Sciaven 
zugefallen  sind,  begriffen;  denn  es  ist  nicht  genug,  ihn  selbst 
auszuliefern,  sondern  es  muss  auch  aller  Zubehör  herausgegeben 
Werden,  d.  h.  der  Kläger  muss  Alles  erhalten,  was  er  gehabt 


12)  His  rebus  rede  praestari :  s.  Uli),  eigene  Erklärung  in  1.7h 

m  f.  n.  de  v.  s. 
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Laben  würde,  wenn  ihm  der  Solar  zu  der  Zeit  ausgeliefert 
worden  wäre,  wo  sich  der  Andere  auf  die  Klage  einliess. 
Daher  müssen  Kinder  von  Sclavinnen  herausgegeben  werden, 
wenn  sie  auch  erst,  nachdem  der  Besitzer  ihre  Mutter  nach 
der  Einlassung  auf  die  Klage  ersessen  hat,  geboren  werden; 
in  welchem  Fall  auch  wegen  der  Kinder  ebenso  wie  wegen 
der  Mutter  Uebergabe  und  Sicherheitsstellung  gegen  Arglist 
nöthig1  ist. 

Ui.  PAUL.  lib.  XXI.  ad  Ed.  —  Wenn  dem  Besitzer 
im  guten  Glauben  ein  Sclav  entflohen  ist,  so  nehmen  wir 
darauf  Rücksicht,  ob  er  ein  solcher  war,  der  hatte  bewacht 
werden  müssen ;  denn  schien  er  untadelhaften  Betragens  zu 
sein,  so  dass  Bewachung  nicht  nöthig  war,  so  muss  der  Be- 
sitzer losgesprochen  werden,  jedoch,  wenn  er  ihn  unterdessen 
ersessen  hatte,  dem  Kläger  seine  Klagen  abtreten,  und  die 
Nutzungen  von  der  Zeit,  wahrend  welcher  er  besass,  gewahren. 
Hat  er  ihn  noch  nicht  ersessen,  so  muss  er  ohne  Sicherheits- 
stellung losgesprochen  werden,  dergestalt,  dass  er  dem  Kläger 
in  Betreff  der  Verfolgung  desselben  wegen  nichts  haftet;  denn 
dieser  kann  ihn  sogleich  1 3)  verfolgen,  wenn  jener  auch  unter- 
dessen, während  er  auf  der  Flucht  ist,  die  Ersitzung  beendet; 
dass  dies  nicht  unbillig  sei,  schreibt  Pomponius  im  neun- 
unddreissigsten  Buche  zum  Edict.  Hätte  er  aber  bewacht  wer- 
den müssen ,  so  muss  auch  der  [Besitzer]  desfalls  [zur  Erstat- 
tung des  Werths]  verurtheilt  werden ,  ihm  aber  dagegen ,  wenn 
er  ihn  noch  nicht  ersessen  hat,  der  Kläger  die  Klagen  abtreten. 


13)  Quominus:  nach  unserm  Text  muss  diese  Lesart  mit  West- 
phal  (s  bei  Glück  VIII.  p.  'i'33.  n.72)  quid  impedit  —  quo- 
minus eic.  erklärt  werden.  Allein  nach  Cu  ja  eins,  Obs  XI. 
39,  Pothier,  Huber  u  A.  darf  man  für  die  gemeine  Lesart 
Continus  =  statim  als  entschieden  ansehen  ,  wo  das  ?  weg- 
fällt. So  auch  Conti  us.  Duaren.  bei  Russardus  und 
Charondas  billigen  ebenfaJls  diese  Lesart.  Ueber  deren 
Wiederherstellung  aus  Manuscripten  s.  besonders  Radulphi 
Fornerii  Her.  quotid.  Lib.  I.  Cap.  30.  (T.  O  H.  p.  158.) 
Dieser  zeigt  nämlich  eine  nicht  seltene  Verwechselung  des  qu 
mit  dem  c;  z.  B.  ne  quaquam  statt  nec  vacuam  u.  s.  w.  — 
Der  Einwurf,  der  mir  hiergegen  gemacht  worden  ,  das  fol- 
gende nec  iniquum  id  esse  sei  die  Antwort  und  darum  die 
Frage  nöthig,  erledigt  sich  dadurch,  dass  letztere  Werte  eben- 
sowohl als  nachträgliche  Bemerkung  zu  nehmen  sind.  Uebri- 
gens  fängt  eine  Antwort  selten  mit  nec  an,  und  dann  nur, 
wenn  die  Frage  darnach  schon  gestellt,  oder  vielmehr  wenn 
eine  Behauptung  bereits,  nur  zweifelhaft,  aufgestellt  worden 
ist.  —  Noch  eher  Hesse  sich  des  Cu  jac.  Verteidigung  der 
Florentine  hören  ( s.  Comm.  ad  Pauli  Ed.  Lib.  XXI.  T.  V. 
p.  286),  wo  er  das  quominus  so  verstehen  will:  nihil  est, 
qu.  hi.  und  es  aus  der  dunkeln  Schreibart  des  Paulus  er- 
klärt. 
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Julianus  aber  sagt,  es  müsse  der  Besitzer  in  den  Fällen, 
wo  er  wegen  der  Flucht  eines  Sclaven  losgesprochen  wird, 
wenn  er  auch  nicht  genöthigt  werde,  wegen  der  Verfolgung 
desselben  zu  bürgen,  dennoch  Sicherheit  bestellen,  den  Scla- 
ven,  wenn  er  seiner  wieder  habhaft  wird,  herauszugeben. 
Dies  billigt  auch  Pomponius  im  vierunddreissigsten  Buche 
seiner  vermischten  Schriften,  und  es  ist  richtig. 

22,  ULP.  lib.  XVI.  ad  Ed.  —  Ist  hingegen  [ein  Sclav] 
mit  Arglist  des  Besitzers  entflohen,  so  muss  letzterer  verurtheilt 
werden ;  wie  wenn  er  besässe. 

23.  PAUL  lib.  XXI.  ad  Ed.  —  Eine  dingliche  Klage 
steht  dem  zu,  wer  entweder  nach  Völkerrecht  oder  nach  bür- 
gerlichem Rechte  das  Eigenthum  erlangt  hat.  §.  1.  Heilige 
und  gefreiete  Plätze  können,  als  gleichsam  uns  gehörige,  mit 
der  dinglichen  Klage  nicht  gefordert  werden.  §.  2.  Wenn 
Jemand  eine  fremde  Sache  mit  der  seinigen  so  verbunden  hat. 
dass  sie  ein  Theil  derselben  geworden  ist,  z.B.  seiner  Statue 
einen  fremden  Arm  oder  Fuss,  oder  an  ein  Gefä'ss  einen  Hen- 
kel, oder  Boden,  oder  an  einen  Armleuchter  ein  Schild,  oder 
an  einen  Tisch  einen  Fuss  angesetzt  hat ,  so  sagen  die  Meisten 
ganz  richtig,  dass  er  Eigenthümer  der  ganzen  Sache  werde, 
und  mit  Recht  die  Statue  und  das  Gefäss  [u.  s.  w.J  sein  nen- 
nen könne.  §.  3.  Auch  dasjenige,  was  auf  mein  Papier  ge- 
schrieben, oder  auf  meine  Tafel  gemalt  wird,  wird  sogleich 
mein,  obwohl  Einige  in  Betreif  der  Malerei,  wegen  deren 
Werthes,  das  Gegentheil  geglaubt  haben;  denn  es  ist  noth- 
wrendig,  dass  sie  der  Sache  folge,  weil  sie  ohne  dieselbe  nicht 
bestehen  kann.  §.  4.  In  allen  den  Fällen  aber,  wo  meine 
Sache  durch  ihr  Uebergewicht  eine  fremde  Sache  nach  sich 
zieht,  und  zur  meinigen  macht,  muss  ich,  wenn  ich  dieselbe 
eigenthümlich  verlange,  zufolge  der  Einrede  der  Arglist,  den 
hinzugekommenen  Werth  herausgeben.  §.  5.  Was  irgend  mit 
etwas  Anderem  verbunden,  oder  als  Zubehör  hinzugefügt  wird, 
das  kann  der  Eigenthümer,  so  lange  es  damit  zusammenhängt, 
nicht  eigenthümlich  zurückverlangen ;  auf  Auslieferung  aber, 
so  dass  es  getrennt  und  nachher  zurückverlangt  wird,  kann  er 
klagen,  jedoch  mit  Ausnahme  dessen,  was  Cassius  über  das 
Arisch  weissen  sagt.  Denn  er  sagt,  wenn  seiner  Statue  ein 
[fremder]  Arm  durch  Anschweissen  angesetzt  worden  sei ,  so 
werde  derselbe  durch  die  Vereinigung  mit  dem  grössern  Theile 
verzehrt,  und  was  einmal  einem  Andern  gehörig  geworden  sei, 
könne,  selbst  wenn  es  wieder  abgerissen  worden,  nicht  an 
seinen  frühern  Eigenthümer  zurückgelangen.  Anders  sei  es 
bei  dem ,  was  angelöthet  worden ,  weil  das  Anschweissen  durch 
denselben  [bindenden]  Stoff  eine  Vermischung  bewirkt,  das  An- 
löthen  aber  nicht.   In  allen  den  Fällen,  wo  daher  weder  eine 
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Klage  auf  Herausgabe,  noch  eine  dingliche  Statt  hat,  ist  eine 
Klage  auf  das  Geschehene  nothwendig.  In  denjenigen  Körpern 
hingegen,  welche  [wieder]  aus  abgesonderten  Körpern  bestehen, 
behalten  bekanntlich  die  einzelnen  Theile  ihre  besondere  Eigen- 
thiiinlichkeit,  wie  einzelne  Sclaven,  einzelne  Schaafe;  daher 
kann  ich  meine  Heerde  zurückfordern,  wenn  auch  dein  Bock 
darunter  ist,  aber  auch  du  kannst  deinen  Bock  wieder  fordern. 
Bei  aneinanderhäugenden  Körpern  wurde  dies  nicht  der  Fall 
sein ;  denn  wenn  du  meiner  Statue  den  Arm  einer  andern  an- 
setzest, so  kanu  man  nicht  sagen,  dass  dieser  Arm  dir  gehöre, 
weil  die  Statue  ein  einziges  Ganzes  ausmacht.  §.  6.  Ein  frem- 
der in  ein  Gebäude  eingelegter  Balken  kann  weder,  wegen 
des  Zwölftafelgesetzes,  zurückgefordert,  noch  seinetwegen  auf 
Herausgabe  angetragen  werden,  ausser  gegen  denjenigen,  der 
wissentlich  einen  fremden  Balken  in  sein  Gebäude  verbauet  hat; 
es  gibt  aber  eine  alte  Klage  wegen  des  verbaueten  Balkens, 
die  aus  dem  Zwölftafelgesetz  abstammt  und  auf  das  Doppelte 
geht.  §.  7»  Ebenso  kann  derjenige,  wer  aus  fremden  Back- 
steinen auf  eigenem  Boden  gebauet  hat,  zwar  wegen  des  Hauses 
die  Eigenthumsklage  anstellen,  der  frühere  Eigenthiimer  der 
Backsteine  aber  dieselben ,  wenn  sie  wieder  abgerissen  worden, 
zurückfordern,  selbst  wenn  das  Gebäude  erst  nach  der  Zeit 
der  Ersitzung  niedergerissen  und  wahrend  dessen  von  einem 
Käufer  im  guten  Glauben  besessen  worden  ist;  denn  wenn  ein 
Haus  durch  den  Ablauf  von  Zeit  unser  wird,  so  ersitzen  wir 
[dadurch]  die  einzelnen  Steine  [,  woraus  es  besteht,]  nicht. 

24.  GAJ.  lib.  VII.  ad  Ed.  prov,  —  Wer  beschlossen 
hat,  eine  Sache  zu  fordern,  muss  darauf  Acht  haben,  ob  er 
nicht  den  Besitz  durch  ein  Interdict  erlangen  kann ,  weil  es 
weit  bequemer  ist,  selbst  zu  besitzen  und  den  Geguer  zu  der 
Beschwerlichkeit,  des  Klägers  Rolle  zu  übernehmen1*),  zu 
nöthigen,  als,  wahrend  ein  Anderer  besitzt,  selbst  Klage  an- 
zustellen. 

25.  ULP.  lib.  LXX.  ad  Ed,  —  Wer  sich  ohne  allen 
Grund,  ohne  zu  besitzen,  und  ohne  durch  Arglist  sich  des 
Besitzes  entledigt  zu  haben,  muthwillig  auf  eine  dingliche 
Klage  eingelassen  hat,  wird,  wenn  der  Kläger  davon  nichts 
weiss,  wie  Marcellus  sagt,  nicht  losgesprochen;  eine  An- 
sicht, die  richtig  ist.  Dies  [gilt]  nach  der  Einlassung  auf  die 
Klage;  denn  wer  vor  der  Einlassung  auf  das  Verfahren 
den  Besitz  leugnet,  wenn  er  wirklich  nicht  besitzt,  betrügt 
ttan  Kläger  nicht;  auch  kann  man  den  nicht  als  muthwillig 
auf  die  Klage  sich  einlassend  annehmen,  wer  ungehorsam 
ausbleibt. 


14)  U.  h.  c'ie  Beweislast. 
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26.  PAUL.  lib.  II.  ad  Plaut.  —  Denn  weiss  es  der 
Kläger,  so  betrügt  ihn  kein  Anderer,  sondern  er  sich  selbst, 
und  daher  wird  der  Beklagte  losgesprochen. 

27.  Idem  lib.  XXI.  ad  Ed.  —  Wenn  aber  Jemand, 
wahrend  ich  den  Titius  verklagen  wollte,  gesagt,  dass  er  Be- 
sitzer sei,  und  sich  also  muthwillig  auf  den  Rechtsstreit  ein- 
gelassen hat,  und  ich  dies  im  Laufe  der  Verhandlungen  durch 
die  Zeugen,  vor  denen  ich  ihm  demgemass  meine  Erklärung 
abgegeben  habe  1S),  darthue ,  so  muss  er  jeden  Falls  verurtheilt 
werden.  §.1.  In  Besitz  muss  sich  aber  Jemand  sowohl  zur 
Zeit  der  Einleitung  des  Verfahrens  als  der  rechtlichen  Entschei- 
dung befiuden.  Hat  er  zur  Zeit  der  Einleitung  des  Verfahrens 
sich  im  Besitz  befunden,  zu  der  der  rechtlichen  Entscheidung 
aber  ohne  Arglist  den  Besitz  verloren,  so  muss  der  Besitzer 
freigesprochen  werden.  Wenn  er  hingegen  zur  Zeit  der  Ein- 
leitung des  Verfahrens  nicht  besitzt,  zu  der  der  rechtlichen 
Entscheidung  aber  in  den  Besitz  gekommen  ist,  so  ist  die 
Meinung  des  Proculus  zu  billigen,  dass  er  jeden  Falls  ver- 
urtheilt werden  müsse.  Es  wird  daher  auch  wegen  der  Nutzun- 
gen von  da  an,  wo  er  zu  besitzen  angefangen  hat,  verurtheilt 
werden.  §.  2.  Ist  ein  mittelst  Klage  geforderter  Sclav  durch 
die  Arglist  des  Besitzers  schlechter  geworden,  nachher  aber 
ohne  dessen  Schuld  aus  einem  andern  Grunde  gestorben,  so 
geschieht  keine  Schätzung  dessen ,  nm  was  er  ihn  schlechter 
gemacht  hat,  weil  dem  Kläger  nichts  mehr  daran  gelegen  sein 
kann.  Dies  betrilft  aber  nur  die  dingliche  Klage,  die  aus 
dem  Acfuilischen  Gesetz  dauert  fort.  §.  3.  Auch  wer  vor  der 
Einleitung  des  Verfahrens  sich  arglistiger  Weise  des  Besitzes 
entledigt  hat,  wird  mit  der  dinglicheil  Klage  gehalten;  dies 
kann  man  aus  dem  Seuatsschluss  abnehmen ,  worin ,  wie  wir 
gesagt  haben,  vorgeschrieben  ist,  dass  eine  schon  der  Vergan- 
genheit angehörige  Arglist  bei  der  Erbschaftsklage  in  Betracht 
komme.  Denn  wenn  diese,  die  auch  eine  dingliche  Klage  ist, 
eine  solche  Arglist  in  sich  begreift,  so  ist  es  nicht  unpassend, 
eine  der  Vergangenheit  angehörige  Arglist  in  Folge  dessen  auch 
bei  der  eigentlichen  Klage  auf  eine  Sache  zu  berücksichtigen. 
§.4.  Besitzt  der  Vater  durch  deu  Sohn,  oder  der  Herr  durch 
den  Sclaven,  und  ist  dieser  oder  jener  ohne  Schuld  des  Vaters 
oder  Herrn  zur  Zeit  der  Entscheidung  abwesend,  so  ist  ent- 
weder eine  Frist  zu  ertheilen,  oder  für  die  Herausgabe  des 
Besitzes  Sicherheit  zu  bestellen.  §.  5.  Wenn  der  Besitzer  1  G) 
vor  der  Einleitung  des  Verfahrens  auf  die  geklagte  Sache 
Kosten  verwendet  hat,   so   muss  vermöge   der  Einrede  der 


Jf>)  Testatio,  s.  Glück  Vi  II.  10i.  p.  2, 
lti)  Im  guleu  Glaubeu,  s.  Fr.  37.  h.  t. 
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Arglist  auf  dieselben  Rücksicht  genommen  werden,  wenn  der 
Klüger  bei  der  Forderung-  seiner  Sache  ohne  Kostenerstattung 
beharrt;  dasselbe  ist17)  der  Fall,  wenn  Jemand  in  einer 
Noxalklage  einen  Sclaven  vertheidigt,  und,  dazu  verurtheilt, 
Zahlung-  geleistet  hat,  oder  auf  einem  dem  Klager  gehörigen 
leeren  Platze  in  [entschuldbarem]  Irrthum  ein  Gebäude  auf- 
geführt-hat,  der  Kläger  wäre  denn  bereit,  ihm  zu  erlauben, 
das  Gebäude  wieder  wegzunehmen.  Man  hat  auch  behauptet, 
dass  dies  durch  den  Richter,  der  die  Erörterung  über  eine 
Mitgift  leitet,  in  Betreff  einer  solchen,  der  Ehefrau  geschenk- 
ten, Stelle  geschehen  müsse.  Wenn  du  aber  meinem  Sclaven- 
knaben,  während  du  ihn  besassest,  Unterricht  hast  ertheilen 
lassen,  so,  meint  Proculus,  finde  dies  nicht  Statt,  weil  ich 
weder  meines  Sclaven  zu  entbehren  brauche,  noch  dasselbe 
Mittel  wie  bei  einem  leeren  Platze  angewendet  werden  kann. 

28.  GAJ.  lib.  VII.  ad  Ed.  prov.  —  Hast  du  ihn  etwa 
Maler  oder  Bücherabschreiber  werden  lassen,  so  kann  die 
richterliche  Amtspflicht  nur  dann  zur  Schätzung  schreiten, 

29.  POMPON.  lib.  XXI.  ad  Quint.  Muc.  —  wenn  du 
ihn  feil  hältst,  und  wegen  seiner  Kunst  einen  grössern  Preis 
zu  erhalten  in  Begriff  stehst, 

30.  GAJ.  lib.  VII.  ad  Ed.  prov.  —  oder  wenn  dem 
Kläger  vorher  Anzeige  geschehen  ist,  dass  er  die  Kosten  be- 
zahlen möge,  und  er  geleugnet  hat,  [dass  der  Sclav  ihm  ge- 
höre, und  dann  nachher]  die  Einrede  der  Arglist  vorgeschützt 
worden  ist. 

31.  PAUL.  lib.  XXI.  ad  Ed.  —  Wenn  übrigens  Frage 
über  die  Nutzungen  eines  streitigen  Sclaven  entsteht,  so  braucht 
dabei  nicht  blos  auf  die  Mündigkeit  desselben  Rücksicht  ge- 
nommen zu  werden,  weil  auch  ein  Unmündiger  Dienste  ver- 
richten kann.  Unredlich  aber  wäre  es  vom  Kläger,  auch  die 
Schätzung  der  Nutzungen  zu  verlangen,  die  aus  einer  Kunst- 
fertigkeit desselben  gelöst  werden  konnten,  welche  er  auf 
Kosten  des  Besitzers  erlernt  hat. 

m,  MODESTIN,  lib.  VIII.  Different.  —  Hat  er  ihn  aber 
eine  Kunst  erlernen  lassen,  so  können  die  nach  dem  fünfund- 
zwanzigsten Jahre  dessen,  der  die  Kunst  erlernt  hat,  aufge- 
wendeten Kosten  [auf  die  Nutzungen]  abgerechnet  werden. 

33.  PAUL.  lib.  XXI.  ad  Ed.  —  Es  werden  nicht  nur 
die  [wirklich]  gezogenen  Nutzungen  geschätzt,  sondern  auch 
diejenigen,  welche  ehrbarer  Weise  gezogen  werden  konnten, 
und  wenn  daher  die  streitige  Sache  durch  Arglist  oder  Schuld 


17)  Nämlich  in  Bezug  auf  den  etwa  entwährenden  Eigenthümer 
des  Sclaven ;  das  zur  Erhaltung  desselben  gezahlte  Geld  wird 
dann  als  Aufwand  angesehen. 
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des  Besitzers  verloren  gegangen  ist,  so  halt  Poinponius  die 
Ansicht  des  Trebatius  für  richtig,  welcher  glaubt,  es  werde 
auf  die  Nutzungen  so  weit  Rücksicht  genommen,  wie  es  ge- 
schehen würde,  wenn  [die  Sache]  nicht  verloren  gegangen 
wäre,  d.  h.  bis  auf  die  Zeit  der  rechtlichen  Entscheidung; 
diesem  pflichtet  auch  J  u  1  i  a  n  u  s  bei.  Aus  diesem  Grunde 
wird  daher,  wenn  der  Eigenheitsherr  Klage  erhoben  hat,  und 
der  Niessbrauch  wahrend  dessen  erloschen  ist,  von  der  Zeit  an 
auf  die  Nutzungen  Rücksicht  genommen,  wo  der  Niessbrauch 
zur  Eigenheit  zurückgekehrt  ist. 

34.  JULIAN,  üb.  VII.  Big.  —  Derselbe  Fall  ist  dann 
vorhanden ,  wenn  einem  Laudgute  durch  Anschwemmung  ein 
Theil  angewachsen  ist. 

35.  PAUL.  Hb.  XXI.  ad  Ed.  —  Umgekehrt,  wenn  der 
Kläger  nach  der  Einleitung  des  Verfahrens  den  Niessbrauch 
vermacht  hat,  kann,  nach  der  richtigen  Meinung,  von  der  Zeit 
an,  wo  derselbe  von  der  Eigenheit  abging,  auf  die  Nutzungen 
keine  Rücksicht  weiter  genommen  werden.  §.  1.  Habe  ich 
aber  auf  ein  fremdes  1  s)  Landgut  Klage  erhoben,  und  der 
Richter  durch  Urteilsspruch  es  für  das  meinige  erklärt ,  so 
muss  er  den  Besitzer  auch  wegen  der  Nutzungen  verurtheilen. 
Denn  in  demselben  Irrthum  muss  er  nun  die  Vernrtheilung 
auch  auf  die  Nutzungen  erstrecken,  indem  dieselbeu  nicht  dem 
Vortheil  des  Besitzers,  wenn  er  einmal  den  Rechtsstreit  ver- 
loren hat,  anheimfallen  dürfen;  und  sonst  wird  auch,  wie 
Mauri  t  ian  us  sagt,  der  Richter  nicht  annehmen,  dass  mir 
die  Sache  [vollständig]  herausgegeben  werde.  Und  warum  soll 
der  Besitzer  etwas  behalten,  was  er  nicht  erhalten  haben 
würde,  wenn  er  den  Besitz  gleich  abgetreten  hätte?  §.2.  Der 
Kläger  braucht  dem  Besitzer  wegen  einer  Sache,  deren  abge- 
schätzten Werth  er  empfangen  hat,  für  Entwährung  keine 
Sicherheit  zu  leisten,  denn  der  Besitzer  muss  es  sich  selbst 
zuschreiben ,  wenn  er  die  Sache  wicht  herausgegeben  hat. 
§.  3.  Dass  auch  auf  einen  Theil  dessen ,  was  ohne  Vernich- 
tung nicht  getrennt  werden  kann,  Klage  erhoben  werden  könne, 
ist  bekannt. 

3ö.  GAJ.  lib.  VII.  ad  Ed.  proiu  —  Wer  eine  dingliche 
Klage  erhebt,  muss,  um  nicht  vergeblich  sich  zu  bemühen, 
sich  davon  unterrichten,  ob  derjenige,  den  er  belangen  will, 
Besitzer  sei,  oder  arglistig  sich  des  Besitzes  entledigt  habe. 
§.  1.  Wer  mit  einer  dinglichen  Klage  belangt  wird,  wird  auch 
wegen  Verschuldung  verurtheilt.  Verschuldung  trifft  [z.  B.] 
den  Besitzer,  der  einen  Sclaven  durch  unsichere  Gegenden 
geschickt  hat,  wenn  derselbe  umgekommen,  oder  wer  einen 


18)  D.  h.  weder  mir  noch  dem  Besitzer  gehöriges. 


Pandect.  L.  VI.  Tit.  t.  Dt  rel  vmdicatwnc. 


von  ihm  gefordert  werdenden  Sclaven  auf  dem  Kampfplatz 
gelassen,  wenn  derselbe  getödtet  worden  ist;  oder  auch  wer 
einen  von  ihm  gelordert  werdenden  Flüchtling  nicht  bewacht 
hat,  wenn  derselbe  entflohen,  oder  wer  ein  von  ihm  gefordert 
werdendes  Schilf  zu  ungünstiger  Jahreszeit  absegeln  lässt,  wenn 
es  durch  Schilfbruch  untergegangen  ist. 

37.  ULP.  lib.  XVII.  ad' Ed,  —  Julianus  schreibt 
im  achten  Buche  der  Digesten :  wenn  ich  auf  fremdem  Boden 
gebauet  habe,  den  ich  zwar  im  guten  Glauben  gekauft,  aber 
zu  einer  Zeit  gebauet  habe,  wo  ich  schon  wusste,  dass  der- 
selbe einem  Andern  gehöre,  so  fragt  es  sich,  ob  mir  die  Ein- 
rede nichts  nützt ;  denn  man  könnte  sagen ,  sie  nütze  [wenig- 
stens] in  Betreff  eines  befürchtet  werdenden  Schadens.  Ich 
glaube  aber,  dass  in  diesem  Fall  die  Einrede  nichts  helfe, 
denn  man  hätte  nicht  auf  einen  Boden,  den  man  schon  als 
fremden  kanute,  ein  Gebäude  setzen  sollen.  Das  aber  ist  dem 
[Bauenden]  zu  gestatten,  dass  er,  ohne  dem  Eigenthümer  des 
Bodens  zu  schaden,  das  Gebäude,  was  er  dahin  gesetzt  hat, 
wieder  wegnehmen  dürfe. 

38.  ÖELSUS  lib,  III.  Dig.  —  Auf  einem  fremden  Land- 
gute,  das  du  unvorsichtiger  Weise  gekauft  hast,  hast  du  ge- 
bauet oder  gesäet,  und  nachher  wird  es  dir  entwährt;  hier 
wird  ein  geschickter  Richter  in  Betracht  der  Personen  und 
der  Sache  verschiedenfach  zu  erkennen  haben.  Denn  nimm  an, 
dass  der  Eigenthümer  dasselbe  gethan  haben  würde;  dann  muss 
er,  um  das  Landgut  zu  erhalten,  die  Rosten  insoweit  wieder 
erstatten,  um  wieviel  es  am  Werth  gewonnen,  und  wenn 
dasselbe  einen  grössern  Werth  [als  die  Kosten  betragen]  19) 
erhalten  hat,  nur  den  Kostenbetrag.  Nimm  an,  dass  es  ein 
armer  Mann  sei,  der,  wenn  er  zur  Zunickerstattung  gezwun- 
gen würde,  es  sich  an  seiner  nothdürftigsten  häuslichen  Ein- 
richtung entbrechen  müsste ;  hier  ist  es  hinreichend ,  dir  zu 
erlauben,  wieder  wegzunehmen,  so  viel  du  kannst,  wenn  es 
nur  so  geschieht,  dass  das  Landgut  nicht  schlechter  wird,  als 
wenn  von  Anfang  an  gar  nicht  gebauet  worden  wäre.  [Um- 
gekehrt] haben  wir  aber  den  Grundsatz  angenommen,  dass, 
wenn  der  Eigenthümer  soviel  zu  zahlen  bereit  ist,  wie  der 
Besitzer,  wenn  das  [Hinzugethane]  wieder  getrennt  worden, 
erhalten  würde,  ihm  dies  freistehen  solle;  und  man  muss  hier 
der  Bosheit  nicht  freien  Spielraum  lassen,  wenn  Jemand  z.  B. 
tiue  ausgelegte  Gypsbekleiduug  oder  Gemälde  wieder  abkratzen 
wollte,  ohne  davon  weiter  etwas  zu  haben,  und  nur  um  es 
zu  zerstören.  Nimm  an ,  dass  der  Eigenthümer  in  Begriff 
steht,  das  wiedererlangte  Landgut  in  kurzem  zu  verkaufen; 


19)  Glosse. 
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gibt  er  dir  da  nicht  das  heraus,  was  er,  wie  /wir  vorher  ge- 
sagt haben,  herausgeben  muss,  so  kannst  du  nur  mit  dessen 
Abzug  vernrtheilt  werden. 

39.  ULP.  lib.  XVII.  ad  Ed.  —  Bauunternehmer,  die 
mit  eigenen  Steinen  [auf  fremdem  Boden]  bauen ,  machen  die 
Steine  gleich  z:im  Eigenthum  derer,  auf  deren  Boden  sie  bauen. 
§.  1.  Julianus  schreibt  ganz  richtig  im  zwölften  Buche  sei- 
ner Digesten,  dass  eine  Frau,  welche  sich  verbürgend  ein 
Landgut  zum  Pfände  bestellt  hat,  dasselbe  dennoch,  wenn  es 
auch  vom  Gläubiger  verkauft  worden,  mit  der  dinglichen  Klage 
wieder  fordern  könne, 

40.  GAJ.  lib.  VII.  ad  Ed.  prov.  —  weil  gar  nicht  an- 
genommen wird,  als  habe  der  Gläubiger  ein  Pfand  verkauft. 

41.  ULP.  lib.  XVII.  ad  Ed.  —  Hat  Jemand  unter  der 
Bedingung  gekauft,  dass,  wenn  ein  Anderer  bessere  Bedin- 
gungen anböte,  der  Rauf  aufgehoben  sein  solle,  so  kann  er 
nach  geschehenem  Anerbieten  der  [bessern]  Bedingung  keine 
dingliche  Klage  erheben.  Ist  aber  Jemandem  ein  Landgut 
unter  Vorbehalt  wegen  bessern  Gebots  bis  auf  einen  bestimmten 
Tag  zugesagt  worden,  so  kann  er,  so  lange  noch  nicht  ein 
solches  Gebot  geschehen,  die  dingliche  Klage  anstellen,  nach- 
her nicht  mehr.  §.  1.  Wenn  mir  ein  Sclav  oder  Haussohn 
ein  Landgut  verkauft  und  übergeben  hat',  der  die  freie  Ver- 
waltung seines  Sondergutes  hat,  so  kann  ich  die  dingliche 
Klage  anstellen.  Dasselbe  ist  der  Fall,  wenn  er  mit  dem 
Willen  des  Herrn  mir  eine  Sache  des  Herrn  übergibt;  eben- 
sowohl  als,  wenn  ein  Geschäftsführer  mit  dem  Willen  des 
Eigentümers  verkauft  oder  übergeben  hat,  er  mir  [dadurch] 
die  dingliche  Klage  gewahren  wird. 

42.  PAUL.  lib.  XXVI.  ad  Ed.  —  Wenn  eine  dingliche 
Klage  [gegen  einen  Verstorbenen]  erhoben  worden  ist,  so  wird 
der  Erbe  des  Besitzers,  wenn  er  nicht  besitzt,  zwar  losgespro- 
chen, wenn  aber  der  Erblasser  [zum  JXachtheil  des  Klägers] 
etwas  gethan20)  hat,  dies  jeden  Falls  bei  der  Beurtheilung 
in  Betracht  gezogen. 

43.  Idem  lib.  XXVII.  ad  Ed.  —  Was  zu  religiösen 
Sachen  gehört,  ist  [selbst]  religiös.  Darum  können  auch  ver- 
bauete  Steine,  wenn  sie  wieder  abgerissen  worden,  nicht  mit 
der  Eigenthumsklage  gefordert  werden  ;  man  kommt  aber  dem 
Kläger  ausserordentlicher  Weise  mit  einer  Klage  auf  das  Ge- 
schehene zu  Hülfe,  so  dass  derjenige,  der  es  gethan,  zur 
Herausgabe  angehallen  wird.  Sind  aber  fremde  [Steine]  ohne 
den  Willen  des  Ergenthüiners  verbauet,  und  ohne  dass  das 
Grabmal  schon  zu  seiner  Bestimmung  benutzt  worden,  zu  dem 

20)  S.  Hugo  Donell  cit.  loc  T.  XII.  p.  512. 
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Ende  herausgenommen  worden,  um  sie  anderswo  einzusetzen, 
so  kann  der  Eigenthümer  sie  zurückverlangen.  Ebenso  kann  sie 
der  Eigenthümer  zurückfordern,  wenn  sie  zu  dem  Zweck  heraus- 
genommen worden  sind,  um  sie  wieder  einzusetzen. 

44.  GAJ.  lib.  XXIX.  ad  Ed,  prov.  —  Hängende  Früchte 
werden  als  Theil  des  Landguts  angesehen. 

45.  ULP.  lib.  LXVIII.  ad  Ed.  —  Wenn  ein  Sclav, 
nachdem  er  abgefordert  worden,  und  ohne  dass  der  Besitzer 
es  auf  einen  Rechtsstreit  hat  wollen  ankommen  lassen21), 
herausgegeben  worden  ist,  so  braucht,  wenn  derselbe  im  guten 
Glauben  besass,  blos  für  Arglist  Bürgschaft  gestellt  zu  wer- 
den ;  alle  übrigen  Besitzer  müssen  auch  wegen  Verschuldung 
Sicherheit  leisten,  wozu  nach  der  Einleitung  des  Verfahrens 
der  Besitzer  im  guten  Glauben  auch  gehört. 

46.  PAUL.  lib.  X.  ad  Sabin»  —  Das  Eigenthum  an  der- 
jenigen Sache,  worauf  eine  dingliche  Klage  erhoben,  und  die 
so  hoch  geschätzt  worden  ist,  als  der  Kläger  sie  eidlich  ge- 
würdert  hat,  geht  sofort  auf  den  Besitzer  über,  denn  es  wird 
angenommen,  als  sei  [der  Kläger]  mit  ihm  vergleichsweise  um 
den  Preis  einig  geworden,  den  er  selbst  bestimmt  hat. 

47.  Idem  lib.  XVII.  ad  Plaut.  —  Dies,  wenn  die  Sache 
in  den  Händen  des  Beklagten  ist  22);  ist  sie  dies  nicht,  dann, 
wenn  derselbe  in  deren  Besitz  gekommen  ist,  nach  dem  Willen 
des  Klägers23).  Daher  ist  es  angemessen,  dass  der  Streit- 
gegenstand unter  keiner  andern  Bedingung  vom  Richter  ge- 
würdert  werde,  als  wenn  der  Kläger  dafür  Sicherheit  bestellt 
hat,  dass  es  nicht  an  ihm  liegen  solle,  dass  der  Besitz  der 
[betreffenden]  Sache  nicht  übergeben  werden  werde. 

48.  PAPIN.  lib.  II.  Resp.  —  Kosten,  die  auf  ein  [ge- 
schenkt erhaltenes]  Grundstück,  wovon  es  sich  ergeben,  dass 
es  ein  fremdes  sei,  von  einem  Besitzer  im  guten  Glauben 
verwendet  worden  sind,  können  weder  von  dem,  der  dasselbe 
verschenkt  hat,  noch  vom  Eigenthümer  gefordert  werden,  aber 
man  erhalt  sie,  mittelst  Vorschützung  der  Einrede  der  Arglist, 
durch  die  richterliche  Pflicht  aus  dem  Grunde  der  Billigkeit, 
sobald  sie  den  Betrag  der  vor  der  Einleitung  des  Verfahrens 
gezogenen  Nutzungen  übersteigen ;  denn  den  Ueberschuss  der 
KoNten  nach  geschehener  Gegenrechnung  muss  der  Eigenthümer, 
weil  das  Grundstück  verbessert  worden,  erstatten. 


21)  S.  Glück  VIII.  p.  231.  n.  66. 

22)  Ave  ran.  Inierpr.  Jur  I.  15.  6  sq.    Auch  die  Glosse  er- 
klärt ebenso  das  praesens  und  absens. 

23)  Quod  semper  praesumitur ,  cum  litis  aestimation.  habeat, 
sagt  die  Glosse. 
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49.  CELS.  lib.  XVIII.  Big.  —  Den  Boden  halte  ich  für 
einen  Tlieil  der  Gebäude,  und  er  steht  nicht  in  solchem  2  4)  Ver- 
haltniss  dazu,  wie2*)  das  Meer  zu  den  Schiffen.  §.  1.  Was 
von  meiner  Sache  übrig"  bleibt,  gehört  mein,  und  ich  habe  ein 
Recht,  es  zu  verlangen. 

50.  C ALLISTRAT.  lib.  II.  Ed.  moniiorii.  —  Wenn  Je- 
mandem Acker  auf  den  Grund  eines  Kaufes  gehört,  so  kann 
er  rechtlichermaassen  diese  Klage  nicht  eher  erheben,  als  ihm 
der  Acker  übergeben  und  dann  der  Besitz  verloren  gegangen 
ist.  §.  1.  Der  JErbe  kann  aber  dessentwegen ,  was  zur  Erb- 
schaft gehört,  mit  Recht  die  Klage  erheben,  wenn  er  auch 
dessen  Besitz  noch  nicht  gehabt  hat. 

5L  P03IPON.  lib.  XVI.  ad  Sabin.  —  Wenn  eine  ding- 
liche Klage  erhoben ,  und  gegen  den  Erben  des  Besitzers  ein 
Verfahren  ertheilt  worden  ist,  so  kommt  in  demselben  auch 
die  Schuld  und  die  Arglist  des  Erben  in  Betracht. 

52.  JULIAN,  lib.  LV.  Big.  —  Hat  aber  der  Besitzer 
eines  Landguts  sich  dessen  Besitzes  vor  der  Einleitung  des 
Verfahrens  arglistiger  Weise  entledigt,  so  können  zwar  seine 
Erben  nicht  g-ezwungen  werden,  sich  mit  einer  dinglichen 
Klage  belangen  zu  lassen,  aber  eine  Klage  auf  das  Geschehene 
wird  gegen  sie  ertheilt  werden  müssen,  wodurch  sie  dasjenige 
herauszugeben  genolhigt  werden,  um  wie  viel  sie  dadurch  be- 
reichert worden  sind. 

53.  POiWON.  lib.  XXXI.  ad  Sabin.  —  Wenn  der  Be- 
sitzer eines  Landgutes  dasselbe  bebauet  und  besäet  hat,  und 
ihm  nachher  dasselbe  entwährt  wird,  so  kann  er  die  Saat 
nicht  zurücknehmen. 

54.  ULP.  lib.  VI.  Opin.  —  Zwischen  der  Pflicht  der 
Rechtsanwaltschaft  und  der  Vertheidigung  einer  eigenen  Sache 
ist  ein  grosser  Unterschied,  und  wenn  Jemand  eine  Sache  als 
ihm  gehörig  späterhin  erkennt,  so  hat  er  dadurch,  dass  er 
einem  Andern,  sie  eigenthümlich  Verlangenden,  früher,  ohne 
zu  wissen,  dass  sie  ihm  selbst  gehöre,  beigestanden ,  sein 
Eigenthum  nicht  verloren. 

55.  JULIAN,  lib.  LV.  Big.  —  Wenn  der  Besitzer  eines 
Landgutes  vor  Einleitung"  der  Klage  mit  Hinterlassung  zweier 
Erben  gestorben,  und  von  dem  einen  derselben,  der  es  ganz 
besass,  das  ganze  Landgut  gefordert  worden  ist,  so  darf  es 
keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  er  auf  das  Ganze  verurtheilt 
werden  müsse. 

56.  Idem  lib.  LXXVIII.  Big.  —  Wie  wegen  einer  Heerde 
die  Eige:ithuinsklage  angenommen  worden,  ist  sie  es  nicht  auch 
in  Betreifeines  Sondergutes,  sondern  hier  muss  derjenige,  dein 


24)  Nec  alio  quin  =  et  non  alio  modo ;  uti  =  sicut }  A c c u r s. 
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[/.  !>.]  ein  Sondergut  vermacht  worden  ist,  die  einzelnen  Sachen 
fordern. 

57.  ALFE3V.  lib.  VI.  /)/«-.  —  Jemand,  der  wegen  eines 
Landgutes  [bereits]  belangt  war,  ward  wegen  desselben  von 
einem  Zweiten  verklagt;  es  entstand  nun  die  Frage,  inwiefern 
er,  wenn  er  dem  Einen  von  Beiden  auf  Geheiss  des  Richters 
das  Landgut  herausgegeben  hatte,  und  nachher  die  Sache 
[auch]  für  den  zweiten  Klager  entschieden  worden  wäre,  einen 
doppelten  Schaden  vermeiden  könne  ?  Ich  habe  geantwortet : 
der  Richter,  welcher  von  beiden  [Sachen]  zuerst  erkennt,  muss 
die  Herausgabe  des  Landgutes  an  den  Kläger  unter  der  Be- 
dingung anbefehlen,  dass  er  dem  [bisherigen]  Besitzer  Sicher- 
heit oder  Bürgschaft  stelle,  ihn  zu  vertreten,  wenn  der  Andere 
das  Landgut  entwähren  sollte. 

58.  PAUL.  lib.  III.  Epifom.  Alfeni.  Dig.  —  Jemand, 
von  dem  ein  Sclav  mittelst  Klage  gefordert  ward,  und  der 
wegen  desselben  Sclaven  auch  mit  der  Diebstahlsklage  belangt 
worden  war,  fragte  an,  was,  wenn  er  in  »beiden  Klagen 
verurtheilt  worden  wäre,  er  thun  müsse,  wenn  ihm  der  Sclav 
vorher  entwährt  worden  sei?  Die  Antwort  ging  dahin,  der 
Richter  dürfe  ihn  nur  unter  der  Bedingung  z^r  Uebergabe  des- 
selben nöthigen,  wenn  ihm  Bürgschaft  deshalb  gestellt  wor- 
den ,  dass  er  in  Betreff  dieses  Sclaven  belangt  worden  sei, 
und25)  wenn  er  etwas  wegen  desselben  gegeben  habe26), 
er  deshalb  schadlos  gehalten  werden  solle27).  Wäre  aber 
die  Klage  wegen  Diebstahls  zuerst  angestellt,  und  der  Sclav 
von  ihm  an  Schadens  Statt  ausgeliefert,  und  nachher  die  we- 
gen des  Sclaven  selbst,  und  in  dieser  zu  Gunsten  dessen,  der 
den  Sclaven  eigenthümlich  verlangt,  entschieden  worden,  so 
dürfe  der  Richter  deshalb,  dass  der  Beklagte  den  Sclaven  nicht 
ausliefere,  nicht  zur  Schätzung  des  Streitgegenstandes  schreiten, 
indem  es  ohne  dessen  Arglist  oder  Schuld  dahin  gediehen, 
dass  er  den  Sclaven  nicht  [mehr]  herausgeben  könne. 

59.  JULIAN,  lib.  VI.  ex  Minicio.  —  Ein  Inwohner  hat 
in  fremde  Gebäude  Fenster  und  Thüren  gesetzt,  und  der  Eigen- 
tümer der  erstem  nach  Jahresfrist  dieselben  hinweggenommen; 
es  entsteht  die  Frage,  kann  derjenige,  welcher  sie  eingesetzt 
hat ,  dieselben  eigenthümlich  zurückfordern  ?  Antwort :  ja ; 
denn  was  mit  fremden  Gebäuden  verbunden  ist,  das  gehört, 
so  lange  es  verbunden  bleibt,  zu  denselben  Gebäuden,  sobald 


25)  Haloander  und  die  gemeine  Lesart  haben  vor  si:  ei, 
was  das  bessere  Verständnis»  erfordert,  und  durch  Gemina- 
tion leicht  und  erlaubter  Weise  restituirt  wird. 

26)  Näui'ich  wegen  *»iuer  noxa. 

27)  S.  oben  Fr.  19.  dies.  Tit.  in  der  Note. 
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es  aber  hin  weggenommen  worden,  kehrt  es  sofort  in  seinen 
frühem  Zustand  zurück. 

60.  POMPON.  üb.  XXIX.  ad  Sabin.  —  Was  ein  Be- 
sitzer, der  sich  im  Zustande  der  Kindheit  oder  des  Wahnsinns 
befindet,  verloren  oder  verdorben  hat,  geht  ihm  frei  aus. 

61.  JULIAN,  lib.  VI.  ex  Minie io.  —  Minicius  beant- 
wortete die  ihm  vorgelegte  Frage,  ob,  wenn  Jemand  ein  eige- 
nes Schiif  mit  fremdem  Stoff  ausgebessert  habe,  das  Schiff 
dessen  ungeachtet  sein  bleibe,  bejahend.  Hätte  er  aber  bei 
dessen  Erbauung  dasselbe  gethan,  so,  bemerkt  Julian  us, 
könne  das  Gegentheil  Statt  finden ;  denn  das  Eigenthum  des 
ganzen  Schilfes  richtet  sich  nach  dem  Kiel. 

62.  PAPINIAN.  lib.  VI.  QuaesU  —  Wird  ein  Schiff 
von  einem  Besitzer  im  schlechten  Glauben  gefordert,  so  müssen 
auch  die  Nutzungen  in  Anschlag  gebracht  werden,  wie  bei 
einem  Laden  oder  Hofplatz,  die  vermiethet  zu  werden  pllegen. 
Dies  steht  dein  Umstände,  dass  der  [vermeintliche]  28)  Erbe 
von  dem  Gelde ,  welches  der  Erblasser  als  Nothpfennig  baar 
liegen  gehabt  29),  wenn  er  es  unberührt  gelassen,  keine  Zin- 
sen zu  geben  brauche,  [etwa  analog  angewendet,]  nicht  ent- 
gegen; denn  wenn  auch  Frachtlohn  allerdings,  sowie  Zinsen, 
nicht  von  Natur  entsteht,  sondern  seinen  Ursprung  erst  einem 
Rechtsgeschäft]  verdankt,  so  kann  das  [Entgehen  desselben] 
doch  aus  dem  Grunde  in  Anschlag  gebracht  werden,  weil  der 
Besitzer  die  Gefahr  des  Schiffes  dem  Kläger  nicht  zu  vertreten 
braucht,  dahingegen  das  [Erbe-]  Geld  auf  die  Gefahr  des  Aus- 
zahlers auf  Zins  verliehen  wird.  §.  1.  Ueberhaupt  aber  inuss, 
wenn  die  Frage  wegen  in  Anschlag  zu  bringender  Nutzungen 
entsteht,  wie  bekannt,  darauf  Acht  gehabt  werden,  nicht  ob 
der  Besitzer  im  schlechten  Glauben  sie  gezogen  haben  würde, 
sondern  ob  der  Kläger  sie  hätte  ziehen  können,  wenn  ihm 
der  Besitz  verstattet  gewesen  wäre.  Diese  Meinung  billigt  auch 
Julianus. 

63.  Idem  lib.  XII.  Quaest.  —  Wenn  Jemand  durch  Ver- 
schuldung, nicht  durch  betrügerische  Handlungsweise,  um  den 
Besitz  gekommen  ist,  so  ist  ihm,  weil  er  sich  dann  die  Wür- 
derung  [des  Streitgegenstandes]  gefallen  lassen  muss,  vom  Rich- 
ter Gehör  zu  gewähren,  wenn  er  verlangt,  dass  der  Gegner 
ihm  seine  Klage  abtrete;  da  jedoch  der  Prätor  ihm  auf  jeden 
Fall  Hülfe  verspricht,  es  mag  Besitzer  sein,  wer  da  will,  so 
lauft  er  keine  Gefahr30).  Ja,  es  muss  ihm  selbst  dann  ge- 
holfen werden,  weun  sich  derjenige,  welcher  die  Streitwürde- 

28)  Glosse. 

29)  S.  Glück  VIII.  297.  n.  55. 

30)  D.h.  es  ist  nicht  einmal  Cession  nöthig.    Glück  VIII.  211. 
n.21. 
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rung  empfangen  bat,  im  Besitz  befindet31),  und  diesem  darf 
kein  Gehör  gegeben  werden,  wenn  er  nachher  das  Geld,  das 
er  durch  den  richterlichen  Spruch  auf  Gefahr  des  Verurteil- 
ten32) empfangen  hat,  wiec-er  zunickgeben  will. 

64.  PAPINIAN.  üb.  XX.  Quaest.  —  Bei  der  Klage  auf 
eine  Sache  wird  der  Ersatz  der  Nutzungen  auch  auf  das,  was 
nur  zum  Gebrauch,  und  nicht  zur  Benutzung  dient,  gezogen. 

65.  Idem  lib.  II.  Resp.  —  Wer  ein  Grundstück  von 
einem  Nichteigentümer  gekauft  kat,  wird,  wenn  er  die  Ein- 
rede der  Arglist  vorschützt,  zur  Herausgabe  an  den  Eigen- 
thümer  nur  unter  der  Bedingung  genöthigt,  wenn  er  das  an 
dessen  Gläubiger,  der  das  Grundstück  Pfandweise  inne  hatte, 
gezahlte  Capital  und  den  Ueberschuss  der  Zinsen  von  der  in 
der  Mitte  liegenden  Zeit  wieder  erhalten  hat,  dafern  nämlich 
die  vor  der  Klage  [erhobenen]  Nutzungen  weniger  betrugen; 
denn  es  ist  billig,  dass  diese  nur  gegen  die  neuern33)  Zin- 
sen ,  nach  Art  der  auf  das  Grundstück  verwendeten  Kosten, 
in  Rechnung  gestellt  werden.  §.  1.  Eine  Sclavin,  welche  nicht 
als  zum  Brautschatz  mitgegeben,  sondern  zum  Sondergut  der 
Tochter  mit  bestellt  worden  ist,  wird,  wenn  der  Tochter  das 
Sondergut  [beim  Ableben  des  Vaters  von  diesem]  nicht  ver- 
macht worden  ist,  ein  Erbschaftsstück.  Wenn  aber  der  Vater 
die  Tochter  in  Betracht  ihrer  Mitgift  und  ihres  Sonderguts 
enterbt  hat,  und  mit  Angabe  dieses  Grundes  ihr  im  Testamente 
nichts  hinterlassen,  oder  ihr  um  so  viel  weniger  vermacht  hat, 
so  wird  die  Einrede  des  [väterlichen]  Willens  die  Tochter 
schützen. 

66.  PAUL.  lib.  II.  Quaest.  —  Deshalb,  dass  die  Mög- 
lichkeit vorhanden  ist,  es  werde  uns  das  Eigenthum  an  einem 
Gegenstande  entgehen,  wenn  die  Bedingung  eines  Vermächt- 
nisses oder  der  Freiheitsertheilung  in  Erfüllung  gegangen  sein 
wird,  können  wir  denselben  nicht  weniger  mit  allem  Rechte 
als  unser  eigenthümlich  verlangen. 

67.  SCAEVOLA  lib.  I.  Bespons.  —  Es  hatte  Jemand 
von  dem  Vormunde  eines  Unmündigen  ein  Haus  gekauft,  und 
zu  dessen  Ausbauung  einen  Maurer  angenommen ,  dieser  fand 
darin  Geld ;  es  entstand  die  Frage ,  wem  es  gehöre  ?   Ich  habe 


31)  D.  h.  dieser  muss  dem  zur  Streitwürderung  Verurtheilten 
die  Sache  so  gut  wie  jeder  andere  Besitzer  zurückgeben. 

32)  Judicati  =  condemnati.  Accurs. 

33)  D.  h.  diejenigen,  welche  der  Käufer  vom  Eigenthümer 
nach  der  Zahlung  von  Zeit  dieser  an  fordert,  und, 
muss  man  hinzudeuken,  wenn  die  Nutzungen  auch 
dem  Betrage  nach  die  Zinsen  nicht  erreichen, 
weil  der  Besitzer  von  Erhebung  der  Klage  an  in  mala  fide 
sein  würde.  Azo. 
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geantwortet,  dass,  wenn  es  kein  Schatz,  sondern  etwa  ver- 
lornes Geld,  oder  aus  Irrtimm  von  dem,  welchem  es  gehörte, 
nicht  hinweggenommen  worden  ist,  es  nichts  desto  weniger 
dem  zukomme,  dessen  es  gewesen  war. 

68.  ÜLP.  lib.  LI.  ad  Ed.  —  Wer  dem  richterlichen  Be- 
fehl zur  Herausgabe  nicht  Gehorsam  leistet,  und  behauptet,  dass 
er  nicht  herausgeben  könne,  dem  wird,  wenn  er  die  [heraus- 
zugebende] Sache  inne  hat,  der  Besitz  von  richterlichen  Amts- 
wegen mit  Gewalt  J4)  genommen,  und  die  Hülfe35)  nur 
wegen  der  Nutzungen  und  des  vollständigen  Zubehörs  voll- 
streckt. Kann  er  aber  die  Herausgabe  nicht  leisten,  so  muss 
er,  wenn  er  sich  des  Besitzes  mit  Arglist  entledigt  hat,  in 
die  [Zahluug]  einer  so  hohen  Summe  verurtheilt  werden,  als 
der  Gegner  den  Streitgegenstand  ohne  alle  Abschätzung,  und 
sei  es  ins  Unendliche,  eidlich  wiirdert.  Wenn  er  aber  weder 
herausgeben  kann,  noch  sich  arglistiger  Weise  ausser  Stand 
dazu  gesetzt  hat,  so  darf  er  zu  nicht  mehr,  als  die  Sache 
Werth  ist,  d.  h.  wie  gross  das  Interesse  des  Gegners  war, 
verurtheilt  werden.  Dies  ist  ein  allgemeiner  Grundsatz ,  und 
findet  in  Bezug  auf  alle  [Klagen],  seien  es  Interdicte,  oder 
dingliche,  oder  persönliche  Klagen,  wodurch  nach  Ermessen 
des  Richters  etwas  herausgegeben  wird,  Anwendung. 

69.  PAUL.  lib.  XIII.  ad  Sabin.  —  Wer  sich  des  Be- 
sitzes arglistiger  Weise  entledigt  hat,  wird  auch  dadurch  ge- 
straft, dass  ihm  der  Kläger  keine  Sicherheit  wegen  Abtretung 
der  Klagen,  welche  er  in  Betreff  der  [fraglichen]  Sache  hat, 
zu  stellen  braucht, 

70.  POMPON.  lib.  XXIX.  ad  Sabin.  —  und  man  gibt 
ihm  nicht  einmal  die  Publiciana,  damit  es  nicht  in  Jedermanns 
Gewalt  stehe,  sich  durch  Kaub  wider  den  Willen  des  Eigen- 
thümers  eine  Sache  für  den  wahren  Werth  zu  verschaffen  3  6). 

7t  PAUL.  lib.  XIII.  ad  Sabin.  —  Wenn  der  Besitzer 
arglistig  gehandelt  hat,  der  Kläger  aber  den  Würderungs[-Eid] 
nicht  leisten  will,  sondern  wünscht,  dass  der  Gegner  zu  soviel, 
als  die  Sache  werth  ist37)  verurtheilt  werde,  so  ist  ihm  zn 
willfahren. 

72.  ULP.  lib.  XVI.  ad  Ed.  —  Wenn  du  von  Titius  ein 
Landgut  des  Sempronius  gekauft  hast,  und  dir  dasselbe  gegen 


34)  jyjanvs  mUilarh ,  s.  Glück  VIII.  228.  n.  59. 

35)  Condemnatio  iuterpretirt  die  Glosse  durch  executio  con- 
deinnationis. 

36)  Ueber  diese  Stelle  s.  Desider.  Heraldi  Obs.  et  Einend. 
Cap  26.  (T.  O  II  p.  1343.) 

37)  Nach  des  Richters  Ermessen,  doch  muss  dieser  schätzen 
können,  d.  h.  es  müssen  Momente  vorhanden  sein,  wonach 
er  sich  richtet;  s.  Glück  XII.  454. 
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Zahlung  des  Preises  übergeben  worden  ist,  nachher  aber  Titius 
des  Sempronius  Erbe  wird,  und  dasselbe  [Landgut]  an  einen 
Andern  verkauft  und  übergeben  hat,  so  ist  es  billig,  dass  du 
[gegen  diesen]  obsiegest.  Denn  du  würdest  auch,  wenn  der 
Verkäufer  selbst  die  Sache  von  dir  zurückfordert,  ihn  mit 
einer  Einrede  abwehren  können ;  du  kannst  dich  aber  auch, 
wenn  er  sich  im  Besitz  befindet  und  du  Klage  erhebest, 
gegen  die  Einrede  des  Eigenthums  der  Replik  [der  Arglist] 
bedienen. 

73.  ULP.  lib.  XVII.  ad  Ed.  —  Bei  der  besondern 
Klage  3  s)  [auf  eine  Sache]  wird  der  Besitzer  nicht  genöthigf, 
sich  zu  erklären,  zum  wievielsten  Theile  sie  ihm  gehöre; 
denn  das  ist  Sache  des  Klägers,  nicht  des  Beklagten.  Dies 
findet  auch  bei  der  Publiciaua  Statt.    §.  1.  Dem  Erbpächter, 

74.  PAUL.  lib.  XXL  ad  Ed.  —  d.h.  demjenigen,  wel- 
cher fremden  Grund  und  Boden  in  Erbpacht  hat,  so  dass  er 
eine  bestimmte  Summe  [jährlich]  zahlt, 

75.  ULP.  lib.  XVI.  ad  Ed.  ~  verspricht  der  Prätor 
nach  Erwägung  der  Sache  eine  dingliche  Klage. 

76.  GAJ.  üb.  VII.  ad  Ed.  prov.  —  Dasselbe ,  was  von 
der  Rückforderung  ganzer  Sachen  gesagt  worden  ist ,  ist  auch 
von  Theilen  zu  verstehen ,  und  es  ist  Gegenstand  der  Amts- 
pflicht des  Richters,  anzubefehlen,  dass  auch  dasjenige  nach 
Maassgabe  des  Antheils  herausgegeben  werde,  was  zugleich 
mit  dem  Theile  selbst  herausgegeben  wrerden  muss.  §.  1.  Die 
Rückforderung  eines  unbestimmten  Theiies  wird  dann  gestattet, 
wenn  ein  rechtmässiger  Grund  dazu  vorhanden  ist.  Ein  recht- 
mässiger Grund  kann  [z.B.]  dann  vorhanden  sein,  wenn  etwa 
das  Falcidische  Gesetz  auf  ein  Testament  Anwendung  leidet, 
wegen  des  unbestimmten  Abzuges  von  den  Vermächtnissen, 
[ein  Umstand,]  worüber  der  Richter  kaum  eine  Prüfung  an- 
stellt; denn  der  Vermächtnissinhaber,  dem  [z.  B.]  ein  Sclav 
vermacht  ist,  hat  einefu]  rechtmässige[n  Grund  zur  Entschul- 
digung seiner]  Unwissenheit,  den  wievielsten  Theil  er  ver- 
langen soll.  Daher  wird  eine  solche  Klage  ertheilt  werden; 
dasselbe  verstehen  wir  auch  von  andern  Sachen. 

77.  ULP.  lib.  XVII.  ad  Ed.  —  Eine  Frau  verschenkte 
ein  Landgut  an  einen  Andern ,  als  ihren  Ehemann ,  in  einem 
Briefe,  und  erpachtete  dasselbe  von  ihm  wieder;  hier  kann 
man  sagen,  dass  jenem  die  dingliche  Klage  zustehe,  als  wenn 
er  durch  sie  selbst,  wie  durch  eine  Pächterin,  den  Besitz  er- 
langt habe;  es  kam  auch  der  Fall  vor,  dass  sich  der  [Be- 
schenkte] gerade  auf  dem  Acker,  der  ihm  geschenkt  ward, 
befand,  als  er  den  Brief  erhielt;  dieser  Umstand  reichte  zur 


38)  D.  h.  die  Reivindication. 
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Uebergabe  des  Besitzes  bin,  wenn  auch  keine  Verpachtung 
Statt  gefunden  Latte. 

78.  LABEO  üb.  IV.  Pithanon  a  Paulo  epiloinalor.  — 
Wenn  du  die  Friicbte  von  einem  fremden  Land- 
gute, das  du  besitzest,  nicht  zubereitet  hast39), 
so  bast  du  nichts  nöthig,  Namens  der  Früchte  die- 
ses Landgutes  herauszugeben.  Paulus:  das  dürfte 
wohl  unrichtig  sein ;  die  Früchte  werden  schou  deshalb  sein, 
dass  er  sie  in  seinem  Namen  abgenommen  hat.  Denn  das 
Abnehmen  der  Früchte  müssen  wir  nicht  [blos]  dann  [als  ge- 
schehen] betrachten,  wenn  sie  vollständig  eingebracht  worden, 
sondern  auch  wenn  man  angefangen,  sie  insoweit  abzunehmen, 
dass  ihr  Zusammenhang  mit  dem  Boden  aufgehört  hat,  also 
z.B.  Oliven  oder  Trauben  gelesen,  aber  noch  kein  Wein  oder 
Oel  daraus  von  Jemand  gepresst  worden  ist;  hier  wird  gleich 
angenommen,  dass  er  die  Früchte  gezogen  habe. 

79.  Idem  üb.  VI.  Pithanon  a  Paulo  epitom*  —  Wenn 
du  einen  Sclaven  von  mir  gefordert  hast,  und 
derselbe  nach  der  Einleitung  des  Verfahrens 
gestorben  ist,  so  müssen  die  Nutzungen  von 
demselben,  so  lange  er  gelebt  hat,  in  Anschlag 
gebracht  werden.  Paulus:  Ich  halte  dies  unter  der 
Bedingung  für  richtig,  wenn  der  Sclav  nicht  früher  in  die 
Krankheit  verfallen  ist,  deren  wegen  seine  Dienste  haben  aus- 
gesetzt werden  müssen:  denn,  selbst  wenn  er  aus  jener  Krank- 
heit mit  dem  Leben  davongekommen  wä're,  so  könnte  man 
die  Nutzungen  während  dieser  Zeit  auch  nicht  in  Anschlag 
bringen. 

80.  FURIUS  ANTHIAN.  lib.  I.  ad  Ed.  —  Man  wird 
nicht  gezwungen,  sich  in  eine  dingliche  Klage  einzulassen,  weil 
man  erklären  kann,  dass  man  nicht  besitze;  wenn  jedoch  dann 
der  Gegner  Einen  überführen  kann,  dass  er  [dennoch]  die  Sache 
besitze,  so  verschafft  er  sich  mittelst  richterlicher  Hülfe  dadurch 
den  Besitz,  wenn  er  auch  nicht  bewiesen  hat,  dass  die  Sache 
ihm  gehöre. 

Zweiter  Titel. 
De    Puhliciana    in    rem  actione» 

{Von  der  Puhlicianischen  Klage  auf  eine  Sache.) 

i.  ULP.  lib.  XVI.  ad  Ed.  —  Der  Prätor  sagt:  Wenn 
Jemand  dasjenige,  was  ihm  aus  einem  recht- 
mässigen Grunde  vom  Nichteigenthüiner  über- 

39)  Cogere,  s.  Cujac.  Ohserv.  XI.  39;  übrigens  s.  man  über 
die  Erklärung  Glück  VIII.  274  fF.  Es  drehet  sich  hier  blos 
um  den  vou  Labeo  falsch  gebrauchten  Ausdruck  cogere 
statt  percipere ;  schon  das  letzte  soll  genügen. 

Corp,  jur.  civ.   I.  42 
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geben,  und  noch  nicht  ersessen  worden  ist, 
fordern  wird,  so  werde  ich  ein  Verfahren  er- 
th  eilen40).  §.  1.  Ganz  richtig-  sagt  der  Prätor:  noch 
nicht  ersessen  worden;  denn  ist  es  ersessen  worden, 
so  hat  man  die  bürgerlichrechtliche  Klage  und  bedarf  der 
würtlenrechtlichen  nicht.  §.  2.  Warum  aber  thut  er  blos  der 
Uebergabe  und  der  Ersitzung-  Erwähnung  ,  da  es  doch  so  viele 
rechtliche  Erwerbungsarten  gibt,  aus  denen  man  das  Eigenthum 
erlangen  kann?  wie  z.  B.  Vermächtnisse,  [auch  bei  diesen 
schliesst  er  die  Publiciana  nicht  aus,]  **) 

2.  PAUL.  lib.  XIX.  ad  Ed.  —  oder  Schenkungen  auf 
den  Todesfall;  denn  wenn  der  Besitz  der  [letztern]  verloren 
worden,  so  steht  mir  [auch]  die  Publiciana  zu,  weil  sie  nach 
Art  der  Vefmächtnisse  erworben  werden; 

3.  ULP.  lib.  XVI.  ad  Ed.  —  und  so  gibt  es  noch  viele 
andere.  §.  1.  Der  Prätor  sagt:  aus  einem  rechtmässigen 
Grunde  fordern  wird;  wer  also  den  rechtmässigen  Grund 
der  Uebergabe  für  sich  hat,  bedient  sich  der  Publiciana.  Die- 
selbe steht  aber  nicht  blos  dem  Räufer  im  guten  Glauben  zu, 
sondern  auch  Andern,  wie  z.  B.  dem,  welchem  eine  Sache, 
die  noch  nicht  ersessen  worden,  an  Mitgiftsstatt  übergeben 
worden  ist;  denn  hier  ist  der  rechtmässigste  Grund  vorhanden, 
es  mag  die  Sache  nach  geschehener  Abschätzung  oder  ohne 
dieselbe  zur  Mitgift  gegeben  worden  sein.  Ebenso,  wenn  eine 
Sache  auf  den  Gruud  einer  Verurtheilung  dazu  übergeben  wor- 
den ist, 

4.  PAUL.  lib.  XIX.  ad  Ed.  —  oder  um  zu  bezahlen, 

5.  ULP,  lib.  XVI.  ad  Ed.  —  oder  aus  dem  Grunde 
einer  Uebergabe  an  Schadens  Statt,  der  Grund  mag  wahr 
oder  nicht  wahr  sein. 

6.  PAUL.  lib.  XIX.  ad  Ed.  —  Ebenso  steht  mir,  wenn 
ich  einen  Sclaven  auf  den  Grund  einer  Noxalsache,  weil 
Niemand  ihn  zu  vertheidigen  auftrat,  auf  Befehl  des  Prätors 
an  mich  genommen  und  den  Besitz  verloren  habe  ,  die  Publi- 
ciana zu. 

7.  ULP.  lib.  XVI.  ad  Ed.  —  Auch  wenn  eine  Sache 
als  Eigenthum  richterlich  zuerkannt  1 2 )  worden  ist ,  findet  des- 


40)  Diese  Worte  können  auch  so  verstanden  werden:  „—Grunde 
„übergeben  und  noch  nicht  ersessen  worden  ist,  [uur]  nicht 
„vom  Eigenthiiiner,  fordert  u.  s.  w. 

41)  Dies  muss  nach  Glück  Pand.  YIII.  328  und  Noodt  ad  h.  t. 
p.  203.  (Ed.  Coi.)  als  Antwort  auf  die  vorhergestellte  Frage 
hinzugedacht  werden. 

42)  Z.  B.  beim  judicio  communi  dividundo. 
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halb  die  Publiciana  Statt.  §.  i.  Ist  Würderung  eines  Streit- 
gegenstandes geschehen,  43)  so  ist  Aehnlichkeit  mit  dem  Ver- 
kauf vorhanden,  und  Julianus  sagt  im  zweiundzwauzigsten 
Buche  seiner  Digesten,  dass  dein  Verklagten,  wen»  er  die 
Abschätzung  des  Streitgegenstandes  angeboten  habe ,  die  Publi- 
ciana zustehe.  §.2.  Marcellus  schreibt  im  siebzehnten  Buche 
seiner  Digesten,  dass  derjenige,  wer  von  einem  Wahnsinnigen, 
ohne  zu  wissen,  dass  derselbe  wahnsinnig  sei,  etwas  gekauft 
habe,  ersitzen  könne;  er  wird  also  auch  die  Publiciana  haben. 
§.  3.  Auch  wenn  Jemand  aus  bereichernden  Gründen  eine 
Sache  empfangen  hat,  hat  er  die  Publiciana,  welche  selbst 
gegen  den  Schenker  Statt  findet;  denn  wer  etwas  geschenkt 
erhalten  hat,  ist  rechtmässiger  Besitzer  und  Kläger**).  §.4. 
Wer  von  einem  Minderjährigen  kauft ,  ohne  zu  wissen ,  dass 
er  minderjährig  sei,  hat  die  Publiciana.  §.  5.  Auch  wenn 
ein  Tausch  getrolFen  worden ,  findet  dieselbe  Klage  Statt. 
§.  6.  Die  Publicianische  Klage  nähert  sich  [der  Klage  auf] 
das  Eigenthum  und  nicht  [der]  auf  den  Besitz  4  5).  §.7.  Wenn 
du  mir,  während  ich  eine  Sache  fordere,  den  Eid  angetragen 
hast,  und  ich  beschworen  habe,  dass  die  Sache  mein  sei,  so 
steht  mir  die  Publiciana  zu,  jedoch  nur  gegen  dich,  denn  ein 
Eid  darf  nur  Dem  JVachtheil  bringen,  der  ihn  [dem  Andern] 
zugeschoben  hat.  Wenn  aber  dem  Besitzer  der  Eid  angetra- 
gen worden  ist,  und  er  geschworen  hat,  dass  die  Sache  dem 
Kläger  nicht  gehöre,  so  kann  er  sich  auch  nur  der  Einrede 
gegen  ihn  allein,  wenn  er  [nochmals]  als  Kläger  auftritt,  be- 
dienen, nicht,  dass  er  selbst  eine  Klage  hätte.  §.  8.  Von 
der  Publicianischen  Klage  gilt  ganz  dasselbe,  was  wir  von 
der  Eigenthumsklage  gesagt  haben.  §.  9.  Diese  Klage  steht 
auch  dem  Erben  und  den  wiirdenrechtlicheu  Nachfolgern  zu. 
§.  10.  Wenn  nicht  ich  gekauft  habe,  sondern  mein  Sclav,  so 
habe  ich  [dennoch]  die  Publiciana ;  derselbe  Fall  ist  vorhanden, 
wenn  mein  Geschäftsbesorger ,  Vormund,  Curator  oder  welcher 
Dritte  sonst  meine  Geschäfte  führt,  gekauft  hat.  §.  11.  Der 
Prätor  sagt:  wer  im  guteu  Glauben  gekauft  hat;  es 
hilft  daher  nicht  jeder  Kauf,  sondern  nur  der,  welcher  im 
guten  Glauben  geschieht;  es  genügt  mithin,  dass  ich  Käufer 
im  guten  Glauben  gewesen  bin,  wenn  ich  auch  vom  Nicht- 
eigenthümer  gekauft  habe,  und  selbst  wenn  derselbe  in  listiger 


43)  und  diese  erlangt  worden. 

44)  D.  h.  er  besitzt  sowohl  rechtmässig,  als  er  kann  auch  recht- 
mässiger Weise  Klage  erheben. 

45)  So  glaube  ich  diese  Worte  am  richtigsten  übersetzt,  siehe 
Glück  Paud.  VIII.  334  sq. ,  der  sich  wegea  dieser  Erklärung 
auf  Anton  Faber  Hntioiuil.  nd  h*i,  bezieht;  aber  die  Glosse 
hat  schon  dasselbe. 

42  * 
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Absicht  verkauft  hat;  denn  die  Arglist  Jes  Verkäufers  thut 
mir  keinen  Eintrag'.  §.  12.  Bei  dieser  Klage  schadet  es  mir 
nicht,  wenn  ich  .Nachfolger  hin  und  arglistig  gehandelt  habe, 
sobald  derjenige,  an  dessen  Stelle  ich  nachgefolgt  bin,  im 
guten  Glauben  gekauft  hatte,  und  es  nützt  mir  nichts,  wenn 
mich  keine  Arglist  trifft,  aber  der  Käufer,  dem  ich  nachgefolgt 
bin,  arglistig  gehandelt  hat.  §.  13.  Denn  so  wird  auch,  wenn 
mein  Sclav  gekauft  hat ,  auf  dessen  Arglist  Rücksicht  genommen 
und  nicht  auf  die  meinige;  oder  umgekehrt46).  §.  14.  Die 
Publiciana  berücksichtigt  die  Zeit  des  Kaufes,  und  nach  des 
Pomp oni us  Ansicht  kommt  bei  dieser  Klage  weder  was 
vor  dem  Rauf,  noch  was  nachher  mit  Arglist  geschehen  ist, 
in  Betracht.  §.  15.  Den  guten  Glauben  begreift  sie  aber  allein 
auf  Seiten  des  Käufers.  §.  16.  Zum  Vorhandensein  der  Publi- 
ciana gehört  [also]  das  Zusammentreffen  [der  beiden  Umstände], 
dass  Jemand  im  guten  Glauben  gekauft  habe,  und  die  gekaufte 
Sache  ihm  in  dieser  Rücksicht  übergeben  worden  sei.  Uebri- 
gens  kann  man  vor  der  Uebergabe,  wenn  man  auch  Käufer 
im  guten  Glauben  ist,  die  Publiciana  nicht  anstellen.  §.  17. 
Juli  an  us  schreibt  im  siebenten  Buche  der  Digesten:  Die 
Uebergabe  der  gekauften  Sache  müsse  im  guten  Glauben  ge- 
schehen ,  und  wer  daher  wissentlich  fremden  Besitz  ergriffen 
habe,  könne  die  Publiciana  nicht  anstellen,  weil  er  nicht 
wird  ersitzen  können.  Auch  bilde  sich  Keiner  ein ,  dass  wir 
der  Meinung  seien ,  als  geniige  es ,  zu  Anfang  der  Uebergabe 
nicht  gewusst  zu  haben,  dass  die  Sache  einem  Andern  gehöre, 
um  die  Publiciana  anstelleu  zu  können,  sondern  er  muss  auch 
vorher47)  Käufer  im  guten  Glauben  sein. 

8.  GAJ.  lib.  VII.  ad  Ed.  prov,  —  Ueber  die  Zahlung 
des  Preises  ist  aber  nichts  ausgedrückt,  daher  man  hieraus  die 
Muthmaassung  schöpfen  kann,  dass  auch  der  Prätor  nicht  der 
Meinung  gewesen  sei,  als  ob  auf  die  Zahlung  des  Preises 
etwas  ankomme. 

9.  ULP.  lib.  XVI.  ad  Ed.  —  Die  Publiciana  findet  Statt, 
die  Sache  mag  dem  Käufer  [selbst]  oder  dessen  Erben  über- 
geben worden  sein.  §.  F.  Kauft  Jemand  eine  bei  ihm  nieder- 
gelegte oder  ihm  geliehene,  oder  verpfändete  Sache,  so  ist  sie 
für  übergeben  anzusehen,  wenn  sie  ihm  nach  dem  Kauf  ver- 
blieben ist.  §.  2.  Auch  wenn  die  Uebergabe  dem  Kauf  voran- 
gegangen ist,  gilt  dasselbe.  §.  3.  Ferner,  sagt  Neratius, 
sei,  wenn  ich  eine  Erbschaft  gekauft  habe,  und  eine  mir  über- 
gebeue  Erbschaftssache  fordern  will,  die  Publiciana  zuständig. 


46)  Nämlich  wenn  er  im  guten  Glauben  ist,  und  nicht  ich. 

47)  Tunc,  d.  b.  beim  Kaufabschluss ,  Accurs.  s.  auch  Glück 
VI  II.  367. 
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§.  4.  Wenn  Jemand  zweien  im  guten  Glauben  getrennt  [von 
einander]  Kaufenden  [dieselbe  Sache]  verkauft  bat,  so  ist  die 
Frage,  wer  von  beiden  die  Publiciana*8)  anstellen  könne, 
ob  der,  dem  die  Sache  zuerst  übergeben  worden  ist49),  oder 
der,  welcher  sie  blos  gekauft50)  hat.  Julianus  schreibt 
im  siebenten  Buche  seiner  Digesten,  dass,  wenn  sie  Beide 
von  demselben  JXichteigenthümer  gekauft  haben,  der  vorgehe, 
dem  die  Sache  zuerst  übergeben  worden  ist ;  wenn  aber  von 
verschiedenen  Nichteigentümern,  so  sei  der  Besitzer  besser 
daran,  als  der  Kläger;  diese  Ansicht  ist  richtig.  §.  5.  Diese 
Klage  findet  in  Ansehung  solcher  [Sachen],  die  nicht  erses- 
sen51) werden  können,  z.  B.  gestohlener  oder  eines  flüchti- 
gen Sclaven,  nicht  Statt.  §.  6.  Wenn  ein  Erbschaftssclav  vor 
dem  Erbantritt  eine  Sache  gekauft,  und  den  ihm  übergebenen 
Besitz  verloren  hat,  so  kann  sich  der  Erbe  mit  Recht  der 
Publiciana  bedienen,  wie  wenn  er  selbst  besessen  hätte.  Auch 
Municipalstädter,  deren  Sclaven  eine  Sache  übergeben  worden, 
befinden  sich  in  derselben  Lage, 

10.  PAUL.  Üb.  XIX.  ad  Ed.  —  mag  der  Sclav  auf  Rech- 
nung seines  Sonderguts  gekauft  haben,  oder  nicht. 

11.  ULP.  lib.XVI.  ad  Ed.  —  Wenn  ich  gekauft  habe, 
und  die  Sache  mit  meinem  Willen  einem  Andern  übergeben 
worden  ist,  so  hat  der  Kaiser  Severus  verordnet,  dass  dem- 
selben die  Publiciana  zu  verstatten  sei.  §.  1.  Wird  wegen 
übergebenen  JNiessbrauchs  geklagt,  so  wird  auch  die  Publiciana 
ertheilt;  nicht  minder,  wenn  Dienstbarkeiten  an  Gebäuden 
durch  Uebergabe  bestellt  worden  sind,  oder  durch  sich  Gefallen- 
lassen, z.B.  wenn  Jemand  gestattet  hat,  durch  sein  Haus  eine 
Wasserleitung  zu  ziehen;  ebenso  bei  [denen  an]  ländlichen 
Grundstücken ;  denn  auch  in  Ansehung  dieser  muss  Uebergabe 
und  [geschehenes]  sich  Gefallenlassen  geschützt  werden.  §.  2. 
Das  Kind  einer  gestohlenen  Sclavin ,  welches  bei  einein  Käu- 
fer im  guten  Glauben  empfangen  worden ,  muss  [auch]  durch 
diese  Klage  verlangt  werden,  wenn  es  auch  vom  Käufer  noch 
nicht  besessen  worden  ist;  der  Erbe  des  Diebes  hat  aber  diese 
Klage  nicht,  weil  er  Nachfolger  in  die  [Besitz-]  Mängel  des 
Erblassers  ist.  §.  3.  Zuweilen  aber  steht  mir,  wenn  auch  die 
gestohlene  Mutter  nicht  verkauft,  sondern  mir,  ohne  dass  ich 


48)  Nämlich  gegen  den  Andern,  s.  Glück  Pand.  VIII.  360  sq. 

49)  Nämlich  wenn  er  sie  dann  wieder  verloren  hat. 

60)  Hier  ist  auch  geschehene  Uebergabe  hinzuzudenken,  aber 
spätere  als  die  erste  an  den  andern  Käufer,  s   Glück  a.a-O. 

61)  Usu  capere  dürfte  hier  iu  allgemeiner  Bedeutung  vom  Er- 
werb durch  Zeitcibiauf  genommen  werden  müssen  ,  sonst  fände 
die  Actio  Publiciana  bei  Servituten  nicht  Statt;  8.  Schmidt- 
lein  Archiv  IX.  164  [40], 
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[die  Verhältnisse]  kenne,  geschenkt  und  bei  mir  geschwängert 
und  entbundeu  worden  ist,  wegen  des  Kindes  die  Pnbliciana 
zu,  wie  Juli  an  us  sagt,  wenn  ich  nur  zu  der  Zeit,  wo  ich 
Klage  erhebe,  nicht  weiss,  dass  die  Mutter  [einem  Andern] 
gestohlen  ist.  §.4.  Derselbe  Julianus  sagt  im  Allgemeinen, 
dass  ich  aus  demselben  Grunde,  aus  dem  ich  die  Mutter  er- 
sitzen kann,  wenn  sie  nicht  gestohlen  ist,  anch  deren  Kind 
ersitze,  wenn  ich  wicht  wusste,  dass  jene  gestohlen  sei.  In 
allen  diesen  Fallen  werde  ich  daher  die  Pnbliciana  haben. 
§.  5.  Dasselbe  ist  auch  der  Fall,  wenn  von  einem  Kinde  wie- 
der ein  Kind  vorhanden,  auch  wenn  es  nicht  geboren,  son- 
dern nach  dem  Tode  der  Mutter  mittelst  des  Kaiserschnitts  aus 
deren  Leibe  genommen  worden  ist,  wie  auch  Pomponius 
im  vierzigsten  Buche  geschrieben  hat.  §.  6.  Derselbe  sagt  auch, 
dass,  wenn  Gebäude  gekauft  und  niedergerissen  worden  sind, 
dasjenige,  was  zu  dem  Gebäude  als  Zubehör  gehörig  gewesen, 
mit  einer  Klage  dieser  Art  gefordert  werden  könne.  §.  7. 
Was  durch  Anspülung  an  ein  Landgut  sich  ansetzt,  wird  dem 
ahnlich,  wozu  es  kommt;  wenn  daher  das  Laudgut  selbst 
mittelst  der  Pnbliciana  nicht  gefordert  werden  kann,  so  kann 
jenes  auch  nicht  verlangt  werden;  kann  dieses  aber  selbst  ge- 
fordert werden,  so  kann  es  auch  der  Theil  52);  so  lehrt 
Pomponius.  §.8.  Derselbe  fügt  hinzu,  eine  ähnliche  Klage 
sei  auch,  wenn  abgenommene  Theile  einer  gekauften  Statue 
gefordert  worden,  anwendbar.  §.9.  Er  schreibt  nicht  minder, 
dass  wenn  ich  einen  freien  Plaiz  gekauft  und  ein  Haus  darauf 
gebauet  habe,  ich  mit  Recht  mich  der  Pnbliciana  bedienen  könne. 
§,  10.  Auch  sagt  er:  wenn  ich  das  Haus  gekauft  habe,  und 
dasselbe  zum  freien  Platze  hinzukommt ,  so  könne  ich  ebenfalls 
die  Publiciana  anstellen. 

12.  PAUL.  lib.  XIX.  ad  Ed.  —  Als  ein  Bräutigam  sei- 
ner Braut  einen  Sclaven  geschenkt,  und  denselben  vor  der  Er- 
sitzung zur  Mitgift  [mit] empfangen  hatte,  verfügte  der  Kaiser 
Pius,  dass  dieser  Sclav  nach  geschehener  Ehescheidung  heraus- 
gegeben werden  müsse;  denn  die  Schenkung  zwischen  Braut 
und  Bräutigam  habe  Gültigkeit  gehabt.  Der  [Ehefrau]  wird 
daher,  wenn  sie  besitzt,  eine  Einrede,  und  wenn  der  Besitz 
verloren  gegangen,  die  Pnbliciana  gestattet,  mag  ein  Dritter 
oder  der  Schenker  sich  im  Besitz  befinden.  §.  1.  Derjenige, 
dem  nach  dem  Trebellianischen  Senatssehluss  eine  Erbschaft 
herausgegeben  worden  ist,  kann,  wenn  er  auch  den  Besitz 
nicht  erlangt  hat,  sich  der  Publiciana  bedienen.  §.  2.  In  Be- 
treff von  Zins-  und  andern  Grundstücken,  die  nicht  ersessen 
werden  können,  findet  die  Publiciana  Statt,  wenn  sie  mir  im 


52)  Ad  partem  lässt  sich  erklären :  guod  attinet  ad  p. 
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guten  Glauben  übergeben  worden  sind.  §.  3.  Dasselbe  ist  der 
Fall,  wenn  ich  ein  Erbpachtsbaus  vom  Nichteigentümer  im 
guten  Glauben  gekauft  habe.  §.  4.  Ist  eine  Sache  von  der 
Beschaffenheit,  dass  ein  Gesetz  oder  eine  Constitution  ihre  Ver- 
ä'usserung  verbietet,  so  ist  die  Publiciana  nicht  anwendbar, 
weil  in  diesen  Fällen  der  Prätor  Niemanden  in  Schutz  nimmt, 
um  nicht  den  Gesetzen  zuwider  zu  handeln.  §.  5.  Der  Publi- 
ciana kann  man  sich  auch  wegen  eines  noch  nicht  einjährigen 
Sclavenkindes  bedienen.  §.  6.  Wer  eine  Sache  zum  Theil 
verlangen  will ,  kann  sich  der  Publiciana  bedienen.  §.  7.  Aber 
auch  der,  wer  nur  einen  Augenblick  besessen  hat,  kann  mit 
Recht  diese  Klage  anstellen. 

13.  GAJ.  lib.  VII.  ad  Ed.  prov.  —  Wenn  wir  in  Folge 
rechtmässiger  Gründe  der  Erwerbung  erhaltene  Sachen  verloren 
haben,  so  wird  zu  deren  Verfolgung  diese  Klage  gegeben. 
§.  1.  Zuweilen  sieht  Jemandem  auch  aus  rechtmässigem  Besitz 
die  Publiciana  [doch]  nicht  zu;  denn  pfand-  und  bittweiser 
Besitz  ist  zwar  rechtmässig,  aber  aus  demselben  pflegt  diese 
Klage  nicht  Statt  zu  finden,  und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil 
weder  der  Gläubiger,  noch  der,  welcher  um  den  Besitz  ge- 
beten, denselben  in  der  Absicht  erhält,  dass  er  sich  für  den 
Eigenthümer  halten  kann.  §.  2.  Wer  von  einem  Minderjähri- 
gen gekauft  hat,  muss  den  Beweis  führen,  dass  er  mit  Er- 
mächtigung des  Vormundes,  und  ohne  Widerspruch  eines  Ge- 
setzes gekauft  habe.  Aber  auch  wenn  er  betrogen,  unter  Er- 
mächtigung eines  falschen  Vormundes,  gekauft  hat,  wird  an- 
genommen, als  habe  er  im  guten  Glauben  gekauft. 

14.  ULP.  lib.  XVI.  ad  Ed.  -  Papinianus  schreibt 
im  sechsten  Buche  seiner  Quästionen :  wenn  Jemand  verboten 
hat,  eine  Sache  auf  den  Grund  geschehenen  Verkaufs  zu  über- 
geben oder  [dem  Käufer]  davon  Anzeige  gemacht  hat,  welche 
mit  seinem  Willen  von  seinem  Geschäftsbesorger  verkauft 
worden  war,  und  derselbe  sie  nichts  desto  weniger  übergeben 
hat,  so  wird  der  Prätor  dem  Käufer  Schutz  angedeihen  lassen, 
er  mag  die  Sache  besitzen  oder  sie  fordern.  Was  aber  der 
Geschäftsbesorger  in  Folge  der  Kauf  klage  dem  Käufer  53)  ge- 
währt hat,  kann  ersterer  durch  die  Auftragsgegenklage  wieder 
erlangen;  denn  es  kann  der  Fall  eintreten,  dass  dem  Käufer 
eine  Sache  von  demjenigen,  der  zu  ihrem  Verkaufe  Auftrag 
ertheilt  bat,  wieder  entwunden  wird,  weil  er  sich  aus  Un- 
wissenheit der  Einrede,  die  er  hätte  vorschützen  müssen,  nicht 
bedient  hat;  z.B.  der:  wenn  mein  Gewährsmann  nicht 
mit  deinem  Willen  verkauft  hat. 


53)  Dem  die  Sache  vom  Auftragsertheiler  wieder  entwährt  wor- 
den ist.  Glosse. 
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15.  POMPON.  IIb.  im  ad  Sabin.  —  Wenn  mein  Sclav, 
während  er  auf  der  Flucht  ist,  eine  Sache  von  einem  Nicht- 
eigenthümer  kauft,  so  muss  mir  die  Publiciana  zustehen,  wenn 
ich  auch  den  Besitz  der  übergebenen  Sache  durch  ihn  nicht 
erlangt  habe. 

16.  PAPIW.  lib.  X.  Quaest.  —  Paulus  bemerkt:  Die 
Einrede,  des  rechtmässigen  Eigenthums  kann  der  Publiciana 
entgegengesetzt  werden. 

17.  NERATIUS  lib.  III.  Membran.  —  Die  Publiciana 
ist  nicht  dazu  eingeführt  worden,  um  die  Sache  dem  Eigen- 
tümer zu  entziehen;  denn  der  Beweis  davon  ist  zuvörderst 
die  Billigkeit,  und  sodann  die  Einrede:  wenn  die  Sache 
dem  Besitzer  nicht  gehört;  sondern  dass  der  Räufer 
im  guten  Glauben ,  der  aus  diesem  Grunde  den  Besitz  erlangt 
hat,  auch  die  Sache  vielmehr  erhalte,  [als  derjenige,  welcher 
keinen  Rechtsgrund  für  sich  hat]. 

Dritter  Titel. 

Si   ager   v  e  ctig  alis 9    id    est  s4)  emphyteu* 
ticarius,    p  e  t  a  t  u  r» 
(Jfenn  ein  ZinsacTcer,  d.  h.  ein  Erbzinsacker,  gefordert  wird.) 

1.  PAUL.  lib.  XXI.  ad  Ed.  —  Die  Ländereien  der 
städtischen  Gemeinden  heissen  theils  Zinsacker,  theils  nicht. 
Zinsäcker  heissen  diejenigen ,  welche  auf  immer  verpachtet 
werden,  d.h.  mit  der  Bestimmung,  dass,  so  lange  für  sie  der 
Zins  gezahlt  werde,  dieselben  weder  den  Pächtern  selbst,  noch 
denen,  die  an  ihrer  Statt  nachfolgen,  genommen  werden  sollen. 
Wicht  Zinsäcker  sind  diejenigen ,  welche  so  zur  Bebauung  ge- 
geben werden,  wie  wir  privatim  unsere  Aecker  zu  bebauen 
pflegen.  §.  1.  Wer  ein  Landgut  zur  immerwährenden  Be- 
nutzung von  Municipalgemeinden  erpachtet  hat,  dem  steht, 
wenn  er  auch  nicht  Eigenthümer  wird ,  nach  allgemeiner  An- 
nahme, die  dingliche  Klage  gegen  jeden  Besitzer  zu,  aber  auch 
gegen  die  Municipalgemeinden  selbst, 

2.  ULP.  lib.  XVII.  ad  Sabin»  —  jedoch  nur,  wenn  er 
den  Zins  [richtig]  zahlt. 

3.  PAUL.  lib.  XXI.  ad  Ed.  —  Dasselbe  ist  der  Fall, 
wenn  man  auch  nur  auf  Zeit  gepachtet  hat  und  die  Pachtzeit 
noch  nicht  abgelaufen  ist. 


54)  Darin  soll  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  nur  das  Wort  vecti- 
galis  erklärt  werden ;  vgl.  Du  Roi  Archiv  I.  389. 


Siebentes  Buch. 


Erster  Titel. 

De   usufructu   et   quemadmodum   quis  utatur 
fr  natu  r. 

{Vom  JViessbrauch  und  auf  welche  Jf^eise  man  niessbraucht.) 

1.  PAUL.  lib.  III.  ad  Viteil.  —  Der  Niessbrauch  ist  ein 
Recht,  fremde  Sachen  zu  benutzen  und  zu  gebrauchen,  wahrend 
der  Bestand  der  Sachen  unversehrt  bleibt. 

2.  CELSUS  lib.  XVIII.  Z>/>.  —  Denn  der  Niessbrauch 
ist  ein  Recht  an  einem  Körper,  mit  dessen  Untergang"  er  noth- 
"wendig  selbst  erlischt. 

3.  GAJ.  lib.  II.  Rer.  quolid.  vel  Aureor.  —  An  allen 
Grundstücken  kann  vermöge  eines  Vermächtnisses  der  Niess- 
brauch bestellt  werden,  so  dass  dem  Erben  befohlen  wird, 
Jemandem  den  Niessbrauch  zu  verabreichen.  Unter  Verabrei- 
chen wird  verstanden,  wenn  er  den  Vermächtnissberechtigten 
in  das  Grundstück  führt  und  ihm  Gebrauch  und  Benutzung 
gestattet.  Will  Jemand  einen  Niessbrauch  ohne  Testament 
bestellen,  so  kann  er  es  durch  Verträge  und  Stipulationen 
thun.  §.  I.  Der  Niessbrauch  findet  aber  nicht  blos  an  Grund- 
stücken und  Gebäuden,  sondern  auch  an  Sclaven,  Zugvieh 
und  andern  Sachen  Statt.  §.  2.  Damit  jedoch  die  Eigenheit 
nicht  ganz  und  gar  ohne  Nutzen  wäre,  wenn  ihr  der  Niess- 
brauch für  immer  abginge,  so  hat  man  angenommen,  dass 
derselbe  auf  bestimmte  Art  und  W^eise  erlösche  und  zur  Eigen- 
heit zurückkehre.  §.  3.  Auf  dieselbe  Weise  aber,  wie  der 
Niessbrauch  entsteht  und  endet,  pflegtauch  der  blosse  Gebrauch 
bestellt  zu  werden  und  zu  enden. 

4.  Px4UL.  üb.  II.  ad  Ed.  —  Der  Niessbrauch  ist  in  vie- 
len Fällen  dem  Eigenthume  ähnlich  *),  und  es  ist  gewiss,  dass 


1)  Pars  dominii,  s.  Glück  IX.  165  gcj. 
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er  sowohl  sogleich,  als  von  einem  bestimmten  Tage  an  gegeben 
werden  kann. 

5.  PAPIN.  Hb.  VII.  Qnaest.  —  Der  Niessbrauch  kann 
sowohl  von  Anfang  an  theilweise  getrennt  2)  oder  ungetrennt 
bestellt  werden ,  als  auch  ebenso  durch  [Ablauf  der]  gesetz- 
mässigen  Zeit  verloren  gehen,  und  auf  dieselbe  Weise  durch 
das  Falcidische  Gesetz  verringert  werden.  Auch  wenn  ein 
Theilnehmer  an  einem  Versprechen  gestorben  ist,  wird  die 
Verpflichtung  zum  Niessbrauch  nach  Erbschaftsanteilen  ge- 
theilt,  und  wenn  zu  demselben  eine  Verpflichtung  an  einem 
gemeinschaftlichen  Grundstück  vorhanden  ist,  so  geschieht  die 
Herausgabe,  wenn  nur  ein  Mitgenosse  verklagt  ist,  in  Bezug 
auf  dessen  Theil. 

6.  GAJ.  lib.VII.  adEd.prov.  —  Der  Niessbrauch  kann 
auf  mehrfache  Weise  bestellt  werden  ,  wie  z.  B.  durch  Ver- 
inächtniss.  Es  kann  aber  auch  die  Eigenheit  mit  Entziehung 
des  Niessbrauchs  vermacht  werden,  so  dass  der  letztere  dem 

1  Erben  verbleibt.  §.  1.  Der  Niessbrauch  kann  ferner  sowohl 
in  Folge  der  Erbtheilungs-  und  der  Gemeingutstheilungsklage 
bestellt  werden,  wenn  der  Richter  dem  Einen  die  Eigenheit, 
dem  Andern  den  Niessbrauch  zugesprochen  hat.  §.  2.  Man 
kann  aber  denselben  nicht  blos  durch  sich  selbst  erwerben, 
sondern  auch  durch  diejenigen  Personen,  welche  unserm  Rechte 
unterworfen  sind.  §.  3.  Es  verbietet  nichts,  wenn  mein  Sclav 
als  Erbe  eingesetzt  worden,  die  Eigenheit  mit  Entziehung  des 
Niessbrauchs  zu  vermachen. 

7.  ULP.  üb.  XVII.  ad  Sabin.  —  Wenn  der  Niessbrauch 
vermacht  worden  ist,  so  gehört  alle  Nutzung  der  Sachen  dem 
Niessbraucher.  Der  Niessbrauch  wird  entweder  von  einer 
unbeweglichen  oder  beweglichen  Sache  vermacht.  §.  1.  Ist  der 
Niessbrauch  an  einer  unbeweglichen  Sache,  z.B.  an  Gebäuden, 
vermacht  worden,  so  gehören  alle  Einkünfte  daraus  dem  Niess- 
braucher, [also]  alles,  was  von  den  Gebäuden,  Höfen  und 
sonstigem  Zubehör  der  Gebäude  eingeht.  Daher  hat  man  auch 
angenommen,  dass  derselbe  in  den  Besitz  benachbarter  Gebäude 
wegen  drohenden  Schadens  gesetzt  werden  könne,  und  er  diese 
Gebäude  mit  dem  Rechte  des  Eigenthums  besitzen  solle,  wenn 
fortwährend  Sicherheitsbestellung  verweigert  wird,  auch  nach 
beendigtem  Niessbrauch  nichts  davon  verliere.  Aus  dem  [obi- 
gen] Grunde,  schreibt  Labeo,  darf  auch  der  Eigenthümer  ein 
Gebäude  wider  deinen  Willen  nicht  höher  bauen,  so  wenig  er, 

2)  S  Cujac  Commentar.  ad  Pap.  Qu. VII.  (Opp.  IY.  138.) 
erklärt  dies  so:  —  pro  parte  indivisa  heisst  es,  wenn 
z.  B.  der  Usufructuar  von  allen  Früchten  des  Landguts  deu 
dritten  Theil  haben  soll;  pro  parte  divisa,  wenn  er  vom 
Drittheil  des  Landguts  alle  Früchte  hüben  soll. 
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wenn  der  Niessbrauch  an  einem  Hofraum  vermacht  worden 
ist,  ein  Gebäude  darauf  setzen  darf;  diese  Ansicht  halte  ich 
für  richtig.  §.  2.  Weil  also  alle  Nutzungen  der  Sache  dem 
[Niessbraucher]  zukamen,  so  wird  er  auch,  wie  Celsus  schreibt, 
durch  eiuen  Schiedsrichter  genö'thigt,  die  Gebäude  in  Stand  zu 
erhalten.  Celsus  schreibt  im  achtzehnten  Buche  der  Digesten  : 
jedoch  nur  insoweit,  dass  er  sie  in  Dach  und  Fach  erhält; 
wenn  aber  etwas  durch  Alter  einstürzt,  so  ist  keiner  von  bei- 
den zur  Wiederherstellung  verbunden  3)  ,  hat  sich  aber  der 
Erbe*)  derselben  unterzogen,  so  muss  der  Niessbraucher  ihm 
den  Gebrauch  verstatten  5).  Celsus  spricht  sich  daher  bei 
der  Frage  6)  über  die  Grenze  der  Instandhaltung  in  Dach  und 
Fach  7)  dahin  aus ,  dass  er  zur  Wiederherstellung  dessen, 
was  aus  Aller  eingestürzt  sei,  nicht  gezwungen  werde,  und 
ihm  daher  nur  massige  Ausbesserungen  obliegen ,  weil  er  bei 
vermachtem  Niessbrauch  auch  andere  Lasten  zu  übernehmen 
hat,  wie  z.  ß.  Abgaben,  Steuern,  einen  Auszug8)  oder  von 
der  [betreffenden]  Sache  9)  [letztwillig]  bestimmte  Alimente; 
dasselbe  schreibt  auch  Marcellus  im  dreizehnten  Buche. 
§.  3.  C  a  s  s  i  u  s  schreibt  auch  im  achten  Buche  seines  bür- 
gerlichen Rechts,  dass  der  Niessbraucher  durch  einen 
Schiedsrichter  zur  Wiederherstellung  [der  Gebäude]  ebensowohl 
gezwungen  werde ,  wie  zum  Nachpflanzen  [ausgegangener] 
Baume,  und  Aristo  bemerkt,  dass  diesem  so  sei.  Auch 
sagt  Neratius  im  neunten  Buche  seiner  Membranen,  der 
Niessbraucher  dürfe  nicht  an  der  Wiederherstellung  behindert 
werden,  weil  er  auch  nicht  am  Pflügen  oder  Bestellen  gehin- 
dert werden  kann ;  und  er  dürfe  nicht  allein  die  notwendigen 
Wiederherstellungen  machen,  sondern  auch  die  sich  auf  Ver- 
gnügung beziehen,  wie  Wandbekleidungen,  Weissung  und 
ähnliche ;  Erweiterungen  vornehmen  und  etwas  Nützliches 
wegnehmen  kann  er  aber  nicht, 


3)  D.  h.  weder  der  Eigenheitsherr  noch  der  Niessbraucher. 

4)  Als  Eigenheitsberr,  wenn  der  Niessbrauch  durch  Vermächt- 
niss  entstanden  ist. 

5)  lyassurum  fruetuarium  vti  kann  auch  durch  Versetzung  der 
Interpunction  gerade  umgekehrt  verstanden  werden:  so  muss 
er,  d  h.  der  Erbe  leiden,  dass  der  Niessbraucher  davon  Ge- 
brauch mache. 

6)  Quaerit  et  respondit  glossirt  Accursins. 

7)  S.  Don  eil.  X.  13.  §.  15.  (sarta  tecta.) 

8)  So  kann  man  das  Flor,  salarium  verstehen,  obwohl  Hai. 
solar,  liesst,  dem  folgt  auch  Glück  IX.  258.  n.  34. 

9)  Das  eo  (statt  ab  ea  re)  der  Florentine  hat  schon  die  gemeine 
Lesart  und  die  Glosse  sagt:  vel  die:  ab  eo  fundo,  quodqui- 
dem  etiam  habent  in  iextu. 
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8.  ULP.  lib.  XL.  ad  Ed.  —  wenn  er  auch  etwas  Bes- 
seres an  dessen  Stelle  setzen  wollte;  diese  Ansicht  ist  richtig. 

9.  Idem  lib.  XVII.  ad  Sabin,  —  Wenn  ferner  der  Niess- 
brauch an  einem  Grundstück  vermacht  worden  ist,  so  gehört 
alles,  was  auf  demselben  wächst  und  davon  gewonnen  werden 
kann,  zur  Nutzung  desselben,  jedoch  so,  dass  die  Benutzung 
nach  dem  Ermessen  eines  rechtlichen  Mannes  geschieht.  Denn 
C eis us  schreibt  auch  im  achtzehnten  Buche  seiner  Digesten, 
dass  der  [Niessbraucher]  zur  ordnungsmässigen  Bestellung  [des 
Grundstücks]  angehalten  werden  könne.  §.  1.  Sind  Bienen 
auf  dem  Grundstück,  so  gehört  ihm  auch  der  Niessbrauch  an 
diesen.  §.  2.  Sind  Steinbrüche  darauf,  und  will  er  Steine 
brechen,  oder  Kreide-  oder  Sandgruben,  so  kann  er  dies  alles, 
wie  Sabinus  sagt,  wie  ein  guter  Wirth  gebrauchen;  diese 
Meinung  halte  ich  für  richtig.  §.  3.  Allein  wenn  diese  Metall- 
lager nach  der  Vermachung  des  Niessbrauchs  entdeckt  worden 
sind,  so  sind  sie  nur  dann,  wenn  der  Niessbrauch  am  ganzen 
Grundstück,  und  nicht  blos  an  einem  Theile  letztwillig  bestellt 
Worden,  in  dem  Vermächtniss  enthalten.  §.  4.  Diesem  zu- 
nächst liegt  die  Frage,  die  über  den  Zuwachs  erhoben  zu  wer- 
den pflegt.  Hier  hat  man  den  Grundsatz  angenommen,  dass 
der  Niessbrauch  von  Anschwemmungen  auch  dem  Niessbraucher 
gehöre.  Ist  aber  in  der  Nähe  des  Grundstückes  in  einem  Flusse 
eine  Insel  entstanden,  so,  schreibt  Pegasus,  gehöre  der  Niess- 
brauch von  dieser  dem  Niessbraucher  nicht,  wenn  schon  er 
der  Eigenheit  anwachse ;  denn  dieselbe  sei  gleichsam  ein  eige- 
nes Grundstück,  dessen  Niessbrauch  dir  nicht  zusteht.  Diese 
Meinung  ist  nicht  ohne  Grund ;  denn  wo  der  Zuwachs  un- 
vermerkt geschieht,  da  wird  auch  der  Niessbrauch  vermehrt, 
erscheint  ersterer  aber  abgesondert,  so  wachst  er  dem  Niess- 
braucher nicht  zu.  §.  5.  Auch  das  Einkommen  von  Vogel- 
heerd und  Jagd,  sagt  Cassius  im  achten  Buche  des  bürger- 
lichen Rechts ,  gehört  dem  Niessbraucher,  daher  auch  vom 
Fischfang.  §.  6.  Auch  gehören  nach  meiner  Ansicht  die 
Nutzungen  einer  Baumschule  dem  Niessbraucher,  jedoch  in  der 
Art,  dass  ihm  sowohl  der  Verkauf  als  das  Zuziehen  freisteht. 
Er  muss  aber  die  Baumschule,  um  den  Baumgarten  zu  bepflan- 
zen ,  immer  in  junger  Nachzucht  erhalten ,  gleichsam  als  ein 
Zubehör  des  Ackers,  um  sie  nach  Endigung  des  Niessbrauchs 
dem  Eigenthümer  zu  übergeben.  §.  7.  Die  Nutzung  vom  Acker- 
geräthe  1  °)  muss  er  auch  haben ;  verkaufen  darf  er  es  aber 
nicht.  Denn  wenn  auch  der  Niessbrauch  an  einem  Grundstück 


10)  Insirumenlum  =  tb  tov  ayoov  naQccxoXov^iuci  ,  oiov  &ixillai 
dQinctva  xal  tu  l'£rj$  vetus  Glossarium  apud  Bris s od.  h.  v. 
zu  dieser  Stelle. 
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vermacht  worden  und  ein  Wald  dabei  ist,  aus  dem  der  [ver- 
storbene] Hausvater  Bauholz  zu  dem  Grundstück,  an  dem  der 
Niessbrauch  vermacht  worden,  zu  beziehen  pflegte,  oder  Wei- 
den, oder  Rohr,  so  kann  nach  meiner  Ansicht  der  Niessbrau- 
cher  doch  nur  insoweit  Gebrauch  davon  machen,  dass  er  nichts 
davon  verkauft,  es  wäre  ihm  denn  der  Niessbrauch  an  einem 
Weidenplafze ,  schlagbarem  Walde  oder  Schilfrohrbruche  ver- 
macht worden;  dann  kann  er  auch  verkaufen.  Denn  Tre- 
batius  schreibt  auch,  dass  der  Niessbraucher  in  einem  Schlag- 
Walde  1 1)  und  Schilfrohrbruche  schlagen  könne,  wie  der  [ver- 
storbene] Hausvater  es  zu  thun  pflegte,  aber  auch  verkaufen, 
wenn  gleich  der  Hausvater  nicht  zu  verkaufen,  sondern  ihn 
selbst  zu  benutzen  pflegte ;  denn  die  Ausübung  seines  Rechts 
ist  auf  das  Maass,  nicht  auf  die  Art  und  Weise  des  Gebrauchs 
zu  beziehen. 

10.  POMPON.  Üb.  V.  ad  Sabin.  —  Aus  einem  Schlag- 
Walde  kann  der  Niessbraucher  Rebenstöcke  und  Aeste  von 
den  Bäumen  nehmen;  aus  einem  Nichtschlag- Walde  [z.  B. 
den  Bedarf]  zu  einem  Weinberg,  sobald  er  das  Landgut  nicht 
verschlechtert. 

11.  PAUL.  üb.  II.  epitom.  yllfeni  Dig.  —  Sind  aber  die 
Bäume  ganz  gross,  so  darf  er  sie  nicht  schlagen. 

12.  ULP.  lib.  XVII.  ad  Sabin.  —  Von  entwurzelten  und 
vom  Winde  umgeworfenen  Bäumen,  sagt  Labeo,  könne  der 
Niessbraucher  zu  seinem  und  der  Gebäude  Bedarf  nehmen; 
er  dürfe  aber  kein  Bauholz  zum  Brennholz  nehmen,  wenn  er 
sonst  Brennholz  hat.  Diese  Ansicht  halte  ich  für  richtig, 
denn  sonst  würde  der  Niessbraucher,  wenn  dieser  Unfall  den 
ganzen  Wald  betroffen  hätte,  alle  Bäume  wegnehmen  können; 
doch,  glaubt  derselbe,  könne  er  soviel  Bauholz  schneiden,  als 
zur  Ausbesserung  des  Landhauses  gehört,  ebenso  wie  er,  sagt 
derselbe,  Ralk  löschen,  oder  Sand  graben,  und  was  sonst 
für  das  Gebäude  nöthig  ist,  nehmen  dürfe.  §.  1.  Ein  Schiff, 
woran  der  Niessbrauch  vermacht  worden,  kann,  nach  meiner 
Meinung,  auf  Reisen  ausgesendet  werden,  wenn  auch  Gefahr 
des  Schiffbruchs  drohet;  denn  ein  Schiff  ist  zum  Schiffen  da, 
§.  2.  Der  Niessbraucher  kann  die  [betreffende]  Sache  entweder 
selbst  benutzen,  oder  einem  Andern  zur  Benutzung  abtreten, 
oder  [diese]  vermiethen,  oder  verkaufen,  denn  der  Vermiether 
macht,  wie  der  Verkäufer,  Gebrauch  davon.  Auch  wenn  er 
bittweise  einem  Andern  [den  Niessbrauch]  abtritt  oder  schenkt, 
macht  er  nach  meiner  Ansicht  [von  der  Sache]  Gebrauch,  und 

11)  Silva  caedua,  s.  Fr.  30.  de  V.  S.  Es  ist  etwa  ein  solches 
Gehölz  zu  verstehen,  wie  heutzutage  die  Elsen-  und  Birken- 
büsche, welche  geschlagen  werden,  und  aus  den  Wurzeln 
wieder  ausschlagen,  Hauigte,  Brücher. 
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daher  wird  der  Niessbrauch  aufrecht  erhalten.    Dahin,  haben 
sich  Ca ss ins  und  Pegasus  ausgesprochen ,  und  Pomponius 
im  fünften  Buche  aus  dein  Sabinus   stimmt  dem  bei,  Ich 
behalte  aber  nicht  nur  den  Niessbrauch,  wenn  ich  ihn  verpachte, 
sondern  auch  wenn  ein  Anderer,  der  meine  Geschäfte  führt, 
denselben  verpachtet  hat,  wie  Julianus  im  fünfunddreissig- 
sten  Buche  berichtet.    Wie  aber,  wenn  ich  nicht  verpachtet 
habe,  sondern  wahrend  meiner  Abwesenheit  und  ohne  mein 
Wissen  Jemand,  der  meine  Geschäfte  führt,  den  Niessbrauch 
ausübt  ?    Ich  behalte  den  Niessbrauch  nichts  desto  weniger. 
Pomponius  tritt  diesem  im  fünften  Buche  aus  dem  Grunde 
bei,  weil  ich  die  Geschäftsführungsklage  erlangt  habe.    §.  3. 
Daran  zweifelt  aber  Pomponius,  ob,  wenn  ein  flüchtiger 
Sclav,  an  dem  mir  der  Niessbrauch  zusteht,  etwas  von  mei- 
nem Vermögen  stipulirt,  oder  durch  Uebergabe  empfängt,  ich 
dadurch  selbst,  wie  wenn  ich  den  Gebrauch  hätte,  den  Niess- 
brauch behalte?  —  Er  findet  die  Bejahung  zulässiger,  denn 
man  behält  oft,  wenn  man  auch  die  Sciaven  gerade  nicht  selbst 
gegenwärtig  im  Gebrauch  hat,  den  Niessbrauch  dennoch,  z.B. 
wenn  ein  Sclav  krank  ist,  oder  noch  Rind,  das  noch  keine 
Dienste  verrichten  kann,  oder  durch  Alter  erschöpft  ist,  denn 
man  behält  ja  auch  den  Niessbrauch,  wenn  man  einen  Acker 
[nur]  bepflügt,  wenn  schon  er  so  unfruchtbar  ist,  dass  gar 
nichts  wächst.    Julianus  schreibt  jedoch  im  fünfunddreissig- 
sten  Buche  seiner  Digesten,  dass  wenn  der  flüchtige  Sclav 
auch  nichts  stipulire,  man  dennoch  den  Niessbrauch  behalte; 
denn  aus  demselben  Grunde,  sagt  er,  wie  der  Eigenjjeitsherr 
im  Besitz  bleibt,  wenn  der  Sclav  auch  auf  der  Flucht  begrif- 
fen ist,  behält  man  den  Niessbrauch  ebenfalls.    §.  4.  Derselbe 
behandelt  die  Frage,  ob,  wenn  Jemand  dessen  Besitz  erlangt 
hat,  der  Niessbrauch  auf  eben  diese  Weise,  wie  der  Besitz 
des  Eigenheitsherrn  erlischt,  verloren  gehe?   Nun  sagt  er  zwar 
anfänglich,  man  könne  behaupten,  dass  der  Niessbrauch  ver- 
loren gehe,  aber  wenn  er  auch  verloren  geht,  so  muss  man 
doch  zugeben,  dass  das,  was  der  Sclav  binnen  der  bestimmten 
Zeit  aus  dem  Vermögen  des  Niessbrauchers  stipulirt  hat,  für 
den  letztern  erworben  werde.    Hieraus  könne  man  abnehmen, 
dass  der  Niessbrauch  nicht  einmal,  wenn  der  [Sclav]  sich  im 
Besitz  eines  Andern  befindet,  verloren  gehe,  sobald  er  mir 
etwas  stipulirt,  und  es  sei  ziemlich  gleich,  ob  er  vom  Erben 
besessen  werde,  oder  von  einem  Andern,  dem  die  Erbschaft 
verkauft,  oder  dem  die  Eigenheit  vermacht  worden  ist,  oder 
vom  Räuber,  denn  es  genüge  zur  Erhaltung  des  Niessbrauchs, 
dass  mau  den  Willen  habe,  ihn  zu  behalten,  und  dass  der 
Sclav  im  Namen  des  Niessbrauchers   etwas  verrichte,  diese 
Meinung  ist  gegründet.     §.5.  Juli  an  us  behandelt  im  fünf- 
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unddreissigsien  Buche  seiner  Digesten  die  Frage,  -wem  der 
Dieb ,  der  reife  noch  hängende  Früchte  abgebrochen  oder  ab- 
geschnitten hat,  durch  die  Condictiou  hafte,  ob  dem  Eigen- 
tümer des  Grundstücks  oder  dem  IM iess braucher  ?  Er  glaubt, 
dass,  weil  die  Früchte  dem  Niessbraucher  nur  erst  dann  zu- 
gehörig werden,  wenn  sie  von  ihm  eingesammelt  worden  sind, 
selbst  wenn  sie  ein  Anderer  vom  Boden  getrennt  hat,  dem 
Eigenheitsherrn  vielmehr  die  Condiction  zustehe,  dem  Niess- 
braucher  aber  die  Diebstahlsklage,  weil  ihm  daran  gelegen 
war,  dass  die  Früchte  nicht  entwendet  würden.  Marcellus 
aber  wird  dadurch  [zur  entgegengesetzten  Meinung]  bewogen, 
dass  wenn  der  Niessbraucher  nachher  jene  Früchte  erlangt 
haben  w  ürde ,  sie  vielleicht  sein  werden  ;  allein  wenn  sie  sein 
werden,  geschieht  dies  nicht  aus  dem  einzigen  Grunde,  dass 
sie  bis  dahin  dein  Eigenheitsherrn  gehören  ?  Sobald  sie  ein- 
gesammelt worden ,  werden  sie  dem  Niessbraucher  zugehörig, 
nach  Art  einer  bedingungsweise  vermachten  Sache,  die  einst- 
weilen dem  Erben  gehört ,  nach  Eintritt  der  Bedingung  aber 
auf  den  Vermächtnissinhaber  übergeht;  es  kommt  [unterdessen] 
also  die  Condiction  dem  Ei<renheitsherrn  zu.  Ist  hingegen  1  2) 
das  Eigenthum  noch  obschwebend,  was  Julianus  selbst  [bei- 
spielsweise] von  einem  ungebornen  [Sclaven] ,  der  an  die  Stelle 
eines  verstorbenen  zu  stellen  ist,  und  davon  sagt,  was  ein 
zum  Niessbrauch  gehöriger  Sclav  durch  Uebergabe  empfangen, 
während  er  den  Preis  noch  nicht  bezahlt,  jedoch  Bürgschaft 
gestellt  hat :  so  muss  man  [auch]  sagen ,  dass  die  Condiction 
obschwebend  sei,  und  um  so  mehr  das  Eigenthum  selbst. 

13.  ULP.  lib.  XVIII.  ad  Sabin.  —  Wenn  der  Niess- 
brauch  an  einer  Sache  vermacht  worden  ist,  so  kann  der  Eigen- 
tümer verlangen ,  dass  ihm  vermöge  richterlicher  Amtspflicht 
Bürgschaft  wegen  der  Sache  bestellt  werde;  denn  ebensowohl 
als  dem  Niessbraucher  Gebrauch  und  Genuss  freistehen  muss, 
muss  auch  der  Eigenheitsherr  wegen  der  Eigenheit  gesichert 
sein.  Dies,  sagt  Julianus  im  achtunddreissigsten  Buche 
seiner  Digesten ,  bezieht  sich  auf  alle  [Arten  des]  Niessbrauchs. 
Ist  ein  Niessbrauch  vermacht  worden,  so  darf  dem  Niessbrau- 
cher keine  Klage  eher  gegeben  werden,  als  er  Bürgschaft 


12)  Hier,  glaubte  icb  früher,  fange  TJlpians  eigene  Meinung 
an.  Allein  jetzt  scheint  sie  mir  früher  anzuheben.  Ich  be- 
merke dies,  weil  die  Gegensätze  nicht  recht  scharf  hervor- 
treten, die  Uebersetzung  aber  wörtlich  treu  ist.  Schon  vor- 
her ist  nämlich  der  Satz  nam  si  etc.  dem  Ulpian  gewiss  zu- 
zueignen. Man  muss  die  Meinung  Ulpians  daher  von  da  an 
gleich  ungetrennt  fortfahren  lassen,  was  die  Wiederholung 
des:  verum,  est  enim3  campe tere  condictionem  proprieturio 
bestätigt. 
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bestellt  hat,  dass  er  Gebrauch  und  Benutzung  nach  dem  Er- 
messen eines  redlichen  Mannes  ausüben  wolle;  sind  es  Meh- 
rere, denen  auferlegt  worden,  einen  Niessbrauch  zu  verstatten, 
so  mnss  jedem  Einzelnen  Bürgschaft  geleistet  werden.  §.  1. 
Wenn  also  wegen  JMiessbrauchs  Klagte  erhoben  wird,  so  wird 
nicht  blos  darauf  Rücksicht  genommen,  was  schon  geschehen 
ist,  sondern  auch  auf  die  Art  und  Weise  [der  Ausübung]  des 
Niessbrauchs  für  die  Zukunft.  §.  2.  Wegen  schon  vorher  ver- 
übten Schadens  haftet  der  JViessbraucher  auch  durch  die  Aqui- 
lische  Klage  auf  das  Interdict  Was  mit  Gewalt  oder 
heimlich,  wie  Julianus  sagt;  denn  es  ist  ausgemacht, 
dass  auch  der  Niessbraucher  mit  diesen  Klagen,  sowie  mit  der 
wegen  Diebstahls,  gehalten  werde,  so  gut  wie  jeder  Andere, 
der  an  einer  fremden  Sache  etwas  dergleichen  verübt  hat. 
Auf  die  Frage  aber,  wozu  es  nöthig  gewesen,  dass  der  Prä- 
tor eine  Klage  versprochen  habe,  da  doch  die  Aquilische  Statt 
finde,  antwortete  er:  weil  es  Fälle  gibt,  in  denen  jene  weg- 
fällt, so  wird  ein  Richter  bestellt,  dessen  Ermessen  der  Niess- 
brauch  unterliegt;  denn  wer  einen  Acker  nicht  pflügt,  Wein- 
stöcke nicht  nachpflanzt,  und  Wasserleitungen  verderben  lässt, 
der  haftet  nicht  nach  dem  Acjuilischen  Gesetz.  Dasselbe  gilt 
vom  Gebraucher.  §.  3.  Entsteht  aber  zwischen  zwei  JYiess- 
brauchern  Streit,  so,  schreibt  Juli  an  us  im  achtunddreissig- 
sten  Buche  seiner  Digesten,  sei  es  am  angemessensten,  gleich- 
sam eine  Gemeingutstheilungsklage  zu  ertheilen ,  oder  dass  sie 
sich  einander  durch  eine  Stipulation  über  die  Art  des  Niess- 
brauchs  Sicherheit  leisten.  Denn  warum,  sagt  Julianus, 
soll  der  Prätor  es  zu  Zank  und  Gewalttätigkeit  zwischen 
ihnen  kommen  lassen,  wo  er  mit  seiner  Gerichtsbarkeit  ein- 
schreiten kann?  Dieser  Ansicht  tritt  auch  Celsus  im  zwan- 
zigsten Buche  seiner  Digesten  bei,  und  ich  halte  sie  für  rich- 
tig. §.  4.  Der  Niessbraucher  darf  die  Sache,  woran  er  den 
3\iessbrauch  hat,  in  kein  nachtheiligeres  Verhältniss  versetzen; 
verbessern  aber  kann  er  sie.  Der  JXiessbrauch  wird  entweder 
an  einem  Gruudstück,  oder  an  einer  andern  Sache  vermacht  1  3). 


13)  Et  aut  fundi  usfr.  legatus  et  non  debet  etc.  Es  scheint 
hier  mit  Bestimmtheit  behauptet  werdeu  zu  können,  dass  eiue 
Lücke  in  uuserm  Text,  der  hier  ganz  der  Florentiue  folgt, 
vorhanden  sei;  denn  wo  bleibt  der  Gegensatz  zu  aut? — 
Haloaniier  hat  sich  damit  geholfen,  dass  er  lta  si  fundi  etc. 
liest  und  das  folgende  et  streicht.  Ich  sehe  aber  keinen  Grund, 
die  Lesart  der  Vulgate  zu  verwerfen,  die  hiuter  legatus  fort- 
fährt: aut  alterius  rei;  etsi  qui dem  fundi  usfr.  leg.  est,  non 
debet  etc.  Diese  Glosse  des  Accursius  gibt  sogar  an, 
die  litera  Ptsana  laute  übereinstimmend  hinter:  alterius  rei: 
et  si  qui  dem  fundi  usfr.  est  legatus,  non  debet  etc.  lind 
setzt  hinzu:  et  abundat  hic  postea  ea  una  negatio.   Da  uuti 
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Ist  er  an  einem  Grundstück  vermacht  worden,  so  darf  er 
weder  Fruchtbäume  wegschlagen ,  noch  Gebäude  einreissen, 
noch  sonst  etwas  zum  JXachtheil  der  Eigenheit  vornehmen.  Ist 
es  ein  Gut  zum  Vergnügen  14j,  welches  Rasenplätze,  Blumen- 
beete und  mit  Bäumen ,  die  keine  Früchte  tragen ,  dicht- 
beschattete angenehme  Spatziergänge  hat,  so  darf  er  diese 
nicht  herauswerfen ,  um  Rüchengärten  daraus  zu  machen,  oder 
sonst  etwas  Anderes,  was  etwas  einbringen  würde.  §.5.  Da- 
her entstand  auch  die  Frage,  ob  der  [Niessbraucher]  selbst 
Stein-  oder  Kalkbrüche,  oder  Sandgruben  anlegen  dürfe?  Ich 
glaube,  dass  er  es  kann,  sobald  er  nicht  zu  diesem  Behuf 
einen  [für  die  Früchte]  noth wendigen  Theil  des  Ackers  ein- 
nimmt. Er  kann  daher  auch  Lager  von  Steinen  und  Metallen 
aufsuchen,  mithin  Gold-,  Silber-,  Schwefel-,  Erz-,  Eisen - 
und  sonstige  [Metall-]  Gruben  entweder  bearbeiten  lassen, 
wenn  sie  der  Hausvater  schon  angelegt  hat,  oder  selbst  an- 
legen, wenn  er  dem  Ackerbau  keinen  Schaden  thut.  Sollte 
durch  diese  Anlage  ein  grösserer  Gewinn  gezogen  werden 
als  von  den  bisherigen  Weinbergen,  Baum-  oder  Oelbaum- 
gärten,  so  kann  er  auch  diese  allenfalls  ausrotten,  wenn  1 5) 
ihm  nämlich  Verbesserung  des  Grundstücks  erlaubt  wird. 
§.  6.  Wenn  aber  die  Anlagen  des  Niessbrauchers  entweder  den 
Luftraum  des  Grundstücks  beengen,  oder  grosse  Vorrichtungen 
erfordern ,  z.  B.  von  Arbeitsleuten  oder  Bergleuten  1 6)  und  der 


Accursius  offenbar  hier  die  Florentine  vor  Augen  hat 
(s  Ha  loa  ixl  er 's  Vorrede  zu  s.  Ausgabe  und  ßrencmann, 
Histor.  Fand.  p.  197) ,  dessen  ungeachtet  aber  zwischen  Tau  - 
relli,  Russardus  und  Gebauer  vollständige  Ueberein- 
stiinmung  herrscht,  so  ist  zwar  ein  Trrihum  des  Glossators 
wahrscheinlich;  allein  es  hat  vielleicht  nur  eine  Nachlässig- 
keit des  Abschreibers  des  Floreutiuischen  Manuscripts  {deni- 
que  fas  est,  sagt  ßrencmann  1.  L.  p.  144,  in  longo  opere 
somnum  alicui  obrepere)  die  Auslassung  der  fehlenden  Worte 
verschuldet,  die  nach  dem  Fac  simiie  bei  ßrencmann  ad 
pag.  155  gerade  die  Buchstaben  zu  zwei  Zeilen  ausmachen. 
Kriege!  will  die  Flor,  damit  retten,  dass  er  aut  für  etiam 
oder  ein  verstärktes  et  versteht. 

14)  Ueber  die  Lesart  ist  hier  blos  auf  die  Göttinger  C.  Juris  - 
Ausgabe  zu  verweisen;  der  Sinn  ist  klar. 

15)  Dieser  §.  hat  von  Feuerbach,  Hagemeister  und  Ma- 
dai  mannigfache  Emendations-  und  Erklärungsversuche  we- 
gen angeblich  vorhandenen  Widerspruchs  der  letzteu  mit  der 
ersten  Hälfte  erfahren,  während  die  Wahrheit  durch  die  Be- 
dingung in  den  letzten  Worten  so  nahe  lag.  Madai  hat 
diese  zwar  (Archiv  XV.  346  ff.)  herausgehoben,  allein  es  ist 
wirklich  wunderbar,  dass  es  dessen  noch  jetzt  bedurft  hat. 

16)  S.  Glück  IX.  245.  n.  90.  Die  Glosse  interpretirt :  qui  mar- 
garitas  in  arena  colligunt.  Man  vgl.  Sa  in  in  et  Opuscula 
p  231. 

Corp.  jur.  civ.   I.  43 
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Eigenheitsherr  es  niclit  erhalten  kann,  so  kann  nicht  ange- 
nommen werden ,  als  betreibe  er  die  Benutzung'  nach  dem  Er- 
messen eines  redlichen  Mannes;  auch  darf  er  kein  Gebäude 
auf  dem  Grundstück  erbauen,  wenn  es  nicht  zum  Einsammeln 
der  Früchte  nothwendig  ist.  §.  7.  Ist  aber  der  Niessbrauch  an 
Gebäuden  vermacht  worden,  so,  sagt  Nerva,  der  Sohn,  könne 
er  Fenster  einsetzen,  auch  Farbe,  Malerei,  Marmor  und  Bil- 
derwerk anbringen,  und  was  sonst  zur  Verzierung-  des  Hauses 
gebort.  Aber  er  darf  weder  Zimmer  umändern,  oder  in  Ver- 
bindung setzen  oder  trennen,  noch  Thü'ren  am  Eingang-  oder 
Hinterthüren  verändern,  noch  unterirdische  Gänge  anlegen,  noch 
die  Vorhalle  verändern ,  noch  Lustgärten  auf  andere  Weise  ein- 
richten ;  er  darf  nur  das,  was  er  vorfindet,  in  Stand  setzen, 
ohne  die  Beschaffenheit  der  Gebäude  zu  verändern.  Nerva 
sagt  auch,  dass  derjenige,  dem  ein  Niessbrauch  an  Gebäuden 
vermacht  worden  ist,  nicht  hoher  bauen  dürfe,  wenn  gleich 
die  Fenster  nicht  verdunkelt  werden,  weil  die  Veränderung 
mehr  das  Dach  trifft;  dasselbe  schreibt  Labeo  auch  vom  Eigen- 
heitsherrn. Ebensowenig,  sag-t  Nerva,  dürfe  derselbe  vor- 
bauen. §.  8.  Auch  darf  der  Niessbraucher ,  wenn  der  Niess- 
brauch an  einem  Hause  vermacht  worden  ist,  keine  Wirths- 
häuser  anlegen,  oder  das  Hans  durch  Zimmer17)  theilen ; 
vermiethen  hingegen  kann  er,  allein  er  muss  es  dann  als  Haus 
vermiethen,  und  es  darf  nicht  [etwa]  ein  Bad  darin  angelegt 
werden.  Wenn  er  aber  sagt,  man  dürfe  keine  Wirthshäuser 
anlegen,  so  sind  darunter  sogenannte  Herbergen  oder  Werk- 
stätten zu  verstehen.  Ich  glaube  auch ,  dass ,  wenn  sich  in 
dem  innersten  Theile  des  Hauses ,  oder  zwischen  schönen  Ge- 
mächern ein  Bad  befindet,  welches  zum  Gebrauch  des  Eigen- 
thiimers  zu  dienen  pflegte,  [der  Niessbraucher]  nicht  rechtlich 
und  dem  Ermessen  eines  redlichen  Mannes  zuwider  handeln 
würde,  wenn  er  anfinge,  dasselbe  zu  vermiethen,  so  dass  es 
zum  allgemeinen  Gebrauch  offen  stehen  sollte;  denn  dies  wäre 
ebenso ,  als  wenn  er  das  Haus  als  Viehstall ,  oder  einen  Stall 
d.  h.  ein  für  das  Zugvieh  und  Fuhrwerk  des  Hauses  1  s)  be- 
stimmtes Gebäude  zu  einer  Stampfmühle  vermiethete, 

14.  PAUL.  lib.  III.  ad  Sabin»  —  selbst  wenn  er  daraus 
viel  weniger  Nutzen  ziehen  sollte. 

15.  ÜLP.  lib.  XVIII.  ad  Sabin.  —  Hat  aber  [der  Niess- 
braucher auf  dem  Grundstück]  etwas  erbauet,  so  darf  er  es 
nachher  weder  wieder  hinwegnehmen ,  noch  abreisseu ;  was 
aber  [späterhin]  wieder  losgerissen  worden,  kann  er  zurück- 

17)  So  hier  coenaculum,  *.  Glück  XVIII.  429.  n.  15. 

18)  Quod  erat  domus  jumenth  et  carrucis  vacans ,  domus  ist 
der  Genitiv,  und  für  domesticis  etc.  zu  nehmen;  vgl.  Nootlt 
ad  h.  I.  Op.  T.  I.  p.366'\ 
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fordern.  §.  1.  Auch  der  an  Sclaven  vermachte  Niessbrauch 
darf  nicht  gemissbraucht ,  sondern  dieselben  müssen  dazu, 
wozu  sie  bestimmt  sind,  gebraucht  werden.  Denn  wer  [z.B.] 
einen  Bücherschreiber  über  Land  schickt,  und  ihn  zwingt, 
eine  Kelterbutte  oder  Kalk  zu  tragen,  einen  Schauspieler  zum 
Bader  macht,  oder  einen  Musiker  zum  Hanswärter,  oder  einem 
Fechter  die  Ausräumung-  von  Mistgruben  zu  besorgen  aufträgt, 
der  wird  so  angesehen,  als  missbrauche  er  die  Eigenheit. 
§  2.  Er  muss  dieselben  auch  nach  Bang  und  Würde  hinrei- 
chend ernähren  und  kleiden.  §.3.  Im  Allgemeinen ,  sagt  La- 
be o,  müsse  [der  Niessbraucher]  bei  allen  beweglichen  Sachen 
Maass  halten,  dass  er  sie  nicht  durch  Hitze  oder  Jähzorn  ver- 
derbe ;  denn  sonst  könne  er  auch  mit  der  Aquilischen  Klage 
belangt  werden.  §  4.  Ist  der  Niessbrauch  an  Kleidern  ver- 
macht worden,  aber  nicht  so,  wie  derselbe  an  einer  Quantität 
vermacht  wird,  so  muss  der  Niessbraucher  dieselben  dergestalt 
gebrauchen,  dass  kein  Missbrauch  damit  getrieben  wird;  ver- 
lniethen  darf  er  sie  aber  nicht,  weil  ein  guter  Wirth  einen 
solchen  Gebrauch  nicht  davon  machen  würde.  §.  5.  Ist  daher 
der  Niessbrauch  an  theatralischen  Kleidern  vermacht  worden, 
oder  an  Tapeten,  oder  sonstigem  [Theater-]  Zubehör,  so  dür- 
fen diese  nirgends  anders  als  auf  der  Bühne  gebraucht  werden. 
Aber  ob  man  sie  auch  vermiethen  dürfe  ?  ist  die  Frage.  Ich 
glaube  wohl,  dass  der  Niessbraucher  sowohl  Theatergarderobe 
als  Trauerkleider  vermiethen  dürfe,  selbst  wenn  der  Erblasser 
sie  nur  zu  verborgen  und  nicht  zu  vermiethen  pflegte.  §.  6.  Der 
Eigeuheitsherr  darf  den  Niessbraucher  am  Gebrauch  nicht  hin- 
dern, wenn  derselbe  so  geschieht,  dass  er  die  Lage  der  [Sache] 
nicht  verschlechtert.  In  einigen  Fällen  kann  allerdings  Zweifel 
darüber  entstehen,  ob,  wenn  derselbe  den  Gebrauch  verhindert, 
er  darin  rechtlich  handele,  z.  B.  an  Fässern  19),  wenn  der 
Niessbrauch  an  einem  Grundstück  vermacht  worden  ist.  Einige 
glauben ,  dass  wenn  sie  auch  in  die  Erde  eingegraben  seien, 
dennoch  ihr  Gebrauch  untersagt  werden  könne;  derselben  Mei- 
nung sind  sie  in  Ansehung  vonGefässen,  Weinzubern,  Wein- 
fässern und  Krügen,  so  wie  der  Glasfenster20),  wenn  der 
Niessbrauch  an  einem  Hause  vermacht  worden  ist.  Ich  glaube 
aber,  dass,  wenn  es  nicht  dem  Willen  [des  Erblassers]  zu- 
wider sei,  auch  aller  Beilass  eines  Grundstücks  oder  Hauses 
inbegriffen  werde.     §.  7.  Der  Eigenheitsherr  darf  [hingegen] 

19)  Hier  ist  nämlich  der  Gebrauch  der  Alten  gemeint,  auf 
ihrem  Grundstücke  grosse  Gefässe  einzugraben.  Es  wird  also 
die  Zusammenstellung  in  der  obigen  Frage  nicht  befremden. 

20)  Specularia s  s.  Rrisson.  h.  v.  Es  sind  Einsetzefenster  zu 
verstehen,  welche  wie  Läden  nach  Belieben  ab-  und  einge- 
setzt werden. 

43  * 
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Hein  Grundstück  weder  eine  Dienstbarkeit  auferlegen,  noch  eine 
{bestehende]  aufhören  lassen.  Allerdings  aber  kann  er,  sag* 
Julian  us,  eine  Dienstbarkeit,  auch  wider  den  Willen  des 
Niessbrauchers,  erwerben.  Diesem  gemäss  kann  der  Niess- 
braucher  für  das  Grundstück  zwar  keine  Dienstbarkeit  erwer- 
ben, wohl  aber  erhalten,  und  wenn  solche  durch  unterlassene 
Ausübung  des  Niessbrauchers  verloren  gegangen  sind,  so  haftet 
er  auch  hierfür.  Der  Eigenheitsherr  kann  sogar  nicht  ein- 
mal 2 1 )  mit  Einwilligung  des  Niessbrauchers  [dem  Grundstück] 
eine  Dienstbarkeit  auferlegen, 

16.  PAUL.  lib.  III.  ad  Sabin.  —  ausser  eine  solche, 
wodurch  der  Lage  des  Niessbrauchers  kein  Eintrag  geschieht, 
Z.  B.  wenn  er  dem  Nachbar  eine  solche  Dienstbarkeit  zuge- 
steht, dass  ihm  [dem  Eigeiiheitsherrn]  das  Recht,  höher  zu 
bauen,  nicht  zustehen  solle. 

17.  ULP.  lib.  XVIII.  ad  Salin.  —  Einen  Ort  zu  freyen, 
steht  ihm  mit  Einwilligung  des  Niessbrauchers  frei;  und  dies 
ist,  als  zu  Ehren  der  Religion,  wahr.  Zuweilen  darf  aber 
auch  der  Eigenheitsherr  allein  einen  Ort  freyen,  z.  B.  wenn 
er  den  Testator  [selbst]  dahin  beisetzen  will,  dafern  sonst 
kein  so  gelegener  Ort  dazu  vorhanden  ist.  §.  1.  In  Folge  des 
Grundsatzes,  dass  der  Eigenheitsherr  dem  Niessbraucher  kei- 
nen Eintrag  thun  dürfe,  wird  zuweilen  die  Frage  erhoben, 
ob  der  Eigenthümer  einen  Sclaven,  [an  dem  der  Niessbrauch 
bestellt  worden,]  bestrafen  könne?  Aristo  bemerkt  bei 
C  a  s  s  i  u  s  ,  er  habe  ein  vollkommenes  Recht  dazu ,  sobald  er 
es  ohne  böse  Absicht  thue,  wenn  schon  der  Niessbraucher  den 
Sclaven  weder  durch  ungewohnte  und  verkehrte  Arbeit  zu  sei- 
ner [erlernten]  Kunst  unfähig  machen,  noch  durch  Wunden 
entstellen  darf.  §.  2.  Der  Eigenheitsherr  kann  aber  den  Scla- 
ven an  Schadens  Statt  ausliefern,  sobald  er  es  nicht  aus  Arg- 
list thut,  weil  diese  Auslieferung  [an  sich]  die  Aufhebung' 
des  Niessbrauchs  so  wenig  zur  rechtlichen  Folge  hat,  als  die 
Ersitzung-  der  Eigenheit,  wenn  sie  nach  der  Bestellung  des 
Niessbrauchs  eintritt.  Allerdings  aber  wird  die  Verfolgung' 
des  Niessbrauchs  dem  [Niessbraucher]  dann  versagt,  wenn  er 
demjenigen,  dem  an  Schadens  Statt  ausgeliefert  worden,  die 
Schätzung  des  Streitgegenstandes  nicht  anbietet.  §.  3.  Wenn 
Jemand  einen  Sclaven  getödtet  hat,  so  habe  ich  nie  gezweifelt, 
dass  dem  Niessbraucher  eine  der  Aquilischen  analoge  Klage 
ertheilt  werden  müsse. 


21)  Welche  Schwierigkeiten  die  grössten  Civilisten  aller  Zeiten 
in  diesem  Gesetz  gefunden  haben,  sehe  man  bei  Glück  IX. 
42  sq. 
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18.  PAUL.  lib.  III.  ad  Salin.  —  Wenn  der  Niessbrauch 
an  einem  Acker  vermacht  worden  ist,  so  müssen  an  die  Stelle 
ausgegangener  Bäume  andere  gesetzt  werden,  und  die  erstem 
gehören  dem  Niessbraucher. 

19.  POMPON.  lib.  V.  a  d  Sabin.  —  Proculus  sagt,  es 
könne  ein  Gebäude  in  der  Art,  dass  ihm  eine  Dienstbarkeit 
zu  Gunsten  eines  andern  Erbschaftsgebäudes  obliegen  solle, 
auf  folgende  Weise  vermacht  werden:  wenn  Jener22) 
meinem  Erben  verspricht,  dass  er  die  Gebäude 
nicht  höher  aufführen  wolle,  so  gebe  und  ver- 
mache ich  ihm  an  denselben  Gebäuden  den  JViess- 
b rauch;  oder  so:  ich  gebe  und  vermache  ihm  den 
JViessbrauch  an  den  Gebäuden,  so  lange  sie  nicht 
höher  als  sie  jetzt  sind,  aufgebauet  werden. 
§.1.  Wenn  der  Eigenthümer  Bäume,  welche  vom  Winde  um- 
geworfen worden,  nicht  wegräumt,  und  dadurch  der  Niess- 
brauch  oder  der  Weg  unbequemer  wird,  so  kann  der  Niess- 
braucher  seine  Riagen  wider  ihn  anstellen. 

20.  ULP.  lib.  VIII.  ad  Sabin.  —  Wenn  Jemand  ein 
Vermächtniss  so  gefasst  hat,  die  jährlichen  Nutzungen 
des  Cornelianischen  Grundstücks  gebe  und  ver- 
mache ich  dem  Ca  jus  Mävius,  so  muss  dieser  Aus- 
druck so  verstanden  werden ,  wie  wenn  der  Niessbrauch  am 
Grundstück  bestellt  worden  wäre. 

21.  Idem  lib.  XVII.  ad  Sabin.  —  Wenn  der  Niessbrauch 
an  einem  Sclaven  bestellt  worden  ist,  so  gehört  alles,  was  er 
durch  seine  Arbeit  oder  von  dem  Vermögen  des  Niessbrauchers 
erwirbt,  dem  Letzteren,  mag  er  stipulirt  haben,  oder  ihm 
der  Besitz  übergeben  worden  sein.  Ist  er  aber  zum  Erben 
eingesetzt  worden,  oder  hat  er  ein  Vermächtniss  erhalten,  so 
unterscheidet  Labeo,  wessen23)  wegen  er  zum  Erben  ein- 
gesetzt worden ,  oder  das  Vermächtniss  erhalten  hat. 

22.  Idem  lib.  XVIII.  ad  Sabin.  —  Auch  wenn  einem 
Sclaven,  an  dem  einem  Andern  der  Niessbrauch  zusteht,  etwas 
geschenkt  wird,  fragt  es  sich,  was  geschehen  müsse.  In  allen 
den  Fällen,  wo  ihm  etwas  in  Rücksicht  des  Niessbrauchers 
hinterlassen  oder  geschenkt  worden  ist,  erwirbt  er  es  für  die- 
sen ,  wenn  aber  in  Rücksicht  des  Eigenheitsherrn ,  für  den 
Letzteren;  wenn  aber  des  Sclaven  selbst  wegen,  für  den 
Herrn.  Auch  macht  man  keinen  Unterschied,  woher  der, 
welcher  geschenkt  oder  hinterlassen  hat,  denselben  kennt,  und 
aus  welchem  Grunde  er  es  gethan  hat.   Auch  wenn  der  Niess- 


22)  Nämlich  der  gemeinte  Vermächtnissberechtigte. 

23)  Nämlich  ob  des  Niessbrauchers  oder  des  Eigenheitsherrn 
wegen. 
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brauchssclav  der  Erfüllung  einer  Bedingung  wegen  etwas  er- 
langt, und  es  feststeht,  dass  diese  Bedingung  in  Rücksicht  des 
Niessbrauchers  gestellt  worden  sei,  so  geschieht  die  Erwerbung 
für  diesen  ;  dasselbe  gilt  bei  Schenkungen  auf  den  Todesfall. 

23.  ULP.  Üb.  XVII.  ad  Sabin.  —  Ebensowohl  er  aber 
für  den  ]\iessbraucher  durch  Stipulation  erwirbt,  erwirbt  er, 
schreibt  Julianus  im  dreissigsten  Buche  seiner  Digesten,  aus 
Verträgen  für  denselben  auch  Einreden.  Derselbe  [sagt],  auch 
wenn  er  etwas  als  empfangen  anzunehmen  gebeten  hat,  be- 
wirkt er  für  ihn  Befreiung.  §.  1.  Wenn  wir  gesagt  haben, 
dass,  was  durch  [des  Sclaven]  Arbeit  gewonnen  wird,  dem 
Wiessbraucher  gehöre,  so  ist  zu  wissen,  dass  derselbe  auch 
zur  Arbeit  gezwungen  werden  könne.  Auch  kommt,  sagt 
Sa  bin  us  und  Cassius  im  achten  Buche  seines  bürgerlichen 
Rechts,  dem  Niessbraucher  [das  Recht]  einefr]  mässige[n]  Züch- 
tigung zu ;  peinigen  und  peitschen  darf  er  ihn  nicht. 

24.  PAUL.  üb.  X.  ad  Sabin.  —  Wenn  Jemand  in  der 
Absicht,  dem  Messbraucher  ein  Geschenk  zu  machen,  einem 
Sclaven,  an  dem  derselbe  den  Niessbrauch  hat,  auf  dessen 
vorherige  Stipulation,  etwas  versprochen  hat,  so  wird  er  dem 
Niessbraücher  selbst  verbindlich,  weil  es  gebräuchlich  ist,  dass 
ihm  ein  solcher  Sclav  stipuüreu  kann. 

25.  ULP.  Üb.  XVIII.  ad  Sabin.  —  Es  wird  aber  auch 
dasjenige,  was  Jemand  für  sich  oder  um  es  dem  Niessbrauchs- 
sclaven  Stichus  zu  schenken  in  der  Absicht  stipulirt,  es  dem 
IViessbraucher  zukommen  zu  lassen,  für  den  Niessbraucher  er- 
worben, sobald  an  den  [Sclaven]  2*)  entrichtet  wird.  §.  1.  Zu- 
weilen bleibt  es  obschwebend,  für  wen  der  Niessbrauchssclav 
erwirbt;  denn  wenn  [z.  B.  der  Erblasser]  einen  Sclaven  ge- 
kauft hat  und  ihm  derselbe  übergeben  worden ,  er  aber  den 
Preis  noch  nicht  bezahlt,  sondern  deshalb  blos  Bürgschaft  be- 
stellt hat,  so  fragt  es  sich,  wem  er  unterdessen  gehöre? 
Juli  an  us  schreibt  im  fünfunddreissigsten  Buche  seiner  Di- 
gesten, das  Eigenthum  an  demselben  bleibe  obschwebend,  und 
die  Zahlung  des  Preises  werde  ergeben,  wem  er  gehöre; 
denn  geschehe  dieselbe  aus  den  Mitteln  des  JNiessbrauchers, 
so  habe  er  nun  auch  diesem  schon  von  früher  an  gehört. 
Derselbe  Fall  ist  dann  vorhanden,  wenn  etwa  der  Sclav  selbst 
die  Zahlung  des  Geldes  stipulirt  hat;  dann  wird  die  Zahlung 
ausweisen,  für  wen  die  Stipulation  eingegangen  worden  ist. 
Hieraus  erhellt  also,  dass  das  Eigenthum  so  lange  obschwe- 
bend bleibe,  bis  der  Preis  bezahlt  wird.  Wie  aber,  wenn 
der  Preis  erst  nach  geschehenem  Verluste  des  Niessbrauchs 
entrichtet  wird?    Julianus  sshreibt  nun  zwar  im  fünfund- 


24)  Glo»»e. 
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dreissigsten  Buche  der  Digesten,  es  komme  auch  hier  noch 
darauf  an,  von  wem  der  Preis  gezahlt  worden  sei;  Mar  Cels- 
ius und  Mauricianus  aber  sind  der  Ansicht,  dass  nach  dem 
Verlust  des  JYiessbrauchs  das  Eigenthum  sofort  dem  Eigenheils- 
herrn erworben  werde;  J  ulianus  Ansicht  entspricht  aber  dem 
Billigkeitsgefühl  mehr.  Ist  der  Preis  aus  den  Mitteln  Beider 
bezahlt  worden,  so,  schreibt  Julianus,  gehöre  auch  Beiden 
das  Eigenthum,  nämlich  jedem  nach  dem  Anlheil  der  geleiste- 
ten Zahlung'.  Wie  aber,  wenn  [d]er  [SclavJ  aus  Beider  Mit- 
teln zugleich  Zahlung  geleistet,  z.  B.  also  hunderttausend  [Ses- 
tertien]  als  Preis  schuldig"  war,  und  diese  Summe  aus  dem 
Vermögen  jedes  Einzelnen  gezahlt  hat,  wem  erwirbt  er  dann 
[die  gekaufte  Sache]?  Hat  er  baare  Zahlung"  geleistet,  so 
kommt  es  darauf  an,  wessen  Geldstücke  er  zuerst  gezahlt  hat; 
die  nachher  gezahlten  kann  er  entweder  mit  der  Eigenthums- 
klage  zurückfordern,  oder  wenn  die  Geldstücke  selbst  veraus- 
gabt worden,  so  sind  sie  Gegenstand  einer  Condiction ;  hat  er 
aber  [beide]  Zahlungen  zugleich  in  einem  Sacke  g-eleistet,  so 
macht  er  dadurch  nichts  dem  Empfänger  zu  eigen,  und  darum 
wird  auch  von  Keinem  angenommen,  dass  er  das  Eigenthum 
erworben  habe,  weil,  wenn  der  Sclav  einen  grösseren  Preis 
bezahlt  hat,  er  die  Geldstücke  nicht  auf  den  Empfäng-er  über- 
trägt. §.  2.  Wenn  sich  ein  solcher  Sclav  zu  Handarbeiten 
vermiethet,  und  dagegen  eine  gewisse  Summe  alljährlich  sti- 
pulirt,  so  wird  zwar  die  Stipulation  während  der  Jahre  der 
Dauer  des  INiessbrauchs  für  den  Niessbraucher  erworben,  die 
der  folgenden  aber  geht,  [obschon]  bereits  für  den  IMiess  brau  eher 
erworben,  auf  den  Eigenheilsherrii  über,  wiewohl  eine  bereits 
für  Jemanden  erworbene  Stipulation  auf  keinen  Andern  über- 
zugehen pflegt,  als  auf  den  Erben  oder  den  Adrogator.  Wenn 
daher  der  JMiessbrauch  auf  einzelne  Jahre  vermacht  worden  ist, 
und  der  Sclav  sich  zu  Handarbeiten  vermiethet,  und  so,  wie 
oben  gesagt  worden,  stipulirt  hat,  und  dann  der  JNiessbrauch 
durch  Standesrechtsveranderung"  verloren  gegangen,  bald  darauf 
[im  folgenden  Jahre]  aber  wieder  gewährt  worden  ist,  so 
wechselt  auch  die  Stipulation  hin  und  her,  und  kehrt  vom 
Erben,  an  den  sie  übergegangen  war,  zum  JNiessbraucher  zu- 
rück 2  5).  §.  3.  Es  ist  die  Frage,  ob  dasjenige,  was  für  den 
Wiessbraucher  nicht  erworben  werden  kann,  für  den  Eigenheits- 
herrn erworben  werde?    J  ulianus  schreibt  im  fünfunddreis- 


25)  Zum  Verständniss  dieser  Gesetzstelle  muss  man  die  Ver- 
ordnung- in  Fr.  1.  §.  3.  D  (Juib.  mod.  am.  usfr.  vor  Augen 
haben:  dass  nämlich  die  St  R  Veränderung,  wenn  der  Niess- 
bi auch  auf  einzelne  Jahre,  Monate  oder  Tage  bestellt  wordeu 
ist,  nur  den  für  das  laufende  Jahr,  Monat  oder  Tag 
bereits  begonnenen  aufhebt. 
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ßigsten  Buche  seiner  Digesten,  dass,  was  für  den  Niessbrau- 
cher  nicht  erworben  werden  kann,  dem  Eigenheitsherrn  zu- 
komme. Er  schreibt  auch,  dass  derjenige  [Sclav],  welcher 
namentlich  für  den  letztern  oder  auf  dessen  Befehl  aus  dem 
Vermögen  des  erstem  etwas  stipulirt,  es  für  selbigen  erwerbe; 
wenn  er  hingegen  umgekehrt  für  den  Niessbraucher  nicht  aus 
desseu  Vermögen,  noch  durch  seine  Handarbeit  stipulirt,  so 
ist  die  Handlung  ungültig.  §.  4.  Wenn  ein  J\iessbrauchssclav 
den  an  ihm  [selbst  bestellten]  INiessbrauch  [vom  IViessbraucher] 
entweder  ohne  zu  sagen  für  wen ,  oder  namentlich  für  den 
Eigenheitsherrn  stipulirt,  so  erwirbt  er  denselben  für  diesen, 
nach  Art  des  gemeinschaftlichen  Sclaven,  der,  wenn  er  dem 
einen  seiner  beiden  Herrn  eine  demselben  gehörige  Sache  sti- 
pulirt, ungültig  handelt,  weil  die  Stipulation  einer  eigenen 
Sache  ungültig  ist ,  wenn  aber  für  den  andern ,  sie  diesem 
ganz  allein  erwirbt.  §.  5.  Derselbe  Julianus  schreibt  in 
demselben  Buche :  wenn  der  Niessbraucher  dem  Sclaven  seine 
eigenen  Handarbeiten  vermiethet,  so  ist  dies  ungültig;  denn 
auch  wenn  er  aus  meinem26)  Vermögen,  fahrt  er  fort,  von 
mir  stipulirt  hat,  so  gilt  dies  so  wenig,  wie  ein  fremder  Sclav, 
der  mir  im  guten  Glauben  dient,  wenn  er  dies  thut,  für  sei- 
nen Herrn  etwas  erwirbt.  Auf  eben  diese  Weise,  sagt  er, 
verpflichtet  mich  derselbe  auch  dann  nicht  einmal,  wenn  er 
meine  Sache  von  mir  dem  Niessbraucher  miethet.  Ueberhaupt 
Stellt  er  die  Regel  auf:  in  allen  den  Fallen,  wo  Jemand  da- 
durch, dass  er  von  einem  Andern  stipulirt,  es  mir  erwirbt, 
Landelt  er  ungültig,  sobald  er  von  mir  stipulirt,  wenn  er  nicht 
etwa,  setzt  er  hinzu,  namentlich  für  seinen  Herrn  von  mir 
stipulirt  oder  pachtet.  §.  6.  Nimmt  man  an,  dass  zwei  Niess- 
braucher  da  seien,  und  der  Sclav  aus  dem  Vermögen  des  einen 
Stipulirt  habe,  so  fragt  es  sich,  ob  [dem  andern]  dies  ganz, 
oder  nur  zu  dem  Antheil,  wieweit  er  den  ]\iessbrauch  hat, 
erworben  werde;  diese  Frage  findet  sich  auch  in  Ansehung 
zweier  Besitzer  im  guten  Glauben  beim  Scävola  im  zweiten 
Buche  dessen  Ouästionen  behandelt.  Er  sagt,  man  habe  all- 
gemein angenommen,  wie  dies  auch  die  Vernunft  erheische, 
dass ,  wenn  aus  dem  Vermögen  des  Einen  stipulirt  worden  sei, 
dem  [Andern]  nur  ein  Theil  erworben  werde,  der  andere  für 
den  Herrn ;  wenn  aber  mit  namentlicher  Erwähnung  [des  An- 
dern, für  diesen]  stipulirt  worden  sei,  so  unterliege  es  keinem 
Zweifel,  dass  in  diesem  Fall  die  Erwerbung  für  denselben 
ganz  geschehe;  dasselbe,  sagt  er,  [finde  auch  Statt,]  wenn 
auf  dessen  Befehl  stipulirt  worden  ist,  weil  man  dem  Befehl 


26)  Der  hier  in  der  ersten  Person  (mir  —  meinem  — )  Re- 
dende ist  der  Eigenheitsherr, 
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dieselbe  Wirkung,  wie  der  namentlichen  Erwähnung'  zuschreibt. 
Dasselbe  gilt  nun  auch  von  den  Niessbrauchern,  so  dass  in 
dem  Fall,  wo  dem  Niessbraucher  nicht  das  Ganze  erworben 
wird,  [der  übrige  Theil]  dem  Eigenheitsherrn  zufällt,  indem, 
wie  gezeigt  worden,  demselben  auch  aus  dein  Vermögen  des 
Niessbrauchers  erworben  werden  kann.  §.  7.  Wenn  wir  ge- 
sagt haben,  dass  [ein  Sclav]  aus  dem  Vermögen  des  Niess- 
braucbers  oder  durch  seine  Handarbeit  etwas  erwerben  könne, 
so  ist  hier  noch  zu  berücksichtigen,  ob  dies  blos  dann  Statt 
finde,  wenn  der  Niessbrauch  durch  ein  Vermä'chtniss  bestellt 
worden,  oder  auch  wenn  durch  Uebergabe,  Stipulation,  oder 
auf  irgend  eine  andere  Weise.  Hier  ist  die  richtige  Meinung 
die  des  Pegasus,  der  sich  auch  Julianus  im  sechzehnten 
Buche  anschliesst,  dass  in  allen  Fällen  die  Erwerbung  für 
den  Niessbraucher  geschehe. 

26.  PAUL.  lib.  III.  ad  Sabin.  —  Wenn  ein  Niessbrauchs- 
sclav  sich  zu  Handarbeiten  vermiethet  hat,  und  der  Niessbrauch 
vor  Ablauf  der  Mietbzeit  zu  Ende  geht,  so  gehört  der  Ueber- 
schuss  dem  Eigenheitsherrn.  Auch  wenn  er  von  Anfang  an 
eine  bestimmte  Summe  für  bestimmte  Händarbeiten  stipulirt, 
und  der  [Niessbraucher]  eine  Standesrechtsveränderung  erlitten 
hat,  findet  dasselbe  Statt. 

27.  ULP.  lib.  XVIII.  ad  Sabin.  —  Wenn  ein  Testator 
bereits  reife  noch  hängende  Früchte  hinterlassen  hat,  so  wird 
dieselben  der  Niessbraucher  bekommen,  wenn  er  zu  dem  Zeit- 
punkt, wo  das  Vermächtniss  in  Wirksamkeit  tritt,  sie  noch 
hängend  vorgefunden  hat;  denn  auch  die  hangenden27)  Früchte 
gehören  dem  Niessbraucher.  §.  I.  Wenn  der  [verstorbene] 
Eigenthümer  Buden  zu  seinen  Waaren  oder  zum  Handel  zu 
gebrauchen  pflegte,  so  darf  der  Niessbraucher  sie  auch  zu  an- 
dern Waaren  vermiethen,  und  es  ist  blos  darauf  Acht  zu  ha- 
ben, dass  der  Niessbraucher  keinen  Missbrauch  damit  treibe, 
oder  einen  ehrlosen  und  schändlichen  Gebrauch  davon  mache. 
§.  2.  Ist  der  Niessbrauch  an  einen  Sclaven  vermacht  worden, 
den  der  Testator  noch  zu  keinem  bestimmten  Gebrauch  be- 
stimmt hatte,  so  kann  der  Niessbraucher,  wenn  er  ihn  in 
Wissenschaftan  oder  in  einer  Kunst  hat  unterrichten  lassen, 
von  diesen  Eigenschaften  Gebrauch  machen.  §.  3.  Ist  eine 
Verpflichtung  zu  einem  Beitrag  zu  den  Kosten  der  Erhaltung 
und  Reinigung  einer  Cloake  vorhanden,  oder  der  einer  Wasser- 
leitung, die  über  das  Grundstück  geht,  so  gehört  dies  zu  den 
Lasten  des  Niessbrauchers  ;  auch  was  zur  Erhaltung  der  Wege 
[vom  Grundbesitzer  entrichtet  werden  muss] ,  muss ,  nach  mei- 
nem Dafürhalten,  der  Niessbraucher  übernehmen.  Daher  fallen 


27)  Stantes;  s.  Glück  IX.  198.  n.  69. 
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Lasten,  wie  Provianllieferungen  für  durchmarschirende  Trup- 
pen, und  was  an  Municipalgemeinden  [zu  entrichten  ist]  — 
denn  zuweilen  machen  sich  [Grund- ]  Besitzer  gegen  Municipal- 
gemeinden verbindlich,  einen  gewissen  Theil  von  Früchten  zu 
einem  niedrigen  Preise  zu  liefern,  und  dem  Fiscus  Steuern  28) 
zu  erlegen  —  ,  ebenfalls  dem  Niessbraucher  zu.  §.  4.  Ist  dem 
Grundstück  eine  Dienstbarkeit  auferlegt  worden ,  so  muss  sie 
der  JMiessbraucher  sich  gefallen  lassen;  auch  glaube  ich,  dass 
dasselbe  Statt  habe,  wenn  zu  einer  solchen  durch  Stipulation 
eine  Verpflichtung  vorhanden  ist.  §.  5.  Muss  aber  der  Niess- 
braucher,  wenn  ein  Sclav  [unter  der  Bedingung]  gekauft  wor- 
den ist,  dass  er  bei  Strafe  sich  nicht  an  gewissen  [Orten]  be- 
treten lasse,  diess  auch  beobachten?  Ich  glaube,  ja;  denn  sonst 
übt  er  den  Niessbrauch  nicht  als  ein  rechtlicher  Mann. 

28.  POMPON.  üb.  V.  ad  Sabin.  —  An  alten  Gold-  und 
Silbermünzen,  die  man  als  Cabinetsstücke  29)  aufzuheben  pflegt, 
kann  der  Niessbrauch  vermacht  werden. 

29.  ULP.  Üb.  XVIII.  ad  Sabin.  —  Dass  der  Niessbrauch 
am  gesammten  Nachlass  bestellt  werden  könne,  sobald  er  nicht 
den  Betrag  von  drei  Viertheilen  [des  Ganzen]  übersteigt,  schreibt 
C  eis  us  im  zweiunddreissigsten  Buche  seiner  Digesten,  und 
Julian  us  im  einundsechzigsten ,  und  dies  ist  richtig. 

30.  PAUL.  lib.  III.  ad  Sabin.  —  Wenn  Jemand,  der 
zwei  Gebäude  hat,  an  dem  einen  den  Niessbrauch  vermacht 
hat,  so  kann  der  Erbe,  schreibt  Marcellus,  dadurch,  dass 
er  das  andere  höher  bauet,  [des  ersteren]  Fenster  verdunkeln, 
weil  man  auch  in  verdunkelten  Gebäuden  wohnen  kann.  Dies 
ist  jedoch  insoweit  zu  ermässigen,  dass  das  Gebäude  nicht  ganz 
verdunkelt  werde,  sondern  noch  ein  mässiges  Licht,  was  für 
die  Bewohner  hinreicht,  behält. 

31.  Idem  lib.  X.  ad  Sabin,  —  Als  aus  dem  Vermögen 
des  Niessbrauchers  herstammend,  wird  auch  das  angesehen, 
was  derselbe  [einem  Sclaven]  geschenkt  und  bewilligt,  oder 
der  Sclav  durch  die  Verwaltung  von  Sachen  desselben  erwor- 
ben hat. 

32.  POMPON.  lib.XXXIII.  ad  Sabin.  —  Wenn  Jemand 
sein  einziges  Gebäude  oder  ein  Grundstück  [einem  Andern] 
übergibt,  so  kann  er  sich  daran  persönliche,  aber  keine  ding- 
liche Dienstbarkeiten  vorbehalten,  wie  z.  B.  Gebrauch  und 
Niessbrauch.  Auch  gilt  der  Vorbehalt  der  Weide  und  Be- 
wohnung ,  indem  aus  vielen  Länclereieu  durch  die  Weide 
Nutzung  gezogen  wird.   Durch  den  Vorbehalt  der  Bewohnung, 


28)  S.  Glück  IX.  259.  n.  35. 

29)  Gemmis,  s.  Cuiac.  Obs.  X.  37.,  Noodt  Obs.  I.  5.  de 
Usufr.  I.  4. 
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mag  auf  bestimmte  Zeit  oder  bis  zum  Tode  des  Vorbehaltenden, 
wird  der  Gebrauch  als  vorbehalten  angesehen. 

33.  PAPINTAN.  lib.  X  *  VII  *  Quaest.  —  Wenn  dem 
Titius  die  Nutzung"  und  dem  Mävius  die  Eigenheit  vermacht 
worden  ist,  und  Titius  noch  bei  Lebzeiten  des  Testators  mit 
Tode  abgeht,  so  verbleibt  dem  eingesetzten  Erben  gar  nichts; 
diesem  trat  auch  Neratius  bei.  §.  I.  Der  Niessbrauch  hat 
zuweilen  nicht  die  Wirkung",  die  ein  Theil  der  Eigenheit  30) 
hat;  denn  wenn  auf  einen  Antheil  an  einem  Grundstück  oder 
der  Benutzung  Klage  erhoben,  nachher  aber,  wenn  hier  Los- 
sprechung [des  Beklagten]  erfolgt  ist,  ein  änderer,  durch  Zu-  ' 
wachs  angefallener,  Theil  in  Anspruch  genommen  wird,  so 
steht  zwar,  schreibt  Julianus,  die  Einrede  der  entschiede- 
nen Sache,  wenn  die  Eigenheit  Gegenstand  des  Processes  ist, 
[dem  Kläger]  entgegen,  nicht  aber,  wenn  er  die  Nutzung  be- 
trifft, weil  der  Antheil  an  einem  Grundstück  [selbst],  wie 
eine  Anschwemmung  dem  [andern]  Antheil,  die  Nutzung  aber 
der  Person  durch  Zuwachs  anfällt. 

34.  JULIAN,  lib.  XXXV.  Big.  —  Sobald  der  Nieß- 
brauch Zweien  so  vermacht  wird ,  dass  sie  denselben  abwech- 
selnd ein  Jahr  um  das  andere  haben  sollen,  so  kann  man 
zwar ,  wenn  er  mit  diesen  Worten  vermacht  worden  ist : 
dem  Titius  und  Marius,  sagen ,  dass  dem  Titius  das 
Vermächtniss  zuerst  gegeben  worden  sei,  und  nachher  dem 
Mävius;  waren  aber  Beide  desselben  Namens ,  und  so  gesagt: 
den  beiden  Titius  gebe  ich  den  Niessbrauch 
ein  Jahr  um  das  andere,  so  werden  sich  Beide  im 
Wege  stehen,  wenn  sie  sich  nicht  einigen,  wer  von  Beiden 
den  Anfang  machen  soll.  Hat  aber  Titius  in  dem  Jahre,  wo 
die  Benutzung  an  ihm  war,  die  Eigenheit  erhalten,  so  fällt 
für  ihn  unterdessen  das  Vermächtniss  weg,  aber  der  Niess- 
brauch wird  dem  Mävius  ein  Jahr  um  das  andere  doch  ge- 
bühren; veräussert  Titius  die  Eigenheit,  so  bekommt  er  den 
Niessbrauch  wieder,  weil,  auch  wenn  mir  der  Niessbrauch 
unter  einer  Bedingung  vermacht  worden  ist,  und  ich  unter- 
dessen die  Eigenheit  vom  Erben  erhalten,  dieselbe  aber,  wäh- 

30)  Partis  effectutn.  Haloander  hat  proprietatis ,  sowie  auch 
Ed.  Fradm.  von  1527,  Baudoza  und  ein  Codeoc  Erlan- 
gensis  (Glück  IX.  28$  n.  47)  die  Lesart  partis  bestätigen, 
hingegen  die  Basiliken:  ovy.  aoiz&y  rj  Xß^^i  j^f^j  UI,d  setzen 
nur  noch  hinzu:  j^g  dtönoisCas.  Nach  der  Erklärung  des 
Conti  iis,  dass  noter  partis1:  proprieiaiis  zu  verstehen  sei, 
kann  man  sich  über  die  Lesart  füglich  beruhigen  (s.  d  Gott. 
C.  Juris-  Ausgabe).  Es  ist  also  nun  zu  verstehen ,  wie  wenn 
geschrieben  stände:  partis  proprietatis.  Damit  stimmt  voll- 
kommen überein  Cujac.  Commentar.  ad  Fapin.  Qu.  XY1I. 
Opp.  T.  IY.  p.  425.  D. 
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reud  die  Bedingung  noch  obschwebte,  [wieder]  veräussert  Iiabe, 
ich  doch  zum  Vermächtnis»  gelassen  werde.  §.  1.  Wenn  du 
deinem  Pächter  den  Niessbrauch  an  dem  Grundstück  vermacht 
hast,  so  kann  er  den  Niessbrauch  in  Anspruch  nehmen,  gegen 
deinen  Erben  aber  die  Pachtklage  erheben,  und  [dadurch]  er- 
langen, dass  er  keinen  Pachtzins  zu  bezahlen  braucht,  und  die 
auf  die  Cultnr  verwendeten  Kosten  ersetzt  erhält.  §.  2.  Ob 
der  ]\iessbrauch  an  einem  ganzen  Nachlass  oder  an  einzelnen 
Sachen  vermacht  worden  ist,  ist,  glaube  ich,  insofern  von 
Interesse,  dass  [z.  B.]  auf  den  an  einem  Hanse  insbesondere 
vermachten  Niessbrauch,  wenn  dasselbe  abgebrannt  ist,  kein 
Anspruch  [weiter]  erhoben  werden  kann;  ist  hingegen  der 
Niessbrauch  an  einem  ganzen  Nachlass  bestellt  worden,  so 
kann  der  Niessbrauch  [noch]  an  dem  Platze  in  Anspruch  ge- 
nommen werden,  weil  derjenige,  welcher  den  Niessbrauch 
an  seinem  Nachlass  vermacht,  denselben  nicht  blos  an  bestimm- 
ten Gegenständen ,  sondern  an  einem  ganzen  Bestand  zu  ver- 
machen angenommen  wird,  zu  einem  Nachlassbestand  aber  der 
Platz  mitgehört. 

35.  JULIAN,  lib.  I.  ad  TJrseium  Ferocem.  —  Wenn  der 
Niessbrauch  vermacht  worden  ist,  der  eingesetzte  Erbe  aber 
deswegen  die  Erbschaft  spater  angetreten  hat,  um  die  Empfang- 
nahme des  Vermächtnisses  zu  verzögern ,  so  muss ,  wie  Sa- 
binas sich  ausgesprochen  hat,  auch  dieser  [Schaden]  ersetzt 
werden.  §.  1.  Es  ist  mir  der  Niessbrauch  an  einem  Sclaven 
vermacht  worden,  welcher,  wenn  ich  den  Niessbrauch  aus- 
zuüben aufhörte,  frei  sein  soll,  ich  habe  aber  nachher  vom 
Erben  die  Werthschätzung  des  Vermächtnisses  erhalten;  hier, 
sagt  Sabin  us,  wird  jener  dennoch  frei;  denn  es  wird  ange- 
nommen, ais  habe  ich  den  Niessbrauch  an  dem  Sclaven,  statt 
dessen  ich  eine  Sache  annahm;  die  Bedingung  wegen  dessen 
Freiheit  bleibt  aber  dieselbe,  so  dass  er  [erst]  durch  den  Ein- 
tritt meines  Todes  oder  einer  [mich  betreffenden]  Staudesrechts- 
veränderung frei  sein  wird. 

36.  AFRICAN.  lib.  V.  Quaest.  —  Jemand,  der  den 
Niessbrauch  an  einem  Platze  vermacht  hatte,  hat  darauf  ein 
Gebäude  aufgeführt,  was  noch  bei  seinen  Lebzeiten  [wieder] 
eingestürzt  oder  abgebrannt  ist;  hier  hält  man  den  Niessbrauch 
[dennoch]  für  begründet.  Im  umgekehrten  Fall  aber,  wenn 
der  Niessbrauch  an  einem  Gebäude  vermacht  worden ,  und 
dasselbe  zum  Platz  geworden  ist,  ist  nicht  dasselbe  Rechtens. 
Derselbe  Fall  ist  vorhanden,  wenn  der  Niessbrauch  an  Bechern 
vermacht  worden  ist,  diese  zu  einer  Masse  [zusammengeschmol- 
zen] und  nachher  wieder  Becher  daraus  gemacht  worden  sind ; 
denn  wenn  auch  die  vorige  Beschaffenheit  der  Becher  wieder 
hergestellt  ist,  so  sind  es  doch  nicht  dieselben,  an  denen  der 
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Niessbraucli  vermacht  worden  ist.  §.  1.  Ich  habe  vom  Titius 
das  Cornelianische  Landgut  mit  Abzug-  des  Niessbrauchs  sti- 
pulirt,  worauf  Titius  gestorben  ist;  hier  entsteht  die  Frage, 
was  mir  sein  Erbe  gewähreu  müsse?  Die  Antwort  ging  da- 
hin, es  komme  darauf  an ,  zu  welchem  Zweck  der  Niessbrauch 
ausgenommen  sei;  habe  man  beabsichtigt,  dass  der  Niessbrauch, 
gleichviel  in  wessen  Person,  bestellt  sein  solle,  so  sei  der  Erbe 
nur  zur  [Herausgabe  der]  Eigenheit  verbunden;  wenn  aber, 
dass  der  Niessbrauch  nur  dem  Versprechenden  vorbehalten  sein 
solle,  so  sei  sein  Erbe  zur  [Herausgabe  des]  vollen  Eigenthums 
verpflichtet.  Dass  sich  dies  so  verhalte,  leuchte  bei  den  Ver- 
mächtnissen noch  mehr  ein;  denn  wenn  der  Erbe,  der,  nach 
der  Bestimmung  des  Testators,  das  Vermächtniss  der  Eigenheit 
mit  Abzug  des  Niessbrauches  gewahren  soll,  vor  Erhebung 
der  Klage  aus  dem  Testament  [darauf]  gestorben  ist,  so  ist 
noch  weniger  zu  zweifeln,  dass  sein  Erbe  zur  [Herausgabe 
des]  vollen  Eigenthums  verpflichtet  sei;  ebenso,  wenn  [der 
Niessbrauch]  auf  ähnliche  Weise  bedingt  vermacht  und  der 
Erbe,  während  die  Bedingung  noch  obschwebte,  gestorben 
ist.  §.  2.  Dem  Titius  ist  der  Niessbrauch  an  einem  Sclaven 
vermacht  worden;  da  es  nun  in  der  Gewalt  des  Erben  stand, 
den  Sclaven  zurückzuhalten,  so  ist  dieser  [wahrend  dessenj 
gestorben ;  hier  kann  man  nur  sagen ,  dass  der  Erbe  dem 
Vermächtnissinhaber  dazu  verpflichtet  sei,  insoweit  ihm  daran 
gelegen  ist,  dass  der  Verzug  nicht  geschehen  wäre,  so  dass 
also  der  Niessbrauch  von  der  Zeit  [ ,  wo  das  Vermä'chtniss 
fällig  war,]  bis  zum  Todestage  des  Sclaven  veranschlagt  wird. 
Diesem  gemäss  ist  auch  der  Umstand  folgerichtig,  dass  wenn 
Titius  selbst  stirbt,  der  Schätzungswerth  des  Niessbrauchs  eben- 
falls von  der  Zeit,  wo  der  Verzug  anhob,  bis  zum  Todestage 
desselben  seinem  Erben  gewährt  werden  muss. 

37.  AFRICAN.  üb.  VII.  Quaest.  —  Man  hat  die  Frage 
aufgeworfen,  was  Rechtens  sei,  wenn  ich  von  dir  stipulirt 
hätte,  mir  den  Niessbrauch  auf  die  nächsten  zehn  Jahre  zu 
überlassen,  und  fünf  Jahre  vorübergegangen  sind,  während  es 
in  deiner  Gewalt  stand,  mir  denselben  vorzuenthalten?  und 
ebenso,  wenn  ich  von  dir  stipulirt  hätte,  die  Dienste  des 
Stichus  mir  für  die  nächsten  zehn  Jahre  zu  belassen,  und  auf 
ähnliche  Weise  fünf  Jahre  verflossen  sind?  Die  Antwort  ging 
dahin  :  es  könne  der  Niessbrauch  und  die  Dienste  für  diesen 
Zeitraum  mit  Recht  verlangt  werden,  weil  du  die  Ursache 
gewesen  bist,  dass  mir  der  eine  wie  die  anderen  nicht  zuge- 
kommen sind. 

38.  MARCIAN.  lib.  III.  Tust.  —  Der  Niessbraucher  übt 
den  Gebrauch  dann  nicht  aus,  wenn  er  es  weder  selbst,  noch 
in  seinem  Namen  ein  Anderer  thut,  z.  B.  der  Käufer  oder 
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Pächter  [des  Niessbrauchs] ,  oder  der,  dem  er  geschenkt  wor- 
4t»,  oder  dessen  Geschäftsführer.  Der  Unterschied  ist  freilich 
vorhanden,  dass,  wenn  ich  den  Niessbrauch  verkauft  haben 
werde,  angenommen  wird,  dass  ich  denselben  behalte,  wenn 
ihn  der  Käufer  auch  nicht  zieht, 

39.  GAJ.  lib.  VJI.  ad  Ed.  prov.  —  weil  der,  welcher 
den  Preis  geniesst,  nicht  weniger  zu  haben  angesehen  werden 
kann,  als  wer  den  Niessbrauch  der  Hauptsache  selbst  hat. 

40.  MARCIAN.  lib.  III.  Inst.  —  Habe  ich  [den  Niess- 
brauch] verschenkt,  so  behalte  ich  denselben  nur  dann,  wenn 
[der  Beschenkte]  davon  Gebrauch  macht. 

41.  Idem  lib.  VII.  Inst.  —  Auch  an  Statuen  oder  Bil- 
dern kann  der  Niessbrauch  hinterlassen  werden,  weil  sie  selbst 
einigen  Nutzen  gewähren,  wenn  sie  an  einem  passenden  Orte 
aufgestellt  werden.  §.  1.  Wenn  auch  manche  Grundstücke 
von  solcher  Beschaffenheit  sind,  dass  sie  mehr  kosten  als 
einbringen ,  so  kann  doch  der  Niessbrauch  daran  hinterlassen 
werden. 

42.  FLORENTIN.  lib.  XI.  Inst.  —  Wenn  an  derselben 
Sache  dem  Einen  der  Gebrauch,  und  dem  Andern  die  Be- 
nutzung vermacht  wird,  so  bekommt  der  Nutzniesser  das,  was 
der  Gebraucher  übrig  lässt,  auch  hat  er  nicht  minder  der  Be- 
nutzung wegen  den  Gebrauch.  §.  1.  Ob  der  Niessbrauch  an 
einem  ganzen  Nachlass  oder  dessen  Werthschätzung  vermacht 
wird,  ist  nicht  einerlei.  Denn  wird  er  an  einem  ganzen  Nach- 
lass vermacht,  so  hast  du  den  Niessbrauch  nach  Abzug  dessen, 
was  dir  ausserdem  vermacht  worden  ist,  an  dem  Ueberrest; 
ist  er  aber  an  der  Werthschätzung  vermacht  worden,  so  wird 
auch  das  mit  in  Anschlag  gebracht,  was  dir  ausserdem  ver- 
macht worden  ist;  denn  oftmals  erweitert  der  Testator,  wenn 
er  mehrmals  Dasselbe  vermacht,  das  Vermächtniss  dadurch  nicht; 
wenn  aber  eine  Sache  vermacht  worden  ist,  so  kann  man  auch 
durch  das  Vermächtniss  deren  Werthschätzung  das  Vermächtniss 
[selbst]  noch  erweitern31). 


31)  Dieses  Gesetz  bedarf  einiger  Erläuterung;  es  sind  darin 
zwei,  als  verschiedene,  Fälle  vorausgesetzt:  1)  A.  vermacht 
dein  B.  ein  Landgut  als  Eigenthum  und  den  Niessbrauch 
an  seinem  Nacblass;  schätzen  wir  das  Landgut  zu 
1000  Thaler,  und  das  übrige  Vermögen  auf  20,000  Thaler 
Capital,  so  wird  B.  die  Zinsen  des  letztem  als  Niessbrauch 
erhalten.  2)  A.  vermacht  dem  B.  ein  Landgut,  und  den 
Niessbrauch  an  der  Wertbschätzniig  seines  Nach- 
lasses; bei  gleichen  Vermögensverhältnissen,  wie  wir  vor- 
her angenommen  haben,  wird  B.  hier  nicht  nur  die  Zin- 
sen von  dem  Capital  der  20,000  Tbaler  als  Niessbrauch 
ziehen,  sondern  auch  noch  eine  dem  fährlichen  Ertrag  des  Land- 
guts gleichkommende  Summe  aus  dem  Nachlass  erhalten. 
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43.  ULP.  Hb.  VII.  Regulär.  —  Der  Niessbraiich  kann 
auch  an  einem  Tlieil  des  Nachlasses  vermacht  werden;  ist  aber 
des  Theiles  keine  besondere  Erwähnung"  gethan  worden,  so 
wird  die  Hälfte  des  Nachlasses  verstanden. 

44.  NERATIUS  üb.  III.  Membran.  —  Der  Niessbraucher 
darf  die  rohen  Wände  [eines  Hauses]  nicht  mit  Marmor  oder 
Gyps32)  bekleiden  lassen,  weil,  wenn  er  auch  durch  die 
Auszierung  des  Gebäudes  dem  Eigenthümer  einen  Vortheil 
bereitet ,  er  es  dennoch  nicht  aus  eigenem  Rechte  thun  kann ; 
denn  etwas  Anderes  ist  es,  etwas  Empfangenes  erhalten,  und 
etwas  Neues  machen. 

45.  GAJ.  lib.  VII.  ad  Ed.  prov.  —  Sowie  die  Unter- 
haltskosten für  einen  Sclaven ,  dessen  Niessbrauch  Jemandem 
zustebt,  treifen  denselben  ganz  natürlich  auch  die  Kraukheits- 
kosten. 

46.  PAUL.  lib.  IX.  ad  Plaut.  —  Wenn,  während 
ein  fremder  Erbe  eingesetzt  und  ein  aus  der  Gewalt  ent- 
lassener [Sohn]  übergangen  worden,  der  Mutter  des  Ver- 
storbenen nach  Abzug  des  Niessbrauchs  die  Eigenheit  vermacht 
worden  ist,  so  muss,  wenn  [der  Sohn]  mit  dem  Nachlassbesitz 
gegen  den  Testamentsinhalt  durchgedrungen  ist,  der  Mutter 
aus  Ehrfurcht  und  kindlicher  Liebe  das  volle  Eigenthum  ge- 
wahrt werden.  §.  1.  Wenn  der  Testator  dem  Erben  die 
Wiederherstellung  eines  Gebäudes  befohlen  hat,  woran  er  den 
Niessbrauch  vermacht  hat,  so  kann  der  Niessbraucher  darauf 
Klage  aus  dem  Testament  erheben,  dass  der  Erbe  zur  Wieder- 
herstellung schreite. 

47.  POMPON.  lib.  V.  ex  Plaulio.  —  Hat  der  Erbe  dies 
dann  nicht  gethan,  und  der  Niessbraucher  deswegen  den  Niess- 
brauch nicht  ziehen  können ,  so  hat  auch  noch  der  Erbe  des 
Niessbrauchers  deshalb  eine  Klage ,  um  wieviel  dem  Niessbrau- 
cher daran  gelegen  war,  dass  der  Erbe  nicht  gesäumt  habe, 
wenn  schon  der  Niessbrauch  durch  den  Tod  jenes  er- 
loschen war. 

48.  PAUL.  lib.  IX.  ad  Plaut.  —  Wenn  der  Erbe  in 
Abwesenheit  des  Niessbrauchers,  gleichsam  als  sein  Geschäfts- 
führer, Wiederherstellungen  vornimmt,  so  hat  er  gegen  den- 
selben die  Geschäftsfiihrungsklage,  wenn  auch  der  Erbe  sich 
selbst  dadurch  auf  die  Zukunft  genützt  hat.  Ist  aber  der  Niess- 
braucher bereit,  den  Niessbrauch  abzutreten,  so  kann  er  zur 
Wiederherstellung  nicht  gezwungen  werden,  sondern  er  wird 
von  der  Geschäftsführungsklage  freigesprochen.  §.  1.  Ein  Schlag- 
Wald  gehört,  wenn  er  auch  nicht  zur  rechten  Zeit  geschlagen 


32)  S.  Glück  IX.  246.  n.  91. 
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worden  ist,  ebensowohl  zu  den  Nutzungen,  wie  abgenommene 
unreife  Oliven  und  unzeitig  gemahetes  Gras. 

49.  POMPON.  lib.  m  ad  Plaut.  -  Wenn  dir  und 
mir  [die  Gewährung  des]  Ni essbrauch [s]  von  Seiten  [zweier] 
Erben,  des  Sempronius  und  Mucius,  vermacht  worden  ist,  so 
habe  ich  ein  Viertheil  an  dem  Antheil  des  Sempronius  und 
das  andere  an  dem  des  Mucius,  und  du  ebenfalls  [zwei]  Vier- 
theile an  Beider  Antheilen. 

50.  PAUL.  lib.  III.  ad  Vitelh  —  Titius  hinterliess  dem 
Marius  ein  Tusculanisches  Landgut,  und  überliess  es  dessen 
Redlichkeit,  der  Titia  den  Niessbrauch  an  der  Hälfte  desselben 
zu  gewähren;  Mävius  bauete  ein  durch  Alter  unbrauchbar  ge- 
wordenes ,  zur  Bereitung  und  Erhaltung  der  Früchte  notwen- 
diges Gebäude ;  hier  entstand  nun  die  Frage,  ob  Titia  nach  Maass- 
gabe ihres  Antheils  am  Niessbrauch  die  Hälfte  der  Kosten 
übernehmen  müsse?  Scavola  antwortete,  dass,  wenn  jener 
den  Bau,  bevor  der  Niessbrauch  gewährt  worden,  notwen- 
diger Weise  unternommen  hatte,  er  nur  unter  der  Bedingung 
zur  Herausgabe  [der  Hälfte  des  Niessbrauchs]  gezwungen 
werden  könne,  dass  auf  seine  Kosten  Rücksicht  genommen 
werde. 

*  51.  MODESTIN.  lib.  IX.  Differentiar.  —  Dem  Titius 
«wird  der  Niessbrauch,   wenn   er  sterben  wird,   als  un- 
nütz vermacht  angesehen,  indem  er  auf  eine  Zeit  verschoben 
worden  ist,  wo  er  von  der  Person  getrennt  wird. 

52.  Idem  lib.  IX.  Regulär.  —  Wenn  Steuern  von  der- 
jenigen Sache,  wovon  der  Niessbrauch  hinterlassen  worden  ist, 
entrichtet  werden,  so  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  sie 
der  Niessbraucher  entrichten  muss;  es  müsste  denn  bewiesen 
werden  können ,  der  Testator  habe  Fideicommissweise  gewollt, 
dass  auch  sie  vom  Erben  gegeben  werden  sollten. 

53.  JAVOLEN.  lib.  II.  Epistolar.  —  Wenn  Jemandem 
der  Niessbrauch  eines  Gebäudes  vermacht  worden  ist,  so  be- 
hält er,  so  lange  noch  irgend  ein  Theil  desselben  übrig  ist, 
den  Niessbrauch  am  ganzen  Grund  und  Boden. 

54.  Idem  lib.  III.  Epistol.  —  Es  ist  dir,  als  Erben,  Ver- 
mächtnissweise auferlegt  worden,  dem  Titius  unter  einer  Be- 
dingung den  Niessbrauch  von  einem  Landgute  [zu  gewähren], 
und  du  hast  mir  das  Landgut  verkauft,  und  mit  Abzug  de» 
Niessbrauchs  übergeben;  es  fragt  sich,  wem  gehört  der  Niess- 
brauch, wenn  die  Bedingung  nicht  eintritt,  oder  eintritt,  und 
der  Niessbrauch  erloschen33)  ist?  Antwort:  ich  nehme  an, 
dass  du  von  dem  Niessbrauch  sprichst,  der  vermacht  worden 
ist.   Wenn  daher  die  Bedingung  des  Vermächtnisses  eingetreten 


33)  Z.  B.  durch  den  Tod  des  Niessbrauchers. 
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ist,  so  ist  kein  Zweifel,  dass  dieser  Niessbrauch  dem  "Ver- 
mächtnissinhaber zukommt,  und  wenn  er  durch  einen  Zufall 
ihm  verloren  gegangen  ist,  zur  Eigenheit  des  Grundstücks  zu- 
rückkehrt. Tritt  die  Bedingung-  hingegen  nicht  ein,  so  fallt 
der  Niessbrauch  an  den  Erben,  so  dass  in  Ansehung  seiner 
Person  alles  beobachtet  wird,  was  zum  Verlust  des  Niessbrauchs 
gehört  und  beobachtet  zu  werden  pflegt.  Uebrigens  wird  bei 
einem  Verkauf  dieser  Art  noch  das  zu  berücksichtigen  sein, 
was  zwischen  Käufer  und  Verkäufer  besonders  festgesetzt  wor- 
den ist,  so  dass  also,  wenn  sich  ergeben  sollte,  dass  der  Niess- 
brauch des  Vermächtnisses  wegen  ausgenommen  worden  sei, 
derselbe  dem  Räufer  vom  Verkäufer,  wenn  die  Bedingung 
nicht  eingetreten  ist,  herausgegeben  werden  muss. 

55.  POMPON.  lib.  XXVI.  ad  Quint.  Mucium.  —  Ist 
Mos  der  Gebrauch  eines  [Sclaven -]  Rindes  vermacht  worden, 
so  hebt  derselbe,  wenn  auch  für  den  Augenblick  kein  solcher 
Statt  finden  kann,  dennoch  an,  sobald  dasselbe  aus  dem  Rindes- 
alter getreten  ist. 

56.  GAJ.  lib.  XVII.  ad  Ed.  prov.  —  Ob  Municipal- 
gemeinden  eine  Rlage  wegen  Niessbrauchs  gegeben  werden 
müsse,  darüber  ist  Frage  erhoben  worden;  denn  es  schien  zu 
befürchten  zu  sein,  dass  er  von  immerwährender  Dauer  wer- 
den würde,  weil  er  weder  durch  den  Tod,  noch  so  leicht 
durch  Standesrechtsveränderung  untergehen  konnte;  weshalb 
die  Eigenheit  unnütz  sein  würde,  wenn  ihr  der  Niessbrauch 
für  immer  abginge.  Dennoch  aber  hat  man  sich  dahin  geneigt, 
eine  Rlage  zuzugestehen.  Hieraus  entstand  wieder  die  Streit- 
frage, wie  lange  städtische  Gemeinden  bei  dem  Niessbrauch 
zu  schützen  seien  ?  Und  hier  hat  man  nuu  den  Grundsatz 
angenommen,  dass  dieselben  hundert  Jahre  lang  [dabei]  zu 
schützen  seien,  weil  dies  das  Lebensziel  eines  hochbejahrten 
Mannes  ist. 

57.  PAPIN.  lib.  VII.  Respons.  —  Der  Eigenthümer  hat 
dem  Niessbraucher  ein  Grundstück  vermacht,  woran  demselben 
die  Dienstbarkeit  des  Niessbrauchs  zustand,  worauf  der  Ver- 
mächtnissinhaber, nachdem  er  dasselbe  eine  Zeit  lang  besessen 
hatte,  es  dem  Sohne  [des  Testators]  wieder  hat  herausgeben 
müssen,  weil  derselbe  mittelst  der  Rlage  wegen  lieblosen 
Testaments  obgesiegt  hatte;  hier  war  klar,  dass  durch  dieses 
nachherige  Ereigniss  das  Recht  der  Benutzung  unangefochten 
geblieben  war.  §.  1.  Wenn  die  Benutzung  von  Grundstücken 
mittelst  Fideicommisses  zum  Unterhalt  von  Freigelassenen  hin- 
terlassen worden  ist,  so  fällt  der  Ertrag  theil weise  je  nach 
dem  Ableben  der  Personen  an  den  Eigenheitsherrn  zurück. 

58.  SCAEVOLA  lib.  III.  Respons.  —  Ais  eine  Niess- 
braucherin  im  Monat  December  gestorben  war,  wo  der  Pächter 

Corp.  jur,  civ.    I.  44 
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schon  im  Monat  October  die  auf  den  [betreifenden]  Aeckern 
gewachsenen  Früchte  eingeerntet  hatte,  so  entstand  die  Frage, 
ob  das  Pachtgeld  dem  Erben  der  JXiessbraucherin  gezahlt  wer- 
den müsse,  wenn  schon  dieselbe  vor  dem  ersten  Marz,  an 
dem  die  Pachte  berichtigt  werden  müssen,  gestorben  sei,  oder 
ob  sie  zwischen  dem  Erben  der  ]\iesbraucherin  und  der  Stadt, 
der  die  Eigenheit  vermacht  worden  war,  getheilt  werden  müs- 
sen ?  Tch  habe  geantwortet:  die  Stadt  habe  gegen  den  Päch- 
ter keine  Klage,  sondern  der  Erbe  der  IX'iessbraocherin  werde 
den  vorliegenden  Umständen  nach  das  Pachtgeld  zu  seiner  Zeit 
unverkürzt  erhalten.  §.  1.  Dem  Sempronius  gebe  und 
vermache  ich  den  sechsten  Theil  vom  Ertrag  der 
Früchte,  des  Rüchengewächses  und  Porre's,  den 
ich  auf  dem  Farrarischen  Acker  habe;  es  fragt  sieb, 
ob  mit  diesen  Worten  der  Niessbrauch  als  vermacht  anzusehen 
sei?  Ich  habe  geantwortet:  dass  nicht  der  l\iessbrauch ,  son- 
dern ein  Theil  von  dem  Ertrag  vermacht  sei.  Eben  so  fragte 
man,  ob,  wenn  es  kein  ]\iessbrauch  wäre,  er  den  sechsten 
Theil  des  Ertrags  jährlich  vermacht  habe?  Hier  habe  ich 
geantwortet,  dass  er  als  jährlich  hinterlassen  anzusehen  sei; 
es  müsste  denn  das  Gegentheil  vom  Erben  besonders  erwiesen 
werden. 

59.  PAUL.  lib.  III.  Sententiar.  —  Bäume,  welche  durch 
Ungewitter,  und  nicht  durch  die  Schuld  des  JYiessbrauchers 
umgestürzt  sind,  brauchen  von  ihm  nicht  ersetzt  zu  werden. 
§.  1.  Was  auf  einem  Grundstück  wächst  oder  von  demselben 
gewonnen  wird,  gehört  dem  JXiessbraucher ;  auch  Pachtgelder 
von  schon  vorher  verpachteten  Aeckern ,  wenn  sie  ausdrücklich 
[im  ]\iessbrauch]  begriffen  worden  sind.  Der  Niessbraucher 
kann  aber,  wenn  sie  nicht  besonders  ausgenommen  worden 
sind,  den  Pächter,  wie  bei  geschehenem  Verkauf,  vertreiben. 
§  2.  Auch  der  Gewinn  von  abgeschnittenem  Rohr  und  Wein- 
pfähleu  kommt,  wenn  daran  eine  Berechtigung  des  Grundstücks 
[in  Bezug  auf  ein  anderes]  zu  bestehen  pflegt,  dem  JNiessbrau- 
cher  zu. 

60.  Idem  lib.  V.  Sefitentiar.  —  Jeder  Niessbraucher 
irgend  eines  Grundstücks,  der  [am  Niessbrauch]  behindert  oder 
aus  demselben  vertrieben  worden  ist,  kann  auf  die  Zurückgabe 
aller  zugleich  [mit]  ergriffenen  Sachen  klagen ;  auch  kommt 
ihm,  wenn  der  Niessbrauch  während  der  in  der  Mitte  liegen- 
den Zeit  durch  einen  andern  Zufall  verloren  gegangen  ist, 
eine  analoge  Klage  wegen  der  vorher  gewonnenen  Früchte  zu. 
§.  1.  YV^enn  ein  Grundstück,  dessen  IMiessbrauch.  gefordert  wird, 
von  einem  Nichteigentümer  besessen  wird,  so  wird  [doch] 
eine  Klage  ertheilt.  Wenn  daher  über  die  Eigenheit  eines 
Grundstücks  zwischen  Zweien  Streit  ist,  so  muss  der  Niess- 
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braucher  nicLts  desto  weniger  im  Besitz  bleiben,  und  es  muss 
ihm  vom  Besitzer  Bürgschaft  dafür  bestellt  werden,  dass  er 
ihm ,  dem  der  Niessbrauch  hinterlassen  worden ,  am  Genuss 
nicht  hinderlich  sein  wolle,  bis  er  sein  Recht  nachweise  s  4). 
Wenn  aber  dem  Niessbrancher  selbst  ein  Zweifel  entgegen- 
gesetzt wird,  so  wird  ihm  [zwar]  einstweilen  der  Niessbrauch 
entzogen,  es  muss15)  aber  für  die  Rückerstattung  dessen, 
was  er  von  den  Früchten  an  Gewinn  ziehen  würde,  Bürg- 
schaft geleistet,  oder,  wenn  dies  nicht  geschieht,  ihm  der  Ge- 
nuss selbst  verstattet  wrerden. 

61.  i\  ER  ATI  U  S  üb.  II.  Respom.  —  Der  Wiessbraucher 
darf  keine  neuen  Wasserrinnen  an  den  Wänden  anlegen. 
Ebensowenig  darf  derselbe  ein  angefangenes  Gebäude  fertig 
bauen,  selbst  wenn  er  den  Platz  nicht  anders  gebrauchen  kann; 
er  hat  auch  daran  den  JYiessbranch  nur  dann,  wenn  bei  des- 
sen Bestellung  oder  Vermächtnis*  dies  besonders  hinzugefügt 
worden  ist,  dass  ihm  beides  freistehen  solle. 

62.  TRYPHONIN.  lib.  VII.  Disp.  —  Der  Niessbraucher 
kann  in  den  Bergen  und  Wäldern  der  Besitzung  mit  allem 
Rechte  jagen,  und  Wildschweine  und  Hirsche,  die  er  erlegt, 
fängt  er  nicht  als  dem  Eigenthümer  eigen  ,  sondern  er  erwirbt 
sie  als  Nutzungen  3  6)   nach  dem   (bürgerlichen)   Rechte  oder 


34)  Quamdiu  de  jure  suo  probet ,  s.  Eckhard.  Hermen,  p.391; 
S.  auch  Fr  penuh.  1).  de  acqua  coli  et  aest.  Ebenso  erklärt 
Jensiiis  ad  h.  I.  Dieser  ist  überhaupt  der  einzige  mir  be- 
kannte Interpret  und  macht  folgende  sehr  annehmliche  Be- 
merkungen :  proprietas  sei  als  dominium  zu  verstehen ;  für 
possessore  schlage  er  vor,  petitore  zu  lesen.  Denn  wie  sollte 
der  possessor  dazu  kommen ,  dem  Usulructuar  Caution  zu  stel- 
len ,  da  er  doch  nur  als  proprielarius  gedacht  werden  kann 
und  mit  jenem  in  keinem  Streit  ist ,  so  dass  sich  eiue  Cau- 
tionsbestellung  folglich  völlig  erledigt?  —  Unter  possessor 
könnte  man  sich  z  B.  allenfalls  denken ,  dass  Einer  d^r  um 
das  Etgenthnm  Streitenden  erst  jetzt  in  den  Besitz  gekommen 
wäre,  und  zwar  die  Gültigkeit  des  Testaments  an  sich  an- 
erkennen müsste,  aber  gegen  den  Tesfator  sein  Recht  in  An- 
spruch nähine. 

35;  Caveri ;  Haloander  und  schon  Ed.  Frarlin.  haben  hier 
noch  debet ,  was  aufzunehmen  zu  sein  scheint;  s.  die  Note 
im  Göttinger  C.  J  * 

36)  Mir  sind  die  Erklärungen  dieses  Fragments  von  Noodt  (de 
Usufr.  I  7,  354  sq.  Ed  Vol.  und  Observ.  I.  10.  p.  268  Tom.  1) 
und  Glück  (Commentar  IX.  p.  203.  n.  84)  gegen  die  Glos- 
satoren nnd  Alteserra  ad  hunc  locum  nicht  unbekannt, 
allein  ich  halte  sie  zum  Theil  für  falsch,  und  bin  daher  da- 
von abgegangen.  Fürs  Erste  will  Noodt  im  principio  die 
frurtus  als  foetus ,  Jungen  des  Wildes,  verstehen;  man  lese 
aber  nur  den  Satz:  nee  aprum  aut  cervum  y  quem  ceperit) 
proprium  domini  capit ,  sed  fructus  aut  Jure  civili  aut  gen- 
tium suos  fach,  und  nun  die  obige  Uebersetzuug,  und  es 

44  * 
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dem  Völkerrechte.  §.  1.  Wenn  Wild  in  Thiergarten  ein- 
geschlossen auf  der  Besitzung  gehalten  wurde,  als  der  IViess- 
brauch  anfing,  darf  es  der  JMiessb  rauch  er  dann  zu  seiner  Be- 
lustigung benutzen,  und  darf  er  es  nicht  tödten?  Und  wenn 
er  selbst  anderes  Wild  von  Anfang  an  hineingethan  hat,  oder 
nachher  solches  selbst  hineingerathen  und  gekommen  ist,  ge- 
hört dies  dem  ]\iessbraucher  ?    Um  hier  die  Berechtigung  des 


wird  gewiss  neben  derselben  keiue  andere  Erklärung  beste- 
hen können;  dass  fructus  zuweilen  für  foetus  und  partus 
stehe,  kann  dabei  recht  gut  zugegeben  werden,  aliein  wenn 
es  hier  so  heissen  sollte,  was  sollen  denn  dann  die  fructus 
für  einen  Gegensatz  (sed?)  bilden,  da  beides,  das  alte  und 
das  junge  Wild,  dein  Niesshraucher  gehören?  Ferner  erklärt 
N  o  o  d  t  und  Glück:  eocercere  feras  (  in  vivariis  inclusas) 
für  benutzen,  das  soll  heissen:  ad  quaestum  et  reditum 
habere,  und  utilitatem  eac  iis  c apere ,  welcher  Nutzen  in 
deren  Jungen  bestehen  soll.  Um  dem  Worte  eocercere 
diese  Bedeutung  zuzueignen  ^  werden  eine  grosse  Menge 
Stellen  von  Noodt  citirt;  allein  alle  in  diesen  sowohl  ent- 
haltene Beispiele,  als  der  bekannte  Sinn  des  Wortes  über- 
haupt geben  deutlich  zu  verstehen,  dass  wenn  unter  eocercere 
das  Ziehen  eines  Vortheils  oder  einer  Benutzung  verstanden 
wird,  es  stets  eine  solche  ist,  die  mittelst  körperlicher  Kräfte 
sowohl  von  Seiten  des  Benutzenden ,  als  in  Anwendung  auf 
den  den  Nutzen  ergebenden  Gegenstand  hervorgebracht  wird. 
Hiervon  kann  doch  nun  aber  in  Beziehung  auf  Wild  uud  des- 
sen Setzen  gar  nicht  die  Rede  sein,  dahingegen  es  sich  nach 
den  allgemeinen  und  auch  besondern  Grundsätzen  vom  Niess- 
brauch  an  Thieren  aller  Art,  wie  sie  dieser  Titel  enthalt, 
g-auz  von  selbst  versteht ,  dass  die  Jungen  derselben  dem 
Niesshraucher  zufallen,  und  er  uur  den  Bestand  zu  erhalten 
braucht,  und  i'*  dieser  Beziehung  steht  ein  Thiergarten  dem 
Yiehstand  auf  einem  Landgute  gaoz  gleich.  Richtiger  wird 
daher  unter  eocercere  des  Wildes  im  Thiergarten  etwas  der- 
gleichen verstanden  werden,  was  Varro  de  R.  It.  Lib.  IIT. 
cap.  13  erzählt:  iV am  silva  erat,  ut  dicebat ,  supra  50  juge- 
rum  maceria  septa,  quod  —  ^rjQioiQoq  eToy  appellabai :  ibi 
erat  locus  eoccelsus  ,  übt  tricliniö  posito  coenabamus.  Quintus 
Orphea  vocari  jussit ,  qui  cum  eo  venisset  cum  stola  et  cithara 
et  canere  esset  Jussus ,  buccinam  inflavit ,  ubi  tanta  circum- 
fluocit  non  cervorum,  aprorum  et,  ceierarum  quadrupedum 
multitudo ,  ut  non  minus  formosum  mihi  visum  sit  spectacu- 
lum ,  quam  in  Circo  Maocimo  Aedilium  sine  Africanis  bestiis 
cum  fiunt  venationes.  So  Hessen  ja  auch  die  Römer  die  Thiere 
in  den  Thiergarten  mit  einauder  kämpfen,  s.  Varro  /.  I. 
und  praef.  ad  lib.  II.  und  hatten  dazu  darin  eigene  palaeslras. 
Nur  hierauf  kann  eocercere  in  dem  obigen  Zusammenhang* 
g^ehen  und  diesen  Gebrauch  eines  Thiergartens  bedeuten. 
Die  Jungen  (s.o.)  gehören  ohnedies  dem  Niesshraucher,  und 
eine  andere  Benutzung  und  Gebrauch  von  Wild ,  das  man 
nicht  tödten  darf,  ist  völlig  undenkbar.  Uebrigens  ist  dies 
eine  von  den  Stellen ,  wo  die  Antwort  schon  implicite  in  der 
Frage  liegt. 
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NiessbrancLers  durch  die  schwierige  Unterscheidung  der  ein- 
zelnen Thiere  nicht  in  Ungewissheit  zu  erhalten,  so  genügt  es, 
dieselbe  Anzahl  nach  den  einzelnen  Gattungen  des  Wildes 
nach  Beendigung  des  Niessbrauchs  dem  Eigenheitsherrn  zu 
überweisen,  welche  zur  Zeit  des  Anfangs  des  Niessbrauchs 
vorhanden  war. 

63.  PAUL.  lib.  sing,  de  Jure  sing.  —  Was  [noch]  nicht 
unser  ist,  können  wir  auf  Andere  übertragen;  so  kann  z.B. 
der,  welcher  ein  Landgut  hat,  den  Niessbrauch  davon  [einem 
Andern]  abfreten,  wenn  er  ihn  auch  nicht  hat  37). 

64.  ULP.  lib.  LI.  ad  Ed.  —  Wenn  ein  Niessbraucher 
bereit  ist,  dem  Niessbrauch  zu  entsagen,  so  kann  er  zur  Aus- 
besserung eines  Hauses ,  in  Fällen ,  wo  ihm  [sonst]  diese  Last 
obliegt,  nicht  gezwungen  werden.  Auch  muss  er,  wenn  schon 
ein  Verfahren  gegen  ihn  begonnen,  und  er  bereit  ist,  auf 
den  Niessbrauch  zu  verzichten,  vom  Richter  freigesprochen 
werden. 

65.  POMPON.  lib.  V.  ex  Plaulio.  —  Wenn  aber  der 
Niessbraucher  etwas,  das  durch  ihn  oder  die  Seinigen  ver- 
schlechtert worden  ist,  ausbessern  muss,  so  darf  er  nicht  los- 
gesprochen werden,  wenn  er  auch  dein  Niessbrauch  zu  ent- 
sagen bereit  wäre ;  denn  er  muss  alles ,  was  ein  fleissiger 
Ilauswirth  in  seinem  Hause  machen  lässt,  auch  machen  lassen. 
§.  1.  Was  der  Testator  schon  durch  Alter  verschlechtert  hinter- 
lassen hatte,  braucht  der  Erbe  ebensowenig  auszubessern,  als 
wenn  der  Testator  Jemanden  die  Eigenheit  vermacht  hätte. 

66.  PAUL.  lib.  XLVII.  ad  Ed.  —  Gegen  den  Niess- 
braucher  kann  nicht  blos  die  Klage  aus  dem  Aquilischen  Ge- 
setze Statt  haben,  sondern  auch  wegen  Verführung  des  Scla- 
ven  und  Injurien ,  wenn  er  den  Sclaven  durch  Peinigung 
schlechter  gemacht  hat. 

67.  JULIAN,  lib.  I.  ex  Minicio.  —  Wem  der  Niess- 
brauch vermacht  worden  ist,  der  kann  ihn  auch  wider  Willen 
des  Erben  an  einen  Dritten  verkaufen. 

68.  ULP.  lib.  XVII.  ad  Sabin»  —  Es  war  eine  alte 
Streitfrage,  ob  die  Sclavenkinder  dem  Niessbraucher  gehörten; 
hier  behielt  aber  die  Meinung  des  Brutus  die  Oberhand, 
dass  der  Niessbraucher  keinen  Antheil  daran  habe;  denn  ein 
Mensch  kann  nicht  als  Nutzung  eines  andern  Menschen  an- 
gesehen werden,  und  aus  diesem  Grunde  hat  auch  der  Niess- 
braucher daran  den  Niessbrauch  nicht.  Wie  aber,  wenn  der 
Niessbrauch  auch  an  den  Sclavenkindern  hinterlassen  worden  ist, 
hat  er  da  an  denselben  den  Niessbrauch?  Wenn  die  Sclaven- 
kinder selbst  vermacht  werden  können,  so  kann  es  auch  deren 


37)  S.  Glück  IX.  194. 
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Niessbrauch.  §.  1.  Das  junge  Vieh  Liehen  aber  Sabinus 
und  Gass  ins  für  dem  Niessbraucher  zugehörig-.  §.2.  Ist 
der  Niessbrauch  an  einer  Heerde  oder  an  Zugvieh  vermacht 
Worden,  so  muss  [der  Niessbraucher]  natürlich  aus  den  Jungen 
die  Heerde  vollständig;  erhalten,  d.  h.  an  die  Stelle  abgegan- 
gener, 

09.  POMPON.  lib.  V.  ad  Sabin.  —  oder  untauglich  ge- 
wordener Stücke  andere  setzen,  so  dass  sie  nach  geschehenem 
Ersatz  dem  Niessbraucher  eigentümlich  zubehörig  werden, 
damit  der  Abgang  nicht  dem  Eigentümer  zum  Vortbeil  ge- 
reiche; denn  sowie  die  Nachzucht  sofort  dein  Eigentümer  zu- 
gehörig wird,  so  hört,  dem  Wesen  der  Frucht  zufolge,  auch 
der  Abgang  auf  sein  zu  sein ;  auch  ausserdem  gehört  ja  alles, 
was  wachst,  dem  Niessbraucher,  und  wenn  er  es  an  die 
Stelle  des  abgegangenen  Bestandes  setzt,  hört  es  auf,  ihm  zu 
gehören. 

70.  ULP.  lib.  XVII.  ad  Sabin.  —  Wie  also ,  wenn  er 
es  nicht  thut,  und  sie  nicht  vollzählig  erhalt?  Dann  haftet  er 
dem  Eigenheitsherrn,  sagt  Ca  jus  Cassius  im  siebzehnten 
Buche  seines  bürgerlichen  Rechts.  §.  J.  Es  fragt  sich  aber, 
wem  gehören  einstweilen  die  Jungen,  ehe  die  gestorbenen 
Stücke  ersetzt  und  wieder  vollzählig  gemacht  werden.  Ju- 
lia uns  schreibt  im  fünfunddreissigsten  Buche  der  Digesten, 
das  Eigenthum  derselben  bleibe  obschwebend,  so  dass,  wenn 
sie  zum  Ersatz  gebraucht  werden,  sie  dem  Eigenheitsherrn, 
wenn  nicht,  dem  Niessbraucher  gehören;  diese  Meinung1  ist 
richtig.  §.  2.  Diesem  zufolge  trifft,  wenn  ein  Junges  gestor- 
ben ist,  der  Verlust  den  Niessbraucher,  und  nicht  den  Eigen- 
heitsherrn, und  es  liegt  jenem  die  Notwendigkeit  ob,  andere 
Junge  nachzuziehen.  Daher  schreibt  Ca  jus  Cassius  im 
achten  Buche,  dass  das  Fleisch  von  gestorbenem  jungen  Vieh 
dem  Niessbraucher  gehöre.  §.  3.  Wenn  es  aber  heisst,  der 
Niessbraucher  müsse  für  Ersatz  sorgen,  so  ist  dies  allemal  nur 
dann  zu  verstehen ,  wenn  der  Niessbrauch  an  einer  Heerde, 
an  Zugvieh,  oder  einem  Gestüt,  d.  h.  an  einer  Gesammtheit, 
vermacht  worden  ist,  wenn  an  einzelnen  Stücken,  so  brauchen 
sie  nicht  vollzählig  erhalten  zu  werden.  §.  4.  Wenn  ferner 
zu  der  Zeit,  wo  Junge  geboren  wurden,  kein  Ersatz  gerade 
nötig  war,  so  fragt  es  sich,  ob  [wenn]  jetzt  und  nach  deren 
Geburt  [Ersatz  nöthig  wird],  derselbe  von  denen,  die  [erst 
nachher]  geboren  werden,  oder  den  bereits  am  Leben  befind- 
lichen, zu  stellen  sei.  Ich  halte  es  für  richtiger,  dass  die 
Jungen,  welche,  wahrend  die  Heerde  vollzählig  war,  geboren 
wurden,  dem  Niessbraucher  gehören,  der  später  die  Heerde 
betreifende  Schade  aber  auch  demselben  zum  Nachteil  gereiche. 
§.  5.  Ersatz  stellen  (summittere)  ist  aber  etwas  Thatsächliches, 


Pandect.  L.  VII.  Tit.  2.  De  usufruciu  decrescendo.  695 


und  Julianns  gebraucht  eigentlich  disperlire  (yertheilen)  und 
dividere  (abtheilen)  und  divisionem  facere  (eine  Abtheilung 
treffen)  ,  weil  das  Eigenthum  an  dem  Ersatz  dem  Eigenheits- 
herrn zufällt. 

71.  MARGELL.  lib.  XVII.  Dig.  —  Wenn  Jemand  auf 
einem  freien  Platze,  woran  der  Niessbrauch  einem  Audern 
gehört,  gebauet  hat,  und  binnen  der  Zeit38),  wo  der  Niess- 
brauch verloren  zu  gehen  pflegt,  das  Gebäude  wieder  weg- 
genommen worden  ist,  so  haben' die  Alten  sich  dafür  erklärt, 
dass  der  Niessbrauch  wieder  hergestellt  werde. 

72.  ULP.  lib.  XVII.  ad  Sabin.  —  Wen-  der  Eigenheits- 
lierr  den  Niessbrauch  vermacht  hat,  so  ist  es  richtig,  was 
Macianus  im  dritten  Buche  seiner  Ouästionen  über  die  Fidei- 
commisse  schreibt,  dass  das  Vennächtniss  güllig  sei,  und  wenn 
derselbe  noch  bei  Lebzeiten  des  Testators ,  oder  vor  dem  Erb- 
antritt zur  Eigenheit  gelange,  er  dem  Vermä'chtuissberechtigteii 
zukomme.  Um  so  mehr  findet  es  Macianus  für  zulässig, 
dass,  wenn  der  Niessbrauch  auch  erst  nach  dem  Erbantritt 
dazugekommen  wäre,  der  Zeitpunkt  mit  Erfolg  anhebe,  und 
derselbe  dem  Vermächtnissberechtigteil  zufalle. 

73.  POMPON  lib.  V.  ad  Sabin.  —  Wenn  mir  der  Niess- 
brauch an  einem  freien  Platz  vermacht  worden  ist,  so  kann  ich 
zur  Bewachung  der  auf  dem  freien  Platze  befindlichen  Sachen 
daselbst  eine  Hütte  erbauen. 

74.  GAJ.  lib.  VII.  ad  Ed.  prov.  —  Wenn  deinem  Scla- 
ven  Stichus  und  dem  meinigen,  dem  Pamphilus,  der  Niess- 
brauch vermacht  worden  ist,  so  ist  ein  solches  Vermächtnis» 
vorhanden,  wie  wenn  er  mir  und  dir  vermacht  worden  wäre, 
und  deshalb  waltet  kein  Zweifel  ob,  dass  er  uns  beiden  gleich- 
mässig  gehöre. 

Zweiter  Titel. 
De    us  uf  ruetu  aecrescendo* 

(Vom  Anwaclis  des  Niessbrauchs.) 

1.  ULP.  lib.  XVII.  ad  Sabin.  —  Wenn  der  Niessbrauch 
[Mehreren]  vermacht  worden  ist,  so  findet  unter  den  Niess- 
brauchern  das  Anwachsungsrecht  allemal  dann  Statt,  wenn  der 
Niessbrauch  [denselben]  zusammen  hinterlassen  worden  ist;  ist 
aber  jedem  getrennt  der  Niessbrauch  an  einem  Theile  der  Sache 
hinterlassen  worden,  so  fällt  ohne  Zweifel  das  Anwachsungs- 

38)  Quis  aedißcasset  inlra  tempus.  Unser  Text  hat  hier  nicht 
hinter  aedif.  das  nöthige  Komma,  was  hinter  sublata  auch 
stehen  muss,  *.  Glück  IX.  352.  n.  78.  Ed.  Fradin.  hat  schon 
ganz  richtig  hinter  aedif.  ein  Kolon  und  hinter  sublata  ein 
Komma,  obschon  Noodt  {de  Usufr.  II.  c.  11)  für  den  Ersteu 
gehalten  wird,  der  diese  Interpuuctiou  vorschlägt. 
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recht  weg*.    §.  1.  Audi  findet  sich  bei  Juliaiius  im  fünfund- 

dreissigsten  Buche  seiner  Digesten  die  Frage,  ob,  wenn  der 
Niessbrauch  einem  [Zweien]  gemeinschaftlichen  Sclaven  hinter- 
lassen, und  für  beide  Herren  erworben  worden  sei,  der  An- 
dere, wenn  der  Eine  denselben  ausschlage  oder  dessen  ver- 
lustig werde,  ihn  ganz  erhalte?  Und  er  glaubt,  dass  dies  der 
Fall  sei  »  und  wenn  gleich  der  Niessbrauch  den  Herren  nicht 
zu  gleichen  Theilen ,  sondern  nach  Maassgabe  ihrer  Eigenthums- 
anf heile  erworben  werde,  so  komme  er,  weil  auf  die  Person 
des  [Sclaven]  und  nicht  die  der  Herren  Rücksicht  genommen 
werde,  dem  andern  Herrn  zu,  und  falle  nicht  der  Eigenheit 
anheim.  §.2.  Derselbe  sagt,  dass,  wenn  auch  einem  [Zweien] 
gemeinschaftlichen  Sclaven  und  dem  Titius  der  Niessbrauch  ge- 
trennt vermacht  worden  sei,  der  von  dem  Einen  der  Genossen 
verlorene  Niessbrauch  nicht  dem  Titius,  sondern  dem  andern 
Genossen  allein  zukommen  müsse,  als  dem  allein  [mit  jenem] 
zusammen  eingesetzten;  diese  Meinung-  ist  richtig-,  denn  so  lange 
auch  nur  noch  Einer  den  Gebrauch  ausübt,  kann  man  sagen, 
dass  der  Niessbrauch  in  seinem  vorigen  Zustand  bleibe.  Das- 
selbe ist  der  Fall,  wenn  Zweien  der  Niessbrauch  zusammen, 
und  Einem  getrennt  vermacht  worden  ist.  §.  3.  Zuweilen 
wächst  aber  der  vermachte  Niessbrauch,  wenn  auch  [die  Niess- 
foraucher]  nicht  zusammen  eingesetzt  worden  sind,  dem  andern 
dennoch  zu,  z.B.  wenn  mir  der  Niessbrauch  an  einem  ganzen 
Landgute  getrennt  hinterlassen  worden  ist,  und  dir  ebenfalls; 
denn  hier  haben  wir,  wie  auch  Celsus  im  achtzehnten  Buche 
seiner  Digesten,  und  Julianus  im  fünfunddreissigsten  schreibt, 
durch  das  Zusammentreffen  [nur]  Antheile.  Dies  würde  auch 
bei  der  Eigenheit  der  Fall  sein;  denn  wenn  der  Eine  das 
Landgut  verschmähet,  würde  es  dem  Andern  ganz  zufallen. 
Beim  Niessbrauch  tritt  dies  aber  um  so  mehr  ein,  weil  der- 
selbe auch  wenn  er  bestellt  worden  39),  und  nachher  verloren 
gegangen  ist,  nichts  desto  weniger  das  Anwachsungsrecht  zu- 
lässt;  denn  alle  Rechtslehrer  beim  Plautius  stimmen  darin 
Ü berein,  und,  wie  Celsus  und  Julianus  geistreich  bemer- 
ken, wird  der  Niessbrauch  Tag  für  Tag40)  [als]  bestellt  und 
vermacht  [angesehen],  und  nicht,  wie  die  Eigenheit,  blos  zu 
der  Zeit,  wo  auf  dieselbe  Klage  erhoben  wird.  Sobald  also 
der  Eine  den  Andern,  der  mit  ihm  zugleich  Antheil  hat, 
nicht  vorfindet,  so  kann  er  den  Gebrauch  vom  Ganzen  allein 
zieheu ,  und  es  ist  gleich,  ob  der  Niessbraucher  [ihnen]  zu- 
sammen oder  getrennt  hinterlassen  worden  ist.    §.  4.  Derselbe 

39)  Inter  vwos,  durch  Vertrag  u.  s.  w. 

40)  D.  b.  wie  wenn  das  Recht  täglich  von  Neuem  anhöbe, 
oder,  wie  die  Glosse  sagt,  täglich  ein  anderer  Niessbrauch 
Statt  fände  und  erworben  würde» 
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Julia  11  us  schreibt  im  fünfunddreissigsten  Buche  der  Digesten, 
dass,  wenn  Zwei  als  Erben  eingesetzt  worden  sind,  und  die 
Eigenheit  [einem  Dritten]  mit  Abzug  des  Niessbrauchs  vermacht 
worden  ist,  die  Erben  das  Anwachsungsrecht  nicht  haben; 
denn  der  Niessbrauch  erscheine  [hier]  als  [vom  Testator  selbst] 
festgestellt  * 1 ) ,  und  nicht  als  durch  ein  Zusammentreffen  in 
demselben  Gegenstande  getheilt; 

2.  AFRICilN.  üb.  V.  Quaest.  —  und  daher  wird  der 
verlorne  Theil  des  Niessbrauchs  an  den  Vermachtnissberechtig- 
ten,  und  zwar  als  Eigenheitsherrn,  zurückfallen. 

3.  ULP.  lib.  XVII.  ad  Sabin,  —  Neratius  glaubt  eben- 
falls im  ersten  Buche  seiner  Ouästionen,  das  Anwachsungs- 
recht falle  weg.  Mit  dieser  Meinung  stimmt  die  Ansicht  des 
Celsus  überein,  welcher  sagt,  dass  das  Anwachsungsrecht 
allemal  dann  Statt  habe,  wenn  [der  Niessbrauch]  unter  Zweien, 
die  ihn  im  Ganzen  erhalten  haben,  durch  dieses  Zusammen- 
treffen getheilt  worden  ist.  §.  1.  Daher  schreibt  Celsus  im 
achtzehnten  Buche,  dass,  wenn  zwei  Eigenthümer  eines  Land- 
guts dessen  Eigenheit  mit  Abzug  des  Niessbrauches  [Jeman- 
dem] übergeben  haben,  sobald  Einer  von  ihnen  den  Niess- 
brauch  verliere,  dieser  zur  Eigenheit  zurückkehre,  jedoch  nicht 
auf  das  Ganze  [derselben],  sondern  der  Niessbrauch  eines  Jeden 
wachse  demjenigen  Theile  zu ,  den  er  übergeben  hat ;  denn  er 
muss  zu  dem  Theile  zurückkehren,  von  dem  er  ursprünglich 
getrennt  worden  ist.  §.  2.  Das  Anwachsungsrecht  findet  übri- 
gens nicht  Mos  dann  Statt,  wenn  der  Niessbrauch  Zweien 
vermacht  worden,  sondern  auch  wenn  dem  Einen  der  Niess- 
brauch ,  und  dem  Andern  das  Landgut ;  verliert  hier  derjenige 
den  Niessbrauch,  dem  er  vermacht  worden  ist,  so  fällt  er  dem 
Andern  durch  das  Anwachsungsrecht  vielmehr  zu,  als  er  zur 
Eigenheit  zurückkehrt.  Dies  ist  nichts  Neues ;  denn  auch 
wenn  Zweien  der  Niessbrauch  vermacht  worden  ist,  und  bei 
dem  Einen  Vereinigung  mit  der  Eigenheit  Statt  findet,  geht 
das  Anwachsungsrecht  nicht  verloren,  weder  für  den,  bei 
dem  die  Vereinigung  Statt  gefunden ,  noch  in  Betreff  seiner 
[für  den  Andern,]  und  er  kann  auf  dieselbe  Weise,  wie  vor 
der  Vereinigung,  auch  noch  jetzt  denselben  verlieren.  So 
glauben  Neratius  und  Aristo,  und  Pomponius  bestä- 
tigt es. 

4.  JULIAN,  lib.  XXXV.  2%.  —  Wenn  dir  die  Eigen- 
heit eines  Landguts  vermacht  worden  ist,  mir  aber  und  dem 
Mavius  und  dir  der  Niessbrauch  an  demselben,  so  haben  wir, 
ich  und  Mavius,  am  Niessbrauch  Drittheile,  und  ein  Drittheil 
wird  mit  der  Eigenheit  vereinigt.    Mag  ich  nun  oder  Mavius 


41)  Pro  portionibus  hereditarüs,  sagt  die  Glosse. 
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eine  Standesrechtsveränderung  erleiden,  das  [betreffende]  Drit- 
theil wird  dann  zwischen  dir  und  dem  Einen  von  uns  Beiden 
getheilt,  so  dass  derjenige,  welcher  von  uns  Beiden  die  Stan- 
desrechtsveränderung nicht  erlitlen  hat,  nun  die  Hälfte  vom 
Niessbrauch  hat,  dir  aber  die  Eigenheit  mit  der  andern  Hälfte 
des  JNiessbrauchs  zukommt. 

5.  OAJ.  lib.  VII.  ad  Ed.  prov.  —  Auch  wenn  du  Je- 
mandem die  Eigenheit  mit  Abzug-  des  Niessbrauchs  übergeben 
Last,  glaubt  Julianus,  dass  der  letztere  nichtsdestoweniger 
anwachse,  und  nicht  angenommen  werden  könne,  als  werde 
dir  ein  neuer  Niessbrauch  erwoiben*2). 

6.  ULP.  lib.  XVII.  ad  Sabin,  —  Dasselbe  ist  auch  der 
Fall,  wenn  bei  einem  von  dreien  Niessbrauchern  der  Niess- 
brauch  mit  der  Eigenheit  vereinigt  worden  ist.  §.  1.  Ist  aber 
Jemandem  die  Eigenheit  mit  Abzug  des  Niessbrauchs  vermacht 
worden  ,  und  mir  die  Hälfte  vom  letzteren ,  so  ist  die  Frage, 
ob  zwischen  mir  und  dem  Erben43)  ein  Anwachsungsrecht 
Statt  finde.  Hier  gilt  die  Regel,  dass,  sobald  Einer  den  Niess- 
brauch  verliert,  er  zur  Eigenheit  zurückkehrt44).  §.  2.  Wenn 
mir  der  Niessbrauch  an  einem  Landgute  unbedingt,  und  dir 
unter  einer  Bedingung  vermacht  worden  ist,  so  kann  man  sagen, 
dass  mir  einstweilen  der  Niessbrauch  am  ganzen  Grundstück 
zukomme,  und  wenn  ich  eine  Standesrechtsveränderung  erlit- 
ten habe,  ich  dessen  ganz  verlustig  gehe;  wenn  aber  die  Be- 
dingung eintritt,  der  ganze  Niessbrauch  dir  zukomme,  sobald 
ich  eine  Standesrechtsveränderung  erlitten  habe;  bleibe  ich  hin- 
gegen in  meinem  [vorigen]  Stande,  so  wird  der  Niessbrauch 
gemeinschaftlich. 

7.  PAUL.  lib.  III.  ad  Sabin.  —  Hat  Jemand  dem  Attius 
und  seinen  eigenen  Erben  den  Niessbrauch  vermacht,  so  hat 
Attius  die  eine  und  die  Erben  die  andere  Hälfte.  Ist  so  ge- 
sagt worden:  dem  Attius  und  Sejus  mit  meinen  Er- 
ben, so  werden  drei  Theile  gemacht,  so  dass  den  einen  die 
Erben,  den  andern  Attius  und  den  dritten  Sejus  erhält.  Denn 
es  ist  gleich,  ob  das  Vermächtniss  so  ausgedrückt  wird:  dem 
und  dem  mit  dem  Mävius;  oder  so:  dem  und  dem 
und  dem  Mävius. 


42)  Dieses  Fragment  ist  mit  dem  vorigen  als  zusammenhängend 
zu  betrachten,  uud  über  dessen  Erklärung  s.  Glück  IX.  280  [36], 

43)  Der  den  andern  Theil  des  Niessbrauchs  erhalten  hat. 

44)  Unser  Text  hat  die  Floreutine  befolgt,  revertetur ,  so  wie 
den  Wink  in  der  Geb.  Spangenbergscheu  Ausgabe  mit  der 
Interpunction  vor  ut  f  nämlich  et  verum  est;  ut  quisqnis  etc. 
Aliein  dadurch  wird  der  Sinn  umgekehrt,  denn  alsdann  kauu 
et  verum  est  nur  bejahend  vom  jus  aecrescendi  verstanden 
werden ,  und  es  findet  doch  gerade  das  Gegeutheil  Statt, 
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8.  TJLP.  lib.  XVII.  ad  Sabin.  —  Wenn  einer  Frau  mit 
ihren  Rindern  der  Niessbrauch  vermacht  wird,  so  erhält  sie, 
wenn  sie  ihre  Rinder  verloren  hat,  den  Niessbrauch;  aber 
auch  die  Rinder  haben,  wenn  ihre  Mutter  gestorben  ist,  nichts 
desto  weniger  durch  das  Anwachsungsrecht  den  Niessbrauch. 
Denn  auch  Juli  an  us  sagt  im  dreissigsten  Buche  seiner  Di- 
gesten, dasselbe  sei  von  dem  zu  verstehen,  der  allein  seine 
Rinder  zu  Erben  eingesetzt  habe,  auch  wenn  er  sie  nicht  als 
Vermächtnissberechtigfe  benannt  habe,  sondern  mehr  um  zu 
zeigen,  es  sei  sein  Wille,  dass  die  Mutter  den  Genuss  der- 
gestalt ziehe,  dass  die  Rinder  mit  daran  Theil  nehmen  sollten. 
Aber,  fragt  Pomponius,  wie,  wenn  die  Rinder  zusammen 
mit  fremden  Erben  [eingesetzt]  sind?  Hier,  sagt  er,  sind 
die  Rinder  als  Vermächtnissberechtigte  anzusehen.  Im  um- 
gekehrten Fall,  wenn  man  will,  dass  die  Rinder  zugleich 
mit  der  Mutter  den  Genuss  haben  sollen,  so  muss  man  sagen, 
dass  die  Mutter  als  Vermächtnissberechtigte  anzusehen,  und 
die  rechtliche  Wirkung  in  diesem  Fall  durchgehends  gleich 
sei  4  5). 

9.  AFRICAN.  lib.  V.  Quaest.  —  Wenn  das  Eigen- 
thum 46)  eines  Landgutes  Zweien,  und  der  Niessbrauch  Einem 
vermacht  worden  ist,  so  finden  keine  Drittheile  am  Niess- 
brauch Statt,  sondern  die  Zwei  haben  die  Hälfte,  und  der 
Niessbraucher  die  andere  Hälfte  daran ;  ebenso  ist  es  im  um- 
gekehrten Fall,  wenn  zwei  Niessbraucher  und  ein  Verinächt- 
Dissberechtit»ter  vorhanden  sind. 

10.  ULP.  lib.  XVII.  ad  Ed.  —  Zuweilen  wächst  ein 
Theil  des  Niessbrauchs  auch  Dem  zu,  der  seinen  Theil  nicht 
[mehr]  hat,  sondern  ihn  [schon]  verloren  hat;  denn  wenn  der 
Niessbrauch  Zweien  vermacht  worden  ist,  und  der  Eine,  nach 
Einleitung  eines  [desfallsigen  ]Rechtsstreites  [gegen  den  falschen 
Beklagten]  denselben  [an  den  wahren  Besitzer  durch  Nicht- 
gebrauch] verloren  hat,  und  bald  darauf  der  Mitvermächtniss- 
berechtigte,  der  in  keinen  Rechtsstreit  verwickelt  war,  eben- 
falls dessen  [auf  andere  Weise]  verlustig  wird ,  so  erlangt  jener, 
der  gegen  Jemanden,  welcher  sich  inuthwillig  auf  den  Rechts- 
streit einliess,  Rlage  erhoben  [und  obgesiegt]  hatte,  nur  den 
halben  Theil,  welchen  er  verloren  hat,  vom  [angenommenen]  *7) 
Besitzer;  denn  der  Theil  des  Vermächtnissberechtigten  wächst 
ihm  selbst  zu,  nicht  dem  Eigenheitsherrn,  indem  der  Anwachs 

45)  S.  zu  dieser  Stelle  Henri c.  a  Suerin  de  TJsufr.  aecresc. 
(T.  O.  IV.  113  sq.) 

46)  Proprietät  in  der  Bedeutung  von  pleno,  propr.  8.  Glück 
IX.  '277.  n.30. 

47)  Die  Erklärung  dieser  schwierigen  Stelle  s.  bei  Glück 
IX.  293. 
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des  Niessbrauchs  der  Person  verbleibt,  wenn  letzterer  auch 
[ihrerseits]  verloren  gegangen  ist. 

11.  PAPEY.  Ii b.  II.  Deßn.  —  Wenn  Einzelnen  von  ein- 
zelnen Erben  der  Niessbrauch  an  demselben  Gegenstande  Ver- 
mächtnissweise  gewahrt  werden  soll,  so  erscheinen  die  Niess- 
braucher  ebensowohl  als  getrennt,  wie  wenn  Zweien  der  Ge- 
nnss  von  demselben  Gegenstande  zu  gleichen  Antheilen  ver- 
macht worden  wäre;  daher  findet  unter  ihnen  kein  Anwach- 
sungsrecht Statt, 

12.  UJLP.  lib.  XVII.  ad  Sabin.  —  indem  jeder  von  einem 
andern  Erben  den  Niessbrauch  in  Anspruch  nimmt. 

Dritter  Titel. 

Quando   dies  usu sf ructus  legati  cedaf» 
{Jf^enn  eher  der  Anfangspunkt  eines  vermachten  IViessbrauchs 

eintritt.) 

1.  ULP.  lib.  XVI?.  ad  Sabin.  —  Wenn  gleich  der  Niess- 
brauch  im  Genuss  besteht,  d.  h.  in  einer  Handlung  dessen, 
der  nutzen  und  gebrauchen  soll ,  so  tritt  doch  der  Anfangs- 
punkt [nur]  einmal  ein ;  anders  ist  es ,  wenn  Jemandem  etwas 
auf  einzelne  Monate,  Tage  oder  Jahre  vermacht  worden  ist, 
dann  tritt  der  Anfangspunkt  je  nach  den  einzelnen  Tagen, 
Monaten  oder  Jahren  ein.  Daher  kann  man  fragen,  ob,  wenn 
der  Niessbrauch  Jemandem  für  einzelne  Tage  oder  Jahre  ver- 
macht worden  ist,  der  Anfangspunkt  nur  einmal  eintrete?  Ich 
glaube,  dass  er  nicht  zugleich  [für  alle]  eintrete,  sondern  für 
jeden  bestimmten  Zeitraum  [ein  besonderer] ,  so  dass  [also 
[eigentlich]  mehrere  Vermächtnisse  vorhanden  sind.  So  erklärt 
sich  auch  Marcellus  im  vierten  Buche  seiner  Digesten  in 
Betreif  dessen ,  dem  der  Niessbrauch  einen  Tag  um  den  andern 
vermacht  worden  ist.  §.  I.  Wenn  daher  solche  Wutzungen 
vermacht  worden  sind,  die  nicht  alle  Tage  gewonnen  werden 
können,  so  wird  das  Vermächtniss  nicht  ungültig,  sondern 
dasselbe  erstreckt  sich  auf  diejenigen  Tage,  an  denen  die 
Nutzung  gezogen  werden  kann.  §.  2.  Der  Anfangspunkt 
eines  [vermachten]  Niessbrauchs ,  sowie  des  Gebrauchs,  tritt 
aber  nicht  eher  ein,  als  bis  die  Erbschaft  angetreten  ist;  denn 
der  Niessbrauch  wird  dann  wirksam,  wenn  Jemand  [da  ist, 
der]  den  Nutzen  ziehen  kann.  Aus  diesem  Grunde,  schreibt 
Julianus,  wird  auch ,  wenn  einem  Erhschaftssclaven  der 
Niessbrauch  vermacht  worden,  der  Niessbrauch  erst  von  der 
Person  des  [künftigen]  Herrn  abhängig,  und  ob  er  des  Niess- 
brauchs fähig  sei,  obschon  andere  Vermächtnisse  [durch  ihn] 
für  die  Erbschaft  erworben  werden.  §.  3.  Ebenso  tritt,  wenn 
der  Niessbrauch  von  einem  bestimmten  Zeitpunkt  an  vermacht 
wird,  der  Anfangspunkt  nicht  eher  ein,  als  bis  jener  erschie- 
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nen  ist;  dass  nämlich  der  NiessbraucL  von  einem  bestimmten 
Tage  an,  und  bis  zu  einem  bestimmten  Tage  vermacht  werden 
könne,  ist  bekannt.  §.4.  Vor  dem  Erbantritt  hebt  aber  nicht 
mir  der  Anfangspunkt  des  Niessbrauchs  nicht  an,  sondern  auch 
nicht  die  Klage  wegen  des  Niessbrauchs ;  ebenso,  wenn  der 
Niessbrauch  von  einem  bestimmten  Zeilpunkt  an  vermacht  wor- 
den ist.  Auch  sagt  Scävola,  wer  vor  dem  Zeitpunkt  des 
.Eintritts  des  Niessbrauchs  Klage  erhebt,  klagt  [nur]  vergeb- 
lich48), wenn  schon  sonst  derjenige,  welcher  vor  der  Zeit 
klagt,  straffällig  wird. 

Vierter  Titel. 

Quibus  modis  ususfructus  vel  usus  amiltitur. 
(Auf  welche  Jfeise  der  Niessbrauch  oder  Gebrauch  verloren  geht.) 

i.  ÜLP.  lib.  XVII.  ad  Sabin.  —  Es  ist  bekannt,  dass 
nicht  blos  der  Niessbrauch  durch  Standesrechfsveränderung  ver- 
loren gehe,  sondern  auch  die  Klage  wegen  Niessbrauchs,  und 
es  ist  kein  Unterschied,  ob  der  Niessbrauch  durch  eine  bürger- 
lichrechtliche  Handlung"  bestellt  worden  ist,  oder  durch  den 
Schutz  des  Prätors.  Daher  geht  auch  der  durch  blosse  Ueber- 
gabe  erworbene,  und  der  an  einem  Zinsgut  oder  Erbpachtsgut 
ohne  eine  bürgerlichrechtliche  Handlung  bestellte  Niessbrauch 
durch  Standesrechtsveränderung  verloren49).  §.  1.  Der  Niess- 
brauch wird  aber  durch  eine  Standesrechtsveränderung  nur  dann 
verloren,  wenn  er  bereits  bestellt  war;  hat  Jemand  vor  dem 
Erbschaftsantritt,  oder  vor  dem  Anfangspunkt  [des  Niessbrauchs] 
eine  Standesrechtsveränderung  erlitten ,  so  geht  er  bekanntlich 
nicht  verloren.  §.  2.  Wenn  dir  ein  Grundstück  von  einem 
bestimmten  Zeitpunkt  an  vermacht,  und  du  gebeten  worden 
bist,  mir  den  ]\iessbrauch  abzutreten,  so  fragt  es  sich,  ob  mir, 
wenn  ich  binnen  der  Zeit,  an  die  dein  Vermächtniss  gebunden 
ist,  eine  Standesrechtsveränderung  erlitten  habe,  der  Niessbrauch 
nicht  doch  vorbehalten  bleibt,  indem  ja  die  Veränderung  vor 
dem  Anfangspunkt  [des  Niessbrauchs]  geschieht ;  man  kann  dies 
allerdings  bejahen.  §.  3.  Die  Standesrechtsveränderung  ver- 
nichtet jedoch  den  schon  bestellten  Niessbrauch  nur  insoweit, 
dass,  wenn  er  auf  einzelne  Jahre,  Monate  oder  Tage  vermacht 
worden  ist,  nur  derjenige  verloren  geht,  der  bereits  begonnen 
hat ;  ist  er  daher  auf  einzelne  Jahre  vermacht  worden ,  so  geht 
nur  der  Niessbrauch  des  [laufenden]  Jahres  verloren,  wenn 
auf  Monate,  der  des  [laufenden]  Monats,  und  wenn  auf  Tage, 
der  des  [laufenden]  Tages. 


48)  Nihil  agit ,  s.  Glück  IX.  196.  n.  64. 

49)  Es  ist  hier  noch  an  die  res  mancipi  und  nec  mancipi  zu 
denken,  s.  Glück  IX.  66  [80 j. 
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2.  PAPIN.  lib.  XVII.  Ouaest.  —  Wird  Zweien  der 
Niessbrauch  ein  Jahr  um  das  andere  besonders  vermacht,  so 
besteht  die  Eigenheit  fortwährend  nur  allein;  da  hingegen, 
wenn  man  nur  einen  Vermächtnissberechtigten  annimmt,  dem 
der  Niessbrauch  ein  Jahr  um  das  andere  vermacht  ist,  de?' 
Erbe  während  der  Zeit,  wo  der  Vermächtnissberechtigte  das 
N  iessbrauchsrecht  nicht  hat,  das  volle  Eigenthum  hat.  Stirbt; 
Einer  von  jenen  Beiden,  so  besteht  je  nach  dem  Wechsel  der.' 
Jahre  volles  Eigenthum;  denn  dem  Andern  kann  hier  nichts? 
anwachsen,  weil  5°)  jeder,  ohne  Theilnahme  des  Andern, 
seine  eigene  Zeit  hindurch  die  Nutzungen  ganz  gezogen  hat. 
§.  1.  Wenn  nicht  der  Tod,  sondern  eine  Standesrechtsverände- 
rung eintritt,  so  wird,  weil  mehrere  Vermächtnisse  angenom- 
men werden,  nur  der  Genuss  von  dem  [laufenden]  Jahre, 
vorausgesetzt,  dass  der  [Betheiligte]  das  Benutzungsrecht  hatte, 
verloren  gehen;  dies  lä'sst  sich  auch  von  einem  Vermächtniss- 
berechtigten ,  der  die  Nutzungen  auf  einzelne  Jahre  zieht,  be- 
haupten ,  so  dass  die  Erwähnung  der  [verschiedenen]  Zeiträume 
die  Wirkung  einer  Wiederholung  hat.  §.  2,  Wenn  [zweien] 
Einzelnen  die  Nutzung  ein  Jahr  um  das  andere  abwechselnd 
vermacht  worden  ist,  und  sie  sich  auf  dasselbe  Jahr  einigen, 
so  werden  sie  hieran  verhindert,  weil  man  nicht  annehmen 
kann,  dass  [der  Testator]  ein  Zusammentreffen  gewollt  habe; 
denn  es  ist  ein  grosser  Unterschied,  ob  Zweien  zugleich  ein 
Jahr  um  das  andere  [etwas]  vermacht  worden  ist,  (weil  hier 
[das  Vermächtniss]  sich  über  ein  Jahr  [jedesmal]  nicht  erstreckt, 
ebenso,  wie  wenn  nur  Einem  so  vermacht  worden  wäre), 
oder  ob  Einzelnen  ein  Jahr  um  das  andere;  denn  wenn  sie 
hier  in  einem  Jahre  Beide  die  Nutzung  ziehen  wollen ,  so 
hindern  sie  sich  entweder  gegenseitig,  wegen  des  Willens 
[des  Testators],  oder  es  geht  der  Niessbrauch,  wenn  dieser 
[ihnen]  nicht  entgegensteht,  ein  Jahr  um  das  andere  ver- 
loren. 

3.  ULP.  lib.  XVII.  ad  Sabin.  —  Sowie  der  Niessbrauch 
auf  einzelne  Jahre  vermacht  werden  kann,  so  kann  auch  der- 
selbe, wrenn  er  durch  Standesrechtsveränderung  verloren  ge- 
gangen ist,  [im  Voraus  anderweit]  vermacht  werden,  durch 
den  Beisatz:   so   oft   [der  Vermächtnissberechtigte] 


50)  Quonmtn  proprui  quhque  tempora  —  fruclus  inlegri  ha- 
buit.  —  Haloander,  ßaudoza  und  ein  Codeoc  Erlang. 
(s.  Gluck  IX.  285.  n.  46)  lesen  qu.  per  pr.  t.  —  fructus 
integros  hab  Ed.  Fradin.  hat  ganz  dieselbe  Lesart,  und 
die  Glosse  des  Azo  scheint  zu  verraihen,  dass  dieser  auch 
so  gelesen  habe.  Uebrigens  liesse  sich  wohl  der  blosse 
Accusativ  durch  den  gewöhnlichen  Sprachgebrauch  recht- 
fertigen. 


I 
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eine  Standesrechtsveränderung  erlitten  hat,  ver- 
mache ich  ihm  [den  Niessbrauch  wieder],  oder  so : 
so  oft  [der  Niessbrauch]  verloren  geht,  und  dann 
wird  er,  wenn  er  durch  Standesrechtsveränderung  verloren 
gegangeu  ist,  als  wieder  bestellt  angesehen.  Daher  ist  die 
Frage  entstanden,  ob,  wenn  Jemandem  der  Niessbrauch  auf 
Lebenszeit  vermacht  worden  ist,  derselbe  jedesmal,  wenn  er 
verloren  worden,  als  wieder  bestellt  anzusehen  sei;  auch  Ma- 
cianus  behandelt  diesen  Fall,  und  ich  glaube,  dass  er  als 
wiederbestellt  angesehen  werden  müsse.  Ist  er  daher  bis  zu 
einem  bestimmten  Zeitpunkt  vermacht  worden,  z.  B.  auf  zehn 
Jahre,  so  gilt  dasselbe.  §.  1.  Nun  ist  aber  die  Frage,  ob  diese 
Wiederbestellung,  welche  nach  dem  Verlust  des  Niessbrauchs 
durch  Slandesrechtsveränderung  geschieht,  auch  das  Anwach- 
sungsrecht unverkürzt  behält;  wird  z.  B.  wenn  dem  Titius 
und  Mävius  der  Niessbrauch  vermacht  worden  ist,  und  [der 
Testator  dem]  Titius  auf  den  Fall,  das  er  eine  Standesrechts- 
vemnderung  erleiden  sollte,  den  Niessbrauch  [wieder]  vermacht 
hat,  das  Anwachsungsrecht  zwischen  Beiden  fortbestehen, 
wenn  Titius  aus  dieser  Wiederbestellung  den  Niessbrauch  [zu- 
rück] erhalt?  Papinianus  schreibt  im  siebzehnten  Buche 
seiner  Ouä'stionen,  es  bestehe  fort,  wie  wenn  ein  Anderer 
dem  Titius  im  Niessbrauch  substituirt  worden  wäre;  denn 
wenn  zwischen  ihnen  auch  keine  Verbindung  den  Werten  nach 
bestehe,  so  bestehe  sie  doch  der  Sache  nach.  §.  2.  Derselbe 
Papinianus  untersucht  die  Frage,  ob,  wenn  dem  Titius 
und  Mävius  der  Niessbrauch  vermacht  worden ,  bei  der  Wieder- 
bestellung des  Niessbrauchs  aber  [der  Testator]  dem  Titius  nicht 
das  Ganze,  sondern  nur  einen  Theil  wieder  vermacht  habe, 
dieselben  noch  als  Verbundene  angesehen  werden  könnten? 
und  beantwortet  sie  dahin,  dass,  wenn  Titius  ihn  verloren 
habe,  zwar  das  Ganze  [dessen  Niessbrauchs]  seinem  Mitgenos- 
sen anwachse,  wenn  aber  Mävius  [seines  Antheils]  verlustig 
gegangen  sei  ,  so  wachse  [dem  Titius]  nicht  dessen  ganzer 
Antheil  zu,  sondern  nur  die  Hälfte;  die  andere  falle  an  die 
Eigenheit  zurück.  Diese  Meinung  hat  Grund,  denn  man  kann 
nicht  behaupten,  dass  in  dein  Augenblick,  wo  Jemand  den 
Niessbrauch  verliert,  und  wieder  erwirbt,  ihm  selbst  da- 
von etwas  zuwachse,  indem  wir  den  Grundsatz  angenommen 
haben ,  dass  demjenigen ,  welcher  den  Niessbrauch  verliert, 
von  dem,   was  er  verliert,    nichts   auwachse[n  könne]  5  *). 

61)  Glück  in  s.  Coromentar  IX.  294  ff.  halt  dieses  Bruchstück 
für  eines  der  schwierigsten,  führt  Westphal's  und  Sue- 
rin's  Interpretation  an,  und  erklärt  sich  lebhaft  für  die  letz- 
tere. Die  Stelle  lautet  so:  Id  Pap.  quaerit ,  si  Titio  et  Maev. 
usfr.  legato,  in  repetitione  usfr,  non  totum  3  sed  partem  Titio 
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§.3.  Dass  der  Niessbrauch  auch  durch  den  Tod  verloren  gehe, 
unterliegt  keinem  Zweifel,  indem  das  Recht  der  Benutzung 


relegasset,  an  viderentur  conjuncti?  et  ait ,  siquidem  Tit. 
amiserit ,  totum  socio  aecrescere ,  quod  si  Maev.  amisisset, 
non  totum  aecrescere ,  sed  pariem  ad  eum  ,  partem  ad  pro- 
prieiatem  redire.   tyuae  senteniia  habet  rationem:  neque  enim 
potest  dici ,  eo  momento  ,  quo  quis  atniitit  usfr.  ,  et  resumit, 
etiam  ipsi  quiequam  ex  usfr.  aderescere :  placet  enim  nobis, 
ei  qui  amittit  usfr. ,  eoc  eo ,  quod  amittit ,  nihil  aderescere. — 
Die  Frage,  die  hier  zu  beantworten  ist,  ist  die,  ob  und  was 
dein  Titius  im  vorliegenden  Fall,  wenn  Mävius  austritt,  zu- 
wachse?   Nun  sagt  Glück  mit  Suerin,  non  totum  socio 
aecrescere  heisse,  es  finde  gar  kein  Anwachsungsrecht  Statt, 
sondern  Titius  behalte  den  Theil,  den  er  ex  relegato  wieder 
erhalten  habe,  der  Theil  des  Mävius  lalle  eben  an  den  Pro- 
prietär; und  so  erkläre  Suerin  die  von  Allen  missverstan- 
denen Worte:  sed  partein  ad  eum,  partem  ad  Proprietät em 
redire ,  richtig,  und  redire  heisse  iu  Bezug  auf  den  Titius 
hier  soviel  als  manere;  Titius  erhalte  inithiu  durch  das  An- 
wachsungsrecht gar  nichts.  Allein  ich  halte  diese  Auslegung 
für  grundfalsch,  und  bleibe  den  Worten  des  mir  wenigstens 
klar  scheinenden  Gesetzes  getreu,  und  finde  es,  da  Glück 
selbst  behauptet,  pars,  ohne  Beisatz  der  Portion,  heisse  die 
Hälfte  (Paul.  Fr.  164,  §.  1.  D  de  V.  #.),  und  auf  die  Ba- 
siliken sich  beruft,  welche  die  fraglichen  Worte  dieser  Stelle 
so  übersetzen:  ti  6k  b  llavXoq  (Maevius)  cmoliat],  fzi^og  tiqo- 
Gccvgei  IlerQO)  (Titio)  ,  xal  /usQog  v7io(7iQ€(p€i  TiQog  dtonoTkiay, 
völlig  unbegreiflich,   wrie  man  das  Gesetz  wenigstens  so, 
wie  Suerin,  interpretiren  kann.    Ware  die  G 1  ü ck sehe  An- 
sicht richtig,  so  wäre  es  unerklärlich ,  was  Papiniau  mit 
deu  Worten:  sed  partem  ad  eum  —  redire,  habe  sagen  wol- 
len (denn  dass  Titius,  als  Collegatarius  ex  relegato,  nicht 
seines  Antheils  durch  des  Mävius  Tod  verlustig  geheu  kann, 
ist  so  klar,  dass  es  absurd  wäre,  es  besonders  zu  erwäh- 
nen), und  non  totum  socio  aecrescere  kann  man,  wenn  man 
den  unmittelbar  vorhergehenden  Satz  liest,  wo  totum  (das 
Ganze)  in  einer  Bedeutung  vorkommt,  die  Glück  selbst 
nicht  leugnet,  gar  nicht  missverstehen.    Nun  lese  man  noch- 
mals die  obige  üebersetzung  der  Stelle,  zu  der  ich  hier  nach 
meiner  Ansicht  deu  Casus  gebe:  dem  Titius  und  Mävius  ist 
der  Niessbrauch  vermacht.    Titius  erleidet  eine  Standesrechts- 
veränderung   Für  diesen  Fall,  hatte  der  Testator  verfügt, 
solle  ihm  die  Hälfte  des  Niessbranchs  wieder  zufallen.  Die 
andere  Hälfte  war  also,  und  zwar  für  den  Titius  un- 
wiederbringlich, bereits  an  den  Mä'vius  aecrescirt. 
Stirbt  nun  Titius,  so  fällt  sein  nunmehriger  ganzer 
Theil  (totum),  d.h.  die  ihm  relegirte  Hälfte  vom  ehemali- 
gen, (denn  die  andere  besitzt  Mävius  schon)  an  den  Mävius, 
so  dass  dieser  durch  diesen  Accrescenzfall  nun  den  gesamin- 
ten  Niessbrauch  hat;  stirbt  aber  Mävius,  so  kann  Titius  seine 
früherhin  au  den  Mävius  durch  Accrescenz  verlorene  Hälfte 
zwar  nie  w  ieder  erlangen ,  allein  von  des  Mävius  ursprüng- 
lichem Antheil  (als  die  Accrescenz  noch  nicht  Statt  gefunden) 
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mit  dein  Tode  erlischt,  sowie  alles  Andere,  was  der  Person 
anhängt. 

4.  MARCIAN.  Hb.  III.  tmti  —  Wenn  der  Vermacht  niss- 
berechtigte  gebeten  worden  ist,  den  vermachten  Niessbrauch 
einem  Andern  auszuantworten ,  so  muss  der  Prätor  dahin  sehen, 
dass  das  Erlöschen  des  Niessbrauchs  vielmehr  von  der  Person 
des  Fideicommiss-  als  des  Vermächtnissberechtigten  abhänge. 

5.  ULP.  lib.  XVII.  ad  Sabin.  —  Den  Niessbrauch,  den 
man  ajs  Vermächtniss  bestellt  hat,  kann  man  wieder  bestellen, 
er  mag  auf  eine  Weise  verloren  gehen,  welche  es  sei,  nur 
nicht  durch  den  Tod,  man  müsste  ihn  denn  den  Erben  [auch] 
vermacht  haben.  §.  I.  Wenn  Jemand  blos  den  Niessbrauch 
von  einem  Sclaven  veräussert,  durch  den  er  den  Niessbrauch 
erworben  hat,  so  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  der 
durch  denselben  erworbene  lYiessbrauch  zurückbehalten  werde. 
§.  2.  Durch  Veränderung  der  Sache,  hat  man  angenommen, 
geht  der  Niessbrauch  uuter;  denn  ist  mir  z.  B.  der  Niessbrauch 
an  Gebäuden  vermacht  worden,  diese  aber  eingestürzt  oder 
verbrannt,  so  erlischt  derselbe  ohne  Zweifel.  Auch  am  leeren 
Platze?  Es  ist  ganz  gewiss,  dass,  wenn  die  Gebäude  abge- 
brannt sind,  weder  an  dem  leeren  Platze,  noch  an  den  Back- 
steinen ein  Hecht  des  Niessbrauchs  vorhanden  sei ;  so  sagt 
auch  Juli  an  us.  §.  3.  Wenn  der  Niessbrauch  an  einem  lee- 
ren Platze  vermacht,  und  auf  demselben  ein  Gebäude  errichtet 
worden  ist,  so  wird  die  Sache  verändert  und  der  Niessbrauch 
erlischt.  Hat  dies  aber  der  Eigenheitsherr  gethau,  so  haftet  er 
[durch  die  Klage]  aus  dem  Testament  oder  wegen  Arglist. 

6.  POMPON.  lib.  V.  ad  Sabin.  —  Auch  das  Interdict: 
W as  mit  Gewalt  oder  heimlich,  steht  dem  Niess- 
braucher  zu, 

7.  JULIAN,  lib.  XXXV.  Dig.  —  wenn  er  mir  nicht, 
nachdem  er  das  Gebäude  weggenommen,  den  Niessbrauch  des 


fällt  nun  die  Hälfte  (partem  ad  eutn  —  Tiihim)  an  den 
Titius,  und  die  andere  Hälfte  an  den  Proprietär  <  pari  ein 
ad  proprietan'um  redire) :  und  dies  ist  auch  ganz  richtig  ge- 
dacht, denn  durch  eine  re/egatio  partis  kann  er  auch  nur 
auf  die  eine  pars  des  andern  Antheila  ein  Accrescenzrecht 
erhalten.  So  hahen  auch  die  Glossatoren  diese  Stelle  ver- 
standen, und  namentlich  äussern  sich  Azo  und  Accursius 
weitläufiger  darüber;  der  Eratere  erklärt  ganz  ebenso,  dass 
dein  Titius  in  diesem  Falle  eine  quarta  partis  Maevii  accre- 
scire,  und  behauptet  derselbe  als  ganz  zweifellos,  dass  die 
re  conjunctio  zwischen  Titius  und  Mävius  in  eo ,  quod  re- 
smnit  Titius  fortbestehen  bleibe.  Da  nun  «lies  nur  in  quar- 
tam  sei,  so  finde  im  gegebenen  Fall  auch  nur  Accreaceuz 
in  quartam  Statt. 

Corp.  jur.  du.  I.  45 
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leeren  Platzes  abgetreten  hat,  dafern  nämlich  die  Zeit,  durch 
deren  Ablauf  der  Niessbrauch  erlischt ,  verstrichen  ist  5  2). 

8.  ULP.  üb.  XVII.  ad  Sabin,  —  Ist,  wenn  der  Niess- 
brauch  an  einem  Landgute  vermacht  worden  ist,  ein  Haus  auf 
demselben  eingestürzt,  so  erlischt  der  Niessbrauch ,  weil  das 
Haus  nur  ein  Zubehör  des  Landguts  ist,  ebensowenig,  wie 
weun  Baume  umgefallen  wären. 

9.  PAUL.  lib.  III.  ad  Sabin,  —  Man  kann  aber  auch 
den  Grund  und  Boden ,  worauf  das  Haus  stand ,  gebrauchen 
und  benutzen. 

10.  ÜLP.  lib.  XVII.  ad  Sabin,  —  Wie  aber,  wenn  das 
Landgut  ein  Zubehör  des  Hauses  war?  Lass  sehen,  ob  hier 
der  Niessbrauch  am  Landgute  verloren  geht;  es  gilt  jedoch 
auch  hier  dasselbe,  dass  er  nicht  erlösche.  §.  1.  Der  Niess- 
brauch erlischt  nicht  nur,  wenn  Gebäude  zum  leeren  Platze 
werden,  sondern  auch  wenn  der  Testator  dieselben  eingerissen 
und  neue  an  deren  Stelle  gesetzt  hat;  bessert  er  sie  nur  nach 
ihren  Theilen  aus ,  so  gilt  das  Gegentheil ,  selbst  wenn  sie  ganz 
neu  geworden  wären.  §.  2.  Der  an  einem  Acker  oder  Platze 
vermachte  Niessbrauch  erlischt  ohne  Zweifel,  wenn  [der  erstere 
oder  letztere]  unter  Wasser  gesetzt  wird,  so  dass  ein  Teich 
oder  Sumpf  entsteht.  §.3.  Auch  wenn  der  Niessbrauch  an 
einem  Teiche  vermacht  wird,  und  dieser  so  austrocknet,  dass 
er  zum  Acker  geworden  ist,  erlischt  der  Niessbrauch  durch 
die  Veränderung  der  Sache.  §.  4.  Wenn  aber  der  Niessbrauch 
an  einer  Feldflur  vermacht  worden,  und  Weingärten  darin 
angelegt  sind,  oder  umgekehrt,  so  glaube  ich  nicht,  dass  der- 
selbe erlösche,  ist  der  Niessbrauch  hingegen  an  einem  Walde 
bestellt,  und  dieser  gefallt  und  Ansaaten  daraus  gemacht  wor- 
den, so  erlischt  derselbe  ohne  Zweifel.  §.  5.  Wenn  der  Niess- 
brauch an  einer  Masse  vermacht  und  aus  derselben  Gefässe 
gemacht  worden  sind,  oder  umgekehrt,  so,  schreibt  Cassius 
beim  Urse  jus,  erlösche  der  Niessbrauch;  diese  Ansicht  halte 
ich  für  richtig.  §.  6.  Zerstörung  oder  Umbildung  von  Zier- 
rathen vernichten  daher  den  [an  ihn  bestellten]  Niessbrauch 
auch.  §.  7.  Ueber  den  Niessbrauch  an  einem  Schilfe,  schreibt 
S  a  b  i  n  u  s ,  dass  der  erstere ,  wenn  letzteres  in  seinen  Theilen 
ausgebessert  worden,  nicht  erlösche,  wohl  aber,  wenn  es 
auseinander  genommen  worden,  selbst  wenn  es  aus  denselben 
Stücken,  ohne  ein  einziges  neues  hinzuzufügen,  wiederher- 
gestellt worden  sei.  Diese  Meinung  scheint  mir  richtig,  denn 
der  Niessbrauch  an  einem  Hause  erlischt  auch,  wenn  es  wie- 


52)  Denn  ist  sie  noch  nicht  abgelaufen,  so  ist  keine  Wieder- 
abtretung uöthig,  der  Niessbrauch  hebt  dann  ipso  jure  wie- 
der an. 
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der  aufgebauet  worden  ist.  §.  8.  Es  fragt  sich,  ob,  wenn 
der  Niessbrauch  an  einem  Viergespann  von  Pferden  bestellt 
und  eins  derselben  gefallen  ist,  derselbe  erlösche;  ich  glaube, 
dass  es  hierbei  darauf  ankommt,  ob  derselbe  an  dem  Vier- 
gespann oder  an  den  Pferden  bestellt  sei;  wenn  an  den  Pfer- 
den, so  bleibt  der  Wiessbrauch  an  den  übrigen  [dreien]  fort- 
bestehend; wenn  am  Viergespann ,  so  erlischt  er,  weil  es  auf- 
hört, ein  Viergespann  zu  sein, 

11.  PAUL.  lib.  III.  ad  Sabin»  —  es  wäre  denn  ein  an- 
deres [Pferd  an  die  Stelle  des  gefallenen]  vor  dem  Anfangs- 
punkt des  Vermächtnisses  substituirt  worden. 

12.  ULP.  lib.  XVII.  ad  Sabin.  —  Wenn  Jemandem  der 
Niessbrauch  an  einem  Bade  vermacht  worden  ist,  und  der 
Testator  dasselbe  zu  einer  Wohnung  eingerichtet,  oder  wenn 
an  einem  Laden,  aus  dem  derselbe  ein  Zimmer  gemacht  hat, 
so  ist  der  Niessbrauch  als  erloschen  anzusehen.  §.  1.  Hat  er 
daher  den  Niessbrauch  an  einem  Schauspielersclaven  bestellt, 
und  denselben  zu  andern  Diensten  verwendet,  so  ist  ebenfalls 
der  Niessbrauch  als  erloschen  anzusehen. 

13.  PAUL.  lib.  III.  ad  Sabin.  —  Wenn  der  Niessbrau- 
cher  eine  Ernte  gethan  hat,  und  [darauf]  gestorben  ist,  so  ge- 
hört, wie  Labeo  sagt,  das,  was  auf  der  Schwadt  liegt,  sei- 
nen Erben,  was  aber  noch,  auf  dem  Halme  stehend,  mit  dein 
Boden  zusammenhängt,  gehört  dem  Eigenthümer  des  Grund- 
stücks; denn  die  Früchte  werden  [erst],  wenn  das  Getreide 
oder  Heu  gemähet,  oder  die  Trauben  abgenommen,  oder  die 
Oliven  abgeschüttelt  sind,  gewonnen,  wenn  gleich  das  Getreide 
noch  nicht  gedroschen,  oder  das  Oel  gepresst,  oder  der  Wein 
gekeltert  ist.  Wiewohl  es  richtig  ist,  was  er  von  den  ab- 
geschüttelten Oliven  sagt,  so  ist  es  doch  in  Ansehung  der  aus 
sich  abgefallenen  anders;  Julianus  sagt,  der  Niessbraucher 
erwerbe  die  Früchte  erst  dann,  wenn  er  sie  gewonnen  hat  S3), 
der  Besitzer  im  guten  Glauben  aber,  sobald  sie  vom  Boden 
getrennt  sind. 

14.  POMPON.  lib.  V.  ad  Sabin.  —  Mit  Ausnahme  der 
Standesrechtsveränderung  oder  des  Todes  können  die  andern 
Ursachen  den  Untergang  des  Niessbrauchs  auch  theilweise  be- 
wirken. 

15.  ULP.  lib.  XVin.  ad  Sabin.  —  Zuweilen  verhilft 
der  Eigenheitsherr  [einem  Sclaven]  zur  Freiheit,  z.  B.  wenn 
der  Niessbrauch  an  demselben  auf  so  lange  vermacht  worden 
ist ,  bis  er  freigelassen  wird ,  denn  sobald  der  Eigenheitsherr 
zur  Freiheitsertheilung  schreitet,  erlischt  der  Niessbrauch. 


53)  D.h.  durch  Besitzergreifung,  s.  Glück  IX.  332  sq. 

45  * 
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16.  ULP.  Ii b,  V.  Disput.  —  Wenn  mir  der  Niessbrauch 
unter  einer  Bedingung:  vermacht  worden  ist,  und  derselbe  sicli 
während  der  in  der  Mitte  liegenden  Zeit  in  den  Händen  des 
Erben  befindet,  so  kann  der  Erbe  den  Niessbrauch  einem  An- 
dern vermachen;  dieser  Umstand  bewirkt,  dass,  wenn  die  Be- 
dingung meines  Vermächtnisses  eintritt,  der  vom  Erben  hinter- 
lassene  Niessbrauch  sein  Ende  erreicht.  Habe  ich  [nachher] 
den  Niessbrauch  verloren,  so  kehrt  er  nicht  zu  dem  Vermächt- 
nissberechtigten, dem  er  vom  Erben  unbedingt  hinterlassen  wor- 
den ist,  zurück,  weil  aus  verschiedenen  Testamenten  kein  Ver- 
bindungsrecht Statt  findet. 

17.  JULIAN,  lib.  XXXV.  D*>.  —  Wenn  dir  der  Niess- 
brauch an  einem  Landgnte  unbedingt,  dem  Titius  aber  die 
Eigenheit  bedingungsweise  vermacht  worden  ist,  und  du  wäh- 
rend des  Obschwebens  der  [letzteren]  Bedingung  das  Eigenheits- 
recht erworben  hast,  nachher  aber  dieselbe  eingetreten  ist,  so 
wird  dem  Titius  das  Landgut  mit  vollem  Eigenthumsrechte  zu- 
kommen, und  es  thut  nichts,  dass  [ihm]  die  Eigenheit  [nur] 
mit  Abzug  des  Niessbrauchs  vermacht  worden  ist;  denn  sobald 
du  die  Eigenheit  erwirbst,  hast  du  alles  Recht  auf  den  ver- 
machten Niessbrauch  verloren. 

18.  POMPON.  lib.  III.  ad  Sabin.  —  Wenn  einem  Erb- 
schaftssclaven  der  Niessbrauch  vor  dem  Erbantritt  vermacht 
worden  ist,  so  hat  man  sich  mehr  zu  der  Ansicht  hingeneigt, 
dass  dieser  Niessbrauch  erst  nach  dem  Erbantritt  auf  dich  über- 
gehe, nicht  aber,  als  sei  er  durch  die  gleichsam  geschehene 
Veränderung  des  Eigenthumes  [an  dem  Sclaven]  erloschen, 
weil  ja  der  Anfangspunkt,  bevor  du  als  Erbe  aufgetreten  bist, 
auch  nicht  eintritt, 

19.  GAJ.  lib.  VII.  ad  Ed.  prov.  —  und  der  Niessbrauch 
so  wenig  als  Uebertrift-  und  Fusssteigsgerechtigkeit  durch  Ver- 
änderung des  Eigenthums  verloren  geht. 

20.  PAUL.  lib.  XV.  ad  Plaut.  —  Wenn  Jemand,  dem 
der  Niessbrauch  zukommt,  nur  den  Gebrauch  ausübt,  in  dem 
Glauben,  dass  er  nur  den  Gebrauch  habe,  behält  der  da  den 
Niessbrauch?  Wenn  er,  wissentlich,  dass  ihm  der  Niessbrauch 
zukomme,  nur  den  Gebrauch  ausüben  will,  so  wird  nichts 
desto  weniger  angenommen,  dass  er  auch  den  Genuss  behalte; 
weiss  er  es  aber  nicht,  so  glaube  ich,  dass  er  den  Genuss 
verliere.  Denn  er  übt  den  Gebrauch  nicht  darnach,  was  er  hat, 
sondern  nur  darnach,  was  er  zu  haben  glaubt. 

21.  MODESTIN,  lib.  III.  Differential  —  Wenn  der 
Niessbrauch  einer  Stadt  vermacht  wird ,  und  der  Pflug  über 
ihre  Stätte  geht,  so  hört  sie  auf,  eine  Stadt  zu  sein,  wie  es 
der  Stadt  Carthago  ergangen  ist;  sie  verliert  daher  den  Niess- 
brauch gleichsam  durch  den  Tod, 
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22.  POMPON.  IIb.  VI.  ad  Quint.  Mucium.  —  Wenn 
einer  Frau  der  Gebrauch  an  einem  Hause  vermacht  worden 
ist,  und  dieselbe  über  das  Meer  verreist,  auch  die  für  den 
Verlust  des  Gebrauchs  gesetzlich  bestimmte  Zeit  hindurch  ab- 
wesend gewesen,  ihr  Ehemann  aber  im  Gebrauch  des  Hauses 
geblieben  ist,  so  wird  nichts  desto  weniger  der  Gebrauch 
erhalten,  gerade  wie  wenn  sie  ihr  Gesinde  im  Hause  gelassen 
hätte,  und  verreist  wäre.  Um  so  mehr  ist  dies  der  Fall, 
wenn  der  Ehemann,  dem  selbst  der  Gebrauch  am  Hause  ver- 
macht worden  ist,  seine  Frau  darin  gelassen  hat. 

23.  Idem  lib.  XXVI.  ad  Quint,  Mucium»  —  Wenn  der 
Acker,  woran  uns  der  Niessbrauch  gebührt,  durch  einen  Fluss 
oder  vom  Meere  unter  Wasser  gesetzt  worden  ist,  so  geht  der 
JXiessbrauch  verloren,  indem  in  diesem  Fall  auch  die  Eigenheit 
selbst  verloren  geht;  man  kann  auch  den  Niessbrauch  nicht 
einmal  durch  die  Ausübung  des  Fischfangs  zurückbehalten.  Eben 
sowohl  aber  die  Eigenheit  wieder  in  Kraft  tritt,  sobald  das 
Wasser  in  derselben  Strömung  abgellossen  ist,  wie  es  kam, 
so  kann  man  auch  behaupten,  dass  der  Niessbrauch  wieder 
hergesteilt  werde. 

1>4.  JAVOLEN.  lib.  III.  m  Posterior.  Labeonis.  — 
Wenn  ich  den  Niessbrauch  an  einem  Garten  habe,  und  ein 
Fluss  den  Garten  überschwemmt  hat,  nachher  aber  von  dem- 
selben zurückgetreten  ist,  so  wird  nach  Labeo's  Meinung 
auch  das  Recht  des  Niessbrauchs  wieder  hergestellt,  weil  der 
Grund  und  Boden  stets  in  demselben  Rechtszustand  geblieben 
ist.  Ich  halte  dies  insofern  für  richtig,  wenn  der  Fluss  [blos] 
durch  Ueberschwemmung  in  den  Garten  getreten  ist;  hat  er 
mit  Veränderung  seines  Bettes  seinen  Lauf  über  denselben  ge- 
nominen, so  geht,  nach  meiner  Ansicht,  der  Niessbrauch  ver- 
loren, indem  die  Stelle  des  Flussbettes  öffentlichen  Rechtens 
wird,  und  sie  kann  nicht  wieder  in  ihren  vorigen  Zustand  ver- 
setzt werden.  §.1.  Dieselben  Rechtsgrundsätze,  sagt  Labeo, 
müssen  beim  Fussweg  und  der  Uebertrift  beobachtet  werden  ; 
ich  denke  über  diese  Punkte  ganz  dasselbe,  wie  vom  Niess- 
brauch.  §.2.  Labeo  [sagt]:  auch  wenn  die  Oberfläche  des 
Bodens  von  meinein  Landgute  weggeschafft,  und  andere  Erde 
hinaufgeschüttet  worden  ist,  hört  der  Boden  so  wenig  auf, 
mein  zu  sein,  wie  wenn  der  Acker  gedüngt  worden  ist. 

25.  POMPON.  lib.  XI.  ex  rar.  Lection.  —  Der  Niess- 
brauch kann  durch  Nichtgebrauch  sowohl  an  einem  bestimmten 
Theile,  als  auch  am  Ganzen  verloren  gehen. 

kö.  PAUL.  lib.I.  ad  N erat  tum»  —  Wenn  ein  vorn  Feinde 
in  Besitz  genommener  Acker  oder  gefangener  Sclav  wieder  be- 
freiet wird,  so  wird  der  Niessbrauch  in  Folge  dc3  Helmkehi- 
rechts  wieder  hergestellt  werden. 
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27.  PAUL.  lib.I.  Manual.  —  Wenn  ein  Sclav,  an  dem 
der  Niessbrauch  einem  Andern  gehört,  vom  Eigenheitsherrn 
dem  Niessbraucber  an  Schadens  Statt  ausgeliefert  "wird,  so 
wird  [der  Niessbraucber]  dadurch,  dass  durch  die  Erwerbung 
der  Eigenheit  die  Dienstbarkeit  mit  derselben  vereinigt  wird, 
[von  aller  Verbindlichkeit  gegen  den  bisherigen  Eigenheitsherrn] 
frei  54). 

28.  Idem  lib.  XIIT.  ad  Plaut.  —  Wenn  der  Wiessbrauch 
ein  Jahr  um  das  andere  vermacht  worden  ist,  so  kann  er 
durch  Nichtgebrauch  nicht  verloren  gehen,  weil  dann  mehrere 
Vermächtnisse  vorhanden  sind54). 

29.  ULP.  lib.  XVII.  ad  Sabin.  —  Pomponius  wirft 
die  Frage  auf,  ob  ich,  wenn  der  Eigenheitsherr  das  Landgut 
von  mir  erpachtet,  und  dasselbe  ohne  Abzug  des  Niessbrauchs 
an  den  Sejus  verkauft  hat,  den  Niessbrauch  durch  den  Käufer 
zurückbehalte,  und  beantwortet  sie  dahin,  dass,  wenn  mir  auch 
der  Eigenheitsherr  das  Pachtgeld  gezahlt  habe,  der  Niessbrauch 
dennoch  [durch  Nichtgebrauch]  verloren  gehefn  könne],  weil 
der  Käufer  nicht  in  meinem,  sondern  in  seinem  Namen  die 
Nutzungen  gezogen  hat.  Allerdings  aber  hafte  mir  der  Eigen- 
heitsherr  aus  dem  Pachtcontract  auf  so  hoch,  als  ich  dabei 
betheiligt  war,  dass  dies  nicht  geschehen  sei,  obschon,  wenn 
Jemand  den  von  mir  erpachteten  Niessbrauch  an  einen  Andern 
verpachtet  hat,  derselbe  aufrecht  erhalten  wird;  hat  ihn  aber 
der  Eigenheitsherr  im  eigenen  Namen  [weiter]  verpachtet,  so 
geht  er  verloren,  denn  der  Pächter  geniesst  dann  nicht  in 
meinem  Namen.  §.  1.  Wenn  aber  der  Eigenheitsherr  den 
von  mir  gekauften  Niessbrauch  verkauft  hat,  so  fragt  es  sich, 
ob  ich  den  Niessbrauch  [durch  Nichtgebrauch]  verliere.  Ich 
glaube  ja,  weil  auch  hier  der  Käufer  des  Landguts  denselben 
nicht  als  von  mir  gekauft  geniesst.  §.  2.  Derselbe  Pom- 
ponius erörtert  die  Frage,  ob,  wenn  ich  gebeten  worden  bin, 
den  mir  vermachten  Niessbrauch  dir  herauszugeben,  anzuneh- 
men sei,  dass  ich  den  Genuss  durch  dich  ziehe,  und  der  Niess- 
brauch nicht  verloren  gehe,  und  sagt,  dass  er  über  diese  Frage 
in  Zweifel  sei.  Ich  halte  für  richtiger,  was  Marcellus  sagt, 
dass  dieser  Umstand  dem  Fideicommissberechtigten  keinen  Ein- 
trag thue ,  denn  er  werde  im  eigenen  Namen  eine  analoge  Klage 
haben. 

30.  GAJ.  lib.  VII.  ad  Ed.  prov.  —  Fleisch  und  Haut 
von  gefallenem  Vieh  gehört  nicht  zur  Nutzung,  weil  mit  dem 
Tode  desselben  der  Niessbrauch  erlischt. 

31.  POMPON.  lib.  IV.  ad  Quint.  Mucium.  —  Wenn  der 
Niessbrauch  an  einer  Heerde  vermacht  worden,  und  die  Zahl 


54)  S.  Glück  IX.  355.  n.  82. 
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derselben  so  weit  herangekommen  ist^  dass  der  Begriff  Heerde 
wegfällt,  so  erlischt  der  Niessbrauch. 

Fünfte*  Titel, 

De  us uf ructu  earum  rerum,  quae  usu  con* 

sumuntur  v  el  minuuntur. 
{Von  dem  Niessbrauch  an  solchen  Sachen,  die  durch  den  Ge- 
brauch verloren  gehen  oder  vermindert  werden.) 

1.  ULP.  lib.  XVIII.  ad  Sabin.  —  Der  Senat  hat  sich 
dahin  erklärt,  dass  der  Niessbrauch  an  allen  Sachen,  die  Je- 
mand in  seinem  Vermögen  hat ,  vermacht  werden  könne ;  die» 
»er  Senatsbescbluss  scheint  die  Veranlassung  gewesen  zu  sein, 
dass  der  Niessbrauch  auch  an  solchen  Sachen,  die  durch  den 
Gebrauch  Terzehrt  oder  verringert  werden,  vermacht  werden 
könue. 

2.  GAJ.  lib.  VII.  ad  Ed*  prov.  —  Wegen  Geldes  muss 
aber  denen,  welche  den  an  demselben  vermachten  Niessbrauch 
gewahren  müssen,  Sicherheit  bestellt  werden.  §.  1.  Jener 
Senatsbescbluss  hat  aber  nicht  gerade  einen  eigentlichen  Niess- 
brauch an  Gelde  hergestellt;  denn  ein  natürlicher  Grund  hat 
auch  durch  das  Ausehen  des  Senats  nicht  verändert  werden 
können,  sondern  es  entstand  in  Folge  des  eingeführten  Mittels 
ein  Quasi  -  Niessbrauch. 

3.  ULP.  lib.  XVIII.  ad  Sabin.  —  Hiernach  kann  der 
Niessbrauch  an  allen  Sachen  vermacht  werden ;  auch  an  Schuld- 
forderungen? —  Nerva  hat  dies  zwar  geleugnet,  allein  die 
bejahende  Ansicht  des  Proculus  und  Cassius  ist  richtiger. 
Doch  sagt  [auch]  Nerva,  dass  dem  Schuldner  selbst  der  Niess- 
brauch [an  seiner  Schuld]  vermacht,  und  ihm  die  Zinsen  erlas- 
sen werden  können, 

4.  PAUL.  lib.  I.  ad  Neratium.  —  weshalb  auch  von  ihm 
Sicherheitsstellung  wird  gefordert  werden  können. 

5.  ULP.  lib.  XVIII.  ad  Sabin.  —  Dieser  Senatsbescbluss 
betrifft  nicht  blos  denjenigen,  der  den  Niessbrauch  an  eigenem 
Gelde  und  andern  ihm  gehörigen  Sachen  vermacht  hat,  sondern 
auch,  wenn  es  fremde  gewesen  sind.  §.  1.  Ist  der  Niessbrauch 
an  Gelde,  oder  an  andern  Sachen,  die  ihrer  Natur  nach  ver- 
brauchbar sind,  vermacht  worden,  ohne  dass  eine  Sicherheit 
bestellt  worden  ist,  so  entsteht  die  Frage,  ob,  nach  Beendi- 
gung des  Niessbrauchs,  wegen  des  gegebenen  Geldes,  oder 
der  andern  Sachen,  welche  dann  verbraucht  sein  werden,  eine 
Condiction  erhoben  werden  könne?   Will  s  s)  man  hier,  noch 


55)  Sed:  das  et  des  Haloand.  und  Bandoza,  wag  auch  ein 
Cod.  Erlang,  und  Ed.  Fr  ad  in.  haben,  ist  nach  Brenc- 
mann  besser;  s.  die  Göttinger  C.  Juris- Ausgabe. 
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wahrend  der  Niessbrauch  besteht,  eine  Condiction  auf  die 
Sicherheitsbestellung  anstellen,  so  kann  man  die  vergessene 
Sicherheit  allerdings  mit  der  Condiction  des  Unbestimmten  in 
Anspruch  nehmen;  wenn  aber  nach  Beendigung-  des  Niess- 
Branchs,  so  kann56)  nach  der  Ansicht  des  Sabinus  eine 
Condiction  auf  die  Quantität  selbst  erhoben  werden.  Dieser 
Meinung  tritt  Celsus  im  achtzehnten  Buche  der  Digesten  bei, 
und  sie  scheint  auch  mir  nicht  ohne  Scharfsinn.  §.  2.  Was 
wir  vom  Niessbrauch  an  Gelde  oder  andern  Sachen,  welche 
verbrauchbar  sind,  gesagt  haben,  dasselbe  gilt  auch  vom  Ge- 
brauch; denn  Juli  an us  sowohl  als  Pomponius  im  achten 
Buche  über  die  Stipulationen  sagen,  dass  der  Gebrauch  und 
der  JNiessbrauch  an  Gelde  ganz  dasselbe  enthalte. 

6.  JULIAN,  lib.  XXXV.  Big.  —  Wenn  dir  zehntau- 
send [Sestertien]  vermacht  worden  sind,  mir  aber  an  denselben 
Zelmtausenden  der  Niessbrauch ,  so  werden  diese  ganzen  Zehn- 
tausend zwar  dein,  mir  müssen  aber  fünftausend  dergestalt 
gezahlt  werden,  dass  ich  dir  Sicherheit  leiste,  auf  den  Fall 
meines  Todes,  oder  wenn  mich  eine  Standesrechtsveränderung 
treffen  sollte,  sie  wieder  herausgeben  zu  wollen.  Denn  auch 
wenn  dir  ein  Landgut  vermacht  worden  wäre,  und  mir  der 
Ä'iessbrauch  daran,  so  würdest  du  zwar  die  Eigenheit  am 
ganzen  Landgute  haben,  aber  die  Hälfte  nur  mit  dem  Niess- 
hrauch ,  die  andere  ohne  denselben ,  und  ich  brauche  nicht 
dem  Erben,  sondern  dir,  nach  dem  Ermessen  eines  recht- 
lichen Mannes,  Sicherheit  zu  leisten.  §.  1.  Ist  aber  Zweien 
der  JNiessbrauch  an  denselben  Zehntausenden  vermacht  worden, 
so  werden  sie  jeder  fünftausend  bekommen ,  und  sich  sowohl 
gegenseitig,  als  dem  Erben  Bürgschaft  leisten. 

7.  GAJ  lib.  VII.  ad  Ed.  prov.  —  Wenn  der  Niess- 
brauch  an  Wein,  Oel,  oder  Getreide  vermacht  worden  ist, 
so  muss  auf  den  Vermächtnissberechtigten  die  Eigenheit  über- 
tragen, und  von  ihm  Sicherheitsbestellung  gefordert  werden, 
dass  nach  seinem  Tode,  oder  einer  Standesrechtsveränderung, 
diese  Gegenstände  von  derselben  Güte  herausgegeben,  oder  die 
Sachen  müssen  taxirt,  und  dann  für  eine  bestimmte  Geldsumme 
Sicherheit  bestellt  werden ;  das  Letztere  ist  auch  bequemer. 
Dasselbe  werden  wir  auch  von  allen  andern  Sachen  verstehen, 
welche  verbrauchbar  sind. 


56)  Sed  (st)  fini/o  usfr.,  ipsam  quant.  Sab.  pufat  posse  condici. 
Glück  (IX.  417)  will  hier  hinter  quaniilatem:  velit  condicere 
hinzugedacht  wissen;  allein  man  hat  dies  nicht  nö'lbig,  sou- 
dern  kann,  wie  unser  Text,  da«  Komma  hinter  quaniiiaieni 
herauswerfen  und  das  Siibstantivum  zu  put.  posse  condici 
beziehen,  wodurch,  ganz  ricbt'g  constrnirt ,  derselbe  Sinn 
herauskommt; 
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8.  PAPIN.  lib.  XVII,  Quaest.  —  [Jemand,  der]  drei 
Erben  eingesetzt  batfe,  vermachte  dem  Titius  den  Niessbrauch 
Hn  funfzehntausend  [Sestertien] ,  und  befahl  zweien  der  Erben 
für  den  Vermächtnissberechtigten  gut  zu  sagen ;  hier  nahm  man 
an ,  dass  auch  das  Vermächtniss  der  Sicherheitsbestellung  gültig-, 
und  dein  Senatsbeschluss  nicht  zuwider  gehandelt  worden  sei, 
weil  der  Sicherheitsbestellung  nichts  in  den  Weg  trete,  und 
gleichsam  ein  [doppeltes]  Vermächtniss  vorhanden  sei,  das  eine 
über  etwas  Bestimmtes,  das  andere  über  etwas  Unbestimmtes. 
In  Bezug  auf  den  JNiessbrauch  könne  daher  der  betreffende 
Antheii57)  des  Geldes  von  Dem  gefordert  werden,  dem  von 
seinem  Miterben  die  Bürgschaft  bestellt  worden  ist,  die  Klage 
wegen  etwas  Unbestimmten  aber  gegen  ihn  erhoben  werden, 
wenn  er  noch  keine  Bürgschaft  bestellt  habe57).  Derjenige 
hingegen,  welcher  selbst  Bürgschaft  bestellt,  und  wegen  der 
Zögerung  seines  Miterben  noch  keine  bestellt  erhalten  hat, 
hafte  einstweilen  des  Senatsbeschlusses  wegen  weder  für  die 
Nutzungen,  noch  durch  die  Klage  wegen  etwas  Unbestimmten, 
indem  er  seinem  Miterben  Bürgschaft  geleistet  hat.  Auch  das 
hat  man  angenommen ,  dass  der  Vermächtnissberechtigte  zu  dem 
Versprechen  [,  nach  beendigtem  Niessbraucli  das  Geld  wieder 
herauszahlen  zu  wollen,]  genötbigt  werden  könne.  Werden 
aber  nach  Beendigung  des  Niessb  rauch  s  die  [beiden]  Miterben 
aus  der  Bürgschaftsangelegenheit  [vom  dritten]  belangt,  so  kön- 
nen sie  ihrer  Seits  keine  Auftragsklage  [gegen  den  Vermächt- 
nissberechtigten oder  seine  Erben]  erheben ;  denn  sie  haben 
keinen  Auftrag  besorgt,  sondern  dem  Willen  des  Testators 
gehorcht,  und  werden  ja  dadurch  erst  vom  Vermächtniss  der 
Sicherheitsleistung  befreiet  s8).  Denn  darüber  kann  nicht  lange 
gezweifelt  werden,  dass  das  zweite  Vermächtniss,  das  der 
Sicherheitsbestellung,  nicht  der  Erben,  sondern  dessen  wegen 
[als  bestellt]  anzusehen  sei,  dem  der  Niessbrauch  am  Gelde 
hinterlassen  worden  ist,  für  den  der  Testator  sorgen  wollte, 
und  dem  er  dadurch  zu  dienen  glaubte,  dass  er  nicht,  auf 
seine  Gefahr,  Bürgen  zu  suchen  nöthig  habe. 

9.  PAUL.  lib.  I.  ad  Nerativm.  —  Bei  der  Stipulation 
über  die  Wiederherau^gabe  des  ]\iessbrauchs  an  Gelde  wird 
nur  auf  zwei  Fälle  Rücksicht  genommen,  auf  den  Tod  und 
die  Standesrechtsveränderung, 

10.  ULP.  lib.  LXX1X.  ad  Ed.  —  indem  der  Gebrauch 
des  Geldes  nicht  anders,  als  in  diesen  Fällen  verloren  gehen 
kann.    §.1.  Wenn  nur  der  Gebrauch  von  Gelde  vermacht 


67)  S.  Cujac  Opp.  T.  IV.  p.  438.  Comm.  ad  h.  h 
58)  Nämlich,  dass  sie  praestanda  prättiren;  sie  bürgen  m.a.W. 
für  sich  selbst,  nicht  für  eine  fremde  Obligation. 
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worden  ist,  so  wird  jene  Stipulation  ebenfalls  eingegangen, 
indem  in  dieser  Beziehung  unter  der  Benennung  des  Gebrauchs 
auch  die  Nutzung  als  inbegriffen  zu  verstehen  ist.  Man  sagt 
zwar,  diese  Stipulation  brauche  vor  der  Zahlung  des  Geldes 
nicht  eingegangen  zu  werden;  ich  glaube  aber,  dass  die  Sti- 
pulation von  Gültigkeit  sei,  das  Geld  mag  vorher  oder  nachher 
gezahlt  worden  sein. 

11.  Idem  Ii b.  XVIII.  ad  Sabin.  —  Wenn  Jemandem  der 
Niessbrauch  an  Wolle  oder  Parfümerien  und  Aromaten  ver- 
macht worden  ist,  so  kann  hieran  kein  [eigentlicher]  Niess- 
brauch rechtlichermaassen  als  bestellt  angesehen  werden,  son- 
dern man  muss  hier  zum  Senatsbeschluss  greifen,  der  von  der 
für  selbige  zu  stellenden  Sicherheit  spricht. 

12.  MARCIAN.  lib.VII.  Inst.  —  Wenn  dem  Titius  Geld 
auf  die  Art  hinterlassen  worden  ist,  dass  es  nach  dem  Tode 
des  Vermachtnissberechtigten  an  den  Mävius  kommen  soll,  so 
ist,  wie  die  Kaiser  Severus  und  Antoninus  verordnet 
haben,  wenn  schon  ausdrücklich  hinzugesetzt  worden  ist,  dass 
Titius  den  Gebrauch  daran  haben  solle,  dennoch  die  Eigenheit 
[als]  ihm  vermacht  [anzusehen] ,  und  des  Gebrauchs  [nur]  darum 
Erwähnung'  geschehen,  weil  er  das  Geld  nach  seinem  Tode 
wieder  herausgebeis  soll. 

Sechster  Titel. 

S  i  u  s  u  sf  ructus  petatury  vel  ad  alt  um  per- 

tin  er  e  n  e  g  e  t  u  r» 
(Von  der  Klage  wegen  Niessbrauchs  und  dessen  Verweigerung.) 

1.  ÜLP.  üb.  XVIII.  ad  Sabin.  —  Wenn  ein  Niess- 
brauchsgrundstück  ein  Dienstbarkeitsrecht  hat,  so  tritt  Mar- 
cellus im  achten  Buche  zum  Julianus  der  Meinung  La- 
beo's  und  Nerva's  bei,  Welche  dahin  geht,  dass  [der  Niess- 
braucher]  zwar  nicht  Klage  auf  die  Dienstbarkeit  selbst  erheben 
könne,  wohl  aber  auf  den  Niessbrauch,  und  in  Folge  dessen 
hafte  ihm  der  Nachbar,  wenn  er  ihm  nicht  zu  gehen  und  zu 
fahren  gestatten  will ,  wie  wenn  er  ihm  im  Niessbrauch  hinder- 
lich sei.  §.  1.  Der  vermachte  Niessbrauch  bedarf  einer  Unter- 
stützung [von  Umständen],  ohne  welche  man  denselben  nicht 
ausüben  kann ;  wenn  daher  auch  der  Niessbrauch  vermacht 
worden  ist,  so  ist  doch  [z.  B.]  nöthwendig,  dass  der  Zugang 
zu  ihm  gehörig  bleibe:  und  dies  geht  soweit,  dass,  wenn  Je- 
mand den  Niessbrauch  an  einem  Stück  Grund  und  Boden  mit 
dem  Zusatz  vermacht,  der  Erbe  solle  nicht  gezwungen  wer- 
den, einen  Weg  dahin  zuzugestehen,  der  Zusatz  als  ungültig 
angesehen  wird.  Ebenso  ist  es  ungültig,  wenn  der  Niessbrauch 
daran  vermacht  worden  und  der  [dahinführende]  Weg  davon 
genommen  worden  ist,  weil  er  immer  dem  Niessbrauch  folgt. 
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§.  2,  Wenn  aber  ein  Niessbrauch  [an  einem  Orte]  vermacht 
worden  ist,  zu  dem  kein  Zugang*  über  das  Erbschaftsgrund- 
ßtück  fiilirt,  so  kann  der  Niessbraucher  dennoch  es  mittelst 
der  Klage  aus  dem  Testament  erlangen,  dass  ihm  der  Niess- 
brauch  mit  einem  Zugang1  gewährt  werde.  §.  3.  Ob  nun  der 
Niessbraucher,  wenn  ihm  der  Niessbrauch  vermacht  worden, 
nur  ein  Recht  auf  einen  Zugang  und  Fussweg,  oder  auch  auf 
den  Fahrweg  habe,  darüber  erhebt  Pomponius  im  fünften 
Buche  Frage;  er  glaubt  aber  ganz  richtig,  dass  ihm  [der  eine 
wie  der  andere]  gewahrt  werden  müsse,  je  nachdem  es  der 
Gewinn  des  Niessbrauchs  erfordere.  §.  4.  Muss  ihm  aber  der 
Erbe  auch  andere  Vortheile  und  Dienstbarkeiten  einräumen, 
z.B.  in  Betreif  von  Fenstern  und  Wasser,  oder  nicht?  Nach 
meiner  Ansicht  kann  derselbe  nur  zur  Gestattung  derjenigen 
genö'thigt  werden,  ohne  welche  Jener  durchaus  den  Gebrauch 
nicht  ausüben  kann,  nicht  aber,  wenn  derselbe  nur  etwas  un- 
bequemer ist. 

2.  POMPON.  lib.  V.  ad  Salin.  —  Wenn  gegen  einen 
Erben  auf  den  Niessbrauch  eines  Landguts  Klage  aus  dem 
Testament  erhoben  wird,  der  Bäume  umgehauen,  oder  ein  Ge- 
bäude eingerissen,  oder  sonst  auf  irgend  eine  Weise  den  Niess- 
brauch beeinträchtigt  hat,  mag  durch  Auflage  von  Dienstbar- 
keiten, oder  durch  Befreiung-  der  nachbarlichen  Grundstücke 
von  solchen,  so  ist  es  Pflicht  des  Richters,  darauf  zu  achten, 
wie  das  Landgut  vor  der  Einlassung  auf  die  Klage  war,  da- 
mit dem  Niessbraucher  zu  dem,  um  wieviel  er  betheiligt  ist, 
verholfen  werde. 

3.  JULIAN,  lib.  VII.  Big.  —  Wer  den  ihm  auf  den  Grund 
eines  Fideicommisses  übergebenen  Niessbrauch  einen  so  Jangen 
Zeitraum  hindurch  nicht  benutzt,  wo  er,  wenn  derselbe  gesetz- 
massig  ihm  gehörig  geworden  wäre,  ihn  verloren  haben  würde, 
der  kann,  keine  Klage  auf  dessen  Ersatz  haben.  Denn  es  wäre 
widersinnig,  dass  diejenigen  mehr  Recht  haben  sollen,  welche 
blos  den  Besitz  des  Niessbrauchs  und  nicht  auch  das  Eigenthum 
erlangt  haben. 

4.  Idem  lib.  XXXV.  Big,  —  Dem  Titius  ist  ein  Grund- 
stück mit  Abzug  des  Niessbrauchs  vermacht  worden,  der  Niess- 
brauch daran  aber  dem  Sempronius  unter  einer  Bedingung ;  hier 
Labe  ich  mich  dahin  ausgesprochen,  dass  der  Niessbrauch  einst- 
weilen bei  der  Eigenheit  bleibe,  wenn  schon  man  allgemein 
annimmt,  dass,  wenn  ein  Landgut  mit  Abzug  des  Niessbrauchs 
vermacht  wird,  derselbe  dem  Erben  zukomme,  weil  der  Erb- 
lasser, wenn  er  ein  Landgut  mit  Abzug  des  Niessbrauchs  und 
einem  Andern  den  Niessbrauch  unter  einer  Bedingung  ver- 
macht, nicht  beabsichtigt,  dass  derselbe  dem  Erben  verbleiben 
solle. 
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5.  ULP.  lib.  XVII.  ad  Ed.  Ein  Recht  des  Gebrauchs 
und  der  Benützung  zu  haben,  kann  nur  derjenige  behaupten, 
Aver  den  Niessbrauch  hat;  der  Eigenthümer  des  Grundstücks 
kann  es  nicht,  weil  wer  die  Eigenheit  hat,  kein  besonderes 
Niessbranchsrecht  hat.  Denn  er  kann  an  seinem  eigenen  Land- 
gute  keine  Dienstbarkeit  haben,  und  es  kann  nur  ein  Jeder 
über  sein  eigenes  Recht,  nicht  über  das  eines  Dritten  klagen. 
Wenn  gleich  nämlich  dem  Eigenthümer  gegen  den  Niessbrau- 
cher59) die  Negatorienklage60)  zusteht,  so  scheint  er  doch 
vielmehr  wogen  eines  eigenen  Rechts  zu  klagen,  als  wegen 
eines  fremden,  indem  er  behauptet,  dass  der  Niessbraucher 
gegen  seinen  Willen  kein  Recht  des  Gebrauches  habe,  oder 
ihm  ein  Recht  des  Verbots  zustehe.  Sollte  der  Kläger  nicht 
Eigenthümer  der  Eigenheit  sein ,  wiewohl  der  Niessbraucher 
auch  das  Recht  des  Gebrauches  nicht  hat,  so  wird  Jener  doch 
nach  dem  Rechtsgrundsatz  obsiegen,  wornacli  die  Besitzer  im 
Vortheil  sind,  wenn  gleich  sie  kein  Recht  haben.  §.  1.  Ob 
aber  dem  Niessbraucher  nur  gegen  den  Eigenthümer  eine  ding- 
liche Klage  zustehe,  oder  auch  gegen  jeden  Besitzer,  das  ist 
die  Frage.  Ja  Hanns  schreibt  im  siebenten  Buche  der  Di- 
gesten, dass  ihm  diese  Klage  gegen  jeden  Besitzer  zukomme; 
denn  auch  wenn  ein  Niessbrauchs- Landgut  ein  Recht  auf  eine 
Dienstbarkeit  hat,  so  kann  der  ]\iessbraucher  zwar  nicht  Klage 
auf  die  Dienstbarkeit,  wohl  aber  auf  den  Niessbrauch  gegen 
den  Eigenthümer  des  Nachbargrundstücks  erheben.  §.  2.  Wenn 
der  Niessbrauch  an  einem  Theile  eines  Landguts  bestellt  wird, 
so  kann  wegen  desselben  eine  dingliche  Klage  angestellt  wer- 
den, man  mag  den  Niessbrauch  selbst  fordern,  oder  ihn  einem 
Andern  verweigern.  §.  3.  Dass  bei  diesen  wegen  des  Niess- 
brauchs  stattfindenden  Klagen  auch  die  Früchte  in  Betracht 
kommen,  ist  mehr  als  klar.  §.4.  Wenn  sich  der  Niessbrauch, 
nach  Einleitung  eines  darüber  erhobenen  Rechtsstreits  endigt, 
hört  da  eine  weitere  Verpflichtung  zu  den  Nutzungen  auf  ? 
Ich  glaube ,  ja ;  denn  auch  wenn  der  Niessbraucher  gestorben 
ist,  darf  seinem  Erben,  wie  Pomponius  im  vierzigsten  Bu- 
che schreibt,  nur  die  Klage  auf  die  bereits  der  Vergangenheit 
angehörigen  Nutzungen  ertheilt  werden.  Dem  obsiegenden 
Niessbraucher  muss  aller  Zubehör  [mit]  herausgegeben  werden; 
ist  daher  der  Niessbrauch  au  einem  Sclaven  vermacht  worden, 
so  muss  der  Besitzer  Alles,  was  derselbe  aus  dem  Vermögen 
des  Niessbrauchers,  oder  durch  seine  Arbeit  erworben  hat. 


59)  D.  h.  derjenige,  welcher  den  Kiessbrauch  zu  haben  be- 
hauptet. 

60)  Negativa  (iorin)  mit  einem  Worte  zu  über«pfzen ,  dürfte, 
ohne  dein  Begriff"  zu  nahe  zu  treten,  uicbt  möglich  seiu. 
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herausgeben.  §.  5.  Aber  auch  wenn  der  Niessbrauch  etwa 
durch  Zeilablauf  verloren  gegangen  ist,  und  ein  Anderer,  als 
der  wirkliche  Besitzer,  sich  mulhwiliig  auf  den  Process  ein- 
gelassen hat,  so  genügt  es  nicht,  dass  dieser  den  Niessbrauch 
[wenn  er  besiegt  worden],  wieder  herstelle,  sondern  er  muss 
auch  für  dessen  Entwährung  Bürgschaft  bestellen.  Denn  wie, 
"wenn  der  Besitzer  den  Sclaven,  oder  das  Landgut  verpfändet 
hat,  und  der  [obsiegende  Niessbraucher]  von  dem,  welchem 
das  Pfand  bestellt  worden  ist,  an  der  Ausübung  seines  Rechts 
behindert  wird?  Darum  muss  ihm  Sicherheit  bestellt  werden. 
§.  6.  Sowie  dem  Niessbraucher,  wenn  er  die  Confessorienklage 
erhebt,  die  [ihm  entzogenen]  Nutzungen  gewahrt  werden  müs- 
sen, so  muss  dies  auch  au  dem  Eigen  th  ihn  er,  wenn  er  die 
Negatorienklage  erhoben ,  geschehen.  [Dies  findet]  jedoch  nur 
allemal  dann  [Statt],  wenn  der  Kläger  nicht  Besitzer  ist,  denn 
[jene  Klagen]  stehen  auch  dem  Besitzer  zu;  befindet  er  sich 
im  Besitz,  so  kann  er  Namens  der  Früchte  nichts  verlangen. 
Es  kann  mithin  nur  Pflicht  des  Richters  sein,  dem  Niessbrau- 
cher die  ungestörte  Freiheit  der  Benutzung  zu  verschaffen  und 
den  Eigenthümer  nicht  beunruhigen  zu  lassen. 

6.  PAUL.  lib.  XXI.  ad  Ed.  —  Wenn  Jemand,  der  we- 
gen Niessbrauchs  beklagt  worden  ist,  den  Besitz  ohne  Arglist 
verloren  hat,  so  wird  er  freigesprochen;  hat  er  sich  muth- 
willig  auf  den  Streit  eingelassen,  und  gleichsam  als  Besitzer 
eine  Klage  wegen  Niessbrauchs  angenommen,  so  wird  er  ver- 
urthejlt. 

Siebenter  Titel* 
De    o  p  e  r  i  s    s  e  r  v  o  r  u  m. 
{Vom  Dienste  der  JSclaven.) 

1.  PAUL.  lib.  IL  ad  Ed.  -  Der  Dienst  besteht  in  einer 
Handlung,  und  ist  nicht  eher  vorhanden,  als  der  Tag  erscheint, 
wo  er  geleistet  werden  soll;  wie  wenn  man  stipulirt:  das 
geboren  werdende  Kind  der  [Sclavin]  Arethusa. 

2.  ULP.  lib.  XVII.  ad  Ed.  —  Vermachte  Dienste  eines 
Sclaven  gehen  durch  Standesrechtsveränderung  nicht  verloren. 

3.  GAJ.  lib.  VII.  ad  Ed.  prov.  —  Zu  dem  Niessbrauch 
an  einem  Sclaven  gehören  dessen  Dienste  und  der  Lohn  dafür. 

4.  Idem  lib.  II.  de  lib.  caussa  edicti  urbamc'u  —  Die 
Nutzung  von  einem  Sclaven  besteht  in  dessen  Diensten,  und 
die  Dienste  desselben  gehören  wiederum  zu  dessen  Nutzung. 
Und  so  wie  bei  andern  Sachen  die  Nutzungen  erst  nach  Ab- 
zug der  nothwendigen  Kosten  gerechnet  werden,  so  auch  bei 
dem  Dienste  der  Sclaven. 

5.  TERE^TIUS  CLEMENS  lib.  XVIIL  ad  leg,  Jul. 
et  Pap*  —  Dass,  wenn  Dienste  eines  Sclaven  vermacht  wor- 
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den,  Jessen  Gebrauch  als  gegeben  verstanden  werde ,  Labe  icli 
sowolil  gelehret,  als  Julianus  es  glaubt. 

6.  ULP.  üb.  LV.  ad  Ed.  —  Wenn  wegen  [entzogener] 
Kttnstleistungen  eines  Sclaven  Klage  erhoben  worden,  so  muss 
in  dieser  Rücksicht  Ersatz  dafür  geleistet  werden;  gemeine 
Sclaven  [werden]  hingegen  nach  ihren  Dienstleistungen  [beur- 
theilt] ;  so  schreibt  Mela.  §.1.  Ist  ein  Sclav  unter  fünf  Jahr 
alt ,  oder  immerwährend  krank  6 1 )  oder  sonst  von  der  Art, 
dass  er  seinem  Herrn  keine  Dienste  leisten  kann,  so  findet  auch 
keine  Schätzung  Statt.  §.  2.  Ebensowenig  findet  eine  Schätzung 
für  Vergnügungen  oder  Neigungen  Statt,  z.  B.  wenn  der  Herr 
[einen  Sclaven]  lieb  hatte ,  oder  eine  besondere  Vorliebe  für  ihn 
hegte.  §.  3.  Uebrigens  geschieht  die  Schätzung  mit  Abzug  der 
nothwendigen  Rosten. 

♦  Achter  Titel. 

De     usu     et  habitatione. 
{Von  dem  Gebrauch  und  dem  JJ^ohnen.) 

1.  GAJ.  lib.  VII.  ad  Ed,  prov*  —  Wir  wollen  mm 
vom  Gebrauch  und  dem  Wohnen  sprechen.  §.  1.  Es  kann 
nämlich  auch  der  blosse  Gebrauch,  d.  h.  ohne  die  Nutzung 
bestellt  werden,  und  zwar  ganz  auf  dieselbe  Weise,  wie  der 
Niessbrauch. 

2.  ULP.  lib.  XVII.  ad  Sabin.  —  Wem  der  Gebrauch 
hinterlassen  worden  ist,  der  kann  wohl  den  Gebrauch,  nicht 
aber  den  Genuss  ausüben.  Wir  wollen  hier  einzelne  Fälle 
betrachten.  §.  1.  Der  Gebrauch  eines  Hauses  ist  entweder 
einem  Ehemann  oder  einem  Weibe  vermacht  worden;  wenn 
einem  Ehemann,  so  kann  er  darin  nicht  nur  allein  wohnen, 
sondern  auch  mit  seiner  Familie,  ob  auch  mit  seinen  Frei- 
gelassenen, das  war  fraglich.  Celsus  schreibt,  es  sei  zu  be- 
jahen; er  könne  auch  Gäste  aufnehmen,  dies  sagt  er  im  acht- 
zehnten Buche  der  Digesten,  eine  Meinung,  der  Tubero  bei- 
tritt. Ob  er  aber  auch  einen  Miethsmann  einnehmen  könne, 
darüber  erinnere  ich  mich,  dass  Labeo  in  seinem  Buche  der 
hinterlassenen  Schriften  handle.  Labeo  sagt,  dass  der,  wel- 
cher selbst  bewohnt,  auch  einen  Miethsmann  einnehmen  könne; 
nicht  minder  Gäste,  seine  Freigelassenen, 

3.  PAUL.  lib.  III.  ad  Vitell.  —  und  Clienten; 

4.  ULP.  lib.  XVII.  ad  Sabin.  —  übrigens  dürften  diese 
allein  ohne  ihn  nicht  darin  wohnen.  Proculus  bemerkt  aber 
über  den  Miethsmann,  dass  eigentlich  der,  welcher  mit  [dem 
Gebraucher]  zusammenwohne,  unrichtig  Miethsmann  genannt 
werde.  Hiernach  ist  es  ihm  wohl  zu  verstatten ,  wenn  er  auch 


61)  Debilis;  s.  Brisson.  h.  v, 
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wahrend  er  selbst  darin  wohnt,  sich  ein  Miethsgeld  geben  lässt; 
denn  wenn  nun  der  Gebrauch  eines  so  weitläufigen  Hauses 
einem  dürftigen  Menschen  hinterlassen  worden  ist,  dass  er 
sich  mit  einem  ganz  kleinen  Theil  [davon]  begnügt  ?  Er  darf 
auch  mit  denen,  die  er  statt  Sclaven  im  Dienste  hat,  darin 
wohnen ,  wenn  sie  auch  Freie  oder  fremde  Sclaven  sind. 
§.  1.  Wenn  der  Gebrauch  aber  einem  Weibe  hinterlassen 
worden  ist,  so  erklärte  sich  zuerst  Quintus  Mucius  dahin 
für  sie,  dass  sie  mit  ihrem  Ehemann  das  Haus  bewohnen  könne, 
damit  sie  nicht  ehelos  zu  bleiben  genölhigt  wäre,  wenn  sie 
vom  Hause  Gebrauch  machen  wolle;  umgekehrt,  dass  eine 
Ehefrau  mit  dem  Ehemann  zusammen  wohnen  könne,  darüber 
hat  nie  Zweifel  Statt  gefunden.  Wie  nun,  wenn  [der  Ge- 
brauch] einer  Wittwe  vermacht  worden  ist,  wird  dieselbe, 
wenn  sie,  nach  der  Bestellung  des  Gebrauchs,  sich  wieder 
verheirathet  hat ,  mit  ihrem  Ehemann  darin  wohnen  dürfen  ? 
Es  ist  wahr,  wie  auch  Pomponius  im  fünften  Buche  uucji 
Papinianus  im  neunzehnten  Buche  seiner  Ouästionen  lehren, 
dass  sie  auch,  wenn  sie  nachher  geheirathet,  mit  ihrem  Manne 
zusammenwohnen  dürfe.  Noch  mehr  sagt  Pomponius,  sie 
kann  auch  mit  ihrem  Schwiegervater  darin  wohnen. 

5.  PAUL.  üb.  III.  ad  Sabin*  —  So  darf  auch  der 
Schwiegervater  mit  der  Schwiegertochter  zusammen  wohnen, 
wenn  nämlich  deren  Ehemann  zugleich  mit  darin  ist. 

6.  ULP.  lib.  XVII.  ad  Sabin.  —  [Ein  Weib]  kann  aber 
nicht  allein  mit  ihrem  Ehemann,  sondern  aftch  mit  ihren  Kin- 
dern, Freigelassenen  und  Eltern  darin  wohnen;  so  bemerkt 
Aristo  zum  Sabin us.  Dies  ist  so  weit  auszudehnen,  dass 
die  Weiber  ganz  dieselben  Personen,  wie  Mannspersonen  ein- 
nehmen dürfen. 

7.  POMPON.  lib.V.  ad  Sabin.  -  Ein  Weib,  das  den 
Gebrauch  [eines  Hauses]  hat,  darf  aber  einen  Gast  nur  in  dem 
Falle  aufnehmen,  wenn  er  mit  ihr  ehrbar  zusammen  lebt. 

8.  ULP.  lib.  XVII.  ad  Sabin.  —  Man  darf  aber  weder 
das  ganze  Haus  62)  vermiethen,  noch  Jemandem  das  Wohnen, 
ohne  dass  man  selbst  [mitbewohnt]  verstatten,  noch  den  Ge- 
brauch verkaufen.  §.  1.  Ist  aber  der  Gebrauch  an  Gebäuden 
einem  Weibe  unter  der  Bedingung  vermacht  worden,  wenn 
sie  sich  von  ihrem  Mann  scheiden  lasse,  so  muss 
ihr  die  Bedingung  erlassen  werden,  und  sie  kann  mit  ihrem 
Mann  zusammen  wohnen.  Diesem  tritt  auch  Pomponius 
im  fünften  Buche  bei. 


62)  Seorsum  ist  so,  wie  oben  gegeben  ist,  hier  zu  verstehen; 
es  bedeutet  eigentlich,  dass  der  Gebraucher  das  Haus  nicht 
vermiethen  dürfe,  ohne  selbst  mit  darin  zu  wohnen. 
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9.  PAUL.  Hb.  III.  ad  Sabin.  ~  Auch  wenn  an  andern 
Sachen  der  Gebrauch  vermacht  worden  ist,  darf  die  Ehefrau 
mit  ihrem  Mann  einen  gemeinschaftlichen  Gebrauch  von  den 
Sachen  machen. 

10.  ULP.  Üb.  XVII.  ad  Sabin.   —  Es  ist  fraglich,  ob, 
■wenn  das  Wohnen  vermacht  wird,  es  einerlei  sei,  wie  wenn 
der  Gebrauch  [vermacht  worden  wäre].   Dass  das  Vermächtniss 
des  Gebrauchs  und  des  Wohnens  in  Ansehung*  der  Wirkung 
fast  gleich  sei;  darin  stimmt  auch  Papinianus  im  achtzehn- 
ten Buche  seiner  Quästionen  ein.   Auch  verschenken  kann  man 
[das  Wohnen]  nicht,  sondern  nur  solche  Personen  einnehmen, 
wie  der  Gebraucher;  auf  den  Erben  geht  [das  Wohnen]  eben- 
sowenig über,  als  dasselbe  durch  Nichtgebrauch  oder  Standes- 
rechtsveränderung  verloren  geht.    §.  i.  Wenn  die  XQriöig%i) 
(Gebrauch)  hinterlassen  worden  ist,  so  fragt  es  sich,  ob  hier- 
unter der  Gebrauch  gemeint  sei ;   P  a  p  i  n  i  a  n  u  s  ,  im  sieben- 
ten Buche  seiner  Gutachten,  sagt,  es  sei  der  Gebrauch  zu  ver- 
stehen ,  nicht  auch  die  Benutzung.    §.  2.  Ist  so  gesagt  worden* 
Dem  und  Dem  vermache  ich  den  IXiessbrauch 
am  Hause  des  W ohnens   wegen,  so  fragt  es  sich, 
ob  hier  derselbe  blos  das  Wohnen  als  Vermächtniss  erhalte, 
oder  auch  den  Niessbraueh.    Priscus  sowohl  als  Neratius 
glauben,  dass  nur  das  Wohnen  vermacht  sei;   dies  ist  richtig« 
Hätte  der  Testator  gesagt  den  Gebrauch  des  Wohnens 
wegen,   so  würde  man  keinen  Zweifel  darüber  hegen,  dass 
[der  Gebrauch]  bestellt  sei.    §.  3.  Bei  den  Alten  war  es  frag- 
lich, ob  das  Wohnen  auf  ein  Jahr  oder  auf  Lebenszeit  zu  ver- 
stehen sei.    Ruti litis  glaubte,  das  Wohnen  bleibe  auf  Lebens- 

63)  Xoyots  heisst  zwar  in  den  Basiliken  (z.  B.  T.  II  L.  XVI. 
Tit  8.  Const.  39.  p.  299)  stets  soviel  als  ususfrucius  /  dass 
indessen  hier  ein  anderer  Sinn  zu  verstehen  sei,  ist  klar. 
Raevardtis  T'arior.  Üb.  11.  c   12  erklärt  zwar  /orjotg  für 
usus,  erläutert  es  aber  so,  das»  er  ihm  xrrjatg  entgegensetzt, 
lind  darunter  den  alteu  Unterschied  des  dominii  in  quiriturium 
und  bonitnrium  verstand;  ich  bemerke  hierzu  nur,  dass  we- 
nigstens die  Stelle  im  tic  {ad  Div  VIT,  59),  worauf  er  sich 
bezieht:  /orjasi  f.dv  tuus,  y.Tt}Ou  dh  Attici  nostri ,  obigem  Sinn 
nicht  entspricht,  sondern  usus  uud  possessio  sich  hier 
entgegenstehen.  —    Ulpian  hat  hier  nur  eine  Erklärung  des 
Wortes  /yrjaig  geben  wollen,  d.  h.  wie  dieser  griechische 
Ausdruck  nach  R  R.  zu  verstehen  sei ,  und  es  ist  uicht  etwa 
eine  besondere  servitus  personalis  zu  verstehen,  diezwischen 
usus  und  ususfructus  stände.    Die  weitere  Erläuterung  s.  bei 
Hombergh  und  Vach  Uebersetzung  der  Novellen,  II.,  not.  10. 
Die  Basiliken  brauchen  /Qnaig  für  usus,  ususfrudus  und  habi- 
tut'io  zugleich,  z.  B.  L.  XVI.  T  8.  C.  38.  (T.  IT.  298)  ^  XQf"S 
iijg  oiXf}0Stog.f  ovis  XQ*la"*  ^m^h  Inriy,  ovts.  ^oTjaig  xccyntov,  cUi* 
idia&v  diy.uwv,  u.  s.  w-  und  unterscheiden  es  nur  durch  be- 
sondere Beisätze. 
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zeit  zuständig*.  Dieser  Ansicht  tritt  auch  Celsus  im  acht- 
zehnten Buche  der  Digesten  bei.  §.  4.  Dass  wenn  der  Ge- 
brauch von  einem  Landgute  hinterlassen  worden,  hierin  weit 
weniger  enthalten  sei  als  in  der  Benutzung",  darüber  waltet 
kein  Zweifel  ob.  Was  aber  in  demselben  enthalten  sei,  wollen 
wir  nun  betrachten.  Labeo  sagt,  [der  Berechtigte]  könne 
auf  dem  Landgute  wohnen,  dem  Eigenthiimer  verbieten,  dahin 
zukommen,  nicht  aber  dem  Pächter  noch  dessen  Gesinde,  in- 
sofern es  sich  nämlich  der  Ackerbestellung"  wegen  dort  auf- 
hält. Wenn  er  [der  Eigenthiimer]  übrigens  sein  städtisches 
Gesinde  dahin  schicke,  so  könne  dies  aus  demselben  Grunde, 
wie  er  selbst,  daran  verhindert  werden.  Auch,  sagt  Labeo, 
könne  er  die  Weinkeller  und  Oelkeller  allein  gebrauchen,  der 
Eigenthiimer  sich  derselben  aber  ohne  seinen  Willen  nicht 
bedienen. 

11.  GAJ.  üb.  II.  Her,  quotid.  s.  aur.  —  Auf  dem 
[dazu  gehörigen  64)]  Acker  darf  er  so  lange  verweilen,  als  er 
dem  Eigenthiimer  desselben  weder  lästig",  noch  denen,  welche 
die  Feldarbeit  verrichten,  hinderlich  ist.  An  einen  Andern 
kann  er  das  Recht,  was  er  hat,  weder  verkaufen,  noch  ver- 
miethen  oder  umsonst  abtreten. 

12.  ULP.  üb.  XVII.  ad  Sabin.  —  Den  vollen  Gebrauch 
muss  er  aber  haben,  wenn  ihm  [der  Gebrauch]  von  einem 
Laadhause  und  von  einem  Wohnhause  hinterlassen  worden  ist. 
Dass  der  Eigenheitsherr  zur  Einerntung"  der  Früchte  dahin 
kommen  dürfe,  versteht  sich  von  selbst,  und  es  ist  ihm  auch 
zu  gestatten,  zur  Zeit  der  Ernte  daselbst  zu  wohnen.  §.  1. 
Ausser  dem  Wohnen,  wozu  der  berechtigt  ist,  dem  der  Ge- 
brauch gegeben  worden,  hat  er  auch  das  Recht  zum  Spatzieren- 
gehen und  Reiten.  Sa  bin us  und  Cassius  [sagen,]  er  könne 
auch  Holz  zum  täglichen  Bedarf  entnehmen,  und  den  Garten, 
Obst,  Rüchengewächse,  Blumen  und  Wasser  brauchen,  nicht 
um  Gewinn  daraus  zu  ziehen,  sondern  zum  Gebrauch,  d.  h. 
nicht  bis  zum  Missbrauch.  Dasselbe  sagt  Nerva  und  setzt 
hinzu,  er  könne  auch  die  Streue  gebrauchen,  aber  weder  Blätter 
noch  Oel,  noch  Getraide,  noch  Früchte.  Sabinus  aber, 
Cassius,  Labeo  und  Proculus  [sagen],  er  könne  aller- 
dings von  Allem,  was  auf  dem  Landgute  wachse,  den  Bedarf 
für  sich  und  die  Seinigen  nehmen,  auch  von  dem,  was  Nerva 
in  Abrede  gestellt  hat.  Juventius  sagt,  er  könne  auch  für 
seine  Gäste  und  Gastfreunde  davon  Gebrauch  machen.  Diese 
Ansicht  scheint  mir  richtig,  denn  dem,  welchem  der  Gebrauch 
hinterlassen  worden  ist,  muss  seinem  Stande  gemäss  schon 
etwas  mehr  zugestanden  werden.    Er  darf  jedoch,  nach  meinem 


64)  So  ist  hier  fundus  zu  verstehen. 
Corp,  jur,  civ.  I. 


46 


722      Pandkct.  L.  VII.  Tit.  8.  De  usu  ei  habiiatione. 


Dafürhalten ,  mir  im  Landhanse  selbst  den  Gebrauch  machen; 
ob  er  auch  Obst,  Küchengewä'chse,  Blumen  und  Holz  nur  an 
Ort  und  Stelle  gebrauchen,  oder  es  auch  nach  der  Stadt  zu 
Bich  hinbringen  lassen  dürfe,  das  ist  fraglich.  Richtiger  ist 
die  Annahme,  dass  ihm  auch  das  Letztere  frei  stehe;  denn 
wenn  auf  dem  Landgute  Ueberfluss  daran  herrscht,  so  ist  dies 
keine  grosse  Beschwerde.  §.  2.  Ist  aber  der  Gebrauch  von 
"Vieh  hinterlassen  worden,  z.  B.  einer  Schaafheerde,  so  sagt 
Labeo,  erstrecke  sich  der  Gebrauch  nur  auf  die  Düngung-; 
Wolle,  Lammer  und  Milch  sind  davon  ausgeschlossen;  dieso 
gehören  mehr  zur  Nutzung".  Ich  glaube  aber,  dass  er  auch 
einigen  Gebrauch  von  der  Milch  machen  könne;  denn  der 
Wille  des  Verstorbenen  ist  nicht  so  streng1  auszulegen.  §.  3. 
Ist  aber  der  Gebrauch  von  Zugochsen  hinterlassen  worden, 
so  hat  man  den  vollen  Gebrauch,  sowohl  zum  Pjlügen,  als  zu 
andern  Dingen ,  wozu  Ochsen  tauglich  sind.  §.  4.  Wenn 
[Jemandem]  der  Gebrauch  von  einem  Gespann  Pferden  ver- 
macht worden  ist,  so  fragt  es  sich,  ob  er  sie  auch  zureiten 
oder  einspannen  dürfe.  War  der,  dem  der  Gebrauch  von  den 
Pferden  vermacht  worden  ist,  ein  Fuhrmann,  so  kann  er  sie 
zu  den  Circensischen  Spielen  [z.  B.]  nicht  gebrauchen,  weil 
er  sie  dann  gleichsam  zu  vermiethen  schiene ;  hat  sie  ihm  aber 
der  Testator  wissentlich,  dass  er  zu  den  Leuten  dieser  Ciasse 
gehöre,  hinterlassen,  so  wird  angenommen,  als  habe  er  auch 
diesen  Gebrauch  gemeint.  §.  5.  Ist  Jemandem  der  Gebrauch 
von  Dienstleistungen  [eines  Sclaven]  hinterlassen  worden,  so 
kann  er  sich  desselben  zu  seiner  Bedienung  und  der  seiner 
Gattin  und  Kinder  bedienen,  und  es  wird  nicht  so  angesehen, 
als  habe  er  sie  einem  Andern  abgetreten,  wenn  er  sich  ihrer 
mit  denselben  zugleich  bedient;  obschon,  wenn  einem  Haus- 
sohn oder  Sclaven  der  Gebrauch  eines  jSclaven  hinterlassen 
und  für  den  Vater  oder  Herrn  erworben  worden  ist,  derselbe 
sich  nur  auf  Letztere  [mit]  erstreckt,  und  nicht  auch  auf  die- 
jenigen, welche  sich  in  deren  Gewalt  befinden.  §.  6.  Ver- 
miethen, oder  einem  Andern  zum  Gebrauch  bewilligen,  darf 
man  die  Dienstleistungen  eines  Gebrauchssclaven  nicht;  dies 
sagt  Labeo.  Denn  wie  kann  er  einem  Andern  Dienst- 
leistungen abtreten,  wenn  er  selbst  davon  Gebrauch  machen 
soll?  Doch  glaubt  Labeov  dass  wenn  man  ein  Landgut  er- 
pachtet habe,  man  einen  Gebrauchssclaven  daselbst  beschäftigen 
könne.  Denn  was  kommt  darauf  an,  wobei  seine  Dienst- 
leistungen verwendet  werden?  —  Hat  daher  ein  Gebrauchet' 
Wolle  zu  spinnen  miethweise  übernommen,  so  kann  er  dies 
auch  durch  Gebrauchssclavinnen  besorgen  lassen;  ebenso  jkann 
er,  wenn  er  Kleider  zu  weben,  oder  ein  Haus  oder  Schilf  zu 
bauen  übernommen  hat,  sich  dabei  der  Dienstleistungen  eines 
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Gebraucbssclaven  bedienen.  Hierdurch  wird  auch  die  Ansicht 
des  Sabin  Iis,  dass  man,  wenn  der  Gebrauch  von  einer  Sclavin 
verliehen  worden  sei,  sie  nicht  in  eine  Wollspinnerei  schicken, 
noch  aus  den  Dienstleistungen  einen  Gewinn  ziehen  dürfe, 
sondern  sie  nur  mit  Recht  zwingen  köune,  Wolle  für  sich 
selbst  zu  spinnen,  nicht  zu  nahe  getreten;  denn,  wer  deren 
Dienstleistungen  nicht  vermiethet,  sondern  durch  sie  eine  auf 
3VIiethe  übernommene  Arbeit  besorgen  lässt,  der  wird  auch  als 
für  sich  handelnd  angesehen;  diesem  tritt  auch  Octavenus  bei. 

13.  GAJ.  lib.  VII.  ad  Ed.  prov.  —  Dass  dem  Sclaven 
oder  der  Sclavin  selbst  statt  ihrer  Dienste  ein  Lohn  auferlegt 
werden  könne,  scheint  dem  Labeo  zulässig* 

14.  ULP.  lib.  XVII.  ad  Sabin.  —  Wenn  ich  durch 
einen  Gebrauchssclaven  eine  Stipulation  eingehe,  oder  etwas 
durch  Uebergabe  erhalte  oder  erwerbe,  so  kommt  es  darauf 
an ,  ob  es  von  meinem  eigenen  Vermögen  oder  durch  seine 
Dienstleistungen  [entstanden]  sei;  wenn  durch  seine  Dienst- 
leistungen, so  gilt  es  nicht,  weil  man  dieselben  auch  nicht 
vermiethen  darf;  wenn  aber  aus  meinem  Vermögen ,  so  er- 
wirbt der  Gebrauchssclav  durch  Stipulation  oder  Empfang  durch 
Uebergabe  für  mich,  indem  ich  hierin  von  seinem  Dienste 
Gebrauch  mache.  §.  1.  Ob  der  Niessbrauch  oder  [blos]  die 
Benutzung  vermacht  wird,  ist  ganz  gleich;  denn  in  der  Be- 
nutzung liegt  auch  der  Gebrauch,  dem  Gebrauch  fehlt  aber  die 
Benutzung;  und  die  Benutzung  kann  zwrar  ohne  den  Gebrauch 
nicht  bestehen,  wohl  aber  der  Gebrauch  ohne  die  Benutzung. 
Ist  dir  daher  die  Benutzung  mit  Abzug  des  Gebrauchs  ver- 
macht worden;  so  ist,  wie  Pomponius  im  fünften  Buche 
zum  Sab  in  us  schreibt,  das  Vermä'chtniss  ungültig,  und  wen» 
der  JNiessbrauch  vermacht  und  die  Benutzung  entzogen  wrorden 
ist,  so  schreibt  er,  werde  das  Ganze  als  wieder  entzogen 
angesehn.  Wenn  aber  die  Benutzung  ohne  den  Gebrauch,  6  5) 
so  werde  der  letztere66)  für  bestellt  angesehen,  weil  er  ur- 
sprünglich so  bestellt  werden  kann.  Allein  wenn  die  Be- 
nutzung vermacht,  und  der  Gebrauch  entzogen  wird,  so  schreibt 
Aristo,  werde  die  Entziehung  als  ungültig  angesehen;  diese 
Ansicht  ist  gelinder.  §.  2.  Wird  Jemandem,  dem  der  Ge- 
brauch schon  vermacht  worden  ist,  auch  noch  die  Benutzung 
vermacht,  so  sagt  Pomponius,  falle  dieselbe  mit  dem  Ge- 
brauch zusammen.  Auch  sagte  derselbe,  wenn  dir  der  Ge- 
brauch und  mir  die  Benutzung  vermacht  Avorden  ist,  so  haben, 
wir  den  Gebrauch  gemeinschaftlich,  ich  aber  die  Benutzung 
allein.      §.  3,    Es  kann  aber  der  Eine  den  Gebrauch,  der 


65)  g.  Noodt  de  usi/fr.  IT.  1.  p.  392.  Opp.  ottin. 
65)  IVäinlich  zurückgenommen  ist. 
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Andere  die  Benutzung'  ohne  den  Gebrauch  und  der  Dritte  die 
Eigenheit  haben;  z.  B.  wenn  Jemand,  der  ein  Laudgut  hat, 
dem  Titiua  den  Gebrauch  vermacht,  und  kurz  darnach  sein 
Erbe  dir  die  Benutzung  vermacht,  oder  auf  andere  Weise  be- 
stellt hat. 

15.  PAUL.  Üb.  III.  ad  Sabin.  —  Wenn  der  Gebrauch 
von  einem  Landgute  vermacht  worden  ist,  so  wird  dem  Ge- 
braucher  freistehen,  seinen  jährlichen  Bedarf  an  [auf  demselben 
wachsenden]  Speisen  zu  entnehmen,  selbst  wenn  die  Nutzungen 
eines  weniger  grossen  Landguts  dadurch  verzehrt  werden,  weil 
er  auch  [z.  B.]  von  einem  Hause,  oder  einem  Sclaven  einen  solchen 
Gebrauch  machen  könnte,  dass  keinem  Andern  von  deren  Nutzung 
etwas  übrig-  bliebe.  §.1.  So  wenig  derjenige,  dem  der  Gebrauch 
eines  Landgutes  vermacht  worden  ist,  den  Eigenthiimer  be- 
hindern darf,  der  Bestellung  des  Landes  wegen  daselbst  zu 
verweilen,  indem  er  denselben  sonst  in  der  Benutzung-  stören 
würde ,  so  darf  auch  der  Erbe  nichts  unternehmen ,  wodurch 
derjenige,  dem  der  Gebrauch  vermacht  worden  ist,  im  Gebrauch, 
wie  ihn  ein  guter  Wirth  zu  ziehn  pflegt,  gehindert  würde. 

16.  POMPON.  üb.  V.  ad  Sabin.  —  Wenn  der  Ge- 
brauch eines  Landgutes  dergestalt  vermacht  worden  ist,  dass 
es  mit  allem  Zubehör  und  Beilass  versehen  sein  sollte,  so 
wird  mithin  auch  der  Gebrauch  von  allen  hierin  begriffenen 
Sachen  dem  Vermächtnissberechtigten  zukommen,  wie  wenn 
ihm  an  allen  denselben  der  Gebrauch  namentlich  vermacht 
worden  wäre.  §.  1.  Der  Eigenheitsherr  darf  auch  wide^r  Willen 
des  Niessbrauchers  oder  Gebrauchers  das  Landgut  oder  die 
Gebäude  durch  einen  Feldhüter  oder  Hauswächter  bewachen 
lassen;  denn  er  ist  dabei  interessirt,  dass  die  Grenzen  des 
Grundstücks  geschützt  werden.  Alles  dies  gilt  allemal,  der 
Niessbrauch  oder  Gebrauch  mag  bestellt  sein,  auf  welche  Weise 
er  will.  §.  2.  Einem  Sclaven ,  an  dem  man  blos  den  Ge- 
brauch und  nicht  die  Benutzung  hat,  kann  man  auch  Etwas 
schenken ,  oder  ihn  mit  unserm  Gelde  ein  Geschäft  treiben 
lassen,  so  dass,  was  er  auf  diese  Weise  erworben  hat,  z» 
unserm  Vermögen  gehörig  wird. 

17.  AFRICAN.  lib.  V.  Quaest.  —  Wenn  einem  Haus- 
sohn oder  einem  Sclaven  der  Gebrauch  von  einem  Gebäude 
vermacht  worden  ist,  so  ist  das  Vermächtniss  nach  meinem 
Erachten  ebensowohl  gültig,  als  auf  dieselbe  Weise  seine 
rechtliche  Verfolgung  zuständig,  wie  sie  es  sein  würde,  wenn 
auch  die  Benutzung  vermacht  worden  wäre.  Daher  kann  der 
Vater  und  Herr  ebensowohl  in  Abwesenheit  als  in  Gegenwart 
des  Sohnes  und  Sclaven  in  dem  Gebäude  wohnen. 

18.  PAUL.  lib.  IX.  ad  Plaut.  —  Wenn  der  Gebrauch 
eines  Hauses  ohne  dessen  Benutzung  vermacht  worden  ist,  so 
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kann  sowohl  der  Erbe  wie  der  Gebrauclier  die  Ausbesserungen 
in  Dach  und  Fach  tragen  müssen.  Denn  wenn  der  Erbe  die 
Nutzungen  zieht,  so  muss  er  die  Ausbesserungen  allein  tragen, 
ist  aber  die  Sache,  wovon  der  Gebrauch  vermacht  worden  ist, 
von  solcher  Beschaffenheit,  dass  der  Erbe  gar  keine  Nutzungen 
ziehen  kann,  so  muss  der  Vermächtnissberechtigte  die  Aus- 
besserung übernehmen.    Diese  Unterscheidung  hat  Grund. 

19.  Idem  lib.  III.  ad  Vilellium*  —  Ein  Theil  des  Ge- 
brauchs kann  nicht  vermacht  werden ;  denn  Nutzungen  kann 
man  wohl  theilweise  ziehn,  theilweise  gebrauchen  kann  man 
aber  nicht. 

20.  MARCELL.  lib.  XIII.  Big.  —  Ein  Sclav,  an  dem 
mir  der  Gebrauch  vermacht  worden  ist,  erwirbt  für  mich,  wenn 
ich  ihn  zum  Factor  mache  und  seine  Dienstleislungen  in  einem 
Laden  gebrauche;  denn  durch  den  Kauf  und  Verkauf  von 
Waaren  erwirbt  er  für  mich;  auch  [erwirbt  er],  wenn  er  auf 
meinen  Befehl  durch  Uebergabe  etwas  empfängt. 

21.  MODESTIN,  lib.  II.  RepuL  —  Der  Gebrauch  von 
Wasser  ist  persönlich  und  kann  daher  auf  den  Erben  des  Ge- 
brauchers nicht  übertragen  werden. 

22.  POMPON.  lib.  V.  ad  Quint.  Mucium.  —  In  einem 
Fall,  wo  Mehrern  der  Gebrauch  von  einem  Walde  vermacht 
worden  war,  verordnete  der  verewigte  Kaiser  Hadrian  us, 
dass  auch  die  Benutzung  als  ihnen  vermacht  anzusehen  sei, 
weil ,  wenn  den  Vermächtnissberechtigfen  nicht  wie  den 
Niessbrauchern  frei  stände,  das  Holz  zu  hauen  und  zu  ver- 
kaufen, sie  gar  nichts  von  dem  Vermächtnis»  haben  würden. 
§.  1.  Wenn  auch  der  Vermächtnissberechtigte,  dem  der  Ge- 
brauch eines  Hauses  vermacht   worden  ist,  so  wenig  Baum 

'bedarf,  dass  er  vom  ganzen  Hause  keinen  Gebrauch  machen 
kann ,  so  darf  der  Eigenheitsherr  doch  die  leeren  Gemächer 
nicht  gebrauchen,  weil  dem  Gebraucher  frei  steht,  von  Zeit  zu 
Zeit  das  ganze  Haus  zu  gebrauchen,  da  ja  auch  zuweilen  die 
Eigenthiimer  je  nach  den  Zeitumständen  manche  [Zimmer] 
ihres  Hauses  bald  gebrauchen,  bald  nicht  gebrauchen.  §.  2. 
Wenn  derjenige,  dem  der  Gebrauch  vermacht  worden  ist,  den- 
selben über  die  Gebühr  ausgedehnt  hat,  wie  muss  der  er- 
kennende Richter  da  den  Umfang  des  Gebrauchs  feststellen?  — 
Dass  er  nur,  so  weit  er  darf,  den  Gebrauch  ausübe. 

23.  PAUL.  lib.  I.  ad  Neratium.  —  Neratius:  Die 
Gestalt  einer  Sache,  woran  [einem  Andern]  der 
Gebrauch  zusteht,  darf  derjenige,  dessen  eigen 
sie  ist,  auf  keine  Weise  verändern.  Paulus:  denn 
er  darf  dem  Zustande,  worin  der  Gebraucher  sich  befindet, 
keinen  Eintrag  thun,  und  dies  geschieht,  auch  w  enn  die  Sache 
in  einen  bessern  Zustand  versetzt  wird. 
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Neunter  Titel. 

Usufruciuarius  quemadmodum  caveal, 
(7ron  der  Art  und  Wehe  der  Sic7ierheitsbestellung  des  Niess- 

brauchers. ) 

i.  ULP.  üb.  LXXIX.  ad  Ed.  —  Wenn  der  Niess- 
brauch an  irgend  einer  Sache  vermacht  worden  ist,  so  hat  es 
dem  Pra'tor  billig  geschienen,  dass  der  Vermä'chtnissberechtigte 
wegen  der  beiden  Umstände  Sicherheit  bestelle,  den  Gebrauch 
als  ein  redlicher  Mann  ausüben  und  nach  erreichter  Endschaft 
des  Niessbrauchs  die  Sache  so,  wie  sie  durch  ordnungsmäßigen 
Gebrauch  geworden67),  wieder  herausgeben  zu  wollen.  §.  1. 
Diese  Stipulation  miiss  allemal  Statt  finden,  die  Sache,  woran 
der  Niessbrauch  bestellt  worden  ist,  mag  beweglich  oder  un- 
beweglich sein.  §.  2.  Es  ist  auch  zu  bemerken,  dass  dieselbe 
auf  die  Fideicommisse  angewendet  werden  müsse.  W^enn  der 
Kiessbrauch  in  Folge  einer  Schenkung  auf  den  Todesfall  bestellt 
wird,  so  mnss  ebenfalls  diese  Caution  nach  Art  der  Vermächt- 
nisse bestellt  werden ;  dasselbe  gilt  aber  auch  bei  dem  aus 
jedem  andern  Grunde  bestellten  Niessbrauch.  §.  3.  Er  muss 
aber  dafür  Sicherheit  bestellen,  der  Niessbrauch  solle  nach  der 
Handlungsweise  eines  redlichen  Mannes  gezogen  werden,  d.  h. 
dass  er  den  Zustand  des  Niessbrauchs  nicht  verschlechtern  und 
übrigens  ganz  so  damit,  wie  mit  seiner  eigenen  Sache  um- 
gehen wolle.  §.  4.  Der  Erbe  sowohl  als  der  Vermach  tiuss- 
berechtigte  werden  aber  sehr  Recht  daran  thun,  wenn  sie  über 
den  Zustand,  worin  sich  die  Sache  bei  Anfang  deren  Be- 
nutzung befindet,  einen  Befund  aufnehmen  lassen,  um  daraus 
nachher  zu  entnehmen,  ob  und  inwieweit  der  Verinä'chtniss- 
berechtigte  sie  verschlechtert  habe.  §.  5.  Auch  scheint  es 
von  Nutzen  zu  sein,  darüber  mittelst  Stipulation  Sicherheit  zu 
stellen,  dass  wenn  [  der  Vermächtnissberechtigte  j  nicht  wie  ein 
redlicher  Mann  den  Gebrauch  ausübt,  die  Stipulation  gleich  in 
Wirkung  trete;  dann  braucht  nicht  gewartet  zu  werden,  bis 
der  Niessbrauch  verloren  geht.  §.  6.  Jene  Stipulation  hat  aber 
zwei  Beziehungen,  erstens,  wenn  man  den  Gebrauch  anders  als 
ein  redlicher  Mann  ausübt,  und  zweitens  wegen  der  Wieder- 
herausgabe des  Niessbrauches.  Die  erstere  wird  gleich  wirk- 
sam, sobald  der  Gebrauch  anders  ausgeübt  wird,  und  kann  es 
öfters  werden;  die  letztere  tritt  erst  bei  Endigung  des  Niess- 
brauchs in  Wirksamkeit.  §.  7.  Wenn  wir  sagen,  dass  die 
Sache,  wie  sie  nach  ordnungsmäßigem  Gebrauch  geworden, 
herausgeben  werde,  so  [sagen  wir  damit]  nicht,  [dass]  der 
Eigenheitsherr  sich  die  Sache  selbst  stipulirt,  denn  die  Stipu- 


67)  quod  indc  cxtabit.    s-  Glück  IX.  p.  470. 
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Iation  seiner  eigenen  Sache  würde  ungültig-  sein,  sondern  nur 
die  Rückgabe  derselben  in  der  Art,  wie  sie  nach  ordnungs- 
mässigem  Gebrauch  geblieben  ist.  Zuweilen  kann  auch  eine 
Schätzung  der  Eigenheit  mit  darin  liegen,  z.  B.  wenn  der 
Niessbraucher  es  versäumt  haf,  eine  Ersitzung,  die  er  unter- 
brechen konnte,  abzuwenden;  denn  er  muss  alle  Sorge  für 
die  Sache  tragen. 

2.  PAUL.  lib.  LXXV.  ad  Ed.  —  indem  der  Niess- 
braucher  die  Verwahrung  [der  Sache]  übernehmen  muss. 

3.  ULP.  lib.  LXXIX.  ad  Ed.  —  Diese  Stipulation 
erstreckt  sich  aber  auf  alle  Fälle,  in  denen  der  Niessbrauch 
verloren  geht.  §.  1.  Dass  der  Niessbrauch  beendet  sei,  neh- 
men wir  auch  dann  an,  wenn  er  niemals  Jemandem  gehörig 
zu  sein  angefangen  hat,  obschon  er  vermacht  worden  ist;  nichts 
desto  weniger  ist  die  Stipulation  wirksam,  gleichsam,  wie 
wenn  dasjenige,  was  mir  zubehörig  zu  sein  nie  angefangen 
hat,  es  zu  sein  aufhöre.  §.  2.  Wenn  der  Niessbrauch,  so 
oft  er  verloren  gegangen,  durch  das  Vermächtniss  von  Neuem 
bestellt  worden  ist,  so  wird  zwar  jene  Stipulation  allemal 
wirksam,  es  müsste  denn  die  Sicherheit  blos  auf  den  Fall  des 
gänzlichen  Verlustes  6  s)  bestellt  worden  sein,  aber  es  ist  dann 
eine  Einrede  nöthig.  §.  3.  Auch  wenn  dir  Jemand  den 
Niessbrauch  vermacht  hat,  und  die  Eigenheit  unter  der  Be- 
dingung, wenn  du  Rinder  haben  werdest,  wird  bei 
dem  Verluste  des  Niessbrauchs  die  Stipulation  wirksam,  aber 
auch  der  Einrede  Platz  gegeben.  §.  4.  Wenn  der  Erbe  die 
Eigenheit  veräussert  hat,  und  nachher  der  Niessbrauch  verloren 
geht,  so  fragt  es  sich,  ob  er  dann  noch  aus  der  Stipulation 
klagen  könne.  ÜVlan  kann  hier  mit  Sicherheit  behaupten,  dass, 
dem  Rechte  selbst  zu  Folge,  die  Stipulation  nicht  in  Wirksam- 
keit trete,  weil  die  Herausgabe  ebenso  wenig  an  den  Erben 
und  seinen  Nachfolger  geschehen  kann,  als  derjenige,  an  den 
sie  geleistet  werden  kann,  d.  h.  der  die  Eigenheit  erlangt  hat, 
an  der  Stipulation*  Theil  nimmt.  Derjenige  aber,  der  [die 
Eigenheit]  überkommen  hat,  muss  sich  zu  der  Zeit,  wo  er  auf 
das  [volle]  Eigenthum  Anspruch  macht,  mit  einer  andern 
Sicherheitsbestellung  versehen ;  er  kann  aber  auch ,  wenn  er 
es  nicht  gethan  hat,  nichts  desto  weniger  die  dingliche  Klage 
erheben. 

4.  VENULEJ.  lib.  XII.  Stipul.  —  Wenn  der  Niess- 
hraucher  die  Eigenheit  erlangt  hat,  so  hört  zwar  der  Niess- 
brauch wegen  der  Vereinigung  auf,  ihm  zu  gehören  wenn  aber 
die  Klage  aus  der  Stipulation  gegen  ihn  erhoben  wird,  so  ist 


68)  Tltihter;  übersetzen  lässt  sich  dies  mit  einem  Worte  nicht; 
ich  bin  daher  der  Erkläruug  der  Glosse  gefolgt. 


728    Pandkct.  L.  VII.  Tit.  9.  Usufr.  quemadm.  cavcat. 


die  Klage  entweder  dem  Rechte  selbst  zu  Folge  vergeblich, 
wenn  sich  die  .Beobachtung  des  Gebrauchs  als  redlicher  Mann 
auch  bis  hierher  erstreckt  hat,  oder  er  muss  eine  Einrede  wegen 
des  Geschehenen  vorschützen. 

5.  ULP.  lib.  LXXIX.  ad  Ed.  —  In  dieser  Stipulation 
wird  auch  mit  inbegriffen,  dass  nichts  arglistiger  Weise  ge- 
schehe, noch  geschehen  werde;  ist  aber  deren  Erwähnung  in 
der  Art  geschehen,  dass  sie  auf  die  Sache  selbst  bezogen 
worden  ist,  so  ist  darin  die  Arglist  aller  Nachfolger  [desNiess- 
braucbers],  auch  des  Adoptivvaters ,  mitbegriffen,  §.  1.  Ist 
aber  der  Gebrauch  ohne  die  Benutzung  vermacht  wrorden,  so 
verfügt  der  Prätor  die  Bürgschaftsstellung  mit  Weglassung  des 
auf  die  Benutzung  Bezüglichen,  also  in  der  Art,  dass  blos  für 
den  Gebrauch  und  nicht  auch  für  den  Niessbrauch  Sicherheit 
bestellt  werde.  §.  2.  Daher  findet  auch  die  Stipulation  Statt, 
wenn  die  Benutzung  ohne  den  Gebrauch  bestellt  ist.  f.  3. 
Ist  das  Wohnen,  oder  sind  die  Dienste  eines  Sclaven  oder  ir- 
gend eines  Thieres  hinterlassen  worden,  so  leidet  die  Stipu- 
lation auch  Anwendung,  wenn  gleich  diese  [Rechtsverhältnisse] 
dem  Niessbrauch  nicht  in  Allem  gleich  kommen. 

6.  PAUL.  lib.  LXXV.  ad  Ed.  —  Dasselbe  findet  rück- 
sichtlich des  Einkommens  von  Grundstücken  Statt,  sowie  wenn 
eine  Weinlese  oder  Ernte  vermacht  worden  ist,  wenn  schon 
diejenigen  Vermächtnisse,  welche  durch  den  Tod  des  Ver- 
mächtnissberechtigten  an  den  Erben  zurückfallen,  nach  den 
Grundsätzen  des  Niessbrauchs  gezogen  werden. 

7.  ÜLP.  lib.  LXXIX.  ad  Ed.  —  Ist,  wenn  Uebergabe 
einer  Sache,  Namens  des  Niessbrauches  Statt  gefunden,  keine 
Bürgschaft  bestellt  worden,  so  kann,  wie  Proculus  sagt,  der 
Erbe  die  Sache  eigenthümlich  zurückfordern ,  und  wenn  Ein- 
redeweise  auf  die  wegen  des  Niessbrauchs  Statt  gefundene 
Uebergabe  Bezug  genommen  wird,  so  muss  eine  Replik  ent- 
gegengesetzt werden.  Diese  Ansicht  ist  wohl  begrüudet;  doch 
kann  auch  die  Stipulation  selbst  klagbar  gemacht  werden.  §.  I. 
Wenn  der  Niessbrauch  an  Gelde  vermacht  worden  ist,  so  müssen 
in  der  Stipulation  die  beiden  Fälle  ausdrücklich  berücksichtigt 
werden:  wenn  du  gestorben  sein,  oder  eine  persön- 
liche S  t  a  n  d  es  r  e  ch  ts  v  e  r  än  d  er  u  n  g  erlitten  haben 
wirst;  diese  beiden  Fälle  allein  aber  nur  deswegen,  weil 
der  Gebrauch  von  Geld  auf  keine  andere  Weise  verloren 
gehn  kann. 

8.  PAUL.  lib.  LXXV.  ad  Ed.  —  Wenn  dir  der  Niess- 
brauch und  mir  die  Eigenheit  vermacht  worden  ist,  so  muss 
mir  Sicherheit  bestellt  werden;  ist  mir  aber  die  Eigenheil  unter 
einer  Bedingung  vermacht  worden,  so  glauben  Einige,  und 
unter  diesen  auch  Marcianus,  dass  mir  und  dem  Erben 
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Sicherheit  zu  bestellen  sei ;  diese  Meinung  ist  richtig-.  Ebenso 
hat  man  den  Grundsatz  angenommen,  dass  wenn  mir  [die 
Eigenheit]  vermacht  worden  ist,  und  auf  den  Fall  des  Ver- 
lustes einem  Andern,  auch  hier  uns  beiden,  wie  obgedacht, 
Sicherheit  bestellt  werden  müsse.  Ist  Zweien  der  Niessbrauch 
zusammen  vermacht  worden,  so  müssen  sie  sich  sowohl  gegen- 
seitig" Sicherheit  leisten,  als  auch  dem  Erben  auf  den  Fall, 
dass  wenn  der  Niessbrauch  für  den  einen  der  Genossen  ver- 
loren gehe,  er  dem  Erben  wiedergegeben  werden  solle. 

9.   ULP.  lib.  LT.  ad  Ed.  —   Wenn  mir  der  Niessbrauch 
vermacht  und  ich  gebeten  worden  bin,  denselben  dem  Titius 
herauszugeben,  so  fragt  es  sich,  wer  Sicherheit  bestellen  muss, 
ob   Titius   oder   ich,    der  ich  Vermächtnissberechtigter  bin? 
Sollte  es  nicht  richtig  sein,  dass  der  Erbe  mich  in  Anspruch 
nehmen  müsse,  und  ich  wieder  den  Fideicommissberechtigten? 
Es  ist  allerdings  am  besten,  dass,  wenn  ich  noch  einige  HofF- 
nung  auf  die  Erlangung  des  ]\iessbrauches  habe,  und  derselbe, 
wenn  du  ihn  verloren  hast,  an  mich,  den  Vermacht  nissberech- 
tigten,   zurückfallen   kann,    die  Sache   so   abgemacht  werde, 
dass  du  mir  und  ich  dem  Eigenheitsherrn  Sicherheit  bestelle. 
Ist  der  Niessbrauch   des  Fideicommissberechtigten  wegen  mir 
hinterlassen  worden,  und  keine  Hoffnung,  dass  derselbe  je  an 
mich  zurückfallen  werde,  so  muss  der  Fideicommissberechtigte 
dem  Eigenheitsherrn  unmittelbar  Sicherheit  bestellen.     §.  1. 
Das  ist  zu  merken,  dass,  möge  Jemand  den  Niessbrauch ,  dem 
Rechte  selbst  zu  Folge  oder  durch  den  Schutz  des  Prätors  er- 
halten haben,  der  Niessbraucher  nichts  desto  weniger  gezwungen 
werde,  Sicherheit  zu  bestellen,  oder  die  Klage  [auf  seine  Ge- 
fahr] zu  übernehmen.     §.  2.    Ist  aber  Jemandem  die  Eigen- 
heit von  einem  bestimmten  Tage  an  vermacht  worden,  uud  der 
Niessbrauch  unbedingt,  so  wird,  wie  Pomponius  sagt,  dem 
Niessbraucher  diese   Sicherheitsbestellung   erlassen,   indem  es 
gewiss  ist,   dass  die  Eigenheit  an  ihn  oder  seinen  Erben  ge- 
langen werde.    §.  3.  Ist  der  Niessbrauch  an  einem  Kleidungs- 
stück vermacht  worden,  so,  lehrt  Pomponius,  werde,  selbst 
wenn  der  Erbe  stipulirt  habe,  dass  ihm  nach  Beerdigung  des 
Niessbrauchers  dasselbe  wiedergegeben  werden  solle,  der  Ver- 
sprecher dennoch  [zu  keinem  Schadensersatz]  verbindlich,  wenn 
er  es  ohne  Arglist  abgetragen  zurückgibt.    §.  4.  Sind  mehrere 
Eigenheitsherrn  vorhanden,  so  muss  jeder  für  seinen  Antheil 
Stipuliren. 

10.  PAUL.  lib.  XL.  ad  Ed.  —  Wenn  ich  dir  an  einem 
uns  gemeinschaftlich  gehörigen  Sclaven  den  Niessbrauch  ver- 
macht habe,  so  wird  die  Sicherheitsbestellung  an  meinen  Erben 
nöthig;  denn  wenn  er  gleich  rücksichtlich  der  Eigenheit  die 
Theiluugsklage  erheben  kann,  so  gehört  doch  die  Angelegenheit 
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wegen  des  Niessbrauchs ,  der  dein  eigen  ist,  nicht  in  das  Be- 
reich des  über  die  Theilungsklage  erkennenden  Richters. 

11.  PAPIN.  lib.  II.  lieopons.  —  Auch  wenn  der  Ge- 
brauch an  einem  Hause  hinterlassen  worden  ist,  muss  [wegen 
des  |  nach  Ermessen  eines  redlichen  Mannes  [zu  übenden  Ge- 
brauches] Sicherheit  bestellt  werden,  und  es  ändert  nichts, 
wenn  der  [testirende]  Vater  gewollt  hat,  dass  seine  zu  Erben 
eingesetzten  Söhne  zugleich  mit  der  Vermächtnissweise  dazu 
berechtigten  Mutter  darin  wohnen  sollen. 

12.  ULP.  lib.  XVIII.  ad  Sabin.  —  Wenn  der  Niess- 
brauch  an  Gef  ässen  hinterlassen  worden  ist ,  so  ist  keine 
Sicherheitsbestellung  nach  dem  Senatsbeschluss  nöthig,  sondern 
blos  insofern:  dass  der  Niessbrauch  nach  Ermessen 
eines  redlichen  Mannes  geschehen  solle.  Ist  also 
die  Uebergabe  derselben  wegen  der  Benutzung  geschehen,  so 
wird  Niemand  zweifeln,  dass  sie  nicht  Eigenthum  des  Em- 
pfängers werden;  denn  die  Uebergabe  findet  nicht  darum  Statt, 
dass  dem  Uebergebenden  das  Eigenthum  abgehe,  sondern  damit 
der  Vermächtnissberechligte  den  Niessbrauch  ausübe.  Da  mithin 
die  Gefässe  nicht  dem  JN'i  essbrau  eher  gehörig-  werden,  so  kann 
sie  der  Eigenheitsherr,  wenn  keine  Sicherheit  bestellt  worden, 
mit  der  Eigenthumsklage  zurückfordern.  Es  fragt  sich  nun 
nur  noch,  ob  auch  eine  Condiction  hier  Statt  habe ;  allein  es 
ist  bekannt,  dass  Niemand  seine  eigene  Sache  mittelst  Con- 
diction  in  Anspruch  nehmen  könne,  ausser  yoiii  Diebe. 


Achtes  Buch, 


Erster  Titel. 
De  servitutihus* 
{Von  den  DienstbarJceiten.) 

1.  MARCIAN.  lib.  III.  Regul  —  Dienstbarkeifen  sind  ent- 
weder Personen  zuständig-,  wie  der  Gebrauch  und  der  Niess- 
brauch,  oder  Sachen,  wie  die  Dienstbarkeiten  ländlicher  und 
städtischer  Grundstücke. 

2.  ÜLP.  lib.  XVII.  ad  Ed.  —  Einer  yon  mehreren 
Eigenthümern  eines  gemeinschaftlichen  Gebäudes  kann  [dem- 
selben] keine  Dienstbarkeit  auferlegen. 

3.  PAUL.  lib.  XXI.  ad  Ed.  —  Die  Dienstbarkeiten  von 
Grundstücken  bestehen  theils  am  Grund  und  Boden,  theils  au 
dem,  was  sich  darauf  befindet. 

4.  PAPIN.  lib.  VII.  Quaest.  —  Dienstbarkeiten  können 
dem  Rechte  selbst  zu  Folge  zwar  weder  von  einem  bestimmten 
Zeitpunct  an,  noch  bis  zu  einem  solchen,  weder  unter  einer 
Beding-ung",  noch  bis  zu  einer  bestimmten  Bedingung",  z.  B.  so 
lang-e  als  ich  will,  bestellt  werden;  wenn  jedoch  etwas 
dergleichen  [ausdrücklich]  hinzugefügt  worden  ist,  so  kann 
demjenigen,  welcher  die  Dienstbarkeit  auf  eine  dem  Ueberein- 
koinmen  zuwiderlaufende  Weise  in  Anspruch  nimmt,  mit  der 
Einrede  des  Vertrags  oder  der  Arglist  begegnet  werden.  Da- 
hin, berichtet  Cassius,  habe  sich  sowohl  Sabinus  gutacht- 
lich ausgesprochen,  als  sei  er  auch  selbst  dieser  Meinung*. 
§.  1.  Dass  den  Dienstbarkeiten  eine  nähere  Bestimmung"  rück- 
sichtlich der  Ausübung"  hinzugefügt  werden  könne,  ist  bekannt, 
z.  B.  mit  welcher  Art  von  Fuhrwerk  g-efahren,  oder  nicht 
gefahren  werden  soll,  etwa  nur  mit  Pferden,  oder  bis  auf  ein 
bestimmtes  Gewicht  beladen,  oder  dass  nur  eine  bestimmte 
Heerde  übergeführt,  oder  Kohlen  getragen  werden  dürfen. 
§.  2.  [Bestimmte]  Zwischenräume  von  Tagen  und  Stunden 
enthalten  keine  Bestimmung"  der  Zeit,  sondern  eine  nähere  Be- 
stimmung- der  Ausübung  einer  rechtlich  bestellten  Dienstbarkeit. 
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5.  GAJ.  lib.  VII.  ad  Ed.  prov.  —  [Die  Dienstbar 
keiten  des]  Fahrwegs,  des  Fusssteigs  und  der  Uebertrift,  sowie 
der  Wasserleitung  werden  etwa  auf  dieselbe  Weise  bestellt, 
wie  wir  es  vom  Niessbrauch  gesagt  Laben.  §.  1.  Die  Aus- 
übung der  Dienstbarkeiten  kann  durch  bestimmte  Zeiträume 
getrennt  werden,  z.  B.  so  dass  Jemand  von  nach  drei  Uhr  bis 
um  zehn  Uhr  sich  eines  gewissen  Rechts  bedienen  solle,  oder 
einen  Tag  um  den  andern. 

6.  PAUL.  lib.  XXI.  ad  Ed.  prov.  —  An  einem  be- 
stimmten Theil  eines  Grundstücks  kann  eine  Dienstbarkeit  so- 
wohl erlassen,  als  beteilt  werden. 

7.  ULP.  lib.  XIII.  ad  Leg.  Jul  et  Pap.  —  Das  Recht, 
eine  Cloake  anzulegen,  ist  auch  eine  Dienstbarkeit. 

8.  PAUL.  lib.  XV.  ad  Plant.  —  Das  man  [hin  und 
wider]  einen  Apfel  abbrechen,  spatzierengehen,  und  auf  fremdem 
Boden  zu  Abend  essen  könne,  deshalb  kann  keine  Dienstbar- 
keit bestellt  werden.  §.  1.  Wenn  mir  dein  Landgut  dienstbar 
ist,  und  ich  entweder  Eigenthümer  eines  Theiles  des  deinigen 
werde,  oder  du  von  einem  des  meinigen,  so  besteht  die 
Dienstbarkeit  Antheilsweise  fort,  wenn  sie  gleich  ursprünglich 
Antheilsweise  nicht  erworben  werden  kann. 

9.  CELSUS  lib,  V.  Big.  —  Wenn  Jemandem  die 
Dienstbarkeit  des  Fahrweges  ohne  genaue  Bestimmung  zu- 
gestanden oder  letztwillig  hinterlassen  worden  ist,  so  kann  er 
ohne  Einschränkung,  d.  h.  über  jeden  Theil  desselben  gehen 
und  fahren,  aber  auf  schonende  Weise.  Denn  Manches  wird 
bei  Verträgen  stillschweigend  ausgenommen;  so  darf  [z.B.  der 
Berechtigte]  weder  durch  das  Landhaus  noch  mitten  durch  die 
Weinberge  gehen  oder  fahren,  da  er  dies  ebenso  bequem  über 
einen  andern  Theil  uud  zu  geringerem  Schaden  des  dienenden 
Grundstücks  thun  kann.  Es  ist  aber  ausgemacht,  dass  wo  er 
zuerst  seinen  Weg  genommen,  er  fortwährend  gehen  und  fahren 
müsse,  und  ferner  damit  keine  Veränderung  vornehmen  dürfe; 
so  schien  es  auch  dem  Sabinus,  der  sich  hierbei  des  Bei- 
spiels von  einem  Bach  bediente,  den  man  zwar  zu  Anfang 
leiten  kann,  wohin  man  will,  nachher  aber,  wenn  er  seinen 
Lauf  genommen,  nicht  verlegen  darf;  dies  muss  auch  in  An- 
sehung des  Weges  befolgt  werden. 

10.  Idem  lib.  XVIII.  Big.  —  Wenn  [die  Dienstbar- 
keit] eines  Fusssteiges  vermacht  worden  ist,  wo  man,  ohne 
einen  Bau  nicht  gehen  kann,  so  ist  es  erlaubt,  durch  Aus- 
graben oder  Unterbauen  einen  Weg  anzulegen,  wie  Procu- 
1  u  s  sagt. 

11.  MODESTIN,  lib.  VI.  Bifferentiar.  —  Dass  eine 
Dienstbarkeit  nicht  je  nach  dem  Antheil  am  Eigenthum  er- 
worben werden  könne,  ist  eine  allgemein  bekannte  Sache. 
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Wenn  daner  Jemand,  der  ein  Landgut  hat,  sich  einen  Fahr- 
weg stipulirt,  und  einen  Theil  seines  Landguts  nachher  *)  ver- 
äussert, so  macht  er  die  Stipulation  unwirksam,  indem  er  sie 
in  einen  Fall  versetzt,  wo  dieselbe  ursprünglich  nicht  entstehen 
konnte.  Die  Wegefgerechtigkeit]  kann  auch  weder  theilweise 
vermacht,  noch  genommen  werden,  und  wenn  es  geschehen 
ist,  so  gilt  weder  das  Vermachtniss,  noch  die  Zurücknahme. 

12.  JAVOLEN.  Üb.  IV.  EpisU  —  Ich  finde  keinen 
Zweifel,  dass  dem  Grundstück  einer  städtischen  Gemeinde  nicht 
durch  einen  Sclaven  eine  Dienstbarkeit  mit  allem  Rechte  sollte 
erworben  werden  können. 

13.  POMPON.  üb.  XIV.  ad  Quint.  Mucium.  —  Wenn 
ein  Fahrweg  mit  der  Bezeichnung  eines  so  schmalen  Raumes 
bewilligt  worden  ist,  dass  weder  ein  Wagen  noch  ein  Ge- 
spann darauf  fortkommen  kann,  so  ist  anzunehmen,  dass  hier 
mehr  ein  Fusssteig  als  ein  Fahrweg  oder  UebertrifTt  erworben 
worden  sei ;  kann  aber  zwar  ein  Gespaun,  jedoch  kein  Wagen 
darauf  fortkommen,  so  wird  eine  Uebertrifft  als  erworben  an- 
genommen. 

14.  PAUL.  üb.  XV.  ad  Sabin.  —  Die  Dienstbarkeiten 
an  ländlichen  Grundstücken  sind,  wenn  sie  auch  Körpern  an- 
hängen, doch  unkörperlich,  und  können  deshalb  nicht  ersessen 
werden,  oder  auch  darum,  weil  sie  Dienstbarkeiten  von  der 
Art  sind,  dass  sie  keinen  bestimmten  ununterbrochenen  Besitz 
möglich  inachen;  denn  Niemand  kann  [z.B.]  so  ununterbrochen 
und  fortwährend  gehen,  dass  sein  Besitz  auch  nicht  in  einem 
Augenblick  als  unterbrochen  angesehen  werden  kann.  Dasselbe 
gilt  von  den  Dienstbarkeiten  an  städtischen  Grundstücken  2). 
§.  1.  Die  Dienstbarkeit  des  Fusssteiges  zu  einem  Begräbniss 
bleibt  privatrechtlich,  und  kann  daher  dem  Eigenthümer  des 
dienenden  Grundstücks  erlassen  werden ;  dieselbe  kann  auch 
erst  nach  der  Weihung  des  Begräbnisses  erworben  werden. 
§.  2.  Wenn  ein  Öffentlicher  Platz,  oder  ein  öffentlicher  Weg 
dazwischen  kommt ,  so  kann  einem  Grundstück  zwar  die 
Dienstbarkeit  des  Wasserschöpfens  auferlegt  werden ,  nicht 
aber  die  einer  Wasserleitung;  man  pilegt  sich  jedoch  an  den 
Kaiser  zu  wenden,  um  eine  Wasserleitung  ohne  allgemeinen 
Nachtheil  über  eine  Öffentliche  Strasse  zu  führen.  Liegt  ein 
heiliger  oder  gefreieter  Ort  dazwischen ,  so  hindert  dies  sogar 
die  Dienstbarkeit  des  Fusssteiges,  indem  über  einen  Platz  der 
Art  Niemand  ein  Recht  auf  eine  Dienstbarkeit  haben  kann. 

J)  Vor  der  Uebergabe  jenes. 

2)  Es  ist  unverkennbar  in  diesem  Gesetz ,  dass  auf  die  viel- 
besprochene Leoc  Scribonia  (s.  Glück  IX.  p.  112)  Bezug 
bat,  Unsinn  enthalten.  Man  wirft  daher  dem  Paulus  vor, 
er  habe  das  letztere  nicht  verstanden. 


734 


Pandect.  L.  YIIT.  Tit.  1.  De  servhuiibus. 


15.  POMPON.  üb.  XXXIII.  ad  Sabin.  —  Sobald  eine 
Dienstbarkeit  weder  [zum  Vortlieil]  eines  Menschen  noch  eines 
Grundstückes  bestellt  worden  ist,  so  gilt  sie  nicht,  weil  dann 
dem  Nachbar  nichts  daran  gelegen  sein  kann;  z.  B.  dass  da 
nicht  über  dein  eigenes  Landgut  gehen  oder  darauf  verweilen 
wollest;  wenn  du  mir  daher  zugestehen  wolltest,  dass  du  kein 
Recht  mehr  haben  wollest,  dein  eigenes  Grundstück  zu  brauchen 
und  zu  benutzen,  so  ist  dies  ungültig;  etwas  Anderes  ist  es 
aber,  wenn  du  mir  zugestehen  wolltest,  dass  du,  um  mein 
Wasser  nicht  zu  vermindern,  kein  Recht  habest,  auf  deinem 
Grundstück  Wasser  zu  schöpfen.  §.  1.  Das  Wesen  der 
Dienstbarkeiten  besteht  nicht  darin,  dass  Jemand  etwas  thue, 
z.  B.  Garten  abschaffe,  oder  für  eine  angenehmere  Aussicht 
sorge,  oder  dass  er  auf  seinem  eigenen  Boden  Gemälde  aus- 
stelle 3)  ,  sondern  darin,  dass  Jemand  etwas  leide,  oder 
nicht  thue. 

IG.  JUL.  lib.  XLIX.  D%\  —  Demjenigen,  den  mein 
Grundstück  als  Pfand  eingeräumt  worden  ist,  wird  billiger 
Weise  eine  analoge  Klage  wegen  der  Dienstbarkeit  ebenso 
verstattet,  wie  wegen  des  Grundstückes  selbst.  Dasselbe  gilt 
auch  in  Ansehung  dessen,  dem  ein  Zinsgut  gehört. 

17.  POMPON.  lib.  singul.  Regul.  —  Ein  Theil  eines 
Fahrweges,  Fusssteiges,  einer  Uebertrift  und  Wasserleitung' 
kann  nicht  Gegenstand  einer  Verbindlichkeit  werden,  weil 
deren  Gebrauch  nicht  getheilt  Statt  finden  kann;  wenn  daher 
derjenige,  welcher  sich  [eines  dieser  Rechte]  stipulirt  hat,  mit 
Hinterlassung  mehrerer  Erben  gestorben  ist,  so  kann  jeder 
Einzelne  Klage  auf  den  ganzen  Weg  erheben,  und  wenn  der 
Versprechende  mit  Hinterlassung-  mehrerer  Erben  gestorben, 
so  findet  die  Klage  auf  das  Ganze  gegen  jeden  Einzelnen  Statt. 

18.  PAUL.  lib.  XXXI.  Quaest.  Papin.  nolat.  —  Bei 
allen  Dienstbarkeiten ,  in  Ansehung  deren  durch  einen  Erb- 
antritt Vereinigung-  [des  dienenden  Grundstücks  mit  dem  be- 
rechtigten ]  erfolgt  ist ,  hat  man  den  Grundsatz  angenommen, 
dass  dem  Vermächtnissberechtigten  die  Einrede  der  Arglist 
entgegenstehe ,  wenn  er  deren  fernem  Fortbesland  nicht 
dulden  will 


3)  Pittgat,  s.  B  r  i  s  s  o  n  h.  v. 

4)  Man  denke  sich  den  Fall:  A.  bat  ein  Grundstiich,  an  welchem 
dein  B.  eine  Dienstbarkeit  zusteht;  er  stirbt  und  setzt  den 
B  zum  Universalerben  ein,  vermacht  aber  sein  dienendes 
Grundstück  dem  C.  unter  einer  Bedingung'.  Bis  diese  eintritt, 
gehört  nun  dem  B.  das  Grundstück  des  A.,  mithiu  wird  die 
Dienslbarkeit  durch  die  Vereinigung'  des  dienstbaren  un'd  des 
berechtigten  Grundstücks  aufgehoben.  Wenn  nun  aber  die 
Bedingung-  für  C.  eintritt,  und  B.  das  Grundstück  herausgeben 
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19.  LABEO  lib.  IV.  Posterior,  a  Javoleno  epitom.  — 
Dass  dem  Landgute,  welches  man  verkauft,  eine  Dienstbarkeit 
auferlegt  werden  könne,  selbst  wenn  sie  von  keinem  Nutzen 
ist,  glaube  ich  wobl;  so  z.  B.  kann,  wenn  Jemandem  eine 
Wasserleitung-  gar  nichts  helfen  würde,  dennoch  diese  Dienstbar- 
keit nichts  desto  weniger  bestellt  werden  ;  denn  wir  können  ein 
Recht  auf  Etwas  haben,  ohne  dass  es  uns  von  Nutzen  ist. 

-20.  JAVOLEN.  lib.  V.  er  Posteriorib.  Labeon.  — 
Sobald  ein  Fahrweg-,  oder  irg-end  ein  Recht  eines  Landguts 
erkauft  worden  ist,  so  glaubt  Labeo,  müsse  Sicherheit  be- 
stellt werden,  dass  von  deiner  Seite  der  Ausübung  des  Rechtes 
kein  Hiuderniss  in  den  Weg-  gelegt  werden  werde,  weil  keine 
ausschliessliche  Uebergabe  eines  Rechts  dieser  Art  g-eschehen 
könne.  Ich  aber  glaube,  dass  die  Ausübung'  desselben  als 
Besitzübergabe  des  Rechts  anzunehmen  sei,  weshalb  auch,  die 
Interdicte  wie  die  Besitzinterdicte  dafür  begründet  sind. 

Zweiter  Titel. 

De  Servitut  ib  us  pr  ae  diorum  urb  anoru  m9 
(  Von  den  Dienstbarkeiten  städtischer  Grundstücke. ) 

1.  PAUL.  lib.  XXI.  ad  Ed.  —  Wenn  öffentlicher 
Grund  und  Boden  oder  eine  Öffentliche  Strasse  zwischen  [zwei 
Privatgrundstücken]  liegt,  so  hindert  dieser  Umstand  zwar 
weder  eine  Dienstbarkeit  des  Fusssteigs  und  der  Uebertrift, 
noch  des  Höherbauens,  wohl  aber  die  des  Trammrechfs ,  der 
Anlage  eines  Wetterdachs  oder  Erkers  und  die  des  Abflusses  5) 
und  der  Traufe,  weil  der  über  diesem  Boden  befindliche  Luft- 
raum frei  bleiben  muss.  §.  1.  Wenn  der  Niessbrauch  dein, 
und  die  Eigenheit  eines  Gebäudes,  welches  die  Last  des  Nachbar- 
hauses trag-en  muss,  mein  ist,  so  kann  [nur]  ich  wegen  der 
Gesammtfverpflichtung-]  verklagt  werden,  und  keinen  Falls  du. 

2.  GAJ.  lib.  VII.  ad  Ed.  prov.  —  Die  Rechte  städ- 
tischer Grundstücke  sind  folgende:  höher  zu  bauen  und  das 
Licht  des  Nachbars  zu  schmalem,  oder  das  Verbot  des  Höher- 
bauens ;  die  Traufe  auf  das  Dach  oder  den  Hof  des  Nachbars 
zu  leiten,  oder  nicht  zu  leiten,  Balken  in  die  Wand  des  Nach- 
bars zu  legen,  Erker  und  Wetterdacher  anzulegen,  und  andere 
diesen  ähnliche. 


muss,  so  lebt  die  Dienstbnrlteit 
wieder  auf,  und  wenn  dann  C. 
die  Dienstbai  keit  auerkennen  zu 
Einrede  der  Arglist  entgegen.  — 
natürlichen  Grund,  weii  ohne  dies 
baren  Grundstücks  dasselbe  von 
könnte. 
5)  Yoin  Dache. 


seines  Grundstückes  daran 
ex  testamenio  klagt,  ohne 
wollen  ,  so  steht  ihm  die 
Dieses  Gesetz  hat  den  sehr 
jeder  Besitzer  eines  dienst- 
der  Dieustbarkeit  befreien 
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3.  ULP.  lib.  XXIX.  ad  Sabin.  — ■  Auch  gibt  es  eine 
Dienstbarkeit,  die  Aussicht  nicht  zu  hindern. 

4.  PxlUL.  lib.  II.  Ins/itttf.  —  Durch  die  Bestellung 
einer  Fenslerdienstbarkeit  wird  [das  Recht]  als  erworben  an- 
gesehen, dass  der  ]\achbar  unsere  Fenster  aufnehmen  mtiss. 
Wird  hingegen  die  Dienstbarkeit  auferlegt,  dass  [uns]  das 
Licht  nicht  geschmälert  werde,  so  wird  [unserer  Seils  J  viel- 
mehr [das  Recht]  als  erworben  angesehen,  dass  der  Nachbar 
wider  unser n  Willen  nicht  höher  bauen,  und  dadurch  das  Licht 
unserer  Gebäude  schmälern  dürfe  6). 

5.  ULP.  lib.  XVII.  ad  Ed.  —  Dass  in  Ansehung  der 
Dienstbarkeiten  etwas  wider  Jemandes  Willen  geschehe,  müssen 
wir  nicht  blos  von  dem  annehmen,  der  widerspricht,  sondern 
auch  von  dem,  der  nicht  einwilligt.  Daher  sagt  Pomponius 
im  vierzigsten  Buche,  dass  sowohl  ein  Rind  als  ein  Rasender 
mit  Recht  als  nichtwollend  betrachtet  werden  könnten ;  denn 
dieser  Ausdruck  bezieht  sich  nicht  auf  die  Thatsache,  sondern 
auf  das  Rechtsverhälfniss  der  Dienstbarkeit. 

6.  GAJ.  lib.  VII.  ad  Ed,  prov.  —  Auch  diese  Rechte 
gehen,  wie  die  von  ländlichen  Grundstücken ,  durch  Nicht- 
gebrauch während  einer  bestimmten  Zeit  verloren;  nur  waltet 
der  Unterschied  vor,  dass  sie  durch  Nichtgebrauch  nicht  un- 
bedingt verloren  gehen,  sondern  nur  dann,  wenn  der  Nachbar 
zugleich  seine  Freiheit  ersitzt;  so  z.  B.  verliere  ich,  wenn 
dein  Gebäude  dem  meinigen  insofern  dienstbar  ist,  dass  es 
nicht  erhöhet  werden  darf,  um  nicht  das  Licht  in  meinem  Ge- 
bäude zu  schmälern,  und  ich  die  bestimmte  Zeit  hindurch  meine 
Fenster  zugemacht  oder  verbauet  habe,  mein  Recht  nur  dann, 
wenn  du  diese  Zeit  über  dein  Gebäude  erhöhet  gehabt  hast; 
denn  hast  du  keine  Aenderung  vorgenommen,  so  behalte  ich 
die  Dienstbarkeit.  Ebenso  verliere  ich,  wenn  meinem  Gebäude 
[an  dem  deinigen]  das  Trammrecht  zusteht,  und  ich  den  Balken 
herausgenommen  habe,  mein  Recht  nur  dann,  wenn  du  das 
Loch,  woraus  der  Balken  genommen  worden,  zugemauert  und 
die  bestimmte  Zeit  hindurch  so  behalten  hast;  hast  du  hin- 
gegen keine  Veränderung  unternommen,  so  bleibt  [Jedem] 
sein  7)  Recht  unverändert. 

7.  POMPON.  lib.  XXVI.  ad  Quint.  Mucium.  —  Wenn 
gesagt  wird,  dass  ich  mit  meinem  Gebäude  die  Freiheit  [von 
Dienstbarkeiten]  ersitzen  könne,  so  werde  ich  diesen  Zweck, 


6)  Bei  der  üebersetznng  dieser  berühmten  Stelle  bin  ich  der 
G  tückschen  Erklärung,  X.  p.  108  sqq.  gefolgt.  s.  auch 
Goldschmidt  im  Archiv  f.  civ.  Prax.  V.  S.  422. 

7)  Jus  suum;  über  den  Zusatz  s.  d.  Note  zur  Gott.  C.  J.  Aus- 
gabe. 
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wie  Mucius  behauptet,  nicht  erlangen,  wenn  ich  an  derselben 
Stelle  einen  Baum  gepflanzt  hatte;  und  mit  Recht,  weil  ein 
Baum,  wegen  seines  natürlichen  Wachsthums,  nicht  so  unver- 
ändert an  Ort  und  Stelle  bleibt,  wie  eine  Wand. 

8.  GAS.  lib.  VII.  ad  Ed.  prov.  —  Eine  Wand,  welche 
aus  einem  natürlichen  Grunde  gemeinschaftlich  ist,  einzureissen 
und  wieder  herzustellen,  ist  einer  yon  den  Nachbarn  [allein] 
nicht  berechtigt,  weil  er  nicht  allein  Eigenthümer  ist. 

9.  ULPl  üb.  Uli.  ad  Ed.  —  Wider  denjenigen,  der 
durch  Erhöhung  seines  Gebäudes  das  des  Nachbars  verfinstert, 
gegen  welches  keine  Verpflichtung  zu  einer  Dienstbarkeit  vor- 
handen ist,  findet  keine  Klage  Statt. 

10.  MARC  ELL.  lib.  IV.  Z>/£.  —  Gaurus  [schrieb] 
dem  Marcellus:  ich  habe  zwei  Häuser,  von  denen  ich  das 
eine  dir  vermache.  Mein  Erbe  erhöhet  das  andere  und  be- 
nimmt dir  dadurch  das  Licht ;  welche  Klage  hast  du  da ,  und 
glaubst  du,  dass  etwas  darauf  ankomme,  ob  derselbe  sein 
eigenes  oder  ein  erbschaftliches  Haus  höher  bauet  ?  Ich  frage 
auch  deshalb,  ob  der  Erbe  den  Zugang  zu  der  vermachten 
Sache  durch  ein  fremdes  Gebäude  gewähren  muss,  sowie  diese 
Frage  erhoben  zu  werden  pflegt,  wenn  der  Niessbrauch  an 
einem  Orte  vermacht  worden  ist,  zu  dem  man  nur  durch  einen 
fremden  gelangen  kann?  Marcellus  antwortete:  wenn  Je- 
mand, der  zwei  Gebäude  hatte,  das  eine  davon  vermacht  hat, 
so  ist  es  keinem  Zweifel  unterworfen,  dass  der  Erbe  durch 
Erhöhung  des  andern  das  Licht  des  vermachten  Gebäudes 
schmälern  dürfe.  Dasselbe  findet  Statt,  wenn  er  dem  Einen 
das  eine  Gebäude  und  dem  Andern  am  andern  den  Niessbrauch 
vermacht  hat.  Der  Fusssteig  lässt  sich  aber  nicht  allemal  als 
Beweisgrund  aufstellen,  weil  ohne  dazu  zu  können,  kein  Ver- 
machtniss  der  Benutzung  bestehen,  in  verfinsterten  Gebäuden 
man  aber  allerdings  wohnen  kann.  Ist  übrigens  der  Niess- 
brauch eines  Ortes  vermacht  worden,  so  muss  ein  Zugang 
verstattet  werden,  weil,  auch  wenn  das  Recht  zum  Wasser- 
schöpfen hinterlassen  worden  ist,  ein  Weg  dazu  verstattet 
werden  muss.  Vermachte  Gebäude  dürfen  aber  nur  insoweit 
verdunkelt  und  denselben  das  Licht  geschmälert  werden,  dass 
ihnen  dasselbe  nicht  ganz  und  gar  entzogen  wird,  sondern 
soviel  verbleibt,  als  für  die  Bewohner  zum  Bedarf  bei  Tage 
hinreicht. 

11.  ULP.  lib.  L  de  officio  Consul  —  Wer  das  Licht 
seiner  Nachbarn  [durch  einen  Neubau]  8)  schmälern,  oder  etwas 
Anderes  zu  deren  Nachtheil  unternehmen  will,  der  möge  wis- 


8)  Hier  ist  eine  bestehende  Norm  oder  rechtliche  Notwendig- 
keit anzunehmen,  S.  Glück  X.  115. 

Corp.  jur.  ciu.   I.  47 
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sen,  dass  er  sich  nach  dem  Zustande  und  der  Gestalt  der 
allen  Gebäude  richten  müsse.  §.  1.  Wenn  zwischen  dir  und 
deinem  Nachbar  keine  Uebereinstimmung  herrscht,  zu  welcher 
Höhe  du  dein  zu  bauen  angefangenes  Gebäude  aufführen  dur- 
fest, so  kannst  du  einen  Schiedsrichter  annehmen. 

12.  JAVOLEN.  lib.  X.  e$  Cassio.  —  Gebäude ,  wel- 
chen die  Dienstbarkeit,  dass  sie  nicht  höher  aufgeführt  werden 
dürfen,  obliegt,  dürfen  dennoch  Topfgewächse  9)  über  diese 
Höhe  haben;  ist  es  hingegen  eine  Dienstbarkeit  der  Aussicht, 
so  dürfen  sie  dergleichen,  wenn  jene  im  Wege  sein  sollten, 
nicht  haben. 

13.  PROCÜL.  lib.  IL  Epist.  —  Ein  gewisser  Hiberus, 
der  hinter  meiner  Scheuer  ein  Gebäude  hat,  legte  an  der  ge- 
meinschaftlichen Wand  Bäder  an ;  er  darf  aber  an  der  gemein- 
schaftlichen Wand  keine  Wärmeröhren  anbringen ,  sowie  auch 
keine  Wand  auf  1  °)  die  gemeinschaftliche  setzen.  Von  den 
Wärmeröhren  gilt  dies  aber  um  so  mehr  aus  dem  Grunde, 
weil  durch  dieselben  vermöge  der  Flamme  die  Wand  ausgedörrt 
wird;  ich  wünsche  daher,  dass  du  mit  dem  Hiberus  reden 
mögest,  damit  er  nichts  Verbotenes  begehe.  —  Proculus 
antwortete:  ich  glaube,  dass  selbst  Hiberus  darüber  keinen 
Zweifel  hegen  werde,  dass  er,  durch  die  Anlegung  von 
Wärmeröhren  an  der  gemeinschaftlichen  Wand,  etwas  Uir- 
erlaubtes  begehe.  §.  1.  Capito's  Ausspruch  zu  Folge  kanu 
man  eine  gemeinschaftliche  Wand  [auf  seiner  »Seite]  übergypsen, 
sowie  mir  auch  freisteht,  an  derselben  die  kostbarsten  Male- 
reien zu  haben ;  wenn  übrigens  der  Wachbar  die  Wraud  ein- 
reisst  und  die  Klage  wegen  drohenden  Schadens  aus  einer 
Stipulation  erhoben  wird,  so  dürfen  jene  nicht  hoher  als  ge- 
wöhnlicher Abputz  geschätzt  werden.  Dies  gilt  auch  von  der 
Uebergypsung. 

14.  PAPIR.  JUST.  lib.  I.  de  Comtitut.  —  Die  Kaiser 
Antoninus  und  Verus  haben  verordnet,  dass  auf  einem 
freien  Räume,  der  Niemandem  zu  einer  Dienstbarkeit  ver- 
pflichtet ist,  der  Eigenthümer  sowohl  als  ein  Anderer  mit 
dessen  Willen,  mit  Beobachtung  des  gesetzmässigen  Raumes 
vom  Nachbargebäude  «inen  Bau  aufführen  könne. 

15.  ULP.  lib.  XXIX.  ad  Sabin.  —  Zwischen  den  bei- 
den Dienstbarkeiten,  dass  das  Licht  nicht  geschmälert  und  die 


9)  Kiridiarta  sind  hier  Gewächse,  Bäume  und  Pflanzen  in 
Töpfen  und  Kübeln. 

10)  Die  Flor,  liest  suum  per  etc. ,  allein  die  Gründe ,  welche 
für  die  Lesart  der  Vulgate  und  Haloander's:  suum  super, 
streiten ,  verdienen  die  grösste  Berücksichtigung ;  s.  bes. 
Suarez  Comment.  ad  L.  Aquil.  II.  n.  4.  §§.  bS.  69.  (T.  M. 
II.  p.  102»»). 
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Aussicht  nicht  gehindert  werde,  ist  ein  Unterschied  zu  beob- 
achten, weil  in  der  Aussicht  für  den  Berechtigten  mehr  ent- 
halten ist,  nämlich  dass  ihm  die  freie  und  angenehme  Aus- 
sicht nicht  beschränkt  werde,  in  der  wegen  Nichtschmälerung 
des  Lichtes  aber  nur,  dass  die  Hellung  nicht  verfinstert  werde. 
Was  nun  also  Jemand  zur  Hinderung  des  Lichtes  unternimmt, 
kann,  wenn  eine  Verpflichtung'  zur  Dienstbarkeit  vorhanden  ist, 
hintertrieben  werden,  und  es  kann  Anspruch  wegen  Neu- 
baues 1 ')  wider  ihn  geschehen,  wenn  er  nur  etwas  der  Art 
unternimmt,  was  dem  Lichte  schaden  könnte. 

16.  PAUL.  lib.  II.  Epitom.  sllfcni  Dig.  —  Licht  heisst 
die  Möglichkeit,  den  Himmel  zu  sehen;  und  es  ist  ein  Unter- 
schied zwischen  Licht  und  Aussicht,  denn  Aussicht  kann  man 
auch  von  tiefer  gelegenen  Orten  her12)  haben,  Licht  aber 
nicht. 

17.  ULP.  lib.  XXIX.  ad  Sabin.  —  Wer  einen  Baum 
so  pflanzt,  dass  er  das  Licht  schmälert,  der  handelt  auch  der 
obliegenden  Dienstbarkeit  zuwider;  denn  auch  ein  Baum  be- 
wirkt, dass  man  weniger  vom  Himmel  sehen  kann.  Wenn 
aber  dasjenige,  was  vorgesetzt  wird,  das  Licht  zwar  nicht 
schmälert,  aber  die  Sonne  entzieht,  so  kann  man  zwar,  wenn 
dies  an  einem  Orte  der  Fall  ist,  wo  es  angenehm  ist,  dass 
sie  nicht  hinscheint ,  sagen ,  dass  der  Dienstbarkeit  nicht  ent- 
gegengehandelt werde;  wenn  aber  vor  einem  Sonnenfang 
oder  einem  Sonnenbalcon  1 3)  ,  so  ist  allerdings  der  obliegen- 
den Dienstbarkeit  zuwidergehandelt  worden,  weil  ein  Ort 
in  Schatten  versetzt  wrird ,  dem  die  Sonne  nothwendig  ist. 
§.  1 .  Wenn  man  umgekehrt  aber  ein  Gebäude  abträgt  oder 
Saumzweige  [abschneidet],  wodurch  ein  bisher  schattiger  Ort 
der  vollen  Sonne  ausgesetzt  wird,  so  handelt  man  nicht  gegen 
die  Dienstbarkeit  ;  denn  zu  dieser  war  nur  darum  eine  Ver- 
pflichtung vorhanden,  damit  das  Licht  nicht  geschmälert  werde  ; 
jetzt  aber  schmälert  man  dies  nicht  [nur  nicht] ,  sondern  man 
bewirkt  mehr  Heilung,  als  verlangt  werden  kann.  §.  2.  Zu- 
weilen kann  auch  der  Fall  eintreten,  dass  Jemand,  der  ein 
Gebäude  einreisst  oder  niedriger  macht,  das  Licht  schmälere, 
z.  B.  wenn  das  Licht  durch  Wiederschein  oder  Zurückprallen 
in  das  [berechtigte]  Gebäude  gelangt.  §.  3.  Die  Bedingung 
bei  der  Uebergabe  [eines  "Gebäudes]  ,  dass  die  Traufen 
in   dem   Zustande,  wie   sie  sind,   bleiben  sollen, 


11)  Glück  X.  218. 

12)  Ex  infcrioribus  loch;  es  ist  gewiss  das  Hinuntersehen 
gemeint,  und  im  Deutschen  wäre  daher  wohl  besser:  „auf 
tiefergelegene  Orte.u 

13)  Glück  X.  120.  n.  46;  s.  auch  Isidor.  Orig.  XY.  3. 

47  * 
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bezeichnet14)  dies,  dass  den  Nachbargebäuden  die  Verpflich- 
tung zur  Aufnabine  der  Traufe  obliege,  nicht  aber,  dass  auch 
der  Käufer  die  der  Nachbargebäude  aufnehme;  der  Verkäufer 
versichert  also  hiermit,  dass  ihm  zwar  die  Dienslbarkeit  der 
Traufe  berechtigungsweise  zustehe,  er  selbst  aber  Niemandem 
dazu  verpflichtet  sei.  §.  4.  Was  von  der  Traufe  gesagt  ist, 
ist  auch  von  den  übrigen  Dienstbarkeiten  zu  verstehen,  wenn 
nicht  ausdrücklich  etwas  Anderes  bestimmt  worden  ist. 

18.  POMPON.  lib.  X.  ad  Sabin.  —  Wenn  an  meinem 
Gebäude  befestigte  Köhren,  wodurch  du  Wasser  leitest,  mir 
Schaden  zufügen ,  so  steht  mir  eine  Klage  auf  das  Geschehene 
zu ;  ich  kann  aber  auch  mit  dir  wegen  drohenden  Schadens 
eine  Stipulation  eingehen. 

19.  PAUL.  lib.  VI.  ad  Sabin.  —  Eine  Röhre,  welche 
entweder  aus  einem  öffentlichen  Brunnen  oder  vom  Himmel 
das  Wasser  auffängt,  darf  man,  wie  Proculus  sagt,  dem 
Rechte  nach  nicht  an  einer  gemeinschaftlichen  Wand  anbrin- 
gen;  ein  Bad  an  der  gemeinschaftlichen  Wand  anzulegen,  kann, 
aber  der  Nachbar  nicht  verhindert  werden,  wenn  die  Wand 
auch  Feuchtigkeit  einzieht;  denn  es  ist  ebenso,  wie  wenn  Je- 
mand in  seinem  Schlafzimmer  oder  Gemach  Wasser  ausgiesst. 
Neratius  sagt  aber,  dass  wenn  von  dem  warmen  Bade  ein, 
so  häufiger  Gebrauch  gemacht  würde,  dass  eine  fortwährende 
Feuchtigkeit  herrschte,  und  dies  dem  Nachbar  Schaden  brächte, 
Jener  daran  gehindert  werden  könne.  §.  1.  Ein  aus  Töpfer- 
fliesen erbauetes  Gemach  an  einer  gemeinschaftlichen  Wand, 
welches  so  erhaltbar  ist,  dass  es,  auch  wenn  die  Wand  weg- 
genommen ist,  stehen  bleiben  kann,  darf  man  dem  Rechte 
nach  behalten,  sobald  es  der  Wiederherstellung"  der  gemein- 
schaftlichen Wand  nicht  im  Wege  ist.  §.  2.  Stiegen  darf 
man,  wie  Sabinas  richtig  bemerkt,  an  einer  gemeinschaft- 
lichen Wand  haben,  weil  diese  wieder  weggenommen  werden 
können. 

20.  Idem  lib.  XV.  ad  Sabin.  —  Dienstbarkeiten,  welche 
an  der  Oberfläche  [eines  Grundstücks]  bestehen,  werden  durch 
den  Besitz  [allein]  erhalten;  denn  habe  ich  z.  B.  aus  meinem 
Gebäude  in  das  deinige  einen  Balken  gelegt,  so  besitze  ich 
vermöge  des  eingelegten  Balkens  die  Dienstbarkeit  der  Berech- 
tigung dazu  selbst.  Dasselbe  ist  der  Fall,  wenn  ich  eine  über 
dein  [Gebiet]  vorgeschobene  Balcongallerie  oder  Traufe  habe, 
weil  ich  hier  auf  deinem  Gebiet  einen  Gebrauch  ausübe,  und 
also  gleichsam  durch  eine  Thatsache  besitze.  §.  1.  Wenn  dein 
Hof  höher  liegt ,  als  mein  Haus ,  und  du  mir  zugestanden  hast, 


14)  Die  Glosse  versteht  hier  eine  Beziehung  für  die  Auslegung 
dunkel  gefasster  Verträge. 
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über  deinen  Hof  in  mein  Haus  zu  gehen  und  zu  fahren ,  zu 
demselben  über  jenen  aber  kein  ebener  Zugang  ist,  so  kann 
ich  dem  Rechte  nach  Stufen  oder  einen  Abhang  nach  meiner 
Thür  zu  machen,  wenn  ich  nur  nichts  weiter,  als  nö'thig  ist, 
des  Weges  halber  zerstöre.  §.  2.  Wenn  das  Gebäude,  von 
dem  die  Traufe  hernied^rfallt,  weggenommen  worden  ist,  um 
unter  denselben  Verhältnissen  und  in  derselben  Eigenschnft 
wieder  aufgebauet  zu  werden,  so  erfordert  der  Nutzen,  dass 
es  [fortdauernd]  als  dasselbe  angesehen  werde;  denn  ohnedies 
ist,  wenn  man  es  strenge  nimmt,  das  neuaufgeführte  ein  an- 
deres, und  deshalb  geht  mit  der  Wegnahme  eines  Gebäudes 
ein  [daran  bestellter]  Niessbrauch  verloren  ,  wiewohl  der  leere 
Kaum  ein  Theil  des  Gebäudes  ist.  §.  3.  Wenn  die  Dienstbar- 
keit der  Traufe  vorhanden  ist,  so  darf  der  Eigenthümer  des 
dienenden  Hofraums  nicht  an  einer  Stelle  bauen ,  wo  die 
Traufe  einmal  herabzufallen  begonnen.  §.  4.  Wenn  die  Traufe 
vorher  von  Dachziegeln  gefallen  ist,  so  darf  sie  nachher  nicht 
von  Brettern  15)  oder  von  einem  andern  Stoff  fallen.  §.5.  Die 
Traufe  kann  erhöhet  werden,  sie  kann  erworben  worden  sein, 
"Wie  sie  will;  denn  die  Dienstbarkeit  wird  dadurch  erleichtert, 
indem  dasjenige,  was  aus  der  Höhe  fällt,  leichter  und  mehr 
zerstreuet  wird,  und  nicht  auf  das  dienstbare  Grundstück  ge- 
langt ;  niedriger  darf  [die  Traufe]  nicht  gemacht  werden ,  weil 
die  Dienstbarkeit  dadurch  beschwerlicher  wird,  nämlich  zu 
einem  Ablluss  statt  der  Traufe.  Aus  demselben  Grunde  darf 
eine  Traufe  auch  weiter  rückwärts  verlegt  werden,  weil  der 
Fall  dann  mehr  auf  unserm  eigenen  Boden  geschieht ;  vor- 
gerückt darf  sie  nicht  werden,  damit  dieselbe  nicht  an  einem 
andern  Orte  herabfällt,  als  wo  die  Dienstbarkeit  ruht;  denn 
erleichtern  darf  man  sie  wohl,  nicht  aber  erschweren.  Ueber- 
haujpt  ist  zu  bemerken,  dass  das  Nachbargrundstück  zwar  in 
ein  vortheilhafteres  Verhältniss  gesetzt  werden  dürfe,  nicht  aber 
in  ein  nachtheiligeres,  es  müsste  denn  etwas  ausdrücklich  durch 
Auflage  einer  Dienstbarkeit  verändert  worden  sein.  §.  6.  Wer 
auf  einem  Hofraum,  auf  den  die  Traufe  fällt,  bauet,  der  kann 
das  Gebäude  bis  dahin  fortführen,  wo  die  Traufe  gerade  her- 
unterfällt; es  kann  aber  auch  ein  Gebäude,  auf  welches  die 
Traufe  fällt,  erhöhet  werden,  sobald  nur  für  den  geraden 
Herabfall  derselben  Raum  bleibt. 

21.  POMPON.  Üb.  XXXIII.  ad  Sabin.  —  Wenn  dein 
Haus  mit  Gebäuden  zu  der  zweifachen  Dienstbarkeit  verpflich- 
tet ist,  dass  es  nicht  erhöhet  werden  darf  und  die  Traufe  mei- 
ner Gebäude  aufnehmen  muss,  und  ich  dir  das  Recht,  wider 


15)  Tabulala,  s.  Isidor.  Orig.XY.3.  und  Gothofr.  ad  Cod. 
Theod.  XI.  16.  15. 
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meinen  Willen  deine  Gebäude  hoher  aufzuführen,  zugestanden 
habe,  so  müss  es  in  Betreif  meiner  Traufe  so  gehalten  wer- 
den, dass,  wenn  durch  die  Erhöhung-  deiner  Gebäude  meine 
Traufe  nicht  mehr  auf  dieselben  fallen  kann,  du  aus  diesem 
Grunde  nicht  höher  bauen  dürfest,  wohl  aber,  wenn  meine 
Traufe  nicht  behindert  wird. 

22.  JULIAN.  lib.II.  ex  Minicio.  —  Wer  ein  Gebäude 
hat,  kann  dem  Nachbar  die  Dienstbarkeit  [wegen  des  Lichts] 
auflegen,  so  dass  er  nicht  bloss  wegen  der  gegenwärtig"  vor- 
handenen Fenster,  sondern  auch  wegen  der  künftig  noch  ge- 
macht werdenden  Zusage  leiste  1  ö). 

23.  POMPON.  lib.  XXXIII.  ad  Salin.  —  Wenn  die 
Dienstbarkeit  auferlegt  worden  ist,  dass  das  Licht  so, 
wie  es  ist,  bleiben  solle,  so  wird  damit  für  künftig 
anzulegende  Fenster  keine  Sicherheit  als  bestellt  angesehen; 
ist  aber  das  Versprechen  so  gestellt  worden,  dass  das  Licht 
nicht  geschmälert  werden  solle,  so  ist  es  zweideutig, 
ob  damit  nur  die  bereits  vorhandenen  Fenster  gemeint  sind, 
oder  auch  die  künftigen.  Es  ist  aber  billiger,  unter  jenem 
allgemeinen  Ausdruck  alles  Licht  zu  begreifen ,  es  mag  schon 
gegenwärtig  oder  erst  nach  der  Zeit  der  Uebereinkunft  in  Be- 
tracht fallen.  §.1.  Auch  einem  künftigen,  noch  nicht  vorhan- 
denen Gebäude  kann  eine  Dienstbarkeit  auferlegt  oder  erworben 
werden. 

24.  PAUL.  lib.  XV.  ad  Sabin.  —  Wessen  Gebäude 
vermöge  des  [Tramm-]  Rechtes  1 7)  auf  einem  andern  ruhet, 
der  darf  sein  Gebäude  ohne  Begrenzung  in  die  Höhe  führen, 
sobald  er  die  unten  befindlichen  Gebäude  mit  keiner  schwere- 
ren Dienstbarkeit  belastet,  als  sie  zu  leiden  haben. 

25.  POMPON.  lib.  XXXIII.  ad  Sabin.  —  Was  von 
der  Balkeneinlegung  gesagt  worden  ist,  hat  [nur]  in  Bezug 
von  einem  Gebäude  auf  das  andere  Statt;  denn  auf  andere 
Weise  kann  Niemand  etwas  auf  einem  fremden  Gebäude  Ru- 
hendes haben.  §.  1.  Wenn  von  dreien  an  einem  unebenen 
Orte  erbaueten  Gebäuden  das  mittlere  dem  oberen  dienstbar  ist, 
das  untere  aber  keinem,  und  eine  zwischen  dem  unteren  und 
mittleren  Gebäude  befindliche  gemeinschaftliche  Wand  vom 
Eigenthümer  des  unteren  erhöhet  worden  ist,  so,  sagt  Sabi- 
nus,  könne  er  dies  mit  vollem  Rechte  thun. 

26.  PAUL.  lib.  XV.  ad  Sabin.  —  An  einer  gemein- 
schaftlichen Sache  kann  einer  von  zwei  Eigenthümern  vermöge 
einer  Dienstbarkeit  weder  wider  den  Willen  des  Andern  etwas 


16)  S.  Cujac.  ad  7i,  l  Op.  T.  VI.  p.  458. 

17)  8  Glück  X.  8i.  üebrigens  bemerke  ich,  dass  ich  Glück  s 
Gründen  nicht  tlurchgehends  beitrete. 
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thun,  noch  verhindern,  dass  der  Andere  etwas  nicht  thue, 
denn  Niemandem  ist  seine  eigene  Sache  dienstbar.  Wegen 
der  endlosen  Streitigkeiten  kommt  die  Sache  daher  meist  auf 
Theilung  hinaus;  der  Mitgenosse  erlangt  aber  durch  die  Ge- 
meingutstheilungsklage,  dass  Etwas18)  nicht  geschehe,  oder 
dass  [der  Andere]  das  bereits  Geschehene  wieder  wegnehmen 
müsse,  wenn  dessen  Wegnahme  der  gemeinschaftlichen  Sache 
nützt. 

27.  POMPON.  üb.  XXXIII.  ad  Salin.  —  Wenn  mir 
und  dir  die  Titianischen  Gebäude  gemeinschaftlich  gehören, 
und  aus  diesen  etwas  widerrechtlich  in  andere  mir  allein  ge- 
hörige Gebäude  eingelegt  worden  ist,  so  kann  ich  gegen  dich 
Klage  erheben  oder  auch  das  mir  Aufgebürdete  zerstören  1 9)„ 
Dasselbe  ist  der  Fall,  wenn  aus  deinem  eigenen  Gebäude  in 
das  mir  und  dir  gemeinschaftlich  gehörige  etwas  auf  ähnliche 
Weise  vorgebauet  sein  sollte;  hier  habe  ich  allein  wider  dich 
eine  Klage.  §.  I.  Wenn  du  auf  einem  [dir  mit  einem  Andern] 
gemeinschaftlich  gehörigen  Hofraum  bauen  willst,  so  hat  der 
Miteigenthümer  das  Recht,  es  zu  verhindern,  wenn  dir  auch 
das  Recht  zu  bauen  vom  Nachbar  zugestanden  worden  ist, 
weil  du  wider  den  Willen  des  Miteigentümers  auf  einem 
gemeinschaftlichen  Platze20)  zu  bauen  kein  Recht  hast. 

28.  PAUL.  lib.  XV.  ad  Sabin.  —  9?Ein  unten  in  der 
Wand  eines  Zimmers  oder  Speisesaales,  um  den  Fussboden 
zu  scheuern,  angebrachtes  Loch  ist  weder  ein  Abfluss ,  noch 
kann  [dadurch  ein  solcher]  durch  Zeitablauf  erworben  werden." 
Dies  ist  insofern  richtig,  wenn  in  diesen  Ort  kein  Wasser  vom 
Himmel  lliesst ;  denn  dasjenige ,  wozu  die  Hand  nöthig  ist ,  hat 
keine  iminerwäbrende  Ursach ;  was  aber  vom  Himmel  Fällt, 
das  geschieht,  wenn  es  auch  nicht  ununterbrochen  geschieht, 
doch  aus  einer  natürlichen  Veranlassung,  und  wird  daher  als 
immerwährend  geschehend  angenommen.  Jede  Dienstbarkeit 
eines  Grundstücks  muss  aber  eine  immerwährende  Ursach  ha- 
ben, und  daher  kann  weder  aus  einem  Teiche,  noch  aus  einem 
stehenden  Wasser  eine  Wasserleitung  zugestanden  werden.  Auch 
der  Trauffall  muss  eine  natürliche  und  immerwährende  Ursach 
haben. 

29.  POMPON.  lib.  XXXII.  ad  Quint.  Mucinm.  -~  Wenn 
also  der  Nachbar  durch  ein  solches  Loch,  woran  keine  Dienst- 
barkeit besteht ,  Schaden  gespürt  hat ,  so  findet  eine  Stipulation 
wegen  drohenden  Schadens  Statt. 

18)  Hier  sind  besonders  Neuerungen  und  Veränderungen  in 

Bauten  u.  s.  w.  zu  verstehen. 
49)   Glück  X.  78.  n.  73. 

20)  Jure;  Hai.  und  die  VuJgale  haben  re;  der  Sinu  ist  un- 
zweifelhaft der  oben  angegebene. 
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30.  PAUL.  lib.  XV.  ad  Sabin.  —  Wenn  Jemand  ein 

Gebäude,  welches  dem  seinigen  dienstbar  ist,  gekauft  und 
übergeben  erhalten  hat,  so  ist  die  Dienstbarkeit  dadurch  ver- 
einigt und  aufgehoben,  und  wenn  er  [das  erstere]  wieder  ver- 
kaufen will,  so  muss  die  Dienstbarkeit  ausdrücklich  wieder 
auferlegt  werden,  sonst  bleibt  jenes  Gebäude  befreiet.  §.  1. 
Wenn  ich  einen  Theil  eines  Grundstücks  erlangt  habe,  wel- 
ches mir21),  oder  dem  ich  dienstbar  bin,  so  findet  keine  Ver- 
einigung der  Dienstbarkeit  Statt,  weil  diese  am  Theile  fort- 
besteht ;  wenn  daher  mein  Grundstück  dem  deinigen  dienstbar 
ist,  und  ich  dir  einen  Theil  von  dem  meinigen,  und  du  mir 
einen  von  dem  deinigen  übergeben  hast,  so  besteht  die  Dienst- 
barkeit fort.  Ebensowenig  unterbricht  auch  der  an  eiuem 
oder  dem  andern  Grundstück  erworbene  Niessbrauch  die  Dienst- 
barkeit. 

3t.  Idem  lib.  XLVIH.  ad  Ed.  --  Wenn  ein  Erbe, 
dem  durch  das  Testament  als  Vermächtniss  auferlegt  worden 
ist,  das  Licht  des  Nachbars  nicht  zu  schmälern,  und  [dies  als] 
Dienstbarkeit  zu  gewähren ,  das  [dienstbare]  Gebäude  nieder- 
gerissen hat,  so  ist  dem  Vermächtnissberechtigten  eine  analoge 
Klage  zuzugestehen,  wodurch  er  den  Erben  verhindern  kann, 
wenn  dieser  etwa  nachher  versuchen  sollte,  das  Gebäude  höher, 
als  es  vorher  gewesen,  wieder  aufzubauen. 

32.  JULIAN,  lib.  VII.  Big.  —  Wenn  mein  Gebäude 
dem  des  Lucius  Titius  und  dem  des  Publius  Mävius  insofern 
dienstbar  ist,  dass  mir  nicht  erlaubt  ist,  höher  zu  bauen,  und 
ich  vom  Titius  bittweise  es  erlangt  habe,  höher  bauen  zu  dür- 
fen, und  die  gesetzmässige  Zeit  hindurch  mein  Gebäude  dann 
so  erhöht  gehabt  habe,  so  werde  ich  gegen  den  Publius  Mä- 
vius die  Befreiung  [von  der  Dienstbarkeit]  ersitzen ,  denn  die 
dem  Titius  und  Mävius  zukommende  Dienstbarkeit  war  nicht 
eine,  sondern  zwei.  Ein  Beweis  dafür  ist  der  Umstand,  dass 
wenn  mir  der  Eine  von  Beiden  die  Dienstbarkeit  erlassen  hätte, 
ich  nur  von  ihm  befreiet ,  dem  andern  aber  nichts  desto  weniger 
zur  Dienstbarkeit  verpflichtet  geblieben  sein  würde.  §,  1.  Be- 
freiung von  der  Dienstbarkeit  wird  ersessen ,  wenn  die  Gebäude 
besessen  werden ;  wenn  daher  derjenige ,  welcher  ein  höher 
gebauetes  [Haus]  gehabt  hatte,  vor  der  erforderlichen  Zeit  den 
Besitz  des  Gebäudes  verloren  hat,  so  ist  die  Ersitzung  gestört; 
derjenige  aber,  welcher  nachher  den  Besitz  dieses  Gebäudes 
erhält,  wird  [erst]  durch  [den  Ablauf]  des  ganzen  erforder- 
lichen Zeitraums  die  Befreiung  [von  der  Dienstbarkeit]  ersitzen; 
denn  die  Natur  der  Dienstbarkeiten  ist  von  der  Art,  dass  sie 
nicht  besessen  werden  können ,  sondern  es  wird  von  demjenigen, 


21)  D.  h.  meinem  Grundstück. 


\ 
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der  das  Gebäude  besitzt,  [blos]  angenommen,  als  Labe  er  deren 
Besitz. 

33.  PAUL.  lib.  V.  Epiiom.  Alfeni  Big.  —  Derjenige, 
dem  das  dienstbare  Gebäude  gehört ,  muss  die  Säule,  welche 
die  Last  des  benachbarten  Gebäudes  trägt,  wiederherstellen, 
nicht  derjenige,  welcher  jene  darauf  legen  will;  denn  wenn 
es  in  dem  Vertrage  wegen  der  Diensfbarkeit  2  2)  so  heisst: 
die  Wa nd  zur  Unterstützung  der  Last  soll  bleiben 
wie  sie  ist,  so  ist  damit  deutlich  genug  gesagt,  dass  die  Wand 
auf  immer  bleiben  solle.  Denn  mit  diesen  Worten  wird  nicht 
gesagt,  dass  auf  immer  und  ewig  die  Wand  dieselbe  bleiben 
solle,  was  sogar  unmöglich  wäre,  sondern,  dass  eine  Wand 
von  dieser  Art  immerwährend  da  sein  soll,  um  die  Last  zu 
tragen.  Es  ist  gerade  so,  wie  wenn  Jemand  einem  Andern 
Sicherheit  bestellt,  ihm  eine  Dienstbarkeit  gestatten  zu  wollen, 
seines  [Hauses]  Last  zu  tragen,  wo,  wenn  die  dienstbare 
[Wand],  welche  die  Last  trägt,  eingefallen  ist,  eine  andere 
an  deren  Statt  gesetzt  werden  muss, 

34.  JULIAN,  lib.  II.  ex  31inicio.  —  Wer  zwei  Höfe 
hat,  kann,  wenn  er  den  einen  weggibt,  denselben  dem  andern 
dienstbar  machen. 

35.  MARCIAN.  lib.  III.  Regulär.  —  Wenn  der  Eigen- 
thiimer  von  zwei  Gebäuden  eines  davon  verkauft,  und  dabei 
bevorwortet,  dass  es  [dem  andern]  dienstbar  seiu  solle,  bei 
der  Uebergabe  aber  der  Dienstbarkeit  keine  Erwähnung  gelhan 
hat,  so  kann  er  [dennoch]  sowohl  die  Klage  aus  dem  Verkauf 
erheben ,  als  die  Condiction  des  Unbestimmten  anstellen ,  dass 
die  Dienstbarkeit  auferlegt  werde. 

36.  PAPINI  AN.  lib.  VII.  Quaest.  —  Jemand  hatte  zwei 
Gebäude  unter  einem  Dachgebälk,  und  vermachte  beide  zweien 
Verschiedenen  Personen  ;  ich  habe  hier  den  Ausspruch  gethan, 
dass  weil  es  zulässig  erscheine,  dass  ein  Balken  Zweien  ge- 
höre, jedem  Eigenthiimer  die  Balken  nach  seiner  Hausgegend 
zukämen,  so  dass  Jedem  bestimmte  Theile  des  Gebälks  gehö- 
ren, und  Reiner  gegen  den  Andern,  wegen  nicht  Statt  fin- 
denden Rechts,  eingelegte  Balken  zu  haben,  eine  Klage  habe. 
Es  ist  auch  einerlei,  ob  Beiden  die  Gebäude  unbedingt,  oder 
dem  Einen  unter  einer  Bedingung  vermacht  worden  sind, 

37.  JULIAN,  lib.  VII.  Dig.  _  u„d  wenn  die  Gebäude 
Zweien  [unter  den  Lebendigen]23)  abgetreten  worden  sind. 

38.  PAUL.  lib.  II.  Quuesf.  —  Wenn  mein  Gebäude  von 
dem  deinigeu  so  weit  entfernt  steht,  dass  man  von  einem  nicht 


22)  In  lege  aedium }  s.  Ulr.  Hub.  praeh  J.  C.  ad  Pandect. 
h.  t.  §.  2. 

23)  Glück  IX.  70.  n.  93. 
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zum  andern  sehen  kann,  oder  ein  dazwischenliegender  Berg 
die  Aussicht  verhindert,  so  kann  [demselben]  keine  Dienstbar- 
keit auferlegt  werden; 

39.  PAUL.  lib.  I.  Manuah  —  denn  Niemand  kann  sei- 
nen Gebäuden  eine  Dienstbarkeit  auferlegen,  wenn  nicht  der- 
jenige, welcher  sie  zugesteht,  und  der,  dem  sie  zugestanden 
wird ,  die  [bezüglichen]  Gebäude  [aus  denselben]  erblicken  kön- 
nen, so  dass  das  eine  dem  andern  hinderlich  sein  kann. 

40.  Idem  lib.  III.  Respons.  —  Wer  kein  Recht  hat, 
Fenster  anzulegen,  hat,  wenn  er  eine  gemeinschaftliche  Wand 
durchbrochen24)  und  Fenster  angelegt  hat,  Unrecht  gethan ; 
so  habe  ich  geantwortet. 

41.  SCAEVOLA  Hb.  I.  Responsor.  —  Jemand  ver- 
macht dem  Oljrnpicus  das  Wohnen  und  ein  Magazin,  wel- 
ches in  dem  Hause  war,  auf  Lebenszeit;  bei  dem  Hause 
war  ein  Garten  und  ein  Speisesaal25),  der  dem  Olympiens 
nicht  vermacht  worden  war;  zu  dem  Garten  aber  und  dem 
Speisesaal  war  durch  das  Haus,  woran  das  Wohnen  vermacht 
worden  war,  immer  ein  Durchgang  gewesen;  nun  fragte  es 
sich,  ob  Olympicus  den  Durchgang  leiden  müsse?  Ich  habe 
geantwortet,  dass  zwar  keine  Dienstbarkeit  vorhanden  sei, 
der  Erbe  aber  durch  das  Haus  zu  dem  vorerwähnten  [Garten 
und  Speisesaal]  gehen  könne,  wenn  er  nur  dem  Vermächtniss- 
inhaber keinen  Schaden  zufüge.  §.  1.  Lucius  Titius  brach  die 
Wand  seines  Hauses  durch  und  legte  innerhalb  der  Grenzen, 
welche  ihm  die  Dienstbarkeit  der  Traufe  und  des  Wetterdach- 
gebälkes [seines  Nechbars]  vorschrieb,  eine  nach  aussen  gehende 
Thür  an;  es  entsteht  die  Frage,  ob,  wenn  er  weder  dem  Lichte 
des  Nachbars  Publius  Mävius,  noch  dem  Fusssteig  desselben, 
noch  der  von  dessen  Hause  fallenden  Traufe  hinderlich  ist,  dem 
Nachbar  Publius  Mävius  eine  Klage,  dies  zu  hintertreiben,  zu- 
stehe ?  —  Ich  habe  geantwortet ,  dass  der  Lage  der  Sache  nach 
keine  Klage  Statt  finde. 

Dritter  Titel. 

De  servitutihus  pr  ae  diorum  rusticorum* 
(J^on  den  Dienstbarkeiten  ländlicher  Grundstücke.) 
1.  ULP.  lib.  II.  Institut.  —  Die  Dienstbarkeiten  länd- 
licher Grundstücke  sind  folgende:  Fusssteig,  Uebertrift,  Fahr- 
weg und  Wasserleitung1.    Der  Fusssteig  ist  das  Recht,  dass 
ein  Mensch  darüber  gehen  und  hin  und  wieder  gehen26), 


24^  Glück  X.  106  ssq. 

25)  (J oenaculum  sebeiut  hier  in  der  ursprüoglicheu  Bedeu- 
tung- genommen  werden  zu  müssen. 

26)  Glück  X.  140. 
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nicht  auch  Zugvieh  übertreiben  darf.  Uebertrift  ist  das  Recht, 
Zagvieh  zu  treiben,  oder  mit  einem  Wagen  [überzufahren]. 
Wer  daher  die  Fusssteig[sgerechtigkeit]  hat,  hat  nicht  auch 
die  Uebertrift;  wer  aber  die  Uebertrift  hat,  der  kann  auch 
zu  Fuss  ohne  Zugvieh  darüber  gehen.  Fahrweg  ist  das  Recht, 
zu  gehen,  zu  fahren,  und  hin  und  wieder  zu  gehen;  denn 
der  Fahrweg  begreift  den  Fusssteig  und  die  Uebertrift  in  sich. 
Wasserleitung  heisst  das  Recht,  Wasser  über  ein  fremdes 
Landgut  zu  leiten.  §.  1.  Zu  den  ländlichen  [Dienstbarkeiten] 
sind  ferner  zu  zählen:  das  Wasserschöpfen,  das  Treiben  des 
Viehes  an  das  Wasser,  das  Weiderecht,  das  Recht  Kalk  zu 
löschen  und  Sand  zu  graben.  §.  2.  [Geschehene]  Uebergabe 
und  Duldung  der  Dienstbarkeiten  berechtigen,  die  Hülfe  des 
Prätors  in  Anspruch  zu  nehmen. 

2.  NERATIUS  lib.  IV.  Regul.  —  Dienstbarkeiten  länd- 
licher Grundstücke  können  [auch]  27)  sein:  die  Erlaubniss 
höher  zu  bauen  und  dem  Landhanse  des  Nachbars  [das  LichtJ 
zu  schmälern,  oder  eine  Cloake  durch  des  Nachbars  Haus  oder 
Landhaus  zu  haben,  oder  ein  Wetterdach  anbringen  zu  dürfen. 
§.  1.  Eine  Wasserleitung  und  das  Wasserschöpfen  kann  an  der- 
selben Stelle  auch  Mehreren  zugestanden  werden  ;  es  kann  auch  . 
so  geschehen,  dass  es  zu  verschiedenen  Tagen  oder  Stunden 
Statt  finde.  §.  2.  Wenn  [für]  die  Wasserleitung  oder  das  Wasser- 
schöpfen hinreichend  [W  asser  vorhanden]  ist ,  so  kann  es  Meh- 
reren an  derselben  Stelle,  und  zwar  der  Gebrauch  zu  densel- 
ben Tagen  und  Stunden  zugestanden  werden. 

3.  ULP.  lib.  XVII.  ad  Ed.  —  Es  können  auch  Dienst- 
barkeiten also  auferlegt  werden,  dass  Ochsen,  womit  ein  Land- 
gut bestellt  wird,  auf  dem  Nachbaracker  weiden  dürfen;  eine 
solche  Dienstbarkeit  kann,  wie  Neratius  im  zweiten  Buche 
seiner  Membranen  schreibt,  [allerdings]  Statt  finden.  §.  1.  Der- 
selbe schreibt  auch,  dass  das  Einbringen  der  Früchte  in  das 
Landhaus  des  Nachbars  und  deren  Aufbewahren  daselbst,  so 
wie  das  Entnehmen  von  Weinpfählen  von  des  Nachbars  Grund- 
stück [als  Dienstbarkeit]  bestellt  werden  könne.  §.  2.  In  dem- 
selben Buche  sagt  er,  du  könnest  dem  Nachbar,  dessen  Stein- 
brüche dicht  an  dein  Landgut  stossen,  das  Recht  zugestehen, 
Erde,  Gerölle  und  Felsstücke  auf  deinen  Grund  und  Boden 
zu  werfen,  und  darauf  liegen  zu  lassen,  Steine  darauf  fort- 
zuwälzen, liegen  zu  lassen  und  von  da  wieder  wegzuschaffen. 
§.  3.  Wer  [das  Recht]  Wasser  zu  schöpfen  hat,  von  dem  nimmt 
man  auch  an ,  dass  er  einen  Fusssteig  zu  diesem  Ende  habe ; 
und  wie  Neratius  im  dritten  Buche  seiner  Membranen  sagt, 
so  wird  er  beides  haben,  es  mag  ihm  nun  das  Recht  des  Wasser- 


27)  S.  Glück  IX.  30. 
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schöpfens  und  des  Zugangs  zugestanden  worden  sein,  oder 
blos  des  Wasserschöpfeiis,  denn  dann  liege  der  Zugang  [schon] 
darin  [selbst],  oder  blos  des  Zugangs  zum  Ouell  und  dann  liege 
das  Wasserschöpfen  darin.  Dies  gilt  vom  Schöpfen  aus  einem 
Privafquell ;  zu  einem  öffentlichen  Fluss,  schreibt  Neratius 
in  demselben  Buche,  brauche  [blosj  ein  Fusssteig  veistattet  zu. 
Werden;  das  Wasserschöpfen  [zu  erlauben],  sei  hier  nicht  nö- 
ihig,  und  wenn  Jemand  blos  das  W'asserschopfen  [in  diesem 
Fall]  zugestanden  habe,  so  sei  dies  ungültig. 

4.  PAPIJXIAJV.  üb.  II.  Respons.  -  Die  Dienstbarkeit 
der  Viehweide,  sowie  des  Treibens  desselben  an  das  Wasser, 
erscheint,  wenn  die  Nutzung  eines  Grundstückes  vorzüglich  in 
der  Vieh[zucht]  besteht,  mehr  als  [eine  Dieustbarkeit]  des  Grund- 
stücks, als  der  Person.  Hat  aber  ein  Testator  eine  bestimmte 
Person  bezeichnet,  welcher  nach  seinem  Willen  die  Dienstbar- 
keit hat  geleistet  werden  sollen,  so  wird  dein  [spätem]  Käufer 
oder  Erben  dieselbe  nicht  gestattet. 

5.  ULP.  lib.  XVII.  ad  Ed.  —  Deshalb  findet,  demselben 
zu  Folge,  auch  eine  Eigenthumsklage  [wegen  einer  solchen 
Dienstbarkeit]  Statt.  §.  1.  Neratius  sagt  in  den  Büchern 
aus  dem  Plautius,  das  Wasserschöpfen,  das  Treiben  des 
Viehes  zur  Tränke,  und  das  Recht,  Kreide  zu  brechen  und 
Kalk  zu  löschen,  könne  auf  einem  fremden  [Grundstück]  nur 
dann  Statt  finden,  wenn  man  ein  benachbartes  Landgut  be- 
sitze; auch  Proculus  und  Atilicinus  sollen,  wie  er  sagt, 
dieser  Ansicht  gewesen  sein.  Er  sagt  aber  selbst,  dass  be- 
sonders die  Dienstbarkeit  des  Kalklöschens  und  des  Kreide- 
brechens nicht  über  den  Bedarf  des  [berechtigten]  Landgutes 
sich  erstrecken  dürfe; 

6.  PAUL.  lib.  XV.  ad  Plaut.  —  z.  B.  wenn  Töpfer- 
öfen vorhanden  sind ,  worin  solche  Gefässe  gemacht  werden, 
in  denen  Früchte  des  Landgutes  fortgeschafft  werden,  so  wie 
es  hier  und  da  Statt  findet,  dass  Wein  in  Krügen  ausgeführt 
wird,  oder  dass  Fässer  gemacht  werden,  oder  Ziegel  zum 
Häuserbau.  Warden  aber  die  Töpferöfen  zum  Verkauf  von 
Gefassen  betrieben,  so  würde  [die  Dienstbarkeit  zum]  JXiess- 
brauch  werden.  §.  1.  Ebenso  ist  das  Recht,  Kalk  zu  löschen, 
Steine  zu  brechen  und  Sand  zu  graben,  zu  den  auf  dem  Land- 
gute Statt  findenden  Bauten  vom  JViessbrauch  bedeutend  ver- 
schieden ;  desgleichen  [die  Benutzung]  eines  Schlagwaldes  zum 
Bedarf  der  Weinpfähle.  Wie  nun,  wenn  diese  [Berechtigungen] 
die  Grundstücke  werthvoller  machen?  —  Dann  findet  kein 
Zweifel  Statt,  dass  eine  wirkliche  Dienstbarkeit  vorhanden  ist; 
Mäcianus  geht  hierin  soweit,  dass  er  sogar  meint,  es  könne 
auch  eine  Dienstbarkeit  in  der  Art  bestellt  werden,  dass  mir 
die  Erlaubniss  zustehe,  eine  Hütte  auf  deinem  Grund  und  Bo- 
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den  zu  Laben ,  wenn  mir  nämlich  die  Dienstbarkeit  der  Weide 
oder  des  Viehantriebes  zustehet,  um  bei  rauher  Witterung-  einen 
Zufluchtsort  zu  haben. 

7.  PAUL.  lib.  XXI.  ad  Ed.  —  Wer  sich  auf  einem 
Tragsessel  oder  Palankin  tragen  lässt,  von  dem  nimmt  man 
an,  dass  er  gehe,  nicht,  dass  er  fahre;  Zugvieh  darf  aber 
derjenige,  wer  blos  den  Fussweg  hat,  nicht  überführen.  Wer 
die  Uebertrift  hat,  kann  sowohl  mit  Lastwagen  fahren,  als 
Zugvieh  überführen ;  Steine  oder  Balken  zu  schleifen ,  dazu 
hat  Keiner  von  Beiden  ein  Recht.  Einige  [glauben  sogar], 
er  dürfe  nicht  einmal  einen  aufrechtgehaltenen  Speer  tragen, 
weil  er  dazu  weder  des  Gehens  noch  des  Treibens  wegen 
einen  Grund  haben  könne,  und  die  Früchte  auf  diese  Weise 
beschädigt  werden  könnten.  Wer  aber  den  Fahrweg  hat, 
der  hat  das  Recht,  zu  gehen  und  zu  fahren,  und,  wie  die 
Meisten  [hinzufügen],  auch  zu  schleifen  und  einen  Speer  auf- 
recht zu  tragen,  dafern  er  nur  die  Früchte  nicht  beschädigt. 
§.  1.  Bei  landlichen  Grundstücken  verhindert  ein,  nicht  dienst- 
bares ,  zwischen  [zwei  andern]  liegendes  Grundstück  die  Dienst- 
barkeit. 

8.  GAJ.  lib.  VII.  ad  Ed.  prov.  —  Die  Breite  des  Fahr- 
weges beträgt  nach  dem  Zwölftafelgesetz  in  gerader  Linie 
acht  Fuss,  und  im  Winkel,  d.  h.  wo  sich  der  Weg  biegt, 
sechzehn. 

9.  PAUL.  lib.  I.  Sententiar.  —  Die  Dienstbarkeit  der 
Wasserleitung  oder  des  Wasserschöpfens  kann  nur  an  einem 
Brunnen  oder  einem  Ouell  bestellt  werden ;  heutzutage  pflegt 
sie  auch  an  jedem  andern  Orte  bestellt  zu  werden. 

10.  Idem  lib.  XLIX.  ad  Ed.  —  Labeo  sagt,  es  könne 
eine  Dieustbarkeit  in  der  Art  bestellt  werden,  dass  man  [der- 
selben gemäss]  Wasser  suchen  und ,  wenn  man  es  gefunden, 
fortleiten  dürfe ;  denn  wenn  man  einem  noch  nicht  erbaueten 
Gebäude  eine  Dienstbarkeit  bestellen  dürfe,  warum  soll  man 
nicht  ebensowohl  an  einem  noch  nicht  aufgefundenen  Wasser 
eine  solche  bestellen  dürfen?  Und  wenn  mau  Jemandem  die 
Erlaubniss  zum  Suchen  zugestehen  kann,  so  kann  man  ihm  auch 
[das  Recht]  zugestehen,  das  aufgefundene  Wasser  zu  leiten. 

11.  CELSUS  lib.XXVIl.  Diff.  —  Das  Recht,  über  ein 
Mehreren  gehöriges  Landgut  zu  gehen  und  zu  fahren,  kann  mir 
vou  Jedem  besonders  zugestanden  werden ;  einem  feinen  Rechts- 
grunde zu  Folge  erwirbt  man  es  also  nicht  eher,  als  bis  Alle 
dasselbe  abtreten ,  und  es  werden  durch  das  letzte  Zugeständniss 
alle  frühern  erst  bestätigt.  Indessen  ist  es  der  Billigkeit  ge- 
mässer,  dass,  auch  bevor  der  Letzte  das  Zugeständniss  abgibt, 
diejenigen,  welche  bereits  eingewilligt  haben,  sich  der  Aus- 
übung des  abgetretenen  Rechtes  nicht  widersetzen  dürfen. 
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12.  BIODESTIN.  lib.  IX.  Dlfferenhar.  -  Zwischen 
Uebertrift  und  Fusssteig  ist  ein  Unterschied ;  denn  auf  einoni 
Fusssteig  darf  man  zu  Fuss  und  zu  Pferde  hin  und  wieder 
gehen,  auf  einer  Uebertrift  aber  soll  man  Vieh  und  Wagen 
überführen  dürfen. 

13.  JAVOLEN.  lib.X.  ex  Gctssio*  —  Es  kann  auch  für 
eine  bestimmte  Art  von  Ländereien  eine  Dienstbarkeit  erworben 
werden,  z.  B.  für  Weinberge,  weil  sie  vielmehr  dem  Grund 
und  Boden,  als  dem,  was  darauf  steht,  angehört.  Daher 
wird  dieselbe,  auch  wenn  die  Weinpflanzungen  eingegangen 
sind,  fortbestehen;  ist  aber  bei  dem  Uebereinkommen  wegen 
der  Dienstbarkeit  etwas  Anderes  ausgemacht  worden,  so  wird 
die  [Vorschützung  der]  Einrede  der  Arglist  nothwendig.  §.  I. 
Wenn  ein  ganzer  Acker  zum  Fusssteig  oder  zur  Uebertrift 
dienstbar  ist,  so  uarf  der  Eigenthümer  auf  demselben  nichts 
vornehmen,  wodurch  der  Dienstbarkeit  etwas  in  den  Weg1 
gelegt  wird,  indem  diese  [danu]  so  ausgedehnt  ist,  dass  jede 
Erdscholle  dienstbar  ist.  Ist  aber  eine  Uebertrift  oder  ein  Fuss- 
steig ohne  nähere  Bestimmung  vermacht  worden,  so  muss  eine 
solche  getroffen  werden,  und  die  Dienstbarkeit  bleibt  da,  wo 
der  Fusssteig  zuerst  bestimmt  worden  ist,  fortbestehend,  wäh- 
rend die  übrigen  Theile  des  Ackers  frei  sind.  Es  muss  daher 
ein  rSchiedsrichter  aufgestellt  werden,  der  in  beiden  Fallen 
den  Weg  zu  bestimmen  hat.  §.  2.  Mit  der  Breite  der  Ueber- 
trift und  des  Fusssteiges  verhält  es  sich  so,  wie  schon  gesagt 
worden  ist;  ist  nichts  ausgemacht  worden,  so  ist  es  von  dem 
schiedsrichterlichen  Ermessen  abhängig  zu  machen.  In  Betreff 
des  Fahrweges  ist  dies  anders;  ist  hier  die  Breite  nicht  aus- 
gemacht worden,  so  findet  Verpflichtung  zur  gesetzmässigen 
Statt.  §.  3.  Ist  ein  Ort  ohne  bestimmte  Breite  namhaft  gemacht 
worden,  so  kann  überall  über  denselben  gegangen  werden; 
ist  aber  weder  ein  Ort  bestimmt  noch  die  Breite  ausgemacht 
worden,  so  kann  ein  Weg  über  das  ganze  Landgut  [,  es  sei 
wo  es  sei,]  erwählt  werden,  jedoch  von  der  gesetzlich  vor- 
geschriebenen Breite ;  auch  hier  ist  in  zweifelhaften  Fällen  die 
Hülfe  eines  Schiedsrichters  anzurufen. 

14.  POMPON.  lib.  XXXII.  ad  Quint.  Muc.  —  An  der 
Stelle,  wo  ich  Jemandem  einen  Fahrweg  abgetreten  habe,  darf 
ich  einem  Andern  keine  Wasserleitung  zugestehen ;  ich  kann 
aber  auch ,  wenn  ich  dem  Einen  eine  Wasserleitung  abgetreten 
Labe,  an  derselben  Stelle  einem  Andern  keinen  Fusssteig  ver- 
kaufen oder  auf  andere  Weise  zugestehen. 

15.  Idem  lib.  XXXI.  ad  Quint.  Muc.  —  Qnintus  Bin  - 
cius  schreibt:   wenn  die  Leitung28)  eines  täglich,  oder  blos 


28)  Glück  X.  63. 
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zur  Sommerszeit,  oder  in  langem  Zwischenräumen  fliessenden 
Wassers  über  ein  fremdes  Landgut  geht,  so  sei  es  [dem  Be- 
rechtigten] erlaubt,  eine  irdene,  oder  irgend  eine  andere  Röhre 
in  den  Bach  zu  legen,  welche  das  Wasser  weiter  leitet,  oder 
sonst,  was  er  wolle,  in  dem  Bache  vorzunehmen,  wenn  er  nur 
dem  Eigentümer  des  Grundstücks  den  Y^asserfluss  nicht  ver- 
schlechtere. 

16.  C ALLISTRAT.  lib.  IJI.  de  Cognition.  ~  Der  ver- 
ewigte Kaiser  Pius  verordnete  an  die  Vogelsteller :  es  ist 
unvernünftig,  dass  ihr  auf  fremden  Grundstücken 
wider  den  Willen  der  Eigenthümer  Vogelfang 
treibt. 

17.  PAPIR.  JUSTUS  lib.  I.  de  Constitution.  —  Die 
Kaiser  Antoninus  «nd  Verus  haben  verordnet ,  das  Wasser 
aus  einem  öffentlichen  Fluss  müsse  nach  ft^aassgabe  der  [daran 
liegenden]  Besitzungen  zur  Bewässerung  der  Ländereien  ver- 
theilt werden,  wenn  nicht  Jemand  nachgewiesen,  dass  ihm 
auf  den  Grund  eines  besondern  Rechtes  mehr  davon  zukomme. 
Ebenso,  verordneten  sie,  dürfe  eine  Wasserleitung  nur  dann 
angeleg  t  werden ,  wenn  es ,  ohne  dass  einem  Andern  dadurch 
zu  nahe  getreten  wird,  geschehe. 

18.  ULP.  lib.  XIV.  ad  Salin.  —  Ein  auch  über  meh- 
rere Landgüter  laufender  Fahrweg  bleibt  immer  nur  einer, 
indem  nur  eine  Dienstbarkeit  vorhanden  ist.  Es  ist  auch  die 
Frage  erhoben  worden,  ob,  wenn  man  über  ein  Landgut  ge- 
gangen ist,  über  das  andere  aber  einen  so  langen  Zeitraum 
hindurch ,  wahrend  dessen  die  Dienstbarkeit  verloren  geht, 
nicht,  dieselbe  erhalten  werde?  —  Sie  kann  nur  entweder 
ganz  verloren  gehen  oder  ganz  erhalten  werden  ;  hat  man  da- 
her dieselbe  über  gar  kein  [Landgut]  ausgeübt,  so  geht  sie 
ganz  verloren,  wenn  aber  auch  nur  über  das  eine,  so  wird 
sie  ganz  erhalten. 

19.  PAUL.  lib.  VI.  ad  Sabin.  —  Wenn  einer  von  meh- 
reren Miteigentümern  sich  einen  Fusssteig  zu  einem  gemein- 
schaftlichen Landgute  stipulirt,  so  ist  die  Stipulation  ungültig-, 
weil  ihm  derselbe  nicht  gegeben  werden  kann ;  wenn  aber  Alle 
stipuliren  oder  ein  gemeinsamer  Sclav,  so  können  auch  einzelne 
Miteigentümer  auf  desselben  Verstattung  Klage  erheben,  weil 
er  ihnen  auf  diese  Weise  gegeben  werden  kann,  damit  nicht  2  9), 
wenn  derjenige,  welcher  den  Weg  sich  stipulirt  hat,  mehrere 
Erben  hinferlässt.  die  Stipulation  unnütz  werde. 

20.  POMPÖJY.  lib.  XXXIII.  ad  Sabin.  —  Wenn  du  mir 
zu  gleicher  Zeit  über  ein  dir  gehöriges  Stück  Land  zu  gehen 


29)  Dieses  ne  lässt  die  Vulgate  weg;  man  muss  aber  sup- 
pliren:  „wenn  das  GegentheiL  Statt  finden  sollte. u 
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und  zu  fahren,  und  das  Recht  des  JYiessbrauchs  daran  zu- 
gestanden hast,  ich  aber  nachher  zu  deinen  Gunsten  auf  den 
Nießbrauch  Verzicht  geleistet  habe,  so  kannst  du  an  diesem 
Orte  den  Niessbrauch  nur  dergestalt  üben,  dass  mir  das  Recht 
zu  gehen  und  zu  fahren  vollkommen  zuständig  bleibt.  Inglei- 
chen  nm»st  du,  wenn  ich  rechtlicher  Maassen  sowohl  Wasser 
über  d6iu  Landgut  leiten  kann,  als  du  wider  meinen  Willen 
auf  demselben  nicht  bauen  darfst,  und  ich  dir  die  Erlaubniss 
zum  letztern  zugestanden  habe,  nichtsdestoweniger  die  Dienst- 
barkeit gegen  mich  insofern  beobachten,  dass  du  nur  so  bauest, 
dass  meine  Wasserleitung  [unversehrt]  bleibt;  und  es  inuss 
[überhaupt]  die  ganze  Sache  in  dem  Verhältniss  bleiben,  wie 
sie  gewesen  sein  würde,  wenn  ursprünglich  nur  ein  Zugeständ- 
niss  erfolgt  wäre.  §.  1.  Eine  Dienstbarkeit  kann  ein  Landgut 
auf  natürliche  Weise,  nicht  aber  durch  ein  Werk  menschlicher 
Hände  beschäftigen,  z.  B.  wenn  das  Wasser  im  Bach  durch 
Regen  anwächst,  oder  von  den  Aeckern  dahin  zusammenfliesst, 
oder  ein  Wasserquell  längs  dem  Bach  oder  in  demselben  erst 
späterhin  entstanden  ist.  §.  2.  Wenn  an  der  Grenze  des  Seja- 
nischen  Landgutes  ein  Ouell  entspringt,  aus  dem  ich  rechtlicher 
Maassen  über  dasselbe  Wasser  leitete,  so  bleibt,  wenn  jenes 
Landgut  mein  geworden  ist,  die  Dienstbarkeit  fortbestehend. 
§.  3.  Das  Recht  des  Wasserschö'pfens  ist  ein  dingliches  und 
kein  persönliches. 

21.  PAUL.  lib.  XV.  ad  Sabin.  —  Wenn  du  mir  eine 
Wasserleitung  über  dein  Landgut,  ohne  einen  Ort  dazu  zu 
bestimmen,  wo  ich  das  Wasser  entlang  leiten  soll,  zugestanden 
Last,  so  wird  dein  ganzes  Landgut  dienstbar  sein. 

22.  POMPON.  lib.  XXXIII.  ad  Sabin.  —  Nur  diejeni- 
gen Stellen  eines  Landgutes,  welche  zu  der  Zeit,  da  das  Zu- 
geständniss  [einer  Dienstbarkeit]  erfolgte,  mit  Gebäuden,  Bäu- 
men und  Weinpflanzungen  nicht  besetzt  sind,  werden  jedoch 
deshalb  als  dienstbar  angesehen. 

23.  PAUL.  lib.  XV.  ad  Sabin.  —  Ein  Fahrweg  kann 
sowohl  breiter,  als  schmäler  als  acht  Fuss  bestellt  werden, 
wenn  er  nur  die  Breite  hat,  dass  ein  Wagen  fahren  kann, 
denn  sonst  ist  es  ein  Fusssteig  und  kein  Fahrweg.  §.  1.  Wenn 
ein  immerwährender  See  auf  deinem  Landgute  ist,  so  kann 
auch  das  Beschaffen,  um  auf  das  benachbarte  Grundstück  zu 
gelangen,  als  Dienstbarkeit  auferlegt  werden.  §.  2.  Wenn  das 
dienstbare  oder  das  zur  Dienstbarkeit  berechtigte  Landgut  con- 
fiscirt  wird,  so  dauern  in  beiden  Fällen  die  Dienstbarkeiten 
fort,  weil  ein  jedes  Landgut  nur  in  seinen  [rechtlichen]  Ver- 
hältnissen confiscirt  werden  kann.  §.  3.  Jede  einem  Laudgute 
Pflichtige  Dienstbarkeit  steht  allen  dessen  Theilen  zu,  und 
wenn  dasselbe  daher  auch  stückweis  verkauft  wird,  so  folgt 
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die  Dienstbarkeit  allen  seinen  Theilen,  und  so,  dass  alle  ein- 
zelnen [Besitzer]  das  Recht  des  Landgutes30)  in  Anspruch 
nehmen  können.  Wenn  jedoch  ein  Landgut,  dem  eine  Dienst- 
barkeit zusteht,  nach  bestimmten  Theilen  unter  mehrere  Eigen- 
tümer vertheilt  worden  ist,  so  ist,  wiewohl  allen  Theilen  die 
Dienstbarkeit  zukommt,  dennoch  noth wendig,  dass  diejenigen, 
welche  die  dem  dienstbaren  Landgute  nicht  zunächst  liegenden 
Theile  bekommen,  einen  Durchgang  über  die  andern  Theile 
des  getheilten  Grundstücks  rechtlicher  Weise  erhalten,  oder, 
wenn  es  die  nächsten  leiden  wollen,  [so]  übergehen  dür- 
fen 31).  ' 

24.  POMPON.  lib.  XXXIII.  ad  Sabin.  —  Aus  meiner 
Wasserleitung,  schreibt  Labeo,  kann  ich  jeden  meiner  Nach- 
barn aus  Gefälligkeit  [Wasser]  schöpfen  lassen32);  Proculus 
hingegen  sagt,  ich  dürfe  die  Dienstbarkeit  nicht  einmal  für 
einen  andern  Theil  meines  Landgutes,  als  für  welchen  sie 
erworbeu  worden  sei,  benutzen.  Die  Meinung  des  Proculus 
ist  richtiger. 

25.  Idem  lib.  XXXIV.  ad  Sahin.  ~  Wenn  ich  dir  einen 
bestimmten  Theil  meines  Grundstücks  verkauft  habe,  so  folgt 
dir  auch  das  Recht  einer  [demselben  angehörigen]  Wasserlei- 
tung, selbst  wenn  sie  mehr  des  andern  Theiles  wegen  errich- 
tet worden;  auch  wird  hierbei  weder  auf  die  Güte  des  Ackers 
noch  auf  den  Wasserbedarf  Rücksicht  genommen,  so  dass  etwa 
das  Recht,  das  letztere  zu  leiten,  von  demjenigen  Theile  des 
Landgutes  abhängig  würde,  welcher  am  meisten  werth  ist 
oder  hauptsächlich  den  Gebrauch  des  Wassers  bedarf,  sondern 
es  findet  eine  Theilung  desselben  nach  Blaassgabe  des  zurück- 
behaltenen oder  des  veräusserten  Ackers  Statt. 

26.  PAUL.  lib.  XL VII.  ad  Ed.  —  Wenn  ein  Fahrweg, 
Fusssteig,  Uebertrift,  oder  Wasserleitung  über  ein  Landgut 
ohne  weitern  Beisatz  vermacht  wird,  so  steht  dem  Erben  frei 
die  Dienstbarkeit,  über  welchen  Theil  des  Landgutes  er  will 
zu  legen,  wenn  nur  dadurch  für  den  Vermächtnissberechtig- 
ten keine  Beeinträchtigung  in  Ansehung  der  Dienstbarkeit  er- 
wächst. 


30)  D.  b.  die  Dienstbarkeit  selbst. 

31>  Dieser  Nachsatz  von  aut  si,  statt  dessen  die  Vulg.  ut  si 
liest,  ist  meines  Erachtens  von  einer  s.  g.  noth  wendigen 
Dienstbarkeit  zu  verstehen,  und  das  aut  si  (ut  gibt  einen 
Widerspruch)  so  zu  verstehen,  <!ass  es  den  Gegensatz  zur 
förmlichen  Bestellung  einer  Dienstbarkeit  bedeutet,  nämlich 
das  Gestatten  der  letzter«  in  facto  ohne  erste,  weil  die  Not- 
wendigkeit dazu  von  selbst  einleuchtet. 

32)  So  dürfte  commodare  hier  zu  verstehen  sein. 
Vorp.  jur.  civ.  1.  48 
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27.  JULIAN,  üb.  VII.  Dig.  —  Wenn  einem  mir  und 
dir  gehörigen  Landgute  das  Seinprouianische  Landgut  dienst- 
bar ist,  und  wir  dasselbe  gemeinschaftlich  kaufen,  so  erlischt 
die  Dienstbarkeit,  weil  das  Recht  beider  Eigenthümer  an  bei- 
den Grundstücken  dann  gleich  wird.  Wenn  dasselbe  aber  so- 
wohl einem  mir  allein  gehörigen,  als  einem  dir  allein  gehöri- 
gen Landgute  [dienstbar]  ist,  so  bleibt  die  Dienstbarkeit  fort- 
bestehend, weil  ein  gemeinschaftliches  Landgut  allerdings  einem 
eigenen  zu  einer  Dienstbarkeit  verpflichtet  sein  kann. 

28.  Idem  üb.  XXXIV.  Dig.  —  Wenn  ein  Fusssteig  zu 
einem  Zweien  gemeinschaftlichen  Grundstück  vermacht  worden 
ist,  so  wird,  wenn  nicht  Beide  über  die  Stelle  des  Fusssteiges 
einig  sind,  die  Dienstbarkeit  weder  erworben,  noch  geht  sie 
verloren. 

29.  PAUL.  lib.II.  Epiiom.AlfeniDig.  —  Jemand,  der 
zwei  aneinandergrenzende  Grundstücke  besessen,  und  das  ober- 
halb gelegene  verkauft  hatte,  hatte  im  Contract  gesagt,  dass 
dem  Käufer  erlaubt  sein  solle,  das  Wasser  in  einem  offenen 
Graben  auf  das  unterhalb  gelegene  Landgut  abzuleiten ;  hier 
entstand  nun,  als  dem  Räufer  Wasser  aus  einem  andern  Land- 
gute zulloss ,  und  derselbe  dies  auf  das  unterwärts  gelegene  lei- 
ten wollte,  die  Frage,  ob  er  dazu  ein  Recht  habe,  oder  nicht? 
Ich  habe  geantwortet,  das  unterhalb  gelegene  Landgut  brauche 
blos  das  zur  Austrocknung  des  [oberwärts  gelegenen]  allein  ab- 
geleitet werdende  [Wasser]  aufzunehmen. 

30.  Idem  üb.  IV.  Epitom.  Alfeni  Dig,  —  Jemand ,  der 
zwei  Grundstücke  hatte,  hatte  bei  dem  Verkauf  des  einen  das 
auf  demselben  entspringende  Wasser  und  zehn  Fuss  um  das- 
selbe herum  breit  davon  ausgenommen;  es  entstand  nun  die 
Frage ,  ob  das  Eigenthum  dieser  Stelle  ihm  gehöre ,  oder  er 
nur  über  dieselbe  einen  Zugang  behalte?  Er  3J)  hat  geantwor- 
tet, wenn  der  Vorbehalt  so  gefasst  worden  sei:  zehn  Fuss 
breit  um  das  W a s s e r  herum,  so  sei  anzunehmen ,  dass 
dem  Verkäufer  blos  der  Fusssteig  zusiehe. 

31.  JULIAN,  lib.  II.  ex  Minicio.  —  Drei  aneinander- 
grenzende Grundstücke  dreier  Eigenthümer  standen  in  gegen- 
seitiger Beziehung;  der  Eigenthümer  des  am  tiefsten  gelegenen 
hatte  für  dieses  von  dem  am  höchsten  gelegenen  Landgute  eine 
Wasserdienstbarkeit  erlangt,  und  leitete  das  Wasser  mit  Ein- 
willigung des  Eigenthümers  über  das  mittlere  Landgut  auf  seine 
Ländereien;  nachher  erkaufte  derselbe  das  oberste  Landgut,  und 
verkaufte  späterhin  das  unterste,  auf  welches  er  das  Wasser 
geleitet  hatte;  nun  fragte  es  sich,  ob  das  unterste  Landgut  das 
Wasserrecht  verloren  habe,  weil,  wahrend  beide  Grundstücke 


33)  Nämlich  AUenun, 
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demselben  Eigenthümer  gehörig  geworden,  sie  gegenseitig  in 
keinem  Dienst barkeitsverhältniss  stehen  konnten?  Er34)  ent- 
schied dahin,  dass  die  Dienstbarkeit  nicht  verloren  gegangen, 
weil  das  Grundstück,  über  welches  das  Wasser  geleitet  ward, 
einem  Andern  gehörig  geblieben  sei,  nnd  weil  ebensowohl, 
als  dem  obersten  Landgute  die  Dienstbarkeit,  dass  das  Wasser 
auf  das  unterste  geleitet  werde,  auf  keine  andere  Weise  hatte 
auferlegt  werden  können,  als  dass  es  auch  durch  das  mittlere 
geleitet  würde,  die  Dienstbarkeit  desselben  Landgutes  nicht 
anders  hätte  verloren  gehen  können,  als  wenn  man  zu  der- 
selben Zeit  auch  aufgehört  hätte,  das  Wasser  über  das  mitt- 
lere Grundstück  zu  leiten,  oder  alle  drei  Grundstücke  an  einen 
Eigenthümer  gekommen  wären. 

32.  AFRICAN.  lib.  VI.  Quaesl.  —  Es  gehört  mir  mit 
dir  gemeinschaftlich  ein  Landgut;  du  hast  mir  deinen  Theil 
übergeben,  und  einen  Fahrweg  zu  jenem  über  ein  dir  allein 
gehöriges  benachbartes  [Landgut]  ;  hier  kann  man  mit  Recht, 
sagen ,  dass  auf  diese  Weise  eine  Dienstbarkeit  bestellt  worden 
sei,  und  dass  in  diesem  Fall  die  Regel,  dass  theilweise  eine 
Dienstbarkeit  weder  erworben  noch  auferlegt  werden  könne, 
nicht  Statt  habe;  denn  hier  wird  die  Dienstbarkeit  nicht  theil- 
weise erworben,  indem  sie  für  eine  Zeit  erworben  wird,  wo 
das  [ganze]  Landgut  mir  allein  gehörig  sein  wird. 

33.  Ijdem  lib.  IX.  Quaest.  —  Da  mir  und  dir  zwei  Land- 
güter, das  Titianische  umi  Sejanische,  gemeinschaftlich  gehör- 
ten, und  bei  der  Theilting  ausgemacht  worden  war,  dass  mir 
das  Titianische,  und  dir  das  Sejanische  gehören  solle,  so  ha- 
ben wir  uns  gegenseitig  die  Antheile  übergeben  und  bei  der 
Uebergabe  ausgemacht,  dass  einem  durch  das  audere  ein  Was- 
ser zu  leiten  erlaubt  sein  solle ;  hier  ist  eine  richtig  geschehene 
Auflage  der  Dienstbarkeit  vorhanden,  besonders  wenn  dem  Ver- 
trag eine  Stipulation  hinzugefügt  worden  ist.  §.  1.  Du  hast, 
vermöge  einer  auf  irgend  eine  Weise  auferlegten  Dienstbarkeit, 
eine  durch  die  Grundstücke  Mehrerer  laufende  Wasserleitung; 
w  enn  hier  nicht  darüber  auch  ein  Vertrag  oder  eine  Stipulation 
erfolgt  ist,  so  darfst  du  weder  einem  von  jenen,  noch  einem 
andern  Nachbar  das  Schöpfen  aus  dem  Bach  zugestehen;  denn 
wenn  ein  Vertrag  oder  eine  Stipulation  erfolgt  ist,  so  pflegt 
auch  dies  gestattet  zu  werden,  wiewohl  sich  kein  Grundstück 
selbst  dienstbar  sein,  noch  eine  Benutzung35)  der  Dienstbar- 
keit [einem  Andern]  bestellt  werden  kann. 

34)  Minicitis. 

35)  Es  ist  bekannt,  dass  Anton  Faber  Conjectur.  J.  C  V.  1t, 
dnn  auch  Andere  beipflichten,  hier  für  frticius ,  se7<uilus  lesen 
will;  allein  mir  scheint  dies,  abgeseheu  von  andern  Gründen, 
schon  darum  gar  nicht  uöthig,  denn  man  kann  ja  füglich  an- 

48  * 
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34.  PAPTNIAN.  IIb.  VII.  OnaesU  -  Einer  von  mehre- 
ren Miteigeuthümern  eines  gemeinschaftlichen  Landgutes  han- 
delt,  wenn  er  [einem  Andern]  das  Recht  zu  gehen  oder  zu 
Pahren  gestattet,  ungültig,  und  wenn  daher  zwei  sich  gegen- 
seitig dienstbare  Grundstücke  unter  denselben  gemeinschaftlich 
geworden  sind,  so  kann  die  Dienstbarkeit  dem  Einen  nicht 
vom  Andern  erlassen  werden,  weil  man  hier  theilweise  Er- 
haltung der  Dienstbarkeit  annimmt  ;  denn  wiewohl  jeder  der 
'Vliteigenthümer  allein  ein  Recht  auf  die  Dienstbarkeit  hat,  so 
kann  dennoch,  weil  nicht  die  Personen,  sondern  die  Grund- 
stücke verpflichtet  sind,  die  Freiheit  weder  [theilweise]  er- 
worben, noch  die  Dienstbarkeit  theilweise  erlassen  werden. 
§.  1.  Wenn  eine  Quelle,  aus  welcher  ich  eine  Wasserleitung 
habe,  versiegt  ist,  und  dieselbe  nach  Ablauf  der  gesetzlichen 
Zeit  wieder  anfangt  zu  fliessen ,  so  fragt  es  sich,  ob  die 
Wasserleitung  verloren  gegangen  ist  ? 

35.  PAUL.  lib.  XV.  ad  Plaut.  —  Und  Atilicinus 
antwortet  hier,  der  Kaiser  habe  an  den  Statilius  Taurus  fol- 
gender Maassen  verordnet:  Es   sind   Uns  diejenigen, 
welche   aus   dem   Sutrinischen  Landgute  Wasser 
zu   leiten  pflegten,  angegangen,   und  haben  vor- 
stellig gemacht,  wie  sie  das  Wasser,  dessen  sie 
sich   einige   Jahre    lang    bedient,   aus    dem  Quell 
auf  dem  S  u  trin i  s chen  L  an  dgu  t  e ,  darum  nicht  mehr 
zu  leiten  vermocht,  weil  der  Quell  versiegt  sei, 
nachher  aber  das  Wasser   aus  demselben  wieder 
zu  fliessen  angefangen,   und  haben  Uns  gebeten, 
dass,  weil  sie  ihr  Recht  weder  durch  Nachlässig- 
keit   noch   durch  ihre   Schuld  verloren,  sondern 
weil  sie  [das  Wasser]  nicht  leiten  können,  ihnen 
dasselbe  wieder  erstattet  werden  möge.    Da  Uns 
nun  deren  Forderung  nicht  unbillig  erschienen, 
so  haben  Wir  ihnen  helfen  zu  müssen  geglaubt. 
Es   soll   ihnen  daher  das  bis  dahin  zugestandene 
Recht,  wo  das  W asser  nicht  mehr  zu  ihnen  gelei- 
tet werden  konnte,  wieder  gewährt  werden. 

36.  Idem  lib.  II.  Mespons»  —  Wenn  einem  Landgute, 
welches  der  Verkäufer  [eines  andern]  von  zweien  [ihm  ge- 
hörigen] zurückbehielt,  die  Dienstbarkeit  der  Wasserleitung 
auferlegt  worden  ist,  so  folgt  die  für  das  gekaufte  Landgut 
erworbene  Dienstbarkeit  demselben,  wenn  es  weiter  verkauft 
worden,  und  es  trägt  nichts  zur  Sache  aus,  wenn  eine  [beim 
ersten  Verkauf ]  eingegangene  Stipulation,  wodurch  eine  Strafe 


nehmen,  dass  mit  fructus  die  fragliche  serviius  schon  selbst 
bezeichnet  sei ,  nämlich  serviius  fructm. 
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bestimmt  worden,  wenn  die  Ausübung  [der  Dienstbarkeit]  ver- 
hindert werden  sollte,  blos  auf  die  Person  des  Käufers  bezogen 
worden  ist. 

37.  PAUL.  üb.  III.  Mespons.  —  Lucius  Titius  ent- 
bietet seinem  Bruder  Cajus  Sejus  seinen  Gruss!  Von 
dem  in  die  Cisterne  3  6) ,  welche  mein  Vater  auf  der 
Landenge  angelegt  Iiat,  fliessenden  Wasser  gestatte 
ich  dir  aus  freiem  Antriebe  einen  Arm  zu  deinem 
auf  der  Landenge  belegeneu  Hause,  oder  wohin  du 
sonst  willst.  Ich  frage,  ob  aus  diesem  Schreiben  der  Ge- 
brauch des  W assers  auch  auf  die  Erben  des  Cajus  Sejus  über- 
gehe? Paulus  hat  geantwortet,  der  Gebrauch  des  Wassers 
gehe  als  ein  persönlicher  auf  den  Erben  des  Sejus ,  der  gleich- 
sam als  Gebraucher  zu  betrachten  sei,  nicht  über. 

38.  Idem  lib.  I.*  Manual.  —  Wenn  ein  Fluss  dazwischen 
liegt,  so  kann  ein  Fahrweg  bestellt  werden,  wenn  man  ent- 
weder an  einer  seichten  Stelle  durchgehen  kann,  oder  eine 
Brücke  hat;  nicht  aber,  wenn  auf  Fähren  übergesetzt  wird. 
Dies  ist  so,  wenn  der  Fluss  längs37)  der  Grundstücke  des 


36)  Eiq  rr\v  y.ni]j')-\i\  xoijrtj  ist  hier  Cisterne. 

37)  Es  ist  sonderbar,  dass  die  Ausleger,  welche  sich  oft  mit 
Stellen  von  weit  geringerer  Wichtigkeit  weitläufiger ,  als 
nö'thig  ist ,  beschäftigen ,  das  obstehende  Gesetz ,  weiches 
noch  dazu  von  hohem  praktischen  Interesse  ist,  auf  lallend 
vernachlässigt  haben.  Demzufolge,  was  Dua  remis  (Com- 
mentar.  ad  h.  I.  oper.  p.  199),  Pothier  (l*and.  Just.  tit.  de 
serv.  X.  n.  8.  p.  255)  und  Anton  Faber  (Rational,  ad  Pand. 
Ä. /.),  und  Glück  (X.  33.  n.  69),  Voet  (Vommeniar.  ad  h.l. 
ii  9)  und  Hugo  Donellus  (Tom.  YI.  p.  254.  Ed.  König  et 
Buch  er)  über  das  obstehende  Gesetz  sagen,  welches  un- 
gewöhnliche Schwierigkeiten  für  die,  von  der  Erklärung  ab- 
hängige,  Urbersetzung  darbietet,  ist  dasselbe  wirklich  stief- 
mütterlich behandelt  worden.  . 

Voet  begnügt  sich  damit,  mit  Bezug  auf  /.  18.  h.  t.  zu 
sagen,  Paulus  habe  hier  seine,  im  letztern  Gsselz  ausge- 
sprochene, Ansicht  geändert;  in  den  nach  haec  ita  etc.  auf- 
gestellten beiden  Fällen  finde  Uebergang  auf  Fähren  daher 
nunmehr  Statt.  Glück  stellt  als  Regel  auf:  wo  der  Ueber- 
gang über  einen  dazwischenliegenden  Fluss  auf  Brücken  oder 
durch  eiue  Wasserfuhrt  geschehen  könne,  hindere  jeuer  die 
•  Dienstbarkeit  des  Fusssteigs  u.  s.w.  nicht,  und  bezieht  sich 
auf  die  l.  36.  die  er  wörtlich,  jedoch  nur  bis  trajiciatur, 
anführt.  Von  allem  Uebrigeu  schweigt  er.  Nun  ist  zwar  die 
von  ihm  aufgestellte  Hegel  ganz  richtig,  allein  die  Erklärung 
d*s  Gesetzes  so  gut  wie  kciue.  —  Wir  braueben  uns  nur 
noch  mit  der  Glosse  und  des  gelehrten  Hugo  Uouel I  Er- 
klärung zu  beschäftigen.  Was  die  erste  betrifft,  so  stellt  sie 
zwei  Ansichten  auf,  für  deren  keine  sie  sich  entscheidet, 
sondern  nach  beiden  eine  doppelte  durchgehende  Erklärung 
gibt  und  dem  Leser  nun  die  Wahl  lasst ,  wobei  man  übrigens, 
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einen  [Besitzers]  fliesst;  wenn  aber  deine  Grundstücke  an  die 
in  einigen  grenzen,   hierauf  ein  Fluss  kommt,   darnach  die 


wenn  man  beide  gelesen  hat,  ziemlich  so  klug*  wie  vorher 
ist;  sie  linde!  den  Übergang  auf  Fähren  unter  Bedingungen, 
die  sie  nach  ihrer  Ansicht  im  Gesetz  zu  finden  glaubt,  zu- 
lässig ,  und  bezieht  daher  da*  haec  ha  etc.  auf  diversum  etc. — ■ 
Der  ehrwürdige  Hugo  Donell  g^ibt ,  meinem  Dafürhalten  zu 
Folge,  in  §.  12.  1.  1.  die  ganz  richtige  Erklärung,  nämlich: 
dass  ein  zwischen  dem  berechtigten  Grundstück, 
und  dem  Punkt,  bis  wohin  ein  diesem  zuständiger 
Fusssteig  u.  s.  w.  führen  soll,  strömender  öffent- 
licher Fluss  diese  Dienstbarkeit  in  ihrer  Bestellung 
und  Ausübung  hindert,  wenn  über  den  Fluss  keine 
Brücke,  oder  durch  denselben  keine  Fuhrt,  sondern 
eine  Fähre  führt.  Allein  in  dem  folgenden  §.  13  macht  er 
hiervon  die  Ausnahme ,  dass  in  den  nach  alioquin  etc.  im  Ge- 
setz angeführten  beiden  Fällen  auch  Uebergang-  auf  Fähren 
Statt  finden  dürfe,  und  dieser  die  Dienstbarkeit  nicht  hindere, 
aus  dem  Grunde,  weil  via  una  vorbanden  wäre  und  l.  t8.  h.t. 
dies  zulässig  fände.  Hierin  kann  ich  diesem  grossen  Gelehr- 
ten nicht  beistimmen,  sondern  meine  Ansicht  über  das  frag- 
liche Gese<z  ist  folgeude : 

Dasselbe  stellt  als  Regel  ohne  Ausnahme  auf:  Uebergang 
über  einen  den  Fusssteig  u.  s.  w.  durchschneidenden  Fluss 
auf  Fähren  hindert  dessen  Bestellung  unter  allen  Umständen; 
dies  sagen  die  Worte  diversum  etc.  Das  folgende  haec  ha  efc. 
bezieht  sich  aber  auf  den  ganzen  Eingangssatz  bis  habeat. 
Verschiedenheit  der  Grundstücke  und  deren  Besitzer  kann 
über  die  Zulässigkeit  der  Fähre  gar  nichts  entscheiden,  denn 
die  caussa  perpetua  der  Dieustbarkeit  ist  dadurch  in  allen 
Fällen  zerrissen  i  s.  1.28  Tit.  2.  dieses  Buches —  denn  das- 
jenige, wozu  die  Hand  nöthig  ist,  hat  keine  immer- 
währende Ursach);  und  diese  kann,  selbst  wenn  via  una 
vorhanden  wäre,  dadurch  nicht  ersetzt  werden.  Uebrigens 
kann  die  7.  18.  h.  t.  auf  die  Fälle  im  obigen  Gesetz  darum 
gar  nicht  bezogen  werden,  weil  das  Hauptkriterium ,  die 
durch  das  flumen  sine  ponfe  et  vado  gesiörte  via,  darin  gar 
nicht  berührt  w  ird. 

In  dem  Gesetz  sind  nun  folgende  Fälie  und  darauf  be- 
zügliche Verordnungen  enthalten. 

Wenn  ein  Fluss,  der  auf  Brücken  oder  durch  Führten 
passirt  werden  kann,  den  Raum  durchschneidet,  welcher 
zwischen  einein  Grundstück,  dem  eine  via  bestellt  werden 
soll,  und  dem  durch  diese  zu  erreichenden  Punkte  Hegt,  so 
hindert  derselbe  die  Bestellung  nicht;  wohl  aber,  wenn  die 
Ueherfahrt  auf  einer  Fähre  geschieht  Dies  (haec,  was  sich 
auf  den  ganzen  Satz  bezieht;  bezöge  es  sich  nur  auf  den 
letzten,  diversum  etc.,  so  dass  also  nur  eine  Ausnahme  in 
Betreff  der  Fähren  gemacht  werden  sollte,  so  würde  es  ohne- 
bin hoc  beissen  müssen)  bezieht  sich  auf  den  Fall,  wo  der 
Fluss  entweder  zwischen  meinem  und  dem  dienstbar  werden 
sollenden  Grundstück  (per  unius  etc  ,  schon  die  Glosse  er- 
klärt per  durch  juorta ,  Donell  gibt  es  noch  deutlicher,  denn 
sollte  per  etc.  den  Fall  bezeichnen ,  wo  auf  beiden  Seiten  des 
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Grundstücke  des  Titius  und  dann  eine  öffentliche  Strasse,  zu 
welcher  ich  mir  einen  Fusssteig  zu  erwerben  wünsche,  so 


Flusses  demselben  Eigenthümer  gehörige,  dienstbar  werden 
sollende  Grundstücke  liegen,  so  wäre  dieser  Fall  doppelt  be- 
handelt, indem  er  am  Schluss  folgt),  oder  zwischen  dem  letz- 
tem nud  dem  Punkt,  wohin  via  führen  soll,  < —  also  etwa  via 
publica,  oder  ein  anderes  mir  gehöriges  Grundstück —  liegt. 
Wenn  hingegen  jenseits  des  Flusses  und  zwischen  dem  be- 
absichtigten Punkt,  wohin  via  führen  soll,  ein  Grundstück 
eines  andern  Eigentümers,  als  dessen,  dem  das  diesseitige 
an  das  meiue  grenzende  gehört,  liegt,  so  muss  mir  derselbe 
natürlich  über  sein  Grundstück  die  via  besonders  gestatten ; 
gehören  die  jenseits  des  Flusses  belegenen  Grundstücke  dem- 
selben Eigenthiimer,  wie  die  diesseits,  zwischen  dem  Fluss 
und  denjenigen  Grundstücken,  für  welche  die  Dienslbarkeit 
bestellt  werden  soll  (num  etsi  tu  etc.),  so  findet  ganz  das- 
selbe, d.h.  rechtliche  Möglichkeit  der  Bestellung  der  Dienst- 
barkeit Statt.  Das  Gesetz  spricht  also  von  Anfang  herein  bis 
zu  dem  Worte  currat  von  der  Bestellung  einer  Dienstbarkeit 
des  Fahrweges  u.  s.  w. ,  wenn  ein  Fluss  überhaupt  zwischen 
dem  Anfang  jenes  und  dem  beabsichtigten  Punkt  strömt, 
besonders  aber  da  vorhanden  ist,  wo  via  anhebt  oder  endigt, 
und  in  den  folgenden  Worten  bis  zum  Schluss  von  dem  Fall, 
wenn  ein  Fluss  den  Lauf  des  Weges  selbst  durchschneidet. 
Auch  kann  man  sagen ,  die  von  alioguin  an  folgenden  Worte 
des  Gesetzes  stehen  eigentlich  in  gar  keinem  Haupt- 
zusamraenhang  mit  dem  ersten  Anfangssatz ,  sondern  sind 
ein  Zusatz  über  die  Art  und  Weise  der  Bestellung  der  Dienst- 
barkeit, intervenierte  flumine  in  den  beiden  besondern  in 
ihnen  enthalteneu  Fällen,  und  sollen  die  Möglichkeit  und  die 
unitas  servilutis,  ungeachtet  (quamvis  etc)  der  inlerventio  flu- 
minis ,  auf  jede  mögliche  Weise  der  natürlichen  Lage  nach, 
im  Allgemeinen  bezeichnen. 

Eine  Annahme,  die  servhus  flumine  intervenierte,  quod 
pontonibus  trajicitur ,  anch  nur  in  irgend  einem  Fall  zulässig 
zu  finden,  kann  also  nicht  nur  an  sich  aus  dem  Gesetz  nicht 
gefolgert  werden,  (denn  da,  wo  in  der  zweiten  Hälfte  des 
Gesetzes  das  flumen  quod  pontonibus  trajicitur  erwähnt  wird, 
soll  dies  nur  als  ein  Beispiel  dienen,  weshalb  via  bestellt 
zu  werden  pflegt,  und  dieses  zweite  flumen  ist  ein  anderes, 
als  welches  bei  Bestellung  der  Dienstbarkoit  in  Betracht  fällt,) 
sondern  es  wäre  auch  höchst  inconsequent,  derselben  in  den 
beiden  Fällen,  welche  von  ah'oquin  an  enthalten  sind,  Platz 
geben  zu  wollen ,  indem  kein  einziger  vernünftigrechtlicher 
Grund  denkbar  sein  kann,  der  dies  schliessen  liesse,  (denn 
dir e et  sagt  das  Gesetz  ohnehin  nichts,)  und  der  Umstand, 
dass  verschiedene  Personen  Besitzer  der  ata  den  Fluss  stos-r 
senden,  dienen  sollenden  Grundstücke  sind,  ganz  unmöglich 
bewirken  kann,  dass  nun  auch  der  Umstand,  dass  der  Fluss 
mit  Fähren  befahren  wird,  der  Bestellung  der  Dienstbarkeit 
nicht  mehr  im  Wege  stehe.  Welcher  Zusammenhang  wäre 
hier  zwischen  Ursache  und  Wirkung!  —  Der  leichtern  Ein- 
sicht wegen  ist  beiliegende  Zeichnung  entworfen,  welche 
die  Fälle  des  Gesetzes  veranschaulicht. 
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mrtsst  tlu  mir  den  Weg  bis  an  Jen  Fluss  und  naclilier  Titius 
denselben  bis  an  die  öffentliche  Strasse  zugestehen.  "Wird  aber 
dasselbe  Hechtens  sein,  wenn  du  auch  Eigenthümer  derjenigen 
Grundstücke  bist,  die  jenseits  des  Flusses  bis  an  die  öffentliche 
Strasse  liegen,  weil  der  Weg  entweder  bis  zu  einer  Stadt 
oder  einer  öffentlichen  Strasse,  oder  an  einen  Fluss,  wo  mit 
einer  Fähre  übergesetzt  wird,  oder  bis  an  ein  anderes  dem- 
selben Eigenthümer  gehöriges  Grundstück  fortgeführt  zu  wer- 
den pflegt?  Wenn  dies  der  Fall  ist,  so  wird  nicht  angenom- 
men, als  werde  die  Dienstbarkeit  unterbrochen,  wenn  gleich 
zwischen  den  Grundstücken  desselben  Eigenthüiners  ein  öffent- 
licher Fluss  liegt. 

Vierter  Titel. 

C  o  m  m  u  nia  pr  aedio  r  u  m  t  a  m  urb  a  11  0  r  11  m  9 
qu  am  rusticor  11  m» 

(Gemeinschaftliche  liegein  Uber  die  städtischen  und  ländlichen 
Grundstücke. ) 

1.  ULP.  lib.  IL  Tnsfit.  —  Gebäude  nennt  man  zwar  städ- 
tische Grundstücke,  gleichwohl  aber  können,  auch  wenn  Ge- 
bäude auf  einem  Landgute  stehen ,  Dienstbarkeiten''  städtischer 
Grundstücke  [an  denselben]  bestellt  werden.  §.  1.  Diese  Dienst- 
barkeiten heissen  aber  darum  Dienstbarkeiten  an  Grundstücken, 
weil  sie  ohne  solche  nicht  bestellt  werden  können.  Denn  Nie- 
mand kann  eine  Dienstbarkeit  weder  an  einem  ländlichen, 
noch  an  einem  städtischen  Grundstück  erwerben,  als  wer  selbst 
ein  Grundstück  besitzt. 

2.  Idem  lib.  XVII.  ad  Ed.  —  Was  das  Wasserziehen 
oder  Schöpfen  mittelst  eines  Rades  aus  einem  Flusse  betrifft, 
oder  wenn  Jemand  einem  Wasserschloss  3  s)  eine  Dienstbarkeit 
auferlegt,  so  haben  zwar  Manche  gezweifelt,  ob  dies  Dienst- 
barkeiten seien;  in  einem  Rescript  des  Kaisers  An  tonin us 
an  den  Tullianus  wird  aber  bemerkt,  dass  derjenige,  wer 
dieses  Recht  besessen,  wenn  er  es  sich  besonders  ausgemacht, 
oder  auf  irgend  eine  andere  gesetzmässige  Weise  erworben  habe, 
dabei  zu  schützen  sei,  wenn  gleich  [dasselbe  als]  Dienstbarkeit 
nach  den  Rechtsbegrilfen  nicht  Statt  findet. 

3.  GAJ.  lib.VlhadEd.prov.  —  Wenn  der  Eigenthümer 
zweier  Grundstücke  dir  das  eine  unter  der  Bedingung  abtritt, 
dass  das  abgetretene  demjenigen ,  welches  er  selbst  zurückbehalt, 
dienstbar  sein  soll,  oder  umgekehrt,  so  wird  die  Dienstbarkeit 
als  mit  vollem  Rechte  auferlegt  angesehen. 

4.  JAVOLEN.  lib.X.  exCassh.  —  Dafür,  dass  ein  Denk- 
mal nur  bis  auf  eine  gewisse  Höhe  aufgeführt  werden  solle, 


38)  S.  Anm,  zu  Fr.  1.  §.  38.  de  aqua  quolid. 
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kann  keine  Sicherheit  bestellt  werden,  weil  dasjenige ,  was 
menschlichen  Rechtens  zu  sein  aufgehört  hat,  keine  Dienstbar- 
keit annimmt,  sowie  auch  nicht  einmal  eine  Dienstbarkeit  in 
der  Art  bestehen  kann,  dass  nur  eine  bestimmte  Anzahl  von 
Menschen  an  demselben  Orte  beerdigt  werden  solle. 

5.  JAVOLEN.  lib.  II.  Epistol.  —  Ich  verkaufe  ein  mir 
allein  gehöriges  Grundstück;  kann  ich  demselben  eine  Dienst- 
barkeit in  der  Art  auferlegen,  dass  mir  und  meinem  Nachbar 
dieselbe  zustehen  solle?  Ferner,  gesetzt,  ich  verkaufe  ein  mir 
mit  einem  Andern  gemeinschaftlich  gehöriges  Gut,  kann  ich 
da  ausmachen,  dass  es  mir  und  meinem  Mitgenossen  dienstbar 
bleiben  soll?  Ich  habe  geantwortet,  eine  Dienstbarkeit  kann 
nur  Jeder  für  sich  selbst  ausmachen.  Der  Zusatz  in  Betreff 
des  Nachbars  ist  daher  für  überflüssig  zu  halten,  so  dass  die 
Dienstbarkeit  dem,  welcher  sie  sich  vorbehalten  hat,  allein 
zukommt  Bei  dem  Verkauf  eines  gemeinschaftlichen  Grund- 
stücks kann  ich  schon  darum  nicht  bewirken,  dass  es  mir  und 
meinem  Mitgenossen  dienstbar  sein  solle,  weil  für  ein  gemein- 
schaftliches Grundstück  durch  einen  Miteigentümer  keine 
Dienstbarkeit  erworben  werden  kann. 

6.  ULF.  lib.  XXVIII.  ad  Sabin.  —  Wenn  Jemand  zwei 
Gebäude  hat,  und  das  eine  davon  übergibt,  so  kaun  er  bei  der 
Uebergabe  die  Bedingung  stellen,  dass  entweder  das  zurück- 
behaltene demjenigen,  welches  übergeben  worden,  oder  um- 
gekehrt, das  übergebene  dem  zurückbehaltenen  dienstbar  sein 
solle,  und  es  ist  kein  Unterschied,  ob  beide  Gebäude  anein- 
andergrenzen  oder  nicht.  Dasselbe  wird  auch  bei  ländlichen 
Grundstücken  der  Fall  sein,  denn  wer  zwei  Landgüter  hat, 
der  kann  das  eine  dem  andern  durch  Uebergabe  [an  Jemand] 
dienstbar  machen.  Bei  der  Uebergabe  zweier  Gebäude  auf  einmal 
kann  er  hingegen  das  eine  dem  andern  nicht  dienstbar  machen, 
weil  man  fremden  Gebäuden  weder  eine  Dienstbarkeit  erwerben 
noch  auferlegen  kann.  §.  1.  Wenn  Jemand  einen  Theil  eines 
Gebäudes,  oder  einen  Theil  eines  Landgutes  übergibt,  so  kann 
er  [demselben]  keine  Dienstbarkeit  auferlegen ,  weil  eine  Dienst- 
barkeit Theilen  [eines  Grundstücks]  nicht  auferlegt,  aber  auch 
ebensowenig  erworben  werden  kann.  Hat  man  freilich  ein 
Landgut  nach  bestimmten  Abtheilungen  getheilt  und  dann  einen 
Theil  als  abgetheilt[es  Ganze]  übergeben,  so  kann  einem  von 
beiden  eine  Dienstbarkeit  auferlegt  werden,  weil  dann  kein 
Theil  eines  Landgutes,  sondern  ein  eigenes  Landgut  vorhanden 
ist.  Dies  kann  man  auch  von  Gebäuden  sagen ,  wenn  der 
Eigenthümer  durch  eine  mitten  durch*  gezogene  Wand  ein  Haus 
in  zwei  abgetheilt  hat,  wie  es  oft  geschieht  ;  auch  hier  müssen 
dann  zwei  Häuser  angenommen  werden.  §.  2.  Ebenso  können 
wir,   wenn  wir  unserer  zwei  Leute  zwei  gemeinschaftliche 
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Gebäude  Laben,  bei  einer  zu  gleicher  Zeit  stattfindenden  Ueber- 
gabe beider,  dasselbe  bewirken,  wie   wenn  ich  allein  beide 
Gebäude  eigentümlich  besässe.   Auch  wenn  wir  sie  jedes  für 
sich  übergeben,  wird  dasselbe  der  Fall  sein,   jedoch  so,  dass 
die   zuletzt  stattfindende    Uebergabe    auch    die  vorhergehende 
wirksam  macht.    §.  3.  Wenn  aber  eins  von  beiden  Häusern 
Einem  allein  gehörig,  und  das  andere  gemeinschaftlich  ist,  so 
kann  ich,  schreibt  Poinponius  im  achten  Buche  aus  dem 
S  a  b  i  n  u  s ,  keinem  [von  dem  andern]   eine  Dienstbarkeit  er- 
werben oder  [gegen  das  andere]  auferlegen.     Wenn  Jemand 
bei  dem  Verkauf  eines  Gebäudes  sagt  ,  dass  dasselbe  dienstbar 
sein  solle,    so  hat  er  nicht  nö'thig,  es  frei  [von  Dienstbarkei- 
ten] zu  übergeben;  er  kann  dasselbe  daher  entweder  seinem 
eigenen  Gebäude  dienstbar  machen,  oder  einem  Nachbar  die 
Dienstbarkeit,  versteht  sich  vor  der  Uebergabe,  zugestehen. 
Hat  er  nun  gesagt,  dass  es  dem  Titius  dienstbar  sein  solle, 
nnd  dem  Titius  die  Dienstbarkeit  zugestanden,  so  ist  die  Sache 
abgemacht;  hat  er  sie  aber  einem  Andern  zugestanden,  [als 
für  den  er  sie  vorbehielt],  so  haftet  er  aus  dem  Kauf.  Hier- 
mit stimmt  überein,  was  Marcellus  im  sechsten  Buche  sei- 
ner Digesten  scb reibt,  [wo  er  die  Frage,]   ob,  wenn  Jemand 
bei-  der  Uebergabe  eines  Grundstücks  gesagt  hat,  es  sei  dem 
Titius  dienstbar,  während  es  nicht  dienstbar,  der  Verkäufer  aber 
dem  Titius  zur  Gewährung  einer  Dienstbarkeit  verpflichtet  ist, 
[der  Verkäufer]  aus  dem  Verkauf  Klage  erheben  könne,  dass 
der  Käufer  die  Auflage  einer  Dienstbarkeit  auf  das  erkaufte 
Grundstück  gestatte?   dahin  beantwortet,  die  Klage  sei  zuläs- 
sig, und  hinzugesetzt,  dass  auch  Klage  erhoben  werden  dürfe, 
wenn  der  Verkäufer  dem  Titius  die  Dienstbarkeit  verkaufen 
könne.    Dies  ist  so,  wenn  es  wegen  der  Auflage  der  Dienst- 
barkeit bei  der  Uebergabe  [des  Grundstücks]  ausdrücklich  be- 
vorwortet  worden  ist;   wenn  übrigens  Jemand,  sagt  er,  aus 
Besor^niss ,  dass  eine  Verpflichtung  zur  Dienstbarkeit  gegen 
den  Titius  vorhanden  sein  möchte,  sich  deshalb  dagegen  ver- 
wahrt hat,  so  findet,  wenn  er  keine  Dienstbarkeit  versprochen 
hat ,  auch  keine  Klage  aus  dem  Verkaufe  gegen  ihn  Statt. 

7.  PAUL.  lib.V.  ad  Sabin.  —  Bei  der  Uebergabe  eines 
Gebäudes  von  Seiten  Jemandes,  der  zwei  hat,  muss  die  Art 
der  Dienstbarkeit  ganz  genau  ausgedrückt  werden,  damit  nicht, 
wenn  im  Allgemeinen  von  einer  Statt  finden  sollenden  Dienst- 
barkeit die  Rede  gewesen ,  dies  entweder  wegen  der  Un- 
bestimmtheit, was  für  eine  Dienstbarkeit  vorbehalten  worden, 
ohne  Gültigkeit  sei,  oder  jede  Dienstbarkeit  auferlegt  werden 
könne.  §.  1.  Auch  wenn  Gebäude  eines  Dritten  dazwischen 
liegen,  kann  eine  Dienstbarkeit  auferlegt  werden,  z.  B.  dass 
das  Höherbauen  erlaubt  oder  nicht  erlaubt  sein  solle,  oder 
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auch,  wenn  Verpflichtung  zu  einem  Fusssteige  vorhanden  ist, 
diese  dann  in  Wirksamkeit  treten  solle,  wenn  diese  Dienst- 
barkeit auch  dem  dazwischenliegenden  Grundstück  hernach 
auferlegt  worden  sein  würde,  sowie  eine  Dienstbarkeit  über 
die  Grundstücke  Mehrerer  auch  zu  verschiedenen  Zeiten  be- 
stellt werden  kann;  wiewohl  39)  man  sagen  kann,  dass,  wenn 
ich  drei  aneiuandergrenzende  Grundstücke  habe,  und  das  an 
einem  Ende  gelegene  dir  übergebe,  sowohl  für  das  [nunmehr] 
deinige ,  als  für  meine  [beiden  andern]  eine  Dienstbarkeit  er- 
worben werden  könne,  wenn  aber  für  das  am  andern  Ende 
gelegene,  was  ich  behalte,  [allein,]  so  könne  die  Dienstbar- 
keit40) [allerdings  darum]  bestehen,  weil  das  mittlere  auch 
mein  ist.  Wenn  ich  aber  hinwiederum  dasjenige,  für  welches 
die  Dienstbarkeit  erworben  worden  ist,  oder  das  in  der  Mitte 
gelegene  veräussere,  so  wird  die  [Dienstbarkeit]41)  unterbro- 
chen, bis  eine  solche  dem  in  der  Mitte  gelegeneu  Grundstück 
auferlegt  worden  ist. 

8.  POMPON.  lib.  VIII.  ad  Sabin.  —  Wenn  ich  zwei 
Häuser  habe ,  und  sie  zwei  verschiedenen  Personen  in  dem- 
selben Augenblick  übergebe,  so  fragt  es  sich,  ob  eine,  dem 
einen  von  beiden  [zu  Gunsten  des  andern]  auferlegte  Dienst- 
harkeit  gültig  sei,  weil  fremden  Gebäuden  weder  eine  solche 
auferlegt,  noch  erworben  werden  kann?  Die  Dienstbarkeit 
wird  aber  darum  bestehen  können ,  weil  der  Uebergebeude 
vor  geschehener  Uebergabe  vielmehr  noch  für  seine  eigenen 
[Gebäude]  erwirbt  oder  denselben  eine  solche  auferlegt. 

9.  Idem  lib.  X.  ad  Sabin»  —  Wenn  ich  Erbe  dessen 
werde,  dessen  Grundstück  mir  dienstbar  war,  und  dir  diese 
Erbschaft  verkauft  habe,  so  muss  die  Dienstbarkeit  wieder  in 
den  vorigen  Stand  eingesetzt  werden,  weil  du  dann  gleichsam 
als  Erbe  angesehen  wirst. 

10.  ULP.  lib.  X.  ad  Sabin.  —  Was  der  Verkäufer  [eines 
Grundstücks]  Namens  einer  Dienstbarkeit  sich  vorbehalten  will, 
muss  ausdrücklich  bevorworfet  werden ;  denn  ein  Vorbehalt  in 
allgemeinen  Ausdrücken,  wie:  wer  eine  Dienstbarkeit 
habe,  vorausgesetzt,  dass  sie  wirklich  bestehe, 
betrilft  dritte  Personen  und  hilft  dem  Verkäufer  zur  Aufrecht- 
erhaltung seiner  Gerechtsame  zu  nichts ;  denn  er  hat  keine 
gehabt,  weil  sich  Niemand  selbst  zu  einer  Dienstbarkeit  ver- 
pflichtet sein  kann;  ja,  selbst  wenn  mir  früher  [ein  Grundstück] 


39>  Unser  Text  hat  vor  quam  quam  einen  Punkt,  wo  offenbar 
nur  ein  Semikolon  stehen  kann,  denn  es  fehlt  jeder  Nachsatz. 

40)  Z.  B.  des  Fusssteigs  durch  das  nunmehr  Übergebeue,  am 
andern  linde  gelegene. 

41)  Eum  hat  unser  T^xt.    ludess  ist  für  das  eam  der  Vulgate 
langst  entschieden. 
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zu  einer  Dienstbarkeit  verpflichtet  gewesen  wäre,  das  Eigen- 
llitim  desselben  aber  nachher  an  mich  gekommen  ist,  so  sag* 
man  ganz  folgerichtig,  die  Dienslbarkeit  sei  erloschen. 

11.  POMPON.  im.  XXXIII.  ad  Sabin.  —  Denjenigen, 
welche  ein  Recht  auf  eine  Dienstbarkeit  haben,  steht  die  Er- 
laubnis* zu,  der  Ausbesserung-  wegen  auch  solche  Stellen  zu 
betreten,  welche  nicht  dienstbar  sind,  wenn  sie  notwendiger 
Weise  dieselben  betreten  müssen,  es  wäre  denn  bei  der  Be- 
stellung' der  Dienstbarkeit  ausdrücklich  vorgeschrieben  worden, 
wo  man  [in  diesem  Fall]  hinzugehen  solle;  darum  kann  auch 
der  Eigenthümer  des  [dienstbaren]  Grundstücks  weder  längs 
eines  [zur  Wasserleitung  bestimmten]  Canals,  noch  über  dem- 
selben ,  wenn  etwa  das  Wasser  unter  der  Erde  entlang-  geleitet 
wird,  einen  Begräbnissplatz  anlegen,  damit  die  Dienstbarkeit 
nicht  verloren  gehe.  Dies  ist  richtig-;  man  kann  aber  auch  den 
Canal,  durch  welchen  man  das  Recht  hat,  Wasser  zu  leiten, 
aushöben  oder  vertiefen ,  es  müsste  denn  Sicherheit  bestellt 
worden  sein,  dass  dies  nicht  geschehen  solle.  §.  1.  Wenn  ich 
das  Recht  habe,  Wasser  über42)  dein  Grundstück  in  einem 
Canal  zu  leiten,  so  folgt  hieraus  stillschweigend  das  Recht, 
dass  ich  und  meine  Arbeiter,  um  den  Canal  ausbessern  zu 
können,  zu  diesem  Ende  auf  dem  nächsten  Wege  hinzugehen 
dürfe,  sowie,  dass  mir  der  Eigenthümer  des  Landgutes  Raum 
lassen  müsse,  zur  Rechten  und  zur  Linken  an  den  Canal 
gehen  zu  können ,  und  [um  etwas  zu  haben] ,  wo  man  Erde, 
Schlamm,  Steine,  Sand  und  Kalk  hinwerfen  kann. 

12.  PAUL.  lib.  XV.  ad  Sabin.  —  Wenn  ein  Landgut 
dem  andern  dienstbar  ist,  so  folgen  die  Dienstbarkeiten  dem- 
selben, auch  wenn  es  verkauft  worden  ist;  in  derselben  Art 
dienen  auch  Gebäude  Landgütern  und  Landgüter  Gebäuden. 

13.  ULP.  lib.  VI.  Opin.  —  Der  Verkäufer  des  Geronia- 
nischen  Landgutes  hatte  für  das  Botrianische,  welches  er  zu- 
rückbehalten hatte,  die  Bedingung-  gestellt,  dass  längs  desselben 
die  Seefischerei  nicht  betrieben  werden  solle.  Wiewohl  nun 
dem  Meere,  welches  der  Natur  nach  Jedem  offensteht,  durch 
ein  Privatabkommen,  keine  Dienstbarkeit  auferlegt  werdeu 
kann,  so  werden  dennoch  die  Besitzer,  oder  die  Nachfolger 
in  deren  Recht,  durch  eine  [solche]  Stipulations-  oder  Verkaufs- 
bedingung verbindlich,  weil  der  gute  Glaube  eines  Contracls 
die  Aufrechterhaltung  der  Verkaufsbedingungen  erfordert. 
S.  1.  Wenn  auf  deinem  Acker  Steinbrüche  sind,  so  darf  wider 
deinen  Willen  Niemand,  der  dazu  kein  Recht  hat,  weder  zu 
einem  öffentlichen  noch  zu  einem  Privatzweck,  daselbst  Steine 
brechen,  ausser  wenn  in  jenen  Steinbrüchen  eine  Gewohnheit 


A'lj  Prope.    Ich  halte  das  per  der  Yulg  für  richtiger. 
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in  der  Art  besieht,  dafss,  wenn  Jemand  daraus  brechen  will, 
er  es ,  gegen  Zahlung  des  dafür  üblichen  Bruchgeldes  an  den 
Eigenthümer,  thuu  dürfe.  Auch  nach  dessen  Entrichtung-  au 
den  letztern  darf  er  jedoch  die  Steine  nur  in  der  Art  brechen, 
dass  weder  der  Bedarf  notwendiger  Steine  dadurch  geschmä- 
lert, noch  die  Bequemlichkeit  der  Sache  dem  Eigenthiimer 
durch  jene  Gewohnheit43)  entzogen  werde. 

14.  JULIAN,  lib.  XLI.  Big.  —  Es  steht  nichts  ent- 
gegen, einen  Fusssteig  in  der  Art  zu  bestellen,  dass  man  nur 
bei  Tage  solle  gehen  dürfen;  dies  ist  bei  städtischen  Grund- 
stücken sogar  fast  nothwendig. 

15.  PAUL.  lib.  I.  Epitom.  Alfeni  Big.  —  Wer  Jeman- 
dem einen  Fusssteig  oder  eine  Uebertrift  über  einen  bestimmten 
Ort  zugestanden  hat,  der  darf  dieselben  Rechte  über  denselben 
Ort  auch  Mehreren  zugestehen.  So  kann  ja  auch  derjenige, 
welcher  sein  Gebäude  seinem  Nachbar  dienstbar  gemacht  hat, 
nichts  desto  weniger  auch  Andern,  soviel  er  will,  dasselbe 
Gebäude  dienstbar  machen. 

16.  GAJ.  lib.  II.  Her.  quolid.  sive  Aureor.  —  Auch  in 
seinem  Testament  kann  man  seinem  Erbeu  auferlegen,  sein 
Gebäude  nicht  zu  erhöhen,  die  Hellung  der  Nachbargebäude 
nicht  zu  schmälern,  oder  zu  erlauben,  dass  [der  Nachbar]  einen 
Balken  in  die  Wand  [jenes  Gebäudes]  legen,  oder  ein  Trauf- 
recht wider  ihn,  [den  Erben,]  ausüben,  oder  zu  gestatten, 
dass  derselbe  über  sein  [des  Testators]  oder  des  Erben  Land- 
gut gehen ,  fahren  oder  Wasser  daher  leiten  dürfe. 

17.  PAPINIAN.  lib.  VII.  Quaest.  —  Wenn  ein  Nachbar 
auf  deinem  Grund  und  Boden,  nachdem  er  dich  vorher  um 
Erlaubniss  gebeten ,  eine  Mauer  gezogen  hat,  so  kann  er, 
weil  er  nur  bitt weise  besitzt,  kein  Interdict  anstellen ;  durch 
das  Aufbauen  der  Mauer  wird  auch  keine  Schenkung  einer 
Dienstbarkeit  als  vorhanden  angenommen.  Ebensowenig  kann 
Jener  mit  Erfolg  verlangen,  dass  er  ein  Recht  habe,  wider 
deinen  Willen  ein  Gebäude  zu  halten ,  indem  das  Gebäude 
dem  Boden  folgt,  und  dadurch  jene  Forderung  unzulässig  macht. 
Wenn  übrigens  Jemand,  der  dir  zu  einer  Dienstbarkeit  ver- 
pflichtet ist,  auf  seinem  eigenen  Boden  bittweise  eine  Mauer 
aufgeführt  hat,  so  wird  dadurch  die  Befreiung  [von  der  Dienst- 
barkeit] nicht  ersessen,  sondern  es  kann,  weil  er  nur  bittweise 
besitzt,  ein  Interdict  mit  Erfolg  wider  ihn  angestellt  werden. 
Hat  man  es  schenkungs weise  erlaubt,  so  kann  man  nicht  nur 
kein  Interdict  anstellen,  sondern  es  wird  auch  die  Dienstbarkeit 
durch  die  Schenkung  aufgehoben. 


43)  Jure.   Die  Glosse  interpretirt :  jure  i.  occasione  juris  con- 
suetudinarii. 
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18.  PAUL.  Üb.  I.  Manual.  —  Mau  hat  als  Regel  an- 
genommen,  tlass  mehrere  Eigentümer,  auch  wenn  sie  nicht 
zu  gleicher  Zeit  ihre  Erklärung  abgeben,  Dienstbarkeiten  auf- 
erlegen oder  erwerben  können,  jedoch  so,  dass  durch  die 
Handlung  des  Letzten  erst  die  frühem  bestätigt  werden,  und 
in  Folge  dessen  es  ganz  ebenso  ist,  wie  wenn  Alle  sie  zu 
gleicher  Zeit  abgetreten  hätten.  Wenn  daher  derjenige,  wel- 
cher sich  zuerst  erklärt  hat,  gestorben  ist,  oder  auf  eine  andere 
Art  und  Weise  seinen  Antheil  veräussert  hat,  und  nachher  erst 
der  Mitgenosse  eingewilligt  hat,  so  ist  die  Handlung  ungültig; 
denn  wenn  der  Letzte  einwilligt,  so  wird  die  Dieustbarkeit 
nicht  als  rückwärts  erworben  angesehen,  sondern  die  Einwil- 
ligung Aller  wird  erst  dann  als  geschehen  angenommen,  wann 
der  Letzte  einwilligt.  Es  bleibt  also  hier  die  Sache  so  lange 
obsch webend  *  *),  bis  der  neue  Mitgenosse  einwilligt.  Ganz 
dasselbe  ist  dann  Rechtens,  wenn  [eine  Dienstbarkeit]  einem 
von  den  Miteigentümern  abgetreten  wird,  und  nachher  in 
der  Person  eines  Mitgenossen  sich  etwas  von  der  Art  ereignet. 
Wenn  daher  umgekehrt  auch  Einem,  der  noch  nicht  eingewil- 
ligt hat,  etwas  der  Art  widerfährt,  so  müssen  Alle  von  neuem 
einwilligen.  Denn  es  Jfiudet  nur  in  Ansehung  der  Zeit  eine 
Nachsicht  Statt,  worin  sie  die  Dienstbarkeit  bestellen  können, 
so  dass  dies  zu  verschiedenen  Zeiten  geschehen  darf,  und 
darum  kann  nicht  Einer  allein  dieselbe  zugestehen,  oder  ihm 
dieselbe  zugestanden  werden.  Dasselbe  findet  Statt,  wenn  der 
Eine  [von  zwei  Miteigentümern]  Dienstbarkeiten  unter  den 
Lebendigen  abtritt,  und  der  Andere  sie  vermacht.  Denn  wenn 
alle  Miteigentümer  dieselben  vermachen  und  deren  Erbschaft 
gleichmassig  angetreten  wird,  so  kann  man  sagen,  dass  das 
Vermachtniss  gültig  sei ;  wenn  aber  zu  verschiedenen  Zeiten, 
so  wird  das  Vermachtniss  vergebens  gefällig,  denn  man  hat 
nicht  auch  angenommen,  dass  die  Einwilligung  der  Gestorbeneu, 
sowie  die  der  Lebenden,  obsch webend  bleiben  könne. 

Fünfter  Titel. 

Si  servitus  vindicetur,  vel  ad  alt  um  p  er- 
tinere  negetur* 

(Von  der  Klage  auf  eine  Dienstbarlaeit  und  wegen  deren  Ver- 
weigerung.) 

1.  ULP.  lib.  XIV.  ad  Ed.  —  Die  Klagen  wegen  länd- 
licher und  städtischer  Dienstbarkeiten  stehen  den  Eigentümern 


44)  D.  h.  die  Einwilligung  des  Mitgenossen,  welche  nachher 
(später  als  der  erste)  erfolgt  war;  über  diese  Stelle  ist  vor 
allen  andern  zahlreichen  Interpreten  zu  vergleichen  Hücker 
Interpret.  Jur.  Rom.  p.  167  ssq. 
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der  Grundstücke  zu.  Begräbnisse  sind  aber  nicht  unser  Eigen- 
tlium;  doch  kann  man  auf  einen  Weg  zu  einem  Begräbniss 
Klage  erheben. 

2.  ULP.  lib.  XVII.  ad  Ed.  —  In  Ansehung  der  Dienst- 
barkeiten stehen  uns  nach  Art  derjenigen,  welche  den  Niess- 
brauch  betreffen,  dingliche  Klagen  zu,  [nämlich]  die  Confes- 
sorienklage  und  die  Negatorienklage  4S);  die  erstere  dem, 
welcher  behauptet,  dass  ihm  eine  Dienstbarkeit  zustehe,  die 
zweite  dem  Eigenthiiiner  [des  Grundstücks],  welcher  leugnet, 
[dass  einem  andern  an  demselben  eine  Dienstbarkeit  zustehe.] 
§.  1.  Diese  dingliche  Confessorienklage  steht  keinem  Andern, 
als  dem  Eigenthümer  eines  Landgutes,  zu;  denn  eine  Dienst- 
barkeit kann  kein  Anderer  in  Anspruch  nehmen,  als  derjenige, 
welcher  das  Eigenthum  an  einem  benachbarten  Landgute  hat, 
von  dem  er  behauptet,  dass  ihm  eine  Dienstbarkeit  zustehe. 
§.2.  Neratius  lehrt  ganz  richtig,  dass,  wenn  der  Niessbrauch 
an  einem  in  der  Mitte  [anderer  Ackerstücke]  belegenen  Orte 
vermacht  worden  sei,  auch  ein  Fusssteigsrecht  über  diejenigen 
Läudereien,  wo  derjenige,  welcher  einen  Niessbrauch  [in  obi- 
ger Art]  unter  den  Lebendigen  bestellt  hat,  ihn  bestimmen 
würde,  insoweit  es  zum  Benutzen  nothwendig,  dazu  gehöre; 
denn  es  ist  zu  bemerken ,  dass  ein  Fusssteig ,  welcher  dem 
Niessbraucher  der  Benutzung  wegen  gewährt  wird ,  keine 
Dienstbarkeit  ist,  indem  der  Niessbraucher  allein  kein  Recht 
auf  eine  Dienstbarkeit  haben,  wohl  aber  sich  derselben,  wenn 
das  Laudgut  selbst  dazu  berechtigt  ist,  bedienen  kann.  §.  3. 
Pomponins  sagt ,  der  Niessbraucher  könne  das  Interdict 
wegen  Fusssteiges  anstellen,  wenn  er  sich  dessen  im  laufen- 
den Jahre  bedient  hat ;  denn  zuweilen  handelt  es  sich  um  das 
Recht  selbst,  wie  bei  der  Confessorienklage,  zuweilen  über 
eine  blosse  Thatsache,  wie  bei  diesem  Interdict;  dies  schreibt 
auch  Julianus  im  achtundvierzigsten  Buche  seiner  Digesten. 
Für  Julianus  Ansicht  spricht  auch  das,  was  Labeo  schreibt: 
dass,  wenn  der  Testator,  der  den  Niessbrauch  vermacht  hat, 
sich  [schon  des  Fusssteiges]  bedient  habe,  auch  dem  Niess- 
braucher ein  analoges  Interdict  zu  verstalten  sei ,  in  der  Art, 
wie  dem  Erben  oder  Käufer  diese  Interdicte  zustehen. 

3.  Idem  lib.  LXX.  ad  Ed*  —  Auch  wenn  Jemand  einen 
Theil  eines  Landgutes  gekauft  hat,  gilt  dasselbe. 

4.  Idem  lib.  XVII.  ad  Ed.  —  Die  Stelle  [auf  einem 
fremden  Landgute,  über  welche  der  Fusssteig  führt  ]  ist  nicht 
Eigenthum  dessen,  dem  das  Recht  auf  die  Dienstbarkeil  zu- 
steht, sondern  er  hat  [nur]  das  Recht,   [darauf]  zu  gehen. 


45)  Wegen  Beibehaltung  dieser  Ausdrücke  s.  Anmerk.  60.  zu 
Tit.  VI.  Buch  VII. 
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§.  1.  Wer  ei  11  Fusssteigsrecht  ohne  Uebertrift,  oder  Uebertrift 
ohne  Fusssteig  hat,  kann  auch  die  Klage  wegen  der  Dienst- 
barkeit anstellen.    §.  2.  Bei  Erhebung  der  Confessorienklage 
wegen   einer  Dienstbarkeit  kommen  auch  die  Nutzungen  in 
Betracht.    Doch  fragt  es  sich,  was  als  Nutzung  einer  Dienst- 
barkeit angesehen  werden  könne?  —  Als  Nutzung,  dient  hier 
zur  Antwort,  ist  nur  dasjenige  anzusehen,  wieviel  dem  Klä- 
ger daran  gelegen  ist,  in  [der  Ausübung]   der  Dienstbarkeit 
nicht  gestört  zu  werden.    Aber  auch  bei  der  Negatorienklage 
werden,  wie  Labeo  sagt,  die  Nutzungen  in  Anschlag  gebracht, 
insofern  dem  Kläger  daran  gelegen  ist,  dass  sein  Gegner  sich 
des  Fusssteiges  über  sein  Landgut  nicht  bediene;  diese  Mei- 
nung billigt  Pomponius  auch.     §.  3.  Wenn  ein  Landgut, 
dem  ein  Recht  auf  einen  Fusssteig  zusteht,  Mehreren  gehört, 
so  steht  Jedem  die  Klage  auf  das  Ganze  [desselben]  zu;  dies 
lehrt  Pomponius  im  einundvierzigsten  Buche;  bei  der  Ab- 
schätzung kommt  aber  [nur]  das  in  Betracht,  inwiefern  und 
um  wieviel  der  Kläger  [allein]  betheiligt  ist.    Was  daher  das 
Recht  selbst  betrifft,  so  kann  deshalb  jeder  Einzelne  Klage 
erheben,  und  wenn  er  obsiegt,  so  nützt  er  dadurch  auch  den 
Andern  mit ;  die  Abschätzung  [etwanigen  Schadens]  beschränkt 
sich  aber  nur  auf  das,  womit  er  betheiligt  ist;   wenn  gleich 
eine  Dieustbarkeit  durch  einen  [von  mehreren  Miteigentümern 
eines  Grundstücks  für  dasselbe]  nicht  erworben  werden  kann. 
§.  4.  Wenn  aber  ein  dienstbares  Landgut  Zweien  gehört,  so 
kann  gegen  Jeden  derselben  also  Klage  erhoben  werden,  und 
es   muss ,   wie   Pomponius   in   demselben   Buche  schreibt, 
Jeder,  wer  sich  auf  die  Klage  einlasst,  das  Ganze  gewahren, 
weil   die  [Beschaffenheit  der]   Sache  keine  Theilung  zulässt. 
§.  5.  Wenn  mir  Jemand  wegen  des  Fusssteiges,   der  Ueber- 
trift, oder  des  Weges  [selbst]  zwar  keine  Schwierigkeit  macht, 
aber  Ausbesserungen  [derselben]  oder  dass  etwas  darauf  hin- 
geworfen werde,  nicht  leiden  will,   so,  lehrt  Pomponius 
in  demselben  Buche  ,  kann  ich  mich  auch  der  Confessorienklage 
bedienen;  denn,  auch  wenn  der  Nachbar  einen  überhängenden 
Baum  hat,  wodurch  der  Gebrauch  des  Fahrweges  oder  Fuss- 
steiges  verhindert    oder   erschwert  wird,    so,   bemerkt  auch 
Marcellus  zu  Julianus,  sei  auf  den  Fusssteig  oder  den 
Fahrweg  Klage  zu  erheben.    Wegen  der  Ausbesserung  des 
Fahrweges   kann  man  auch  das  Interdict  anstellen,  welches 
wegen  Ausbesserung  des  Fusssteiges  und  der  Uebertrift  Statt 
findet;  nicht  aber,  wenn  man  [z.B.]  mit  Feldsteinen  pflastern 
wollte,   es  sei   denn,   dass  man  besonders  darüber  überein- 
gekommen wäre.     §.  6.   Auch   wegen  des  Wasserschöpfens 
stehen  uns,  weil  es  eine  Dienstbarkeit  ist,  dingliche  Klagen 
zu.    §.  7.  Die  Klage  wegen  Dienstbarkeiten  steht  dem  Haus- 
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eigenthümer,  welcher  leugnet,  dem  Nachbar  zu  einer  Dienst- 
barkeit verpflichtet  zu  sein,  auch  dann  zu,  wenn  dessen  Ge- 
bäude nicht  ganz  und  gar  frei  von  allen  Dienstbarkeiten,  son- 
dern nur  dem  Beklagten  zu  keiner  solchen  verpflichtet  ist. 
Zum  Beispiel  ich  habe  ein  Gebäude,  dem  das  Sejanische  und 
Sempronianische  benachbart  sind ,  dem  letztern  bin  ich  zu 
einer  Dienstbarkeit  verpflichtet,  und  ich  beabsichtige  gegen  den 
Eigenthümer  des  erstem,  der  mich  hoher  zu  bauen  hindert, 
Klage  anzustellen,  so  erhebe  ich  die  dingliche  Klage.  Denn 
wiewohl  mein  Gebäude  [überhaupt]  dienstbar  ist,  so  ist  es 
dies  doch  nicht  in  Ansehung  des  Beklagten.  Ich  bezwecke 
also  damit,  dass  mir  das  Recht,  hoher  zu  bauen,  wider  den 
Willen  des  Beklagten  zustehe;  denn  in  Ansehung  dessen  ist 
mein  Gebäude  befreiet.  §.  8.  Wenn  Jemandem  überhaupt 
höher  zu  bauen  nicht  gestattet  ist,  so  kann  mit  Recht  gegen 
denselben  die  Klage  erhoben  werden,  dass  er  kein  Recht  dazu 
Labe,  [falls  er  es  versuchen  sollte].  Zu  dieser  Dienstbarkeit 
kann  auch  Jemand,  dem  entfernt  liegende  Gebäude  gehören, 
berechtigt  sein. 

5.  PAUL.  lib.  XXI.  ad  Ed.  —  Wenn  daher  zwischen 
meinen  und  des  Titius  Gebäuden  das  deinige  liegt,  so  kann 
ich  gegen  das  Gebäude  des  Titius  die  Dienstbarkeit  erwerben, 
dass  er  nicht  höher  bauen  dürfe,  wenn  dieselbe  auch  dem  dei- 
nigen  nicht  obliegt,  weil,  so  lange  du  nicht  hoher  bauest,  die 
Dienstbarkeit  von  Nutzen  ist. 

6.  ULP.  lib.  XVII.  ad  Ed.  —  Wenn  nun  [der  Eigen- 
thümer des]  in  der  Mitte  [liegenden  Gebäudes]  seine  Gebäude 
erhöhet,  indem  er  zu  keiner  Dienstbarheit  verpflichtet  war,  so 
dass  das  meinige  4  6)  als  deine  Hellung  schmälernd  nicht  mehr 
betrachtet  werden  kann,  so  wirst  du,  wenn  ich  [dann  höher] 
gebauet  habe,  vergebens  verlangen,  dass  mir  wider  deinen  Wil- 
len, so  zu  bauen,  kein  Recht  zustehe;  wenn  aber  der  Nachbar 
sein  [in  der  Mitte  liegendes]  Gebäude  innerhalb  der  gesetzlichen 
[Verjährungs-]  Zeit  wieder  erniedrigt,  so  lebt  für  dich  das  Klag- 
recht wieder  auf.  §.1.  Es  ist  aber  zu  bemerken,  dass  bei  die- 
sen Dienstbarkeiten  der  Besitzer  des  Rechts  zugleich  auch  der 
Kläger  ist ;  habe  ich  nun  z.  B.  auf  meinem  Grund  uud  Boden 
kein  Gebäude  erhöhet,  so  befindet  sich  mein  Gegner  im  Be- 
sitz; denn  so  lange  keine  Neuerung  geschehen  ist,  besitzt  Jener 
und  kann  mich  am  [Höher]bauen  sowohl  durch  eine  bürgerlich- 
rechtliche Klage,  als  durch  das  Interdict  Was  mit  Gewalt 
oder  heimlich  hindern.    Dasselbe  ist  der  Fall,  wenn  die 


46)  Das  ich  und  da  steht  in  diesem  Gesetz  in  Bezug  auf  das 
vorige  im  umgekehrten  Verhaitniss. 

Corp.  jur.  civ.   I.  49 
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Verhinderung  durch  den  Steinwurf 4  7 )  geschehen  ist;  wenn 
ich  aber,  während  er  es  ruhig  geduldet,  gebauet  habe,  so 
werde  ich  dadurch  zum  Besitzer*.  §.  2.  Auch  wegen  einer 
zur  Tragung  der  Last  [eines  Nachbarhauses]  auferlegten  Dienst- 
barkeit steht  uns  eine  Klage  sowohl  wegen  Tragung  der  Last 
[selbst],  als  wegen  der  Wiederherstellung  der  Gebäude  in  der 
Maasse,  wie  es  bei  Auferlegung  der  Dienstbarkeit  ausgemacht 
worden  ist,  zu.  Gallus  glaubt,  es  könne  keine  Dienstbarkeit 
in  der  Art  auferlegt  werden,  dass  Jemand  dadurch  zum  Handeln 
genöthigt  werde,  sondern  [nur],  dass  er  mich  am  Handeln  nicht 
hindern  wolle;  denn  bei  allen  Dienstbarkeiten  fallen  die  Aus- 
besserungen auf  den ,  welcher  die  Dienstbarkeit  für  sich  in  An- 
spruch nimmt  ,  nicht  auf  den  Eigenthümer  der  dienstbaren  Sache. 
Allein  es  überwog  in  Ansehung  dieser  Frage  die  Meinung  des 
Servius,  das  nämlich  Jemand  das  Recht,  den  Gegner  zur  Aus- 
besserung der  Wand,  um  die  Last  seines  [Hauses]  zu  tragen, 
zu  nothigen,  als  ihm  zuständig  in  Anspruch  nehmen  könne. 
Labeo  setzt  auch  hinzu,  dass  ja  nicht  der  Mensch  selbst, 
sondern  nur  die  Sache  zu  dieser  Dienstbarkeit  verpflichtet  sei, 
und  es  stehe  ja  dem  Erstem  frei,  die  Sache  in  Stich  zu  lassen. 
§.  3.  Diese  Klage  ist  nun  mehr  eine  dingliche  als  eine  persönliche, 
und  steht  ebenso,  wie  Forderungen  wegen  anderer  Dienstbar- 
keiten  Niemandem  weiter  zu,  als  dem  Eigenthümer  von  Ge* 
bänden  und  gegen  den  Eigenthümer  [von  solchen],  §.  4.  Ob, 
wenn  ein  Gebäude  mehreren  Eigenthümern  gehört,  jeder  Ein- 
zelne auf  das  Ganze  [der  Dienstbarkeit]  Klage  erheben  könne, 
diese  Frage  behandelt  Papinianus  im  dritten  Buche  seiner 
Quästionen  und  entscheidet  sie  bejahend,  sowie  es  in  Ansehung 
aller  andern  Dienstbarkeiten,  mit  Ausnahme  des  Niessbrauchs, 
[geschehen  könne].  Anders  hingegen  sei  es,  sagt  er,  wenn 
die  die  Last  des  Nachbarhauses  tragenden  Gebäude  Mehreren 
gemeinschaftlich  gehören.  §.  5.  Die  Art  und  Weise  der  Aus- 
besserung, welche  diese  Klage  begreift,  beschränkt  sich  darauf, 
wie  sie  bei  Auferlegung  der  Dienstbarkeit  bestimmt  worden  ist, 
also  z.  B.  zur  Ausbesserung  mit  Quadersteineu ,  oder  Ziegeln, 
oder  irgend  einem  andern  Stoff,  der  bei  [der  Bestellung]  der 
Dienstbarkeit  benannt  worden  ist,  §.  6.  Auch  die  Nutzungen 
kommen  bei  dieser  Klage  in  Betracht,  das  heisst  derjenige  Vor- 
theil, welchen  man  haben  würde,  wenn  der  Nachbar  die  Last 
unseres  Gebäudes  trüge.  §.7.  Eine  bessere  Wand,  als  bei  Be- 
stellung der  Dienstbarkeit  ausgemacht  worden  ist,  kann  er  zwar 
bauen,  an  dem  Bau  einer  schlechtem  aber  wird  er  entweder 
dureh  diese  Klage,  oder  durch  Einspruch  wegen  Neubaues 
verhindert. 


47)  Eine  allrömische  symbolische  Bezeichnung  des  Einspruchs. 
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7.  PAUL.  lib.  XXI.  ad  Ed.  —  Der  Erfolg  dieser  Kla- 
gen ist  der,  dass  dem  Obsiegenden  mittelst  richterlicher  Hülfe 
entweder  die  Sache  *8),  oder  eine  Sicherheitsbestellung  gewährt 
wird.  Die  Sache  selbst  heisst  soviel,  dass  der  Richter  dem  Be- 
klagten, den  Fehler  der  Wand  zu  verbessern  und  sie  gehörig 
einzurichten  anbefiehlt;  die  Sicherheit  besteht  darin,  dass  ihm 
[der  Richter]  anbefiehlt,  wegen  Wiederherstellung  der  Wand 
und  dafür  Sicherheit  zu  bestellen^  dass  weder  er,  noch  seine 
Nachfolger  das  Höherbauen  und  Höhergebauthaben  stören  wer- 
den;  nach  Bestellung  dieser  Sicherheit  wird  [der  Beklagte] 
freigesprochen ;  wenn  er  aber  weder  die  Sache  selbst  gewahrt 
noch  Sicherheit  [bestellt],  so  wird  er  zur  Zahlung  derjenigen 
Summe  verurtheilt,  als  der  Kläger  zur  Streitwürderung 
schwört. 

8.  ULP.  lib.  XVII.  ad  Ed.  —  In  der  Art,  wie  die  Aus- 
besserung der  Wand  dem  Nachbar  obliegt,  ist  das  Stützen  der 
Gebäude  des  Nachbars,  der  zur  Dienstbarkeit  berechtigt  ist, 
während  die  Wand  ausgebessert  wird,  nicht  als  PHicht  des 
dienstbaren49)  Nachbar[hauses]  anzusehen;  denn  wenn  der 
Berechtigte  so)  [sein  eigenes  Gebäude]  nicht  stützen  will,  so 
kann  er  es  abtragen ,  und  nach  Wiederherstellung  der  Wand 
wieder  aufbauen.  Auch  hier  wird ,  wie  bei  allen  andern 
Dienstbarkeiten,  die  Negatorienklage  gegeben,  dass  du  nämlich 
kein  Recht  habest,  mich  dazu  zu  zwingen.  §.  1.  Wer  mir  eine 
Dienstbarkeit  in  der  Art  bewilligt  hat,  dass  ich  in  seine  Wand 
soll  Balken  einlegen,  auf  denselben  z.  B.  einen  Spatziergang 
anlegen  und  auf  die  Wand  Säulen  von  Backsteinen,  zur  Tra- 
gung eines  Daches  über  dem  Spatziergang,  setzen  dürfen, 
gegen  den  steht  mir  die  [Confessorien-]  Klage  zu*  §.2.  Diese 
Klagen  sind  aber  insofern  verschieden,  als  die  erstere  auch 
dazu  angewendet  werden  kann,  um  den  Nachbar  zu  nöthigen, 
die  mir  dienstbare51)  Wand  auszubessern,  die  letztere  aber 
nur  dazu,  die  Balken  aufzunehmen;  dies  ist  den  Regeln  der 
Dienstbarkeiten  nicht  zuwider.  §.  3.  Wenn  aber  darüber 
Frage  entsteht,  wer  die  Rolle  des  Besitzers  S2)  und  wer  die 


48)  Res;  Hofacker  und  Westphal  (s.  Glück  X.  240)  sind 
über  die  Erklärung  verschiedener  Meinung;  ich  sehe  darin 
nichts  als  die  jetzt  s.  g.  Sachbitte  des  Klägers,  dies  ergibt 
die  gleich  folgende  Erläuterung  selbst. 

49)  U.  f>0)  Inferior  und  superior 9  der  wörtliche,  den  Bauver- 
hältnissen  nach  leicht  erkennbare  Sinn  lässt  sich  nicht  gut 
wörtlich  geben. 

51)  Mcum,  schon  Accursius  erklärt  dies  so:  s.  Mühlen- 
bruch Archiv  XIV.  323  [5], 

52)  Possessor  kann  hier  füglich  in  dieser  Bedeutung  beibehalten 
werden. 

49  * 
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des  Klägers  übernehmen  solle,  so  merke  man,  dass,  wenn 
die  Balken  schon  eingelegt  sind,  derjenige,  welcher  die  Zu- 
ständigkeit der  Dienstbarkeit  behauptet,  die  Stelle  des  Besitzers 
einnehme,  wenn  aber  die  Einlegung  noch  nicht  Statt  gefunden 
hat,  der,  welcher  [das  Recht  dazu]  leugnet.  §.4.  Wenn  nun 
der,  welcher  die  Zuständigkeit  der  Dienstbarkeit  behauptet, 
obsiegt,  so  braucht  ihm  dieselbe  nicht  erst  abgetreten  zu  wer- 
den, mag  richtig  erkannt  worden  sein,  weil  er  sie  schon  hat, 
oder  unrichtig,  weil  die  Dienstbarkeit  durch  das  Urtheil  nicht 
bestellt,  sondern  in  ihrem  Umfange  erklärt  werden  soll.  Hat 
er  aber  dieselbe  durch  Nichtgebrauch  in  Folge  einer  Arglist 
des  Eigentümers  des  [dienstbaren]  Gebäudes  nach  der  Einlei- 
tung des  Verfahrens  verloren ,  so  muss  sie  ihm  wiedergewährt 
werden,  sowie  man  dies  in  Betreff  des  Eigenthums53)  an 
einem  Hause  als  gültig  angenommen  hat.  §.  5.  Aristo  ant- 
wortete dem  Cereliius  Vitalis ,  er  glaube  nicht,  dass  aus  einem 
Käseladen  Rauch  in  die  oberen  Gemächer  rechtlicher  W eise 
entlassen  werden  dürfe,  wenn  nicht  deshalb  S4)  [der  Eigen- 
thiimer  der  letztern]  eine  Dienstbarkeit  zugestehe.  Er  sagt 
auch,  aus  einem  obern  [Gemach]  dürfe  in  ein  unteres  weder 
Wasser  noch  sonst  etwas  xlnderes  herabgegossen  werden  ;  auf 
seinem  eigenen  Grund  und  Boden  stehe  zwar  Jedem  dies  frei, 
insofern  er  nichts  auf  fremden  Boden  dringen  lässt;  Eindringen 
von  Rauch  und  Wasser  sei  aber  einerlei ;  es  könne  daher  der 
obere  [Bewohner]  wider  den  untern  Klage  erheben,  dass  er 
dies  so  zu  thun  kein  Recht  habe.  Auch  lehre,  sagt  er,  Al- 
fenus,  man  könne  deshalb  Klage  erheben,  dass  Jemand  kein 
Recht  habe,  auf  seinem  Grund  und  Boden  Steine  in  der  Art 
zu  brechen,  dass  die  Stücken  davon  auf  unsern  Grund  und 
Boden  fliegen.  Aristo  sagt  also,  dass  demjenigen,  welcher 
von  den  Minturnensern  einen  Käseladen  gemiethet  hat,  vom 
obern  [Bewohner]  das  Eindringenlassen  des  Rauches  verboten 
werden  könne,  die  Minturnenser  ihm  aber  aus  dem  Pacht- 
contract  deshalb  verpflichtet  seien,  und  es  könne  wider  den- 
selben, wenn  er  den  Rauch  eindringen  lasse,  in  der  Art  ge- 
klagt werden,  dass  er  kein  Recht  dazu  habe;  es  wird  mithin 
auch  im  umgekehrten  Fall  Klage  erhoben  werden  können, 
dass  ein  Recht  dazu  vorhanden  sei,  ja,  es  scheint  dies  Aristo 
selbst  zuzugeben.  Es  kann  aber  auch  das  Interdict  Wie  ihr 
besitzet  angewendet  werden,  wenn  Jemand  verhindert  wird, 
sein  Eigenthum  nach  Belieben  zu  brauchen.  §.  6.  Im  einund- 
vierzigsten Buche  der  Lectionen  des  Pomponius  wird  Zweifel 
 _  ,  JL  i  , 

63)  Domino.    Hai.  nnd  die  Yulg.  haben  domitiio,  was  offen- 
bar richtiger  ht ;  Accnrs.  hat  auch  dominio  gelesen. 
54)  S.  Gluck  X.  69.  n.  56. 
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deshalb  erregt,  ob  Jemand  wegen  des  Erlaubtseins  oder  Nicht- 
erlaubtseins,  nicht  dicken  Rauch  auf  seinem  Grund  und  Boden, 
etwa  auf  einem  Heerde,  zu  machen,  Klage  erheben  könne, 
und  es  entscheidet  sich  derselbe  verneinend,  so  wenig  als  mau 
deshalb  Klage  erheben  könne,  dass  man  ein  Recht  habe,  auf 
seinein  eigenen  Boden  Feuer  anzumachen,  sich  zu  setzen  oder 
zu  waschen.  §.  7.  Im  umgekehrten  Fall55)  aber  bejahet  er 
es;  denn  so  hat  man,  als  [eine  gewisse]  Quintilla  Rohren  zur 
Ableitung  der  Dämpfe  aus  dem  Badehause  in  des  Ursus  Julius 
*  [Grundstück]  angelegt  hatte,  sich  dafür  bestimmt,  dass  solche 
Dienstbarkeiten  bestellt  werden  können. 

9.  PAUL.  lib.  XXI.  ad  Ed.  —  Wenn  du  an  einer  Stelle, 
über  welche  mir  ein  Fusssteig  zusteht,  ein  Gebäude  aufgeführt 
hast,  so  kann  ich  mein  Recht  wegen  des  Fusssteigs  oder  We- 
ges 5  6)  geltend  machen;  habe  ich  es  erwiesen,  so  kann  ich 
deinen  begonnenen  Bau  verhindern.  Ebenso  lehrt  Julianus,  ' 
dass,  wenn  der  Nachbar  durch  einen  Bau  auf  seinem  Grund 
und  Boden  sich  der  Aufnahme  meiner  Traufe  entzogen  hat, 

ich  wegen  des  mir  zuständigen  Rechts  Klage  erheben  könne, 
d.  h.  auf  das  Recht,  meine  Traufe  herabfallen  zu  lassen,  so 
wie  wir  vom  Wege  gesagt  haben.  Hat  er  den  Bau  noch  nicht 
aufgeführt,  so  kann  man,  mag  man  nun  den  Niessbrauch  oder 
ein  Wegereeht  haben,  das  Recht,  zu  gehen  und  zu  fahren,  so- 
wie das  der  Benutzung  in  Anspruch  nehmen.  Hat  der  Figen- 
thümer  [des  dienstbaren  Grundstücks]  hingegen  bereits  gebauet, 
so  kann  derjenige,  welcher  ein  Fusssteigs-  und  Uebertriftsrecht 
hat,  dessen  ungeachtet  noch  sein  Recht  geltend  machen,  der 
Niessbraucher  kann  es  aber  nicht,  weil  er  den  Niessbrauch 
verloren  hat.  Daher,  sagt  Julia  uns,  sei  in  diesem  Fall  die 
Klage  wegen  Arglist  zu  ertheilen.  Wenn  umgekehrt  aber  du 
auf  einem  Fusssteige,  zu  dem  dir  [mein]  Grundstück  verpflich- 
tet ist,  ein  Gebäude  aufführen  willst,  so  kann  ich  mit  allem 
Rechte  verlangen,  dass  du  kein  Recht  habest,  zu  bauen  oder 
ein  Gebäude  zu  haben,  so  wenig,  wie  wenn  du  auf  meinem 
Hofe  bauen  wolltest.  §.  1,  Wer  einen  Fahrweg  in  grösserer 
oder  minderer,  [als  der  gesetzlichen,]  Breite  gebraucht  hat, 
behalt  die  Dienstbarkeit  ebensowohl,  wie  derjenige,  welcher 
das  Recht  des  Gebrauchs  an  einem  Wasser  hat,  sein  Recht 
behält  ,  wenn  er  sich  jenes  mit  andern  vermischt  bedient  hat. 

10.  ULP.  lib.  LI1I.  ad  Ed.  —  Wenn  Jemand  durch 
langjährigen  Gebrauch  und  langfortgesetzten  Quasibesitz  ein 
Recht  der  Wasserleitung  erworben  hat,  so  hat  er  nicht  nöthig, 

55)  Nämlich  wenn  Jemand  etwas  thut,  was  er  der  natürlichen 

Freiheit  nach  nicht  darf 
5f))  S.  Glück  X.  59,  n.  35. 


774   Pandect.  L.  Y11I  Tit.  5.  67  serviius  vindicetur,  vel  etc. 

das  Recht  darzuthun ,  vermöge  dessen  die  Wasserleitung  be- 
stellt worden  ist,  wie  z.  B.  in  Folge  eines  Vermächtnisses, 
oder  auf  andere  Weise,  sondern  er  hat  eine  analoge  Klage, 
wonach  er  darzuthun  hat,  dass  er  so  viel  Jahre  lang  weder 
gewaltsam,  noch  heimlich,  noch  bittweise  den  Gebrauch  [der 
Dienstbarkeit]  besessen  habe57).  §.  1.  Es  kann  diese  Klage 
wicht  nur  wider  denjenigen  angestellt  werden,  auf  dessen  Grund 
und  Boden  das  Wasser  entspringt ,  oder  durch  dessen  Landgut 
es  geleitet  wird,  sondern  auch  wider  Alle  und  Jeden,  der  die 
Leitung  des  Wassers  stört,  nach  Art  der  übrigen  Dienstbar- 
keiten. Man  kann  sie  also  im  Allgemeinen  gegen  Jeden, 
wer  der  Wasserleitung  ein  Hinderniss  in  den  Weg  legen  will, 
stur  Anwendung  bringen. 

11.  MARCELL.  lib.  VI.  Big.  —  Ob  einer  von  mehrern 
Miteigentümern  auf  einem  gemeinschaftlichen  Platz  wider  den 
Willen  derUebrigen  zu  bauen  ein  Recht  habe,  d.h.  ob,  wenn 
er  von  seinen  Mitgenossen  daran  verhindert  wird,  wider  die- 
selben darüber  Klage  erbeben  könne,  dass  er  ein  Recht  zum 
Bauen  habe,  und  ob  die  Miteigenthümer  wider  ihn  deshalb 
Klage  erheben  können,  dass  sie  ein  Recht  haben,  das  Bauen 
ZU  verbieten,  oder  Jener  kein  Recht,  zu  bauen,  und  ob  sie, 
wenn  bereits  gebauet  ist,  darüber  Klage  anstellen  können,  dass 
er48)  kein  Recht  dazu  habe,  ein  solches  Gebäude  zu  halten, 
ist  streitig.  Richtiger  kann  man  hier  sagen,  es  habe  der  Mit- 
eigenthümer vielmehr  ein  Recht,  [das  Bauen]  zu  verhindern, 
als  es  zu  thun,  weil  derjenige,  welcher  dasselbe  beabsichtigt, 
gewissermaassen  ein  fremdes  Recht  an  sich  reisst,  wenn  er, 
wie  ein  alleiniger  Eigenthiimer ,  ein  gemeinschaftliches  Recht 
nach  seinem  Gutdünken  gebrauchen  will. 

12.  JAVOLEN.  lib.  II.  Epkf.  —  Ich  habe  geklagt, 
dass  [meinem  Nachbar]  das  Recht,  Balken  in 
weine  Wand  eingelegt  zu  haben,  nicht  zustehe; 
muss  hier  auch  dafür  Sicherheit  bestellt  werden, 
dass  künftig  keine  dergleichen  eingelegt  wer- 
den? Ich  habe  geantwortet,  es  beruhe,  nach  meinem  Dafür- 
halten, in  der  Amtspflicht  des  Richters,  dass  auch  für  ein 
künftig  [nicht]  zu  unternehmendes  Beginnen  der  Art  Sicherheit 
bestellt  werden  müsse. 

13.  PROCULÜS  lib.  V.  Epistolar.  —  Ich  habe  Röhren, 
wodurch  ich  Wasser  leite,  an  einer  öffentlichen  Strasse,  uud 
durch  Einbrechen  derselben   tritt  Wasser  an   deine  Wand, 

57)  üeber  diese  dogmatisch  für  die  Beweisführung  bei  der  Ac* 
quisitivverjährung  sehr  wichtige  Stelle  s.  Unterholz  Yer- 
jährungslehre  II.  190. 

58)  Jus  tibi  (al  Uli)  non  esse;  die  Lesart  schwankt;  der  Sims 
ist  deutlich. 


Pjlkdect  L.  VIII.  Tit.  5.  Si  servitus  vindicelur ,  vel  etc.  775 

Nach  meinem  Dafürhalten  kaimst  du  wider  mich  mit  Recht 
die  Klage  anstellen,  dass  ich  kein  Recht  habe,  einen  Abfluss 
gegen  deine  Wand  fliessen  zu  lassen. 

14.  POMPON.  üb.  XXXIII.  ad  Sabin.  —  Wenn  ich  dir 
gestattet  habe,  in  meine  Wand  Balken  einzulegen,  wie  du  sie 
bisher  gehabt  hast,  so  kann  ich  dir,  wenn  du  mehrere  Balken 
[als  du  zu  Anfang  hattest59)]  einlegen  willst,  dies  verbieten  j 
ja  ich  kann  selbst  Klage  wider  dich  erheben,  die  neueingeleg- 
ten  wieder  herauszunehmen.  §.  1.  Wenn  eine  [mir  und  dir] 
gemeinschaftlich  gehörige  Wand  durch  einen  von  dir  unter- 
nommenen Bau  sich  gegen  mein  Gebäude  zu  senkt,  so  kann, 
ich  wider  dich  klagen,  dass  du  kein  Recht  habest,  dass  die 
Wand  in  solchem  Zustande  bleibe. 

15.  ULP.  lib.  VI.  Opin.  —  Jemand  bewirkt  durch  Er- 
höhung seiner  Gebäude,  dass  die  Hellung  des  einem  Minder- 
jährigen oder  Unmündigen  gehörigen  Hauses,  dessen  Curafor 
oder  Vormund  er  war,  geschmälert  wird.  Wiewohl  nun  der- 
selbe und  seine  Erben  aus  diesem  Grunde  auch  durch  die  [Vor-, 
mundscliafts-] Klage  haften,  weil  er  etwas,  das  er  selbst,  wenn 
ein  Anderer  es  gethan  hätte ,  seiner  Pflicht  nach  hätte  verhin- 
dern müssen,  nicht  selbst  thun  durfte,  so  ist  doch  dem  Un* 
mündigen  oder  Minderjährigen  auch  gegen  den  Besitzer  jener 
Gebäude  die  Klage  auf  Wiederhinwegnahme  des  widerrechtlich 
Hingebauten  zu  ertheilen. 

16.  JULIAN,  lib.  VII.  —  Wenn  ich  von  dir  die 
Erlaubniss  erkauft  habe ,  von  meinem  Gebäude  auf  das  deine 
die  Traufe  zu  leiten,  und  nachher  mit  deinem  Wissen  auf  den 
Grund  des  Kaufes  mich  im  Besitz  des  Rechts  befinde,  muuss 
ich  da  aus  diesem  Grunde  mit  einer  Klage  oder  Einrede  ge^ 
schützt  werden?  Ich  habe  geantwortet,  man  könne  sich  beider 
Rechtsmittel  bedienen. 

17.  ALKEN,  üb.  II.  Dig.  —  Wenn  zwischen  zwei  Ge- 
bäuden eine  Wand  ist,  die  sich  dergestalt  senkt,  dass  sie  sich 
in  des  einen  Nachbars  Haus  einen  halben  Fuss  oder  noch  mehr 
hineinlehnt,  so  kann  derselbe  Klage  erheben,  dass  kein  Recht 
vorhanden  sei,  jene  Wand  soweit  wider  seinen  Willen  auf 
seinen  Grund  und  Boden  vorgeschoben  zu  haben.  §.  1.  Als 
in  dein  Hause  des  Cajus  Sejus  eine  Stelle  dem  Gebäude  des 
Annius  dergestalt  dienstbar  war,  dass  Sejus  auf  derselben  nichts 
anlegen  durfte,  und  Sejus  auf  derselben  ein  Gärtchen  6°)  an- 
gelegt und  in  demselben  Wasserbehälter  und  metallene  Röhren 
angebracht  hatte,  so  gaben  dem  Annius  alle  Rechtsgelehrten 
den  Rath,  er  solle  gegen  Jenen  Klage  erheben,  dass  er  wider 


59)  S.  Glück  X.  74. 

60)  Die  Glosse  interpretirt  hortulariam. 
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seinen  Willen  auf  jener  Stelle  dergleichen  nicht  anlegen  dürfe. 
§.  2.  Es  hatte  ein  Nachbar  längs  der  Wand  eines  andern  eine 
Mistgrube  angelegt,  wovon  Feuchtigkeit  in  die  Wand  drang; 
er  bat  um  rechtlichen  Rath,  auf  welche  Weise  er  den  Nachbar 
zwingen  könne,  die  Mistgrube  wieder  abzuschaffen?  Ich  habe 
geantwortet,  dass,  wenn  der  Nachbar  dies  an  einem  öffent- 
lichen Orte  gethan  hatte ;  er  durch  ein  Interdict  dazu  genöthigt 
werden  könne,  wenn  aber  auf  Privatgruud  und  Boden,  so  sei 
die  Negatorienklage  anzustellen61);  wäre  eine  Stipulation 
wegen  drohenden  Schadens  eingegangen  worden ,  so  könne 
Jener  auch  dem  aus  jenem  Umstand  erwachsenen  Schaden  bei- 
kommen. 

18.  JULIAN.  Hb.  VI,  ex  Minicio.  —  Jemand,  dessen 
Gesinde  den  Nachbar  an  der  [ihm  rechtlich  zustehenden]  Lei- 
tung des  Wassers  hinderte,  liess  sich  nirgends  treffen,  damit 
man  ihn  nicht  belangen  könne;  der  Kläger  fragte  nun  an, 
was  er  zu  thun  habe?  Ich  habe  geantwortet ,  es  müsse  der 
Prätor,  nach  Untersuchung  der  Sache,  ihn  in  den  Besitz  der 
Güter  des  Gegners  setzen,  so  dass  er  nicht  eher  daraus  zu 
weichen  brauche,  als  bis  dieser  dem  Kläger  das  Hecht  der 
Wasserleitung  wieder  gewährt  62),  und  was  er,  wegen  Stö- 
rung der  Wasserleitung,  durch  Trockenheit  an  Schaden  [er- 
litten], z.  B.  wenn  Wiesen  oder  Bäume  verdorrt  sind,  [ver- 
gütigt hat.] 

19.  MARCIAN.  lib.  V.  Regulär.  —  Wenn  einer  [von 
mehreren  Miteigentümern]  wegen  einer  sonst  rechtlichbegrün- 
deten gemeinschaftlichen  Dienstbarkeit  Klage  erhoben  und  den 
Process  auf  irgend  eine  Weise  durch  seine  Schuld  verloren 
hat,  so  ist  es  unbiliig,  dass  dies  den  Uebrigen  von  Nachtheil 
sein  solle;  wenn  er  aber  mit  dem  Gegner  in  Einverständnis«, 
demselben  gewichen  ist,  so  findet,  wie  Celsus  schreibt,  für 
die  Uebrigen  gegen  ihn  die  Klage  wegen  Arglist  Statt ;  auch, 
sagt  er,  sei  dies  des  Sabinus  Meinung  gewesen. 

20.  SCAEVOLA  lib.  IV.  Big.  —  Eine  Testatricin  hatte 
Gebäude,  welche  an  ein  Landgut,  das  sie  Jemandem  vermacht 
hatte,  stiessen ;  es  enstand  die  Frage,  ob,  wenn  dieselben 
von  dem  vermachten  Landgute  getrennt  würden,  und  der  Ver- 
mächtnissberechtigte dasselbe  mittelst  Klage  erlangt  hätte ,  es 
den  Gebäuden  zu  einer  Dienstbarkeit  [des  Zugangs  u.  s.  w.J 


6t)  De  Servitute  agere  oportere. 

62)  Constituisset 9  Haloandev  hat  restifwsset ;  wenn  mau  den 
Nachsatz  in  der  obigen  Stelle  betrachtet,  so  wird  es  ein- 
leuchten, dass  die  letztere  Lesart  vorzuziehen  wäre,  wenn 
Handschriften  sie  unterstützten;  indessen  lässt  sich  die  Ueber- 
setznng  durch  den  Shirt  des  Zusammenhanges  rechtfertigen ; 
die  Glosse  erklärt  constituissel ,  sc.  de  novo. 
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verpflichtet  sein  würde,  oder,  wenn  derselbe  verlangte,  dass 
ihm  dasselbe  auf  den  Grund  eines  Fideicommisses  gegeben 
werden  solle,  die  Erben  für  die  Gebäude  eine  Dienstbarkeit 
vorbehalten  dürften?  Ich  habe  bejahend  entschieden.  §.  1. 
Mehrere  Municipalbürger ,  welche  verschiedene  Grundstücke 
besassen,  erkauften  gemeinschaftlich  eine  Wiese,  um  ein  ge- 
meinschaftliches Weiderecht  daran  zu  üben;  dies  ward  auch 
von  ihren  Nachfolgern  beobachtet;  Einige  von  ihnen,  welche 
dieses  Recht  hatten,  verkauften  aber  ihre  ihnen  allein  gehöri- 
gen Grundstücke;  ich  frage  nun,  ob  beim  Verkauf  jenes  Recht 
auch  den  Grundstücken  folge,  wenn  die  Verkäufer  den  Wil- 
len hatten,  dasselbe  mitzuveräussern ?  Man  hat  geantwortet, 
es  ginge  darnach,  wie  es  unter  den  Contrahenten  ausgemacht 
worden  wäre ;  w  enn  aber  der  Wille  derselben  auch  nicht 
ausser  Zweifel  liege,  so  gehe  das  Recht  doch  auf  die  Räufer 
über.  Ebenso  frage  ich,  ob,  wenn  ein  Theil  von  jenen  [den 
Eigenthümern]  allein  gehörigen  Landgütern  durch  ein  Ver- 
mächtniss  auf  einen  Andern  übergegangen  ist,  derselbe  ein 
Recht  von  dieser  Mithuthung  zum  Theil  nach  sich  zöge  ?  Die 
x\iit\vort  hat  gelautet,  dass  wenn  dies  als  ein  Recht  des  ver- 
machten Grundstücks  erschiene,  es  auch  dem  Vermächtniss- 
berechtigten zukomme. 

21,  LABEO  lib.  I.  Phhanon  a  Paulo  epiiomat.  —  Wo 
kein  Wasser  ist,  da  kann  auch  kein  Zugang  dazu, 
oder  keine  Leitung  bestellt  werden.  Paulus:  im 
Gegentheil,  ich  halte  dies  für  falsch,  weil  man  Jemandem  das 
Aufsuchen  des  Wassers,  und  wenn  er  es  gefunden,  dessen 
Leitung  gestatten  kann. 

Sechster  Titel. 

Quemadmodum  Servitut  es  atnittuntur, 
(Vom  Verlust  der  DiensibarJceiten.) 

1.  GAJ.  lib.  VII.  ad  Ed.  prov.  —  Wenn  beide  Grund- 
stücke, [das  dienstbare  und  das  herrschende]  an  denselben  Ei- 
genthümer  kommen,  so  findet  Vereinigung  der  Dienstbarkeiten 
an  denselben  Statt. 

2.  PAUL.  lib.  XXI.  ad  Ed.  —  Wenn  derjenige,  wel- 
cher ein  Fahrwegsrecht  6  i)  hat,  die  gesetzliche  [Verjährungs-j 
Zeit  über  nur  vom  Fusssteige  Gebrauch  macht,  so  stimmen 
Sabin  us,  Cassius  und  Octavenus  darin  überein,  dass 
der  Fahrweg  nicht  verloren  gehe,  sondern  bestehen  bleibe; 
denn  wer  den  Fahrweg  habe>  könne  sich  ohnehin  desselben 
als  Fusssteig  bedienen. 


6;i)  Glück  X.  161.  d.  67.  her  et  actus  —  via. 
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3.  GAJ.  lib.  VII.  ad  Ed»  prnv.  —  Dass  die  Dienstbar- 
keitsberechtigungen durch  den  Tod  oder  Standesrechtsverände- 
rung nicht  verloren  gehen,  ist  eine  bekannte  Sache. 

4.  PAUL.  lib.  XXVII.  ad  Ed,  —  Ein  zu  einem  Be- 
gräbniss  gehöriger  Zugang  geht  durch  Nichtgebrauch  nie  ver- 
loren. 

5.  Idem  lib.  LXVI.  ad  Ed.  —  Eine  Dienstbarkeit  wird 
uns  auch  durch  einen  Miteigentümer,  einen  Niessbraucher, 
oder  einen  Besitzer  im  guten  Glauben  erhalten; 

6.  CELSUS  lib.  V.  Dig,  —  denn  es  genügt,  dass  auf 
den  Grund  [der  Berechtigung]  eines  Landgutes  [überhaupt] 
gegangen  worden  ist.  §.  1.  Wenn  ich  einen  Weg  über  des 
Nachbars  Landgut,  zu  dem  mir  und  dir  ein  Recht  zustand,  ge- 
braucht habe,  du  aber  wahrend  der  gesetzlichen  [Verjährungs-] 
Zeit  nicht,  hast  du  da  dein  Recht  verloren?  und  umgekehrt, 
wenn  der  Nachbar,  der  zu  einem  Fahrweg  über  unser  Land- 
gut berechtigt  war,  über  den  mir  gehörigen  Theil  gegangen 
oder  g-efahren  ist,  deinen  Theil  aber  nicht  betreten  hat,  ist  da- 
durch dein  Theil  befreit  worden?  Celsus  antwortet:  wenn, 
das  Landgut  zwischen  den  Miteigentümern  nach  Antheilen 
getheilt  ist,  so  ist  es,  in  Betreff  der  Dienstbarkeit,  zu  der 
das  Landgut  berechtigt  ist,  gerade  so,  wie  wenn  sie  von  An- 
fang an  zwei  [verschiedenen]  Landgütern  gebührt  hätte  ;  jeder 
der  Eigenthümer  behalt  daher  durch  den  Gebrauch  eine  be- 
sondere Dienstbarkeit  für  sich,  und  Jeder  verliert  sie  für  sicli 
durch  Nichtgebrauch,  und  es  findet  in  dieser  Beziehung-  weder 
eine  Gemeinschaft  zwischen  den  Landgütern  weiter  Statt,  noch 
geschieht  dem  ein  Unrecht,  dessen  Landgut  dienstbar  ist,  ja  er 
kann  sogar  einen  Vortheil  haben ,  weil  ein  Eigenthümer  durch 
den  Gebrauch  [der  Dienstbarkeit]  nicht  dem  ganzen  Landgute9 
sondern  nur  seinem  Theile  davon  nützt.  Wenn  hingegen  das 
dienstbare  Grundstück  auf  diese  Weise6*)  getheilt  ist,  dann 
ist  die  Sache  mehr  Zweifeln  unterworfen.  Ist  die  Stelle  des 
Weges  ein-  für  allemal  bestimmt,  dann  ist,  wenn  das  Landgut 
der  Lä'ng-e  nach  getheilt  worden,  ganz  dasselbe  zu  beobachten, 
wie  wenn  gleich  Anfangs  bei  der  Bestellung'  der  Dienstbar- 
keit zwei  Landgüter  vorhanden  gewesen  wären;  ist  aber  das 
Landgut  der  Breite  des  Weges  nach  getheilt  worden,  so  bleibt 
das  Recht  der  Dienstbarkeit  unverändert,  wie  es  war,  als  das 


64)  Ita  divisus;  uämlich  r?gionihus.  Hotomann  (Obs.  I.  33. 
p.  75.  Ed  Basil.  1 57 1 )  will  zwar  via  oder  semita  lesen,  und 
denkt  sich  hier  schon  den  erst  nachher  folgenden  Fall  (s.  die 
nächste  Note)  ;  allein  dies  ist  unrichtig;  denn  es  folgen  nach- 
her die  beiden  Möglichkeiten,  welche  durch  Theilung*  eines 
Grundstücks  in  Ansehuug  eines  darüber  führenden  Weges 
vorhanden  sein  können 
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Landgut  noch,  nicht  getheilt  war,  und  es  thut  nichts,  ob  es 
gleich  oder  ungleich  getheilt  worden  ist ;  auch  kann  dann  nur 
der  ganze  Weg  durch  Gebrauch  erhalten,  oder  durch  Nicht- 
gebrauch verloren  werden,  und  es  wird,  wenn  es  etwa  der 
Fall  sein  sollte,  dass  man  nur  von  dem  über  eines  der  beiden 
Landgüter  führenden  Fusssteige  Gebrauch  machte,  darum  das 
audere  Landgut  nicht  befreiet,  weil  das  Recht  des  Weges  ein 
einziges  und  auf  dieselbe  Weise  [wie  vorher]  ungetheiltes  ist. 
Es  kann  jedoch  Befreiung  eines  von  beiden  Grundstücken  Statt 
finden,  wenn  man  deshalb  ein  besonderes  Uebereinkommen 
trilft.  Wenn  nun  derjenige,  welcher  zur  Dienstbarkeit65) 
berechtigt  war,  das  eine  Landgut  nach  jener  Theilung  an  sich 
gekauft  hat,  bleibt  da  die  Dienstbarkeit  an  dem  andern  deshalb 
nichts  desto  weniger  fortbestehend?  Ich  sehe  nicht  ein,  was 
Widersinniges  daraus  folgen  würde,  indem  das  eine  Landgut 
dienstbar  bleibt,  sobald  nur  überhaupt  der  Weg  von  Anfang 
an  schmaler  hatte  bestellt  werden  können,  als  im  Vertrage 
ausgemacht  worden  ist,  und  noch  soviel  Raum  auf  dem  andern 
Landgute,  dem  die  Dienstbarkeit  nicht  erlassen  worden,  übrig 
ist,  dass  er  zum  Fahrwege  hinreicht.  Ist  aber  weniger  Raum 
vorhanden,  als  ein  Fahrweg  erfordert,  so  werden  beide  Land- 
güter befreiet,  das  eine  wegen  des  Kaufes  [durch  Vereinigung], 
das  andere,  weil  auf  der  übriggebliebenen  Stelle  kein  Fahrweg 
bestellt  werden  kann.  Wenn  übrigens  das  Fahrwegsrecht  in 
der  Art  bestellt  worden  ist,  dass  es  erlaubt  ist,  über  jeden 
Theil  eines  Landgutes  zu  gehen  und  zu  fahren,  und  auch  nach- 
her einer  [beliebigen]  Veränderung  nichts  im  Wege  steht,  und 
das  Landgut  in  der  Art  getheilt  worden  ist,  so  wird,  wenn 
über  jeden  Theil  desselben  gegangen  oder  gefahren  werden 
kann ,  die  Sache  so  angesehen ,  wie  wenn  ursprünglich  zwei 
[verschiedenen]  Landgütern  zwei  [verschiedene]  Dienstbarkeiten 
auferlegt  worden  wären,  so  dass  die  eine  behalten  werden, 
und  die  andere  durch  Nichtgebrauch  verloren  gehen  kann.  Ich 
sehe  recht  wohl,  dass  hier  das  Recht  des  Einen  durch  die 
[einseitige]  Handlung  eines  Andern  verändert  werden  werde, 
weil  es  vorher  hinreichend  war,  über  einen  Theil  zu  gehen 
und  zu  fahren ,  um  dasselbe  Recht  auch  an  dem  andern  Theile 
des  Landgutes  zu  erhalten ;  allein  hiergegen  entsteht  für  den 
Fahrwegsberechtigten   der  Vortheil,   dass  er  nun  über  zwei 


65)  Man  muss ,  um  diese  Stelle  richtig  zu  verstehen ,  fortwäh- 
rend den  oben  als  zweiten  bezeichneten  Fall  vor  Augen  be- 
halten; es  ist  also  zu  verstehen  j  dass  der  zu  einem  zwischen 
dem  Landgute  des  A.  und  B. ,  welches  früherhiu  ein  einziges 
Landgut  war,  laufenden  Wege  Berechtigte  eines  vom  jenen 
gekauft  hat,  mithin  nun  eine  Seite  des  Weges  eigen- 
thümlich  erwirbt. 
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Tlieile  zugleich  gehen  und  fahren  kann,  und  also  zweimal 
acht  Fuss  in  gerader  Linie  und  sechzehn  in  der  Biegung. 

7.  PAUL.  lib.  XIII.  ad  Plaut.  —  Wenn  eine  Wasser- 
leitung in  der  Art  bestellt  worden  ist,  dass  das  Wasser  ent- 
weder nur  im  Sommer,  oder  in  einein  Monat  geleitet  werden 
soll,  so  fragt  es  sich,  auf  welche  Weise  dieselbe  durch  Nicht- 
gebrauch verloren  gehe,  weil  keine  ununterbrochene  Zeit  vor- 
handen ist,  während  deren,  weil  kein  Gebrauch  ausgeübt  wer- 
den kann,  ein  solcher  nicht  Statt  gefunden  hat.  Wenn  man 
daher  ein  Jahr,  oder  einen  Monat  um  den  andern  [das  Recht], 
Wasser  zu  leiten,  hat,  so  geht  dasselbe  in  doppelter  gesetz- 
licher [Verjährungs-]  Zeit  [durch  Nichtgebrauch]  verloren ;  das- 
selbe gilt  auch  vom  Fusssteig;  wenn  aber  einen  Tag  um  den 
andern,  oder  den  Tag  über,  oder  Mos  während  der  Nacht,  so 
findet  der  Verlust  binnen  der  von  den  Gesetzen  vorgeschrie- 
benen Zeit  Statt,  weil  dann  nur  eine  Dienstbarkeit  vorhanden 
ist.  Denn  wenn  man  eine  Stunde  um  die  andere,  oder  eine 
Stunde  täglich  die  [Befugniss  der  Ausübung  der]  Dienstbarkeit 
Lat,  so,  schreibt  Servius,  verliert  man  die  Dienstbarkeit 
durch  Nichtgebrauch,  weil  das  [Recht],  welches  man  hat,  ein 
tägliches  ist. 

8.  Idem  lib.  XV.  ad  Plaut.  —  Wenn  ich  das  Recht  habe, 
die  Traufe  auf  deinen  Hof  zu  leiten,  und  dir  die  Befugniss 
zugestanden  habe,  auf  diesem  Hofplatze  zu  bauen,  so  verliere 
ich  mein  Traufrecht.  Ebenso  verliere  ich  das  mir  über  dein 
Landgut  zuständige  Fahrwegsrecht,  wenn  ich  dir  auf  der 
Stelle,  wo  der  Weg  entlang  führt,  etwas  zu  errichten  ge- 
statte. §.  1.  Wer  über  einen  Theil  eines  Fussweges  geht, 
von  dem  nimmt  man  an,  dass  er  das  ganze  Recht  durch  den 
Gebrauch  erhalte. 

9.  JAVOLEN.  lib.  III.  ex  Plant.  —  Wenn  das  Wasser 
durch  einen  Theil  einer  Wasserleitung  geflossen  ist,  so  wird 
dieselbe  doch  für  alle  Theile  durch  den  Gebrauch  erhalten, 
wenn  es  auch  nicht  bis  an  die  äussersten  Stellen  geflossen  ist. 

10.  PAUL.  lib.  XV.  ad  Plaut.  —  Wenn  ich  mit  einem 
Unmündigen  ein  Landgut  gemeinschaftlich  besitze ,  so  behalte 
ich,  wenn  wir  uns  auch  Beide  eines  [demselben  zukommenden] 
Fahrweges  nicht  bedient  haben,  das  Recht  wegen  des  [mit- 
theilnehmenden]  Unmündigen  doch.  §.  1.  Wenn  derjenige, 
welcher  das  Recht  einer  nächtlichen  Wasserleitung  hat,  sich 
derselben  während  der  zum  Verlust  gesetzlich  erforderlichen 
Zeit  bei  Tage  bedient  hat,  so  verliert  er  seine  nächtliche  Dienst- 
barkeit, weil  er  sich  derselben  nicht  bedient  hat.  In  derselben 
Lage  ist  derjenige,  welcher,  während  er  das  Wasserlei  tu  ugs~ 
recht  zu  bestimmten  Stunden  hat,  sich  derselben  zu  andern, 
und  zu  den  bestimmten  gar  nicht  bedient. 
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11.  MARCELL.  lib.  IV,  Mg.  — -  Jemand,  dem  ein  Fahr- 
weg1 oder  eine  Uebertrift  zustand,  der  sich  aber  dabei  nur 
eines  Wagens  von  einer  bestimmten  Art  bedienen  durfte,  hat 
sich  eines  solchen  von  einer  andern  Art  bedient;  hier  verliert 
er  die  Dienstbarkeit  nicht;  er  steht  ganz  in  demselben  Ver- 
hältniss,  wie  derjenige,  welcher  grössere  Lasten,  als  er  darf, 
geschleift  hat,  und  es  ist  vielmehr  anzunehmen,  dass  er  sich 
Mehr  erlaubt  habe,  als  etwas  Anderes [,  wie  er  durfte],  sowie 
wenn  er  einen  breitern  Fusssteig  gebraucht,  oder  mehr  Zu^- 
vieh  übergetrieben,  als  er  durfte,  oder  dem  Wasser  [in  einer 
ihm  zustehenden  Leitung]  ein  anderes  beigemischt  hat.  Es 
geht  daher  in  allen  diesen  Fällen  die  Dienstbarkeit  zwar  nicht 
verloren,  allein  es  wird  auch  keine  vertragswidrige  Ausdeh- 
nung der  Dienstbarkeit  gelitten.  §.  1.  Ein  Erbe  legte  einem 
bedingungsweise  vermachten  Landgute  Dienstbarkeiten  auf ; 
diese  erlöschen  beim  Eintritt  der  Bedingung  des  Vermächtnis- 
ses ;  wenn  sie  [aber  für  das  Landgut]  erworben  worden ,  folgen 
sie  da  dem  Veimachtnissberechtigten  ?  Allerdings66). 

12.  CELSUS  lib.  XXIII.  Mg.  —  Wenn  derjenige,  wel- 
cher ein  fremdes  Landgut  in  gutem  Glauben  gekauft  hat,  einen 
Fusssteig,  wozu  dasselbe  berechtigt  gewesen,  gebraucht  hat, 
so  wird  dadurch  das  Fusssteigsrecht  erhalten,  ja  sogar,  wenn 
man  nur  bittweise,  oder  während  der  Eigenfhümer  mit  Gewalt 
vertrieben  worden,  besitzt.  Denn  wenn  das  Landgut  an  sich 
unverändert  bleibt,  wie  es  ist,  und  in  diesem  Verhaltniss  in 
Besitz  genommen  wird ,  so  geht  das  Recht  nicht  verloren, 
und  es  ist  gleichgültig,  ob  der  Besitzer  in  diesem  Zustand  es 
rechtmässig  besitzt,  oder  nicht.  Um  so  mehr  bleibt  daher  auch 
das  Recht  der  Wasserleitung  unverändert,  wenn  auch  das  Was- 
ser von  selbst  im  Bache  geflossen  ist,  wie  auch  Sabinus  nach 
dem,  was  bei  Neratius  im  vierten  Buche  seiner  Membranen 
geschrieben  steht,  richtig  angenommen  hat. 

13.  MARCELL.  lib.  XVII.  Mg.  —  Wenn  Jemand  von 
einem  Landgute,  dem  das  benachbarte  zu  einem  Fahrwege  ver- 
pflichtet ist,  den  dem  dienstbaren  Landgute  zunächst  gelegenen 
Theil,  ohne  ihm  eine  Dienstbarkeit  aufzuerlegen,  verkauft, 
und  binnen  der  gesetzmassigen  [Verjährungs-J  Zeit,  wo  Dienst- 
barkeiten verloren  gehen,  jenen  Theil  wieder  erworben  hat, 
so  wird  er  die  Dienstbarkeit  [wieder]  bekommen,  zu  welcher 
der  Nachbar  verpflichtet  war. 


66)  Unser  Text  lautet:  extinguentur  si  leg.  cond.  existat ,  vi- 
deamus,  an  acquis.  sequ.  legatar.  ?  Allein  ich  halte  dafür,  dass 
hinter  existat  ein  Punkt  stehen  muss,  und  bei  videamus  erst 
die  Frage  anhebt.  Der  gauze  Zusammenhang  und  der  Sinn 
ergeben  dies  als  nothwendig.  Einige  ältere  Ausgaben  haben 
diese  Imerpunction. 
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14.  JAVOLEN.  üb.  X.  ex  Cassio.  —  Wenn  ein  Ort, 
über  welchen  ein  Fahrweg,  Fusssteig  oder  Uebertrift  ging-, 
durch  die  Gewalt  eines  Stromes  verschlungen,  und  binueu 
der  zum  Verlust  der  Dienstbarkeiten  hinreichenden  Zeit  durch 
Anschwemmung  wieder  hergestellt  worden  ist,  so  wird  auch 
die  Dienstbarkeit  in  den  vorigen  Stand  wieder  eingesetzt.  Ist  aber 
bereits  ein  solcher  Zeitraum  verstrichen,  dass  die  Dienstbarkeit 
verloren  gegangen  ist,  so  muss  der  [Verpflichtete]  zu  deren 
Wiedererneuerung  genöthigt  werden.  §.  1.  Wenn  eine  Öffent- 
liche Strasse  durch  Stromesgewalt  oder  Einsturz  weggerissen 
worden  ist,  so  muss  der  nächste  Nachbar  [über  sein  Grund- 
Stück]  die  Strasse  leiten  lassen. 

15.  Idem  lib.  II.  Epist.  —  Wenn  ich,  während  mir  eine 
Dienstbarkeit  über  mehrere  Landgüter  zustand,  ein  [vou  diesen] 
in  der  Mitte  gelegenes  erworben  habe,  so  bleibt  nach  meinem 
Dafürhalten  die  Dienstbarkeit  fortbestehend,  weil  Vereinigung 
einer  Dienstbarkeit  [mit  dem  berechtigten  Grundstück]  nur  alle- 
mal dann  Statt  findet,  wenn  der  Berechtigte  sich  derselben 
[als  solcher]  nicht  mehr  bedienen  kann ;  ist  daher  [von  diesem] 
ein  in  der  Mitte  gelegenes  Landgut  erworben  worden,  so  kann 
sie  sehr  wohl  so  fortbestehen ,  dass  das  davor-  und  das  dahinter- 
liegende  zum  Fusssteig  [z.  B.]  verpflichtet  bleibt. 

16.  PROCUL.  lib.  I.  Epist.  —  Ein  Wasser,  das  auf 
einem  Landgute  des  Nachbars  entsprang,  pflegten  Mehrere 
vermöge  eines  [ihnen  zustehenden]  Rechtes  durch  denselben 
Bach  zu  leiten,  so  dass  Jeder  an  dem  für  ihn  bestimmten  Tage 
es  von  der  Quelle  leitete,  und  zwar  zu  Anfang  durch  denselben 
gemeinschaftlichen  Bach,  nachher  aber,  wie  sie  auf  einander 
folgten,  Jeder  in  seinem  eigenen  Bach,  und  Einer  hatte  dies 
die  zum  Verlust  einer  Dienstbarkeit  bestimmte  Zeit  hindurch 
unterlassen;  hier  hat  derselbe,  nach  meinem  Ermessen,  das 
Recht  der  Wasserleitung  verloren,  und  die  Uebrigen,  welche 
es  ausgeübt  haben,  haben  es  [ihm  dadurch]  nicht  miterhalten. 
Denn  das  Recht  eines  Jeden  von  ihnen  war  ein  eigenes,  und 
konnte  nicht  durch  einen  Andern  erhalten  werden.  Wenn 
hingegen  einem  Mehreren  [gemeinschaftlich]  gehörigen  Land- 
gute ein  Recht  zu  einer  Wasserleitung  zustand,  so  kann  das- 
selbe durch  einen  von  allen  Miteigentümern  zu  jenem  durch 
den  Gebrauch  erhalten  werden.  Ebenso  wächst,  wenn  Einer 
von  Mehreren ,  denen  die  Dienstbarkeit  der  Wasserleitung  zu- 
stand, und  welche  das  Wasser  durch  einen  und  denselben  Bach 
leiteten,  dieses  Recht  durch  Nichtgebrauch  verlor,  dadurch  den 
Uebrigen,  welche  vom  Bache  Gebrauch  gemacht  haben,  kein 
Recht  weiter  zu;  und  wenn  [das  Recht]  durch  Nichtgebrauch 
theilweise  für  den  Einen  verloren  gegangen  ist,  so  ist  dies 
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ein  Vortheil  für  denjenigen,  durch  dessen  Landgut  die  Wasser- 
leitung* gebt,  denn  er  geniesst  in  Ansehung  dieses  Theils  der 
Dienstbarkeit  dann  Befreiung. 

17.  POMPON.  üb.  XI.  ex  variis  Leclion.  —  Labeo 
sagt,  dass,  wenn  Jemand,  der  das  Recht  des  Wasserschöpfens 
hat,  die  zum  Verlust  der  Dienstbarkeit  bestimmte  Zeit  über 
an  die  Ouelle  gegangen  sei,  ohne  Wasser  zu  schöpfen,  er  auch 
den  Zugang  verloren  habe. 

18.  PAUL.  lib.  XV.  ad  Sabin.  —  Wenn  sich  Jemand 
eines  andern,  als  des  bei  Bestellung  der  Dienstbarkeit  aus- 
gemachten W assers  bedient  hat ,  so  geht  die  Dienstbarkeit  ver- 
loren. §.  1.  Diejenige  Zeit,  während  welcher  ein  früherer 
Eigenthümer  eines  zu  eiuer  Dienstbarkeit  berechtigten  Land- 
gutes den  Gebrauch  nicht  ausgeübt  hat ,  wird  demjenigen, 
welcher  an  seine  Stelle  nachfolgt,  angerechnet.  §.  2.  Wenn, 
während  du  ein  Traramrecht  hast,  der  Nachbar  die  gesetzliche 
[Verjäbrungs-]  Zeit  hindurch  kein  Gebäude  gehalten  hat,  und 
du  daher  jenes  Recht  nicht  hast  ausüben  können,  so  verlierst 
du  dennoch  die  Dienstbarkeit  nicht,  weil  man  nicht  annehmen 
kann,  dass  dein  Nachbar,  der  dein  Recht  nicht  angefochten 
hat,  für  seine  Gebäude  Befreiung  [von  der  Dienstbarkeit]  er- 
sessen habe. 

19.  POMPON.  lib.  XXXII.  ad  Sabin.  —  Wenn  ich 
beim  Verkauf  eines  Theiles  von  einem  Landgute  im  Contract 
ausgemacht  habe,  durch  diesen  Theil  auf  den  von  meinem 
Landgut  übrigen  eine  Wasserleitung  anlegen  zu  dürfen,  und 
die  gesetzliche  [Verjährungs*-]  Zeit  verflossen  ist,  bevor  ich  den 
Bach  angelegt  habe,  so  verliere  ich  von  meinem  Rechte  nichts, 
weil  noch  keine  Wasserleitung  bestanden  hat,  sondern  es  bleibt 
mir  das  Recht  unversehrt ;  hätte  ich  die  Wasserleitung  ange- 
legt und  mich  deren  nicht  bedient,  so  würde  ich  es  verlieren. 
§.  1.  Wenn  ich  dir  über  mein  Landgut  einen  Weg  vermacht 
habe,  und  dir  nach  geschehenem  Erbantritt  meines  Nachlasses 
das  Vermächtniss  die  zum  Verlust  der  Dienstbarkeit  gesetzlich 
bestimmte  Zeit  hindurch  unbekannt  geblieben  ist,  so  wirst  du 
den  Weg  durch  Nichtgebrauch  eiubüssen ;  wenn  du  aber  binnen 
dieser  Zeit  und  bevor  du  erfahren  hast,  dass  dir  die  Dienstbar- 
keit vermacht  worden  sei ,  dein  Landgut  verkauft  hast ,  so 
kommt  der  W eg  an  den  Käufer,  wenn  er  sich  desselben  binnen 
der  übrigen  Zeit  bedient  hat,  weil  er  bereits  dir  zu  gehören 
angefangen  hat,  so  dass  dir  auch  weiter  kein  Recht,  das  Ver- 
mächtniss auszuschlagen,  zukommen  kann,  indem  dir  das  Land- 
gut nicht  mehr  gehört. 

20.  SCAEVOLA  lib.  I.  Regul.  —  Durch  Gebrauch  wird 
eine  Dienstbarkeit  erhalten,  wenn  derjenige  selbst,  welcher 
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dazu  berechtigt  ist,  und  wer  in  seinem  Namen67)  sich  im 
Besitz  befindet,  oder  ein  Tagelöhner,  ein  Gast  oder  Arzt, 
oder  wer  sonst  zu  dem  Eigenthümer  zum  Besuch  kommt, 
oder  ein  Pächter,  oder  Nntzniesser, 

21.  PAUL.  lib.  V.  Senteniiar.  —  wenn  auch  der  Nutz- 
niesser  im  eigenen  Namen, 

22.  SCAEV.  lib.  I.  ReguL  —  und  wer  endlich  überhaupt 
den  Weg  als  eine  Berechtigung  gebraucht  hat, 

23.  PAUL.  lib.  V.  Sentenl.  —  mag  er  zu  unserm  Land- 
gute kommen ,  oder  von  demselben  zurückgehen , 

24.  SCAEV.  lib.  I.  JReguh  —  und  selbst  wenn  es  ein 
Besitzer  im  bösen  Glauben  ist,  die  Dienstbarkeit  wird  erhalten 
werden. 

25.  PAUL.  lib.  V.  Senient,  —  Von  einer  Dienstbarkeit 
Gebrauch  gemacht  zu  haben,  wird  nur  derjenige  angenommen, 
welcher  dieselbe  als  ein  ihm  zustehendes  Recht  auszuüben  ge- 
dacht hat ;  hat  daher  Jemand  [einen  Fahrweg]  in  dem  Glauben, 
es  sei  eine  öffentliche  Strasse,  oder  eine  einem  Andern  zu- 
ständige Dienstbarkeit,  gebraucht,  so  steht  ihm  weder  ein  Inter- 
dict,  noch  eine  analoge  Klage  zu* 


67)  Wenn  unser  Text  das  possessione  (statt  —  netn)  der  Vulg. 
vorzieht,  so  sehe  ich  nicht  ein,  warum  er  nomine  hinter  ejus 
mit  derselben  dann  weglä'sst,  denn  so  unbedingt  verdient  doch 
die  schwerere  Lesart  den  Yorzug  nicht. 


Neuntes  Buch, 


Erster  Titel. 
Si  quadrupes  pauperiem  fecisse  dicatur» 
(Von  dem  durch  ein  vierfilssiges  Thier  angerichteten  Schaden.) 

1.  ULP.  lib.  XVIII.  ad  Ed,  —  ^Venn  ein  vierfüssiges  Thier 
einen  Scliadeu  angerichtet  haben  soll,  so  ist  dafür  eine  Klage 
in  dem  Zwölftafelgesetz  begründet ;  dieses  Gesetz  wollte,  dass 
entweder  Das,  was  geschadet  hat,   d.  h.  das  Thier,  welches 
den  Schaden  anrichtete,   [dem  Beschädigten]  überliefert,  oder 
Ersatz   für   den   Schaden   geleistet   werde.     §.  1.  Schaden  *) 
heisst  hier  die  Wirkung  der  schädlichen  Handlung  selbst  2). 
§.  2.  Diese  Klage  betrifft  alle  vierfüssigen  Thiere.    §.  3.  Der 
Prator  sagt :  pauperiem  fecisse.    Pavperies  heisst  ein  ohne 
Widerrechtlichkeit  des  Thäters  angerichteter  Schaden;  denn 
ein  Thier  kann  nicht  widerrechtlich  gehandelt  haben,  weil  es 
keine  Begriffe  hat.    §.  4.  Es  kommt  daher,  wie  Servius 
schreibt,  diese  Klage  blos  dann  zur  Anwendung,  wenn  ein 
vierfüssiges  Thier  durch  aufgereizte  Wildheit  geschadet  hat, 
z.  B.  wenn  ein  auszuschlagen  pflegendes  Pferd  mit  dem  Huf 
geschlagen,  oder  ein  stossiger  Ochs  gestossen  hat,  oder  Maul- 
thiere  aus  übergrcsser  Wildheit.    Hat  ein  vierfüssiges  Thier 
in  Folge  örtlicher  Umstände,   oder  der  Schuld  des  Maulesel- 
treibers, oder  überladen,  eine  Last  auf  Jemanden  geworfen, 
so  fallt  diese  Klage  weg,  und  es  muss  die  wegen  widerrecht- 
lich gestifteten  Schadens  erhoben  werden.    §.  5.  Auch  wenn 
ein  Hund,  der  von  Jemandem  geleitet  wird,  aus  Unbäudigkeit 
davongelaufen  ist  und  Jemandem  Schaden  zugefügt  hat,  dahin- 
gegen ihn  ein  Anderer  würde  haben  halten  können,  oder  wenn 


1)  Nojcia.  Es  wird  nicht  befremden ,  wenn  die  Uebersetzung 
hier  den  allgemeinen  (zum  Yerstäudniss  zureichenden)  Begriff 
gibt. 

2)  So  möchte  ich  delictum  hier  verstehen,  s.  auch  Glück  X. 
$.289.  Anm.  54. 

Corp.  jur,  civ.  I.  50 
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er  über  einen  gewissen  Ort  nicht  hätte  geführt  werden  sollen, 
so  fäilt  diese  Klage  weg,  und  es  haftet  der,  welcher  den  Hund 
hielt.  §.  6.  Auch  wenn  ein  Thier  durch  Anreizung  eines  An- 
dern Schaden  angerichtet  hat,  findet  jene  Klage  nich|  Statt. 
§.  7.  Ueberhaupt  kommt  dieselbe  allemal  dann  zur  Anwendung, 
wenn  ein  Thier  gereizt  wider  seine  Natur  Schaden  angerichtet 
hat.  Wenn  daher  ein  Pferd,  durch  Schmerz  gereizt,  aus- 
geschlagen hat,  so  fällt  jene  Klage  weg;  wer  aber  das  Pferd 
geschlagen  oder  verwundet  hat,  der  haftet  vielmehr  durch  die 
Klage  auf  das  Geschehene,  als  aus  dem  Aquilischen  Gesetz 
und  zwar  deswegen,  weil  er  den  Schaden  nicht  durch  seine 
körperliche  Kraftäusserung  unmittelbar  selbst  zugefügt  hat. 
Hat  aber  ein  Pferd  Jemanden  mit  dem  Huf  geschlagen,  der 
es  gestreichelt,  oder  geklopft  hat,  so  findet  die  Klage  Statt. 
§.  8.  Wenn  ein  vierfüssiges  Thier  das  andere  zum  Schaden 
gereizt  hat,  so  findet  die  Klage  in  Bezug  auf  das  erstere 
auch  Statt.  §.  9.  Dieselbe  kommt  zur  Anwendung,  es  mag 
das  Thier  den  Schaden  mittelst  Ausübung  seiner  körperlichen 
Kräfte  angerichtet  haben,  oder  durch  eine  andere  Sache,  welche 
es  berührt ,  z.  B.  wenn  ein  Ochs  Jemanden  mit  einem  Last- 
wagen gequetscht  hat,  oder  durch  Umwerfen  einer  andern  Sache, 
§.  10.  In  Ansehung  wilder  Thiere  findet  wegen  ihrer  angebo- 
renen Wildheit  diese  Klage  nicht  Statt ;  wenn  daher  ein  Bär 
entflohen  ist,  und  dann  Schaden  angerichtet  hat,  so  kann  nicht 
sein  ehemaliger  Eigenthümer  angegriffen  werden,  denn  er  hat 
aufgehört,  Eigenthümer  zu  sein,  sobald  das  Thier  entsj>rungen 
war;  daher  ist  auch  der  Körper  mein,  sobald  ich  ihn  getödtet 
habe.  §.  11.  Wenn  Böcke  oder  Ochsen  zusammengerathen 
sind,  und  einer  den  andern  getödtet  hat,  so  unterscheidet 
Qif  i  it  tu  s  M  u  c  i  u  s  so ,  dass ,  wenn  der  Angreifende  getödtet 
worden  wäre,  die  Klage  wegfalle,  wenn  aber  der  Angegrif- 
fene, so  finde  sie  Statt;  der  [Eigenthümer  des  Angreifers] 
müzse  daher  entweder  den  Schaden  ersetzen,  ♦  Jer  den  Schädens- 
stifter ausliefern.  §.  12.  Da  nun  in  Ansehung  der  vierfüssigen 
Thiere  der  Schadensanspruch  dem  Thiere  selbst  folgt,  so  findet 
die  Klage  auch  nicht  gegen  Den  Statt,  welcher  zu  der  Zeit, 
wo  es  den  Schaden  anrichtete,  dessen  Eigenthümer  war,  son- 
dern wer  es  zur  Zeit  der  Anstellung  der  Klage  ist.  §.  13. 
Stirbt  das  Thier  vor  der  Einleitung  des  Verfahrens,  so  erlischt 
die  Klage.  §.  14.  An  Schadens  Statt  ausliefern,  heisst,  das 
Thier  lebendig  übergeben.  Gehört  das  Thier  Mehreren  gemein- 
schaftlich ,  so  findet  gegen  jeden  Einzelnen  die  Noxalklage  un- 
geteilt Statt,  sowie  in  Ansehung  eines  Sclaven.  §.  15.  Zu- 
weilen wird  aber  der  Eigenthümer  nicht  auf  Auslieferung  an 
Schadens  Statt  belangt,  sondern  auch  auf  den  ganzen  Betrag 
fdes  Schadens],  z.  B.  wenn  er  vor  Gericht  befragt,  ob  das 
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[  Jen  Schaden  angerichtet  habende]  vierfüssige  Thier  ihm  gehöre, 
dies  verneint  hat;  denn  wenn  es  sich  ergibt,  dass  es  ihm 
doch  gehöre,  so  wird  er  in  den  ganzen  Betrag  verurtheii(. 
§.  16.  Wenn  das  Thier  nach  Einleitung  des  Verfahrens  von 
einem  Dritten  getödtet  worden  ist,  so  wird,  weil  dem  Eigen- 
thiimer [allein]  die  Klage  aus  dem  Aquilischen  Gesetz  zusteht, 
bei  der  schon  anhängigen  Klage  auf  das  Aquilische  Gesetz 
Rücksicht  genommen,  indem  dem  Eigenthiimer  die  Möglichkeit 
der  Auslieferung  an  Schadens  Statt  entzogen  worden  ist.  Er 
muss  daher  in  dem  obschwebenden  Verfahren  die  Streitwürde- 
rung  erlegen,  es  sei  denn,  dass  er  sich  zur  Abtrötung  der  Klage 
wider  denjenigen,  der  das  Thier  getödtet  hat,  bereit  erkläre. 
§.  17.  Dass  diese  Klage  dem  Erben  und  andern  Nachfolgern 
gegeben  w  erde ,  wird  Niemand  bezweifeln ;  ebenso  findet  sie 
auch  gegen  die  Erben  und  Andere  nicht  auf  den  Rechtsgrund 
einer  Erbfolge,  sondern  den,  welchem  zufolge  sie  Eigenthiimer 
sind,  Statt. 

2.  PAUL.  Üb.  XXII.  ad  Ed.  —  Die  Klage  kommt  nicht 
blos  dem  Eigenthiimer  zu,  sondern  auch  Jedem,  der  sonst  da- 
bei betheiligt  ist,  z.  B.  wem  eine  Sache  geliehen  worden  ist, 
oder  dem  Kleiderwäscher,  wreil  man  annimmt,  dass  sie  darum, 
weil  sie  haften  müssen,  den  Schaden  erleiden.  §.  1.  Wenn 
man,  um  Jemanden  zu  vermeiden,  etwa  eine  Magistratsperson, 
in  den  nächsten  Schenkladen  tritt,  und  daselbst  von  einem  wil- 
den Hunde  gebissen  worden  ist,  so,  glauben  Einige,  könne 
man  wegen  des  Hundes  keine  Klage  erheben ;  allein  wenn  er 
nicht  angelegt  war,  so  kann  man  klagen. 

3.  GAJ.  lib.VII.  ad  Ed.prov.  —  Es  wird  kein  Zweifel 
mehr  darüber  erhoben ,  dass  aus  diesem  Gesetze  auch  wegen 
freien  Personen  [zugefügten  Schadens]  geklagt  werden  könne, 
z.B.  wenn  ein  vierfüssiges  Thier  einen  Hausvater,  oder  einen 
Haussohn  verwendet  hat;  es  wird  nämlich  hier  nicht  auf  Ent- 
stellung Rücksicht  genommen,  denn  der  Körper  eines  freien 
Menschen  unterliegt  keiner  Schätzung,  sondern  auf  die  zur 
Heilung  verwendeten  Kosten,  auf  die  versäumte  Arbeit,  und 
zu  deren  künftigen  Verrichtung  Jemand  untüchtig  gemacht; 
Worden  ist.  v 

4.  PAUL.  Üb.  XXII.  ad  Ed.  —  Analog  findet  die  Klage 
auch  Statt,  wenn  kein  vierfüssiges,  sondern  irgend  ein  anderes 
Thier  den  Schaden  angerichtet  hat. 

5.  ALFEN  üb.  II.  Big.  —  Ein  Maulthiertreiber  führte 
ein  Pferd  in  eine  Schenke,  das  B^  *J  beriecht  ein  Maulthier, 
das  Maulthier  schlägt  aus  und  zerbLcht  dem  Treiber  den  Schen- 
kel; es  ward  um  Rath  gebeten,  ob  wider  den  Eigenthiimer 
des  Maulthiers,  das  diesen  Schaden  angerichtet  hat,  Klage  an- 
gestellt werden  könne  ?    Ich  habe  bejahend  geantwortet. 

*  50  * 
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Zweiter  Titel. 
Ad    legem    A  q  u  i  l  i  a  m* 
(lieber  das  AquUische  Gesetz.) 

1.  ULP.  lib.  XVIII.  ad  Ed.  —  Das  Aquilische  Gesetz 
hob  alle  früheren,  über  widerrechtlichen  Schaden  sprechendes), 
Gesetze  auf,  sowohl  die  Zwölftafeln,  als  alle  andern,  weshalb 
eine  Aufzahlung"  dieser  Gesetze  unnöthig  ist.  §.  1.  Das  Aqui- 
lische Gesetz  ist  ein  Beschluss  der  Gemeinde,  indem  der  Volks- 
tribun  Aquilins  ihn  bei  der  Gemeinde  in  Vorschlag-  ge- 
bracht hat. 

2.  GAJ.  lib.  VII.  ad  Ed.prov.  —  Im  ersten  Hauptstück 
ist  im  Aquilischen  Gesetze  verordnet  worden,  Wer  einen 
fremden  Sclaven,  oder  eine  fremde  Sclavin,  oder 
ein  vierfüssiges  Thier  oder  Vieh3)  widerrecht- 
lich getödtet  hat,  soll  soviel,  als  dessen  höchster 
Werth  in  diesem  Jahre  betrug*,  dem  Eignen thiimer 
in  Gelde  zu  vergüten  schuldig1  sein.  §.  1.  Weiter 
unten  wird  alsdann  verordnet,  dass  wider  den  .Leugnenden 
die  Klage  auf  das  Doppelte  Statt  finden  solle.  §.  2.  Wie  es 
also  den  Anschein  hat,  so  setzt  es  diejenigen  vierfüssigen 
Fhiere  unsern  Sclaven  gleich,  welche  zum  Vieli  gerechnet 
und  heerden weise  gehalten  werden,  wie  Schafe,  Ziegen, 
Ochsen,  Pferde,  Maulesel  und  Esel.  Ob  auch  Schweine  unter 
der  Benennung  Vieh  zu  verstehen  seien,  darüber  ist  Frage 
erhoben  worden;  Labeo  nimmt  die  bejahende  Meinung  ganz 
richtig  an;  Hunde  gehören  aber  nicht  zum  Vieh.  Um  so  we- 
niger gehören  wilde  Thiere  dazu,  wie  Bären,  Löwen  und 
Panther;  Elephanten  und  Kameele  stehen  aber  gewissermaas- 
sen  in  der  Mitte,  denn  eines  Theils  verrichten  sie  die  Dienste 
von  Lastthieren ,  und  andern  Theils  ist  ihre  Natur  wild ;  da- 
her müssen  sie  im  ersten  Hauptstück  mitbegriüen  verstanden 
werden. 

3.  ULP.  lib.  XVIII.  ad  Ed.  —  Wenn  ein  Sclav  oder 
eine  Sclavin  widerrechtlich  getödtet  worden  ist,  so  kommt  das 
Aquilische  Gesetz  zur  Anwendung.  Widerrechtlich  getödtet 
worden  sein,  wird  mit  Absicht  hinzugesetzt,  denn  die  Töd- 
tung  an  sich  genügt  nicht,  sondern  sie  muss  auch  widerrecht- 
lich geschehen  sein. 

4.  GAJ.  lib.  VII.  ad  Ed,  prov.  —  Wenn  ich  daher  dei- 
nen Sclaven,  der  mir  als  Strassenrauber  nachstellt,  getödtet 
habe,  so  werde  ich  frei  ausgehen;   denn  gegen  die  Gefahr 

3;  Ich  habe  die  nach  Glück  X.  353  und  den  daselbst  genann- 
ten Interpreten  früher  angenommene  Lesart  quctdrupedemva 
pecudem  verlassen  und  stimme  ganz  den  Gründen  Krie- 
gers a.  a.  O.  S.  35  bei. 
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erlaubt  ein  natürlicher  Vernunftgrund  die  Vertheidigung.  §.  I. 
Einen  bei  Nacht  ergriifenen  Dieb  erlaubt  das  Zwölftafelgesetz 
zu  tödten ,  es  muss  dies  jedoch  mit  lautem  Geschrei  kuud  gethan 
werden ;  einen  bei  Tage  ergriffenen  erlaubt  es  unter  der  Be- 
dingung- zu  tödten,  wenn  er  sich  mit  einer  Wulfe  vertheidigt ; 
doch  muss  dies  auch  mit  Geschrei  kund  gethan  werden. 

5.  ULP.  lib.  XVIIJ.  ad  Ed*  —  Auch  derjenige,  wer 
irgend  einen  Andern,  der  ihn  mit  Waffen  angreift,  getödtet 
hat,  wird  als  keiner  widerrechtlichen  Tödtung  schuldig*  an- 
gesehen ;  und  wer  aus  Furcht  vor  Lebensgefahr  einen  Dieb 
getödtet  hat,  der  geht  ohne  allen  Zweifel  nach  dem  Aquili- 
schen  Gesetze  frei  aus ;  wenn  er  ihn  aber  festnehmen  konnte, 
und  es  doch  vorgezogen  hat,  ihn  zu  tö'dten,  so  wird  allerdings 
die  Tödtung  als  eine  widerrechtliche  betrachtet,  und  er  haftet 
daher  auch  nach  dem  Cornelischen  Gesetz.  §.  1.  Widerrechtlich- 
keit muss  man  aber  hier  nicht  in  dem  Sinn  wie  Beschimpfung 
bei  der  Injurienklage  nehmen,  sondern  als  etwas  ohne  Recht 
dazu,  also  wider  das  Recht,  Geschehenes  verstehen,  mithin 
wenn  Jemand  die  Tödtung"  aus  Schuld  begangen  hat;  deshalb 
Weiten  zwar  zuweilen  sowohl  die  Aquilisehe  als  die  Injurien- 
klage zusammen,  allein  jede  hat  ihre  besondere  Würderung, 
die  eine  wegen  des  Schadens,  und  die  andere  wegen  der  Be- 
schimpfung. Widerrechtlichkeit  heisst  also  hier,  ein  verschul- 
deter Schaden,  wenn  er  auch  von  Jemand  ausgegangen  ist, 
der  nicht  hat  schaden  wollen.  §.  2.  Daher  fragt  es  sich,  ob, 
wenn  ein  Wahnsinniger  Schaden  angerichtet  hat,  die  Klage 
aus  dem  Aquilischen  Gesetz  Statt  finde?  —  Pegasus  leug- 
net es;  denn  wie  [,  sagt  er,]  könnte  ihm  Schuld  beigemessen 
werden,  da  er  nicht  bei  Sinnen  ist?  —  Und  dies  ist  ganz 
richtig;  die  Aquilisehe  Klage  fällt  daher  ebensowohl  weg*, 
wie  wenn  ein  vierfüssiges  Thier  Schaden  angerichtet  hat,  oder 
ein  Ziegel  vom  Dache  gefallen  ist.  Dasselbe  ist  der  Fall, 
wenn  ein  Kind  den  Schaden  gestiftet  hat.  Ist  es  aber  ein 
Unmüudiger  gewesen,  so,  sagt  Labeo,  haftet  er  durch  die 
Acjuilische  Klage,  weil  er  auch  wegen  Diebstahls  haftet;  dies 
halte  ich  für  begründet,  wenn  er  schon  einer  Widerrechtlichkeit 
fähig  ist.  §.  3.  Wird  ein  Lehrer,  der  beim  Unterricht  einen 
Sclaven  verwundet  oder  todtgeschlagen  hat,  durch  das  Aqui- 
lisehe Gesetz  gehalten,  wie  wenn  er  einen  Schaden  wider- 
rechtlich angerichtet  habe?  Julianus  schreibt,  wer  einem 
Schüler  beim  Unterricht  ein  Auge  ausgeschlagen,  hafte  nach 
jenem  Gesetz;  um  so  mehr  sei  dies  also  in  Betreff  eines  er- 
schlagenen der  Fall.  Es  wird  bei  ihm  aber  ein  Fall  folgender 
Art  angeführt:  ein  Schuster  schlug  einem  freigeborenen  Lehr- 
ling und  Ilaussohn,  der  etwas,  das  ihm  gezeigt  worden  war, 
nicht  recht  machte,  mit  einem  Leisten  an  den  Kopf,  so  dass 
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er  ihm  ein  Auge  einstiess ;  hier,  sag-t  Julianus,  finde  zwar 
eine  (njurienklage  nicht  Statt,  weil  Jener  nicht  geschlagen 
hatte,  um  eine  Injurie  zu  verüben,  sondern  um  ihn  zu  er- 
mahnen und  zu  belehren;  auch  glaubt  er,  xlass  die  Miethklage 
angestellt  werden  könne ,  weil  dem  Lehrer  nur  eine  massige 
Züchtigung-  erlaubt  ist.  Dass  aber  Klage  aus  dem  Aquilischen 
Gesetz  erhoben  werden  könne,  bezweifele  ich  gar  nicht, 

6.  PAUL.  üb.  XXII.  ad  Sabin,  —  denn  zu  grosse  Strenge 
des  Lehrers  wird  als  Schuld  gerechnet. 

7.  ULP.  lib.  XVIII.  ad  Ed.  —  Vermittelst  dieser  Klage, 
sagt  er,  werde  der  Vater  dasjenige  erlangen,  was  er  an  der 
Arbeit  seines  Sohnes  durch  dessen  beschädigtes  Auge  verliert, 
und  die  Kosten,  welche  er  auf  dessen  Heilung-  verwendet  hat. 
§.  1.  Der  Begriff  Tödtung  ist  [einerlei],  sie  möge  durch  ein 
Schwert,  einen  Prügel,  oder  andere  Waffe,  oder  mit  den 
Händen ,  z.  B.  durcii  Erwürgen ,  oder  Stösse  mit  den  Füssen, 
oder  mit  dein  Kopf  *),  oder  es  sei  auf  welche  Weise  da  wolle, 
verübt  sein.  §.  2.  Hat  Jemand  aber  mit  einer  zu  schweren 
Bürde  belastet,  sie  abgeworfen,  und  einen  Sclaven  getödtet, 
so  findet  die  Aquilia  Statt,  weil  es  von  seinem  Willen  abhing, 
sich  nicht  so  zu  belasten.  Denn  auch,  wenn  Jemand  gefallen 
ist,  und  einen  fremden  Sclaven  unter  einer  Last  gequetscht 
hat,  haftet  derselbe,  wie  Pegasus  sagt,  nur  dann  nach  dem 
Aquilischen  Gesetz,  wenn  er  sich  entweder  mit  einer  zu  gros- 
sen Last  beschwert  hat,  oder  unvorsichtig  über  schlüpfrige 
Stellen  gegangen  ist.  §.  3.  Wenn  ferner  Jemand  auf  Antrieb 
eines  Andern  den  Schaden  angerichtet  hat,  so,  schreibt  Pro- 
culus,  hafte  weder  der,  welcher  dazu  angetrieben  hat,  weil 
er  selbst  nicht  getödtet,  noch  der,  welcher  dazu  angetrieben 
worden  ist,  weil  er  keinen  Schaden  widerrechtlicher  Weise 
verübt  hat;  hiernach  ist  also  eine  Klsge  auf  das  Geschehene 
gegen  den  Erstem  zu  ertheilen.  §.  4.  Wenn  beim  Ringen, 
heim  Wettkampf,  oder  im  Fau?itkampf  Einer  den  Andern  bei 
öffentlichen  Kämpfen  getödtet  hat,  so  fällt  die  Aquilische  Klage 
weg,  weil  der  Schaden  hier  der  Tapferkeit  und  des  Ruhmes 
wegen,  und  nicht  in  Folge  einer  Widerrechtlichkeit  zugefügt 
worden  ist.  Auf  Sclaven  erstreckt  sich  dies  nicht,  denn  nur 
Freigeborene  pflegen  zu  kämpfen ;  wohl  aber  auf  einen  ver- 
wundeten Haussohn.  Ist  aber  ein  vom  Kampf  sich  Zurück- 
ziehender noch  verwundet,  oder  ein  Sclav,  der  nicht  im  Kampf 


4)  C'apite ;  ich  weiss  nicht,  ob  man  Vry  hof's  (Observ.  Jur. 
Cap.  5)  Meiuuug,  als  sei  hier  der  Stoss  mit  dem  Kopf  ge- 
führt worden,  "was  der  Constructioo  gemäss  ist,  annehmen 
darf,  ohne  in  die  Gefahr  zu  geratheu,  sich  auslachen  zu  las- 
sen, was  freilich  Bach  (Uupart  Kritik  jurist.  Schriften  Bd.  !. 
S.  380)  nicht  fürchtet. 
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begriffen  war,  getö'dtet  worden,  so  findet  die  Aquilia  Statt, 
es  müsste  denn  [letzteres]  mit  Erlaubniss  des  Herrn  geschehen 
sein;  dann  fällt  sie  weg.  §.  5.  Hat  aber  Jemand  einein  kran- 
ken Sclaven  einen  leichten  Schlag  gegeben,  wovon  dieser  ge- 
storben ist,  so,  sagt  Labeo  ganz  richtig,  hafte  er  durch  das 
Aquilische  Gesetz,  weil  dem  Einen  dies,  dem  Andern  jenes 
todbringend  zu  sein  pflegt.  §.  6.  Celsus  sagt  aber,  es  sei 
ein  grosser  Unterschied,  ob  Jemand  getö'dtet,  oder  nur  die  Ur- 
sache zum  Tode  herbeigeführt  habe,  insofern  vorhanden,  dass 
im  letztern  Fall  der  Thäter  nicht  durch  die  Aquilische,  sondern 
durch  die  Klage  auf  das  Geschehene  hafte.  Er  führt  dabei 
denjenigen  an,  der  Gift  statt  eines  Heilmittels  gegeben  hat, 
und  sagt,  hier  habe  derselbe  ebensowohl  die  Ursache  zum  Tode 
herbeigeführt,  wie  derjenige,  welcher  einem  Wiitheiiden  ein 
Schwert  dargereicht  hat;  denn  auch  dieser  hafte  nicht  durch 
das  Aquilische  Gesetz ,  sondern  [durch  die  Klage]  auf  das  Ge- 
schehene. §.  7.  Wer  aber  einen  Andern  von  der  Brücke  ge- 
stossen  hat,  der  haftet,  sagt  Celsus,  durch  das  Aquilische 
Gesetz,  es  möge  nun  derselbe  durch  den  Stoss  selbst  getö'dtet, 
oder  sogleich  untergesunken,  oder  überwältigt  und  ermattet 
von  der  Gewalt  des  Stromes  ertrunken  sein,  gerade  wie  wenn 
Jemand  einen  Knaben  mit  einem  Stein  geworfen  hat.  §.  8. 
Proculus  sagt,  dass,  wenn  ein  Arzt  einem  Sclaven  unge- 
schickt zur  Ader  gelassen  hat,  entweder  die  Klage  aus  dem 
Miethcontract,  oder  die  aus  dem  Aquilischen  Gesetz  Statt 
finde. 

8.  GAJ.  lib.VII.  adEd.prov.  —  Dasselbe  ist  Rechtens, 
wenn  er  ein  Heilmittel  schlecht  angewendet  hat.  Audi  wer 
gut  die  Ader  geschlagen,  nachher  aber  die  weitere  Behand- 
lung unterlassen  hat,  ist  keineswegs  ausser  Verantwortung, 
sondern  wird  als  der  Schuld  theilhaftig  angesehen.  §.  1.  Auch 
nimmt  man  allgemein  an,  dass  der  Mauleseltreiber,  der  aus 
Ungeschicklichkeit  die  Maulthiere  nicht  hat  halten  können, 
wenn  sie  einen  fremden  Sclaven  überjagt  haben,  wegen  Ver- 
schuldung hafte.  Dasselbe  gilt  auch,  wenn  er  die  Maulthiere 
aus  Mangel  an  Kraft  nicht  hat  halten  können.  Und  es  scheint 
wirklich  nicht  uubillig,  Mangel  an  Kraft  zur  Schuld  zu  zäh- 
len, denn  es  muss  sich  Niemand  etwas  zutrauen,  wobei  er 
einsieht,  oder  einsehen  muss,  dass  sein  Mangel  an  Kraft 
einem  Andern  gefährlich  sein  könne.  Basselbe  gilt  in  Betreff 
dessen,  der  die  Gewalt  eines  Pferdes,  worauf  er  ritt,  aus 
Ungeschicklichkeit  oder  Mangel  an  Kraft  nicht  hat  aufhalten 
können. 

9.  ULP.  läb.  XVIII.  ad  Ed.  —  Ebenso  macht  Labeo, 
wenn  eine  Hebamme  eine  Arznei  gegeben  hat,  in  deren  Folge 
die  Wöchnerin  gestorben  ist,  den  Unterschied,  dass,  wenn  jene 


792         Pandect.  L.IX.  Tit.  2.  Ad  legem  AquiUam. 


dasselbe  mit  ihren  Hunden  eingegeben,  Tödtung  angenommen 
werde,  wenn  sie  es  aber  der  Wöchnerin  dargereicht  habe,  da- 
mit sie  es  selbst  einnehmen  möge,  die  Klage  auf  das  Gesche- 
hene zn  ertheilen  sei;  diese  Meinung  ist  die  richtige,  denn 
[im  letztem  Fall]  führt  sie  vielmehr  die  Ursache  des  Todes 
herbei,  als  sie  selbst  tödtet.  §.  1.  Wer  einem  Andern  ent- 
weder mit  Gewalt  oder  durch  Zureden  eine  Arznei  beigebracht, 
es  sei  durch  den  Mund,  [oder]  durch  ein  Klystier,  oder  ihu 
mit  schädlichen  Salben  bestrichen  hat,  der  haftet  nach  dem 
Aquilischen  Gesetz ,  wie  die  eine  Arznei  eingebende  Hebamme. 
§.  2.  Wer  einen  Sclaven  hat  verhungern  lassen,  der,  sagt 
Neratius,  hafte  durch  die  Klage  auf  das  Geschehene.  §.  3. 
Wenn  du  das  Pferd  meines  Sclaven,  worauf  er  reitet,  wild 
gemacht  und  dadurch  bewirkt  hast,  dass  er  in  einen  Fluss 
gestürzt  worden  und  in  Folge  dessen  gestorben  ist,  so,  schreibt 
Ofilius,  sei  die  Klage  auf  das  Geschehene  zu  ertheilen,  wie 
wenn  einer  meiner  Sclaven  von  einem  Andern  an  einen  un- 
sichern  Ort  geführt  und  dann  von  einem  Dritten  erschlagen 
worden  ist.  §.  4.  Wird  ein  Sclav  aber  von  Personen  wäh- 
rend eines  Spieles  mit  Werfen  von  Speeren  getödtet,  so  findet 
die  Aquilia  Statt.  Wenn  sich  aber  Welche  auf  dem  [dazu 
bestimmten]  Platze  mit  Werfen  üben ,  und  ein  Sclav  über  diese 
Stelle  gegangen  und  getödlet  worden  ist,  so  fällt  die  Aquilia 
weg ,  weil  er  nicht  hatte  sollen  zur  Unzeit  über  den  Uebungs- 
platz  gehen.  Hat  aber  Einer  mit  Absicht  nach  ihm  geworfen, 
180  haftet  er  allerdings  durch  die  Aquilia, 

10.  PAUL.  lib.  XXH.  ad  Ed.  — -  denn  auch  ein  schäd- 
liches Spiel  kann  Verschuldung  herbeiführen. 

11.  ULP.  lib.  XVIII.  ad  Ed.  —  Ebenso  schreibt  Mela, 
dass,  wenn  Welche  mit  der  Wurfscheibe  spielen,  und  Einer 
die  Scheibe  heftiger  und  auf  die  Hand  eines  einen  Sclaven 
rasirenden  Barbiers  dergestalt  geworfen  hat,  dass  durch  die 
Bewegung  des  Messers  dem  Sclaven  die  Kehle  abgeschnitten 
worden  ist,  der  Schuldige  nach  dem  Aquilischen  Gesetz  hafte. 
Proculus  [hingegen  sagt,]  der  Barbier  sei  schuld;  und  aller- 
dings kann  ihm  Schuld  beigemessen  werden,  wenn  er  da  ra- 
sierte, wo  gewöhnlich  gespielt  zu  werden  pflegte,  oder  wo 
häufig  Menschen  vorübergingen,  wiewohl  auch  nicht  mit  Un- 
recht gesagt  werden  kann,  dass  wer  sich  einem  Barbier,  der 
seinen  Stuhl  an  einem  gefährlichen  Ort  hat,  anvertrauet,  es 
sich  selbst  zuzuschieben  habe.  §.  1.  Wenn  der  Eine  den  [Scla- 
ven] gehalten  und  der  Andere  ihn  ermordet  hat,  so  haftet  der 
Erstere,  als  derjenige,  welcher  die  Ursache  des  Todes  herbei- 
geführt hat,  durch  die  Klage  auf  das  Geschehene.  §.  2.  Wenn 
aber  Mehrere  auf  einen  Sclaven  losgeschlagen  haben,  so  fragt 
es  sich ,  ob  Alle  gleichsam  als  Todtschläger  haften  ?  Lässt  sich 
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ermitteln,  durch  wessen  Schlag  er  gestorben  ist,  so  haftet  die- 
ser als  Todtschlä'ger ,  wenn  aber  nicht,  so  haften,  wie  Ju- 
lianus  sagt,  Alle  als  solche.  Auch  werden,  wenn  gegen 
Einen  allein  Klage  erhoben  worden,  die  Uebrigeu  nicht  be- 
freiet; denn  dem  Aquilischen  Gesetz  nach  kommt  dasjenige, 
was  der  Eine  gewährt  hat,  dem  Andern  nicht  zu  Gute,  weil 
es  eine  Strafe  begreift.  §.  3.  Celsus  schreibt,  dass,  wenn 
der  Eine  [dem  Sclaven]  eine  tö'dtliche  Wunde  beigebracht  und 
ein  Anderer  ihn  darauf  vollends  todtgemacht  hat,  der  Erstere 
nicht  als  Todtschlä'ger,  sondern  als  Verwunder  hafte,  weil  der 
[Getö'dtete]  an  einer  andern  Wunde  gestorben  ist  ;  diesem  stimmt 
auch  Marcellus  bei,  und  es  ist  allerdings  richtig.  §.  4. 
Wenn  Mehrere  einen  Balken  herabwerfen,  und  einen  Sclaven 
zerquetscht  haben ,  so  haften  sie ,  nach  der  Annahme  der  Alten, 
Alle  nach  dem  Aquilischen  Gesetz.  §.  5.  Auch  wider  den- 
jenigen, der  einen  Hund  böse  gemacht  und  dadurch  verursacht 
hat ,  dass  er  einen  Andern  beisst ,  findet ,  wie  Proculus 
lehrt,  wenn  er  auch  diesen  nicht  festgehalten  hat,  die  Aqui- 
lische  Klage  Statt.  Julianus  sagt  aber,  nur  derjenige  hafte 
durch  die  Aquilia,  wer  Jemanden  festhielt,  und  dann  ver- 
ursachte, dass  ihn  [der  HundJ  biss ;  wenn  er  ihn  nicht  fest- 
gehalten habe,  sei  die  Klage  auf  das  Geschehene  zu  erheben. 
§.  6.  Die  Klage  aus  dem  Aquilischen  Gesetz  kommt  aber  dem 
Herrn ,  d.  h.  dem  Eigenthümer  [des  verwundeten  oder  getödte- 
ten  Sclaven]  zu.  §.  7.  Wenn  einem  Sclaven,  den  ich  dir 
wieder  herausgeben  musste,  ein  widerrechtlicher  Schaden  zu- 
gefügt worden  ist,  so,  sagt  Julianus,  stehe  mir  die  Aqui- 
lische  Klage  zu;  wenn  ich  aber  bereits  dazu  geschritten  bin, 
so  muss  ich  dir  [das  Erstrittene  5)]  herausgeben.  §.  8.  Steht 
aber  demjenigen,  dem  ein  Sclav  im  guten  Glauben  dient,  die 
i\quilische  Klage  zu?  —  Es  spricht  mehr  dafür,  dass  dem- 
selben die  Klage  auf  das  Geschehene  zu  ertheilen  sei.  §.  9. 
Wem  geborgte  Kleider  zerrissen  worden  sind,  der  kann,  sagt 
Julianus,  nicht  aus  dem  Aquilischen  Gesetz  Klage  erheben, 
sondern  diese  steht  dem  Eigenthümer  zu.  §.  10.  Ob  der  Niess- 
braucher  oder  Gebraucher  die  Aquilische  Klage  anstellen  kann, 
darüber  handelt  Julianus  auch.  Ich  glaube,  dass  es  ange- 
messener ist,  dieserhalb  eine  analoge  Klage  zu  verstatten. 

12.  PAUL.  üb.  X.  ad  Sabin.  —  Auch  wenn  der  Eigen- 
heitsherr einen  Sclaven,  an  dem  der  Niessbrauch  mein  ist, 
verwundet  oder  getö'dtet  hat,  steht  mir,  nach  Art  der  aus  dem 
Aquilischen  Gesetz ,  wider  ihn  eine  Klage  nach  Maassgabe  des 


5)  Dass  hier  dies  hinzuzudenken  sei,  ist  klar;  unser  Text  gibt 
auch  in  der  Note  Haloand.  Variante,  der  quicqtiid  fuero 
comecutus  einschiebt. 
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Niessbrauchs  °)  zu,  so  dass  aucli  derjenige  Theil  des  Jahres 
mit  in  Anschlag-  kommt,  wo  der  Niessbrauch  noch  nicht 
mein  ü)  war. 

13.  ULP.  üb.  XVni.  ad  Ed.  —  Ein  freier  Mensch  hat 
wegen  ihm  selbst  [zugefügten  Schadens]  eine  analoge  Aquilische 
Klage;  denn  die  unmittelbare  hat  er  nicht,  weil  Niemand  als 
Eigenthümet'  seiner  Gliedmassen  angesehen  wird.  Wegen  eines 
entflohenen  Sclaven  steht  sie  dessen  Herrn  zu.  §.  J.  Julianus 
.schreibt:  wenn  ein  freier  Mensch  mir  im  guten  Glauben  als 
Sclav  dient,  so  hafte  er  mir  nach  dem  Aquilischen  Gesetz 
selbst.  §.2.  Wenn  ein  Erbschafisselav  getödtet  wird,  so  fragt 
es  sich,  wer  die  Aquilia  erheben  könne,  da  doch  Niemand 
dessen  Herr  sei;  und  Celsus  beantwortet  dies  dahin:  das 
Gesetz  habe  gewollt,  dass  dem  Herrn  Schadensersatz  zu  Theil 
Werde;  die  Erbschaft  wird  also  selbst  als  Herr  angesehen, 
weshalb  nach  deren  Antritt  der  Erbe  die  Klage  erheben  kann. 
<§.  3.  Wenn  ein  vermachter  Sclav  nach  dem  Erbantritt  getödtet 
worden  ist,  so  steht  dem  Verinächtnissberechtigten  die  Klage 
aus  dem  Aquilischen  Gesetz  zu,  er  miisste  denn  erst  nach  dem 
Tode  des  Sclaven  das  Vermachtniss  angenommen  haben ;  hat 
er  es  aber  ausgeschlagen,  so,  sagt  Julianus,  sei  folgerichtig, 
dass  sie  dem  Erben  zukomme ; 

14.  PAUL.  Hb.  XXII.  ad  Ed.  —  hat  ihn  aber  der  Erbe 
selbst  getödtet,  so  wird  dem  Vermächtnissberechtigten  wider 
denselben  die  Klage  ertheilt. 


6)  Glück  erklärt  pro  portione  ususfructus 9  mit  Po t hier  ad 
h  l.  ,  p.  p.  quam  in  preiio  servi  ususfructus  in  eo  alienus 
ininuet;  der  Griechische  Scholiast  bei  demselben  erklärt:  ut 
si  soli dum  tisusfr,  quis  habcat  in  solid. ,  si  semiss.  in  se misse m 
liaheat  aciionem.  Die  Glosse  des  Accursins  stimmt  mit 
Pothier  überein.  Mau  kann  jede  dieser  Erklärungen  als 
richtig  bezeichnen;  allein  am  deutlichsten  wird  es,  wenn 
man  sagt,  p .  p.  ususfr.  heisse  der  Capital werlh ,  welcher 
dem  Niessbraucher,  als  solchem  (nach  Abzug  des  bildlichen 
Eigenheitswerths  des  Sclaven),  an  dem  Sclaven  zusteht;  ea 
pars  anni  etc.  (nämlich  in  Bezug  auf  den  höchsten  Werth  in 
diesem  Zeitraum)  erklärt  Glück  so,  dass  es  nicht  darauf 
ankomme,  ob  der  Niessbraucher  schon  in  diesem  Jahre  den 
Niessbrauch  gehabt  habe,  weil  dasselbe  rückwärts  gerechnet 
werde ;  dies  scheint  mir  unrichtig ;  ich  verstehe  die  Sache  so, 
dass  auch  das  Jahr  rückwärts  voll  gerechnet 
werden  soll,  wenn  ich  den  Niessb rauch  auch 
noch  kein  ganzes  Jahr  gehabt  habe;  denn  sonst 
würde  ja  der  Umstand,  ob  ich  den  Niessbrauch  gehabt  habe, 
oder  nicht,  gar  nicht  in  Betracht  gezogen  zu  werden  brau- 
chen, indem  das  Recht  ohnehin,  wenn  es  mir  bereits  über 
ein  Jahr  zuständig  gewesen  ist,  auch  mein  war,  es  mag  mir 
etwas  eingetragen  haben  oder  nicht. 
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15.  ULP.  lib.  XVIII.  ad  Ed.  —  Dieser 'Regel  gemäss 
ist  auch  die,  dass,  wenn  ein  vermachter  Sclav  vor  dem  Erb- 
antritt getö'dtet  wird,  die  durch  die  Erbschaft  erworbene  Aqui- 
lische  Klage  dem  Erben  verbleibt.    Ist  aber  ein  solcher  vor 
dem  Erbautritt  verwundet  worden ,  so  verbleibt  die  Klage  zwar 
bei  der  Erbschaft,  aber  der  Erbe  muss  sie  dem  Vermächtniss- 
berechtigten  abtreten.     §.  1.  Wenn  ein  [bereits]  tödtlich  ver- 
wundeter Sclav  nachher  durch  Einsturz  oder  Schiffbruch,  oder 
durch  ein  anderes  gewaltsames  Ereigniss  früher  umkommt,  so 
kann  nicht  wegen  seiner  Todtang,   sondern  nur  wegen  seiner 
Verwundung  geklagt  werden.  Wenn  er  aber  freigelassen  oder 
veräussert  worden  und  an  der  Wunde  gestorben  ist,  so  kann 
gleichsam  wegen  seiner  Tö'dtung,  wie  Julianus  sagt,  Klage 
erhoben  werden.    Diese  Verschiedenheit  rührt  daher,  dass  da- 
mals, als  du  ihn  verwundetest,  wirklich  die  Ursache  zu  sei- 
nem Tode  gelegt  ward ,  was  durch  seinen  Tod  erst  zur  Ge- 
wissheit  geworden  ist;  im   ersten  Fall  aber  ist  der  Einsturz 
[u.  s.  w.]  der  Gewissheit,  ob  der  Tod  erfolgen  würde,  zuvor- 
gekommen.   Wenn   du   aber   dem   tödtlich  Verwundeten  die 
Freiheit  ertheilt  und  ihn  zum  Erben  eingesetzt  hast,  und  der- 
selbe darnach  gestorben  ist,  so  kann  sein  Erbe  die  Aquilische 
Klage  nicht  erheben, 

16.  MARO  AN.  lib.  IV.  Regvh  —  weil  dann  der  Klage- 
grund eine  solche  Veränderung  erlitten  hat,  unter  der  er  über- 
haupt nicht  hätte  entstehen  können. 

17.  ULP.  lib.  XVIII.  ad  Ed.  —  Wenn  ein  Herr  seinen, 
Sclaven  getö'dtet  hat,  so  haftet  er  dem  Besitzer  im  guten  Glau- 
ben, oder  dem  Pfandinhaber  desselben,  durch  die  Klage  auf 
das  Geschehene.  §.  1.  W  ird  Stichus  Zweien  zusammen  ver- 
macht, und,  da  derselbe  getö'dtet  worden,  von  Einem  von 
jenen  Beiden  [das  Vermächtnis»]  ausgeschlagen,  so  glaube  ich, 
dass  der  Mitverbundene  allein  die  Aquilia  erheben  kann,  weil 
angenommen  wird,  als  sei  ihm  das  Eigenthum,  rückwärts  ge- 
rechnet, zugewachsen. 

18.  PAUL.  lib.  X.  ad  Sabin.  —  Auch  der,  welcher 
einen  Sclaven  zum  Pfände  empfangen  und  ihn  getö'dtet  oder 
verwundet  hat,  kann  mit  der  Aquilischen  und  der  Pfandklage 
belangt  werden ;  der  Kläger  muss  sich  aber  mit  einer  von  bei- 
den begnügen. 

19.  ULP.  lib.  XVIII.  ad  Ed.  —  Hat  einer  [von  mehre- 
ren Miteigenthümem]  einen  gemeinschaftlichen  Sclaven  getö'd- 
tet, so  haftet  er,  sagt  Celsus,  durch  die  Aquilia;  ebenso 
bei  Verwundungen ; 

20.  Idem  lib.  XLII.  ad  Sabin.  —  nämlich  zu  dem  An- 
theil,  wo  der  Kläger  Eigeuthiiiner  ist. 
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21.  ULP  üb.  XVIII.  ad  Ed.  —  Das  Gesetz  sagt:  so 
viel  als  der  höchste  Werth  des  Sclaven  in  dem 
Jahre  gewesen  wäre;  dieser  Satz  begreift  die  Schätzung* 
des  angestifteten  Schadens.  §.  1.  Das  Jahr  wird  aber  von  da 
an  rückwärts  gerechnet,  wo  die  Tödtung  erfolgt  ist.  Ist  eine 
tödtliche  Verwundung  erfolgt,  der  Tod  aber  erst  nach  einem 
langen  Zwischenraum  eingetreten,  so  rechnen  wir  nach  Ju- 
lianus das  Jahr  von  da  an,  wo  die  Verwundung1  geschah, 
wenn  gleich  Celsus  entgegengesetzter  Meinung  ist.  §.  2. 
Schätzen  wir  aber  nur  den  Werth  des  Körpers  darnach,  wie- 
viel er  betrug,  als  er  getödtet  ward,  oder  darnach,  wieviel 
uns  daran  gelegnen  war,  dass  er  nicht  getödtet  worden  sei?  — 
Es  ist  Rechtens,  dass  die  Schätzung1  nach  dem  letztern  Maass- 
stabe geschehe. 

22.  PAUL.  lib.  XXII.  ad  Ed.  —  Hast  du  daher  einen 
Sclaven  getödtet,  den  ich  unter  Gelobung  einer  Strafe  zu  über- 
geben versprochen  habe,  so  kommt  der  [mir  entgangene]  Nutzen 
bei  dieser  Klage  in  Betracht.  §.  1.  Desgleichen  werden  auch 
körperliche  Eigenschaften  mit  in  Anschlag  gebracht,  [z.  B.] 
wenn  Jemand  einen  Schauspieler-,  oder  Sängersclaven ,  oder 
einen  Zwilling,  oder  ein  Pferd  aus  einem  Viergespann,  oder 
aus  einem  Maulthierpaare  getödtet  hat.  Denn  hier  muss  sich 
die  Schätzung  nicht  bios  auf  den  getödteten  Körper  erstrecken, 
sondern  auch  darauf  Rücksicht  genommen  werden,  um  wieviel 
die  übrigen  [dazu  gehörigen]  nun  an  Werth  verloren  haben. 

23.  ULP.  lib.  XVIII.  ad  Ed.  —  Daher  schreibt  Nera- 
tius,  dass,  wenn  ein  [von  Jemand]  zum  Erben  eingesetzter 
*Sclav  getödtet  worden  ist ,  auch  die  Schätzung  der  Erbschaft  in 
Betracht  komme.  §.  1.  Julianus  sagt:  wenn  ein  Sclav, 
der  freigelassen  und  zum  Erben  eingesetzt  wor- 
den, getödtet  worden  ist,  so  würden  weder  der 
ii  acheingesetzte  noch  der  gesetzmässige  Erbe 
desselben  mit  der  Aquilischen  Klage  den  Werth 
der  Erbschaft  erlangen,  welche  der  Sclav  nun 
nicht  hat  erwerben  können.  Diese  Meinung  ist  rich- 
tig. Es  geschehe  daher  nur  eine  Schätzung  des 
Werths  des  [Getödteten],  weil  nur  hieran  der 
Nacheingesetzte  als  betheiligt  angesehen  werden 
könne.  Ich  hingegen  glaube,  dass  nicht  einmal  dessen  Werth 
in  Anschlag  zu  bringen  sei,  weil,  wenn  er  Erbe  geworden 
wäre,  er  auch  frei  gewesen  sein  würde.  §.  2.  Derselbe  Ju- 
lianus schreibt:  wenn  ich  unter  der  Bedingung  zum  Erben 
eingesetzt  worden  bin ,  dass  ich  den  Stichus  freilasse ,  und 
Stichus  nach  dem  Tode  des  Testators  getödtet  worden  ist,  so 
werde  ich  auch  bei  der  Schätzung  [des  Schadens]  den  Werth 
der  Erbschaft  erlangen;  denn  die  Bedingung  wird  nun  wegen 
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tler  Tödfung  nnmöglich.    Ist  derselbe  noch  bei  Lebzeiten  des 
Testators  getödtet  worden,  so  fällt  die  Wertschätzung*  der 
Erbschaft  weg,  weil  dann  mit  Riicksichtsnahme  auf  die  rück- 
wärts liegende  Zeit  der  höchste  Werth  [des  Sclaven]  in  An- 
schlag kommt.    §.3.  Derselbe  Julianus  schreibt:  die  Werth- 
schätzung eines  getödteten  Sclaven  werde  auf  diejenige  Zeit 
bezogen,  zu  welcher  wahrend  des  Jahres  er  den  höchsten  Wrerth 
gehabt  habe,  und  wenn  daher  einem  werthvolien  Maler  der 
Daumen  abgeschnitten  worden,  derselbe  aber  noch  binnen  des 
Jahres,  wo  dies  geschah,  getödtet  worden  sei,  so  könne  der 
[Herr]  die  Aquilia  erheben,  und  den  Werth  in  Anschlag  brin- 
gen, welchen  er  hatte,  ehe  er  mit  dem  Daumen  um  seine  Kunst 
kam.     §.  4.  Auch  wenn  ein  Sclav,  der  bedeutende  Betrüge- 
reien in  meinem  Rechnungswesen  verübt  hatte,  getödtet  wor- 
den ist,  den  ich  zur  Untersuchung  zu  ziehen  beschlossen  hatte, 
um  die  Theilnehmer  am  Betrug  ausfindig  zu  machen,  so,  schreibt 
Labeo  sehr  richtig  ,  belaufe  sich  die  Wertlischätzung  so  hoch, 
wie  mir  daran  gelegen  war,  dass  die  von  dem  Sclaven  began- 
genen Betrügereien  entdeckt  würden ,  und  nicht  blos ,  wie  gross 
der  Werth  des  Sclaven  selbst  war.    §.  5.  Auch  wenn  ein  Sclav 
von  guter  Aufführung,  dessen  Sitten  sich  verändert  hatten, 
binnen  Jahresfrist  getödtet  worden  ist,  wird  der  Preis  darnach 
berechnet,  wieviel  er  werth  war,  bevor  sich  seine  Aufführung 
änderte.     §.  6.  Ueberhaupt  kann  man  sagen,  dass  alle  Vor- 
theile, welche  den  Werth  eines  Sclaven  während  des  Jahres, 
wo  er  getödtet  worden  ist,  erhöhet  haben  würden,  zu  der 
Schätzung  desselben  hinzugerechnet  werden.    §.  7.  Wenn  ein 
noch  kein  Jahr  altes  Sclavenkind  getödtet  worden  ist,  so  ge- 
nügt nach  richtiger  Ansicht  die  Klage ,  so  dass  die  Schätzung 
auf  diejenige  Zeit  bezogen  wird,  welche  es  innerhalb  des  Jah- 
res lebte.    §.  8.  Dass  auch  den  Erben  und  andern  Nachfolgern 
diese  Klage  gegeben  werde,  ist  bekannt;  gegen  die  Erben  oder 
andern  [Nachfolger]   findet  dieselbe  aber  nicht  Statt,  weil  sie 
eine  Strafklage  ist,  es  müsste  denn  der  Erbe  durch  den  [von 
seinem  Erblasser  angerichteten]  Schaden  reicher  geworden  sein. 
§.9.  Wenn  ein  Sclav  absichtlich  getödtet  worden  ist,  so  kann 
der  Herr  sowohl  aus  dem  Cornelischen  Gesetz  Klage  erheben, 
als  es  darf  auch,  wenn  er  aus  dem  Acfiiilischen  Gesetz  Klage 
erhoben  hat,  dem  Cornelischen  dadurch  nicht  vorgegriffen  wer- 
den.    §.  10.  Gegen  den  geständigen  Beklagten  findet  diese 
Klage  auf  den  einfachen  Betrag,  gegen  den  [überführten]  Leug- 
nenden auf  den  doppelten  Statt.    §.  11.  Wenn  Jemand  fälsch- 
lich gesteht,  einen  noch  lebenden  Sclaven  erschlagen  zu  ha- 
ben und  nachher  sich  bereit  erklärt,  darzuthun,  dass  er  noch 
lebe,  so,  schreibt  Julianus,  endige  sich  die  Aquilia,  wie- 
wohl er  die  Tödtung  eingestanden  habe  5  denn  die  Geständniss- 
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klage  7)  überhebe  den  Klager  blos  der  Notwendigkeit,  den 
Beweis  der  Tödtung  zu  führen;  übrigens  muss  gegen  Jeden 
[der  Beweis],  dass  der  Sclav  gelüdtet  worden  sei,  [geführt 
werden].  / 

24.  PAUL.  üb.  XXII.  ad  Ed.  —  Noch  deutlicher  ist 
dies  in  Ansehung  eines  verwundeten  Sclaven ;  denn  wenn  Je- 
mand ihn  verwundet  zu  haben  bekennt,  und  derselbe  unver- 
wundet ist,  was  für  eine  Wunde  soll  da  geschätzt  oder  auf 
welche  Zeit  soll  da  Bezug  genommen  werden  ? 

25.  ULP.  lib.  XVIII.  ad  Ed.  ~  Wenn  daher  [ein  Sclav] 
zwar  nicht  getödtet  worden ,  aber  gestorben  ist,  so  haftet  [der 
sich  zur  Tödtung  Bekennende]  dessen  ungeachtet  doch  nicht 
wegen  der  Tödtung.  §.  1.  Wenn  ein  Geschäftsbesorger,  oder 
Vormund,  oder  Curator,  oder  irgend  ein  Anderer  [für  eine 
Person,  welche  durch  ihn  vertreten  wird]  das  Geständnis» 
ablegt,  dass  jene  abwesende  Person  [einen  Sclaven]  verwundet 
habe,  so  findet  wider  sie  die  Gestandnissklage  analog  Statt. 
§.  2.  Uebrigens  ist  zu  bemerken,  dass  bei  dieser  Klage, 
welche  gegen  einen  Gestandigen  Statt  findet,  der  Richter  nicht 
bestellt  wird,  um  die  Sache  zu  entscheiden,  sondern  um  ab- 
zuschätzen ;  denn  gegen  Geständige  hat  der  Richter  nichts  wei- 
ter z«  entscheiden  ; 

26.  PAUL.  lib.  XXII.  ad  Ed»  —  denn  man  nehme  den 
Fali,  dass  der  Beklagte  bekennt,  dass  er  der  Tö'dter  und  be- 
reit sei,  die  Werthschätzung  zu  erlegen,  der  Kläger  aber  den 
Streitgegenstand  sehr  hoch  würdert. 

27.  ULP.  lib.  XVill.  ad  Ed.  —  Wenn  ein  Sclav  einen 
fremden  Sclaven  fortgeschleppt  und  erschlagen  hat,  so,  schrei- 
ben Julianus  und  Celsus,  finde  sowohl  die  Klage  wegen 
Diebstahls,  als  wegen  widerrechtlichen  Schadens  Statt.  §.  i. 
Wenn  ein  mir  und  dir  gemeinschaftlich  gehörender  Sclav  einen 
mir  allein  gehörigen  Sclaven  getödtet  hat,  so  kommt  das  Acrui- 
lische  Gesetz  wider  dich  zur  Anwendung,  wenn  er  es  mit 
deinem  Willen  gethan  hat.  Urseiiis  berichtet,  dass  Procu- 
lus  dieser  Meinung  gewesen  sei.  Habe  er  es  nicht  mit  dei- 
nem Willen  gethan,  so  falle  die  Noxalklage  weg,  damit  es 
nicht  in  der  Gewalt  des  Sclaven  stehe,  dir  allein  zu  dienen; 
dies  halte  ich  für  richtig.  §.  2.  Wenn  ein  mir  und  dir  gemein- 
schaftlich gehöriger  Sclav  von  einem  Sclaven  des  Titius  ge- 
lödtet werden  ist,  so,  schreibt  Celsus,  werde,  wenn  einer 
der  Herren  als  Kläger  auftritt,  derselbe  die  Würderung  des 
Streitgegenstandes   entweder   zur  Hälfte  erlangen,   oder  [der 

7)  Confessoria  actio,  i.  e.  quae  contra  confitentem  dafür.  Zum 
Unterschied  von  der  Confessorienkiage  bei  den  Servituten  wird 
man  die  obige  üebersetzung ,  die  wenigstens  wörtlich  ist, 
entschuldigen. 
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Thäter]  müsse  ihm  allein  an  Schadens  Statt  ausgeliefert  wer- 
den ,  weil  der  Gegenstand  keine  TL  ei  hing-  zuiässt.  §.  3.  Na- 
mens des  tödtenden  Sciaven  haftet  aber  der  Eigenthümer ;  der, 
wem  Jemand  im  guten  Glauben  dient,  braucht  nicht  zu  haften. 
Ob  aber  derjenige,  dessen  Sclav  flüchtig  geworden  ist,  wegen 
desselben  durch  die  Aquilische  Klage  hafte,  ist  die  Frage; 
Julianus  bejaht  es;  dies  ist  ganz  richtig,  und  es  stimmt  da- 
mit auch  Marcellus  iiberein.  §.  4.  Das  zweite  Hauptstück 
dieses  Gesetzes  ist  ausser  Gewohnheit  gekommen.  §.  ö.  Im 
dritten  Hauptstück  spricht  das  Aquilische  Gesetz  folgender- 
maassen :  Wenn  Jemand  an  andern  Sachen,  ausser 
getödteten  Sciaven  und  Vieh,  einem  Andern  Scha- 
den zugefügt  hat,  so  soll  er,  was  er  widerrechtlich 
verbrannt,  zerbrochen  oder  verdorben  hat,  nach  dem 
Werthe,  den  die  Sache  in  den  nächsten  dreissig  Ta- 
gen gehabt  hat8),  an  Gelde  dem  Eigenthümer  zu  er- 
statten schuldig  sein.  §.6.  Hat  also  Jemand  einen  Sciaven 
oder  Stück  Vieh  nicht  getödtet,  sondern  [eine  Sache]  verbrannt, 
zerbrochen  oder  verdorben ,  so  ist  zweifelsohne  aus  diesen 
Worten  des  Gesetzes  Klage  zu  erheben.  Deshalb  haftest  du 
mir  aber  auch,  wenn  du  auf  meinen  Sciaven  einen  Feuerbrand 
geworfen  und  ihn  verbrannt  hast.  §.  7.  Auch  wenn  du  einen 
mir  gehörigen  Wald  oder  ein  Landbaus  verbrannt  hast,  steht 
mir  die  Aquilische  Klage  zu.  §.  8.  Wenn  Jemand  mein  Ge- 
höfte hat  abbrennen  wollen ,  das  Feuer  aber  auch  das  Gehöfte 
des  Nachbars  ergriffen  hat,  so  haftet  Jener  auch  dem  Nachbar 
durch  die  Aquilische  Klage;  nicht  weniger  auch  den  Mieths- 
leuten  wegen  ihrer  verbrannten  Sachen.  §.  9.  Wenn  der  Ofen- 
heizer-Sclav  eines  Pachters  am  Ofen  eingeschlafen,  und  das 
Landhaus  abgebraunt  ist,  so,  schreibt  Neratius,  müsse  der- 


8)  Unser  Text  hat  erit.  Das  fuit  des  Haloauder  ist  schon 
lange  aus  überwiegenden  Gründen  als  besser  angenommen 
worden.  8  Glück  X.  S.  364,  Anm.  91.  Es  lassen  sich 
übrigens  beide  Lesarten  vereinigen ,  wenn  man  fuerit  liest. 
Kriegel  a.  a.  O.  S.  36  will  zwar  die  Florentiue  dadurch 
rechtfertigen,  ,,dass  man  doch  billig  nicht  mehr  ignoriren 
dürfe,  dass  die  bei  Gaj.  vorkommenden  Instructionsformelu 
so  oft  erit  zu  lesen  darbieten";  allein  hier  ist  von  keiner 
Formel,  sondern  vou  einem  höchst  wichtigen  Lehrsatz  die 
Hede,  und  erit  kann  man  doch  unmöglich  durch  fuerit  inter- 
pretiren.  Man  sehe  zur  Rechtfertigung  der  von  mir  nach  Glück 
angenommenen  Lesart  Inst.  h.  §.  14  und  ganz  bes.  Fr.  29, 
§  8.  h.  t.  (die  Fortsetzung  obiger  Stelle  von  Ulpian.),  wo 
dieselben  Worte  mit  fuit  wiederholt  werden,  und  wo 
unser  Text  selbst  fuit  hat.  Auch  die  Basil  ,  denen  Krie- 
gel 9o  oft  gegen  andere  wichsige  Autoritäten  den  Vorzug 
mit  Vorliebe  gibt,  lassen  ihn  hier  zu  Gunsten  von  fuit  in 
Stich. 
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selbe,  ans  dem  Pachtcontract  belangt,  den  Schaden  ersetzen, 
dass  er  nachlässig  in  der  Wahl  seiner  Bedienung-  war.  Wenn 
übrigens  ein  Anderer  Feuer  in  dem  Ofen  angemacht,  ein  An- 
derer aber  nachlässig  Achtung  gegeben  hat,  haftet  da  der  Er- 
slere?   Denn  der  Bewachende  hat  nicht  thatig  gehandelt,  und 
der,  welche*  so,  wie  es  sich  gehört,  das  Feuer  angemacht 
hat,  hat  auch  nicht  gefehlt;  wie  ist  es  nun  also?  fch  glaube, 
dass  eine  analoge  Klage  sowohl  wider  denjenigen  Statt  finde, 
der  am  Ofen  eingeschlafen  ist,  als  wider  den,  welcher  nach- 
lässig Acht  gehabt  hat.    Auch  kann  man  nicht  sagen,  dass 
demjenigen,    welcher   eingeschlafen   ist,    etwas  Menschliches 
und  Natürliches  hegeguet  sei,  indem  er  entweder  das  Feuer 
hätte  auslöschen,  oder  Vorkehrungen  gegen  dessen  Umsich- 
greifen treffen  sollen.     §.  10.  Wenn  du  einen  Backofen  an 
einer  gemeinschaftlichen  Wand  angelegt  hast,  haftest  du  da 
wegen  widerrechtlichen  Schadens?    Proculus  verneint  es, 
weil  auch  wider  den,  der  einen  Heerd  hat,  [keine  Klage  er- 
hoben werden  könne];  ich  halte  es  daher  für  billiger,  dass 
die  Klage  auf  das  Geschehene  zu  ertheilen  sei,  weun  nämlich 
die  Wand   angebrannt  ist;   hast  du  mir  aber  noch  keinen 
Schaden  zugefügt,  sondern  ein  Feuer  in  der  Art  [angezündet], 
dass  ich  Schaden  dadurch  befürchte,  so  reicht,  meines  Erach- 
tens, eine  Sicherheitsbestellung,  wegen  drohenden  Schadens  hin. 
§.  11.  Proculus  sagt:  Wenn  Sclaven  des  Pachters  ein  Land- 
haus abgebrannt  hätten,  so  hafte  der  Pachter  entweder  aus 
dem  Pachtcontract ,  oder  aus  dem  Aquilischen  Gesetz,   so  dass 
derselbe   seine   Sclaven   an  Schadens  Statt  ausliefern  könne, 
und  es  dürfe,  wenn  die  Sache  in  dem  einen  Verfahren  be- 
reits entschieden  ist,  die  andere  Klage  nicht  auch  noch  erhoben 
werden.    Dies  verhalte  sich  jedoch  nur  dann  so,  wenn  der 
Pachter  ausser  Schuld  sei;  wenn  er  übrigens  Taugenichtse  zu 
Sclaven  hatte,  so  hafte  er,  weil  er  solche  hielt,  wegen  wider- 
rechtlichen Schadens.    Dasselbe,  schreibt  er,  gelte  auch  von 
den  Miethsleuten  eines  Einzelhauses;  eine  Meinung,  die  wohl- 
hegründet  ist.     §.  12.  Wenn  meine  Bienen  zu  den  deinigen 
sich  gesellen,  und  du  sie  mit  Rauch  erstickst,  so,  sagt  Cel- 
sus,  steht  mir  die  Acjuilische  Klage  zu.     §.  13.  Das  Gesetz 
sagt:  rnperit  (zerstört  hat),  fast  alle  Alten  aber  verstanden 
dies  Wort  für  corruperit  (verdorben  hat).    §.  14.  Daher  sagt 
Celsus,  dass,  wenn  du  Unkraut  oder  Radelsamen  in  fremde 
Saat  geworfen  hast,  um  dieselbe  damit  zu  verunreinigen,  der 
Eigenthümer  nicht  blos  [das  Interdict]   Was  mit  Gewalt 
oder  heimlich  anstellen  könne,  oder  der  Pachter,  wenn 
das  Landgut  verpachtet  worden  ist,  sondern  auch  auf  das  Ge- 
schehene geklagt  werden  dürfe ;  wenn  der  Pachter  geklagt  hat, 
so  müsse  er  [dem  Schadensstifter]  Gewahr  leisten,  dass  weiter 
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keine  Klage  wider  ihn  erhoben  werde,  nämlich,  dass  der  Eigen- 
tümer ihn  nicht  von  Neuem  angreife.    Denn  der  Schaden, 
[welcher  dadurch  geschieht,]  dass  Etwas  selbst  verdorben  und 
verändert  wird,   so  dass   das  Aquilische  Gesetz  Anwendung 
leidet,  ist  von  anderer  Art,  als  derjenige,  [welcher  dadurch 
entsteht,]   dass  ohne  Veränderung  einer  Sache  etwas  hinzu- 
gefügt wird,   dessen  Absonderung  beschwerlich  ist.     §.  15. 
Wider  denjenigen,  der  Wein  verfälscht,  ausgegossen,  zu  Essig 
gemacht  oder  auf  andere  Weise  verdorben  hat,  kann,  wie 
Celsus  sagt ,   ohne  Zweifel   die  Aquilia  erhoben  werden, 
weil  auch  ausgegossener  und  zu  Essig  gewordener  Wein  un- 
ter dem  Namen  des  verdorbenen  begriffen  wird.    §.  16. 
Auch  werde,  sagt  er,  unter  diesem  Ausdruck  dasjenige,  was 
zerbrochen  und  verbrannt  worden  ist,  begriffen,  denn  es  sei 
nichts  Neues,  dass  das  Gesetz  nach  Aufzählung  einiger  beson- 
dern Fälle  ein  allgemein  umfassendes  Wort  gebrauche ,  um 
darin  die  einzelnen  Beispiele  zu  begreifen;  eine  Behauptung, 
die  richtig  ist.     §.  17.  Verdorben  zu  haben,  wird  auch  von 
demjenigen  angenommen,  der  Wunden  verursacht  hat,  er  mag 
mit  Ruthen ,  Peitschen  oder  Fäusten  geschlagen  haben ,  oder 
mit  einem  Schwert,  oder  womit  es  sonst  gewesen,  um  Jemand 
körperlich  zu  verletzen ,  oder  Geschwulst  zu  verursachen.  Es 
versteht  sich,  dass  dies  Alles  nur  dann  in  Betracht  kommt, 
wenn  ein   widerrechtlicher  Schaden  wirklich  entstanden  ist; 
ist  der  Sclav  um  nichts  schlechter  oder  werthloser  [durch  die 
Verletzungen]  geworden,  so  fällt  die  Aquilia  weg  und  es  kann 
blos  die  Injurienklage  erhoben  werden.   Denn  die  Aquilia  geht 
wider  diejenigen  Beschädigungen,  welche  Nachtheil  bereiten. 
Wenn  daher  ein  Sclav  zwar  nicht  an  Werth  verloren  hat, 
aber  Rosten  auf  seine  Heilung  und  Herstellung  seiner  Gesund- 
heit verwendet  worden  sind,  so  ist  anzunehmen,  dass  mir  in 
dieser  Beziehung  Schaden  entstanden  sei,  und  ich  kann  daher 
aus  dem  Aquiiischen  Gesetz  klagen.    §.  18.  Wer  Kleider  zer- 
rissen oder  besudelt  hat,  der  haftet  nach  dem  Aquiiischen  Ge- 
setz, als  habe  er  sie  verdorben.    §.19.  Auch  wider  den,  der 
mir  gehörige  Hirse  oder  Getreide  in  deu  Fluss  geschüttet  hat, 
genügt  die  Aquilische  Klage.    §.20.  Ebenso  kann,  wenn  Je- 
mand Sand   oder  sonst  etwas  Anderes,   dessen  Absonderung 
schwer  wird,  unter  Getreide  gemischt  hat,  gleichsam  wegen 
Verderbens  Klage  erhoben  werden.    §.  21.  Wenn  mir  Jemand 
Geld   aus  der  Hand  geschlagen  hat,   so,   glaubt  Sabinus, 
finde  die  Klage  wegen  widerrechtlichen  Schadens  Statt ,  voraus- 
gesetzt, dass  es  in  der  Art  verloren  gegangen,  dass  es  in 
Niemandes  Hände  gekommen,  z.  B.  also  in  einen  Fluss,  ins 
Meer,  oder  in  einen  Cloak  gefallen  ist;  ist  es  aber  absichtlich 
und  im  Einversländniss  mit  Jemandem  in  dessen  Besitz  gekom- 
(Jorp,  jur.  civ.  1.  5 1 
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mcn,  so  ist  Klage  wegen  geschehenen  Diebstahls  zu  erlieben; 
dies  nahmen  die  Allen  auch  an.  Auch,  sagt  er,  könne  die 
Klage  auf  das  Geschehene  erhoben  werden.  §.  22.  Wenn 
eine«  Sclavin  durch  einen  von  dir  erhaltenen  Fanstschlag,  oder 
einer  Stute  durch  einen  Stoss  [die  Leibesfrucht]  abgeht,  so 
haftest  du,  sagt  Brutus,  durch  die  Aquilia,  als  habest  du 
etwas  verdorben.  §.  23.  Auch  wenn  Jemand  einen  Maulesel 
zu  schwer  beladen  und  ihm  ein  Glied  zerbrochen  hat,  finde 
die  Aquilia  Statt.  §.  24.  Wer  ein  Kauffahrteischiff  leck  ge- 
macht hat,  haftet,  wie  Vivianus  schreibt,  aus  dem  Aqui- 
lischen Gesetz,  als  habe  er  etwas  verdorben.  §.25.  Wer  un- 
reife Oliven  abgerissen,  oder  unreife  Saat;  oder  noch  herbe 
Trauben  abgeschnitten  hat,  haftet  durch  die  Aquilia;  sind  sie 
reif,  so  fällt  dieselbe  weg,  denn  dann  ist  keine  Widerrecht- 
lichkeit vorhanden,  indem  er  dir  sogar  die  auf  das  Einernten 
dieser  Art  Früchte  verwendeten  Kosten  geschenkt  hat.  Wer 
aber  dergleichen  schon  eingesammelte  heimlich  an  sich  nimmt, 
der  haftet  wegen  Diebstahls,  ausser,  setzt  Octavenus  in  Be- 
zug auf  die  Trauben  hinzu,  wenn  er  sie  auf  die  Erde  gewor- 
fen hat,  damit  sie  auslaufen  sollen.  §.26.  Dasselbe  schreibt  er 
von  einem  Schlagwald,  so  dass,  wenn  [derselbe]  zur  Unzeit 
[geschlagen  wird,  der  Thater]  nach  dem  Aquilischen  Gesetz 
haftet;  hat  er  aber  schlagbares  Holz  heimlich  fortgetragen,  so 
haftet  er  [mittelst  der  Klage]  wegen  Diebstahls  nnd  wegen 
heimlich  abgehauener  Bäume,  §.  27.  Hat  Jemand  ausgewach- 
sene Satzweiden,  ohne  die  Stamme  zu  verletzen,  gekellt,  so 
fällt  die  Aquilia  weg.  §.  28.  Wenn  Jemand  einen  Sclaven- 
knaben  verschnitten  nnd  ihn  [dadurch]  werthvoller  gemacht  hat, 
so,  schreibt  Vivianus,  fällt  die  Aquilia  weg;  allein  man 
kann  die  Injurienklage  erheben,  oder  aus  dem  ädilitischen  Edict, 
oder  auf  den  vierfachen  Werth  Klage  erheben.  §.  29.  Wenn 
du  Jemandem  einen  Becher  auszudrehen  gegeben  hast,  und 
ihn  derselbe  aus  Unerfahrenheit  zerbrochen  hat,  so  haftet  er 
wegen  widerrechtlichen  Schadens ;  wenn  aber  nicht  Unerfahren- 
heit daran  Schuld  gewesen  ist,  sondern  derselbe  fehlerhafte 
Stellen  gehabt  hat,  so  kann  sich  Jener  damit  entschuldigen; 
darum  pflegen  auch  die  Künstler  meistentheils  auszubedingen, 
wenn  ihnen  Stoffe  der  Art  gegeben  werden,  dass  sie  die  Ar- 
beit nicht  auf  ihre  Gefahr  übernehmen;  dieser  Umstand  wen- 
det alsdann  sowohl  die  Klage  aus  dem  Miethcontract,  als  die 
Aquilische  ab.  §.  30.  Wenn  ein  Ehemann  seiner  Frau  reine 
Perlen  zum  Gebrauch  gegeben,  und  diese  wider  Willen  oder 
Wissen  ihres  Mannes  dieselben  durchbohrt  hat,  um  sie  auf 
eine  Schnur  gezogen  zu  gebrauchen ,  so  haftet  sie  nach  dem 
Aquilischen  Gesetz,  sie  mag  geschieden,  oder  noch  mit  ihm 
verheirathet  sein.    §.  31.  Wer  die  Thüren  meines  Gebäudes 
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erbricht,  oder  zerbricht,  oder  das  Gebäude  selbst  zerstört,  haf- 
tet nach  dem  Aquilischen  Gesetz.  §.32.  Wenn  Jemand  meine 
Wasserleitung  zerstört  hat,  so  ist  es,  wiewohl  die  zerstörten 
Steine  mir  gehören,  dennoch,  weil  der  Grund  und  Boden 
nicht  mein  ist,  auf  dem  ich  die  Wasserleitung1  habe,  angemes- 
sener, dass  eine  analoge  Klage  Statt  finde.  §.  33.  Wenn  ein 
Stein  von  einem  Lastwagen  gefallen  ist,  und  etwas  verdorben 
oder  zerbrochen  hat,  so  haftet  der  Fuhrmann  durch  die  Acjui- 
lische  Klage,  wenn  er  die  Steine  schlecht  geschichtet  hat,  und 
sie  dadurch  herabgefallen  sind.  §.  34.  Wenn  Jemand  einem 
zum  Führer  eines  Maulesels  gemietheten  Sclaven  den  Maulesel 
anvertraut,  und  dieser  ihn  mit  dem  Zügel  an  seinem  Daumen 
befestigt  hat,  und  der  Maulesel  durchgeht,  so  dass  er  dem 
Sclaven  sowohl  den  Daumen  abreisst,  als  selbst  niederstürzt, 
so,  schreibt  Mela,  müsse,  wenn  ein  unerfahrener  [Sclav] 
für  einen  geschickten  [ausgegeben  und]  vermiethet  worden  ist, 
wider  den  Eigenthümer  [des  Sclaven]  wegen  der  Beschädigung 
oder  Schwächung  des  Maulesels  Klage  erhoben  werden;  sei 
aber  der  Blaulesel  durch  einen  Schlag  oder  Schrecken  scheu 
gemacht  worden,  so  stehe  dem  Eigenthümer  des  Maulesels 
wie  des  Sclaven  die  Klage  aus  dem  Aquilischen  Gesetz  wider 
denjenigen  zu,  der  jenen  scheu  gemacht  hat.  Nach  meiner 
Ansicht  aber  findet  die  Aquilia  auch  in  dem  Fall  Statt,  wo 
aus  dem  Miethcontract  geklagt  werden  kann.  §.  35.  Wenn 
man  einem  Böttcher  ein  volles  W einfass  zu  bespunden  verdingt, 
und  derselbe  es  eingeschlagen  hat,  so  dass  der  Wein  heraus- 
geflossen ist,  so,  schreibt  Labeo,  sei  auf  das  Geschehene 
Klage  zu  erheben. 

28.  PAUL.  lib.  X.  ad  Sabin.  —  Wer  Gruben  um  Bä- 
ren oder  Hirsche  zu  fangen  macht,  der  haftet,  wenn  er  dies 
auf  einem  Wege  gethan,  und  etwas  [Anderes]  hineingefallen 
ist  und  Schaden  gelitten  hat,  durch  das  Aquilische  Gesetz; 
war  es  aber  an  andern  Orten,  wo  dies  gewöhnlich  geschieht, 
so  haftet  er  für  nichts.  §.  1.  Diese  Klage  findet  aber  nur  un- 
ter Umständen  Statt,  d.  h.  wenn  es  weder  angezeigt  worden 
ist,  noch  [der,  welcher  Schaden  gelitten  hat,]  es  gewusst, 
oder  hat  voraussehen  können;  und  so  gibt  es  viele  Beispiele 
dieser  Art,  in  denen  der  Kläger  abgewiesen  wird,  wenn  er 
die  Gefahr  hätte  vermeiden  können ; 

29.  ULP.  lib.  XVIII.  ad  Ed.  —  z.  B.  wenn  du  Schlin- 
gen an  einen  Ort  hinlegst,  wo  du  kein  Recht  dazu  hast,  und 
das  Vieh  des  Nachbars  hineingerathen  ist.  §.  ].  Wenn  du 
ein  Wetterdach,  welches  ich  über  deinem  Hause  ohne  Befug- 
niss  hatte,  abgeschlagen  hast,  so  kann  ich,  schreibt  Procu- 
lus,  wider  dich  wegen  widerrechtlichen  Schadens  klagen; 
denn  du  hättest  wider  mich  Klage  erheben  sollen,  dass  mir 
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kein  Recht  zustehe,  ein  Wetterdach  anzubringen ,  und  es  ist 
unbillig*  dass  ich  durch  das  von  dir  geschehene  Absägen  mei- 
ner Balken  Schaden  leiden  soll.  Das  Gegentheil  aber  findet, 
einem  Rescript  des  Kaisers  Severus  zufolge,  [in  einem  sol- 
chen Fall,  wie  der  ist,]  Statt,  wo  dieser  an  Jemand,  durch 
dessen  Haus,  ohne  dass  eine  Dienstbarkeit  dazu  vorhanden 
gewesen  wäre,  eine  Wasserleitung  gelegt  worden  war,  re- 
scribirte,  dass  er  diese  mit  vollem  Rechte  abschneiden  könne; 
und  dies  ist  allerdings  richtig,  denn  der  Unterschied  liegt  darin, 
dass  Jener  das  Wetterdach  an  seinem  [Hause]  angebracht,  im 
zweiten  Fall  aber  Jemand  auf  fremdem  Grund  und  Boden  [die 
Wasserleitung]  angelegt  hat.  §,  2.  Man  hat  die  Frage  erhoben, 
was  für  eine  Klage  mir  zustehe ,  wenn  dein  Schilf  wider  mein 
Boot  gestossen  ist,  und  mir  Schaden  verursacht  hat?  Pro- 
ra 1  u  s  sagt :  wenn  es  in  der  Gewalt  der  Schilfsmannschaft 
gestanden  habe,  das  Zusammenstossen  abzuwenden,  und  es 
durch  deren  Schuld  entstanden  sei,  so  könne  die  Aquilische 
Klage  wider  die  Schilfsleute  erhoben  werden,  weil  es  nichts 
austrage,  ob  du  durch  das  Fortstossen  des  Schilfes,  oder  durch 
Heranziehen  des  Steuerruders  9)  an  dasselbe,  oder  [unmittel- 
bar] mit  den  Händen  den  Schaden  angerichtet  habest,  indem 
icli  auf  jede  Weise  durch  dich  in  Schaden  komme.  Wenn  aber 
das  Schilf  dadurch,  dass  ein  Tau  gerissen  ist,  oder  ohne  dass 
es  von  Jemandem  gerichtet  ward,  [auf  mein  Boot]  gestossen 
ist,  so  könne  wider  den  Eigenthümer  desselben  keine  Klage 
erhoben  wrerden.  §.  3.  Auch,  schreibt  Labeo,  linde  keiue 
Klage  Statt,  wenn  ein  Schilf  durch  die  Gewalt  des  Sturmes 
auf  die  Ankertaue  eines  andern  getrieben  worden  ist,  und  die 
Schilfsmannschaft  die  Taue  gekappt  hat,  Falls  dasselbe  auf 
keine  andere  Weise  als  durch  das  Kappen  der  Taue  wieder 
losgemacht  werden  konnte*  Dasselbe  bezogen  Labeo  und 
Proculus  auch  auf  die  Fischernetze,  worin  sich  ein  Fischer- 
kahn verwickelt  hatte;  wäre  dies  hingegen  durch  die  Schuld 
der  Schilfsleute  geschehen ,  so  könne  aus  dem  Acjuilischen  Ge- 
setz geklagt  werden.  Werde  aber  wegen  widerrechtlichen  Scha- 
dens deshalb  geklagt,  so  beziehe  sich  die  Werthschätzung  auf 
die  Netze,  und  nicht  auf  die  Fische,  welche  deshalb  nicht 
gefangen  worden  seien,  weil  es  ungewiss  gewesen,  ob  über- 
haupt welche  gefangen  worden  sein  würden;  dasselbe  sei  auch 
auf  Jäger  und  Vogelsteller  anzuwenden.  §.  4.  Wenn  ein  Schilf 
ein  anderes  ihm  entgegenkommendes  in  den  Grund  gesegelt 
hat,  so  findet,  sagt  Alfenus,  sowohl  gegen  den  Steuermann, 

9)  Servacvlum.  Nach  den  von  Brencmann  angestellten  For- 
schungen (Göü.  C.  Juris- Ausgabe)  glaube  ich  doch,  dass 
serracnluni  zu  lesen,  und  dieses  dann  mit  Brisson.  zu  er- 
klären sei. 
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als  gegen  den  Schiffs  fiihrer  die  Klage  wegen  widerrechtlichen 
Schadens  Statt.  Ist  aber  das  Schiff  in  solchem  Schuss ,  dass 
es  nicht  angehalten  werden  kann,  so  sei  keine  Klage  wider 
dessen  Eigenthümer  begründet;  wenn  es  aber  durch  Schuld 
der  Schilfsleute  geschehen  ist,  so,  glaube  ich,  reicht  die  Aqui- 
lia  hin.  §.  5.  Wer  ein  Tau,  woran  ein  Schiff  befestigt  war, 
abgeschnitten  hat,  wider  den  kann,  wegen  des  dadurch  ver- 
anlassten Untergangs  des  Schiffes  auf  das  Geschehene  geklagt 
werden.  §.  6.  Aus  dem  Jetztgedachten  Hauptstück  des  Ge- 
setzes kann  auch  wegen  Verwundung  aller  derjenigen  Thiere 
geklagt  werden,  welche  zum  Vieh  nicht  gehören,  wie  z.  13. 
Hunde;  dies  gilt  auch  von  Ebern,  Löwen  und  andern  wilden 
Thieren  und  Vögeln.  §.7.  Municipalmagistrate ,  welche  Schan- 
den angerichtet  haben,  können  auch  mit  der  Aquilia  belangt 
werden.  Denn  hat  ein  solcher  Vieh  als  Pfand  weggenommen, 
und  dasselbe ,  während  er  nicht  zugab ,  dass  du  es  füttern 
durftest ,  verhungern  lassen ,  so  findet  die  Klage  auf  das  Ge- 
schehene Statt.  Hat  ein  solcher  in  dem  Glauben,  gesetzlicher 
Weise  ein  Pfand  wegzunehmen,  keinen  gesetzlichen  Grund 
dazu  gehabt,  und  die  [abgepfändeten]  Sachen  verdorben  und 
verschlechtert  zurückgegeben ,  so  findet  das  Aquilische  Gesetz 
Auwendung;  dies  gilt  auch,  wenn  er  das  Pfand  in  Folge 
eines  gesetzlichen  Grundes  weggenommen  hat.  Hat  jedoch 
ein  Magistrat  gegen  Widerspenstige  strengere  Maassregeln  er- 
griffen, so  haftet  er  nicht  nach  dem  Aquilischen  Gesetz ;  denn 
es  findet  auch,  wenn  er  einen  Sclaven  als  Pfand  weggenommen 
und  dieser  sich  aufgehängt  hat,  keine  Klage  Statt.  §.  8.  Die 
Worte:  wieviel  der  Werth  in  den  nächsten  dreissig 
Tagen  betrug,  sind,  wenn  auch  nicht  der  höchste  darin 
gesagt  worden,  dennoch,  wie  bekannt,  so  zu  verstehen. 

30.  PAUL.  lib.  XXII.  ad  Ed.  —  Wer  einen  im  Ehe- 
bruch betroffenen  fremden  Sclaven  todtschlägt,  haftet  nach  die- 
sem Gesetze  nicht.  §.  1.  Ist  ein  als  Pfand  gegebener  Sclav 
getödtet  worden,  so  steht  die  Klage  dem  Schuldner  zu.  Ob 
sie  aber  analog  auch  dem  Gläubiger  zu  ertheilen  sei,  weil  er 
dabei  betheiligt  sein  kann,  wenn  der  Gläubiger  nicht  zahlungs- 
fähig ist,  oder  wenn  er  den  Rechtsstreit  durch  Verjährung  ver- 
loren hat10),  darüber  ist  Frage  erhoben  worden.    Zwar  ist 


10)  JJtem  tempore  (imitiere;  dies  ist  nicht  von  der  Klagen- 
verjährung zu  verstehen ,  sondern  von  der  Processverjährung 
binnen  anderthalb  Jahren  (nach  dem  Justin.  R.  C.  13.  de  Jud. 
binnen  drei  Jahren)  zufolge  der  lex  Julia  Judiciaria.  Hiervon 
ist  auch  der  Ausdruck  legitimum  tempus  in  vielen  Stellen  zu 
verstehen,  z.B.  Fr.  32,  de  Jud.  Dies  ergibt  sich  aus  Ga  j.  IV. 
§.  104,  vgl.  Schilling  Bemerk,  über  die  11.  R  Gesch.  Lpzg. 
1829.  p.  24.  u.  34.  und  die  das.  genannten  Schriften. 
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t'H  unbillig,  dass  der  [Tlmter]  sowohl  dem  Eigenthümer  als  dem 
Gläubiger  Iiaften  solle,  dennoch  aber  kann  man  dagegen  sagen, 
dass  dem  Schuldner  überhaupt  kein  Schade  geschehe,  indem 
ihm  ja  [dasjenige,  was  der  Gläubiger  erlangt]  auf  den  Betrag 
der  Schuld  zu  Gute  geht,  und  er  den  Ueberschuss  erhält, 
oder  demselben  schon  von  Anfang  an  auf  den  die  Schuld  über- 
steigenden liest  eine  Klage  zuständig-  sei.  Es  steht  also  dem 
Gläubiger  die  Aquilische  Klage  in  denjenigen  Fällen,  wo  sie 
ihm  wegen  Dürftigkeit  des  Schuldners,  oder  weil  Rechtsstreits- 
verjährung eingetreten  ist,  ertheilt  werden  muss,  bis  auf  den 
Betrag  seiner  Forderung  zu,  so  dass  sie  insoweit  auch  dem 
Schuldner  zu  Gute  kommt,  diesem,  dem  Schuldner ,  selbst  aber 
auf  den  die  Forderung  übersteigenden  Rest.  §.  2.  Wer  frem- 
den Wein  oder  Getreide  verzehrt  hat,  von  dem  kann  man  nicht 
sagen,  dass  er  einen  widerrechtlichen  Schaden  stifte,  daher 
Undet  nur  eine  analoge  Klage  Statt.  §.  3.  Auch  bei  der  aus 
diesem  [,  dem  dritten,]  Hauptstiick  entspringenden  Klage  wird 
Arglist  und  Verschuldung  bestraft.  Wenn  daher  Jemand  in 
seinen  Dornen  oder  Stoppeln  Feuer  angelegt  hat,  um  sie  ab- 
zubrennen, und  das  Feuer  weiter  um  sich  gegriffen,  und  die 
Saat  oder  Weinpflanzungen  eines  Andern  beschädigt  hat,  so 
wird  darauf  Rücksicht  genommen,  ob  Unerfahrenheit  oder  Nach- 
lässigkeit dies  herbeigeführt  haben ;  geschah  es  z.  B.  an  einem 
stürmischen  Tage,  so  ist  Verschuldung  vorhanden;  denn  man 
nimmt  auch  von  einem  Gelegenheitsmacher  an ,  dass  er  den 
[entstandenen]  Schaden  gestiftet  habe.  Dasselbe  Vergehen  be- 
geht derjenige,  welcher  nicht  Achtung  gegeben  hat,  dass  das 
Feuer  nicht  hat  um  sich  greifen  können.  Wer  aber  alles  3\ö- 
thige  beobachtet  hat,  und  dann  also  ein  plötzlich  entstandener 
Sturm  das  Feuer  weiter  getrieben  hat,  der  ist  ausser  Schuld. 
§.  4.  Wenn  ein  Sclav  nicht  lebensgefährlich  verwundet  wor- 
den,  aber  durch  Vernachlässigung  gestorben  ist,  so  findet  die 
Klage  nur  wegen  der  Verwundung  und  nicht  wegen  der  Töd- 
tung  Statt. 

31.  PAUL.  lib.  X.  ad  Sabin,  —  Wenn  ein  Baum verschn ei- 
der dadurch,  dass  er  einen  Ast  vom  Baume  herabwirft,  oder 
ein  Handlanger  einen  Vorübergehenden  getödtet  hat,  so  haflet 
er  nur  dann,  wenn  der  Ast  auf  die  öffentliche  Strasse  herab- 
gefallen ist,  und  er  nicht  zugerufen  hat,  dass  das  Unglück 
hätte  vermieden  werden  können.  Mucius  sagt  aber,  es  könne, 
auch  wenn  es  sich  auf  Privatgrund  und  Boden  ereignet  hätte, 
wegen  Verschuldung  geklagt  werden;  denn  Verschuldung  be- 
stehe darin,  wenn  eine  Vorsicht  nicht  getroffen  worden  ist, 
die  ein  Aufmerksamer  hätte  treffen  können,  oder  wenn  dann 
erst  Anzeige  gemacht  worden  ist,  als  die  Gefahr  unvermeidlich 
geworden  war.    Aus  diesem  Grunde  ist  es  einerlei,  ob  der 


Pandkct.  L.  IX.  Tit.  2.  Ad  legem  Aquiliam*  H()7 


Weg  [,  auf  den  der  Ast  herabfiel,]  über  öffentlichen  oder  aber 
Privatgrund  und  Boden  gebt,  indem  die  Wege  meistenteils 
durch  Privatbesitzungen  gehen.  Ist  aber  gar  kein  Weg  daselbst 
vorhanden,  so  braucht  blos  böse  Absicht  vertreten  zu  werden, 
so  dass  [der  Baumverschneider  die  Aeste]  nicht  auf  diejenigen, 
welche  er  vorübergehen  sieht,  werfen  darf;  Verschuldung  trifft 
ihn  nicht,  indem  er  nicht  wissen  konnte,  ob  Jemand  gerade 
über  die  Stelle  gehen  würde. 

32.  GAJ.  Hb.  VII.  adEcl.prov.  —  Es  ist  darüber  Frage 
erhoben  worden,  ob  das,  was  der  Proconsul  in  Betreff  eines 
von  einem  ganzen  Hausgesinde  begangenen  Diebstahls  zu  be- 
obachten pflegt,  nämlich  dass  die  Verfolgung  der  Strafe  nicht 
gegen  jeden  Einzelnen  eingeleitet  wird,  sondern  die  Gewäh- 
rung dessen  genügt,  was,  wenn  ein  Freier  allein  den  Dieb- 
stahl begangen  hätte,  zu  gewahren  sein  würde,  auch  bei  der 
Klage  wegen  widerrechtlichen  Schadens  zu  befolgen  sei  ?  Man 
hat  sich  jedoch  mehr  für  die  bejahende  Meinung  erklärt,  und 
mit  Recht;  denn  weil  in  Ansehung  der  Diebstahlsklage  der 
Grund  vorwaltet,  dass  der  Eigenthümer  nicht  sein  ganzes  Ge- 
sinde um  eines  einzigen  Verbrechers  willen  verlieren  soll,  und 
derselbe  Grund  ähnlicher  Weise  auch  bei  der  Klage  wegen 
widerrechtlichen  Schadens  eintritt,  so  folgt  daraus,  dass  auch 
die  Wurderung  ebenso  Statt  finden  müsse,  zumal  besonders 
hier  der  Grund  des  Verbrechens  öfters  ein  geringfügigerer  ist, 
z.  B.  wenn  der  Schaden  durch  Verschuldung  und  nicht  durch 
böse  Absicht  herbeigeführt  worden.  §.  1.  Wenn  Jemand  den- 
selben Sclaven  erst  verwundet  und  nachher  auch  getödtet  hat, 
so  haftet  er  sowohl  wegen  der  Verwundung,  als  wegen  des 
Todtschlags;  denn  es  sind  zwei  Verbrechen  vorhanden.  Etwas 
Anderes  ist  es,  wenn  Jemand  einen  [Sclaven]  auf  einmal  mit 
mehreren  Wunden  getödtet  hat;  dann  findet  wegen  des  Todt- 
schlags nur  Eine  Klage  Statt. 

33.  PAUL.  lib.  II.  ad  Plaut.  —  Wenn  du  meinen  Scla- 
ven getödtet  hast,  so  darf  nach  meiner  Ausicht  eine  besondere 
Zuneigung  nicht  mit  in  Anschlag  gebracht  werden;  wie  z.  B. 
wenn  Jemand  deinen  natürlichen  Sohn  getödtet  hat,  den  d» 
um  einen  hohen  Prei:  gekauft  haben  würdest,  sondern  nur 
derjenige  Werth ,  den  «r  für  Jedermann  hatte;  auch  sagt  Sex- 
tus  Pedius,  dass  der  Werth  der  Sachen  nicht  nach  Lieb- 
haberei ,  noch  deren  besonderem  Nutzen  für  Einzelne ,  sondern 
nach  ihrem  allgemeinen  Nutzen  geschätzt  werde.  Wer  also 
einen  natürlichen  Sohn  besitzt,  sei  dadurch  nicht  reicher,  dass 
er  ihn,  wenn  ihn  ein  Anderer  besässe,  um  einen  hohen  Preis 
an  sich  kaufen  würde,  und  wer  den  Sohn  eines  Andern  besitzt, 
[von  dem  könne  man  nicht  sagen,]  dass  er  soviel  [an  ihm] 
besitze,  als  wofür  er  ihn  dem  Vater  verkaufen  könnte;  denn 
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dem  Aquilischen  Gesetz  nach  erlangen  wir  [den  Ersatz]  des- 
jenigen  Schadens ,  und  werden  als  dessen  verlustig"  angesehen, 
was  wir  entweder  [für  das  Verlorene]  haben  erhalten  können, 
oder  aufzuwenden  genöthigt  werden.  §.  1.  Wegen  desjenigen 
Schadens,  den  die  Aquilische  Klage  nicht  hegreift,  findet  die 
Klage  auf  das  Geschehene  Statt. 

34.  MARCELL.  lib.  XXL  Big.  —  Jemand  vermachte 
dem  Tilius  und  Sejus  einen  Sclaven,  Namens  Stichus;  wäh- 
rend Sejus  sich  noch  [über  die  Annahme  des  Vermächtnisses] 
besann,  und  Tilius  das  Vermächtniss  in  Anspruch  genommen 
hatte,  ward  Stichus  getödtet,  und  nachher  schlug  Sejus  das 
Vermächtniss  aus;  hier  kann  nun  Titius  klagen,  wie  wenn 
ihm  [der  Sclav]  allein  vermacht  worden  wäre, 

35.  ULP.  lib.  XVIII.  ad  Ed.  —  weil  angenommen  wird, 
als  sei  ihm  das  [alleinige]  Eigenthum  rückwärts  gerechnet  zu- 
gewachsen  ; 

36.  MARCELL.  lib.  XXI.  Big,  —  denn  ebensowohl  wie, 
wenn  der  Vermächtnissberechtigte  das  Vermächtniss  ausschlägt, 
die  Klage  an  den  Erben  übergeht,  als  wäre  [der  Sclav]  gar 
nicht  vermacht  gewesen,  steht  auch  dem  [Mitvermächtniss- 
herechtigten  allein]  die  Klage  zu,  wie  wenn  Jener  ihm  allein 
vermacht  worden  wäre.  §.  1,  Wenn  ein  Herr  seinen  Sclaven, 
den  Titius  tödtlich  verwundet  hatte,  für  frei  erklärt,  und  ihn 
zum  Erben  eingesetzt  hat,  und  nachher  Mävius  dessen  Erbe 
geworden  ist,  so  steht  dem  Mävius  die  Aquilische  Klage  wider 
den  Titius  nicht  zu;  dies  nach  der  Meinung  des  Sabin us, 
welcher  sich  darauf  bezog,  dass  auf  den  Erben  keine  Klage 
übergehen  könne,  welche  dem  Erblasser  nicht  zuständig  ge- 
wesen sein  konnte.  Denn  es  würde  in  der  That  widersinnig 
sein,  dass  der  Erbe  einen  Preis  gleichsam  für  die  Tödtung 
seines  Erblassers  erhalten  solle.  Hat  ihn  hingegen  der  Herr 
als  Erben  zur  Hälfte  mit  Ertheilung  der  Freiheit  eingesetzt,  so 
kann  der  Miterbe  nach  seinem  Tode  aus  dem  Aquiüschen  Ge- 
setz Klage  erheben. 

37.  JAVOLEN,  lib.  XIV.  ex  Cassio.  —  Wenn  ein  Freier 
auf  Geheiss  eines  Andern  eine  thätliche  Widerrechtlichkeit  ver- 
übt hat,  so  findet  die  Klage  aus  dem  Aquiüschen  Gesetz  wider 
Den,  welcher  es  geheissen  hat,  Statt,  vorausgesetzt,  dass  er 
ein  Befehlsrecht  gehabt  hat;  hat  er  dieses  nicht  gehabt,  so  ist 
lediglich  der  Thäter  zu  verklagen.  §.  1.  Wenn  ein  vierfüssi- 
ges  Thier,  dessen  wegen  wider  seinen  Eigenthümer  die  Klage 
begründet  war,  weil  es  einen  Schaden  angerichtet  hatte,  von 
einem  Andern  getödtet  worden  ist,  und  wider  diesen  die 
Aquilische  Klage  angestellt  wird,  so  muss  die  Werthschätzuug 
nicht  auf  den  körperlicken  Werth  des  Thieres,  sondern  darauf 
gerichtet  werden,  was  den  Gegenstand  der  Klage  wegen  des 
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von  dem  Tliiere  angerichteten  Schadens  bildete ,  und  der  Tö'dter 
in  dem  Verfahren  über  die  Acjuilische  Klage  dazu  vertirtheilt 
werden ,  um  wieviel  der  Kläger  dabei  betheiligt  war ,  sich 
durch  Auslieferung  [des  Tliieres]  an  Schadens  Statt  aus  der 
Sache  zu  ziehen,  anstatt  die  Streitwiirderung  zu  ersetzen. 

38.  JAVOLEN.  lib.  IX.  Epistol.  —  Wenn  während  der 
Zeit,  wo  dir  mein  Sclav,  den  du  im  guten  Glauben  gekauft 
hast,  diente,  derselbe  von  einem  dir  gehörigen  Sclaven  ver- 
wundet worden  ist,  so  kann  ich  jeden  Falls  mit  vollem  Recht 
die  Aquilische  Klage  wider  dich  erheben. 

39.  POMPON.  lib.  XVII.  ad  Quint.  Muc.  —  Quintus 
Mucius  schreibt:  eine  trächtige  Stute,  welche  auf  fremdem 
Boden  weidete,  verwarf,  während  sie  fortgejagt  ward;  es 
wurde  Frage  erhoben,  ob  der  Eigenthiimer  derselben  wider 
Den,  der  sie  fortgejagt  hatte,  aus  dem  Aquilischen  Gesetz 
Klage  erheben  könne,  weil  er  der  Stute  durch  das  Verwerfen 
geschadet  hatte?  —  Man  erklärte  sich  dahin,  dass  wenn  er 
sie  gestossen  oder  absichtlich  übermässig  gejagt  hätte,  Klage 
erhoben  werden  könne.  §.  1.  Pomponius:  wenn  schon 
Jemand  fremdes  Vieh  auf  seinem  Grund  und  Boden  betriflt, 
so  darf  er  es  doch  nur  auf  die  Weise  forttreiben,  wie  wenn 
er  sein  eigenes  betroffen  hatte ,  weil ,  wenn  er  dadurch  Scha- 
den gelitten  hat,  er  seine  besondern  Klagen  hat.  Wer  daher 
fremdes  Vieh  auf  seinem  Acker  betroffen  hat,  darf  es  nicht 
einsperren,  noch  auf  andere  Weise,  wie  gesagt,  forttreiben, 
als  sein  eigenes,  sondern  er  muss  es  entweder,  ohne  ihm  zu 
schaden ,  fortjagen ,  oder  den  Eigenthiimer  auffordern ,  es  ab- 
zuholen. 

40.  PAUL.  lib.  III.  ad  Ed.  —  Mit  der  Aquilischen 
Klage  wird  man,  wenn  man  behauptet,  dass  eine  Handschrift 
vernichtet  worden  sei,  welcher  zufolge  man  eine  Summe  Gel- 
des unter  einer  Bedingung  zu  fordern  hatte,  und  vorläufig  dies 
auch  mit  [solchen]  Zeugen  erweisen  kann,  welche  zu  der  Zeit, 
wo  die  Bedingung  eintritt,  als  Zeugen  nicht  gebraucht  werden 
können,  selbst  dann  obsiegen,  wenn  man  bei  dem  Richter 
durch  eine  summarische  Auseinandersetzung  der  Sache  nur  Ver- 
dacht erregt  hat.  Die  Einforderung  dessen,  wozu  der  Beklagte 
verurtheilt  worden  ist,  findet  aber  erst  nach  dem  Eintritt  der 
Bedingung  für  die  schuldige  Summe  Statt ;  tritt  sie  nicht  ein, 
so  wird  die  Verurtheilung  wirkungslos. 

41.  ULP.  lib.  XLI.  ad  Sabin.  —  Es  fragt  sich,  ob  auch 
gegen  Den,  der  ein  Testament  verdorben  hat,  die  Klage  we- 
gen widerrechtlichen  Schadens  begründet  sei.  Marcellus 
im  fünften  Buche  seiner  Digesten  erklärt  sich  für  die  vernei- 
nende Meinung;  denn  auf  welclie  Weise,  sagt  er,  soll  hier 
eine  Schätzung  geschehen?  Ich  hübe  zu  demselben  die  Bemer- 
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kling'  hinzugefügt ,  dass  dies  zwar  in  Ansehung  des  Testators 
richtig  sei,  weil  dasjenige,  um  wie  viel  er  betheiligt  ist,  nicht 
geschätzt  werden  kann;  allein  in  Ansehung  des  Erben  oder 
des  Vermächtnissberechtigteil  ist  ein  Unterschied,  denn  für  diese 
vertritt  das  Testament  beinahe  die  Stelle  einer  Handschrift. 
Ebendaselbst  schreibt  Marcellus,  dass  wegen  Verderbens 
einer  Handschrift  die  Klage  des  Aquilischen  Gesetzes  Statt  finde. 
Wer  aber  ein  bei  ihm  niedergelegtes  Testament  verdorben  oder 
in  Gegenwart  Mehrerer  gelesen  hat,  gegen  den  wird  passen- 
der auf  das  Geschehene  1 *)  und  wegen  Injurien  Klage  erho- 
ben, wenn  er  die  Geheimnisse  des  letzten  Willens,  in  der 
Absicht  [,  Jemanden]  zu  beschimpfen,  bekannt  gemacht  hat. 
§.1.  Zuweilen,  bemerkt  Pomponius  scharfsinnig,  tritt  der 
Fall  ein,  dass  Jemand  wegen  Verderbung  eines  Testaments 
nicht  [mit  der  Klage]  wegen  Diebstahls,  sondern  nur  wegen 
widerrechtlichen  Schadens  haftet,  nämlich  wenn  er  es  nicht 
in  der  Absicht,  einen  Diebstahl  zu  begehen,  sondern  nur  um 
Schaden  zu  stiften  verdorben  hat;  hier  haftet  er  nicht  wegen 
Diebstahls,  denn  der  Diebstahl  erfordert  neben  der  Thatsache 
auch  die  Absicht  des  Diebes  dazu. 

42.  JULIAN,  lib.  XL VIII.  Dig.  —  Wer  ein  nieder- 
gelegtes Testament  oder  irgend  eine  Urkunde  so  verdirbt, 
dass  man  sie  nicht  mehr  lesen  kann,  der  kann  mit  der  Hinter- 
legungsklage  und  der  auf  Auslieferung  1 2)  belangt  werden, 
weil  er  eine  verdorbene  Sache  wieder  herausgegeben  oder 
vorgezeigt  hat.  Aus  demselben  Grunde  findet  auch  die  Aqui- 
lische  Klage  Statt,  denn  auch  derjenige  verdirbt  eine  Urkunde, 
wer  die  Schrift  zerstört. 

43.  POMPON.  lib.  XIX.  ad  Sabin.  —  Auch  wegen 
desjenigen  Schadens ,  der  vor  dem  deinerseits  geschehenen  Erb- 
schaftsantritt an  Erbschaftssachen  verübt  worden  ist,  steht  dir 
die  Aquilische  Klage  zu,  weil  es  nach  dem  Tode  deines  Erb- 
lassers geschehen  ist;  denn  das  Aquilische  Gesetz  versteht 
unter  Eigenthümer  nicht  durchaus  Denjenigen,  der  es  da- 
mals war,  als  der  Schade  angerichtet  ward ;  denn  auf  diese 
Weise  könnte  ja  die  Klage  nicht  einmal  vom  Erblasser  auf 
den  Erben  übergehen,  und  du  könntest  daun  wegen  dessen, 
was,  während  du  dich  in  feindlicher  Gewalt  befandest,  vor- 
gefallen ist,  zurückgekehrt,  vermöge  des  Heimkehrrechts  keine 
Klage  erheben,  und  überhaupt  würde  ohne  grosse  Beeinträch- 
tigung der  nach  [dem  Tode  ihres  Vaters]  geborenen  Kinder, 
welche  ihre  Väter  beerben ,  dies  nicht  anders  bestimmt  werden 

11)  In  factum.  Bekannt  ist  Noodt's  Conjectur  hier  furii  zu 
lesen  (Oper.  omn.  T.  I.  p.  141.  ad  Leg.  Aqu),  die  Vieles 
für  sich  hat,  besonders  wenn  mau  deu  folgenden  §•  liest. 

12;  S.  Instit.  II.  i.  Note  21)  sub  2). 
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können.  Dasselbe  verstehen  wir  auch  von  während  dieser  Zeit 
heimlich  abgehauenen  Bäumen.  Auch  glaube  ich,  dass  man 
dasselbe  von  der  Klage  Was  mit  Gewalt  oder  heim- 
lich behaupten  könne,  sobald  es  nur  Jemand,  dem  es  zuvor 
verboten  worden,  gethan  hat,  oder  es  klar  ist,  dass  er  sich 
hätte  denken  müssen,  dass  es  diejenigen,  denen  die  Erbschaft 
zukommt,  wenn  sie  es  wüssten,  verbieten  würden. 

44.  ULP.  lib.  XL1I.  ad  Sabin.  —  Das  Aquilische  Gesetz 
begreift  auch  die  geringste  Verschuldung.  §.  1.  Sobald  ein  Sclav 
mit  Wissen  seines  Herrn  [einen  fremden  Sclaven]  verwundet 
oder  getödtet  hat,  so  haftet  der  Herr  ohne  Zweifel  durch  die 
Acjuilia ; 

45.  PAUL.  lib.  X.  ad  Sabin.  —  Wissenschaft  heisst  hier 
das  Geschehenlassen,  so  dass  derjenige  haftet,  wer  etwas  ver- 
hindern konnte  und  es  nicht  gethan  hat.  §.  1.  Die  Klage  aus 
dem  Aquilischen  Gesetz  kann  auch  [erst],  wenn  der  ver- 
wundete Sclav  wiederhergestellt  worden  ist,  erhoben  werden. 
§.2.  Wer  meinen  Sclaven,  in  dem  Glauben,  er  sei  ein  Freier, 
getödtet  hat,  der  haftet  nach  dem  Aquilischen  Gesetz.  §.  3. 
Wenn  zwei  [Sclaven]  über  brennendes  Stroh  springen,  zu- 
sammenstossen ,  und  Beide  niederfallen,  und  Einer  verbrennt, 
so  kann  aus  diesem  Grunde  keine  Klage  erhoben  werden,  so- 
bald nicht  zu  ermitteln  ist,  welcher  den  Andern  niedergestos- 
sen  hat.  §.  4.  Wer  Schaden  durch  Verschuldung  angerichtet 
hat,  weil  er  sich  auf  keine  andere  Weise  retten  konnte,  ist 
ausser  Verantwortung;  denn  Gewalt  mit  Gewalt  abzuwehren, 
erlauben  alle  Gesetze  und  alle  Rechte.  Habe  ich  aber,  um 
mich  zu  vertheidigen,  einen  Stein  nach  meinem  Gegner  gewor- 
fen, und  nicht  ihn,  sondern  einen  Vorübergehenden  getroffen, 
so  hafte  ich  nach  dem  Aquilischen  Gesetz ;  denn  nur  gegen 
Den,  der  Gewalttätigkeiten  anfängt,  darf  wieder  Gewalt 
ausgeübt  werden,  und  auch  dies  nUr,  wenn  es  zum  Schutz, 
und  nicht  der  Rache  wegen  geschehen  ist.  §.  5.  Wer  eine 
noch  in  gutem  Zustande  befindliche  Wand  eingenommen  hat, 
haftet  deren  Eigenthümer  wegen  widerrechtlichen  Schadens. 

46.  ULP.  lib.  L.  ad  Sabin,  —  Wenn  wegen  der  Ver- 
wundung eines  Sclaven  aus  dem  Aquilischen  Gesetz  Klage 
erhoben  worden  ist,  so  kann  nachher,  wenn  er  an  derselben 
Wunde  gestorben  ist,  nichts  desto  weniger  auch  [wegen  der 
Tödtung]  geklagt  werden. 

47.  JULIAN,  lib.  LXXXVI.  —  Wenn  aber  in 
dem  erstem  Verfahren  bereits  eine  Würderimg  erfolgt  ist, 
und  der  Herr  des  Sclaven  nachher  wegen  dessen  Tödtung 
Klage  erhoben  hat,  so  steht  ihm  die  Einrede  der  Arglist  ent- 
gegen, dergestalt  dass  er  aus  beiden  Verfahren  nicht  mehr 
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erlangt,  als  er  erlangen  durfte,  wenn  er  gleich  von  Anfang  an 
wegen  der  Tod  hing  des  Sclaven  Klage  erhoben  hatte. 

48.  PAUL.  lib.  XXXIX.  ad  Ed.  —  Wenn  ein  Sciav 
vor  dein  Erbantritt  einer  Erbschaftssache  Schaden  zugefügt  hat, 
und,  frei  geworden,  die  Sache  [von  Neuem]  beschädigt,  so 
haftet  er  durch  beide  Riagen13),  weil  jede  derselben  l4)  auf 
einer  besondern  Thatsache  beruhet. 

49.  ULP.  lib.  IX.  Disput.  ~  Wer  durch  Räuchern 
fremde  Bienen  verjagt  oder  auch  getö'dtet  hat,  der  hat  mehr 
die  Ursache  des  Todes  herbeigeführt,  als  dass  man  sagen 
könnte,  er  habe  sie  getö'dtet;  er  haftet  daher  durch  die  Klage 
auf  das  Geschehene.  §.  1.  Wenn  es  heisst,  dass  die  Aquilia 
gegen  einen  widerrechtlich  gestifteten  Schaden  gerichtet  sei, 
so  ist  dies  so  zu  verstehen ,  dass  ein  Schaden  durch  eine  widei> 
rechtliche  Handlung  geschehen  sei,  der  an  und  durch  sich  selbst 
eine  Widerrechtlichkeit  ist  ,  er  wäre  denn  durch  eine  dringende 
Notwendigkeit  herbeigeführt  worden,  wie  Celsus  in  Betreff 
Dessen  bemerkt,  der,  um  einer  Feuersbrunst  Einhalt  zu  thun, 
ein  Nachbargebäude  niedergerissen  hat;  hier,  sagt  er,  falle 
die  Klage  aus  dem  Aquilischen  Gesetz  weg,  denn  er  hat, 
aus  gerechter  Besorgniss,  dass  das  Feuer  auch  bis  an  sein  Ge- 
bäude gelangen  möchte ,  das  Nachbargebäude  eingerissen ,  und 
darum,  glaubt  er,  linde  die  Aquilische  Klage,  es  möge  nun 
das  Feuer  wirklich  sich  so  weit  erstreckt  haben,  oder  vorher 
gelöscht  worden  sein,  nicht  Statt. 

50.  Idem  lib.  VI.  Opin.  —  Wer  ein  fremdes  Haus  wider 
den  Willen  des  Eigenthümers  eingerissen  und  auf  dessen  Stelle 
ein  Bad  angelegt  hat,  der  unterliegt,  ausserdem,  dass  die  na- 
türliche Rechtsregel,  wonach  das  Aufgebaute  dem  Eigenthümer 
des  Bodens  zugehört,  [wider  ihn  zur  Auwendung  kommt] , 
auch  der  Klage  wegen  [widerrechtlichen]  Schadens. 

51.  JULIAN,  lib.  LXXXVI.  Big.  —  Ein  Sclav  war 
dergestalt  verwundet  worden,  dass  die  Gewissheit  vorhanden 
war,  er  werde  daran  sterben;  ehe  er  starb,  ward  er  zum 
Erben  eingesetzt,  und  nachher  verwundete  ihn  nochmals  ein 
Anderer,  worauf  er  endete;  kann  hier,  frage  ich,  wider  Beide 
wegen  der  Tödtung  des  Sclaven  aus  dem  Aquilischen  Gesetz 
Klage  erhoben  werden? —  Antwort:  getö'dtet  zu  haben,  kann 
man  zwar  im  Allgemeinen  nur  von  Dem  sagen,  der  die  Ur- 
sache des  Todes  auf  irgend  eine  Weise  herbeigeführt  hat,  allein 
dem  Aquilischen  Gesetz  zufolge  wird  nur  Derjenige  als  haftend 
angesehen,  wer  mit  Gewalt  und  unmittelbar  die  Todesursache 


13)  Nämlich  durch  die  Aquilische  und  die  auf  das  Ge- 
schehene. 

14)  Mae  res,  oach  der  Glosse. 
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herbeigeführt  hat,  mit  Anwendung  der  Erklärung  des  Aus- 
drucks von  Morden  (cacdere)  und  Mord  (caedes).  Wiederum 
aber  wird  nicht  Mos  Derjenige  als  nach  dem  Aquilischen  Ge- 
setz haftend  angesehen,  wer  eine  solche  Verwundung  beige- 
bracht hat,  dass  [der  Verwundete]  gleich  stirbt,  sondern  auch, 
wer  eine  solche  Wunde  geschlagen  hat,  woraus  mit  Gewiss- 
heit zu  ersehen  ist,  dass  der  Tod  erfolgen  werde.  Wenn  da- 
her Jemand  einem  Sclaven  eine  tödtliche  Wunde  versetzt  und 
denselben  einige  Zeit  darnach  ein  Anderer  so  geschlagen  hat, 
dass  sein  Tod  früher,  als  es  nach  der  ersten  Wunde  geschehen 
sein  würde,  erfolgt  ist,  so  haften  Beide  nach  dem  Aquilischen 
Gesetz.  §.  1.  Dies  ist  auch  der  Ansicht  der  Alten  entsprechend, 
welche ,  wenn  derselbe  Sclav  von  Mehreren  so  verwundet  wor- 
den ist,  dass  sich  nicht  ermitteln  lässt,  durch  wessen  Schlag  er 
eigentlich  das  Leben  verloren  hat,  Alle  als  nach  dem  Aquili- 
schen Gesetz  haftend  erachteten.  §.  2.  Die  Schätzung  des  Er- 
schlagenen ist  aber  nicht  für  beide  Personen  dieselbe;  denn 
wer  zuerst  verwundet  hat,  muss  soviel  erstatten,  als  der  höchste 
Werth  des  Sclaven  im  nächstfolgenden  Jahre,  d.h.  mit  Zurück- 
rechnung von  365  Tagen  vom  Tage  der  geschehenen  Verwun- 
dung an,  betragen  hatte;  der  Letztere  aber  den  höchsten  Preis, 
um  welchen  der  Sclav  in  dem  nächstverflossenen  Jahre  von 
seinem  Sterbetage  an  hatte  verkauft  werden  können ,  worin 
auch  der  Werth  einer  [etwanigen]  Erbschaft  begriffen  wird. 
Wegen  der  also  geschehenen  Tödtung  eines  und  desselben 
Sclaven  wird  der  Eine  [der  Thäter]  eine  grossere ,  der  Andere 
eine  geringere  Schätzung  erlegen  müssen ;  dies  kann  auch  nicht 
befremden,  denn  von  Jedem  wird  angenommen,  dass  er  aus 
einem  verschiedenen  Grunde  und  zu  einer  verschiedenen  Zeit 
den  Sclaven  getödtet  habe.  Wer  diese  unsere  Behauptung 
widersinnig  finden  sollte,  der  möge  bedenken,  dass  es  noch 
viel  widersinniger  sei ,  dass  keiner  von  Beiden  aus  dem  Aqui- 
lischen Gesetz  haften  solle,  oder  nur  Einer,  da  doch  ebenso- 
wenig Missethaten  unbestraft  bleiben  dürfen,  als  sich  nicht 
leicht  ermitteln  lässt,  welcher  von  Beiden  durch  das  Gesetz 
[allein]  hafte.  Dass  vielmehr  im  bürgerlichen  Rechte  Vieles 
gegen  die  strengrechtliche  Folgerichtigkeit  1  5)  des  allgemeinen 
Nutzens  wegen  angenommen  worden  sei,  kann  mit  unzähligen 
Fällen  belegt  werden;  mir  soll  es  übrigens  genügen,  ein  Bei- 
spiel angeführt  zu  haben:  wenn  Mehrere  einen  fremden  Bal- 
ken, um  ihn  zu  stehlen,  fortgeschleppt  haben,  den  ein  Ein- 
zelner nicht  tragen  konnte,  so  nimmt  man  an,  dass  sie  Alle 
durch   die  Diebstahlsklage  haften,  wiewohl  mau  hier  spitz- 


15)  Ratio  disputandt  erkläre  ich  so;  für  Rechtsstrenge  selbst 
die  Glosse  und  Calviui  Lex.  Jurid.  h.  v. 
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findiger  Weise  sagen  könnte,  dass  gar  Keiner  von  ihnen  hafte, 
weil  in  der  Tliat  Keiner  denselben  weggeschleppt  habe. 

52.  ALFEN,  lib.  II.  Big.  —  Wenn  ein  Sclav  an  Wun- 
den gestorben,  und  dies  weder  durch  Unwissenheit  des  Arztes, 
noch  durch  Nachlässigkeit  des  Herrn  herbeigeführt  worden  ist, 
so  kann  mit  vollem  Rechte  wegen  widerrechtlicher  Tödtung 
geklagt  werden.  §.  1.  Ein  Schenkwirth  hatte  an  einen  Fuss- 
steig bei  Nacht  auf  einen  Stein  eine  Laterne  gesetzt;  ein  Vor- 
übergehender nahm  sie  an  sich;  der  Schenkwirth  holte  ihn 
ein,  forderte  die  Laterne  zurück  und  hielt  ihn,  als  er  davon- 
laufen wollte,  fest;  dieser  fing  an,  den  Schenkwirth  mit  einer 
Peitsche,  die  er  in  Händen  hatte,  worin  ein  Dolch  steckte, 
zu  schlagen,  damit  dieser  ihn  losliesse;  hieraus  entstand  eine 
Prügelei,  worin  der  Wirth  Dem,  der  die  Laterne  weggenom- 
men hatte,  ein  Auge  ausschlug.  Derselbe  fragte  nun  an,  ob 
angenommen  werden  könne,  dass  er  einen  widerrechtlichen 
Schaden  zugefügt  habe,  da  er  doch  zuerst  mit  der  Peitsche 
geschlagen  worden  sei  ?  Ich  habe  geantwortet ,  dass  wenn  er 
das  Auge  nicht  absichtlich  ausgeschlagen  hatte,  nicht  anzuneh- 
men sei,  dass  er  einen  widerrechtlichen  Schaden  gestiftet  habe, 
denn  die  Verschuldung'  sei  auf  dessen  Seite,  der  zuerst  mit  der 
Peitsche  geschlagen  habe;  wäre  er  hingegen  von  Jenem  nicht 
zuerst  geschlagen  worden,  sondern  mit  ihm,  wahrend  er  ihm 
die  Laterne  entreissen  wollen,  in  ein  Handgemenge  gerathen, 
so  werde  Verschuldung  des  Schenkwirths  angenommen.  §.  2. 
Es  zogen  Maulthiere  zwei  beladene  Lastwagen  den  Capitolini- 
schen  Hügel  hinauf;  die  Fuhrleute  des  vordem  Wagens  unter- 
stützten ihn,  als  er  anfing  rückwärts  zu  gehen,  in  den  Rädern, 
um  den  Maulthieren  die  Last  zu  erleichtern;  unterdessen  fing 
aber  der  vordere  Wagen  an,  zurückzurollen,  und  da  die  sich 
zwischen  beiden  Wagen  befindenden  Fuhrleute  aus  dem  Zwi- 
schenräume herausgetreten  waren,  so  rollte  der  hintere  Wagen, 
von  dem  vordem  geschoben,  [ebenfalls]  zurück  und  räderte 
Jemandes  Sclavenkuaben ;  der  Eigenthümer  des  Knaben  fragte 
nun  um  Rath ,  gegen  wen  er  Klage  zu  erheben  habe  ?  —  Ich 
habe  geantwortet :  es  hänge  hier  die  rechtliche  Beurtheilung 
von  den  Umständen  ab,  denn  wenn  die  Fuhrleute,  welche 
den  vordem  Wagen  unterstützten ,  ohne  Veranlassung  dazu 
weggegangen  waren,  und  es  daher  gekommen  sei,  dass  die 
Maulthiere  den  Wagen  nicht  hätten  halten  können,  sondern 
von  der  Last  selbst  zurückgezogen  worden  wären,  so  finde 
gegen  den  Eigenthümer  der  Maulthiere  keine  Klage  Statt; 
wider  die  Leute  aber,  welche  den  zurückgehenden  Wagen 
unterstützt  hätten,  könne  aus  dem  Aquilischen  Gesetz  Klage 
erhoben  werden;  denn  auch  derjenige  stifte  einen  Schaden, 
der  mit  seinem  Willen  dasjenige,  was  er  halten  soll,  fahren 
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lässt,  so  dass  es  Jemanden  verletzt,  denn  wer  z.  B.  einen 
Esel,  den  er  [am  Zügel]  führt,  laufen  lässt,  kann  ebensowohl 
einen  widerrechtlichen  Schaden  stiften,  als  derjenige,  welcher 
eine  Walfe  oder  etwas  Anderes  aus  der  Hand  geschleudert 
hat.  —  Wenn  hingegen  die  Maulthiere  scheu  geworden  sind, 
und  sich  vom  Wagen  losgerissen  haben,  und  die  Fuhrleute 
dann,  aus  Furcht,  gequetscht  zu  werden,  [ebenfalls  haben 
zurückspringen  und  den  Wagen  im  Stich  lassen  müssen],  so 
findet  keine  Klage  wider  die  Fuhrleute  Statt,  sondern  wider 
den  Eigenthümer  der  Maulthiere.  Wenn  aber  weder  die  Maul- 
thiere, noch  die  Leute  die  Ursache  gewesen  sind,  sondern  die 
erstem  die  Last  nicht  haben  halten  können,  oder  während 
der  Anstrengung  dazu  niedergestürzt  sind,  und  dadurch  der 
Wagen  zurückgerollt  ist,  letztere  aber,  sobald  er  zurückgerollt, 
die  Last  nicht  mehr  haben  halten  können,  so  findet  weder 
wider  den  Eigenthümer  der  Maulthiere,  noch  wider  die  Fuhr- 
leute eine  Klage  Statt.  Das  übrigens  ist  ausser  Zweifel,  dass, 
die  Sache  mag  nun  sein,  wie  sie  will,  wider  den  Eigenthü- 
mer der  hintern  Maulthiere  nicht  geklagt  werden  kann,  weil 
diese  nicht  freiwillig,  sondern  gedrängt  zurückgewichen  sind. 
§.  3.  Es  hatte  Jemand  Zugochsen  unter  der  Bedingung  ver- 
kauft, dass  er  sie  [dem  Käufer]  erst  zur  Probe  geben  sollte, 
und  sie  demselben  darauf  gegeben ;  ein  Sclav  des  Käufers  ward 
beim  Probiren  von  dem  einen  Ochsen  mit  dem  Horn  gestossen; 
es  ward  nun  die  Frage  erhoben ,  ob  der  Verkäufer  dem  Käufer 
Schadensersatz  leisten  müsse  ?  Ich  habe  geantwortet :  wenn 
der  Käufer  die  Ochsen  bereits  gekauft  habe,  so  brauche  er 
den  Schaden  nicht  zu  ersetzen;  habe  er  sie  aber  noch  nicht 
gekauft,  so  brauche  er,  wenn  es  durch  Verschuldung  des 
Sclaven  gekommen,  dass  er  gestossen  worden  sei,  keinen  Er- 
satz zu  leisten,  wohl  aber,  wenn  durch  Tücke  des  Ochsen. 
§.  4.  Während  Mehrere  mit  dem  Ball  spielten,  stiess  einer, 
als  er  den  Ball  zu  fangen  suchte,  einen  kleinen  Sclaven  um, 
dieser  fiel  und  zerbrach  ein  Bein;  es  entstand  nun  die  Frage, 
ob  der  Eigenthümer  des  Sclaven  wider  Den,  durch  dessen 
Anstoss  er  gefallen  war,  Klage  aus  dem  Aquilischen  Gesetz 
erheben  könne?  Ich  habe  geantwortet,  er  könne  nicht  klagen, 
indem  das  Ereigniss  mehr  durch  einen  Zufall,  als  durch  Ver- 
schuldung herbeigeführt  worden  sei. 

53.  NERAT.  lib.  I.  Membran.  —  Du  hast  fremde  Ochsen 
auf  einen  engen  Baum  zusammengetrieben,  und  dadurch  bewirkt, 
dass  sie  heruntergestürzt  sind;  hier  findet  wider  dich  nach  Art 
der  Aquilischen  eine  Klage  auf  das  Geschehene  Statt. 

54.  PAPIN.  lib.  XXXVII.  Qnaest.  —  Die  Klage  aus 
dem  Aquilischen  Gesetz  steht  dem  Schuldner  zu,  wenn  der 
Gläubiger  das  ihm  versprochene  Thier  vor  der  [zu  dessen 
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Uebergabe]  bestimmten  Zeit  verwundet  bat.  Dasselbe  ist  der 
Fall,  wenn  er  es  getödtet  bat.  Wenn  aber  derjenige,  wel- 
cher es  sich  stipulirt  bat,  dasselbe  nacb  der  bestimmten  Zeit 
getödtet  hat,  so  wird  der  Versprecher  zwar  von  seiner  Ver- 
bindlichkeit frei,  allein  aus  dem  Aquilischen  Gesetz  kann  er 
in  diesem  Fall  nicht  Klage  erbeben;  denn  der  Gläubiger  bat 
in  diesem  Fall  vielmehr  gegen  sieb  selbst,  als  gegen  einen 
Andern  eine  Widerrechtlicbkeit  begangen. 

55.  PAUL.  lib.  XXII.  Quaest.  —  Ich  habe  dem  Titius 
den  Sclaven  Sticbus,  oder  den  Pamphilus  versprochen;  wäh- 
rend Stichus  10,000  Sestertien,  Pamphilus  20,000  werth  war; 
der  Stipulirende  erschlug  den  Stichus  vor  der  Verfallzeit ;  nun 
ward  Frage  über  die  [Zulä'ssigkeit  der]  Aquilischen  Klage 
erhoben.  Ich  habe  geantwortet:  da  er,  der  Lage  der  Sache 
nach,  den  an  Werth  geringem  Sclaven  getödtet  habe,  so  stehe 
der  Gläubiger  in  dieser  Beziehung  einem  Dritten  [,  Nichtbethei- 
ligten,]  ganz  gleich.  Wie  wird  also  nun  die  Werthschätzung 
angelegt  werden,  auf  die  zehntausend,  welche  der  Getödtete 
werth  war,  oder  den  Betrag  des  Andern,  welchen  ich  nun 
zu  geben  genöthigt ,  d.  h.  um  wieviel  ich  dabei  betheiligt  bin  ? 
und  wie,  wenn  Pamphilus  auch  vor  der  Verfallzeit  stirbt?  — 
Hier  darf  der  Werth  des  Stichus  abgezogen  werden  16),  weil 
der  Versprecher  von  seiner  Verbindlichkeit  befreiet  wird,  und 
es  genügt,  dass  Jener  zu  der  Zeit,  als  er  erschlagen  ward, 
einen  grössern  Werth  gehabt  habe,  oder  wenigstens  binnen 
Jahresfrist.  Aus  demselben  Grunde  wird  auch,  wrenn  [Stichus] 
binnen  eines  Jahres  nach  dem  Tode  des  Pamphilus  getödtet 
wird,  angenommen,  dass  derselbe  von  grösserem  Werthe  ge- 
wesen sei. 

56.  Idem  lib.  II.  Sententiar.  —  Eine  Frau,  welche  der 
Sache  eines  Mannes  Schaden  zugefügt  hat,  kann  auch  nach 
dem  Inhalt  des  Aquilischen  Gesetzes  belangt  werden. 

57.  JAVOLEN.  lib.  VI.  ex  Poster.  Labeon.  —  Ich  habe 
dir  ein  Pferd  geliehen;  während  du  auf  diesem  reitest,  und 
Mehrere  zugleich  mitreiten,  stürzt  Einer  von  diesen  auf  jenes 
Pferd  los,  wirft  dich  herunter,  und  es  werden  dadurch  dem 
Pferde  die  Beine  zerbrochen ;  hier,  sagt  Labeo,  findet 
gegen  dich  keine  Klage  Statt;  ist  es  aber  durch  Schuld 
des  [andern]  Reiters  geschehen,  so  kann,  nach  meiner  Ansicht, 
allerdings  gegen  diesen,  nicht  aber  wider  den  Eigenthümer  des 
Pferdes  [,  worauf  der  Andere  ritt,]  Klage  erhoben  werden. 

16)  D.  h.  die  klägerische  Forderung  des  Pamphilus  =  20,000 
wird  durch  Compensation  des  Stichus  darum  gänzlich  getilgt, 
weil  dieser  electiv  mit  jenem  Gegenstand  der  Verbindlichkeit, 
als  ebensoviel  werth  betrachtet  werden  muss;  s.  Suarez 
(Jomment.  ad  Leg.  Aquil  I.  4.  3.  (Th.  Meerin.  If.  49  ssq.) 
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Dritter  Titel. 
De  his  qui  ef fuderint  vel  dejecerint* 

(Von  Denen  9  die  [Etwas  aus  dem  Hause  auf  die  Strasse]  ge- 
gossen oder  geworfen  haben.) 

i.  ULP.  lib.  XXIII.  ad  Ed.  —  Der  Prätor  spricht  von 
Deuen,  die  [Etwas  aus  dem  Hanse  auf  die  Strasse]  gegossen 
oder  geworfen  haben,  folgendermaassen :  Wider  denjeni- 
gen,  welcher  da  wohnt,   von  wo  auf  einen  Ort, 
über  welchen  gewöhnlich  die  Strasse  geht,  oder 
wo   Leute  zu  stehen  pfl egen,  Etwas  geworfen 
oder  gegossen  worden  ist,  werde  ich  eine  Klage 
auf  den  doppelten  Betrag  des  dadurch  angerich- 
teten und  entstandenen  Schadens   ertheilen.  Ist 
durch    eine    daher    entstandene   Verletzung  ein 
freier  Mensch  umgekommen,  so  werde  ich  Klage 
auf  50   Goldstücke  ertheilen;   wenn   er  aber  am 
Leben  geblieben  und  [nur]  beschädigt  worden  ist 
so   werde   ich   Klage   auf  so  hoch   ertheilen,  als 
dem  Richter  dieserhalb  billig  scheinen  wird,  den 
Beklagten    zu    verurtheilen.     Hat    ein    Sclav  es 
ohne  Wissen  seines  Herrn  gethan,   so  werde  ich 
bei  [Ertheilung]  der  Klage  hinzusetzen:   oder  an 
Schadens   Statt   auszuliefern.     §.  1.  Dass  der  Prator 
dies  so  zum  grössten  [allgemeinen]  Nutzen  verfügt  habe,  wird 
Niemand  in  Abrede  stellen;  denn  es  ist  zum  allgemeinen  Besten, 
dass  man  ohne  Furcht  und  Gefahr  über  die  Strassen  gehen  kann. 
§.  2.  Es  ist  auch  einerlei,  ob  der  Ort  ein  öffentlicher ,  oder 
ein  Privatort  ist,  sobald  über  denselben  nur  gewöhnlich  die 
Strasse  führt,  weil  für  die  Vorübergehenden  [dadurch]  gesorgt 
wird,  und  man  uicht  [blos]  für  die  öffentlichen  Wege  beflissen 
ist;  denn  diejenigen  Stellen,  über  welche  gewöhnlich  die  Strasse 
zu  führen  pflegt,  müssen  stets  dieselbe  Sicherheit  darbieten. 
Wenn  übrigens  das  Volk  eine  Zeitlang  auf  einer  Strasse  nicht 
hin-  und  wiedergegangen,  und  dann  Etwas  [aus  einem  Hause] 
geworfen  oder  gegossen  worden  ist,  so  lange  kein  Durchgang 
Statt  fand,   nachher  aber  der  Durchgang  durch  jene  Strasse 
wieder  anfängt,  so  findet  keine  Verpflichtung  aus  diesem  Edict 
Statt.     §.  3.   Dasjenige,  was,  wahrend  es  aufgehangen  wird, 
herunterfüllt,  wird  mehr  als  herabgeworfen  angesehen;  doch 
wird  auch  das,  was   bereits  aufgehangen  ist  und  herabfallt, 
für  herabgeworfen  angenommen.   Deshalb  findet  auch  das  Edict 
Anwendung,   wenn  Etwas,   das  aufgehangen  worden,  aus- 
Corp.  jur*  civ.  T.  52 
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gegossen  worden  ist  17),  selbst  wenn  es  Niemand  ausgegossen 
bat.  §.  4.  Diese  Klage  auf  das  Geschehene  kommt  gegen  Den- 
jenigen zur  Anwendung,  welcher  in  dem  Hause  wohnt,  wah- 
rend Etwas  herausgeworfen  oder  gegossen  worden  ist,  nicht 
gegen  den  Eigen  timmer  des  Gebäudes;  denn  die  Schuld  ist  auf 
Seiten  Jenes.  Es  geschieht  auch  der  Schuld  oder  des  Leugnens 
keiner  Erwähnung  [in  dem  Edict],  so  dass  die  Klage  [nur  in 
diesen  Fallen]  auf  das  Doppelte  gehe,  wiewohl  die  Klage  we- 
gen widerrechtlichen  Schadens  Beides  berücksichtigt.  §.  5.  Ist 
ein  freier  Mensch  umgekommen,  so  findet  keine  Schadeus- 
schätzung  auf  das  Doppelte  Statt,  weil  an  einem  Freien  keine 
Schätzung  des  Körpers  geschehen  kann,  sondern  es  findet  Ver- 
urteilung zu  60  Goldstücken  Statt.  §.  6.  Die  Worte:  wenn 
er  am  Leben  geblieben  und  [nur]  beschädigt  wor- 
den ist,  beziehen  sich  nicht  auf  den  der  Sache  eines  Freien 
zugefügten  Schaden ,  z.  B.  wenn  ihm  Kleider  oder  etwas  An- 
deres zerrissen  oder  verdorben  worden  ist,  sondern  auf  das, 
was  seinen  Körper  selbst  verletzt.  §.  7.  Wenn  ein  Haussohn 
ein  Stockwerk  gemiethet  hat,  und  aus  demselben  etwas  heraus- 
geworfen oder  gegossen  worden  ist,  so  findet  in  Beziehung 
auf  das  Sondergut  wider  den  Vater  keine  Klage  Statt,  weil 
ihr  keine  Contractsverbindlichkeit  zum  Grunde  liegt;  die  Klage 
geht  vielmehr  gegen  den  Sohn  selbst.  §.  8.  Ist  der  Bewohner 
ein  Sclav,  so  fragt  es  sich,  ob  die  Noxalklage  zu  ertheilen 
sei,  weil  die  Verbindlichkeit  nicht  aus  der  Geschäftsführung, 
oder  die  wegen  des  Sonderguts,  weil  keine  solche  aus  einem 
Verbrechen  desselben  vorhanden  ist  ?  Denn  von  einer  Noxa 
des  Sclaven  kann  nicht  füglich  die  Rede  sein,  wenn  er  keinen 
Schaden  gestiftet  hat.  Nach  meinem  Dafürhalten  darf  aber  der 
Sclav  nicht  ungestraft  davonkommen,  sondern  er  muss  vom 
Richter  Amtswegen  mit  einer  ausserordentlichen  Ahndung  belegt 
werden.  §.  9.  Wohnen  kann  Jemand  in  seinem  eigenen, 
einem  gemietheten  oder  ihm  umsonst  dazu  überlassenen  Hause. 
Ein  Gast  haftet  aber  nicht,  weil  er  nicht  daselbst  wohnt,  son- 
dern nur  auf  einige  Zeit  da  einkehrt;  aber  derjenige,  welcher 
ihn  als  Gast  eingenommen  hat,  haftet  dafür.  Zwischen  dem 
Bewohner  und  dem  Gast  ist  aber  ein  ebenso  grosser  Unter- 
schied ,  wie  zwischen  dem ,  der  seinen  festen  Wohnsitz  wo  hat, 
und  einem  Reisenden.  §.  10.  Wenn  Mehrere  in  demselben 
Stockwerk  wohnen,  woraus  Etwas  geworfen  worden  ist,  so 
findet  diese  Klage  gegen  Jeden  Statt; 


17)  Etwa  durch  einen  Windsloss ;  man  muss  hier  nämlich  einen 
Fall  denken,  wo  eine  Flüssigkeit  in  einem  Gefäss  auf  die 
Strasse  binausgehangen  worden  ist. 
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2.  GAJ.  lib.VI.  adEd.prov.  —  indem  es  unmöglich  ist, 
zn  wissen,  wer  herausgeworfen,  oder  herausgegossen  habe; 

3.  ULP.  üb.  XXIII.  ad  Ed»  —  und  zwar  auf  das  Ganze. 
Wenn  aber  wider  den  Einen  Klage  erhoben  worden  ist,  so 
werden  die  Uebrigen 

4.  PAUL.  lib.  XIX.  ad  Ed.  —  durch  Erstattung  des 
Schadens,  nicht  aber  durch  die  Einlassung  auf  die  Klage  be- 
freiet, wiewohl  dieselben  dem,  welcher  Zahlung  geleistet  hat, 
ihren  Antheil  am  Schadensersatz  durch  die  Gesellschaftsklage, 
oder  eine  analoge  Klage  vergüten  müssen. 

5.  ULP.  lib.  XXIII.  ad  Ed.  —  Wenn  Mehrere  ein  un- 
ter sich  getheiltes  Stockwerk  bewohnen,  so  findet  die  Klage 
gegen  Den  allein  Statt,  welcher  denjenigen  Theil  bewohnt, 
aus  dem  Etwas  herausgegossen  worden  ist.  §.  1.  Wer  seinen 
oder  seiner  Gattin  Freigelassenen  und  Clienten  unentgeldliche 
Wohnungen  eingeräumt  hat,  der,  sagt  Trebatius,  haftet 
selbst  für  sie;  dies  ist  richtig.  Dasselbe  ist  der  Fall,  wenn 
Jemand  seinen  Freunden  kleine  Zimmer  angewiesen  hat. 
Denn  es  haftet  auch  derjenige  allein,  welcher  aus  dem  Ver- 
miethen  von  Zimmern  ein  Gewerbe  macht,  selbst  aber  den 
grossten  Theil  des  Stockwerkes  inne  hat;  ebenso  Jeder  für 
seine  Fremdenzimmer  1  s).  Wenn  aber  Jemand  Zimmer  zw 
vermiethen  pflegt,  und  sich  selbst  nur  eine  kleine  Wohnung 
vorbehalten,  alles  Uebrige  aber  an  Mehrere  vermiethet  hat,  so 
haften  Alle,  als  Bewohner  des  Stockwerkes,  woraus  Etwas 
geworfen  oder  gegossen  worden  ist.  §.  2.  Zuweilen  muss  je- 
doch der  Prätor  aus  dem  Grunde  der  Billigkeit,  dafern  es 
nur  ohne  Gefährdung  des  Klägers  geschieht,  gegen  Den  allein 
die  Klage  zulassen,  aus  dessen  Schlafzimmer  oder  Saal  Etwas 
geworfen  worden  ist,  wenn  auch  Mehrere  in  demselben  Stock- 
werk wohnen;  ist  aber  Etwas  aus  dem  Mittelzimmer  1 9)  eines 
Stockwerkes  geworfen  worden,  so  ist  es  richtiger,  dass  Alle 
haften.  §.  3.  Wenn  der  Miether  einer  Scheuer  Etwas  aus 
derselben  geworfen  oder  gegossen  hat,  oder  der  Miether  einer 
Niederlage,   oder  derjenige,  wer  einen  Kaum  blos  zu  dem 


18)  Hier  folgen  in  nnsertn  Text  die  Worte:  sed  si  guis  coena- 
culi  ipse  solus  aegue  tenebitur.  Diese  sind  nach  allgemeiner 
Uebereiustimmung  der  Codd.  (s.  not,  28  zu  dieser  Stelle  in 
der  Göttinger  Ausgabe  des  Corp.  Jur.)  falsch.  Da  sie  nur 
eine  Wiederholung  etwas  schon  Gesagten  ohue  Sinn  enthalten, 
so  habe  ich  sie  ausgelassen. 

19)  Medianum,  s.  Budaei  Annot.  ad  Fand.  h.  I  Ed.  Sleph. 
p.  223;  wahrscheinlich  ist  eiu  Vorsaal  zu  verstehen,  von  dein 
die  Thüren  nach  den  einzelnen  Zimmern  des  Stockwerks 
führen. 

52  * 
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Zweck  gemielhct  hat,  um  daselbst  eine  Werkstätfe  anzulegen, 
oder  um  zu  unterrichten,  so  findet  eine  Klage  auf  das  Ge- 
schehene Statt,  wenn  auch  einer  von  den  Arbeitern  oder  den 
Lernenden  Etwas  herausgeworfen  oder  gegossen  hat.     §.  4. 
\\  er  dieserhalb,  dass  ein  Gast  oder  ein  Anderer  Etwas  aus 
dem  Stockwerk  herabgeworfen  hat,  durch  die  Klage  aus  dem 
Vmiilischeu  Gesetz   verurtheilt  worden   ist,   dem  wird,  sagt 
Labeo,  mit  Recht  gegen  den  Thäter  eine  Klage  auf  das  Ge- 
schehene gegeben;  dies  ist  richtig.   Hatte  er  an  denselben  ver- 
miethet,  so  steht  ihm  ohnehin  die  Klage  aus  der  Vermiethung 
7fi,    §.  5.  Die  Klage  wegen  des  Herausgeworfenen  und  Herans- 
gegosseuen  ist  immerwährend,  und  geht  auch  auf  den  Erben 
über;  gegen  den  Erben  aber  findet  sie  nicht  Statt.   Die  Klage 
wegen  Todtnng  eines  Freien  dauert  nur  ein  Jahr,  findet  aber 
weder  gegen  den  Erben  Statt,  noch  geht  sie  auf  den  Erben 
und   ähnliche  Personen   [als  solche]  über,   denn  sie  ist  eine 
Straf-  und  Volksklage,  wobei  nur  zu  bemerken  ist,  dass,  wenn 
Mehrere  dieselbe  verlangen,  sie  vorzugsweise  Dem  gegeben 
werden  müsse,  der  dabei  betheiligt  ist,   oder  mit  dem  Ver- 
storbenen in  Verwandtschafts-  oder  Schwägerschaftsverhaltniss 
steht.    Ist  ein  Freier  beschädigt  worden,  so  ist  für  ihn  selbst 
die  Klage  immerwährend;  will  sie  ein  Anderer  anstellen,  so 
dauert  dieselbe  für  ihn  nur  ein  Jahr;  denn  den  Erben  steht  sie 
in  Folge  des  Erbrechtes  nicht  zu,  weil  der  dem  Körper  eines 
Freien  zugefügte  Schaden  nicht  auf  die  Nachfolger  vermöge  Erb- 
rechts übergehen  darf,  indem  derselbe  gleichsam  kein  zu  Geld 
anzuschlagender  Schaden  ist,   denn  [die  Schätzung  desselben] 
entspringt  aus  einem  billigen  Ermessen.    §.  6.  Der  Prätor  sagt : 
Es  soll  Niemand  auf  einem  Regen-  oder  Wetterdach 
über  einen   Ort,   wo   gewöhnlich   die  Strasse  geht, 
oder  Leute    zu   stehen    pflegen,    Etwas  aufstellen, 
dessen  Herabfall  Jemandem  Schaden  zufügen  kann. 
Wer    dawider   handelt,    gegen    den   werde   ich  eine 
Klage  auf  das  Geschehene   auf  Höhe  von  10  Gold- 
stücken  ertheilen,    oder,    wenn   es   ein  Sclav  ohne 
Wissen   seines   Herrn   gethan  hat,    befehlen,  den- 
selben an  Schadens  Statt  auszuliefern.    §.  7.  Dieses 
Edict  ist  ein  Theil  des  vorherigen ;   denn  es  war  folgerichtig, 
dass  der  Prätor  auch  für  den  Fall  Sorge  trage,  dass,  was  in 
diesen  Theilen  der  Gebäude  gefährlicher  Weise  hingesetzt  wor- 
den, keinen  Schaden  verursache.    §.8.  Der  Prätor  sagt:  dass 
Niemand  auf  einem  Regen-  oder  Wetterdach ;  die 
Worte:  dass  Niemand,  beziehen  sich  auf  einen  Jeden;  auf 
Miethsleute,  wie  auf  die  Eigenthümer  der  Gebäude,  sie  mögen 
ffariti  wohnen  oder  nicht,  sobald  sie  nur  Etwas  an  dergleichen 
Steilen  hingestellt  haben.    §.  9.  Ueber  diejenige  Stelle, 
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wo  gewöhnlich  die  Strasse  geht,  oder  wo  Leute 
y.  u  stehen  pflegen,  Etwas  hingestellt  hat;  das  Wort 
hingestellt   muss   von  irgend  einem  Orte  der  Wohnung, 
oder  des  Stockwerkes,  oder  der  Scheuer,   oder  irgend  eines 
andern  Gebäudes  verstanden  werden.     §.  10.  Etwas   h  i  u  - 
gestellt   zu  haben  wird  auch  von  demjenigen  mit  Hecht 
angenommen,  der  es  zwar  selbst  nicht  hingestellt,   aber,  dass 
es  von  einem  Andern  hingestellt  worden,  gelitten  hat.  Wenn 
es  daher  ein  Sclav  hingestellt,  der  Herr  aber  es  hat  stehen 
lassen,   so  haftet  der  Herr  nicht  durch  die  Noxalklage,  son- 
dern wegen  seiner  eigenen  Handlung'.    §.11.  Der  Prätor  sagt: 
dessen  Herabfall  Schaden  anrichten  kann;  ans  die- 
sen Worten  erhellt,  dass  der  Prätor  nicht  für  Alles,  was  hin- 
gestellt worden,  sondern  blos  für  dasjenige,  was  so  hingestellt, 
worden  ist,  dass  es  Schaden  anrichten  kann,  Sorge  trage,  dass 
dies  nicht  geschehe;  und  es  wird  nicht  so  lange  gewartet,  bis 
der  Schade  geschehen  ist,   sondern  das  Edict  kommt  ^ogteich 
zur  Anwendung-,  wenn  nur  die  Möglichkeit  des  Schadens  vor- 
handen ist.  Bestraft  wird  aber  Derjenige,  welcher  Etwas  hin- 
gestellt gehabt  hat,  es  möge  dasselbe  bereits  Schaden  gestiftet 
haben,  oder  nicht.     §.  12.   VV  en n  dasjenige,  was  hingestellt 
worden  war,  herabgefallen  ist,  und  Schaden  angerichtet  hat, 
so  iindet  Klage  wider  Denjenigen  Statt,  welcher  es  hingestellt 
hat,  und  nicht  wider  Denjenigen,  welcher  [in  dem  Stockwerk] 
wohnt,  weil  wider  denselben  diese  Klage  nicht  anwendbar 
ist,  indem  nicht  durchaus  Derjenige,  welcher  Etwas  hingestellt 
hat,   so  angesehen  werden  kann,  als  habe  er  es  hingestellt 
gehabt,  ausser  wenn  er  Eigenthümer  oder  Bewohner  des  Hau- 
ses gewesen  ist20).    Es  muss  aber  auch,  lehrt  Sergius, 

20)  Diese  schwierige  und  bestrittene  Stelle  habe  ich  ganz  wört- 
lich wiedergegeben.  Wer  dieselbe  (die  verschiedenen  Erläu- 
terungsversiiche  ».  bei  Glück  X.  S.  Iö3  ssq.)  auch  so,  wie 
sie  übersetzt  ist,  besonders,  wenn  mau  fortwährend  Fr.  1.  §  9 
lind  Fr.  5.  §.4  dieses  Titels  vor  Augeu  hat,  cum  gratio  salis 
versteht,  wird  zwar  in  der  Sache  selbst  nichts  Auffallendes 
linden ,  indessen  möge  hier  noch  folgende  kurze  Erläuterung 

%  stehen.  Die  im  obigen  Fall  Statt  liodende  Klage  (actio  de 
pösifb  vel  suspenso  iitilis)  geht  nur  wider  denjenigen  Thäier, 
welcher  zugleich  Eigenthümer  oder  Bewohner  des  Hauses 
ist,  von  dein  etwas  Aufgehangenes  oder  Hingestelltes  herab- 
gefallen ist,  und  nicht  gegen  den  Eigenthümer  oder  Bewoh- 
ner, sobald  er  nicht  zugleich  der  Thä'ter  ist.  Dies  ist,  in  die 
Kürze  gezogen,  der  Sinn  obiger  Stelle.  Denn  gegen  den  Thä- 
ier, der  nicht  zugleich  Eigenthümer  oder  Bew  ohner  des  Hau- 
ses ist,  kann  zwar  auch  Klage  erhoben  werden,  aber  nur 
feine  andere,  als  die  im  obigen  Fall  gemeinte,  nämlich  die 
actio  ex  l#ge  yJijuil.  utilis ,  und  der  Unterschied  liegt  darin, 
dass  nicht  diese,  sondern  nur  die  ebengeuaunte  eine  actio 
poenalis  und  popularis  ist. 
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wenn  ein  Maler  in  einem  offenen  Laden  ein  Schildgemalde 
oder  Bild  ausgestellt  gehabt,  und  dieses  herausgefallen  ist, 
und  einem  Vorübergehenden  Schaden  zugefügt  hat,  nach  Art 
dieser  Klage,  eine  Klage  ertheilt  werden;  denn  dass  jene  [un- 
mittelbar] nicht  Statt  finden  könne,  ist  klar,  indem  das  Bild 
wedei;  auf  einem  Regen-,  noch  einem  Wetterdach  ausgestellt 
war.  Dasselbe,  sagt  er,  sei  zu  beobachten,  wenn  ein  Gefäss 
aus  einem  Netze  gefallen  ist,  worin  es  aufgehangen  gewesen, 
und  Schaden  angerichtet  hat,  weil  die  gesetzmassige  und  prä- 
torische  Klage  nicht  Anwendung  leidet.  §.13.  Jene  Klage  ist 
aber  eine  Volksklage,  und  geht  [nach  der  Einleitung  des  Ver- 
fahrens] 21)  anf  den  Erben  und  ähnliche  Personen  über  5  gegen 
die  Erben  aber  nicht,  weil  sie  eine  Straf  klage  ist. 

6.  PAUL.  lib.  XIX.  ad  Ed.  —  Dieses  Edict  bezieht 
sich  nicht  blos  auf  Städte  und  Dörfer,  sondern  auch  auf  Land- 
strassen, über  welche  gewöhnlich  Verkehr  Statt  findet.  §.  1. 
Labeo  sagt,  es  habe  dieses  Interdict  nur  Statt,  wenn  Etwas 
bei  Tage  herabgeworfen  worden  ist,  und  nicht,  wenn  bei 
Wacht;  allein  an  manchen  Orten  ist  auch  bei  Wacht  Verkehr. 
§.  2.  Der  Bewohner  inuss  seine  und  der  Seinigen  Schuld  ver* 
treten.  §.  3.  Ist  Etwas  von  einem  Schiffe  herabgeworfen  wor- 
den, so  findet  wider  den  Vorgesetzten  des  Schiffes  eine  analoge 
Klage  Statt. 

7.  GAJ.  lib.  VI.  ad  Ed.prov.  —  Wenn  der  Körper  eines 
freien  Menschen  durch  Etwas,  was  herausgeworfen  oder  gegos- 
sen worden,  verletzt  worden  ist,  so  berechnet  der  Richter  das 
verlegte  Arztlohn  und  die  übrigen  auf  die  Heilung  verwende- 
ten Kosten,  und  überdies  noch  die  Arbeit,  welche  Jener  nicht 
hat  verrichten  können ,  oder  künftighin  darum ,  dass  er  untüchtig 
dazu  gemacht  worden,  nicht  mehr  wird  verrichten  können.  Eine 
Schätzung  der  Wunden  oder  Entstellungen  findet  nicht  Statt,  weil 
der  Körper  eines  freien  Menschen  keiner  Schätzung  unterliegt. 

Vierter  Titel. 
De  noxalibus  actionibus» 
{Von  den  NoxaJMagen.) 
1.   GAJ.  lib.  II.  ad  Ed,  prov.  —   Noxalklagen  heissen 
diejenigen  Klagen,  welche  aus  keinem  Contracte,  sondern  aus 
einerNoxa22)  und  Uebelthat  [unserer]  Sclaven  wider  uns  an- 


2t)  Dieser  Zusatz  nach  Glück  X.  401. 

22)  Noxa  hat  drei  Bedeutungen:  (s.  Brisson.  h.  v.)  1)  den 
Schaden,  den  ein  Sclav  angerichtet  hat;  2)  das  Vergehen, 
woraus  der  Schaden  entstanden  ist_,  in  welcher  Bedeutung  es 
meist  mit  committere  construirt  wird;  3)  die  Strafe  dafür, 
in  welcher  letzten  Bedeutung :  Auslieferung  an  Schadens  Statt, 
dem  Sinn  entspricht.   (S.  übrigens  §•  %•  Inst.  huj.  Tit.) 
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gestellt  werden.  Der  Erfolg  und  die  Wirkung-  dieser  Klogen 
ist  die,  dass,  wenn  wir  verfirtheilt  worden  sind,  uns  freisteht, 
der  Streitwiirderung  durch  Auslieferung  des  Sclaven  selbst,  der 
iitwas  begangen  hat,  zu  entgehen. 

2.  ULP.  üb.  XVIII.  ad  Ed.  —  Hat  ein  Sclav  mit  Vor- 
wissen seines  Herrn  einen  Mord  begangen,  so  verpflichtet  er 
seinen  Herrn  auf  das  Ganze,  denn  es  wird  dann  angeuommen, 
als  habe  der  Herr  den  Mord  selbst  begangen ;  geschah  es  ohne 
sein  Wissen,  so  findet  die  Noxalklage  Statt,  denn  er  darf  aus 
der  Uebelthat  des  Sclaven  nicht  zu  mehr  verpflichtet  werden, 
als  ihn  an  Schadens  Statt  auszuliefern.    §.  1.  Durch  diese  Klage 
haftet  derjenige,  welcher  dem  Sclaven  kein  Hinderuiss  eutgegen- 
gesetzt  hat,  er  mag  Herr  geblieben  oder  aufgehört  haben,  es 
zu  sein;    denn  es  ist  hinreichend,   dass  er  zu  der  Zeit  Herr 
war,  wo  er  ihn  nicht  verhindert  hat;  ja,  Celsus  ist  der  An- 
sicht, dass  sogar,  wenn  der  Sclav  ganz  oder  zum  Theil  ver- 
ä'ussert  oder  freigelassen  worden  sei,  die  Noxa  demselben  nicht 
folge;  denn  der  Sclav  habe  nichts  verbrochen,  sobald  er  dem 
Befehle  seines  Herrn  Folge  geleistet  hat.   Und  man  kann  dies 
allerdings  sagen,  sobald  er  es  befohlen  hat;  wie  will  man  aber, 
wenn  er  es  nicht  verhindert  hat,  die  That  des  Sclaven  ent- 
schuldigen? —  Celsus  macht  hier  einen  Unterschied  zwischen 
dem  Aquilischen  und  dem  Zwölftafelgesetz ;  nach  dem  alten 
Gesetz  findet,  wenn  der  Sclav  mit  Vorwissen  seines  Herrn 
gestohlen  oder  eine  andere  Noxa  begangen  hat,  die  Noxalklage 
des  Sclaven  wegen  Statt;  seiner  selbst  wegen  haftet  der  Herr 
nicht;  zufolge  des  Aquilischen  Gesetzes  hingegen  haftet  der 
Herr  seiner  selbst,  und  nicht  des  Sclaven  wegen.  Den  Grund 
beider  Gesetze  gibt  er  [dahin]  an,  als  habe  das  ZwÖlftafelgesetz 
bezweckt ,  dass  die  Sclaven  in  diesem  Fall  ihren  Herrn  keinen 
Gehorsam  leisten  sollen ,  den  des  Aquilischen  Gesetzes  aber, 
als  verzeihe  es  dem  Sclaven,  der  seinem  Herrn  gehorcht  hat, 
indem  er  bestraft  werden  würde23),  wenn  er  es  nicht  thate. 
Wenn  es  aber  richtiger  scheint,  was  Julianus  im  sechsuud» 
achtzigsten  Buche  schreibt,   dass,  wenn  ein  Sclav  gestohlen 
oder  [sonst]  eine  Uebelthat  begangen  hat,  die  letzteren  Ge- 
setze 2  4)  sich  hierauf  auch  erstrecken ,  so  kann  man  auch  sagen, 


23)  Periturus;  die  Interpunction  in  unserem  Text,  das  Komma 
hinter  periturus,  ist  weniger  gut,  als  die  der  Göttinger 
C.  J  Ausgabe,  welche  es  vorstellt. 

24)  Ad  posteriores  leges  pertinere ;  s.  B  r  is  son.  lt.  v.  Die 
Glosse  drückt  sich  ziemlich  unverständlich  folgenderinnassen 
aus  :  qualiter  ad  l.  posteriorem  pertinet?  Resp.  lex  XII  Tab, 
antiquior  est  y  Aquilin  posterior;  in  l.  enim  XJI  Tab.  con- 
tinebatur ,  ut  dominus  non  teneretur ,  at  lex  Aquilin  dominum 
tencri  voluil :  lex  ergo  antiqua  pertinet  ad  posteriorem ,  quid 
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dass  die  Noxalklage  wider  den  Herrn  des  Sclaven  wegen  er- 
hoben werden  könne,  so  dass,  wenn  die  Aquilia  wider  den 
Herrn  ertheilt  wird,  sie  [zwar]  den  Sclaven  nicht  entschuldigt, 
aber  den  Herrn  [auch]  beschwert25).  Wir  treten  dem  Ju- 
lianus bei;  seine  Ansicht  ist  wohl  begründet  uud  wird  auch 
vom  Marcellus  bei  Julian us  gebilligt. 

3.  ULP.  lib.  III.  ad  Ed.  —  Bei  allen  Noxalklagen,  wo 
Wissenschaft  des  Herrn  erfordert  wird,  ist  diese  so  zu  verste- 
hen, dass  er  [die  That]  nicht  verhindert  hat,  wiewohl  er  [sie] 
verhindern  konnte.  Denn  es  ist  ein  Unterschied,  dem  Sclaven 
die  Veranlassung  zum  Verbrechen  zu  geben,  und  dasselbe  ge- 
schehen lassen. 

4.  PAUL.  lib.  III.  ad  Ed.  —  Wie  ist  die  Wissenschaft 
des  Herrn  in  Betreff  der  Verbrechen  der  Sclaven  zu  verstehen  ? 
Ist  der  Rath  dazu  [erforderlich,]  oder  [genügt  es,]  wenn  er  es 
Mos  mit  angesehen,  wiewohl  es  nicht  hat  verhindern  können? 
Denn  wie,  wenn  es  [ein  Sclav],  der  sich  darauf  beruft,  dass 
er  frei  sei,  mit  Vorwissen  des  Herrn  begeht?    Oder  der  sei- 
nen Herrn  verachtet?  Oder  wenn  sich  der  Sclav  jenseits  eines 
Flusses  befindet,  und  zwar  im  Angesicht  seines  Herrn,  aber 
wider  dessen  Willen,  eine  Uebellhat  begeht?  —  Richtiger 
versteht  man  Wissenschaft  daher  nur  von  dem,  der  [die  That] 
verhindern  kann;  u;id  so  ist  das  Wort  Wissenschaft  im 
ganzen  Edict  zu  verstehen.     §.1.  Wenn  ein  fremder  Sclav 
etwas  mit  meinem  Wissen  gethan  hat,  und  ich  denselben  er- 
kauft habe,  so  wird  [nur]  die  Noxalklage  wider  mich  ertheilt 
werden,  weil  man  nicht  annehmen  kann,  dass  er  es  mit  Vor- 
wissen seines  Herrn  gethan  habe,  da  ich  zu  der  Zeit  nicht  sein 
Herr  war.    §.  2.  Wenn  nun  der  Herr  wegen  seiner  Wissen- 
schaft haften  muss,  so  fragt  es  sich,  ob  die  Klage  auch  des 
Sclaven  wegen  zu  ertheilen  sei,  und  ob  nicht  der  Prätor  blos 
eine  Strafe  vom  Herrn  hat  eintreiben  wollen;  wird  also  die 


dominus,  qui  jussit  furtum  fierl  vel  rapinam,  tenehitur.  Sed 
et  lex  Aquilia  pertinet  ad  prior  em,  sc,  ad  le&.  XII  Tab.9 
quia  potest  agi  noocali  etc. 
25)  Zur  Erklärung  dieser  Worte  quae  multis  cerebrum  excus- 
serunt  s.  Suarez  a.  a  O.  I.  3.  1.  Der  Herr  haftet  doppelt, 
in  solidum  und  zwar  suo  nomine,  durch  die  Actio  ex  L  Aquil. 
weil  dies  die  Handlung  des  Sclaven  entschuldigt.  Weil  aber 
das  Gesetz  der  zwölf  Tafeln  den  Sclaven  nicht  entschuldigt, 
so  kann  deshalb  auch  noxaliter  servi  nomine  geg^en  den  Herrn 
geklagt  werden.  Davon  befreiet  ihn  sein  Haften  aus  der  er- 
sten klage  nicht,  weil  beide  einander  nicht  ausschliessen, 
sondern  diese  picnior  est  altera,  jedoch  auch  der  Herr  von 
solvendo  sein  kann,  mithin  nach  Umständen  eine  nach  der 
andern  gebraucht  werden  darf,  nud  durrh  Freilassung  des 
Sclaven  er,  wie  der  Herr,  frei  ausgehen  könnten. 
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Arglist  des  Sclaven  straflos  ausgehen?  Dies  wäre  unbillig", 
es  wird  vielmehr  der  Herr  auf  beide  Weise  verbindlich ;  allein 
wenn  die  eine  Strafe  je  nach  der  Wahl  des  Klägers  eingetrie- 
ben worden  ist,  so  fällt  die  andere  weg.  §.  3.  Wenn,  ohne 
Auslieferung  an  Schadens  Statt  zu  verlangen26),  wider  den 
Herrn  als  Mitwisser  Klage  erhoben  worden  ist,  der  nicht  Mit- 
wisser war,  so  kann  [der  Kläger] ,  wenn  er  nach  geschehener 
Freisprechung  und  geendigtem  Verfahren  von  Neuem  auf  Aus- 
lieferung an  Schadens  Statt  Klage  erheben  will,  mit  der  Ein- 
rede der  rechtlich  entschiedenen  Sache  abgewehrt  werden ,  weil 
die  Sache  schon  im  vorigen  Verfahren  zur  Erörterung*  gebracht 
und  beendigt  worden  ist.  So  lange  aber  das  erstere  Verfahren 
noch  im  Gange  ist,  steht  dem  Kläger  frei,  wenn  es  ihm  leid 
werden  sollte,  den  Herrn  der  Mitwissenschaft  beschuldigt  zu 
haben,  zur  Noxalklage  überzugehen.  Auch  wenn  umgekehrt 
wider  den  Herrn,  der  davon  gewusst  hat,  die  Klage  auf  Aus- 
lieferung an  Schadens  Statt  geführt  worden  ist,  darf  [nachher] 
wider  denselben  keine  Klage,  welche  die  Auslieferung  an 
Schadens  Statt  abschnitte,  weiter  ertheilt  werden.  Will  er  ihn 
aber  noch  während  des  Verfahrens  selbst  der  Mitwissenschaft 
beschuldigen,  so  steht  ihm  nichts  im  Wege. 

5.  ULP.  lib.  III.  ad  Ed.  —  Wenn  ein  Mehreren  gehö- 
riger Sclav  ohne  Wissen  eines  Einzigen  etwas  verbrochen  hat, 
so  wird  die  Noxalklage  wider  jeden  derselben  ertheilt ;  wenn 
aber  mit  Vorwissen  Aller,  so  haftet  ein  Jeder,  während  die 
Auslieferung  an  Schadens  Statt  wegfällt,  wie  wenn  Mehrere 
etwas  verbrochen  haben,  und  es  wird  der  Eine  dadurch  nicht 
frei,  dass  der  Andere  belangt  worden  ist.  Wenn  aber  der  Eine 
davon  weiss,  und  der  Andere  nicht,  so  kann  der  Erstere,  ohne 
Rücksicht  auf  die  Auslieferung  an  Schadens  Statt,  belangt 
werden,  der  Letztere  aber  nur  mit  Rücksicht  auf  Auslieferung» 
an  Schadens  Statt  §.  1.  Der  Unterschied  dieser  Klagen  besteht 
aber  nicht  blos  darin ,  dass  Derjenige ,  welcher  davon  weiss, 
auf  das  Ganze  [des  angerichteten  Schadens]  haftet,  sondern  auch 
darin,  dass  derjenige  Herr,  mit  dessen  Wissen  es  geschehen  ist, 
[selbst  dann]  haftet,  wenn  er  den  Sclaven  verkauft  oder  frei- 
gelassen hat,  oder  dieser  selbst  gestorben  ist.  Wenn  der  Herr 
aber  selbst  gestorben  ist,  so  haftet  sein  Erbe  nicht; 

6.  Idem  lib.  XVIII.  ad  Ed.  —  doch  haftet  der  Sclav, 
Wenn  er  freigelassen  worden  ist,  auch  selbst. 

7.  Idem  Hb.  III.  ad  Ed.  —  Die  Noxalklage  wird  [wider 
mich]  nur  dann  ertheilt,  wenn  der  Sclav  sich  bei  mir  befindet; 


26)  Detracta  noooae  dediiione ,  eigentlich:  mit  absichtlicher 
Nichtberücksichtigung;  dieser  Ausdruck  hat  den  Umstunden 
nach  verschieden  übersetzt  werden  müssen. 
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wenn  er  aber  bei  mir  ist,  so  hafte  ich  auch  dann,  wenn  er 
ZU  der  Zeit,  wo  er  die  UebeUhat  beding,  nicht  bei  mir  war, 
und  mein  Erbe  haftet  so  lange  der  Schadensstifter  lebt.  §.  1. 
Pom]) oni us  sagt,  wenn  der  Raufer  des  Sciaven  mit  der 
Noxalklage  in  Anspruch  genommen  worden  ist,  so  könne  der 
Verkaufer,  mit  dessen  Wissen  [der  Schaden  angerichtet]  wor- 
den ist,  nicht  weiter  angegriffen  werden. 

8.  ÜLP.  lib.  XXXVII.  ad  Ed.  —  Wenn  ein  Mehreren 
gehöriger  Sclav  einen  Diebstahl  begangen  hat,  so  haftet  jeder 
seiner  Herren  durch  die  Noxalklage  auf  das  Ganze;  dies  ist 
Kechtens.  Der  in  Anspruch  Genommene  kann  aber  der  Streit- 
würderung  nur  dadurch  entgehen,  wenn  er  den  Sciaven  ganz 
an  Schadens  Statt  ausliefert,  und  er  wird  nicht  gehört  werden, 
wenn  er  auch  seinen  Antheil  abzutreten  bereit  ist.  Ist  er  aber 
deswegen,  dass  seine  Mitgenossen  sich  nicht  zur  Auslieferung 
verstanden  haben,  auf  das  Ganze  verurtheilt  worden,  so  kann 
er  gegen  dieselben  die  Gemeinguts-  oder  Erbtheilungsklage 
erheben.  So  lange  er  sich  auf  die  Noxalklage  noch  nicht  ein- 
gelassen hat,  kann  er  sich  durch  die  Abtretung  seines  Antheils 
sicher  stellen,  um  nicht  zur  Einlassung  auf  dieselbe  genöthigt 
zu  sein,  wiewohl  man  auf  der  andern  Seite  behaupten  kann, 
dass  wenn  demjenigen,  der  den  Schaden  erlitten  hat,]  ein  An- 
theil abgetreten  werde,  er  dadurch  die  Klage  verliere;  denn 
sobald  er  zum  Theil  Herr  geworden  ist,  kann  er  nicht  wider 
seinen  Mitgenossen  die  Noxalklage  erheben,  —  ja  er  dürfte 
wohl  gar  nicht  einmal  die  Gemeingutstheilungsklage  wegen 
einer  solchen  Uebelthat  erheben  dürfen,  die  vor  [dem  Anfang] 
der  Gemeinschaft  begangen  worden  ist  —  ;  allein  wenn  ihm  dies 
nicht  freistände,  so  würde  er  offenbar  zu  kurz  kommen;  darum 
ist  es  richtiger,  anzunehmen,  dass  ihm  die  Gemeingutstheilungs- 
klage zustehe. 

9.  PAUL.  lib.  XXXIX.  ad  Ed.  —  Wenn  ein  Mehreren 
gehöriges  Gesinde  oder  ein  Mehreren  gehöriger  Sclav  mit  Vor- 
wissen eines  der  Herren  gestohlen  hat,  so  haftet  derselbe  im 
Namen  Aller,  und  befreiet,  wenn  er  belangt  worden  ist,  den 
Andern  mit,  kann  auch  von  seinen  Mitgenossen  keinen  Ersatz 
verlangen ;  denn  er  hat  wegen  seiner  eigenen  That  die  Strafe 
verdient.  Wenn  aber  derjenige,  ohne  dessen  Vorwissen  es  ge- 
schah ,  den  doppelten  Betrag  hat  erlegen  müssen,  so  wird  er 
von  seinem  Mitgenossen  [nur]  den  einfachen  wiedererlangen. 

10.  Idem  lib.  XXII.  ad  Ed*  —  Man  kann  aber  auch  aus 
dem  Grunde  wider  den  Mitgenossen  klagen,  dass  er  den  gemein- 
schaftlichen Sciaven  schlechter  gemacht  hat,  ebensowohl  wie 
wider  jeden  Andern,  der  eine  gemeinschaftliche  Sache  schlech 
ter  gemacht  hat.  Sollte  er  übrigens  nach  der  Auslieferung  au 
Schadens  Statt  ausserdem  nichts  weiter  mit  uns  gemeinschaftlich 
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haben,  so  kaun  die  Gesellschaftsklage,  oder  wenn  wir  in  kei- 
ner Gesellschaft  gestanden,  die  auf  das  Geschehene  erhoben 
werden. 

11.  ULP.  lib.VII.  ad  Ed»  —  Der  Besitzer  eines  Sclaven 
im  guten  Glauben  haftet  zwar  wegen  desselben  durch  die  Dieb- 
stahlsklage, und  nicht  der  Herr;  allein  cu  rch  die  Auslieferung 
an  Schadens  Statt  macht  er  ihn  nicht  dem  Kläger  zu  eigen. 
Wenn  aber  der  Herr  jenes  Sclaven  wegen  desselben  die  Eigen- 
thumsklage erheben  sollte,  so  wird  er  durch  die  Einrede  der 
Arglist  abgewehrt  werden ,  oder  [der  Beklagte]  Schadloshaltung 
durch  die  richterliche  Amtspflicht  erhalten. 

12.  PAUL.  lib.  VI.  ad  Ed.  —  Wenn  der  Besitzer  im 
guten  Glauben  den  Sclaven,  welchen  er  im  guten  Glauben  be- 
sass,  entlassen  hat,  um  nicht  mit  der  Noxalklage  in  Anspruch 
genommen  zu  werden,  so  wird  er  durch  die  Klage  gehalten, 
welche  wider  diejenigen  ertheilt  wird,  die  einen  Sclaven  in 
der  Gewalt  haben,  oder  arglistiger  Weise  es  dahin  gebracht 
haben,  dass  sie  ihn  nicht  mehr  besitzen,  weil  sie  in  Folge 
dessen  noch  für  die  Besitzer  angesehen  werden. 

13.  GAJ.  lib.  XIII.  ad  Ed.  prov.  —  Die  Noxalklage 
findet  aber  nicht  blos  wider  den  Besitzer  im  guten  Glauben, 
sondern  auch  wider  den  im  schlechten  Glauben  Statt,  denn  es 
würde  widersinnig  sein ,  dass  die  Besitzer  im  guten  Glauben 
sich  auf  die  Klage  einlassen,  die  Räuber  aber  dagegen  sicher 
»ein  sollten. 

14.  ULP.  lib.  XVIII.  ad  Ed.  —  Wer  von  Vielen  aus 
dem  Vergehen  desselben  Sclaven  in  Anspruch  genommen  wird, 
oder  zwar  von  Einem,  aber  wegen  mehrerer  Vergehen,  der 
hat  nicht  nöthig,  weil  er  die  Auslieferung  nicht  an  Alle  be- 
wirken kann,  denen  die  Streitwürderung  anzubieten,  welchen 
er  nicht  ausliefern  kann.  Wie  also  nun,  wenn  er  von  Meh- 
reren in  Anspruch  genommen  wird  ?  Ist  derjenige ,  welcher 
den  Uebrigen  zuvorkommt,  insofern  besser  daran,  dass  die  Aus- 
lieferung an  ihn  allein  geschehen  muss,  oder  muss  dieselbe 
Allen  geleistet  werden,  oder  muss  [Jener]  Sicherheit  bestellen, 
ihn  gegen  die  Uebrigen  vertreten  zu  wollen?  Es  ist  richtiger, 
anzunehmen,  dass  derjenige,  welcher  den  Uebrigen  zuvor- 
kommt, besser  daran  sei.  Die  Auslieferung  wird  daher  nicht 
demjenigen  geleistet,  wer  zuerst  Klage  erhoben,  sondern  wer 
zuerst  ein  [obsiegendes]  Erkenntniss  erlangt  hat;  deshalb  wird 
demjenigen,  der  nachher  erst  obgesiegt  hat,  die  Klage  der  ent- 
schiedenen Sache  verweigert.  §.  1.  Auch  wenn  es  ein  Bedingt- 
freier gewesen,  und  die  Bedingung  vor  der  Auslieferung  ein- 
getreten und  die  Freiheit  zufolge  Fideicommisses  zuvor  gewährt, 
oder  durch  die  eintretende  Bedingung  eines  Vermächtnisses  das 
Eigenthum  [an  dem  Sclaven  auf  einen  Andern]  übertragen  wor- 
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den  ist,  mnss  der  [vorige  Herr]  durch  das  billige  Ermessen 
des  Richters  freigesprochen  werden.  Es  wird  auch  Gegenstand 
der  richterlichen  Amtspflicht  sein,  Demjenigen,  dem  ausgelie- 
fert wotden  ist,  wegen  einer  den  nun  sein  gewordenen  Scla- 
>en  treffenden*7)  Entwährung  Sicherheit  zu  bestellen. 

15.  GAJ.  üb.  VI.  ad  Ed.  prov.  —  Der  Frätor  muss  die 
Uebe  rlragMing  der  Klage  wider  den  Bedingtfreien  verfügten. 
Wenn  aber  zur  Zeit  der  rechtlichen  Entscheidung  die  bedingt 
ertheilte  Freiheit  noch  obschwebend  ist,  so,  glauben  Sabi- 
nas und  Cassius,  werde  der  Erbe  durch  die  Uebergabe  des 
ScJaven  befreiet,  weil  er  sein  gesammtes  Recht  abtritt 3  dies 
ist  richtig. 

lü.  JULIAN,  lib.  XXII.  Di'g.  —  Wenn  ein  Erbe  arg- 
listiger Weise  einen  Bedingtfreien  aus  seiner  Gewalt  entfernt 
hat,  und  sich  dieserhalb  auf  die  Klage  ohne  Rücksicht  auf  die 
Auslieferung  an  Schadens  Statt  eingelassen  hat,  so  muss  der- 
selbe auch,  wenn  die  Bedingung  für  die  bedingt  ertheilie  Frei- 
Leit  erfüllt  worden  ist,  verurtheilt  werden ,  wie  es  der  Fall  sein 
würde,  wenn  der  Sclav  gestorben  wäre. 

17.  PAUL.  lib.  XXII.  ad  Ed.  —  Wenn  ein  Sclav  mit 
Vorwissen  des  Einen  seiner  beiden  Herrn,  aber  ohne  Wissen 
des  Andern,  ein  Verbrechen  begangen  hat,  und  zuvor  wider 
denjenigen,  der  nichts  davon  wusste,  Klage  erhoben  worden 
ist,  und  dieser  den  Sclaven  an  Schadens  Statt  ausgeliefert  hat, 
so  ist  es  unbillig,  dass  der  Andere  durch  die  Auslieferung 
eines  Taugenichtses  auch  befreit  werden  solle.  Es  wird  daher 
auch  wider  den  Andern  Klage  erhoben  werden  können,  und 
es  wird  [der  Beeinträchtigte] ,  wenn  er  seinem  Schaden  noch 
nicht  vollständig  beigekommen  ist,  ihn ,  mit  Veranschlagung 
des  Werthes  des  an  Schadens  Statt  ausgelieferten  Sclaven,  er- 
langen ;  die  Herren  unter  sich  müssen  sich  aber  vermittelst  der 
Gemeingutstheilungsklage  dergestalt  ausgleichen,  dass,  wenn 
derjenige,  mit  dessen  Wissen  es  geschehen  ist,  den  vollen 
Schadensersatz  geleistet  hat,  er  nicht  die  Hälfte  des  ganzen  Er- 
satzes, sondern  nur  die  des  Werthes  des  Sclaven  erhalt;  solcher- 
gestalt wird  auch,  wenn  der  Andere  den  Ersatz  geleistet  hat, 
demselben  die  Hälfte  davon  zu  Theil.  Dass  derjenige,  welcher 
einem  Sclaven  etwas  zu  thun  befahl,  von  seinem  Mitgenossen 
Entschädigung,  erhalten  sollte,  wäre  unbillig,  indem  er  deu 
Schaden  durch  sein  eigenes  Vergehen  leidet.  §.  I.  Wenn 
Mehrere  wegen  desselben  Sclaven  die  Noxalklage  wider  mich 
erheben  wollen,  oder  Einer  wegen  desselben  Sclaven  mehrere 
Klagen  anstellt,  an  dem  dir  der  Niessbrauch  zusteht,  die  Eigen- 


27)  S.  die  scharfsinnige  Bemerk,  über  diese  Stelle  von  Blume 
im  Rhein.  Mus.  für  Jrpdz.  II.  4,  p.  386. 
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beit  aber  mein  ist,  so  liegt  es  in  der  Amtspflicht  des  Richters, 
dass,  wenn  ich  denselben  an  Schadens  Statt  ausgeliefert  habe, 
ich  dem  Kläger  auch  den  Niessbrauch  verschaffe;  ich,  als  Eigen- 
heitsherr,  werde  aber  durch  den  Prätor  das  erlangen,  dass  er 
dich  nöthigt,  entweder  nach  der  Werthschäfzung  des  Niessbrauchs 
zur  Streitwürderung  beizutragen,  oder  denselben  abzutreten,  wenn 
dies  annehmlicher  erscheinen  sollte ;  will  ich,  als  Eigenheitsherr, 
aber  den  Sclaven  nicht  vertreten,  so  ist  dir  dessen  Vertlieidigung 
zu  verstatten,  und  wenn  du,  verurtheilt,  denselben  übergeben 
hast,  so  wirst  du  auch  gegen  mich  geschützt. 

18.  POM  PO  A  .  lib.  XVIII.  ad  Sabin.  —  Derjenige,  wer 
den  Niessbrauch  aji  einem  Sclaven  hat,  hat  in  Folge  dessen 
auch  die  Diebstahlsklage  wider  dessen  Herrn,  wie  wenn  er 
ein  Dritter  wäre;  wider  ihn  findet  dieselbe  aber  nicht  Statt, 
wiewohl  Jener  ihm  dient ;  daher  wird  der.  verurtheilte  Herr, 
wenn  er  dem  Niessbraucher  den  Sclaven  an  Schadens  Statt  aus- 
geliefert hat,  frei. 

19.  PAUL.  lib.  XXII.  ad  Ed.  —  Wenn  der  Sclav  des 
Titius  einer  mir  und  dir  gemeinschaftlich  gehörigen  Sache  einen 
Schaden  zugefügt  hat,  und  wir  wider  denselben  Klage  erheben 
wollen,  so  findet  die  Aquilische  Noxalklage  Statt,  damit  der 
Verurtheilte  nicht  in  Betracht  jedes  Einzelnen  zur  Auslieferung 
an  Schadens  Statt  auf  das  Ganze  genöthigt  werde.  Es  lässt 
sich  aber  auch  behaupten,  der  Schaden  sei  gewissermaassen 
nur  Einem  zugefügt  und  [mithin]  auch  nur  Eine  Verbindlichkeit 
vorhanden ,  oder  es  sei  Beiden  zusammen  die  Entschädigung  in 
baarem  Gelde  zu  leisten,  oder  an  Beide  zugleich  in  Folge  der 
richterlichen  Amtspflicht  die  Auslieferung  an  Schadens  Statt 
zu  bewirken.  Wenn  aber  [der  Sclav]  dem  Einen  von  uns  allein 
an  Schadens  Statt  ganz  ausgeliefert,  und  deshalb  der  Herr  des- 
selben in  Ansehung  Beider  freigesprochen  worden  ist,  so  haf- 
tet Derjenige,  dem  an  Schadens  Statt  ausgeliefert  worden  ist, 
dem  Andern  durch  die  Gemeingutstheilungsklage,  so  dass  er 
demselben  an  dem  an  Schadens  Statt  ausgeliefert  erhaltenen 
Sclaven  die  Gemeinschaft  zugestehen  muss,  indem  [er,]  der 
Mitgenosse,  wegen  einer  gemeinschaftlichen  Sache  etwas  er- 
halten hat.  §.  1.  Wenn  der  Eigenheitsherr  eines  Sclaven,  an 
dem  der  Niessbrauch  einem  Andern  zusteht,  dessen  Dienst  ge- 
miethet  hat,  so  wird  er  den  Worten  [des  Edicts]  zufolge  zur 
Auslieferung  an  Schadens  Statt  verurtheilt.  §.  2.  Wenn  dein 
Sclav  ein  Schiff  führt,  und  dessen  stellvertretender  Untersclav, 
ebenfalls  ein  Schiffer,  auf  demselben  Schilfe  einen  Schaden 
angerichtet  hat,  so  wird  widen;  dich  ebensowohl  eine  Klage 
ertheilt  werden,  wie  wenn  der  Schiffsrheder  ein  Freier  und 
dieser  Stellvertreter  sein  Sclav  war,  dergestalt  dass  du  [mittelst 
der  Klage]  wegen  des  Sondergutes  deines  Sclaven  zur  Auslie- 
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ferung  des  stellvertretenden  Untersclaven  an  Schadens  Statt 
verurtheilt  wirst;  hat  jedoch  der  Stellvertreter  auf  Geheiss 
deines  Sclaven,  oder  mit  dessen  Vorwissen  und  wahrend  der- 
selbe es  geschehen  liess,  den  Schaden  angerichtet,  so  findet 
die  Noxalklage  wegen  deines  Sclaven  selbst  Statt,  und  dasselbe 
ist  der  Fall,  wenn  er  es  einem  Matrosen  befohlen  hat. 

20.  GAJ.  Üb.  VII.  ad  Ed.  prov.  —  Wer  aus  mehreren 
Noxen  zu  verschiedenen  Zeiten  Klage  erhebt,  und  in  Folge 
der  einen  Uebelthat  die  Herrschaft  über  den  Sclaven  erworben 
hat,  dem  steht  [von  da  an]  keine  Klage  weiter  wider  den 
vorigen  Herrn  zu,  indem  die  Noxalklage  dem  Sclaven  folgt. 
Wenn  hingegen  der  Herr  bei  der  ersten  Klage  vorgezogen  hat, 
die  Streitwiirderung  zu  tragen,  so  haftet  er  demselben  Kläger, 
oder  einem  Andern,  der  aus  einer  andern  Uebelthat  Klage  er- 
hebt, nichts  desto  weniger. 

21.  ULP.  üb.  XXIII.  ad  Ed.  —  Sobald  ein  Herr  mit 
der  Noxalklage  angegriffen  wird,  und  sich  auf  dieselbe  nicht 
einlassen  will,  so  bleibt  nichts  übrig,  als  denjenigen  [Sclaven] 
an  Schadens  Statt  auszuliefern,  dessen  wegen  er  sich  nicht 
auf  die  Klage  einlassen  will,  oder,  wenn  er  es  nicht  thut, 
sich  jeden  Falls  auf  die  Klage  einzulassen  ;  die  Verurtheilung 
geschieht  jedoch  unter  keiner  andern  Bedingung,  als  wenn  er 
[den  Sclaven]  in  der  Gewalt  hat,  oder  arglistiger  Weise  es 
dahin  gebracht ,  dass  er  ihn  nicht  mehr  besitzt.  §.  I .  Diejeni- 
gen [Sclaven] ,  deren  wegen  die  Noxalklage  erhoben  worden 
ist,  können,  wie  man  angenommen  hat,  auch  wenn  sie  ab- 
wesend sind ,  vertheidigt  werden ;  jedoch  nur ,  wenn  sie  eigene 
Sclaven  sind;  sind  es  fremde,  oder  ist  es  zweifelhaft,  ob  es 
eigene  oder  fremde  seien,  so  müssen  sie  gegenwärtig  sein; 
ich  verstehe  dies  so,  dass,  wenn  es  sich  ausweist,  dass  die- 
selben in  gutem  Glauben  dienen,  sie  auch  abwesend  vertheidigt 
werden  können.  §.2.  Der  Prätor  sagt:  Wenn  derjenige, 
in  dessen  Gewalt  sich  ein  Sclav  befinden  soll, 
denselben  in  der  Gewalt  zn  haben  geleugnet 
hat,  so  werde  ich,  je  nachdem  es  der  Kläger 
wollen  wird,  ihm  entweder  den  Eid  auferlegen, 
dass  sich  derselbe  wirklich  nicht  in  seiner  Ge- 
walt befinde,  und  er  auch  arglistiger  Y^eise  es 
nicht  dahin  gebracht,  dass  er  es  nicht  mehr  sei, 
oder  eine  Klage  ohne  Rücksicht  auf  die  Auslie- 
ferung an  Schadens  Statt  ertheilen.  §.  3.  In  der 
Gewalt  ist  so  zu  verstehen,  dass  er  die  Fähigkeit  und  Ge- 
walt habe,  denselben  zu  stellen;  ist  er  flüchtig  geworden, 
oder  ausser  Landes  befindlich,  so  ist  nicht  anzunehmen,  dass 
er  sich  in  der  Gewalt  befinde.  §.  4.  Will  der  Beklagte  den 
Eid  nicht  leisten,  so  befindet  er  sich  ganz  in  derselben  Lage, 


Pandect.  L.  IX.  Tit.  4.  De  noxalibus  aciionibus.  831 


wie  derjenige,  der  weder  den  Abwesenden  vertheidigen  noch 
ihn  stellen  will ;  dieselben  werden  als  Ungehorsame  verurtheilr. 
§.  6.  Wenn  ein  Vormuud  oder  Curator  auftritt,  so  muss  Einer 
wie  der  Andere  selbst  schworen,  dass  sich  [der  Sclav]  nicht 
in  seines  Herrn  Gewalt  befinde ;  wenn  aber  ein  Geschäfts- 
besorger,  so  ist  der  Herr  selbst  zum  Eide  genöthigt.  §.  6. 
Wenn  der  Kläger  auf  dem  Eid  bestanden  und  der  Beklagte 
denselben  geleistet  hat,  und  nachher  späterhin  der  Erstere  die 
Noxalklage  anstellen  will,  so  fragt  es  sich,  ob  die  Einrede 
des  Schwures  wider  denselben  zugelassen  werden  dürfe  ? 
rS  a  b  i  n  u  s  ist  der  verneinenden  Ansicht ,  indem  der  Eid  gleich- 
sam etwas  ganz  Anderes  betroffen  habe,  das  heisst,  dass  der- 
selbe sich  damals  nicht  in  seiner  Gewalt  befunden  habe ,  so- 
bald er  aber  in  der  Gewalt  betroffen  werde,  auch  wegen,  des- 
sen Handlung  Klage  erhoben  werden  könne.  Auch  Neratius 
sagt,  dass  nach  der  geschehenen  Eidesleistung  der  Kläger  ohne 
Rücksicht  auf  die  Auslieferung  an  Schadens  Statt  klagen  könne, 
sobald  er  von  der  Behauptung  ausgeht,  dass  [d]er  [Beklagte] 
nach  der  Leistung  des  Eides  [den  Sclaven]  in  seine  Gewalt 
bekommen  habe. 

22.  PAUL.  lib.  XVIII.  ad  Ed.  —  Wenn  ein  Sclav 
[Jemandem]  in  Verwahrung  gegeben  oder  geliehen  worden  ist, 
so  kann  die  3\oxalklage  [nichtsdestoweniger]  wider  den  Herrn 
erhoben  werden;  denn  man  nimmt  an,  dass  er  diesem  dienst- 
bar sei;  und  es  befindet  sich  derselbe,  wenn  man  das  Edict 
berücksichtigt,  auch  in  dessen  Gewalt,  besonders  wenn  er  die 
Fähigkeit  hat,  den  Sclaven  zurückzufordern.  §.  1.  Wer  einen 
solchen  zum  Pfände  empfangen,  oder  auf  bittliches  Ansuchen 
erhalten  hat,  haftet  nicht  durch  die  Noxalklage;  denn  wenn 
Beide  denselben  auch  rechtlicher  Weise  besitzen,  so  besitzen 
sie  ihn  doch  nicht  in  dem  Glauben ,  dessen  Herren  zu  sein ; 
sondern  auch  hier  wird  angenommen,  dass  er  sich  in  des 
Herrn  Gewalt  befinde,  sobald  der  Herr  die  Fähigkeit  besitzt, 
ihn  zurückzufordern.  §.  2.  Was  heisst  das  aber,  die  Fähigkeit 
der  Zurückforderung  haben?  Wenn  Jemand  Geld  hat,  um  sich 
von  seiner  Verbindlichkeit  damit  zu  befreien;  denn  Sachen  zu 
verkaufen,  um  das  Geld  zu  bezahlen  und  den  Sclaven  zurück- 
zufordern, dazu  darf  er  nicht  gezwungen  werden.  §.  3.  Der 
Herr,  welcher  einen  Sclaven  in  seiner  Gewalt  zu  haben  ge- 
ständig ist,  muss  ihn  entweder  stellen,  oder  abwesend  ver- 
theidigen;  wenn  er  dies  nicht  thut,  so  wird  er  gestraft,  wie 
wenn  er  ihn  gegenwärtig  nicht  an  Schadens  Statt  ausgeliefert 
hätte.  §.  4.  Hat  der  Herr  geleugnet,  ihn  in  seiner  Gwalt  zu 
haben,  so  überlässt  der  Prätor  dem  Kläger  die  Wahl,  ob  er 
die  Entscheidung  vom  Eide  abhängen  lassen,  oder  eine  Klage 
ohne  Rücksicht  auf  die  Auslieferung  an  Schadens  Statt  erlieben 
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wolle;  Liernacli  wird  er  obsiegen,  wenn  er  beweist,  dass  er 
sich  in  der  Gewalt  befinde,  oder  dass  es  durch  [des  Herrn] 
Arglist  dahin  gekommen  sei,  dass  er  es  nicht  mehr  sei;  wer 
den  Beweis,  dass  der  Sclav  sich  in  seines  Gegners  Gewalt 
befinde,  nicht  führen  kann,  wird  sachfällig. 

23.  GAJ.  üb.  VI.  ad  Ed.  prov.  —  Auch  wenn  der 
Gegner  desselben  den  Schaven  erst  nachher  in  seine  Gewalt 
bekommen,  haftet  derselbe  aus  dem  neuerworbenen  Besitz, 
wahrend  ihm  die  Einrede  versagt  wird. 

24.  PAUL.  lib.  XVIII.  ad  Ed,  -  Es  ist  die  Frage,  ob 
blos  wider  Denjenigen,  der  es  arglistiger  Weise  dahin  gebracht, 
dass  er  ihn  nicht  mehr  in  seiner  Gewalt  hat,  die  Noxalklage 
♦Statt  finde,  wenn  es  durch  seine  Arglist  dahin  gekommen  ist, 
dass  [die  unmittelbare]28)  JYoxalklage  wegfalle,  z.B.  wenn 
er  seinem  Sclaven  Auftrag  zur  Flucht  gegeben,  oder  ob  dessen 
ungeachtet  auch  wider  jeden  Andern  Klage  erhoben  werden 
könne,  was  der  Fall  ist,  wenn  [der  Sclav]  veräussert  oder 
freigelassen  worden  ist?  Das  Letztere  ist  richtiger.  In  diesem 
Fall  kann  der  Kläger  wählen,  wider  wen  er  klagen  will. 
Julianus  sagt  aber  von  Demjenigen,  der  ihn  freigelassen, 
dass ,  wenn  der  Freigelassene  sich  selbst  zu  vertheidigen  bereit 
ist,  dem  Erstem  eine  Einrede  zu  ertheilen  sei.  So  auch  Labeo. 

25.  GAJ.  lib.  VI.  ad  Ed.  prov.  —  Dasselbe  ist  der  Fall, 
wenn  ein  neuer  Herr  sich  die  Klage  wegen  des  Sclaven  ge- 
fallen lässt. 

26.  PAUL.  lib.  XVIII.  ad  Ed.  —  Die  Wahl  des  Einen 

befreiet  aber  den  Andern;  denn  der  Prätor  hat  dafür  gesorgt, 
dass  der  Kläger  nicht  geprellt  werde,  nicht  aber  gewollt,  dass 
er  einen  Gewinn  machen  solle,  und  darum  wird  er  vom  Zwei- 
ten durch  eine  Einrede  abgewehrt  werden.  §.  1.  Diesem  nach 
ist  es  folgerichtig,  dass  wenn  Mehrere  es  arglistiger  Weise 
dahin  gebracht  haben,  dass  sie  ihn  nicht  mehr  in  ihrer  Gewalt 
haben,  der  Kläger  wählen  dürfe,  wen  er  verklagen  will. 
§.  2.  Ebenso  steht,  wenn  einige  von  mehreren  Herren  arg- 
listiger Weise  aufgehört  haben,  ihre  Antheile  zu  besitzen, 
dem  Kläger  die  Wahl  zu,  ob  er  unmittelbar  wider  den  [nun- 
mehrigen] Besitzer  klagen,  oder  die  prätorische  Klage  wider 
den,  der  sich  des  Besitzes  entlediget  hat,  erheben  will.  §.  3* 
W^enn  Jemand  vor  Gericht  zugegeben  hat,  dass  ein  ihm  nicht 
gehöriger  Sclav  ihm  gehöre,  so  wird  der  Andere,  wenn  der* 
selbe  zahlt,  befreiet*  §.  4.  Wenn  Derjenige,  dessen  Besitz 
man  sich  arglistiger  Weise  entledigt  hat,  mit  Tode  abgegangen 
ist,  bevor  diese  Klage  erhoben  worden,  so  wird  man  frei, 
weil  dieselbe  an  die  Stelle  der  unmittelbaren  Klage  nachfolgt; 


28)  Glosse. 
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das  Entgegengesetzte  findet  Statt,  wenn  man  die  Einlassung 
auf  die  Klage  verzögert  hat.     §.  5.  Weder  dem  Erben  noch 
wider  den  Erben  ist  deswegen  die  Klage  zu  verstatten,  wenn 
der  Erblasser  [den  Besitz]  fälschlich  geleugnet  hat,  noch  jemals 
wider  diesen  selbst29);  denn  es  muss  Dem,  der  einen  abwe- 
senden Sclaven  vertheidigt,  freistehen,  die  Strafe  des  Edicts 
abzuwenden,  d.  h.,  dass  er  ohne  [zur]  Auslieferung  an  Scha- 
dens Statt  [gelassen  zu  werden]  belangt  werde.  Daher  kannst 
du,  wenn  du,  [anfänglich]  geleugnet  hast,  dass  der  Sclav  in 
deiner  Gewalt  sei,  es  nachher  eingestehen,  es  müsste  denn 
das  Verfahren  bereits  wider  dich  eingeleitet  sein ;  denn  alsdann 
darfst  du,  wie  Labeo  sagt,  kein  Gehör  finden.  Octavenus 
sagt  aber,  man  müsse  dir  unter  Umständen  auch,  wenn  bereit» 
der  Streit  im  Verfahren  befangen  sei,  zu  Hülfe  kommen,  we- 
nigstens wenn  dein  Alter  von  der  Art  sei,  dass  dir  Nachsicht 
zu  Theil  werden  müsse.    §.  6.  Wenn  ein  Sclav  in  Abwesen- 
heit oder  auch  in  Gegenwart  seines  Herrn  fortgenommen  3  °) 
worden  ist,  und  sich  derselbe  in  eben  solchem  Verhaltniss  be- 
findet, dass  er  in  den  vorigen  Stand  wieder  eingesetzt  werden 
kann,  so  wird  ihm  die  Vertheidigung  des  Fortgenonimenen 
verstattet;  denn  wer  dessen  Stellung  fordert,  den  muss  der 
Prator  zur  Vertheidigung  zulassen.    Dasselbe  ist  dem  Niess- 
braucher  zu  verstatten ,  oder  wem  [der  Sclav]  als  Pfand  bestellt 
worden,  wenn  der  Herr  gegenwärtig  ist,  und  die  Vertheidi- 
gung nicht  übernehmen  will,  damit  nicht  des  Einen  Arglist 
oder  Nachlässigkeit  Andern  Schaden  bereite.    Ein  Gleiches  ist 
der  Fall  bei  einem  gemeinschaftlichen  Sclaven,  den  der  Eine 
von  seinen  Herren  [ ,  wiewohl]  gegenwärtig,  nicht  vertheidigen 
will.   Allein  man  muss  in  diesen  Fällen  auch  dem  Kläger  zn 
Hülfe  kommen  31)?  we*l  man  angenommen  hat,  dass  durch  die 
Erwerbung  des  Eigenthums  die  Klage  verloren  gehe;  denn  so- 
bald der  Sclav  auf  Befehl  des  Prätors  abgeführt  worden,  wird 
er  Dem  gehörig,  der  ihn  abgeführt  hat. 

27.  GAJ.  lib.  VI.  ad  Ed.  prov*  —  Wenn  es  sich  in 
einer  Noxalklage  um  einen  Sclaven  handelt,  der  [einem  Andern] 
Unterpfandsweise  haftet,  oder  dessen  Niessbrauch  einem  An- 
dern zusteht,  so  ist  zu  bemerken,  dass,  wenn  der  Gläubiger 
oder  Niessbraucher  gegenwärtig  dessen  Vertheidigung  nicht 
übernehmen  will,  der  Proconsul  einschreiten  und  die  rechtliche 
Verfolgung  des  Pfandes  oder  die  Klage  wegen  des  Niessbrau- 
ches  verweigern  werde.  In  diesem  Fall,  kann  man  sagen,  löst 
sich  die  Pfandverbindlichkeit  von  selbst  auf;  denn  ein  Pfand, 


29)  Wenn  er  nämlich  nachher  seine  Lüge  widerruft. 

30)  Unter  gerichtlicher  Ermächtigung. 

31)  Durch  Wiederverleihung'  der  Noxalklage. 
Corp.  jur.  civ.  I.  63 
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dessen  rechtliche  Verfolgung  verweigert  wird,  ist  so  gut  wie 
keines.  Der  INiessbrauch  hingegen  dauert,  wenn  auch  dessen 
Verfolgung  verweigert  wird,  dem  Rechte  selbst  zufolge  solange, 
bis  er  nach  Ablauf  der  bestimmten  Verjährungszeit  durch  Nicht- 
gebrauch erlischt.  §.  1  Aus  dem,  was  wir  über  den  Sclaven, 
der  Jemandem  Unterpfandsweise  verpflichtet  ist,  vom  Bedingt- 
freien, und  demjenigen,  woran  der  Niessbrauch  einem  Andern 
zusteht,  gesagt  haben,  erhellt,  dass  Derjenige,  wer  einen  ihm 
nicht  gehörigen  Sclaven  vor  Gericht  für  ihm  gehörig  ausgegeben 
hat,  durch  die  Auslieferung  des  Schadenstifters  dennoch  dein 
Rechte  selbst  zufolge  nicht  befreiet  werden  könne,  wiewohl  er 
durch  die  IVoxalklage  hafte,  weil  sie  kein  Eigenthum  auf  den 
Kläger  übertragen  können ,  indem  sie  selbst  nicht  Eigentümer 
sind.  Wenn  jedoch  der  Eigenthümer  den  aus  einem  solchen 
Grunde  übergebenen  [Sclaven]  nachher  eigentümlich  zurück- 
verlangen sollte,  ohne  die  Streitwürderung  anzubieten,  so  kann 
er  durch  die  Einrede  der  Arglist  abgewehrt  werden. 

28.  AFRICAN.  lib.  VI.  QuaesU  —  Ich  kann  überhaupt, 
"Wenn  ich  eines  fremden  Sclaven  wegen,  der  dir  in  rechtmäs- 
siger Sclaverei  dient,  wider  dich  die  Noxalklage  erhoben,  und 
du  ihn  mir  an  Schadens  Statt  ausgeliefert  hast,  sowohl  wenn 
dessen  Herr  ihn  von  mir,  als  derzeitigem  Besitzer,  eigentüm- 
lich zurückverlangt,  ihn  durch  die  Einrede  der  Arglist,  wenn 
er  die  Streitwürderung  zu  erlegen  sich  nicht  erbietet,  abweh- 
ren, als  es  wird  auch  mir,  wenn  er  selbst  ihn  besitzt,  die 
Publiciana  ertheilt,  und  es  wird  mir  wider  denselben,  wenn 
er  sich  Einredeweise  [auf  das  Eigenthum]  berufen  sollte,  da- 
fern   er  Eigenthümer  desselben  ist,   die  Replik  der  Arglist 
von  Nutzen  sein.    Hiernach  werde  ich  denselben  auch  durch 
den  Gebrauch  ersitzen,  wenn  ich  ihn  gleich  als  einen  fremden 
Wissentlich  besitze ;   denn  wollte  man  hier  anders  bestimmen, 
so  würde  der  Besitzer  im  guten  Glauben  die  grösste  Unbilligkeit 
erleiden ,  wenn  ihm ,  da  wider  ihn  dem  Rechte  selbst  zufolge 
die  Noxalklage  Statt  findet,  die  Nothwendigkeit  obliegen  sollte, 
die  Streitwürderung  zu  tragen.   Dasselbe  lnuss  alsdann  zur  An- 
wendung kommen,  wenn  ich  den  [Sclaven],  weil  er  von  dem 
[Herrn]  nicht  vertheidigt  ward,   auf  Befehl  des  Prätors  fort- 
geführt habe,  weil  ich  auch  in  diesem  Fall  einen  rechtmässigen 
Grund  des  Besitzes  habe. 

29.  GAJ.  lib.  VI.  ad  Ed,  prov.  —  Es  kann  aber  nicht 
blos  Derjenige,  wer  [den  Sclaven]  nicht  in  der  Gewalt  hat, 
[die  Einlassung  auf]  die  Noxalklage  verweigern,  sondern  es 
steht  auch  Demjenigen,  wer  ihn  in  der  Gewalt  hat,  frei,  die 
Klage  dadurch  zu  vermeiden,  dass  er  ihn  unvertheidigt  in  Slich 
lä'sst;  der  Letztere  muss  jedoch  dann  sein  Recht,  wie  wenn 
er  yerurtheilt  worden  wäre,  auf  den  Kläger  übertragen. 
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30.  GAJ.  Hb.  ad  Ed.  Praet.  vrb.  fit.  de  damno  inf.  — 
Bei  den  Noxalklagen  komraeu  Diejenigen,  welche  im  guten 
Glauben  abwesend  sind^  nicht  um  ihr  Recht,  sondern  es  wird 
ihnen,  wenn  sie  zurückgekehrt  sind,  die  Befugniss  der  Ver- 
teidigung nach  billigem  Ermessen  ertheilt,  vorausgesetzt,  dass 
sie  die  Herren  sind,  oder  ein  anderes  Recht  an  der  Sache  ha- 
ben, wie  Gläubiger  und  INiessbraucher. 

31.  PAUL.  üb.  VII.  ad  Plaut.   —  Wenn  der  Prätor 
sagt,  er  werde,   wenn  ein  ganzes  ^Gesinde  einen  Diebstahl 
begangen,  in  der  Art  eine  Klage  ertheilen,  dass  der  Kläger 
ebensoviel  erlange,  als  er  erlangen  würde,  wenn  es  ein  Freier 
gethan  hätte,  so  fragt  es  sich,  ob  er  hier  den  Schadensersatz 
in  Gelde,  oder  auch  die  Auslieferung  an  Schadens  Statt  vor 
Augen  habe,  dass  also,  wenn  aus  dem  Erlöse  der  an  Schadens 
Statt  Ausgelieferten   das   Doppelte   [des  wirklichen  Schaden- 
betrags] vereinnahmt  wird,  die  folgenden  Klagen  dadurch  weg- 
fallen.   Sabinus  und  Cassius  sind  der  Meinung,  es  müsse 
auch   der  Erlös  aus  den  an  Schadens  Statt  Ausgelieferten  in 
Anrechnung  gebracht  werden;  diesem  tritt  Pomponius  bei, 
nnd  es  ist  wahr;  denn  auch  wenn  einSclav,  den  Niemand  ver- 
theidigt,  fortgeführt  worden  ist,  kommt  dessen  Werthschätzung 
in  Betracht.    Julianus  meint,  es  sei  wenigstens  nicht  blos 
auf  die  Verdoppelung,  sondern  auch  auf  die  Condiction  Rück- 
sicht zu  nehmen;   man  müsse  darauf  sehen,  ob  die  Sclaven 
zur  Zeit  des  begangenen  Diebstahls  alle  zu  einem  Gesinde  ge- 
hört haben;  denn  wenn  die  [vorher]  mehreren  Herren  gehöri- 
gen Sclaven  nachher  einem  Einzigen  gehörig  geworden  seien, 
so  findet  das  Edict  nicht  Statt. 

32.  CALLISTRAT.  lib.  II.  Ed.  monit.  —  Wenn  Der- 
jenige, welcher  sich  in  fremder  Gewalt  befindet,  und  von 
dein  behauptet  wird,  dass  er  ein  Vergehen  begangen  habe, 
nicht  vertheidigt  wird,  so  wird  er  [vom  Kläger]  fortgeführt; 
ist  der  Herr  gegenwärtig,  so  muss  er  ihn  übergeben,  und 
wegen  Arglist  zu  haften  versprechen. 

33.  POMPON.  lib.  XIV.  ad  Sabin.  —  Niemand  kann 
gezwungen  werden,  im  Wege  der  Noxalklage  einen  Andern 
zu  vertheidigen ;  wenn  dieser  aber,  den  er  nicht  vertheidigen 
will,  ein  Sclav  ist,  so  muss  er  auf  denselben  Verzicht  leisten; 
ist  es  ein  Freier,  der  sich  in  der  Gewalt  befindet,  so  ist  ihm 
ohne  Unterschied  seine  Verteidigung  selbst  zu  überlassen; 

34.  JULIAN,  üb.  IV.  ad  Urseium  Fcrocem.  —  denn 
sobald  Einer  seinen  Haussohn  wegen  eines  Verbrechens  nicht 
vertheidigen  will,  wird  wider  denselben  selbst  eine  Klage 
ertheilt. 

35.  ULP.  lib.  XLI.  ad  Sabin.  —  Und  wenn  der  Sohn 
verurtheiit  worden  ist,  so  muss  er  das  Erkannte  leisten;  denn 
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es  bindet  ihn  die  Verurtheihmg.  Ja,  man  kann  sogar  auch 
das  behaupten,  dass  der  Vater  nach  der  Verurtheilung  des 
Sohnes  nur  auf  dessen  Sondergut  in  Anspruch  genommen  wer- 
den könne. 

36.  ULP.  lib.  XXXVII.  ad  Ed.  —  Wer  einen  verpfän- 
deten, nachher  aber  vom  Schuldner  wieder  heimlich  zu  sich 
genommenen  Sclaven  vom  Schuldner  gekauft  hat,  der  haftet 
für  denselben  wegen  [von  demselben  begangenen]  Diebstahls, 
weil  er  das  Eigenthum  an  dem  Sclave/i  erworben  hat,  und  es 
thut  nichts,  dass  derselbe  ihm  durch  die  Servianische  Klage 
entrissen  werden  kann.  Dasselbe  ist  der  Fall,  wenn  Jemand 
von  Einem,  der  noch  nicht  fünfundzwanzig  Jahre  alt  ist,  oder 
wissentlich,  dass  es  zum  betrüglichen  Nachtheil  der  Glaubiger 
geschehe,  [den  Sclaven]  gekauft  hat;  denn  diese  müssen,  wie- 
wohl ihnen  das  Eigenthum  entzogen  werden  kann,  dennoch 
unterdessen  belangt  werden. 

37.  TRYPHOMN.  lib.  XV.  Disp.  —  Wenn  mii^  ein 
fremder  Sclav  Etwas  gestohlen  hat,  der  nachher  mein  eigen 
geworden  ist,  so  erlischt  die  Diebstahlsklage,  welche  mir  zu- 
stand ,  sobald  sie  noch  nicht  anhängig  gemacht  worden  ist ; 
auch  wird  dieselbe,  wenn  ich  nachher  denselben  wieder  ver- 
äussert, den  ich  vor  der  Einleitung  des  Verfahrens  gekauft 
hatte,  nicht  wieder  hergestellt.  Habe  ich  ihn  hingegen  erst 
nach  der  Einleitung  des  Verfahrens  gekauft,  so  muss  der  Ver- 
kaufer verurtheilt  werden, 

38.  ULP  lib.  XXXVII.  ad  Ed.  —  wie  wenn  er  ihn  an 
einen  Andern  verkauft  hätte;  denn  es  ist  einerlei,  an  wen  er 
ihn  verkauft  hat,  ob  an  den  Gegner  selbst  oder  an  einen  An- 
dern, und  wenn  er  sich  durch  den  Verkauf  der  Möglichkeit 
der  Auslieferung  des  Schadensstifters  beraubt  hat,  so  muss  er 
durch  seine  eigene  Schuld  die  Streitwürderung  tragen.  §.  Ii 
Juli  an  us  schreibt  aber  im  zweiundzwanzigsten  Buche  der 
Digesten,  dass  ich,  wenn  ich  einen  Sclaven  laufen  lasse,  der 
dich  bestohlen  hat,  frei  von  aller  Verbindlichkeit  werde,  weil 
er  sofort  aufhört,  mir  gehörig  zu  sein,  damit  nicht  wegen  eines 
herrenlosen  Sclaven  die  Diebstahlsklage  Statt  linde.  §.  2.  Wenn 
mein  Sciav  eine  dir  gehörige  Sache  gestohlen  und  verkauft  hat, 
und  du  ihm  das  aus  deren  Verkauf  gelöste  Geld  aus  der  Hand 
geschlagen  hast,  so  findet  von  beiden  Seiten  die  Diebstahlsklage 
Statt ;  denn  du  kannst  sowohl  wegen  des  von  dem  Sclaven  be- 
gangenen Diebstahls  die  Noxalklage  wider  mich  erheben,  als 
ich  wider  dich  wegen  der  Geldstücke.  §.  3.  Auch  wenn  ich 
dem  Sclaven  meines  Gläubigers  Geld  gezahlt  habe,  damit  die- 
ser es  seinem  Herrn  gebe,  wird,  wenn  dieser  die  empfange- 
nen Gelder  untergeschlagen,  ebenfalls  die  Diebstahlsklage  Statt 
iinden. 
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39.  JULIAN,  lib.  IX.  Big.  —  Wenn  ein  Mehreren  ge- 
meinschaftlich gehöriger  Sclav  einen  Diebstahl  begangen  und 
Alle  es  arglistiger  Weise  dahin  gebracht  haben,  dass  sie  ihn 
nicht  mehr  in  ihrer  Gewalt  haben,  so  muss  der  Prätor  der 
Klage  des  bürgerlichen  Rechts  folgen,  und  eine  würdenrecht- 
liche  Klage,  welche  er  aus  diesem  Grunde  verspricht,  wider 
Denjenigen  ertheilen ,  den  der  Kläger  ausgewählt  hat ;  denn 
er  braucht  dem  Kläger  nicht  mehr  zu  gewähren,  als  dass  er, 
ohne  Berücksichtigung  der  Auslieferung  des  Schadenstifters, 
wider  Den  klagen  könne,  gegen  den  er  die  Noxalklage  hätte 
erheben  können,  wenn  der  Sclav  gestellt  worden  wäre.    §.  1. 
Wer  einbekennt,  dass  ein  fremder  Sclav  ihm  gehöre,  muss, 
wenn  er  32)  auch  durch  die  Noxalklage  verpflichtet  ist,  dessen 
ungeachtet  nach  Untersuchung  der  Sache  Bürgschaft  bestellen. 
Wer  aber  wegen  eines  [eigenen]  Sclaven  belangt  wird,  darf 
mit  keiner  Bürgschaftsstellung  beschwert  werden,  denn  er  über- 
nimmt ja  nicht  freiwillig  die  Vertheidigung  eines  fremden  Scla- 
ven.   §.  2.  Wenn  Jemand  den  Herrn  bezüchtigt,  es  arglistiger 
Weise  dahin  gebracht  zu  haben,  dass  sich  ein  Sclav  nicht  mehr 
in  seiner  Gewalt  befinde,  Jener  aber  behauptet,  dass  dieser 
Sclav  von  einem  Andern  mit  Bestellung  einer  Bürgschaft  ver- 
theidigt  werde,  so  findet  die  Einrede  der  Arglist  Statt.    §.  3. 
Es  wird  aber  der  Herr,  auch  wenn  der  Sclav  nach  Einleitung 
des  Verfahrens  mit  ihm  erschienen,  und  weil  er  nicht  verthei- 
digtward,  fortgeführt  worden  ist,  durch  Vorschützung  der  Ein- 
rede der  Arglist  freigesprochen  werden.    §.  4.  Wenn  der  Sclav 
vor  der  Einleitung  des  Verfahrens  gestorben  ist,  so  haftet  der 
Herr  durch  diese  Klage  keinen  Falls. 

40.  Idem  lib.  XXII.  Big.  —  Wenn  ein  vermachter  Sclav 
vor  dem  Erbantritt  dem  künftigen  Erben  eine  Sache  gestohlen 
hat,  so  kann  derselbe  wider  den  Vermächtnissberechtigten, 
nach  Empfang  des  Vermächtnisses  wegen  Diebstahls  Klage  er- 
heben. Hat  hingegen  derselbe  Sclav  eine  Erbschaftssache  ge- 
stohlen, so  fällt  die  Diebstahlsklage  weg,  weil  an  Sachen  dieser 
Art  kein  Diebstahl  geschehen  kann;  dagegen  findet  die  Klage 
auf  Auslieferung  Statt. 

41.  Idem  lib.  II.  ad  Urseium  Ferocem,  —  Wenn  ein 
Zweien  gemeinschaftlich  gehöriger  Sclav  dem  Einen  seiner 
Herren  einen  widerrechtlichen  Schaden  zugefügt  hat,  so  findet 
deshalb  die  Aquilische  Klage  nicht  Statt,  weil,  wenn  er  einem 
Dritten  geschadet  hätte,  wider  den  Einen  von  Beiden  allein 
die  Aquilische  Klage  auf  das  Ganze  erhoben  werden  kann ; 
gleichwie  wenn  ein  Zweien  gemeinschaftlich  gehöriger  Sclav 


32)  Unser  Text  hat  hier  wahrscheinlich  durch  einen  Druckfeh- 
ler eine  falsche  Interpuuction. 
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[den  Einen  von  Beiden]  besfohlen  hat,  wider  den  Andern  niclit 
die  Diebstahlsklage,  sondern  nur  die  Gemeingutstheilungsklage 
angestellt  werden  kann. 

42.  ULl\  üb.  XXXVII.  aä  Ed.  —  Wenn  Derjenige, 
dessen  wegen  eine  Noxalklage  eingeleitet  worden,  frei  zu  sein 
behauptet  hat,  so  muss  dieses  Verfahren  angehalten  werden, 
bis  über  sein  Standesrecht  erkannt  worden  ist;  ist  er  nun  also 
für  einen  Sclaven  erklärt  worden,  so  tritt  die  Noxalklage  wie- 
der in  Wirksamkeit,  wenn  aber  für  einen  Freien,  so  erscheint 
sie  als  unnütz.  §.  1.  Wer  wegen  eines  gestorbenen  Sclaven, 
ohne  von  seinem  Tode  unterrichtet  zu  sein,  sich  auf  eine  Noxal- 
klage eingelassen  hat,  der  muss  freigesprochen  werden,  weil 
die  Verbindlichkeit,  seinerwegen  Ersatz  zu  leisten,  wegfällt. 
§.  2.  Diese  Riagen  sind  immerwährend ,  und  haben  so  lange 
Statt,  als  man  die  Fähigkeit  besitzt,  den  Sclaven  auszuliefern; 
auch  steht  sie  nicht  Mos  uns  selbst,  sondern  auch  unsern  Nach- 
folgern zu;  nicht  minder  wider  die  Nachfolger,  jedoch  nicht 
als  solche,  sondern  in  Folge  des  Eigenthumsrechts.  Wenn  es 
daher  der  Fall  ist,  dass  ein  Sclav  an  einen  Andern  gekommen 
ist,  so  wird  der  neue  Herr  in  Folge  des  Eigenthumsrechts  mit 
der  Noxalklage  belangt. 

43.  POMPON.  üb.  VIII.  Epist.  —  Die  Sclaven,  wel- 
chen die  Noxa  folgt,  müssen  da  vertheidigt  werden,  wo  ihnen 
die  Begehung  des  Verbrechens  Schuld  gegeben  wird ;  darum 
muss  der  Herr  dieselben  da  stellen,  wo  sie  die  Gewalttätig- 
keit ausgeübt  zu  haben  bezüchtigt  werden,  und  es  kann  der 
Fall  eintreten,  dass  derselbe  das  Eigenthum  über  Alle  verliert, 
wenn  er  sie  nicht  vertheidigt. 


Zehntes  Buch. 


Erster  Titel. 
F  i  n  i  u  m    regundor  u  m* 
(  Von  der  Grenzberichligung  \sldage\. ) 

i.  PAUL.  lib.  XXIII.  ad  Ed.  —  Die  Grenzberichtigungs- 
klage ist  eine  persönliche ,  wiewohl  sie  auch  statt  der  Eigen- 
thumsklage dient. 

2.  ULP.  lib.  XIX.  ad  Ed.  —  Diese  Klage  betrifft  länd- 
liche Grundstücke,  wenn  auch  Gebäude  dazwischen  liegen, 
denn  es  ist  einerlei ,  ob  man  Bäume  oder  Gebäude  auf  die 
Grenze  setzt.  §.  1.  Dem  Richter  in  der  Grenzberichtigungs- 
klage steht  frei,  da,  wo  er  die  [früheren]  Grenzen  nicht  be- 
stimmen kann,  den  Streit  durch  ein  Zuerkennen  als  Eigenthum 
zu  schlichten;  und  wenn  ^er  die  Grenzen,  um  alte  Uugewiss- 
heiten  zu  beseitigen,  wo  anders  ziehen  will,  so  kann  er  dies 
durch  Zuerkennen  als  Eigenthum  und  Verurtheilung  thun. 

3.  (*AJ.  lib.  VII.  ad  Ed.  prov*  — -  In  diesem  Fall  ist 
es  nothwendig,  dass  dein  Einen  yom  Grundstück  des  Andern 
etvvas  eigenthümlich  zuerkannt  werden  müsse ;  wem  aber  etwras 
eigenthümlich  zuerkannt  wird,  der  muss  wiederum  für  das- 
jenige, was  ihm  eigenthümlich  zuerkannt  worden ,  zur  Erlegung 
einer  bestimmten  Summe  verurtheilt  werden. 

4.  PAUL.  lib.  XXIII.  ad  Ed.  —  Es  kann  aber  auch  der 
Streit  über  eine  einzige  Stelle  durch  Zuerkennen  als  Eigenthum 
nach  Antheilen  geschlichtet  werden,  je  nachdem  der  Richter 
sich  vom  Eigenthum  eines  Jeden  an  der  Stelle  überzeugt  hat. 
§.  1.  Bei  der  Grenzberichtigungsklage  kommt  auch  das  Inter- 
esse in  Betracht.  Wie  nun,  wenn  Jemand  von  der  Stelle  einen 
Nutzen  gezogen  hat,  von  der  es  sich  ergibt,  dass  sie  dem 
3\achbar  gehörte?  Hier  würde  eine  desfallsige  Verurtheilung 
unbillig  sein  ').    Wenn  aber  ein  Feldmesser  von  dem  Einen 


1)  Die  verschiedenen  E'klärungsversuche  dieser  Stelle,  sowie 
die  Aenderungeu  der  Lesart  (inique  damnuüo  —  fiet)  und 
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allein  angenommen  worden  ist,  so  wird  derjenige,  welcher 
ihn  nicht  gedungen  hat,  [dennoch]  zu  einem  Tkeile  des  Loh- 
nes 2)  verurtheilt  werden.  §.  2.  Nach  der  Einleitung  des  Ver- 
fahrens kommen  aber  bei  dieser  Klage  auch  die  Nutzungen  in 
Betracht  ,  denn  von  da  an  wird  sowohl  Verschuldung  als  Arg- 
list vertreten;  allein  die  vor  der  Einleitung  des  Verfahrens 
gewonnenen  kommen  nicht  unbedingt  bei  dieser  Klage  in  Be- 
tracht; denn  man  hat  sie  entweder  im  guten  Glauben  gewon- 
nen, und  dann  muss  man,  wenn  man  sie  verbraucht  hat,  den 
Vortheil  davon  geniessen,  oder  im  schlechten  Glauben,  und 
dann  müssen  sie  mittelst  einer  Condiction  zurückgefordert  wer- 
den. §.  3.  Wer  aber  dem  Richter,  der  einen  auf  die  Grenze 
gesetzten  Baum  umzuhauen,  oder  ein  aufgeführtes  Gebäude,  oder 
einen  Theil  desselben  wegzureissen  anbefohlen,  nicht  Gehorsam 
geleistet  hat,  wird  [zur  Erlegung  der  Streitwürderung]  3)  ver- 
urtheilt. §.  4.  Wenn  angezeigt  worden,  dass  die  Grenzmahle 
umgeworfen  oder  untergepflügt  worden  seien,  so  kann  der 
Richter,  der  über  das  Verbrechen  erkennt,  auch  über  die 
Grenzen  erkennen.  §.  5.  Wenn  ein  Landgut  Zweien,  und 
ein  anderes  Dreien  gehört,  so  kann  der  Richter  der  einen  Par- 
tei eine  streitige  Stelle  als  Eigenthum  zuerkennen,  wenn  sie 
auch  mehrern  Eigenthümern  gehört,  weil  angenommen  wird, 
dass  die  Grenzen  vielmehr  dem  Landgute  als  den  Personen 
zuerkannt  werden;  es  wird  hier  aber,  weil  Mehreren  eigen- 
tümlich zuerkannt  wird,  Jeder  einen  Antheil  [nach  Verhält- 
niss  dessen]  erhalten,  den  er  an  dem  Landgute,  auch  als  un- 
getheilt,  besitzt.  §.6.  Diejenigen,  welche  ein  Landgut  in  Ge- 
meinschaft besitzen,  werden  sich  gegenseitig  nicht  verurtheilt; 
denn  es  kann  zwischen  denselben  gar  keine  Einlassung  auf 


der  Interpunction  s.  bei  Glück  X.  S.  445.  Anm.  63.  Glück 
selbst  schwankt  zwischen  der  No  od  t  sehen  Erklärung,  der 
das  Fragezeichen  hinter  fiet  erst  setzen  und  die  Beantwortung 
in  der  Fragestellung  finden  will,  und  der  S  am  in  et  scheu, 
der  nichts  ändert ,  sondern  deminutio  für  deminutio  patrimo- 
nii  erklärt.  Mir  scheint  jede  Aenderung  entbehrlich,  und  die 
letzte,  doch  wohl  gewagte,  Erklärung  von  damnatio  un- 
nöthig,  vielmehr  die  gewöhnliche  Bedeuüiug  beizubehalten. 
Paulus  will  offenbar  blos  die  Regel,  dass  das  Interesse 
zu  berücksichtigen  sei,  durch  zwei  Beispiele  verständlich  zu 
machen  suchen,  von  denen  das  erste  nicht  unter  die  Regel 
zu  sabsumiren  ist,  wohl  aber  das  letzte.  Diese  Verschieden- 
heit zeigt  schon  der  Anfang  des  letzten  Satzes  Sed  et  si  u.s.  w. 
Ohnehin  befindet  sich  derjenige ,  welcher  die  Nutzungen  ge- 
zogen,  im  ersten  Fall  in  bona  fide ;  man  sehe  nur  den  fol- 
genden Paragraphen. 

3)  Wegen  dieses  Ausdrucks  s.  Glück  XI.  S.  377.  Aum.  64. 
Merces  ist  hier  nur  uneigentlich  gebraucht 

3)  Glosse. 
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die  Klage  angenommen  werden.     §.  7.  Wenn  wir,  du  und 
ich,  ein  Landgut  gemeinschaftlich  besitzen,  und  ich  ein  daran 
grenzendes  allein,  findet  da  zwischen  uns  die  Grenzberichtigungs- 
klage Statt?   Pomponius  sagt,  sie  könne  nicht  Statt  finden, 
weil  wir,  ich  und  mein  Mitgenosse,  in  dieser  Klage  nicht 
Gegner  sein  können,  sondern  die  Stelle  einer  Person  vertreten. 
Auch  schreibt  Pomponius,  es  finde  nicht  einmal  eine  ana- 
loge Klage  Statt,  indem  derjenige,  wer  ein  eigenes  Landgut 
besitzt,  entweder  dieses  oder  seinen  Antheil  an  dem  gemein- 
schaftlichen verkaufen   und   dann  die  Klage  erheben  könne. 
§.8.  Es  kann  aber  nicht  blos  zwischen  zwei  Landgütern,  son- 
dern auch  zwischen  dreien  und  mehreren  die  Grenzberichtigungs- 
klage Statt  haben,  z.  B.  wenn  das  eine  an  mehrere  grenzt, 
etwa  an  drei  oder  vier.     §.  9.  Die  Grenzberichtigungsklage 
kann  auch  in  Ansehung  von  Zinsäckern,  und  zwischen  Denen, 
die  den  Niessbrauch  haben,  oder  dem  Niessbraucher  und  dem 
Eigenheitsherrn  eines   benachbarten  Landgutes ,   und  Denen, 
welche  Pfandrechtsweise  besitzen,  Statt  finden.     §.  10.  Diese 
Klage  kommt  in  Betreff  der  Begrenzung  ländlicher  Grundstücke 
zur  Anwendung,   bei   städtischen  nicht;   denn  diese  grenzen 
nicht  an  einander,  sondern  sind  vielmehr  blos  benachbart  zu 
nennen,  und  werden  auch  meist  durch  gemeinschaftliche  Wände 
geschieden;  wenn  daher  auf  Aeckern  sich  an  einander  stos- 
sende  Gebäude  befinden,  so  findet  diese  Klage  keine  Anwen- 
dung.   Innerhalb  der  Stadt  kann  auch  die  Breite  der  Gärten 
bewirken,   dass  die  Grenzberichtigungsklage  zur  Anwendung 
kommen  kann.    §.  11.  Wenn  ein  öffentlicher  Weg  zwischen 
[zwei  Grundstücken]   durchgeht,   so  wird  keine  Begrenzung 
angenommen,  und  deshalb  kann  auch  keine  Grenzberichtigungs- 
klage erhoben  werden, 

5.  PAUL.  lib.  XV.  ad  Sabin.  —  weil  dann  der  öffent- 
liche Weg  oder  Fluss  vielmehr  mit  meinem  Acker  grenzt, 
als  der  Acker  meines  Nachbars. 

6.  Ideivi  lib.  XXIII.  ad  Ed,  —  Wenn  aber  ein  Privat- 
bach dazwischen  fliesst;  so  kann  die  Grenzberichtigungsklage 
erhoben  werden. 

7.  MODESTIN,  lib.  X.  Pand.  —  Ueber  das  Maass  der 
Aecker  werden  Schiedsrichter  ernannt,  und  wer  einen  grossem 
Antheil  an  einer  Feldflur  hat,  muss  den  Uebrigen,  die  einen 
geringem  Antheil  besitzen,  einen  bestimmten  Fleck  auweisen; 
dies  beruht  auf  einer  kaiserlichen  Verordnung. 

8.  ULP.  lib.  VI.  Oj)in.  —  Wenn  eine  Ueberschwemmung 
durch  einen  Durchbruch  eines  Flusses  die  Grenzen  eines  Ackers 
zerstört,  und  dadurch  Diesem  oder  Jenem  Gelegenheit  gegeben 
hat,  sich  Ländereien  zu  bemächtigen,  an  denen  ihnen  kein 
Recht  zukommt,  so  befiehlt  ihnen  der  Provincialpräsident ,  sich 
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fremden  Eigenthums  zu  enthalten,  dem  Eigenthümer  das  Seine 
zurückzuerstatten,  und  die  Grenzen  durch  einen  Feldmesser  zu 
bestimmen.  §.  1.  Zur  Amtspflicht  Dessen,  dem  die  rechtliche 
Erörterung*  über  die  Grenzen  obliegt,  gehört  auch  die  Absen- 
dung  von  Feldmessern,  um  durch  dieselben  die  Frage  wegen 
der  Grenzen  selbst  lösen  zu  lassen,  wie  es  billig-  ist,  wenn  es 
die  Sache  erfordert,  und  uach  eingenommenem  Augenschein 
von  den  [streitigen]  Stellen. 

9.  JULIAN,  üb.  VIII.  Dig,  —  Die  Grenzberichtigungs- 
klage bleibt  fortdauernd,  wenn  auch  die  mehreren  Miteigen- 
thiimer  [des  beiheiligten  Grundstücks]  die  Gemeingutstheilungs- 
klage  wider  einander  erhoben,  oder  das  Gut  veräussert  haben. 

10.  Idem  lib.  LI.  Dig.  —  Die  Gemeingutstheilungsklage, 
die  Erbtheilungsklage  und  die  Grenzberichtigungsklage  sind  von 
der  Art,  dass  in  denselben  jede  einzelne  Person  ein  doppeltes 
Kechtsverhaltniss  einnimmt,  sowohl  das  des  Klägers  als  des 
Beklagten. 

11.  PAPIN.  lib.  II.  JResp.  —  Bei  Grenzerörterungen  kann 
man  sich  nach  alten  Denkmälern  und  dem  Ansehen  der  vor 
dem  Beginn  des  Streites  angelegten  Censustabellen  4)  richten, 
es  liesse  sich  denn  erweisen,  dass  durch  den  AYechsel  der 
Nachfolge  im  Eigenthum  und  die  Wilikühr  der  Besitzer  die 
Grenzen  durch  Ilinzunahme  oder  Ausschliessung  von  Aeckern 
späterhin  verändert  worden  seien. 

12.  PAUL.  lib.  III.  Resp.  —  Was  die  Frage  wegen  des 
Eigenthums  angeht,  so  muss  mau  sich  nach  denjenigen  Grenz- 
mahlen zwischen  [zwei]  Landgütern  richten,  welche  der  frühere 
Eigenthümer  beider  Grundstücke,  als  er  das  eine  von  beiden 
verkaufte,  als  solche  bezeichnet  hat;  denn  es  müssen  nicht 
diejenigen  Grenzmahle,  welche  die  einzelnen  Landgüter  von  ein- 
ander scheiden,  berücksichtigt  werden,  sondern  die  Bezeichnung 
der  Begrenzung  soll  neue  Grenzen  zwischen  den  Landgütern 
herstellen. 

13.  GAJ.  lib.  IV.  ad  Leg.  Duod.  Tabul  —  Es  ist  zu 
bemerken,  dass  bei  der  Grenzberichtigungsklage  darauf  Acht 
genommen  werden  muss,  was  gewissermaassen  nach  dem  Bei- 
spiel desjenigen  Gesetzes  geschrieben  worden  ist,  welches  So- 
Ion  zu  Athen  gegeben  haben  soll ,  denn  hier  heisst  es  so : 
"Wer  einen  Zaun  längs  einem  fremden  Grundstück  setzt  und 
in  die  Erde  gräbt,  der  darf  die  Grenze  nicht  überschreiten; 
wenn   eine  Mauer,  so  lasse  er  einen  Fuss  Zwischenraum; 


4)   Census           iabulae  censuales  de  agrorum  finibus  publica 

aucioritaie  per  agrimensores  s.  finitores  coufectae.  S.  Glück 
X.  S.  458.  Anm.  98. 
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wenn  aber  ein  Haus,  zwei  Fuss;  wenn  er  ein  Grab  oder  eine 
Grube  grabt,  so  muss  er  soviel  Zwischenraum,  als  sie  Tiefe 
hat,  lassen;  wenn  einen  Brunnen,  eine  Klafter  Breite;  Oel- 
oder  Feigenbäume  pflanze  er  neun  Fuss  vom  fremden  Boden 
abwärts;  andere  Bäume  fünf  Fuss. 

ZAyeiter  Titel. 

Familiae  erciscundae, 
{Von  der  Erbtheilung\s7äage].) 

1»  GAJ.  Ii b.  VII.  ad  Ed.  prov.  —  Diese  Klage  gründet 
sich  auf  das  Zwölftafelgesetz;  denn  es  schien  nothwendig,  für 
diejenigen  Erben ,  welche  aus  der  Gemeinschaft  treten  wollen, 
eine  Klage  aufzustellen ,  in  Folge  deren  die  Erbschaftssachen 
zwischen  ihnen  getheilt  würden.  §.  1.  Es  steht  übrigens  diese 
Klage  auch  Demjenigen  dem  Rechte  selbst  zufolge  zu,  der  sei-, 
nen  Antheil  nicht  besitzt;  wenn  aber  Derjenige,  welcher  ihn 
besitzt,  leugnet,  dass  Jener  Miterbe  sei,  so  kann  er  ihn  durch 
diese  Einrede:  wenn  in  der  Sache,  um  welche  es 
sich  handele,  der  Erbschaft  in  der  Entscheidung 
nicht  vorgegriffen  werde,  abwehren.  Wenn  er  hin- 
gegen seinen  Antheil  besitzt,  so  schadet  ihm  die  Einrede  nichts, 
wenn  auch  geleugnet  wird,  dass  er  Miterbe  sei;  hierdurch 
geschieht  es,  dass  in  diesem  Fall  der  Richter,  vor  dem  dieses 
Verfahren  befangen  ist,  selbst  rechtlich  erörtert,  ob  er  Mit- 
erbe sei.  Denn  wenn  er  nicht  Miterbe  ist,  so  darf  ihm  weder 
etwas  zuerkannt,  noch  der  Gegner  [zur  Herausgabe]  an  ihn 
verurtheilt  werden. 

2.  ULP.  üb.  XIX.  ad  Ed.  —  Durch  die  Erbtheilungs- 
klage  wird  die  Theilung  der  Erbschaft  bewirkt,  es  möge  die- 
selbe aus  einem  Testament,  oder  ohne  Testament,  aus  dem 
Zwölftafelgesetz,  oder  aus  irgend  einem  andern  Gesetz  anfallen, 
oder  aus  einem  Senatsbeschluss,  oder  auch  aus  einer  Constitu- 
tion. Ueberhaupt  kann  aber  nur  Deren  Hinterlassenschaft  ge- 
theilt werden ,  deren  Nachlass  mit  der  Erbschaftsklage  in  An- 
spruch genommen  werden  kann.  §.  1.  Wenn  das  Viertheil, 
der  Constitution  des  Kaisers  Pius  zufolge,  einem  Adrogirten 
angefallen  ist,  so  ist,  weil  er  hier  weder  Erbe,  noch  Nach- 
lassbesitzer ist,  eine  analoge  Erbtheilungsklage  erforderlich. 
§.2.  Ebenso  lässt  sich,  wenn  das  Sondergut  eines  Haussohnes 
«nd  Soldaten  der  Gegenstand  ist,  mit  Recht  behaupten,  dass 
es  durch  die  Constitutionen  die  Eigenschaft  einer  Erbschaft 
angenommen  habe,  und  daher  wird  diese  Klage  zur  Anwen- 
dung kommen.  §.  3.  Bei  der  Erbtheilungsklage  vertritt  jeder 
Erbe  sowohl  die  Stelle  des  Beklagten,  als  die  des  Klägers. 
§.  4.  Es  liegt  ausser  Zweifel,  dass  die  Erbtheilungsklage  auch 
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zwischen  einigen  von  mehreren  Erben  s)  Statt  finden  könne. 
§.  5.  Wiewohl  ausstehende  Forderungen  nicht  Gegenstand  die- 
ser Klage  werden,6)  so  muss  doch,  wenn  über  deren  Thei- 
lung  Stipulationen  eingegangen  worden  sind,  dass  es  bei  den- 
selben sein  Verbleiben  behalten ,  und  dass  Einer  dem  Andern 
die  Klagen  übertragen,  und  ihn  zum  Geschäftsbesorger  in  sei- 
ner eigenen  Angelegenheit  bestellen  solle,  die  Theilung  aufrecht 
erhalten  werden. 

3.  GAJ.  lib.  VII.  ad  Ed.  prov.  —  Allerdings  gehört  es 
zuweilen  zur  Amtspflicht  des  Richters,  Passiv-  und  Activ- 
schulden  Einzelnen  insgesammt,  Anderen  Anderes  zuzuth eilen, 
weil  die  Zahlung  und  Einziehung  einzelner  Theile  oft  mit 
grossen  Unannehmlichkeiten  verknüpft  ist.  Diese  Zutheilung 
hat  jedoch  nicht  die  Wirkung,  dass  Einer  allein  die  ganze 
Schuld  übernimmt,  oder  Einem  allein  das  Ganze  verschuldet 
wird,  sondern  dass,  wenn  Klagenerhebung  nöthig  wird,  er 
theils  im  eigenen  Namen,  theils  als  Geschaftsbesorger  klagen, 
und  wenn  wider  ihn  geklagt  werden  soll,  er  theils  im  eige- 
nen Namen,  theils  als  Geschaftsbesorger  belangt  werden  muss. 
Denn  wiewohl  dem  Gläubiger  freie  Wahl  bleibt,  jeden  Ein- 
zelnen zu  belangen,  so  haben  doch  auch  diese  die  Freiheit, 
an  ihrer  Statt  Diejenigen  zu  stellen,  auf  welche  die  Lasten 
der  Klage  durch  die  Amtspflicht  des  Richters  übertragen  wor- 
den sind. 

4.  ULP.  lib.  XIX.  ad  Ed,  —  Alle  übrigen  Sachen  also 
ausser  den  Forderungen  sind  Gegenstand  dieser  Klage.  Ist  aber 
einem  der  Erben  eine  [bestimmte]  Forderung  vermacht  worden, 
so  wird  er  dieselbe  durch  die  Erbtheilungsklage  erlangen. 
§.  1.  Schlechte  Arzneien  und  Gifte  sind  zwar  Gegenstand  der 
Klage ,  allein  der  Richter  darf  bei  diesen  Sachen  nicht  als  sol- 
cher auftreten,  sondern  muss  die  Obliegenheiten  eines  recht- 
schaffenen und  unbescholtenen  Mannes  wahrnehmen.  Dasselbe 
liegt  ihm  in  Ansehung  verbotener  Bücher  ob,  z.  B.  Zauber- 
bücher und  ähnlicher;  alles  dieses  muss  sogleich  vernichtet 
werden.  §.  2.  Was  aus  Cassendiebstahl  oder  Kirchenraub  er- 
worben worden  ist,  oder  durch  Gewaltthätigkeit,  Strassenraub, 
oder  gewaltsamen  Angriff,  darf  nicht  getheilt  werden.  §.  3.  Das 
Testament  muss  er  entweder  Dem,  der  dem  grössern  Theile 
»ach  Erbe  ist,  zu  belassen,  oder  in  heiligen  Gebäuden  nieder- 
zulegen anbefehlen.  Auch  Labeo  schreibt,  dass,  wenn  die 
Erbschaft  verkauft  worden ,  das  Testament  in  Abschrift  nieder- 
gelegt werden  müsse;  denn  der  Erbe  müsse  eine  Abschrift 

5)  Man  erklärt  dieses  so ,  dass  einige  Erben  bedingt  und  andere 
unbedingt  zu  Erben  eingesetzt,  und  für  erstere  die  Bedingung 
noch  nicht  eingetreten  sei.    Glück  XI.  S.  23. 

6)  Denn  sie  sind  ipso  jure  getheilt. 
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davon  geben,  das  Original  aber  selbst  behalten,  oder  in  einem 
Tempel  niederlegen. 

5.  GAJ.  lib.  VII.  ad  Ed.  prov.  —  Sind  erbschaftliche 
Documente  vorhanden,  so  muss  der  Richter  dafür  Sorge  tragen, 
dass  sie  bei  Dem  bleiben ,  der  zum  grössern  Antheil  Erbe  ist 
(die  Uebrigen  können  sich  Abschriften  davon  machen)  7),  und 
Sicherheit  bestellt  werde,  sie,  sobald  es  nöthig  wird,  auszu- 
liefern. Wenn  Alle  zu  gleichen  Theilen  Erben  sind,  und  sie 
sich  nicht  unter  einander  einigen  können,  bei  wem  sie  in 
Verwahrung  bleiben  sollen,  so  müssen  dieselben  losen,  oder 
es  muss  mit  allgemeiner  Einwilligung  oder  Stimmenmehrheit 
ein  Freund  erwählt  werden,  bei  dem  sie  in  Verwahrung  ge- 
geben, oder  sie  müssen  in  einem  Tempel  niedergelegt  werden. 

6.  ULP.  lib.  XIX.  ad  Ed,  —  Denn  es  auf  eine  Verstei- 
gerung ankommen  zu  lassen,  so  dass  Derjenige  die  Erbschafts- 
documente  erhielte,  wer  das  Meistgebot  gethan,  kann  ich  nicht 
billigen;  auch  missfällt  es  dem  Pomponius. 

7.  VEJNULEJ.  lib.  VII.  Stipul.  —  Wenn  ein  Erbe,  der 
einen  bedingt  eingesetzten  Miterben,  oder  einen  solchen  hat, 
der  sich  in  feindlicher  Gewalt  befindet,  als  Erbe  allein  auf- 
getreten ist,  Klage  erhoben  und  obgesiegt  hat,  nachher  aber 
die  Bedingung  für  den  Miterben  eingetreten,  oder  er  durch 
das  Heimkehrrecht  zurückgekehrt  ist,  muss  derselbe  dann  (denn 
die  Hülfsklage  [aus  dem  ErkenntnissJ  steht  ihm  ohne  Zweifel 
auf  das  Ganze  [allein]  zu)  den  Vortheil  des  Sieges  mit  Letz- 
terem theilen?  —  Dem  [obsiegendenj  8)  Miterben  muss  die 
Wahl  gelassen  werden,  Den,  der  nach  dem  Obsiegen  seines 
Miterben  Erbe  geworden,  oder  in  den  Staat  zurückgekehrt  ist, 
entweder  [am  Vortheil  des  Sieges]  Theil  nehmen  zu  lassen, 
oder  die  Sache  mit  ihm  in  einer  besondern  Klage  auszumachen. 
Ein  Gleiches  ist  dann  zu  beobachten,  wenn  nachher  ein  Nach- 
kömmling geboren  worden  ist;  denn  diesen  Personen  kann, 
wenn  sie  [erst]  nach  dem  Siege  ihres  Miterben  zur  Erbschaft 
gelangen,  kein  Stillschweigen  zugemuthet  werden. 

8.  ULP.  lib.  XIX.  ad  Ed.  —  Pomponius  schreibt, 
wenn  einem  der  Erben  Rechnungen  zum  Voraus  vermacht 
worden  sind,  so  dürfen  sie  ihm  nicht  eher  übergeben  werden, 
als  sie  die  Miterben  abgeschrieben  haben;  denn,  sagt  er, 
auch  wenn  ein  Sclav,  der  Verwalter  ist,  vermacht  worden  ist, 
so  braucht  er  vor  Ablegung  der  Rechnungen  nicht  übergeben 
zu  werden.  Wir  wollen  nun  sehen,  ob  auch  Sicherheit  zu  be- 
stellen ist,  die  Rechnungen,  oder  den  zum  Voraus  vermachten 
Verwalter,  so  oft  sie  verlangt  werden,  mitzutheilen  und  zu 


7)  S.  Glück  XI.  S.46.  Anm.31. 

8)  S.  Glück  ebeudas.  S.25.  Anm.Sl. 
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stellen;  denn  die  Originalrechnimgen  sind  meistens  sowohl 
wie  der  Verwalter  9)  zur  Aufklärung  dessen  nothwendig, 
worauf  man,  als  zur  Wissenschaft  Jenes  gehörig,  erst  nachher 
stösst.  Es  ist  daher  nothwendig,  dass  von  Jenem  deshalb  sei- 
nen Milerben  Sicherheit  bestellt  werde;  dasselbe  lehrt  Pom- 
ponius.  §.  1.  ßie  Tauben,  sagt  Pomponius,  welche  aus 
einein  Taubenschlag  zu  fliegen  pflegen,  sind  Gegenstand  der 
Erbtheilungsklage,  weil  sie  so  lange  unser  sind,  als  sie  die 
Gewohnheit  haben ,  zu  uns  zurückzukehren ;  wer  sie  daher 
festhält,  wider  Den  steht  uns  die  Diebstahlsklage  zu.  Das- 
selbe gilt  von  den  Bienen,  weil  sie  mit  zu  unserem  Vermögen 
gerechnet  werden*  §.2.  Wenn  uns  ein  Stück  Vieh  von  einem 
wilden  Thiere  fortgeschleppt  worden  ist,  so  ist  dasselbe  nach 
seiner  Ansicht,  wenn  es  dem  wilden  Thiere  entronnen,  auch 
Gegenstand  der  Erbtheilungsklage;  denn,  sagt  er,  was  von 
einem  Wolf  oder  anderem  wilden  Thiere  uns  entrissen  worden, 
das  hört  nicht  eher  auf,  unser  zu  sein,  als  bis  es  von  dem- 
selben verzehrt  worden  ist. 

9.  PAUL.  üb.  XXIII.  ad  Ed  —  Gegenstand  dieser  Klage 
sind  auch  Sachen,  welche,  dem  Erblasser  übergeben,  von  den 
Erben  ersessen  worden  sind;  auch  solche  Sachen,  die  der  Erb- 
lasser gekauft  hatte ,  und  den  Erben  übergeben  worden ; 

10.  ULP.  lib.  XIX.  ad  Ed.  —  nicht  minder  Landgüter, 
welche  zu  unserm  Eigenthum  gehören;  auch  Zins-  und  Erb- 
pachtsgüter, so  wie  diejenigen  Sachen,  welche,  obwohl  einem 
Andern  gehörig,  der  Erblasser  im  guten  Glauben  besitzt. 

11.  PAUL.  lib.  XXIII.  ad  Ed.  —  Auch  erst  nach  dem 
Erbantritt  geborene  Sclavenkinder, 

12.  ULP.  lib.  XIX.  ad  Ed.  —  und  nach  Einleitung  des 
Verfahrens,  schreibt  Sabin  us,  werden  Gegenstand  der  Erb- 
theilungsklage ,  und  könuen  zuerkannt  werden.  §.1.  Dasselbe 
gilt,  wenn  Erbschaftssclaven  etwas  von  einem  Dritten  gegeben 
worden  ist.    §.  2.  Eine  bedingt  vermachte  Sache  gehört  einst- 

9)  Actori  ad  instruenda  ea  etc. —  Diese  Stelle  ist,  wenn 
man  nicht  die  scharfsinnige  Conjectur  des  Cujac.  et  actor 
annimmt,  beinahe  gar  nicht  verständlich.  Ausserdem  dass 
die  Basiliken  (s.  die  B r  en  c  in a  n  n  sehe  Note  in  der  Götfiuger 
C.  J.  Ausgabe)  dieser  Conjectur  entsprechen,  ist  uoch  zu  be- 
rücksichtigen, wie,  wenn  man  actori  liest,  keine  audere  Be- 
deutung als  Kläger  passen  würde,  was  aus  einleuchtenden 
Gründen  unzulässig  ist;  die  Worte  ad  notitiam  ejus  spec- 
tarttia  zielen  aber  offenbar  auf  den  servus  actor,  wie  Cujac. 
schon  bemerkt.  Kriegel  a.  a.  O.  S.  37  erinnert  zwar  da- 
gegen, die  Worte  ab  eo  müssen  dann  auf  den  servus  bezogen 
werden,  alleiu  das  ist  nicht  nöthig;  es  gibt  in  den  Pandecten 
viele  Stellen,  wo  ein  eo  oder  hoc  weit  hinterher  kommt, 
und  Personen  dazwischen  stehen,  die  doch  nicht  gemeint 
siud. 
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weilen  den  Erben ;  darum  wird  sie  Gegenstand  der  Erbtheilungs- 
klage  und  kann  zuerkannt  werden,  versteht  sich,  mit  ihrer 
rechtlichen  Eigenschaft,  dass  sie,  wenn  die  Bedingung  eintritt, 
Demjenigen  j  dem  sie  zugesprochen  worden,  wieder  entzogen 
wird,  wenn  jene  aber  nicht  in  Erfüllung  geht,  sie  zu  Denen 
zurückkehrt,  denen  deren  Entrichtung  letztwiilig  aufgegeben 
worden  ist.  Dasselbe  gilt  von  dem  Bedingtfreien ,  der  einst- 
weilen den  Erben  gehört,  mit  dem  Eintritt  der  Bedingung  aber 
zur  Freiheit  gelangt. 

13.  PAPIN.  lib.  VII.  Quaest.  —  Denn  nur  freiwillige 
Verausserungen  sind  nach  der  Einleitung  des  Verfahrens  ver- 
boten, nicht  solche,  die  einen  altern  Grund  und  nothwendigen 
rechtlichen  Ursprung  haben. 

14.  ULP.  lib.  XIX.  ad  Ed.  —  Wenn  aber  die  Ersitzung 
von  einem  JMichterben  vor  der  Einleitung  des  Verfahrens  be- 
gonnen und  nachher  beendet  worden  ist,  so  entzieht  er  den 
Gegenstand  dem  Verfahren  [über  die  Erbtheilung].  §.  1.  Es 
ist  die  Frage,  ob  der  Niessbrauch  Gegenstand  der  Klage  sei, 
z.  B.  wenn  den  Erben  aufgegeben  worden  ist,  ein  Landgut 
mit  Abzug  des  Niessbrauches  Vermachtnissweise  herauszugeben, 

15.  PAUL.  lib.  XXIII.  ad  Ed.  —  oder  wenn  der  JNIiess- 
brauch  einem  Erbschaftssclaven  vermacht  worden  ist ;  denn  er 
kann,  ohne  selbst  unterzugehen,  von  den  [berechtigten]  Per- 
sonen nicht  getrennt  werden. 

16.  ULP.  lib.  XIX.  ad  Ed.  —  Ich  glaube  jedoch,  dass 
wenn  die  Erben  aus  der  Gemeinschaft  des  ]\iessbrauches  treten 
wollen ,  es  in  der  Amtspflicht  des  Richters  liege ,  ihnen  gegen 
Sicherheitssfellung  zu  willfahren.  §.  L  Julianus  sagt,  dass, 
wenn  der  Richter  dem  Einen  das  Landgut,  und  dem  Andern 
dessen  Niessbrauch  zuerkannt  habe,  keine  Gemeinschaft  des 
Niessbrauches  eintrete.  §.  2.  Die  Zuerkennung  des  Niessbrau- 
ches kann  sowohl  von  einer  bestimmten  Zeit  an ,  als  bis  zu 
einer  bestimmten  Zeit,  als  ein  Jahr  um  das  andere  geschehen. 
§.  3.  Dasjenige,  was  ein  Fluss  nach  der  Einleitung  des  Ver- 
fahrens an  ein  Grundstück  anspült,  wird  ebenfalls  Gegenstand 
dieser  Klage.  §.  4.  Auch  was  durch  Arglist  oder  durch  Ver- 
schuldung von  Seiten  eines  der  Erben  wider  den  Niessbrauch 
angerichtet  worden  ist,  sagt  Pomponius,  komme  bei  dieser 
Klage  in  Betracht.  Denn  es  wird  auch  alles  dasjenige,  was 
Jemand  durch  Arglist  oder  Verschuldung  in  Betreff  einer  Erb- 
schaft angerichtet  hat,  bei  der  Erbtheilungsklage  berücksichtigt, 
jedoch  nur,  wenn  er  es  als  Erbe  gethan  hat.'  Wenn  daher 
einer  von  den  Erben  noch  bei  Lebzeiten  des  Testators  Geld 
entfremdet  hat,  so  ist  dies  kein  Gegenstand  der  Erbtheilungs- 
klage, weil  er  damals  noch  nicht  Erbe  war;  sobald  er  aber 
als  Erbe  gehandelt  bat,  so  haftet  er,  schreibt  Julianus, 
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auch  wenn  man  nocli  ausserdem  eine  andere  Klage  wider  ihn 
hat,  durch  die  Erbtheilungsklage.  §.  5.  Auch,  sagt  er,  hafte 
derjenige  Erbe,  welcher  Erbschaftsrechnungen  verdorben  oder 
abhanden  gebracht,  zwar  durch  das  Aquilische  Gesetz,  wie 
wenn  er  sie  zerstört  hätte,  nicht  minder  aber  auch  durch  die 
Erblheilungsklage.  §.  6.  Ingleichen,  sagt  Ofilius,  finde, 
wenn  ein  Erbschaftssclav  eine  dem  Einen  der  Erben  allein 
gehörige  Sache  gestohlen  habe,  die  Erbtheilungsklage  Statt, 
dahingegen  die  Gemeingutstheilungs-  und  Diebstahlsklage  weg- 
falle; deshalb  würde  Jener,  wenn  er  die  Erbtheilungsklage 
anstelle,  dadurch  erlangen,  dass  ihm  entweder  der  Sclav  zu- 
erkannt, oder  die  einfache  Streitwürderung  erlegt  werde. 

17.  GAJ.  üb.  VII.  ad  Ed,  prov.  —  Wenn  einer  von 
den  Erben  einen  Schaden  angerichtet  hat,  so  ist  es  angemes- 
sen, dass  die  Schätzung  desselben  bei  der  Erbtheilungsklage 
nur  einfach  in  Betracht  zu  ziehen  sei. 

18.  ULP.  üb.  XIX.  ad  Ed,  —  Diesem  gemäss  sagt  Ju- 
li a  n  u  s ,  dass ,  wenn  einem  von  mehreren  Erben  ein  Sclav  im 
Allgemeinen  nach  seiner  Wahl  vermacht  worden  sei,  und  die 
Erben  behaupten,  dass  der  Sclav  Stichus  Erbschaftsurkunden 
abhanden  gebracht  oder  verdorben  habe,  und  deshalb  Anzeige 
gemacht  haben,  damit  er  nicht  gewählt  werden  möge,  nach- 
her aber  gewählt  und  in  Anspruch  genommen  wird,  dieselben, 
wenn  er  ihnen  abgefordert  wird,  die  Einrede  der  Arglist  vor- 
schützen, und  den  Sclaven  zur  Untersuchung  ziehen  können. 
§.  J.  Es  ist  die  Frage  erhoben  worden,  ob  [das  Ergebniss] 
der  Untersuchung  1  °)  über  den  Tod  des  Testators  oder  den 
seiner  Gattin  und  seiner  Rinder  für  die  Erben  Gegenstand  der 
Erbtheilungsklage  sei;  Pomponius  sagt  jedoch  ganz  richtig, 
dass  dieses  die  Theilung  der  Erbschaftssachen  nicht  angehe. 
§.  2.  Derselbe  sagt,  dass  wenn  Jemand  in  seinem  Testament 
verordnet  habe,  es  solle  ein  Sclav  auswärts  verkauft  werden, 
es  Gegenstand  der  Amtspflicht  des  Richters  über  die  Erbthei- 
lung  sei,  den  Willen  des  Verstorbenen  aufrecht  zu  erhalten. 
Auch  wenn  der  Testator  die  Errichtung  eines  Denkmals  an- 
befohlen hat,  kann  die  Erbtheilungsklage  deshalb  erhoben  wer- 
den. Doch  sagt  er,  es  können  die  Erben  wegen  der  Errich- 
tung des  Denkmals  auch  die  Klage  aus  bestimmten  Wor- 
ten erheben,  weil  ihnen  selbst  daran  gelegen  ist,  indem  sie 
ein  Recht  an  demselben  haben.    §.  3.  Einem  Rescript  der  Kai- 


10)  S.  Voet  ad  h,t  —  Es  ist  nämlich  hier  die  poena  50  aureor, 
zu  verstehen ,  wenn  ein  freier  Mensch  getödtet  worden  ist, 
welche  Gegenstand  einer  Popularklage  und  nicht  derErbthei- 
lung  sind.  Anton  Faber  Rational,  ad  h.  I.  will  zwar  hier 
die  Rächung  des  Todes  verstehen;  allein  man  muss  den  Voet- 
schen  Gründen  dawider  vollkommen  Recht  geben. 
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ser  Severus  und  Antoninus  zufolge  kann  derjenige  von 
mehreren  Erben,  der  im  guten  Glauben  Rosten  aufgewendet 
hat,  von  seinem  Miterben  auch  die  Zinsen  davon  vom  Tage 
des  Verzuges  an  fordern.  §.  4.  Celsus  macht  auch  noch  die 
scharfsinnige  Bemerkung,  dass  der  eine  Miterbe,  wenn  [ein 
Erbschaftsgläubiger  vorhanden  undj  er  auch  nicht  bezahlt  habe, 
dennoch  die  Erbtheilungsklage  erheben  könne,  um  den  Mit- 
erben zur  Zahlung  zu  nöthigen ,  indem  sonst  der  Glaubiger, 
wenn  er  nicht  im  Ganzen  befriedigt  wird,  die  [verpfändete] 
Sache  nicht  freigeben  werde.  §.  5.  Wenn  ein  Haussohn  sei- 
nen Vater  zur  Hälfte  beerbt  und,  von  Sondergutsglänbigern 
angegriffen,  bereit  ist,  die  ganze  Schuldsumme  zu  entrichten, 
so  wird  er  durch  die  Einrede  der  Arglist  von  den  Gläubigern 
die  Abtretung  deren  Klagen  erlangen;  er  hat  aber  auch  die 
Erbtheilungsklage  wider  seine  Miteiben.  §.  6.  Wenn  einer 
von  den  Miterben  demjenigen ,  der  der  Erhaltung  der  Ver- 
mächtnisse wegen  in  den  Besitz  gesetzt  worden  ist,  das  Ver- 
uiächtniss  ausgezahlt  hat,  so  glaubt  Papinianus,  und  zwar 
ganz  richtig,  dass  ihm  die  Erbtheilungsklage  wider  die  übri- 
gen Miterben  zustehe,  indem  der  Vermächtnissberechtigte  ohne- 
dies nicht  aus  dem  Besitz  gewichen  wäre,  den  er  Pfandwelse 
erlangt  hatte,  als  bis  ihm  das  ganze  Vermächtniss  gezahlt  wer- 
den. §.7.  Auch  wer  dem  Titius  eine  [Erbschafts-]  Schuld  be- 
zahlt hat,  um  den  Verkauf  eines  Pfandes  abzuwenden,  kann, 
wie  Neratius  schreibt ,  Erbtheilungsklage  erheben. 

19.  GAJ.  lib.  VII.  ad  Ed.  pi'ov.  —  Gleichfalls  muss 
der  Richter  auf  ähnliche  Weise  im  umgekehrten  Fall  dafür 
Sorge  tragen,  dass  nicht  dasjenige,  was  einer  von  den  Erben 
aus  einer  Erbschaftssache  vereinnahmt  oder  stipulirt  hat,  ihm 
allein  zum  Vortheil  gereiche.  Der  Richter  wird  dieses  da- 
durch bewirken,  wenn  er  entweder  gegenseitige  Abrechnungen 
zwischen  ihnen  Statt  finden  Iässt,  oder  für  Sicherheitsleistungen, 
Gewinn  und  Verlust  gemeinschaftlich  zu  tragen,  sorgt. 

20.  ULP.  lib.  XIX.  ad  Ed.  —  Wenn  eine  verheiratete 
Tochter,  welche  zur  Einwerfung  ihres  Eingebrachten  verpach- 
tet war,  aus  Irrthum  ihrer  [stipulirenden]  Miterben  dergestalt 
Sicherheit  bestellt  hat,  das,  was  sie  von  ihrem  Ehemann  wie- 
der erlangen  werde,  als  Erbegelder  zurückzahlen  zu  wollen,  so, 
schreibt  Papinianus,  würde  der  die  Erbtheilung  erörternde 
Richter  nichts  desto  weniger  die  Einwerfung  der  Mitgift  auch 
dann  erkennen,  wenn  Jene  noch  wahrend  der  Ehe  mit  Tode 
abgegangen  wäre;  denn,  sagt  er,  die  Unkunde  der  Miterben 
kanu  die  Form  der  Gerichtsbarkeit  nicht  ändern.  §.  1.  Wenn 
ein  Haussohn  auf  Geheiss  seines  Vaters  eine  Verbindlichkeit 
eingegangen  ist,  so  darf  er  diese  Schuld  im  Voraus  abziehen; 
dasselbe  ist  der  Fall,  wenn  er  eine  Verwendung  in  denJVutzeu 
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des  Vafer9  davon  gemacht  hat ,  und  wenn  in  Ansehung1  des 
Sondergutes,  so  kann  er  das  Sondergut  abziehen;  so  hat  un- 
ser Kaiser  verordnet.  §.  2.  Um  so  mehr  kann  der  zum  Erben 
eingesetzte  liaussohn  die  Mitgift  seiner  Ehefrau  im  Voraus 
abziehen;  und  zwar  mit  Recht,  denn  er  tragt  die  Lasten  der 
Ehe  selbst.  Er  kann  also  die  Mitgift  ganz  unverkürzt  vorweg- 
nehmen, und  braucht  nur  Sicherheit  zu  bestellen,  seine  Mit- 
erben, welche  auf  den  Grund  der  Stipulation  [von  dem  Be- 
steller der  Mitgift]  angegriffen  werden  können,  zu  vertreten; 
dasselbe  ist  der  Fall,  wenn  ein  Anderer  die  Mitgift  gegeben 
und  [deren  Rückgabe]  stipulirt  hat.  [Dies  ist]  nicht  Mos  [in 
Ansehung]  der  Mitgift  seiner  eigenen  Ehefrau  [zu  verstehen,] 
sondern  auch  der  der  Ehefrau  seines  Sohnes,  indem  gleichsam 
auch  die  Lasten  dieser  Ehe  ihn  angehen,  weil  er  die  Erhal- 
tung seines  Sohnes  und  seiner  Schwiegertochter  zu  überneh- 
men verpflichtet  ist.  Der  Sohn  darf  aber,  wie  Marcellus 
schreibt,  nicht  blos  die  seinem  Vater  eingehändigte  Mitgift 
vorweg  abziehen,  sondern  auch  die  ihm  selbst  gegebene;  im 
letztern  Fall  jedoch  nur  insoweit,  als  sein  Sondergut  ausreicht, 
oder  Verwendung  in  des  Vaters  Nutzen  geschehen  ist.  §.  3. 
Wenn  der  Vater  sein  Vermögen  zwischen  seinen  Söhnen  ohne 
schriftliche  Verfügung  getheilt,  und  die  Schulden  nach  Maass- 
gabe der  Besitzungen  vertheilt  Jiat,  so,  schreibt  Papinianus, 
sei  keine  einfache  Schenkung,  sondern  vielmehr  eine  letztwil- 
lige Theilung  anzunehmen.  Wenn  daher,  sagt  er,  die  Gläu- 
biger sie  nach  ihren  Erbtheilen  belangen ,  und  einer  derselben 
sich  den  Verfügungen  [des  Vaters]  widersetzt,  so  kann  wider 
ihn  die  Klage  aus  bestimmten  Worten  angestellt  werden,  in- 
dem sie  gleichsam  die  Auseinandersetzung  nach  einem  bestimm- 
ten Vertrage  getroffen  haben,  vorausgesetzt,  dass  Alles  getheilt 
Worden  ist.  §.  4.  Die  Erbtheilungsklage  kann  nicht  öfter  als 
einmal  erhoben  werden ,  ausser  nach  vorheriger  Untersuchung 
über  die  Sache  1 A).  Sind  einige  Sachen  ungetheilt  gelassen 
worden,  so  kann  deren  wegen  die  Gemeingutstheilungsklage 
erhoben  werden.  §.5.  Papinianus  sagt:  wenn  einem  der 
Erben  die  Berichtigung  einer  Schuld  auferlegt  worden  ist, 
ohne  derselben  den  Charakter  eines  Vermächtnisses  beizulegen, 
so  muss  zwar  der  die  Erbtheilung  leitende  Richter  denselben 
zur  Uebernahme  jener  Beschwerung  nöthigen,  jedoch  nur  bis 
auf  drei  Viertheile  seines  Erbantheils ,  so  dass  er  das  Viertheil 


11)  Was  hier  für  ein  Fall  gemeint  sei,  ist  schon  von  den  Glos- 
satoren sehr  bestritten  worden.  Glück  (XI.  S.  33)  erklärt 
mit  Yoet  {dd  h.  t.  §<.  12),  es  sei  ein  vergessener  Miterbe 
gemeint.  Allein  mir  scheint  immer  noch  Duaren's  Marginal- 
note  bei  Bussard  am  annehmlichsten,  der  auf  Fr.  35-  de 
paclh  verweist 
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unverkürzt  behält;  er  muss  dalier  seinen  Miterben  Schadlos- 
haltung verbürgen.     §.  6.  Derselbe  schreibt:  wenn  ein  Sohn 
in  einem  öffentlichen  Amte,  das  er  mit  Zustimmung'  des  Va- 
ters angetreten,  Rester  hat  auflaufen  lassen  l2),  und  [nachher 
von  demselbeu]  zur  Hälfte  als  Erbe  eingesetzt  worden  ist,  so 
darf  er  auch   in  Ansehung-  dessen  einen  Abzug  im  Voraus 
machen ,  weil  dieses  eine  Schuld  seines  Vaters  war ;  in  Betreff 
derjenigen  Aemter  aber,  die  er  erst  nach  dem  Tode  seines  Va- 
ters übernommen  hat,  sind  des  Vaters  Erben  von  Verbindlich- 
keiten frei.    §.  7.  Neratius  erzählt  aber  den  Fall,  dass  er, 
als  Jemand,  der  mehrere  Söhne,  und  einen  derselben  zu  dem 
Amte  eines  Kampfrichters  bestimmt  hatte,  bevor  dieser  die 
Ehrenstelle  antrat,  mit  Einsetzung  aller  seiner  Söhne  zu  Erben 
gestorben  sei,  auf  die  Frage,  ob  der  Sohn  das,  was  er  bereits 
darauf  verwendet  hatte,   mit  der  Erbtheilungsklage  erlangen 
werde,  ihm  geantwortet  habe,  er  könne  deshalb  gar  keine  Klage 
erheben.    Dies  ist  ganz  unrichtig;  es  ist  allerdings  Gegenstand 
der  Erbtheilungsklage.     §.8.  Ebenso  schreibt  Papiuianus, 
dass ,  wenn  der  Ehemann  dem  Einen  von  seinen  beiden  Erben 
die  Rückzahlung  der  Mitgift,  als  Gegenstand  einer  Stipulation, 
zu  übernehmen  aufgegeben  hat,  und  die  Witwe  nachher  wider 
Beide  auf  Rückerstattung  der  Mitgift  Klage  erhebt,  der  Mit- 
erbe von  Dem,   welchem  die  üebernahme  der  Beschwerung 
aufgegeben  worden ,  vertreten  werden  müsse.  Dahingegen  dür- 
fen aber  die  Vermächtnisse,  deren  Entrichtung  beiden  Erben 
[an  die  Ehefrau]  aufgegeben  worden,  und  die  nun,  wenn  die- 
selbe [statt  deren  lieber]  die  Mitgift  erwählt  hat,  nicht  entrich- 
tet zu  werden  brauchen,  dem  Miterben,  welcher  von  der  Ver- 
bindlichkeit [die  Mitgift  zurükzuerstatten,  alsdann  dadurch,  dass 
sie  dem  Andern  für  diesen  Fall  allein  aufgegeben  worden,]  be- 
freiet wird,  nicht  zu  Gute  gehen;  es  wird  vielmehr  derjenige 
Miterbe,  welcher  die  Beschwerung  der  Schuld  übernommen, 
das  Vermächtniss  durch  den  Richter  allein  erhalten.    Und  dies 
ist  richtig,  es  hätte  denn  der  Testator  etwas  Anderes  verordnet* 
§.  9.  Derselbe  schreibt,  dasjenige,  was  ein  Bedingtfreier  zur 
Erfüllung  der  Bedingung  einem  Miterben  von  seinem  Sondergute 
gezahlt  habe,  sei  nicht  Gegenstand  dieser  Klage,  und  brauche 
nicht  getheilt  zu  werden ; 

21.  PAUL.  lib.  XXIII.  ad  Ed.  —  ebensowenig  der 
Gemeingutstheilungsklage. 

22.  ULP.  lib.  XIX.  ad  Ed.  —  Ingleichen  schreibt  La- 
beo,  wenn  einer  der  Erben  einen  vom  Testator  hinterlassenen 
Schatz  ausgegraben,  so  hafte  er  durch  die  Erbtheilungsklage, 


12*  Beim  öffentlichen  Caasenwesen,  eigentlich:  mehr  in  Rech- 
nung gestellt,  als  wirklich  vereinnahmt  oder  in  Casae  hat. 
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Wenn  er  ihn  ancli  mit  einem  Dritten  darum  Wissenden  getheilt 
habe.    §.  1.  Der  Erbtheilungsrichter  kann  Mehreren  dieselbe 
Sache  dann  zuerkennen,  wenn  entweder  Mehreren  eine  Sache 
zum  Voraus  hinterlassen  worden  ist,  in  welchem  Fall,  wie 
Pomp  oni  us   schreibt,   auch   die   Notwendigkeit  erfordert, 
dass  sie  Mehreren  zuerkannt  werde,  oder  wenn  er  jedem  der 
Miterben,  einen  bestimmten  Theil  anweist ;  auch  kann  er  sie, 
nach  vorgängig  zugelassener  Versteigerung,  Einem  zuerkennen. 
§.  2.   Dass   er  ein   in   bestimmte   Stücke   getheiltes  Landgut 
[Mehreren]  der  Theilung  gemäss  zuerkennen  könne,  unterliegt 
keinem  Zweifel.    <§.  3.  Beim  Zuerkennen  kann  er  auch  Dienst- 
barkeiten auferlegen,  so  dass  er  von  den  [Landgütern],  welche 
er  zuerkennt,  eines  dem  andern  dienstbar  macht ;  wenn  er  aber 
dem  Einen  ein  Landgut  [bereits]  unbedingt  zuerkannt  hat,  so 
kann  er,  wenn  er  [nachher]  das  andere  zuerkennt,  [jenem]  I3) 
keine  Dienstbarkeit  weiter  auferlegen.     §.  4.  Die  Klage  auf 
Erbtheilung  hat  zweierlei  zum  Gegenstande,  Sachen  und  Lei- 
stungen, deren  wegen  persönliche  Klagen  Statt  finden.    §.  5. 
Papinianus  tadelt  den  Marcellus,  weil  er  annehme,  dass 
die  Entrichtung  einer  in  feindlicher  Gewalt  befindlichen  Sache 
nicht  Gegenstand  der  Erbtheilungsklage  sei ;   denn  was  steht 
dem  entgegen,  die  Entrichtung  dieser  Sache  zu  berücksichtigen, 
da  sie  ja  selbst  verkauft  werden  kann, 

23.  PAUL.  lib.  XXIII.  ad  Ed.  —  wegen  der  Hoffnung 
auf  das  Heimkehrrecht  ?  Natürlich  wird  hier  eine  Sicherheits- 
bestellung vorausgesetzt14),  weil  der  Fall  eintreten  kann, 
dass  sie  nicht  zurückkehrt,  es  müsste  denn  der  zweifelhafte 
Ausgang  auf  so  hoch  geschätzt  worden  sein  1  s). 

24.  ULP.  lib.  XIX.  ad  Ed.  —  Auch  Leistungen  solcher 
Sachen,  deren  Existenz  in  der  Welt  aufgehört  hat,  können 
in  Betracht  kommen ;  hierin  stimme  ich  dem  Papinianus  bei. 
§.  1.  Die  Erbtheilungsklage  findet  sowohl  zwischen  Nachlass- 
besitzern, als  Demjenigen,  dem.  eine  Erbschaft  in  Folge  des 
Trebellianischen  Senatsbeschlusses  [theilweise]  herausgegeben 
worden,  und  den  übrigen  würdenrechtlichen  Nachfolgern  Statt. 

25.  PAUL.  lib.  XXIII.  ad  Ed.  —  Die  Erben  Dessen, 
der  in  feindlicher  Gewalt  gestorben  ist,  können  diese  Klage 
anstellen.  §.  1.  Wenn  ein  Soldat  den  Einen  zum  Erben  sei- 
nes im  Felde  erworbenen  Gutes,  und  einen  Andern  zum  Er- 
ben seines  übrigen  Vermögens  gemacht  hat,  so  findet  die  Erb- 
theilungsklage nicht  Statt;  denn  der  Nachlass  ist  dann  zwischen 
ihnen  durch  die  Constitutionen  schon  getheilt ;  gleichwie  die 


13)  Wegen  der  Zusätze  in  [--]  s.  Glück  IX.  S.  96. 

14)  Sc.  ut pecunia  reddalur  ei s  cui  res  fuit  adjudicaia ,  Glosse, 

15)  Tunc  enwi  nihil  reddiiur 3  quasi  spes  emta  fueriu  Glosse. 
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Erbtheilungsklage  -wegfällt,  wenn  gar  keine  Körper,  sondern 
blosse  Forderungen  vorhanden  sind.    §.  2.  Was  die  Einlassung 
auf  die  Erbtheilungsklage  betrifft,  so  ist  es  einerlei,  ob  Jemand 
die  Erbschaft  besitzt  oder  nicht.    §.  3.  Mehrere  Erbschaften, 
welche  zwischen  denselben  Personen  aus  verschiedenen  Grün- 
den  gemeinschaftlich  sind,  können  in  Eine  Erbtheilungsklage 
zusammenbegriffen  werden.    §.  4.  Wenn  zwischen  mir  und  dir 
die  Titianische  Erbschaft,   und  zwischen  mir,  dir,  und  dem 
Titius  die  Sejaniscbe  gemeinschaftlich  ist,   so  kann,  schreibt 
Pomponius,   zwischen   uns  Dreien  Eine  Erbtheilungsklage 
eingeleitet  werden.    §.  5.  Ebenso  können  wir,  wenn  mehrere 
Erbschaften  zwischen  uns  gemeinschaftlich  sind,  wegen  einer 
einzigen  Erbtheilungsklage  erheben.     §.  6.  Wenn  der  Testator 
eine  Sache  mit  einem  Dritten  gemeinschaftlich  besass,  oder  die 
Hälfte  einer  ihm  allein  gehörigen  Sache  einem  Andern  ver- 
macht, oder  der  Erbe  vor  der  Einlassung  auf  die  Erbtheilungs- 
klage seine  Hälfte  veräussert  hat,  so  muss  der  Richter  Amts- 
wegen dafür  sorgen ,  dass  die  dem  Testator  gehörige  Hälfte 
einem  Miterben  übergeben  werde  1 6).     §.  7.  Was  ein  Mit- 
erbe z.  B.  als  gekauft  oder  als  geschenkt  besitzt,  das,  sagt 
Pomponius,  werde  nicht  Gegenstand  der  Erbtheilungsklage. 
§.8    Derselbe  lehrt:  wenn  wir,  ich  und  du,  Erben  des  Titius 
geworden  s4nd,  und  du  die  Hälfte  von  einem  Landgute,  von 
dem  du  behauptetest,  dass  das  ganze  ein  Erbschaftsgrundstück 
sei ,  vom  Sempronius  klagend  gefordert  hast  und  besiegt  wor- 
den bist,  kurz  darnach  aber  ich  dieselbe  Hälfte  vom  Sempro- 
nius gekauft  habe,  und  mir  [das  ganze  Landgut]  17)  übergeben 
worden  ist,   so  wird  nicht  nur  nicht  das,  was  ich  als  Erbe 
besitze,   sondern  auch  nicht  das,  was  ich  als  Käufer  besitze, 
Gegenstand  der  Erbtheilungsklage,  wenn  du  solche  [gegen  mich] 
erhoben  hast.    Denn  wenn  es  sich  durch  den  vorigen  Richter 
ergeben  hat,  dass  es  ganz  und  gar  nicht  zur  Erbschaft  gehörig 
sei,  wie  soll  es  da  Gegenstand  der  Erbtheilungsklage  werden 
können?     §.  9.  Es  wird  bezweifelt,  ob  diejenige  Stipulation, 
vermöge  deren  die  einzelnen  Erben  eine  Klage  auf  das  Ganze 
Laben,  Gegenstand  dieser  Klage  werde —  z.B.  wenn  der  Erb- 
lasser sich  einen  Fahrweg,  Fusssteig  oder  Uebertrift  stipulirt 
hat — ,  weil  eine  solche  Stipulation  dem  Zwölftafelgeselz  zu- 
folge ,  als  untheilbar,  nicht  getheilt  wird.  Es  ist  aber  richtiger, 
dass  dieselbe  nicht  Gegenstand  dieser  Klage  werde ,  sondern 


16)  Dies  darum ,  damit  der  andere  Theilhaber  durch  das  Hinzu- 
treten mehrerer  Mitgeuossen,  als  eines,  nicht  zu  sehr 
belästiget  werde.  Die  Erklärung  dieser  von  Vielen  falsch  ver- 
standenen Stelle  s.  bei  Glück  XI.  S.  53. 

17)  Nämlich  theiis  in  Folge  des  Kaufs,  theiis  in  Folge  von  mir 
angestellter  hereditath  petitio.  Glosse. 
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Allen  die  Klage  auf  das  Ganze  zustehe,  und  es  muss,  wenn 
der  Fahrweg  verweigert  wird,  die  Verurtheilung  je  nach  den 
Erbantheilen  geschehen.  §.  10.  Ist  im  umgekehrten  Fall  der- 
jenige, welcher  den  Weg  zu  gestatten  versprochen  hat,  mit 
Hinterlassung  mehrerer  Erben  gestorben,  so  wird  weder  die 
Verbindlichkeit  getheiir,  noch  unterliegt  deren  Fortdauer  einem 
Zweifel,  weil  auch  derjenige  einen  Weg  versprechen  kann, 
wer  kein  Landgut  besitzt ;  weil  nun  also  jeder  Einzelne  auf 
das  Ganze  haftet,  so  muss  der  Richter  für  [gegenseitige]  Sicher- 
heitsbestellungen  sorgen,  damit,  wenn  einer  von  ihnen  belangt 
wird  und  die  Streitwiirderung  hat  ersetzen  müssen,  er  von 
den  Uebrigen  antheilsmä'ssigen  Ersatz  erhalte,  §.  11.  Dasselbe 
ist  der  Fall,  wenn  der  Testator  einen  Weg  vermacht  hat. 
§.  12.  Auch  bei  der  Stipulation,  wenn  der  Testator  verspro- 
chen hat,  dass  weder  er,  noch  seine  Erben  dem  Gehen  und 
Fahren  etwas  in  den  Weg  legen  wollten,  ist  Vorsicht  für 
die  Miterben  nothwendig,  weil,  wenn  ein  Einziger  ein  Hin- 
derniss  bewirkt,  die  Stipulation  auf  das  Ganze  in  Wirksamkeit 
tritt,  damit  nicht  die  Handlung-  des  Einen  allen  Andern  Nach- 
theil bereite.  §.  13.  Dasselbe  ist  Rechtens,  wenn  der  Testator 
eiue  Geldzahlung  bei  Strafe  versprochen  hat;  denn  wiewohl 
diese  Verpflichtung  durch  das  Zwö'lftafelgesetz  getheilt  wird, 
so  muss  dennoch,  weil  die  Zahlung  seines  Antheils  [Nieman- 
dem] zur  Vermeidung"  der  Strafe  etwas  nützt,  entweder,  wenn 
die  Zahlung*  noch  nicht  erfolgt  und  der  Termin  noch  nicht  ein- 
getreten ist,  mittelst  Sicherheitsbestellung  dafür  gesorgt  werden, 
dass  Derjenige,  wer  daran  Schuld  ist,  dass  die  Zahlung  nicht 
ganz  erfolgte,  die  Uebrigen  schadlos  halte,  oder  Demjenigen 
die  Erstattung"  seines  Antheils  versichere,  der  das  Ganze  ge- 
zahlt hat;  oder  es  kann  auch,  wenn  Einer  das  ganze  Geld, 
was  der  Erblasser  versprochen,  zur  Abwendung  der  Strafe 
g-ezahlt  hat,  dieser  die  einzelnen  Antheile  von  den  Miterben 
durch  die  Erbtheilungsklage  wiedererlangen.  §.  14.  Dasselbe 
gilt  in  BetrefF  der  Einlösung  von  Pfändern;  denn  wenn  hier 
nicht  die  ganze  Schuldsumme  erlegt  wird,  so  kann  der  Gläu- 
biger dem  Rechte  nach  das  Pfand  verkaufen.  §.  15.  Wenn 
einer  der  Miterben  einen  Erbschaftssclaven  in  einer  Noxalklage 
vertreten  und  die  Streitwiirderung  erlegt  hat,  so  kann  er  den 
Betrag  nach  den  Antheilen  mittelst  dieser  Klage,  vorausgesetzt, 
dass  es  von  Vortheil  war ,  zurückfordern.  Dasselbe  ist  dann 
der  Fall,  wenn  Einer  eine  Bürgschaft  wegen  Vermächtnisse 
gestellt  hat,  um  die  Einweisung  in  den  Besitz  zu  verhüten, 
und  es  findet  die  Erbtheilungsklage  überhaupt  allemal  dann  Statt, 
wenn  Einer  allein  im  Drange  der  Notwendigkeit  etwas  ge- 
1  than  hat,  was  nach  Antheilen  nicht  abgemacht  werden  kann. 
§.  16.  Der  Miterbe  muss  in  Bezug  auf  die  Erbschaft sangelegeu- 


I 
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iieiten  nicht  allein  Arglist,  sondern  auch  Verschuldung  vertreten, 
weil  man  mit  einem  Miterben  kein  Contraclsverhälfuiss  eingeht, 
sondern  zufällig  mit  ihm  zusammentrifft ;  jedoch  braucht  er  nicht 
diejenige  Achtsamkeit  zu  vertreten,  wie  ein  achtsamer  Familien- 
vater, weil  er  wegen  seines  eigenen  Antheils  einen  Grund  hat, 
sich  mit  der  Geschäftsführung  zu  befassen;  1  *)  und  darum  steht 
ihm  auch  die  Geschäftsführungsklage  nicht  zu.  1 9)  Er  braucht 
also  nur  eine  solche  Achtsamkeit  zu  vertreten,  wie  [er  sie] 
in  seinen  eigenen  Geschäften  [beobachtet].  Ganz  dasselbe  gilt, 
wenn  eine  Sache  Zweien  vermacht  worden  ist;  denn  auch  sie 
führt  nicht  gegenseitige  Einwilligung,  sondern  die  Sache  selbst 
zur  Gemeinschaft  zusammen.  §.  17.  Wenn  ein  unbestimmter 
Sclav  vermacht  worden  ist,  und  nach  dem  darauf  erfolgten  Ab- 
leben des  Vermächtnissberechtigten  einer  von  dessen  Erben  da- 
durch ,  dass  er  [mit  den  Uebrigen  in  der  Wahl]  nicht  überein- 
gestimmt, das  Vermächtniss  vereitelt  hat,  so  wird  derselbe  ver- 
mittelst dieser  Klage  den  Uebrigen  zum  Ersatz  deren  Interesses 
verurtheilt  werden.  Derselbe  Fall  ist  dann  vorhanden,  wenn 
umgekehrt  eiuer  von  den  Erben,  denen  im  Allgemeinen  die 
Herausgabe  eines  Sclaven  Vermächtnissweise  nach  eigener  Wahl 
auferlegt  worden  ist,  nicht  hat  einstimmen  wollen,  denjenigen 
zu  steilen,  dessen  Uebergabe  Allen  vortheilhaft  war,  und  die- 
selben deshalb  vom  Vermächtnissberechtigten  belangt  zu  mehr 
verurtheilt  worden  sind.  §.  18.  Ingleichen  haftet  wegen  Ver- 
schuldung Derjenige,  der,  nachdem  er  früher  als  die  Uebrigen 
die  Erbschaft  angetreten,  die  den  erbschaftlichen  Grundstücken 
schuldigen  Dienstbarkeiten  durch  Nichtgebrauch  hat  verloren 
gehen  lassen.  §.  19.  Wenn  ein  Sohn,  der  seinen  Vater  ver- 
treten hat,  verurtheilt  worden  ist  und  Zahlung  entweder  noch 
bei  dessen  Lebzeiten  oder  nach  seinem  Tode  geleistet  hat,  so 
ist  es  billig,  dass  er  mittelst  der  Erbtheilungsklage  von  seinem 
Miterben  [Entschädigung]  fordern  könne.  §.  20.  Der  Erbthei- 
lungsrichter  darf  Nichts  ungetheilt  lassen.  §.  21.  Ingleichen 
muss  er  dafür  sorgen,  dass  Denen,  welchen  er  etwas  zuerkennt, 
wegen  Entwährung  gebürgt  werde.  §.  22.  Wenn  eine  bestimmte 
Geldsumme,  welche  sich  in  der  Nachverlassenschaft  nicht  be- 
findet, einem  Erben  ausser  seinem  Erbtheil  im  Voraus  20)  ver- 
macht worden  ist,  so  fragt  es  sich,  ob  sie  von  den  Miterben 
[nach  Kopftheilen]  oder  nach  Verhältniss  ihrer  Erbantheile  zu 
entrichten  sei,  wie  wenn  das  Geld  im  Nachlass  wirklich  vor- 


18)  Und  also  nicht,  wie  der,  welcher  nur  den  Begriff  einet 
Neg  gestor.  für  sich  aufstellen  kann,  gar  kein  Interesse, 
sich  mit  ErhschafUaugelegenheiten  zu  befassen. 

19)  Sondern  er  ist  günstiger  situirt,  d.  h.  er  hat  hier  die  Erb- 
theilungsklage. 

20;  Fer  praeceptionem ,  s.  Brisson.  h,  v. 
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banden  gewesen  wäre21).  Es  spricht  aber  mehr  dafür,  dass 
die  Entrichtung  iu  der  Art  erfolgen  müsse,  wie  sie  erfolgt 
sein  würde,  wenn  das  Geld  gefunden  worden  wäre. 

26.  GAJ.  lib.  VII.  ad  Ed.  prov.  —  Es  entspricht  der 
Amtspflicht  des  Richters,  den  Verkauf  einer  oder  mehrerer 
Erbschaftssachen  anzubefehlen ,  und  das  gelöste  Geld  Dem  zw 
zahlen,  dem  es  vermacht  worden  ist. 

27.  PAUL.  lib.  XXIII.  ad  Ed.  —  Die  Verurteilung 
und  Lossprechung  bei  dieser  Klage  muss  auf  die  Personen 
aller  Erben  erstreckt  werden;  ist  daher  die  Verurtheilung  in 
Betreif  einer  einzigen  Person  unterlassen,  so  gilt  auch  Alles, 
was  der  Richter  in  Bezug  auf  die  Uebrigen  bestimmt  hat, 
nicht,  weil  in  einem  und  demselben  Verfahren  die  Entscheidung 
nicht  theilweise  gültig  und  theilweise  ungültig  sein  kann. 

28.  GAJ.  lib.  VII.  ad  Ed.  prov.  —  Wenn  der  Testator 
eine  seinem  Gläubiger  verpfändete  Sache  einem  Miterben  zum 
Voraus  vermacht  hat,  so  liegt  es  in  der  Amtspflicht  des  Rich- 
ters, dieselbe  mit  gemeinschaftlichein  Erbegelde  einzulösen, 
und  sie  Dem  zu  verschaffen,  dem  sie  auf  diese  Weise  vermacht 
Worden  ist. 

29.  PAUL.  lib.  XXIII.  ad  Ed.  —  Eine  dem  Erblasser 
verpfändete  Sache  kommt  bei  der  Erbtheilung  in  Betracht; 
aber  der,  welchem  sie  eigenthümlich  zugeschlagen  worden, 
[er  mag  so  viel  gegeben  haben,  wie  da  wolle,]  muss  kraft 
der  Erbtheilungsklage  seinem  Miterben  die  Hälfte  [des  Gebotes] 
herausgeben,  [mehr  und  weniger  nicht.]  Letzterer  braucht 
dem  Ersteher  dafür  auch  keine  Sicherheit  zu  bestellen ,  dass  er 
gegen  den  Verpfänder  [insofern]  sicher  sein  solle,  [dass  ihm 
dieser  nicht  etwa  nur  die  Hälfte  anzubieten  brauche,]  weil 
der  Fall  ebenso  zu  beurtheilen  ist,  wie  wenn  bei  erhobener 
hypothekarischer  Klage  die  Streitwürderung  angeboten  worden 
Ist,  indem  auch  der,  wer  dies  gethan,  wider  den  klagenden 
Eigenthümer ,  [wenn  er  ihm  nur  die  Hälfte  der  ganzen  Schuld 
anbieten  wollte,]  mit  der  Einrede  [der  Arglist]  geschützt  wer- 
den muss.  Dagegen  muss  der  Ersteher  wider  des  Schuldners 
Willen  gehört  werden,  wenn  er  fordert,  dass  ihm  der  Pfand- 
he?iteller  das  Ganze,  wofür  er  das  Pfand  erstanden,  zurück- 
erstatten solle.  Anders  verhält  es  sich  beim  freiwilligen  Kauf 
des  andern  Pfandantheils ,  denn  das  Zuerkennen  ist  die  Folge 
der  Noth wendigkeit,  der  Kauf  aber  des  freien  Willens;  es 
müsste  ihn  denn  der  Vorwurf  treffen ,  er  habe  absichtlich  die 
Sache  zu  einem  hohen  Preise  erstanden.  Der  Grund  davon 
ist  der,  weil  angenommen  wird,  dass  der  Gläubiger  wie  ein 


21)  Weil  alsdann  der  Antbeil  eines  Jeden  verhältnissmässig  ver- 
mindert wird. 
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Geschäftsbesorger  des  Schuldners  gehandelt  Labe,  und  darum 
hat  der  Gläubiger  dessen  wegen,  was  er  um  der  Notwendig- 
keit willen  angewendet  hat,  auch  natürlich  eine  Klage.  22). 

30.  MODEST,  üb.  VI.  Resp.  —  Ich  habe  gemeinschaft- 
lich mit  einer  unmündigen  Miterbin  ein  Landgut,  auf  welchem 
die  Ueberreste  von  Personen  ruhen,  denen  von  unserer  beider 
Seiten23) —  denn  es  liegen  auch  die  Eltern  der  Unmündigen 
daselbst  begraben  —  Ehrfurcht  gezollt  wird;  aliein  die  Vor- 
münder [der  Miterbin]  wollen  das  Landgut  verkaufen,  worin 
ich  nicht  willigen,  sondern  meinen  Antheil,  da  ich  das  Ganze 
nicht  kaufen  kann ,  lieber  behalten  und  nach  meinem  Belieben 
den  Gefühlen  meiner  Verehrung  nachhangen  will;  ich  frage, 
ob  ich  mit  Recht  mittelst  der  Geineingutstheilungsklage  einen 
Schiedsrichter  zur  Theilung  dieses  Landgutes  verlangen  könne, 
oder  ob  auch  der  zur  Erbtheilung  bestellte  Richter  es  über- 
nehmen könne,  diese  Besitzung,  mit  Ausnahme  der  übrigen 
Erbschaftsstücke,  zwischen  uns  nach  unserem  Recht  zu  theilen? 
HerenniusModestinus  hat  geantwortet :  es  sei  kein  Grund 
vorhanden,  warum  der  zur  Erbtheilung  bestellte  Richter  nicht 
auch  seine  Thätigkeit  auf  die  Theilung  des  betreffenden  Land- 
gutes sollte  erstrecken  dürfen,  allein  gefreyete  Orte  seien  kein 
Gegenstand  dieser  Klage,  und  das  Recht  daran  stehe  jedem 
einzelnen  Erben  im  Ganzen  zu. 

31.  PAPIN.  lib.  VII.  Quaest.  —  Wenn  ein  verpfändeter 
Sclav  von  einem  Miterben  eingelöst  wird,  so  muss  der  Richter, 
wenn  Jener  auch  nachher  gestorben  ist,  dennoch  darauf  Rück- 
sicht nehmen ;  denn  es  genügt  der  vorhergegangene  Grund  der 
Gemeinschaft ,  der  noch  ferner  fortdauern  würde ,  wenn  die 
Sache  nicht  verloren  gegangen  wäre. 

32.  Idem  lib.  II.  Resp.  —  Was  der  Vater  zwischen  sei- 
nen Söhnen  nicht  getheilt  hat,  das  fällt,  nach  der  Anweisung 
der  Forderungen  nach  Maassgabe  der  Theilung2*),  an  jeden 
Einzelnen  je  nach  den  [Intestat]erbtheilen,  2  5)  vorausgesetzt, 
dass  das  Uebrige,  was  er  nicht  getheilt  hat,  nicht  etwa  Einem 
allein  im  Allgemeinen  überwiesen  worden,  oder  als  Zubehör  26) 
schon  verteilter  Sachen  zu  betrachten  ist. 

33.  Idem  lib.  VII.  Resp.  —  Wenn  ein  Hausvater,  in- 
dem er  seinen  [beiden]  Erben  Landgüter  vermachte,  selbst  die 
Vertheilung  übernommen  hat ,  so  braucht  der  eine  Miterbe 
seinen   Antheil  [dem  Andern]  nur  unter  der  Bedingung  ab- 


22)  Ueber   diese  sehr  schwere  Stelle  s.   mein  Pfandrecht. 
S.  447  —  457. 

23)  Ich  lese  hier  partibus  statt  patribus. 

24)  S.  Glück  XI.  S.  30.  Anin.  91, 

25)  Glück  a.  a.  O.  Anm  92. 

26)  Glück  a.  a.  O.  Anm.  93. 
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zutreten,  wenn  er  umgekehrt  auch  den  Antheil  [des  Andern] 
von  der  Pfandverbiudlichkeit  befreiet  erlaugt  2  7). 

34.  PAPIN.  lib.  VIII.  Resp.  —  Eine  zur  Zeit  der  Thei- 
lang  [eiuer  Erbschaft]  unter  den  Miterben  geschehene  Abschätzung 
vou  [bedingt  vermachten]  Sclaven  wird  nicht  so  betrachtet,  als 
wäre  sie  iu  der  Absicht  eines  einzugehenden  Kaufes  geschehen, 
sondern  blos  in  der  Absicht  der  Theilung  [ ,  auf  den  Fall, 
dass  die  Bedingung  nicht  in  Erfüllung  geht]28);  wenn  sie 
daher  sterben,  während  die  Bedingung  noch  obschwebt,  so 
trifft  der  JNachtheil  sowohl  den  Erben  als  den  Fideicomuaiss- 
berechtigten. 

35.  Idem  lib.  XII.  Resp,  —  Pomponius  Philadelphia 
übergab  einer  in  seiner  Gewalt  befindlichen  Tochter  an  Mit- 
gifts Statt  mehrere  Grundstücke,  und  trug  ihr  auf,  deren  Er« 
trag  an  seinen  Schwiegersohn  zu  zahlen ;  es  fragte  sich  nun, 
ob  die  Tochter  dieselben,  nachdem  er  alle  seine  Kinder  zu  Er- 
ben eingesetzt  hatte,  zum  Voraus  behalten  könne?  Ich  habe 
geantwortet:  die  Tochter  habe  einen  rechtmässigen  Grund  für 
sich,  im  Besitz  zu  bleiben,  weil  der  Vater  wollte,  dass  die 
fraglichen  Grundstücke  an  Mitgifts  Statt  sein  sollten,  und  die 
Ehe  nach  des  Vaters  Tode  noch  fortgedauert  hatte;  darum 
müsse  die  Tochter,  welche  sich  im  natürlichen  Besitz  der 
Aecker  an  Stelle  der  Mitgift,  deren  sie  fähig  gewesen  wäre, 
befand,  geschützt  werden. 

36.  PAUL.  lib.  II.  Quaest.  —  In  dem  Glauben,  du  seiest 
mein  Miterbe,  obgleich  dies  nicht  der  Fall  ist,  habe  ich  Erb- 
theilungsklage  wider  dich  erhoben,  und  der  Richter  hat  bereits 
gegenseitige  Zuerkennungen  und  Verurtheilungen  ausgesprochen ; 
ich  frage ,  ob ,  wenn  das  wahre  Sachverhältniss  an  den  Tag  ge- 
kommen, gegenseitig  die  Condiction  [wegen  entrichteter  Nicht- 
schuld] oder  die  Eigenthumsklage  Statt  habe,  und  ob  ein  Unter- 
schied in  dieser  Rücksicht  zwischen  Dem,  der  Erbe,  und  Dem, 


27)  Dieses  durch  die  Kürze  ganz  duukele  Gesetz  ist  sq  zu  ver- 
stehen: Ein  Yater,  der  zwei  Söhne  (u.  s.  w.)  zu  Erben  ein- 
gesetzt hat,  vermacht  denselben  zwei  Landgüter,  von  denen 
das  eine  mit  einer  Hypothekschuld  belastet  ist,  das  andere 
nicht,  und  weist  Jedem  das  seine  davon  an.  Dieselben  ste- 
hen nun  zwar  auch  in  Betreff  der  Güter  im  gleichen  Yerhält- 
niss  wie  als  Erben,  doch  findet  rücksichtlich  der  beliebten 
Anweisung  eine  Fideicommissverbindlichkeit  gegenseitig  Statt. 
Daher  muss  Jeder  dem  Andern  seinen  ihm  dein  Erbrechte  nach 
gebührenden  Antheil  an  dessen  angewiesen  erhaltenem  Gute 
erst  abtreten,  und  dabei  erfolgt  natürlich,  dass  Derjenige, 
welcher  das  hypothekfreie  Gut  erhalten,  dennoch  zur  Ab- 
stossung  der  Hypothek,  womit  das  audere  behaftet  ist,  sei- 
nen Antheil  beitragen  muss. 

28)  Wegen  der  Zusätze  8.  die  Glosse. 
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der  nicht  Erbe  ist,  vorwalte?  Ich  habe  geantwortet:  wenn 
Derjenige,  der  Universalerbe  war,  in  dein  Glauben,  dass  Ti- 
tius  sein  Miterbe  sei,  sich  mit  demselben  auf  die  Erbtheilungs- 
klage  eingelassen ,  und  nach  geschehener  Verurtheilung  Geld 
herausgezahlt  habe,  so  könne  er  es,  weil  es  in  Folge  eines 
Erkenntnisses  gezahlt  worden  sei,  nicht  zurückfordern.  Du 
scheinst  dich  nun  zwar  darauf  zu  stützen,  dass  die  Erbthei- 
lungsklage  nur  zwischen  wirklichen  Miterben  Statt  finde; 
allein,  wenn  diese  Klage  aujch  nicht  als  vorhanden  zu  be- 
trachten ist,  so  genügt  dennoch  zur  Verhinderung  der  Zurück- 
forderung  der  Umstand,  dass  Jemand  in  dem  Glauben  gestan- 
den hat,  er  sei  verurtheilt.  Ist  Reiner  von  Beiden  Erbe  ge- 
wesen, sondern  haben  dieselben  das  Erbtheilungsverfahren  ein- 
gegangen, als  wenn  sie  Erben  waren,  so  gilt  in  Betreff  der 
Zurückforderung  von  Beiden  ganz  dasselbe,  was  wir  von  dem 
Einen  gesagt  haben.  Haben  sie  aber  Sachen  ohne  Mitwirkung 
des  Richters  getheilt,  so  steht  dem  wirklichen  Erben  auch  die 
Condiction  wegen  der  Demjenigen  abgetretenen  Sachen  zu, 
den  er  für  den  Miterben  gehalten  hat.  Denn  ein  Vergleich 
wird  zwischen  ihnen  nicht  als  eingegangen  angesehen,  weil 
der  Eine  nur  in  dem  Glauben  gestanden  hat,  der  Andere  sei 
Miterbe  2  9). 

37.  SCAEVOLA  lib.  XII.  QuaesU  —  Wer  die  Erbthei- 
theilungsklage  erhebt,  gesteht  dadurch  nicht,  dass  sein  Gegner 
Miterbe  sei  s  °). 

38.  PAUL.  lib.  III.  Resp»  —  Lucius  und  Titia,  vom 
Vater  aus  der  Gewalt  entlassene  Geschwister,  erhielten,  da 
sie  erwachsen  waren,  Curatoren;  diese  verabreichten  an  jeden 
Einzelnen  gemeinschaftliche  eingekommene  Gelder;  nachher 
theilten  dieselben  den  ganzen  Nachlass,  und  nach  erfolgter 
Theiiung  fing  die  Schwester  Titia  an ,  ihrem  Bruder  Streit 
zu  erheben,  als  habe  er  mehr  empfangen,  als  sie,  während 


29)  Wegen  der  richtigen  Würdigung  dieses  Gesetzes  muss  ich, 
zur  Vermeidung  von  Missverständnissen ,  auf  Glück  XI. 
S.  86  1F.  verweisen. 

30)  Non  conßtetur.  —  Es  ist  unter  den  Auslegern  nur  Eine  Stimme, 
dass  hier  keine  Negation  stehen  könne.  Wegen  der  Versuche 
der  Kritik,  diese  Stelle  zu  ändern,  s.  man  Glück  XI.  S.  12  ff. 
Glück  selbst  will  mit  Arntzenius  non  für  nonnc  verstehen, 
und  dem  Gesetze  durch  ein  Fragezeichen  zu  Hülfe  kommen. 
Diese  Emendation ,  so  viel  Ungezwungenes  sie  zu  haben  scheint, 
will  mir  nicht  zusagen  Ich  bekenne  mich  daher  zur  Partei 
von  Voet  und  Noodt,  die  non  streichen,  wobei  ich  an  das 
berüchtigte  Fr.  31.  §.  1.  de  Lib.  leg.  erinnere,  wo  ebenfalls 
eine  Stelle  von  Scaevola  aus  dessen  (^uästionen  durch  ein 
non  die  Ausleger  zur  Verzweiflung  gebracht  hat,  und  auch 
nichts  übrig  bleibt,  als  dasselbe  zu  streichen.  — 
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der  Bruder  Lucius  doch  nicht  mehr  als  seinen  Antheil,  ja  so- 
gaf  weniger  als  die  Hälfte  erhallen  halte;  ich  frage,  ob  der 
Tilia  wider  ihren  Bruder  eine  Klage  zustehe? —  Paulus  hat 
geantwortet :  den  vorliegenden  Umständen  nach,  und  da  Lucius 
von  dem  Einkommen  der  gemeinschaftlichen  Grundstücke  nicht 
mehr  empfangen  habe,  als  ihm  seinem  Erbantheil  nach  zu- 
komme, stehe  der  Schwester  wider  ihn  keine  Klage  zu.  Das- 
selbe antwortete  er,  als  die  Behauptung  aufgestellt  ward,  dass 
der  Bruder  von  den  vom  Prätor  decretirten  Alimenten  mehr 
empfangen  habe,  als  die  Schwester,  jedoch  nicht  über  die 
Hälfte. 

39.  SCAEVOLA  lib.  f.  Resp.  —  Ein  auf  einen  Theil 
eingesetzter  Erbe  unterzog  sich  einer  wider  alle  Erben ,  wegen 
nicht  gerächten  Todes  [des  Testators]  ,  in  Betreif  des  ganzen 
Nachlasses  erhobenen  Klage  [allein],  und  gewann;  ein  Miterbe 
forderte  nun  von  selbigem  seinen  Erbantheil,  ohne  seinen  An- 
theil an  den  auf  den  Process  verwendeten  Kosten  tragen  zu  wol- 
len; es  fragte  sich,  ob  die  Einrede  der  Arglist  Statt  habe?  — 
Ich  habe  geantwortet :  wenn  deshalb  mehr  aufgewendet  worden 
wäre,  dass  die  Angelegenheit  Jenes  mit  vertheidigt  worden  sei, 
so  seien  die  Kosten  zu  berücksichtigen.  Er  könne  aber,  auch 
wenn  er  die  Einrede  der  Arglist  vergessen  habe,  seinerseits  auf 
Erstattung  des  Kostenantheils  Klage  erheben.  §.  1.  Jemand, 
der  ohne  Testament  verstarb,  theilte  in  Codicillen  alle  seine 
Grundstücke  und  sein  Vermögen  unter  seine  Kinder  dergestalt, 
dass  er  seinem  Sohn  bei  weitem  mehr  hinterliess,  als  seiner 
Tochter;  es  entstand  nun  die  Frage,  ob  die  Schwester  dem 
Bruder  zu  Gunsten  ihre  Mitgift  einwerfen  müsse  ?  —  Ich  habe 
mich  dahin  ausgesprochen,  unter  den  vorwaltenden  Umständen 
wird,  wenn  der  Erblasser  nichts  ungetheilt  gelassen,  richtiger 
behauptet,  dass  die  Einwerfung  der  Mitgift,  dessen  Willen 
gemäss,  wegfalle.  §.  2.  Jemand  ertheilte  seinem  fünfzehn- 
jährigen Sclaven  die  Freiheit,  wenn  er  dreissig  Jahre  alt  sein 
würde,  und  bemerkte  dabei,  es  sei  sein  Wille,  dass  dem- 
selben vom  Tage  seines  [,  des  Testators,]  Ablebens  an,  bis  an 
sein  Lebensende  jährlich  zehn  Denare  Speisegelder,  und  fünf- 
undzwanzig Denare  Kleidergelder  verabreicht  werden  sollen; 
es  entstand  die  Frage,  ob  das  Vermächtniss  der  Speise-  und 
Kleidergelder  gültig  sei ,  wenn  Stichus  vor  dem  Zeitpunkt 
seiner  Freiheit  gestorben,  und  ob,  wenn  es  nicht  gültig  sei, 
der  Erbe,  welcher  sie  verabreicht  habe,  dieselben  von  dem  Mit- 
erben, bei  dem  sich  Jener  aufhielt,  zurückfordern  könne?  — 
Ich  habe  geantwortet:  es  sei  zwar  keine  Verpflichtung  dazu 
vorhanden  gewesen,  wenn  aber  dasjenige,  was  zu  Alimenten 
verabreicht  worden,  verbraucht  worden  sei,  so  könne  es  nicht 
zurückgefordert  werden.    §.  3.  Was  ein  Sohn  nach  dem  Ab- 
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leben  des  Vaters  einer  Stadtcasse  schuldig*  geworden  ist,  kann 
er  seinem  Bruder  nach  Maassgabe  dessen  Erbtheils  nicht  in 
Anrechnung  bringen,  sobald  sie  nicht  in  allgemeiner  Gesell- 
schaft stehen,  selbst  wenn  sie  die  väterliche  Nachverlassenschaffc 
gemeinschaftlich  besitzen,  und  der  Vater,  während  er  für  den 
andern  Sohn  eine  Magistratur  in  der  Heimath  bekleidete,  ge- 
storben ist.  §.  4.  Jemand  setzte  seine  beiden  Söhne  zu  Erben 
ein,  und  vermachte  Jedem  zum  Voraus  bestimmte  Sclaven, 
worunter  Einem  den  Stephanus  mit  seinem  Sondergut;  dieser 
i  starb  jetloch ,  nachdem  er  vom  Testator  freigelassen  worden 
war,  noch  bei  dessen  Lebzeiten,  und  darauf  der  Vater  auch; 
hier  entstand  die  Frage,  ob  dasjenige,  was  Stephanus  vor  sei- 
ner Freilassung  als  Sondergut  besessen  habe,  beiden  Söhnen 
zufalle,  oder  dem  allein,  dem  er  mit  seinem  Sondergut  zum 
Voraus  vermacht  worden  war?  Ich  habe  geantwortet:  den 
vorliegenden  Umstanden  nach,  Beiden.  §.5.  Ein  Vater  theilte 
ein  Vermögen  unter  seine  Söhne,  und  bestätigte  diese  Theilung 
durch  ein  Testament,  wobei  er  bevor wortete,  dass  diejenigen 
Schulden,  welche  Jeder  von  ihnen  habe,  oder  haben  werde, 
Jeder  allein  tragen  solle.  Als  darauf  einer  der  Söhne  Geld 
aufnahm,  so  trat  der  Vater  ins  Mittel,  und  es  wurden  die 
Grundstücke,  welche  er  dem  Sohn  angewiesen  hatte,  mit  sei- 
ner Einwilligung  verpfändet ;  nach  des  Vaters  Tode  blieb  der 
Sohn  im  Besitz  derselben  Grundstucke  und  zahlte  die  Zinsen; 
ich  frage :  muss  ihm ,  wenn  der  Gläubiger  die  verpfändeten 
Grundstücke  verkaufen  lässt,  mittelst  der  Erbtheilungsklage 
sein  Miterbe  Ersatz  leisten  ?  Ich  habe  geantwortet :  den  vor- 
liegenden Umständen  nach  brauche  kein  Ersatz  geleistet  zu 
werden. 

40.  GAJ.  lib.  II.  Fidcssor.  —  Wenn  der  Universalerbe 
gebeten  worden  ist,  mir  einen  Theil,  etwa  die  Hälfte  heraus- 
zugeben, so  kann  allerdings  zwischen  uns  eine  analoge  Erb- 
theilungsklage Statt  finden. 

41.  PAUL.  lib.  I.  Beeret.  —  Eine  Frau  hatte  Berufung 
wider  den  [Ausspruch  des]  Richters  eingelegt,  mit  der  Be- 
schwerde, dass  derselbe  der  zur  Theilung  der  Erbschaft  zwi- 
schen ihr  und  ihrem  Miterben  bestellt  gewesen ,  nicht  Mos 
die  Sachen,  sondern  auch  die  Freigelassenen  und  die  Alimente, 
deren  Verabreichung  an  bestimmte  Freigelassene  der  Testator 
befohlen,  getheilt,  und  dies,  ohne  ein  Recht  dazu  zu  haben, 
gethan  habe.  Von  der  andern  Seite  ward  entgegnet,  es  sei 
beiderseitige  Uebereinstimmung  zur  Theilung  erfolgt,  und  die 
Alimente  schon  seit  vielen  Jahren  der  Theilung  gemäss  verabreicht 
worden.  Es  ward  bestimmt,  es  bei  der  Verabreichung  der  Ali- 
mente bewenden  zu  lassen,  jedoch  auch  hinzugefügt,  dass  in  An- 
sehung der  Freigelassenen  keine  Theilung  Statt  linde. 
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42.  POMPON.  lib.  VI.  ad  Sabin.  —  Wenn  einem  Mit- 
erben  ein  Vermächtniss  in  diesen  Worten  hinterlassen  worden 
ist,  ich  vermache  ihm  das,  was  er  mir  schuldig  ist, 
zum  Voraus,  so  liegt  es  im  Kreise  der  Pflichten  des  Erb- 
theilungsrichters,  [dafür  zu  sorgen,]  dass  es  die  Miterben  nicht 
von  ihm  einfordern,  denn  auch  wenn  Einem  das,  was  ein 
Anderer  verschuldet,  zum  Voraus  vermacht  worden  ist,  muss 
der  Richter  Amtswegen  für  die  Abtretung  der  Klagen  an  ihn 
von  Seiten  des  Miterben  je  nach  dessen  Erbtheil  sorgen. 

43.  ULP.  lib.  XXX.  ad  Sabin,  —  Einen  Schiedsrichter 
zur  Erbtheilung  kann  auch  ein  [Erbe]  allein  fordern ;  denn  es 
ist  klar,  dass  auch  ein  einziger  Erbe  beim  Richter  Anträge 
machen  kann.  Es  wird  daher  auch  Einer  allein  selbst  in 
Gegenwart  und  wider  Willen  der  Uebrigen  einen  Schiedsrich- 
ter fordern. 

44.  PAUL.  lib.  VI.  ad  Sabin.  —  Unter  Miterben  kann 
auch  die  Gemeingutstheilungsklage  Statt  finden,  so  dass  nur 
Sachen ,  welche  ihnen  gemeinschaftlich  gehören ,  und  davon 
abhängige  Angelegenheiten  bei  derselben  in  Betracht  kommen, 
wegen  der  übrigen  aber  die  Erbtheilungsklage  unverriickt 
bleibt.  §.  1.  Wenn  die  Erbtheilungs-  oder  Gemeingutstheilungs- 
klage durchgeführt  worden  ist,  so  schützt  der  Prätor  die  ge- 
schehenen Zuerkennungen  durch  Ertheilung  von  Einreden  oder 
Klagen.  §.  2.  Wenn  Miterben  in  Abwesenheit  Eines  aus  ihrer 
Mitte  eine  Sache  verkauft  und  dabei  arglistig  gehandelt  haben, 
nm  sich  zu  bereichern,  so  müssen  sie  dem  Abwesenden  ent- 
weder mittelst  der  Erbtheilungs-  oder  der  Erbschaftsklage  Er- 
satz leisten.  §.  3.  Die  Früchte,  welche  ein  Erbe  vor  dem 
Erbschaftsantritt  von  einem  Erbschaflsgrundstück  gewonnen  hat, 
muss  er,  sagt  Julianus,  nur  dann  mittelst  der  Erbtheilungs- 
klage ersetzen,  wenn  er,  als  er  sie  gewann,  wusste,  dass  es 
ein  Erbsch^ftsgrundstück  sei.  §.  4.  Wer  die  Erbtheilungs-, 
Gemeingütstheilungs-  und  Grenzberichtigungsklage  erhebt,  ist 
sowohl  Kläger  als  Beklagter;  deshalb  muss  er  schwören,  dass 
er  so  wenig  aus  Chicane  den  Process  erhebe,  als  aus  Chicane 
»ich  aufs  Leugnen  lege.  §.  5.  Was  ein  Miterbe  in  Folge  sei- 
ner eigenen  Handlung  auf  den  Grund  einer  erbschafflichen  Sti- 
pulation gewährt,  kann  er  vom  Miterben  nicht  zurückfordern; 
z.  B.  wenn  der  Erblasser  angelobt  hat ,  dass  von  ihm  und  sei* 
nem  Erben  Arglist  fern  sein  solle,  oder  dass  weder  er  noch 
sein  Erbe  dem  Gehen  und  Fahren  ein  Hinderniss  in  den  Weg- 
legen wolle.    Ja  es  haben  sogar  die  Uebrigen,  wenn  für  sie 

m  wegen  der  That  eines  Einzigen  eine  Verbindlichkeit  in  Wir- 
kung tritt,  wie  wenn  die  Bedingung  einer  erbschafllichen  Sti- 
pulation  eingetreten   ist,   die  Erbtheilungsklage  wider  Den, 
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irch  welchen  die  Stipulation  verfallen31)  ist.  §.  6.  Wenn 
Jemand  [von  Titius]  stipulirt  Lat,  dass  er,  Titius,  und  dessen 
Erbe  ihre  Genehmigung  ertheilen  würden ,  und  Titius  mit 
Hinterlassung  mehrerer  Erben  gestorben  ist,  so  haftet  Der- 
jenige allein,  der  die  Genehmigung  versagt  hat,  und  von  des 
Stipulirenden  Erben  kann  Derjenige  allein  klagen,  der  mit  der 
Forderung  aufgetreten  ist32).  §.7.  Wenn  einer  Ehefrau  der 
Niessbrauch  auf  so  lange  vermacht  worden  ist,  bis  ihr  das 
Einbringen  zurückgezahlt  worden,  so,  sagt  Cassius,  könne 
durch  den  Schiedsrichter  der  Erbtheilung  sowohl  dasjenige, 
was  Namens  des  Miterben  von  der  Mitgift  entrichtet  worden, 
[vom  andern  Miterben]  zurückgefordert,  als  der  Miterbe  zur 
Zahlung  angehalten  werden ;  und  dies  ist  richtig.  §.  8.  Wenn 
zweien  Miterben  das  Setzen  einer  Statue  auferlegt  worden  ist, 
und  der  Eine  sich  diesem  unterzogen ,  wahrend  es  der  Andere 
unterlassen  hat,  so,  schreibt  Julianus,  sei  es  nicht  unbillig, 
die  Erbtheilungsklage  zu  gestatten,  damit  der  Kostenantheil 
nach  dem  Ermessen  eines  rechtlichen  Mannes  ersetzt  werde. 

45.  POMPON.  lib.  XIII.  ad  Sabin.  —  Wenn  du  be- 
hauptest, dass  mir  mit  dir  etwas  aus  einer  Erbschaft  gemein- 
schaftlich gehöre,  wovon  ich  behaupte,  es  sei  aus  einem  an- 
dern Grunde  mir  allein  gehörig,  so  ist  dieses  kein  Gegenstand 
der  Erbtheilungsklage.  §.  1.  Arglist,  welcher  der  Sclav  des 
Erben  sich  schuldig  gemacht  hat,  wird  bei  der  Erbtheilungs- 
klage nicht  berücksichtigt,  es  müsste  denn  der  Herr  insofern 
in  Schuld  sein,  dass  er  einen  ungeschickten  Sclaven  zu  der 
gemeinschaftlichen  Sache  gebraucht  habe. 

46.  PAUL.  lib.  VII.  ad  Sabin.  —  Wenn  ein  Ehemann 
vom  Vater  unter  einer  Bedingung  zum  Erben  eingesetzt  wor- 
den ist,  so  bleibt  unterdessen  die  Klage  der  Ehefrau  wegen 
der  Mitgift  obschwebend.  Ist  aber  nach  des  Schwiegervaters 
Tode,  jedoch  während  noch  obschwebender  Bedingung  der 
Erbeneinsetzung,  Ehescheidung  erfolgt,  so  tritt  das  Vermacht- 
niss  der  Mitgift  im  Voraus  in  Wirksamkeit,  weil  nach  des 
Vaters  Tode  einige  [Lasten]  die  Söhne,  auch  bevor  sie  noch 
Erben  werden,  treffen,  wie  die  Ehe,  Kinder  und  Vormund- 
schaften. Daher  darf  auch  Der  die  Mitgift  vorweg  fordern, 
wer  nach  des  Vaters  Tode  die  Last  der  Ehe  tragen  muss; 
und  so  hat  es  auch  unserm  Scävola  geschienen. 

47.  POMPON.  lib.  XXI.  ad  Sabin.  —  Wenn  bei  der 
Erbtheilungs-  oder  der  Geraeingutstheilungsklage,  während  die 
Sache  im  schiedsrichterlichen  Ermessen  beruhet,  über  dasliecht 


31)  D.  h.  in  Wirkung  getreten. 

32)  S.  über  diesen  §.  die  Glosse  im  Casus. 
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eines  Grundstücks  Streit  entstellt,  so  können,  der  Annahme  nach, 
Alle,  in  Betreff  deren  der  Schiedsrichter  bestellt  ist,  sowohl 
Klage  erheben,  als  auch  Jeder  nach  seinem  Antheil  wegen 
eines  Neubau's  Einspruch  thun.  Und  wenn  bei  den  Zuerken- 
nungen  von  Seiten  des  Schiedsrichters  Einem  das  ganze  Land- 
gut zuerkannt  wird,  so  muss  derselbe  Sicherheit  bestellen, 
dasjenige,  was  aus  diesen  Klagen  vereinnahmt  worden,  zurück- 
zugeben, oder  die  darauf  verwendeten  Kosten  zu  ersetzen; 
wenn  aber,  während  die  Sache  [selbst]  noch  in  der  [Erbthei- 
lungs-  oder  Gemeingutstheilungs] klage  begriffen  war,  dieser- 
halb  noch  nicht  Klage  erhoben  worden,  so  folgt  die  Klage 
unversehrt  Demjenigen ,  wem  das  ganze  Landgut  zuerkannt 
worden,  oder  zu  dem  Theile,  zu  welchem  es  zuerkannt  wor- 
den ist.  §.  1.  Ingleichen  können,  wenn  bewegliche  in  jene 
Klagen  begriffene  Sachen  mittlerweile  gestohlen  worden  sind, 
Diejenigen  die  Diebstahlsklage  erheben,  auf  deren  Gefahr  sie 
gingen. 

48.  PAUL.  lib.  XII.  ad  Sabin.  —  Wenn  die  Erbthei- 
lungs-,  Gemeingutstheilungs-  oder  Grenzberichtigungsklage  er- 
hoben worden ,  und  einer  der  Streitenden  mit  Hinterlassung 
mehrerer  Erben  mit  Tode  abgegangen  ist,  so  kann  die  Klage 
nicht  in  Antheile  zerspalten  werden,  sondern  es  müssen  sich 
entweder  alle  Erben  darauf  einlassen ,  oder  Einen  Geschafts- 
besorger  bestellen,  wider  den  die  Klage  in  Aller  Namen  ge- 
richtet wird. 

49.  ULP.  lib.  II.  Disput.  —  Ein  zum  Theil  eingesetzter 
Erbe,  dem  vom  Prätor  anbefohlen  worden  war,  den  Testator 
zu  begraben,  verkaufte  deshalb  einen  Sclaven ,  dem  im  Testa- 
mente die  Freiheit  ertheiit  worden  war,  versprach  das  Dop- 
pelte [auf  den  Fall  der  Entwährung],  und  entrichtete  es,  nach- 
dem er  aus  diesem  Grunde  belangt  worden  war;  es  entstaud 
nun  die  Frage,  ob  er  das,  was  durch  die  Stipulation  des 
Doppelten  verloren  gegangen,  mittelst  der  Erbtheilungsklage 
wieder  erlangen  werde?  Vor  Allem  wollen  wir  sehen,  ob  er 
hier  das  Doppelte  zu  versprechen  brauchte  33)?  Nach  meiner 
Ansicht  braucht  er  es  nicht;  denn  zur  Versicherung  des  Dop- 
pelten wird  nur  Derjenige  genö'thigt,  wer  freiwillig  verkauft. 
Wenn  er  sich  aber  der  Pilicht  des  Verkaufs  unterzieht,  so 
darf  er  dazu  ebensowenig  genöthigt  werden,  als  wenn  Jemand, 
der  vom  Prätor  zur  Vollziehung  eines  Urtheils  bestellt  worden, 
verkauft;  auch  dieser  kann  nicht  zur  Sicherheitsbestellung  we- 
gen Entwährung  genothigt  werden,  wozu  die  gezwungen  wer- 
den ,  welche  nach  Willkühr  verkaufen ;  denn  es  ist  ein  gros- 


33)  S.  Cujac.  Opp.  T.VII.  p.  566. 
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ser  Unterschied  zwischen  der  Pflicht  Dessen,  der  es  übernimmt, 
[eine  Sache  aus  Noth  zu  verkaufen]  34),  und  dem  freien  Willen 
Dessen,  der  zum  Verkauf  schreitet.  Daher  brauchte  er  über- 
haupt von  Anfang*  an  die  Stipulation  des  Doppelten  gar  nicht 
einzugehen,  sondern  der  Prätor  muss  verfügen,  dass  dem  Käu- 
fer 3, 6 )  wider  den,  der  als  Erbe  auftritt,  die  Klage  aus  dem 
Kauf  zustehen  solle,  wenn  die  verkaufte  Sache  entwährt  wor- 
den wäre.  Hat  aber  der  Erbe  geirrt  und  Sicherheit  bestellt, 
und  ist  der  Sclav  darauf  zur  Freiheit  gelangt,  so  tritt  die  Sti- 
pulation in  Wirksamkeit;  wenn  dieselbe  in  Wirkung  getreten 
ist,  so  ist  es  billig,  demselben,  da  die  Erbtheilungsklage  weg- 
fallt, eine  analoge  Klage  gegen  den  Miterben  zu  ertheilen, 
damit  er  nicht  im  Schaden  bleibe;  denn  um  die  Erbtheilungs- 
klage führen  zu  können ,  dazu  gehört  nicht  Mos ,  dass  Jemand 
Erbe  sei,  sondern  dass  er  aus  einer  solchen  Angelegenheit 
Klage  erhebe  oder  belangt  werde,  die  er  geführt,  oder  wobei 
er  betheiligt  gewesen,  nachdem  er  Erbe  geworden  ist.  Denn 
ausserdem  fällt  die  Erbtheilungsklage  weg,  und  wenn  daher 
Jemand  etwas  in  Bezug  auf  die  Erbschaft  gethan  hat,  bevor 
er  wusste,  dass  er  Erbe  sei,  so  findet  die  Erbtheilungsklage 
nicht  Statt,  weil  er  dann  nicht  in  der  Ueberzeugung,  dass  er 
Erbe  sei,  gehandelt  zu  haben  angesehen  wird.  Wer  daher  vor 
dem  Erbantritt  etwas  gethan ,  z.  B.  den  Testator  begraben  hat, 
der  hat  [deshalb]  die  Erbtheilungsklage  nicht;  hat  er  es  aber 
nach  dem  Erbantritt  gethan,  so  werden  wir  folgerichtig  be- 
haupten, dass  er  mittelst  der  Erbtheilungsklage  die  aufgewen- 
deten Leichenkosten  wieder  erlangen  werde. 

50.  ULP,  üb.  VI.  Opin.  —  Was  der  Vater  dem  aus 
der  Gewalt  entlassenen  und  seiner  Studien  halber  auswärts 
sich  aufhaltenden  Sohn  hat  zuüiessen  lassen,  das  gestattet, 
wenn  dargethan  wird,  dass  es  der  Vater  nicht  in  der  Absicht, 
einen  Vorschuss  zu  machen,  sondern  aus  väterlicher  Liebe 
veranlasst  gethan  habe,  die  Billigkeit  nicht,  auf  das  dem 
Sohn  aus  des  Erblassers  JYachlass  zugefallenen  Erbantheil  ein- 
zurechnen. 

51.  JULIAN,  lib.  VIII.  Big.  —  Das  Landgut,  welches 
dem  Schwiegervater  an  Mitgifts  Statt  übergeben  worden  ist, 
muss,  wenn  der  Schwiegervater  den  Sohn  zu  irgend  einem 
Antheil  als  Erben  eingesetzt  hat,  durch  den  Schiedsrichter  der 
Erbtheilung  dergestalt  vorweg  abgezogen  werden,  dass  der  Sohn 
in  dieser  Hinsicht  gerade  ebenso  gestellt  wird ,  wie  er  es  sein 
würde,  wenn  die  Mitgift  im  Voraus  vermacht  worden  wäre; 


34)  Glosse. 

35)  Ich  ziehe  die  Variante  emtori  vor. 
Vorp.  jur,  civ.  I, 
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deshalb  gebühren  ihm  die  Nutzungen,  welche  nach  Einleitung 
des  Verfahrens  gewonnen  worden  sind,  mit  Berücksichtigung 
der  [darauf  verwendeten]  Unkosten,  die  vor  der  Einleitung  des 
Verfahrens  gewonnenen  gehören  atjer  gleichmä'ssig  allen  Erben. 
Auf  die  Kosten  muss  darum  Rücksicht  genommen  werden, 
weil  kein  Fall  eintreten  kann,   der  diesen  Abzug  verböte. 

1.  Wenn  ich  Erbschaftsklage  wider  dich,  und  du  Erbthei- 
lungsklage wider  mich  erheben  willst,  so  ist  uns  Beiden  aus 
Gründen  zu  willfahren;  denn  wenn  ich36)  die  ganze  Erb- 
schaft besitze,  und  dir  zugestehe,  dass  du  Erbe  zur  Halbscheid 
seiest,  aber  aus  der  Gemeinschaft  treten  will,  so  muss  ich  auf 
die  Erbtheilungsklage  antragen,  weil  die  Erbschaft  auf  keine 
andere  Weise  zwischen  uns  getheilt  werden  kann.  Ingleichen 
ist  dir,  wenn  du  einen  rechtmässigen  Grund  hast,  aus  welchem 
du  die  Auseinandersetzung  lieber  im  Wege  der  Erbschaftsklage, 
als  der  Erbtheilungsklage  bewirken  willst,  auch  die  Erbschafts- 
klage zu  verstatten ;  denn  bei  der  Erbschaftsklage  kommt  Man- 
ches in  Betracht,  was  bei  der  Erbtheilungsklage  nicht  zur 
Sprache  kommt;  so  z.  B.  wirst  du,  wenn  ich  Erbschaftsschuld- 
ner bin,  das,  was  ich  dem  Erblasser  verschuldet  habe,  nicht 
durch  die  Erbtheilungsklage,  wohl  aber  durch  die  Erbschafts- 
klage erhalten. 

52.  JULIAN,  lib.  II.  ad  Urseium  Ferocem.  —  Ma'vius, 
der  uns  zu  Erben  eingesetzt  hat,  besass  eine  mit  dem  Attius 
ihm  gemeinschaftlich  gehörige  Sache;  wenn  wir  wider  den 
Attius  die  Gemeingutstheilungsklage  erhoben  haben,  nnd  uns 
die  Sache  zuerkannt  worden  ist,  so,  sagt  Proculus,  wird 
dieselbe  Gegenstand  der  Erbtheilungsklage.  .  §.  1.  Ein  [im  Te- 
stament] freigelassener  und  zum  Erben  eingesetzter  Sclav  muss 
dasjenige,  was  er  aus  für  den  Familienvater  geführten  Rech- 
nungen noch  in  Händen  hat,  vermöge  der  Erbtheilungsklage 
seinen  Miterben  gewahren.  §.  2.  Der  Schiedsrichter  der  Erb« 
theilung  zwischen  mir  und  dir  wollte  einige  entstandene  Ko- 
sten mir  und  andere  dir  zuerkennen;  er  sah  ein,  dass  er  statt 
dessen  Jeden  dem  Andern  verurtheilen  müsse;  es  entstand  nun 
die  Frage,  ob  er,  nach  gegenseitiger  Aufhebung  der  Verurthei- 
lung  Den,  dessen  Betrag  höher  ist,  um  die  übersteigende  Summe 
allein  verurtheilen  könne?  Man  hat  sich  dahin  entschieden, 
dass  dem  Schiedsrichter  dies  freistehe.  §.  3.  Wenn  die  Erb- 
theilungs-  oder  Gemeingutstheilungsklage  erhoben  werden,  so 
müssen  die  Sachen  ganz  und  nicht  die  Theile  derselben  einzeln 
geschätzt  werden. 


36)  Personenwechsel,  wie  öfters;  jedoch  seltener  bei  Julian  als 

bei  Ulpian. 
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53.  ULP.  Hb.  IL  Resp.  —  Dasjenige  Geld,  welches  der 
ans  der  Gewalt  entlassene  Solin  dergestalt  verliehen  bat,  dass 
es  dem  Vater  gezahlt  werden  solle;  wird  nur  dann  zur  Nach- 
verlassenschaft  des  Vaters  gerechnet,  wenn  dem  Vater  wider 
den  Sohn  eine  Klage  wegen  derselben  Summe  zustand. 

54.  NERATIUS  lib.  III.  Membran.  —  Ich  habe  meinen 
Äntheil  an  einem  Landgute  aus  dem  mir  mit  dir  gemeinschaft- 
lich zugefallenen  Nachlass  des  Lucius  Titius  verkauft ;  nachher 
ward  zwischen  uns  die  Erbtheilungsklage  eingeleitet;  hier 
kommt  weder  der  mir  gehörig  gewesene  Theil  in  Betracht, 
weil  er  als  veräussert  aus  der  Erbschaft  geschieden  ist,  noch 
der  deinige,  weil,  wenn  er  auch  in  dem  vorigen  Rechts- 
verhaltniss  und  Erbschaftsstiick  bleibt,  er  dennoch  durch  die 
Veräusserung  meines  Antheils  aus  der  Gemeinschaft  tritt.  Ob 
aber  ein  Erbe  seinen  Antheil  nicht  veräussert  hat,  oder  meh- 
rere, ist  ganz  gleich,  sobald  nur  ein  von  einem  der  Erben 
veräusserter  Antheil  aufgehört  hat,  zur  Erbschaft  zu  gehören. 

55.  ULP.  lib.  II.  ad  Ed.  —  Wenn  Erbtheilungs-  oder 
Gemeingutstheilungsklage  erhoben  worden,  und  die  Theilung 
so  schwierig  ist,  dass  sie  fast  unmöglich  zu  sein  scheint,  so 
kann  der  Richter  einem  Erben  allein  Alles  zuerkennen  und 
ihn  allein  [zur  Herausgabe  an  die  Uebrigen]  verurtheilen. 

56.  PAUL.  lib.  XXIII.  ad  Ed.  —  Nicht  blos  bei  der 
Grenzberichtigungs-,  sondern  auch  bei  der  Erblheilnngsklage 
kommen  die  Nutzungen  der  verflossenen  Zeit  in  Betracht. 

57.  PAPIN.  lib.  II.  Resp.  —  Auch  wenn  ein  Schieds- 
richter bestellt  worden,  können  Brüder,  eine  gemeinschaftliche 
Erbschaft  einstimmig  theilend,  sich  in  Güte  vereinigen,  und 
diese  Theilung  kann  nicht  widerrufen  werden,  selbst  wenn 
der  Schiedsrichter  nach  Beendigung  des  Streites  kein  Urtheil 
ausgesprochen  hat,  ausser  wenn  Einem  das  Alter  zur  Hülfe 
kommt* 

Dritter  Titel. 

C  o  m  m  u  n  i  dividundo. 
{Von  der  Gemeingu1slheilung[$k2age].) 

1.  PAUL.  lib.  XXIII.  ad  Ed.  —  Die  Gemeingutstheilungs- 
klage ist  dazu  nothwendig,  weil  die  Klage  aus  dem  Gesellschafts- 
contract  mehr  gegenseitige  persönliche  Leistungen  begreift,  als 
die  Theilung  gemeinschaftlicher  Sachen.  Diesem  zufolge  fällt 
die  Gemeingutstheilungsklage  weg,  wenn  die  Sache  keine  ge- 
meinschaftliche ist. 

2.  GAJ.  lib.  VII.  ad  Ed.  prov.  —  Es  ist  einerlei,  ob 
eine  Sache  zwischen  Mehreren  mit  oder  ohne  Gesellschaftsver- 
hältniss  gemeinschaftlich  ist,  denn  die  Gemeingutstheilangsklage 
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findet  in  beiden  Fällen  Statt.  Mit  Gesellschaftsverhältniss  ist 
eine  Sache  z.  B.  unter  Denen  gemeinschaftlich,  die  dieselbe 
Sache  zusammen  gekauft  haben;  ohne  Gesellschaftsverhältniss 
z.B.  unter  Denen,  -welchen  dieselbe  Sache  in  einem  Testamente 
vermacht  worden  ist.  §.  1.  In  den  drei  Doppelklagen:  der  Erb- 
theilung,  der  Gemeingutstheilung  und  der  Grenzberichtigung-, 
fragt  es  sich,  wer  als  der  Kläger  zu  betrachten  sei,  weil  das 
Verhaltniss  Aller  als  gleich  erscheint;  es  spricht  aber  mehr 
dafür,  den  als  Kläger  zu  betrachten,  wer  auf  das  Verfahren 
angetragen  hat. 

3.  ULP.  lib.  XXX.  ad  Sabin,  —  Bei  der  Gemeinguts- 
theilungsklage  wird  nichts  weiter  als  die  Theilung  derjenigen 
Sachen,  welche  gemeinschaftlich  sind,  selbst  in  Betracht  ge- 
zogen, und  wenn  an  denselben  ein  Schaden  angerichtet  oder 
ihnen  widerfahren  ist,  oder  in  dieser  Beziehung  einem  der 
Mitgenossen  etwas  abgeht,  oder  von  einer  gemeinschaftlichen 
Sache  an  ihn  gekommen  ist.  §.  1.  Was  die  [Betheiligten] 
selbst  unter  einander  obne  Arglist  festgesetzt  haben,  das  muss 
der  Riebt  er  bei  der  Erbtheilungs-  und  Geineingutstheilungsklage 
vor  Allem  aufrecht  erhalten. 

4.  Idkm  lib.  XIX.  ad  Ed,  —  Vermöge  dieser  Klage 
wird  die  Theilung  solcher  körperlichen  Sachen  bewirkt,  an 
denen  uns  das  Eigenthum  zustebt,  nicht  auch  Erbschaflssachen. 
§.  1.  Kann  ein  Brunnen  Gegenstand  einer  Theilungsklage  wer- 
den? Mela  sagt,  nur  dann,  wenn  dessen  Grund  und  Boden 
ein  gemeinschaftlicher  ist.  §.  2.  Diese  Klage  ist  guten  Glau- 
bens; wenn  daher  eine  Sache  ungetheilt  geblieben,  so  gilt 
dessen  ungeachtet  sowohl  die  Theilung  der  übrigen,  als  es 
kann  auch  wegen  der  ungetheilt  gebliebenen  von  Neuem  die 
Theilungsklage  erhoben  werden.  §.  3.  Sowie  aber  die  Theilung 
einer  Sache  selbst  Gegenstand  der  Gemeingutstheilungsklage  ist, 
so  sind  es  auch  Leistungen ;  wer  daher  [auf  eine  gemeinschaft- 
liche Sache]  Kosten  verwendet  hat,  kann  [durch  dieselbe]  Er- 
satz erlangen.  Wenn  er  aber  die  Klage  nicht  wider  den  Mit- 
genossen selbst,  sondern  gegen  dessen  Erben  anstellt,  so  glaubt 
Labeo  mit  Recht,  dass  dennoch  die  vom  Erblasser  aufgewen- 
deten Kosten  und  gewonnenen  Nutzungen  in  Betracht  kommen. 
Die  früher,  als  die  Sache  gemeinschaftlich  ward,  gewonnenen 
Früchte ,  oder  die  früher  aufgewendeten  Unkosten  kommen 
bei  der  Gemeingutstheilungsklage  aber  nicht  in  Betracht.  §.  4. 
Deshalb,  schreibt  Julianus,  kann  ich,  wenn  wir  wegen  dro- 
henden Schadens  in  den  Besitz  [eines  fremden  Hauses]  gesetzt 
worden  sind,  und  ich,  bevor  uns  der  Besitz  überwiesen  wor- 
den, ein  Gebäude  gestützt  habe,  die  darauf  verwendeten  Kosten 
durch  die  Gemeingutstheilungsklage  nicht  erlangen. 
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5.  JULIAN,  lib.  II.  ad  Urseiutn  Ferocem.  —  Wenn 
aber  eine  Sache  von  Niemand  vertheidigt  wird,  und  wir  des- 
halb in  den  Besitz  jener  Gebäude  vom  Prätor  eingewiesen  wor- 
den sind,  und  dadurch  deren  Eigenthum  erlangt  haben,  dann, 
sagt  Pro  cu  Jus,  würde  ich  den  Kostenantheil  durch  die  Ge- 
meingutstheilungsklage erhalten. 

6.  ULP.  lib.  XIX.  ad  Ed.  —  Wenn  Jemand  in  dem 
Glauben,  dass  ihm  mit  dem  Titius  ein  Landgut  gemeinschaft- 
lich gehöre,  Nutzungen  davon  gezogen,  oder  Kosten  daraufge- 
wendet hat,  wahrend  es  ibm  mit  einem  Andern  gemeinschaft- 
lich gehörte ,  so  kann  die  Gemeingutstheilungsklage  analog  an- 
gestellt werden.  §.  1.  Deshalb  findet  auch,  wenn  Titius  das 
Landgut  veräussert  hat,  wiewohl  dann  die  Gemeingutstheilungs- 
klage nicht  zur  Anwendung  kommt,  weil  aus  der  Gemeinschaft 
geschieden  worden  ist,  dennoch  die  analoge  Klage  Statt,  welche 
wegen  der  Leistungen  allemal  ertheilt  wird,  wenn  die  Sache 
aufgehört  hat ,  gemeinschaftlich  zu  sein.  §.  2.  Der  Mitgenosse 
mag  aus  der  Verpachtung  des  gemeinschaftlichen  Landgutes 
oder  durch  dessen  Bewirtschaftung  etwas  erworben  haben, 
er  haftet  stets  durch  die  Gemeingutstheilungsklage;  hat  er  es 
im  gemeinschaftlichen  Namen  gethan,  so  darf  ihm  weder  Ge- 
winn37) zu  Theil  werden,  noch  Schaden37)  treffen,  wenn 
aber  nicht  im  gemeinschaftlichen  Namen,  sondern  um  den  Ge- 
winn allein  zu  ziehen,  so  muss  ihn  auch  der  Schaden  alffein 
treffen.  Zum  Ersatz  desselben  wird  er  durch  die  Gemeinguts- 
theilungsklage darum  gehalten,  weil  nicht  angenommen  werden 
kann,  dass  er  seinen  Antheil  allein  habe  verpachten  können. 
Uebrigens  findet  die  Gemeingutstheilungsklage,  wie  auch  Pa- 
pinianus  schreibt,  nur  dann  Statt,  wenn  er  etwas  gethan 
hat,  ohne  welches  er  seinen  Antheil  nicht  füglich  hat  verwal- 
ten können;  konnte  er  dies  aber,  so  steht  ihm  die  Geschäfts- 
führungsklage zu,  und  er  haftet  auch  durch  sie.  §.3.  Kosten, 
die  nach  der  Einlassung  auf  die  Erbtheilungsklage  entstanden 
sind,  werden,  wie  JNerva  richtig  glaubt,  auch  Gegenstand 
derselben.  §.  4.  Dass  auch  Junge  [von  Sclaven  und  Vieh]  in 
Betracht  kommen;  haben  Sabinus  und  Atilicinus  gut- 
achtlich ausgesprochen.  §.  5.  Dieselben  waren  auch  der  Mei- 
nung, dass  diese  Klage  Zuwachs  und  Abnahme  erleiden  könne. 
§.(5.  Es  fragt  sich,  ob,  wenn  Jemand  einen  Todten  an  einem 
ihm  mit  einem  Andern  gemeinschaftlich  gehörigen  Orte  begraben, 
er  ihn  dadurch  gefreyet  mache?  Dass  Jedem  das  volle  Hecht, 
einen  Todten  zu  begraben,  zustehe,  ist  eben  so  klar,  als  dass 
der  Eine  von  Beiden  allein  einen  bisher  reinen  Ort  nicht  ge- 


37)  üeber  den  Antheilsmässigen. 
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freyet  machen  kann;  Trebatius  und  Labeo  meinen,  dass, 
wiewohl  der  Ort  nicht  gefreyet  werde,  dennoch  Klage  auf 
das  Geschehene  erhoben  werden  müsse.    §.  7.  Wenn  du  we- 
gen drohenden  Schadens  durch  Bürgen  auf  das  Ganze  Sicherheit 
bestellt  hast,  so,  sagt  Labeo,  stehe  dir  die  Gemeingutsthei- 
lungsklage  nicht  zu,  weil  du  nicht  nöthig  hattest,   auf  das 
Ganze  zu  bürgen,  sondern  es  genügte,  wenn  du  es  für  deinen 
Antheii  thatest;   diese  Meinung  ist  richtig.     §.  8.  Wenn  uns 
ein  Landgut  gemeinschaftlich  gehört,  von  mir  aber  verpfändet 
Worden  ist,  so  kann  dasselbe  zwar  zur  Theilung  gezogen  wer- 
den, allein  das  Pfandrecht  dauert  für  den  Glaubiger  fort,  auch 
wenn  dasselbe  [zum  Theil  mir]  zuerkannt  worden  ist ;  denn 
dasselbe  würde,  auch  wenu  dem  Mitgenossen  sein  Antheii 
übergeben  worden  wäre,  unversehrt  fortbestehen.  Der  Schieds- 
richter der  Gemeingutstheilung  muss  aber,  wie  Juli  an  us  sagt, 
diesen  Antheii  darum  niedriger  veranschlagen,  weil  ihn  der 
Gläubiger  dem  Vertrage  gemäss  verkaufen  kann.   §.  9.  Gleichfalls 
schreibt  Julianus:  wenu  Derjenige,  mit  dem  mir  ein  Sclav 
gemeinschaftlich  gehörte,  mir  seinen  Antheii  verpfändet,  und 
dann  die  Gemeingutstheilungsklage  wider  mich  angestellt  hat, 
so  könne  ich  ihn  mit  der  Einrede  der  geschehenen  Pfand- 
bestellung abwehren.  Wenn  ich  aber  diese  Einrede  nicht  vor- 
geschützt habe,  so  wird  es  Pflicht  des  Richters  sein,  wenn  er 
dem  Schuldner  den  ganzen  Sclaven  zuerkannt  hat,  ihn  zur 
[Erlegung  der]  Werthschätzung  meines  Antheils  zu  verurtheilen ; 
denn  das  Pfandrecht  bleibt  unversehrt.    Hat  ihn  der  Richter 
aber  mir  zuerkannt,  so  wird  er  mich  nur  soviel  herauszuzahlen 
verurtheilen,  als  der  Werth  des  Pfandes  die  geliehene  Summe 
übersteigt,  und  mir  dann  die  Befreiung  des  Schuldners  auf- 
erlegen.   §.  10.  Vermöge  seiner  Amtspflicht  kann  der  Richter 
auch  in  der  Art  zuerkennen,  dass  er  dem  Einen  das  Landgut 
selbst    und   dem   Andern   den   Niessbrauch   daran  zuerkennt. 
§.  11.  Uebrigens  ist  Alles  so,  wie  wir  bei  der  Erbtheilungs- 
klage  gelehrt  haben.    §.  12.  Urseius  sagt:  dass,  wenn  ein 
Nachbar,  in  Betreff  eines  Neubaues  an  einem  Mehreren  ge- 
meinschaftlich gehörigen  Gebäude,  Einspruch  gethan,  derjenige 
von  mehreren  Genossen,  welcher  deshalb  verurtheilt  worden 
sei ,  den  Antheii  an  der  Strafe  von  seinem  Mitgenossen  erlan- 
gen könne.    Julianus  bemerkt  aber  mit  Recht,  dass  dies  nur 
dann  der  Fall  sei,  wenn  ein  Nutzen  für  das  Gebäude  damit 
verbunden  war. 

7.  ULP.  lib.  XX.  ad  Ed,  —  Die  Gemeingutstheilungs- 
klage findet  auch  in  Betreff  von  Zinsäckern  Statt.  Es  ist  aber 
die  Frage,  ob  ein  Zinsacker  Stückweise  vertheilt  werden  kann  ? 
Der  Richter  muss  sich  dieser  Art  von  Vertheiluug  enthalten, 
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denn  die  Zinsberichtigung  wird  dadurch  verwirrt.    §.  1.  Ne- 
ratius  schreibt,  der  Schiedsrichter  könne,  wenn  er  ein  nicht 
zinsbares  Landgut  Zweien,  nach  besondern  Stücken  getheiit, 
zuerkannt  habe ,  demselben  eine  Dienstbarkeit  auferlegen ,  wie 
wenn  es  zwei  Landgüter  wären.    §.2.  Auch  Der,  wem  [nur] 
die  Publiciana  zusteht,  kann  die  Gemeingutstheilungsklage  er- 
heben.   §.  3.  Aus  einigen  Gründen  findet  zwar  keine  Eigen- 
thumsklage Statt;  wenn  jedoch  ein  rechtmässiger  Grund  des 
Besitzes  vorhanden  ist,  so  ist  die  analoge  Gemeingutsklage  zu- 
ständig; z.  B.  wenn  eine  Sache  auf  den  Grund  einer  entrich- 
teten Nichtschuld  besessen  wird.     §.  4.  Unter  Räubern  findet 
diese  Klage  aber  nicht  Statt,   auch  nicht  unter  Denen,  die 
bittweise  besitzen,  oder  heimlich,  weil  dieser  Besitz  ein  un- 
rechtmässiger ist;  der  bittweise  [Besitz]  ist  zwar  ein  recht- 
massiger,  allein  er  genügt  zur  Anstellung  der  Klage  nicht. 
§.5.  Julianus  schreibt:  wenn  der  Eine  als  Besitzer  auf 
Theilung  anträgt,  und  der  Andere  behauptet,  dass  er  sich  ge- 
waltsam in  den  Besitz  gesetzt  habe,  so  darf  diese  Klage  nicht 
ertheilt  werden,  auch  nicht  nach  Ablauf  eines  Jahres,  weil 
wider  Den,  welcher  den  Andern  gewaltsam  aus  dem  Besitz 
gesetzt  hat,  auch  nach  Jahresfrist  noch  das  Interdict  verstattet 
wird;  behauptet  er,  fährt  Julianus  fort,   dass  der  Andere 
bittweise  besitze,  so  findet  die  Klage  ebensowenig  Statt,  weil 
auch  wegen  bittweisen  Besitzes  ein  Interdict  verstattet  wird. 
[Endlich]   aber  fällt,  sagt  er,   diese  Klage  auch  dann  weg, 
wenn  behauptet  wird,  dass  Der,  welcher  auf  dieselbe  anträgt, 
sich  heimlich  in  den  Besilz  gesetzt  habe;  denn  wegen  heim- 
lichen Besitzes  finde  ebenfalls  ein  interdict  Statt.    §.  6.  Wenn 
Zwei  eine  Sache  zum  Pfände  erhalten  haben ,  so  ist  es  die 
grö'sste  Billigkeit,   eine  analoge  Gemeingutstheilungsklage  zu 
verstatten.    §.  7.  Auch  wenn  zwischen  Zweien  wegen  I\iess- 
brauchs  Streit  herrscht,  muss  sie  ertheilt  werden.    §.  8.  Des- 
gleichen wenn  Zwei  vom  Prätor  in  den  Besitz  von  Vermächt- 
nissen eingesetzt  sind;  denn  dann  ist  eine  rechtmässige  Ursache 
des  Besitzes  wegen  der  Verwahrung  [der  in  Besitz  genomme- 
nen Sache]  vorhanden.  Mithin  ist  auch  von  zwei  Leibesfrüch- 
ten dasselbe  zu  sagen ;  dies  hat  Grund.    §.  9.  Ist  aber  Jemand 
wegen  drohenden  Schadens  bereits  auf  Geheiss  [des  PrätorsJ 
in  Besitz  gesetzt,  so  findet  diese  analoge  Klage  nicht  Statt, 
weil  man  dann  die  Eigenthumsklage  erheben  kann.     §.  10. 
Wenn  wegen  gemeinschaftlichen  Niessbrauchs  [von  einem  Land- 
gute]  Theilungsklage  erhoben  worden  ist,  so  kann  der  Richter 
Amtswegen  entweder  die  Einrichtung  treffen  ,  dass  er  Jedem 
den  JNiessbrauch  an  bestimmten  Stücken  gestattet,  oder  Einem 
von  Beiden,  oder  einer  dritten  Person  ihn  verpachtet,  so  dass 
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sie  die  Pachte  ohne  allen  Streit  ziehen,  oder  wenn  es  beweg- 
liche Sachen  sind,  auch  auf  die  Weise,  dass  zwischen  ihnen 
ein  Abkommen  getroffen  und  Sicherheit  bestellt  wird,  den 
IXiessbrauch  auf  einige  Zeit  hindurch  zu  ziehen,  das  heisst, 
dass  er  abwechselnd  Einem  um  den  Andern  eine  bestimmte 
Zeit  hindurch  zukommen  solle.    §.  11.  Diese  Klage  steht  we- 
der dem  Pachter,  noch  Dem,  der  etwas  in  Verwahrung  em- 
pfangen hat,  zu,  wiewohl  Beide  den  natürlichen  Besitz  haben. 
§.  12.  Zwischen  Denen,  die  ein  Pfand  erhalten  haben,  muss 
eine  Theilung   in  der  Art  Statt  finden,   dass  jeder  Antheil 
nicht  zu  seinem  wahren  Werthe,  sondern  nur  auf  so  hoch 
veranschlagt  wird,  als  dagegen  verschuldet  wird,  und  einem 
der  Gläubiger  also  zwar  das  Pfand  angewiesen,  dem  Schuld- 
ner jedoch  die  Freiheit  nicht  entzogen  wird,  sich  zur  Zahlung 
der  Schuld  zu  erbieten  und  sein  Pfand  einzulösen.  Dasselbe 
gilt  auch,  wenn  der  Besitzer  des  Pfandes  Dem,  der  die  hy- 
pothekarische  Klage   erhoben ,   die   Streitwiirderung  anbietet. 
§.  13.  Wenn  ein  Schuldner  seinen  Antheil  an  einem  ihm  mit 
einem  Andern  gemeinschaftlichen  Grundstück  verpfändet  hat, 
und  sein  Gläubiger  von  dem  Eigenthümer  des  andern  Theils, 
oder  von  einem  andern  Gläubiger  des  andern  Schuldners  [zur 
Theilung]  aufgefordert  worden,  denselben  überboten  [und  sich 
dadurch   Zuerkennung   des   Grundstücks   verschafft]   hat,  und 
der  Schuldner  Dessen,  dem  dasselbe  zuerkannt  worden,  gegen 
Abtragung  seiner  eigenen  Schuld  seinen  Antheil  an  dem  Grund- 
stück wieder  erlangen  will,  so  wird  er,  wie  scharfsinnig  be- 
merkt worden,  nicht  gehört  werden,  so  lange  er  nicht  auch 
den  Theil  anzunehmen  sich  bereit  erklärt,  den  der  Gläubige!" 
durch  das  Zuerkennen  erkauft  hat.   Denn  ebenso  wird,  wenn 
du  deinen  Theil  an  einer  [dir  gemeinschaftlichen  mit  einem 
Andern  gehörigen]   Sache  verkauft  hast,  und  vor  der  Ueber- 
gabe   an  den  Käufer  zur  Theilung  aufgefordert  worden  bist, 
und  dir  der  andere  Theil  zuerkannt  worden  ist,  ganz  folge- 
richtig behauptet,  dass  die  Kaufktage  [wider  dich]  nicht  ange- 
stellt werden  könne,  wenn  [der Käufer]  nicht  die  ganze  Sache 
anzunehmen   sich   bereit  erklärt,   weil  dieser  Theil  lediglich 
durch  den  andern  an  [dich]  den  Verkäufer  gekommen  ist.  Ja 
es   könne   sogar   der   Käufer  mit   der  Verkaufsklage  belaugt 
werden,  das  Ganze  anzunehmen.    Nur  darauf  ist  zu  achten, 
ob   etwa  ein  Betrug  des  Verkäufers  im  Spiele  ist.  Gleich- 
falls wird  aber   der  Verkäufer,   wenn   er   nach   dem  Ver- 
kauf seines   Antheils   überboten   worden  ist,   zur  Erstattung 
des    [bereits   vereinnahmten]    Preises   aus   dem  Kauf  haften. 
Ganz    dasselbe    gilt    vom   Auftrag  und    andern  Klagen  die- 
ser Art. 
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8.  PAUL.  lib.  XXIII.  ad  Ed.  —  Auch  wenn  nicht  alle 
von  Denen,  die  eine  Sache  gemeinschaftlich  besitzen,  sondern 
nur  Einige  die  Theilung  verlangen,  kann  diese  Klage  zwischen 
ihnen  Statt  finden.  §.  !♦  Wenu  es  noch  ungewiss  ist,  ob  das 
Falcidische  Gesetz  zur  Anwendung  kommen  werde ,  so  kann 
zwischen  dem  Erben  und  dem  Vermächtnissberechtigten  die 
Gemeingutstheilungsklage  Statt  finden ,  oder  die  Forderung 
eines  unbestimmten  Theiles  verstattet  werden.  Ein  Gleiches 
geschieht  dann,  wenn  ein  Sondergut  vermacht  worden,  weil 
es  ungewiss  ist,  um  wieviel  dessen  Betrag  durch  das,  was 
dem  Herrn  [des  betreffenden  Sclaveo]  verschuldet  wird,  ver- 
ringert werde.  §.  2.  Gegenstand  der  Gemeingutstheilungsklage 
kann  es  auch  werden,  wenn  Jemand  eine  gemeinschaftliche 
Sache  verschlechtert,  z.  B.  einen  Sclaven  verwundet,  oder  sein 
Gemiith  verführt,  oder  Bäume  aus  dem  Boden  gerissen  hat. 
§.  3.  Wenn  [der  eine  Miteigentümer]  wegen  des  von  einem 
gemeinschaftlichen  Sclaven  angerichteten  Schadens  mehr  ent- 
richtet hat,  so  wird  der  Sclav  abgeschätzt,  und  Jener  einen 
[verhältnissmässigen]  x\ntheil  an  selbigem  erhalten  3  8).  §.  4. 
Ebenso  findet,  wenn  Einer  wegen  des  Sondergutes  auf  das 
Ganze  belangt  und  venirtheilt  worden,  wider  den  Miteigen- 
thiimer  die  Gemeingutstheilungsklage  zur  Erlangung  des  An- 
theils  an  demselben  Statt. 

9.  AFRICAN.  lib.  VI.  Quaest.  —  Wenn  aber,  nach- 
dem der  Miteigenthümer  eines  gemeinschaftlichen  Sclaven  wegen 
des  Sondergutes  auf  das  Ganze  verurtheilt  worden ,  bei  dem 
andern  Miteigenthümer  dazu  gehörige  Sachen  verloren  gehen, 
so  findet  nichts  desto  weniger  die  analoge  Gemeingutstheilungs- 
klage zur  Erlangung  des  Antheils  an  [dem  deshalb  erlegten]  3  9) 
Gelde  Statt;  denn  ohnedies  würde  es  unbillig  sein,  wenn  der 
ganze  Schaden  Den,  der  verklagt  worden,  allein  treffen  sollte, 
indem  die  Gefahr  an  Sondergutsgegenständen  beiden  Herren 
gemeinschaftlich  sein  muss.  Darum  wird  auch  Derjenige,  wer 
im  Auftrag  des  Herrn  die  Verteidigung  des  Sclaven  übernom- 
men, Alles,  was  er  im  guten  Glauben  entrichtet  hat,  wieder 
erlangen,  wenn  auch  das  Sondergut  nachher  verloren  gegangen 
ist.  Dies  verhält  sich  so,  wenn  Reines  von  Beiden  Schuld 
ins  Spiel  kommt;  denn  wenn  der  Herr,  wider  den  wegen  des 
Sondergutes  Klage  erhoben  worden,  bereit  ist,  die  im  Sonder- 
gut begrilfenen  Sachen  dem  Kläger  abzutreten,  so  muss  er, 
nach  seiner  [des  Africanus]  Ansicht,  aus  Gründen  gehört 


38)  Die  Erklärung  der  Glosse  kann  ich  nur  für  falsch  aner- 
kennen. 

39)  Glosse. 


874         Pandect-  L.  X.  Tit.  3.  Communi  dividimdv. 


werden,  vorausgesetzt,  dass  er  dieses  ohne  Arglist  und  ohne 
Zögern  tlmt. 

10.  PAUL  lib.  XXIII.  ad  Ed.  —  Ingleichen  wird ,  wie- 
wolil  die  Klage  aus  dem  Aquilischen  Gesetze  wider  den  Erben 
nicht  zuständig-  ist,  der  Erbe  des  Miteigentümers  mittelst  die- 
ser Klage  doch  zum  Ersatz  angehalten,  wenn  der  Erblasser 
etwas  an  einer  gemeinschaftlichen  Sache  beschädigt  hat  5  Wes- 
falls die  Aquilische  Klage  entsteht.  §.  1.  Wenn  blos  der  Ge- 
brauch uns  gehört,  der  weder  verkauft  noch  vermiethet  wer- 
den kann,  so  fragt  es  sich,  inwiefern  hier  Theilung  mittelst 
der  Gemeingutstheilungsklage  getroffen  werden  könne  ?  Hier 
kommt  der  Prätor  mit  einer  Verbesserung  zu  Hülfe,  so  dass, 
wenn  der  Richter  dem  Einen  den  Gebrauch  allein  zuerkannt 
hat,  vom  Andern,  der  Entschädigung  in  Gelde  empfängt,  nicht 
angenommen  werden  soll,  als  sei  dieses  von  seiner  Seite  kein 
Gebrauch,  und  als  habe  er  mehr,  indem  er  einen  Niessbrauch 
zu  haben  scheine,  weil  es  hier  die  Noth wendigkeit  erfordert. 
§.  2.  Bei  der  Gemeingutstheilungsklage  muss  der  Richter  die 
Sache  zu  ihrem  wahren  Werthe  veranschlagen,  und  auch  für 
Entwährung  Sicherheit  bestellen  lassen. 

11.  GAJ.  lib.  VII.  ad  Ed.  prov.  —  Ueberhaupt  müssen 
wir  bemerken,  dass,  wenn  nach  dem  Untergang  einer  gemein- 
schaftlichen Sache  Derjenige,  dem  in  Folge  der  [bestandenen] 
Gemeinschaft  etwas  geleistet  werden  muss,  deshalb  Klage  er- 
heben will,  ihm  die  analoge  Gemeingutstheilungsklage  ertheilt 
wird ,  wie  wenn  z.  B.  der  Kläger  Kosten  an  eine  gemeinschaft- 
liche Sache  gewendet,  oder  sein  Mitgenosse  von  der  Sache 
einen  Gewinn,  z.  B.  Handdienste  und  Lohn  eines  Sclaven, 
allein  gezogen  hat;  Alles  dieses  ist  Gegenstand  dieser  Klage. 

12.  ÜLP.  lib.  LXXI.  ad  Ed.  —  Wenn  ein  Mehreren 
gehöriges  Gebäude,  oder  eine  Wand  vorhanden  ist,  und  an 
derselben  etwas  ausgebessert,  eingerissen,  oder  in  welche  et- 
was hineingeschoben  werden  muss,  so  muss  die  Gemeinguts- 
theilungsklage erhoben  werden,  oder  man  kann  auch  das  Inter- 
dict  Wie  ihr  besitzet  anstellen. 

13.  Idem  lib.  LXXV.  ad  Ed.  —  Bei  der  Gemeinguts- 
theilungsklage kommen  alle  Sachen  in  Betracht,  es  müsste  denn 
mit  allgemeiner  Uebereinstimmung  etwas  namentlich  davon  aus- 
genommen worden  sein. 

14.  PAUL.  lib.  III.  ad  Plaut.  —  Bei  dieser  Klage  kommt 
Dasjenige  in  Betracht,  was  im  Namen  Aller  von  Seiten  dessen 
verrichtet  worden  ist,  oder  hätte  sollen  40)  verrichtet  werden, 
cler  da  weiss,  dass  er  einen  Mitgenossen  habe.    §.  1.  Es  ist 


40>  Debuit,  kann  ebensowohl  heissen :  —  „bat  werden  müssen." 
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aber  die  Frage  zu  untersuchen,  ob  ich  diejenigen  Kosten,  welche 
ich,  in  dem  Glauben,  ein  gewisses  Landgut  gehöre  mir  allein, 
darauf  verwendet  habe,  und  welche  ich,  wenn  auf  einen  Theil 
desselben  Eigenthumsklage  erhoben  würde,  durch  Vorschützung 
der  Einrede  der  Ar*glist  würde  zunickbehalten  können,  auch 
wenn  die  Gemeingutstheilungsklage  wider  mich  erhoben  wor- 
den, vermöge  der  bei  dieser  Klage  vorherrschenden  Billigkeit 
zurückbehalten  könne? —  Ich  glaube  wohl,  denn  die  Gemein- 
gutstheilungsklage ist  guten  Glaubens;  dies  jedoch  nur,  wenn 
wider  mich  Klage  erhoben  worden.  Wenn  ich  aber  meinen 
Antheil  veräussert  habe,  so  ist  nichts  mehr  vorhanden,  wo- 
durch ich  innebehalten  könnte.  Kann  aber  Derjenige,  welcher 
von  mir  gekauft  hat,  das  Zurückbehalten  ausüben?  denn  auch 
er  würde,  wenn  ein  Theil  von  ihm  mittelst  der  Eigenthums- 
klage  gefordert  würde ,  wegen  der  von  mir  aufgewendeten 
Kosten,  sowohl  wie  ich  ein  Rückbehaltungsrecht  ausüben  kön- 
nen; es  ist  richtiger,  dass  die  Kosten  auch  in  diesem  Falle 
innebehalten  werden  dürfen.  Unter  diesen  Umstanden  kann 
man  nun  auch  richtig  fortfolgern,  dass  mir  auch  wegen  der 
Kosten  keine*1)  analoge  Klage  wider  meinen  Mitgenossen, 
selbst  bei  fortdauernder  Gemeinschaft  der  Sache,  zu  verstatten 
sei.  Denn  es  ist  ein  Unterschied,  wenn  ich  an  meine  Sache 
Kosten  zu  wenden  glaube,  und  es  eine  mir  nicht  gehörige, 
oder  mit  einem  Andern  gemeinschaftliche  ist ;  in  dein  Fall 
nämlich,  wo  ich  etwas  an  meine  eigene  Sache  zu  wenden 
glaube,  darf  ich  blos  die  Zurückbehaltung  ausüben,  weil  ich 
mir  Niemanden  habe  verbindlich  machen  wollen.  Wenn  ich 
aber  in  dem  Glauben  stehe,  dass  die  Sache  dem  Titius  gehöre, 
während  sie  dem  Mävius  gehört,  oder  mir  mit  einem  Andern 
gemeinschaftlich  gehöre,  als  es  wirklich  der  Fall  ist,  so  mache 
ich  mir  dadurch  absichtlich  den  Andern  verbindlich;  so  wie 
nun  die  Geschäftsführungsklage  wider  Den,  dessen  Geschäfte 
ich  besorgt  habe,  während  ich  in  dem  Glauben  stand,  dass  es 
die  eines  Andern  seien,  dennoch  ertheilt  wird,  so  ist  es  auch 
im  gegenwärtigen  Fall.  Daher  ist  mir,  auch  wenn  ich  das 
Grundstück  verkauft  habe,  wie  auch  Julianus  schreibt,  die 
Geschäftsführungsklage  zu  verstatten,  weil  die  Umstände  von 


41)  ltnpendior.  nomine  utile  jud.  etc.  Wegen  der  britischen 
Emendation  dieser  so  sehr  bestrittenen  Stelle  begnüge  ich 
mich,  auf  Glück  XI.  8.  153 — 104  zu  verweisen,  wo  eine 
sehr  ausführliche  Uebersicht  aller  gegeben,  «ud  der  des  Pe- 
trus Duirsema,  der  mittelst  eiuer  Gemination  der  letzten 
S^lbe  iu  nomine  auf  die  am  meisten  zu  billigende  Weise 
die  allerdings  nötbige  Negation  hier  hineinschiebt,  beigetreten 
wird. 
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der  Art  waren,  dass  mir  die  Klage  [auf  Theilung]  gegeben 
werden  altigste.  §.  2.  Ein  vertragsmässiges  Uebereinkommen 
in  der  Art ,  dass  gar  keine  Theilung  Statt  finden  solle ,  kann 
natürlich  keine  Gültigkeit  haben;  wenn  aber  auf  eine  bestimmte 
Zeit,  was  der  Beschaffenheit  der  Sache  selbst  von  Nutzen 
sein  kann ,  so  gilt  es.  §.  3.  Wenn  mehrere  Gesellschafter 
übereingekommen  sind,  die  Gesellschaft  binnen  einer  bestimm- 
ten Zeit  nicht  aufzulösen ,  so  unterliegt  es  keiuem  Zweifel, 
dass  Derjenige,  der  durch  eine  Uebereinkunft  dieser  Art  ge- 
bunden ist,  keinen  Verkauf  abschliessen  dürfe;  wenn  daher 
der  Käufer  die  Gemeingiitstheilungsklage  erhebt,  so  wird  er 
durch  dieselbe  Einrede  abgewiesen,  die  seinem  Urheber  ent- 
gegenstehen würde.  §.  4.  Wenn  ein  Gesellschafter  sich  Ver- 
tragsweise anheischig  macht,  seinen  Antheil  nicht  fordern  zu 
wollen ,  so  löst  sich  die  Gesellschaft  in  dessen  Folge  von 
selbst  auf. 

15.  PAUL.  lib.V.  ad  Plaut.  —  Wenn  ein  Gesellschaf- 
ter wegen  eines  ihm  mit  einein  Andern  gehörigen  Sclaven 
belangt  und  verurtheilt  worden  ist,  so  kann  er,  auch  ehe  er 
noch  [das  Erkannte]  entrichtet  hat,  die  Gemeingutstheilungsklage 
erheben;  denn  es  kann  auch  der  Eine,  wenn  wider  ihn  die 
Noxalklage  erhoben  worden  ist,  sogleich  wider  seinen  Mit- 
genossen klagen,  damit  ihm  gegen  Sicherheitsbestellung,  wenn 
er  ihn  nicht  auszuliefern  brauche,  ihn  zurückgeben  zu  wollen, 
dessen  Antheil  [am  Sclaven]  übergeben  werde. 

16.  Idem  Üb.  VI.  ad  Plaut.  —  Wenn  Gesellschafter  eine 
Gesellschaft  auseinandersetzen,  pflegen  sie  wegen  Dessen ,  was 
etwa  Bedingungsweise  verschuldet  wird ,  Sicherheitsbestellungeu 
zu  treffen. 

17.  MODESTIN,  lib.  IX.  Reguh  —  Wenn  Jemand,  der 
mehrere  Miterben  hat,  ein  von  seinem  Erblasser  verpfändetes 
Landgut  vom  Gläubiger  gekauft  hat,  der  darf  von  den  Miterben 
nicht  mit  der  Gemeingutstheilungsklage  angegriffen  werden. 

18.  JAVOLEN.  lib.  II.  EpistoL  —  Dass  ein  Erbschafts- 
landgut einem  nicht  erbschaftlichen  dienstbar  sein  solle,  kann 
ein  Schiedsrichter  nicht  verfügen,  weil  die  Gewalt  des  Kich- 
ters  über  das,  was  als  Gegenstand  der  Entscheidung  vorgetra- 
gen worden,  nicht  hinausgehen  darf. 

19.  PAUL.  lib.  VI.  ad  Sabin.  —  Ein  auf  der  Grenze 
[zweier  Landgüter]  gewachsener  Baum,  so  wie  ein  Stein,  der 
sich  über  beide  erstreckt,  gehören,  solange  sie  mit  dem  Land- 
gute  zusammenhängen,  nach  der  Lage  und  Richtung  der  Gren- 
zen beiden,  und  sind  kein  Gegenstand  der  Gemeingutstheilungs- 
klage; wenn  aber  der  Stein  herausgenommen,  oder  der  Baum 
herausgerissen  oder  gefällt  worden  ist,  so  wird  er  gemein- 
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schaftlich  und  zwar  ungetheilt,  und  daher  auch  Gegenstand  der 
Gemeingutstheilungsklage ;  denn  was  zuvor  bestimmte  Grenzen 
hatte,  hat  diese  wiederum  verloren.  Wenn  daher  zwei  Mas- 
sen zweier  Eigenthümer  zusammengeschmolzen  werden ,  so  ist 
die  ganze  Masse  ihnen  gemeinschaftlich  gehörig,  wenn  auch 
etwas  von  der  frühern  Art  getrennt  fortbestehend  bleibt;  so 
vereinigt  auch  der  vom  Grundstück  getrennte  Stein  und  Baum 
wieder  das  Eigenthumsrecht.  §.  1.  Ueber  [die  Theilung]  der 
gemeinschaftlichen  Vorhalle  zweier  Gebäude  darf  ohne  beider 
[Interessenten]  Einwilligung  kein  Gemeingutstheilungsrichter 
bestellt  werden,  weil  Derjenige,  der  auf  eine  Vorhalle  zu 
bieten  genöthigt  ist,  oft  gezwungen  wird,  soviel  wie  für  das 
ganze  Haus  zu  geben,  wenn  er  sonst  keinen  Eingang  hat. 
§.  2.  Wenn  wir  zu  einem  Wege  über  dieselbe  Stelle  berech- 
tigt sind ,  und  [einer  von  uns]  Rosten  darauf  verwendet  hat, 
so  behauptet  Pomponius  fälschlich,  dass  die  Gemeinguts- 
theilungs-  oder  Gesellschaftsklage  Statt  finde;  denn  wie  soll  man 
die  Gemeinschaft  eines  Rechts  getrennt  [vom  Körper  für  sich] 
verstehen  ?  Die  Geschäfisführunosklage  kann  aber  erhoben 
werden.  §.  3.  Der  Gemeiugutstheilungs-,  so  wie  der  Erbthei- 
lungsrichter  muss  auch  auf  einen  flüchtig  gewordenen  Sclaveii 
von.  Denen  bieten  lassen ,  für  die  er  als  Richter  bestellt  wor- 
den, und  ihn  dann  Dem  zuerkennen,  der  das  letzte  Gebot 
behalten;  auch  ist  nicht  zu  fürchten,  dass  dem  Senatsbeschluss 
zufolge  die  Strafe  des  Favischen  Gesetzes  * 2 )  verwirkt  werde. 
§.4.  Wasserleitungen,  sagt  Labeo,  werden  nicht  Gegenstand 
der  Gemeingutstheilungsklage ;  denn  entweder  gehören  sie  zum 
Landgute  selbst,  und  dann  werden  sie  nicht  Gegenstand  der 
Theilung,  oder  sie  sind  von  demselben  getrennt,  und  dann 
nach  Maass  und  Zeit  getheilt.  Es  können  jedoch  zuweilen 
auch  Rechte  von  einem  Landgute  getrennt  bestehen,  und  ohne 
nach  Maass  und  Zeit  getheilt  zu  sein,  z.  B.  wenn  Der,  dem 
sie  gehörten,  mit  Hinterlassung  mehrerer  Erben  [gestorben  ist]. 
Wenn  dies  der  Fall  ist,  so  ist  es  auch  folgerichtig,  dass  sie 
Gegenstand  der  Erbtheilung  werden;  Pomponius  sagt  dabei, 
er  sehe  nicht  ein,  weshalb  sie,  wenn  sie  Gegenstand  der  Erb- 
theilungsklage  werden,  nicht  auch  Gegenstand  der  Gemeinguts- 
theilungsklage sollen  werden  können.  In  Fällen  dieser  Art 
werden  sie  daher  auch  wirklich  zur  Gemeingutstheilung  gezo- 
gen, dergestalt  dass  die  vorgenannten  Rechte  nach  dem  Maasse 
oder  der  Zeit  getheilt  werden. 


42)  Welches  Diejenigen  bestraft,  die  wissentlich  über  einen 
freien  Menschen  wie  über  einen  Sclaveu  verfügen.  S.  Bris- 
son.  v.  Fabia, 
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20.  POMPON.  Hb.  XIII.  ad  Sabin.  —  Wenn  Jemand, 
mit  dem  du  ein  Landgut  gemeinschaftlich  besitzest,  sich  zur 
Militäraushebung  *3)  nicht  gestellt,  und  deshalb  durch  Ver- 


43)  Ad  delectum  non  respondere.  Uefrer  diesen  Ausdruck 
rcsp.,  die  hier  Statt  findenden  Lesarten,  ist  grosser  Streit 
nuter  den  Auslegern  gewesen.  Unser  Text  bezeichnet  das 
vou  ihm  vorgezogene  delectum  als  derVulgate  eigenthümlich, 
dies  ist  aber  keineswegs  der  Fall;  die  Vulgate  hat  (s.  die 
Göttinger  C.  Juris- Ausgabe  ad  h.  h  n.  23)  delictum  wie  die 
Floreutine.  Seit  Cujac.  haben  die  grössten  Civilisten,  als 
Taurelli,  Duareo,  Pothi^r  und  Brencmann  (s.  Glück 
XI.  S.  143  ff,),  die  Lesart  delectum  als  die  richtige  an- 
erkannt, statt  dessen  Einige  dilectum  vorgezogen,  und  dabei 
bemerkt  haben,  dass  das  florentinische  und  vulgate  delictum 
aus  einer  Versetzung  der  Vocala  der  ersten  Sylbeu  entstanden 
sein  möchte,  da  dilectus  und  delectus  einerlei  ist,  und  bei- 
des gebraucht  wird,  s.  Brisson.  h.v.  Wenn  nun  der  Aus- 
druck ad  delectum  non  respondere  auch  Fr.  4.  §.  10.  de  Re 
mil.,  sowie  er  oben  übersetzt  ist,  gebraucht  wird,  die  Rich- 
tigkeit der  Lesart  und  der  Interpretation  aber  eine  merkwür- 
dige Stütze  (wie  Glück  selbst  anführt  und  worauf  Cujac. 
zuerst  hingedeutet)  im  Dionys.  Halicarn.  Ant.  Rom,  VIII. 
p.  554.  ed.  Sy Iburg,  findet:  ol  yctQ  vnazot  zrjg  noXecog 
rw  7i(iQeiy.o^i8P(o  Tcsd(ü)  rovg  GiQcizriyiy.ovg  öiifQOvg  zdrf/.av 
li'TcwSa  ,  y-cil  rbv  ürQuno)jiy.bv  InoCovv  y.  ccr  dl  o  y  ov ,  y.cd  rovg 
ovx  vnay.ovovrctg  rorg  vouoig>  Ineid'rj  avrovg  ayf.tv  ovx  oione 
r]Oav  t?g  /ori/biccTU  l£rj[.uouv  bootg  ithv  yoioia  vnr\Qyov ,  tx-omovieg 
raina  y.cd  rag  avXtcg  y.ad  aiQovvr^g ,  so  kann  ich,  wenn  Glück 
(a.  a.  O  )  dessen  ungeachtet  den  gehaltlosen  Gründen,  welche 
die  Lesart  ad  delictum  non  respondere  unterstützen ,  Beifall 
gibt,  dies  nur  daraus  erklären,  dass  Glück  in  seinem  Com- 
mentar  dem  Cujac.  so  gern  entgegentritt.  —  Die  Gründe, 
welche  Glück  für  das:  ad  delictum  non  respondere  theils 
als  eigene ,  theils  als  von  Andern  aufgestellte  gibt ,  sind  kürz- 
lich folgende:  1)  was  für  die  Lesart  delectus  gesagt  werde, 
reiche  nicht  hin,  um  die  Autorität  des  florentinischen  Codex 
zu  zerstören;  2)  es  sei  nicht  wahrscheinlich,  dass  Pompo- 
nius hier  an  die  ehemalige  Strenge  gedacht  habe,  die  unter 
den  Kaisern  zufolge  Fr.  4.  §.  10.  de  Re  mil.  nicht  mehr  Statt 
gefunden;  3)  Blancard  erkläre  das  ad  d elictum  respondere 
richtig:  auf  ein  angeschuldigtes  Verbrechen  antworten.  4)  Die 
Güterzerstörung  sei  eine  Zornäusserung1  des  Magistratus,  was 
auch  5)  motu  judicis  sagen  wolle.  Allein  dagegen  bemerke 
ich  ad  1)  es  soll  ja  eine  Lesart  des  florentinischen  Codex 
nicht  durch  eine  andere,  con jecturirte ,  ersetzt  werden,  son- 
dern es  wird  nur  behauptet,  dass  ein  Schreibfehler  das  di- 
lectum in  delictum  verwandelt  habe,  indem  der  Cod.  Flor. 
(s.  Brisson  h.  v  )  dilectum  stets  für  delectum  schreibt.  — 
ad  2)  Dieser  Grund  ist  der  schwächste;  denn  fürs  Erste  ist 
die  Stelle  des  Pomponius  aus  den  libris  ad  Sabinum, 
und  man  kann  gar  nicht  wissen ,  in  welchem  Zusammen- 
hang dieselbe  gestanden  hat;  sodann  aber  ist  noch  gar  nicht 
erwiesen,  dass  zu  des  Pomponius  Zeiten  der  alte  delectus 
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fügung  des  Bichters  das  Haus  eingerissen,  oder  die  Bäume 
umgehauen  worden  sind,  so  muss  er  dir  den  Schaden  durch 
die,  Gemein gutstheiiungsklage  ersetzen ;  denn  was  durch  Schuld 


nicht  mehr  Statt  gehabt  habe.  Die  Umwandlung-  des  Militär- 
«onscriptionswesens ,  wie  es  aus  den  Zeiten  der  Republik 
herstammte,  ging  sehr  allmälig  von  Statten,  und  der  frühere 
delectus  ward  erst  uuter  Caracalla  gauz  aufgehoben,  s.  Hei- 
neccii  Antiq   p.  320,  bis  wohin  er  häufig  erwähnt  wird, 
s.  die  Citate  bei  Duaren.  disp.  annivers.  I.  4.    Der  delectus 
war  mithiu  zu  des  Pomponius  Zeiten  (160  n.  Chr.  Geb.) 
etwas  noch  Bestehendes,  denn  Caracalla  kam  erst  211  zur 
Regierung.    Wenn  nun  Arrius  Menander,  aus  dem  Fr.  4. 
de  Re  mil.  genommen  ist,  erst  212  zu  setzen  ist,  so  ist  doch 
wohl  sehr  erklärlich,  warum  dieser  sagt:  qui  ad  delectum 
olim  non  respondebant.  Es  bann  also  gar  nicht  gesagt  wer- 
den,  dass  Pomponius  von  etwas  Ehemaligem  rede!  — 
ad  3)  Ad  delectum  respondere  ist  ein  technischer  Ausdruck 
für  die  Conscription ,  und  wird  als  solcher  nicht  nur  in  den 
Pandecten,  sondern  auch  von  andern  Römischen  Schriftstel- 
lern, z.B.  dem  Quintilian,  Livius  und  Varro  (s.  Duaren. 
2.  I.)  gebraucht;  dass  ad  delictum  respondere,  von  welchem 
Ausdruck  schon  Duaren  sagt:  quam  lectionem  ut  plane  ab- 
surdam  et  nullius  sensus  respuunt  ovines ,  eine  Script  uro,  ab- 
sona  sei,  wie  sie  Robert  Sent.  jur.  III.  4.  nennt,  ist  aber 
gar  nicht  zu  leugnen;  mir  ist  dieser  Ausdruck  ganz  unbe- 
kannt, und  ich  habe  ihn  auch  niemals  bei  Andern  gefunden. 
Die  Blancardschen  Disput,  ad  h.  I.  HL  4,  worauf  Glück 
sich  stützt,  sind  mir  zwar  unbekannt,  allein  ich  stehe  nicht 
an,    dem  Heineccius,  diesem  grossen  Römischen  Alter- 
thums- und  lateinischen  Sprachkeuner ,  zu  folgen,  der  (ad 
Brisson.  h  v.)  sagt:  nihili  enim  esse  phrasin:  ad  delictum 
non  respondere }  nemo  non  animadvertrt-  Der  Scholiast  zu 
den  Basiliken,  die  blos  des  socii  als  ur,  vrrc.y.ovovzos  erwäh- 
nen, welcher  sagt:  rvyov  t;il  ('niaoTry.c.Tog  tytvtro,  kann  auch 
delictum  nicht  retten;  deuu  das  Austreten  Dessen,  der  sich 
dem  Militärdienst  entzog,  kann  er  ja  ebensogut  ein  auaox^un 
nennen,   üebrigens  hatte  dieser  die  Basiliken  vor  Augen  und 
nicht  die  Pandecten.    ad  4)  Dass  der  Richter  sich  gegen  den 
ungehörteu  Inculpaten  soweit  vergessen  solle,  dies  lässt  sich 
von  einem  Römischen  Richter  gar  nicht  denken;  von  Ueber- 
eilung  desselben  ist  überhaupt  gar  nicht  im  Gesetz  die  Rede; 
der  Schluss  desselben  lässt  vielmehr  ein  ganz  ordinäres  Straf- 
verfahren vermuthen ,  und  die  Strafvollstreckung  in  der  an- 
gegebenen Art  ist  gegen  einen  militärischen  Austreter,  der 
dadurch,  dass  er  sich  nicht  stellt,  schon  das  Verbrechen 
consummirtj  ebensowohl  erklärlich,  als  unerklärbar  gegen 
den  sich  nicht  stellenden  Inculpaten ,  der  dadurch  nur  eine 
Vermuthung  gegen  sich  bewirkt.    5)  Dass  motus  judicis 
eine  Zornäusserung  bedeuten  müsse,  ist  gar  nicht  erwie- 
sen, und  thtit  äuch  hier  nichts  zur  Sache;  es  könnte  höch- 
stens als  eine  indignatio  verstanden  werden,  wie  Duaren 
sagt,  allein  auch  dies  ist  gauz  unnö'thig,  und  daher  die  ge- 
wöhnliche in  der  üebersetzung  gegebene  Erklärung  bei- 
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des  Mitgenossen  verloren  gegangen  ist,  wird  Gegenstand  die- 
ser Klage. 

SU.  ULP.  lib.  XXX.  ad  Sabin.  —  Der  Richter  muss 
bei  der  Theilung  von  Grundstücken  sich  darnach  richten,  was 
Allen  am  nützlichsten  ist,  oder  was  die  streitenden  Parteien 
wünschen. 

22.  POMPON.  lib.  XXXIII.  ad  Sabin,  -  Wenn  ich  in 
meinem  und  meines  Nachbars  Namen  eine  Wand  gebauet  habe, 
gleichviel  ob  in  der  Voraussetzung,  die  Kosten  von  seinem 
Antheile  zurückzufordern,  oder  ihm  ein  Geschenk  damit  zu 
machen,  so  wird  die  Wand  gemeinschaftlich. 

23.  ULP.  lib.  XXXII.  ad  Ed.  —  Wenn  zwischen  dir 
und  deinem  Mitgenossen  die  üebereinkunft  getroffen  worden 
ist,  dass  ihr  den  Niessbrauch  ein  Jahr  um  das  andere  ziehen 
wollet ,  und  der  Mitgenosse  dich  den  Niessbrauch  eines  dir 
zukommenden  Jahres  nicht  geniessen  lä'sst,  so  fragt  es  sich,  ob 
die  Pachtklage,  oder  die  Gemeingutstheilungsklage  zu  erheben 
sei?  —  Dieselbe  Frage  entsteht  dann,  wenn  ein  Mitgenosse, 
der  eingewilligt  hatte,  dass  der  Niessbrauch  ein  Jahr  um  das 
andere  gezogen  werden  solle,  Vieh  [auf  das  Grundstück]  ge- 
trieben ,  und  dadurch  die  Vernichtung  der  Früchte  des  künf- 
tigen Jahres ,  welche  der  Mitgenosse  ziehen  sollte,  bewirkt  hat. 
Ich  bin  der  Ansicht,  dass  vielmehr  die  Gemeingutstheilungs- 
und  nicht  die  Pachtklage  Statt  habe ;  denn  wie  soll  eine  Ver- 
pachtung angenommen  werden  können,  wenn  keine  Pachtsumme 
vorhanden  ist  ?  oder  dass  wenigstens  eine  bürgerlichrechtliche 
Klage  auf  etwas  Unbestimmtes  zu  ertheilen  sei. 

24.  JULIAN,  lib.  VIII.  Dig.  —  Wenn  ein  Zweien  ge- 
höriger Sclav  etwas  von  dem  Vermögen  des  einen  seiner  Her- 
ren erworben  hat,  so  wird  dieses  nichtsdestoweniger  gemein- 
schaftlich sein;  derjenige  aber,  von  dessen  Vermögen  es  er- 
worben worden  ist,  kann  die  Summe  mittelst  der  Gemeinguts- 
theilungsklage allein  verlangen,  weil  es  der  Redlichkeit  ent- 
sprechend ist,  dass  Jedem  dasjenige  zum  Voraus  gehörte,  was 
der  Sclav  von  seinem  Vermögen  erworben  hat.  §,  1.  Wenn 
du,  als  ich  Gemeingutstheilungsklage  wider  dich  erheben  wollte, 
deinen  Antheil,  um  das  Verfahren  zu  verändern,  dem  Titius 


zubehalten,  die  Glück  selbst  nicht  leugnet;  übrigens  wäre 
die  Bedeutung  in  Beziehung  auf  einen  militärischen  Austreter, 
den  eine  Beschimpfung  traf,  immer  noch  viel  eher  zu  erklären, 
als  auf  einen  audero  ausgetretenen  Angeschuldigten ,  in  Be- 
treff dessen  sich,  wie  schon  vorher  angedeutet  worden,  eine 
solche  Leidenschaftlichkeit  gar  nicht  denken ,  so  wenig  sich 
ein  Grund  annehmen  lässt,  dieselbe  in  das  Gesetz  hinein» 
zudichten. 
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übergeben  hast,  so  haftest  du  mir  durch  die  pratorische  Klage 
[auf  das  Geschehene],  weil  du  es  darum  gethan,  um  dich  der 
Geineingutstheilungsklage  zu  entziehen. 

25.  JULIAN.  Hb.  XII.  Dig.  —  Wenn  Stichus,  ein  mir 
und  dir  gemeinschaftlich  gehöriger  Sclav,  einen  Untersclaven, 
den  Pamphilus,  von  zehn  Goldstücken  an  Werth,  hat,  und 
wider  mich  wegen  des  Sondergutes  Klage  erhoben,  und  ich 
zu  zehn  verurtheilt  worden  bin ,  und  sie  entrichtet  habe ,  so 
wirst  du ,  selbst  wenn  Pamphilus  nachher  gestorben  sein  sollte, 
nichts  desto  weniger  durch  die  Gemeingutstheilungs  -  oder  die 
Gesellschaftsklage  zum  Ersatz  von  fünfen  4*)  genöthigt,  weil 
ich  dich  von  dieser  Schuld  befreiet  habe.  Um  so  mehr  werde 
ich  dazu  gelangen,  wenn  Stichus  nach  des  Pamphilus  Tode 
einen  andern  Untersclaven  erworben  hat. 

26.  ALFEN.  VARUS  üb.  II.  Big,  —  Ein  Zweien  ge- 
höriger Sclav  brach,  während  er  sich  bei  dem  Einen  befand, 
bei  der  Arbeit  ein  Bein;  es  ward  Frage  erhoben,  was  der 
andere  Herr  wider  den,  bei  dem  er  gewesen,  für  eine  Klage 
anstellen  müsse?  Ich  habe  geantwortet:  wenn  der  gemein- 
schaftliche Sclav  mehr  durch  die  Schuld  Jenes,  als  durch  Zu- 
fall Schaden  gelitten  habe,  so  könne  Ersatz  durch  einen 
Schiedsrichter  mittelst  der  Gemeingutstheilungsklage  gefordert 
werden. 

27.  PAUL.  lib.  III.  Epitom.  Alfeni  Dig.  —  Ausser  we- 
gen eines  gemeinschaftlichen  Geschäftes  kann  einer  von  meh- 
reren Mitgenossen  einen  gemeinschaftlichen  Sclaven  nicht  zur 
Untersuchung  ziehen. 

28.  PAPINIAN.  lib.  VII.  Quaest.  —  Sabinas  sagt, 
in  Betreff  einer  gemeinschaftlichen  Sache  könne  keiner  der 
Eigenthiimer  rechtlicher  Maassen  wider  den  Willen  des  andern 
etwas  thun.  Daher  ist  es  klar,  dass  ihm  ein  Recht  des  Wider- 
spruchs zustehe;  denn  es  ist  eine  bekannte  Rechfsregel,  dass 
unter  gleichen  Verhältnissen  der  Widersprechende  im  Vorzug 
stehe.  Wiewohl  aber  in  gemeinschaftlichen  Angelegenheiten 
ein  Mitgenosse  dem  andern  ,  wenn  dieser  etwas  beginnt,  wider- 
sprechen kann,  so  kann  dieser  doch  nicht  gezwungen  werden, 
dass  er  etwas  schon  Errichtetes  wieder  ^wegnehme ,  wenn  der 
Andere,  dafern  er  Widerspruch  einlegen  konnte,  dies  unter- 
lassen hat;  darum  wird  er  durch  die  Gemeingutstheilungsklage 
Schadenersatz  suchen  müssen.  Hat  er  aber  Jenem  zur  Errich- 
tung seine  Einwilligung  ertheilt,  so  hat  er  auch  keine  Schadens- 


44)  Das  TtiUUa  der  Florentine  lasse  ich  hier  ausfallen,  s.  die 
Göttinger  C.  J.  Ausgabe;  vgl.  übrigens  §.  3.  J.  de  Success. 
lib  er  t. 

Corp,  jur.  civ.   I.  56 
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klage.  Hat  er  aber  in  AbwesenLeit  seines  Mitgenossen  etwas 
zu  dessen  Nachtheil  begonnen,  dann  wird  er  aucb  zur  Wieder- 
wegnahme gezwungen. 

29.  PAUL.  lib.  II.  Quaest.  —  Wenn  Jemand  in  dem 
Glauben,   es  gebore  ibm  mit  dem  Marius  ein  Landgut  ge- 
meinschaftlich, was  ibm  mit  dem  Titius  zusammengehörte,  auf 
dasselbe  Rosten  verwendet  hat,  so  genügt  die  Gemeingutsthei- 
lungsklage  ohne  Zweifel;  denn  es  ist  hier  der  Fall  vorhanden, 
dass  ich  weiss,  die  Sache  gehöre  mir  und  noch  Jemandem, 
aber  meinen  Mitgenossen  nicht  kenne;  denn  ich  führe  hier 
nicht  für  meinen  Mitgenossen  ein  Geschäft,  sondern  verwahre 
meine  eigene  Sache,  und  die  Klage  entspringt  mehr  aus  der 
Sache,  worauf  ich  Kosten  wende,  als  aus  der  Person  meines 
Mitgenossen.  Es  haftet  mittelst  dieser  Klage  auch  der  Minder- 
jährige,  so   dass  ihn   der  Richter  zum  Kostenersatz  anhält. 
Anders  ist  es  aber  mit  dem,  der  in  dem  Glauben  steht,  er 
verwende  Kosten  auf  eine  ihm  allein  gehörige  Sache,  während 
sie  ihm  mit  einem  Andern  gemeinschaftlich  gehört ;  diesem  steht 
weder  die  [directe]  Gemeingutstheilungsklage  zu ,  noch  wird  ihm 
die  analoge  ertheilt.    Denn  derjenige,  welcher  eine  Sache  als 
eine  ihm  mit  einem  Andern  gemeinschaftliche,  oder  ein  Ge- 
schäft als  einem  Andern  angehend  kennt,   der  handelt  in  der 
Absicht,  sich  Jemanden  verbindlich  zu  machen,  und  irrt  nur 
in  der  Person.    §.  1.  Pomponius  hat  gelehrt,  es  könne  Von 
jedem  der  Mitgenossen  ein  Richter  gefordert,  auch  könne  wi- 
der einen  stummen  Mitgenossen  die  Gemeingutstheilungsklage 
erhoben  werden. 

30.  SCAEVOLA  lib.  I.  Rcsp,  ~  Die  Gemeingutsthei- 
lungsklage wird  als  richtig  angestellt  betrachtet,  es  mag  keiner 
von  beiden  Genossen  im  Besitz  des  betreffenden  Landgutes 
sein,  oder  Einer  von  Beiden  es  nicht  besitzen. 

31.  PAUL.  lib.  XV.  JResp.  —  Zwei  Sclaven,  welche 
aus  dem  väterlichen  Nachlass  auf  Befehl  des  Prätors  zum 
Dieust  für  Unmündige  vorbehalten  worden  sind,  werden  nicht 
als  gelheilt  angesehen,  sondern  verbleiben  Allen  gemein- 
schaftlich. 

Vierter  Titel. 

Ad      e    x    h    i    b    e    n    d   u    m  4S). 
{Von  der  [Klage  «w/]  Auslieferung.) 

1.  ULP.  lib.  XXIV.  ad  Ed.  —  Diese  Klage  ist  eine 
sehr  noth wendige ,  es  geschieht  ihrer  Wirkung  täglich  Gebrauch 


45)  Die  verschiedenen  Bedeutungen  von  eocMbere  s.  bei  Glück 
zu  diesem  Titel.   Mir  scheint  für  die  Uebersetzung :  aus- 


Pandect.  L.  X.  Tit.  4.  Ad  exhihendiwi. 


883 


und  sie  ist  hauptsächlich  wegen  der  Eigenthumsklagen  ein- 
geführt worden. 

2.  PAUL.  lib.  XXI.  ad  Ed.  —  Ausliefern  heissr, 
[eine  Sache]  öffentlich  vorzeigen,  um  Dem,  der  Klage  erheben 
will,  den  Weg  dazu  zu  eröffnen. 

3.  ULP.  lib.  XXIV.  ad  Ed.  —  Bei  dieser  Klage  muss 
der  Kläger  alle  Merkmale  der  Sache,  um  die  es  sich  handelt, 
kennen,  und  deren  Eigenschaften  angeben  46).  §.  1.  Wer 
Klage  auf  Auslieferung  erhebt ,  behauptet  nicht  durchaus ,  dass 
er  Eigenthümer  sei ,  noch  braucht  er  den  Beweis  davon  zu  füh- 
ren, indem  vielerlei  Gründe  zur  Erhebung  dieser  Klage  vor- 
handen sind.  §.  2.  Uebrigens  ist  bei  dieser  Klage  zu  bemerken, 
dass  der  ungehorsame  Beklagte  durch  den  Würderungseid  des 
Klägers ,  wahrend  der  Richter  alsdann  die  Summe  veranschlagt, 
verurtheilt  werden  könne.  §.  3.  Diese  Klage  ist  eine  persön- 
liche und  kommt  Demjenigen  zu,  der  irgend  eine  dingliche 
Klage  zu  erheben  im  Begriff  steht,  auch  die  Serviauische 
Pfand-  oder  die  hypothekarische  Klage,  die  den  Gläubigern 
zustehen.  §.  4.  Auch  Dem,  der  auf  den  Wiessbrauch  klagen 
will,  sagt  Pomponius,  stehe  die  Klage  auf  Auslieferung  zu. 
§.5.  Auch  wer,  um  ein  Interdict  anzustellen,  die  Auslieferung 
einer  Sache  verlangt,  wird  Gehör  erhalten.  §.  6.  Ebenso 
kann  ich  bekanntlich  auf  Auslieferung  klagen,  wenn  ich  mir 
einen  Sclaven,  oder  eine  andere  Sache,  deren  Wahl  mir  letzt- 
willig hinterlassen  worden  ist,  auswählen  will,  um  von  den 
ausgelieferten  [Gegenständen]  Einen  eigentümlich  zu  verlangen. 
§.  7.  Wer  die  Noxalklage  erheben  will,  dem  ist  die  Klage  auf 
Auslieferung  von  Nöthen;  denn  wie,  wenn  der  Eigenthümer 
zwar  die  Vertheidigung  übernehmen  will,  der  Kläger  aber, 
wenn  [die  Sclaven]  nicht  gegenwärtig  sind,  nicht  bestimmen 
kann,  [wer  es  gewesen  sei,]  weil  er  den  Sclaven  entweder 
nicht  kennt,  oder  den  Namen  nicht  mehr  weiss?  Ist  es  hier 
nicht  billig,  dass  ihm  das  ganze  Gesinde  vorgestellt  werde, 
um  den  Sclaven  herauszuerkennen,  der  den  Schaden  angerich- 
tet hat  ?  —  Es  muss  dies  daher  nach  Befinden  geschehen ,  um 


liefern,  ebenso  entsprechend,  als  die  verschiedenen  Be- 
deutungen ,  je  nachdem  die  Römischen  Gesetze  eine  engere 
und  ausgedehntere  Exhibition  annehmen ,  umfassend  und  in 
sich  vereinigend;  denn  unter  ausliefern  kann  man,  wie 
unter  eochibere,  sowohl  ein  blosses  Darstellen  und  Vorzeigen, 
als  die  Herausgabe  verstehen. 
46)  Ich  begnüge  mich,  wegen  der  Erklärung  der  meisten 
Gesetze  und  vieler  Ausdrücke  in  diesem  Titel,  im  Allgemei- 
nen auf  Glück  s  Alles  erschöpfenden  Commentar  zu  ver- 
weisen. 

56  * 
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Denjenigen  zu  bezeichnen,  wegen  dessen  Jemand,  nach  voran- 
gegangener Musterung  derSclaven,  Klage  erheben  will.  §.8. 
Wenn  ein  Anderer  als  der  Erbe  verlangt,  dass  ihm  ein  Testa- 
ment, oder  Codicille,  oder  ein  sonstiger  Zubehör  des  Testaments 
vorgezeigt  werde,  so  muss  er  sich  dazu  dieser  Klage  nicht  be- 
dienen, indem  die  zu  diesem  Ende  ihm  zustehenden  Interdicte 
genügen;  so  auch  Pomponius.  §.  9.  Es  ist  aber  zu  bemer- 
ken, dass  nicht  nur  Denen,  die  wir  genannt  haben,  die  Klage 
auf  Auslieferung  zuständig  sei,  sondern  auch  Dem,  der  ein 
Interesse  an  der  Auslieferung  hat.  Der  Richter  muss  daher 
summarisch  untersuchen,  ob  derselbe  betheiligt  sei,  nicht  ob 
ihm  die  Sache  gehöre,  und  alsdann  die  Auslieferung  entweder 
anbefehlen,  oder  nicht,  wenn  er  nicht  betheiligt  ist.  §.  10.  Ja, 
Julianus  sagt,  ich  könne,  selbst  wenn  mir  die  Eigen  thums- 
klage  [noch]  nicht  zustehe,  doch  einstweilen  auf  Auslieferung 
klagen,  wenn  mir  an  der  Auslieferung  liegt,  z.  B.  wenn  mir 
ein  Sclav  nach  des  Titius  Auswahl  vermacht  worden  ist;  hier 
klage  ich  auf  Auslieferung,  weil  mir  an  dieser  gelegen  ist, 
damit  Titius  wählen  könne,  und  so  werde  ich  denn  die  Eigen- 
thumsklage erheben  können,  wiewohl  ich  den  Ausgelieferten 
nicht  wählen  kann.  §.  11.  Wenn  wider  mich  Klage  auf  Aus- 
lieferung erhoben  worden  ist,  so  kann  ich  nicht  selbst  deshalb, 
dass  ich  auf  Auslieferung  belangt  worden  bin,  auf  Auslieferung 
Klage  erheben,  wiewohl  mir  insofern  daran  ein  Interesse  zu- 
zustehen scheint,  weil  ich  zur  Herausgabe  genöthigt  werde. 
Dies  reicht  nämlich  nicht  hin[,  die  Klage  zu  begründen], 
denn  sonst  würde  auch  Derjenige,  welcher  sich  arglistig  des 
Besitzes  entledigt  hat,  auf  Auslieferung  klagen  können,  da 
er  doch  weder  Eigenthumsklage  noch  Interdict  anstellen  kann, 
sowie  der  Dieb  oder  Räuber;  dies  ist  keinen  Falls  zulässig, 
Neratius  sagt  vielmehr  scharfsinnig  so:  es  habe  der  Richter 
in  der  Klage  auf  Auslieferung  darüber  Untersuchung  anzustel- 
len ,  ob  [der  Kläger]  eine  rechtmässige  und  erweisliche  Ursache 
zur  Klage  habe,  deren  wegen  er  die  Auslieferung  verlangt. 
§.12.  Pomponius  schreibt,  es  können  auch  Mehrere  wegen 
desselben  Sclaven  auf  Auslieferung  klagen,  z.  B.  wenn  der 
Sclav  dem  Ersten  eigenthümlich  gehört,  der  Zweite  den  Niess- 
brauch  daran  hat,  der  Dritte  den  Besitz  in  Anspruch  nimmt, 
und  der  Vierte  ein  Pfandrecht  an  ihm  behauptet;  allen  Diesen 
steht  die  Klage  auf  Auslieferung  zu,  weil  Allen  an  der  Aus- 
lieferung des  Sclaven  gelegen  ist.  §.  13.  An  demselben  Orte 
schreibt  er ,  der  Richter  würdige ,  vermöge  ihm  bei  dieser  Klage 
überlassenen  Ermessens,  auch  die  Einreden,  welche  der  Be- 
sitzer vorschütze,  und  wenn  nun  eine  auf  der  Stelle  so  klar 
sei,  dass  sie  den  Kläger  sehr  leicht  abwehrt,  so  müsse  der 
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Besitzer  losgesprochen,  wenn  aber  unerweislich  oder  von  der 
Art  sei,  dass  sie  eine  weitere  Erörterung  erheische,  dieselbe 
zur  Hauptklage  verwiesen  werden,  während  die  Auslieferung 
der  Sache  anbefohlen  wird ;  über  einige  Einreden  muss  jedoch 
der  Richter  bei  der  Klage  auf  Auslieferung  jeden  Falls  erken- 
nen ,  z.  B.  über  die  des  vertragsmassigen  Uebereinkommens, 
[sich  der  beabsichtigtwerdenden  Klage  nicht  bedienen  zu  wol- 
len,] die  der  Arglist*7),  des  Eides         der  rechtskräftig  ent- 
schiedenen Sache  49).     §.  14.  Zuweilen  bewirkt  der  in  An- 
sehung der  Auslieferung  vorherrschende  Billigkeitsgrundsafz, 
dass,  wiewohl  nicht  auf  Auslieferung  Klage  erhoben  werden 
kann ,  dennoch  eine  Klage  auf  das  Geschehene  zugelassen  wird, 
wovon  Julianus  handelt.    Er  führt  nämlich  den  Fall  an, 
dass  ein  meiner  Ehefrau  gehöriger  Sclav  meine  Rechnungen 
geführt  hat,  welche  du  besitzest,  und  deren  Auslieferung  ich 
von  dir  verlange ;  wenn  dieselben ,  sagt  Julianus,  auf  mein 
Papier  geschrieben  sind,  so  findet  die  Klage  Statt,  weil  ich 
ihrer  wegen  dann  auch  die  Eigenthumsklage  erheben  kann; 
denn  wenn  das  Papier  mein  ist,  so  gehört  mir  auch,  was 
darauf  geschrieben  worden  ist;  ist  aber  das  Papier  nicht  mein, 
so  kann  ich,   weil  ich  es  nicht  eigenthümlich  wieder  ver- 
langen kann,  auch  nicht  die  Klage  auf  Auslieferung  anstellen; 
darum  stehe  mir  die  Klage  anf  das  Geschehene  zu.    §.  15.  Es 
ist  zu  bemerken ,  dass  diese  Klage  nicht  nur  wider  den  bürgerlich- 
rechtlichen,  sondern  auch  gegen  den  blos  natürlichen  Besitzer 
Statt  finde.    So  z.  B.  muss  der  Gläubiger,  der  eine  Sache 
zum  Pfände  empfangen  hat,  auf  Auslieferung  haften. 

4.  POMPON.  lib.  VI.  ad  Sabin.  —  Denn  es  kann  diese 
Klage  auch  wider  Den,  bei  dem  die  Sache  niedergelegt,  dem 
sie  geliehen  oder  vermiethet  worden,  erhoben  werden. 

5.  ULP.  lib. XXIV.  ad  Ed»  —  Celsus  schreibt,  wenn 
Jemand  Waaren  zu  verfahren  sich  verdungen,  und  sie  in  einem 
Magazin  niedergelegt  hat,  so  kann  wider  Den,  der  die  Ver» 
dingung  eingegangen  ist,  die  Klage  auf  Auslieferung  angestellt 
werden.  Ebenso  muss,  wenn  nach  des  Lohnfuhrmanns  Tode 
ein  Erbe  desselben  vorhanden  ist,  wider  diesen  geklagt  werden. 
Ist  kein  Erbe  da,  so  muss  wider  den  Eigenthümer  des  Maga- 


47)  Nämlich  welche  der  Kläger  wider  den  Beklagten  in  Betreff 
der  fraglichen  Sache  ausgeübt  hat.    Glück  XI    S.  202. 

48)  Wenn  der  Beklagte  schon  vor  Erhebung  der  Klage  ausser- 
gerichtlich  geschworen  hat,  dass  die  Sache  dem  Kläger  nicht 
gehöre.    Glück  ebenda». 

49)  Wenn  er  derselben  Sache  wegen  früher  schon  einmal  be- 
laugt, und  die  Sache  durch  Unheil  entschieden  ist. 
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zins  Klage  erhoben  werden;  denn  wenn  sie  Keiner  besitzf, 
so  ist  offenbar  der  Magazineigenthümer  entweder  Besitzer, 
oder  wenigstens  Derjeuige,  der  sie  ausliefern  kann.  In  wel- 
cher Art  aber,  sagt  er,  besitzt  Derjenige,  der  den  Transport 
in  Verdingung  genommen  bat,  etwa  pfandweise  so)?  —  Dieser 
Umstand  beweist,  dass  auch  Diejenigen,  welche  die  Fähigkeit 
zur  Ausliferung  besitzen,  dazu  verpflichtet  seien.  §.  1.  Julia- 
nus  sagt  so:  mittelst  der  Klage  auf  Auslieferung  hafte  Jeder, 
wer  sich  zur  Aufrechterhaltuug  von  Vermächtnissen  im  Besitz 
befiude;  ebenso  Derjenige,  wer  eine  Sache  wegen  Niessbrau- 
ches  inne  habe,  wiewohl  auch  er  eigentlich  nicht  besitze.  Da- 
her behandelt  Julianus  die  Frage,  inwiefern  dieselben  zur 
Auslieferung  verbunden  seien,  und  beantwortet  sie  dahin:  der 
Erstere  insofern,  dass  der  Kläger  den  Besitz  [zwar]  erlangt  5 
der  Beklagte  aber  zur  Erhaltung  der  Sache  im  Besitz  bleibt; 
der  Niessbraucher  aber  dergestalt,  dass  der  Kläger  den  Besitz 
der  Sache  erlangt,  der  Beklagte  aber  den  Niessbrauch  übt. 
§.  2.  Gleichfalls,  schreibt  Julianus ,  hafte  der  Käufer,  der 
das,  was  [auf  einem  verkauften  Grundstück]  ausgegraben  und 
umgehauen  vorhanden  ist  s2),  nicht  herausgibt,  auf  Ausliefe- 
rung, insoweit  ich  den  Streitgegenstand  eidlich  gewürdert 
habe;  er  fügt  jedoch  hinzu,  es  müsse  sich  der  Käufer  im  Be- 
sitz befinden,  oder  sich  arglistig  des  Besitzes  entledigt  haben. 
§.3.  Ferner,  schreibt  Celsus,  kannst  du  durch  die  Klage  auf 
Auslieferung  erlangen,  den  Dünger,  den  du  auf  meinen  Hof 
bingeschalft  hast,  wieder  hinweg  nehmen  zu  dürfen,  und  zwar 
ganz  und  gar;  anders  [d.  h.  theilweise]  kannst  du  es  nicht. 
§.  4.  Auch  wenn  ein  Floss  durch  Stromesgewalt  auf  eines  An- 
dern Acker  fortgetrieben  worden ,  kann  derselbe  mit  der  Klage 
auf  Auslieferung,  wie  Neratius  schreibt,  belangt  werden. 
Daher  untersucht  Neratius  die  Frage,  ob  dem  Eigenthiimer 
des  Ackers  nur  wegen  des  künftigen,  oder  auch  wegen  des 
der  Vergangenheit  angehö'rigen  Schadens  Sicherheit  bestellt 
werden  müsse  ?  und  bejahet  die  Verbindlichkeit  zum  Letztern. 
§.  5.  Auch  wenn  etwas  von  einem  eingestürzten  Gebäude  auf 
deinen  Hof,  oder  in  deine  Gebäude  herabgefallen  ist,  haftest 
du  auf  Auslieferung,  selbst  wenn  du  es  nicht  besitzest.  §.  6. 
Auf  der  andern  Seite  haftet  aber  Derjenige ,  dem  die  Fähigkeit 
zur  Auslieferung  ermangelt,  auch  wenn  er  besitzt,  dennoch 


ÖO)  Quia  pignus  tenet.  S.  Glück  XL  S.  21 S  und  mein  Pfandrecht 
S.  340 ;  meine  frühere  Ansicht,  mit  C  u  j  a  c.  hier  ein  stillschwei- 
gendes Pfandrecht  zu  linden,  habe  ich  dort  zuiiickgenummen 

51)  S.  Glück  XI.  S.  220. 

52;  Ruta  caesa,  s.  Glück  II.  S.  530.  Anw.  100. 
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nicht  auf  Auslieferung ;  so  z.  B.  haftet  [der  HerrJ ,  weun  ein 
Sclav  flüchtig'  geworden,  nur  insoweit,  dass  er  Sicherheit  lei- 
stet, ihn  stellen  zu  wollen,  sobald  er  seiner  wieder  habhaft 
geworden  sei;  dasselbe  gilt,  auch  wenn  er  nicht  flüchtig  ist, 
sondern  du  ihm  gestattet  hast,  sich  aufzuhalten  wo  er  will; 
oder  wenn  er  von  dir  auf  Reisen  geschickt  worden  ist,  oder 
auf  deinen  Laudgiitern  sich  befindet,  wirst  du  blos  zu  der 
[gedachten]  Sicherheitsbestellung  verpflichtet. 

6.  PAUL.  lib.  XIV.  ad  Ed.  —  Ein  in  einein  Andern 
gehöriges  Gold  eingeschlossener  Edelstein,  oder  an  einen  Arm- 
leuchter [angesetztes]  Medaillon  kann  nicht  mit  der  Eigenthums- 
klage  gefordert,  sondern  es  muss  zu  deren  Trennung  auf  Aus- 
lieferung' geklagt  werden.  Anders  ist  es  bei  einem  in  ein 
[fremdes]  Gebäude  verbaueten  Balken,  dessen  wegen  nicht  auf 
Auslieferung  geklagt  werden  kann,  weil  das  Zwölftafelgesetz 
die  Absonderung  verbietet;  allein  es  kann  aus  demselben  Ge- 
setz die  Klage  wegen  des  verbaueten  Balkens  auf  das  Doppelte 
erhoben  werden. 

7.  ULP.  lib.  XXIV.  ad  Ed.  —  Unter  der  Benennung 
Balken  verstehen  wir  im  Zwölftafelgesetz,  wie  Einige  richtig 
meinen,  jeden  Stoff.  §.  1.  Wenn  du  aber  mein  Rad  an  [dei- 
nem] Wagen  befestigt  hast,  so  haftest  du  auf  Auslieferung. 
Dies  sagt  Pomponius,  obwohl  du  gar  nicht  biirgerlichrechl- 
licher  Besitzer  [vielmehr  blos  Inhaber]  bist53).  §.2.  Das- 
selbe ist  der  Fall,  wenn  du  ein  mir  gehöriges  Brett  an  [d]ei- 
nem  Schrank  oder  SchifF,  oder  an  einem  Becher  einen  mir 
gehörigen  Henkel  befestigt,  oder  Figuren  an  einem  Trink- 
geschirr, oder  Purpurfäden  in  ein  Kleid  eingewebt,  oder  einer 
Slatue  einen  Arm  angesetzt  hast.  §.  3.  Auch  Stadtgemeinden 
können  auf  Auslieferung  belangt  werden,  weil  sie  die  Fähig- 
keit zur  Herausgabe  besitzen;  denn  sie  können  bekanntlich 
besitzen  und  ersitzen;  dasselbe  gilt  von  Innungen  und  anderen 
Gemeinheiten.  §.  4.  Wenn  Jemand  zur  Zeit  der  Einleitung 
des  Verfahrens  nicht  im  Besitz  ist ,  nachher  aber  noch  vor  der 
Entscheidung  in  den  Besitz  gekommen  ist,  so  muss  er,  wenn 
er  nicht  herausgibt,  dazu  verurtheilt  werden.  §.  5.  Wer  zur 
Zeit  der  Einleitung  des  Verfahrens  sich  im  Besitz  befindet, 
nachher  aber  ohne  Arglist  um  den  Besitz  gekommen  ist,  muss 
losgesprochen  werden,  wenn  ihm  nicht  5*),  sagt  Pomponius, 


53)  Die  richtige  Erklärung  dieser  bisher  überall  missverstande- 
nen  Stelle  s  in  meiner  Abhandl.  im  Archiv  f.  civ.Pr.  Bd.  XX. 
S.  98;  es  ist  darin  nur  die  Passivlegitiination  des  Besitzers 
zur  Ad  eochibcnd.  actio  gemeint. 

54)  Quamvis,  s.  Glück  XI.  S.  227. 
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das  zum  Vorwurf  gereicht,  dass  er  niclit  gleich  die  Heraus- 
gabe bewirkt,  gondern  es  auf  die  Klage  hat  ankommen  lassen. 
§.  6.  Derselbe  schreibt:  wenn  Jemand  zur  Zeit  der  Einleitung 
des  Verfahrens  sich  im  Besitz  befunden,  nachher  zu  besitzen 
aufgehört,  und  kurz  darnach  aus  demselben  oder  einem  andern 
Grunde  wieder  in  den  Besitz  gekommen  ist,  so  muss  derselbe, 
wenn  er  nicht  zur  Herausgabe  schreitet,  verurtheilt  werden. 
§.  7.  Hierzu  fügt  Pomponius  nicht  übel  hinzu,  es  müsse 
aber  auch  Derjenige,  der  auf  Auslieferung  geklagt  habe,  zu 
beiden  Zeitpunkten  bei  der  Herausgabe  der  Sache  betheiligt 
gewesen  sein,  d.  h.  sowohl  zu  der  der  Einleitung  des  Ver- 
fahrens, als  der  der  Verurtheilung ;  dies  ist  des  Labeo  An~ 
Sicht  auch.  % 

8.  JULIAN,  üb.  IX.  Big.  —  Wenn  wider  Den,  der 
weder  besass,  noch  arglistiger  Weise  sich  des  Besitzes  ent- 
ledigt hat,  Klage  auf  Auslieferung  erhoben  worden  ist,  und 
nach  dessen  Ableben  sich  sein  Erbe  im  Besitz  der  Sache  be- 
findet, so  muss  er  zur  Ausüeferung  angehalten  werden.  Denn 
wenn  ich  ein  Landgut  oder  einen  Sclaven  klagend  gefordert 
habe,  und  der  Erbe  aus  demselben  Grunde  in  den  Besitz  ge- 
kommen ist  55),  so  wird  er  auch  zur  Herausgabe  genö'thigt. 

9.  ULP.  üb.  XXIV.  ad  Ed.  —  Julianus  schreibt: 
wer  einen  Sclaven,  den  er  besass,  getö'dtet,  oder  dessen  Be- 
sitz auf  einen  Andern  übertragen,  oder  eine  Sache  dergestalt 
verdorben  hat,  dass  sie  gar  nicht  mehr  als  vorhanden  betrach- 
tet werden  kann,  der  haftet  auf  Auslieferung,  weil  er  sich 
des  Besitzes  arglistiger  Weise  entledigt  hat.  Wenn  er  daher 
Wein,  Oel,  oder  etwas  Anderes  ausgegossen  oder  zerbrochen 
hat,  so  haftet  er  auf  Auslieferung.  §.  I.  Auf  mein  Landgut 
sind  Früchte  von  deinem  Baume  gefallen;  durch  mein  dahin 
getriebenes  Vieh  lasse  ich  sie  wegfressen;  mit  welcher  Klage 
kann  ich  belangt  werden?  Pomponius  antwortet:  wenn  ich 
das  Vieh  in  der  Absicht  dahin  getrieben,  dass  es  sie  weg- 
fressen solle ,  so  sei  die  Klage  auf  Auslieferung  zuständig. 
Denn  du  wirst56)  auch,  wenn  die  Früchte  noch  vorhanden 
wären,  und  mir  nicht  gestatten  wolltest,  sie  aufzulesen,  auf 
Auslieferung  haften,  gleichwie  Derjenige,  der  mir  zugehöriges 
auf  seinen  Acker  fortgeschwemmtes  Bauholz  nicht  hinfort- 
schaffen lassen  will.  Uns  gefällt  hier  des  Pomponius  An- 
sicht, es  mögen  die  Früchte  noch  vorhanden,  oder  bereits  ver- 
zehrt sein.  Wenn  sie  aber  noch  vorhanden  sind,  so  kann 
ich  auch  das  Interdict  wegen  aufzulesender  Früchte,  wenn  ich 


55)  Nämlich  durch  Fortsetzung  dessen  des  Erblassers. 

56)  Ulpian  wechselt  hier  wie  öfters  die  Person. 
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Sicherheit  wegen  drohenden  Schadens  gestellt  habe,  anstellen, 
um  die  Freiheit,  allemal  den  dritten  Tag  die  Früchte  auf- 
zulesen, zu  erlangen.  §.2.  Wer  es  dahin  gebracht  hat,  dass 
eine  Sache  an  einen  Andern  gelangt  ist,  wird,  vorausgesetzt, 
dass  er  es  arglistiger  Weise  gethan,  so  angesehen,  als  habe 
er  sich  des  Besitzes  arglistiger  Weise  eutledigt.  §.  3.  Hat 
Jemand  eine  Sache  im  verschlechterten  Zustande  ausgeliefert, 
so  haftet  er,  sagt  Sabinus,  ebenfalls  auf  Auslieferung.  Dies 
gilt  auch  dann,  wenn  eine  Sache  arglistiger  Weise  in  einen 
andern  Körper  verwandelt,  z.B.  aus  einem  Becher  eine  Masse 
geworden  ist;  denn  wenn  er  dann  auch  die  Masse  ausliefert, 
so  haftet  er  dennoch  auf  Auslieferung;  denn  durch  die  Ver- 
wandlung der  Form  verändert  er  geWissermaassen  die  Substanz 
der  Sache  selbst.  §.  4.  Marcellus  schreibt:  wenn  dir  zehn 
Münzen  unter  einer  Bedingung  vermacht  worden  sind,  und 
mir  der  Wiessbrauch  an  denselben  zehn  57)  unbedingt,  und 
nachher  der  Erbe,  während  die  Bedingung  noch  obschwebte, 
ohne  Sicherheit  zu  fordern,  dem  Niessbraucher  die  zehn  aus- 
gezahlt hat,  so  haftet  derselbe  durch  die  Klage  auf  Ausliefe- 
rung, als  habe  er  sich  arglistiger  Weise  des  Besitzes  ent- 
ledigt; denn  die  Arglist  liegt  darin,  dass  er  versäumte,  vom 
Wiessbraucher  Sicherheit  zu  fordern,  wodurch  es  dahin  gekom- 
men ist,  dass  dein  Vermächtniss  verloren  ging,  indem  du  die 
Münzen  [nun]  nicht  [mehr]  mit  der  Eigenthumsklage  fordern 
kannst.  Die  Klage  auf  Auslieferung  hat  natürlich  nur  dann 
Statt,  wenn  die  Bedingung  des  Vermächtnisses  eingetreten  ist. 
Doch  kannst  du  dich  durch  die  Stipulation  der  Vermächtnisse 
vorsehen,  und  wenn  du  dies  gethan  hast,  so  hast  du  die 
Klage  auf  Auslieferung  nicht  nö'thig.  Wenn  er  aber  un- 
bekannt mit  dem  dir  zu  leistenden  Vermächtniss  vom  ÜViess- 
braucher  keine  Sicherheit  gefordert  hat,  so,  sagt  Marcellus, 
falle  die  Klage  auf  Auslieferung  weg,  weil  dann  keine  Arg- 
list im  Spiel  ist;  doch,  setzt  er  hinzu,  sei  dem  Vermächtniss- 
inhaber mit  einer  Klage  auf  das  Geschehene  wider  den  Nutz- 
niesser  zu  Hülfe  zu  kommen.  §.  5.  In  Beziehung  auf  diese 
Klage  heisst  ausliefern  (exhibere) :  [eine  Sache]  in  dem- 
selben Zustande  darstellen,  worin  sie  sich  bei  der  Einlassung 
auf  die  Klage  befand,  um  nach  Vergegenwärtigung  der  Sache 
[das  Verfahren]  mit  der  Klage,  welche  man  beabsichtigt  hat, 
während  die  gefordert  werdende  [Sache]  in  keiner  Art  verletzt 
Bein   darf,  fortsetzen  zu  können58),  obwohl  nicht  wegen 


57)  Ich  halte  das  eorum  der  Vulgale  für  unerlässlich. 
68)  Copiam,  rei  habens  poSfiii  ex  sequi  actione  9  quam  destinavit, 
in  nullo  casu,  quam  intendit ,  laesa.   Es  sind  vielfache  Ver- 
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Herausgabe,  sondern  wegen  Auslieferung-  geklagt  wird.  §.  (3. 
Wenn  er  daher  [den  fraglichen  Gegenstand]  nach  der  Ein- 
leitung des  Verfahrens  zwar  ausliefert,  allein  als  ersessen, 
so  wird  die  Auslieferung:  als  gar  nicht  geschehen  betrachtet, 
indem  der  Klager  seine  Forderung  verloren  hat;  daher  darf 
derselbe  nicht  freigesprochen  werden,  als  wenn  er  sich  bereit 
erklärt,  sich  dergestalt  mit  Zurückrechnung  der  Zeit59)  auf 
die  Klage  einzulassen,  dass  die  Nutzungen  dem  [Zwöiftafel-j 
Gesetz  gemäss  veranschlagt  werden.  §.  7.  Weil  dem  Kläger 
bei  dieser  Klage  auch  aller  Zubehör  herausgegeben  wird,  so 
glaubte  Sab  in  us,  dass  auch  die  Sclavenkinder  herausgegeben 
werden  müssen ,  es  mag  die  Sclavin  schon  schwanger  gewesen 
oder  erst  nachher  geschwängert  worden  sein;  diese  Meinung 
billigt  auch  Pomponius.  §.8.  Sind  übrigens  Nutzungen 
durch  nicht  geschehene  oder  verspätete  Auslieferung  verloren 
gegaugen,  so  muss  sie  der  Richter  veranschlagen.  Daher  sagt 
Neratius,  es  werde  der  Vortheil  des  Klägers  und  nicht  der 
Werth  der  Sache  veranschlagt;  dieser  Vortheil,  setzt  er  hinzu, 
wird  zuweilen  geringer  sein,  als  die  Sache  selbst. 

10.  PAUL.  lib.  XXVI.  ad  Ed.  —  Wenn  mir  die  Wahl 
[eines  Sclaven]  binnen  einer  bestimmten  Zeit  zugestanden,  und 
dieses  Verfahren  so  lange  Zeit  hingezogen  worden  ist,  dass 
die  Auslieferung  vergeblich  wird,  so  muss  der  Vortheil  des 
Klägers  aufrecht  erhalten  werden.  Wenn  es  aber  nicht  in  des 
Erben  Gewalt  stand,  die  Auslieferung  zur  Zeit  der  Einlassung 
auf  die  Klage  zu  bewirken,  so  muss  derselbe  freigesprochen 
werden. 

11.  ULP.  lib.  XXIV.  ad  Ed.  —  Auch  wenn  eine  Erb- 
schaft deswegen  verloren  gegangen,  dass  ein  Sclav  nicht  aus- 
geliefert worden  ist,  ist  es  billig,  dass  der  Richter  den  Scha- 
den wegen  der  Erbschaft  veranschlage.  §.  1.  Lass  sehen,  an 
welchem  Ort  und   auf  wessen  Kosten  der  Gegenstand  aus- 


suche geschehen ,  diese  sehr  schwere  Stelle  zu  erklären ; 
wegen  der  sehr  abweichenden  Lesarten  und  der  Bemühungeu 
der  Kritik  verweise  ich  auf  Glück  XI.  S.  169.  Anm.  12, 
Casu  in  caussa  abzuändern  halte  ich  kaum  für  zulässig-, 
geschweige  für  annehmbar;  denn  was  soll  dann  mit  quam 
intendit  werden  ?  Dass  quam  nicht  auf  caussa  gehen  könne, 
ist  klar;  ich  beziehe  quam  vielmehr  auf  rem,  wodurch  die 
Stelle  sehr  an  Licht  gewinnt;  auf  diese  Annahme  hat  mich 
besonders  das  intendit  geführt,  es  ist  auch  dann  das  laesa 
ganz  einleuchtend  zu  erklären,  während  ich  mir  bei  laesa 
actio  nichts  denken  kann. 
59)  Repetita  die;  s.  die  citirten  Stellen  aus  Cujac. ,  Noodt 
und  Do ii eil  bei  Glück  XI.  S.  173. 
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geliefert  werden  muss;  Labeo  sagt,  es  müsse  da  geschehen, 
wo  er  sich  befand,  als  die  Einleitung  des  Verfahrens  erfolgte, 
und  er  müsse  auf  Gefahr  und  Rosten  des  Klägers  dahin  ge- 
bracht oder  geführt  werden,  wo  geklagt  worden  ist.  Atzung, 
Bekleidung  und  Curkosten  für  einen  Sclaven  müsse  der  Be- 
sitzer tragen.  Meiner  Ansicht  nach  muss  aber  in  einigen  Fäl- 
len dies  der  Kläger  übernehmen,  z.  B.  wenn  sich  der  Sclav 
[an  seinem  Aufenthaltsort]  durch  seine  Arbeit  oder  Kunst  selbst 
zu  ernähren  60)  pflegte,  und  jetzt  genöthigt  wird,  seine  Arbeit 
liegen  zu  lassen.  Es  muss  ferner,  wenn  der  auszuliefernde 
[Sclav]  bei  den  Gerichtsbedienten61)  in  Verwahrung  gegeben 
worden  ist ,  Derjenige  die  Atzungskosten  übernehmen ,  der  die 
Auslieferung  verlangt  hat,  wenn  der  Besitzer  nicht  denselben 
zu  ernähren  pflegte;  denn  wenn  er  dies  gethan,  so  kann  er, 
so  gut  er  ihn  sonst  ernährte,  auch  nun  die  Atzungskosten 
nicht  verweigern.  Zuweilen  muss  aber  der  Gegenstand  den- 
noch daselbst  [,  wo  geklagt  wird,]  auf  Kosten  [des  Beklagten] 
ausgeliefert  werden,  z.  B.  wenn  man  den  Fall  annimmt,  dass 
er  absichtlich  den  Gegenstand  an  einen  abgelegenen  Ort  hin- 
geschafft habe,  um  die  Auslieferung  für  den  Kläger  beschwer- 
licher zu  machen ;  in  diesem  Fall  muss  er  ihn  auf  seine  Kosten 
und  Gefahr  an  dem  Orte  stellen,  wo  geklagt  wird,  denn  sonst 
würde  er  aus  seiner  List  Vortheil  ziehen.  §.  2.  Wer  wegen 
mehrerer  Sachen  belangt  worden  ist,  und  zur  Zeit  der  Einlei- 
tung des  Verfahrens  alle  besitzt,  wiewohl  er  nachher,  obschon 
ohne  Arglist,  einige  davon  verloren,  muss  verurtheilt  werden, 
wenn  er  nicht  diejenigen  ausliefert,  welche  er  [noch  auslie- 
fern] kann. 

12.  PAUL.  lib.  XXVI.  ad  Ed.  —  Die  Klage  wegen 
Auslieferung  Desjenigen,  den  Jemand  als  Freien  in  Anspruch 
nehmen  will,  ist  zulässig.  §.  1.  Auch  ein  Haussohn  haftet, 
wenn  er  die  Fähigkeit  zur  Auslieferung  eines  Gegenstandes 
besitzt,  durch  diese  Klage.  §.  2.  Oft,  sagt  Julianus,  steht 
Demjenigen,  der  [zum  zweiten  Male]  auf  Auslieferung,  und 
zwar  aus  demselben  Grunde  klagt,  eine  Einrede  entgegen. 
Ein  neuer  Grund  tritt  aber  dann  ein,  wenn  Derjenige,  der, 
um  die  Eigenthumsklage  zu  erheben,  klagbar  geworden  war, 
nach  der  Einleitung  des  Verfahrens  die  [fragliche  Sache]  von 
irgend  Jemand  erhalten  hat;  deshalb  steht  ihm  die  Einrede 
dann  nicht  entgegen.  Ingleicheu  wenn  Derjenige,  welcher, 
um  die  Diebstahlsklage  zu  erheben,  auf  Auslieferung  geklagt 
hat,  von  Neuem  bestohlen  worden  ist.    Nicht  weniger  kann 


60)  Ejchibere  in  dieser  besondern  Bedeutung  s.  B  r  i  s  s  o  tu  k,  u. 
6*)  Officium,  s.  Brisson.  auch  Fr.  17.  de  In  jus  voc. 
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Derjenige,  der,  um  [einen  Sclaven]  zu  wählen,  auf  Ausliefe- 
rung angetragen  Latte,  und  dem  nach  Einleitung  des  Verfah- 
rens auch  aus  dem  Testamente  eines  Andern  die  Wahl  anheim- 
gestellt  ist,  auf  Auslieferung  klagen.  §.  3.  Wer  ans  meinen 
Trauben  Most  bereitet,  oder  aus  Oliven  Oel,  oder  aus  Wolle 
Kleider  gemacht  hat,  und  wusste,  dass  dieselben  ihm  nicht 
gehörten,  haftet  wegen  beider  Gegenstände  durch  die  Klage 
auf  Auslieferung,  weil  das,  was  aus  einer  uns  gehörigen 
Sache  bereitet  worden  ist,  richtiger  Annahme  nach  unser  ist. 
§.  4.  Wenn  ein  Sclav  nach  Einleitung  des  Verfahrens  gestor- 
ben ist,  obwohl  ohne  Arglist  oder  Schuld  des  Besitzers,  so 
muss  dieser  zuweilen  dennoch  zu  soviel  verurtheilt  werden, 
als  dem  Kläger  daran  gelegen  war,  dass  Jener  ihn  gleich  da- 
mals, als  die  Einlassung  auf  die  Klage  geschah,  ausgeliefert 
hätte;  dies  ist  dann  um  so  mehr  der  Fall,  wenn  es  sich  er- 
gibt, dass  derselbe  durch  einen  Umstand  ums  Leben  gekommen, 
der,  wenn  er  damals  ausgeliefert  worden  wäre,  nicht  ein- 
getreten sein  würde.  §.  5.  Wenn  ein  Gegenstand  aus  einer 
rechtmässigen  Ursache  nicht  gleich  ausgeliefert  werden  kann, 
so  muss  [der  Besitzer]  auf  Geheiss  des  Richters  Sicherheit  be- 
stellen, ihn  an  einem  bestimmten  Tage  ausliefern  zu  wollen. 
<j.  6.  Der  Erbe  kann  diese  Klage  auch  im  eigenen  Namen 
und  nicht  blos  als  Erbe  anstellen.  Ingleichen  haftet  der  Erbe 
des  Besitzers  im  eigenen  Namen.  Daher  ist  es  ganz  über- 
flüssig, zu  erörtern,  ob  sie  dem  Erben  und  gegen  den  Erben 
zu  ertheilen  sei.  Wegen  Arglist  des  Erblassers  ist  die  Klage 
freilich  wider  den  Erben  zu  ertheilen,  wenn  die  Erbschaft  da- 
durch bereichert  worden  ist ,  z.  B.  weil  er  den  Erlös  aus  dem 
Gegenstande  erhalten  hat.  9 

13.  GAJ.  lib.  ad  Ed.  Praet.  Urb.  tit.  de  libcrali 
caussa.  —  Wenn  behauptet  wird,  es  befinde  sich  ein  freier 
Mensch  in  Jemandes  Besitz,  so  kann  wegen  dessen  Ausliefe- 
rung wider  Den,  der  des  Besitzes  bezüchtigt  wird,  ein  Inter- 
dict  angestellt  werden ;  denn  die  Klage  auf  Auslieferung  er- 
scheint für  diesen  Fall  als  unnütz,  weil  dieselbe  nur  Dem  als 
zuständig  angenommen  wird,  der  ein  pecuuiäres  Interesse62) 
dabei  hat. 

14.  POMPON.  lib.  XIV.  ad  Sabin.  —  Wenn  ein  Ehe- 
mann Münzen,  die  ihm  seine  Frau  geschenkt,  wissentlich, 
dass  sie  nicht  sein  geworden,  für  eine  erkaufte  Sache  ver- 
ausgabt hat,  so  hat  er  sich  arglistig  aus  deren  Besitz  gesetzt, 
und  haftet  daher  auf  Auslieferung. 

62)  Unser  Text  hat  nach  der  Floreutine  pecultariier ;  allein  es 
ist  die  übereinstimmende  Lesart  aller  andern  Mauuscripte  ; 
pecuniarher j  vorzüglicher,  8.  Glück  XI.  S.  177. 
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15.  POMPON.  lib.  XVIII.  ad  Sabin.  —  Ein  mir  ge- 
höriger Schatz  befindet  sich  auf  deinem  Landgute,  und  du 
willst  ihn  mich  nicht  ausgraben  lassen;  wenn  du  ihn  nicht 
von  der  Stelle  rührst,  so,  sagtLabeo  zwar,  könne  ich  weder 
wegen  Diebstahls  noch  auf  Auslieferung-  klagen,  weil  du  ihn 
weder  besitzest,  noch  dich  arglistiger  Weise  seines  Besitzes 
entledigt  hast,  da  es  ja  möglich  ist,  dass  du  von  dem  Vor- 
handensein dieses  Schatzes  auf  deinem  Landgute  gar  nichts 
weisst;  allein  es  sei  nicht  unbillig,  mir,  wenn  ich  geschwo- 
ren, dass  ich  die  Forderung  nicht  aus  Chicane  thue,  entweder 
eine  Klage  oder  ein  luterdict  dergestalt  zu  ertheilen,  dass, 
wenn  die  Bestellung  der  Sicherheit  an  dich  wegen  durch  die 
Ausgrabung  drohenden  Schadens  meiner  Seits  nicht  verab- 
säumt worden,  du  mir  in  Betreff  der  Ausgrabung,  Hebung 
und  Fortschaffung  des  Schatzes  keine  Gewalt  anthun  dürfest. 
Wenn  der  Schatz  gestohlenes  Gut  ist,  so  kann  man  auch 
wegen  Diebstahls  klagen. 

16.  PAUL.  lib.  X.  ad  Sabin»  —  Wenn  der  Sclav  etwas 
besitzt ,  so  haftet  sein  Herr  seinerwegen  auf  Auslieferung ;  hat 
sich  aber  der  Sclav  wider  Wissen  des  Herrn  arglistiger  Weise 
des  Besitzes  entledigt,  so  muss  wegen  des  Sclaven  entweder 
die  Diebstahlsklage,  oder  die  Noxalklage  wegen  Arglist  ertheilt 
werden;  eine  analoge  Klage  auf  Auslieferung  ist  nicht  zu- 
lässig. 

17.  ULP.  lib.  IX.  de  omn.  Iribun»  —  Wer  einen  Sclaven 
im  geschwächten  Zustande,  oder  mit  ausgeschlagenem  Auge 
ausgeliefert  hat,  der  muss  zwar  von  der  Klage  auf  Auslieferung 
freigesprochen  werden;  denn  er  hat  die  Auslieferung  bewirkt, 
und  eine  Auslieferung  in  dieser  Art  verhindert  die  directe 
Klage  nicht;  der  Kläger  kann  aber  wegen  dieses  Schadens 
aus  dem  Aquilischen  Gesetz  klagen. 

18.  Iüem  lib.  VI.  Opin.  —  Wenn  eine  Handschrift  durch 
Zahlung  der  Schuld  ungültig  geworden  und  die  Pfänder  frei 
geworden  sind,  so  kann  der  Gläubiger  wider  jeden  Andern 
als  den  Schuldner  auf  Auslieferung  der  auf  diesen  Contract 
bezüglichen  Urkunden  klagen. 

19.  PAUL.  lib.  IV.  Epiiom.  Elfern.  —  Auf  Ausliefe- 
rung kann  Jeder  klagen,  der  ein  Interesse  dabei  hat.  Es  fragte 
Einer  um  Rath,  ob  diese  Klage  die  Wirkung  haben  könne, 
dass  die  Rechnungen  seines  Gegners,  an  deren  Auslieferung 
ihm  sehr  viel  lag ,  ausgeliefert  würden  ?  Man  hat  geantwortet : 
das  bürgerliche  Recht  dürfe  nicht  zur  Chicane  werden,  und 
die  Worte  nicht  falsch  gedrehet,  sondern  es  müsse  der  Sinn 
derselben  richtig  aufgefasst  werden ;  denn  nach  dieser  Auslegung 
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könne  auch  ein  irgend  einer  Wissenschaft  Beflissener  behaupten, 
es  sei  ihm  an  Auslieferung  dieser  oder  jener  Bücher  gelegen, 
weil ,  wenn  dies  geschehen  und  er  sie  gelesen  hatte ,  er  Be- 
lehrung und  Bildung  daraus  schöpfen  würde. 

20.  ULP.  lib.  II.  Regvl.  —  Behufs  der  Einleitung  einer 
Untersuchung  kann  wegen  Verbrechen  der  Sclaven  zur  Er- 
mittelung der  Mitschuldigen  auf  Auslieferung  Klage  erhoben 
werden. 


Elftes  Buch, 


Erster  Titel. 

De  interrogationibus  in  jure  faciendis  et  inter- 
ro gat oriis  actioni bus. 
(  Von  den  vor  Gericht  zu  stellenden  Fragen  und  den  Frage- 
Magen.  ) 

Ii  C ALLISTRAT.  lib.  II.  Ed.  mon.  —  Der  Erbe  muss 
vor  Gericht  allemal  dann  befragt  werden,  zu  welchem  Anfheil 
er  Erbe  sei,  wenn  eine  Klage  wider  ihn  erhoben  werden  soll, 
und  der  Kläger  ungewiss  ist,  zum  wievielten  Theile  Derjenige, 
den  er  belangen  will,  Erbe  sei.  Die  Frage  ist  dann  not- 
wendig, wenn  die  Klage  eine  persönliche  ist,  und  zwar  wenn 
der  Gegenstand  der  Klage  ein  bestimmter  ist,  damit  nicht  der 
Kläger,  während  er  nicht  weiss,  zu  welchem  Antheile  sein 
Gegner  Erbe  des  Verstorbenen  geworden ,  zuweilen  durch 
Zuvielforderung  in  Schaden  gerathe.  §.  J.  Frageklagen  sind 
jetzt  nicht  mehr  im  Gebrauch  *),  weil  Niemand  mehr  genöthigt 
wird,  vor  dem  Beginn  des  Verfahrens  über  sein  Recht  Ant- 
wort zu  geben ;  daher  sind  sie  seltener  geworden  und  [fast  ganz] 
ausser  Gebrauch  gekommen  ;  es  ist  vielmehr  für  die  Parteien 
zum  Beweise  blos  dasjenige  dienlich,  was  vom  Gegner  vor 
dem  Richter  ausdrücklick  erklärt  worden  ist,  mag  in  Betreff 
von  Erbschaften  oder  andern  Angelegenheilen,  wo  es  auf  einen 
Rechtsstreit  2)  ankommt. 

2.  ÜLP.  lib.  XXII.  ad  Ed.  —  Das  Edict  wegen  der 
Fragen  hat  der  Prätor  darum  erlassen,  weil  er  wusste,  dass 


1)  Die  Erklärung  dieser  höchst  bestrittenen  Stelle  8.  bei  Glück 
XI.  S.  288  ff.  Gl  tick 's  Ansicht,  dass  hier  die  auf  ausser- 
gerichtliche  Fragen  begründeten  Klageu,  und  die  ehemaligen 
Frageklagen,  wie  sie  vor  dem  Edict,  welches  der  Prätor 
darüber  erlassen  hat,  in  Gebrauch  gewesen,  gemeint  seien, 
ist  wahrscheinlich  die  richtige.  —  Die  üebersetzung  selbst 
bietet  gar  keine  Schwierigkeiten  dar. 

2)  Quae  in  caussis  vcrtuntur.    Glück  XI.  S.  256.  Anin.  43 
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für  Denjenigen,  der  einen  Erben  oder  NacLlassbesitzer  belangt, 
der  Beweis,  dass  dieser  Erbe  oder  Nuchlassbesitzer  sei,  Schwie- 
rigkeiten habe, 

3.  PAUL.  üb.  XVII.  ad  Ed.  —  weil  meistenteils  der 
Beweis  des  Erbschaftsantritts  sehr  schwer  ist. 

4.  ULP.  lib.  XXII.  ad  Ed.  ~  Der  Prätor  wollte  den 
Beklagten  nöthigen,  zufolge  seiner  Antwort  vor  Gericht,  ent- 
weder sich  bejahend  oder  verneinend  zu  erklären,  zugleich 
auch  um  Gewissheit  darüber,  zum  wievielsten  Theile  Jemand 
Erbe  sei,  aus  der  Frage  zu  erlangen.  §.  1.  Wenn  der  Prätor 
sagt:  wer  vor  Gericht  befragt  geantwortet  hat,  so 
ist  zu  verstehen :  vor  den  Magistraten  des  Römischen  Volkes, 
oder  deu  Provincialpräsidenten,  oder  andern  Richtern3);  denn 
Gericht  heisst  derjenige  Ort,  wo  er  sich  um  Recht  zu  spre- 
chen oder  Entscheidungen  zu  geben,  aufhält,  auch  wenn  er  dies 
in  seinem  Hause  oder  unterwegs  thut. 

5.  GAJ.  lib.  III.  ad  Ed.  prov.  —  Wer  darüber,  ob  er 
Erbe  und  zum  wievielsten  Theile  er  es  sei,  oder  ob  er  Den- 
jenigen iu  seiner  Gewalt  habe,  dessen  wegen  die  Noxalklage 
erhoben  werden  soll,  befragt  worden  ist,  darf  eine  Frist  zur 
üeberlegung  verlangen,  weil,  wenn  er  eine  unrichtige  be- 
jahende Erklärung  gegeben,  er  in  Nachtheil  verfallt. 

6.  ULP.  lib.  XXII.  ad  Ed.  —  Sowohl  aber  den  Erb- 
lassern daran  gelegen  sein  kann ,  Nachfolger  zu  haben ,  so  ist 
auch  den  Lebenden  daran  gelegen,  so  lange  sie  rechtmässig 
überlegen,  [dabei]  nicht  übereilt  zu  werden.  §.  1.  Es  können 
Fälle  eintreten,  wo  Jemand  die  ihm  vorgelegte  Frage,  ob  er 
Erbe  sei,  nicht  zu  beantworten  braucht,  z.B.  wenn  er  wegen 
der  Erbschaft  von  Jemand  Anfechtung  erleidet.  Dies  hat  der 
Kaiser  Hadrianus  darum  verordnet,  damit  er  nicht,  wenn  er 
Erbe  zu  sein  leugnet,  sich  Nachtheil  bereite,  oder  wenn  er  es 
zugesteht,  auch  wenn  ihm  die  Erbschaft  entwunden  worden, 
[als  Erbe]  verpflichtet  bleibe. 

7.  Idem  lib.  XVIII.  ad  Ed.  —  Wer  vor  Gericht  befragt 
worden,  ob  ihm  das  Thier  gehöre,  welches  Schaden  angerich- 
tet, dies  bejahet  hat,  haftet  deshalb. 

8.  PAUL.  lib.  XXII.  ad  Ed.  —  Wer  wegen  eines  Scla- 
ven,  der  einen  Schaden  angerichtet  hat,  auf  Befragen  geant- 
wortet hat,  dass  er  ihm  gehöre,  haftet  aus  dem  Aquilischen 
Gesetz  gleichsam  als  Herr;  und  es  wird  dadurch,  dass  wider 
den  Antworter  g-eklagt  worden  ist,  der  Herr  von  der  Klage 
befreiet. 

9.  ULP.  lib.  XXII.  ad  Ed.  —  Wer  ungefragt  gesagt 


3)  Hierunter  sind  z.B.  Municipalbeamte  zu  verstehen,  g.  Glück 
XI.  S.  250. 
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hat,  er  sei  Erbe,  der  haftet,  wie  wenn  er  befragt  worden  wäre. 
§.  1.  Gefragt  ist  nicht  blos  als  von  Seiten  des  Prätors, 
sondern  auch  des  Gegners  zu  verstehen.  §.  2.  Wenn  aber  ein 
Sclav  befragt  worden,  so  ist  die  Frage  ebenso  ungültig,  als 
wenn  der  Sclav  fragt.  §.  3.  Niemand  darf  für  einen  Andern 
zur  Autwort  genö'thigt  werden,  ob  er  Erbe  sei;  denn  es  darf 
Jeder  nur  seiner  selbst  wegen  vor  Gericht  befragt  werden, 
cl.  h.  weun  er  selbst  belangt  wird.  §.  4.  ( — 10. — )  Celsus 
schreibt  im  fünften  Buche  der  Digesten,  dass,  wenn  ein  vor 
Gericht  befragter  Vertheidiger,  ob  der,  den  er  vertritt,  und  zum 
wievielsten  Theile  er  Erbe  sei,  eine  Unwahrheit  gesagt  habe, 
so  hafte  zwar  der  Vertheidiger  selbst  dem  Gegner,  allein  dem, 
den  er  vertheidigt,  bereitet  er  dadurch  keinen  Schaden.  Dass 
diese  Ansicht  des  Celsus  richtig  sei,  unterliegt  keinem  Zwei- 
fel. Es  fragt  sich  aber,  ob,  wenn  er  nicht  geantwortet  habe, 
anzunehmen  sei,  dass  er  ihn  vertrete?  Es  ist  folgerichtig,  dies 
zu  verneinen,  weil  die  Vertheidigung  unvollständig  ist.  §.  5. 
Wer  auf  Befragen  Erbe  zu  sein  zugegeben,  allein  nicht  hinzu- 
gefügt hat,  znm  wievielsten  Theile  er  es  sei,  von  dem  wird 
angenommen,  als  sei  er  geständig,  Universalerbe  zu  sein;  er 
müsste  denn  so  befragt  worden  sein ,  ob  er  Erbe  zur  Hälfte 
sei,  uud  geantwortet  haben:  ich  bin  Erbe;  denn  hier  ist,  nach 
meiner  Ansicht,  seine  Antwort  auf  die  Frage  zu  beziehen. 
§.  6.  Es  fragt  sich,  ob  Jemand  die  Frage  zu  beantworten  ge- 
nö'thigt werden  könne,  ob  er  aus  einem  Testament  Erbe,  und 
ob  die  Erbschaft  ihm  in  eignem  Namen  zugefallen  sei,  oder 
durch  diejenigen,  welche  er  in  seiner  Gewalt  hat,  oder  durch 
den,  dessen  Erbe  er  geworden?  —  Der  Prätor  muss,  wenn 
gefragt  wird,  ob  Jemand  zu  der  Antwort,  zufolge  welcheu 
Rechtes  er  Erbe  sei,  genö'thigt  werden  könne,  den  Fall  im  All- 
gemeinen untersuchen,  und  nach  Befinden,  wenn  er  sieht,  dass 
viel  davon  abhänge,  eine  vollständigere  Antwort  anbefehlen; 
dies  gilt  nicht  nur  in  Ansehung  der  [bürgerlichrechtlichen]  Er- 
ben, sondern  auch  der  würdenrechtlichen  Nachfolger.  §.  7. 
So  schreibt  Julianus,  dass  auch  derjenige,  dem  eine  Erb- 
schaft herausgegeben  worden,  vor  Gericht  befragt,  antworten 
müsse,  ob  ihm  die  Erbschaft  herausgegeben  worden  sei.  §.  8. 
Weun  wegen  Sonderguts  Klage  erhoben  werden  soll,  so  braucht 
der  Vater  oder  Herr  darüber,  ob  er  einen  Sohn  oder  Sclaven 
in  seiner  Gewalt  habe,  nicht  Antwort  zu  geben,  weil  es  blos 
darauf  aukommt,  ob  derjenige,  der  verklagt  werden  soll,  das 
Sondergut  in  Händen  habe. 

10.  PAUL.  lib.  LXVIH.  ad  Ed.  —  Es  ist  angemessen, 
dass  derjenige,   von  dem  man   sich  einer  Stipulation  wegen 
drohenden  Schadens  versichern  will,  vor  Gericht  befragt  werden 
könne,  ob  das  Gebäude  oder  die  Stelle,  von  der  der  Schaden 
Corp,  jur%  civ.  I.  57 
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befürchtet  wird,  ihm  gehöre,  und  zum  wievielsten  Theile,  um, 
wenn  er  in  Abrede  ist,  dass  das  Grundstück  ihm  gehörig  sei, 
und  er  wegen  drohenden  Schadens  keine  Sicherheit  stellen 
Will,  ihn  entweder  zur  Räumung  des  Grundstücks,  oder  wenn  4) 
er  sich  dem  widersetzt,  zu  dessen  Uebergabe  wegen  seiner  arg- 
listigen Handlungsweise  zu  nöthigen. 

Ii.  ULP.  lib.  XXII.  ad  Ed.  —  Zuweilen  inuss  auch 
der,  wer  wegen  seines  Alters  befragt  worden  ist,  Antwort 
geben.  §.  1.  Wer,  ohne  Erbe  zu  sein,  auf  Befragen  ge- 
antwortet hat,  Erbe  zum  Theil  zu  sein,  kann  dergestalt  be- 
langt werden,  wie  wenn  er  wirklich  zu  dem  Antheil  Erbe 
wäre;  denn  es  wird  ihm  wider  ihn  selbst  Glauben  beigemes- 
sen. §.  2.  Wer  Erbe  zum  Viertheil  oder  überhaupt  gar  nicht 
Erbe  ist,  und  antwortet,  er  sei  Universalerbe,  der  kann  mit 
der  Erbschaftsklage  auf  den  Gesammtnachlass  belangt  werden. 
§.  3.  Wer  Erbe  zur  Hälfte  ist,  und  angibt,  er  sei  es  zum 
Viertheil,  der  leidet  für  seine  Lüge  die  Strafe,  dass  er  auf 
das  Ganze  angegriffen  werden  kann;  denn  er  durfte  nicht 
lügen,  da  er  Erbe  zu  einem  geringem  Antheil  zu  sein  ver- 
sichert. Es  kann  jedoch  zuweilen  allerdings  der  Fall  eintreten, 
dass  er  aus  einem  rechtmässigen  Grunde  muthmasst,  zu  einem 
geringem  Antheil  Erbe  zu  sein.  Denn  wie,  wenn  er  nicht 
weiss,  dass  ihm  ein  Antheil.  zugewachsen  sei,  oder  er  zu 
einem  unbestimmten  Antheile  eingesetzt  worden  ist  ?  Warum 
soll  ihm  da  die  Antwort  schaden?  §.  4.  Wer  auch  vor  dem 
Prätor  beim  Schweigen  beharrt  hat,  der  kann  mit  der  Klage 
auf  das  Ganze  angegriffen  werden,  als  wenn  er  Erbe  zu  sein 
in  Abrede  gewesen  wäre;  denn  wer  gar  nicht  antwortet,  ist 
ungehorsam  und  als  Ungehorsamsstrafe  muss  er  sich  dem 
unterwerfen,  dass  er  auf  das  Ganze  belangt  wird,  gleichwie 
wenn  er  geleugnet  hätte,  wreil  er  den  Prätor  gering  zu  schätzen 
scheint.  §.  5.  Wenn  der  Prätor  sagt:  gar  nicht  geant- 
wortet haben,  so  verstanden  die  Spätem  dies  so,  dass  der- 
jenige überhaupt  nicht  geantwortet  zu  haben  angenommeu 
werde,  der  auf  die  Frage  nicht  geantwortet  hat,  d.  h.  auf  das 
Wort.  §.  6.  Wer  befragt  worden  ist,  ob  er  Universalerbe 
sei,  und  geantwortet  hat,  er  sei  es  zum  Theil,  während  er  es 
zur  Hälfte  war,  dem  schadet  seine  Antwort  nicht,  diese  Mei- 
nung hat  die  Billigkeit  für  sich.  §.  7.  Es  ist  ganz  gleich, 
ob  man  auf  geschehenes  Befragen  leugnet,  oder  schweigt,  oder 
dunkel  antwortet,  so  dass  der  Fragende  in  Ungewissheit  bleibt. 
§.  8.  Dass  dem,  wer  auf  Befragen  geantwortet,  nach  Um- 
ständen  geholfen  werden   müsse,  daran  findet  kein  Zweifel 


4)  Unser  Text  hat  hier  in  der  Note  die  sehr  richtige  Bemerkung, 
dass  das  si  der  Yulgate  einzuschieben  sei. 
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Statt;  denn  wenn  [z.  B.J . Jemand  auf  Befragen,  ob  er  Erbe 
seines  Vaters  geworden,  dies  bejahet  hat,  kurz  darauf  aber 
nach  Eröffnung  des  Testaments  als  enterbt  befunden  worden 
ist,  so  ist  es  höchst  billig,  ihm  zu  Hülfe  zu  kommen;  dies 
sagt  C  eis us.  Hier  geschieht  es  übrigens  auch  noch  aus  ei- 
nem andern  Grunde,  weil  das,  was  erst  später  sich  ergibt,  der 
Hülfe  bedürftig  ist;  denn  wie,  wenn  das  Testament  verborgen 
und  entfernt  gewesen ,  und  erst  nachher  zum  Vorschein  ge- 
kommen ist,  warum  soll  dann  der,  der  so  antwortete,  wie  es 
für  den  Augenblick  der  Wahrheit  angemessen  schien,  dadurch 
zu  Schaden  kommen?  Dasselbe  behaupte  ich,  auch  wenn  Je- 
mand zur  Antwort  gegeben  hat,  er  sei  Erbe  und  das  Testament 
nachher  als  falsch,  lieblos  oder  ungültig  erkannt  worden  ist. 
Denn  hier  hat  er  nicht  unredlich  geantwortet,  sondern  ver- 
anlasst durch  das,  was  geschrieben  steht.  §.  9.  Wer  auf 
Befragen  geantwortet  hat,  haftet  so,  wie  wenn  er  durch  den 
Contract  verpflichtet  worden  wäre  5),  aus  dem  nachher  Klage 
erhoben  wird,  wenn  er  [deshalb]  vom  Gegner  befragt  worden 
ist.  Aber  auch  wenn  er  vom  Prätor  befragt  worden  ist,  so 
thut  es  nicht  das  Ansehen  des  Prätors,  sondern  seine  Antwort 
oder  Lüge.  §.  10.  Wer  aus  einem  rechtmässig  [zu  entschul- 
digenden] Irrthum  Erbe  zu  sein  geleugnet  hat,  verdient  Ver- 
zeihung. §.  11.  Auch  wer  ohne  Arglist,  jedoch  aus  Ver- 
schuldung geantwortet  bat,  muss  freigesprochen  werden,  wenn 
nicht  die  Schuld  der  Arglist  ganz  nahe  steht.  §.  12.  Celsus 
sagt,  es  sei  eine  Zurücknahme  der  Antwort  zulässig,  wenn 
die  Zurücknahme  für  den  Kläger  nicht  verfänglich  sei;  dies 
scheint  mir  ganz  richtig,  besonders  wenn  Jemand  nachher  voll- 
ständiger unterrichtet  etwas  thut,  [z.  B.]  durch  Urkunden  oder 
Briefe  seiner  Freunde  über  sein  Kechtsverhältniss  belehrt. 

12.  PAUL.  lib.  XVII.  ad  Ed.  —  Wenn  ein  Sohn, 
der  sich  der  väterlichen  Erbschaft  enthalten,  vor  Gericht  be- 
fragt, Erbe  zu  sein  geantwortet  hat,  der  haftet  daraus;  denn 
durch  die  Antwort  scheint  er  als  Erbe  gehandelt  zu  haben  G). 


5)  S.  Glück  XI.  S.  275.  Glück' 8  Erklärung  ist  zwar  die 
ganz  richtige,  allein  mir  scheint  der  Hauptgrund  für  dieselbe 
übersehen  zu  seiu.  Dieser  liegt  in  dem  pro  quo  pulsabatur. 
Wenn  man  dies  richtig  versteht,  ist  es  fast  uuerklärkar,  wie 
die  falsche  Auslegung  hat  Eingang  Huden  können. 

6)  \Pro  herede  gessisse  videiur.  C  u  j  a  c.  Obs.  XXII.  c.  27.  er- 
klärt diese  Stelle  so^  dass  der  suus  heres  hier  aus  seinem 
mendacio  hafte,  atgue  si  pro  herede  gesshset.  Glück  XI. 
S.  272.  glaubt  hier  wieder,  dass  der  grosse  Cujaz  die 
Sache  aus  einem  falschen  Gesichts  p  iinri  ansehe; 
denn  das  Gesetz  sage  kein  Wort  von  einer  Lüge,  sondern 
setze  den  Gruud  in :  quod  ita  respondendo  pro  herede  ges- 
sisse videtur,  wodurch  ein  Wiederantreten  der  Erbschaft,  was 
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Wenn  aber  der  Sohn,  der  sich  der  Erbschaft  enthalten,  auf 
geschehenes  Befragen,  geschwiegen  hat,  so  ist  ihm  zu  helfen^ 
weil  der  Prätor  den,  der  sich  der  Erbschaft  enthalten,  nicht 
als  Erben  behandelt.  §.  1.  Der  Einreden,  welche,  wenn 
Riagen  wider  die  Beklagten  erhoben  worden,  vorgeschützt 
werden,  kann  sich  auch  derjenige  bedienen,  der  aus  seiner 
Antwort  belangt  wird,  z.  B.  des  vertragsmassigen  Ueberein- 
kommens ,  der  rechtskräftig  entschiedenen  Sache  und  aller 
anderen. 

13.  PAUL.  lib.II.  ad  Plaut.  —  Wer  bei  der  Antwort 
ein  falsches  Geständniss  ablegt,  haftet  unter  der  Voraussetzung, 
dass  wegen  desjenigen  [Sclaven],  über  den  er  befragt  worden 
ist,  überhaupt  für  Jemand  eine  Klage  gegen  irgend  Einen  Statt 
findet,  weil  wir  die  Klage,  welche  wider  einen  Andern,  wenn 


dem  suus  heres  erlaubt  sei,  bezeichnet  werde ;  er  hafte  also  nicht 
quasi  als  heres;  sondern  als  wirklicher  Erbe,  wobei  er  sich 
auf  Anton  Faber  Rationah  ad  h.  I.  beziehe.  Allein  Cu- 
jac.  hat  meines  Bedüukens  auch  diesmal  wieder  Recht. 
Denn  wenn  man  Fr.  12.  dieses  Tit.  mit  den  vorgehenden  im 
Zusammenhang  fortliest,  so  findet  man  durchgehend«  den 
Grundsatz  erläutert,  dass  der  in  jure  interrogatus  überall 
durch  die  (affirmative)  responsio  qua  ialis ,  ganz  abgesehen 
von  allen  übrigen  Verhältnissen,  d.  h.  die  Antwort  mag  wahr 
oder  gelogen  sein ,  hafte.  Nun  ist  es  doch  aber  viel  wahr- 
scheinlicher und  natürlicher,  hier  auch  einen  solchen  Fall  an- 
zunehmen, weil  nur  die  Kraft  der  beantworteten  interrogatio 
durch  ein  Beispiel  erläutert  werden  soll ,  als  eine  poenitentia 
des  Erben  gegen  seine  frühere  absientio  zu  suchen.  Im  letz- 
tern Fall  versteht  sich  die  obligatio  des  Erben  so  sehr  von 
selbst,  und  aus  andern  Gründen,  dass  hier  gar  nicht  der  Ort 
wäre,  es  zu  erwähnen.  Fr.  8.  D.  de  jure  delib.  u.  Fr.  ult. 
de  resp.  vel  abst  her. ,  welche  Glück  anzieht,  dienen  auch 
gar  nicht  zum  Beweis  seiner  Erklärung.  Denn  das  Zurück- 
kehren des  Erben  zu  einer  Erbschaft,  von  der  er  sich  los- 
gesagt, ist  darin  von  einer  impetratio  spatii  deliberandi  ab- 
hängig gemacht,  und  diese  kann  man  doch  unmöglich  in  der 
beantworteten  interrogatio  finden  wollen :  ja  es  könnte  ja  die 
pro  herede  gestio  nicht  einmal  die  Stelle  der  impetratio  ver- 
treten. —  Der  ganze  Zusammenhang  und  Inhalt  des  Fr.  12. 
kann  vielmehr  gar  nicht  anders  erklärt  werden,  als  dass  der 
Erbe,  der  sich  von  der  Erbschaft  losgesagt,  und  doch  inter- 
rogatus  responderit  se  heredem  esse,  wegen  seiner  Lüge 
hafte ;  und  das  hinzugesetzte  quod  ita  rcspondendo  pro  he- 
rede gessisse  videtur  ist  hier,  weil  hier  die  Verpflichtung  des 
Erben  doch  auf  einem,  wenn  auch  nur  fiugirten  Bechts- 
grunde  beruhen  muss ,  ebenso  zu  verstehen ,  wie  vorher  in 
Fr.  11.  §.9.  gesagt  wird :  qui  interrogatus  responderit ,  sie 
teneiur,  quasi  eoc  contractu  obligatus,  pro  quo  pulsabitur, 
dum  ab  adversario  interrogatur ,  indem  auch  hier  kein  Cou- 
tractsverhältniss  in  der  That  Statt  findet,  sondern  blos  in 
Folge  der  Lüge  angenommen  wird. 
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dieser  sonst  Eigenthümer  ist,  Statt  finden  würde,  durch  unser 
Geständniss  wider  uns  selbst  begründen.  7)  Auch  wenn  ich 
[daher]  denjenigen,  der  sich  in  väterlicher  Gewalt  befindet, 
antwortend  als  meinen  Sohn  anerkenne,  so  verpflichte  ich  mich 
nur  dann,  wenn  sein  Alter  die  Möglichkeit  zulässt,  dass  er 
mein  Sohn  sei,  weil  ein  falsches  Geständniss  [wenigstens]  den 
natürlichen  Bedingungen  entsprechen  muss ;  wornach  ich,  wenn 
ich  wegen  eines  Familienvaters  antworte,  nicht  verpflichtet 
werde.  §.  1.  Wer  einen  Familienvater  in  der  Antwort  für 
seinen  Sclaven  ausgibt,  haftet  durch  die  Noxalklage  nicht; 
ebensowenig"  kann ,  wenn  mir  ein  freier  Mensch  im  guten 
Glauben  als  Sclav  dient,  die  JYoxalklage  wider  mich  erhoben 
werden,  und  sie  bleibt,  auch  wenn  sie*  angestellt  worden  ist, 
dennoch  wider  den  Thäter  bei  vollen  Kräften. 

14.  JAVOLEN.  lib.  IX.  ex  Cassio.  —  Wenn  der- 
jenige ,  dessen  wegen  Einlassung  auf  eine  Noxalklage  erfolgt 
ist,  im  Laufe  des  Verfahrens  8)  als  Freier  anerkannt  worden 
ist,  so  muss  der  Beklagte  freigesprochen  werden,  und  es  hilft 
die  vor  Gericht  geschehene  Befragung  nichts,  indem  sie  die 
Verbindlichkeit  derjenigen  Person,  deren  wegen  Jemand  eine 
Klage  wider  einen  Dritten  hat,  nicht  auf  den  übertragen  kann, 
der  vor  Gericht  geständig  ist,  dass  jene  Person  ihm  gehöre, 
z.  B,  gesteht,  dass  ein  fremder  Sclav  der  seinige  sei,  die  eines 
freien  Menschen  aber,  weil  dann  wider  einen  Dritten  keine 
Klage  zuständig  ist,  nicht  einmal  durch  die  Frage  oder  das 
Geständniss  übertragen  werden  kann.  In  diesem  Fall  ist  also 
die  wider  den  Geständigen,  wegen  eines  freien  Menschen  er- 
hobene Klage  unzulässig.  §.  1.  Ueberhaupt  ist  das  Geständ- 
niss nur  dann  von  Wirksamkeit,  wenn  dessen  Inhalt  den  natür- 
lichen und  rechtlichen  Verhältnissen  angemessen  ist. 

15.  POMPON.  lib.  XVIII.  ad  Sabin.  —  Wenn  ich 
vor  geschehenem  Erbschaftsantritt,  einen  Erbschaftssclaven  ant- 
wortend für  den  meinigen  ausgebe,  so  hafte  ich,  weil  die  Erb- 
schaft des  Herrn  Stelle  vertritt.  §.  1.  Wenn  der  Sclav  ge- 
storben ist,  den  Jemand  vor  Gericht  befragt  für  den  seinigen 
ausgegeben  hat,  so  haftet  der  Antworter  ehensowenig,  wie 
er,  wenn  es  sein  eigener  gewesen,  nach  dessen  Tode  haften 
würde. 

16.  ULP.  lib.  XXXVII.  ad  Ed.  —  Wenn  ein  Sclav 
in  feindliche  Gefangenschaft  gerathen  ist,  dessen  wegen  Jemand 
vor  Gericht  befragt  die  Antwort  gegeben  hat,  dass  er  sich  in 


7)  Diese  Stelle  kann  auch  so,  wie  in  der  ersten  Auflage  ge- 
schehen, übersetzt  werdeu:  —  ,, wegen  desjenigen  Gegen- 
standes, worüber  er  .  .  .  klage,  welche,  wenn  je- 
„n  er  sonst  das  Eigentumsrecht  h  a  t  u  u.  0.  w. 

8)  S.  Glück  XI.  S.  269  Anm.  68. 
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«einer  Gewalt  befinde,  so  kann,  meiner  Meinung  nach,  selbst 
wenn  das  Heimkehrrecht  uns  zweifelhaft  machen  könnte,  den- 
noch die  Noxalklage  nicht  Statt  haben,  weil  er  sich  nicht  in 
unserer  Gewalt  befindet.  §.  1.  Wiewohl  nun  auch  derjenige  haften 
muss,  der  einen  fremden  Sclaven  für  den  seinigen  ausgegeben 
hat,  so  hat  man  doch  mit  vollem  Rechte  angenommen,  dass  [in 
diesem  FallJ  nur  derjenige  hafte,  der  ihn  in  seiner  Gewalt 
haben  konnte;  denn  wenn  er  das  Eigenthum  nicht  hat  er- 
werben können,  so  haftet  er  nicht. 

17.  ÜLP.  lib.  XXXVIII.  ad  Ed.  —  Wenn  ein  Sclav 
nicht  Einem,  sondern  Mehreren  gehört,  und  Alle  geleugnet 
haben,  dass  er  sich  in  ihrer  Gewalt  befinde,  oder  einige  von 
ihnen,  oder  arglistiger  Weise  ihn  aus  ihrer  Gewalt  geschafft 
haben,  so  haftet  jeder  von  ihnen  auf  das  Ganze,  wie  sie  haften 
würden,  wenn  sie  ihn  in  ihrer  Gewalt  hatten.  Derjenige 
aber,  der  nicht  arglistig  gehandelt,  ihn  aus  seiner  Gewalt  zu 
schaffen,  oder  es  nicht  in  Abrede  gewesen  ist,  haftet  nicht. 

18.  JULIAN,  lib.  IV.  ad  Urseium  Ferocem,  —  Je- 
mand, der  Erbe  zur  Halbscheid  war,  gab,  indem  er  seinen  ab- 
wesenden Miterben  vertreten  wollte,  um  der  Last  der  Bürg- 
schaft überhoben  zu  sein,  [auf  geschehenes  Befragen]  die  Ant- 
wort, er  sei  allein  Erbe,  und  ward  verurtheilt ;  der  Kläger 
fragte  nun  an,  ob,  da  Jener  zahlungsunfähig  war,  nach  ge- 
schehener Beendigung  des  ersteren  Verfahrens,  wider  den 
wirklichen  Erben  eine  Klage  ertheilt  werden  müsse?  —  Pro- 
c ii Ins  gab  dahin  sein  Gutachten,  dass  mit  Wiederaufhebung 
des  Verfahrens  Klage  erhoben  werden  könne;  und  dies  ist 
richtig. 

19.  PAPIN.  lib.  VIII.  Quaest.  —  Wenn  ein  Sohn, 
während  er  für  seinen  Vater  gerichtlich  auftrat,  eine  ihm  vor- 
gelegte Frage  unbeantwortet  gelassen  hat,  so  ist  Alles  nachher 
so  zu  betrachten,  wie  wenn  er  nicht  befragt  worden  wäre. 

20.  PAUL.  lib.  II.  Quaest.  —  Wenn  Jemaud,  der 
antwortend  einen  fremden  Sclaven  für  den  seinigen  ausgegeben 
hat,  mit  einer  Noxalklage  belangt  worden  ist,  so  befreiet  er 
dadurch  den  Herrn;  das  Gegentheil  findet  Statt,  wenn  Jemand 
bekannt  hat,  einen  fremden  Sclaven  getödtet  zu  haben,  den  ein 
Anderer  getödtet,  oder  wenn  er  sich  für  [Jemandes]  Erben  aus- 
gegeben hat,  denn  in  diesen  Fällen  wird  der  Thater  oder  der 
Erbe  nicht  befreiet.  Dies  steht  auch  mit  einander  in  keinem 
Widerstreit;  denn  im  ersten  Fall  haften  zwei  Personen  Na- 
mens des  Sclaven,  sowie  wir  dies  vom  Mehreren  gemeinschaft- 
lich gehörigen  Sclaven  sagen,  wo  wenn  der  Eine  belangt 
worden,  der  Andere  auch  befreit  wird;  derjenige  aber,  der 
der  Tödtung  oder  Verwundung  geständig  ist,  haftet  im  eigenen 
Namen,  und  [auf  der  andern  Seite]  da/f  das  Verbrechen  des 
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wahren  Thäters  nicht  wegen  des  Antworters  ungestraft  bleiben, 
er  müsste  denn  etwa  als  Vertreter  des  Thu'ters  oder  dessen 
Erben  sich  auf  die  Klage  in  dieser  Art  9)  eingelassen  haben; 
alsdann  muss  der  Kläger  mit  einer  Einrede  auf  das  Geschehene 
abgewiesen  werden,  weil  Jener  das,  was  er  [für  den  letztern J 
geleistet  hat,  durch  die  Geschaftsführungs-  oder  Auftragsklage 
wieder  erlangen  kann.  Derselbe  Fall  findet  rücksichtlich  dessen 
Statt,  der  in  Auftrag  des  Erben  selbst  Erbe  zu  sein  augegeben, 
oder  da  er  ihn  hat  sonst  vertheidigen  wollen.  §.  1.  Kann 
Jemand,  der  vor  Gericht  befragt  worden  ist,  ob 
er  ein  Landgut  besitze,  zur  Antwort  genöthigt 
werden,  und  zum  wievielsten  Theile  er  es  besitze? 
Ich  habe  geantwortet:  Javolenus  schreibt:  der  Besitzer  des 
Landgutes  müsse  zur  Antwort  genothigt  werden ,  zum  wie- 
vielsten Theile  er  das  Landgut  besitze,  damit  der  Kläger,  wenn 
Jener  aussage,  dass  er  einen  geringem  Antheil  besitze,  in  den 
Besitz  des  andern  Theils,  der  nicht  vertheidigt  wird,  eingesetzt 
werde.  §.  2.  Desgleichen,  wenn  wir  Sicherheitsstellung  wegen 
drohenden  Schadens  verlangen  I0);  auch  hier  muss  [der  Be- 
fragte] Antwort  geben,  zum  wievielsten  Theile  ihm  das  [be- 
trelfende]  Grundstück  gehört,  um  dem  Antheile  gemäss  die 
Stipulation  einzurichten.  Die  Strafe  dessen,  der  das  Ver- 
sprechen nicht  leistet,  ist  die,  dass  wir  in  den  Besitz  eingesetzt 
werden,  und  darum  gehört  es  dazu,  zu  wissen,  ob  er  besitze. 

21.  ULP.  üb.  XXII.  ad  Ed.  —  üeberall,  wo11)  der 
Richter  es  der  Billigkeit  entsprechend  erachtet,  unterliegt  es  kei- 
nem Zweifel,  dass  gleichfalls  eine  Befragung  Statt  finden  müsse. 

22.  SCAEVOLA  lib.  IV.  Big.  —  Auf  Befragen  des 
kaiserlichen  Procurators  wegen  einer  fiscalischen  Anforderung, 
antwortete  einer  von  [des  Erblassers]  Söhnen,  der  weder  den 
Nachlassbesitz,  empfangen  hatte,  noch  Erbe  war,  dass  er  Erbe 
sei;  haftet  er  hier,  durch  eine  analoge  1 2)  Frageklage,  auch 
den  übrigen  Gläubigern?  Die  Antwort  ging  dahin:  von  de- 
nen, die  ihn  vor  Gericht  nicht  befragt  hätten,  könne  er  aus 
seiner  Antwort  nicht  belangt  werden. 

Zweiter  Titel. 
De  qaibus  rebus  ad  eundem  judicem  eatur» 
( In  Ansehung  welcher  Sachen  derselbe  Richter  angegangen  wer- 
den soll.) 

1.  POMPON.  lib.  XIII.  ad  Sabin.  -  Wenn  zwischen 
Mehreren  eine  Erbtheilungsklage,  und  zwischen  denselben  eine 


9)  In  hoc  gcnere  —  hoc  modo,  s.  Glück  XI.  S.  279  Amn.  86, 

10)  Caueamus  =  caueri  postulemus.  Glosse. 

11)  Ubicnnaue,  s.  Glück  XL  8.  251.  Anm.  27. 

12)  Quasi  mtcrrogatoria,  s.  Glück  XI  S.  256  srj. 


PajndecTi  L.  XI.  Tit.  3.  De  servo  corrupto. 


Grenzberichtigungs-  oder  Gemeingutstheilungsklage  obschwebt, 
so  ist  derselbe  Richter  zu  erwählen13).  Ausserdem  muss, 
zur  Erleichterung'  der  Zusammenkunft  der  Miterben  oder  Gesell- 
schafter, die  Zusammenbescheidung'  Aller  an  denselben  Ort  er- 
folgen. 

2.  PAPIN.  lib.  II.  Quaest»  —  Wenn  einer  von  mehreren 
Vormündern,  weil  die  Uebrigen  sich  dazu  nicht  eignen,  belangt 
wird ,  so  werden  auf  sein  Verlangen  Alle  an  denselben  Richter 
gewiesen  ;  dies  ist  durch  kaiserliche  Rescripte  verordnet  worden. 

Dritter  Titel. 

De  servo  corrupto* 
(  Vom  verf  ührten  Sclaven. ) 
1.  ULP.  lib.  XXIII.  ad  Ed.  —  Der  Prätor  sagt:  Wer 
einen  fremden  Sclaven  oder  eine  fremde  Sclavin 
versteckt  oder  zu  etwas  arglistig  überredet  zu 
haben  beschuldigt  wird,  um  sie  zu  verschlechtern, 
wider  Den  werde  ich  eine  Klage  auf  das  Doppelte 
dessen,  wieviel  der  Gegenstand   beträft,  ertheilen. 

1.  Wer  einen  Sclaven  im  guten  Glauben  gekauft  hat,  der 
haftet  durch  dieses  Edict  nicht,  weil  er  auch  selbst  nicht  we- 
gen Verführung  des  Sclaven  klagen  kann,  indem  ihm  nichts 
daran  gelegen  ist,  dass  der  Sclav  nicht  verführt  werde;  denn 
wer  dies  zulässig  finden  wollte,  der  müsste  annehmen,  dass 
die  Klage  wegen  der  Verführung  des  Sclaven  Zweien  zustän- 
dig sei,  was  widersinnig  ist.  Wir  nehmen  nicht  einmal  an, 
dass  diese  Klage  Derjenige,  dem  ein  freier  Mensch  im  guten 
Glauben  dient,  erheben  könne.  §.  2.  Wenn  der  Prätor  sagt: 
versteckt  hat,  so  verstehen  wir  darunter,  wrenn  er  einen 
fremden  Sclaven  zu  sich  genommen  hat;  verstecken  heisst 
also  eigentlich:  einem  Sclaven  einen  Zufluchtsort,  um  ihn  zu 
verbergen,  gewähren,  gleichviel  ob  auf  seinem  eigenen  Grund 
und  Boden,  oder  an  einem  fremden  Ort  und  Gebäude.  §.  3. 
1J  eberreden  aber  ist  mehr14),  als  angetrieben  und  ge- 
zwungen werden,  Jemandem  Gehorsam  zu  leisten;  überreden 
hat  eine  doppelte  Bedeutung;  man  kann  sowohl  durch  Erthei- 
lung  eines  guten  als  eines  bösen  Raths  [Jemandem]  zureden; 


13)  SuMendus,  g.  Glück  XI.  S.  303. 

14)  Uies  lässt  sich  nur  philosophisch  als  richtig  vertheidigen, 
».  Markart.  Interpr.  recept.  jur.  civ.  lect.  —  Ein  Ano- 
ii  y  in  us  06s  Mise.  Vol.  II.  T.  I.  p.  240  emendirt  nach  den 
Fiasil.  aufußovXevei  o  Gvvwdwv  xai  uvuyxaCcov  iavid)  7isia&i]Vca  ;  — 
quum  compellit  atque  cogit  etc.  und  dann  biesse  es :  „Ueber- 
reden ist  mehr,"  d.  h.  es  liegt  darin  mehr  Bosheit,  nämlich 
als  eitien  Zufluchtsort  gewähren  ?„  da  der  Ueberredeade  ihn 
gleichsam  nöthigt  u.  s.  w." 
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darum  hat  der  Prätor  hinzugesetzt:  arglistig,  um  ihn  zu 
verschlechtern;  denn  nur  Derjenige  begeht  ein  Verbrechen, 
wer  den  Sclaven  zu  etwas  der  Art  beredet,  wodurch  er  ihn 
schlechter  macht.  Der  also,  wer  einen  Sclaven  anreizt,  etwas 
Schlechtes  zu  thun  oder  zu  denken,  scheint  durch  dieses  Edict 
bezeichnet  zu  sein.  §.  4.  Haftet  er  aber  nur  dann,  wenn  er 
einen  Sclaven  von  rechtlicher  Gemüthsart  zum  Verbrechen  ver- 
führt, oder  auch  wenn  er  einem  schlechten  Sclaven  dazu  ge- 
rathen,  oder  einem  solchen  gezeigt  hat,  wie  er  es  machen 
müsse?  Es  ist  richtiger,  anzunehmen,  dass  er  auch  hafte, 
wenn  er  einem  schlechten  Sclaven  gezeigt,  wie  er  das  Ver- 
brechen begehen  solle;  ja  er  haftet  sogar,  wenn  der  Sclav 
schon  im  Begriff  stand,  jeden  Falls  zu  entlaufen,  oder  einen 
Diebstahl  zu  begehen ,  und  er  [nur]  als  Lobpreiser  seines  Vor- 
satzes aufgetreten  ist ;  denn  Bosheit  darf  nicht  durch  Lob  noch 
verstärkt  werden.  Er  mag  also  einen  guten  Sclaven  zum  schlech- 
ten ,  oder  einen  schlechten  zum  noch  schlechtem  gemacht  haben, 
es  wird  Verführung  angenommen.  §.  5.  Auch  der  verschlech- 
tert einen  Sclaven,  der  ihn  überredet,  eine  Injurie  zu  begehen, 
zu  stehlen,  oder  zu  entlaufen,  oder  einen  fremden  Sclaven  zu 
etwas  zu  bereden,  oder  sein  Sondergut  in  Processe  zu  ver- 
wickeln, oder  zu  Liebschaften  verleitet,  oder  ein  Nachtschwär- 
mer zu  werden,  sich  schlechten  Künsten  zu  ergeben,  den 
Schauspielen  zu  sehr  nachzulaufen,  widerspenstig  zu  sein, 
oder  wer  einen  Verwalter  durch  Ueberredung  oder  Bestechung 
bewogen  hat,  die  Rechnungen  seines  Herrn  zu  vernichten,  zu 
verfälschen,  oder  auch  eine  ihm  übertragene  Rechnung  zu  ver- 
wirren , 

2.  PAUL.  üb.  XIX.  ad  Ed.  —  oder  ihn  zur  Verschwen- 
dung oder  zum  Ungehorsam  verleitet,  oder  ihn  überredet,  sich 
Schändung  gefallen  zu  lassen. 

3.  ULP.  lib.  XXIII.  ad  Ed.  —  Durch  den  Beisatz:  arg- 
listig, bezeichnet  der  Prätor  die  List  dessen,  der  überredet; 
wer  [den  Sclaven]  ohne  Arglist  schlechter  gemacht  hat,  ist 
nicht  gemeint;  auch  wer  es  aus  Spielerei  gethan,  haftet  nicht. 
§.  1.  Daher  entsteht  die  Frage,  ob  Derjenige,  der  einem  Scla- 
ven zugeredet  hat,  auf  ein  Dach  hinauf-  oder  in  einen  Brun- 
nen hinabzusteigen,  und  wenn  dieser  ihm  folgsam  hinauf-  oder 
hinabgestiegen,  einen  Fall  gethan,  und  das  Bein  oder  etwas 
Anderes  zerbrochen  hat,  oder  ums  Leben  gekommen  ist,  des- 
halb verbindlich  sei?  Hat  er  es  ohne  Arglist  gethan,  so  haftet 
er  nicht;  wenn  mit  Arglist,  so  muss  er  haften; 

4.  PAUL.  lib.  XIX.  ad  Ed.  —  es  ist  aber  bequemer, 
ihn  mit  der  analogen  Aquilischen  Klage  anzugreifen. 

5.  ULP.  lib.  XXIII.  ad  Ed.  —  Der  Begriff  der  Arg- 
ist ist  auch  auf  Den  zu  beziehen,  der  ihn  bei  sich  eingenoni- 
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men  hat,  so  dass  nur  Derjenige  haftet,  der  es  in  Arglist  ge- 
tban  hat;  wer  ihn  übrigens  in  der  Absicht,  um  ihn  für  seinen 
Herrn  festzuhalten ,  oder  aus  Menschlichkeit  oder  Mitleid  ver- 
anlasst, oder  aus  einem  andern  guten  und  rechtmässigen  Grunde 
bei  sich  eingenommen  hat,  der  haftet  nicht.  §.  1.  Wer  einen 
Sclaven  in  Arglist  überredet  hat,  den  er  für  einen  Freien 
hielt,  der  inuss  nach  meiner  Ansicht  haften;  denn  wer  ihn 
für  einen  Freien  hält  und  verfuhrt,  begeht  ein  noch  grosseres 
Verbrechen,  und  darum  haftet  er,  wenn  es  ein  Sclav  war. 
§.  2.  Diese  Klage  findet  auch  wider  den  Geständigen  auf  das 
Doppelte  Statt,  wiewohl  die  Aquilie  mir  wider  den  Leugnen- 
den gerichtet  ist.  §.  3.  Wenn  ein  Sclav  oder  eine  Sclavin  der 
That  beschuldigt  wird,  so  findet  die  Klage  mit  der  Ausliefe- 
rung an  Schadens  Statt  Anwendung.  §.  4.  Diese  Klage  wird 
auf  die  Zeit,  wo  der  Sclav  verführt  oder  versteckt  ward,  und 
nicht  auf  die  Gegenwart  bezogen;  darum  kommt  sie,  auch 
wenn  er  gestorben,  oder  veräussert,  oder  freigelassen  worden 
ist,  nichts  desto  weniger  zur  Anwendung;  auch  wird  die  ein- 
mal entstandene  Klage  durch  die  Freilassung  nicht  aufgehoben, 

6.  PAUL  üb.  XIX.  ad  Ed.  —  (denn  es  handelt  sich  in 
dieser  Klage  um  die  Schätzung  eines  früher  vorhanden  gewe- 
senen Nutzens,) 

7.  ULP.  lib.  XXIII.  ad  Ed.  —  weil  zuweilen  auch 
schlechte  Sclaven  die  Freiheit  erlangen,  und  ein  spater  ent- 
standener Umstand  hin  und  wieder  einen  rechtmässigen  Grund 
für  die  Freilassung  darbietet. 

8.  PAUL.  lib.  XIX.  ad  Ed.  —  Auch  der  Erbe  Dessen, 
dessen  Sclav  verführt  worden  ist,  hat  diese  Klage  nicht  blos, 
wenn  der  Sclav  bei  der  Erbschaft  geblieben,  sondern  auch, 
wenn  er,  etwa  durch  ein  Vermachtniss,  aus  derselben  heraus- 
getreten ist. 

9.  ULP.  lib.  XXIII.  ad  Ed.  —  Bei  Julianus  findet  sich 
im  neunten  Buche  seiner  Digesten  die  Frage,  ob  Derjenige 
durch  diese  Klage  hafte,  der  einen  mir  und  ihm  gemeinschaft- 
lich gehörigen  Sclaven  verführt  hat  ?  Er  beantwortet  sie  da- 
hin ,  dass  er  seinem  Mitgenossen  hafte ;  ausserdem ,  sagt  Ju- 
lianus, könne  er  auch  mit  der  Gemeingutstheilungsklage  und 
der  Gesellschaftsklage,  wenn  sie  Gesellschafter  sind,  angegrif- 
fen werden.  Warum  macht  aber  Julianus  das  Verhältniss  des 
Gesellschafters  zu  einem  nachtheiligeren15),  wenn  er  wider 


15)  Die«e  Stelle  hat  Schwierigkeiten ;  dass  sie  schon  früh  ge- 
fühlt worden  sind,  bezeugen  Haloander's  Aenderungsver- 
suche,  der  statt  teneri  eum  socio  liest  pro  socio,  und  dann 
nachher  diese  Worte  weglässt.  Allein  hierdurch  ist  die  Schwie- 
rigkeit nicht  gehoben,  sondern  vergrössert.  Man  muss  eum 
socio  beibehalten.   Was  nämlich  die  fragweise  Stellung  be- 
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einen  Gesellschafter  klagt,  als  wenn  gegen  einen  Dritten? 
Denn  wer  wider  einen  Dritten  klagen  will,  kann  es  thun, 
er  mag  ihn  versteckt  oder  verführt  haben,  wer  aber  wider 
seinen  Gesellschafter,  nicht  in  beiden  Fällen,  d.h.  [nur]  wenn 
er  ihn  verführt  hat;  vielleicht  ist  Julianus  der  Ansicht  ge- 
wesen, dass  dies  den  Gesellschafter  nicht  treffe,  denn  I\ie- 
lnand  kann  einen  ihm  gehörigen  [Sclaven]  verstecken.  Allein 
wenn  er  ihn  in  der  Absicht  bei  sich  versteckt  hat,  um  ihn 
verborgen  zu  halten,  so  kann  man  wohl  sagen,  dass  er  hafte. 
§.  1.  Wenn  mir  an  einem  Sclaven  der  IXiessbrauch  und  dir 
die  Eigenheit  zusteht,  und  ich  denselben  verschlechtert  habe, 
so  kannst  du  wider  mich  Klage  erheben,  und  wenn  du  es 
getban,  kann  ich  die  analoge  Klage  erheben;  denn  diese  Klage 
bezieht  sich  auf  Verführungen  aller  Art,  und  es  ist  anzuneh- 
men, dass  dem  Niessbraucher  daran  gelegen  sei,  dass  der 
Sclav,  ah  dem  er  den  Niessbrauch  hat,  von  unbescholtenen 
Sitten  sei.  Auch  wenn  ihn  ein  Dritter  versteckt  oder  verführt 
hat,  steht  dem  Niessbraucher  die  analoge  Klage  zu.  §.2.  Die 
Klage  wird  auf  den  doppelten  Werth  des  Betrags  gegeben. 
§.  3.  Es  ist  aber  die  Frage,  ob  die  Schätzung  sich  blos  darauf 
erstrecken  dürfe,  inwieweit  der  Sclav  an  seinem  Körper  oder 
Gemüth  verschlechtert  worden  ist,  d.  h.  um  wieviel  er  an  sei- 
nem Werthe  verloren  hat,  oder  auch  auf  andere  [Beziehun- 
gen]16)? Neratius  sagt:  der  Verführer  sei  zu  [doppelt] 
soviel  zu  verurtheilen ,  als  der  Sclav  deshalb,  dass  er  verführt 
worden,  an  Werth  verloren  habe. 

10.  PAUL.  lib.XIX.  ad  Ed.  —  Bei  dieser  Klage  wer- 
den auch  diejenigen  Sachen  veranschlagt,  welche  der  [ver- 
steckte] Sclav  mit  sich  genommen  hat,  weil  aller  Schaden, 
doppelt  gerechnet  wird,  und  es  ist  gleich,  ob  die  Sachen  zu 
dem  [Beklagten]  gebracht  worden,  oder  zu  einem  Andern, 
oder  auch  ob  sie  verbraucht  sind;  denn  es  ist  dem  Hechte  an- 
gemessener, dass  der  Urheber  des  Verbrechens  hafte,  als  Den 
aufzusuchen,  zu  dem  die  Sachen  hingebracht  worden  sind. 


trifft,  so  wird  die  deterior  conditio  erst  durch  das  nachfol- 
gende nam  etc  erläutert;  Ulpian  fiel  überhaupt  auf  diese 
Frage  blos  durch  den  Ausdruck  corruperit ,  in  der  Eingangs 
des  Gesetzes  gestellten  Frage  Julian 's.  Die  Frage  Ulpian 's 
ist  aber  nicht  gestellt ,  um  direct  beantwortet  zu  werden, 
sondern  blos  gewisserniassen  ein  Vorwurf,  eine  Rüge  der 
des  Julian,  von  der  das  folgende  nisi  forte  etc.  das  ent- 
hält, was  zu  Juliairs  Entschuldigung  gesagt  werden  kann. 
Das  nachherige  Sed  si  celandi  etc.  ist  die  definitive  Entschei- 
dung U  1  p  i  an's. 
16)  (Jeterorum  9  s.  Noodt  Cotnmentar.  ad  h.  7.  Oj?p.  T.  If. 
p.  20Sb.  Er  erklärt  dies  von  Sachen,  die  z.B.  ein  entlaufener 
Sclav  mitgenommen  hat ,  wovon  das  folgende  Gesetz  spricht. 
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11.  ULP.  üb.  XXIII,  ad  Ed.  —  Neratius  sagt:  spä- 
ter verübte  Diebstähle  kommen  bei  der  Schätzung 
nicht  in  Betracht;  diese  Ansicht  halte  ich  für  richtig-,  denn 
auch  die  Worte  des  Eclicts :  wieviel  der  Gegenstand  be- 
trägt, begreifeu  [nur]  allen  [gegenwärtigen]  Schaden.  §.  1. 
Habe  ich  einen  Sclaven  überredet,  die  Handschriften  von  Schuld- 
nern zu  vernichten,  so  muss  ich  haften;  hat  er  aber  durch 
Angewohnheit,  schlechte  Handlungen  zu  begehen,  nachher 
Rechnungen  und  andere  ähnliche  Urkunden  gestohlen,  oder  ver- 
dorben, oder  zerstört,  so  haftet  der  Verführer  dieserhalb  nicht. 
§.  2.  Wiewohl  aber  die  Klage  wegen  der  Verführung  des 
Sclaven  auch  in  Betreif  gestohlener  Sachen  Statt  findet,  so 
kann  man  doch  auch  die  Klage  wegen  Diebstahls  erheben; 
denn  die  auf  Anrathen  des  Zuredenden  geschehene  Entfrem- 
dung der  Sachen  wird  als  mit  dessen  Hülfe  geschehen  ange- 
nommen ;  auch  ist  es  mit  der  Anstellung  der  einen  Klage  nicht 
abgethan,  weil  die  eine  die  andere  nicht  aufhebt-  Dasselbe 
schreibt  Juli  an  us  auch  von  Dem,  der  einen  Sclaven  versteckt 
und  verborgen  gehalten  und  verschlechtert  hat ;  denn  die  Uebel- 
that  des  Diebes  ist  eine  andere,  als  die  Dessen,  der  den  Scla- 
ven verschlechtert.  Um  so  mehr  haftet  derselbe  auch  durch 
die  Condiction;  denn  wenn  [der  Betheiligte]  auch  den  Sclaven 
selbst  durch  die  Condiction,  die  Strafe  aber  durch  die  Dieb- 
stahlsklage erlangen  kann,  so  darf  er  dennoch  auch  sein  Inter- 
esse mittelst  der  Klage  wegen  der  Verführung  des  Sclaven 
fordern , 

12.  PAUL.  lib.  XIX.  ad  Ed.  —  weil  der  Beklagte  ver- 
pflichtet bleibt,  wenn  auch  die  Sachen  wieder  herausgegeben 
worden  sind. 

13.  ULP.  lib.  XXIII.  ad  Ed.  —  Diese  Klage  ist  eine 
immerwährende,  und  keine  zeitliche,  und  steht  dem  Erben 
wie  den  übrigen  [Rechts-] Nachfolgern  zu;  wider  den  Erben 
findet  sie  nicht  Statt,  weil  sie  eine  Straf  klage  ist.  §.  1.  Auch 
wer  einen  Erbschaftssclaven  verführt  hat,  haftet  durch  diese 
Klage;  er  wird  jedoch  auch  durch  die  Erbschaftsklage  gleich- 
sam als  ein  Räuber  gehalten, 

14.  PAUL.  lib.  XIX.  ad  Ed.  —  so  dass  auch  bei  der 
Erbschaftsklage  ebensoviel  in  Betracht  kommt,  wie  bei  dieser 
Klage.  §.  1.  Wegen  Verführung  von  Familieusöhnen  und 
Töchtern  findet  dieses  Edict  nicht  Statt,  weil  die  Klage  we- 
gen der  Verführung  von  Sclaven  begründet  ist,  die  zu  unserm 
Vermögen  gehören,  und  der  Herr  beweisen  kann,  dass  er 
armer  geworden  sei,  ohne  dass  die  Wurde  und  der  Ruf  sei- 
nes Hauses  angegriffen  wird;  allein  es  ist  eine  der  Schätzung 
der  richterlichen  Amtspflicht  anheimzugebende  analoge  Klage 
zuständig,  weil  uns  daran  gelegen  ist,  dass  das  Geinüth  unserer 
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Kinder  nicht  verfuhrt  werde.  §.  2.  Wenn  ein  dir  und  mir 
gemeinschaftlich  gehöriger  Sclav  einen  mir  allein  gehörigen 
verführt  hat,  so,  sagt  Sabinus,  könne  wider  den  Genossen 
ebensowenig  Klage  erhoben  werden,  wie  wenn  ein  mir  allein 
gehöriger  Sclav  einen  Mitsclaven  verführt  hätte.  Ebenso  ist 
es  die  Frage,  ob,  wenn  ein  Zweien  gehöriger  Sclav  einen 
fremden  verführt  hat,  wider  Beide  Klage  zu  erheben  sei,  oder, 
nach  Art  der  übrigen  Noxen,  gegen  jeden  Einzelnen  [geklagt 
werden  könne]?  Es  spricht  mehr  dafür,  dass  Jeder  auf  das 
Ganze  haftet,  jedoch  durch  die  geschehene  Zahlung  von  Seiten 
des  Einen  der  Andere  befreiet  werde.  §.  3.  Wenn  derjenige 
[Sclav],  an  dem  ich  den  Niessbrauch  habe,  meinen  Sclaven 
verführt  hat,  so  steht  mir  die  Klage  wider  den  Eigenheitsherrn 
zu.  §.  4.  Der  Schuldner  hat  diese  Klage  wegen  eines  zum 
Pfände  bestellten  Sclaven.  §.  5.  Der  doppelte  Betrag  ist  bei 
dieser  Klage  nicht  ausser  der  Sache  selbst  zu  rechnen,  denn 
es  wird  [nur]  der  wirklich  angerichtete  Schaden  verdoppelt. 
§.  6.  Diesem  gemäss  ist  auch  das  richtig,  dass  wenn  du  mei- 
nen Sclaven  beredet  hast,  den  Titius  zu  bestehlen,  du  nicht 
blos  dazu  verpflichtet  wirst,  um  wieviel  der  Sclav  verschlech- 
tert worden  ist,  sondern  auch  dazu,  was  ich  dem  Titius  ge- 
wahren muss.  §.7.  Ingleichen  haftest  du  mir  nicht  nur,  wenn 
er  mir  auf  deinen  Rath  Schaden  zugefügt  hat,  sondern  auch, 
wenn  einem  Dritten ,  weil  ich  durch  das  Aquilische  Gesetz 
selbst  haften  muss ;  oder  wenn  ich  Jemandem  aus  einem  Mieth- 
contract  verpflichtet  bin ,  weil  ich  ihm  einen  Sclaven  vermiethet 
habe,  und  dieser  durch  dich  verschlechtert  worden  ist,  so  haf- 
test du  sowohl  in  diesem,  als  auch  in  andern  ähnlichen  Fäl- 
len. §.  8.  Die  Schätzung  geschieht  bei  dieser  Klage  darnach, 
nin  wieviel  der  Sclav  schlechter  geworden  ist,  was  durch  die 
Amtspflicht  des  Richters  ermittelt  wird.  §.  9.  Es  tritt  aber 
zuweilen  der  Fall  ein ,  dass  [der  Sclav]  ganz  unnütz  und  es 
von  gar  keinem  Interesse  ist,  einen  solchen  Sclaven  zu  be- 
sitzen; wird  in  diesem  Fall  nun  der  Anreizer  auch  zur  Erle- 
gung des  Werthes  genöthigt,  und  profitirt  der  Herr  den  Scla- 
ven noch  ausserdem,  oder  muss  der  Herr  zur  Herausgabe  des 
Sclaven  und  Annahme  des  Werths  gezwungen  werden?  Es 
ist  richtiger,  dem  Herrn  die  Wahl  zu  lassen,  entweder  den 
Sclaven  zu  behalten,  und  den  Schadensbetrag,  um  den  der  Sclav 
verschlechtert  worden,  doppelt  zu  nehmen,  oder  nach  Heraus- 
gabe des  Sclaven,  wenn  er  dazu  befähigt  war,  den  Werth  zu 
verlangen;  hat  er  [diese  Befähigung]  nicht,  so  muss  er  zwar 
den  Werth  auf  gleiche  Weise  erhallen,  jedoch  dagegen  dem 
Anreizer  auf  dessen  Gefahr  die  Klagen  über  das  Eigenthum 
an  dem  Sclaven  abtreten.  Was  über  die  Herausgabe  des  Scla- 
ven gesagt  worden  ist,  hat  natürlich  nur  dann  Statt,  wenn  es 


910 


Pamdbct.  L.  XI.  Tit.  4.  De  fugitivts. 


sich  um  einen  lebenden  Sclaven  handelt.  Wird  hingegen  nach 
dessen  Freilassung-  Klage  erhoben,  so  wird  er  nicht  leicht  bei 
dem  Richter  Gehör  erlangen,  wenn  er  den  Grund  der  Freilas- 
sung dahin  angibt,  dass  er  ihn  nicht  habe  im  Hause  behalten 
wollen,  so  dass  er  den  Werth  und  den  Freigelassenen  erhalt. 

15.  GAJ.  lib.VI.  ad  Ed.prov.  —  Das  Gemüth  des  Scla- 
ven wird  auch  dann  verführt,  wenn  er  überredet  worden  ist, 
seinen  Herrn  geringschätzend  zu  behandeln. 

10.  ALFEN.  VARÜS  üb.  II.  Big.  —  Ein  Herr  ertheiite 
seinem  Sclaven,  der  Rechnungsführer  war,  die  Freiheit,  em- 
pfing von  demselben  nachher  die  Rechnungen  und  erfuhr,  als 
es  mit  denselben  nicht  richtig  stand,  dass  er  das  Geld  bei 
einer  Dirne  durchgebracht  habe;  es  entstand  nun  die  Frage, 
ob  er  wider  das  Frauenzimmer  wegen  der  Verführung  des 
Sclaven  klagen  könne,  da  doch  der  Sclav  schon  frei  war? 
Ich  habe  zur  Antwort  ertheilt,  er  könne  es  allerdings,  jedoch 
könne  er  auch  die  Diebstahlsklage  wegen  der  Gelder,  die  der 
Sclav  derselben  zugesteckt  habe,  erheben. 

17.  MARCIAN.  üb.  IV.  Reguh  —  Die  Klage  wegen 
geschehener  Verführung  des  Sclaven  wird  auch  dem  Ehemann 
wider  die  Frau  während  stehender  Ehe  verstattet,  jedoch  zur 
Begünstigung  der  Ehe  nur  auf  den  einfachen  Betrag. 

Vierter  Titel. 

De  f  u  g  i  t  i  v  i  s* 
{Von  entlaufenen  Sclaven.) 
1.  ULP.  lib.  I.  ad  Ed.  —  Wer  einen  entlaufenen  Scla- 
ven verbirgt,  ist  ein  Dieb.  §.  1.  Der  Senat  hat  verboten,  ent- 
laufene Sclaven  in  Gebüsche  aufzunehmen,  und  den  Gutsver- 
waltern und  Geschäftsbesorgern  der  Besitzer  [von  Grundstücken] 
deren  Beschützung  untersagt ,  auch  eine  Geldstrafe  darauf  ge- 
setzt ;  denen ,  welche  die  entlaufenen  innerhalb  zwanzig  Tagen 
ihren  Herren  wieder  zustellen,  oder  sie  bei  einer  Behörde 
vorstellen,  hat  er  für  die  Vergangenheit  Verzeihung  zugesagt. 
Nachher  aber  wird  in  demselben  Senatsbeschluss  Demjenigen 
Straflosigkeit  zugesichert,  der  innerhalb  der  vorher  gedachten 
Zeit  von  da  an ,  wo  er  die  Entlaufenen  auf  seinem  Grund  und 
Boden  angetroffen,  sie  ihrem  Herrn  oder  den  Behörden  über- 
liefert hat.  §.  2.  Dieser  Senatsbeschluss  hat  auch  den  Solda- 
ten ,  wie  den  Civiüsten  1  7) ,  den  Zugang  auf  [fremde]  Grund- 
stücke ,  sie  mögen  Senatoren  oder  andern  Leuten  gehören, 
zur  Nachspürung  der  Entlaufenen  gestattet.  Hierfür  hatte  auch 
das  Favische  Gesetz  und  ein  unter  dem  Consul  Modestus  ab- 


17)  Paganus  kann  nur  wie  obsteht  im  Gegensatz  zum  Soldaten 
übersetzt  werden. 


Paädect.  L.X1.  TU.  4.  De  fugitivis. 


911 


gefasster  Senatsbescbluss  insofern  gesorgt,  dass  Denen,  die  Ent- 
laufenen nachforschen  wollen,  Briefe  1 8)  an  die  Behörden  mit- 
gegeben werden  sollen ;  ingleichen  ist  eine  Strafe  von  hundert 
Goldstücken  für  die  Behörden  bestimmt;  welche  nach  Empfang 
der  Briefe  den  Nachforschenden  nicht  beistehen.  Dieselbe  Strafe 
ist  auch  über  Den  verhängt,  der  die  Nachsuchung  bei  sich 
nicht  will  geschehen  lassen.  Es  ist  auch  ein  Brief  der  Kaiser 
Marcus  und  Commodus,  der  eine  allgemeine  Beziehung 
hat,  vorhanden,  worin  erklärt  wird,  dass  die  Präsidenten  so- 
wohl wie  die  Behörden  und  die  Garnisonsoldaten  den  Herren 
zum  Aufsuchen  der  Entlaufenen  behülliich  sein,  wenn  sie  sie 
aufgefunden  haben,  herausgeben,  und  Diejenigen,  bei  denen 
sie  verborgen  waren,  gestraft  werden  sollen,  wenn  ihnen  ein 
Verbrechen  zur  Last  fallt.  §.  3.  Jeder,  wer  einen  Entlaufenen 
aufgreift,  muss  ihn  öffentlich  vorführen.  §.4.  Und  mit  Recht 
werden  die  Behörden  zur  fleissigen  Bewachung  ermahnt,  da- 
mit sie  nicht  entwischen.  §.  5.  Unter  einem  Entlaufenen  ver- 
steht man  auch  einen  Herumläufer;  dass  aber  ein  von  einer 
Entlaufenen  geborenes  Kind  unter  der  Benennung  Entlaufe- 
ner nicht  begriffen  sei,  schreibt  Labeo  im  ersten  Buche  zum 
Edict.  §.  6.  Oeffentlich  vorgeführt  werden  Diejenigen,  die  den 
Municipalbehörden  oder  Öffentlichen  Gerichtsdienern  übergeben 
werden.  §.  7.  Die  fleissige  Bewachung  gestattet  auch  das 
Anlegen  von  Fesseln.  §.  8.  Bewacht  werden  sie  so  lange, 
bis  sie  zum  Wachtvorsteher  oder  zum  Präsidenten  geführt  und 
ihre  Namen,  Kennzeichen,  und  wem  Jeder  anzugehören  angibt, 
den  Behörden  mitgetheilt  worden  sind,  damit  die  Entlaufenen 
um  so  leichter  erkannt  und  abgeholt  werden  können.  Unter 
Kennzeichen  sind  auch  Wunden  zu  verstehen.  Dasselbe 
gilt,  wenn  man  dies  schriftlich  oder  in  den  Tempeln  öffentlich 
bekannt  macht. 

2.  C ALLISTRAT.  lib.VI.  Cognit.  —  Diejenigen,  welche 
blos  davongelaufen  sind,  müssen  ihren  Herren  zurückgegeben, 
wenn  sie  sich  aber  als  Freie  aufgeführt  haben,  pflegen  sie 
härter  bestraft  zu  werden. 

3.  ULP.  lib.  Vil.  de  off.Procons.  —  Der  Kaiser  Pius 
hat  verordnet :  wer  einen  Entlaufenen  in  fremden  Grundstücken 
aufsuchen  will,  kann  den  Präsidenten  um  Ertheiluug  eines 
Schreibens  angehen,  [der  ihm]  nach  Erfordern  der  Sache  auch 
einen  Gerichtsdiener  [mitgibt],  um  ihm  den  Eingang  und  das 
Nachsuchen  zu  verschaffen,  und  es  werde  der  Präsident  auch 
über  Den  eine  Strafe  verhängen,  der  das  Nachsuchen  nicht 
gestatten  will.  Auch  der  Kaiser  Marcus  ertheilte  in  einem 
Vortrag,  den  er  im  Senat  hielt,  Denen,  die  Entlaufenen  nach- 


18)  Nämlich  von  ihrer  eigenen  Behörde. 
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forsclien  wollen,  die  Erlaubnis«,  die  Grundstücke  des  Kaisers 
sowohl  wie  der  Senatoren  und  anderer  Leute  zu  betreten  und 
den  Lagerstatten  und  Spuren  der  Versteckten  nachzuforschen. 

4.  PAUL.  lib.  I.  Senientiar.  —  Die  Befehlshaber  der 
Grenzwachen  und  die  Garnisonsoldaten  können  aufgegriffene 
Eutlaufene  mit  allem  Rechte  im  Gefähgniss  festhalten.  Die 
Municipalbehö'rden  übersenden  die  ergriffenen  Entlaufeneu  an 
die  Präsidenten  der  Provinz  oder  den  Proconsul  zur  weitern 
Verfügung. 

5.  TRYPHONIN.  lib.  I.  Disp.  —  Wenn  sich  ein  ent- 
laufener Sclav  bei  den  Fechterspielen  anwerben  lässt,  so  kann 
er  nicht  einmal  dadurch,  dass  er  bei  dieser19)  Gefahr  sein 
Leben  auf  das  Spiel  setzt,  der  Gewalt  seines  Herrn  entgehen; 
denn  der  Kaiser  Pius  hat  verordnet,  sie  jeden  Falls  ihren 
Herren  zurückzugeben,  gleichviel  ob  vor  dein  Kampfe  mit  den 
wilden  Thieren  oder  nachher,  weil  sie  sich  oft,  wenn  sie  das 
[mitgenommene]  Geld  durc^gebracht,  oder  ein  schwereres  Ver- 
brechen begangen  haben,  um  der  Untersuchung  oder  der  Ge- 
rechtigkeit der  Strafe  zu  entfliehen,  lieber  bei  den  Fechterspie- 
len verdingen;  darum  müssen  sie  herausgegeben  werden. 

Fünfter  Titel. 

De  aleatoribus.  ^ 
(  Von  den  Hasardspielern  2  °). ) 
1.  ULP.  lib.  XXIII.  ad  Ed.  —  Der  Prätor  sagt: 
Wenn  Jemand  Denjenigen,  bei  dem  ein  Hasard- 
spiel gespielt  worden,  geprügelt  oder  ihm  einen 
Schaden  zugefügt  hat,  oder  zu  einer  solchen  Zeit 
aus  dessen  Hause  etwas  entfremdet  worden  ist, 
so  werde  ich  keine  Klage  ertheilen;  wider  Den- 
jenigen, der  des  Hasardspiels  wegen  Gewalttätig- 
keit verübt  hat,  werde  ich  nach  Befinden  der  Sache 
es  ahnden.  §.  1.  Wenn  die  Spieler  sich  unter  einander  be- 
raubt haben,  so  wird  die  Klage  wegen  Raubes  nicht  verwei- 
gert werden;  denn  er  [der  Prätor]  hat  nur  Dem,  der  die  Spieler 
aufgenommen  hat,  die  Eigenthumsklage  versagt,  nicht  auch  den 
Spielern ,  wiewohl  auch  sie  als  dessen  unwürdig  erscheinen. 
§.  2.  Ingleichen  ist  zu  bemerken ,  dass  dem  Aufnehmer  wegen 


19)  Das  tanium  der  Florentine  wird  wohl  am  besten  bier  ge- 
strichen? Man  inüsste  denn  tanto  lesen  wollen;  Vryhof 
Obs,  Jur.  Cap.  8  inlerpretirt  es  durch  in  tantum ;  s.  jedoch 
Bach  unpart.  Kritik  Jurist.  Schriften.  Band  I.  S.  383. 

20)  Dieses  neuere  und  nicht  deutsche  Wort  ist  dem  lateinischen 
ganz  und  gar  entsprechend  (s.  Glück  zu  diesem  Titel  zu 
Aufaug);  ich  habe  es  daher  vorgezogen,  weil  unser  Glücks- 
spieler nicht  so  verständlich  ist. 
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erlittener  Prügel  oder  Schadens  keine  Klage  zugestanden  werde, 
es  mag  geschehen  sein,  wo  und  wann  es  wolle;  ein  Diebstahl 
bleibt  aber  [nur  dann]  ungestraft,  wenn  er  im  Hause  und  zu 
der  Zeit,  wo  das  Hasardspiel  getrieben  ward,  übrigens  auch 
wenn  der  Thäter  kein  Spieler  gewesen,  begangen  worden  ist. 
Dass  unter  Haus  die  Wohnung  und  der  Wohnort  zu  ver- 
stehen sei ,  liegt  ausser  Zweifel.  §.  3.  Wenn  der  Prätor  sagt, 
er  werde  keine  Diebstahlsklage  ertheilen,  so  fragt  es  sich,  ob 
dies  blos  auf  die  Strafklage  gehe,  oder  auch  wenn  [der  Be- 
theiligte] auf  Auslieferung  klagen,  oder  die  Eigenthumsklage 
oder  Condiction  erheben  will?  Bei  Pompopius  findet  sich 
berichtet,  dass  blos  die  Straf  klage  verweigert  werde;  dies 
halte  ich  nicht  für  richtig,  denn  der  Prätor  sagt  ganz  einfach: 
wenn  etwas  entfremdet  worden  ist,  so  werde  ich 
keine  Klage  ertheilen.  §.  4.  Wider  Den,  fährt  er  fort, 
der  wegen  Hasardspieles  Gewalttätigkeiten  ver- 
übt hat,  werde  ich  es  nach  Befinden  der  Umstände 
ahnden;  dieser  Satz  bezieht  sich  au€  die  Bestrafung  Dessen, 
der  zum  Spiel  angetrieben  hat,  um  ihn  ^entweder  in  eine  Geld- 
strafe zu  nehmen,  oder  ihn  in  ein  Straf behältniss  2 ')  oder 
öffentliches  Gefängniss  abzuführen; 

2.  PAUL.  lib.  XIX,  ad  Ed*  —  denn  Manche  pflegen  so- 
gar [Andere]  zum  Spiel  entweder  von  Anfang  an  zu  zwingen, 
oder  wenn  sie  verloren  haben  22)  sie  festzuhalten.  §.  1.  Der 
Senatsbeschluss  hat  verboten,  um  Geld  zu  spielen,  ausser  wenn 
Jemand  einen  Wettkampf  mit  Speer-  oder  Lanzenwerfen,  oder 
Laufen,  Springen,  Ringen  und  Boxen  eingeht,  weil  es  der 
Ehre  wegen  geschieht; 

3.  MARCIAN.  lib.  V.  Reguh  —  in  welchen  Fällen  nach 
dem  Titischen,  Publicischen  und  Cfornelischen  Gesetze  auch  Wet- 
ten erlaubt  sind ;  in  andern ,  wo  der  Wettkampf  nicht  der  Ehre 
wegen  geschieht ,  ist  dies  verboten. 

4.  PAUL.  lib.  XIX.  ad  Ed.  —  Wegen  dessen,  was 
bei  einem  Gastmahle  um  verzehrt  zu  werden  aufgesetzt  wird, 
darf  das  Gesinde  spielen.  §.  1.  Wenn  ein  Sclav  oder  ein 
Familiensohn  verloren  hat,  so  darf  es  der  Herr  oder  Vater 
zurückfordern.  Ingleichen  findet,  wenn  der  Sclav  Geld  em- 
pfangen hat,  wider  den  Herrn  die  Klage  wegen  des  Sonder- 
guts Statt,  nicht  die  Noxalklage,  weil  aus  der  Geschäfts- 
führung Klage  erhoben  wird.  Er  kann  aber  nur  zur  Heraus- 
gabe dessen  genöthigt  werden,  was  sich  davon  noch  im  Son- 
dergute befindet.  §.  2.  Wider  die  Eltern  und  Freilasser  ist 
eine  analoge  [Klage  zur]  Zurückforderung  dessen,  was  beim 


21)  Lauiumiae,  s.  Nöodt  Commentar.  ad  h.  h 

22)  Voel  Commentar»  ad  h.  I. 

Corp.  jur*  civ.   I.  .68 
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Hasardspiel  verloren  gegangen  ist,  aus  diesem  Edict  zu  er- 
theilen. 

Sechster  Titel. 

St  mensor  falsum  modum  dixerit, 
(  Wenn  der  Feldmesser  ein  falsches  Maass  angegeben  hat.) 
1.  ULP.  lib.  XXIV.  ad  Ed.  —  Wider  den  Vermesser 
von  Aeckern  hat  der  Prätor  eine  Klage  auf  das  Geschehene 
ertheüt,  weil  er  uns  nicht  betrügen  darf;  denn  wir  sind  dabei 
betheiligt,  bei  der  Angabe23)  des  Maasses  nicht  betrogen  zu 
werden,   wenn  z.  B.  Streit  über  die  Grenzen  ist,  oder  der 
Käufer  oder  Verkäufer  wissen  will,  wieviel  Flächeninhalt  der 
verkaufte  Acker  enthält.     Er   [der  Prätor]   hat  diese  Klage 
darum  begründet,  weil  die  Alten  glaubten,  dass  mit  einer  sol- 
chen Person  kein  Miethsverhältuiss  Statt  finde,  sondern  die  Mühe 
mehr  aus  Gefälligkeit  übernommen,  und  das,  was  ihr  dafür 
gegeben  werde,   zur  Erkenntlichkeit  verabreicht  und  daher 
Ehrensold  (honorarium)  genannt  werde;  wenn  aber  die  Klage 
aus  dem  Miethscontract  erhoben  worden  ist,  so  muss  sie  ab- 
gewiesen werden.     §.  1.  Diese  Klage  berücksichtigt  blos  die 
Arglist;   denn  man  ist  der  Ansicht  gewesen,  dass  der  Feld- 
messer genügend  verpflichtet  sei,  wenn  die  Arglist  desselben 
allein  zum  Gegenstand  seiner  Verbindlichkeit  werde,  weil  er 
nach  dem  bürgerlichen  Rechte  nicht  verpflichtet  ist;  ist  er  da- 
her unklug  zu  Werke  gegangen,  so  muss  es  sich  Derjenige 
selbst  zuschreiben,   der  ihn  gebraucht  hat;   selbst  wenn  er 
nachlässig  gewesen,  ist  er  gleichfalls  [vor  Verantwortlichkeit] 
sicher;   grobe  Schuld  steht  der  Arglist  aber  gleich.  Selbst 
wenn  er  einen  Lohn  24)  empfangen  hat,  braucht  er,  den  Wor- 
ten des  Edicts  nach,  nicht  alle  Schuld  zu  vertreten;  denn  der 
Prätor  weiss  recht  gut,  dass  sie  auch  für  Lohn  arbeiten.  §.2. 
Es  haftet  durch  diese  Klage  Derjenige,  der  das  Maass  ange- 
geben hat;  die  Angabe  gemacht  zu  haben,  wird  auch  von  Dem 
angenommen,  der  sie  durch  einen  Andern  gemacht  hat, 

2.  PAUL.  lib.  XXV.  ad  Ed.  —  oder  schriftlich.  §.  1. 
Wenn  ich  dir  als  Feldmesser  aber  aufgetragen  habe ,  die  Ver- 
messung des  Ackers  zu  besorgen,  und  du  dies  dem  Titius 
weiter  übertragen  hast,  und  dieser  bei  der  Sache  arglistig 
gehandelt  hat,  so  wirst  zu  haften,  weil  du  arglistig  insofern 
zu  Werke  geschritten  bist,  dass  du  einem  solchen  Menschen 
Vertrauen  geschenkt  hast. 

3.  ÜLP.  lib.  XXIV.  ad  Ed.   —  Wenn  ich  Zweien 


23)  Renunciatio,  s.  Calvin.  Lex.  Jurid.  h.  v. 

24)  Merces,  wie  dieses  hier  zu  verstehen  sei,  s.  Glück  XI. 
S.  377.  Anm.  67. 
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Auftrag  ertheilt  habe,  und  Beide  arglistig  gehandelt  haben,  so 
kann  gegen  jeden  Einzelnen  auf  das  Ganze  geklagt  werden; 
wenn  aber  der  Eine  belangt  worden  ist,  und  Befriedigung  ge- 
währt hat,  so  inuss  die  Klage  wider  den  Andern  abgeschlagen 
werden.  §.  1.  Diese  Klage  steht  Demjenigen  zu,  der  bei  der 
Angabe  des  falschen  Maasses  betheiligt  ist,  d.h.  entweder  dem 
Käufer  oder  dem  Verkäufer,  dem  die  Angabe  geschadet  hat. 
§.  2.  Pomponius  schreibt  jedoch:  wenn  der  Käufer  dem 
Verkäufer  wegen  der  Angabe  mehr  gezahlt  hat,  so  könne 
wider  den  Feldmesser  nicht  geklagt  werden,  weil  er  die  Con- 
diction  wegen  des  Mehrgegebenen  anstellen  könne;  denn  der 
Käufer  sei  dann  weiter  nicht  betheiligt,  wenn  er  die  Condiction 
erheben  könne,  es  müsste  denn  der  Verkäufer  nicht  zahlungs- 
fähig sein,  dann  haftet  der  Feldmesser.  §.  3.  Hat  hingegen 
der  Verkäufer,  vom  Feldmesser  betrogen,  einen  grossem  Kaum 
übergeben,  so,  sagt  Pomponius  folgerichtig,  finde  wider 
den  Feldmesser  keine  Klage  Statt,  weil  die  Klage  aus  dem 
Verkauf  wider  den  Käufer  zuständig  ist,  es  müsste  denn  auch 
hier  der  Käufer  nicht  zahlungsfähig  sein.  §.  4.  Ferner,  schreibt 
Pomponius,  hafte  der  Feldmesser,  wenn  er,  bei  einer  Klage 
zugezogen  worden,  mich  bei  der  Angabe  betrogen  hat,  sobald 
ich  deshalb  durch  die  Klage  weniger  erhalten  habe.  Wenn  er 
aber,  vom  Richter  zugezogen,  eine  [falsche]  Angabe  in  böser 
Absicht  wider  mich  gemacht  hat,  so  spricht  er  sich  nicht  be- 
stimmt aus,  ob  er  haften  müsse;  doch  findet  er  es  zulässig. 
§.5.  Diese  Klage,  schreibt  Pomponius,  sei  dem  Erben  und 
ähnlichen  Personen  zu  ertheilen,  gegen  den  Erben  und  ähn- 
liche Personen  aber  zu  versagen.  §.  6.  Wegen  eines  Sclaven, 
[der  Feldmesser  ist,]  sagt  er,  finde  mehr  die  Noxalklage  als 
die  wegen  des  Sonderguts  Statt,  wiewohl  die  bürgerlichrecht- 
liche Klage  wegen  des  letztern  zuständig  sei. 

4.  PAUL.  lib.  XXV.  ad  Ed.  —  Diese  Klage  ist  eine 
immerwährende,  weil  der  Anfang  sich  nicht  von  dem  Betrüge, 
sondern  von  der  Uebernahme  des  Geschäfts  herschreibt  2  b ). 

5.  ULP.  lib.  XXIV.  ad  Ed.  —  Wenn  der  Feldmesser 
zwar  kein  falsches  Maass  angegeben,  sondern  die  Angabe  ver- 
zögert hat,  und  dadurch  es  dahin  gekommen  ist,  dass  der  Ver- 
käufer Schaden  erlitten,  und  Jener  versprochen  hat,  das  Maass 
bis  zu  einem  bestimmten  Tage  anzugeben,  so  findet  diese  Klage 
nicht  Statt;  Pomponius  sagt  auch,  dass  nicht  einmal  eine 
analoge  Klage  verstattet  werden  dürfe;  man  wird  daher  zur 
Klage  wegen  Arglist  seine  Zuflucht  nehmen  müssen.  §.  1.  Wenn, 
nachdem  ein  falsches  Maass  angegeben  worden,  der  Käufer 


25)  "Wegen  des  Unpassenden  dieses  Grundes  s.  Glück  XT. 
S.  383. 

58  * 
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wider  den  Verkäufer  schon  aus  dem  Kaufcontract  geklagt  hat, 
so  kann  er  doch  noch  wider  den  Feldmesser  Klage  erheben  2  6). 
Wenn  er  aber  kein  Interesse  weiter  hat,  so  darf  der  Feld- 
messer nicht  verurtheilt  werden.  Wenn  er  aber  nicht  wegen 
des  ganzen  ihm  fehlenden  Raums  wider  den  Verkäufer  geklagt 
hat,  sondern  wegen  eines  kleinern,  so,  schreibt  folgerichtig 
Pomponius,  könne  wegen  des  Ueberrests  wider  den  Feld- 
messer Klage  erhoben  werden.  §.  2.  Der  Prätor  hat  diese 
Klage  weiter  ausgedehnt;  denn  dieselbe  findet  auch  dann  Statt, 
wenn  Jemand  der  falschen  Maassangabe  irgend  einer  andern 
Sache  beschuldigt  wird.  Daher  wird  Derjenige,  der  in  BetrelF 
des  Maasses  eines  Gebäudes  einen  Betrug  verübt,  oder  dessen 
von  Getreide,  von  Wein, 

6.  PAUL.  üb.  XXIV.  ad  Ed,  —  oder  wegen  der  Breite 
des  Fahrweges,  oder  wenn  es  sich  um  eine  Dienstbarkeit  des 
Trammrechts  oder  der  Erkeranlage  handelt,  oder  er  bei  der 
Ausmessung  eines  Hofes,  Balkens  oder  Steines  falsche  Angaben 
gemacht  hat, 

7.  ULP.  lib.  XXIV.  ad  Ed*  —  oder  dem  irgend  einer 
andern  Sache,  haften.  §.  1.  Auch  wenn  ein  Werkmeister 
einen  Betrug  verübt  hat,  findet  diese  Klage  Statt.  §.2.  JNicht 
minder,  sagt  Pomponius,  komme  diese  Klage  auch  wider 
Den  zur  Anwendung,  der  kein  Feldmesser  war,  aber  bei  dem 
Messen  betriiglich  zu  Werke  gegangen  ist.  §.  3.  Hiernach 
muss  die  Klage  also  auch  wider  den  Baumeister  verstattet 
werden,  der  einen  Betrug  ausgeübt  hat;  denn  der  Kaiser  Se- 
verus hat  verordnet,  dass  die  Klagen  auch  wider  Baumeister 
und  Lieferanten  ertheilt  werden  sollen.  §.  4.  Nach  meiner 
Ansicht  müssen  dieselben  auch  wider  den  Calculator  2  7)  Statt 
finden,  der  bei  der  Berechnung  betrogen  hat. 

Siebenter  Titel. 

De  religiosis  ei  sumtibus  funerum  et  ut  funus 
ducere  liceat* 
(Von  den  Begräbnissen  und  den  Leichenkosien  und  der  13 e- 
fugnissy  die  Leichen  zu  begraben.) 

1.  ULP.  lib.  X.  ad  Ed.  —  Wer  Kosten  für  eine  Leiche 
verwendet  hat,  von  dem  wird  angenommen,  er  contrahire  mit 
dem  Erblasser,  nicht  mit  dem  Erben. 

2.  Idem  lib.  XXV.  ad  Ed.  —  Der  Ort,  wo  ein  Sclav 
begraben  worden,  ist,  sagt  Aristo,  religiös.  §.  1.  Wer  einen 
Leichnam  an  einen  ihm  nicht  gehörigen  Ort  hingeschafft  oder 


26)  Wenn  er  nämlich  vom  Verkäufer  keine  Entschädigung  er- 
halten hat. 

27)  S.  Glück  XI.  S.  385.  Anm.  93*. 
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die  Hinschaffung  besorgt  hat,  haftet  durch  die  Klage  auf  das 
Geschehene.  An  den  Ort  eines  Andern  ist  so  zu  ver- 
stehen: auf  dem  Felde,  oder  in  einem  Gebäude.  Dieser  Aus- 
druck gibt  aber  die  Klage  [nur]  dem  Eigenthümer,  nicht  dem 
Besitzer  im  guten  Glauben;  denn  wenn  er  [der  Prätor]  sagt, 
an  den  Ort  eines  Andern,  so  versteht  er  darunter  den 
Eigenthümer,  d.h.  Den,  dem  der  Ort  gehört.  Es  haftet  aber 
auch  der  Niessbraucher  dem  Eigenheitsherrn  durch  Beisetzung 
eines  Todten.  Ob  auch  der  Miteigentümer  hafte,  wenn  er 
dies  ohne  Wissen  des  andern  Miteigentümers  gethan,  darüber 
lässt  sich  etwas  für  uud  wider  sagen,  doch  ist  es  richtiger, 
ihn  mit  der  Erbtheilungs-  oder  Gemeingutstheilungsklage  an- 
zugreifen. §.2.  Der  Prätor  sagt:  Es  mag  ein  mensch- 
licher Leichnam,  oder  die  Gebeine  eines  Ver- 
storbenen an  einen  einem  Andern  gehörigen 
reinen  Ort,  oder  in  ein  solches  Begräbnis»  hin- 
geschafft worden  sein,  wo  man  kein  Recht  dazu 
hatte,  so  haftet  Derjenige,  der  es  gethan, 
durch  die  Klage  auf  das  Geschehene,  und  wird 
einer  Geldstrafe  unterworfen.  §.  3.  Der  Prä'tor  ver- 
steht ein  solches  Hinschaifen,  was  des  Begräbnisses  wegen  ge- 
schieht. §.4.  Rein  wird  derjenige  Ort  genannt,  der  weder 
heilig,  noch  geweiht,  noch  gefreyet,  sondern  frei  von  allen 
Beziehungen  dieser  Art  ist.  §.  5.  Begrabniss  heisst  der- 
jenige Ort,  wo  der  Körper  oder  die  Gebeine  eines  Menschen 
beigesetzt  sind.  Celsus  sagt  aber,  es  sei  nicht  der  ganze 
zum  Begrabniss  bestimmte  Platz  gefreyet,  sondern  soweit,  als 
der  Körper  beerdigt  ist.  §.  6.  Ein  Denkmal  wird  zur  Aufrecht- 
erhaltung des  Andenkens  errichtet.  §.  7.  Wer  den  Niessbrauch 
an  einem  Orte  hat,  kann  denselben  nicht  gefreyet  machen. 
Wenn  aber  der  Eine  die  Eigenheit,  der  Andere  den  Niess- 
brauch hat,  so  kann  selbst  der  Eigenheitsherr  den  Ort  nicht 
gefreyet  machen ,  er  müsste  denn  Denjenigen ,  der  den  Niess- 
brauch vermacht  hat,  selbst  dahin  beigesetzt  haben,  voraus- 
gesetzt, dass  er  ihn  an  einem  andern  Orte  nicht  so  passend 
beerdigen  konnte;  so  schreibt  Julianus.  Ausserdem  kann 
der  Ort  wider  den  Willen  des  Niessbrauchers  nicht  gefreyet 
werden;  wenn  aber  der  Niessbraucher  einwilligt,  so  kann  es 
geschehen.  §.  8.  Einen  dienstbaren  Ort  kann  Niemand  ohne 
Einwilligung  Dessen,  der  zur  Dienstbarkeit  berechtigt  ist,  ge- 
freyet machen.  Wenn  aber  die  Dienstbarkeit  ebenso  bequem 
auf  einen  andern  Ort  verlegt  werden  kann,  so  ist  nicht  an- 
zunehmen ,  dass  es  zur  Verhinderung  der  Dienstbarkeit  geschehe, 
und  der  Ort  kann  daher  gefreyet  werden ;  dies  hat  wahrlich 
seinen  guten  Grund.  §.9.  Wenn  Derjenige,  der  einen  Acker 
verpfändet  hat,  eine  Leiche  der  Seinigen  daselbst  beigesetzt 
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hat,  so  kann  er  ihn  dadurch  gefreyet  machen,  desgleichen 
wenn  er  selbst  auf  demselben  begraben  wird;  einem  Andern 
darf  er  es  aber  nicht  gestatten; 

3.  PAUL.,  lib.  XXVII.  ad  Ed.  —  doch  ist  es  angemes- 
sener, dass  er  mit  Aller  Einwilligung  gefreyet  werden  könne; 
dies  sagt  Poraponins. 

4.  ULP.  lib,  XXV.  ad  Ed.  —  Wenn  der  eingesetzte  Erbe 
vor  dem  Erbschaftsantritt  die  Leiche  des  Erblassers  irgendwo 
beisetzt,  so  macht  er  den  Ort  gefrejet.  Doch  möge  Niemand 
glauben,  dass  er  hierdurch  selbst  sich  als  Erbe  benehme;  denn 
man  nehme  den  Fall  an,  dass  er  noch  über  den  Erbschafts- 
antritt beratbschlage.  Nach  meiner  Ansicht  macht  Jeder,  der 
die  Leiche  beisetzt,  auch  wenn  es  der  Erbe  nicbt  ist,  sondern 
ein  Anderer,  wenn  es  etwa  der  Erbe  unterlassen,  oder  ab- 
wesend gewesen,  oder  in  Besorgniss  gestanden  hat,  es  möchte 
dadurch  den  Anschein  gewinnen,  dass  er  sich  als  Erbe  be- 
nehme ,  den  Ort  dennoch  gefreyet;  denn  die  Erblasser  werden 
meist  früher  begraben,  als  Jemand  als  ihr  Erbe  auftritt.  Der 
Ort  wird  jedoch  nur  dann  gefreyet,  wenn  er  dem  Verstorbe- 
nen gehört  hat;  denn  der  Ort,  wohin  ein  Verstorbener  bei- 
gesetzt wird,  wird  als  naturrechtlich  ibm  gehörig  betrachtet, 
besonders  wenn  er  an  einem  Orte  begraben  worden  ist,  den 
er  selbst  dazu  bestimmt  hat;  ja  es  wird,  selbst  wenn  er  an 
einen  Ort  vom  Erben  hingeschafft  worden  ist,  den  er  [einem 
Andern]  vermacht  hat,  derselbe  dennoch  durch  des  Testators 
Beisetzung  gefreyet,  sobald  er  nur  an  einem  andern  Orte  nicht 
so  bequem  hat  begraben  werden  können. 

5.  GAJ.  lib.  XIX.  ad  Ed.  prov.  —  Familienbegrabnisse 
sind  solche,  die  Jemand  für  sich  und  seine  Familie  eingericbtet 
hat;  Erbbegrabnisse  aber  solche,  die  Jemand  für  sich  und  seine 
Erben  eingerichtet  hat, 

6.  ULP.  lib.  XXV.  ad  Ed.  —  oder  die  ein  Hausvater 
durch  Erbgang  erworben  hat.  In  beiden  steht  aber  den  Erben 
und  allen  andern  Nachfolgern  jeder  Art  frei,  sich  selbst  und 
Andere  begraben  zu  lassen,  wenn  sie  auch,  sei  es  aus  einem 
Testament  oder  ohne  Testament,  nur  zum  allergeringsten  Theile 
Erben  sind,  und  sogar  ohne  Einwilligung  der  Andern.  Auch 
den  Rindern  jeden  Geschlechts  und  Grades,  selbst  den  aus  der 
Gewalt  entlassenen  Haussöhnen,  steht  dieselbe  Befugniss  zu, 
sie  mögen  Erben  geworden  sein,  oder  sich  der  Erbschaft  ent- 
halten haben.  Die  Enterbten  aber  können,  ausser  wenn  der 
Testator  es,  aus  gerechtem  Hass  veranlasst,  ausdrücklich  ver- 
boten hat,  aus  Manschenliebe,  jedoch  nur  allein  [daselbst]  bei- 
gesetzt werden,  auch  dürfen  sie  nicht  Andere  ausser  ihrer 
Nachkommenschaft  daselbst  begraben.  Freigelassene  dürfen 
weder  selbst  dahin  beigesetzt  werden,  noch  Andere  daselbst 
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begraben,  ausser  wenn  sie  Erben  des  Freilassers  geworden 
sind,  wenn  auch  einige  [Erblasser]  daran  die  Inschrift  haben 
machen  lassen,  dass  sie  ein  Begräbniss  für  sich  und  ihre 
Freigelassenen  errichtet  haben;  dies  hat  Papinianus  in  einem 
Gutachten  ausgesprochen,  und  es  ist  wiederholt  das  ÜNlämliche 
verordnet  worden.  §.  1.  Wenn  ein  Begräbniss  noch  rein  ist, 
so  kann  man  es  verkaufen  und  verschenken.  Ist  es  blos  ein 
leeres  Grabmal,  so  kann  man  es  verkaufen;  denn  die  kaiser- 
lichen Gebrüder  haben  rescribirt,  dieses  sei  nicht  gefreyet. 

7.  GAJ.  Hb.  XIX.  ad  Ed.  prov.  —  Wer  eine  Leiche 
an  einen  ihm  nicht  gehörigen  Ort  hingeschafft  hat,  wird  durch 
die  Klage  auf  das  Geschehene  entweder  zur  Wiederhinweg- 
nahme  dessen,  was  er  hingeschafft  hat,  oder  zur  Bezahlung 
des  Werths  des  Ortes  genö'thigt,  welche  auf  und  gegen  den 
Erben  übergeht,  und  immerwährend  ist.  §.  1.  Wider  Denjeni- 
gen, der  in  eines  Andern  Sarkophag,  worin  noch  kein  Todter 
beigesetzt  war,  eine  Leiche  geschafft  hat ,  sagt  Proculus, 
finde  eine  analoge  Klage  auf  das  Geschehene  Statt,  weil  man 
nicht  eigentlich  sagen  kann ,  dass  er  [die  Leiche]  in  eines  An- 
dern Begräbniss  oder  Ort  beigesetzt  habe. 

8.  ULP.  üb.  XXV.  ad  Ed.  —  Es  ist  die  Frage,  ob 
der  Eigenthümer  des  Ortes  die  von  einem  Andern  beigesetzten 
Gebeine  oder  Leiche  ohne  den  Beschluss  der  Priester  oder  den 
Befehl  des  Kaisers  ausgraben  oder  herausnehmen  dürfe.  La- 
be o  sagt ,  man  müsse  entweder  die  priesterliche  Erlaubniss 
oder  den  Befehl  des  Kaisers  abwarten,  denn  sonst  sei  wider 
Den,  der  sie  herausgeworfen,  die  Injurienklage  begründet. 
§.  1.  Wenn  angegeben  wird,  es  sei  ein  gefreyeter  Ort  für 
einen  reinen  verkauft  worden,  so  gestattet  der  Prätor  Dem- 
jenigen, dem  die  Sache  gehört,  eine  Klage  auf  das  Geschehene 
wider  den  [Verkäufer]  28)  ;  diese  Klage  iJ  auch  gegen  den  Er- 
ben zuständig,  indem  sie  gleichsam  eine  Klage  aus  dem  Kauf- 
contract  begreift.  §.  2.  Wer  einen  Todten  an  einen  zum  öffent- 
lichen Gebrauch  bestimmten  Ort  hingeschafft  hat,  wider  Den 
ertheilt  der  Prätor,  wenn  er  arglistig  gehandelt  hat,  eine  Klage, 
und  er  muss  auch  mit  einer  ausserordentlichen,  jedoch  mässigen 
Strafe  belegt  werden;  wenn  ohne  Arglist,  so  wird  er  frei- 
gesprochen.   §.3.  Die  Benennung  eines  reinen  Ortes  ist  bei 


28)  Die  Glos  se  versteht  hier  sc.  venditori  solle  die  Klage  zu- 
ständig sein,  ad  in  eum  sei  zu  erklären  eoctraneum  moriuum 
inferentem ;  allein  dies  ist  offenbar  falsch;  denn  der  Verkauf 
von  Seiten  eines  Dritten,  der  ohnehin  nichtig  wäre,  könnte 
ja  dein  eoctraneus  sein  eventuelles  Recht  nicht  einziehen ;  es 
ist  also  nur  von  einer  Eulschädiguugsklage  die  Rede;  inau 
sehe  die  Ueberschrift  zu  diesem  §.  in  der  R  u  s  s  a  rd  scheu 
Edition.    Die  Schlussworte  geben  den  besten  Aufschluss. 
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dieser  Klage  auch  von  einem  Gebäude  zu  verstehen.  §.  4. 
Diese  Klage  kommt  nicht  blos  dem  Eigenthümer  zu,  sondern 
auch  Dem,  der  an  dem  Orte  den  Niessbrauch  hat,  oder  eine 
Dienstbarkeit,  weil  auch  diesen  das  Recht  des  Verbots  zusteht. 
<>.  5.  Wer  daran  verhindert  worden  ist,  eine  Leiche  da  bei- 
zusetzen, wo  er  ein  Recht  dazu  hatte,  dem  steht  eine  Klage 
auf  das  Geschehene  und  ein  Interdict  zu,  wenn  er  gleich  nicht 
selbst,  sondern  sein  Geschäftsbesorger  daran  verhindert  worden 
sein  sollte,  weil  er  in  diesem  selbst  verhindert  worden  zu  sein 
angenommen  wird. 

9.  GAJ.  lib.  XIX.  ad  Ed.prov.  —  Wer  an  Beisetzung 
der  Gebeine  eines  Todten ,  oder  dessen  selbst  verhindert  wird, 
kann  sich  entweder  gleich  des  Interdicts  bedienen,  wodurch 
verboten  wird,  ihm  Gewalt  anzuthun,  oder  ihn  wo  anders 
beerdigen,  und  nachher  auf  das  Geschehene  klagen,  wodurch 
der  Kläger  das  erlangt,  um  wieviel  er  dabei  betheiligt  war, 
nicht  verhindert  worden  zu  sein.  Bei  dieser  Berechnung 
kommt  der  Werth  des  gekauften  oder  gepachteten  Platzes  in 
Betracht,  ingleichen  der  Werth  seines  eigenen  Ortes  [ ,  Falls 
er  die  Leiche  an  einem  solchen  beerdiget] ,  den  man  nicht, 
ohne  dazu  genöthigt  zu  sein,  gefreyet  gemacht  haben  würde. 
Daher  bewundere  ich  es,  wie  man  als  ausgemacht29)  anneh- 
men kann,  dass  diese  Klage  weder  dem  Erben  noch  gegen 
den  Erben  zuständig  sei;  denn  es  kommt  doch,  wie  klar  er- 
sichtlich, dabei  eine  Geldsumme  in  Betracht;  sie  ist  daher 
unter  denselben  ganz  gewiss  immerwährend. 

10.  ULP.  lib.  XXV.  ad  Ed.  —  Wenn  der  Verkäufer 
eines  Landgutes  sich  einen  Ort  zum  Begräbniss,  zur  Beerdi- 
gung seiner  selbst  und  seiner  Nachkommen,  vorbehalten  hat, 
so  kann  er,  wenn  er  verhindert  wird,  sich  des  Weges  dahin 
zu  bedienen ,  um  einen  Todten  beizusetzen ,  Klage  erheben ; 
denn  es  wird  angenommen,  dass  sich  Käufer  und  Verkäufer 
auch  darüber  geeinigt  haben,  dass  dem  Verkäufer  freistehen 
solle,  des  Begräbnisses  wegen  über  das  Landgut  zu  gehen. 

11.  PAUL.  lib.  XXVIL  ad  Ed.  —  Wenn  ein  Begräb- 
nissort unter  der  Bedingung  gekauft  worden  ist,  dass  Niemand 
von  denen  weiter  daselbst  begraben  werde,  die  dazu  ein  Recht 
Laben ,  so  ist  dazu  ein  Vertrag  nicht  hinreichend ,  sondern  man 
musis  sich  durch  eine  Stipulation  Sicherheit  bestellen  lassen. 

12.  ULP.  lib.  XXV.  ad  Ed.  —  Wenn  Jemand  ein  Be- 
gräbniss besitzt,  aber  keinen  Weg  zum  Begräbniss  hat,  uud 
von  seinem  Nachbar  verhindert  v.ird,  dahin  zu  gehen,  so  pflegt, 
hat  der  Kaiser  Antoninus  mit  seinem  Vater  rescribirt,  ein 
Weg"  zum  Begräbniss  bittweise  gefordert  und  zugestanden  zu 


29;  Vonsiare,  s.  Glück  Till.  8.- 1.22;  Anm,  39, 
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werden,  so  dass  derselbe  allemal,  wenn  keine  Verbindlichkeit 
dazu  vorbanden  ist,  von  Dem,   dessen  Landgut  daran  liegt, 
verlangt  wird.   Es  bat  jedoch  dieses  Rescript,  welches  die  Be- 
fug niss,  [den  Weg*]  zu  verlangen,  zugesteht,  nicht  auch  eine 
bürgerlichrechtliche  Klage  begründet,  sondern  es  ist  nur  ein 
ausserordentlicher  Antrag,  Der  Präsident  muss  auch  dafür  sor- 
gen, dass  ihm  der  Weg  um  einen  rechtmässigen  Preis  gewährt 
werde,  wobei  der  Richter  auch  für  die  zweckmässige  Lage 
des  Ortes  zu  sorgen  hat,  damit  der  Nachbar  keinen  beträcht- 
lichen Nachtheil  erleide.    §.  1.  Durch  einen  Senatsbeschluss  ist 
verordnet  worden,  den  Gebrauch  der  Begräbnisse  nicht  durch 
Bestimmung  zu  andern  Zwecken  zu  verunehren,  d.h.  das  Be- 
gräbniss  nicht  zu  gewöhnlichen  Beschäftigungen  zu  brauchen. 
§.  2.  Der  Prätor  sagt:  Wenn  Kosten  der  Leiche  we- 
gen verwendet  worden  sind,   so  werde  ich  Behufs 
deren  Zurückf orderung  wider  Den,  den  die  Sache 
angeht,  eine  Klage  ertheilen.    §.  3.  Dieses  Edict  ist 
aus  einer  rechtmässigen  Ursache  erlassen  worden,  damit  Der- 
jenige, welcher  das  Begräbniss  besorgt  hat,  das,  was  er  auf- 
gewendet hat,  wieder  erlange;    denn  hierdurch  werde  der 
Zweck   erreicht,    dass   die   Leichen   nicht  unbeerdigt  liegen 
bleiben,   noch  Jemand   auf  fremde  Kosten  beerdigt  werde. 
§.  4.  Die  Leiche  muss  Derjenige  besorgen ,  den  der  Sterbende 
dazu  ausersehen  hat;  wenn  er  es  unterlässt,  so  trifft  ihn  wei- 
ter keine  Strafe,  ausser  wenn  ihm  dafür  eine  Entschädigung 
hinterlassen  worden  ist;  wenn  er  dann  den  Willen  des  Ver- 
storbenen nicht  befolgt  hat,  so  wird  er  von  jener  ausgeschlos- 
sen.   Hat  der  Verstorbene  hierüber  keine  Bestimmung  getrof- 
fen, noch  Jemandem  dies  Amt  durch  ein  Vermächtniss  über- 
tragen, so  fällt  es  den  eingesetzten  Erben  anheim;  ist  keiner 
eingesetzt,  den  gesetzmässigen  [Erben],  oder  den  Verwandten 
je  nach  der  Ordnung,  wie  sie  ihn  beerben.    §.  5.  Die  Leichen- 
kosten werden  nach  den  Vermögenskräften  oder  der  Würde 
des  Verstorbenen  ermessen.    §.  6.  Der  Prätor  oder  die  Muni- 
cipalobrigkeit  muss,  wenn  baares  Geld  zum  Nachlass  gehörig 
vorhanden  ist,  von  demselben  die  Kosten  zur  Leichenbestattung 
anweisen ;   ist  dergleichen  nicht  vorhanden ,  so  muss  er  das 
verkaufen,  was  mit  der  Zeit  verloren  gehen  würde,  und  des- 
sen Zurückbehaltung  die  Erbschaft  belästigt ;  ist  auch  kein  sol- 
cher Gegenstand  vorhanden ,  so  muss  er  den  Verkauf  von  Gold 
und  Silber,  was  da  ist,  oder  dessen  Verpfändung  anordnen, 
tun  Geld  zu  schaffen, 

13.  GAJ.  lib.  XIX.  ad  Ed.  prov,  —  oder  von  Schuld- 
nern [einfordern],  wenn  es  sich  leicht  beitreiben  lässt. 

14.  ÜLP.  lib.  XXV.  ad  luL  —  Wenn  Jemand  der  Ueber 
gäbe  der  Sachen  an  den  Käufer  ein  Hindeiniss  in  deu  Weg 
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legen  sollte,  so  muss  der  Prätor  dazwischen  treten,  und  das, 
was  deshalb  geschehen  ist,  in  Schutz  nehmen,  wenn  sich  der 
Uebergabe  der  verkauften  Sachen  ein  Hinderniss  entgegenstellt. 
§.  1.  Wenn  der  Verstorbene  ein  Pachter  oder  Miethsmann 
ist,  und  nichts  vorhanden  ist,  wovon  er  begraben  werden 
kann,  so,  schreibt  Pomponius,  müssen  die  Kosten  dazu  aus 
den  eingebrachten  und  eingeschafften  Sachen  bestritten  werden; 
was  übrig  sei,  könne  für  schuldigen  Pachtzins  innebehalten 
werden.  Wenn  der  Testator  Sachen  vermacht  hat,  über  des- 
sen Bestattung  es  sich  handelt,  und  nichts  vorhanden  ist,  wo- 
von er  bestattet  werden  könnte,  so  muss  auch  an  jene  Hand 
angelegt  werden;  denn  es  ist  besser,  dass  der  Testator  von 
seiner  eigenen  Habe  beerdigt  werde,  als  dass  Andere  Ver- 
mächtnisse bekommen.  Wenn  aber  die  Erbschaft  späterhin 
angetreten  worden  ist,  darf  die  [verkaufte]  Sache  dem  Käufer 
nicht  genommen  wrerden ,  weil  er  Besitzer  im  guten  Glauben 
ist,  und  derjenige  Eigenthümer  ist,  der  [eine  Sache]  unter  Er- 
mächtigung des  Richters  erworben  hat.  Wenn  der  Vermächt- 
nissinhaber jedoch  vom  Erben  schadlos  gestellt  werden  kann, 
so  darf  er  nicht  um  sein  Vermächtniss  gebracht  werden;  ist 
es  aber  nicht  möglich,  so  ist  es  angemessener,  dass  der  Ver- 
mächtnissberechtigte keinen  Gewinn  habe,  als  dass  der  Käufer 
in  Schaden  komme.  §.  2.  Hat  der  Testator  Jemandem  die 
Besorgung  seiner  Leiche  aufgetragen,  und  dieser  das  Geld  ge- 
nommen, aber  die  Leiche  nicht  bestattet,  so,  schreibt  Mela, 
sei  wider  ihn  die  Klage  wegen  Arglist  zu  ertheilen;  doch  glaube 
ich,  dass  er  vom  Prätor  auch  ausserordentlicher  Weise  ange- 
halten werden  müsse,  [ausserdem]  die  Leiche  zu  beerdigen. 
§.  3.  Unter  Leichenkosten  sind  Mos  diejenigen  zu  verstehen, 
welche  zu  dem  Ende  geschehen,  die  Leiche  zu  bestatten,  und 
ohne  welche  die  Bestattung  nicht  geschehen  kann,  z.  B.  was 
also  auf  die  Fortschaffung  des  Leichnams  verwendet  worden 
ist.  Auch  was  auf  den  Platz  verwendet  worden  ist,  wohin 
der  Todte  bestattet  werden  soll,  wird,  wie  Läbeo  schreibt, 
als  Leichenkosten  angesehen,  weil  notwendiger  Weise  ein 
Ort  geschafft  werden  muss,  wo  der  Körper  beigesetzt  werden 
kann.  §.  4.  Die  Kosten,  welche  für  den  Transport  der 
Leiche  eines  auswärts  Verstorbenen  verausgabt  worden  sind, 
sind  Leichenkosten,  wenn  derselbe  auch  noch  nicht  beerdigt 
worden  ist;  ingleichen  was  auf  die  Bewachung  oder  einst- 
weilige Niederlegung30)  der  Leiche,  oder  auf  einen  marmor- 
nen Sarg,  oder  zur  Anschaffung  3 1)  von  Sterbekleidern  ver- 


30)  Commendandum,  s.  Glück  IX.  S.  441.  Anm.  59- 

31)  Collocandam;    die  unnützen  Erklärungsversuche   s.  bei 
Glück  a.  a.  O.  Anm  6t. 
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wendet  worden  ist.  §.  5.  Schmucksachen  dürfen  mit  den 
Leichen  nicht  begraben  werden,  so  wenig  wie  etwas  Anderes 
von  der  Art,  was  thörichte  Menschen  zu  thun  pflegen.  §.  6. 
Diese  Klage,  welche  die  Leichenklage  heisst,  nimmt  ihren  Ur- 
sprung aus  der  Billigkeit;  sie  begreift  blos  die  auf  die  Leiche 
verwendeten  Kosten,  nicht  auch  andere.  Das  Billige  wird  aus 
der  Würde  des  Beerdigten,  aus  den  Umständen,  aus  der  Zeit 
und  dem  guten  Glauben  [des  Handelnden]  abgenommen,  so 
dass  weder  mehr  auf  die  Kosten  gerechnet  werden  darf,  als 
geschehen  ist,  noch  soviel  selbst,  wie  in  der  That  geschehen 
ist,  wenn  dies  übertrieben  war;  denn  es  muss  dabei  auf  die 
Vermögenskräfte  dessen  Rücksicht  genommen  werden,  auf  den 
es  verwendet  worden,  und  auf  die  Sache  selbst,  wenn  ohne 
Grund  übermassig  daraufgegangen  ist.  Wie  nun,  wenn  die 
Ausgaben  nach  dem  Willen  des  Testators  gemacht  worden 
sind?  Man  wisse,  dass  man  hier  nicht  einmal  dem  Willen 
folgen  dürfe,  wenn  die  Verfügung  eine  rechtmässige  Grenze 
der  Kosten  übersteigt,  und  die  Kosten  nur  nach  Maassgabe  des 
Vermögens  geschehen  dürfen.  §.  7.  Zuweilen  will  derjenige, 
der  die  Leichenkosten  verausgabt ,  dieselben  nicht  wieder  ha- 
ben, wenn  er  nämlich  dieselben  aus  Mitleid  aufgewendet  hat 
und  nicht  in  der  Absicht,  als  wolle  er  sie  wiederfordern;  so 
hat  unser  Kaiser  verordnet.  Darum  muss  der  Richter  unter- 
suchen, in  welcher  Absicht  die  Kosten  aufgewendet  worden 
sind,  ob  nämlich  Jemand  als  Geschäftsführer  des  Verstorbenen 
oder  des  Erben  auftritt,  ob  aus  Menschlichkeit,  oder  Mitleid 
oder  aus  Frömmigkeit  oder  Zuneigung.  Doch  kann  auch  eine 
verschiedene  Art  von  Mitleid  Statt  finden,  so  dass  derjenige, 
welcher  eine  Leiche  bestattet  hat,  darin  mitleidig  oder  fromm- 
gesinnt  ist,  dass  er  sie  begrub,  damit  sie  nicht  unbeerdigt 
bleibe,  nicht  auch  in  der  Absicht,  es  auf  seine  Kosten  zu 
thun;  wenn  der  Richter  hierüber  Aufschluss  erhalten  hat,  so 
darf  er,  wenn  alsdann  [der  eigentlich  Verpflichtete]  belangt 
wird,  diesen  nicht  freisprechen ;  denn  wer  begräbt  einen  frem- 
den Leichnam  ohne  Regung  von  Frömmigkeit?  Es  muss  32) 
daher  Jeder  vor  Zeugen  erklären,  in  welcher  Absicht  er  die 
Leiche  bestatte,  um  nachherige  Erörterungen  zu  vermeiden. 
§.  8.  Meistenteils  pflegen  die  Söhne,  wenn  sie  ihre  Eltern 
begraben,  oder  Andere,  die  Erben  werden  können,  obwohl 
daraus  selbst  kein  Benehmen  als  Erbe  noch  Erbschaftsantritt 


32)  Oportebit :  nämlich  wenn  er  Unannehmlichkeiten  vermeiden 
will;  unser  muss  entspricht  dem  gauz.  Es  haben  auf  jene 
Bedeutung  übrigens  nicht  erst  die  bei  Glück  XI.  S.  437, 
Anm.  50.  citirten  lleclUslehrer  hingewiesen,  sondern  schon 
die  Glosse. 
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gefolgert  -wird,  dennoch  und  zwar  die  Notherben,  um  den 
Schein  zu  vermeiden,  sich  mit  der  Erbschaft  befasst,  die  üb- 
rigen aber  den,  sich  als  Erben  benommen  zu  haben,  sich  be- 
zeugen zu  lassen,  dass  sie  das  Begräbniss  nur  aus  Frömmigkeit 
besorgen.  Wie  nun,  wenn  es  vergebens  geschehen  ist  ?  Dann 
wird  angenommen,  dass  sie  sich  für  den  Fall  vorgesehen 
haben  wollen,  dass  man  nicht  glauben  solle,  sie  haben  sich 
mit  der  Erbschaft  befasst,  nicht  zu  dem  Ende,  um  die  Kosten 
fordern  zu  können,  weil  sie  blos  erklären,  dass  sie  es  aus 
Frömmigkeit  thun;  um  sich  der  Kosten  zu  versichern,  müssen 
sie  sich  vor  Zeugen  vollständiger  erklären.  §.  9.  Doch  kann 
man  in  manchen  Fallen  behaupten,  dass  ein  Theil  der  ver- 
wendeten Kosten  wiedergefordert  werden  könne,  wie  wenn 
es  Jemand  theils  als  Geschäftsführer  und  theils  aus  Frömmig- 
keit gethan  hat;  und  dies  ist  richtig.  Er  kann  alsdann  den 
Theil  der  Kosten  verlangen,  den  er  nicht  in  der  Absicht,  eine 
Schenkung  zu  machen,  verwendet  hat.  §.  10.  Zuweilen  darf 
der  Richter,  der  über  diese  Billigkeit  erkennt,  geringe  Kosten 
gar  nicht  anerkennen,  z.  B.  wenn  einem  reichen  Mann  zur 
Beschimpfung  [auf  dessen  Beerdigung]  nur  ärmliche  Kosten 
verwendet  worden  sind;  denn  wenn  es  sich  zeigt,  dass  man 
den  Verstorbenen  durch  ein  solches  Begräbniss  hat  beschimpfen 
wollen,  so  dürfen  die  Kosten  gar  nicht  berücksichtigt  werden. 
§.  11.  Wer  in  dem  Glauben,  er  sei  Erbe,  einen  Familien- 
vater beerdigt  hat,  der  kann  die  Leichenklage  nicht  anstellen, 
weil  er  es  nicht  in  der  Absicht  gethan,  als  führe  er  eines 
Andern  Geschäft;  so  glauben  Trebatius  und  Proculus; 
meiner  Ansicht  nach  kann  ihm  aber  die  Leichenklage  nach 
Befinden  doch  ertheilt  werden.  §.  12.  Labeo  sagt,  sobald 
Jemand  zur  Wiedererlangung  der  Leichenkosten  eine  andere 
Klage  hat,  könne  er  die  Leichenklage  nicht  anstellen;  darum 
darf  er  sie,  wenn  er  die  Erbtheilungsklage  hat,  nicht  erheben, 
wohl  aber,  wenn  er  jene  schon  erhoben  hat.  §.  13.  Des- 
gleichen sagt  L  a  b  e  o  :  wenn  du  den  Testator  gegen  das  Ver- 
bot des  Erben  begraben  hast,  so  steht  dir  nach  Befinden  die 
Leichenklage  zu ;  denn  wie,  wenn  der  Erbe  es  dem  Sohn  des 
Testators  verboten  hat?  Diesem  kann  [nun  zwar]  entgegen- 
gesetzt werden :  du  hast  ihn  aus  kindlicher  Liebe  bestattet ; 
allein  man  setze  den  Fall,  ich  habe  vor  Zeugen  erklärt,  ich 
wolle  die  Leichenklage  erheben ;  denn  es  gehört  sich,  dass  der 
Verstorbene  von  seinem  Habe  und  Gute  begraben  werde,  und 
wie,  wenn  der  Testator  mir  die  Leichenbestattung  aufgetragen, 
der  Erbe  aber  verboten  hat ,  und  ich  ihn  demungeachtet  be- 
stattet habe?  Ist  es  da  nicht  billig,  dass  mir  die  Leichen- 
klage zustehe  ?  Ich  bin  hier  im  Allgemeinen  der  Meinung, 
dass  ein  gerechter  Ilichter  nicht  die  Grundsätze  der  reinen 
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Geschäftsführungsklage  Iiier  zur  Anwendung  bringen,  sondern 
weniger  strenge  der  Billigkeit  gemäss  handeln  werde,  da  ihm 
die  Natur  der  Klage  dies  selbst  gestattet.  §.  14.  Der  Kaiser 
Marcus  hat  rescribirt:  der  Erbe,  der  sich  der  Bestattung  des 
Testators  durch  Den  widersetzt,  den  Jener  dazu  ausersehen, 
handele  nicht  Recht,  doch  sei  keine  Strafe  wider  ihn  begrün- 
det. §.  15.  Wer  die  Beerdigung  im  Auftrage  eines  Andern 
verrichtet  hat,  hat  die  Leichenklage  nicht,  wohl  aber  der  Auf- 
tragsgeber, er  mag  dem  Beauftragten  Zahlung  geleistet  haben, 
oder  noch  in  seiner  Schuld  sein.  Hat  ein  Unmündiger  den 
Auftrag  ohne  Ermächtigung  des  Vormunds  ertheilt,  so  ist  dem, 
der  die  Kosten  getragen  hat,  die  analoge  Leichenklage  widec 
den  Erben  zu  ertheilen;  denn  es  ist  unbillig,  dass  der  Erbe 
einen  Gewinn  haben  solle.  Hat  der  Unmündige  aber  die  Be- 
stattung einer  ihm  gar  nichts  angehenden  Person  Jemandem 
ohne  des  Vormundes  Ermächtigung  übertragen,  so  findet  wider 
denselben,  wenn  er  dann  Erbe  des  Beerdigten  geworden,  und 
die  Erbschaft  zahlungsfähig  ist,  nach  meiner  Meinung  die 
Klage  Statt.  Wer  umgekehrt  im  Auftrage  des  Erben  eine 
Leiche  bestattet  hat,  der  kann  die  Leichenklage  nicht  erheben, 
schreibt  Labeo,  weil  er  die  Auftragsklage  hat.  §.16.  Wenn 
er  aber  die  Beerdigung  gleichsam  als  Geschäftsführer  des  Erben 
besorgt  hat,  so  kann  er,  wenn  dieser  es  auch  nicht  genehmigt, 
wie  Labeo  schreibt,  dennoch  wider  ihn  die  Leichenklage  er- 
heben. §.  17.  Es  wird  diese  Klage  aber  wider  diejenigen 
ertheilt,  welchen  die  Leiche  angehört,  also  wider  den  Erben, 
den  Nachlassbesitzer  und  alle  andern  Nachfolger. 

15.  POMPON.  lib.  V.  ad  Sabin.  —  Die  Leichenkosten 
muss  auch  der  Freilasser,  der  den  Nachlassbesitz  wider  den 
Testamentsinhalt  in  Anspruch  nimmt,  erstatten. 

16.  ULP.  lib.  XXV.  ad  Ed.  —  Wider  den,  an  den 
etwas  als  Mitgift  [aus  dem  Nachlass]  zurückfällt,  ertheilt  der 
Prätor  ebenfalls  die  Leichenklage;  denn  es  schien  den  Alten 
im  höchsten  Grade  billig,  dass  die  Weiber  so  gut,  wie  von 
ihrem  Vermögen,  auch  von  ihrer  Mitgift  bestattet  würden,  und 
derjenige,  der  die  Mitgift  durch  den  Tod  der  Frau  gewinnt, 
zu  den  Leichenkosten  beifragen  müsse,  er  sei  Vater  der  Frau 
oder  Ehemanu; 

17.  PAPIN.  lib.  III.  Resp.  —  wenn  aber  der  Vater  die 
Mitgift  noch  nicht  zurückgefordert  hat,  so  muss  der  Ehemann 
allein  belangt  werden,  der  dann  dem  Vater  das,  was  er  in 
dieser  Hinsicht  hat  erstatten  müssen,  wieder  in  Anrechnung 
bringen  kann; 

18.  JULIAN,  lib.  X.  Big.  —  denn  die  Leichenkosten 
»ind  eine  auf  der  Mitgift  haftende  Schuld, 
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19.  ULt\  Hb.  XV.  ad  Sabin»  —  und  darum  muss  die 

Mitgift  diese  Schuld  auch  tragen. 

20.  Idem.  lib.  XXV.  ad  Ed.  —  Neratius  untersucht 
die  Frage,  ob,  wenn  derjenige,  der  für  die  Frau  die  Mitgift 
gestellt,  [auf  den  Fall  des  Todes]  die  Rückgabe  Ton  zwei  Dritt- 
theilen  stipulirt  hat,  dahingegen  das  dritte  dem  Ehemann  ver- 
bleiben solle,  und  einen  Vertrag  dahin  eingegangen  ist,  dass 
der  Ehemann  zu  den  Leichenkosten  nichts  beitragen  solle,  der 
Ehemann  mit   der  Leichenklage  angegriffen  werden  könne? 
Und  beantwortet  sie  dahin :  wenn  der  Stipulator  die  Frau  selbst 
habe  beerdigen  lassen,  so  komme  der  Vertrag  zur  Anwendung, 
und  die  Leichenklage  sei  ohne  Nutzen ;  habe  sie  aber  ein  An- 
derer bestattet,  so  könne  er  den  Ehemann  angreifen,  weil  eine 
allgemeine  Rechtsregel  nicht  durch   den  Vertrag  geschwächt 
werden  könne.    Wie  aber,  wenn  Jemand  die  Mitgift  für  eine 
Frau  unter  der  Bedingung  gestellt  hat,  dass  sie  ihm  wieder 
anheimfallen  solle,  wenn  dieselbe  wahrend  stehender  Ehe  ver- 
stürbe, oder  die  Ehe  auf  andere  Weise  aufgelöst  werde,  braucht 
Der  zu  den  Leichenkosten  beizutragen  ?  Wenn  die  Mitgift  durch 
den  Tod  der  Frau  wieder  an  ihn  zurückfallen  soll,  so  kann 
man  auch   behaupten,  dass   er  dazu  beitragen  müsse.     §.  1. 
Wenn  der  Ehemann  die  Mitgift  erhält,  so  kann  er  mit  der 
Leichenklage  angegriffen  werden,  der  Vater  aber  nicht.  Doch 
glaube  ich,  dass  in  diesem  Fall,  wenn  die  Mitgift  wegen  ihrer 
Unbeträchtlichkeit  nicht  zu  den  Leichenkosten  hinreicht,  wegen 
des  Ueberschusses  wider  den  Vater  die  Klage  ertheilt  werden 
müsse.    §.  2.  Wenn  eine  Familienmutter  mit  Tode  abgegangen 
ist,  und  ihr  Nachlass  zahlungsunfähig  ist,   so  muss  sie  auch 
lediglich  von  der  Mitgift  beerdigt  werden;  so  sagt  Gelsus. 

21.  PAUL.  lib.  XXVII.  ad  Ed.  —  Wider  den  Vater, 
in  dessen  Gewalt  sich  derjenige  befand,  dessen  Leichenbestat- 
tung-  besorgt  worden  ist,  findet  die  Leichenklage  nach  Maass- 
gabe des  Ranges  und  des  Vermögens  Statt. 

22.  ULP.  lib.  XXV.  ad  Ed.  —  Celsus  sagt:  wenn 
eine  Frau  gestorben  ist,  so  muss  sie  von  der  dem  Mann  ver- 
bleibenden Mitgift  und  von  den  übrigen  weiblichen  Gütern  an- 
theilsmassig  beerdigt  werden; 

23.  PAUL.  lib.  XXVII.  ad  Ed.  —  z.  B.  die  Mitgift 
verhalt  sich  zur  Erbschaft  wie  Eins  zu  Zwei,  so  trägt  der 
Erbe  zwei  Dritttheile  und  der  Mann  ein  Dritttheil  der  Rosten; 

24.  ULP.  lib.  XXV.  ad  Ed.  —  Julianus  setzt  hinzu: 
ohne  Abzug  der  Vermächtnisse,  * 

25.  PAUL.  lib.  XXVII.  ad  Ed.  —  und  des  Werthes 
der  Freigelassenen, 

26.  POMPON.  lib.  XV.  ad  Sabin.  —  und  ohne  Abzug 
der  Schulden ; 


I 
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27.  ULP.  Hb.  XXV.  ad  Ed.  —  so  muss  nun  der  Mann 
sowohl  als  der  Erbe  zu  den  Leichenkosten  antheilsmässig  bei- 
tragen. §.  1.  Der  Mann  kann  mit  der  Leichenklage  nicht 
belangt  werden,  wenn  er  während  stehender  Ehe  der  Frau  die 
Mitgift  gezahlt  hat,  wie  Marcellus  schreibt;  dieser  Ausspruch 
ist  zwar  richtig,  jedoch  nur  in  den  Fällen,  wo  ihm  dieses 
nach  den  Gesetzen  zu  thun  erlaubt  ist.  §.  2.  >JJeberdies  haftet 
der  Ehemann  durch  die  Leichenklage  meiner  Ansicht  nach  blos 
soweit,  als  er  die  Frau  in  Ansehung  der  Mitgift  beerbt33); 
denn  es  wird  angenommen,  dass  er  dasjenige  gewinne,  was 
er,  von  der  Frau  belangt,  dieser  würde  herausgeben  müssen. 

28.  POMPON.  üb.  XV.  ad  Sabin.  —  Wenn  keine  Mit- 
gift vorhanden  ist,  so  muss  der  Vater  alle  Kosten  tragen,  sagt 
Atilicinus,  oder  die  Erben  der  Frau,  nämlich  wenn  sie  aus 
der  Gewalt  entlassen  ist.  Wenn  sie  aber  ohne  Erben  und 
der  Vater  zahlungsunfähig  ist,  so  kann  der  Mann,  insoweit 
er  die  Frau  beerbt,  belangt  werden,  damit  es  nicht  seiner 
Unrechtlichkeit  zur  Last  falle,  wenn  die  Frau  einmal  unbegra- 
ben  bleiben  sollte. 

29.  GAJ.  lib.  XIX.  ad  Ed.  prov.  —  Wenn  eine  Frau, 
vom  ersten  Manne  geschieden,  einen  andern  geheirathet  hat 
und  mit  Tode  abgegangen  ist,  so  glaubt  Fulcinius,  brauche 
der  erste  Mann,  auch  wenn  er  die  Mitgift  gewonnen  habe, 
die  Leichenkosten  nicht  herzugeben.  §.  1.  Derjenige,  der 
eine  Familientochter  begraben  hat,  kann,  bevor  die  Mitgift  dem 
Vater  zurückgegeben  worden,  mit  vollem  Rechte  wider  den 
Ehemann  Klage  erheben;  nach  der  Zurückgabe  der  Mitgift  ist 
ihm  der  Vater  verpflichtet.  Wenn  aber  wider  den  Ehemann 
Klage  erhoben  worden  ist,  so  braucht  er  dem  Vater  der  Frau* 
[nur]  um  soviel  weniger  herauszugeben,  [als  er  an  Kosten  hat 
erstatten  müssen]. 

30.  POMPON.  lib.  XV.  ad  Sabin.  —  Umgekehrt  aber 
kann  auch  der  Vater  dasjenige,  was  er  auf  die  Bestattung  der 
Tochter  verwendet,  oder  wenn  ein  Anderer  wider  ihn  die 
Leichenklage  erhoben,  hat  zahlen  müssen,  vom  Schwiegersohn 
mit  der  Klage  wegen  der  Mitgift  zurückverlangen.  §.  1.  Wenn 
aber  eine  aus  der  Gewalt  entlassene  Tochter  mit  Tode  abge- 
gangen ist,  so  müssen  die  Erben  oder  Nachlassbesitzer,  und 
der  Vater  nach  dem  Antheile  der  Mitgift,  den  er  zurückerhält, 
und  der  Ehemann  nach  dem  Antheile,  den  er  gewinnt,  [zu  den 
Leichenkosten]  beitragen. 

31.  ULP.  lib.  XXV.  ad  Ed.  —  Wenn  ein  Haussohn 
Soldat  ist,  und  ein  im  Felde  erworbenes  Sondergut  besitzt,  so 


33)  Quod  facere  potest  hat  hier  diese  Bedeutung,  s.  B  r  i  s  8  o  n. 
h.  v. 
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müssen,  meiner  Ansicht  nach,  zuvörderst  seine  Nachfolger 
haften,  und  dann  kann  erst  der  Vater  angegangen  werden. 
§.  Ii  Wer  einen  fremden  Sclaven  oder  eine  fremde  Sclavin 
begraben  hat,  der  hat  wider  den  Herrn  die  Leichenklage. 
§.  2.  Diese  Klage  ist  nicht  Mos  ein  Jahr,  sondern  immer- 
dauernd, und  den  Erben,  wie  den  übrigen  Nachfolgern ,  und 
gegen  die  Nachfolger  zuständig. 

32.  PAUL.  üb.  XXVII.  ad  Ed.  —  Wenn  der  Besitzer 
eines  Nachlasses  die  Leichenbestattung  besorgt,  und  nachher 
bei  der  Klage  wegen  Herausgabe  unterlegen,  und  das,  was  er 
ausgelegt,  nicht  abgezogen  hat,  so  steht  ihm  die  analoge  Leichen  - 
klage  zu.  §.  1.  Wenn  Mann  und  Frau  in  demselben  Augen- 
blick sterben,  so,  sagt  Labeo,  sei  wider  den  Erben  des  Man- 
nes diese  Klage  nach  Maasgabe  dessen  Antheils  an  der  Mit- 
gift zu  ertheilen,  weil  dieser  von  der  letztern  an  ihn  gefal- 
len ist. 

33.  ULP.  lib.  LXVIII.  ad  Ed.  —  Wenn  Jemandem, 
der  Erbe  gewesen,  die  Erbschaft  nachher  als  einem  Unwürdi- 
gen entzogen  worden  ist,  so  spricht  mehr  dafür,  dass  ihm  das 
Recht  der  Begräbnisse  verbleibe. 

34.  PAUL.  lib.  LXIV.  ad  Ed.  —  Wenn  ein  Platz 
unter  einer  Bedingung  vermacht  worden  ist,  so  macht  der  Erbe 
denselben,  wenn  er  einstweilen  eine  Leiche  daselbst  beisetzt, 
nicht  zum  gefreyeten. 

35.  MARCELL.  lib.  V.  Big.  -  Wer  auf  den  Unter- 
gang seines  Vaterlandes  und  die  Ermordung  seiner  Eltern  und 
Kinder  hingearbeitet  hat,  der  wird,  nach  der  Ansicht  der  Al- 
ten, gar  nicht  betrauert;  wrenn  einen  solchen  sein  eigner  Sohn, 
oder  der  Vater  den  Sohn  umgebracht  hat,  so  soll  derselbe  nach 
allgemeiner  Uebereinstiinmung,  ohne  dass  es  ihm  als  Verbrechen 
ausgelegt  werde,  sogar  eine  Belohnung  erhalten. 

36.  POMPON.  lib.  XXVI.  ad  Quint.  Muc.  —  Wenn 
Gegenden  vom  Feinde  besetzt  worden  sind,  so  hören  sie  auf, 
gefreyet  oder  heilig  zu  sein,  sowie  auch  die  freien  Menschen 
in  Sclaverei  gerathen.  Sind  dieselben  aber  von  diesem  Unfall 
wieder  befreit  worden,  so  werden  sie  gleichsam  durch  eine 
Art  von  Heimkehrrecht  wieder  in  den  vorigen  Stand  eingesetzt. 

37.  MACER  lib.  I.  ad  leg.  vices.  hereditalum.  —  Als 
Leichenkosten  wird  auch  dasjenige  betrachtet,  was  des  Kör- 
pers wegen,  z.  B.  an  Salben,  aufgewendet  worden  ist,  auch 
der  Preis  für  die  Stätte,  wo  der  Verstorbene  beerdigt  worden, 
und  etwanige  Zollabgaben,  oder  was  für  den  Sarkophag,  oder 
Fuhrlohn,  und  überhaupt  des  Körpers  wegen,  vor  der  Bestat- 
tung verbraucht  worden  ist,  gehört  nach  meiner  Ansicht  zu  den 
Leichenkosten.  §.  1.  Das  Grabmal  (monumentum)  hat  der 
Kaiser  Hadrian  rescribirt,  sei  dasjenige,  was  des  Mahls  wegen 
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(monutnenU) ,  d.  h.  um  den  Ort  zu  sichern  (munietidi), 
errichtet  worden,  wo  die  Leiche  beigesetzt  ist  3  4).  Wenn  da- 
lier der  Testator  etwas  Weiteres  zu  erbauen  anbefohlen  hat, 
wie  z.  B.  Säulenhallen  in  Rreisform,  so  sind  dies  keine 
Leichenkosten. 

38.  ULP.  lib.  IX.  de  omn.  tribunal.  —  Dass  Leichen 
oder  Gebeine  Verstorbener  nicht  aufgehalten,  oder  beunruhigt 
noch  deren  Transport  über  öffentliche  Strassen,  oder  ihre  Be- 
stattung verhindert  werde,  dafür  hat  der  Proviucialpräsident 
zu  sorgen. 

39.  MARCIAN.  lib.  III.  Instit.  —  Die  kaiserlichen 
Gebrüder  haben  in  einem  Edict  gewarnt,  eine  rechtmässig 
bestattete,  d.  h.  in  die  Erde  gesenkte  Leiche  zu  stören.  Für 
in,  die  Erde  gesenkt  wird  [eine  Leiche]  auch  dann  angesehen, 
wenn  sie  in  einen  Sarg  in  der  Absicht  verschlossen  worden 
ist,  um  nirgends  anderswo  hingeschafft  zu  werden.  Dass  der 
Sarg  aber  selbst  nach  Erfordern  der  Umstände  an  einen  pas- 
sendem Ort  hingebracht  werden  dürfe,  ist  nicht  in  Abrede 
zu  stellen. 

40.  PAUL.  lib.  III.  Quaest.  —  Denn  wenn  Jemand  eine 
Leiche  in  der  Absicht  irgendwo  hingesetzt  hat,  weil  er  ge- 
denkt, sie  von  da  nachher  fortzuschaffen,  und  sie  vielmehr  blos 
einstweilen  daselbst  niederzulegen ,  nicht  aber  sie  daselbst  zu 
beerdigen  und  ihr  gleichsam  daselbst  ihre  ewige  Ruhestätte 
anzuweisen,  so  bleibt  der  Ort  profan. 

41.  CALLISTRAT.  lib.  II.  Inslit.  —  Wenn  Mehrere 
Eigenthümer  desjenigen  Orts  sind,  wohin  eine  Leiche  bei- 
gesetzt werden  soll,  so  müssen,  wenn  Fremde  daselbst  bestat- 
tet werden  sollen ,  Alle  einwilligen ;  dass  jeder  der  Eigen- 
thümer selbst  allda  auch  ohne  Einwilligung  der  andern  be- 
erdigt werden  könne,  versteht  sich  von  selbst,  besonders  wenn 
kein  anderer  Ort,  ihn  zu  begraben,  vorhanden  ist. 

42.  FLORENTIN.  lib.  VII.  Inst.  —  Ein  Denkmal  ist 
im  Allgemeinen  eine  des  Andenkens  für  die  Zukunft  wegen 
errichtete  Sache  ;  wird  in  diese  eine  Leiche  oder  [menschliche] 
Ueberreste  beigesetzt,  so  wird  es  ein  Begräbniss,  wird  nichts 
dieser  Art  darin  beigesetzt,  so  ist  es  ein  blos  zum  Gedächtnis* 
errichtetes  Denkmal,  was  die  Griechen  XEvoTacpiov  (leeres 
Grabmal)  nennen. 

43.  PAPJN.  lib.  VIII.  Quaest.  ~  Einige  Personen  3  5) 


34)  Die  Erläuterung  und  Verbesserungsversuche  des  ganzen  Ge- 
setzes und  einzelner  Worte,  s.  bei  Glück  XI.  8.  408? 443*.  445; 
Auin.  «5.  443.    Ich  habe  ganz  nach  unserm  Text  übersetzt 

35)  S.  Cujac.  Opp.  T.  IV.  p.  164.  ad  h.  L 
Corp.  jur.  civ.  I.  59 
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können,  wenn  sie  auch  einen  Ort  nicht  zum  gefreyeten 
machen  dürfen,  dennoch  das  Interdict  wegen  Bestattung*  eines 
Todten  analog  erheben,  z.  B.  der  Eigenheitsherr,  wenn  er 
eine  Leiche  auf  einem  Landgute,  woran  der  Niessbrauch 
einem  Andern  gehört,  bestattet  oder  bestatten  will;  denn 
wenn  er  sie  bestattet  hat,  so  wird  er  kein  rechtmässiges  Be- 
gräbniss  errichten,  wenn  er  aber  daran  behindert  wird,  so 
kann  er  sich  analog  des  Interdicts  bedienen,  weil  er  wegen 
des  Eigenthumsrechts  Beschwerde  führt.  Dasselbe  findet  in 
Ansehung  des  Gesellschafters  Statt,  der  wider  Willen  seines 
Mitgenossen  auf  einem  gemeinschaftlichen  Grundstück  einen 
Todten  bestatten  will.  Denn  wir  lassen  hier  die  strenge  Rechts- 
regel des  öffentlichen  Besten  wegen,  damit  Leichen  nicht  un- 
beerdigt  liegen  bleiben,  nicht  zur  Anwendung  kommen,  welche 
auch  hin  und  wieder  bei  zweifelhaften  Fragen  in  Betreff  der 
Religion  nicht  befolgt  zu  werden  pfiegt ;  denn  der  höchste 
Rechtsgrund  ist  derjenige,  der  für  die  Religion  spricht. 

44.  PAUL.  üb.  III.  Quaest.  —  Wenn  eine  Leiche  an 
[zwei]  verschiedenen  Orten  begraben  ist,  so  werden  zwar  beide 
nicht  gefreyet,  weil  ein  Begräbniss  nicht  mehrere  machen  kann, 
mir  scheint  aber  derjenige  gefreyet  zu  sein,  wo  der  vornehmste 
Theil  begraben  ist,  d.  h.  der  Kopf,  welcher  derjenige  ist, 
woran  man  uns  kennt.  §.  I.  Wenn  nachher  die  Hinweg- 
Schaffung  der  Ueberreste  verlangt  wird,  so  hört  der  Ort  auf, 
gefreyet  zu  sein. 

45.  MARCIAN.  üb.  VIH.  Fidcssor.  —  Die  Leichen- 
kosten  werden  stets  von  der  Erbschaft  abgezogen  ;  sie  pflegen 
auch  jeder  Forderung  vorzugehen,  wenn  der  Nachlass  zahlungs- 
unfähig ist. 

46.  SCAEVOLAlib.H.  Quaest,  —  Wer  mehrere  Grund- 
stücke hinterlässt,  und  den  Niessbrauch  an  allen  getrennt  ver- 
macht hat,  kann  in  einem  derselben  beigesetzt  werden;  die 
Auswahl  steht  dem  Erben  zu,  und  es  findet  Entschädigung 
Statt;  dem  Niessbraucher  ist  aber  wider  den  Erben  eine  ana- 
loge Klage  zur  Erlangung  dessen  zu  ertheilen,  um  wieviel  der 
Niessbrauch  durch  diese  Wahl  verringert  worden  ist.  §.  1. 
Wenn  der  Erbe  einer  Frau  deren  Leiche  auf  einem  erbschaft- 
lichen Grundstück  beigesetzt  hat,  so  wird  er  vom  Ehemann, 
der  zu  den  Leichenkosten  beitragen  muss ,  nach  Maassgabe  der 
Abschätzung  des  Platzes  [einen  Ersatz]  erhalten.  §.  2.  Dem- 
jenigen, dem  Kleider  vermacht  worden  sind,  muss,  der  An- 
nahme nach,  wenn  sie  zur  Leiche  verwendet  worden,  wider 
den  Erben  eine  analoge  Klage  ertheilt  werden,  und  das  Pri- 
vilegium der  Leichenkosten. 
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Achter  Titel. 

De    mortuo    i  nfe  r  endo    et   aepulcr  o  aedi- 
fic  ando. 

{Von  der  heichenbestattung  und  der  Erbauung  von  Begräb- 
nissen.) 

1.  ULP.  üb.  LXVIII.  ad  Ed.   —    Der  Prätor  sagt  : 
Wohin    und    auf  welchem  Wege  Jemandem  da» 
Recht  zusteht,   ohne   deine   Einwilligung  einen 
Todten  zu  beerdigen,  verbiete  ich  demselben,  da- 
selbst und  auf  diesem  Wege  den  Todten  zu  beer- 
digen, ein  Hinderniss  gewaltsam  in  den  Weg  zu 
legen.    §.  1.  Wer  das  Recht  hat,  einen  Todten  [irgendwo] 
zu  beerdigen ,  der  wird  nicht  daran  verhindert ;  an  der  Beer- 
digung verhindert  zu  werden,  wird  sowohl  von  der  Behin- 
derung an  der  Bestattung  an  dem  Orte  selbst,  als  von  dem 
Anhalten  auf  dem  Wege  dahin  verstanden.    §.  2.  Dieses  In- 
terdicts  über  die  Leichenbestattung  kann  sich  der  Eigenheits- 
herr bedienen  ;  es  steht  auch  wegen  eines  [noch]  reinen  Ortes 
zu.   §.  3.  Ingleichen  kann  man  sich  dieses  Interdicts  bedienen, 
wenn  man  ein  W^gerecht  zu  dem  Landgute  hat,  auf  welches 
man  den  Todten  hinschaffen  will,  und  in  Ansehung  des  We- 
ges verhindert  wird,  weil,  sobald  man  an  dem  Wege  verhin- 
dert wird,  man  es  auch  in  Betreff  der  Bestattung  selbst  wird; 
dies  gilt  auch,  wenn  man  zu  einer  andern  Dienstbarkeit  be- 
rechtigt ist.    §.  4.  Dass  dieses  Interdict  ein  verbietendes  sei, 
ist  einleuchtend.    §.  5.  Der  Prätor  sagt:   Wo  Jemand  ein 
Recht  hat,  ohne  deine  Einwilligung  einen  Todten 
zu  bestatten,  verbiete  ich,  demselben  Gewalt  an- 
zuthun,  wenn  er  daselbst  ein  Grabmal  ohne  arg- 
listige Absicht  erbauen  will.    §.  6.  Dieses  Interdict  ist 
zu  dem  Ende  erlassen  worden,  weil  bei  der  Errichtung  und 
Verzierung  der  Denkmäler  die  Religion  betheiligt  ist.  §.  7.  Ein 
Begräbniss  oder  Denkmal  an  einem  Orte  anzulegen,  wo  man 
ein  Recht  dazu  hat,  kann  Niemand  verhindert  werden.  §.  8.  Den 
Bau  zu  verhindern,  wird  auch  von  dem  angenommen,  der  die 
Herbeischaffung  von  solchen  Materialien  verhindert,  die  zum 
Gebäude  nothwendig  sind;   mithin  findet  auch,  wenn  Jemand 
die  nöthigen  Arbeitsleute  am  Kommen  verhindert,  das  Inte» 
dict  Statt ;  oder  wenn  er  die  Befestigung  von  Maschinen  ver- 
hindert, vorausgesetzt,   dass  dies  da  geschehe,  wo  Verpflich- 
tung zu  einer  Dienstbarkeit  vorhanden  ist.   Willst  du  aber  auf 
meinem  Grund  und  Boden  eine  Maschine  errichten,  so  halte 
ich  nicht  durch  das  Interdict,  wenn  ich  zufolge  meines  Rechis 
dies  nicht  gestatten  will.        9.  Bauen  wird  nicht  blos  von 
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dem  angenommen,  der  einen  Neubau  beabsichtigt,  gondern  auch 
von  demjenigen,  der  etwas  ausbessern  will.  §.  10.  Wer  da- 
mit umgeht,  ein  Begräbniss  umzustürzen,  haftet  durch  dieses 
Interdict. 

2.  MARCELL.  lib.  XXVIII.  Dig.  —  Das  königliche 
Gesetz  verbietet,  eine  gestorbene  Schwangere  zu  begraben,  be- 
vor die  Leibesfrucht  herausgeschnitten  worden ,  wer  dawider 
gehandelt  hat,  von  dem  wird  angenommen,  dass  er  die  Hoff- 
nung auf  das  lebende  [Kind]  mit  der  Schwangern  zerstört  habe. 

3.  PQMPON.  lib.  IX.  ad  Sabin.  —  Wenn  Jemand  dei- 
nen Gebäuden  zu  nahe  ein  Begräbniss  36)  anlegt,  so  kannst 
du  Anzeige  wegen  eines  Neubaues  machen ;  wenn  es  aber  be- 
reits errichtet  worden,  steht  dir  keine  Klage  zu,  ausser  [dem 
luterdictj  Was  mit  Gewalt  oder  heimlich.  §.  1.  Wenn 
eine  Leiche  innerhalb  der  gesetzmä'ssigen  Entfernung  von  einem 
fremden  Gebäude  bestaltet  worden  ist,  so  kann  denjenigen, 
[der  dies  gethan,]  der  Eigenthümer  des  Gebäudes  an  der  Be- 
stattung eines  andern  Todten  oder  Erbauung  eines  Denkmals 
daselbst  nicht  verhindern,  wenn  er  es  ursprünglich  mit  Wissen 
des  Eigenthümers  gethan  hat. 

4.  ULP.  lib.  IL  Kesp.  —  Langjähriger  Besitz  eignet  dem, 
der  kein  Recht  dazu  hat,  das  Recht  des  Begräbnisses  nicht  zu. 

5.  Idem  lib.  I.  Opin.  —  Wenn  die  Gebeine  eines  Men- 
schen in  einem  unvollendeten  Grabmal  beigesetzt  worden  sind, 
so  steht  nichts  im  Wege,  dasselbe  zu  vollenden.  §.  I.  Wenn 
aber  der  Ort  bereits  religiös  geworden  ist,  so  müssen  die 
Priester  darüber  bestimmen,  inwieweit,  ohne  der  Religion  zu 
nahe  zu  treten,  dem  Mangel  an  dem  herzustellenden  Gebäude 
abgeholfen  werden  kann. 


36)  $.  Bach  X.  T.  I.  /.  ulu 


Ende  des  ersten  Bandes. 
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Die  drei  ersten  Bogen  der  zweiten  Auflage  sind  früher 
gedruckt  als  die  folgenden,  und  namentlich  vor  Erscheinung 
der  Schräder  sehen  grossen  Ausgabe  des  Corpus  Juris.  Da- 
her sind  einige  Nachträge  und  Berichtigungen  nothwendig. 

Seite  Zeile 

1  12    v.  o.  ist  hinter  gleich  hinzuzusetzen:  von  Anfang  an 

„      gl      —    statt:  keinen  Andern  verletzen,  lies:  Andere 
nicht  verletzen 

22  statt:  Das  Studium  desselben,  lies:  Diese  Wissen- 
schaft. (Studium  steht  für  diseiplina,  cui  s/w- 
deri  solet.) 

24    statt:  Staat,  lies:  Staatsverfassung 

2  ist  Anmerk.  2)  zu  streichen;  vel  steht  für  et 

3  4    statt:  Rechte  gebildet,  lies:  Rechtsgrundsätze  für 

sich  aufgestellt 

§.4.  ist  statt  Volk  zu  lesen:  Gemeinde.  (Niebuhr.) 

5       2    statt  daher  1.  übrigens 

3     —    desselben  1.  dieses  Unistandes 

20    vor  Rechts  ist  einzuschalten  [übrigen] 

28    statt  dessen  I.  das  zu  thun 

7     10     —    Freie  1.  Freigeborene 

15  feierliche  Erklärung  1.  durch  den  Stab  (s.  Ruhr, 
T.  Dig.  de  Manumission.) 

28    statt  Unterthanen  1.  Unterthänige 

9      16    hinter  Rath    l.    nach    Darthunng   deren  rechtlichen 
Grundes  geschehen  ist 

10       9    statt  diese  Eigenschaft  1.  die  Stetigkeit  des  eigenen 
Will  e  n  s 

18    statt  schädlich  1.  gewissermassen  missgünstig 
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Seite  Zeile 

12       7   statt  unzertrennliches  I.  nngeiheiltes 

15  Tit.  XI.  §.  I.   st.  Bestätigung  1.  Amtsgewalt,  and 

Anm. ' 3)  ist  zu  streichen. 

17  —     §»11.  st.  Gnade  1.  ein  Rescript 

19      18   v.  n.  ist  hinter  einem  hinzuzusetzen  allen 

21  1    v.  O.  —    —      Gewalt       —         und  Botmässjgkeit 

22  Tit.XV.  st.  Seitenverwandten  und  Seitenverwandi- 

Schaft  1.  Agnaten  und  Agnation 

25       8  u.  11  v.  u.  st.  beteilt  1.  gefordert 

—  4  —    st.  Minderjährige  1.  Unmündige 

30      19   v.  o.  st.  Aemter  1.  städtischen  Amtslasten 

  T.  XXV.  §.1.  engere  Senatssitzungen  1.  Semestreu. 

Zusatz  zu  Anm.  *).  Die  Turiner  Glosse  hei 
Savigny  (R.  RGesch.  Nr.  43.)  erklärt  den  Namen 
von  der  nach  Semesiribus  angelegten  Sammlung 
der  Constitutionen  des  Kaisers  Marcus. 

33  11    v.  u.  st.  nicht  dazu  thut,  1.  sich  verborgen  hält,  so 

35  §.  9.  —  religiös  1.  gefreyet 

—  §.  10.  —  geheiligt  1.  geweiht 

39  9  v.  u.  st.  Klage  auf  Herausgabe  I.  Eigenthumsklage 
41        2     —    hinter  Stoff  ist  hinzuzusetzen  diebischer  Weise 

44  4   v.  o.  st.  Aus  —  mehr  1.  Hieraus  folgt 

45  1     —    —  eines  —  gehen,  1.   dass  ein  Mensch  hin- 

nnd  wiedergehen  darf 

—  2,  3  n.  6  st.  Vieh  1.  Zugvieh 
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